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Die Internationale 

Jahrg. 4 ⁕ Ausgegeben 1. Januar 1922 ⁕ Heft 1/2 

Zum Geleit! 
Berlin, den 1. Januar 1922. 

Die „Internationale“ beginnt den neuen Jahrgang in veränderter Gestalt, sie geht über zu wöchentli-

cher Ausgabe. Das Bedürfnis dazu erwuchs aus der Fülle der taktischen Probleme, die die Zeit auf-

wirft und denen die Tagespresse allein nicht genügen kann. Die Partei hat im Laufe des letzten Jahres 

sich eine Reihe neuer Tätigkeitsgebiete erobert, sie war gezwungen, sich einer weit größeren Arbeits-

teilung zu unterziehen, als das bisher der Fall war. Das bringt es mit sich, daß die Probleme der 

kommunistischen Taktik sich häufen und das erfordert um so gebieterischer, daß alle diese Probleme 

sich wieder und wieder am kommunistischen Gedanken orientieren. Die Verbindung von kommunis-

tischer Praxis und Theorie, die dieser Zeitschrift von vornherein als ihr Ziel vorschwebte, muß heute 

inniger denn je werden. 

Die „Internationale“ beginnt ihren neuen Jahrgang in einem Augenblick, wo selbst die Grundlagen 

des Kommunismus bestritten werden. Unter dem Namen des Kommunismus treten Strömungen au-

ßerhalb der Partei auf, die ihren Widerhall auch in der Partei finden, die die Grenze gegenüber dem 

Sozialreformismus zu verwischen suchen. Diese Grenzen müssen also von neuem mit aller Schärfe 

gezogen werden. Auf der anderen Seite machen sich Strömungen bemerkbar, die dem Eingehen der 

Partei auf die Bedürfnisse der Tageskämpfe im Wege stehen. Die Strömungen sind nicht auf Deutsch-

land beschränkt, sie zeigen sich mehr oder weniger klar in einer Reihe von Sektionen der Kommu-

nistischen Internationale. Die Aufgabe der „Internationale“ muß es sein, die Grenzen scharf abzuste-

chen, die den Kommunismus vom Nichtkommunismus trennen und die Bahn zu ebnen, auf der die 

Partei, an die Bedürfnisse der breiten Massen anknüpfend, sie um die Grundsätze des Kommunismus 

sammeln kann. 

Diese Schwankungen und Verwirrungen sind eng verknüpft mit der augenblicklichen Lage der kapi-

talistischen Welt und der Arbeiterbewegung. Drei Jahre nach dem Ende des Weltkrieges ist die kapi-

talistische Welt bereits vor so offenkundigen Gefahren einer neuen Weltschlächterei angelangt, daß 

sie – in Washington den Versuch unternimmt, die nahende Katastrophe zu bannen. Nach [2] drei 

Jahren ist die ökonomische Regelung des Friedens durch die kapitalistische Welt noch in der Sack-

gasse und wiederum wird der Versuch unternommen, sich am eignen Schopfe aus dem Sumpfe zu 

ziehen. Wenn die Tatsache dieser Versuche beweist, daß die bürgerliche Welt nach drei kurzen Jahren 

der ökonomischen und politischen Anarchie nicht nur nicht hat Herr werden können, sondern daß 

diese Anarchie sich gefährlich verschärft, so beweist andrerseits die Tatsache, daß die bürgerliche 

Welt selbst Versuche der Lösung unternimmt, daß die Arbeiterklasse ihrerseits in diesen drei Jahren 

noch nicht verstanden hat, diese Probleme selbst zu meistern. Rußland ausgenommen standen diese 

drei Jahre noch in allen Ländern unter dem Zeichen der praktischen Eroberung des Sozialreformis-

mus. Die Kräfte des Kommunismus sammelten sich, aus Richtungen wurden Gruppen, aus Gruppen 

wurden Parteien, aber noch nirgends ist es so weit, daß die Mehrheit der Arbeiterklasse unter dem 

Banner des Kommunismus marschiert. Jedoch unverkennbar, daß drei Jahre Sozialreformistischer 

Praxis in den breiten Massen zu einer wachsenden Enttäuschung geführt haben. In den Hauptländern 

des Westens befindet sich der Sozialreformismus in einer Krise. In Deutschland insbesondere ist diese 

Krise am sichtbarsten. Sie drückt sich handgreiflich darin aus, daß die Sozialdemokratie am Ende 

dreier Jahre gezwungen ist, dem monopolisierten Finanz- und Industriekapital ökonomisch und poli-

tisch die Führung zu überlassen. Bei alledem ist die Entwurzelung des Sozialreformismus in den 

breiten Massen ein sehr langwieriger Prozeß mit Vorstößen und Rückschlägen. Nichts aber bezeugt 

mehr die enge Verbundenheit der Kommunistischen Partei mit den breiten Massen, daß diese Zerset-

zung des Sozialreformismus auch in den Reihen der Kommunistischen Partei ihre Rückwirkungen 

zeigt. Das stellt uns vor die Aufgabe, einesteils positiv das Problem der Ueberwindung des Sozialre-

formismus nach allen seinen Seiten praktisch und theoretisch anzugreifen, auf der anderen Seite aber 

die kommunistische Bewegung selbst dagegen zu sichern, daß die Zersetzung des Sozialreformismus 

ihr eigenes Wesen trübt. 
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Die „Internationale“ soll eine Stätte der Klärung aller dieser Probleme nach ihrer praktischen theore-

tischen Seite hin sein. Sie wird in weiterem Maße, als die Tagespresse dies tun kann, eine Stätte der 

Diskussion sein, was nicht ausschließt, sondern bedingt, daß die Leitung der „Internationale“ selbst 

an eine feste Grundanschauung gebunden ist. Soll die „Internationale“ ihre Aufgabe erfüllen, so ist 

die regste Mitarbeit der Partei nötig. 

* 

Die nächsten Aufgaben der Kommunistischen Internationale.  
Von K a r l  R a d e k . 

Kurz nach der Spaltung der Unabhängigen Sozialdemokratie Deutschlands auf dem Kongreß in Halle 

und nach der Bildung der Ver-[3]einigten Kommunistischen Partei Deutschlands trat diese mit einem 

„Offenen Briefe“ an die Sozialdemokratie, an die Unabhängige Sozialdemokratie und an die Gewerk-

schaften mit dem Vorschlag, den gemeinsamen Kampf um die nächsten aktuellen Interessen der deut-

schen Arbeiterklasse aufzunehmen, heran. In den Massen der Mitglieder der deutschen Kommunis-

tischen Partei wurde dieser Schritt mit großer Freude aufgenommen. Bei einem Teile der führenden 

Genossen der K. P. D., wie der Internationale, erweckte er Befremden. Erst haben wir die Spaltung 

von den rechten Unabhängigen propagiert, sie als Verräter den Massen dargestellt, und nun sollen 

wir ihnen gemeinsame Aktionen vorschlagen, und das sogar zusammen mit den Scheidemännern und 

den Gewerkschaftsführern, die während des Krieges das Proletariat an das von Blut triefende Kapital 

ausgeliefert haben! Nicht weniger Befremden erweckten die Forderungen, die im „Offenen Briefe“ 

gestellt waren. Kein Wort war dort gesagt von der Diktatur des Proletariats, ja sogar die aktuellen 

Forderungen waren keinesfalls agitatorisch übertreibend, sondern umgekehrt, außerordentlich nüch-

tern und bescheiden formuliert: es stand ihnen an der Stirn geschrieben, daß sie so gefaßt waren, daß 

niemand sagen könnte, es handele sich hier nur um Agitationslosungen. Das Befremden eines Teiles 

der führenden Genossen hatte seine historischen Gründe, wie die Zustimmung, der kommunistischen 

Arbeiter in Deutschland kritisch das Richtige traf. 

Das Befremden war darin begründet, daß hier aus einer Situation heraus – der Schritt wurde getan im 

Januar 1921 angesichts sich anbahnender großer Wirtschaftskämpfe – eine Taktik eingeschlagen 

wurde, die der bisherigen zu widersprechen schien, die jedenfalls neu war. Auf der anderen Seite aber 

schien es den Kommunisten in der Werkstatt, sie bekämen durch diese Taktik die Möglichkeit, mit 

einer frischen erfolgreichen Agitation bei ihren Arbeitskollegen einzusetzen. Sie fühlten, daß Spal-

tung in Halle notwendig war, weil sie sich überzeugt hatten, daß die Dittmann, Crispien und Hilfer-

ding durch revolutionäre Phrasen ihren wirklichen Unwillen um revolutionären Kampfe verhüllten. 

Aber gleichzeitig führten sie, daß diese Spaltung einstweilen einen tiefen Graben zwischen ihnen und 

nicht nur ihren bisherigen Parteigenossen, sondern breiten Massen der Arbeiter gebildet hat. Diese 

Arbeitermassen sehen, wie das Kapital überall zum Angriff an die Arbeiterklasse übergeht, und jede 

Spaltung empfinden sie als einen Dolchstoß in den Rücken: sie empfinden sie als Zersplitterung der 

Arbeiterschaft. Und wie sollten die kommunistischen Arbeiter diese Entfremdung überwinden? In-

dem sie den nicht kommunistischen Arbeitern die Notwendigkeit des Kampfes um die Diktatur be-

wiesen? Aber die nicht kommunistischen Arbeiter sind in der Sozialdemokratie und der Unabhängi-

gen Sozialdemokratie eben darum geblieben, weil sie der Meinung waren, man könne auch mit den 

bisherigen Mitteln weitere Fortschritte machen. Der einzige Weg, um an diese nicht kommunistischen 

Massen heranzukommen, bestand darin, anzuknüpfen an ihre aktuellen Nöte, sie zu unterstützen in 

dem Kampfe um die nächsten Forderungen, die diese Massen für notwendig und unumgänglich hal-

ten. Uebernahm aber die Kommunistische Partei Deutschlands die Pflicht, Vorkämpferin zu sein in 

den täglichen Lebensnöten, dann hatte sie den Boden zur Einigung mit der Arbeitermasse und die 

Möglichkeit, der Arbeitermasse viel anschaulicher die Notwendigkeit des Kampfes um die Diktatur 

zu zeigen, als es bisher geschah. Wenn die Arbeitermasse bei der jetzigen Zerrüttung des Kapitals 

den Kampf begann um eine Erhöhung des Lohnes, so würde sich in diesem praktischen Kampfe nicht 

nur der Gegensatz des Proletariats zur bürgerlichen Demokratie von selbst ergeben, sondern die Not-

wendigkeit viel tiefer eingreifen-[4]der ökonomischer Uebergangsforderungen, wie z. B. der Forde-

rung der Kontrolle der Produktion. Und ein derartiger Kampf würde durchgeführt, entweder die 
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sozialdemokratischen und Gewerkschaftsführer nötigen, unter dem Druck der Massen weiter nach 

links zu gehen, oder zu versagen, nicht in der Frage Diktatur oder Demokratie, die sie immer noch 

weil die Arbeitermasse die demokratischen Illusionen noch nicht endgültig verloren hat, sondern in 

der Arbeitszeit und des Brotes, also in Fragen, wo die Arbeiter viel klarer sehen. 

Der Kampf, den die Sozialdemokraten und Gewerkschaftsführer sofort gegen die neue Taktik der 

Kommunistischen Partei in der wütendsten Form begonnen haben, zeigte, wie richtig diese Taktik 

war. Daß die Kommunistische Partei Deutschlands formell sich um einen Schritt zurückzog, indem 

sie die sozialdemokratische und Gewerkschaftsbureaukratie nicht von vornherein als Verräter behan-

delte, sondern ihr eine gemeinsame Kampffront vorschlug, daß die Kommunistische Partei Deutsch-

lands den Kampf nicht um ihre letzten Ziele, sondern um die nächstliegenden vorschlug, die den 

Arbeitern ohne Parteiunterschied einleuchteten, minderte nicht die Werbekraft der Kommunistischen 

Partei Deutschlands, sondern stärkt sie umgekehrt. Die Sozialdemokratie haben den ersten Ansturm 

abgewehrt. Aber die Kommunistische Partei Deutschlands hat durch ihn ihre Basis in den Gewerk-

schaften gestärkt und ausgebreitet, und sie hatte wieder günstigen Wind in den Segeln. Sogar die 

Fehler, die sie in der Märzaktion beging, und den Schaden, den sie ihr zugefügt haben, überwand sie 

durch nichts anderes, als eben durch die Methode des „Offenen Briefes“. Und es unterliegt nicht dem 

geringsten Zweifel, daß der Kampf um die gemeinsame Arbeiterfront, den sie jetzt angesichts der 

großen Krise, die Deutschland erlebt, durchführt, sie zur großen Macht in der deutschen Arbeiter-

klasse machen wird. Der wütende zu dem die Sozialdemokraten und Unabhängigen mit Unterstüt-

zung der gesamten bürgerlichen Presse übergegangen sind, den sie auf Grund der wirklich in der 

Märzaktion begangenen oder der fingierten Fehler gegen die Kommunistische Partei Deutschlands 

führen, beweist, daß sie ausgezeichnet verstehen, daß die Kommunistische Partei in der neuen Kritik 

eine wuchtige Waffe gegen sie in den Händen besitzt. 

2. 

Die Taktik der gemeinsamen Arbeiterfront ist wie jede taktische Wendung einer größeren Partei nicht 

durch doktrinäre Kalkulation einzelner Leute entstanden. Sie wurde nicht erfunden, sondern gefun-

den. Nachdem sie durch die Zentrale der K. P. D, in der Sitzung der Vertreter aller Bezirke vorge-

schlagen worden ist, zeigte sich, daß eine ganze Reihe Provinzorganisationen der Partei schon früher 

diesen Weg beschritten hatten: so die Kommunisten in Rheinland-Westfalen und in Stuttgart. Die 

Taktik war begründet durch die praktischen Bedürfnisse der deutschen Bewegung. 

Bald zeigte es sich, daß sie auch den Bedürfnissen in den anderen Ländern entspräche. Die Kommu-

nistische Partei der Schweiz wandte sie an und sogar unsere italienischen Genossen, die, da sie erst 

vor kurzem sich von der Sozialistischen Partei getrennt haben, in der erbittersten Gegnerschaft zu 

Serrati standen, schlugen der italienischen Partei bei der Hilfe für Sowjet-Rußland gemeinsame 

Sammlungen vor. Wenn sie aber eine gemeinsame Front mit der Sozialistischen Partei aufzurichten 

suchen können, um dem russischen Proletariat Hilfe zu leisten, warum sollen sie nicht versuchen, die 

gemeinsame Front zum Kampfe gegen Faszisti-Banditen aufzurichten? Serrati und sein Führerklün-

gel ist nicht zuverlässiger [5] in seinem Verhältnis zu Rußland, wie in seinem Kampfverhältnis im 

Verhältnis zu Rußland wie im Verhältnis zur Frage im Kampfe gegen die Faszisten. In der einen wie 

der anderen Frage gewinnt die Kommunistische Partei, falls es gelingt, die Sozialistische Partei beim 

Worte zu nehmen, und in den Kampf zu treiben, ebenso wie in dem Falle, daß die Sozialistische Partei 

sich in einer praktischen Frage, die die Arbeitermassen klar übersehen, entlarvt, wenn sie zeigt, das 

zeigt, daß ihre Worte anders sind als die Taten. Und wie liegt die Sache in Schweden? Die Bourgeoi-

sie ist gespalten und kann keine bürgerliche Regierung bilden, obwohl sie die Mehrheit der Wahl-

stimmen erhalten hat. Die Sozialdemokratie wollte eine Koalitionsregierung mit den Liberalen bil-

den. Aber die Liberalen lehnten es ab. Die Sozialdemokratie als stärkste Partei im Staate mußte die 

Regierung übernehmen, aber sie kann sie nicht halten, wenn die Kommunistische Partei Schwedens 

ihr die Unterstützung im Parlament entzieht. Die Kommunistische Partei Schwedens hat nur den sie-

benten Teil der sozialdemokratischen Stimmen gekriegt. Die große Mehrheit der organisierten Ar-

beiter steht im Lager Brantings. Hilft die Kommunistische Partei Schwedens der Bourgeoisie, Bran-

ting zu stürzen, so werden der schwedischen Arbeiterklasse die Erfahrungen mit der Branting-
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Regierung erspart. Die Entwicklung, der Verlust der Illusionen, wird verlangsamt, ja, umgekehrt, die 

sozialdemokratischen Arbeiter werden der Kommunistischen Partei den Vorwurf machen, daß sie sie 

geprellt hat um die Erleichterungen ihrer schweren Lage, die ihnen die sozialdemokratische Regie-

rung bringen konnte. Wird aber die Kommunistische Partei die Branting-Regierung solange unter-

stützen, solange diese durch Kompromisse mit der Bourgeoisie nicht selbst die Arbeiter enttäuscht, 

so wird der Einfluß der Kommunisten wachsen. 

In einer ganzen Reihe von Ländern hat sich die Taktik des Kampfes um die gemeinsame Front der 

Arbeiterklasse als notwendig gezeigt. Wenn sie aber für die Kommunisten nützlich ist im Rahmen 

einzelner Staaten, so ist sie zulässig auch im internationalen Maßstabe. Es ist nur die Frage, ob sie 

auch im internationalen Maßstabe nützlich ist. Die Kommunistische Internationale und die Rote Ge-

werkschafts-Internationale gewandt mit dem Vorschlag der gemeinsamen Organisation der Hilfe für 

Sowjet-Rußland. Haben wir etwas verloren, daß die Amsterdamer Herren es abgeschlagen haben? 

Nein. Sie haben demaskiert, was ihr Geschrei von der Arbeitersolidarität wert ist. Werden wir etwas 

verlieren, wenn wir ihnen vorschlagen, gemeinsam aufzutreten gegen die neuen Kriegsgefahren, die 

Washington enthüllt hat? Sollen sie es abschlagen! Dann werden die Arbeiter aller Länder fragen: die 

Amsterdamer sind Lakaien des internationalen Imperialismus, ja der Rüstungsindustrie. Sie schreien: 

„Nie wieder Krieg“, aber wenn es sich um gemeinsame Demonstrationen des Proletariats handelt, 

kriechen sie in ihre Löcher. Und wenn wir ihnen vorschlagen, zusammen zu kämpfen gegen die Ge-

fahr der Besetzung des Ruhrgebietes durch den französischen Imperialismus, gegen die Gefahr der 

vollkommenen Versklavung Deutschlands, die das deutsche Proletariat zum Lohndrücker des inter-

nationalen Proletariats machen würde? Und wenn wir ihnen vorschlagen, zusammen zu demonstrie-

ren für die Anerkennung Sowjet-Rußlands und einer Anleihe zwecks Wiederherstellung der russi-

schen Wirtschaft, ohne die die Wirtschaftskrise und damit die Arbeitslosigkeit in allen Ländern sich 

nur steigern wird? Schlagen sie das alles ab, so sehen die Arbeiter aller Länder, daß die Amsterdamer 

Gewerkschafts-Internationale, daß die 2. und 2½. Internationale ihren nächsten Interessen ins Gesicht 

schlagen, daß sie die nationale und internationale Zerklüftung der Ar-[6]beiterklasse verewigen wol-

len, daß sie freiwillig Koalitionen mit der Bourgeoisie schließen, nicht, wie sie es bisher gezeigt ha-

ben, weil die zerklüftete Arbeiterklasse es unmöglich macht, einen einheitlichen Druck auf die Bour-

geoisie auszuüben und in verschiedenen Ländern wie Deutschland, England, Schweden eine Arbei-

terregierung an Stelle der bürgerlichen zu setzen, sondern weil sie das Bündnis mit der Bourgeoisie 

wollen. Nehmen aber die Vertreter der 2. und 2½ Internationale und der Amsterdamer Gewerk-

schafts-Internationale unsere Vorschläge an, dann werden wir, gestützt auf die Arbeitermassen, ver-

suchen, sie Schritt für Schritt vorwärts zu treiben, und jede ihrer Halbheit wird sich gegen sie wenden. 

Die neue Taktik bietet so unbeschreibbare Vorteile, eröffnet für den internationalen Kommunismus, 

für den Klassenkampf des Proletariats so günstige Perspektiven, daß sie zweifelsohne zum Gemein-

gut aller kommunistischen Parteien wird. Wenn das aber so ist, so müssen ihr zu Grunde allgemeine 

Aenderungen in der internationalen Lage liegen. Wir sagen Aenderungen, denn es ist klar, daß wir 

im Jahre 1918/20 mit anderen Methoden gekämpft haben. Wir haben damals den sozialdemokrati-

schen Parteien im allgemeinen nicht nur kein gemeinsames Vorgehen vorgeschlagen – obwohl in 

einzelnen Fällen wir auch damals so vorgingen, sondern wir haben mit allen Mitteln ihre Spaltung 

betrieben. Wir haben früher mehr die allgemeinen Losungen der Diktatur der Sowjetregierung in den 

Vordergrund gestellt, während wir jetzt, ohne irgendwas an unseren allgemeinen Forderungen zu 

ändern, konkrete Uebergangsforderungen in den Vordergrund stellen. Worin bestehen diese Aende-

rungen, was ist ihr Wesen? Auf diese Frage gilt es, eine Antwort zu geben, wenn wir das Neue in der 

Taktik verstehen und richtig anwenden wollen. 

3. 

Genosse Trotzki hat seine Referate über die internationale Wirtschaftslage und die Aufgabe der Kom-

munistischen Internationale, die er vor und nach dem 3. Kongreß der Kommunistischen Internationale 

gehalten hat, „Die neue Etappe“ betitelt. Worin besteht nach ihm die neue Etappe? Sie besteht darin, 

daß während des Krieges und in der ersten Zeit nach seiner Beendigung in der Demobilisationsperi-

ode, die ungefähr bis zum Abschluß des Versailler Friedens gedauert hat, die Möglichkeit bestand, 
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trotz der Schwäche der kommunistischen Parteien, die bürgerlichen kapitalistischen Regierungen 

über den Haufen zu rennen. Die vom Kriege zurückflutende bewaffnete Arbeitermasse war voll Wil-

lens, bessere Lebensbedingungen zu erringen, und der kapitalistische Staatsapparat war so erschüttert, 

daß er bei ihrem Andrang zusammenstürzen konnte, selbst wenn sich die Arbeiterklasse nicht zum 

direkten Ziele die Eroberung der Macht stellte. Die Demobilisationskrise wurde von der Bourgeoisie 

überwunden, einerseits dank der Tatsache, daß ihr die Sozialdemokratie und Gewerkschaftsbu-

reaukratie überall helfend unter die Arme griff, andererseits dank der vorübergehenden Nachkriegs-

konjunktur, die bis zum Sommer 1920 andauerte und die ihre Quelle in dem enormen Warenbedarf 

der durch den Krieg ausgehungerten Welt hatte. Die Ueberwindung der Demobilisationskrise machte 

einen neuen generellen Ansturm der Arbeiterklasse, abhängig von der weiteren fortschreitenden Zer-

setzung der Weltwirtschaft, von der weiteren Verschärfung der in Versailles nicht gelösten weltpoli-

tischen Gegensätze und von dem Absterben der Illusionen, die durch die demokratischen Umwälzun-

gen des Jahres 1918 und durch die Konjunktur des Jahres 1918/20 geboren worden sind. Die neue 

Etappe bestand darin, daß seit der Mitte des Jahres 1919 man [7] nicht mehr mit einer internationalen 

Explosion in absehbarer Zeit, sondern mit einem langsamen neuen Reifen der Weltrevolution zu 

rechnen hatte. Diese Auffassung vertraten wir seit dem Herbst 1919, seit dem Brief an den Heidel-

berger Parteitag im September 1919. 

Die Einsicht, daß die Weltrevolution ein langer Prozeß sein wird, konnte nicht auf einmal zum Ge-

meingut aller Kommunisten werden, weil die katastrophale Lage in Mitteleuropa, der siegreiche, be-

waffnete Kampf Sowjet-Rußlands gegen die Entente die allgemeinen Perspektiven, die allgemeine 

Weltlage sehr oft überschattete. Ereignisse wie der Kapp-Putsch im Frühjahr 1920 und die Siege 

Sowjet-Rußlands über Polen waren geeignet, die Entwicklung in ein viel schnelleres Tempo zu brin-

gen. Solche Ereignisse sind auch jetzt möglich, weil die ganze Lage in Mitteleuropa einen Vulkan 

darstellt und weil Sowjet-Rußland auf dem Boden der neuen ökonomischen Politik als Machtfaktor 

erstarken wird. Aber solche Ereignisse würden zwar das Tempo der Entwicklung beschleunigen, aber 

den allgemeinen Charakter der jetzigen Etappe nicht aufheben: sie besteht darin, daß im Weltmaß-

stabe der Sieg des Proletariats ein Resultat sehr langer Kämpfe der verschiedensten Art sein wird. 

Diese Einsicht wurde schließlich zur allgemeinen Auffassung der Kommunistischen Internationale, 

und sie kommt zum Ausdruck in dem Begriff: „Die neue Etappe“. 

Aus dieser Einsicht ergaben sich eine ganze Reihe taktischer und strategischer Folgerungen. Die erste 

Folgerung ist; die nächste Aufgabe der Kommunistischen Internationale besteht im allgemeinen nicht 

im Generalsturm, sondern in der Bildung der Armee für den Generalsturm, in ihrer Einexerzierung 

und Durchmanövrierung, was keinesfalls die Möglichkeit ausschließt, daß in einzelnen Ländern über 

Nacht es zu generellen Schlachten kommt. Die erste Aufgabe in der neuen Etappe bestand also darin, 

Parteien zu bilden, die bewußt die kommunistische Agitation, Propaganda treiben, jeden Teilkampf 

des Proletariats möglichst vertiefen, verallgemeinern, zu einem revolutionären zu gestalten hätten. 

Dieser Zweck konnte erreicht werden teils durch Abspaltung kleiner kommunistischer Gruppen, die 

im Prozeß des Kampfes Anhang in den Arbeitermassen gewannen, teils durch die Arbeit innerhalb 

sozialdemokratischer Parteien, die zu ihrer Eroberung oder Spaltung führen mußte. Die kommunisti-

schen Parteien wurden je nach der Lage in den verschiedenen Ländern auf diesem oder anderem Wege 

gebildet. Sie hatten zuerst selbst die Hauptgedanken des Kommunismus zu assimilieren, und in den 

Massen zu popularisieren: die Idee des Bürgerkrieges, die Idee der Diktatur des Proletariats und der 

Räteregierung. Daraus ergab sich, daß, obwohl die Aenderung in der Situation seit Mitte des Jahres 

1919 schon den Uebergang zu einer konkreten Agitation auf dem Boden der unaufschiebbaren Ueber-

gangslosungen erforderte, die kommunistischen Parteien an diese Aufgaben, sehr zaghaft, unsyste-

matisch herangingen. Ein Teil sah in ihnen eine unnötige Verwässerung unserer Agitation. Dazu kam 

noch die Tatsache, daß jede Verschärfung der Weltlage in den jungen kommunistischen Elementen 

die Hoffnung auf einen jähen Umschwung, auf einen schnellen Sieg erweckte. Diese Hoffnung nährte 

putschistische Tendenzen, Tendenzen, sich die langwierige Arbeit der Eroberung der Massen zu spa-

ren und zu versuchen, den endgültigen Sieg mit der revolutionären Minderheit zu erobern. 
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Der 2. Kongreß der Kommunistischen Internationale leistete die Hauptarbeit in der neuen Einstellung 

der Taktik der Kommunistischen Partei für die neue Etappe und die durch sie gestellten Aufgaben, 

obwohl das Wesen dieser neuen Etappe nicht so klar wie jetzt auftrat. Der 2. Kongreß verpflichtete 

Parteien der Kommunistischen Internationale [8] auf dem Boden der Massenorganisationen des Pro-

letariats den Kampf um die Eroberung der Arbeitermassen zu führen. Er verpflichtete sie, zu diesem 

Zwecke an die nächsten Bedürfnisse des Proletariats anzuknüpfen. Er empfahl ihnen, für unsere Auf-

gaben alle legalen Mittel zu benutzen, die uns die bürgerliche Demokratie noch überläßt (so z. B. des 

Parlamentarismus) und gleichzeitig sie zu verstärken durch den Ausbau der illegalen Organisationen. 

In den viel verlästerten 21 Bedingungen zog er die Grenze zwischen den Kommunistischen Parteien 

und denen, die kommunistisch zu sein scheinen wollten, um in Wirklichkeit die Arbeit des Kommu-

nismus zu sabotieren. Die Thesen über die Rolle der Partei bildeten die Krönung der Arbeit des 2. 

Kongresses, die man mit folgendem charakterisieren kann: Bildung der kommunistischen Parteien 

für die weltrevolutionäre Vorbereitungsarbeit, Abgrenzung dieser Parteien von den wirren halbkom-

munistischen, halbsyndikalistischen Elementen einerseits und den wirren halbzentristischen Parteien 

andererseits, und Arbeit der so politisch wie organisatorisch disziplinierten und gefestigten Parteien 

in den Massen des Proletariats auf dem Boden seiner täglichen Bedürfnisse. 

Die Arbeit des 2. Kongresses und ihre weiteren Resultate in Deutschland, Italien und Frankreich – 

die Spaltung in Halle und Tours, die Spaltung in Livorno – bildeten die Vorbedingung zur nächsten 

Arbeit. Sie schufen kommunistische Parteien. 

Die kommunistischen Parteien hatten nun die Aufgabe, den Kampf um die Eroberung der Mehrheit 

des Proletariats zu beginnen. Dieser Kampf kann selbstverständlich nicht darin bestehen, daß sie wie 

Papageien die Losungen der Diktatur des Proletariats, die Losung der Räteregierung wiederholen, 

sondern sie haben die Pflicht, teilzunehmen an allen Kämpfen des Proletariats, in diesen Kämpfen 

Schritt für Schritt dem Proletariat seine eigenen Erfahrungen zu verdolmetschen und zu versuchen, 

seine Kampffront immer mehr zu erweitern und seine Kampfziele zu steigern. Somit wird die Politik 

der Kommunisten verankert in den praktischen Kämpfen des Proletariats um seine nächsten Forde-

rungen. Daraus ergibt sich schon, daß diese Forderungen sehr oft auch die der anderen sich auf das 

Proletariat stützenden Parteien sein können, von denen wir in den Fragen der Revolution durch einen 

Abgrund getrennt sind. Das Wesen der sogenannten reformistischen Parteien in der Epoche der sozi-

alen Revolution besteht aber nicht nur darin, daß sie sich Reformen zum Zwecke setzen, wo nur der 

Umsturz des Kapitalismus eine reale durch die Geschichte gestellte Frage ist. Das Wesen diese Par-

teien besteht nicht in ihrem reformistischen Utopismus, sondern darin, daß sie selbst ihre Utopie nicht 

ernst nehmen, daß sie keinesfalls gewillt sind, ernst auch nur um Reformen zu kämpfen. Der Gegen-

satz zwischen der kommunistischen Partei und der reformistischen besteht also nicht nur in den Fra-

gen der Endziele, in den Fragen: „Reform oder Revolution“, sondern darin, daß die Führer der refor-

mistischen Parteien überhaupt nicht gewillt sind, zu kämpfen. Die äußerliche Annäherung mit diesen 

Parteien in den praktischen Kämpfen um nächstliegende Ziele wird, inwieweit es sich um die sozial-

demokratischen Führer handelt, im allgemeinen keinesfalls zu einer wirklichen Annäherung führen. 

Anders steht es mit den sozialdemokratisch und gewerkschaftlichen organisierten Arbeitermassen. 

Sie sind voll reformistischer Illusionen, sie fürchten den revolutionären Kampf, aber sie sind genötigt, 

um die Besserung ihrer sich dauernd verschlimmernden Lage zu kämpfen. Und dieser Kampf führt 

auf dem kapitalistischen Zerfall über den Rahmen um Reformen, er führt zum Kampf um die Macht. 

Die Arbeitermassen, die diesen Kampf, erfüllt von reformistischen Illusionen beginnen, werden sich 

in ihm radikalisieren. Natürlich kann es sich auch ergeben, daß unter dem [9] Druck der Situation, 

der sich radikalisierenden Massen auch die Führer der Sozialdemokratie genötigt werden, nach links 

zu gehen, daß ehrlichere ihrer Elemente sich davon Überzeugen, daß der Reformismus den Verzicht 

auf jeden Kampf bedeutet. Der gemeinsame Kampf der sozialdemokratischen und der kommunisti-

schen Parteien um die nächsten Interessen der Arbeiterklasse kann zu Spaltungen in den sozialdemo-

kratischen Parteien führen, er kann unter gewissen Umständen zu ihrem Uebergang auf den Boden 

des Kommunismus führen. Es ist auch sehr leicht möglich, daß in den Ländern, wo die sozialdemo-

kratischen Parteien vor dem Ergreifen der Macht durch die Sozialdemokraten überhaupt nicht 
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imstande sein werden, die Mehrheit der Arbeiterklasse zu erobern, daß erst die Erfahrungen mit den 

sozialdemokratischen Regierungen die Mehrheit der Arbeiterklasse von der Notwendigkeit der kom-

munistischen Politik überzeugen wird. 

Diese Fragen wurden durch die Entwicklung in Deutschland nach dem 2. Kongreß der Kommunisti-

schen Internationale gestellt, und die Partei löste sie, indem sie den Kampf um die gemeinsame Front 

begann. Diese Taktik rollte eine zweite Frage auf, die Frage von den Losungen der Teilkämpfe. Es 

war klar, daß die Teilkämpfe unter Teillosungen entbrannten, unter Losungen, die das kämpfende 

Proletariat an die bürgerliche Gesellschaft stellt. Was sollten diese Losungen sein? Sollten sie ein 

Programm von Reformen sein, die wir auf dem Boden der kapitalistischen Gesellschaft verwirklichen 

wollen oder sollten sie ein Kampfprogramm bilden, das den Kapitalismus zersetzen und die Macht 

der Arbeiterklasse erhöhen sollte? Die Antwort auf die Frage ist leicht. Wir Kommunisten können 

nur ein Programm des Kampfes gegen den Kapitalismus aufstellen, nicht ein Programm seiner Re-

form. Unsere Losungen müssen über sich hinaustreiben zu immer weiteren Zielen. Bei ihrer Aufstel-

lung dürfen wir nicht damit rechnen, ob sie vereinbar sind mit den Interessen der besitzenden Klassen, 

sondern ob sie den Interessen des Proletariats, der Höhe seines Bewußtseins und seines Kampfwillens 

entsprechen. Objektiv ergibt sich diese Bedeutung unter Losungen aus der Krise, die der Weltkapita-

lismus durchlebt. Selbst die bescheidensten Forderungen, die der Arbeiterklasse menschliche Lebens-

bedingungen verschaffen sollen, sie bedrohen die jetzige kapitalistische Gesellschaftsordnung. Der 

Utopismus des Reformismus besteht eben darin, daß die bescheidensten Reformen unverwirklichbar 

sind im Rahmen der kapitalistischen, in Zerfall geratenen Gesellschaft. Sie kann nur restauriert wer-

den auf den Knochen von Millionen von Arbeitern. Will die Arbeiterklasse leben, so muß der Kapi-

talismus sterben. 

Somit wären die neuen Fragen, die die Entwicklung des Kommunismus auf dem Boden der neuen 

Etappe stellte: der Kampf um die Mehrheit in der Arbeiterklasse, nicht absolut auf dem Wege der 

weiteren Spaltung der sozialdemokratischen Parteien, sondern auch durch Aufrichtung einer gemein-

samen Kampffront mit ihnen, nicht auf dem Wege der Propaganda der letzten Ziele allein, sondern 

auch auf dem Wege des Kampfes um die nächstliegenden Uebergangsforderungen. 

Aber die Entwicklung der Kommunistischen Parteien wie des Klassenkampfes überhaupt vollzieht 

sich nicht nach einer ausgedachten Schablone, nicht so, daß sie an neue Aufgaben herantreten, nach-

dem sie die alten Aufgaben restlos erfüllt haben. Dieselbe Partei, die durch ihre Praxis die neuen 

taktischen Aufgaben vor der Internationale aufrollte, die Aufgaben der gemeinsamen Front des Pro-

letariats im Kampfe um die Uebergangsforderungen, dieselbe Partei beging im März dieses Jahres 

eine Reihe von Fehlern, die von neuem alte taktische Fragen aufrollten. Die Fehler, die die V. K. P. 

D. in der Märzaktion begangen hat, be-[10]standen darin, daß die Partei – die theoretisch seit dem 

Herbst des Jahres 1919, seit dem Heidelberger Parteitag – auf dem Boden stand, daß wir uns eben auf 

einer neuen Etappe befinden, in der die Eroberung der politischen Macht keine unmittelbare, schon 

reife Aufgabe ist, aber gleichzeitig einen ihr aufgezwungenen Teilkampf mit Mitteln des Endkampfes 

führte, zum bewaffneten Aufstand griff, wo die Situation im besten Falle den Massenstreik zuließ. 

Dieser Fehler war historisch begründet. Die von der U. S. P. D. abgetrennten Arbeitermassen wollten 

sich selbst bekunden, daß sie kommunistisch sind. Sie drängten zu einer Aktion. Während die Mitglied-

schaften des Spartakusbundes im Kampfe mit der K. A. P. D. die Illusionen überwunden hatte, als 

könnte in Deutschland eine Minderheit die Macht erobern, hatten die Massen der linken U. S. P. D.-

Arbeiter die Schule dieses inneren Kampfes nicht hinter sich. Sie konnte sich von den putschistischen 

Ideen erst auf Grund ihrer eigenen Erfahrungen befreien. Nachdem die K. P. D. als geringe Minder-

heit in den bewaffneten Kampf eingetreten war, suchten ihre leidenschaftlichen Elemente der unum-

gänglichen Niederlage aus dem Wege zu gehen: durch eine Anzahl von Akten terroristischer Art, die 

die Arbeitermassen von der Partei abstoßen mußten. All diese Fehler in der Einschätzung der Situa-

tion, in der Einschätzung der Grenzen der Aktionsfreiheit einer Minderheit wurde zu einer Theorie 

der Offensive ausgebaut, die als Grundlage die allgemeine aufsteigende Linie der Revolution hatte 

und die Idee von der ausschlaggebenden Minderheit, die durch ihr Beispiel die Mehrheit in den 

Kampf hineinzieht und sie zum Siege führt. Durch diese Fehler war der beschleunigt einberufene 3. 
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Kongreß der Kommunistischen Internationale vor die Aufgabe gestellt, in erster Linie mit den began-

genen Fehlern abzurechnen und allen kommunistischen Parteien einzuschärfen, daß ihre nächste Auf-

gabe in dem Kampf um die Eroberung der Mehrheit der Arbeiterklasse besteht. Der Kongreß unterzog 

die Bedingungen, unter denen dieser Kampf vor sich gehen würde, einer Untersuchung, indem er 

sagte: 

„Angesichts dessen, daß in Westeuropa und Amerika, wo die Arbeitermassen in Gewerkschaften und politi-

schen Parteien organisiert sind, wo also bis auf weiteres auf spontane Bewegungen nur in sehr seltenen Fällen 

zu rechnen ist, haben die kommunistischen Parteien die Pflicht, zu versuchen, durch die Aufbietung ihres 

Einflusses in den Gewerkschaften, durch die Erhöhung des Druckes auf andere sich auf die Arbeitermassen 

stützende Parteien die gemeinsame Entfachung des Kampfes um die nächstliegenden Interessen des Proletari-

ats anzustreben, wobei, falls die nichtkommunistischen Parteien in diesen Kampf hineingezwungen werden, 

die Aufgabe der Kommunisten darin besteht, die Arbeitermassen von vornherein auf die Möglichkeit des Ver-

rates seitens der nichtkommunistischen Parteien in einem nachfolgenden Stadium des Kampfes vorzubereiten, 

die Situation möglichst zu verschärfen und weiterzutreiben, um befähigt zu sein, den Kampf eventuell selb-

ständig weiterzuführen (vergl. den Offenen Brief der V. K. P. D., der als Ausgangspunkt für Aktionen vorbild-

lich sein kann). Genügt der Druck der Kommunistischen Partei in den Gewerkschaften, in der Presse nicht, 

um das Proletariat zu einheitlicher Front in den Kampf hineinzuführen, so ist es die Pflicht der Kommunisti-

schen Partei, zu versuchen, selbständig große Teile der Arbeitermassen in den Kampf zu führen.“ 

Er nahm auch Stellung zu der Bedeutung der Uebergangsforderungen, die er prinzipiell vollkommen 

richtig charakterisierte. Da aber die Aufmerksamkeit des Kongresses in erster Linie auf die Fehler 

und Lehren [11] der Märzaktion gerichtet war, so kam der Kongreß weder zu konkreten internatio-

nalen Entschlüssen über Internationale Aktionen, die auf dem Boden der Taktik des „Offenen Brie-

ses“ fußen, noch zum Versuch einer detaillierten Behandlung unserer Uebergangsforderungen. Somit 

konnte man die Fragen dieser Uebergangsforderungen, wie z. B. sie bei der Behandlung der Steuer-

fragen durch die K. P. D. austauchten, als neue ragen halten, wie die Frage unserer eventuellen ge-

meinsamen Aktionen mit der Amsterdamer Internationale, der 2. und 2½ Internationale, die manchem 

Genossen jetzt als eine neue Frage erscheint. In Wirklichkeit handelt es sich nur um konkrete Schluß-

folgerungen aus den Thesen des Kongresses. 

4. 

Die neue Etappe, in der sich die kommunistische Entwicklung befindet, dauert schon seit der Mitte 

des Jahres 1919 an. Die Aufgabe, vor die uns die neue Etappe stellt, wurde Schritt für Schritt gelöst 

in der Form, in der wir vor sie praktisch gestellt wurden, d. h. abhängig von konkreten sehr oft wi-

derspruchsvollen und chaotisch auftauchenden Ereignissen. Diese neuen Aufgaben sind nicht nur kein 

Gegensatz zum alten, kein Gegensatz zum Kampf um die Diktatur des Proletariats und die Rätere-

gierung, sondern sie stellen den Weg dar, auf dem allein wir zu diesem Ziele in der konkreten Situa-

tion, wie sie sich nach der Beendung der Demobilisationskrise entwickelt, schreiten können. Dieser 

Weg ist in vielem anders, als wir ihn uns auf Grund der Erfahrung der russischen Revolution dachten. 

Die russische Revolution brach aus während des Krieges, der alle Gegensätze in kürzester Zeit auf 

die Spitze trieb und die Entwicklung von der bürgerlichen zur proletarischen Revolution auf die Zeit 

vom März bis zum November zusammendrängte. Die Schwäche der russischen Bourgeoisie bedingte 

die Schwäche des Reformismus, der nur in Ländern alter bürgerlicher demokratischer Entwicklung 

tief in den Massen der Arbeiterklasse verankert war. Ebenso schnell, wie wir die russische Bourgeoisie 

niederringen konnten, konnten wir auch den russischen Reformismus, den Menschewismus, nieder-

ringen. Der Weg der europäischen Revolution und desto mehr der Weltrevolution ist viel länger, der 

Sieg über die Bourgeoisie schwieriger und damit auch der Sieg über die reformistische Ideologie und 

reformistischen Organisationen des Proletariats. Der Kampf erfordert darum Methoden, wie sie von 

der russischen Revolution nicht angewendet worden sind. Prinzipiell wurde das schon sehr früh von 

ans erkannt (siehe meine im November 1919 erschienene Broschüre: Die Entwicklung der deutschen 

Revolution und die Aufgaben der Kommunistischen Partei oder die Broschüre Lenins über: Die Kin-

derkrankheiten des Kommunismus, die im Frühjahr 1920 erschien). Praktisch aber können die neuen 

Methoden des Kampfes, nicht theoretisch erfunden werden. Sie ergeben sich aus der konkreten Situ-

ation in den einzelnen Ländern, woraus sie erst dann von der Kommunistischen Internationale bewußt 
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durchdacht und verallgemeinert werden können. Die Theoretiker der 24 Internationale einerseits, 

konfus linke Kommunisten andererseits, sehen in diesen neuen Methoden eine opportunistische Ent-

artung der Kommunistischen Internationale. Wir wollen den Helden der 2½ Internationale ihre Illu-

sionen gern überlassen. „Wer Sorgen hat, hat auch Likör.“ Wir werden sehr zufrieden sein, wenn aus 

dieser Einschätzung von der Wandlung der Kommunistischen Internationale heraus die Herren Sozi-

aldemokraten und Gewerkschaftsführer Arm in Arm mit uns um die nächsten Ziele des Proletariats 

zu kämpfen sich entschließen. Die Praxis wird zeigen, daß diese neue Etappe zu einer nächsten führen 

wird, zum Kampf des internationalen [12] Proletariats um die Macht, zum Kampf, der immer mehr 

notwendig wird, wenn das Proletariat nicht vollkommen versklavt werden soll. Die jetzige Etappe ist 

die Etappe der Vorbereitung der großen kommenden Kämpfe. 

* 

Die Retter des Kommunismus.  
Von E d w i n  H o e r n l e. 

Es ist zugleich das Vorrecht und die Tragik der kommunistischen Partei Deutschlands, daß sie als 

erste gezwungen ist, den Weg der proletarischen Revolution in einem kapitalistisch hochentwickelten 

Lande zu suchen. Sie kann ihn nur bahnen, indem sie die schwersten Opfer bringt, indem sie durch 

ein schier endloses Dickicht von Irrungen und Wirrungen, von taktischen Diskussionen und organi-

satorischen Reinigungen hindurch sich zur wahrhaft kommunistischen Vorkämpferin in Führerin der 

Massen entwickelt. Was wunder, wenn sich an jeder Wegbiegung einige Quacksalber ausstellen, um 

ihr mit marktschreierischer Gebärde das wahre Heilmittel gegen alle Versuchungen des Satans anzu-

preisen. 

Das taktische Hauptproblem der Revolution in Deutschland ist die Loslösung der arbeitenden Massen 

von der sozialdemokratisch-kleinbürgerlichen Organisation und Ideologie. Alle übrigen taktischen 

Probleme ergeben sich hieraus. Wenn wir heute die Entwicklung zur Massenpartei erstreben, wenn 

wir in allen Fragen der Tagespolitik und des wirtschaftlichen Kampfes sorgfältig anknüpfen an das 

Verständnis und die Bedürfnisse der Massen, wenn wir, anstatt wie früher Verrat zu rufen über die 

Gewerkschaftsbürokratie, sie mit Hilfe der Massen zum Kampfe vorwärtstreiben, wenn wir uns sogar 

unter bestimmten Bedingungen bereit erklären, in eine sozialdemokratische Regierung zu treten, – so 

geschieht dies alles, nicht weil die alte Taktik falsch war und wir nun etwas neues herbringen, sondern 

weil wir erkannt haben, daß in der heutigen weltwirtschaftlichen und weltpolitischen Situation es 

einen anderen Weg zu den breiten Massen nicht gibt, die alte Aufgabe mit neuen Mitteln gelöst wer-

den muß. 

Nach dem Zentralausschuß im November konnten wir glauben, je Frage sei in der Partei vorläufig 

geklärt. Von Jena bis zur Zentralausschußsitzung war bereits ein Stück praktische Arbeit geleistet 

worden. Die Partei war voran gekommen, sie begann zu lernen, wie Kommunisten die Situation be-

nutzen müssen, um das Vertrauen der Massen zu gewinnen. Die Parole der Einheitsfront wurde zwar 

mitunter noch etwas mechanisch dahergeplappert, aber im ganzen hatte die Partei das Bewußtsein, 

daß diese Einheitsfront geschaffen werden müsse in den täglichen Kleinkämpfen, in der fleißigen, 

zähen Arbeit, mit der wir das Vertrauen der darbenden Massen gewinnen. 

Die Lichtenburger Aktion zeigte dann deutlich, daß die Massen in den Betrieben bereit waren, eine 

wirkliche Einheitsfront zu schaffen. Der Versuch der Sozialdemokraten und rechten U .S. P.-Führer, 

die K. P. D. zu isolieren und boykottieren, fand kein Gehör, selbst bei den eigenen Anhängern. Teu-

erung, Reaktion und drohender Steuerraub schweißte die Massen zusammen. Jetzt kam es nicht mehr 

darauf an, zu streiten, wer von den Parteien hat Recht, wer Unrecht? – jetzt hieß es: Proletariat in 

Not! und die Kommunisten mußten Mann für Mann an die Front. 

Im großen ganzen hat die Partei das auch begriffen. Ein neues Leben, ein neuer Eifer kam in die 

Genossen. Wohl wurden hie und da [13] Bedenken laut, die Partei gehe zu weit nach rechts, sie ver-

liere ihr kommunistisches Gesicht, – aber die überwältigende Mehrheit hatte doch erkannt, daß kom-

munistisch sein nicht heißt, jeden Wochenanfang eine neue Parole ausgeben, jeden Augenblick die 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 12 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

Fehler der anderen „entlarven“, sondern daß der kommunistische Charakter unserer Arbeit darin lie-

gen muß, die Massen in Bewegung zu bringen, den Massen einen gangbaren Weg zu zeigen aus der 

Sackgasse, in der sie dank der alten Führung geraten waren. Die Kommunistische Partei kann nicht 

„führen“, wenn die Massen selbst nicht in Bewegung sind. Darum gilt es, diese erst einmal in Bewe-

gung zu bringen. Das geschieht dadurch, daß die Kommunisten sich in Reih und Glied mit den Mas-

sen stellen, ihre Tagessorgen teilen, mit ihnen um Lohn und Brot, gegen Wucher und Steuern kämp-

fen. Tun sie das, so wird alles übrige von selbst folgen: die Entlarvung der Verräter; die Erkenntnis, 

daß Lohnkämpfe und Reformen nicht genügen; der Wille, den Kampf zu steigern und zu vereinheit-

lichen. Die Partei kann diesen Weg um so ruhiger gehen, da die Situation objektiv revolutionär ist, 

alle Kämpfe notwendig binnen kurzem über sich selbst hin ausführen. 

Dies wußte der Vorwärts, als er mit seinen „Enthüllungen“ der Kommunistischen Partei den Weg zu 

den Massen verlegen wollte. Das keimende Vertrauen sollte erschüttert werden. Sein Angriff kam 

nicht unerwartet. Nur ein politisches Kind konnte erwarten, daß der Prozeß der Gewinnung der Mas-

sen durch die K. P. D. geradlinig sich entwickeln werde. Natürlich mußte man auf den Schachzug 

des Gegners gefaßt sein. Zumal wo es sich um einen so routinierten Gegner handelte, wie die sozial-

demokratisch-unabhängige Partei- und Gewerkschaftsbürokratie. Der Schachzug kam in dem Augen-

blick, als die Arbeit der Kommunisten ihre ersten greifbaren Erfolge zeitigte, als sie zum erstenmal 

wieder nach langer Zeit die Kreise der Gegner empfindlich störte, als die Sozialdemokraten es be-

sonders nötig hatten, die Aufmerksamkeit der unruhig gewordenen Proletarier von ihrem Schacher-

geschäft mit Stinnes abzulenken. 

Die „Enthüllungen“ des Vorwärts bedeuteten einen Appell an alle reaktionären, kleinbürgerlichen 

Instinkte die noch im Proletariat schlummerten. Die politischen Fehler der Märzaktion wurden echt 

kleinbürgerlich zu moralischen umgestempelt. Die nationalistische Beschränktheit wurde in die 

Schranken gerufen zum Kampfe gegen den internationalen Charakter der Kommunistischen Partei. 

Kurzum, es handelt sich um eine Mobilmachung des Kleinbürgers im Proletarier gegen den revoluti-

onären Kämpfer. 

Das deutsche Proletariat war jedoch in seiner Masse schon fortgeschrittener, als der Vorwärts gerech-

net hatte. Auch brannte ihm das Feuer der Teuerung und Steuern zu heiß auf den Nägeln. Die Koali-

tion mit Stinnes wollte vielen ehrlichen Sozialdemokraten selber nicht in den Kopf. Kurz gesagt: Die 

Enthüllungsoffensive kam nach einem unbedeutenden Anfangserfolg zum Stehen. Und zwar nicht 

deshalb, weil die Arbeiter den „Enthüllungen“ im Bausch und Bogen mißtraut hätten – die Kommu-

nistische Partei gab ja selber wesentliche Teile zu –, sondern einfach deshalb, weil das deutsche Pro-

letariat die Kommunistische Partei von heute nicht verantwortlich machte für die Fehler von damals, 

weil es ihm nicht einfiel, die politischen Fehler der Märzaktion in spießbürgerlicher Moralaufwallung 

als „Verbrechen“ zu bezeichnen. Die Kommunistische Partei hatte Fehler gemacht – gut! Aber hatten 

nicht auch die anderen Parteien Fehler gemacht? Waren die Noske, Severing, Hörsing denn schuld-

los? Man wollte sich nicht aufs Abrechnen und Abwiegen einlassen. Man hatte Wichtigeres zu [14] 

tun. Und die Hauptsache: Die Kommunisten von heute waren tüchtige Kameraden; was sie sagten, 

hatte Hand und Fuß, sie handelten wirtlich im Interesse der Klasse und nicht nur ihrer Partei. 

So dachte das Proletariat! Nicht so dachte eine Gruppe von Genossen innerhalb der Kommunistischen 

Partei. Diese Genossen fühlten schon seit einem halben Jahre den Beruf, die Partei vom Tode zu 

retten. Jetzt schien ihnen der „geschichtliche Moment“ wieder einmal gekommen. Diese Genossen 

schauen wie gebannt auf die sogenannte „linke Gefahr“. Aber sie wollen diese Gefahr – die in einem 

gewissen Umfange sicher existiert – nicht bekämpfen durch „klare, zielsichere Führung“, sondern 

indem sie jenen kleinbürgerlich-reaktionären Elementen im Proletariat, auf die der Vorwärts speku-

lierte, Konzessionen über Konzessionen machen, indem sie durch rechte Extravaganzen den linken 

Flügel provozieren und zu linken Seitensprüngen geradezu verleiten. 

Oder sind es nicht Konzessionen an die kleinbürgerlichen Elemente im Proletariat, wenn „rechte“ 

Genossen in das Verbrechergeschrei über die „Schuldigen"“ an der Märzaktion einstimmen? Wobei 

es die Ironie des Schicksals so will, daß auch Leute am rechten Flügel stehen, die im März zu den 
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ärgsten „Schreiern und Krakehlern“ gehörten und mit neuen „Reinigungen, Ausschlüssen und Zer-

splitterungen“ gar nicht genug konnten, um uns der Ausdrucksweise des Aufrufs von Braß, Friesland 

und Malzahn einmal ausnahmsweise zu bedienen. 

Sind es nicht Konzessionen an die typisch kleinbürgerliche Denkweise, wenn diese Genossen tagaus, 

tagein nach „Garantien“ rufen, nach „Gewähr“ für die Fortführung der Linie des Moskauer Kongres-

ses? Und diese Gewähr ausgerechnet in personellen Veränderungen in der Zentrale suchen? Wo doch 

eben diese Zentrale – bei allen ihren eingestandenen Fehlern und Mängeln – es war, die die Partei 

seit Jena führte, die eine so gesunde Politik der Massengewinnung einleitete, daß der Vorwärts mit 

stärkstem Geschütz auffahren zu müssen glaubte! 

Wir sehen die Garantie in ganz anderen Dingen als Personen. Wir sehen die Garantie der Fortführung 

der Politik des Moskauer Kongresses in der wachsenden politischen Schulung breitester Mitglieder-

massen, in der Tatsache, daß die politische Situation die Partei mit Gewalt auf diese Taktik hinstößt, 

in dem ehrlichen Willen, nicht nur der Parteimitglieder in den Ortsgruppen, sondern auch der Bezirks-

leitungen, sich von allem „Offiziösentum“ zu befreien und selbstverantwortliche Politik zu machen. 

Genosse Friesland hat in der „Internationale“ vom 15. Dezember parteitaktische Bemerkungen pu-

bliziert, die sehr enttäuschen. Sie sind eigentlich nur durch das bemerkenswert, was sie nicht sagen 

und dadurch, daß sie längst Gesagtes noch einmal sagen. Das Friesland über Offiziösentum, Schlag-

wörterunsinn, katastrophale Ueberschätzung der eigenen Kraft, überspannte Zentralisation, finanzi-

elle Unselbständigkeit der Partei sagt, ist nichts Neues mehr. Er selber hat ein gutes Verdienst bei der 

Liquidierung dieser und ähnlicher Kinderkrankheiten. Wenn er sie jetzt einmal ausdrücklich tot-

schlägt, so darum, weil er wie alle mit der K. A. G. sympathisierenden Genossen den sogenannten 

„Linken“ übertriebene Bedeutung beimißt, sie für einsichtsloser hält, als sie in Wirklichkeit sind. Wo 

bleibt in diesem Artikel die Anerkennung und Aufzählung der wirklichen Fortschritte, die die Partei 

gemacht hat? An negativer Kritik haben wir genug; das besorgen die Levi und Geyer. Gebt uns posi-

tive Kritik, Kritik, die zeigt, wie in den einzelnen konkreten Fällen die Partei vorwärtsgekommen, 

aber nicht genug vorwärtsgekommen ist! So aber wird nur Verstimmung und Aerger geschaffen. [15] 

Die Kritik von rechts ist bis jetzt um kein Haar besser als die Kritik von links. Der „Aufruf“ vollends, 

den Braß, Friesland und Malzahn unterschrieben haben, ist ein Gemengsel von hohlen Andeutungen, 

Verdächtigungen, Verleumdungen, ein Machwerk, das der Partei nichts hilft und nur den Feinden 

willkommenes Material liefert. 

Uebrigens geht die Entwicklung Ernst Frieslands mit Siebenmeilenstiefeln zur K. A. G. Hat er noch 

in seinen „Parteitaktischen Bemerkungen“ die Grenzlinie zwischen sich und der K. A. G. gezogen, 

indem er die Erkenntnis aussprach, daß die Einheitsfront, wie wir sie wollen, notwendig die Ver-

schärfung der Krise in den sozialdemokratischen Parteien und die Sammlung des Proletariats unter 

kommunistischer Führung zur Folge haben muß – heute ist im Aufruf diese Grenze vollkommen 

verwischt. 

„Wir sehen in der K. A. G. keine dem Kommunismus feindliche Gruppe,“ so erklären die Braß, Fries-

land, Malzahn heute, trotzdem Paul Levi mehr als irgendeiner die Kommunistische Partei absichtlich 

geschädigt hat, trotzdem Leute in der K. A. G. sind, die im kritischen Moment, als die Partei krank 

war und der Heilungsprozeß erst einsetzte, diese Partei höhnisch im Stiche ließen. Die Unterschei-

dung aber zwischen Kommunismus und Kommunistischer Partei, die die K. A. G. zu ihrer Rechtfer-

tigung ausklügelte, wird kritiklos von den drei Genossen übernommen. Als ob es einen Kommunis-

mus gäbe, losgelöst von der konkreten Wirklichkeit in der Partei. Es ist eine Illusion, zu glauben, man 

könne dem Kommunismus dienen außerhalb der Kommunistischen Partei, man könne gar der Partei 

helfen durch eine Kritik von außen. Es gibt nur einen Weg: Solange diese Partei den Willen zur 

Revolution, zum Kommunismus hat, solange muß jeder Genosse innerhalb der Partei wirken, und wo 

er Irrungen sieht, um die Seele der Partei in der Partei kämpfen. 

Dieser Kampf freilich hat bestimmte Schranken. Für ihr gelten nicht dieselben Gesetze, wie für den 

Kampf mit den Klassengegnern außerhalb der Partei. Der Klassenkampf ist ein streng dialektischer 

Prozeß, in dem die Verschärfung des Konfliktes bis zum Bürgerkrieg der einzige Weg ist zur 
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Ueberwindung der Gegensätze. Und auch hier kann der Konflikt nicht künstlich verschärft werden, 

sondern nur entsprechend der objektiven Verschärfung der sozialen Widersprüche außerhalb des 

menschlichen Willens. 

Innerhalb der Partei besteht jedoch kein solcher Kampf. Was hier sich gegenübersteht, sind nicht 

prinzipielle, sondern taktische Differenzen. Auch die Linke steht prinzipiell auf dem Boden der „Mas-

senpartei“, wenn sie auch aus revolutionärer Ungeduld diesen Boden mitunter zu verlassen droht. 

Aber was tut Levi, was tun jetzt Friesland, Braß und Malzahn? Sie, die so laut über Intoleranz schel-

ten, sie legen ihre ganze Taktik an auf absichtliche Provokation der Parteilinken. Und dann machen 

sie der Zentrale zum Vorwurf, daß sie ihnen Kampf ansagt, weil sie sich angeblich auf die Linke 

dabei stützen muß. 

Wir haben leider nicht den Raum, hier den detaillierten Nachweis zu führen, wie Levis Taktik, Partei-

differenzen durch bewußte Provokation auf die Spitze zu treiben, auch heute wieder von der Fries-

land-Gruppe angewendet wird. Man arbeitet mit denselben Mitteln (siehe Broschüre: Zur Krise un-

serer Partei), man gebraucht fast dieselben Redewendungen, wie einst Levi. Man erinnere sich an den 

Brief Levis an die Exekutive in der K. A. P.-Frage Dezember 1920, man erinnere sich an den brüsken 

Rücktritt der fünf Genossen in der italienischen Frage, man erinnere sich an die Taktik Levis nach 

der Märzaktion. Ueberall [16] der bewußte Wille, bestehende Differenzen rücksichtslos auf die Spitze 

zu treiben, durch persönlichen Kampf zu „klären“. 

Diese sonderbare Auffassung von „Klärung“ und von der Austragung taktischer Differenzen in der 

Partei durch Zerrüttung der Partei ist im Grunde nichts, als die verpönte „linke“ Taktik angewandt 

gegen die Linke. Die Methoden der K. A. G. bedeuten nicht geistige Ueberwindung der Linken, sie 

bedeuten bewußte Schaffung neuer Krisenstimmung in der Partei, eine bewußte Aufputschung des 

rechten Flügels gegen den linken und umgekehrt. 

Aber hat diese provokatorische Taktik der Genossen Braß, Friesland, Malzahn und einiger anderer 

nicht vielleicht einen tieferen Grund? Haben diese Genossen sich nicht vielleicht innerlich schon 

weiter von der Partei entfernt, als sie selber sich zuzugestehen wagen? Eine solche rücksichtslose 

Taktik in der Austragung von Differenzen deutet doch darauf hin, daß hier mehr auf dem Spiele steht, 

als nur der Rücktritt Eberleins oder eine abweichende Meinung in der Frage: Wie bekämpft man die 

K. A. G.? Wie soll der Zentralismus in der Internationale beschaffen sein? Ist nicht vielleicht diese 

übertriebene und hartnäckige Betonung der Schuldfrage in der Märzaktion, diese krampfhafte Be-

hauptung, die Zentrale habe die Linie des Dritten Weltkongresses verlassen, diese Gereiztheit in der 

Beurteilung fast aller Maßnahmen, der Exekutive ein Symptom dafür, daß diese Genossen bewußt 

oder unbewußt schon gegen die ganze Märzaktion eingestellt sind, daß sie unter der Linie des Dritten 

Weltkongresses schon etwas ganz anderes verstehen, als die Partei bisher darunter verstand? Ist nicht 

ihr maßloser Kampf gegen gewisse Mängel in der Organisation der Dritten Internationale schon ein 

Anzeichen ihrer Gegnerschaft gegen den Zentralismus überhaupt? 

Niemand wird den Schreiber dieser Zeilen der „Levitenhetze“ verdächtigen. Aber es gibt Punkte, wo 

quantitative Unterschiede in Unterschiede der Qualität umschlagen, wo eine Parteiopposition in einer 

Parteigegnerschaft sich verwandelt. Dieser Punkt scheint hier erreicht. Die Disziplinlosigkeiten, Ver-

trauensbrüche und Sonderbündeleien der Braß-Friesland-Malzahn-Gruppe sind nur die konsequenten 

Auswirkungen einer politischen Einstellung, die nicht mehr die unsere ist. 

Eine nähere Betrachtung des „Aufrufs“ der drei Genossen wird diese Vermutung bestätigen. Ist 

schon die Tonart der Polemik derart, daß es schwer hält, die Verfasser für ehrliche Parteigenossen, 

Mitglieder der Kommunistischen Internationale zu halten, so wird diese Vermutung bekräftigt, 

wenn man bedenkt, wie kritiklos und voreilig hier der gesamte Inhalt der Vorwärts-„Enthüllungen" 

als wahr unterstellt wird, mit welcher bodenlosen Leichtfertigkeit bewährte Kämpfer der Kommu-

nistischen Partei, die wahrlich nicht von heute sind, der Feigheit und Unwahrhaftigkeit bezichtigt 

werden. Das kann nur einer tun, der den Begriff der Massenpartei, der Massengewinnung, der 

„neuen“ Taktik in einer Weise auslegt, die nicht mehr kommunistisch ist. Es ist von hier aus nur noch 

ein kleiner Schritt zu der Auffassung Paul Levis, der im Kern nichts anderes behauptet, als daß die 
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Kommunistische Partei ihre Rolle ausgespielt hat und reif ist, in dem großen „sozialrevolutionären“ 

Mischmasch unterzugehen. Dann freilich ist es ein Verbrechen, wenn die Zentrale den vereinigten 

S. P. D. – U. S. P. D. – K. A. G. zum Trotz auf ihren Standpunkt beharrt, daß der Märzkampf eine 

unvermeidliche Abwehraktion war, und infolgedessen auch die Fehler der Märzaktion nicht als „Ver-

brechen“, die zu büßen sind, sondern als politische Entgleisungen taxiert, die man wiedergutmacht. 

Heran an die Massen bedeutet für die Kommunistische Partei nicht: Untergang in den Massen, Nach-

laufen hinter den Massen. Und Einheitsfront des Proletariats be-[17]deutet für uns nicht: Anbiederung 

an die U. S. P. und S. P. D. Auch nicht ohne weiteres Vereinigung mit den U. S. P.- und S. P. D.-

Arbeitern, die mit ihren Führern unzufrieden sind. Vergessen wir doch nicht, daß diese Arbeiter jetzt 

zwar mancher sozialpazifistischen Illusionen losgeworden sind, daß es aber für sie noch ein weiter 

Weg ist zu der Erkenntnis, daß der Klassenkampf geführt werden muß mit allen Konsequenzen bis 

zum Bürgerkrieg. Von einem Willen zu diesem Letzten, Schwersten ist bei ihnen noch lange keine 

Rede. Wir aber als Kommunistische Partei spielen kein Verstecken. Uns kommt es nicht darauf an, 

die Massen zu umgarnen und gleichsam in die Revolution hineinzubugsieren. Wir sind keine solche 

Utopisten. Wenn wir heute weniger als früher von diesen letzten Dingen reden, so nicht deshalb, weil 

wir sie auf St. Nimmerleinstag verschieben, weil wir mit Levi die Revolution auf absehbare Zeit ver-

tagen. Was wir heute wollen, ist, die Massen aus ihrer Lethargie aufzurütteln, den von der S. P. D-

Führerschaft begrabenen Klassenkampf wieder in Gang zu bringen, an den kleinen Tageskämpfen 

der Masse zu geigen, daß Kampf und nur Kampf sie vor der Katastrophe bewahren kann. Wir verlie-

ren uns aber nicht an diese Tageskämpfe. Wir glauben keinen Augenblick daran, daß z. B. die Erfas-

sung der Sachwerte das Problem der deutschen Wirtschaft lösen könne. Aber wir glauben daran, daß 

sie der Anfang zu einer solchen Lösung werden kann, vorausgesetzt, daß im gegebenen Moment auch 

eine Kommunistische Partei vorhanden ist die nicht nur stark ist in Worten und Zahlen, sondern stark 

in ihrer inneren Geschlossenheit und dem Willen zur Revolution. 

Und darum sehen wir in den „linken“ Genossen keine „Schreier und Krakehler“, die „künstlich zu-

sammengesetzte Funktionärversammlungen“ beherrschen, sondern im strikten Gegensatz zu Braß-

Friesland-Malzahn in der K. A. G. nicht „keine“, sondern eine dem Kommunismus feindliche 

Gruppe. Wir sehen in den Genossen Eberlein, Piek, Thalheimer nicht „kompromittierte“ Genossen, 

sondern kommunistische Kämpfer, die irrten und ihre Irrungen gutgemacht haben. Es fällt uns nicht 

ein, aus der jetzigen Taktik ein Programm zu machen, wir wünschen im Gegenteil, diese Taktik eben 

durch ihre konsequente Anwendung so schnell wie möglich überflüssig zu machen. Wir sammeln die 

Massen nicht der Sammlung, sondern des Kampfes wegen. Unsere Aufgabe ist es nicht, „den Weg 

freizuhalten“ zur Wiedervereinigung mit den K. A. G.-Genossen, sondern im Gegenteil durch klarste 

Herausarbeitung auch der fieseren theoretischen Gegensätze die Arbeiter vor ihnen zu warnen, wobei 

wir uns der Hoffnung hingeben, daß einzelne ehrliche Proletarier, die heute sich von der K. A. G. 

umgarnen ließen, im Augenblick des Kampfes zur Partei zurückfinden werden. 

Was die Kommunistische Internationale anbetrifft, so wissen wir, daß die K. A. G.-Strömung bereits 

international ist, einfach deshalb, weil ihre Grundlage, die scheinbare Konsolidierung des Kapitalis-

mus, international ist. Aber die Kommunistische Internationale hat keinen Grund, dieser vorüberge-

henden Stimmung nachzugeben. Wir sind gegen die Autonomie der nationalen Sektionen, wir sind 

für den Zentralismus. Und wenn wir – im Gegensatz zu den bewußt unwahren Verdächtigungen – 

heute ernsthaft an der finanziellen Selbständigkeit der deutschen Partei arbeiten, so nicht deshalb, 

weil wir uns den nationalistisch-kleinbürgerlichen Strömungen im deutschen Proletariat anpassen, 

sondern einfach deshalb, weil ein gesunder Zentralismus gesunde auch finanziell starke nationale 

Sektionen voraussetzt. Die vier Forderungen des Aufrufs zeigen nicht den Weg zum Kommunismus, 

sondern vom Kommunismus weg. Die Genossen, die sich herausnehmen, die Partei-[18]mitglied-

schaft gegen die Zentrale aufzurufen, tun es nicht, um die „klare kommunistische Führung“ zu retten, 

sondern im Gegenteil, um sie zu verwischen. Ihr Ziel ist – in seiner objektiven Wirkung nicht die 

„große starke Kommunistische Partei Deutschlands“, sondern ihre Anpassung an die reformistische 

Rückständigkeit sozialdemokratisch infizierter Massen. 
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Wir danken für solche Parteidoktoren. Auch wir sind Dialektiker und wissen, daß zur die schärfste 

Herausarbeitung der sich befehdenden Ansichten zur Klärung führen können. Es soll nichts verkleis-

tert werden. Darum sind wir für volle Diskussionsfreiheit in der Partei. Auch wir wissen, daß es noch 

„linke“ Krankheiten in der Partei gibt, die glauben, mit fanatischer Unduldsamkeit die Entwicklung 

der Partei und der proletarischen Revolution forcieren zu können. Wir werden auch diese in ihre 

Schranken weisen. Aber gerade deshalb müssen wir jetzt auch die Grenzlinie gegen rechts scharf 

ziehen. 

Die Ueberwindung „linker“ wie rechter Rückstände in der Partei ist nur möglich, wie Friesland selbst 

sagt, durch „die geistige Schulung und Erziehung unserer eigenen Partei, das sorgfältige Durchden-

ken und Behandeln aller großen und kleinen Fragen unserer Bewegung“. Nun gut! Wer die Partei 

darin stört, wer in Worten und Handlungen Konfliktstimmung in der Partei schafft, wer sich fürchtet, 

eine theoretische Abweichung von der Linie der Partei klar auszusprechen, deshalb aber um so mehr 

über die Irrungen der Gegenseite wettert, wer hintenherum die Partei für seine Linie gewinnen will, 

wie es die K. A. G. tut, – der darf sich nicht entrüsten, wenn die Geduld der Genossen zu Ende geht 

und sie ihm schließlich den Stuhl vor die Tür stellen. Wir brauchen keine Parteidoktoren mit neuen 

Rezepten, wir brauchen gewissenhafte, ernste Parteiarbeiter. 

* 

Die Theorie und Praxis des Liquidatorentums.  
(Zur Reichskonferenz der Kommunistischen Arbeitsgemeinschaft.)  

Von A. T h a l h e i m e r. 

I. Die Theorie. 

2. Die Liquidation der kommunistischen Politik. 

Man hat von seiten der Arbeitsgemeinschaftler heftigen Protest dagegen erhoben, den Reformisten 

zugezählt zu werden. Man vorweist darauf, daß man ausdrücklich das Wort „sozialrevolutionär“ im 

Gegensatz zu „sozialreformistisch“ gebraucht. Wir haben nicht behauptet und werden’s nicht tun, 

daß die Arbeitsgemeinschaftler heute schon in ihrer Mehrheit bewußte Sozialreformisten sind. Wir 

haben behauptet und bewiesen, daß ihre Grundeinstellung, wenn konsequent weitergedacht, sie dem 

Sozialreformismus in die Arme führen müsse. Das bedeutet für das einzelne Mitglied der K. A. G., 

daß es über kurz oder lang vor die Wahl gestellt sein wird, entweder weiterzugehen zum Sozialrefor-

mismus (oder zum „Bakunismus“) oder die programmatische Grundlage aufgeben, die die Gruppe in 

ihrer Reichskonferenz angenommen hat. Im Uebrigen haben die wenigen Wochen nach der Reichs-

konferenz schon genügt, um die K. A .G. in praktischer Arbeitsgemeinschaft mit der S. P. D. und 

einem Teil der U. S. P. zu bringen. Darüber wird noch ausführlich zu sprechen sein. Wir sprechen 

hier nicht von der „moralischen“ Wertung der liquidatorischen Sache; wir sprechen von den unaus-

weichlichen politischen Konsequenzen der programmatischen Grundlage der K. A. G. Daß die we-

nigsten Mitglieder dieser Gruppe sich heute dieser [19] Konsequenzen bewußt sind, ist augenschein-

lich. Es spricht für ihren guten Glauben, über gegen ihren politischen Verstand. Ebenso augenschein-

lich ist, daß einige führende Mitglieder der K. A. G. sehr wohl wenigstens einen Teil der Konsequen-

zen sehen, aber aus demagogischen Gründen sich hüten, offen diese Konsequenzen auszusprechen. 

Die Erfahrung, „daß die Ansichten ihre Logik haben, auch da, wo die Menschen sie nicht haben“, ist 

reichlich alt.*) 

Es genügt, die Revisionismusdebatten der Jahre 98 und 99 durchzusehen, um sich davon zu überzeu-

gen. Die Schipel, Calwer, Bernstein wiesen damals jeden Zweifel an ihrer proletarisch-revolutionären 

Gesinnung zurück. Eine Entrüstung, die nicht einmal geheuchelt war. Inzwischen hat die „Logik der 

Ansichten“ Zeit gehabt, sich bei ihnen auszuwirken und nach den Erlebnissen der letzten Wochen ist 

vorauszusehen, daß die K. A. G. in sehr viel schnellerem Tempo die schiefe Ebene hinabrutschen 

wird, die in das Lager des Reformismus und des Bürgertums führt. Oder man denke, um auf unsere 

 
*) Rosa Luxemburg, „Sozialreform oder Revolution“. Leipzig 1908. (Zuerst erschienen 1898) Seite 61. 
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eigene Parteigeschichte zurückzukommen, an die Wolfheim-Lauffenberg. Noch auf dem Heidelber-

ger Parteitag bestritten sie voll Entrüstung die Konsequenzen, die von uns aus ihrer Einstellung ge-

zogen wurden. Sie haben sie darum nicht weniger gezogen. 

Dies nebenbei. Wir kommen nun zu den weiteren Konsequenzen der ökonomischen Grundauffassung 

der K. A. G., zur Liquidation der kommunistischen Politik und damit der kommunistischen Gegens-

ätze, die aus dieser Auffassung folgt. Es liegt auf der Hand, daß, wenn ich anerkenne, daß der Kapi-

talismus im Begriff ist, sich aus eigener Kraft ökonomisch wiederherzustellen – das ist letzten Endes 

die Grundlage aller ökonomischen Einzelbehauptungen der K A. G. – für die kommunistische Politik, 

und also für die kommunistischen Gegensätze und am Ende auch für die Kommunistische Partei kein 

Boden mehr da ist. Wenn der Kapitalismus aus dieser seiner ungeheuren Krisis zu „normaler“ Funk-

tion zurückkehrt, so folgt daraus politisch die Rückkehr“ zur „normalen“ sozialdemokratischen Poli-

tik und Partei, die ihre verschiedenen Färbungen und Flügel haben mag, in der aber eine grundsätzlich 

verschiedenen programmatischen und faktischen Einstellungen möglich sind Daß diese Perspektive, 

die Rückkehr zu einem normal funktionierenden Kapitalismus der K. A. G. vorschwebt, wie es der 

S. P. D. und einzelnen Führern der U. S. P. vorschwebt, geht am deutlichsten aus der Rede Paul Levis 

auf der Reichskonferenz der K. A. G. hervor, wenn dies auch noch keineswegs klar ausgesprochen 

ist. Am bezeichnendsten ist dafür die Stelle, wo Levi sagt: „Normalerweise entstehen die Krisen aus 

einer übermäßigen Kräftigung und einem hypertrophischen Ausbau der Produktivkräfte, mit denen 

der Konsum nicht mehr Schritt halten kann ... Die Krise nun, die nach dem Kriege eintrat, hatte zwei-

erlei Ursachen. Sie hatte die eine Ursache, daß, was den Ausbau der Produktivkräfte angeht, der Krieg 

dem Kapitalismus im ganzen gut bekommen ist. Die Produktivkräfte sind während des Krieges aller-

dings zu unproduktiven Zwecken ungeheuer gesteigert und ausgebaut worden, und als der Krieg zu 

Ende war, wurden alle diese gesteigerten Produktivkräfte in den Dienst produktiver Zwecke gestellt, 

d. h. auf der Erzeugung von Konsumware umgestellt. Dieser gesteigerte Strom von Konsumtionsware 

traf auf eine Bevölkerung, die durch den Krieg zahlenmäßig und ökonomisch geschwächt, die ver-

armt und verelendet war und um so weniger daher die Waren aufnehmen konnte. Daher rührt die [20] 

Krise, in der die Welt sich noch heute windet. Aber daß die Produktivkräfte in Verfall geraten seien 

und zumal in Deutschland, das zu sagen ist ein Unsinn.“ 

Die unzweifelhafte Vernichtung nicht von Produkten, sondern auch von Produktivkräften, die durch 

den Krieg in einer Reihe von Ländern eingetreten ist und ganz speziell in Deutschland, ist wie mit 

einem Schlage weggezaubert. Wenn auf der andern Seite in Japan, Amerika und vielleicht einigen 

anderen Ländern der Produktionsapparat während des Krieges in riesigem Maßstabe verstärkt wurde, 

so leuchtet es heute selbst der bürgerlichen Oekonomie ein, daß der besondere Charakter der ökono-

mischen Weltkrise nicht bestimmt ist durch die normalen Krisen in Amerika und Japan, sondern viel-

mehr gerade durch die mitteleuropäische Krise, durch den Widerspruch zwischen Gebieten der Un-

terproduktion und denen der Ueberproduktion, zwischen Gebieten, wo der Kapitalismus für sich be-

trachtet, sich noch auf dem aussteigenden Ast der Entwicklung befindet und den anderen, wo er be-

reits auf dem absteigenden Ast angelangt ist. Die letztere Erscheinung ist aber das Bestimmende, das 

Eigentümliche der gesamten Weltsituation. 

Was soll also das plötzliche Herzaubern der „normalen Krise“? Die normale Ueberproduktionskrise 

ist eine Ausgleicherscheinung des normal funktionierenden Kapitalismus. Sie stellt durch verschie-

dene Methoden, auf die hier nicht weiter eingegangen werden soll, einen neuen Ausgangspunkt für 

einen neuen Zyklus der kapitalistischen Produktionserweiterung her. Aber solange die Produktions-

erweiterung das herrschende Gesetz des Kapitalismus ist, solange befindet es sich noch auf seinem 

aufsteigenden Ast, solange ist die sozialistische Revolution noch nicht auf der Tagesordnung, solange 

ist der Sozialismus nicht im Bereich der praktischen Kämpfe des Proletariats, solange ist nur eins 

möglich: der alltägliche Kampf um reformistische Ziels der Sozialismus als jenseits des Alltagskamp-

fes schwebende Idee. Die normale Krise der Ueberproduktion setzt den aufsteigenden Kapitalismus 

voraus, der dem Proletariat immer noch Aussicht auf eine Hebung seiner Lebenslage eröffnet. Die 

Stunde des Sozialismus schlägt, geschichtlich gesprochen, erst, wenn der Kapitalismus auf den ab-

steigenden Ast gelangt, d. h. wenn er kein Hebel der Entfaltung der Produktivkräfte mehr ist, wenn 
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er sich hemmend und zerstörend gegen die Produktivkräfte wendet. Anders ist nie eine geschichtliche 

Epoche untergegangen, weder die Sklaverei noch der Feudalismus, anders wird auch der Kapitalis-

mus nicht untergehen. 

Diese allgemeine Perspektive schließt nicht aus zeitweilige relative Produktionshebungen, sie 

schließt nicht aus normale kapitalistische Zustände an lokalen Punkten des kapitalistischen Weltsys-

tems. Das ist es, was Trotzki in seiner Rede auf dem Kongreß richtig hervorhebt. Es hat aber dies 

nicht das mindeste zu tun mit der Grundauffassung der K. A. G. vom allgemeinen Gang der ökono-

mischen Entwicklung, steht vielmehr im schroffsten Widerspruch zu ihr, wie vor allem zu den Tat-

sachen.*) 

[21] Es hilft auch nichts, zu sagen, dieser Uebergang, in Wahrheit eine Umkehr des Kapitalismus 

vom Abstieg zum Ausstieg, gehe nur durch unerhörte Leiden des Proletariats. Diese Leiden seien der 

Stachel, der die Revolution herbeiführt. Die geschichtliche Erfahrung zeigt, daß, wenn diese Leiden 

nur als kurzfristig, als Vorbedingungen zu einem Neuaufstieg erscheinen, sie ertragen werden als die 

unvermeidlichen Opfer, um diesen Neuausstieg zu ermöglichen, Opfer, die man auf ein Mindestmaß 

beschränken muß, die man aber als den Willen des Schicksals hinnehmen muß. Das, was wir hier 

schildern, ist nichts anderes als der Kern der sozialdemokratischen Politik während der drei Revolu-

tionsjahre in Deutschland, das war es, was breite Massen der Arbeiterschaft bewog, auf all die Leiden 

der drei Jahre noch nicht revolutionär zu reagieren. Wenn diese Leiden zur revolutionären Massen-

auflehnung führen sollen, so gehört dazu die Einsicht der Aussichtslosigkeit, der Wiederherstellung 

des Kapitalismus, die bereits zum Vorurteil, zum instinktiven Gefühl der Massen geworden sein muß. 

Umgekehrt folgt aus dieser Einstellung der Wiederherstellung des Kapitalismus eine ganz bestimmte 

Politik, die dadurch gekennzeichnet ist, daß sie bei jedem einzelnen Schritte Rücksicht nimmt auf die 

Lebensbedürfnisse des Kapitals, z. B. bei der Steuerpolitik, die den kapitalistischen Besitz nur soweit 

anzutasten wagt, daß die Fortführung der kapitalistischen Produktion dadurch nicht gestört wird, die 

Beschränkung der Lohnforderungen auf ein Maß, das den kapitalistischen Profit nicht wesentlich 

einschränkt usw. Ferner ist die logische Folge dieser Einstellung, gewerkschaftlich die Politik der 

Arbeitsgemeinschaft mit den Unternehmerverbänden, politisch das Bündnis mit den bürgerlichen 

Parteien. Aus dem Glauben an die rettende Kraft der Stinnes und Konsorten folgt unfehlbar die Poli-

tik, die sich den kapitalistischen Heilanden unterordnet und die proletarischen Reaktionen auf die 

Leiden, die dieser Restaurationsprozeß über sie verhängt, praktisch einzudämmen versucht und, wenn 

nötig, sie aktiv bekämpft. 

So ist es denn durchaus kein Zufall, daß Paul Levi in seiner Rede auf der Konferenz den Kommunis-

ten unterstellt, daß sie die Absicht haben, „die Produktivkräfte kurz und klein zu schlagen“ und den 

Kommunisten gegenüber besonders betonen zu müssen glaubt, „daß man bei aller Energie und 

Schärfe des Kampfes gegen den bürgerlichen Staat doch mit den Produktivkräften und mit den 

 
*) Wir haben bereits vor Trotzki in den „Leitsätzen zur Taktik der Kommunistischen Internationale während der Revolu-

tion“ von Anfang Mai d. J. diesen Gang der Dinge mit aller Bestimmtheit gezeichnet. Es heißt dort unter III: „Dieser 

Verfall der kapitalistischen Wirtschaft ist kein geradlinig fortschreitender und kein nur wirtschaftlicher Prozeß. 1. Reim 

ökonomisch wirken auch im Zerfall der Kapitalismus die Bewegungsgesetze weiter, die bald ein rascheres, bald ein lang-

sameres Tempo des Zerfalls bedingen. Scheinkonjunktur und offene Krise Den lösen sich ab. 2. Vor allem aber greift in 

diesen ökonomischen Zersetzungsprozeß die politische Macht der kapitalistischen Staaten ein mit Versuchen, [21] ihn 

gewaltsam aufzuhalten. Die Sieger im Weitkrieg suchen sich zu retten auf Kosten der unterlegenen kapitalistischen Ri-

valen. Drei Methoden sind dabei wirksam. Die erste besteht darin, daß die besiegte Bourgeoisie in die Rolle des Zwi-

schenmeisters herabgedrückt wird, daß sie die verstärkte Ausbeutung der Arbeiter im Auftrage des Siegers übernimmt 

und einen Teil ihres Profits an den Sieger abliefert. Diese Kapitalistenklassen haben daher das Bestreben, ihren Profit 

entsprechend zu steigern, um sich dem überkommenen Grad der Ausbeutung der Arbeiter zu sichern. Daraus ergibt sich 

eine so gewaltige Steigerung der Ausbeutung, daß sie die nackte Existenz der Arbeiter bedroht und wachsende Massen 

der Arbeitslosigkeit überantwortet. Die andere Methode besteht darin, daß die Sieger die Kapitalsubstanz der Besiegten 

sich ganz oder teilweise aneignen, d. h. Landesteile annektieren und mit ihnen Grundeigentum, rauben. Die dritte Methode 

ist die direkte Beteiligung am Industrie- und Finanzkapital der besiegten Länder. Diese drei Methoden schließen sich 

nicht aus, sie ergänzen sich vielmehr. Weiter sind die überkommenen Methoden der imperialistischen Ausdehnung wirk-

sam der politischen Beherrschung und der wirtschaftlichen Ausbeutung nichtkapitalistischer Gebiete mit ihrer Begleiter-

scheinung, der Kolonialkriege, des Wettrüstens, der Gefahr des neuen imperialistischen Weltkrieges. 
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Produktionsformen der bürgerlichen Wirtschaft außerordentlich sorgsam und [22] behutsam umge-

hen müsse“. Wenn aller Welt bekannt ist, daß alle wirtschaftlichen und politischen Schritte der Kom-

munistischen Partei darauf eingestellt sind, im Kampf gegen den Kapitalismus die Grundlage zur 

Wiederherstellung der Produktivkräfte zu schaffen, was für einen Sinn können dann solche Wendun-

gen im Munde der „Arbeitsgemeinschaft“ haben, als die gewöhnliche sozialdemokratische Unterstel-

lung, die uns die Nichtberücksichtigung oder Störung der Bedürfnisse, der Produktionswiederherstel-

lung vorwirft, weil wir diese Wiederherstellung im Bunde mit dem Kapital für einen groben Schwin-

del halten, weil wir ihre Verwirklichung nur im Kampf gegen das Kapital für möglich erachten? 

Wir werden später zeigen, wie sich diese Einstellung ganz deutlich in der Steuerpolitik der K. A. G. 

ausspricht. 

Die Grundlagen der kommunistischen Politik genügt es hier nur anzudeuten. Sie bedingen, daß die 

Augenblicksforderungen der Arbeiterschaft sich nicht beschränken lassen können durch die Lebens-

bedingungen des Kapitals, sondern durch die Lebensbedürfnisse der Arbeiterschaft, die Vorausset-

zung dieser Politik ist natürlich die Erkenntnis, daß die Lebensbedingungen des Kapitals und die der 

Arbeiterschaft in einen grundsätzlichen Widerspruch geraten sind. Dieser grundsätzliche Wider-

spruch drückt sich praktisch darin aus, daß das Kapital den Arbeitslohn nicht nur vorübergehend, 

sondern dauernd unter das Existenzminimum, d. h. unter den realen Wert der Arbeitskraft herab-

drückt. Solange der Kapitalismus in normaler Funktion begriffen ist, ist dieser Zustand nur als ein 

vorübergehender möglich. Die Regel ist die Bezahlung der Arbeitskraft zu ihrem Wert und eine He-

bung des Reallohnes der Arbeiterschaft. 

Wir werden in weiterem Verlaufe sehen, wie die politische Einstellung der K. A. G., die sich als 

Konsequenz ihrer ökonomischen Einstellung ergibt, sich auch in Ihrer Auffassung des Gewerk-

schaftskampfes ausdrückt. 

3. Die Liquidation der Kommunistischen Partei. 

Aus der Liquidation der kommunistischen Politik folgt mit Naturnotwendigkeit die Liquidation der 

Kommunistischen Partei als der Trägerin dieser Politik. Die K. A. G. ist zu dieser Folgerung nur erst 

schrittweise gelangt, und sie spricht den Gedanken der Liquidation der Partei nur in sehr, sagen wir 

vorsichtiger Form, aus. Das ist nicht weiter wunderbar, denn so geradezu einer Partei auf den Kopf 

zuzusagen, daß sie zum Sterben bestimmt ist, hat nicht allzu viel Aussicht auf freudige Zustimmung. 

Man muß es also indirekt sagen. 

In seinem Schlußwort auf der Reichskonferenz sagte Levi u. a. (Mitteilungsblatt Nr. 9 vom 25. No-

vember): „Neue Spaltungen seien in Westeuropa unmöglich. Er sei schon in Moskau der Ueberzeu-

gung gewesen, daß die westeuropäische revolutionäre Bewegung nie so rein und in sich geschlossen 

sein kann als in Rußland. In Halle habe allen vorgeschwebt, daß sich eine große revolutionäre Mas-

senpartei unter dem Zeichen der russischen Revolution bilden würde. Heute sei dies nicht mehr mög-

lich. Unter diesem Banner könne sich die neue Konzentrationsbewegung nicht mehr vollziehen, und 

es sei kein Ereignis vorauszusehen, daß große Scharen in der U. S. P. D. und S. P. D. bewegen könne, 

zur K. P. D. zu gehen. Als Nächstes müsse die K. P. D. auf Grund ihrer ‚neuen‘ Politik in eine enge 

Fühlung mit der U. S. P. D. kommen. Allein auf diesem Wege könne die K. P. D. an große Massen 

herankommen. Dieser Konzentrationsbewegung müsse die K. A. G. den Anstoß geben.“ Und im Re-

ferat Levis auf der Konferenz finden sich folgende Stellen: „Die U. S. P. D. ist an Bedeutung geringer 

geworden, [23] und die K. P. D sicherlich nicht größer. So haben wir in Deutschland die Entwicklung 

zu großen sozialrevolutionären Massenparteien noch vor uns, nachdem im März dieser Werdegang 

so jäh unterbrochen worden war. So wie augenblicklich – das ist meine tiefe Ueberzeugung – können 

die Dinge nicht bleiben. Die Zeit der Umschichtungen im deutschen Proletariat ist nicht zu Ende. 

Aber ich bin ebenso tief überzeugt: die neuen Umschichtungen werden sich nicht mehr im Zeichen 

der Spaltung, sondern im Zeichen der Konzentration innerhalb der sozialrevolutionären Arbeiter-

schaft vollziehen.“ Und dann an einer anderen Stelle derselben Rede: „Die Zeit der Spaltungen ist 

vorüber, Umschichtungen werden noch kommen, sie werden sich vollziehen durch Konzentration, 

durch Zusammenfassung.“ „Schließlich jagt die Resolution der Reichskonferenz folgendes: „Die 
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K. A. G. erstrebt nicht die Gründung einer eigenen Partei; sie glaubt vielmehr, daß bei dem selbst-

verschuldeten Schicksal der K. P. D und dem zurückgegangenen Ansehen der Kommunistischen In-

ternationale die kommende Herausbildung der großen revolutionären Massenpartei, nicht im Wege 

der Spaltung, sondern im Wege der Zusammenfassung erfolgen wird. Hält die K. P. D. fest an der 

Politik, die sie sich auf der letzten Zentralausschußsitzung gegeben hat, führt sie diese Politik ehrlich 

und nicht zur Erreichung taktischer Parteiinteressen durch, so läßt sie auf die Dauer keinen Spielraum 

zwischen ihr und dem, was die übergroße Mehrheit der U. S. P.-Arbeiter und ein großer Teil ehrlicher 

revolutionärer S. P. D.-Arbeiter wollen.“ In Nr. 16 der Zeitschrift „Unser Weg“ gibt dann Paul Levi 

eine Erläuterung zu dem, was er unter sozialrevolutionäre Partei versteht. Es heißt dort (Seite 441): 

„Wir haben in Deutschland die klarste, geschlossenste, einheitlichste sozialreformerische Partei, die 

es in irgendeinem Lande gibt. Eine revolutionäre Bewegung ist zum Scheitern verurteilt, solange es 

in Deutschland nicht gelingt, eine an Kraft, Zahl, Einheitlichkeit und Geschlossenheit gleiche und 

überlegene sozialrevolutionäre Partei jener entgegenzusetzen. Wir sagen sozialrevolutionäre Partei, 

um in dieser Bezeichnung das jener reformistischen Partei entgegengesetzte Grundprinzip anzudeu-

ten. Der Name ist nebensächlich. Es hängt auch nicht am Worte ‚Kommunistischen‘. Rosa Luxem-

burg beispielsweise war – wie alle wissen – vom Worte ‚Kommunistische Partei‘ gar nicht entzückt.“ 

Damit hätten wir die entscheidenden Belege für die Auffassung der K. A. G. von der Rolle und der 

Entwicklung der Kommunistischen Partei, vielmehr der sozialrevolutionären Partei beisammen. Fan-

gen wir bei dem letzten an, bei dem Namen. Der Name kann eine Nebenfache sein. Aber er ist in 

diesem Falle keine Zufälligkeit. Die „sozialrevolutionäre Partei“ drückt in ihrem Namen schon aus 

die Annäherung an die sozialistischen Parteien und die Abwendung von der Partei, die sich als erste 

den Namen „Kommunistische Partei“ zulegte, von der Partei der russischen Bolschewiki. Wenn sei-

nerzeit Rosa Luxemburg Einwendungen gegen den kommunistischen Namen machte, wesentlich mit 

Rücksicht auf den Anschluß an die sozialistischen Parteien des Westens, so hat sie damals schon 

diese Einwendungen fallen lassen müssen. Der kommunistische Name wurde gewählt, erstens um die 

enge Verbindung mit der russischen bolschewistischen Partei, und zweitens um die Wiederaufnahme 

des Fadens des ehemaligen Kommunistenbundes auch äußerlich anzudeuten. Heute ist die Rücksicht 

auf die Parteien des Westens insofern überholt, als sowohl in Frankreich wie in Italien kommunisti-

sche Parteien da sind. Heute kann die Aufgabe des kommunistischen Namens der Partei ihren Akzent 

nur richten gegen die Kommunistische Partei Rußlands und die Brücke vorbereiten zu den sozialde-

mokratischen Parteien in Deutschland sowohl wie in den Westländern. 

[24] In der Sache ist entscheidend die kategorische Behauptung, daß S. P. D. wie U. S. P. für abseh-

bare Zeit sozusagen unerschütterlich bleiben, als feste, unveränderliche Größen anzunehmen sind, 

daß Spaltungen ausgeschlossen und die Bildung der sozialrevolutionären Massenpartei nur noch 

durch Konzentration, durch Zusammenballung oder wie die Ausdrücke sonst noch lauten, möglich 

seien. Woher die kategorische Behauptung von der Unerschütterlichkeit der U. S. P. und S. P. D., die 

scheinbar unbegründet dasteht? Der wirkliche Grund liegt auf der Hand. Eine Politik, die den Rahmen 

der sozialdemokratischen Politik nicht überschreitet, bedingt natürlich, daß die Organisation, die der 

Träger dieser Politik ist, für absehbare Zeit fest und unerschütterlich bleibt. In diesem Falle kann sich 

die große „sozialrevolutionäre“ Massenpartei nur bilden durch Konzentration, d. h. durch eine Par-

teifusion, etwa nach dem Muster Ungarns. Eine bittere Ironie, daß gerade Paul Levi auf diesem Pfade 

zu finden ist. Die Kommunistische Partei würde in dieser sozialrevolutionären Massenpartei den lin-

ken Flügel, die U. S. P. das Zentrum, die S. P. D. den rechten Flügel bilden. Der Grundcharakter der 

sozialrevolutionären Massenpartei könnte natürlich nicht kommunistisch sein. Diese scheinbar rapide 

Erweiterung der Kommunistischen Partei wäre in Wahrheit ihre Auflösung. Wir haben bereits entwi-

ckelt, wie die programmatische Grundlage dieser sozialrevolutionären Partei in Wirklichkeit sozial-

demokratisch wäre, sei es auch radikal-sozialdemokratisch. 

Entzieht jedoch die nächste geschichtliche Entwicklung dem Sozialreformismus den Boden, so sind nur 

zwei Wege möglich, auf denen die Kommunistische Partei sich erweitern kann. Der eine ist, neue Spal-

tungen in der S. P. D. und in der U. S. P. der andere ist das Zuströmen der Massen aus der S. P. D. und 

U. S. P. in die Kommunistische Partei auf dem Wege des Uebertritts. Schließlich ist die Kombination 
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der beiden Möglichkeit nicht ausgeschlossen. Jedenfalls ist soviel klar, daß die Erweiterung der 

„kommunistischen“ Massenpartei in irgendeiner Form die Lockerung und schließlich die Auflösung 

der sozialreformistischen Parteien bedingt. 

Die K. A. G. nimmt für sich die Rolle des Kupplers bei dieser Heirat in Anspruch. Sie vergißt, daß zu 

diesem Kupplergeschäft in diesem Fall sogar drei Parteien gehören und daß die Kommunistische 

Partei aufhören müßte, das zu sein, was sie ist, wenn sie sich darauf einlassen wollte. Auf diese Kupp-

lerart läßt die Kommunistische Partei nicht liquidieren. Und auf der anderen Seite: wenn es soweit 

gelangt sein sollte, daß die Kommunistische Partei reif wäre zur Vermählung mit S. P. D. und U. S. P., 

so bedürften diese nicht der Liquidatoren als der Kuppler. 

Das eigentliche Resultat dieser kupplerischen Bemühungen wird unseres Erachtens nur das sein, daß 

die Kuppler selbst die Braut heiraten, wozu wir im voraus alles Glück wünschen. 

Es versteht sich, daß die Bereitwilligkeit unserer Partei zum Zusammengehen mit U. S. P. und S. P. D. 

von Fall zu Fall für bestimmte naheliegende Ziele mit diesen Kuppelplänen nicht das geringste zu tun 

hat, sondern vielmehr gerade voraussagt, daß die Partei innerlich in sich gefestigt bleibt. Aus dieser 

Kooperation von Fall zu Fall, die Perspektive der Parteifusion ableiten kann man nur unter der Vo-

raussetzung, daß nicht der Sozialreformismus, sondern daß der Kommunismus innerlich gelockert 

wird und den Boden unter den Füßen verliert. 

Die Liquidation der Kommunistischen Partei im nationalen Rahmen zieht folgerichtig auch die Li-

quidation der Kommunistischen Partei im internationalen Rahmen, d. h. die Liquidation der Kommu-

nistischen Internationale nach sich. Im nationalen Rahmen begannen die Liquidatoren ihre Arbeit der 

Liquidation mit dem Kampf gegen die organi-[25]satorische Spitze, die Zentrale, um dann ihre Zer-

störungsarbeit gegen das Fundament selbst, die Kommunistische Partei zu richten. Vorgang sehen 

wir von seiten der K. A. G. bei der gegenüber der Kommunistischen Internationale und gegenüber 

der Roten Gewerkschaftsinternationale. Darüber in den folgenden Abschnitten. 

* 

Der Parteitag der U. S. P. D.  
Von P a u l  B ö t t c h e r. 

Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands erklärt in ihrem Leipziger Aktionsprogramm, daß die 

deutsche Arbeiterklasse zur Durchführung des Kampfes um die politische Macht der U. S. P. D. be-

darf, sie rückhaltlos auf dem Boden des revolutionären Sozialismus steht. Danach wäre die U. S. P. 

in Deutschland die revolutionäre Partei, von der die entscheidende Initiative zum Sturze der bürger-

lichen Herrschaft ausgeht, die im schärfsten Kampfe gegenüber jeder bürgerlich-sozialdemokrati-

schen Regierung, steht, die rücksichtslos durch eigenes politisches Handeln den Reformsozialismus 

in seiner revolutionären Unfruchtbarkeit enthüllt, die in den Massenkaders der Gewerkschaften die 

arbeitsgemeinschaftlichen Illusionen und konservativen Ueberlassungslieferungen zerstört, und die 

schließlich ihre gesamte Politik auf einer klaren geschichtlichen Perspektive errichtet. Die „histori-

sche Mission“ der U. S. P. D. wäre nach ihrem Parteiprogramm die Sammlung der Arbeitermassen 

zum revolutionären Handeln. Der zweite Leipziger Parteitag der U. S. P. D., der am 8. Januar beginnt, 

muß auf diese Fragen antworten. Die Antwort wird gleichzeitig die Existenz der U. S. P. D. als poli-

tisch ausschlaggebenden Faktor in der weiteren Entwicklung der deutschen Arbeiterbewegung beja-

hen oder verneinen. 

Der erste Leipziger Parteitag der U. S. P. D. im Dezember 1919 stand im Zeichen der großen Aus-

einandersetzungen über Programm und Taktik, die wesentlich beeinflußt wurden durch die Frage des 

internationalen Zusammenschlusses. Unter dem Druck der ungestüm zur Revolution drängenden Ar-

beitermassen nahm dieser Parteitag das Leipziger Aktionsprogramm an und erklärte außerdem sein 

Einverständnis mit der Dritten Internationale darin, daß durch die Diktatur des Proletariats auf Grund 

des Rätesystems der Sozialismus zu verwirklichen sei. Seitdem Leipzig von 1919 schieden sich die 

Richtungen innerhalb der U. S. P. D. schärfer als Zuvor. In Halle erfolgte die organisatorische Tren-

nung, als unabwendbare Folge der politischen Gegensätze. Die Hilferding-Dißmann-Crispien-Gruppe 
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hatte es geschickt verstanden, den Kampf um den politischen Inhalt der 21 Bedingungen abzubiegen 

in einen Streit um Organisationsfragen. (Namensänderung, Zentralismus, „russische Methoden“ usw.) 

Die Kämpfe um den Anschluß an Moskau waren natürlich keine Vereinsangelegenheit der U. S. P. D., 

sondern sie reichten weit über deren Parteirahmen hinaus. Denn sie bargen ja alle Probleme, vor die 

die Revolution die Arbeiterklasse stellte, in sich. Der Kampf, der scheinbar als organisatorischer 

Kampf, um den Anschluß an eine internationale Organisation tobte, war tatsachlich der Kampf um 

die politische Stellung der U. S. P. D. zur deutschen Regierung, zur Sozialdemokratie, zur Reparati-

onsfrage, kurzum zu allen Fragen der deutschen Politik. Wäre es möglich gewesen, die Kämpfe vor 

der Spaltung weniger organisatorisch und mehr politisch zu führen, der Trennungsstrich durch die 

U. S. P. D. wäre zweifellos weiter rechts erfolgt. In Halle blieben zunächst noch erhebliche Teile der 

Arbeiter, gefesselt durch die revolutionäre [26] Theorie der U. S. P, D., zurück. Diese Arbeiter ver-

hielten sich zum Kommunismus nicht feindlich. Sie glaubten jedoch, daß ihre Partei „dasselbe“ wolle. 

Die politische Praxis der U. S. P. D. nach Halle zeigte recht bald, daß die Feindschaft zur Kommu-

nistischen Internationale bei der U. S. P. D., die Freundschaft für den Reformsozialismus war. 

Während nach dem Vereinigungsparteitag in der V. K. P. D. ein ungeduldiger Kampfgeist die revo-

lutionären Arbeiter beherrschte, die an die Bildung einer kommunistischen Massenpartei zum Teil 

Erwartungen knüpften, die sich aus der gegebenen politischen Situation nicht erfüllen ließen, verfiel 

auf der anderen Seite die U. S. P. in eine noch größere Passivität. In der V. K. P. D. führte die mecha-

nische Auffassung über die Anwendung der politischen Gewalt zur Märzaktion. Für die U. S. P. D. 

wurde der Parteitag von Halle zum Ausgangspunkt für die Koalitionspolitik mit bürgerlichen Par-

teien. Die Feindschaft gegen den Kommunismus machte die rechtsunabhängigen Führer blind für alle 

revolutionären, früher von ihnen selbst propagierten Gegensätze. Den ersten positiven Schritt zur 

Koalitionspolitik machte die unabhängige Reichstagsfraktion am 4. Juni 1921 durch die Abgabe des 

Vertrauensvotums für das Kabinett Wirth. Es entbehrt nicht eines gewissen Reizes, daß die V. K. P. D. 

ihre taktischen Dummheiten gerade mit Hilfe der gelästerten und dreimal verfluchten Moskauer In-

ternationale schneller und gründlicher einsehen und korrigieren lernte. Die K. P. D. machte eine 

scharfe Schwenkung und hat über den Jenaer Parteitag bis heute eine Marschroute eingeschlagen, 

deren Gradlinigkeit nicht zuletzt den Lehren der Märzaktion zu danken ist. 

Was aber ist der praktische Inhalt der unabhängigen Politik seit Halle? Der schleichende Charakter 

der Wirtschaftskrise, die Zähigkeit der kapitalistischen Produktivkräfte und die im Jahre 1921 einset-

zende Scheinprosperität stärkten die reformistischen Strömungen innerhalb der U. S. P. D. derart, daß 

im Sommer 1921 der stillschweigend abgeschlossene Burgfrieden mit der S. P. D. in Sachsen öffent-

lich auf dem Landesparteitag der Unabhängigen als Arbeitsgemeinschaft proklamiert wurde. Damit 

noch nicht genug. Hilferding erklärte am 14. September im Reichswirtschaftsrat, ohne von seiner 

Partei desavouiert zu werden: 

„Wir haben in den letzten zwei Jahren eine Wiedergesundung der Wirtschaft zu verzeichnen gehabt ... Auch 

die Industrie hat ihren Produktionsapparat in den letzten Jahren wesentlich gebessert. Unsere Wirtschaft ist in 

Gesundung. 

Aus allen diesen Gründen müssen wir sagen: Unsere deutsche Wirtschaft ist erstarkt, sie ist kräftig, und sie 

muß jetzt zunächst in den Dienst der Sanierung der Finanzen gestellt werden.“ 

Diese Grundeinstellung zur deutschen Volkswirtschaft beherrscht die Politik der U. S. P. D. in allen 

anderen Fragen. Die reformistische Geschichtsperspektive der Rechtsunabhängigen erstrebt die Wie-

dervereinigung mit der S. P. D. und die Regierungskoalition mit bürgerlichen Parteien, sie ist die 

Ursache der Breitscheidschen Erfüllungspolitik und der Garantieträger des Versailler Friedensdik-

tats. Diese Hilferdingsche Geschichtsperspektive führt zu jenem reformistischen Programm, das 

dem U. S. P. D.-Parteitag in einem Aufsaß des unabhängigen Korrespondenzbureaus vorgelegt wird. 

In diesem Aufsaß heißt es: 

„Die Einigungsfrage hängt eng zusammen mit der Frage der Regierungsbeteiligung. Ziel muß sein, sowohl in 

der Opposition wie in der Regierungsbildung das Proletariat zum einheitlichen Auftreten zu bringen. Opposi-

tion ist notwendig, wenn das reaktionäre Bürgertum mit seinen Parteien die Regierung bildet, wie etwa in 
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Oesterreich, wo sich die Klassen in zwei großen Parteien gegenüberstehen. Anders [27] liegen die Dinge in 

Deutschland, wo die Mehrheit des Zentrums und ein Teil der Demokraten zu einer demokratischen Politik 

benutzt werden können, wie sie in den beiden obengenannten Programmsätzen verlangt wird. Die sozialisti-

sche Arbeitsgemeinschaft kann eine Beteiligung an einer Regierung eingehen, wenn sie die Mehrheit in der 

Regierung besitzt und die beteiligten bürgerlichen Parteien für ihre parlamentarische Stellungnahme die Min-

destforderungen des Proletariats anerkennen. 

Die Arbeiterschaft muß ihrer Leitung in rein taktischen Fragen – und das ist eine Regierungsbildung – eine 

größere Beweglichkeit gestatten. 

Diese dringend notwendige Beweglichkeit der Leitung ist nur möglich, wenn der Apparat der Parteien einge-

stellt wird auf die Leistung, Initiative, sachverständiger Arbeit. Die agitatorischen Bedürfnisse müssen der 

politischen Erkenntnis untergeordnet werden. Die politische Erkenntnis läßt sich nur aus der genauen Kenntnis 

der zu behandelnden Gegenstände gewinnen. Dazu ist in weitem Ausmaße die Heranziehung von Sachkennern 

notwendig. Nur eine mit modernsten technischen und organisatorischen Hilfsmitteln arbeitende Partei wird 

richtunggebende Politik treiben können.“ 

Es ist noch in aller Gedächtnis, daß es die U. S. P. D. als eine ihrer vornehmsten Aufgaben betrachtete, 

der Arbeiterschaft klarzumachen, daß die Koalition mit bürgerlichen Parteien nicht nur unmarxisti-

sche, sondern im höchsten Grade verderblich für das Proletariat sei. Es sei zu diesem Nachweis nur 

Hilferdings Rede gegen Sinowjew auf dem Halleschen Parteitag angezogen, bei deren Studium der 

der Leser heute noch manche andere Entdeckung über die Wandlungen des geistigen Führers der U. 

S. P. D. machen kann. Hilferding weist den Vorwurf Sinowjews, die Rechtsunabhängigen haben an 

der Wiederherstellung des Kapitalismus gearbeitet, zurück und erklärt: 

„Wir haben alle Illusionen von der Planwirtschaft, alle Illusionen einer Arbeitsgemeinschaft zwischen Kapital 

und Unternehmertum, alle Illusionen der Bündnispolitik zwischen bürgerlichen politischen Parteien und uns 

immer auf das schärfste bekämpft und zurückgewiesen, und haben der Arbeiterklasse gesagt, in dieser Krise 

gibt es für euch nur eine Rettung gegen die fortschreitende Verelendung und das ist der Kampf um den Sozi-

alismus, das ist die Verwirklichung des Sozialismus. (Sehr wahr! rechts.) Wir haben das der Arbeiterklasse 

immer und immer an jeder einzelnen ökonomischen Erscheinung nachgewiesen und deshalb muß es zurück-

gewiesen werden, wenn uns hier gesagt wird, wir wollten den Kapitalismus wieder herstellen.“ 

Pazifistische Reparationspolitik, Koalitions- und Steuerpolitik bilden einen politischen Komplex. Die 

Bewilligung der zweiprozentigen Umsatzsteuer im Steuerausschuß des Reichstages durch die Unab-

hängigen Breitscheid und Herz, ist die konsequente Fortsetzung der unabhängigen Reparationspoli-

tik. Ohne Bewilligung indirekter Steuern gibt es keine auf bürgerliche Koalitionsgrundlage aufge-

baute Reformpolitik. 

Doch die unabhängige Partei wird verfolgt vom Gespenst ihres Leipziger Aktionsprogramms. Die 

Arbeiter der U. S. P. D. sehen in demselben mehr als ein bloßes Aushängeschild für scheinrevolutio-

näre Marktschreier. Sie begnügen sich nicht mit sozialistischen Theorien. Sie fordern Taten, so wie 

sie in den Tafeln des Aktionsprogramms eingegraben sind. Die ökonomischen Ursachen der materi-

ellen Not des Proletariats sind nicht beseitigt, und der Konjunkturumschwung läßt alles andere wie 

eine Hebung der Existenzbedingung der Arbeiterklasse erwarten. Es sind deshalb keinerlei soziale 

Anzeichen dafür vorhanden, daß [28] die unabhängigen Arbeiter von den Forderungen ihres Akti-

onsprogramms etwas preisgeben werden. Die handgreiflichen Widersprüche zwischen dem Vor-

wärtsdrängen der Arbeiter der Partei zum Kampfe gegen die unverschämte Ausplünderung durch die 

Konjunkturgewinnler, die Ausraubung durch die Massensteuern, und die Senkung des Reallohnes 

einerseits und dem Bestreben der Rechtsunabhängigen nach dem Burgfrieden mit der S. P. D. und 

der Koalition mit der bürgerlichen Demokratie andererseits, führen zu jenen politischen Bocksprün-

gen, wie der Forderung nach Erfassung der Sachwerte und der Bewilligung indirekter Steuern in 

einem Zuge. 

Die Arbeiter verneinen mit Recht die Unterstützung einer Regierung, die nicht die Kraft aufbringt, 

die Last des Krieges auf die Schultern der Besitzenden zu legen. Die Opposition gegen den Görlitzer 

Beschluß der S. P. D. hat gezeigt, daß selbst weite Kreise innerhalb der Rechtssozialisten eine starke 

Abneigung gegen die Koalitionspolitik hegen, daß viele Arbeiter mit Widerwillen ihren Führern auf 
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diesen Spuren folgen und daß eine unverhüllte Stinnes-Regierung in Deutschland mit dem schärfs-

ten Widerstand der gesamten Arbeiterklasse zu rechnen hat. Die Aufnahme der 10 Forderungen des 

A. D. G. B., der spontane Massenprotest gegen die Klassenjustiz anläßlich des Lichtenburger Hun-

gerstreiks und der in den Betrieben nicht verstummende Ruf nach einem Reichsbetriebsräte-Kongreß, 

sind sehr beredte Zeichen dafür, wie unten in den Massen der Wille zur einigen Kampffront immer 

deutlichere Gestalt annimmt, und wie durch seinen Ausbruch die Fundamente der Parteien verscho-

ben und erschüttert werden. 

Wird der Parteitag der U. S. P. D. auf alle diese Fragen eine offene, unverklausulierte Antwort geben? 

Wird er die Partei schaffen, die den revolutionären Flügel der Arbeiterbewegung führen, und den 

Sieg des Proletariats organisieren wird? Alle Anzeichen sprechen dafür, daß dies nicht geschehen 

wird. Zunächst steht dieser Parteitag unter dem Einfluß ganz, bestimmter psychologischer Hemmun-

gen. Die in Leipzig anwesenden Parteifunktionäre wollen eine geschichtliche Rechtfertigung für ihre 

Abstimmung in Halle. Das ist sehr verständlich. Also wird im Vordergrunde des Parteitages der 

Nachweis stehen müssen, daß die Spaltung „ein Verbrechen“ der Moskauer Internationale und ihrer 

deutschen „Unteroffiziere“ gewesen ist. Die durch eine solche Geschäftsführung erzeugte Stimmung 

gegen die Kommunisten wird den notwendigen Boden vorbereiten für die Anhänger der Koalitions-

politik und des Anschlusses an die Rechtssozialisten, um zunächst ein Bündnis mit den Kommunisten 

zu verhindern. 

Die Koalitionsfreunde haben im Gegensatz zu den Koalitionsgegnern ein Programm auf lange Sicht. 

Sie fordern einen sozialdemokratischen Block, der eine für die besitzende Klasse annehmbare Re-

formpolitik treiben muß. Sie sprechen damit deutlich aus, daß sie für innere und äußere Reparationen 

zu Lasten des Proletariats eintreten werden. Gelingt es Hilferding und seinen Freunden, auf dem Par-

teitage zunächst ein politisches Zusammenwirken der U. S. P. D. mit den Kommunisten zu verhin-

dern, so haben sie für die nächste Zeit hinreichend Spielraum, an ihrem Plan, der Wiedervereinigung 

mit der S. P. D., weiterzuarbeiten. Die Einigungsfrage ist damit natürlich nicht gelöst. Aber es wird 

ja gerade das Wesen dieses Parteitages sein, allen Problemen auszuweichen. Es werden Mischmasch-

Resolutionen zur Annahme gelangen, die niemand innerlich befriedigen, von denen jeder das Gefühl 

hat, daß sie das Wichtigste verschweigen. 

[29] Neben jenen Rechtsunabhängigen, die mit sicherem Kurs zum Reformsozialismus hinsteuern, 

existieren noch Gruppen, die schon vor der Spaltung in Halle schwankten, die sich später als neuer 

linker Flügel in der U. S. P. D. kristallisierten. Diese Kreise sehen das Zusammengehen der revoluti-

onären Arbeiter innerhalb der U. S. P. D. mit den Kommunisten in den Betrieben. In sehr vielen 

Fällen kümmern sich die unabhängigen Arbeiter garnicht mehr um die Anweisungen ihrer Parteilei-

tungen, wenn ihnen ihr proletarisches Pflichtgefühl zu tun heißt, was sie für notwendig erachten. 

(Lichtenburger Hungerstreik, Reichsbetriebsrätekongreß, Sammellisten usw.). Wir hegen jedoch 

keine übertriebenen Hoffnungen, daß die linksunabhängigen Gruppen die Kraft aufbringen werden, 

der Koalitionspolitik der Rechten das Bündnis mit den Kommunisten entgegenzustellen. Es muß mit 

in Betracht gezogen werden, daß auf dem Parteitag Parlamentarier und die Bürokratie das proletari-

sche Element erdrücken werden. Es sei nur an die im Verhältnis zur Partei sehr große Reichstags-

fraktion erinnert. 

Noch ein Anderes kommt hinzu. Es ist eine bekannte Tatsache, daß zwischen U. S. P. und K. P. D. 

eine nicht unbeträchtliche Zahl von politisch nicht indifferenten Arbeitern steht, die von keiner der 

beiden Parteien erfaßt wird. Es ist deshalb leicht begreiflich, daß in der gegenwärtigen Zeit der Labi-

lität aller Parteiverhältnisse in den Kreisen der Linksunabhängigen und der Kommunistischen Ar-

beitsgemeinschaft der Gedanke an eine Ueberbrückung der beiden Parteien mit Hilfe neuer organisa-

torischer Formen erörtert wird. Eine neue „sozialrevolutionäre“ Partei wird der Arbeiterschaft jetzt 

als Heilbringerin und Retterin der Revolution wärmstens empfohlen. Nach der Meinung ihres Mes-

sias soll diese Partei in ihrer weiteren Entwicklung alle revolutionären Elemente sammeln, und 

Fremdkörper rechts und links ausscheiden. Es zeigen sich hier die alten Strömungen wieder, die sehr 

viel Verwandtes mit der K. A. P. haben, und glauben, mit Hilfe organisatorischer Neubildungen po-

litische Fragen „revolutionär“ lösen zu können. Die in schweren inneren und äußeren Kämpfen 
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herausgebildete kommunistische Avantgarde soll aufgelöst, abgestoßen und an ihre Stelle eine aus 

allen Truppenteilen, zusammengestoppelte Nachhut für den Reformsozialismus treten. Das ist der 

Sinn einer „sozialrevolutionären“ Partei in Deutschland, die zwar nicht die Spitze des Proletariats, 

aber den Schwanz der Sozialdemokratie bilden würde. Die Arbeiter haben wirklich für derartige Bil-

dungen verdammt wenig Geschmack. Und uns däucht, daß gerade in den Kreisen der K. A. G. das 

„Omen der Spaltung“ über Gebühr als Popanz herausgeputzt worden ist und sich den Plänen der 

neuen Parteigründer jetzt wenig geneigt zeigt. 

Weicht der Parteitag der U. S. P. D, einer eindeutigen Antwort auf diese Probleme aus, dann ist die 

Fortsetzung und Vertiefung der Richtungskämpfe innerhalb dieser Partei nicht aufzuhalten. Denn die 

Geschichte ist ein strenger Schulmeister, der sich nicht um eine Antwort betrügen läßt. Sie stellt die 

unbeantworteten Fragen ein zweites Mal härter und unangenehmer. Die immer stärkere Verbürgerli-

chung der Sozialdemokratie drängt die Arbeitermassen in schärfere Opposition zu dieser Partei. Dieser 

Prozeß, der natürlich kein kontinuierlicher ist, muß auch den revolutionären Flügel der Arbeiterklasse 

zusammenbringen. Die Entscheidung hierüber wird allerdings nicht der Parteitag der U. S. P. D., son-

dern der Kampf, den das Proletariat führen muß, bringen. Dann wird nicht politische Rechthaberei, 

sondern die geschichtliche Erfahrung der Vergangenheit das entscheidende Wort reden. Und wir ma-

chen uns keiner Ueberhebung schuldig, wenn wir laut bekennen, daß diese bei [30] der Kommunis-

tischen Internationale liegt. Sie ist nie den Problemen ausgewichen, sondern hat sie erlebt, erlitten 

und erkämpft. Die innerpolitischen Schwächen der Partei werden auf diesem Parteitag auch nicht 

durch den „Glanz“ der Wiener Arbeitsgemeinschaft überstrahlt werden. Die Revolution wird weder 

national noch international von diesem Parteitag einen neuen Impuls empfangen, trotzdem diese Ta-

gung in eine Zeit der schärfsten politischen Spannungen fällt. Die Stunde der „historischen Missio-

nare“ ist vorüber. Die Revolution duldet keine Halben und Lauen. Sie vergibt das Recht der Erstge-

burt nur einmal. Und das hat die U. S. P. D. verwirkt. 

* 

Agrarprogramm der U. S. P. D.  
Von H e i n r i c h  R a u. 

Die unabhängige sozialistische Partei hat ihre Stellung zur Agrarfrage hat ihre Stellung zur Agrar-

frage in ihrem Leipziger Aktionsprogramm unter Punkt 3 wie folgt festgelegt: 

„Großgrundbesitz und große Forste sind sofort in gesellschaftliches Eigentum zu überführen! Die gesamten 

landwirtschaftlichen Betriebe sind zur Bereitstellung aller technischen und wirtschaftlichen Hilfsmittel, durch 

Förderung der Genossenschaft zur höchsten Leistungsfähigkeit zu bringen. Urbarmachung von Oedland.“ 

Diese Forderung ist, und dies scheint der U. S. P. D. heute ebenfalls klar zu sein, äußerst unzulänglich. 

Vor allem bleibt die Haltung zu den zwerg-, klein- und mittelbäuerlichen Betrieben und die Aufgaben 

der Landwirtschaft in tiefem Dunkel. Eine konkrete Stellungnahme aber gerade zu diesen Schichten 

ist im Interesse des Kampfes um die Eroberung der politischen Macht von weittragender Bedeutung 

für das gesamte Proletariat. 

Dem Mangel abzuhelfen, hat die Parteileitung der U. S. P. D. neben Wilhelm Grumach Karl Marchio-

nini beauftragt, einen Entwurf eines Agrarprogramms auszuarbeiten. Die Entwürfe liegen nun vor. 

Verschiedene Punkte sind es, in denen die Entwürfe vom Agrarprogramm der K. P. D. abweichen. 

Was der Unabhängige Alexander Stein in seiner Broschüre: „Agrarfrage und Sozialismus“ „seit jeher 

Grundgesetz der Sozialisten aller Länder nennt“, nämlich, „daß die Enteignung des Großgrundbesitzes 

nach dem Siege des Proletariats ohne Entschädigung zu erfolgen hat“, fehlt in den Entwürfen ganz. 

Da Marchionini den Sieg des Proletariats voraussetzt, indem er seinen Entwurf mit folgenden Worten 

einleitet: „Der Aufbau der sozialistischen Agrarwirtschaft geschieht nach folgenden Richtlinien“, und 

in seinen Erläuterungen klar ausspricht: „Voraussetzung ist natürlich die Eroberung der politischen 

Macht durch das Proletariat“, ist das Fehlen dieses äußerst wichtigen „Grundgesetzes der Sozialisten 

aller Länder“ schlechtweg unverständlich. Unverständlich besonders bei einer revolutionären Partei, 

zumal Alexander Stein darauf hinweist: „In Rußland vertraten sogar die sehr gemäßigten 
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Agrarsozialisten nach der Revolution von 1905 den Grundsatz entschädigungsloser Enteignung des 

Großgrundbesitzes.“ 

Zwar sogt Marchionini in seinen, „Erläuterungen zum Agrarprogramm“ – „Die Enteignung der Groß-

grundbesitzer erfolgt grundsätzlich ohne Entschädigung.“ – Zur programmatischen Festlegung hat 

[31] aber weder er noch Grumach sich bewegen lassen. Letzterer erwähnt diese wichtige grundsätz-

liche Frage in keiner Weise, weder in dem Teil seines Entwurfes der Richtlinien der unabhängigen 

Agrarpolitik vor der Eroberung der politischen Macht noch in dem Teil des ausdrücklich als „erst 

nach der Eroberung der politischen Macht durch das Proletariat zu erreichen bezeichnet ist. 

Der Untergrund dieser Tür und Tor offenlassenden Stellungnahme kann besonders bei Grumach, der 

die Träger der Revolution, die Räte, in seinem Entwurf nicht in Betracht zieht, nur die Hoffnung sein, 

auf demokratischer, parlamentarischer Grundlage zur Sozialisierung der Agrarwirtschaft zu gelangen. 

Der zweite hauptsächlichste Punkt, in dem Marchionini und Grumach abweicht vom Agrarprogramm 

der K. P. D. ist die Stellung zur Bauernfrage. Ihr Parteifreund Alexander Stein macht in seiner Bro-

schüre den Kommunisten folgenden Vorwurf: 

„Das Agrarprogramm der Kommunisten ist innerlich widerspruchsvoll und in seiner Wirkung reaktionär, da 

es zwar die Sozialisierung der großen Güter fordert, aber durch die Aufstachelung der Begehrlichkeit der 

Klein- und Parzellenbauern den Gedanken der Uebernahme der großen Güter in gesellschaftlichen Betrieb 

untergräbt und durch Befestigung der Existenz der kleinbäuerlichen Besitzer die Schicht der Eigentumsfana-

tiker auf dem flachen Lande verstärkt.“ 

Marchionini stellt zwar auch Forderungen, die eine „Befestigung der Existenz der kleinbäuerlichen 

Besitzer“ bedeuten. Und mit Recht. Allein schon vom wirtschaftlichen Standpunkt aus. Die techni-

sche Umwälzung ist in der Landwirtschaft noch lange nicht so weit vorgeschritten, wie wir sie in der 

Industrie zu verzeichnen haben. Je nach Lage und Beschaffenheit des Bodens ist vielerorts der Klein-

betrieb in der Landwirtschaft dem Großbetrieb in produktiver Hinsicht wenn nicht überlegen, so doch 

ebenbürtig. Ferner sind in der Landwirtschaft in bezug auf Produktivität psychologische Momente 

wohl zu beachten. 

Die Frage der Ernährung nach Eroberung der politischen Macht durch das Proletariat ist zu einem 

gewissen Teile abhängig davon, ob es gelingt, das Klein- und Mittelbauerntum wenigstens von der 

Sabotage zurückzuhalten, die in der Landwirtschaft nicht nur bestehen kann im Anbau oder in der 

Ablieferung, sondern auch in der Pflege des Pflanzenwuchses. Eine Kontrolle darüber kann nur in 

geringem Maße in Betracht kommen. Es wird also Aufgabe sein, diese Schichten wenigstens in ein 

loyales Verhältnis zur revolutionären Arbeiterschaft zu bringen, sie zu neutralisieren. Marchionini 

sieht in seinem Programmentwurf außer einem Mitbestimmungsrecht für die Klein- und Mittelbauern 

wirtschaftliche und technische Unterstützung aus gesellschaftlichen Mitteln vor, wie sie im Agrar-

programm der K. P. D. ebenfalls ausgesprochen werden. 

In seinen Erläuterungen geht Marchionini auf die Kleinbauernfrage nochmals ein, um sie gleichzeitig 

in dem strittigsten Punkte der Landzerteilung in gewundenen Ausführungen zu umgehen. Nachdem 

er von „modernen, technisch hochstehenden Wirtschaften“ gesprochen hat, erklärt er: „Freilich, die 

Errichtung von Kleinbetrieben auf diesen Latifundien muß abgelehnt werden. Es kann im allgemei-

nen nur der landwirtschaftliche Großbetrieb in Frage kommen, da wir bereits hochstehende Wirt-

schaften haben, die mit Hilfe unserer technisch leistungsfähigen Industrie sehr bald vollkommen aus-

gestaltet werden können, wodurch am ehesten eine erhebliche Steigerung der Produktion erreicht 

werden kann.“ 

[32] Diesen Ausführungen Marchioninis kann ohne weiteres zugestimmt werden. Damit ist aber nicht 

ausgedrückt, inwieweit die bestehenden kleinbäuerlichen Betriebe, soweit es wirtschaftlich möglich 

ist, durch Zuteilung von Land bis auf selbständige Ackernahrung unterstützt werden sollen. 

Konsequenter oder dogmatischer als Marchionini ist in dieser Frage Grumach. Er hat für die Kleinbau-

ern gerade soviel übrig, daß er ihnen den jetzigen Besitz weiterhin anerkennt. Dagegen soll der mittel-

bäuerliche Betrieb sofort enteignet werden. Grumach begründet dies damit, daß das Mittelbauerntum 
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zusammen mit den Großbauern 51 Prozent der gesamten Bodenfläche in den Händen hat und somit 

zu dem Tyrann der Gesellschaft werden kann. Demnach ist die Enteignung der Rücksicht auf die 

Ernährung entsprungen. Wir fürchten, daß mit solchen Maßnahmen die Ernährung erst recht gefähr-

det wird.  

Wird die Enteignung der Mittelbauern dekretiert, dann wird die politische und individuelle Gegner-

schaft zu dem die Macht in seinen Händen haltenden Proletariat zur schärfsten Wirtschaftssabotage 

führen. Es ist wohl nicht anzunehmen, daß Grumach im Auge hat, diese enteigneten mittelbäuerlichen 

Betriebe auch der Bewirtschaftung durch die jetzigen Besitzer zu entziehen. Das ist technisch, wirt-

schaftlich unmöglich, wenn nicht ein katastrophaler Rückgang in der landwirtschaftlichen Produktion 

sich ergeben soll. Die individuellen Kenntnisse, Fähigkeiten dieser großen Schicht in der Landwirt-

schaft muß der Allgemeinheit nutzbar gemacht werden. Grumach bringt aber durch seine dogmati-

schen Prinzipien die gesamte bäuerliche Schicht in scharfem Gegensatz zu dem an die Macht gelan-

genden Proletariat und gefährdet damit, was er retten will – die Ernährung. Im Gegensatz zu ihm 

fordert Marchionini: 

„Sozialisierung der Mittelbetriebe erst nach Durchführung der sozialistischen Wirtschaft in den Großbetrieben 

und wenn deren Erfolg so groß ist, daß die Nützlichkeit und Fortsetzung der Sozialisierung allgemein aner-

kannt wird. Mitbestimmungsrecht und Mitwirkung der Betriebsinhaber bei der Sozialisierung ihrer Wirtschaf-

ten!“ 

Damit sagt Marchionini: Die Sozialisierung der mittelbäuerlichen Betriebe kann nur herauswachsen 

aus dem technischen Fortschritt, der ideologischen Umstellung des Bauerntums, sie ist eine organi-

sche, freiwillige. Die Bauernfrage ist aber vom politischen Gesichtspunkt von noch größerer Bedeu-

tung. 

Um die wirtschaftliche Möglichkeit zur Erfüllung eines sozialistischen Programms zu schaffen, muß 

die politische Macht in den Händen der Vollstrecker des sozialistischen Programms sein. Es ist also 

vor allem eine politische Machtfrage. Im Kampfe gegen die Eroberung der politischen Macht stützt 

sich der konterrevolutionäre Gegner des Proletariats besonders auf die kleinbäuerlichen Schichten. – 

Er hat einen starken Rückhalt gerade im Klein- und Mittelbauerntum. Sie vom gegenrevolutionären 

Lager abzutrennen, ist für eine revolutionäre Partei eine größere Aufgabe, wie die Festlegung eines 

Wirtschaftsprogramms, das infolge der fehlenden Macht nicht durchgeführt werden kann. Und darum 

kommt die Kommunistische Partei den kleinen, hartarbeitenden Bauern soweit wie möglich entge-

gen. Es sind Konzessionen, aber nicht an den Klassengegner, sondern an einen Teil der Gesellschaft, 

der seinen Lebensverhältnissen, seiner Tätigkeit entsprechend, an die Seite des Proletariats gehört. 

Das Agrarprogramm der K. P. D. geht also deshalb ruhig über die von Marchionini aus wirtschaftli-

chen Gründen gemachte Unterstützung der Bauern hinaus und sagt im Punkt 15 unter A ihres Pro-

gramms: 

[33] „Landwirtschaftliche Großbetriebe, die in kleinbäuerliche Betriebe eingesprengt und von keiner aus-

schlaggebenden wirtschaftlichen Bedeutung sind, können unter die Klein- und Zwergbauern der Umgebung 

aufgeteilt werden, um deren Betriebe so zu erweitern, daß ihre Besitzer sich selbst erhalten können.“ 

Dieser Gesichtspunkt, der von außerordentlicher politischer Bedeutung ist, bildet einen Trennungs-

punkt zwischen unabhängiger und kommunistischer Agrarpolitik. Allerdings, er riecht moskowitisch 

und entspricht keineswegs sozialistischer Verkalkung. Meint die U. S. P. es ernst mit der Enteignung 

des Industrie- und Agrarkapitals, meint sie es ernst mit der Revolution, meint sie es ernst mit der 

Durchführung ihres sozialistischen Agrarprogramms, dann kann sie nicht aus Prinzipienreiterei da-

rauf verzichten, eine breite, arbeitende Bevölkerungsschicht durch gewisse Konzessionen an ihre 

Produktions- und Denkweise zu gewinnen, sei es für den aktiven Kampf gegen die Bourgeoisie an 

der Seite des revolutionären Proletariats, sei es wenigstens für ein passives Verhalten während der 

entscheidenden Kämpfe wischen Kapital und Arbeit! 

Nicht die kleinen, arbeitenden Bauernmassen sind unsere Gegner, sondern das Agrarkapital, dem 

es freilich gelungen ist – nicht zum wenigsten infolge der verfehlten Bauernpolitik der S. P. D. und 
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U. S. P. D. – die Kleinbauernmassen ins Schlepptau zu nehmen. Die Interessen der Kleinbauern sind 

nicht die Interessen des Agrarkapitals, da ihr Eigentum nicht kapitalistisches Eigentum ist! Das ent-

scheidet. Deshalb ist es möglich, die kleinbäuerlichen Schichten loszulösen vom Agrarkapital. Eine 

revolutionäre Partei, die es ernst meint mit der Eroberung der politischen Macht, mit der Revolution, 

kann auf das bäuerliche Element nicht verzichten! 

* 

Die Arbeiterparteien und der Steuerkampf.  
Von W i l h e l m  K o e n e n. 

Wenn in der Partei praktisch zu der Ausnutzung der neuen Steuervorlagen Stellung genommen wird, 

so wird mit Recht auf die politisch-revolutionäre Bedeutung hingewiesen, die die Steuerfrage in dem 

jetzigen kritischen Stadium der zerrütteten kapitalistischen Wirtschaft und ihres zerrütteten, staatli-

chen Ueberbaues hat. Gern wird in diesem Zusammenhang ein Zitat angewendet, in welchem Karl 

Marx über die revolutionäre Bedeutung der Steuerfrage sagt: 

„In der Revolution kann die zu kolossalen Proportionen geschnellte Steuer als eine Form des Angriffs gegen 

das Privateigentum dienen, aber selbst dann muß sie zu neuen, revolutionären Maßregeln weiter treiben, oder 

schließlich auf die alten bürgerlichen Verhältnisse zurückführen.“ 

Dieser Gedankengang paßt trefflich zu unserer heutigen Situation, die ganz dazu angetan wäre, durch 

einen energischen Vorstoß breiter Volksmassen für wirkliche Besitzsteuern und die Beschlagnahme 

der kapitalistischen „Sachwerte“ einen Angriff gegen das Privateigentum durchzuführen, der dann 

selbst, wie Marx sagt, „zu neuen revolutionären Maßregeln weiter treiben muß.“ Vorläufig ist aber 

trotz des überwältigenden Druckes der auf den unsäglich leidenden Volksmassen lastet, noch nichts 

von einer Massenbewegung in der Steuerfrage, insbesondere nicht von einem Angriff auf das Privat-

eigentum durch scharfe Besitzsteuern und Sachwerterfassung zu merken. Aus dem bisherigen Aus-

bleiben des breiten Angriffs gegen den Besitz ist aber nun nicht etwa [34] der Schluß zu ziehen, daß 

die Situation eben nicht genügend revolutionär und deswegen nicht geeignet ist, im Sinne jenes Aus-

spruches von Marx zu wirken. 

Die objektiven Voraussetzungen für die politisch-revolutionäre Ausnützung der Steuerfrage sind 

ganz zweifellos gegeben, insbesondere in Deutschland. 

Die sozialen Gegensätze verschärfen sich täglich. Die Wirtschaft ist in einem durchaus ungesunden 

Fieberzustand. Massenarbeitslosigkeit und Valutakonjunktur wechseln einander ab. Während dünne 

kapitalistische Schichten Milliarden auf Milliarden häufen, kann die reale Akkumulation von Kapital 

nicht mehr vor sich gehen. Ganze Industriezweige sind noch im Verfall und Abbau begriffen. Auf-

gehäufte Werte, die man als Kapital im Häuserbau anlegen könnte, sind nicht vorhanden. Wohnungs-

not und Wohnungselend werden immer schlimmer. Eine namhafte Aufbesserung der Produktivität 

der Landwirtschaft ist noch nicht gelungen. Die wertvollste Produktivkraft, der arbeitende Mensch, 

geht massenhaft unter den Wechselwirkungen von Arbeitslosigkeit, Nahrungsmittelnot, Teuerung 

und Steuerdruck der absoluten Verelendung entgegen, Millionen Arbeitskräfte müssen aussterben, 

wenn sie sich nicht frei machen vom kapitalistischen Druck, denn das kapitalistische Wirtschaftssys-

tem kann sie nicht mehr unterhalten. Und bei alledem ist der staatliche Ueberbau im ständigen Wan-

ken und Schwanken; er kommt aus den Krisen nicht mehr heraus. Finanziell hat er seinen Bankrott 

durch die Erklärung der Zahlungsunfähigkeit gegenüber der Entente bereits angekündigt. Die kapita-

listischen Staatsmänner geben es selber offen zu, daß auch die schärfste Ausnützung der bisherigen 

Steuerquellen noch nicht einmal ausreichen würde, um den eigenen inneren Bedarf des armen Deut-

schen Reiches finanziell zu decken. Das Uebergewicht der kapitalistischen Klassen ist dauernd in 

Frage gestellt, ja, es wäre sogar schon über den Haufen geworfen, wenn die proletarischen Massen 

eines Tages ihren reformistischen Führern nicht mehr Folge leisten, sondern sich in einheitlicher 

Front gegenüber einem weiteren Herabdrücken ihrer kümmerlichen Lebenshaltung kraftvoll zur 

Wehr setzen würden. 
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Hier kommen wir auf die subjektive Seite der gegenwärtigen Situation. Und so sehr die objektiv 

zugespitzten Umstände nach einer radikalen Lösung, ja sogar nach der offenen, sozialen Revolution 

förmlich schreien, so trübe sind andererseits die subjektiven Voraussetzungen. So schwer die werk-

tätigen Massen auch unter den mannigfaltigen Erscheinungen der heutigen Not zu leiden haben, es 

ist ihnen trotz allem noch nicht zum Bewußtsein gekommen, in welchem Ausmaß sich die Klassen-

lage des Proletariats verschlechtert hat, in welchem unerhörten Gegensatz sich die verelenden Massen 

zu der dünnen Oberschicht der Milliardäre befinden. Die arbeitenden Schichten empfinden noch nicht 

klar, daß es nicht so zu sein brauchte mit all ihrem Jammer und Kummer, und daß sie selber ihr 

Schicksal wenden können. Dumm und stumpf folgen die Massen immer noch trotz aller politischen 

Verrätereien und antiproletarischen Gewaltakte den reformistischen Führern, die sich gerade jetzt 

ihres Einflusses auf die Arbeitermassen sicherer glauben denn je. Neben der für sie so erfolgreichen, 

mit allem Raffinement durchgeführten Kommunistenhetze, durch die sie die Massen von einer neuen 

revolutionären Führung fernzuhalten bestrebt sind – waren es insbesondere die letzten Wahlen in den 

verschiedensten Landesteilen Deutschlands und der Ausgang einer Anzahl Gewerkschaftskongresse, 

die die Reformisten in absolute Sicherheit wiegten. Gerade die Steuerfrage zeigt. wie weit die Refor-

misten glauben ihre zynische Frechheit bei der rücksichtslosen Be-[35]lastung der Volksmassen trei-

ben zu können, wie wenig sie befürchten, von einer Massenbewegung irgendwie belästigt, ge-

schweige denn gar hinweggefegt werden zu können. 

Wenn die kommunistischen Vertreter den Sozialdemokraten in den Steuerausschüssen des Reichsta-

ges wegen ihrer schmählichen Unterstützung der Erhöhung aller indirekten Steuern scharfe Anklagen 

ins Gesicht schleudern, wenn sie ihnen an Tatsachen beweisen, wie die neusozialistische Milliarden-

belastung die ärmsten Volksschichten immer noch weiter verelenden und verkümmern wird, so ant-

worten die Sozialdemokraten und Gewerkschaftsbürokraten achselzuckend und lächelnd mit aller 

Seelenruhe: „Was wollt Ihr denn nur? Seht doch die Wahlresultate von Berlin, Baden, Hessen usw. 

Die Massen folgen uns ja doch.“ Zuweilen fügen die Herren Reformisten noch Hinweise auf die für 

sie sehr erfolgreichen Gewerkschaftskongresse und Konferenzen hinzu. Und in der Tat hieße es den 

Kopf in den Sand stecken, wenn man nicht sehen wollte, daß der große Haufe, der aus alter Tradition, 

festgehalten durch eine umfassende, gut ausgebaute Organisation, sozialdemokratisch gesinnt ist, sei-

nen reformistischen Führern noch folgt, obwohl diese alles, was früher an der Sozialdemokratie eine 

werbende und anfeuernde Kraft hatte, längst preisgegeben haben. Es ist uns Kommunisten bisher 

noch keineswegs gelungen, den Arbeitermassen das verderbliche Treiben ihrer Führer wirklich so 

klar zum Bewußtsein zu bringen, daß daraus große Massen politische Folgerungen gezogen hätten. 

Ja, man muß sagen, es ist in den letzten Wochen und Monaten auch noch nicht einmal richtig versucht 

worden, der werktätigen Bevölkerung, den Arbeitern, Angestellten und Beamten klar zu machen, daß 

dieselbe wucherische Ausbeutung, die die Krautjunker und Schlotbarone vor und während des Krie-

ges mit Zöllen und Steuern an ihnen beging, jetzt in einer viel elenderen Situation in noch viel scham-

loserer Weise von den Sozialdemokraten im Bündnis mit dem Zentrum zu betreiben versucht wird. 

Die Abwehr der leidenden Volksmassen gegen den neuen Milliardensteuerraubzug, den man auf ihre 

Taschen sozialistisch-christlich durchzuführen entschlossen ist, haben wir durch unsere Partei noch 

keineswegs genügend zu organisieren begonnen. Und dabei haben wir den ersten Abschnitt der par-

lamentarischen Gesetzesmacherei, die diesem Raubzug dienen soll, bereits hinter uns. 

Viel zu sehr haben sich unsere Parteigenossen eingelassen auf eine sehr wenig, aufklärend wirkende 

kleinliche Zänkerei um die sogenannte Sachwerterfassung. Ja, manche der besten Kräfte verwandten 

sogar ihre schönste Zeit dazu, Spintisierereien über diese oder jene zukünftige praktische Möglichkeit 

der Sachwerterfassung nachzugehen. Große Konferenzen verschwendeten ihre kostbare Zeit auf die 

sogenannte theoretische Klärung der Probleme des Staatskapitalismus vor oder nach der Eroberung 

der politischen Macht durch das Proletariat, oder sie suchten nach den besten taktischen Lösungen 

der Frage, ob die Sachwerte nur von den Arbeitern direkt erfaßt werden dürften, oder durch einen 

bürgerlichen Staat, ergänzt durch Arbeiterkontrolle in den Betrieben, oder ob man diese Forderung 

an eine bürgerliche Regierung stellen kann, als nur politische Forderung zur Entlarvung der Halbhei-

ten und Schwächen anderer Parteien. Und während in unserer Partei so über die theoretischen 
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Grundlagen und taktischen Voraussetzungen einer Steuer als „Form des Angriffs gegen das Privatei-

gentum“ ausgiebig diskutiert wurde, während wir versuchten, einen späteren mehr oder minder von 

uns selbständig zu führenden Angriff vorzubereiten, indem man hier und da den Massen klar zu ma-

chen versuchte, daß nicht 20 oder 25 Prozent [36] Sachwerterfassung, sondern erst 50 Prozent die 

entscheidende Formel abgeben, ist der bankrotte kapitalistische Staat ohne Rücksicht auf die nebel-

haften Begriffe von Sachwerterfassung und ähnlichem, zu dem breitesten Frontalangriff nicht nur auf 

die Taschen, sondern auch auf die Kochtöpfe des Proletariats und die Mäuler ihrer hungernden Kinder 

übergegangen. Während wir uns auf den späteren Gegenstoß vorzubereiten versuchten, ist es ver-

säumt worden, die viel dringlichere Abwehrfront gegen einen ungeheuerlichen Angriff auf die Exis-

tenz des Proletariats herzustellen. Das müssen wir gerade jetzt klar erkennen, um in den nächsten 

Wochen und Monaten noch nachzufassen, ehe es zu spät wird. 

Die Ausschußberatungen des Reichstages haben es viel klarer als das vorauszusehen war, erwiesen, 

daß die Kommunistische Partei die volle Verpflichtung für die Organisierung des Abwehrkampfes 

gegen den Steuerraubzug vor den Volksmassen ganz allein zu übernehmen hat. Es mag für uns als 

Erklärung und bis zu einem gewissen Grade auch als Entschuldigung dienen, daß wir noch immer 

glaubten annehmen zu dürfen, daß wir in der Opposition gegen die indirekten Steuern bei einer solch 

unerhörten Neubelastung nicht allein stehen würden. 

Es ist sicherlich wahr, daß wir Kommunisten im allgemeinen die Sozialdemokratie nicht für so poli-

tisch dummdreist gehalten haben, wie sie tatsächlich jetzt bei den Steuerberatungen auftritt. Wohl hat 

man von ihr nimmermehr einen offenen Kampf gegen indirekte Steuern erwartet, nachdem sie sich 

in Görlitz ausdrücklich mit den Verbrauchssteuern abgefunden hat. Aber während man annahm, daß 

sie die indirekte Steuermacherei der kapitalistischen Parteien schmollend oder mit einer Scheinoppo-

sition hinnehmen würde, stellt sich jetzt himmelschreiend heraus, daß die Sozialdemokraten neben 

dem Zentrum die tollste Steuertreiberei gerade auf dem Gebiet der indirekten Belastung der breiten 

Volksmassen betreiben. Sozialdemokraten gehen dabei voran, sozialdemokratische Vorschläge sind 

immer die schärfsten Belastungen, sozialdemokratische Anträge fordern immer die höchsten Auf-

schläge, Rücksichtsloser hat noch nie eine Partei auf den Magen des deutschen Arbeiters herumge-

trampelt. 

So viel zynische Frechheit und brutales Niederschlagen eigener bisheriger Forderungen hat man 

selbst von dieser Führerklique noch nicht für möglich gehalten. 

Und rechneten wir bei der Sozialdemokratie statt mit einer offenen Förderung und Befürwortung, bis 

dahin nur mit einer Duldung neuer Steuerbelastungen der breiten Massen, so glaubte doch jeder, daß 

zum mindesten die Unabhängige Sozialdemokratie den agitatorischen Kampf gegen die wucheri-

schen indirekten Steuern als ihr ureigenstes Gebiet, als ihre oppositionelle Domäne betrachten würde. 

Die Steuer-Ausschußberatungen aber haben ergeben, daß wir auch diese Partei noch zu hoch ein-

schätzen. Während man es ihrem Sozialpazifismus zuschrieb, daß sie dem Londoner Ultimatum zu-

stimmte, und die „Regierung der Erfüllung“ politisch glaubte stützen zu müssen, so sahen wir bei den 

Abstimmungen über die Steuervorlagen zu unserem Schrecken, daß die U. S. P. D. zur staatserhal-

tenden Partei geworden ist, daß sie vom Sozialpazifismus zur Sozialverräterei übergeht, daß sie der 

gelegentlichen politischen Stützung der Wirth-Regierung bereits die dauernde finanzielle Stützung 

auf Kosten der breiten Volksmassen, des Elends de Arbeiterfamilien und des Verfalls vieler Millionen 

folgen lassen will. Einer immerhin noch leidlich oppositionellen Rede des U. S. P-Vertreters im Ple-

num des Reichstages folgte nach außen nichts, um dieser oppositionellen Haltung die nötige Deckung 

in den Massen zu geben. In den [37] Ausschüssen folgte dann ein Umfall dem anderen. Der Forderung 

auf Beseitigung der Verbrauchssteuern haben die U. S. P.-Vertreter nur einmal zu Anfang der Aus-

schußberatungen gegenüber der Zuckersteuer noch zugestimmt, dann ließen auch sie diesen alten 

sozialdemokratischen Grundsatz der Aufhebung indirekter Steuern im Stich und schließlich mußte 

man es gar erleben, daß diese Partei sich ohne Not, nur um staatserhaltend zu wirken, herbeiließ, 

gerade bei der ungeheuerlichsten Verbrauchssteuer, der Umsatzsteuer, für deren Erhöhung zu stim-

men, was viele Milliarden neue Lasten für die darbenden Volksmassen bedeutet. Das Aergste an 

dieser Haltung ist aber der Umstand, daß die Zustimmung der U. S. P. D. zu dieser neuen 
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Milliardenbelastung des Massenverbrauchs erfolgte, nachdem in demselben Ausschuß in den Tagen 

vorher trotz ihrer eigenen heißen Gegenwehr es den bürgerlichen Parteien gelungen war, jegliche 

nennenswerte Belastung der Besitzenden zu verhindern und zu beseitigen. Die politische Situation 

erfordert also mehr denn je den energischen, heftigsten Kampf proletarischer Parteien gegen die Er-

höhung, ja, für die Beseitigung der schamlosesten aller Verbrauchssteuern. Und in dieser Situation 

versagte die U. S. P. D. vollständig. Sie hat ihre Rolle als parlamentarische Oppositionspartei ausge-

spielt. Sie stützt die kleinbürgerliche Regierung politisch, ökonomisch und finanziell auf Kosten der 

Interessen des Proletariats. 

Während die Kommunistische Partei also glaubte, den Angriff gegen das Privateigentum durch die 

Kampagne für die Erfassung der Sachwerte einleiten und führen zu können, ist sie jetzt durch den 

offenbarsten brutalsten Volksbetrug der Sozialdemokratie und durch das völlige Versagen, ja Um-

schwenken der Unabhängigen gezwungen, sich zurückzuziehen auf die Formierung des Abwehr-

kampfes gegen die ungeheuerlichste Steuerbelastung, die je einem Volke zugemutet worden ist. Die 

ganze Last des Kampfes gegen die Milliardenverteuerung des Verbrauchs und des Verkehrs liegt auf 

unseren Schultern. Alles, was bisher an Kräften sich zersplitterte zur Vorbereitung einer Kampagne 

für die Erfassung der Sachwerte, muß zwei Schritte zurücktreten, um sich einzureihen in die elemen-

tar notwendige Abwehrfront gegen die indirekten Schandsteuern. Wohl bleibt die Forderung nach 

Erfassung der Sachwerte ein Teil unseres positiven Steuerprogramms, das wir in der Propaganda, in 

der Agitation den indirekten Steuern entgegenzustellen haben. Aber dieses positive Programm kann 

jetzt nur den Zweck haben, den Arbeitermassen deutlich zu zeigen, daß es sowohl für eine bürgerliche 

Opposition als insbesondere für sozialdemokratische Parteien sehr handgreifliche Möglichkeiten 

gäbe, um die schwer mit ihrem Schicksale und der Not ringenden Volksmassen vor neuen Lasten zu 

bewahren. So angewandt wird unser positives Steuerprogramm sowohl den sozialistischen wie den 

bürgerlichen Gegnern das beliebte und zu billige Argument aus der Hand schlagen, daß die Kommu-

nisten nur kritisieren und ablehnen, aber nicht zeigen, wie man es anders und besser machen soll. 

Gestützt auf unser positives Steuerprogramm, werden wir also umso nachhaltiger und aufrüttelnder 

den Kampf gegen die indirekten Steuern führen und so in der Abwehr die Interessen des Proletariats 

wirklich und offensichtlich vertreten, so daß uns auf diese Weise die Möglichkeit geschaffen wird, 

die Führung des Proletariats, die uns bei einem wirklichen Vorstoß um die Erfassung der Sachwerte 

hätte zufallen müssen, schon zu gewinnen in einer auf breitester Front geführten Bewegung, deren 

Notwendigkeit von allen Arbeitern, Angestellten und Beamten, ja sogar auch von den ländlichen 

Proletariern und den Frauen vollauf verstanden wird. Aber diese Bewegung zur Ausnützung des Steu-

erkampfes für die Gewinnung proletarischer Massen erfordert Eile und riesige Anstrengungen. Dabei 

gilt nicht nur [38] das Wort: Heran an die Massen, sondern: Hinein in die Massen! Der Nebelwall, 

dem die Sozialdemokraten mit ihrem Verleumdungsfeldzug zwischen uns und der Arbeiterschaft auf-

zurichten versuchten, hinter dem sie ihr grausames Spiel des Milliardensteuerraubzuges glaubten ver-

bergen zu können, kann nur niedergerissen werden durch zäheste, klarste, bis in die kleinsten Einzel-

heiten sich entfaltende Agitation und Propaganda gegen die Schande der indirekten Steuern. Die For-

derungen, die es dabei zu vertreten gibt, sind alt und bekannt. Die Argumente, die wir gegen Ver-

brauchssteuern anwenden müssen, sind seit Lasalle vielmals erhärtet in der langen Oppositionszeit 

der alten Sozialdemokratie. Die Sprache, die wir zu führen haben, wird anknüpfen nicht nur an die 

praktischen Nöte, des Arbeiterlebens und des Arbeiterhaushalts, sondern sie wird auch anknüpfen an 

der Ideologie der alten radikalen Tradition der früheren Sozialdemokratie. Diese Forderungen, diese 

Argumente und diese Sprache werden die direkte Verbindung herstellen zu dem Verständnis und der 

Geistesverfassung, in der breite Schichten der Arbeiterschaft durch die alte Sozialdemokratie erhalten 

worden sind. Und so kann die reformistische Führung, der bisher alle ihre politischen Schandtaten, 

ihre konterrevolutionären Gewaltakte gegen Proletarier nichts anzuhaben vermochten, noch zuschan-

den werden an ihrem, mit soviel Zynismus und soviel Brutalität geführten Steuerraubzug gegen die 

eigenen proletarischen Klassengenossen. Arbeitermassen, die in diesem Ringen gegen den Steuer-

druck zur Klarheit und politischen Einsicht gebracht sind, werden rasch begreifen lernen, daß es auch 

darüber hinaus gilt, die einheitliche Kampffront für proletarische Interessen herzustellen. 
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Zur Frage der Roten Gewerkschaftsinternationale.  
Von W. Hauth (Pelle). 

Die Partei ist niemals Selbstzweck und alle Fehler, die sie macht, macht sie für die gesamte Arbeiter-

klasse. Daraus ergibt sich: Alles, was die Partei tut, muß der gesamten Arbeiterschaft nutzbar gemacht 

werden, auch die Fehler, indem man sie offen zugibt und ausspricht. Und wir sagen, es war ein Fehler, 

daß die Frage über Bedeutung und Inhalt der Roten Gewerkschaftsinternationale von uns nicht vor 

der Gründung der R. G. I. im Sommer dieses Jahres geklärt wurde. Man kommt über die Diskussion 

auch jetzt nicht herum mit dem Hinweis darauf, daß doch Vertreter aller kommunistischen Parteien 

am Gründungskongreß teilgenommen haben. Das wäre im besten Falle ein Hinausschieben der Dis-

kussion keine Lösung der Frage. Wir müssen wohl oder übel das Versäumte nachholen und dürfen 

uns auch nicht davon abhalten lassen, weil Paul Levi die Frage zuerst aufgerollt hat. Im Gegenteil, 

Levi hat gleichsam die Partei gezwungen, jetzt zur Roten Gewerkinternationale Stellung zu nehmen. 

Genosse Heckert eröffnete die Diskussion darüber in Nr. 18/19 (3. Jahrgang) dieser Zeitschrift. Mit 

dem, was Heckert sagt, müssen wir uns zunächst beschäftigen, und zwar sowohl hinsichtlich seiner 

Methode als auch seiner Schlußfolgerungen. Wir müssen das tun, weil Heckerts Art, an die Probleme 

heranzugehen, für die Partei eine schwere Gefahr bedeutet, wenn sie zur herrschenden Anschauung 

der Parteigenossen wird. [39] 

1. 

Zunächst: Genosse Heckert spricht von „neuen Gegnern“ der R. G. I. und wirft kurzerhand die „neuen 

Gegner“ mit Paul Levi zusammen, um dann munter gegen die Gegner der 3. Internationale zusam-

mengenommen zu polemisieren. Wir haben selbstverständlich nicht die Absicht, für Paul Levi eine 

Lanze zu brechen. Aber soweit die Gegner Heckerts innerhalb der Partei sind, zieht er gegen sie sein 

Pappschwert umsonst. 

Erstens: Weil es sich nicht um Gegner der Gegensätze der 3. Internationale zur Gewerkschaftsfrage 

handelt, und zweitens: weil wir uns mit Heckert nicht über „unglaublich schnelle und sehr wenig 

motivierte Wandlungsfähigkeiten“ streiten wollen. Genosse Heckert wirft den „neuen Gegnern“ wei-

ter vor, sie hätten sich noch nicht einmal die Mühe gegeben, die allgemeine Krise in der internatio-

nalen Arbeiterbewegung zu untersuchen. Deshalb fänden sie den Sündenbock für alle Uebel in der 

Existenz der R. G. I. und der Gewerkschaftspolitik der Komintern. Das letztere wäre richtig, wenn 

wir dieselbe verfehlte Methode bei der Untersuchung anwenden würden, wie Heckert. Genosse He-

ckert versucht zwar, die tieferen Ursachen der Krise der Arbeiterbewegung zu ergründen und erwählt 

zu diesem Zweck die Vorgänge in der Gewerkschaftsbewegung in Italien, um von dort aus die Ursa-

che der Gegnerschaft zur R. G. I. auf „einen allgemeinen Nenner zurückzuführen“: 

„Acht Tage lang befanden sich die Fabriken in den Händen der Arbeiter, die Staatsgewalt war machtlos, es 

hätte nur noch des entschlossenen Zugreifens bedurft, und Italien wäre den Fäusten der Kapitalisten entrissen 

gewesen. In dieser Situation fiel den Arbeiterführern das Herz in die Hosen. Sie verhandelten mit der Bour-

geoisie und brachten den Kampf der Arbeiter zum Scheitern. Von da ab resultiert der Rückgang in der italie-

nischen Arbeiterbewegung.“ 

Wir müssen schon sagen, daß man sich derartige Entgleisungen vielleicht noch gefallen ließe, wenn 

sie im erregten Kampfe so nebenher fielen. Aber in einer wissenschaftlichen Zeitschrift zum Zwecke 

ernsthafter Untersuchungen sind das nicht mehr Entgleisungen. Was sagt Genosse Heckert? Er macht 

das Versagen einer so großen Bewegung wie die Fabrikbesetzung in Italien abhängig von moralischen 

Qualitäten einzelner Führer. Oder anders gesagt, wenn an Stelle einzelner reformistischer Führer an-

dere kommunistische Führer gesetzt worden wären, dann hätten wir in Italien die Diktatur des Prole-

tariats gehabt. Wir brauchen hier wohl nur noch hinzufügen, daß wir derartige Beweisführungen über 

die Schuld am Versagen großer Bewegungen bisher von der K. A. P.-Seite zu hören gewohnt waren. 

In unserer Partei glaubten wir diese Ideologie seit langem überwunden. Daß wir es aber hier mit 

keiner Entgleisung zu tun haben, geht auch aus dem folgenden Satz hervor, wo Heckert es sogar fertig 

bekommt, die Umwandlung einer revolutionären Partei zu einer konterrevolutionären Partei auf – die 

Feigheit und Verräterei einiger Führer zurückzuführen. Wörtlich sagt er: 
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„Der Zusammenbruch des Selbstvertrauens durch den Verrat oder die Feigheit der Führer verwandelte die 

revolutionäre sozialistische Partei Italiens in eine rein reformistische Partei Scheidemannscher Färbung.“ 

Diese wirklich glanzvolle Leistung des „Marxisten“ Heckert hindert ihn aber nicht, in demselben 

Artikel folgendes zu schreiben: 

„Mit der Charakterlosigkeit D’Arragonas aber ist nicht erklärt, daß der italienische Gewerkschaftsrat sich für 

Amsterdam entschied. Tiefe Ursachen müssen vorliegen.“ 

[40] Die tiefen Ursachen bestehen aber scheinbar nach Heckerts Anschauung eben im „Verrat“ und 

der „Feigheit der Führer“. Er sagt ausdrücklich, daß „ähnliche Vorgänge wie in Italien in der revolu-

tionären Bewegung anderer kapitalistischer Länder die gleiche rückläufige Bewegung hervorgerufen 

haben“. In Amerika ist der Sündenbock Samuel Gompers, in England Thomas, in Frankreich 

Jouhaux, Bidegaray usw. Kurzum, denkt man die Logik Heckerts bis zu Ende, dann muß man sagen, 

daß die Führer an allem schuld sind. 

Warum wir Heckerts Argumentation so schroff zurückweisen? Weil wir sie für unmarxistisch und 

deshalb für die Partei sowie die Entwicklung des Kommunismus als sehr gefährlich ansehen. Wer so 

wie Genosse Heckert an die Probleme der Gewerkschaftstaktik herangeht, der muß zu Ergebnissen 

kommen, die wir alle bedauern würden. Wir meinen hier die Stellungnahme einzelner Parteiorgani-

sationen zur Frage der Beitragserhöhung in den Gewerkschaften und darüber hinaus zur Frage der 

Neugründung, d. h. Spaltung der Gewerkschaften überhaupt. Mit Geschimpf auf die Führer löst man 

als Marxist keine Probleme der Partei- und Gewerkschaftsstrategie. Noch weniger überzeugt man 

damit die Arbeiter; man stößt sie höchstens ab. – Nach alledem ist unser Urteil über die Denkmethode 

Heckerts das, was Rosa Luxemburg in dem eben erschienenen Buche nennt, die Methode zur Erzeu-

gung einer revolutionären Hurrastimmung, die mit Marxismus nicht das Geringste zu tun hat. 

Es ist selbstverständlich, daß bei einer derartigen Einstellung der Genosse Heckert zu dem Ergebnis 

kommen muß, daß jeder, der es wagt, gegen die Taktik der R. G. I. aufzutreten, ein „Renegat“ ist. 

Tatsächlich geht auch die Schlußfolgerung Heckerts mit einer Handbewegung über die sog. „neuen 

Gegner“ hinweg, indem er ihre Argumentation als „Kritikasterei ohne jeden Wert“ abtut. 

2. 

Es ist außer Zweifel, daß die ganze Arbeiterbewegung der Welt eine schwere Krise durchmacht. Die 

politischen Parteien haben sich gespalten; die Gewerkschaften beginnen nach einem unerhörten Auf-

schwung allmählich wieder an Mitgliedern zu verlieren. Die Erscheinungen, die Millionen Arbeiter 

betreffen, können unmöglich Führer und seien sie noch so schlecht, hervorrufen. Uebrigens, wenn 

die Gewerkschaftsführer allein schuld sind an dem mangelnden Selbstvertrauen der Massen und an 

der rückläufigen Bewegung der Mitgliederzahlen, dann müßte es auch ihr Verdienst gewesen sein, 

daß die Gewerkschaften nach Kriegsende zu Millionenorganisationen anwuchsen. Damals wie heute 

waren die Führer dieselben Leute, von gleichem Geiste beseelt. Es gilt also wirklich, die tieferen 

Ursachen aufzuspüren, nach Umfang und Entwicklung dieser Ursachen zu forschen und dann die 

notwendigen Konsequenzen daraus zu ziehen. 

Wodurch wurden die Gewerkschaften am Kriegsende stark und mächtig? Der Krieg hatte die ganze 

kapitalistische Gesellschaft in ihren Grundfesten erschüttert. Ein Gefühl allgemeiner politischer und 

wirtschaftlicher Unsicherheit über das, was da kommen wird, bemächtigte sich der Massen. Unklar 

und unsicher schwankte sie und suchte nach einem Halt und Stützpunkt. Die Phrase von der „Ruhe 

und Ordnung“ verfing bei ihnen. Vor sich sahen sie den Zerfall der Produktion in Gestalt ihrer eigenen 

Verelendung, der Geldentwertung, der Preissteigerung, der [41] Arbeitslosigkeit usw. Was lag da 

näher, als sich inmitten der allgemeinen Unsicherheit denen in die Arme zu werfen, die vorgaben, 

alle Uebel beseitigen zu wollen. Die Demokraten und die Sozialdemokraten, durch die Nationalver-

sammlung; die Gewerkschaften als wirtschaftliche Organisation des Proletariats durch Erringung bes-

serer Lohn- und Arbeitsbedingungen. Die bürgerlichen Parteien hatten durch ihre Kriegspolitik und 

ihre Unterstützung des Monarchismus an Vertrauen viel eingebüßt. – Zu alledem kam noch die 

Kriegspsychose in ihrer Reaktion: Das Sehnen nach geordneten und ruhigen Verhältnissen. Alle diese 
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Ursachen waren entscheidend für den Massenzustrom in die Gewerkschaften und die sozialdemokra-

tischen Parteien. Das Proletariat fragte in seiner Mehrheit wenig nach den Mitteln, mit denen Ge-

werkschaften und Parteien ihre Ziele erreichen wollten. (Die Stimme der kleinen Kommunistischen 

Partei war noch sehr schwach.) Um den Massen erst alle Illusionen und Hoffnungen, die sie auf die 

Gewerkschaften und kleinbürgerlichen Parteien setzten, zu nehmen, bedurfte und bedarf es noch einer 

Summe praktischer Erfahrungen. Die Zeit der revolutionären Kämpfe, der sogenannte Noskekurs, 

alle Bewegungen gegen das Unternehmertum, sie bilden die Summe praktischer Erfahrungen, die den 

Massen das Bewußtsein geben, daß die jetzige Zeit mehr von ihnen fordert als bloße Organisation. 

Viele ziehen aber aus dem Scheitern ihrer Hoffnungen andere Schlüsse; sie treten wieder aus den 

Parteien und aus den Gewerkschaften aus und werden indifferent. Um es vorweg zu nehmen; dieser 

Gefahr des Indifferentismus kann nur entgegenwirken eine starke, zielklare, im Vertrauen der Massen 

verankerte kommunistische Partei, die durch fachliche und gründliche Analyse auf wirtschaftlichem 

und politischem Gebiete die Massen vor Fehltritten bewahrt und das Proletariat mit neuen, besseren 

Erkenntnissen stärkt und ermutigt. Wer den Massen sagt, die Führer sind an allem schuld, verstärkt 

den Indifferentismus. Wer ihnen Erkenntnisse vermittelt und das Vertrauen der Massen erwirbt, der 

wird ihr Führer sein. Die Frage der Führung ist also ein Kampf um die Seele des Proletariats. 

Doch weiter. Es ist ebenfalls außer Zweifel, daß sich die Zeiten seit 1918 geändert haben. Die Bour-

geoisie hat sich politisch wieder großenteils erholt und befestigt, und sie ist drauf und dran, dasselbe 

auch auf wirtschaftlichem Gebiete nachzuholen. Wir wollen hier nicht diskutieren über die Gesun-

dung oder die Möglichkeit einer Gesundung der kapitalistischen Wirtschaft, aber Tatsache ist, die 

allgemeine Unsicherheit der politischen und wirtschaftlichen Verhältnisse ist im Bewußtsein der brei-

ten Arbeitermassen nur noch gering vorhanden. Die Arbeitslosigkeit ist geringer als vor dem Kriege, 

auch sonst ist wieder alles da, was das Menschenherz begehrt. Nur die geringen Löhne sind ein ernst-

hafter Faktor, mit dem die Bourgeoisie zurzeit zu rechnen hat. Sie versteht es aber wiederum, auch 

diese Erscheinung in ihrem Interesse auszunützen. Die Unternehmer antworten dem Proletariat, daß 

sie gern höhere Löhne und Gehälter zahlen wollen, aber sie machen das abhängig von erhöhter Ar-

beitsleistung (Prämien- und Akkordarbeit, neun- bis zehnstündige Arbeitszeit usw.). Und sie werfen 

in diese Gegenoffensive gegen die Lohnbewegungen ihre ganze politische und wirtschaftliche Macht 

in die Waagschale und leider erfolgreich. Man muß diese Erscheinungen gewiß im Interesse der Ar-

beiterklasse bedauern, aber dafür die Führer allein verantwortlich zu machen, hieße wiederum die 

Ursachen verkennen, welche es den Führern gestatten, sich gegen die Interessen der Arbeiterklasse 

zu vergehen. Was man von Regierungen sagt, trifft noch mehr für die Partei- und Gewerkschaftsfüh-

rungen zu: Jedes Volk hat die Regierung, die es sich gefallen läßt. (Fortsetzung folgt.) [42] 

Notizen 

Erklärung. 

Unter dem Titel: „Die russische Revolution. Eine kritische Würdigung aus dem Nachlaß Rosa Lu-

xemburgs“ hat Paul Levi eine Broschüre herausgegeben, die von der Verfasserin im Sommer 1918 

im Gefängnis zu Breslau geschrieben, aber nicht vollendet worden ist. Rosa Luxemburg hatte die 

Absicht, ihre damalige Einstellung zur russischen Revolution in einer ausführlichen Arbeit niederzu-

legen. Nachdem sie durch die Revolution aus der Schutzhaft befreit worden war, ist das entgegen 

ihren früheren starken Wünschen nicht geschehen. Wir stellen fest, daß weder Rosa Luxemburg noch 

Leo Jogiches für die Veröffentlichung der im Sommer 1918 niedergeschriebenen Kritik waren. 

Nicht etwa aus Rücksicht auf die Lage Sowjetrußlands und seiner führenden Partei. Vielleicht war 

die Existenz der jungen Sowjet-Republik nie gefährdeter als gerade im Sommer 1918. Trotzdem war 

Rosa Luxemburg damals in ihrer Schutzhaftzelle für die öffentliche Kritik der bolschewistischen 

Auffassung. Denn mehr als einmal hat sie öffentlich die Meinung, verfochten, daß sogar mitten im 

Kugelregen und in der größten Kampfeshitze Selbstkritik eine Lebensbedingung jeder revolutionären 

Partei sei. Die russischen Bolschewiki aber wären die letzten gewesen, die auf revolutionäre Kritik 

verzichtet hätten. Nie wohl in der Geschichte hat eine Partei so rücksichtslose Selbstkritik geübt als 

gerade sie, und das in der größten Bedrängnis. 
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Wir stellen weiter fest, daß der Inhalt der Broschüre in wichtigsten Fragen nicht der Ausfassung ent-

spricht, die Rosa Luxemburg nach ihrer Befreiung aus der Schutzhaft und bis zu ihrer Ermordung in 

der Oeffentlichkeit vertreten hat. 

Wie Artikel, Notizen, Stellen des Spartakusprogramms, die Kritik an der Mehrheitssozialdemokratie 

usw. beweisen, hat Rosa Luxemburg ihre frühere Einstellung zur Konsituante, Demokratie, Sowjet-

system, Terror wesentlich geändert. Das wohl war der Grund, weshalb sie ihre Arbeit nicht zum Ab-

schluß gebracht und nicht veröffentlicht hat. Das auch war der bestimmt ausgesprochene Grund, wes-

halb Leo Jogiches, der vertrauteste und ebenbürtigste Kampfesgenosse ihres ganzen Levens bis zu 

ihrem Tode, ihr „frisches Gewissen“, nicht nur gegen die Veröffentlichung der Broschüre war, son-

dern sogar einige Blätter, Notizen mit Aufzeichnungen zu einem Entwurfe den Flammen übergeben 

haben wollte. 

Das alles ist Paul Levi bekannt. Er hat das Manuskript zu der Broschüre drei Jahre lang in Händen 

gehabt und es der Oeffentlichkeit vorenthalten, solange er Mitglied und Führer der Kommunistischen 

Partei war. Wenn er es jetzt aus seinem Schubfach hervorgezogen hat und Rosa Luxemburgs kriti-

schen Darlegungen eine viel längere, unfruchtbar-schulmeisterliche Einleitung vorausschickt, so be-

weist das nur, daß er Rosa Luxemburgs Arbeit ausnutzt für Zwecke, die mit revolutionärer Kritik 

nichts gemein haben. (Wir veröffentlichen in der nächsten Nummer eine ausführliche Besprechung 

des Buches I. A. d. R.) 

Berlin, den 20. Dezember 1921. 

A. Warski. Clara Zetkin. 

* 

Beiträge zur Bildungsarbeit der K. P. D. (Entwurf des Reichsbildungsausschusses.) 

B. Organisatorisches. 

II. 

1. Die Ortsgruppen der Kommunistischen Partei sind verpflichtet, mindestens einen Vertrauensmann, 

womöglich eine Kommission für Bildung und Propaganda zu ernennen. Die örtliche Parteileitung 

soll in der Kommission vertreten sein. Die Arbeit der Kommission untersteht der Kontrolle der Par-

teiorganisation und ist in engster Verbindung mit der Parteileitung zu erledigen. Die Aufgaben des 

Bildungsobmanns bezw. der Kommission sind folgende: 

Er hat dafür zu sorgen, daß die regelmäßigen periodischen Zusammenkünfte der Parteifunktionäre, 

Fraktionen, Zehnergruppen, Gewerkschafts- oder Genossenschaftsfunktionäre usw. mit kurzen in-

struktiven Referaten ausgestattet werden. Zum mindesten soll bei jeder Zusammenkunft eine be-

stimmte aktuelle Frage zur Diskussion gestellt werden, und es sollen Genossen verpflichtet werden, 

sich mit bestimmten aktuellen Problemen näher zu beschäftigen, darüber zu referieren. Der Bil-

dungsobmann soll nach Möglichkeit an den Besprechungen teilnehmen, [43] Wünsche und Anregun-

gen in Bezug auf Referenten und Abhaltung von Kursen entgegennehmen, rednerisch und theoretisch 

befähigte Genossen beobachten und vormerken. Aufgabe der Bildungskommission ist ferner die Ein-

richtung und Verwaltung von Parteibibliotheken, deren auch die kleinste Ortsgruppe nicht entraten 

darf. Er ist verantwortlich ferner für die Beschaffung und den Vertrieb der kommunistischen Litera-

tur, revolutionärer Bilder und Postkarten, für die Organisierung der Kolportagetrupps bei öffentlichen 

Versammlungen, Arbeiterfesten usw. Wo ein besonderer Literaturobmann vorhanden ist, hat er in 

engster Verbindung mit der Bildungskommission zu arbeiten. Der Bildungsobmann hat propagandis-

tische Veranstaltungen zu treffen, z. B. Lichtbildervorträge, künstlerisch ausgestaltete Revolutions-

feiern usw. Besonderes Augenmerk haben die Bildungsobleute zu richten auf die Beeinflussung der 

proletarischen Sport- und Gesangvereine, dramatische Klubs, Freidenker- und Proletkultbestrebun-

gen, freie Schulgesellschaften, Volksbühnen, proletarische Theater usw. Alle diese Vereine sind, so-

weit der Versuch Erfolg verspricht, zur Unterstützung der revolutionären Propaganda zu gewinnen. 

Ueber den Literaturvertrieb, die Arbeit in den proletarischen Vereinen und die bildenden Veranstal-

tungen der Ortsgruppe ist monatlich an den Bezirksbildungsobmann zu berichten. 
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2. Jeder Parteibezirk bestimmt einen Bezirksbildungsobmann, der einen Bezirksbildungsobmann, der 

eine Reihe geeigneter Genossen zur Mitarbeit heranzieht. Seine Aufgabe ist die Kontrolle der Bil-

dungsarbeit im Bezirk, die Versorgung der Ortsgruppen mit Literatur, Referenten, Kurslehrern, Licht-

bildermaterial, Vorschlägen und Anregungen aller Art. Er organisiert Wanderkurse, proletarische 

Wandertheater, Wanderausstellungen, revolutionäre Vortragsabende. Von Zeit zu Zeit sind die red-

nerisch befähigten Genossen im Bezirk zu kurzen Referentenkursen zusammenzuberufen. Ebenso 

sind „Konferenzen und Kurse der Bildungsobleute anzustreben. Den Monatsberichten der Bezirke, 

an die RZ. ist regelmäßig ein Bericht des Bildungsobmanns beizufügen. 

3. Die Leitung und Kontrolle der gesamten Bildungstätigkeit der Partei liegt in den Händen der RZ., 

Abteilung für Bildung und Propaganda. Diese Abteilung besteht aus einer Arbeitskommission und 

einem angestellten Sekretär. Die Abteilung gibt Anweisungen heraus nicht nur für die eigentliche 

Bildungsarbeit der Parteiorganisation, sondern auch für die Arbeit in der Elternrätebewegung, Leh-

rerbewegung, für den Schulkampf, für die Arbeit unter den Intellektuellen, Akademikern und Hoch-

schülern, Jugendlichen und Kindern. Die Abteilung kontrolliert den Inhalt der Parteiliteratur und ih-

ren Vertrieb, sorgt für Mittel der populären Propaganda (Lichtbilder, Films, Bildpostkarten, künstle-

rische Plakate usw.). Für die Kurse und künstlerischem Veranstaltungen stellt sie Musterprogramme 

auf, vermittelt Referenten, Rezitatoren, Darsteller und Wanderlehrer, erprobt neue Methoden der Bil-

dungsarbeit und Propaganda, führt den internationalen Briefwechsel, sorgt für den Ausbau des feuil-

letonistischen und künstlerischen Teils der Parteipresse, versieht die periodischen Zeitschriften der 

Partei mit grundsätzlichen Artikeln auf dem Gebiete des kulturellen Kampfes und beobachtet und 

kontrolliert alle geistigen Bewegungen im Proletariat mit dem Zwecke, alles, was vom Klassenkampf 

ablenkt, zu bekämpfen, was für die Zwecke des Kampfes benützt werden kann, in kommunistischem 

Sinne zu beeinflussen. 

Die kommunistische Bildungsarbeit hat ihre Basis in den Arbeitsgruppen, Zellen und Funktionärbe-

sprechungen, sie gipfelt in der zentralen Parteischule, die verbunden ist mit einer zentralen Bibliothek 

und einem Zentralarchiv. Bei Bedarf sind Arbeitsgemeinschaften zu organisieren für die wissen-

schaftliche Durcharbeitung aktueller, ökonomischer und politischer Probleme. 

* 

„Das proletarische Kind.“ 

In einer gemeinsamen Sitzung zwischen Vertretern der Zentrale der KPD, der Exekutive der kom-

munistischen Jugend-Internationale, der Elternbeiräte, Zentrale Groß-Berlin, und der Fraktion der 

kommunistischen Lehrer wurde beschlossen, das bisherige Mitteilungsblatt der kommunistischen 

Kindergruppenleiter, die Zeitschrift: „Das proletarische Kind“ a u s z u b a u e n  zu einem Mitteilungs-

blatt für die gesamten pädagogischen und schulpolitischen Aufgaben der Partei- und der Jugendor-

ganisationen. In ihr sollen laufend alle Fragen, die das proletarische Kind [44] und den Kampf um 

die Schule betreffen, behandelt werden. 

Die Zeitung ist i n t e r n a t i o n a l  und wird Berichte bringen nicht nur Deutschland, sondern auch aus 

Holland, Skandinavien, Frankreich, Italien, der Tschecho-Slowakei, der Schweiz usw. 

Die Zeitschrift erscheint einmal im Monat 32seitig und kostet pro Nummer 0,75 Mark. Wir bitten 

die kommunistischen Elternbeiräte, Lehrer, Kindergruppenleiter, aber auch alle übrigen Parteigenos-

sen, denen die Schulfragen und das Wohl des proletarischen Kindes am Herzen liegt, ihre Bestellun-

gen sofort zu richten an den 

Internationalen Jugendverlag, Berlin-Schöneberg, Feurigstraße 63. 

Die Organisationen bitten wir aber die Propaganda für diese Zeitschrift und die Einsendung von Be-

stellungen möglichst rasch und energisch zu betreiben, damit der Verlag die organisatorischen Vor-

bereitungen für die prompte Zustellung ab 1. Januar 1922 treffen kann. Die Zeitschrift ist ab 1.1.22 

auch durch die Post erhältlich. 

* 
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Die Rußlandhilfe der Genossenschaftsinternationale. 

Die Ruhlandhilfe der Genossenschaften wurde eingeleitet durch folgenden Dringlichkeitsantrag, den 

der Genosse Bittel bereits am 23. Juli in der Sitzung des Genossenschaftsrates der Konsumgenossen-

schaft Groß-Berl. stellte: 

„Der Genossenschaftsrat der Konsumgenossenschaft Groß-Berlin richtet an die einzelnen Mitglieder und Ver-

eine im ‚Zentralverband deutscher Konsumvereine‘, sowie an diesen und die GEG die Aufforderung, daß die 

deutsche Genossenschaftsbewegung sofort in eine großzügige Hilfsaktion für das von Hungersnot und Seu-

chengefahr bedrohte Proletariat Sowjetrußlands eintritt. 

Die Konsumgenossenschaft Berlin richtet zu diesem Zweck eine Sammlung von Geld und Waren in ihren 

sämtlichen Läden ein zu einem Genossenschaftlichen Warenfonds für Sowjetrußland und unternimmt dafür 

eine lebhafte Propaganda in der Oeffentlichkeit. 

Die Konsumgenossenschaft Berlin selbst begründet diesen Fonds mit einer erstmaligen Summe von 20.000 

Mark. 

Die Konsumgenossenschaft Berlin richtet an die GEG die Aufforderung, sofort die notwendigen Maßnahmen 

einzuleiten, um neben dem genannten Fonds eine genossenschaftliche Warenbelieferung zu organisieren, 

durch die das Hilfskomitee in Rußland beschleunigt die notwendigen Gegenstände unter Ausschluß kapitalis-

tischer Spekulanten erhält. 

Die Konsumgesellschaft Berlin fordert alle proletarischen Genossenschaften auf, mit offenem Herzen und of-

fener Hand dem Proletariat Sowjetrußlands tatkräftig zu helfen!“ 

Als im August, der Internationale Genossenschaftstag in Basel stattfand, brachte die deutsche Dele-

gation eine Resolution ein, die einstimmig angenommen wurde, wonach der IGB seine ihm ange-

schlossenen Genossenschaftsorganisationen zur nachdrücklichsten Unterstützung der Rußlandhilfe 

verpflichtete. 

Auch der Allrussische Zentralverband der Sowjetgenossenschaften, der Zentroßojus in Moskau traf 

sofort mit einem Solidaritätsaufruf an die internationale Genossenschaftswelt heran, in welchem dar-

gestellt war, das gerade die Genossenschaften die praktisch befähigsten Organisationen wären, hier 

nicht nur für den Augenblick zu helfen, sondern Dauermaßnahmen einzuleiten. Der Aufruf forderte 

insbesondere auf, einen geregelten genossenschaftlichen Warenaustausch mit Sowjetrußland aufzu-

nehmen und durch Eröffnung eines Genossenschaftskredites und durch Realisierung anderer genos-

senschaftlicher Maßnahmen die Wirtschaft in den zerstörten Gebieten aufbauen zu helfen. 

In einem zweiten Moskauer Aufruf „An die Konsumgenossenschaften aller Länder“ wurden die Ge-

nossenschaften Westeuropas aufgefordert, schneller zur Hilfe zu kommen, um die Arbeit der russi-

schen Genossenschaften mit allem Nachdruck zu unterstützen. 

Was ist bis heute geschehen? Nach der neuesten Nummer des „Internationalen Genossenschafts-Bul-

letin“ sind die Ergebnisse der Genossenschaftssammlungen noch außerordentlich dürftig. Die neueste 

Zusammenstellung ergibt: 

Französische Genossenschaftsverbände (Paris), 37.000 Franken; Britischer Genossenschaftsverband 

(Manchester), 1590 Pfd. Sterl.; Norwegischer Verband (Christiania), 35.000 Kronen; Belgischer Ver-

band (Brüssel), 40.000 Franken; Bulgarien 250.000 Lever; Holländischer Genossenschaftsverband 

(Haag), 125 Pfd. [45] Sterl.; Oesterreichische Groß-Einkaufsgesellschaft (Wien), 100.000 Kronen; 

Schweden, 66.000 Kronen; Zentralverband Deutscher Konsumvereine (Hamburg), 98.000 Mark. 

Daß die drei in der Tschechoslowakei bestehenden Genossenschaftszentralen, beschlossen haben, daß 

ihre sämtlichen Konsumvereine verpflichtet sind, für je 100.000 Kronen Einnahme 50 Kronen an das 

Hilfskomitee für Sowjetrußland abzugeben, wovon Waren eingekauft und zusammen mit bereits ge-

sammelten Effekten waggonweise nach Rußland geschickt werden sollen, wurde hier bereits (S. 602) 

mitgeteilt. 

Alles in allem ist dieses Ergebnis der genossenschaftlichen Rußlandhilfe von Seiten des IGB, der 25 

Millionen Mitgliederfamilien umfaßt, höchst dürftig. Es ist in erster Linie Pflicht der 
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kommunistischen Genossenschaftsmitglieder in allen Ländern dafür zu sorgen, daß die internationale 

proletarische Solidarität der Genossenschaften sich besser, als bis jetzt bewährt. Auch in den Genos-

senschaften müssen die Kommunisten die Initiative ergreifen! 

* 

Auslandschronik. 

A. R. Die Besprechungen zwischen L l o y d  G e o r g e  und B r i a n d  in L o n d o n  trugen einen vor-

bereitenden Charakter. Endgültige Ergebnisse konnten Sie nicht herbeiführen. Dasselbe gilt von den 

Konferenzen, die R a t h e n a u in London mit den Entente-Staatsmännern hatte. Die endgültige Stel-

lungnahme, der Entente zur Bankrotterklärung Deutschlands wird frühestens auf der Konferenz in 

Cannes erfolgen. Es hängt davon ab, wie weit England bereit ist, zugunsten Frankreichs reale Opfer 

zu bringen. Bei den maßgebenden Kreisen Frankreichs selbst ist keine Neigung vorhanden, auf irgend 

etwas zu verzichten, was Deutschland schuldet. Dasselbe gilt von Belgien. Die letzten Pariser Kam-

mer-Debatten unter dem Briand vom nationalen Block gehalten wird. 

Die W a s h i n g t o n e r  Konferenz schleppt sich ohne Ergebnis weiter. Nachdem man eine Lösung in 

der Frage der Großkampfschiffe erreicht zu haben glaubte, geigten sich bei den U-B o o t e n  neue, 

bisher unüberbrückte Schwierigkeiten. Ebenso sind die Verhandlungen über C h i n a, speziell über 

Schantung bisher ergebnislos verlaufen. Es wir jetzt sogar erklärt, daß der amerikanische Senat wahr-

scheinlich das Viermächte-Abkommen nicht ratifizieren wird. Das wäre das offene Eingeständnis, 

daß die Washingtoner Versuche zur Ueberbrückung der imperialistischen Gegensätze gescheitert 

sind, und daß Amerika nun wieder auf eigene Faust vorgeht. 

Bei den Londoner Besprechungen spielte die Frage R u ß l a n d s  eine Hauptrolle. In England wächst 

die Neigung, die Sowjetmacht nun auch formal anzuerkennen. Und auch Frankreich soll einer solchen 

A n e r k e n n u n g  nicht mehr so unbedingt feindlich gegenüberstehen, wie noch vor kurzem. Die 

Sowjetregierung ist der Meinung, daß von einer Anerkennung der alten Z a r e n s c h u l d e n  solange 

nicht die Rede sein kann, ehe nicht die Entente die jetzige russische Regierung auch als Rechtsnachfol-

gerin der alten Zarenregierung ansieht. Die Sowjetregierung verlangt eine regelrechte F r i e d e n s -

k o n f e r e n z, auf der die künftigen Beziehungen zwischen Ruhland und der Entente geregelt werden 

sollen. In England plant man eine allgemeine e u r o p ä i s c h e  W i r t s c h a f t s k o n f e r e n z, in deren 

Mittelpunkt die russische und die deutsche Frage stehen soll. Wie weit die englischen Kapitalskreise 

noch an dem Stinnesplan einer Ausbeutung Rußlands durch einen englisch-deutschen Trust festhalten, 

ist nicht klar. Die Sowjetregierung hat auf jeden Fall klar zu verstehen gegeben, daß sie zwar mit jeder 

auswärtigen Macht loyal Handel treiben will, daß sie aber nicht daran denkt, sich gebunden einem in-

ternationalen Kapitalistentrust zu überliefern. Mittlerweile steht ziemlich fest, daß sowjetrussische Ver-

treter nach London eingeladen worden sollen. Inzwischen haben die weißgardistischen Intrigen gegen 

Sowjetrußland nicht aufgehört. Gegenrevolutionäre Banden aus Finnland treiben sich immer noch in 

K a r e l i e n  herum, im f e r n e n  O s t e n  unternehmen die von Japan gedeckten Weißgardisten neue 

Vorstöße, und die p o l n i s c h e  Militärclique spinnt ihre Abenteuerpläne fort. 

Der Friedensvertrag zwischen E n g l a n d  und I r l a n d  ist zwar vom englischen Parlament, aber noch 

nicht von der irischen Volksvertretung bestätigt. In [46] A e g y p t e n  hat es die brutale englische 

Politik fertig gebracht, daß alle Gruppen der Bevölkerung sich zum Kampf gegen die fremden Aus-

beuter vereinigen. In I n d i e n  nimmt die Revolutionsbewegung trotz der englischen Gegenmaßre-

geln zu. 

Die Volksabstimmung in O e d e n b u r g  brachte die erwartete Komödie. Unter stillschweigender 

Duldung durch die Entente-Vertreter wurde ein Abstimmungsresultat fabriziert, das dieses Gebiet bei 

Horthy-Ungarn läßt. 

Die neuen Unruhen in A l b a n i e n  sind offenbar ein Werk jugoslawischer Kreise, die auf diese Weise 

den italienischen Einfluß im Land ausschalten wollen. Hinter Jugoslawien steht Frankreich, hinter 

Italien England, sodaß auch die albanische Frage zu den englisch-französischen Streitobjekten zu 

rechnen ist. 
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Das Anhalten der kapitalistischen Gegensätze und die Gefahr neuer kriegerischer Explosionen am 

Stillen Ozean, wie in Europa muß endlich die internationale Arbeiterklasse zu einheitlichen Gegen-

aktionen veranlassen. Der letzte A u f r u f  d e r  Exekutive d e r  3. I n t e r n a t i o n a l e  hat dem Welt-

proletariat diese Notwendigkeit eindringlich vor Augen g e f ü h r t . Die KPD hat darauf die I n i t i a -

t i v e  ergriffen, alle internationalen Arbeiterorganisationen zu gemeinsamen Handeln zu verbinden. 

* 

Bücherschau 

„Der nahende Zusammenbruch der deutschen Bourgeoisie und die KPD“. Unter diesem Titel er-

schien vor kurzem eine Broschüre v. K a r l  B r e m e r, die in mehrfacher Hinsicht beachtenswert ist. 

Bremer zieht zunächst die Bilanz der drei Jahre deutscher Revolution, die er dahin zusammenfaßt: 

p o l i t i s c h  findet sich die Republik in den Händen der Konterrevolutionäre, die Armee und die 

Verwaltung beherrschen und sie jeden Tag erdrosseln können, w i r t s c h a f t l i c h  ist das Land bank-

rott. Uns erscheint diese lapidare Analyse etwas oberflächlich, denn es kommt nicht allein darauf an, 

daß die Konterrevolutionäre in Armee und Verwaltung sitzen, sondern wie weit es die Kräfteverhält-

nisse der Klasse erlauben, ihre Macht auch auszunutzen. Der „Bankrott“ Deutschlands ist aber eine 

Tatsache, die schon lange feststeht. Es kommt nur darauf an, was man darunter versteht und wie sich 

dieser „Bankrott“ vollzieht. Augenblicklich geschieht das in d e r  Form, daß, während auf der ganzen 

kapitalistischen Welt die schwerste Wirtschaftskrise lastet, in Deutschland infolge des Zusammen-

bruchs der Währung eine Scheinkonjunktur herrscht, die es den Kapitalisten erlaubt, ihre Ware zu 

Schleuderpreisen auf dem Weltmarkt abzusetzen und die Reallöhne der deutschen Arbeiterschaft im-

mer weiter herabzusetzen und auf diese Weise ihre Profite maßlos zu erhöhen. 

Trotzdem scheinen die nächsten Aufgaben, die Genosse Bremer der KPD stellt, uns durchaus zutref-

fend. In wirtschaftlicher Hinsicht verlangt er, daß die KPD den schärfsten Kampf führt f ü r  d i e  

E r f a s s u n g  d e r  S a c h w e r t e, den er folgendermaßen erläutert: „Die Sozialdemokraten und die 

USP-Leute fordern die Erfassung der Goldwerte; der Gewerkschaftsbund hat die Höhe der zu erfassen-

den Goldwerte mit 25% angegeben ... Wie groß der Aktienbesitz des Staates (Der Anteil von den Sach-

werten. Die Red.) sein soll, ist nicht wichtig, jetzt schon zu bestimmen. Das kann man nur tun, vom 

Standpunkt der S t e u e r b e d ü r f n i s s e, nicht vom Standpunkt der Kontrolle der Produktion aus.“ 

Diese Politik führt uns nicht unmittelbar zum Sozialismus, sondern zu einem vom Staate kontrollierten 

Kapitalismus, eben dem Staatskapitalismus. Bremer geht dann auf die Frage ein, ob der Staatskapita-

lismus ein Fortschritt bedeutet für die Kapitalisten oder für das Proletariat. Und er antwortet: „Das die 

Stabilisierung der kapitalistischen Gesellschaftsordnung durch den Staatskapitalismus anbetrifft, so 

kann jeder deutsche Arbeiter auf diese Frage eine Antwort geben. In der ganzen Welt sucht das Privat-

kapital sogar die k r i e g s w i r t s c h a f t l i c h e n  R e-[47]g e l u n g e n  abzuschaffen. In dieser Situa-

tion bedeutet die Forderung der Teilnahme des Staates an der Industrie den schärfsten Kampf gegen die 

Bourgeoisie.“ Diese Stellungnahme wendet sich gegen die Auffassung einiger Parteigenossen, die die 

Forderung der Syndizierung der Industrie und des Staatskapitalismus abweisen, weil sie dadurch eine 

Stärkung der kapitalistischen Gesellschaft befürchten. Und sie wendet sich auch gegen die Haltung des 

Genossen Radek, der in seinem „Offenen Brief an den 2. Parteitag der VKPD“, über die Regierung 

Wirth schrieb, sie stelle „nicht einmal vom k a p i t a l i s t i s c h e n  S t a n d p u n k t  aus gesehen, den 

Fortschritt dar, wie er sich äußern müßte durch den Uebergang v o m  P r i v a t- z u m  S t a a t s k a p i -

t a l i s m u s“, und der als Voraussetzung einer kommunistischen Steuerpolitik verlangte, daß sich un-

sere Steuerforderungen grundsätzlich von denen der SPD und USPD unterscheiden müßten. 

Die Voraussetzung für die Durchführung der Sachwerterfassung, die alle drei Arbeiterparteien ge-

meinsam aufgestellt haben, ist die Arbeiterregierung, und daher müßte es der nächste Schritt der KPD 

sein, alle Parteien, die sich Arbeiterpartei nennen wollen, zusammenzuschließen für den Kampf um 

die Auflösung des Reichstages und für den Wahlkampf in geschlossener Front für eine Arbeiterre-

gierung.“ „Wenn die anderen Arbeiterparteien sich verpflichten würden“ im Falle der Uebernahme 

der Regierung auf dem Steuerwege einen so großen Anteil an der Industrie zu erlangen, daß die Ar-

beiterregierung imstande wäre, die Produktion wirklich zu kontrollieren, um auf diese Weise die 
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Reparationspflicht solange es möglich ist, zu leisten“, wenn sie sich ferner verpflichten würden, zur 

Sicherung dieser Maßregeln zu ergreifen, um die Staatsverwaltung und die Reichswehr von den re-

aktionären Elementen zu säubern und den gemeinsamen Wiederaufbau Deutschlands und Rußlands 

zu sichern, „so wäre es Pflicht der Kommunisten, sich in einer solchen Arbeiterregierung zu beteili-

gen, die Verantwortung für ihre Politik von der Arbeiterklasse der Welt zu übernehmen.“ 

Wir empfehlen die Broschüre von Karl Bremer den Genossen zur aufmerksamen Durcharbeit. 

* 

Communism and Christianism (Kommunismus und Christentum), analyzed and contrasted from 

the View-Point of Darwism, by W. Montgomery, – (Kommunismus und Christentum, erläutert und 

verglichen vom Gesichtspunkt des Darwinismus v. William und Montgomery Brown). – Das Motto 

dieses Büchleins lautet: Banish Gods from Skies and capitalists from earth and make the world safe 

for industrial Communism. (Verbanne die Götter aus den Himmeln und die Kapitalisten von der Erde 

und mache die Welt reif zu dem werktätigem Kommunismus.) 

Dem Europäer scheint es nicht anders denkbar, als daß ein Geistlicher, der diesen Wahrspruch ver-

kündet, seinem kirchlichen Amte abgesagt hat und als politischer Agitator wirkt. Bei uns wäre es gar 

nicht möglich, daß ein Pfarrer und gar ein Bischof, der offen Kommunismus predigt, in seinem Amte 

verbleibt. In Amerika, wo Religion Privatsache ist, wo es keine Staatskirche gibt, wo viele Sekten 

und Glaubensbekenntnisse nebeneinander bestehen, vermischen sich die religiösen Formen für un-

sere Begriffe seltsam mit profanen Aktionen und Institutionen, wovon uns hier die Heilsarmee einen 

Begriff gibt. Es ist also möglich, daß ein hoher Geistlicher es unternehmen kann, die christliche Lehre 

gänzlich umzumodeln und im Sinne des Kommunismus und Darwinismus umzudeuten. Dabei geht 

freilich die politische Bedeutung des Kommunismus und die wissenschaftliche des Darwinismus ver-

loren. Brown interpretiert den alten Glauben neu, erfüllt ihn mit neuem Geiste. „In der Kirche bleiben 

und im Staate“ ist die Losung, „um das Wenige zu tun, was ich kann, um sie zu revolutionieren, die 

Kirche in ein Schule zu verwandeln, die Wahrheit anstatt Lügen lehrt und den Staat in eine Gemein-

schaft, die für alle arbeitet und wirkt, anstatt für den Vorteil Weniger“. Die „klassenlose Gesellschaft“ 

nach dem Rezept von Marx und Engels auf Grund des Kommunistischen Manifestes. „Produktive 

Arbeit ist der Heiland der Welt, ihr wahrer Gott, die Gottheit, in der wir leben, uns bewegen und sind, 

die große Wahrheit, das Bekenntnis des internationalen Sozialismus, die große Bewegung, die die 

einzige Menschheit von allen unnötigen Leiden trägt, jenen furchtbaren Leiden der kapitalistischen 

Dreieinigkeit: Krieg, Armut und Sklaverei.“ Wie vereinigt er nun dies mit der christlichen Lehre? 

Das orthodoxe Dogma des [48] Christentums leugnet er natürlich. Er knüpft an die Person Jesu an, 

den er einfach, ohne sich mit wissenschaftlichen Untersuchungen abzugeben, als „Revolutionär“ 

sieht. Auf dieser Grundlage argumentiert er: „Wenn Christus gesagt hat, ich und mein Vater sind ein, 

so ist es dasselbe, wie wenn ich oder ein anderer heute sagt, ich selbst bin Gott, ich trage ihn in mir, 

nur so kann er existieren, nicht also außer mir in den Himmeln. Schließlich kommt er so weit, zu 

sagen, Natur ist mein Gott. Meine Religion und Politik, meine Arbeit und mein Patriotismus besteht 

in dem Wunsch und in der Anstrengung, diese Erkenntnis zu enthüllen und sie so auszulegen, daß 

man danach leben kann.“ „Wenn ich ‚Gott‘ danke, so danke ich allen fleißigen Händen, die Schönes 

schufen“. Diese Proben mögen genügen, um zu zeigen, wie weit es möglich ist, solche Interpretatio-

nen durchzuführen und wie oberflächlich sie notwendigerweise sein müssen. Für unsere Begriffe sind 

sie außerdem zweideutig, nicht klärend, sondern verwirrend. Bezeichnend ist für den Verfasser, daß 

er bei aller ehrlichen Begeisterung für Sozialismus, Freiheit, Marx und Engels, Darwin und Lenin, 

und obwohl er sich selbst nennt, „jetzt Bischof der Bolschewistischen Exklave der Ungläubigen“, 

schließlich (Seite 188) zu einem Schluß kommt, in dem er seinem Radikalismus den nötigen Dämpfer 

aufsetzt: „Das Wort ‚Revolution‘ soll hier nicht bedeuten, bewaffneter Aufstand oder Gewalt, wenn 

es nicht ausdrücklich gesagt ist ... Ich stimme nicht überein mit den Wegen, durch welche die Bol-

schewisten in Rußland die Macht erobert haben, aber mit dem, was sie getan haben, nachdem sie die 

Macht gewonnen hatten.“ G. G. L. 
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Eingelaufene Zeitschriften und Bücher. 

(Die Redaktion behält sich eine ausführliche Besprechung vor.) 

Sowjetrußland im Bild, Nr. 2 u. 3. (Das Reinerträgnis dieser Hefte ist für Rußland bestimmt.) 

Politischer Rundbrief Nr. 61: Die politische Entscheidung der Entschiedenen Jugend. (Herausge-

geben von Heinz Klute und Fritz Weiß.) 

Politischer Rundbrief Nr. 62, herausgegeben von Karl Bittel: „Hilfe für Sowjetrußland“. 

Bücher. 

Warum versagt die Justiz? Von Erich Kuttner, Verlag für Sozialwissenschaft, 1921, 99 Seiten. 

Zwei Jahre Mord. Von E. I. Gumbel. 4. Auflage, 63 Seiten, Preis 6 M. Verlag Neues Vaterland, 

Berlin W 62. 

Spartakusbriefe. Frankes Verlag, Leipzig und Berlin. 182 Seiten. 

Karl Liebknechts Reden und Aufsätze, 333 Seiten. 13 M. Herausgeber Julian Gumpert, Karl Hoym 

Verlag. 

Deutsche Wirtschaftsgeschichte. Von Julian Borchard. Von Urzeit bis zur Gegenwart, Erster Band. 

Verlag Vivo, Berlin 1922. 196 Seiten. 

Moses Heß: Der Vorkämpfer des Sozialismus und des Zionismus. Eine Biographie von Theodor 

Zlocisti. Geh. 36 M, geb. 45 M. 

Moses Heß: Sozialistische Aufsätze. Geh. 22 M., geb. 30 M. Weltverlag, Berlin NW 7, Dorotheenstr. 

35. 

Die neue Etappe. Die Weltlage und unsere Aufgaben. Von L. Trotzki. Verlag der Kommunistischen 

Internationale 1921, 167 Seiten. Preis 2,50. 

Neue Bahnen der Kulturpolitik von Konrad Haenisch 1921. J. W. Dietz-Verlag, Stuttgart; 18 M. 

Genie und Wahnsinn in Sowjetrußland von Teo Mathias Ernst Rowohlt Verlag, München. 

[49] 
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Die Internationale  

Jahrg. 4 ⁕ Ausgegeben 8. Januar 1922 ⁕ Heft 3 

Zur Krise unserer Partei.  
Von E r n s t  M e y e r. 

Berlin, 4. Jänner. 

Die Krise, in der sich unsere Partei offensichtlich befindet, ist keine Krise einzelner Personen, deren 

Namen in der letzten Zeit häufiger benannt wurden, Die Krise erstreckt sich auch nicht allein auf 

unsere eigene Partei, sondern ist eine Krise der gesamten Arbeiterbewegung Deutschlands. Ja, man 

kann sagen, daß die Krise einen internationalen Charakter hat, denn ähnliche Symptome der Bildung 

von Fraktionen, der Spaltung und dergleichen zeigen sich in fast allen kommunistischen Parteien. Die 

Krise hängt zusammen mit der Tatsache, daß die revolutionäre Entwicklung nicht diejenigen Fort-

schritte gemacht hat, die von den revolutionär gesinnten Arbeitern erwartet wurden. Am besten hat 

diese Krise, die eine Folge der revolutionären Abflauung ist, charakteristischerweise die Partei der 

Bolschewiki überwunden. Trotzdem das Scheitern der Hoffnungen auf die Weltrevolution die russi-

schen Kommunisten am schärfsten treffen mußte, hat die KPR am ehesten und rücksichtslosesten die 

Konsequenzen aus dieser Erfahrung gezogen – ohne allerdings ihren Charakter als einer revolutionä-

ren Partei aufzugeben. 

Die Aufgabe der kommunistischen Parteien aller Länder besteht zu einem wesentlichen Teile darin, 

die ökonomischen und politischen Zustände der Gegenwart genau zu analysieren und die daraus not-

wendigerweise sich ergebenden Folgerungen für die Taktik zu ziehen. Bei der Lösung dieser wichti-

gen Aufgabe erwachsen heute zweierlei Gefahren. Manche Kommunisten verführt ihr lebendiger re-

volutionärer Wille, die Augen vor Aenderungen in den Situationen zu verschließen. Sie glauben, daß 

die Situation heute noch so liegt, wie in den Frühjahrstagen 1919 oder 1920. Andere wieder sehen 

zwar die Unterschiede in der objektiven Lage zwischen dem Frühjahr 1920 und dem Winter 1921/22. 

Aber sie vermögen sich noch nicht so weit umzustellen, daß sie die taktischen Folgerungen aus diesen 

Unterschieden ziehen. Wenn man z. B. manche Artikel aus dem Lager der Kommunistischen Arbei-

terpartei anschaut, so wird man leicht feststellen können, daß diese Artikel eben so gut im Frühjahr 

oder Herbst 1919 hätten geschrieben sein können. 

Im allgemeinen können wir feststellen, daß die Debatten und Beschlüsse des dritten Weltkongresses 

in Moskau eine außerordentlich wichtige Aufklärungsarbeit geleistet haben und daß diese Debatten 

auf die Beurteilung der Situation und auf die Taktik der Kommunistischen Partei Deutschlands einen 

starken Einfluß ausgeübt haben. Trotz des Sträubens einiger Parteikreise sind auf dem Jenaer Partei-

tag und auf der letzten Sitzung des Zentralausschusses auch die notwendigen Konsequenzen in der 

Steuerfrage, in der Frage der Einheitsfront usw., gezogen worden. Die Gefahr, daß die KPD sich in 

ihrer Praxis an vergangene [50] Situationen festklammert, oder im luftleeren Raum operiert, kann 

daher als gering betrachtet werden. Selbst die Kommunistische Arbeitsgemeinschaft, die doch mit 

dem Mikroskop alle angeblichen oder tatsächlichen Fehler und Schwächen der Kommunistischen 

Partei Deutschlands aufspürt, hat auf ihrer Reichskonferenz zugestehen müssen, daß gegen die jetzige 

Politik der KPD so gut wie nichts einzuwenden sei. Wenn sie trotzdem mit der KPD unzufrieden ist 

und eine Reihe von besonderen Forderungen aufgestellt hat, so ist uns das ein Beweis dafür, daß die 

Arbeitsgemeinschaft nach einer anderen Richtung hin den Gefahren erlegen ist, die sich aus der Um-

stellung auf die neue Situation ergeben. 

Viele Arbeiter, die von dem Feuer der revolutionären Bewegung entzündet wurden und die glaubten, 

daß das Feuer sich rasch ausbreiten würde, erkalten in ihrer Liebe zum Kommunismus und zur Kom-

munistischen Partei, sobald dieses Feuer nicht mehr so hell leuchtet, nicht mehr so stark wärmt und 

zuweilen nur noch unter der Oberfläche schwelt. Sie sehen, daß die Ziele des Kommunismus nicht 

im Augenblick verwirklicht werden, und so gern sie, mitgerissen von der aufsteigenden Bewegung, 

selbst ihr letztes geopfert hätten, wenden sie sich enttäuscht oder ernüchtert ab und gewinnen nicht 

die Kraft, in zäher organisatorischer Kleinarbeit der Partei und damit dem Kommunismus die Treue 
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zu bewahren. Die Konzessionspolitik Rußlands, das bereits vor der völligen Verwirklichung des 

Kommunismus zu stehen schien, wenn diesen Kreisen besonders große Zweifel. 

Aber selbst in den Reihen der Arbeiter, die seit Jahren organisiert waren, und die die Bedeutung und 

Notwendigkeit einer revolutionären Partei anerkennen, machen sich nachhaltige Wirkungen der ver-

änderten Situation bemerkbar. Wenn heute die Kommunistische Partei vornehmlich an den wirt-

schaftlichen Kämpfen der gesamten Arbeiterschaft beteiligt ist, wenn sie sich sogar ein praktisches 

Steuerprogramm gibt, und überall im Sinne der Bildung einer Einheitsfront des gesamten Proletariats 

wirkt, wenn sie daneben ihre b e s o n d e r e n  kommunistischen Ziele mehr propagandistisch als durch 

Aktionen vertritt, dann entsteht leicht bei manchen Arbeitern der Zweifel: Ist eine besondere Kom-

munistische Partei neben den übrigen Arbeiterparteien überhaupt noch nötig? Genügt es nicht, die 

kommunistischen Ideen propagandistisch in einer größeren Arbeiterpartei (die sich etwa durch Zu-

sammenschluß der KPD und der USPD oder gar einem Teil der SPD bildet) zu vertreten? Da auch 

die Funktionäre etwa der USPD für die Führung von Wirtschafts- und Steuerkämpfen zum Teil über 

größere Erfahrungen aus der alten Sozialdemokratischen Partei verfügen, als die Arbeiter der Kom-

munistischen Partei, die zum Teil erst in den legten Jahren überhaupt einer Arbeiterorganisation sich 

angeschlossen haben, so erscheint manchem Kommunisten die Zusammenarbeit mit USP-Funktio-

nären wertvoller and erfolgreicher zu sein, als mit Vertretern der sogenannten „Linken“. Die Konzes-

sionspolitik Sowjetrußlands führt weiter gar manchen Kommunisten zu dem Zweifel, ob nicht der 

Weg der Revolution in Mittel- und Westeuropa anders als in Osteuropa über die Demokratie oder 

über eine Verbindung von Sowjets und Parlament gehen wird. Die Frage, ob die Spaltung des Spar-

takusbundes von der USPD und die Spaltung der USPD in Halle notwendig und glücklich waren, 

verbindet sich für so manchen Kommunisten mit der Frage, ob nicht der Einfluß der Taktik der Bol-

schewiki auf die revolutionären Parteien Mittel- und Westeuropas allzu groß gewesen sei. Am deut-

lichsten finden sich diese Zweifel bei Paul Levi, der schon vor zwei Jahren mit einer Kritik der Räte-

[51]republik in Ungarn und Bayern begann und der vorläufig damit geendet hat, gewisse Bedenken 

von Leo Jogiches über den Zeitpunkt der Gründung der KPD und manche Einwände von Rosa Lu-

xemburg über die Taktik der Bolschewiki zum Programm zu erheben. 

Auch Genosse Ernst Friesland ist den Gefahren erlegen, die die gegenwärtige Situation den Kommu-

nisten bietet. Seine Broschüre (Zur Krise unserer Partei) wirkt um so überraschender, als Genosse 

Friesland innerhalb des Spartakusbundes und der Vereinigten Kommunistischen Partei zu den Füh-

rern der „Linken“ gehört. Seine Wandlung könnte daher leicht auf persönliche Ursachen zurückge-

führt werden, zumal diese Wandlung sehr rasch vor sich gegangen ist. Noch auf dem Weltkongreß in 

Moskau hat Genosse Friesland seine Polemik gegen Levi daraufhin zugespitzt, daß Levi, versucht 

habe, die Partei gegen die Exekutive und damit gegen die Internationale in den Kampf zu führen. 

Jetzt kritisiert Genosse Friesland die Exekutive mit genau den gleichen Argumenten, die Paul Levi 

ins Feld führte, und erhebt Forderungen über die Beziehungen zwischen den nationalen Sektionen 

und der Internationale, die ebenfalls hinter denen Levis nicht zurückbleiben. Für besonders töricht 

halten wir es, daß Friesland die Frage der Beziehungen zwischen Internationale und nationalen Sek-

tionen hauptsächlich auf finanziellem und personellem Gebiet sieht und gelöst wissen will. Seit dem 

Beschluß des Jenaer Parteitages über die finanzielle Selbständigkeit der Partei ist so systematisch 

vorgearbeitet worden, daß heute die finanziellen Unterstützungen nicht mehr die Hälfte der Höhe 

erreichen, die sie noch im Frühjahr des vergangenen Jahres hatten. Der größte Teil der Mittel unserer 

Partei wird heute verwandt für die Unterhaltung der Druckereien und Zeitungen, die bekanntlich auch 

in den anderen Arbeiterparteien großer Zuschüsse von Außenseitern bedürfen. Bei seinen Behaup-

tungen, daß einzelne Mitglieder der Exekutive in die personellen Verhältnisse der Parteileitung ein-

greifen, sollte gerade Friestand um so vorsichtiger sein, als man ihm selbst nach seiner Rückkehr von 

Moskau – unseres Wissens übrigens zu unrecht – allgemein nachsagte, daß die von ihm vertretenen 

personellen Vorschläge nicht in seinem Kopf allein entstanden seien. 

Aber nicht die kleinen Einwendungen gegen das Verhalten der Exekutive oder einzelner ihrer Mitglie-

der hätten Genossen Friesland veranlaßt, sich in einer Broschüre und in einem Aufruf an die Oeffent-

lichkeit zu wenden, der Hauptzweck seines Vorgehens ist die Forderung, die in dem Aufruf als zweite 
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auftritt: „daß die Politik, welche auf dem Zentralausschuß in einzelnen Fragen beschlossen wurde, 

programmatisch festgelegt und durch die Führung Garantien für die gradlinige Durchführung gege-

ben werden.“ Diese Forderung läuft, wenn sie einen Sinn haben soll, darauf hinaus, daß die gegen-

wärtige taktische Einstellung der Partei zum Programm der Partei erhoben wird. Statt eines aus der 

gegenwärtigen Situation geborenen taktischen Vorgehens wird also die Annahme eines sozialrefor-

merischen Programms verlangt. Es ist nur eine Konsequenz dieser Forderung, daß die Arbeitsgemein-

schaft die Bildung einer großen „sozialrevolutionären Partei verlangt, d. h. einer Partei, die durch 

Zusammenschluß mindestens mit der USPD erzielt werden soll. Wir wollen garnicht darüber streiten, 

ob die Ausmerzung des Namens „kommunistisch“ nur eine rein zufällige ist. Die Forderung der Ver-

schmelzung mit der USP schließt auf jeden Fall, solange nicht von der USP die Aenderung ihres 

Programms verlangt wird, in sich die Aufgabe des Kommunistischen Programms. Der Zusammen-

schluß mit der USP soll also nicht erfolgen auf dem Boden der KPD, sondern nach Aenderung des 

Programms der KPD auf dem Boden der USP [52] oder bestenfalls der KAG. Die Arbeitsgemein-

schaft wiederum verlangt Autonomie der nationalen Sektionen oder Bruch mit der Kommunistischen 

Internationale, d. h. sie macht sich das Programm Dißmanns, Crispiens und teilweise Hilferdings zu 

eigen. Diesen Weg kann die Kommunistische Partei nicht beschreiten, und da auch die Arbeitsge-

meinschaft einsehen wird, daß die KPD diesen Wog nicht gehen wird, bleibt der Arbeitsgemeinschaft 

selbst nichts anderes übrig, als sich mit der USPD zu verschmelzen. 

Unsere Partei wird alles tun, um die Arbeiter über die Tendenzen der Arbeitsgemeinschaft und über 

die Ursachen die Krise in unserer Partei aufzuklären. Sie wird die politischen Fragen politisch beant-

worten und nur dann organisatorisch einschreiten, wenn grobe organisatorische Verstöße es absolut 

erfordern. Sie gibt dazu den Genossen, sich rasch wandeln, den freundschaftlichen Rat, innere Selbst-

verständigungen nicht auf dem großen Markte auszuposaunen und nicht unter großem Geschrei das 

zu verbrennen, was vor ein paar Stunden von einem noch selbst angebetet wurde. Innere Wandlungen 

erscheinen nur dann voll begründet, wenn sie mit dem Takt der bescheidenen Einsicht in eigene 

frühere Fehler vertreten werden. 

Die Krise der Partei wird schließlich um so rascher und vollständiger überwunden sein, je mehr die 

Partei durch ein Festhalten und Fortschreiten auf der Linie der Beschlüsse der letzten Zentralaus-

schusses den faktischen Nachweis führt, daß sie fähig ist, gleichzeitig an ihrem kommunistischen 

Programm festzuhalten und die gegenwärtige Situation taktisch auszuwerten. 

* 

Die Theorie und Praxis des Liquidatorentums.  
(Zur Reichskonferenz der Kommunistischen Arbeitsgemeinschaft.)  

Von A. T h a l h e i m e r. 

I. Die Theorie. 

3. Die Auflösung der Internationale. 

Der grundsätzliche Gegensatz, zwischen sozialdemokratischer und kommunistischer Politik äußert sich 

in charakteristischer Form in den Anschauungen über die Internationale politische Organisation der 

Arbeiterklasse. Die Zweite Internationale hatte ihren Schwerpunkt in den nationalen Sektionen. Sie 

stellte in ihren Kongressen sowohl Richtlinien für die Taktik der nationalen Sektionen auf (z. B. in den 

Fragen des Ministerialismus, des Kampfes gegen den Militarismus, des Kampfes gegen den imperia-

listischen Krieg, über die Kolonialpolitik usw.), aber sie beanspruchte nicht, eine ständige einheitliche 

Leitung der nationalen Parteien auszuüben. Das internationale Band trat nur in großen Zwischenräumen 

und nachträglich in Erscheinung, als Korrektur bereits vollzogener politischer oder organisatorischer 

Fehltritte der nationalen Parteien. So z. B. nach der Spaltung der französischen Partei, im Falle der 

tschechoslowakischen Partei usw. Das Band, das die Parteien der 2. Internationale an ihre nationale 

Bourgeoisie band, erwies sich bei ihren führenden Parteien unvergleichlich stärker als das internatio-

nale sozialistische Band. Bei der ersten großen Kraftprobe, dem imperialistischen Weltkrieg, brach die 

2. Internationale zusammen wie ein Kartenhaus. Mit Ausnahme der russischen, serbischen, italieni-

schen Partei (abgesehen von den Parteien der neutralen Länder) schlugen sich alle die mächtigen 
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sozialdemokratischen Parteien der 2. Internationale im Namen der Landesverteidigung zu ihren nati-

onalen Bourgeoisien. Der Sozialreformismus, der am Ende praktisch bestimmend war für die 2. Inter-

nationale, kam mit fataler Notwendigkeit zu dem praktischen Schluß, daß das Lebensinteresse des Pro-

letariats jedes Landes an den Bestand und die Macht „seines“ nationalen Imperialismus geknüpft sei. 

Dafür ward von Kautsky der [53] erhebende theoretische Trost erfunden von der „Internationale“, die 

kein wirksames Werkzeug im Kriege, die „im wesentlichen ein Friedensinstrument ist“. 

Der Zusammenbeuch der sozialreformistischen Politik der verschiedenen Schattierungen im Welt-

krieg und die durch diese Politik bedingte Auflösung der 2. Internationale in die nationalen Bestand-

teile, machte klar, daß eine neue internationale Zusammenfassung der revolutionären Arbeiterpar-

teien erforderlich sei und daß der politische und organisatorische Charakter dieser Zusammenfassung 

von anderer, von neuer Art sein müßte. 

„Wenn der Krieg“, schrieb Trotzki bereits im Oktober 1914,*) „der Zweiten Internationale über den Kopf ge-

wachsen war, so werden schon seine nächsten Folgen der Bourgeoisie der ganzen Welt über den Kopf wach-

sen. Wir revolutionären Sozialisten wollten den Krieg nicht. Doch wir fürchten ihn auch nicht. Wir geraten 

nicht wegen der Tatsache in Verzweiflung, daß der Krieg die Internationale zerschlug, die von der Geschichte 

abgetragen war. Die revolutionäre Sprache wird aus den unerschöpflichen Quellen proletarischen Sozialismus 

neue organisatorische Formen schaffen, die der Größe der neuen Aufgaben entsprechen werden.“ 

Die Grundschwäche der 2. Internationale wurde von demselben Verfasser schon klar kritisch be-

leuchtet. Im Vorwort der genannten Schrift**) heißt es: 

„Die sozialistischen Partien der nun abgeschlossenen Epoche waren nationale Parteien. Mit allen Verzweigun-

gen ihrer Organisationen, ihrer Tätigkeit und Psychologie waren sie mit den nationalen Staaten zusammenge-

wachsen und entgegen den feierlichen Beteuerungen ihrer Kongresse erhoben sie sich zur Verteidigung der 

konservativen staatlichen Gebilde, als der auf nationalem Boden großgewachsene Imperialismus mit dem 

Schwerte die überlebten nationalen Schlagbäume umzureißen begann. In ihrem historischen Zusammenbruch 

ziehen die nationalen Staaten die nationalen sozialistischen Parteien mit.“ 

In positiver Weise aber wurde das neue Wesen und die neue Form der internationalen Vereinigung 

zuerst auf deutschem Boden formuliert, von Rosa Luxemburg. Wir betonen dieses Faktum selbstver-

ständlich nicht aus „nationalen“ Prestigegründen, sondern gerade den deutschen Renegaten des Kom-

munismus gegenüber, die zuerst das nationale Stichwort von den „Turkestanern“ aufgegriffen, um 

gegen diese neue Form des Internationalismus die nationalen Instinkte aufzuhetzen, und dabei noch 

mit Emphase den Namen Rosa Luxemburgs im Munde führen. 

Diese Formulierung findet sich bekanntlich in den „Leitsätzen über die Aufgaben der internationalen 

Sozialdemokratie“, die der Juniusbroschüre angehängt sind. Die entscheidenden Sätze heißen: 

„11. Die zweite Internationale ist durch den Krieg gesprengt. Ihre Unzulänglichkeit hat sich erwiesen durch 

ihre Unfähigkeit, einen wirklichen Damm gegen die nationale Zersplitterung im Kriege aufzurichten und eine 

gemeinsame Taktik und Aktion des Proletariats in allen Ländern durchzuführen. 

12. Angesichts des Verrats der offiziellen Vertretungen der sozialistischen Parteien der führenden Länder an 

den Zielen und Interessen der Arbeiterklasse, angesichts ihrer Abschwenkung vom Boden der proletarischen 

Internationale auf den Boden der bürgerlich-imperialistischen Politik, ist es eine Lebensnotwendigkeit für den 

Sozialismus, eine neue Arbeiterinternationale zu schaffen, welche die Leitung und Zusammenfassung des re-

volutionären Klassenkampfes gegen den Imperialismus in allen Ländern übernimmt. Sie muß, um ihre histori-

sche Aufgabe zu lösen, auf folgender Grundlage beruhen: 

... 3. In der Internationale liegt der Schwerpunkt der Klassenorgannation des Proletariats. Die Internationale 

entscheidet im Frieden [54] über die Taktik der nationalen Sektionen in Fragen des Militarismus, der Koloni-

alpolitik, der Handelspolitik, der Maifeier, ferner über die gesamte im Kriege einzuhaltende Taktik. 

4. Die Pflicht zur Ausführung der Beschlüsse der Internationale geht allen anderen Organisationspflichten voran. 

Nationale Sektionen, die ihren Beschlüssen zuwiderhandeln, stellen sich außerhalb der Internationale. 

 
*) Leo N, Trotzki: Der Krieg und die Internationale. Verlag „Borba“ (Der Kampf). 
**) Daselbst S. 8. 
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Die beiden letzteren Sätze sind jedem Kommunisten besonders vertraut. Sie wären das Motto der 

unterirdischen Literatur der Spartakusgruppe während des Krieges. Die Spartakusgruppe sah gerade 

in diesen Gedanken die krönende Spitze ihrer Grundsätze und Forderungen. Die Notwendigkeit ge-

meinsamer Taktik und Aktion, also auch der permanenten internationalen Fühlung, und dabei auch 

die unbedingte Ueberordnung der internationalen über die nationalen Organisationspflichten, diese 

Grundgedanken sind also keine Erfindung des „leninistischen mechanischen Zentralismus“, wie der 

zweifelhafte Erbe einiger ihrer Papiere, aber unzweifelhafte Nichterbe ihres Geistes glauben machen 

möchte, entstammen also deutschem Boden, und sie liegen der Politik und der Organisation der Kom-

munistischen Internationale zu Grunde. Demgemäß sagen bereits die Richtlinien des 1. Kongresses 

der kommunistischen Internationale: 

„Die Internationale, die den Interessen der internationalen Revolution die sogenannten nationalen Interessen 

unterordnet, wird die gegenseitige Hilfe des Proletariats der verschiedenen Länder verwirklichen, denn ohne 

wirtschaftliche und andere gegenseitige Hilfe wird das Proletariat nicht imstande sein, die neue Wege zu or-

ganisieren ...“ 

Und der zweite Kongreß konstituierte demgemäß die Kommunistische Internationale als die einheitliche inter-

nationale kommunistische Partei, mit einer permanenten internationalen Leitung, deren nationale Glie-

der „Sektionen“, Abteilungen dieser internationalen Partei sind. Am letzten Ende dieser Phase der Entwick-

lung der internationalen Arbeiterbewegung sieht die einheitliche Leitung eines internationalen Bundes 

von Rätestaaten, durch die internationale Kommunistische Partei: die tatsächliche Ueberwindung des ge-

schichtlich sich überlebenden Nationalstaates. Am Anfang – wir sind tatsächlich erst in den ersten An-

fängen der internationalen proletarischen Organisation – haben wir zwar eine bei weitem stärkere Vereinheitli-

chung der Taktik der Sektionen der kommunistischen Internationale, als es in der 2. Internationale, oder in 

der 1. Internationale der Fall war, aber kaum erst schwache Anfänge der Koordination internationaler 

Aktionen. (Die Internationale Werbewoche, die Hungeraktion sind Beispiele solcher schwachen Anfänge.) 

Die taktischen Thesen des 3. Kongresses der Kommunistischen Internationale drücken sich denn auch 

durchaus vorsichtig und nüchtern aus über das, was dieser Richtung zunächst praktisch möglich ist. Die 

hierhergehörige Stelle der Thesen besagt: 

„Um für den Durchbruch der Front der internationalen Konterrevolution alle Kräfte der Kommunistischen 

Internationale nutzbar zu machen, um den Sieg der Revolution zu beschleunigen, ist die einheitliche internati-

onale Führung des revolutionären Kampfes mit aller Macht anzustreben. 

Die Kommunistische Internationale macht es zur Pflicht aller kommunistischen Parteien, sich gegenseitig im 

Kampfe energische Unterstützung zu erweisen. Die sich entfaltenden ökonomischen Kämpfe erfordern, wenn 

das irgend möglich ist, sofortiges Eingreifen des Proletariats andrer Länder. Die Kommunisten haben in den 

Gewerkschaften darauf hinzuwirken, daß sie mit allen Mitteln nicht nur die Ausfuhr von Streikbrechern, son-

dern auch den Export für die Länder unterbinden, in denen ein wichtiger Teil des Proletariats im Kampfe steht. 

In Fällen, wo die kapitalistischen Regierungen eines Landes zu Gewaltmaßregeln gegen ein anderes Land 

greifen, zwecks seiner Plünderung und Unterjochung, ist es die Pflicht der kommunistischen Parteien, sich 

nicht mit Protesten zu begnügen, sondern alles zu tun, um den Beutefeldzug ihrer Regierung zu verhindern.“ 

Die Vereinheitlichung der Taktik der Kommunistischen Internationale und die einheitliche Führung 

internationaler Aktionen sind also keine von vornherein durch die Form der Organisation fix und 

fertig gegebene Tatsachen. Niemand [55] glaubt, daß wir dabei über mehr als die Anfänge hinaus 

sind. Es sind Ziele, denen die Kommunistische Internationale zustrebt, denen sie sich nur in langem 

verwickelten Ringen und wahrscheinlich nicht immer in geradlinigen Fortschritt annähert. Auf die-

sem Wege werden politisch wie organisatorisch sicherlich noch eine ganze Reihe von Entwicklungs-

stufen durchzugehen sein. Weder die Exekutive noch irgend eine der Sektionen ist der Meinung, daß 

hierin bereits das letzte Wort gesprochen, daß nichts zu kritisieren, nichts zu bessern sei. Aber die 

Richtung und das Ziel dieser Kritik und praktische Besserungsvorschläge steht für Kommunisten 

unverrückbar fest: es ist die Stärkung der internationalen Leitung, die Verengerung und Beschleuni-

gung der internationalen Verbindungen. kurz die Verbesserung der politischen und organisatorischen 

Voraussetzungen einer noch schlagfertigen, wirksameren internationalen Führung. Es ist nur eine 

Feststellung von Tatsachen, daß in dieser Richtung bisher die stärkere Initiative und Aktivität von der 

Exekutive ausgegangen ist und die vorhandenen Mängel einem absoluten wie relativen Mangel an 
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Aktivität wie Initiative der Sektionen entsprechen. Jeder, der die Arbeit der Exekutive unbefangen 

verfolgt hate weiß das. 

Es ist also nicht an dem, wie die liquidatorische Gruppe und Strömung glauben machen will, daß die 

Exekutive über der Kritik stehend betrachtet wird, daß ihre Sektionen, wie Herr Levi im Anschluß an 

den 3. Kongreß sich gar anmutig ausdrückt, sich ihr gegenüber in der Rolle der „Mamelucken“ fühlen, 

(Am 2. Kongreß hatten wir nur erst die „Hilfsvölker“.) 

Die liquidatorische Kritik und Vorschlag in Form von „Bedingungen“ verwerfen wir, nicht weil sie 

kritisieren und Vorschläge machen, sondern weil diese Stimmungsmache, Kritik und Bedingungen 

in der entgegengesetzten Richtung gehen, weil sie auf das Säen von Mißtrauen gegen die internatio-

nale Leitung, auf die Lockerung und letzten Endes die Auflösung der internationalen Verbindung, 

auf die Stärkung der nationalen Autonomie der Sektionen abzielen; weil sie auf eine Rückkehr zu den 

Methoden der 2. Internationale hinauslaufen. Das ist nirgends klar und bestimmt von den Liquidato-

ren ausgesprochen, wie ihre Wortführer sich überhaupt – von einzelnen „Küken“ abgesehen – hüten, 

bestimmt ihre letzten Ziele auszusprechen. (Ein Teil der Anhänger und der Sympathisierenden der 

Gruppe täuscht sich oder wird getäuscht über die weiteren Konsequenzen.) Es gilt hierbei, mutatis 

mutandis, was bereits Rosa Luxemburg der revisionistischen Richtung der alten Sozialdemokraten in 

ihren Anfängen sagte: Im Vorwort der 1. Auflage*) ihrer Schrift über „Sozialreform oder Revolution“ 

sagt sie: 

„In der Auseinandersetzung mit Bernstein und seinen Anhängern, darüber muß sich jedermann in der Partei 

klar werden, handelt es sich nicht um diese oder jene Kampfesweise, nicht um diese oder jene Taktik, sondern 

um die ganze Existenz der sozialdemokratischen Bewegung. 

Bei flüchtiger Betrachtung der Bernsteinschen Theorie kann dies als eine Uebertreibung erscheinen. Spricht 

denn Bernstein nicht auf Schritt und Tritt von Sozialdemokratie und ihren Zielen, wiederholt er nicht selbst 

nochmals und ausdrücklich, daß auch er das sozialistische Endziel, nur in einer anderen Form, anstrebe, betont 

er nicht mit Nachdruck, daß er die heutige Praxis der Sozialdemokratie fast gänzlich anerkenne? Freilich ist 

das alles wahr. Ebenso wahr ist es aber, daß seit jeher in der Entwicklung der Theorie und in der Politik jede 

neue Richtung in ihren Anfängen an die alte, auch wenn sie im inneren Keim zu ihr in direktem Gegensatz 

steht, sich anlehnt, daß sie sich zuerst den Formen anpaßt, die sie vorfindet, die Sprache spricht, die vor ihr 

gesprochen wurde. Mit der Zeit erst tritt der neue Kern aus der alten Hülle hervor, und die neue Richtung findet 

eigene Formen, eigene Sprache. 

Von einer Opposition gegen den wissenschaftlichen Sozialismus erwarten, daß sie von Anfang an ihr inneres 

Wesen klar und deutlich bis zur letzten [56] Konsequenz ausspricht, daß sie die theoretische Grundlage der 

Sozialdemokratie offen und schroff ableugnet, hieße die Macht des wissenschaftlichen Sozialismus unterschät-

zen. Wer heute als Sozialist gelten, zugleich aber der Marxschen Lehre, dem riesenhaftesten Produkte des 

menschlichen Geistes in diesem Jahrhundert, Krieg erklären will, muß mit einer unbewußten Huldigung an sie 

beginnen, indem er sich vor allem selbst zum Anhänger dieser Lehre bekennt und in ihr selbst Stützpunkte für 

ihre Bekämpfung sucht, die letztere bloß als ihre Fortentwicklung hinstellt. Unbeirrt durch diese äußeren For-

men muß man deshalb den in der Bernsteinschen Theorie steckenden Kern herausschälen, und dies ist gerade 

eine dringende Notwendigkeit für die breiten Schichten der industriellen Proletarier in unserer Partei.“ 

Statt Sozialismus lies Kommunismus, statt Bernstein lies Levi, Friesland usw. und die Sätze könnten 

für die heutige Lage in der Kommunistischen Partei Deutschlands geschrieben sein. Die Stelle fordert 

zum Ziehen von Vergleichen nach verschiedenen Seiten hin auf. Schien nicht vielen, als die Bern-

steinsche Bewegung noch in ihren Anfängen war, noch nicht ihre eigene Sprache redete, diese Cha-

rakteristik als „Uebertreibung“, ja noch mehr als Verzerrung, als Verleumdung? Inzwischen sind die 

vorausgesagten Konsequenzen der Bernsteinschen Revision und Rettung des Sozialismus schärfer 

katastrophaler hervorgetreten, als selbst Rosa Luxemburg ahnte. Der schmähliche Zusammenbruch 

der 2. Internationale hat auch sie überrascht und tief erschüttert. Aber bis die neue Sprache gefunden 

wurde, hat es rund 23 Jahre gebraucht, das geschah im Görlitzer Programm der sozialdemokratischen 

Partei, und noch nicht einmal so reinlich und gründlich, wie es der Praxis der sozialdemokratischen 

 
*) Das Vorwort (datiert vom 18. April 1899) ist in den folgenden Auflagen und Neudrucken weggelassen und daher so 

gut wie vergessen. Es scheint uns zeitgemäß, es dieser Vergessenheit zu entreißen. 
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Politik entspricht. Die reine Theorie, die Revision der Marxschen Staats- und Gesellschaftsauffas-

sung, sucht erst jetzt Cunow zu formulieren. Wieviele waren damals, in den Anfängen der Bernstein-

schen Bewegung, daß es sich dabei um die Existenz der sozialdemokratischen Bewegung handelte? 

Und eine weitere sehr wichtige Ueberweisung: Bernstein erklärte sich mit der damaligen Praxis der 

Sozialdemokratie fast gänzlich einverstanden. Die Revolution der Reichskonferenz der KAG enthält 

ebenso die Anerkennung „der Politik, die sie sich auf der letzten Zentralausschußsitzung gegeben 

hat“. Sie verlangt „nur“ ihre programmatische Festlegung, daß sie „ehrlich und nicht zur Erreichung 

taktischer Parteiinteressen durchgeführt“ wird. Was bedeutet das, unter den Voraussetzungen der li-

quidatorischen „Theorie“, der Voraussetzung vor allem, daß die objektive ökonomische Grundlage 

der kommunistischen Politik aufgehoben wird, daß der Kapitalismus nicht nur politisch, sondern auch 

ökonomisch innerhalb der Schranken der kapitalistischen Ordnung seine Krise überwindet, zu „nor-

malen“ Verhältnissen, zur „normalen“ Krise zurückehrt, wenn nicht die Fixierung eines Programms 

und einer Politik des Sozialreformismus? Es ist doch klar: wir könnten nicht die Sozialdemokratie 

beider Richtungen auffordern, in den Fragen der Steuerpolitik, der Arbeiterregierung usw. eine Front 

mit uns zu bilden, wenn diese Teilforderungen nicht auch vom Boden des Sozialreformismus aus zu 

stellen wären. Aber sind es deshalb „Tricks“ und „Unehrlichkeit“, oder ist es andererseits unkommu-

nistisch, wenn wir diese Forderungen aufstellen? Das erstere kann nur jemand behaupten, der „ehr-

lich“ meint, daß die Kommunisten verpflichtet seien, da endgültig Halt zu machen, wo die sozialde-

mokratische Politik Halt zu machen pflegt, nämlich an der Schranke der kapitalistischen Interessen, 

praktisch an den Schranken, die bürgerliche Partner der Koalition zu setzen belieben, wo aber das 

Interesse der Arbeiterklasse erfordert, weiter zu gehen, und wo auf Grund der Kraftentfaltung und 

des Kampfwillens der proletarischen Massen wirklich weiter gegangen werden kann und muß. Von 

„Unehrlichkeit“ gegenüber den sozialdemokratischen Parteien wäre hier nur dann zu reden, wenn die 

Kommunistische Partei sich verpflichten würde, unter allen Umständen, d. h. auch wenn die Mehrheit 

der Arbeiterklasse bereit gewesen wäre, über diese Teilforderungen hinauszugehen, dabei Halt zu 

machen und sich dann nicht daran binden würde. Selbstverständlich wird keine Kommunistische Par-

tei ein solches Versprechen geben, weil es ein Verrat an der Arbeiterklasse wäre und ebenso selbst-

verständlich könnte keine sozialdemokratische Partei öffentlich eine solche Bindung verlangen, ohne 

sich vor der Arbeiterschaft bis auf die Knochen bloßzustellen. Zu dieser Sorte „ehrlichen“ Arbeiter-

verrats haben es bis jetzt nicht einmal die Stampferleute [57] gebracht, dafür sind sie, wenn nicht zu 

„ehrlich“, doch nicht dumm genug. Solche Teilforderungen jedoch als unkommunistisch, d. h. als 

reformistisch ihrer Wirkung nach betrachten, könnte nur jemand, der nicht sieht, daß sie angesichts 

der objektiven Bedingungen, unter denen sie gestellt werden, nämlich angesichts der Krise des Kapi-

talismus, Kraft ihrer inneren Logik, über sich selbst hinaustreiben müssen. 

Schließlich wäre es sicherlich falsch anzunehmen, daß das Liquidatorentum neben und innerhalb der 

kommunistischen Bewegung, ja die Lebensdauer und zerstörende Kraft des Revisionismus entwi-

ckeln wird. Diese Annahme ist jedoch nicht deswegen falsch, weil die liquidatorische Gruppe orga-

nisatorisch schwach ist – auch die Bernsteinsche Gruppe war in ihren Anfängen schwach genug – 

und auch nicht deswegen, weil die Liquidatoren Theorie and Praxis in weniger schroffem Wider-

spruch zum Kommunismus steht. Sie ist falsch, weil die Toten heute schneller reiten, weil der Sozi-

alreformismus in allen seinen Schattierungen und Massen – auch in der kommunistischen, in der 

Krise begriffen ist – das Liquidatorentum ist am Ende nur eine Ausstrahlung der beginnenden Krise 

des Sozialreformismus, bis dicht an die Grenzen und teilweise über die Grenzen der kommunistischen 

Bewegung hinüber –; weil die kommunistische Bewegung nicht in ihrer Praxis ein Nährboden dieser 

Strömung ist, wie es die alte Sozialdemokratie war, die deshalb weder in der politischen Praxis noch 

organisatorisch mit dem Revisionismus fertig werden konnte.*) 

 
*) Die an das vorhergehende unmittelbar anschließenden Stellen des Vorworts von Rosa Luxemburg scheinen uns auch 

heute beherzigenswert. Sie lauten: „Es kann keine größere Beleidigung, keine ärgere Schmähung gegen die Arbeiterschaft 

ausgesprochen werden, als die Behauptung: theoretische Auseinandersetzungen seien lediglich Sache der „Akademiker“. 

Schon Lassalle hat einst gesagt: Erst wenn Wissenschaft und Arbeiter, diese entgegengesetzten Pole der Gesellschaft, 

sich vereinigen, werden sie alle Kulturhindernisse in ihren ehernen Händen erdrücken. Die ganze Macht der modernen 
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Nach allem Vorausgeschickten ist es verständlich, daß die Gegensätze zwischen Kommunismus und 

Sozialreformismus und Zentrismus sich in der Frage der Internationale am schärfsten zuspitzten und 

daß daher das Liquidatorentum gerade in dieser Frage am behutsamsten, vorsichtigsten und, bei den 

Wortführern, am unehrlichsten und demagogischsten vorgeht. 

Die Kampagne begann mit personeller Hetze, mit der Hetze gegen die „Turkestaner“, sie ging weiter 

mit der Hetze gegen andere Mitglieder der [58] Exekutive, die „linker Neigungen“ verdächtig sind 

(wobei die kaum verhüllte Denunziation an die bürgerliche Polizei und Justiz von den Rittern, der 

Reinlichkeit und Moral nicht verschmäht wurde) und mit nicht minder schmählicher Umschmeiche-

lung der Mitglieder der Exekutive, die als „rechts“ galten. Inzwischen ist auch Trotzki des linken 

Verdachts verdächtig geworden. Lenin kommt als Verfechter der „mechanischen Centralisation“ und 

der Verbürgerlichung Sowjetrußlands unter die kritische Fuchtel des Herrn Levi (in dem weibischen 

Klagelied an der Leiche der russischen Revolution, mit dem Levi die hinterlassene Schrift Rosa Lu-

xemburgs zur Kritik der russischen Revolution einleitet). Schließlich hat sich diese Kampagne zu drei 

„harmlos“ scheinenden Bedingungen verdichtet, die die liquidatorische Bruderschaft dafür aufstellt, 

daß die KPD „das nötige Ansehen und Vertrauen in den Massen“ wiedergewinnt, wonach dann die 

Bruderschaft ihr und der Internationale wohl die Ehre antun wird, sich an die Spitze zu stellen. 

Diese Voraussetzungen“ lauten: 

„1. Völlige materielle Unabhängigkeit von der Kommunistischen Internationale. 

2. Unterstellung aller von auswärtigen kommunistischen Organisationen (auch Organen der kommunistischen 

und Roten Gewerkschaftsinternationale) erscheinenden Literatur unter die Mitkontrolle der deutschen Partei-

leitung. 

3. Sicherheit gegen alle offenen oder verdeckten organisatorischen Eingriffe des Zentralexekutivkomitees der 

Kommunistischen Internationale neben, außerhalb oder gegen die Organe der deutschen Sektion.“ 

Der dritte Punkt entlarvt die ersten beiden. Nicht nur „verdeckte“ organisatorische Eingriffe „neben“ 

oder „außerhalb“, auch offene organisatorische Eingriffe gegen die Organe der deutschen Sektion 

sind, im Sinne der AG unzulässig, die Voraussetzung dafür, daß die KPD und die Internationale wie-

der das Vertrauen der Massen gewinnt. Die oben zitierten Leitsätze ehemaliger Spartakusgruppe be-

sagen: „Nationale Sektionen, die ihren (der Internationale) Beschlüssen zuwiderhandeln, stellen sich 

außerhalb, der Internationale“. Das ist, denken wir, der stärkste offene Eingriff gegen die Organe 

einer nationalen Sektion: ihre Ausstoßung. Und dieser Satz rührt nicht von Lenin her, sondern von 

Rosa Luxemburg. Es ist klar, daß diese „Voraussetzung“ nicht weniger fordert, als die Rückverwand-

lung der Exekutive der Kommunistischen Internationale in eine Exekutive der 2. Internationale, die 

Aufhebung der wirklichen internationalen Leitung, die Herstellung der „nationalen Autonomie“ der 

Sektionen, so wie die zweite Internationale sie auffaßte und im Weltkrieg entsprechend betätigte. Das 

Übrige ist nur demagogisches Beiwerk. Es wäre zu diesem demagogischen Beiwerk noch das Fol-

gende zu sagen. Die Forderung der möglichsten materiellen Selbständigkeit der Sektionen ist längst 

 
Arbeiterbewegung beruht auf der theoretischen Erkenntnis. Doppelt wichtig ist aber diese Erkenntnis für die Arbeiter im 

gegebenen Falle, weil es hier gerade um sie zur Einsicht in der Bewegung handelt. Die durch Bernstein theoretisch for-

mulierte opportunistische Strömung in der Partei ist nichts anderes, als eine unbewußte Bestrebung, den zur Partei her-

übergekommenen kleinbürgerlichen Elementen die Oberhand zu sichern, in ihrem Geiste die Praxis und die Ziele der 

Praxis umzumodeln. Die Frage von der Sozialreform und der Revolution, vom Endziel und der Bewegung, ist von anderer 

Seite die Frage vom kleinbürgerlichen oder proletarischen Charakter der Bewegung.“ 

So scheint es uns recht verkehrt, wenn hier und da in der Partei die Neigung herrscht, die Diskussion der taktischen 

Fragen, die vom Liquidatorentum aufgeworfen waren, kurz abzuschneiden. Die Tatsache, daß eine Reihe tüchtiger Par-

teiarbeiter von dieser Strömung zu Beginn sich hat treiben lassen, beweist, daß es notwendig ist, die gegenwärtige Taktik 

der Partei schärfer abzugrenzen und zu vertiefen. Und am Ende sind es, wie schon oben betont, ganz bestimmte objektive 

Umstände, die diese Schwankungen und Abirrungen hervorrufen, nicht rein subjektive Einfälle. Deshalb ist die einge-

hende Klarstellung dieser Fragen vor den Mitgliedern der Partei unerläßlich. Dagegen scheint uns viel eher nötig, die 

Diskussion über diese oder jene Abortsprengung und nicht funktionierende Zündschnur auf das absolut Unvermeidliche 

zu beschränken. Das augenscheinlich hohe Interesse der Stampfer, Levi usw. an den Fragen dieses Kalibers hindert nicht, 

daß diese Fragen sowohl für die Kommunistische Partei wie für die Arbeiterbewegung im ganzen immerhin etwas weni-

ger erheblich sind. 
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von der Kommunistischen Internationale selbst gefordert und praktisch angebahnt worden. Dazu be-

durfte es nicht der Anregung der KAG im allgemeinen und des Herrn Levi im Besonderen, von dem 

uns übrigens solange es noch Mitglied der Parteileitung des Spartakusbundes der KPD war, keine 

außergewöhnlichen Heldentaten in dieser Richtung bekannt sind. Die deutsche Sektion hat nach dem 

Abgang Levis ein Vielfaches in dieser Richtung getan. Aber im Sinne der Feinde des Kommunismus, 

im Sinne der KAG und des Herrn Levi, bedeutet der Ausdruck „materielle Hilfe der Kommunisti-

schen Internationale an diese Sektionen“, eine Selbstverständlichkeit in der 1. wie noch in der 2. 

Internationale, nur die „vorsichtigere“ Einkleidung dessen, was die Stampfer, Hilferding usw. das 

Moskauer Stipendiatentum nennen. Ihnen gegenüber geziemt es sich, der Partei klar und offen die 

prinzipielle Selbstverständlichkeit der wechselseitigen materiellen Unterstützung mit Gold, und wenn 

nötig mit mehr, mit Leib und Leben) auszusprechen und zu sagen, daß die Partei diese Dinge im 

Kreise ihrer Organisation regelt, daß sie darüber mit der proletarischen Oeffentlichkeit darüber Aus-

kunft gibt, soweit dieser Oeffentlichkeit daran gelegen sein kann, daß sie aber in den Levi und Kon-

sorten keineswegs die Stimmführer dieser Oeffentlichkeit erblickt und daß es sie nur heiter stimmt, 

wenn Herr Levi und die Seinen irgend welche „Voraussetzungen“ zu machen belieben. Der zweiten 

„Voraussetzung“ sieht man die demagogische Formulierung auf drei Meilen an. Es ist schon bezeich-

nend, [59] daß, die Organe der Kommunistischen Internationale und der Roten Gewerkschaftsinter-

nationale auch als „auswärtige Organe“ figurieren. Auch soweit hier Dinge zu regeln sind, ist es nicht 

mit der KAG, daß sie geregelt werden. 

Die dritte „Voraussetzung“ und der gesamte politische Zusammenhang machen es sonnenklar, daß es 

sich hier nicht um irgendwelche Vorschläge in der Richtung einer Stärkung der internationalen Füh-

rung handelt, sondern um das gerade Gegenteil: ihre Lockerung und schließliche Auflösung, nicht um 

einen Schritt vorwärts, sondern um einen Schritt zurück in der Richtung der Zweiten Internationale. 

Dasselbe Bild wird sich bei der Behandlung der Frage der Gewerkschaftstaktik und der Rote Gewerk-

schaftsinternationale ergeben, die der nächste Abschnitt behandeln soll. 

* 

Bewilligung oder Ablehnung des Budget in Sachsen.  
R o b e r t  S i e w e r t, Chemnitz. 

In den Ausschüssen des sächsischen Landtages wird zur Zeit der Haushaltsplan beraten. Es ist wohl 

eine Selbstverständlichkeit, daß wir zu den einzelnen Kapiteln des Haushalts unsere Abänderungsan-

träge stellen. Im ganzen Haushaltplan ist so manch ein Kapitel, das im Interesse der Arbeiterklasse 

abgeändert werden müßte. Wir werden uns die größte Mühe geben, unsere Abänderungsanträge 

durchzusetzen. 

1. Ueber die Finanzlage Sachsens ist zu sagen, daß die Schuldenlast immer mehr wächst. Am 1. April 

1920 war der Staat infolge der Uebergabe der Eisenbahnen an das Reich ohne Schulden. Zur Zeit 

beträgt die Schuld 900 Millionen Mark. Ende März 1923 wird die Schuld auf 2 Milliarden Mark 

angewachsen sein. Dabei rechnet man mit normalen Verhältnissen und berücksichtigt nicht die durch 

die ungeheure Verteuerung selbstverständliche Erhöhung der Beamtenbezüge. Bei den Beratungen 

werden wir sehr oft die Klage der Minister oder ihrer Vertreter zu hören bekommen: Es fehlen uns 

die Mittel, wir haben Geld, wir müssen deshalb ihre Vorschläge ablehnen. Auch aus diesem Grunde 

hat die Kommunistische Fraktion die 10 Forderungen des ADGB zum Antrag erhoben. In diesem 

Antrag wird gefordert, daß die sächsische Regierung alle Vorbereitungen treffen soll, die zur Ver-

wirklichung der 10 Forderungen des ADGB in Sachsen notwendig sind. Desgleichen fordern wir in 

dem Antrag, daß die Vertreter Sachsens im Reichsrat angewiesen werden, im Reiche für die Verwirk-

lichung dieser Forderungen einzutreten. Eine ganze Reihe Anträge, welche die Demokratisierung der 

Verwaltung, die Umgestaltung der Polizei und der Justiz verlangten, sind in den letzten Sitzungen 

des Landtages im alten Jahre abgelehnt worden. In anderen Anträgen fordern wir die Schulspeisung, 

die Versorgung der zur Entlassung kommenden Schüler mit Kleidung, Besserstellung der Arbeitslo-

sen, Alters- und Arbeitsinvaliden, Erweiterung der Mieterrechte und anderes mehr. Alle diese An-

träge werden wir bei der Beratung des Haushalts in den Vordergrund schieben. 
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Der Staatshaushaltsplan setzt sich zusammen aus 110 Kapiteln und wir sehen aus der Vorlage, daß 

eine Balancierung des Haushalts nur möglich ist durch besondere Zuweisungen (Darlehen in der 

Höhe von 750 Millionen Mark). Es werden unter anderem angefordert für die Justiz 118 Millionen 

Mark. Für die Gendarmerie, Kriminalpolizei und Landespolizei 109 Millionen Mark. Für Strafanstal-

ten und Landes-[60]anstalten 84 Millionen. Für die Kirchen 36 Millionen und für das Königshaus 3 

Millionen. Bei der Beratung dieser Kapitel werden wir mit der schärfsten Kritik einsetzen, Abände-

rungsanträge stellen und verschiedentlich auf die Streichung der geforderten Summen dringen. 

Andererseits haben wir bei der Beratung des Staatshaushalts die Möglichkeit zu fordern, daß größere 

Summen für soziale Zwecke eingesetzt werden. Bei dieser Gelegenheit halten wir es für notwendig, 

einmal festzustellen, daß die Bewegungsfreiheit der Länder und damit auch der Landesregierungen 

durch die Reichsverfassung stark eingeschränkt ist. Umgestaltung der Reichswehr, der Polizei, der 

Justiz usw. liegen nicht im Bereiche der Möglichkeiten der Länder. Ebenso die Steuergesetzgebung. 

Die Artikel 6, 7, 8, 9, 10, 11, 12 und der Artikel 13 der Reichsverfassung mit seinem Satz, „Reichs-

recht, bricht Landesrecht“ sagen allerhand über diese Frage. Sicherlich wird hier von einigen unserer 

Freunden der Einwand gemacht werden: Was geht uns die Verfassung an. Demgegenüber genügt die 

Feststellung: Die Verfassung ist da und der Hinweis, daß irgend ein Paragraph der Verfassung der 

Verwirklichung einer Forderung im Wege steht, genügt bei den meisten Arbeitern, um sie davon zu 

überzeugen, daß die Kommunisten Unmögliches verlangen. An dem Tage, an dem die Arbeitermehr-

heit mit uns gehen, ist die Verfassung kein Hindernis mehr. 

Kurz und gut, wir werden zu allen wichtigen Kapiteln Abänderungsanträge stellen, werden die Strei-

chung der Summen, die wir nicht bewilligen können, verlangen und bei der Abstimmung über die 

einzelnen Kapitel gegen diese stimmen. 

2. Aber wie verhalten wir uns bei der Gesamtabstimmung über den Staatshaushaltsplan. Sollen wir 

das Budget ablehnen, oder nehmen wir das Budget an. Diese Frage fordert eine klare Antwort. Aus-

flüchte sind hier nicht am Platze. 

Ablehnung des Budgets bedeutet, wie die Verhältnisse in Sachsen liegen, Sturz der sozialistischen 

Regierung und Sturz der sozialistischen Regierung kann führen zur Umbildung des Kabinetts, zur 

Koalitionsregierung, oder zur Auflösung des Landtags. Das Wahrscheinlichste ist die Umbildung der 

Regierung. Nach den Erfahrungen, die hinter uns liegen und nach einigen Kundgebungen des Bür-

gertums in der letzten Zeit, besonders der deutschen Volkspartei, des Zentrums und der Demokraten, 

werden die bürgerlichen Parteien die Abstimmung über den Staatshaushaltsplan im Landtage zum 

Anlaß nehmen, die Vertrauensfrage zu stellen. Dem Sehenden ist nicht verborgen geblieben, daß 

einem großen Teil der sozialdemokratischen Fraktion ebenso wie dem Ministerpräsident und dem 

Präsident des Landtages eine Umbildung der Regierung nach rechts hin sehr erwünscht wäre. Stim-

men in dieser Situation die Kommunisten gegen das Budget, dann fliegt die Regierung auf. Laßt doch 

diese Regierung in die Brüche gehen, werden manche Genossen sagen. So leichtfertig kann diese 

Frage nicht erledigt werden. 

Heran an die Massen, das war die Losung des dritten Kongresses. Wir müssen die Mehrheit der Ar-

beiter gewinnen, wenn wir über die Kapitalisten siegen wollen. Das ist die Erkenntnis, die wir aus 

den Erfahrungen gewonnen haben. Gewinnen wir die Arbeitermassen für uns, wenn wir mit den Bür-

gerlichen gemeinsam die Regierung stürzen, wenn wir den Koalitionssozialdemokraten ihren Umfall 

erleichtern und allen anderen das billige Argument schenken: Die Kommunisten sind an allem 

Schuld, sie sind Schuld, wenn wir dieses und jenes nicht durchsetzen konnten. 

[61] Wir dürfen auch vor der Tatsache nicht die Augen schließen, daß der größte Teil des deutschen 

und auch des sächsischen Proletariats, der überhaupt über die Aufgaben nachdenkt, der Ansicht ist, 

daß man unter Ausnutzung aller demokratischen Möglichkeiten leichter zum Sozialismus kommen 

kann. Die größte Zahl des denkenden Proletariats sieht heute in der sozialistischen Regierung und in 

der parlamentarischen Mehrheit die Vorbedingungen für die Durchführung des Sozialismus. Diese 

Arbeiter, die den Sozialismus wollen, die aber nicht davon überzeugt sind, daß der Sozialismus nur 

auf dem Wege des schärfsten Kampfes errungen werden kann, glauben an die sozialistische 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 52 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

Regierung und an die parlamentarische Mehrheit und nehmen an, daß sie auf diesem Wege am 

schnellsten zum Ziele kommen. Wir Kommunisten sind der Ueberzeugung, daß den Arbeitern der 

schärfste Kampf nicht erspart bleiben kann. Wir sind der Ueberzeugung, daß die sozialistische Re-

gierung und die parlamentarische Mehrheit ein Umweg ist. Was sollen wir tun, sollen wir mit den 

Massen gehen, die den Umweg einschlagen, oder sollen wir abseits von den Massen unsere eigenen 

Wege gehen. Unseres Erachtens müssen wir bei den Massen bleiben, mit den Massen marschieren, 

die Massen führen und immer darauf bedacht sein, den Weg zum Ziele abzukürzen. 

Eine sozialistische Regierung, gestützt auf eine sozialistische Mehrheit, wird, wenn sie ihre Pflicht 

nicht erfüllt, die Illusionen der Arbeiter zerstören. Erfüllt sie ihre Pflicht, nützt sie alle Machtmittel 

des Staates im Interesse der Arbeiterklasse aus, dann führt das zum schärfsten Kampf des Bürgertums 

gegen die sozialistische Regierung, gegen die parlamentarische Mehrheit und gegen die Beschlüsse 

des Parlaments. Die bürgerlichen Parteien werden auf die Verfügungen der sozialistischen Regierung 

pfeifen. Sie werden sich über die Parlamentsbeschlüsse hinwegsehen und letzten Endes im Bürger-

krieg den Versuch unternehmen, die sozialistische Regierung zu stürzen. Schärfster Kampf der Ar-

beiter gegen die Bourgeoisie wird die Folge sein. 

Annahme des Budgets bedeutet, daß wir in einigen Fällen für soziale Zwecke und andere Dinge einige 

Verbesserungen die im Interesse der Arbeiter liegen, im Haushalt durchsetzen können. Bedeutet viel-

leicht auch, daß wir hier und da kleine Abstriche bei Ausgaben durchsetzen, die wir nicht für notwen-

dig erachten, aber Annahme bedeutet letzten Endes auch, daß wir mitverantwortlich gemacht werden 

können, für Ausgaben, die wir aufs schärfste bekämpfen müssen. Annahme des Budgets bedeutet, 

daß die sozialistische Regierung bestehen bleibt und daß sie weiter arbeiten kann. A u f g a b e  d e r  

K o m m u n i s t e n  w i r d  e s  s e i n  u n d  m u ß  e s  s e i n, d u r c h  b e s o n d e r e  A n t r ä g e  u n d  

G e s e t z e s v o r l a g e n  d i e  s o z i a l i s t i s c h e  R e g i e r u n g  z u  v e r a n l a s s e n, s i c h  f ü r  

o d e r  g e g e n  d i e  A r b e i t e r k l a s s e  z u  e n t s c h e i d e n. Wir glauben, daß die Stellungnahme 

der sozialistischen Regierung zu den Forderungen des ADGB der erste Prüfstein sein wird. Nach den 

Aeußerungen bedeutender Führer der sozialdemokratischen Fraktion könnte man annehmen, daß die 

sozialistische Regierung sich mit aller Kraft für die Verwirklichung dieser Forderungen einsetzen 

wird. Wenn sie das tut, können wir es begrüßen. Tut sie es nicht, dann werden wir den Arbeitern 

sagen können, daß ihre Führer sich gegen ihre Forderungen wenden. 

Die Beurteilung der Gesamtsituation im Reich ist von entscheidender Bedeutung für die Stellung-

nahme der Fraktion. Die Gesamtsituation wird gekennzeichnet durch die Teuerung, die Steuergesetz-

gebung, die [62] Reparationsfrage, die Stinnisierung der Eisenbahnen, die Forderungen des ADGB 

und deutet den Ernst der Lage an. Die große Mehrheit der sozialistischen Führer im Reiche sehen 

eine Lösung in der Bildung der großen Koalition. Von anderer Seite fordert man die Bildung einer 

Arbeiterregierung. Die Arbeiter, wenn sie an die Bildung einer Arbeiterregierung denken, erwarten, 

daß diese Regierung alle Maßnahmen durchführen soll, die eine Belastung der Arbeiter unmöglich 

machen. Es ist ganz klar, daß wir im Reiche die Bildung einer Koalitionsregierung entschieden be-

kämpfen müssen. Der letzte Zentralausschuß hat zu dieser Frage Stellung genommen und klar aus-

gesprochen, was wir Kommunisten in dieser Situation zu tun haben. Nehmen wir alles in allem, prü-

fen wir die Situation in Sachsen und im Reiche, prüfen wir das für und wider, dann kommen wir zum 

Schluß, daß wir das Budget bewilligen müssen. 

* 

Die Ursachen des Eisenbahnerkampfes.  
Von O t t o  G e s c h k e. 

Die wahren Ursachen, auch des letzten Kampfes der Eisenbahner, sind zu suchen in dem Reichslohn-

tarif und der Reichsbeamtenbesoldung, die beide 1920 dem Personal der Eisenbahnen beschert wur-

den. In allen Lohn- und Gehaltsbewegungen, die im Jahre 1921 von den interessierten Verbänden 

geführt wurden, drehte es sich im Hauptsächlichsten um eine Aenderung der ungerechten Ortsklas-

seneinteilung, um eine Hebung der unteren Lohngruppen und um die Sicherstellung des Achtstun-

dentages. Und wie den Arbeitern mit dem Reichslohntarif, erging es den Beamten mit der 
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Reichsbeamtenbesoldung in der Republik. Auch hier kam in jeder Gehaltsbewegung das Verlangen 

zum Durchbruch um Höherstufung und Verminderung der Gehaltsklassen und Verminderung der 

Ortsklassen. 

Der Reichslohntarif, zwischen der Reichseisenbahn-Verwaltung einerseits und 

1. dem Deutschen Eisenbahner-Verband 

2. der Gewerkschaft Deutscher Eisenbahner und Staatsbediensteter 

3. dem Allgemeinen Eisenbahnerverband (E. V.) 

andererseits abgeschlossen wurde, gliedert die unter den Tarif fallenden Arbeiter in 7 Lohngruppen 

für alle männlichen Arbeiter und die 8. Lohngruppe für weibliche Arbeiter, außerdem in 5 Ortsklassen 

A-E. 

Das Beamtenbesoldungsgesetz teilt die Beamten in 13 Gehaltsklassen und wie die Arbeiter in 5 Orts-

klassen. 

Zu den Bezügen der Arbeiter und Beamten wird hinzugerechnet, eine Kinderzulage, der Teuerungs-

zuschlag und eine Ueberteuerungszulage. Für die letztere kommen nur wenige Großstädte und das 

besetzte Gebiet in Frage. Das Höchstgehalt wird nach den Bestimmungen des Besoldungsgesetzes in 

folgenden Zeitabschnitten erreicht: 

Von den Gehaltsgruppen I-VII in 16 Jahren (nach 8 Stufen zu je 2 Dienstjahren), VII-XI in 14 Jahren 

(nach 7 Stufen von je 2 Dienstjahren), XII in 12 Jahren (nach 6 Stufen von je 2 Dienstjahren), XIII 

in 8 Jahren (nach 4 Stufen von je 2 Dienstjahren). 

Die Höhe der Löhne für die Arbeiter wird grundsätzlich berechnet nach dem Lebenzalter und zwar 

steigend vom 18.-24. Lebensjahr pro Stunde um 20 Pf. Für die Arbeiter der Lohngruppen I-VII unter 

18 Lebensjahren ermäßigt sich der Tariflohn für jedes Lebensjahr um 40 Pf. pro Stunde. Für weibli-

che Arbeiter (Lohngruppe VII) unter 18 Lebensjahren ermäßigt sich der Tariflohn für jedes Lebens-

jahr um 20 Pf. für die Stunde. 

Die Stundenlohnhöhe der Lehrlinge werden in 4 Lehrjahre und 5 Ortsklassen gegliedert. 

Am 14. Januar 1921 wurde die erste Bahn- und Gehaltsbewegung beendet, die im Wesentlichen nicht 

den Forderungen entsprach, welche von den Arbeitern und Beamten gestellt waren. So kam es, daß 

im August der Reichsregierung schon wieder neue Forderungen unterbreitet wurden, die von den 

Organisationen, [63] da auch diese Forderungen nicht erfüllt wurden, als Etappe auf dem Wege zu 

besseren Existenzverhältnissen bezeichnet wurden. 

Als nächster Etappentermin erschien der 26. Oktober. Der Erfolg war, daß die geringst besoldeten 

Beamten und Anwärter die geringsten Zulagen erhielten und die Beamten der höheren Gehaltsklassen 

noch das Vielfache von dem erhielten, was die Erstgenannten als Zulage bekamen. Diese letzte Neu-

ordnung der Beamtenbesoldung stand unter dem Druck der äußersten Notlage der Beamten und führte 

infolgedessen bei der Eile, mit der sie vorgenommen wurde, nicht zu einem befriedigenden Ergebnis. 

Mit diesen Worten begründen die Spitzenorganisatoren in ihrem Schreiben vom 3. Dezember 1924 

die neuen Lohn- und Gehaltsforderungen. Wenn nun auch im Abschnitt I dieser neuen Forderungen 

eine Aenderung der Grundgehälter verlangt wurde, behielt der Vorschlag die 13 Gehaltsklassen wei-

terhin bei, ebenso auch die Ortsklasseneinleitung von A-E. 

Bei den Forderungen für die Arbeiter wird dieselbe halbe Maßnahme in Punkt 5 begründet, die fol-

gendermaßen lautete: Sofortige Neuregelung der Ortsklasseneinteilung für Arbeiter. Die Ortsklassen-

zuteilung der Bahnunterhaltungs- und der Telegraphenbauarbeiter muß nach dem Dienst der Bahn-

meisterei bezw. des Telegraphenbauamtes erfolgen. 

Also auch in dieser Verhandlungsgrundlage war nicht enthalten eine Verringerung der Lohn- und 

Gehaltsgruppen und eine Verminderung der Ortsklassen. Eine Sicherstellung des Achtstundentages 

wurde ebenfalls nicht berücksichtigt, trotzdem den Organisationen nicht nur das Goslarer Protokoll, 
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sondern auch der Entwurf eines Eisenbahn-Arbeitszeit-Gesetzes bekannt war, in denen mehr oder 

minder verhüllt, ja zum Teil sehr kraß die Handhaben für die Durchbrechung des Achtstundentages 

gegeben sind. Berücksichtigt man weiter, daß bei den Bedingungen des Reichsverbandes der Indust-

rie für die Kreditaktion des Reiches die Verminderung des Personalbestandes, um mehr als hundert-

tausend Arbeiter und Beamte gefordert wurde und daß jetzt die „Tel-Union“, ausgerechnet jetzt, die 

Meldung über die notwendige Entlassung von 20.000 Eisenbahnern brachte, ist diese Nachlässigkeit 

der Organisationen denselben nicht stark genug anzukreiden. 

Mit der Annahme der acht Punkte, die am 31. Dezember von den Spitzenorganisationen als bindend 

anerkannt und unterzeichnet wurden, hat der Streik anscheinend ein Ende erreicht. Die neuen Ver-

handlungen, die am 5. Januar von den Organisationen mit den Vertretern des Reichskabinetts aufge-

nommen werden sollen, werden wahrscheinlich als Grundlage die Forderungen vom 3. Dezember 

1921 haben. Die Mängel, die in jenen Forderungen enthalten sind, werden durch die Verhandlungen 

nicht behoben werden. Die Organisationen werden Versäumtes und Vergessenes nicht nachholen. 

Die Regierung wird sich sowieso gegen die Verwirklichung und restlose Erfüllung der eingereichten 

Forderungen mit allen Mitteln stemmen und wird – siegen. 

Die Fehler und Mängel des Reichslohntarifes und des Beamtenbesoldungsgesetzes bleiben bestehen 

und damit bleibt erhalten der Quell aller neuen Bewegungen der Eisenbahnarbeiter und Beamten. So 

wird auch diese neue Bewegung der als Etappe bezeichnet werden müssen, die die Arbeiter und Be-

amten nicht nur der Eisenbahn, sondern aller Staatsbetriebe endgültig aufräumen, sich befreien von 

allen Härten und Ungerechtigkeiten, die ihre wirtschaftliche und soziale Lage noch unter die in der 

Privatindustrie Beschäftigten drückt. 

* 

Verfall oder Entwicklung der Produktionskräfte in Deutschland?  
Von E. Pavlowsky. 

Moskau, Mitte Dezember 1921. 

In seinem Referat auf der Konferenz der K. A. G. konnte sich Levi nicht genug tun in der Lobpreisung 

der Kraft der deutschen Bourgeoisie und in der Abweisung der Behauptung, daß Deutschland einem 

wirtschaftlichen Ruin entgegengehe. „Es ist schlechtweg Unsinn, zu be-[64]haupten, daß die Produk-

tivkräfte in Deutschland im Verfall seien. Das sieht schon der oberflächlichste Zuschauer, daß dem 

nicht so ist.“ ... In Deutschland regen sich alle Hände, in Deutschland schnurren alle Rädchen, und 

Deutschland hat seine Produktivkräfte nach dem Kriege zu einer größeren Kraft zusammengefaßt als 

selbst vor dem Kriege.“ ... Ja, er schreibt weiter: „... die Produktivkräfte sind während des Krieges, 

allerdings zu unproduktivem Zwecke, ungeheuer gesteigert und ausgebaut worden“. Nach dem 

Kriege aber „ist die Lage der Entwicklung der Produktivkräfte günstiger gewesen als zu jeder Zeit 

vor dem Kriege“. – 

In derselben Nummer von „Unser Weg“ vertritt Fritz Schönherr nunmehr direkt polemisierend gegen 

mich gewendet, die gleiche Auffassung. Da er aber nur offenbar Zahlenmaterial für die Theorie Levis 

besorgt, wollen wir uns vor allem mit letzterem beschäftigen. 

Beweise für die Entwicklung der Produktionskräfte in Deutschland bringt Levi eigentlich nicht. Er 

beruft sich vor allem auf den „oberflächlichen Zuschauer“! Leider fehlt mir die Möglichkeit, „ober-

flächlicher Zuschauer“ in Deutschland zu sein: ich war daher bei Abfassung meiner Broschüre genö-

tigt, mich mit amtlichem Zahlenmaterial zu begnügen*), welches mir für die Periode bis Ende 1920 

zur Verfügung stand. Daß bis dahin keine Entwicklung der Produktivkräfte sich feststellen läßt, gibt 

selbst sein Adlatus Schönherr im Wesen zu. Strittig kann nur die Entwicklung im Jahre 1921 sein. 

Wir kommen darauf zurück. Levi selbst führt bloß eine Zahl an; er schreibt: 

 
*) Vielleicht hält Levi die Methode des „oberflächlichen Zuschauers“ für richtiger, als die systematische Verarbeitung von 

amtlichen Zahlen. Ich möchte ihn an die Bemerkung Kants erinnern, daß es Leute gibt, die meinen, man könne die Entfer-

nung des Mondes durch das bloße Augenpaar besser bestimmen, als durch komplizierte astronomische Berechnungen. 
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„Die Kohlenproduktion im August dieses Jahres betrug im rheinisch/westfälischen Kohlengebiet ge-

nau so viel, wie im Jahre 1913.“ 

Demgegenüber finden wir im Ausweis über die Ruhrkohlenförderung folgende Ziffern:*) 

Gesamtförderung in Tonnen: 

August 1913 9.795.236 

August 1921 8.068.065 

Die Minderförderung beträgt ungefähr 20 %. Wir wollen nicht behaupten, daß Levi fälscht: aber seine 

krankhafte Sucht, alles zu widerlegen, was Anhänger der Kommunistischen Internationale behaupten, 

läßt ihn schön klar gedruckte Zahlen falsch lesen ... 

Weiterhin beruft sich Levi auf die fehlende Arbeitslosigkeit in Deutschland: wir wollen darauf später 

näher eingehen. Ferner spricht er von dem Deutschland der „fieberhaft gesteigerten Produktion, das 

die Produkte dieses großen Produktionsapparates auf den Weltmarkt wirft und Hunderttausende Ar-

beiter in Frankreich, England, Amerika brotlos macht“. Wahr ist hiervon, daß die Hungerlöhne der 

Arbeiter Deutschlands die deutschen Kapitalisten auf dem Weltmarkt konkurrenzfähig machen; wahr 

ist, daß bei dem schwer gestörten Gleichgewicht der kapitalistischen Weltwirtschaft diese Schleuder-

konkurrenz sich sehr fühlbar macht. Aber die Qualitäten, welche Deutschland auf den Weltmarkt 

wirft, sind verhältnismäßig sehr klein, ungleich viel kleiner, als vor dem Kriege. Im Jahre 1913 betrug 

der Gesamtwert der Ausfuhr 10,1 Milliarden G o l d mark. Im Jahre 1921 betrug die Ausfuhr [65] 

Milliarden P a p i e r mark: 

Mai 4,5 

Juni 5,4 

Juli 6,2 

August 6,7 

September 7,5 

Oktober 9,7 

 40,0 

Reduzieren wir diese Zahlen auf Goldmark, so ergibt sich, daß die Ausfuhr in dem letzten Halbjahre, 

dessen Zahlen bekannt sind, – wenn wir bloß mit einem durchschnittlichen Entwertungsfaktor von 

20, also einem Dollarkurs von zirka 84 Mark rechnen, – eine Ausfuhr von 2 Milliarden Goldmark, 

gegen 5 in 1913. 

Dabei ist auch keinesfalls ein Aufschwung in der Ausfuhr in der letzten Zeit zu bemerken. 

Im ersten Halbjahr 1920 betrug die Ausfuhr Deutschlands**) 

28,5 Milliarden Papiermark. 

Es ist offenkundig, daß die 28,5 Milliarden Papiermark des ersten Halbjahres 1920 in Goldmark, in 

wirkliche Wertmesser ausgedrückt, eine viel höhere Summe ist, als jene 40 Milliarden Papiermark, 

welche die Ausfuhr des letzten Halbjahres, dessen Werte uns bekannt sind, Mai-Oktober 1921 aus-

machen.***) Zu einem ähnlichen Ergebnis kommen wir, wenn wir die Quantität der einzelnen ausge-

führten Güter betrachten. 

Wenn also Levi mit der großen Ausfuhr die Blüte der deutschen Volkswirtschaft erweisen will, so ist 

dies unhaltbar. Levis Getreuer, Schönherr, der mehr mit Zahlen, als mit bloßen Redensarten operiert, 

konstatiert diese Tatsache selbst.†) Da er aber ebenso wie Levi um jeden Preis die Blüte der deutschen 

Wirtschaft beweisen will, zieht er hieraus den Schluß auf den stark gesteigerten inneren Bedarf! 

 
*) Deutsche Allg. Ztg. vom 19.12.1921. 
**) Wirtschaft und Statistik Nr. 1. 
***) Wir haben den nicht unbegründeten Verdacht, welchen übrigens französische Wirtschaftsstatistiker auch zahlenmäßig 

nachzuweisen versuchen, daß die deutsche Statistik systematisch gefälscht wird, und daß die tatsächlichen Ausfuhrziffern 

größer sind. 
†) „Trotz des katastrophalen Fallens der Mark die Ausfuhr noch nicht so sehr gesteigert ist, als man allgemein annimmt“, 

schreibt er in derselben Nummer. 
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Wir sehen: außer der lyrischen Beobachtung Levis nach der verschwundenen reparationsbedürftigen 

Lokomotive und den pünktlich eintreffenden D-Zügen – (mittlerweile werden in Deutschland Be-

triebe stillgelegt, weil die Bahn die Kohle nicht nach dem Verwendungsort befördern kann) – ist als 

objektiver Beweis für die Blüte Deutschlands nur die geringe Arbeitslosigkeit geblieben. Dies ist eine 

Tatsache. Es fragt sich aber, ob diese eine Tatsache genügt, um daraus auf eine „Entwicklung der 

Produktivkräfte Deutschlands“ in der Nachkriegszeit schließen zu können. Wir wollen die Lage näher 

untersuchen! 

Produktionskräfte und tatsächliche Produktion. 

Ich habe in meiner Broschüre meines Wissens nirgends vom „Verfall der Produktionskräfte“, sondern 

von einem Rückgang der Produktion, von einem Verfall des Kapitalismus überhaupt gesprochen. 

Den Ausdruck „Produktionskräfte gebraucht Marx nur ausnahms-[66]weise; er gibt eine Analyse der 

„Produktionskraft“ des Arbeiters, und der – dem Kapital zugeschriebenen – durch die Korporation 

entstehenden „gesellschaftlichen Produktionskraft der Arbeit“. In Bezug auf Produktionskräfte heißt 

es im Kommunistischen Manifest: 

„Die Bourgeoisie hat in ihrer kaum hundertjährigen Klassenherrschaft massenhaftere und kolossalere Produk-

tionskräfte geschaffen, als alle vergangenen Generationen zusammen, Unterjochung der Naturkräfte, Maschi-

nerie, Anwendung der Chemie auf Industrie und Ackerbau, Dampfschiffahrt, Eisenbahnen, elektrische Tele-

graphen, Urbarmachung ganzer Weltteile, Schiffbarmachung der Flüsse, ganze aus dem Boden hervorge-

stampfte Bevölkerungen – welches frühere Jahrhundert ahnte, daß solche Produktionskräfte im Schoße der 

gesellschaftlichen Arbeit schlummerten.“*) 

Dies ist keine Analyse, sondern bloß eine unvollständige Aufzählung von Elementen, die unter den 

Begriff der Produktionskräfte fallen. Wir wollen eine systematischere Zergliederung versuchen. 

Unter „Produktionskräfte“ eines Landes können wir kaum etwas anderes verstehen als die Gesamtheit 

der Faktoren, welche die Größe der Produktion in einer gewissen Zeitperiode bestimmen. Unter 

Größe der Produktion können wir unter kapitalistischen Verhältnissen das jährliche Wertprodukt in 

Weltgeldeinheiten, also in Gold ausgedrückt, verstehen; denn die, die Größe der Produktion in ihrer 

Naturalform beeinflussenden natürlichen Faktoren: – verschiedenes Klima, unterschiedliche Frucht-

barkeit, – sehen sich auf dem Weltmarkte in Preiselemente um. 

Die Höhe des jährlichen Wertproduktes hängt von folgenden Faktoren ab 

1. Naturverhältnisse: Bodenkulturen, Klima, natürliche Verkehrsmöglichkeiten usw. 

2. Sachlicher Produktionsapparat: alle die Produktion fördernden sachlichen Mittel: hierher gehören 

nicht nur Maschine und Werkzeuge, sondern auch die zur Verbesserung des Bodens investierte Ar-

beitszeit, welche keine vom Boden getrennte sachliche Form hat usw. 

3. Der menschliche Produktionsapparat: die Zahl der Arbeitskräfte mit ihren technischen und organi-

satorischen Kenntnissen zusammen. 

Nun müssen wir aber zwischen potentiellen und aktuellen Produktionskräften unterscheiden. Die bes-

ten Felder bedeuten für die Produktion nichts, wenn sie nicht bebaut sind; Fabriken, welche stillste-

hen, sind nur potentielle Produktionskräfte.**) Und Arbeitskräfte, welche nicht arbeiten, oder zwar in 

Arbeit stehen, aber nur einen Bruchteil ihrer Arbeitsfähigkeit tatsächlich in Arbeit umsetzen, sind nur 

potentielle „Produktionskräfte“. 

Wenn wir uns also über die wirtschaftliche Lage eines Landes ein Urteil bilden wollten, so müssen 

wir zwischen seinen potentiellen und aktuellen Produktionskräften unterscheiden. 

Dies ist nun keine leichte Aufgabe. Für die Bestimmung der sachlichen Bestandteile der Produkti-

onskräfte in ihrem potentiellen Zustande gibt es objektive Methoden: der amerikanische Census gibt 

 
*) Siehe: Kapitel 1. 
**) In Amerika gibt man als Konjunkturzentren gewöhnlich an, mit wieviel Prozent ihrer gesamten „Produktionskapazität“ 

der Stahltrust arbeitet. 
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ein ziemlich gutes Bild über die Entwicklung des sachlichen Produktionsapparates in allen Produkti-

onszweigen. Auch über den Bestand an Arbeitskräften [67] geben Volks- und Gewerbezählungen 

gewisse Aufklärungen. Ueber die aktuellen Produktionskräfte aber, das heißt über jenen Teil der Pro-

duktionskräfte, welche in einem gewissen Zeitpunkte in der Produktion tatsächlich tätig sind, – und 

mit welchem Prozentsatz ihrer Vollkraft sie tätig sind – darüber läßt sich ein unmittelbares konkretes 

Bild kaum geben. Es wird gewöhnlich von der Größe der Produktion zurückgehend auf diesen tat-

sächlich in Verwendung stehenden Teil der Produktionskräfte geschlossen. Und wenn wir vom Auf-

blühen oder Niedergang der Wirtschaft eines Landes sprechen, so meinen wir darunter die Gestaltung 

der tatsächlichen Produktion. Dies ist ein zugänglicheres, für jeden verständlicheres Maß, während 

die Ausdrücke: „Entwicklung“ oder „Verfall der Produktionskräfte“ sehr vieldeutig sind. – 

Die potentiellen Produktivkräfte Deutschlands. 

Wenn wir nun vor allem die Frage aufwerfen: Haben sich die potentiellen Produktionskräfte Deutsch-

lands in der Nachkriegszeit vergrößert, sind dieselben im Vergleich zur Vorkriegszeit kleiner oder 

größer, so ist es nicht leicht, darauf eine Antwort zu geben. Nehmen wir „Deutschland“ als wirt-

schaftsgeographisches Ganzes, so ist seine Produktionskraft sehr viel kleiner, als vor dem Kriege: 

wurden ihm doch ungeheuere natürliche und sachliche Produktionskräfte (Elsaß-Lothringen, Ober-

schlesien, Posen) entrissen. Demgegenüber steht aber, daß das verkleinerte Deutschland auch weniger 

Menschen zu erhalten hat. Nehmen wir als Ausgangspunkt das gegenwärtige verkleinerte Deutsch-

land, so ist es an sachlichen Produktionsmitteln infolge des Krieges sicherlich viel ärmer geworden! 

Alle bürgerlichen Nationalökonomen sind hierüber einer Meinung. Nur Levi glaubt an „die ungeheu-

ere Steigerung der Produktivfräste während des Weltkrieges“ und wird hierin durch seinen Getreuen 

Schönherr durch den Hinweis auf die Entwicklung der chemischen Industrie, auf Oppau und Leune 

gestützt. Aber was wiegen diese Einzelerscheinungen neben der allgemeinen Abnützung der anderen 

sachlichen Produktionsmittel, des rollenden Materials der Eisenbahnen, dem katastrophalen Rück-

gang des Viehstandes usw. 

Dann kam der Friedensschluß: die Ausfolgung der ganzen Handelsmarine, der Lokomotiven und 

Waggons, der Zuchttiere usw. Es kann kein Zweifel daran bestehen, daß Deutschland heute an sach-

lichen Produktionskräften ärmer, bedeutend ärmer ist, als vor dem Kriege. Freilich, ein sachgemäßes 

objektives Bild hierüber würde nur eine dem amerikanischen Census ähnliche Aufnahme abgeben – 

wenn die vergleichende Vorkriegs-Ausnahme vorhanden wäre! In Ermangelung dessen kann von ei-

ner exakten Feststellung der Veränderung der sachlichen Produktionskräfte Deutschlands keine Rede 

sein. Den lyrischen „oberflächlichen“ Beobachtungen Levis können daher nur andere nicht oberfläch-

liche persönliche Beobachtungen, vor allem aber der Rückschluß von der tatsächlichen Produktion 

auf die Produktionskräfte entgegengehalten werden. 

Wie steht es aber mit dem menschlichen Produktionsfaktor? Hier besteht sicherlich ein Problem, mit 

welchem ich mich schon in meinem Buche beschäftigen mußte! Die Annahmen Levis freilich sind 

sehr schwach fundiert. Er behauptet, ohne irgendeine Grundlage anzugeben, daß der sichere Verlust 

von 1½ Millionen Arbeitskräfte durch den Krieg „sei durch die Millionen arbeitsfähiger Männer und 

Frauen aus höheren und namentlich mittleren Ständen, die heute zur Erwerbsarbeit zurückgekehrt 

oder neu in die Erwerbsarbeit eingetreten sind ... reichlich ersetzt“ Ein Behauptung, welche sehr be-

zweifelbar ist. Mit den 500.000 Soldaten, welche vor dem Kriege unproduktiv waren, und den [68] 

„Hunderttausenden“ Auslandsdeutschen zusammen, scheint Levi anzunehmen, daß heute mehr Ar-

beiter produktiv tätig sind, als vor dem Kriege. 

Nun vergißt er folgende Minusposten: 

1. Das Fehlen der ausländischen Arbeitskräfte in der Landwirtschaft. 

2. Die ziemlich beträchtliche Auswanderung seit Kriegsende. 

3. Die ungeheuere Vermehrung der im Handel, im Bank- und Börsenwesen in der Spekulation usw. 

„tätigen“ Elemente. 
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4. Die „neuen Reichen“, die aus den „modernen Ständen“, um Levis Ausdrucksweise zu gebrauchen, 

zu untätigen Leben der Herrenklasse emporgeklommen sind. 

Wir können also mit vollem Recht annehmen, daß die Zahl der produktive Arbeit verrichtenden Ar-

beitskräfte im kleineren Deutschland bedeutend kleiner ist, als vor dem Kriege. Zahlenmäßig würde 

sich dies nur durch eine allgemeine Gewerbezählung feststellen lassen. – 

Die aktuellen Produktivkräfte Deutschlands. 

Dieselbe Anzahl von Arbeitskräften derselben Befähigung an den gleichen*) sachlichen Produktions-

apparat arbeitend, bedeutet nicht unbedingt die gleiche „Produktionskraft“, nicht gleichgroße Pro-

duktion. Es können Arbeitskräfte in nichtproduktiven Beschäftigungen in höherer Zahl tätig sein: wir 

verweisen auf die riesige Vermehrung der Staatsbeamten in Deutschland. Es können ferner dasselbe 

Arbeitsquantum viel mehr Arbeiter verrichten. Dies ist der Fall bei den deutschen Eisenbahnen und 

den deutschen Kohlenbergwerken.**) 

Es produzierten im Monat November im Ruhrgebiet: 

 Arbeiter Tonnen Pro Arbeiter Tonne 

1913 390.647 8.932.276 22,8 

1921 555.971**) 7.772.658**) 14,– 

In anderen, komplizierten und nicht weniger einheitlich zusammengefaßten Produktionszweigen läßt 

sich der ungeheuere Rückgang der Produktivität der Arbeit nicht auf diese Weise ziffernmäßig nach-

weisen. Aber die Verhältnisse dürsten ähnlich sein. Hieraus folgt: volle Beschäftigung der vorhande-

nen Arbeitskräfte bedeutet nicht volle Produktivität, ist nicht gleichbedeutend mit „Entwicklung der 

Produktionskräfte“. 

Die Ursachen der schlechten Arbeitsleistung sind allgemein bekannt: Entkräftigung während des 

Krieges, Unterernährung auch gegenwärtig infolge der Teuerung, seelischer Aufruhr gegen das Joch 

des Kapitalismus. Der menschliche Produktionsfaktor ist eben aktuell als „Produktionskraft“ etwas 

ganz anderes als potentiell. Wie man auch vor dem Kriege einen russischen, einen deutschen und 

einen amerikanischen Arbeiter nicht als gleiche „Produktionskraft“ betrachten dürfte, so ist es absolut 

unangebracht, die „Produktionskraft“ eines gegenwärtigen unterernährten deutschen Arbeiters mit 

jener eines vollgenährten, gesunden, deutschen Vorkriegsarbeiters gleichzusetzen. Hiermit glauben 

wir den einzigen scheinbaren Beweis Levis für die Hebung der Produktionskräfte die große Anzahl 

der in Deutschland beschäftigten Arbeiter, erledigt zu haben! [69] 

Die Tendenz der Entwicklung. 

Es bleibt nur noch die Frage zu entscheiden, ob nicht das Jahr 1921 eine entschiedene Besserung der 

Produktionskräfte brachte, nachdem die Daten meiner Broschüre sich überwiegend auf das Jahr 1920 

beziehen. Schönherr versucht es auf diesem Gebiete mit Zahlen. Er beruft sich auf verschiedene Wirt-

schaftsgebiete. Wir wollen seine Zahlen nach der Wichtigkeit ordnen und behandeln. 

Die Anbaufläche betrug in Millionen Hektar: 

 1920 1921 

Weizen 1,38 1,44 

Roggen 1,38 1,44 

Sommergetreide 1,19 1,13 

Hafer 3,24 3,18 

 10,13 10,04 

Die Getreide-Anbaufläche wurde im Jahre 1921 noch um ein Geringes verkleinert. Dies zeigt auch 

keine „Hebung der Produktivkräfte“. Der Ertrag ist bei Roggen und Weizen größer als 1920: bei 

Gerste gleich, bei Hafer sogar etwas kleiner. Der höhere Ertrag eines Jahres in der Landwirtschaft 

 
*) Zahlen für die Eisenbahnen gebe ich in meiner Broschüre. Die Zahl der Arbeiter im Ruhrkohlengebiet betrug: 

1913: 390.847, Ende 1918 403.463, Ende 1919: 471.389, Ende 1990: 532.798, Nov. 1921: 555.971. 
**) Daten aus der D. A. Zeit. vom 19.12.1921. 
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kann niemals die Grundlage zu einer wissenschaftlichen Beurteilung der Produktivität bilden: hierzu 

sind mindestens 5-10 Jahre nötig, da die Witterung einen zu großen Einfluß auf das Ergebnis hat. Von 

einer Besserung in der landwirtschaftlichen Produktion ist es daher verfrüht zu reden. Und ich konnte 

mit vollem Recht von einer schlechten Ernte sprechen, da einer Gesamt-Getreide-Ernte von 25,9 Mill. 

Tonnen im Jahre 1913 (verkleinertes Gebiet) eine Ernte von 15,7 Mill. Tonnen im Jahre 1921 gegen-

übersteht, – wovon sich jeder durch die Addierung der Zahlen Schönherrs überzeugen kann. – 

Was die Kohlenproduktion anbelangt, so steht die Sache folgendermaßen: 

Es produzierten im Ruhrgebiet im Monat November Mill. Tonnen: 

 Arbeiter To. Pro Arbeiter To. 

1920 532.798 8.031.711 15,1 

1921 555.971 7.772.658 14,– 

Man wird mir einwenden, daß im November vorigen Jahres Ueberschichten verfahren wurden: ich 

erwidere aber hierauf, daß die Tatsache, daß die Bergarbeiter voriges Jahr geneigt waren, Ueber-

schichten zu verfahren, gegenwärtig aber nicht, ebenfalls ein Element in der Beurteilung der Produk-

tivkräfte bildet! 

In einigen Details – Kaliproduktion, Zuckerrüben und Bautätigkeit – scheint Schönherr Recht zu ha-

ben; hier zeigt sich eine erhöhte Produktion, wenn die Zahlen richtig sind. Es fragt sich nur, ob man 

nicht bei einigem Suchen Industriezweige finden könnte, deren Produktion im Jahre 1921 hinter jener 

von 1920 erheblich zurückblieb. 

Zusammenfassend können wir also sagen, daß wir nicht einmal die bescheidene Meinung Schönherrs: 

„Wir sehen ein langsames, stetiges Anwachsen der Produktivkräfte“ – geschweige denn die Phanta-

sien Levis von der „größeren Zusammenfassung der Produktivkräfte als selbst vor dem Kriege“ als 

bewiesen ansehen könne. Objektiv kann man höchstens zugeben, daß das Jahr 1921 gegenüber dem 

Jahr 1920 im ganzen und großen keine weitere Verschlechterung gebracht hat. – 

Dies bedeutet aber nichts für die weitere Entwicklung. Denn fast während des ganzen Jahres herrschte 

Valuta-Hochkonjunktur. Dieselbe scheint ihrem Ende zuzuneigen. Schon kommen Nachrichten über 

Ab-[70]satzstockung in der Textilindustrie, über ein Steigen der Arbeitslosigkeit in Groß-Berlin, über 

Vorbereitungen der Reichsregierung zur Bekämpfung der zu erwartenden großen Arbeitslosigkeit! 

Und andererseits: Was soll aus den Produktivkräften Deutschlands werden, wenn die Entente auch 

nur einen Teil, sagen wir die Hälfte der Reparationszahlungen von Deutschland wirklich eintreibt? 

Hilferding, Levi, Schönherr lassen sich gleicherweise von dem trügerischen Schein der Hochkon-

junktur täuschen. Sie verschließen sich, ganz im Sinne der französischen Nationalisten, dem Zusam-

menhange zwischen Wirtschaft, Handelsbilanz, Valutastand und Staatsfinanzen, die sie als Marx-

Schüler sehen sollten. – Aber in einem haben Levi und Schönherr Recht: für einen revolutionären 

Kampf des Proletariats ist eine aktuelle Krise nicht die notwendige Voraussetzung. Das hat aber – 

außer einigen „linksradikalen“ Genossen – kein Kommunist behauptet. Besonders in Deutschland ist 

das Schicksal des voll arbeitenden Proletariats schwer genug, um ihn nicht zu einem Freunde der 

bestehenden kapitalistischen Gesellschaftsordnung, sondern zu revolutionären Kämpfern zu machen. 

Ob aber Levi und seine Gruppe, die heute, wo sich die Märzaktion beinahe jährt, nichts anderes tun, 

als die „Schuldigen“ zu suchen, zu schimpfen, gegen „Moskau“ wettern, durch ihr Verhalten der 

Sache des Proletariats nützen, die revolutionäre Gesinnung fördern oder aber der Bourgeoisie dienen, 

darüber wird das deutsche Proletariat urteilen. 

* 

Der Marseiller Kongreß der Kommunistischen Partei Frankreichs.  
Von H e i n z  N e u m a n n. 

I. 

Am Ende des Jahres 1920 trat vor die drei großen Massenparteien Deutschlands, Frankreichs und 

Italiens die Frage des Anschlusses an die 3. Internationale. In Halle entschied sich die Mehrheit der 
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USPD für den revolutionären Kampf um die Diktatur des Proletariats, in Livorno führte der Sieg 

Serratis zur Spaltung der sozialistischen Partei und zur Abkehr ihrer Mehrheit von Moskau. Ungefähr 

auf der Mittellinie zwischen Halle und Livorno lag die Entscheidung von Tours, wo die französische 

sozialistische Partei sich in den letzten Dezembertagen 1920 der 3. Internationale anschloß. 

Der Beschluß von Tours geschah zahlenmäßig mit einer gewaltigen Ueberlegenheit, die selbst die 

von Halle übertraf. In der alten französischen Partei hatten sich drei Gruppen herausgebildet: Der 

rechte Flügel, geführt von Renaudel, sozialpatriotisch, reformistisch, zur 2. Internationale haltend; 

das Zentrum unter der Leitung Longuets, zusammengefaßt in dem „Komitee für die Rekonstruktion 

der Internationale“: schließlich auf der äußersten Linken die Fraktion des „Komitee für die 3. Inter-

nationale“ mit Loriot und Souvarine an der Spitze. Kurz vor Tours spaltete sich die Gruppe der „Re-

konstrukteure“. Unter Führung der vom Moskauer Weltkongreß zurückgekehrten Frossard und 

Cachin schloß sich im Herbst 1920 ein Teil der Rekonstrukteure mit den Linken zusammen und er-

langte gegenüber Renaudel und Longuet, bei denen diese Deputierte und Parteiintellektuelle blieben, 

eine erdrückende Mehrheit zugunsten des vorbehaltlosen Anschlusses an die 3. Internationale. Dies 

war der Geburtsakt der Kommunistischen Partei Frankreichs. 

Dieser geschichtliche Rückblick ist notwendig, um den weiteren Werdegang der Partei, ihre jetzige 

Entwicklungsphase zu begreifen, die der in den Weihnachtstagen 1921 abgehaltene Kongreß von 

Marseilles zum Ausdruck bringt. Die Entscheidung von Tours war ein Produkt des ungestümen Drän-

gens der klassenbewußten Arbeiterpartei zur 3. Internationale, ihrer noch nicht klar bewußten Bereit-

schaft zum Kampfe, ihres klar empfundenen Widerwillens gegen [71] die überlieferte parlamentari-

sche, kleinbürgerliche, feige Reformtaktik der alten Partei und nicht zuletzt ihrer begeisterten Sym-

pathie für Sowjetrußland. Bei der Lektüre des in der letzten Sitzung von Tours angenommenen Ma-

nifestes an die französischen Arbeiter erkennt man den ganzen ehrlichen Enthusiasmus, aber zugleich 

die Unzulänglichkeit und Unbewußtheit dieser Tendenz. 

Die volle Tragweite des Beschlusses von Tours, die Notwendigkeit und Schwere seiner praktischen 

Durchführung sich ins Bewußtsein zu führen, das ist der Inhalt des Entwicklungsprozesses, den die 

Partei gegenwärtig durchmacht. Und dieser Prozeß ist noch lange nicht beendet. Es galt zunächst den 

durch die Spaltung arg beschädigten Parteiapparat aufzubauen, die Organisation wieder auf feste 

Füße zu stellen. Eine harte Arbeit. Aber sie wurde mit Erfolg durchgeführt, wie der in Marseilles 

vorgelegte Rechenschaftsbericht des Direktionskomitees zeigt. Die Folgen der Spaltung sind heute 

überwunden. In Marseilles waren 350 Delogierte anwesend, die 4 Bezirksverbände (Föderationen) 

mit 130.000 Mitgliedern vertreten. Das Zentralorgan „Humanité“ hat 200.000 Leser. Die finanzielle 

Lage der Partei ist sicher. Die Mitgliederzahl, die anfangs unter dem Eindruck des Beschlusses von 

Tours rasch stieg, wächst auch jetzt noch stetig. 

Die Schwierigkeiten des Parteiaufbaus erklären zum Teil die unzureichende Vollendung ihrer politi-

schen Umstellung. Von der alten Sozialistenpartei, dem Konglomerat aus sieben auseinanderstreben-

dem Richtungen, deren territoriale Glieder mit kleinbürgerlicher Hartnäckigkeit auf die Autonomie 

achteten und unter dem Mantel einer durchaus formellen „Parteidemokratie“ jeder entschlossenen 

Führung widerstrebten, ist es ein weiter Weg zur zentralistisch zusammengefaßten, fest disziplinier-

ten Sektion der III. Internationale. Sicher haben unsere Genossen ernste und entscheidende Schritte 

dahin getan. „Der gute Wille ist da“ sagte Rappoport in Marseille, „aber die Verwirklichung noch 

nicht“. Noch ist das Bleigewicht der Vergangenheit so stark, daß die Partei nicht die aus der gegebe-

nen Lage in Frankreich resultierenden Kampfesmöglichkeiten – die geringer sind als in den meisten 

anderen Ländern – voll auszunützen vermag. Das zeigte sich namentlich in der Gewerkschaftsfrage, 

zu der auch in Marseille keine eindeutige Stellungnahme erreicht wurde, und in der Debatte über die 

„Nationalverteidigung“, die namentlich in den Ausführungen George Piochs „gegen den roten Mili-

tarismus“ und für den „Pazifismus im Sinne Tolstojs“ das Fortleben gefährlicher Reformideologien 

erkennen ließ. Daß Pioch, der politische Sekretär der Pariser Organisation, in dem Lande des stärksten 

Militarismus der Welt solche Anschauungen vertreten konnte, beweist, wieviel Unklarheit noch in 

der Partei über die einfachsten Grundlagen des Klassenkampfes besteht. 
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Am deutlichsten trat auf dem Kongreß der Mangel einer bestimmten Parteiorientierung darin zutage, 

daß weder eine Analyse der politischen Lage Frankreichs, noch eine zusammenhängende Perspektive 

für die bevorstehenden Aufgaben gegeben werde. Ein großes politisches Referat stand überhaupt 

nicht auf der Tagesordnung. Ohne jede Aufzeigung einer theoretischen Grundlage wurde über die 

einzelnen Beratungspunkte diskutiert. Die Partei entbehrt einstweilen noch einer geschlossenen und 

einheitlichen Linie. 

Die Zentralisierung, das Direktionskomitee, das von Tours bis Marseille an der Spitze der Partei 

stand, hatte keine feste Führung ausgeübt. Das lag einmal an der ungenügenden Entschlossenheit, 

rücksichtslos mit der Vergangenheit zu brechen und die Zentralisierung gegen alle Widerstände 

durchzuführen, zum andern an inneren Gegensätzen im Komitee. Die Entstehung der Partei aus zwei 

Strömungen, aus linken Rekonstrukteuren, die erst verhältnismäßig spät zum Kommunismus kamen, 

und aus den Anhängern des „Komitees für die Internationale“, hinterließ ihre Spuren. In den Massen 

hat sich die Verschmelzung rasch vollzogen, in der Parteileitung und, was wichtiger ist, in der Par-

teipolitik ist sie bis heute noch nicht beendet. 

Die Meinungsverschiedenheiten innerhalb der französischen Delegation auf dem 3. Weltkongreß fan-

den in Moskau nicht ihren Abschluß. Im Direktionskomitee, dessen Beschlüsse bis dahin stets ein-

stimmig gefaßt worden waren, begannen Reibungen. Zwei Tendenzen zeichneten sich ab, die mitei-

nander um die Aneignung und Verwirklichung der Thesen der 3. Internationale ringen. Es wäre un-

richtig von einer „Richtung Frossard“ und einer „Richtung Loriot“ im [72] Sinne zweier sich feindlich 

gegenüberstehenden Fraktionen zu sprechen. Aber aus den Marseiller Debatten schälten sich zwei 

Auffassungen über Rolle und Charakter der Partei und der Internationale heraus, über die eine Klä-

rung erzielt werden muß. 

Die eine hat Rappoport in den Worten zusammengefaßt: „Die Beziehungen zwischen Moskau und 

uns dürfen nicht ein Monolog Moskaus, sondern müssen ein Dialog zwischen Moskau und Paris 

sein“. Niemand in der Kommunistischen Internationale war wohl so töricht, sie als einen Schalltrich-

ter für die Monologe Moskaus zu betrachten. Der Ton und der Zusammenhang aber, in dem Genosse 

Rappoport seine Kritik übte, weisen darauf hin, daß manche Kreise in der Partei noch immer ein 

gewisses Mißtrauen gegen die 3. Internationale haben, oder sich zum mindesten über ihre tatsächliche 

Bedeutung im unklaren sind. 

Praktisch sah man das in der Diskussion über die Organisation der Parteileitung. Um die bisherige 

Unsicherheit und Unbeständigkeit des Direktionskomitees zu überwinden hatte Loriot ein Organisa-

tionsprojekt eingebracht. Bislang hatte das Direktionskomitee aus nicht weniger als 24 Personen be-

standen. Selbstverständlich war es bei einem solchen Organismus nicht möglich, in gespannten Situ-

ationen schnelle, einheitliche und taktisch richtige Entscheidungen zu fällen. Einen wesentlichen Teil 

der politischen Arbeit hatte man dem Generalsekretär der Partei, Genossen Frossard aufgebürdet, der 

zudem noch die ganze Last der Verwaltungstätigkeit trug. So lähmte diese aus der Vergangenheit 

übernommene Schwerfälligkeit des Zentralkörpers die ganze Parteiarbeit, Loriot schlug demgegen-

über die Schaffung eines sogenannten „Präsidiums“ aus 5 Mitgliedern vor, das politische Beschlüsse 

vorbereiten und der Gesamtzentrale vorlegen, im Notfall einer verschärften Situation auch selbst po-

litische Entscheidungen fällen soll, für die es gegenüber dem Komitee und der Gesamtpartei die Ver-

antwortung trägt. Die Annahme dieses Vorschlages wäre sicherlich ein bedeutender Schritt zur wei-

teren Zentralisierung der Partei gewesen. Es wurde jedoch ein Gegenprojekt Frossard angenommen, 

das ein Kompromiß zwischen dem alten Zustand und dem Antrag Loriots bedeutet. 

Leider waren die Kongreßdebatten teilweise mit persönlichen Streitigkeiten überladen, unter denen 

die wirkliche Problemstellung verschleiert wurde. So war viel von privaten oder offiziellen Briefen 

des französischen Vertreters im Exekutivkomitee der 3. Internationale, Souvarines die Rede, in denen 

er die Haltung einzelner auf der Rechten stehender Genossen wie Rappoport, Verfeuil, Victor Meric 

in äußerst schroffer Form tadelte. Man erlebte so auf dem Kongreß „ein Kreuzfeuer von Beschwerden 

und Vorwürfen gegen Souvarine. Seine Person nahm einen übermäßig weiten Raum in den Sitzungen 

ein. Besonders Frossard griff ihn scharf an. Erst Loriot führte diese unerquickliche Auseinanderset-

zung auf ihr eigentliches Gebiet zurück, indem er die Frage als eine ausschließlich politische stellte. 
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Er erklärte, daß es nicht angehe, ohne das Ansehen der Internationale zu gefährden, auf dem Kongreß 

in dieser At gegen den Vertreter der französischen Partei in Moskau vorzugehen. 

Tatsächlich verbarg sich in den Auseinandersetzungen über Souvarine, ebenso in denen über den 

Ausbau der Partei und ihr Verhältnis zur Exekutive d e r  K a m p f  u m  d i e  S t e l l u n g  d e r  P a r t e i  

i n  d e r  3. I n t e r n a t i o n a l e  ü b e r h a u p t. Die Ausführungen Rappoports und Frossards enthielten 

Ansätze eines Widerstandes gegen die gründliche Umgestaltung der Partei, die allein erst das Be-

kenntnis von Tours praktisch besiegeln kann. 

Daß diese politischen Gegensätze in großem Maße auf personellem und organisatorischem Gelände 

durchgefochten wurden, zum Teil überhaupt nicht zum exakten Austrag kamen, mag auf der gesam-

ten politisch ungewissen und für die Arbeiterklasse einstweilen noch flauen Situation in Frankreich 

beruhen. 

Der wichtigste Gegenstand der Marseiller Debatten war die Gewerkschaftsfrage, über die wir, ebenso 

wie über die in der letzten Sitzung durch den Rücktritt Loriots, Dunois, Vaillant-Couturiers und 

Treints ausgelöste Parteikrise in einem weiteren Artikel sprechen wollen. 

[73] 
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Die Internationale  

Jahrg. 4 ⁕ Ausgegeben 15. Januar 1922 ⁕ Heft 4 

Cannes.  
Von Alexander Friedrich. 

Berlin, 12, Januar 1922. 

Die Konferenz in Cannes, an der E n g l a n d, F r a n k r e i c h, I t a l i e n, B e l g i e n  und G r i e c h e n -

l a n d  beteiligt sind, ist die z w ö l f t e  solcher internationalen Zusammenkünfte. Im Mittelpunkt der 

Debatten steht nach Meinung der deutschen bürgerlichen Presse die Reparationsfrage. Im Vorder-

grund steht aber das Verhalten der kapitalistischen Mächte Europas zu R u ß l a n d. In diesem Zusam-

menhang ist die Konferenz von Cannes nicht nur eine Fortsetzung der L o n d o n e r  Reparationsver-

handlungen zwischen Vertretern Englands und Frankreichs, sondern zugleich eine Fortsetzung der 

Konferenz von W a s h i n g t o n. Sie bedeutet so einen V e r s u c h, nicht nur der R e p a r a t i o n s -

k r i s e, sondern auch der internationalen W i r t s c h a f t s k r i s e  zu Leibe zu gehen. 

I. 

Um China und Rußland. 

Die Krise, in der sich das gesamte internationale Kapital seit mehr als Jahresfrist befindet, die Ab-

satzstockungen, der Exportrückgang, die dadurch erzwungene Einschränkung der Produktion, die 

Arbeitslosigkeit von weit mehr als 10 Millionen Proletariern, die das kapitalistische Fundament von 

Tag zu Tag mehr unterminiert, veranlaßte das Kapital, neue Wege zu suchen, der Anarchie Herr zu 

werden. Die K o n f e r e n z  v o n  W a s h i n g t o n  ist vor allem ein Zeichen noch nie dagewesener 

Konzentration kapitalistischer Macht. Von den verschiedensten Imperien, die sich vor dem Kriege in 

die Rohstoff- und Absatzmärkte der Welt teilten, sind in der Hauptsache nur noch drei große übrig 

geblieben: England, Amerika und Japan, dazu noch Frankreich. Washingtons Bedeutung liegt darin, 

daß diese drei Mächte zur Ueberwindung der Krise die restlichen vorkapitalistischen Gebiete der Erde 

erschließen wollen. Die Pläne der Abrüstung, deren Diskussion im Vordergrund steht, bedeuten 

nichts anderes, als daß die Spesen, die diese neue Wirtschaftspolitik den rivalisierenden Mächten 

kostet, nach Möglichkeit niedergehalten werden. 

Sowjetrußland und China sind aber zwei Probleme ganz verschiedener Art. 

Wenn heute die französische und die englische Presse, im geringeren Maße auch die deutsche, zu 

erklären versuchen, warum Lenin zum März zur Wirtschaftskonferenz nach Genua eingeladen wurde, 

so wird das damit begründet, daß in Rußland die Sowjets sich von der kommunistischen Wirtschaft 

abgewendet haben und nunmehr wieder dem Privatkapitalismus freie Bahn lassen wollen. Dies Ar-

gument verdeckt zugleich die wichtige Tatsache, daß die Kapitalstaaten Sowjetrußland als Absatz-

markt, am liebsten, auch als Anlagemarkt viel dringlicher brauchen als Sowjetrußland die Industrie 

des kapitalistischen Westeuropa. Das Ausschlaggebende ist demgegenüber weniger, daß die russische 

Industrie bereits heute ohne Hilfe von außenher wieder lebendig gemacht wird, sondern daß Rußland 

vor allem dank seiner Armee, einen weltpolitischen Machtfaktor ersten Ranges darstellt. Das inter-

nationale Kapital, gezwungen durch seine Krise, Beziehungen zu Rußland aufzunehmen, muß heute 

Rußland gegenüber Konzessionen machen. 

[74] Anders mit China. Auch dieser ungeheure Komplex birgt unermeßliche Schätze an Kohlen, Ei-

sen und Holz, dort arbeitet ein seit Jahrtausenden an Disziplin gewöhntes Kulturvolk von 400 Milli-

onen Menschen. Es geht den Kapitalmächten vor allem darum, aus China einen Absatzmarkt für In-

dustrieprodukte und einen Markt für Kapitalanlagen zu machen. Lennoix Simpson schätzte z. B. im 

„Daily-Telegraph“, daß heute der fremde Handel mit China auf den Kopf der Bevölkerung höchsten-

falls ein englisches Pfund ausmache (Diese Schätzung ist schon sehr übertrieben. Anm. d. R.), ein 

Betrag, der seiner Meinung nach in allerkürzester Zeit verzehnfacht werden könnte; ist doch in Japan 

beispielsweise dieser Betrag bereits erreicht. Aber in China sind die politischen Verhältnisse noch 

ganz unklar, und so sehr auch die junge chinesische Bourgeoisie zersplittert ist, so ist es doch 
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Tatsache, daß das chinesische Kapital, große chinesische industrielle Werke, ein eigenes chinesisches 

Bankwesen sich in den letzten Jahren rasch entwickelt haben. 

II. 

Die Bedeutung von Cannes. 

Bei Beginn der Washingtoner Konferenz stand Sowjetrußland noch abseits, sein Antrag auf Teil-

nahme an den Beratungen wurde abgelehnt; sein Angebot, die Vorkriegsschulden anzuerkennen, zu-

nächst nicht diskutiert. Die Bedeutung von Cannes liegt darin, daß die für das Kapital notwendige 

Verbindung mit Sowjetrußland offiziell angebahnt worden ist, nachdem privates Kapital aller Länder 

diese Verbindung schon aufgenommen hat. 

Dadurch, daß Lloyd George es durchsetzte, daß vor der Reparationsfrage das Problem des „Allge-

meinen Wiederaufbaus“ besprochen wurde, und daß über internationalen Handels- und Kreditverkehr 

eine Resolution angenommen wurde, die zwar allgemein gehalten, aber doch völlig auf Rußland zu-

geschnitten war, wurde die Diskussion über die Reparationsfrage, über die in London verhandelt und 

deren Verhandlungen es in Cannes fortzusetzen galt, umgebogen und damit zugleich die Spannung 

zwischen England und Frankreich gemildert. 

Frankreich hat darauf, wie die Rede Briands zeigte, sehr geschickt operiert, obwohl nicht in dem 

Maße wie England daran interessiert, in Rußland einen Abnehmer von Industrieprodukten zu haben, 

ging Frankreich sofort auf den englischen Vorschlag ein, um zu verhindern, daß England und Ame-

rika, vielleicht auch Deutschland das Geschäft mit Rußland allein zufällt. Indem es dies tat, hat es mit 

seiner bisherigen Ostpolitik, der Unterstützung Finnlands und Polens, Denikins und Wrangels gegen 

Sowjetrußland, vorläufig gebrochen. Auch die französische Bourgeoisie hat Sowjetrußland als 

Machtfaktor anerkannt. 

III. 

Frankreichs und Englands Interessen. 

Für Frankreich steht gleichwohl das finanzielle Problem im Vordergrund. Es hat in seinem Budget 

eine jährliche Zinsenschuld, die für 1922 mit 12,5 Milliarden Francs eingestellt ist, und das Defizit 

in seinem Budget beträgt im laufenden Jahre allein 3 Milliarden Francs. So ist für Frankreich die 

Zahlung deutschen Geldes viel wichtiger als etwa für England. Die jährliche Zahlung von 3 Milliar-

den Goldmark angenommen, so entfallen von dieser Summe auf England 22 Proz. oder 660 Millionen 

Goldmark, das sind 32 Millionen Pfund Sterling in Gold oder noch nicht 40 Millionen Pfund Sterling 

nach der heutigen englischen Valuta, eine Summe, die im englischen Budget, das nach dem „Econo-

mist“ 1215 Millionen Pfund beträgt, noch keine 3 Proz. ausmacht. Anders für Frankreich: die deut-

schen Zahlungen machen zwar nicht, wie der „Temps“ glauben machen will, das gesamte französi-

sche Defizit aus, betragen aber immerhin mehr als 22 Proz. des gesamten französischen Budgets. 

Frankreich versucht durch Finanz- und Steuerreformen, auch durch eine Reform des Eisenbahnwe-

sens, diesen Mißstand zu beseitigen. Die Abhängigkeit von den deutschen Reparationszahlungen 

bleibt aber für Frankreich wie erst recht für Belgien bestehen. 

[75] Es war der ursprüngliche französische Plan, die deutschen Reparationsleistungen zum Teil in 

der Weise ausführen zu lassen, daß Deutschland auch an Rußland eine Kriegsentschädigung zu zahlen 

habe, und daß Rußland die so erhaltene Lieferung in anderer Form an Frankreich auf das Konto der 

„Vorkriegsschulden“ zurückzahle. Dies Ansinnen hat Sowjetruhland abgelehnt, es hat damit proleta-

rische Politik gemacht, denn ein derartiger Plan hätte zwischen das deutsche und das russische Pro-

letariat einen Keil getrieben. 

Abgesehen von dem finanziellen Gesichtspunkt sind Frankreichs Interessen an Rußland eine Abwehr 

des englischen Plans einer . Erschließung Rußlands. Andererseits ist England eben in der russischen 

Frage durchaus aktiv, was durch das gewaltige Ausmaß der Wirtschaftskrise in England, durch das 

Anwachsen der Arbeitslosenziffer auf 1,832 Millionen Mitte Dezember 1921 und durch deren wach-

sende Unruhe bedingt ist. Bis heute ist, wie eben das stete Steigen der Arbeitslosenziffern in England 
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zeigt, eine „Besserung der Wirtschaftslage“, von der in der englischen Presse verschiedentlich zu 

lesen war, nicht eingetreten, die Krise in England noch immer in Wachsen. 

Die Preiskurve geht, wie die „Times“ vom 7. Januar mitteilen, weiter zurück; so sind von Dezember 

1921 auf Januar 1922 die Preise gesunken für Eisen, Stahl, Kupfer, Silber, Zink, Zinn, Nickel, Platin, 

Bronze; ferner für Mehl, Leinsaat und andere Oele, Raps, Baumwolle, Seide. Die englische Eisen-

produktion betrug (nach der gleichen Quelle) im ganzen Jahre 1921 nur ein Viertel der des Jahres 

1913, „es war die geringste seit 1850, denn damals betrug sie 2,240 Millionen Tonnen“, 1921 dem-

gegenüber gleichfalls nur 25 Millionen. Die Stahlproduktion 1921 machte zwei Drittel gegenüber der 

Vorkriegszeit aus. Und dies, obwohl der Lohn in England im Laufe der verflossenen Jahre gewaltig 

abgebaut wurde. Der Lohnabbau allein im November beträgt, auf die Woche gerechnet, 5 Millionen 

Pfund (in Papiermark wären das über 4 Milliarden). Aehnlich liegt es in den Vereinigten Staaten, in 

Japan, in Italien. Die unerledigten Aufträge der amerikanischen Stahltruste betragen für November 

und Dezember beispielsweise je 4¼ Millionen Tonnen gegenüber 67 Millionen Tonnen Anfang des 

Jahres 1921 und 9-10 Millionen im Durchschnitt 1920. Die Arbeitslosenzahl der Vereinigten Staaten 

wird heute auf 79 Millionen geschätzt. 

Solche Verhältnisse reden eine eindringliche Sprache davon, wie notwendig dem englischen, auch 

dem amerikanischen Kapital Rußland als Absatzmarkt ist. Dies ist auch das Interesse Italiens mit 

einer ständig weiterwachsenden Erwerbslosenzahl. 

Die englische Politik wird zudem noch bestimmt durch das deutsche Valutadumping: der englische 

Kapitalist fürchtet den deutschen Schleuderkonkurrenten, der mit seinen spottbilligen Waren jeden 

Unternehmer auf dem Weltmarkt unterbieten kann. 

Frankreich kennt ein derartiges Ausmaß der Krise nicht, großen Teilen der französischen und auch 

der belgischen Industrie hatten deutsche Reparationskohle und Reparationskoks zu billigen deutschen 

Inlandspreisen die Möglichkeit gegeben, die Produktion flott in Gang zu bringen und auf dem Welt-

markt konkurrenzsicher zu machen. So kam es, daß im September 1 Tonne französisches Eisen 13,70 

Dollar, belgisches 14,36 Dollar kostete, englisches dagegen 24,70 Dollar und amerikanisches 20,51 

Dollar. Diese Verhältnisse haben sich seitdem nicht wesentlich verändert. Die amerikanischen und 

englischen Eisenpreise sind zwar seither zurückgegangen, die der deutschen Koks- und Kohlenliefe-

rungen, die zum deutschen Inlandpreis gerechnet, infolge der starken Markentwertung in mindestens 

demselben Maße. 

IV. 

Die Forderungen Lloyd Georges. 

Was sich in den Bestimmungen, die in Cannes über Deutschland gefällt worden sind, ausdrückt, sind 

im wesentlichen die Forderungen, die Lloyd George aufgestellt hat. Es handelt sich hierbei um zwei 

Dinge: 

erstens: um einen teilweisen Aufschub, 

zweitens: um Garantieforderungen von Deutschland. 

[76] Der bisher geltende Zahlungsplan sah für das Reparationsjahr 1922 folgende Zahlungen 

Deutschlands vor: 

am 15. Januar: 509 Millionen Goldmark 

am 15. April: 590 Millionen Goldmark 

am 15. Juli: 500 Millionen Goldmark 

am 15. Oktober: 500 Millionen Goldmark. 

Also insgesamt 2 Milliarden in Gold gegenüber einer Milliarde im Jahre 1921. 

Es sollten ferner gezahlt werden 26 Proz. des Wertes der deutschen Ausfuhr und zwar: 
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am 15, Februar: Exportabgabe für Juli-September 1921, 

am 15, Mai: Exportabgabe für Oktober-Dezember 1921, 

am 15. August: Exportabgabe für Januar-März 1922, 

am 15. November: Exportabgabe für April-Juni 1921. 

Diese Exportabgabe wurde insgesamt auf 1,2-1,5 Milliarden Goldmark geschätzt, zusammen mit den 

oben erwähnten Goldzahlungen hätte also die deutsche Gesamtzahlung im Jahre 1922: 3,2-3,5 Milli-

arden Mark betragen, abgesehen von den Kosten der militärischen Besetzung deutscher Gebiete, für 

die Deutschland noch besonders aufzukommen hat. 

Diese Zahlen sollen nun in Cannes herabgesetzt werden. Und zwar sollen 1922 statt der genannten 2 

Milliarden 720 Millionen Goldmark gezahlt werden, andererseits wird der Betrag der Sachleistungen 

–, die Exportabgabe wird im allgemeinen in Sachleistungen bezahlt – wahrscheinlich auf 1,5-2 Mil-

liarden heraufgesetzt, sodaß Deutschland nunmehr insgesamt 2,5-2,7 Milliarden im Laufe dieses Jah-

res an die Entente zu zahlen hat – statt der vorgesehenen 3,2-3,5 Milliarden. 

Verknüpft mit dieser „Erleichterung“ sind aber Garantieforderungen, und zwar folgende: 

1. Der deutsche Zolltarif soll nicht mehr in Papiermark, sondern in Gold kalkuliert werden. 

2. Eisenbahn- und Posttarife müssen erhöht werden. 

3. Die Kohlenpreise in Deutschland müssen erhöht werden. 

4. Die deutsche Regierung muß alles tun, um das deutsche Budget auszugleichen. 

5. Es sollen Vorkehrungen getroffen werden, daß keine Kapitalsflucht in das Ausland mehr stattfin-

det. 

6. Jede weitere Ausgabe von Banknoten muß eingestellt werden. 

7. Eine Revision der Reichsbank muß erfolgen. 

Diese Forderungen liegen vollständig im Interesse Englands. Hat England anerkannt, daß die belgi-

schen und französischen Ansprüche an die Reparationsforderungen Prioritätsrecht haben, d. h. daß 

die Goldzahlungen Deutschlands an Belgien und Frankreich denen an England voranzugehen haben, 

so bedeuten die Garantieforderungen, daß, wenn noch Frankreichs Kammer zustimmt, das englische 

Interesse in Cannes gesiegt hat. Die ersten drei Forderungen laufen darauf hinaus, die Preise in 

Deutschland auf die Höhe der Weltmarktpreise zu bringen. Es liegt das durchaus im englischen Inte-

resse, da das englische Industriekapital auf jeden Fall vor der deutschen Schleuderkonkurrenz, gegen 

die es sich mit Schutzzollmaßnahmen nicht hat schützen können, gesichert werden soll. Der Valuta-

konjunktur der deutschen Industrie wird damit ein Ende bereitet. 

Die fünfte Forderung, womöglich verknüpft mit dem Verlangen nach Abgabe von Devisen und Be-

schlagnahme aller Auslandsguthaben deutscher Kapitalisten, liegt im englischen wie im französi-

schen Interesse Frankreich verspricht sich durch solche Maßnahmen, wie auch durch die übrigen fi-

nanziellen Forderungen, zu barem Geld zu kommen. Andererseits wird durch Wegnahme von Devi-

sen und Auslandsguthaben deutschen Kapitalisten die Möglichkeit der Rohstoffeinfuhr, überhaupt die 

Akkumulationsfähigkeit genommen. Dann können, wie das die „Rheinisch-Westfälische Zeitung“ 

darlegte, das englische Industriekapital, vielleicht auch das amerikanische, Teilen der deutschen In-

dustrie Kreditangebote für Rohstoffbezug machen. Damit wird deutsches Industriekapital zum 

Schuldner des englischen (oder amerikanischen) Kapitals. [77] Ferner wird das Scheitern der Versuche 

der deutschen Regierung, den Etat auszubalancieren, dazu führen, daß die englische Regierung wei-

tere Forderungen stellen und selber Kontrollmaßnahmen ergreifen wird. Beides zusammen führt dazu, 

daß Deutschland und seine Industrie vollkommen auf Englands Interessen eingestellt werden. 

Die deutsche Bourgeoisie scheint sich mit einem solchen Zustand im allgemeinen abgefunden zu 

haben. Ist doch der größte Teil der bürgerlichen Presse heute, so sehr auch gegen die französischen 
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Pläne polemisiert wird, von einer stark englandfreundlichen Stimmung beseelt. Sie bringt zum Aus-

druck, daß die deutsche Industrie heute bereits abhängig ist von Englands Gnaden, sie weiß, daß sie 

nichts ausrichtet, wenn sie gegen die Interessen Englands handelt und zieht es vor, sich diesen Inte-

ressen zu fügen und sei es auch, daß sie nur in Kommissionen des englischen Auftraggebers handelt. 

Der Protest einiger Stinnesleute ist vorwiegend bestimmt durch den Aerger über die Tatsache, daß 

der Pakt durch Rathenau vermittelt wird, nicht aber über die Abhängigkeit selber. Geheimrat Bücher, 

Präsidialmitglied des Reichsverbandes der Deutschen Industrie, bekräftigt das durch seine Ausfüh-

rungen vom 11. Januar: „Die Tendenz geht dahin, Deutschland in weitgehendem Maße für die engli-

schen Interessen anzuspannen. Wenn bisher England nach dieser Richtung hin verhältnismäßig wenig 

Schritte unternommen hat, so liegt dies an uns selbst. Es kann erst dann einen Vertrag mit uns schlie-

ßen, wenn dieser Vertrag nicht mehr durch ständiges Schwanken der deutschen Regierungspolitik 

betroffen wird. Man fragt nach unserer Satisfaktionsfähigkeit. Wir müssen uns dieselbe Frage vorle-

gen. Es wird Deutschland nichts geschenkt werden, aber man wird mit ihm paktieren, wenn es sich 

auf den Standpunkt eines honorigen Genossen stellt.“ 

England ist sonst nahe daran, das eigentliche Kriegsziel, die Beseitigung der deutsches Industrie als 

Konkurrenz und deren Einspannung in englische Interessen zu besiegeln. Briand wird in Paris eine 

leichte Stellung haben. 

V. 

Wer zahlt? 

Die ersten Börsentage nach dem Bekanntwerden der Beschlüsse von Cannes in Berlin zeigten, daß auch 

die deutsche Bourgeoisie der kommenden Entwicklung mißtrauisch entgegensieht: Die Industriewerte 

sanken durchweg um 100 bis 200 Prozent. Man ist sich darüber im klaren, was eine Hebung der deut-

schen Preise auf Weltmarktpreise bedeutet: das Ende der Schleuderkonkurrenz, damit das E n d e  d e r  

V a l u t a k o n j u n k t u r. Der englischen Industrie ist damit geholfen: nicht nur, weil sie damit der 

deutschen Konkurrenz erledigt wird, sondern zugleich der französischen und belgischen. Denn wenn, 

wie in Cannes vorgesehen ist, der an die deutschen Kohlenmagnaten zu zahlende Kohlenpreis nicht 

mehr auf der Basis des deutschen Inlandspreises, sondern des f r a n z ö s i s c h e n  V e r k a u f s p r e i -

s e s  berechnet wird, so verliert damit die französische Industrie das wichtigste Mittel für ihr bisheri-

ges Vordringen auf dem Weltmarkt, und England wie Amerika können versuchen, die Absatzmärkte, 

die deutschen, belgischen und französischen Unternehmern gehörten, ihnen zu entreißen. 

Das bedeutet aber, daß die i n t e r n a t i o n a l e  K r i s e  nunmehr auch Deutschland in aller Schwere 

ergreifen soll, um so schlimmer, als der deutsche Produktionsapparat bisher nicht, wie etwa der eng-

lische oder amerikanische, von den Kriegswirkungen geheilt oder erweitert werden konnte. 

Wie die Regierung unter eben diesen Umständen den Etat balancieren soll, wird in den Garantiefor-

derungen nicht gesagt. Die vermehrten Einnahmen, die sie etwa durch die vorgeschriebene Erhöhung 

der Zölle und der Bahn- und Posttarife herausschlagen könnte, werden dadurch wieder zunichte ge-

macht, daß nunmehr auch alle Materialkosten, die heute im Inland das 30 bis 40fache des Friedens-

preises ausmachen, gleichfalls – für die Kohlen wird das ja ausdrücklich bestimmt, für Eisen und 

Stahl folgt dies daraus von selbst – auf das Niveau der Weltmarktpreise, also auf das etwa 60fache 

anschwellen müssen. 

Das Verbot der Banknotenausgabe und die verlangte damit zusammenhängende „Revision der 

Reichsbank“ nutzt der Reichsregierung ebenso wenig. [78] Denn die Sachlieferungen, die deutsche 

Industriekapitalisten an Frankreich und Belgien leisten, müssen ihnen von der deutschen Regierung 

nach wie vor bezahlt werden, und nach wie vor hat die deutsche Regierung die Aufgabe, die zu den 

Goldzahlungen erforderlichen Devisen zu beschaffen. Die Zahlungsbilanz des Reiches bleibt schon 

dadurch, selbst wenn es gelänge, den inneren Etat zu balancieren, weiterhin passiv. Es bleibt die 

Möglichkeit, daß die Reichsbank statt der Schatzwechsel in Zukunft Geschäftswechsel ausgibt, die 

Geldentwertung würde damit in unterer Form von neuem einsetzen. 
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Die Ursachen der Gelbentwertung in Deutschland waren bisher die verminderte Produktivität des 

Industrie- und Agrarkapitals, verschärft und verewigt durch die Reparationslasten. Die Garantiefor-

derungen von Cannes heben weder die Produktivität in Deutschland noch beseitigen sie die Repara-

tionslasten, bedeutet doch auch die gewährte „Erleichterung“ lediglich die Hinausschiebung eines 

kleineren Teiles der Zahlungen auf ein Jahr. Da so die Ursachen der bisherigen Inflation bestehen 

bleiben, so kann sich der reale Wert des Arbeitseinkommens des Proletariats keineswegs erhöhen. Im 

Gegenteil, dessen Lage wird dadurch über das bisherige Maß hinaus noch verschlimmert, als die 

Scheinkonjunktur aufhören wird. 

Es ist also nach wie vor der deutsche Arbeiter, auf den die Hauptlast der Reparationskosten abgewälzt 

wird. Es ist ferner, wenn auch im geringeren Grade, der deutsche Kleinbauer, an dessen Ausbeutung 

das deutsche Industriekapital einen Teil der entgangenen Gewinne wieder zu erreichen sucht: Die 

Anlehnung des Agrarkapitals an das Industriekapital, wie sie durch die Vollsitzung des Reichsaus-

schusses der Deutschen Landwirtschaft vom 15. Dezember 1921 und einige Tage später durch den 

Brief des Edeln von Braun an den Reichsverband der deutschen Industrie deutlich wurde, läuft vor 

allem darauf hinaus, die Masse der kleinen Landwirte zu Abnehmern industrieller Erzeugnisse und 

damit – da die Arbeitsbauern selbst über das erforderliche Kapital nicht verfügen – zu Hörigen des 

Industriekapitals oder zu Schuldnern der junkerlichen Kreditvereinigung zu machen. 

VI. 

Unsere Pflicht. 

Was ist das Ergebnis von alledem? 

Kein Zweifel: das Kapital versucht, international wie national, durch noch nie dagewesene Konzent-

ration seiner Kräfte und durch Erschließung der letzten vorkapitalistischen Gebiete die Weltwirt-

schaftskrise zu überwinden. Diese Gebiete, bevölkert von Hunderten von Millionen Menschen, sollen 

industrialisiert werden und im Verlauf dieses Prozesses bereitet sich durch die Rivalität der Interes-

senten der nächste kriegerische Konflikt zwischen den drei stärksten Mächten der Welt vor. 

Selbst wenn dieser Versuch gelänge, so ergäben sich der deutschen Bourgeoisie nur geringe Mög-

lichkeiten, aus diesem Prozeß zu profitieren. Auch die Konzentration innerhalb Deutschlands vom 

Rohstoff bis zum Fertigfabrikat und die Zusammenfassung von Industrie- und Agrarkapital schaffen 

die Tatsache nicht aus der Welt, daß ein bedeutender Teil der deutschen Industrie dauernd auf Repa-

rationsleistungen umgestellt wird. Nicht nur das Bestreben Frankreichs, aus den deutschen Reparati-

onsleistungen möglichst viel für sich herauszuschlagen, insbesondere die Erfüllung der sieben Ga-

rantieforderungen von Cannes verbietet es der deutschen Bourgeoisie, selbständige Politik zu treiben. 

Das deutsche Industriekapital und mehr noch die deutsche Regierung stellt sich in volle Abhängigkeit 

von den Interessen des englischen Kapitals. 

Für das deutsche Proletariat ergibt sich aus diesen Dingen, daß es notwendig ist, Cannes wie Genua 

nicht als Konferenzen anzusehen, in denen es sich nur um die deutsche Reparationsfrage handelt. Das 

Proletariat muß lernen, „in Kontinenten zu denken“ und demgemäß international zu handeln. Alle 

Sanierungsversuche des internationalen Kapitals können darüber nicht hinwegtäuschen, daß eine Ge-

sundung des internationalen Kapitals nur möglich ist durch Proletarisierung von Millionen vorkapi-

talistischer Schichten des Inlands wie des Auslands und durch vermehrte Ausbeutung des eigenen 

Proletariats. Der Lohnabbau in allen Ländern, die von der englischen Regierung beim interna-[79]ti-

onalen Arbeitsamt in Genf eingeleitete internationale Aktion für die „Revision des Achtstundentags“, 

die schon durchgeführte Beseitigung des Achtstundentags in der Schweiz und in Polen, der Versuche 

dazu in Frankreich und Dänemark, die Brotlosmachung von der mehr als 19 Millionen Proletariern 

in aller Herren Länder zeigen die Wirkungen der internationalen Kampftaktik des Kapitals. 

Wenn demgegenüber das Proletariat als internationale Macht auftreten will, so ist dazu vor allem 

notwendig: alle Ablenkungen von diesem Kampf, alle Zersplitterungsversuche und „Enthüllungen“ 

von Parteigegnern als Glieder der Kette, die das internationale Kapital dem Proletariat schmiedet, zu 

erkennen. 
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Notwendig für diesen Kampf ist noch ein anderes: eine gemeinsame i n t e r n a t i o n a l e  O r g a n i -

s a t i o n, die keine Zersplitterung der proletarischen Kräfte verträgt. Stehen die kapitalistischen Welt-

mächte vor den Pforten Sowjetrußlands, so gilt es, daß das Proletariat aller Lander mit diesem Sow-

jetrußland in engster Beziehung steht, Sowjetrußland ist und bleibt das gegebene Zentrum aller pro-

letarischen Bewegungen. Aufgabe der Kommunisten ist es, dem Proletariat den Weg zu geigen, auf 

dem es zu realisieren hat, was greifbar vor ihm liegt. Der Konzentration der kapitalistischen Macht 

muß das unter dem Banner Räterußlands konzentrierte internationale Proletariat gegenüberstehen. 

Dem deutschen Proletariat fällt hierbei eine besondere Aufgabe zu. Nicht nur, weil es bei allen Re-

parationsverhandlungen letzten Endes das wesentliche Diskussionsthema bildet – man streitet sich 

nur über die Art seiner Ausbeutung und der Verteilung seiner Arbeit –. Wichtig ist, daß die Wirtschaft 

Rußlands und der Deutschtands dazu geschaffen sind, einander auszugleichen. Wird die deutsche 

Industrie eingestellt auf den gewaltigen Bedarf Sowjetrußlands, so gibt es in Deutschland keinen Ar-

beitslosen mehr, und die russische Landwirtschaft wird fähig gemacht, dem deutschen Volk Lebens-

mittel in Hülle zu produzieren. Das deutsche Proletariat muß Sowjetrußland die Hand zum Bunde 

reichen – zum festen Bund gegen das internationale Kapital. 

Daß wir Kommunisten das deutsche Proletariat in diesem Ziele sammeln – eben das verlangt von uns 

der heutige Tag. 

(Anm. d. R. 13.1.22. Mittlerweile hat Briand demissioniert, die Canneskonferenz ist auseinanderge-

laufen, Frankreich steht vor einer Regierung des nationalen Blocks, Europa drohen neue Verwick-

lungen.) 

* 

Die Theorie und Praxis des Liquidatorentums.  
(Zur Reichskonferenz der Kommunistischen Arbeitsgemeinschaft.)  

Von A. T h a l h e i m e r. 

I. Die Theorie. 

4. Die Liquidation der Kommunistischen Gewerkschaftsarbeit. 

Es ist klar, daß die liquidatorische Einstellung sich auch in der Gewerkschaftsarbeit zeigen muß. Hier 

ist sogar eine der stärksten Wurzeln des Liquidatorentums. Der Kontakt mit der unter reformistischem 

Einfluß stehenden Arbeiterschaft ist hier am unmittelbarsten und ein ständiger, die Versuchung, sich 

reformistischen Gedankengängen und Stimmungen anzupassen, vielleicht am stärksten. Dazu 

kommt, daß die Auf- und Abschwankungen des Wirtschaftslebens in den wechselnden Perspektiven 

der gewerkschaftlich organisierten Massen sich treu wiederspiegeln. Und schließlich, nicht die sozi-

aldemokratische und unabhängige Parteibürokratie, sondern die Gewerkschaftsbürokratie ist der 

stärkste, zäheste und geschickteste Gegner des Kommunismus. Der Kampf um den Kommunismus 

in den Gewerkschaften ist daher gerade in Deutschland mit seiner überaus starken und routinierten 

Gewerkschaftsbürokratie schwer und verwickelt, er erfordert von unseren kommunistischen Gewerk-

schaftsarbeitern nicht nur besondere Gewandtheit, sondern auch außerordentliche Festigkeit. Die li-

quidatorische Tendenz offenbart sich auf [80] gewerkschaftlichem Gebiet in der mehr oder weniger 

offenen Aufforderung, vor der reformistischen Gewerkschaftsbürokratie zu kapitulieren, den Kampf 

um den Kommunismus ideell und organisatorisch aufzugeben. 

Diese Tendenz äußerte sich zunächst schüchtern im Kampf gegen die Rote Gewerkschaftsinternatio-

nale. Wie politisch, so beginnt auch zunächst gewerkschaftlich der liquidatorische Kampf gegen den 

Kommunismus an der internationalen Spitze. Die Gründe sind hier wie dort dieselben. Erstens: an 

den internationalen Spitzen prägen sich die Gegensätze natürlich am schärfsten aus. Wer diese Ge-

gensätze abstumpfen oder beseitigen will, wird daher bestrebt sein, zu allererst die internationale 

kommunistische Gewerkschaftsspitze abzuschlagen. Zweitens, das Abbrechen von der internationa-

len Spitze gibt sich zunächst als eine Erleichterung des Kampfes im nationalen Gewerkschaftsrahmen 

aus und ist eine vortreffliche demagogische Manier, um den Kampf gegen die kommunistische Ge-

werkschaftsarbeit auch im nationalen Rahmen zu maskieren. Und endlich: der Appell an den 
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nationalen Instinkt des kleinbürgerlich-reformistischen Arbeiters, darf in dem Waffenarsenal des Li-

quidatorentums um so weniger fehlen, als er die bewährteste Waffe der Gewerkschaftsbürokratie ist. 

Der Kommunismus muß allemal zunächst in Moskowitergestalt vorgeführt werden, wenn die Ritter 

des Sozialreformismus ihn berennen. 

So beginnen dann die liquidatorischen Ritter zunächst schüchtern und harmlos damit, die „Parole 

Moskau“ auf dem trockenen Wege zu liquidieren. In der Resolution des KAG zum Jenaer Parteitag, 

heißt es: 

„Im Interesse dieser Einreihung in die Kampffront und um zu beweisen, daß es den Kommunisten fernliegt, 

über besonderen Parteizwecken die proletarischen Gesamtinteressen hintan zu legen, hält der Parteitag eine 

einheitliche, entschiedene und klare Gewerkschaftspolitik für erforderlich. Die Kommunisten gehören hinein 

in die Gewerkschaften. D i e  K o m m u n i s t e n  e r k e n n e n  a u c h  a n, d a ß  d i e  P a r o l e  M o s k a u  i n -

n e r h a l b  d e r  G e w e r k s c h a f t e n  k e i n e n  a n d e r e n  S i n n  h a t, a l s  d e n  d e r  P r o p a g a n d a  f ü r  

d i e  I d e e n  d e s  K o m m u n i s m u s. Die Kommunisten erkennen an, daß, in den kommenden Kämpfen die 

Gewerkschaften die wichtigsten proletarischen, alle Parteien einhaltenden Organisationen sein werden und 

wenden sich gegen alle Versuche, die Organisationen zu zerschlagen.“ 

So unbestimmt und unklar und zaghaft dieser erste Schritt auf dem liquidatorischen Weg in den Ge-

werkschaften auch war, so ist der leitende Hintergedanke unverkennbar, der Verzicht darauf, Ams-

terdam eine organisatorische Spitze entgegenzustellen, um die Opposition gegen die reformistische 

Gewerkschaftsbürokratie sich international sammeln und orientieren könne, der Verzicht auf die or-

ganisatorische Loslösung der nationalen Gewerkschaftsbünde aus der Amsterdamer Internationale, 

wenn sie reif dazu sein würden. Der „kommunistische Gedanke“ überläßt zunächst international die 

organisatorischen Leiber Amsterdam, d. h. dem Sozialreformismus. Es ist der Geist, der nicht nur am 

ersten Schöpfertag über den Wassern schwebt, sondern der verkündet, daß er in aller Ewigkeit über 

den Wassern schweben werde und daß die Erde rechtmäßig dem sozialreformistischen Chaos ange-

hören müsse. 

Dabei konnte man natürlich nicht lange stehen bleiben – das Schweben über den Wassern wird auf 

die Länge langweilig. Diesen über den Wassern schwebenden Geist zu liquidieren, und auch im Rah-

men der nationalen Gewerkschaften dem kommunistischen Wort zu verbieten Fleisch zu werden, 

unbildlich gesprochen, die Aufhebung, der Zeitentaktik zu fordern. Dieser Schritt geschah in einem 

Artikelchen Paul Levis („Einiges über die Gewerkschaftsfrage“, „Unser Weg“, Nr. 12). Es [81] wird 

da „festgestellt“, daß wir in einer Zeit stehen, „vielleicht nicht nur langsamer Entwicklung der Massen 

zum Kommunismus, sondern vielleicht sogar einer vorübergehenden Abwendung, der Hinneigung 

der Massen zur Sozialreform.“ Aus dieser und der weiteren Feststellung, daß Sowjetrußland zu sei-

nem Wiederaufbau der Amsterdamer Internationale bedürfe, die Rote Gewerkschaftsinternationale 

aber noch nicht die internationale Führung der Gewerkschaften erobert hat, wird dann, in kühnem 

Bocksprung, gefolgert: „Man lasse die ‚Rote Gewerkschaftsinternationale‘, die in besseren Tagen 

nicht war, was sie sein konnte oder wollte, in Frieden eingehen zum Herrn.“ Weiter wird verlangt: 

„jener oben erwähnte Passus der 21 Bedingungen (der die Bildung kommunistischer Zellen in den 

Gewerkschaften verlangt) kann nicht aufrechterhalten werden.“ „Daraus folgt dann weiter, daß die 

Kommunisten auch darauf verzichten sollen, die Spitzen der Gewerkschaften durch andere zu erset-

zen, wenn sie die genügende Stärke dazu unten in den Mitgliedern haben.“ „Eine Politik, die die 

Gewerkschaften erobern, aber deren Kopf abhacken oder durch einen anderen ersetzen will und nicht 

auch den Kopf miterobern will, gliche jenem Kalifen, der die Körper seiner Schönen eroberte, um 

ihnen den Kopf abschlagen zu lassen. Der Rest aber ‚war nicht mehr zu gebrauchen‘.“ 

Offenbar ist die gewerkschaftliche Schöne zum Sterben verurteilt und „nicht mehr zu gebrauchen“, 

wenn sie nicht den Kopf Leiparts auf den Schultern trägt! Man muß offenbar diesen Kopf für den 

„kommunistischen Gedanken“ „miterobern“! Dieses Kunststück ist natürlich nur unter einer Voraus-

setzung fertig zu bringen, der nämlich, daß der „kommunistische Gedanke“ unterdessen, die Gestalt 

annimmt, daß er sich vom Gedanken des Sozialreformismus im Wesen nicht mehr unterscheidet. Diese 

Folgerung ist unausweichlich und sie ist ja bereits gezogen worden, denn nichts anderes bedenkt die 

Forderung der „programmatischen Festlegung“ der gegenwärtigen kommunistischen Taktik. 
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Allgemein gesprochen: die Trennung der organisatorischen von der politischen Seite, der kommunis-

tischen Bewegung, die sich durch alle liquidatorischen Gedankengänge hindurchzieht, muß immer 

darauf hinauslaufen, mit der kommunistischen Organisation auch den kommunistischen Gedanken 

zu töten. Die beiden gehören allerdings zusammen wie Kopf und Leib. Die organisatorischen Formen 

sind nicht unwandelbar, der gewerkschaftlichen so wenig wie der politischen Erfahrungen des Kamp-

fes, des politischen wie des gewerkschaftlichen werden sich am Ende in bestimmten Fällen auch 

organisatorisch auswirken müssen. Aber Eines ist, die organisatorischen Formen und Mittel den 

wechselnden Bedürfnissen des Kampfes um den Kommunismus anpassen, ein Anderes ist, mit der 

organisatorischen Form den kommunistischen Gedanken aufgeben, um organisatorisch und gedank-

lich dem Sozialreformismus das Feld zu überlassen. Darauf laufen aber unzweifelhaft die liquidato-

rischen „Voraussetzungen“ in den Gewerkschaften hinaus. Wenn die Ritter des Liquidatorentums an 

Forderungen organisatorischer Umformungen anknüpfen, so darf man sich dadurch nicht irreführen 

lassen. Es beruht das entweder auf Selbsttäuschung oder ist kaltblütig auf Irreführung berechnet. 

Der Gedanke der Liquidation der kommunistischen Gewerkschaftsarbeit und sein Zusammenhang 

mit der Erwartung, daß die nächste Zukunft nicht dem Kommunismus und der Revolution, sondern 

der Sozialdemokratie und dem Reformismus gehört, spricht sich noch offenherziger als in dem Arti-

kelchen Levis in einem Artikel von Otto K u n z e  „Zur Gewerkschaftsfrage" aus („Unser Weg“ Nr. 

13/14). Hier heißt es ohne Umschweife: 

[82] „Kein Mensch kann bestreiten, daß die Massen des Proletariats den sozialreformistischen und arbeitsge-

meinschaftlichen Gedanken zuneigen ... Deshalb ist es vor allen Dingen notwendig, daß die Stellung der Kom-

munisten zu den Gewerkschaften einer Revision unterzogen wird. Ob aber – um mit Genossen Levi zu reden – 

der die Gewerkschaften behandelnde Teil der Dreimalsieben (21 Bedingungen) von Moskau aus bald zum alten 

Eisen gelegt wird, möchte ich nach der im Sommer auf dem Roten Gewerkschaftskongreß gemachten Erfah-

rungen bezweifeln ... Es ist aber nicht möglich, von einer politischen Partei aus die Gewerkschaften von Leuten 

dirigieren zu lassen, die von der gewerkschaftlichen Arbeit so viel verstehen, wie die Kuh vom Sonntag. 

Dieselben „Leute“, die die Leitung der gewerkschaftlichen Arbeit der Kommunisten durch ihre Partei 

abschaffen wollen, haben offenbar nicht das geringste einzuwenden, wenn die Sozialdemokratie be-

kanntermaßen ihre Parteipolitik in den Gewerkschaften betreibt – zum Schaden der Gewerkschaften. 

Es handelt sich also in Wirklichkeit nicht um das Aufgeben der parteipolitischen Beeinflussung der 

Gewerkschaften überhaupt, sondern um die Liquidation ausschließlich der kommunistischen Gewerk-

schaftsarbeit; in Anpassung an das behauptete Wachstum der sozialreformistischen arbeitsgemein-

schaftlichen Gedanken in der organisierten Arbeiterschaft. Es ist klar, daß, selbst wenn die letztere Be-

hauptung so zutreffend wäre, wie sie es nicht ist, der Kommunismus dieserhalb nicht kapitulieren 

könnte. Selbst der Fall gesetzt – der an sich wohl möglich ist – daß vorübergehend reformistische Stei-

gungen in der Arbeiterschaft wachsen würden, so kann nur der daraus die Notwendigkeit der Kapitu-

lation des Kommunismus, seiner Liquidation auch in der Gewerkschaft folgern, der im Innern über-

zeugt ist, daß der Kommunismus überhaupt dem Ende zugeht. Das ist noch nirgends offen und be-

stimmt von den Liquidatoren ausgesprochen, – sprächen sie es offen aus, so könnten sie nicht mehr den 

Namen des Kommunismus mißbrauchen, sie müßten offen zur Sozialdemokratie übergehen – aber es 

ist die stille Voraussetzung jeder ihrer theoretischen Einstellungen und praktischen Handlungen. 

Nun wird man auch verstehen, was die Stelle der Resolution der Reichskonferenz der KAG wirklich 

zu besagen hat, die sich auf die Gewerkschaftstaktik bezieht. Es heißt da unter Nummer 5: 

„Festlegung einer Gewerkschaftspolitik, die unbeschadet aller revolutionären Ziele die organisatorische Ein-

heitlichkeit und Geschlossenheit der deutschen Gewerkschaften aufrechterhält.“ 

„Unbeschadet“ der demagogischen Verhüllung dessen, was gemeint ist, ist der wirkliche Sinn: Auf-

hebung der Zellentaktik, Verzicht auf die internationale Leitung und organisatorische Zusammenfas-

sung des kommunistischen Gewerkschaftskampfes, Verzicht auf die Leitung der kommunistischen 

Gewerkschaftsarbeit durch die Kommunistische Partei und die schöne Hoffnung, die Leipart, Groß-

mann, Silberschmidt usw. für den „kommunistischen Gedanken“, wie die Liquidatoren ihn auffassen, 

zu erobern. 
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Es bleibt nur noch der Nachweis, wie die Friesland, Braß, Malzahn und Genossen, als die originellen 

Denker, die sie sind, die liquidatorischen Parolen auch in diesem Stück schwerlich nachplappern – 

nur noch etwas verschwommener und unbestimmter als der Prophet der liquidatorischen Schule. 

In der Broschüre Frieslands (Zur Krise unserer Partei) heißt es demgemäß: 

„Wir wiesen darauf hin, daß die Massen die rein symbolische Gegenüberstellung, Moskau oder Amsterdam, 

satt haben, daß wir für den Kommu-[83]nismus nur dann in den Massen Boden gewinnen können, wenn jede 

Idee, als wollten wir die Gewerkschaften spalten, von vornherein als absolut unmöglich ausschaltet ...“ 

Weiter: 

„Es genügt darauf hinzuweisen, daß niemand heute die Bedingung über das Verhalten der Kommunisten in 

der Gewerkschaftsfrage so formulieren würde, wie es 1920 geschah.“ 

(Zu deutsch: Aufgabe der Zellentaktik usw.) 

Und schließlich: 

„Der Weg zur Schaffung einer großen, ausschlaggebenden kommunistischen Partei kann nicht beschritten 

werden mit der Aufhetzung der Arbeitermassen gegen die Führer “ (Lies, Leipart, Großmann usw.) 

Man erkennt auf den ersten Blick die abgeblaßten Kopien der originalen liquidatorischen Vorlagen. 

* 

Der Marseiller Kongreß der Kommunistischen Partei Frankreichs.  
Von H e i n z  N e u m a n n. 

II. 

Das Exekutivkomitee der Kommunistischen Internationale hatte an den Parteitag ein Schreiben ge-

richtet, in dem neben einer Anerkennung des bisher Erreichten eine offene Kritik der noch bestehen-

den Unzulänglichkeiten enthalten war. Es wurde eine Abstellung dieser Mängel namentlich in 3 

Punkten gefordert, die schon auf dem 3. Weltkongreß bei der Debatte über die französische Partei 

herausgearbeitet worden waren. Der erste Punkt betrifft die Z e n t r a l i s i e r u n g  d e r  P a r t e i. „Es 

ist nötig –“ so heißt es im Schreiben der Exekutive –, „daß von Marseille ab die Leitung der Partei 

viel straffer ist, daß sie eine wirkliche politische Leitung wird ... von Tag zu Tag Stellung nimmt zu 

allen Fragen nationaler und internationaler Art“. Wir erwähnten schon, daß mit der Annahme des 

Kompromißvorschlags Frossard anstatt des Loriotschen Projektes die Durchführung dieser Umorga-

nisierung der Parteileitung bis auf weiteres verschoben wird. Der Fünferausschuß wurde abgelehnt 

und in der angenommenen Mehrheitsresolution finden sich Anspielungen gegen den „obligatorischen 

Zentralismus“ und „die Konzentration aller Gewalt in einer kleinen Anzahl von Händen“, die auf 

völliges Verkennen der Thesen des 3. Weltkongresses über den zentralistischen Parteiaufbau schlie-

ßen lassen. 

Die Exekutive schlug weiter in ihrem Schreiben eine Verschärfung der P r e s s e k o n t r o l l e  vor. In 

der Tat kann der bisherige Zustand unmöglich fortdauern, daß Parteimitglieder nichtkommunistische 

Blätter wie „La Vague“ und das von Fabre geleitete „Journal du Peuple“ herausgeben und in ihnen 

politische Artikel, ja parteitaktische Polemiken veröffentlichen. Beide Blätter treiben eine Politik, die 

im Gegensatz steht zur Politik der Partei und der Kommunistischen Internationale. Auch diese An-

gelegenheit war schon auf dem Moskauer Kongreß zur Sprache gekommen, hatte aber damals infolge 

der Uneinigkeit der französischen Delegation nicht erledigt werden können. Welche Antwort gab der 

Marseiller Kongreß auf diese Fragen? In der Resolution wird in allgemeinen Sätzen bestimmt: „Die 

politischen Zeitungen, die nicht der Partei gehören, aber von Parteimitgliedern geleitet werden, un-

terstehen zu Recht der Kontrolle ... Das Direktionskomitee hat die Pflicht, in diesem Sinne die ener-

gischsten und schnellsten Entscheidungen zu treffen.“ Das ist alles. Praktisch erscheinen die genann-

ten Zeitungen weiter unter der Leitung und Mitarbeit von Parteimitgliedern. Das „J o u r n a l  d u  

P e u p l e“ veröffentlicht eine Woche nach dem Kongreß, neben Verherrlichungen des deutschen 

„Bundes Neues Vaterland“ heftige Angriffe des Parteimitglieds Gouttenoire de Tory gegen die 3. 
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Internationale, Drohungen [84] mit einer neuen Parteispaltung, Lobpreisungen der Rekonstrukteure 

um Longuet. Zur gleichen Zeit erscheint das Provinzorgan „P r o g r è s  d e  L o i r e t  C h e r“ fröhlich 

weiter, zur einen Hälfte von. Kommunisten redigiert, zur anderen von Renaudelsozialisten. Das alles 

sind schließlich Einzelfälle, Sondererscheinungen, vielleicht Kleinigkeiten. Aber das Gefährliche die-

ses Zustandes liegt darin, daß in unserer französischen Bruderpartei dieselben Hemmungskräfte, die 

gegen eine straffe Zentralisierung Widerstand leisteten, d e r  u n b e d i n g t  n o t w e n d i g e n  D i s -

z i p l i n i e r u n g  d e r  P a r t e i  e n t g e g e n w i r k e n. Es bedarf einer tiefgehenden Selbstverständi-

gung der Partei, bis jene unbedingte Kampfesdisziplinierung geschaffen wird, deren Mangel von den 

revolutionären Arbeitern in der alten Partei so bitter empfunden wurde, und deren Durchführung 

heute von den breitesten Massen der Mitgliedschaft. dringend erstrebt wird. 

Es ist selbstverständlich, daß dazu nicht organisatorische Maßnahmen genügen. Zur Zentralisierung 

der Partei reicht ebensowenig die Wahl eines Präsidiums aus, wie ein paar Zeitungsverbote zur For-

mierung disziplinierter Kader. Neben den erforderlichen und u n e n t b e h r l i c h e n  o r g a n i s a t o -

r i s c h e n  S c h r i t t e n  bedarf es einer p o l i t i s c h e n  U m s t e l l u n g  und Vorwärtsentwicklung 

der Partei. Das „ist die Aufgabe, die der Marseiller Kongreß nicht gelöst hat. Aber er hat sie gestellt. 

Das ist sein Verdienst. 

III. 

Es war der Fehler der Mehrheit wie der Minderheit, der „Rechten“ wie der „Linken“, die Auseinan-

dersetzung über den Bau der Partei rein organisatorisch zu führen. Ohne diese Einseitigkeit wäre die 

Entscheidung wohl anders ausgefallen. Die Forderungen der Kommunistischen Internationale wären 

nicht, wie jetzt, nur grundsätzlich und allgemein angenommen worden, um praktisch auf dem Papier 

zu bleiben. 

Wichtiger, klarer und ergebnisreicher war die Aussprache über die bedeutungsvolle Frage, die es 

gegenwärtig für die französische Partei gibt: die G e w e r k s c h a f t s f r a g e. Die Regelung des Ver-

hältnisses zwischen der politischen Partei des Proletariats und den in der C. G. T, dem Allgemeinen 

Gewerkschaftsbund organisierten Massen, beschäftigt, mit längeren Unterbrechungen, seit 1906, dem 

Jahr der berühmten Prinzipienerklärung von Amiens, die französische Arbeiterschaft 

Die Erklärung von Amiens sagt: 

„Die C. G. T. vereinigt außerhalb jeder politischen Sekte alle Arbeiter, die sich der Notwendigkeit des Kampfes 

um die Abschaffung des Lohnverhältnisses bewußt sind.“ 

Das Programm verlangt die volle Autonomie der Gewerkschaftsbewegung, ihre Unabhängigkeit von 

jeder politischen Partei. Es anerkennt zwar 

„die vollständige Freiheit für den einzelnen Gewerkschaftler, sich außerhalb der Organisation denjenigen For-

men des Kampfes anzuschließen, die seiner philosophischen oder politischen Auffassung entsprechen“, 

untersagt aber jede Propaganda für die Zusammenarbeit mit der politischen Partei, ja sogar für poli-

tische Ziele überhaupt, indem es von jedem Gewerkschaftler verlangt, 

„d a ß  e r  d i e  A n s c h a u u n g e n, z u  d e n e n  e r  s i c h  a u ß e r h a l b  b e k e n n t, n i c h t  i n  d i e  G e -

w e r k s c h a f t  t r a g e“. 

Diese Forderung war vor 18 Jahren als Schutzwall der revolutionären Gewerkschaftsbewegung gegen 

die Bevormundung durch die damals parlamentarisch versumpfte Partei gedacht. Heute, nach dem 

Weltkrieg, nach Abschwenken der Amsterdamer Gewerkschaftsführer zur Nationalverteidigung und 

zur Arbeitsgemeinschaft, nach der Bildung einer kommunistischen Klassenpartei hat die Autonomie-

forderung von Amiens längst ihren revolutionären Charakter verloren. Sie ist in der Hand der Ge-

werkschaftsbürokratie zu einer Waffe gegen den kommunistischen Kampfeswillen des Proletariats 

geworden. Aber das ist nicht ihre alleinige Bedeutung. 

Der f r a n z ö s i s c h e  G e w e r k s c h a f t s b u n d, dessen Mitgliederzahl, infolge der schweren Krise 

der französischen Arbeiterbewegung, von 2 Millionen [85] auf 300.000 gesunken ist, steht dank der 

rücksichtslosen Sprengtaktik der Verbandsinstanzen unmittelbar vor der Spaltung: Auf dem Pariser 
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Kongreß der r e v o l u t i o n ä r e n  O p p o s i t i o n  zeigte sich, daß diese bereits heute d i e  M e h r -

h e i t  d e r  o r g a n i s i e r t e n  A r b e i t e r  h i n t e r  s i c h  hat. Die Amsterdamer, die Jouhaux und 

seine Freunde sind bereits in die Minderheit gedrängt. Sie suchen den raschen Niedergang ihres Ge-

stirns durch wütende Angriffe gegen die Opposition aufzuhalten. Vor allem bedienen sie sich der 

Erklärung von Amiens, um damit auf die junge Kommunistische Partei loszuschlagen. 

In der revolutionären Mehrheit zeigt sich indessen trotz ihres mächtigen Wachstums großer Wirrwarr 

und innere Uneinigkeit. Die Opposition war bisher zusammengeschweißt durch den gemeinsamen 

Kampf gegen die Reformisten. Ein positives Programm, eine gemeinsame grundsätzliche Plattform 

hat sie nicht. Sie umfaßt Anarchisten, Syndikalisten, „reine Gewerkschaftler“, Parteilose, Kommu-

nisten und eine Reihe anderer Schattierungen, die sich zum Teil untereinander grimmig befehden. 

Das Fehlen einer prinzipiellen, einigenden Grundlage läßt in der revolutionären Gewerkschaftsbewe-

gung eine Wunde offen, die ihre Existenz in Frage stellen kann. Es ist die geschichtliche Aufgabe der 

Kommunistischen Partei Frankreichs, diese Wunde zu schließen, die heute dahinsiechende Gewerk-

schaftsbewegung wiederaufzurichten, indem sie ihr feste, positive Wege weist. Es ist die dringendste 

und ernsteste Ausgabe der französischen Kommunisten, durch klare kommunistische Propaganda, 

durch planmäßige kommunistische Tätigkeit in den Gewerkschaften, die deute drohende Konfusion 

zu überwinden und den Millionen abseits stehender Arbeiter das verlorene Vertrauen in ihre Organi-

sationen wiederzugeben. 

Es muß ausgesprochen werden – und die große Mehrheit des Marseiller Kongresses hat das selbst 

getan –, daß die Partei in den ersten 12 Monaten ihres Bestehens sich so gut wie gar nicht um die 

Gewerkschaften gekümmert hat. Sie begnügte sich im wesentlichen damit, der revolutionären Min-

derheit in der „Humanité“ eine regelmäßige Tribüne zu öffnen, sie in der Zeitung zu unterstützen und 

von Zeit zu Zeit über die Gewerkschaftsfrage Diskussionsartikel zu bringen. E i n e  a k t i v e  G e -

w e r k s c h a f t s p o l i t i k  h a t t e  d i e  P a r t e i  n i c h t. Sie entbehrte jeder Richtlinie für die gewerk-

schaftliche Arbeit ihrer Mitglieder. Ein beträchtlicher Teil dieser ist überhaupt nicht organisiert – eine 

Verpflichtung dazu bestand bisher nicht –; eine Anzahl unterstützte sogar Jouhaux und Merrheim 

gegen die Opposition. Für die Bekämpfung der anarchistischen und syndikalistischen Theorien ge-

schah nichts. Viele Genossen betrachteten sich in den Gewerkschaften nicht als Kommunisten, son-

dern in erster Linie als Gewerkschaftler, die die dreimal heilige „Autonomie“ ihrer Organisationen 

gegen die eigene Partei zu verteidigen haben. 

Demgegenüber sprach die 3. Internationale deutlich aus, daß niemand im Sinne hat, die Gewerkschaf-

ten unter die Kommandogewalt der Partei zu zwängen. Aber alle Ereignisse, alle praktischen Erfah-

rungen der französischen Arbeiterklasse vom Eisenbahnerstreik im Mai 1920 bis zum Textilarbeiter-

streik im Herbst 1921, lehren, daß eine enge Verbindung zwischen kommunistischer Partei und re-

volutionären Gewerkschaften die Vorbedingung für den Erfolg jeder proletarischen Klassenbewe-

gung ist. Vor allem gilt es, die Kommunisten selbst, d i e  e i g e n e n  P a r t e i g e n o s s e n  von dieser 

Notwendigkeit zu überzeugen und sie zur Tätigkeit in den Gewerkschaften zu verpflichten. 

Das war das Hauptproblem des Marseiller Kongresses. Er hat sich ehrlich, hartnäckig, leidenschaft-

lich bemüht, eine Lösung zu finden. Er hat dabei sicherlich einen Schritt weiter getan als der Kongreß 

von Tours. Er hat zum erstenmal die Axt gelegt an ein jahrealtes, verderbliches Vorurteil. Aber er hat 

auch hier einstweilen nur die Axt angelegt. Die Arbeit des kommenden Jahres wird zeigen, ob es die 

Partei versteht den entscheidenden Schlag gegen diese Bürde ihrer Vergangenheit zu tun. Sie wird 

noch manchen Widerstand zu besiegen haben. 

Das Direktionskomitee hatte in Marseille Thesen vorgelegt, die von Dunois, einem der besten Kenner 

der französischen Gewerkschaftsbewegung ent-[86]worfen sind. Nach einer Einleitung, die den 

Ueberlieferungen der Gewerkschaftsgeschichte sehr weit Rechnung trägt, heißt es darin: 

„Man muß Lohnarbeiter sein und weiter nichts, um in die Gewerkschaft einzutreten. Um in die Partei einzu-

treten muß man bewußt für die kommunistischen Grundsätze sein. Aus diesen Unterschieden ergibt sich zwi-

schen Gewerkschaften und Partei eine Art natürlicher Arbeitsteilung, welche sie hindert, sich gegenseitig zu 

übersehen und sie im Gegenteil zwingt, ihre Aktion gemeinsam zu gestalten.“ 
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Daraus werden dann die praktischen Folgerungen abgeleitet: 

„Es ist also das Recht und die Pflicht der Kommunistischen Partei, mit den gewerkschaftlichen Organisationen 

Fühlung zu halten und sie mit aller Kraft ... zu stützen.“ 

„Sie weist es klar zurück, die Tatsache der Selbstverwaltung oder der Unabhängigkeit der Gewerkschaften mit 

den von manchen syndikalistischen Revolutionären beliebten Ausdrücken zu verwechseln.“ 

Schließlich wird mit erfreulicher Entschiedenheit die Rolle der Kommunisten in den Gewerkschaften 

festgelegt: 

Die Partei „erinnert besonders daran, daß sie es allen ihren Mitgliedern, Arbeitern, Angestellten, Beamten zur 

Pflicht macht, dem Gewerkschaftsverband ihres Berufs und der revolutionären Fraktion dieses Verbandes an-

zugehören.“ 

„Die Tatsache aber, einem Gewerkschaftsverband anzugehören, wäre gegenstandslos, wenn man nicht aktiv 

am Leben und der Tätigkeit des Verbandes teilnimmt.“ 

„Die Partei erklärt außerdem, daß die kommunistischen Arbeiter in der Gewerkschaft wie im Betrieb die ge-

bieterische Pflicht haben, für die kommunistischen Ideen zu wirken und die Partei ... zu verteidigen, ohne sich 

durch die Angst beirren zu lassen, eine Neutralität zu verletzen, die im Grunde niemals existiert hat.“ 

Berücksichtigt man die Eigenart und Schwierigkeit der französischen Verhältnisse, so sind diese The-

sen unbestreitbar ein Fortschritt. Sie wurden denn auch von den Gegnern einer aktiven kommunisti-

schen Gewerkschaftspolitik scharf angegriffen. Lafont, der stets auf dem rechten Parteiflügel stand 

und Mayoux, der den Syndikalisten nicht fernsteht, traten für die uneingeschränkte Autonomie ein. 

Die Partei habe sich um die Gewerkschaften nicht zu kümmern. Loriot und Tommasi verteidigten 

dagegen die Thesen Dunois. 

Es gelang dem eigentümlichen Zusammenwirken der r e c h t e n  und der h a l b s y n d i k a l i s t i -

s c h e n  Elemente, in den Kommissionsberatungen verschiedene Abänderungsanträge durchzudrin-

gen, die nach den eigenen Worten des Genossen Mayoux „eine Konzession an seine Doktrin“ dar-

stellen. 

In dieser abgeschwächten Form wurden die Thesen mit 3963 gegen 372 Stimmen angenommen. Auch 

dieser Beschluß, so sehr sein positiver Inhalt zu begrüßen ist, zeigt, daß die Kommunistische Partei 

Frankreichs erst im Anfang des Prozesses steht, der die Vorbedingung für ihre notwendige Entwick-

lung ist. 

* 

Aus der Beamtenbewegung.  
Von H. Plettner 

Mit dem Novembersturze 1918 vollzog sich eine für die Gesamtarbeiterbewegung bedeutende Wand-

lung in der Beamtenschaft. Die „treuesten Stützen“ des Staates wurden von dem absolutistisch-büro-

kratisch herrschenden Geist der Reaktion befreit. Die Beamten traten ein in die Kampfreihe der mo-

dernen Arbeiterbewegung. Nicht mehr als bittende Untergebene, sondern als Arbeitnehmer forderten 

sie vom Arbeitgeber Staat Leben und Existenz. Die Beamtenunterwürfigkeit sowie der durch die re-

aktionären Machthaber systematisch eingeimpfte Untertangeist wurden zwar durch den neuen Zug 

der Zeit nicht ganz überwunden, bekamen aber immerhin einen nicht unerheblichen Knacks. Daß sich 

die Beamtenschaft nicht mit einem Schlage eingliederte in Reih’ und Glied der klassen-[87]kämp-

fenden Arbeiter und Angestelltenschaft, ist unter Würdigung der traditionellen Vergangenheit des 

deutschen Musterbeamtenstaates nur zu erklärlich. Immerhin ist der Umschwung, der sich vollzogen, 

in seiner Bedeutung für die kommenden großen Kämpfe und Auseinandersetzungen zwischen Kapital 

und Arbeit zu verkennen. 

Die stärkste Stütze des kapitalistischen Systems ist die kapitalistisch orientierte Staatsgewalt, der 

wiederum durch eine absolut ergebene und in jeder Beziehung willige Beamtenschaft das Rückgrat 

außerordentlich gestärkt wird. Die letzte Zeit ist reich an Bespielen einerseits wie ohnmächtig eine 

Regierung ist, wenn die grobe Menge der unteren und mittleren Beamten rebellieren, andererseits 
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welche Macht die Beamten und Arbeiter als Angestellte des Staates bedeuten gegen reaktionäre An-

griffe, siehe Kapp-Putsch. 

Der früheren monarchistischen Regierung war es ein leichtes, mit ihrem absolutistischen Disziplinar-

Gewaltsystem, welches zu absolutem Gehorsam und zur Unterwürfigkeit zwang, die damalige Be-

amtenschaft gefügig im staatserhaltenden Sinne zu leiten. Die Beamtenpolitik der heutigen Regierung 

hatte mit weit größeren Schwierigkeiten au rechnen, wie die letzten Besoldungsaktionen der Beam-

tenschaft zeigen. Die Regierung verstand es allerdings meisterhaft, mit großem Geschick die organi-

satorischen Schwächen der Beamtenschaft auszunutzen und die Beamten der einzelnen Besoldungs-

gruppen gegeneinander auszuspielen nach dem Grundsatz: teile und herrsche! Doch trotzalledem war 

ihre Beamtenpolitik auf kurze Sicht, oder besser gesagt, kurzsichtig eingestellt. Denn innerhalb eines 

Jahres mußte die Regierung dreimal grundsätzliche Aenderungen an dem Besoldungsgesetz vom 30. 

April 1920 durch Ergänzungen vornehmen. Die vorletzte Besoldungsaktion, die eingeleitet wurde am 

28. Oktober 1921 von den Spitzenorganisationen endete mit einem vollen Siege der Regierung. Der 

Vorstand des deutschen Eisenbahnerverbandes charakterisiert das Ergebnis der vorletzten Aktion 

nach einer Notiz im „Vorwärts“ vom 30. Dezember 1921 folgendermaßen. 

„Die Tatsache, daß die neue Besoldungsordnung den unteren Beamten in der Besoldungsgruppe I eine jährli-

che Zulage von nur 1200 Mark, den höheren Beamten der Besoldungsgruppe VIII dagegen je nach dem Dienst-

alter 33.000 bis 54.000 Mark Zulage brachte, machte es den Gewerkschaften fast zur Unmöglichkeit, die Be-

wegung ordnungsgemäß abzuschließen.“ 

Die Bewegung wurde trotz der großen Erregung, die wegen der gänzlichen Unzulänglichkeit der 

Neuregelung der Gehälter in der Beamtenschaft herrschte, ordnungsgemäß abgeschlossen. Das Ab-

kommen wurde mit der Regierung und den Spitzenorganisationen vereinbart. Die Beamten und Ar-

beiter der Reichs- und Staatsbetriebe wurden nicht gefragt, ihre Opposition nicht beachtet. Der Vor-

wurf kann den Spitzenorganisationen nicht erspart bleiben, daß sie tatsächlich es damals verabsäumt 

haben, alle gewerkschaftlichen Kampfmittel zu erschöpfen, um sich im Interesse der Arbeiter und 

Beamten bei der Regierung durch zusetzen. Auch die Hoffnung und die Vertröstung der Beamten auf 

die „bessernde Hand“ des Reichstages bei der Verabschiedung der dritten Ergänzung des Besoldungs-

gesetzes vom 11. November hat sich, wie schon so oft, als trügerisch erwiesen. Das „hohe Haus“ 

stimmte sans fasson den Abmachungen der Gewerkschaften mit der Regierung zu und die Vertreter 

der bürgerlichen Parteien – einschließlich der Sozialdemokratie – gaben nur „wohlwollende“ Erklä-

rungen für die Beamten ab. Die Regierung hatte ihr Ziel erreicht. Die höheren Beamten, auf die sie 

sich allein glaubt stützen zu müssen, erhielten Riesenzulagen, die mittleren und unteren gingen leer 

aus. Die Differenzierung der dreizehn Besoldungsgruppen wurde nicht verringert, sondern vergrö-

ßert. Die Regierung glaubt, aus Prestigegründen der höheren leitenden Beamten eine Annäherung der 

Gehälter der unteren Beamten an die der höheren verhindern zu müssen. Sie begründet allerdings 

diese Beamtenpolitik mit der drohenden Abwanderung der höheren Beamten zur Privatindustrie, wo 

höhere Gehälter gezahlt würden. 

Ein weiteres – allerdings bei genauer Betrachtung sehr wackliges – Argument der Regierung und 

aller bürgerlichen Beamtenpolitiker ist folgende Statistik: 

Die Dienstbezüge eines verheirateten Beamten im Endgehalt (mit zwei Kindern im Alter von 6-14 

Jahren) in Ortsklasse C betragen nach Abzug [88] der Reichseinkommensteuer gegenüber dem Frie-

denseinkommen (Stand vom 1. August 1914): 

Besoldungsgruppe II Bahnwärter 21.630 M. – das  13,81 fache, 

" V Zugführer 27.795 M. – das 10,76 fache, 

" VIII Inspektoren 35.865 M. – das 6,91 fache, 

" XI Regierungsräte 48.355 M. – das 5,79 fache, 

" XIII Ministerialräte 71.875 M. – das 5,70 fache, 

Dieser Vergleich beweist erstens, daß das 13fach gesteigerte Gehalt des Bahnwärters oder das 10fa-

che des Zugführers gemessen an das „nur“ 5fach gesteigerte des Ministerialrates erbärmlich niedrig 

ist und zweitens, daß eben die Gehälter der unteren und mittleren Beamten 1914 und früher geradezu 

entsetzliche Hungerlöhne darstellten. 
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Trotzdem die Spitzenorganisationen unter Vermeidung des Kampfes im November ihre Zustimmung 

zu den absolut ungenügenden, für die unteren und mittleren Beamten geradezu hohnsprechenden 

„Erfolgen“ gaben, mußten sie am 3. Dezember schon wieder eine neue Besoldungsaktion einleiten. 

Vom gewerkschaftlichen Standpunkt aus betrachtet zeugt diese Taktik nicht gerade von weitschau-

ender energischer Lohn- und Beamtenpolitik der Spitzenorganisationen. Diese Schwäche wußte auch 

der Finanzminister Dr. Hermes in seinem Schreiben vom 13. Dezember 1921 als Antwort auf die 

neuen Forderungen der Spitzenorganisationen auszunutzen, indem er schreibt: 

„... Dabei muß es besonders auffallen, daß dieselben Verbände, die jener Neuregelung (die vom 28. Oktober) 

mit Wirkung vom 1. Oktober ab zugestimmt haben, nun unter Beiseiteschiebung des eben erst abgeschlossenen 

Abkommens wiederum eine Neuregelung ab 1. Oktober verlangen.“ 

Daß die Regierung den neuen Forderungen vom 3. Dezember 1921 ein glattes Nein entgegensetzen 

würde, war vorauszusehen, auch nach der Haltung der Spitzenorganisationen bei der letzten Besol-

dungsaktion nicht verwunderlich. Die Spitzenorganisationen mußten sich schon im November darüber 

klar gewesen sein, daß die Regierung einige nicht zu unterschätzende Trümpfe in der Hand hatte. Sie 

mußten wissen, daß die Regierung das seit Juni mit ihnen beratene Ortsklassenverzeichnis noch vor 

Weihnachten verabschiedet haben wollte. Sie mußten weiter wissen, daß durch das neue Ortsklassen-

verzeichnis 16.595 Orte höher eingestuft wurden und dadurch Tausende von Beamten, da die Nach-

zahlung ab 1. April 1930 zu erfolgen hat, zwei- bis viertausend Mark ausbezahlt bekamen. Diese Aus-

zahlung bedeutete de facto die Zerschlagung der Reichseinheitsfront der Beamten. Um noch ein wei-

teres zu tun, verstand es die Regierung alle diejenigen Beamten, die infolge Nichthöherstufung keine 

Auszahlung zu erwarten hatten, dadurch zu beruhigen, daß sie ihnen das Januargehalt als Vorschuß 

zahlte. Wenn die Regierung nunmehr doch gezwungen wurde, über diese neuen Forderungen mit den 

Organisationen zu verhandeln, ist dieses nur auf den Streik der Eisenbahnarbeiter zurückzuführen. 

Jedenfalls ist heute schon klar zu erkennen, daß, nachdem die Spitzenorganisationen sich formell mit 

der Regierung geeinigt haben, durch den Abbruch des Streikes die Durchführung einer gründlichen 

Neuregelung der Besoldungsordnung verhindert wurde. Es besteht gar kein Zweifel, daß durch die 

Uebertragung der Wirkung des Beamtenortsklassenverzeichnisses auch auf die Eisenbahnarbeiter die 

Einheitsfront für die Durchführung einer grundsätzlichen Neuregelung der Besoldungsordnung un-

tergraben ist. Trotzalledem werden die Spitzenorganisationen durch die weiter fortschreitende wirt-

schaftliche Verelendung breiter Schichten der Arbeiter, Angestellten und Beamten gezwungen sein, 

alle Kräfte anzuspannen, um durch eine kluge geschickte Taktik die Reichseinheitsfront der Arbeiter 

und Beamten herzustellen. 

* 

Wandlungen im deutschen Außenhandel.  
Von E. Ludwig. 

I. 

Rein zahlenmäßig betrachtet zeigt der deutsche Außenhandel während der letzten Monate ein Bild 

zunehmender Lebhaftigkeit. Die Ein- und Ausfuhrzahlen Deutschland stellen sich nach amtlicher 

Statistik vom Mai 1921 ab der Menge und dem Werte nach wie folgt: [89] 

Mai 15.340 11.425 5487 4568 929 

Juni 18.236 15.091 6410 5433 977 

Juli 19.245 15.582 7580 6212 1368 

August 21.109 18.277 9418 6617 2741 

September 25.326 18.707 10.688 7519 3149 

Oktober 30.048 19.731 13.875 9711 4164 

November 25.300 19.100 12.300 11.900 400 

Also bis zum Oktober wächst sowohl die Menge wie der Wert auf der Einfuhr- wie auf des Ausfuhr-

seite. Aber eine nähere Untersuchung schon der Zahlen allein ergibt, daß – ähnlich wie bei der jüngs-

ten Konjunktur der deutschen Industrie – der Aufschwung des Außenhandels nur den Verfall verbirgt 

und der Vorbote neuer Krisen ist. 
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II. 

Beim Abwägen der Ein- und Ausfuhrzahlen gegeneinander fällt die zunehmende Passivität der Han-

delsbilanz auf, die erst im November aus noch zu erörternden Gründen wieder zurückgeht. Vom Mai 

bis November zusammen hatte die Einfuhr einen Wert von 65,7 Milliarden, die Ausfuhr einen Wert 

von 250 Milliarden Papiermark. Der Einfuhrüberschuß, die Passivität der Handelsbilanz, beträgt alle 

für diese 7 Monate 13,7 Milliarden Mark. 

Auch vor dem Kriege war die deutsche Handelsbilanz dem Werte nach passiv, während der Menge 

noch die Ausfuhr die Einfuhr überwog. Es stellte sich im letzten Friedensjahr 1913 in tausend Tonnen 

die Einfuhr auf 81.412,3, bei Ausfuhr auf 82.194,8. Der Wert des deutschen Gesamt-Außenhandels 

betrug 1913 in Millionen Goldmark: Einfuhr 11.638,3, Ausfuhr 10.891.2. 

Diese Passivität der Handelsbilanz von 747,1 Millionen Goldmark wurde vor dem Kriege ausgegli-

chen durch die Aktivität der Zahlungsbilanz, den Ueberschuß der Geldleistungen an Deutschland 

über seine auswärtigen Schuldverpflichtungen. So betrug z. B. die Einfuhr an Gold und Silber 1913 

441,3 Millionen Mark, die Ausfuhr nur 102,8 Millionen Mark, sodaß sich für die Edelmetall-Einfuhr, 

die Sachgestalt des Weltgeldes, zugunsten Deutschlands ein Ueberschuß von 339 Millionen Mark 

ergab. 

Die Aktivität der Zahlungsbilanz ist in dem Augenblick verschwunden, in dem Deutschland aufge-

hört hat, ein imperialistischer Staat zu sein. Hatte Deutschland sie bis dahin mit den üblichen Metho-

den der imperialistischen Weltausplünderung, der Kapitalausfuhr, der Anleihepolitik und der koloni-

alen Ausbeutung erzielt, so mußte sie verschwinden, als Deutschland jene Methoden mit dem Verlust 

seiner Kolonien und Interessensphären wie seiner ausländischen Guthaben unmöglich wurden. 

Deutschland wurde aus einem Staat, der Schulden aus aller Welt einheimste, der Weltschuldner: ihm 

wurden die Weltkriegsschulden, die Wiedergutmachungsverpflichtungen mit ihrer Milliardenlast 

aufgebürdet. Es hat nur noch zu zahlen, nicht mehr einzunehmen. Seine Zahlungsbilanz ist dauernd 

passiv. 

Schon daraus folgt, daß die Passivität der deutschen Handelsbilanz heute ökonomisch sich ganz an-

ders auswirkt als vor dem Kriege. Damals war sie die Folge der Kapitalausfuhr und damit Vorausset-

zung und Mittel der Expansion des deutschen Imperialismus, der dadurch seinen Mehrwert realisierte, 

seine Zahlungsbilanz aktiv machte und so neue Anstöße zu immer neuer Ausdehnung fand. Heute ist 

die Passivität der Handelsbilanz ein Bleigewicht mehr am Körper der deutschen Wirtschaft, das ihren 

Aufbau hemmt. Die 13,5 Milliarden Einfuhrüberschuß in den letzten 7 Monaten sind 195 Milliarden 

mehr deutscher Zahlungsverpflichtungen an das Ausland. Sie treten zu den Wiedergutmachungszah-

lungen hinzu. Sie müssen, je mehr sie wachsen, den Wert des deutschen Geldes immer tiefer drücken. 

Denn sie können bei dem Rückgang der Produktivität des deutschen Kapitalismus in letzter Linie nur 

bezahlt werden durch die gesteigerte Produktivität der Notenpresse.*) 

[90] 

 
*) Zutreffend, wenn auch im üblichen ökonomischen Jargon des Unternehmerblattes schildert die „Industrie- und Han-

delszeitung“ vom 2. Januar diese Entwicklung: 

„Was die Entwicklung der deutschen Zahlungsbilanz anbelangt, so mußte diese sich vor allem der ungeheuren Reparati-

onslasten wegen mit Naturnotwendigkeit verschlechtern. Denn Zahlungen an das Ausland können nur [90] auf zwei Wegen 

geleistet werden. Entweder aus Ueberschüssen im wirtschaftlichen Verkehr mit ihm oder durch Fortgabe inländischer 

Substanzwerte. Nachdem aber der Versailler Friedensvertrag die deutsche Wirtschaft, die, wie alle industriellen europäi-

schen Länder, keine aktive Handelsbilanz vor dem Kriege erreichen konnte, derjenigen Erwerbsmittel, die allein die Pas-

sivität der Handelsbilanz wettmachen und uns darüber hinaus einen Ueberschuß aus unserer wirtschaftlichen Tätigkeit 

verschaffen konnte, geraubt hat. nämlich des Besitzes im Auslande, der Handelsflotte usw., können die von uns geforder-

ten Zahlungen an die Entente nur auf dem zweiten Wege durch Hingabe vom Substanzwerten geleistet werden. Zu einem 

Teil geschieht das denn auch auf dem unmittelbaren Wege der unbezahlten Sachlieferungen (z. B. Kohle), die die Ent-

wicklung der Markentwertung nicht direkt beeinflussen, sondern erst auf dem Umwege über die zur Bezahlung der diese 

Exporte bewerkstelligenden Privatfirmen notwendigen Inflation. Zum anderen und erheblicheren Teile müssen die Gold-

wertsummen, die, obwohl sie eigentlich nicht vorhanden sind, gezahlt worden sollen, durch Verlauf von deutsche Mark, 

d. h. durch Ankauf von Devisen und somit durch zwangsläufige Verschlechterung unserer Währung beschafft werden. 
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III. 

Klarer noch als aus dieser allgemeinen Wertrelation der Ein- und Ausfuhr ergibt sich dem Rückgang 

der kapitalistischen Produktivität in Deutschland im Vergleich mit der Vorkriegszeit aus der Art und 

der Zweckbestimmung der ein- und ausgeführten Waren. 

Vor dem Kriege hat das hochkapitalistische Deutschland überwiegend Rohstoffe und Halbfabrikate 

eingeführt und Fertigfabrikate ausgeführt. 1913 waren an der Einfuhr Rohstoffe mit 45,2 % und Halb-

fabrikate mit 10,7 %, fertige Waren mit 15,3 % des Gesamtwertes beteiligt. Auf die Ausfuhr entfielen 

damals auf Rohstoffe 15,8 %, auf Halbfabrikate 10,6 %, auf fertige Waren 61 %. Lebensmittel mach-

ten 1913 26,3 % des Einfuhr- und 12,5 % des Ausfuhrwertes aus. 

Diese Verhältniszahlen haben sich jetzt völlig verschoben, weil die ökonomische Bedeutung des deut-

schen Kapitalismus im Rahmen des Gesamtkapitals sich verändert hat. 

Für die Einfuhr der letzten Monate ist charakteristisch, daß Nahrungs- und Genußmittel die Rohstoffe 

von der ersten Stelle verdrängt haben. Es ergibt sich für Juni bis Oktober 1921 folgende Beteiligung 

der Hauptwarengruppen an der Gesamteinfuhr (in Prozenten des Wertes): 

 Juni Juli August Septemb. Oktob. 

Nahrungs- u. Genußmittel 41,3 38,3 40,9 34,7 40,3 

Lebende Tiere 2,5 3,1 2,7 3,6 2,2 

Rohstoffe 33,1 36,2 35,8 42,3 33,0 

Halbfabrikate 9,4 9,9 9,4 9,5 10,9 

Fertige Waren 13,7 12,5 11,2 19,9 13,6 

Diese Wandlung in der Wertzusammensetzung der Einfuhr ist nicht auf die Geldentwertung zurück-

zuführen, obwohl namentlich im September und Oktober die Zahl des Markwertes in den gestiegenen 

Preissummen des Außenhandels sich äußert. Sie geht zurück auf eine tatsächlich eingetretene Verän-

derung in den Einfuhrmengen für Lebensmittel und Rohstoffe. Während nämlich die Menge der ein-

geführten notwendigen Lebensmittel gegen 1913 nicht abgenommen hat, zeigt sich bei der Rohstoff-

einfuhr eine andere Entwicklung: 

L e b e n s m i t t e l e i n f u h r  i n  1000 dz: 

 August 

1913 

Juli 

1921 

August 

1921 

Septemb. 

1921 

Oktob. 

1921 

Roggen 371 246 120 – – 

Weizen 1942 1572 2784 2629 2735 

Weizenmehl 12 85 66 – – 

Mais 1193 1683 1600 1452 1778 

Reis 199 355 503 465 281 

Fleisch und Speck 39 138 143 120 94 

Schweineschmalz 84 107 152 143 169 

Kakao 30 79 117 110 192 

     [91] 

R o h s t o f f e i n f u h r  i n  1000 x 

 August 

1913 

Juli 

1921 

August 

1921 

Septemb. 

1921 

Oktob. 

1921 

Erze 16.227 5270 3827 5648 9198 

Steinkohlen 8854 578 1014 – – 

Oelfrüchte 1274 237 602 517 690 

A b w e i c h e n d  d i e  E i n f u h r  d e r  T e x t i l r o h s t o f f e: 

 August Juli August Septemb. Oktob. 

Baumwolle 298 351 524 288 297 

Wolle 84 109 147 177 125 

Gestiegen ist weiter auch die Einfuhrmenge bei Textilhalbfabrikaten (Baumwollgewebe und Baum-

wollgarn). 
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Bei der Ausfuhr fällt in die Augen, daß der Anteil der Fertigfabrikate am Gesamtausfuhrwert auf fast 

⅘ gegen 61 % im Jahre 1913 gestiegen ist, während der Anteil der Rohstoffe und Lebensmittel zu-

rückgegangen ist. In Prozent des Gesamtausfuhrwertes betragen die Anteile der Hauptwarengruppen: 

 August September Oktober 

Nahrungs- und Genußmittel 3,0 3,4 4,8 

Lebende Tiere 0,1 0,1 0,1 

Rohstoffe 8,9 9,9 10,2 

Halbfabrikate 7,8 7,6 10,3 

Fertigfabrikate 80,2 79,0 74,6 

Der Schein blühenden Lebens, den diese Zahlen des Wachsens der Ausfuhr vortäuschen könnten, 

schwindet sofort, wenn man auch hier die Mengezahlen betrachtet. Während nämlich die Gesamtaus-

fuhr im Monatsdurchschnitt 1913 61,4 Millionen Doppelzentner betrug, ist sie im Monatsdurch-

schnitt August-Oktober 1921 auf nur 18,9 Millionen Doppelzentner zurückgegangen. Unter den Fer-

tigfabrikaten haben nur einzelne Luxuswaren und Spezialgruppen (Automobile, Fahrräder und Fahr-

radbestandteile, Spielzeug, Aluminiumwaren, Steinkohlenteer, Pech, Pechöle, Anilinsalze) den Mo-

natsdurchschnitt von 1913 erreicht und teilweise überschritten. Sonst zeigt sie bei der Ausfuhr der 

Menge nach überall einen Rückgang gegenüber 1913. 

Bei Lebensmitteln endlich ist vor allem die Zuckerausfuhr zurückgegangen: Sie ist von monatlich 

930.000 Doppelz. im Jahre 1913 auf 4000 Doppelz. im Oktober 1921 gesunken. Gleichzeitig herrscht 

infolge der mangelnden Interessierung der Landwirtschaft Zuckermangel in Deutschland. Gestiegen 

ist die Ausfuhr von Salz, Hopfen, Zigarren und Zigaretten. 

IV. 

Diese Zahlen besagen, daß Deutschland mit dem Verlust seiner machtpolitischen Stellung aufgehört 

hat, auch handelspolitisch eine selbständige Rolle zu spielen. Dafür sind die allgemeine Wandlung 

seines Außenhandels ebenso bezeichnend wie die Gründe seiner Belebung in den letzten Monaten. 

Die Gestaltung der Einfuhr, in der die Lebensmittel der Menge nach noch mehr als dem Werte nach 

die Rohstoffe von der ersten Stelle verdrängt haben, zeigt einmal eine Lebensmittelnot in Deutsch-

land, die Unfähigkeit der deutschen kapitalistischen Landwirtschaft zur Ernährung der deutschen Be-

völkerung. Diese Unfähigkeit ist nicht so sehr auf den Verlust der agrarischen Gebiete Deutschlands 

an Polen zurückzuführen, wie amtliche Stellen glauben machen wollen, als vor allem auf den Rück-

gang der ganzen deutschen Agrarproduktion im Kriege, der trotz einer Besserung des Ernteergebnis-

ses im Jahre 1921 noch immer 40 bis 50 % gegen 1913 beträgt. Das Sinken der Rohstoff-Einfuhr-

mengen bestätigt weiter auch aus der Entwicklung des Außenhandels heraus, daß der deutsche Kapi-

talismus sich auf der absteigenden Linie bewegt. Für den aufsteigenden, die gesellschaftlichen Pro-

duktivkräfte entfaltenden Kapitalismus ist die rasche Zunahme des konstanten Kapitals und daher 

wachsender Bedarf und Verbrauch von Rohstoffen charakteristisch. Für einen Kapitalismus, der, wie 

der deutsche, für seine Entwicklung und Verwertung der Roh[92]stoffe angewiesen ist, bedeutet der 

Rückgang der Rohstoffeinfuhr einen Rückgang in der organischen Zusammensetzung der gesell-

schaftlichen Produktivkräfte. 

Diese Entwicklung drückt sich für das deutsche Kapital im Zusammenhang mit dem Gesamtkapital 

der Welt in der Markentwertung aus. Bis 1914 war die deutsche Mark genau so stabil wie der ameri-

kanische Dollar, das englische Pfund, der französische Franc, weil die deutsche kapitalistische Pro-

duktivität in ihrer imperialistischen Entfaltung mit dem amerikanischen, englischen und französi-

schen Imperialismus Schritt hielt und darum in der Entwicklung dieser Produktivität ihre Zahlungs-

bilanz aktiv war: die Stabilisierung der Mark war Ausdruck und Folge der Stabilität des deutschen 

Außenhandels, die ihrerseits gegründet war auf die machtpolitische Selbständigkeit des deutschen 

Kapitals. Wenn heute dagegen die Mark entwertet ist, so deshalb, weil der deutsche Kapitalismus im 

Wettlauf mit seinen Konkurrenten den Atem verloren hat, weil er mit ihrer Entfaltung nicht mitge-

kommen ist. Dafür ist die Entwicklung des deutschen Außenhandels der Verlust der aktiven Zah-

lungsbilanz, die Passivität der Handelsbilanz und die sinkende Rohstoffeinfuhr ein offensichtlicher 
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Beweis. Die Passivität der Handelsbilanz aber, indem sie den Geldwert senkt, wird ihrerseits wieder 

durch diese Geldentwertung noch gesteigert. War bis zum Krieg der Stand der Mark von der stetigen 

Zunahme der gesellschaftlichen Produktivkräfte Deutschlands abhängig, so sind diese heute umge-

kehrt in ihrer Bewegung von dem Schwanken des Geldwertes bestimmt. 

Der deutsche Außenhandel ist nicht mehr Herr der Valuta, sondern diese ist Herrin des Außenhandels, 

wie sie die Herrin des ganzen industriellen Aufschwungs in Deutschland ist. 

Der Aufschwung des deutschen Außenhandels während der letzten Monate, den die Statistik auf-

weist, erklärt sich als Folge der Valutakonjunktur, als Reflexbewegung des deutschen Ausverkaufs. 

V. 

Der Ausverkauf begann mit der im Juni einsehenden Markkatastrophe, die durch die Erfüllung des 

Londoner Ultimatums nach dem 10. Mai, den Zwang der Regierung, zur Zahlung der ersten Gold-

milliarde und der folgenden Reparationsleistungen sich ausländische Devisen um jeden Preis zu ver-

schaffen, ausgelöst wurde. Die Monatszahlen des Außenhandels zeigen, wie parallel zum Sinken der 

Mark, die Mitte November mit 330 für einen Dollar den tiefsten Stand erreicht hatte, die Ein- und 

Ausfuhrwerte steigen. Während aber, als Ausdruck der fallenden Valuta, vom Mai bis Oktober die 

Preissumme der Ein- und Ausfuhr um rund das 2½fache sich erhöht, hat sich, bezeichnend für die 

Auszehrung des deutschen Kapitalismus, die Menge der Ein- und Ausfuhr nicht einmal verdoppelt: 

Das Valutadumping der deutschen Waren auf dem Weltmarkt konnte zwar eine Valutakonjunktur mit 

wachsendem Außenhandel hervorrufen, aber der gesteigerten Preissumme der Ein- und Ausfuhr ent-

spricht bei weitem nicht die Steigerung der Ein- und Ausfuhr des stofflichen Reichtums als der Ele-

mente der sich verwertenden deutschen Kapitals. 

Der Ausverkauf ist die Erklärung dafür, daß der Preisanteil der Fertigfabrikate an der Gesamtausfuhr-

summe von 61 % 1913 auf 80 % in den letzten Monaten gestiegen ist. Der Tiefstand der Lebenshal-

tung der deutschen Arbeiter ermöglicht die preisunterbietende Konkurrenz der deutschen Exportin-

dustrie auf dem Weltmarkt. Und es ist charakteristisch, daß, während die arbeitenden Massen 

Deutschlands des Notwendigsten entbehren, die deutsche Luxusausfuhr (Automobile, Fahrräder und 

Spielzeug usw.) der Menge nach sich gerade in der letzten Zeit selbst über den Friedensstand von 

1913 erhöht hat. Daneben stieg die Ausfuhr von Rohstoffen (Kohle und Kali) und Halbfabrikaten 

(Roheisen, Stabeisen, Rohbleche, Holzmasse): Die Billigkeit der deutschen Rohstoffe und Halbfab-

rikate wurde zum Anreiz für ausländische Industrie, sich ihrer im deutschen Ausverkauf zu bemäch-

tigen, um so mit billigen Rohstoffen die deutsche Fertigindustrie auf dem Weltmarkt in der Konkur-

renz zu schlagen. 

Der Ausverkauf ist die Erklärung dafür, warum gerade die Einfuhr von Textilien gestiegen ist. Die 

Textilindustrie hängt, mehr als die andere Großindustrie Deutschlands, von der ausländischen Roh-

stoffversorgung ab. Die Schleuderkonkurrenz der billigen deutschen Textilien mußte daher die Woll- 

und [93] Baumwolleinfuhr steigern. Daß sie der Menge nach selbst die Friedenszahlen überschritten 

hat, ist nicht ein Zeichen wachsender Gesundung des deutschen Kapitalismus, sondern ein Zeichen 

dafür, wie stürmisch gerade der Ausverkauf der deutschen Textilindustrie gewesen ist. 

VI. 

Der niedrige Stand der Mark, der nach einem Satz in dem eben erschienenen Jahresbericht der Berli-

ner Handelskammer: „mit geradezu elementarer Gewalt die Waren über die Grenze drängte“, schuf 

gleichzeitig mit den Bedingungen der Valutakonjunktur die Bedingungen ihrer Aufhebung, der kom-

menden Krise Die Marksenkung, die auf der einen Seite zum Stachel der Konjunktur und des Außen-

handelsaufschwungs geworden ist, treibt auf der anderen Seite die Rohstoffpreise so in die Höhe, daß 

die Preise der Fertigfabrikate ihnen nicht zu folgen vermögen. Es führt der allein auf der Valuta sich 

aufbauende industrielle Ausschwung notwendig zur Rohstoffteuerung und Rohstoffknappheit. Be-

zeichnend ist dafür die Entwicklung in der Textilindustrie. Während z. B. die Baumwollpreise auf 

dem Weltmarkt im ganzen stabil geblieben sind, stiegen sie für Deutschland mit dem Fall der Mark. 

Je stürmischer der Ausverkauf, umso größer wurde der Rohstoffhunger, weil jede weitere 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 82 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

Marksenkung neue Preiserhebungen befürchten ließ. So zeigten sich schon im November, noch ehe 

der Rückschlag auf dem Valutamarkt eintrat, Klagen über unerträgliche Rohstoffpreise und zögern-

den Eingang der Rohstoffe in der Textilindustrie. Die Textilfabrikanten bezeichneten schon damals, 

als die Grundlagen der Valutakonjunktur noch nicht erschüttert waren, die Lage ihrer Industrie als 

ernst. 

Aehnlich ist die Entwicklung in der Schwerindustrie. Auch hier macht sich Rohstoffknappheit und 

Rohstoffteuerung bemerkbar. Kohle, Eisen werden exportiert und fehlen darum im Inland. „Die Preis-

steigerung dieser Rohstoffe, die sich den Valutaschwankungen anpaßt, verteuert die Produkte so, daß 

ein Ausgleich ihrer Preise mit den sich senkenden englischen, amerikanischen Preisen eintritt. 

Dieser sich vorbereitende Umschwung spiegelt sich in den Novemberzahlen des deutschen Außen-

handels wider. Der Rückgang der passiven Handelsbilanz im November selbst hinter die Maiziffern, 

ist keine Folge der durch die Konjunktur größer gewordenen Stärke der deutschen Industrie, sondern 

eine Folge ihrer fortdauernden Schwäche. Die Passivität der Handelsbilanz ist vor allem deshalb im 

November kleiner geworden, weil infolge der gewaltigen Preissteigerungen die Preissumme, wie die 

Menge der Einfuhr gefallen ist, während die Menge der Ausfuhr unter dem einmal gegebenen Antrieb 

des Ausverkaufs noch stieg, dagegen die Preissumme der Ausfuhr ebenfalls zurückging, wenn auch 

nicht so stark wie der Einfuhrwert. Der Ausverkauf hat also im November noch angehalten, während 

die Entwertung der Mark bei der Einfuhr bereits als unübersteigliche Zollmauer zu wirken begann. 

An den Einzelziffern des Novemberaußenhandels wird deutlich, daß er als Ergebnis der Valutabewe-

gung nicht eine Besserung, für die deutsche Wirtschaft anzeigt, sondern den Konjunkturumschwung 

ankündigt. 

Bei der Einfuhr hat sich vor allem der Anteil der Rohstoffe wie auch der Nahrungsmittel im Werte 

wie der Menge vermindert. Die Einfuhr betrug in Millionen Doppelzentnern: 

 Oktober: November: 

Erden und Steine 1,20 7,90 

Erze und Schlacken 9,50 10,00 

Kohlen 3,40 2,60 

Mineralöle 1,00 0,70 

Baumwolle 0,10 0,05 

Unedle Metalle 1,70 1,20 

Bei der Ausfuhr beschränkt sich die Abnahme vor allem auf Kohlen, Erden [94] und Steine, auf 

chemische und pharmazeutische Erzeugnisse. Dagegen betrug die Ausfuhr in Millionen Doppelzent-

ners für 

 Oktober: November: 

Waren aus Schnitzstoffen 0,10 0,18 

Papier, Pappe 0,29 0,36 

Maschinen 0,26 0,28 

Elektrotechnische Erzeugnisse 0,06 0,08 

Fahrzeuge 0,05 0,07 

Während also der Ausverkauf Deutschlands sich kaum vermindert hat, ist die Einfuhr an Rohstoffen 

stark zurückgegangen. Die Valutakonjunktur geht zu Ende, das sagen diese Zahlen. Das kündigt auch 

die wieder langsam steigende Zahl der Arbeitslosen an. 

Das Steigen der Mark seit Anfang Dezember 1921 beschleunigt nur den Eintritt der Krise. Die Bes-

serung des Markwertes entwertet durch Preisfall das in zu teuer gekauften Rohstoffen angelegte Ka-

pital und schneidet mit dem Aufhören des Valutadumpings gleichzeitig den Ausverkauf und damit 

die Konjunktur selbst. 

Der Aufschwung der deutschen Industrie während der letzten Monate führt nur zu einer um so tieferen 

Krise. 

Das Widerspruchsvolle dieser Entwicklung des absteigenden deutschen Kapitalismus faßt treffend 

der Jahresbericht der Hamburger Handelskammer zusammen. Auf der einen Seite konstatiert er: 
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„Nach Nord- und Südamerika, nach Afrika, nach Ostasien fahren wieder deutsche Schiffe. Nach China, Japan, 

Ostindien und den Laplatastaaten hat der deutsche Handel wieder die alten Beziehungen in größtem Maßstabe 

aufgenommen und sogar neue Fäden angeknüpft.“ 

Gleichzeitig muß er als Kehrseite dieser Entwicklung zugeben: 

„Die erzielten Exportpreise gestatten bei gleichzeitigem Sinken der Mark eine Fortsetzung der Wirtschaft nur 

in immer geringerem Umfange, weil für den Erlös nicht die gleichen Mengen ausländischer Rohstoffe wieder 

gekauft werden können.“ 

Der deutsche Außenhandel mit seinen alten und neuen Beziehungen führt also nach diesem Zeugnis 

aus Unternehmermund nicht zu einer Entfaltung des deutschen Kapitalismus, sondern zu einer neuen 

Einschränkung seiner Kräfte. 

Für das Reparationsproblem schließlich ist die Gestaltung des Außenhandels nur ein Beweis mehr 

für seine Unlösbarkeit mit kapitalistischen Mitteln. Die Ausfuhrabgabe von 26 % als Maßstab der 

variablen Annuitäten lag die Annahme eines deutschen Jahresexport von 20 Milliarden Goldmark 

zugrunde. Jetzt zeigt sich, daß für die ersten 7 Monate des am 1. Mai beginnenden ersten Reparati-

onsjahres kaum ¼ bis ⅕ der deutschen Friedensausfuhr erreicht ist. Diesen Unterschied usw. mit einer 

Fälschung der Statistik erklären zu wollen, wie die französische Regierung es tut, ist ein zu bequemer 

Ausweg imperialistischer Machtpolitik, selbst dann, wenn man alle Ursache hat, den deutschen amt-

lichen Angaben frisiert zu halten. Die wirkliche Ursache des Rückganges im deutschen Außenhandel 

liegt im Zerfall des deutschen Kapitals. Dieser Zerfall ist zum Hemmnis der Ueberwindung der Welt-

krise und des Wiederaufbaues geworden. Er kann nur auf revolutionärem Wege, durch das Proletariat, 

aufgehalten werden. 

* 

Bücherschau 

Karl Liebknechts Reden und Aufsätze. Verlag der Kommunistischen Internationale, deutsche Aus-

gabe, Karl Hoym, Hamburg. 

Endlich das Buch, das uns das gesamte Schaffen Karl Liebknechts zeigt. Ein Gesamtbild von Lieb-

knechts politischem Wirken fehlte bislang. Gewiß alle, die den Soldaten der Revolution kannten, 

ermessen den ganzen Liebknecht auch auf einem Einzelgebiet. Aber tausende Liebknechts sind er-

standen, tausende, in denen sein Geist fortlebt, müssen den ganzen Liebknecht kennen. Dazu wird 

das Buch beitragen. 

Julian Gumperz, als Herausgeber, nennt das Buch, das ein Gesamtbild der politischen Tätigkeit Lieb-

knechts geben soll, einen Versuch. Unser Urteil: Der Versuch ist ihm gelungen. 

„Für das Proletariat“ – das ist der große Gedanke, der Liebknecht im-[95]mer durchglühte, der stets 

sein Handeln bestimmte. Immer stand er auf Seiten der Unterdrückten und Ausgebeuteten, mit diesen 

ging sein Weg. Sein frühestes Werden ist nicht gezeigt. Liebknecht nach seinem Eintritt ins politische 

Leben. Das ist wichtiger. Sein Werden ist ein Spiegelbild des Wachsens der revolutionären Kraft im 

Proletariat. Er marschiert voraus. Je größer die Gefahr, um so entschlossener sein Handeln. Den of-

fenen und versteckten Feinden des Proletariat stellt er sich tapfer entgegen, schonungslos enthüllt er 

verräterisches Treiben, auf sich lud er allen Haß der Feinde der Arbeiterklasse, die seine Feinde wa-

ren. Er opferte sich, damit das Proletariat die große Gefahr erkenne. 

Und wie er allein blieb, nur wenige standen zu ihm – da zweifelte er trotzdem nicht, daß sein Opfer, 

sein Leiden die Arbeiter anspornen werde, den Weg zu gehen, den er gewiesen. Er war kein „Wis-

senschaftler“ – eigene Tat sein Ruf. 

Das Buch zeigt uns Liebknechts Kampf gegen die offizielle deutsche Sozialdemokratie, zeigt seinen 

Kampf gegen Reformismus, der mit radikalen Phrasen sich heuchlerisch umhüllte. 

Der Neuen, der Jugend, galt seine Arbeit. „Die Jugend des Proletariats wird Sieger bleiben über alle 

Feinde“, so ruft er 1911 auf dem Parteitag in Jena. Sein Glaube an die Arbeiterjugend ist nicht 
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unerfüllt geblieben. Er begeisterte auf den sozialistischen Jugendtagen der Vorkriegszeit tausende 

junger Arbeiter und Arbeiterinnen, deren Demonstrationen den Parteialten unbehagliche Stimmung 

bereitete. Liebknecht entzündete nicht nur Jugendfeuer, er vertiefte auch. (Das Buch enthält Reden 

Liebknechts zur Jugendfrage im Parlament der wilhelminischen Epoche, die uns sein inneres Ver-

bundensein mit der Jugend darlegen. Leider ist nicht eine der vielen Reden wiedergegeben, die Lieb-

knecht an die Tugend selbst richtete.) 

Liebknechts Wirken in der Jugend war vor allem darauf gerichtet, glühenden Haß gegen den Milita-

rismus der besitzenden Klasse hervorzurufen. Die offizielle Partei behandelte den dritten Punkt des 

Erfurter Programms akademisch. Anders Liebknecht. Er richtete seine Worte vor allem an die Teile 

der Arbeiterschaft, die noch vor den Kasernenjahren standen. Kampf denen, „die auf Vater und Mut-

ter schießen lassen, wenn sie es befehlen“. 

Die Jugend hielt zu ihrem Liebknecht, als ihm die Kriegshetzer zur Strecke gebracht, als ihn die 

meisten Parteialten nicht verstanden, als jene „Führer“ ihn einen Narren hießen, ihn mit Kot bewar-

fen, da stand fast die gesamte sozialistische Jugend im Lande hinter ihrem Führer Liebknecht. Uner-

müdlich wie er, unterwühlte die Jugend die Feste des Kapitaltomus, den Militarismus, der die Milli-

onen in den Tod jagte. (Das Buch enthält Spartakusbriefe, die Liebknecht geschrieben). Viele tapfere 

Jugendgenossen teilten sein Schicksal. Auch für sie war der Zuchthauskittel ein Ehrenrock. Der Vor-

kämpfer Liebknecht hielt ihren Mut aufrecht. – Einmal hat der Zuchthäusler Liebknecht gezittert, 

beim Gedanken an das Schicksal der russischen Revolution, wenn die deutschen Arbeiter nicht hel-

fen: „Ich möchte helfen“. – 

Endlich erhoben sich die deutschen Arbeiter. Liebknecht rückte wieder an die Spitze. Das Buch er-

zählt durch Bucharin eine Episode. Nach Liebknechts Freilassung fand ihm zu Ehren eine Begrüßung 

in der Berliner russischen Botschaft statt. Namhafte Führer nahmen teil. Auf die Begrüßungsreden 

antwortete Liebknecht, aber er richtete seine Rede an einen anwesenden Jugendgenossen. Die Jugend, 

das Künftige fesselte ihn. 

Liebknecht ist tot. Die revolutionäre Jugend ist reifer geworden in den Stürmen der Revolution. Aber 

mit jungen, glühenden Herzen, erfüllt mit dem Feuer, das Liebknecht gegeben, lebt sie, kämpft sie. 

Liebknechts Geist in der heranwachsenden Generation wachzurufen, dazu wird dieses Buch beitra-

gen. 

Liebknecht als revolutionärer Parlamentarier. Die Abschnitte: Gegen den Reformismus, Gegen den 

Krieg, Gegen die offizielle deutsche Partei und weitere geben in sehr gut getroffener Auswahl seine 

Reden und Arbeiten wieder. Beim Nachlesen seiner Parlamentsreden vergeht der üble Hauch, der uns 

anwidert, wenn wir an „Parlamentarismus“ denken. Der zweite Kongreß der KI konnte mit Recht 

unsern Liebknecht als das Muster eines revolutionären Parlamentariers bezeichnen. 

Aus der Untersuchungshaft schreibt Liebknecht über den revolutionären Parlamentarismus (Seite 

117): 

„Dem Proletariat bleibt nur ein Erlöser, das Proletariat selbst. Das Parlament kann ihm kein Erlöser sein. – 

[96] Und doch kann es der revolutionären Bewegung wichtige Hilfe leisten. 

... indem es vom Klassenkämpfer, der sein parlamentarisches Mandat nur für diesen Zweck erworben hat, zur 

revolutionären Tribüne verwandelt wird, von der er den Feuerbrand ins Gebälk der herrschenden Ordnung und 

den Schlachtruf in die Massen schleudert.“ 

So hat Liebknecht als revolutionärer Parlamentarier gehandelt. Nicht nur politisch, auch erzieherisch 

muß das Buch wirken. Darum heben wir diese Stelle hervor. 

Auf politische Wirkung sind ganz besonders eingestellt die Abschnitte: Für die russische und für die 

deutsche Revolution. 

Da ist sein politisches Wirken auf dem Höhepunkt. Mehr ist ihm nicht beschieden gewesen. Er 

drängte, nicht bei dem Halben stehen zu bleiben. 
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Alle Formen, in denen Liebknechts politische Tätigkeit sich vollzog, sind in diesem Buch trefflich 

gezeichnet. 

Vorkämpfer des deutschen, des Weltproletariats. – So muß er weiterleben. Anspornen muß das Buch 

zum rastlosen Kampf.  P a u l  F r a n k e n, Solingen. 

* 

Karl Liebknecht politische Auszeichnungen aus einem Nachlaß, herausgegeben von F r a n z  P f e m -

f e r t  unter Mitarbeit von S o p h i e  L i e b k n e c h t. Aktionsbücherei (82 Seiten). 

Fast gleichzeitig mit den Reden und Aufrufen sind die politischen Aufzeichnungen erschienen. Franz 

Pfemfert hat dazu ein sehr lesenswertes Vorwort geschrieben, ihm kann überhaupt die Herausgabe 

dieser Aufzeichnungen, die vor allem das Bild des Antimilitaristen und Revolutionärs Liebknecht in 

der Kriegszeit vervollständigen, als großes Verdienst angerechnet werden. Das Buch muß jeder Re-

volutionär lesen, es wird eine Quelle der Kraft und Zuversicht werden, weil es die beispielgebende 

Haltung Karls in der schwersten Zeit des Burgfriedens und der Menschenschlächterei nacherleben 

läßt und nacherleben läßt, wie der edelsten Menschen einer durch alle Vorurteile und Gewissenskon-

flikte seiner Zeit und, was mehr ist, seiner Partei hindurch, zum Kommunismus gekommen ist. 

* 

Spartakusbriefe. Dokumente des Kommunismus, herausgegeben von der K. P. D., Berlin 1921, 162 

Seiten. 

Endlich sind die Spartakusbriefe gesammelt erschienen. Sie sind das unentbehrliche Dokument für 

die Entstehungsgeschichte der K. P. in Deutschland und gehören in die Hand jedes klassenbewußten 

Arbeiters. 

* 

„An das Gewissen der Völker“, eine Rede von Prof. Fritjof Nansen bei der zweiten Internationalen 

Konferenz des Arbeitsamtes beim Völkerbund am 12. Nov. 1921 in Genf über die Hungersnot in 

Rußland, und die Mittel zu ihrer Beseitigung. 21 Seiten mit Anhang: Berichte des deutschen Roten 

Kreuzes (Prof. Mühlens) aus dem Wolgagebiet sowie des Quäkers Albert Koterill eine Uebersichts-

karte Sowjet-Rußlands mit dem Stand der Mißernte 1921 nach Gebieten. Herausgegeben vom Aus-

landskomitee zur Organisierung der Arbeiterhilfe für die Hungernden in Rußland, Preis Mk. 2,–, 

Reinertrag für die Hungernden in Rußland. Für Buchhandel und Einzelbezieher erhältlich im Malik-

Verlag, Berlin-Halensee, Kurfürstendamm 76. 

* 

Druckfehlerberichtigung.* 

Im Artikel „Verfall oder Entwicklung der Produktionskraft in Deutschland?“ des Genossen E. 

P a w l o w s k i  (Int. 16. Jhg. Heft 3) sind folgende sinnstörende Druckfehler zu verbessern: 

S. 63 (Ueberschrift) Produktionskräfte, statt Produktionskraft; S. 66, 3. Z. v. ob. Produktionskräfte 

statt Naturkräfte, S. 66, 36. Z. v. ob. organisatorischen statt organischen; S. 67, 39. Z. v. ob. Vor-

kriegs-Aufnahme statt Vollkriegs-Aufnahme; S. 68, 9. Z. v. ob. „niederen“ statt „modernen“; S. 69, 

2. Z. v. ob. ist nicht zu streichen. 

Im Artikel von Ernst Meyer, Zur Krise unserer Partei, muß es auf Seite 82 heißen: „... und nicht unter 

großem Geschrei das zu verbrennen, was vor ein paar Stunden von ihnen noch selbst angebetet 

wurde.“ 

[97] 

  

 
* Die Druckfehler wurden beseitigt. KWF 
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Die Internationale  

Jahrg. 4 ⁕ Ausgegeben 22. Januar 1922 ⁕ Heft 5 

Zwischen Cannes und Genua. 

Δ Berlin, den 20. Januar 1922 

Die Konferenzorte der Siegermächte sind Stationen auf dem Schicksalswege des deutschen Volkes 

geworden. Die neue Wegstrecke liegt zwischen Cannes und Genua. Es ist eine Gefahrenstrecke nicht 

nur für die deutsche, sondern für die internationale Politik. Der Sturz Briands, seine Ersetzung durch 

Poincaré, sind ein Schlag des französischen Imperialismus mit der Faust auf den Tisch. Wem und 

was gilt der Schlag? Das ist ganz unbestimmt und gerade darin liegt die Gefahr. Die Abneigungen 

der Finanz- und Militärklique, die Poincaré – la guerre auf den Thron erhoben hat, sind bestimmt 

genug, aber es ist völlig unbestimmt, was sie positiv will. Sie will keine Reduzierung der deutschen 

Schuld, aber kein Weg ist sichtbar, sie voll zu erlangen, als der halsbrecherische Weg des Abenteuers, 

der militärischen Handstreiche, der Isolierung. Sie sträubt sich gegen ein Zurückweichen vor Eng-

land, dem Amerika zur Seite steht in der Unterseebootsfrage, in der Orientfrage, in der Frage des 

Garantievertrags, aber keine englische Konzession in der deutschen Frage ist zu haben ohne franzö-

sische Konzessionen in diesen Fragen. Es ist klar zu übersehen, daß am Ende der Politik des Cabinetts 

Poincaré die Politik des Cabinetts Briand stehen muß oder irgend eine innere oder äußere Krise, Aber 

selbst wenn dieser Endpunkt erreicht wird, ist er nur in waghalsigen Kletterpartien erreichbar. Und 

bekanntlich ist das Abwärtsklettern noch halsbrecherischer als das Aufwärtsklettern. Eine ganz be-

sonders sorgfältige Ueberwachung der französischen Politik durch die französische und deutsche Ar-

beiterklasse auf der Wegstrecke zwischen Cannes und Genua ist notwendig. 

Hat Cannes in Frankreich das Kabinett Poincaré geboren, so hat es in Deutschland die Plattform für 

die Stinnesregierung im Reich geschaffen. Den Steuerkompromiß der Sozialdemokratie kann man in 

dem Augenblick, wo wir dies schreiben, als dem Abschluß nahe betrachten, die verhüllte Ausliefe-

rung der Eisenbahnen, Wasserwege usw. an Stinnes & Co, ist auf dem Wege, die „Erfassung der 

Sachwerte“ ist bei dem in Deutschland üblichen Begräbnisplatz angelangt, nämlich bei der Kommis-

sion. Die Stinnes & Co. können sich den Zeitpunkt nach Gutdünken auswählen, wo sie offen die 

Staatsmacht in die Hand nehmen. Die Wege sind gebahnt, soweit die Führer der Sozialdemokratie 

und der Gewerkschaften, und soweit die Führer der Kleinbürgerschaft im Zentrum und der demokra-

tischen Partei in Betracht kommen. 

Die Massen haben einstweilen noch still gehalten. Zwar gärt es in der Beamtenschaft, zwar künden 

sich neue Streiks an. Aber solange die Bataillone der Arbeiterschaft noch nicht zueinander gefunden 

haben, können eben diese Tänze nach der Musik von Stinnes noch eine gute Weile getanzt werden. 

Jedoch auch die Grenzen dieser politischen Konjunktur sind abzusehen. Kleinbürger und kleinbür-

gerlich gesinnte Arbeiter, am Ende des La-[98]teins, phantasierten sich in Stinnes den kapitalistischen 

Heiland zusammen, der alle Räder surren lassen und die Konjunktur schaffen wird, bei dem für jeden 

etwas abfällt: für den Kapitalisten der große Profit, für den Kleinbürger der kleine Profit, für den 

Arbeiter der sichere Verdienst. Aber es zeigt sich schon, das die Methoden des kapitalistischen Hei-

lands unangenehm abstechen von denen des Heiland der galiläischen Fischer. Jener nahm von den 

Reichen, um den Armen zu geben. Dieser nimmt von den Armen, um den Reichen zu geben. Jener 

speiste mit fünf Broten 7000 Menschen und sie wurden satt, dieser speist auch mit sehr wenigen 

Broten sehr viele Menschen, aber das Wunder bleibt aus, sie werden nicht satt. Die Erhöhung des 

Brotpreises zunächst um 75%, die Durchtreibung des Achtstundentags zunächst bei der Eisenbahn, 

die Steigerung der Mieten auf ein Vielfaches, die angekündigte weitere Erhöhung der Eisenbahn- und 

Posttarife, die von Rathenau in Cannes angekündigte Verdopplung oder Verdreifachung der Steuern 

usw. usw., das alles hat den hellen Heiligenschein um das Haupt der Schwerindustrie und des Finanz-

kapitals bereits beträchtlich verdunkelt, Die welterlösende Rolle der Industriekapitäne beruht wie an-

dere Welterlöserrollen auf dem Glauben, der Glaube beruht bekanntlich auf der Fähigkeit des Glau-

bensstifters, Wunder zu tun. Ist auch das Wunder, das von dem kapitalistischen Heiland erwartet 

wird, simpel genug – Brot nebst Zukost – bleibt es aus, so bleibt am Ende auch der Glaube aus. Die 
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Riefendimensionen des kapitalistischen Vampirs mögen die Massen noch eine Zeitlang schrecken, 

aber wenn die Nebelschleier der Illusion gefallen sind, so ist die Auseinandersetzung unvermeidlich. 

Die Grenzen der wirtschaftlichen Konjunktur sind schon in Umrissen sichtbar. Das Reichswirt-

schaftsamt macht bereits die Unternehmer auf den wahrscheinlichen Konjunkturumschwung auf-

merksam. Die Arbeitslosenziffern sind bereits wieder im Wachsen. Die Fata morgana der allgemei-

nen Weltprosperität will sich nicht greifen lassen und die deutsche Konjunktur des Ausverkaufs, der 

Lebensmittelteuerung und der Kulilöhne ist im Begriff den Weg allen Fleisches zu gehen, wie die 

nahe verwandte polnische Konjunktur dies bereits getan hat. Beide bestätigen an ihrem Teil die Prog-

nose, die der Weltkongreß der kommunist. Internationale stellte: Kurzlebige Konjunkturen, lange 

Krisen, und beide auf einer im Ganzen abwärts gehenden Kurse. 

Das andere Erbe von Cannes ist Genua. Dort werden Deutschland und Sowjetrußland zum erstenmal 

nach Kriegsende als formell gleichberechtigte Teilnehmer erscheinen. Freilich die formelle Rolle und 

die wirkliche Rolle sind einigermaßen verschieden bei beiden. Sowjetrußland, vertreten durch seine 

proletarische Regierung, arm und verhungert wie es ist, erscheint als wirkliche Weltmacht, stark nicht 

nur durch seine staatlichen Machtmittel, stark durch die Wahl, die Tore für die kapitalistische Ware 

und für den Kapitalexport aus dem Westen früher oder später, enger oder weiter aufzumachen, stark 

vor allem durch die Tatsache, daß die Arbeitermassen aller Länder ihm, wenn auch in verschiedenen 

Graden, verbündet sind. Deutschland erscheint formell auf dem gleichen Fuß, seine tatsächliche Rolle 

wird aber niemals mit der Sowjetrußland verwechseln können. 

Zwischen Cannes und Genua wird sich zeigen müssen, ob die 2. und die 2½ Internationale imstande 

bereit sein werden, zu helfen, die proletarische Front im internationalen Maßstab zu verwirklichen, 

der sie im nationalen Rahmen Hindernisse um Hindernisse in den Weg legen. Es ist klar, daß auch 

[99] eine internationale Konferenz Sinn hat, die den Kreis soweit zieht, wie die in Genua, die vor 

oder spätestens gleichzeitig mit Genua stattfindet und die die größten Weltenorganisationen, die Ge-

werkschaften, mit umfaßt. Alles andere, zumal der Plan der Internationale 2½, einer Rumpfkonferenz 

der Westländer, ohne die Gewerkschaften, muß auf einen bloßen Führerkonventikel, auf ein Reden- 

und Resolutionentournier ohne praktisches Ende hinauslaufen. 

Zu Beginn der nächsten Woche wird der Zentralausschuß unserer Partei tagen. Zu der Erledigung der 

Parteiauseinandersetzungen, die ihm zufallen wird, ist kaum mehr etwas zu sagen, nachdem in den 

wenigen Wochen seit Beginn dieser Auseinandersetzungen die Toten so rasch geritten sind, nachdem 

die liquidatorische Praxis die liquidatorische Theorie bis auf die Knochen enthüllt hat. Die Anmel-

dung der kommunistischen Arbeitsgemeinschaft bei den Unabhängigen hat den Spuk sowohl der „So-

zialrevolutionären“ Massenpartei, des Herrn Levi, wie der Frieslandschen ad usum Delphini kastrier-

ten Ausgabe, der „wirklichen“ „Kommunistischen Massenpartei“ bis auf den letzten Rest aufgelöst. 

Durch ihre Anmeldung bei der U. S. P. erbringt die „Arbeitsgemeinschaft“ den denkbar schlagendsten 

Beweis dafür, daß der „Kommunistische Gedanke“ außerhalb und wider die Kommunistische Partei 

– in der Tat unabhängig macht; zwar nicht unabhängig-kommunistisch, was das auch sein mag, im-

merhin aber unabhängig-sozialdemokratisch. 

Dem Zentralausschuß bleibt nur noch übrig, die klar gestellte Rechnung pünktlich abzuschließen, 

politisch wie organisatorisch. 

* 
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Rosa Luxemburgs Stellung zu den taktischen Problemen der Revolution.  
A. W a r s k i  (Warschau). 

„Wir haben Fehler begangen .... Viele Fehler ... Große Fehler ... (Lenin, s. seine ver-

schiedene Reden und Aufsätze feit 1918 bis zur letzten Zeit) 

„Die Bolschewiki haben sicher verschiedene Fehler in ihrer Politik begangen und be-

gehen sie vielleicht noch jetzt – man nenne uns eine Revolution, in der keine Fehler 

begangen worden sind! Die Vorstellung von einer Revolutionspolitik ohne Fehler, 

obendrein in dieser völlig beispiellosen Situation, ist so abgeschmackt, daß sie nur 

eines deutschen Schulmeisters würdig wäre ...“ 

„Die Schuld an den Fehlern der Bolschewiki trägt in letzter Linie das internationale 

Proletariat und vor allem die beispiellose beharrliche Niedertracht der deutschen So-

zialdemokratie, einer Partei, die im Frieden an der Spitze des Weltproletariats zu mar-

schieren vorgab, alle Welt zu bekehren und zu führen sich anmaßte, im eigenen Lande 

mindestens zehn Millionen Anhänger beiden Geschlechts zählte, und nun seit vier 

Jahren wie die feilen Landsknechte des Mittelalters auf Geheiß der herrschenden 

Klassen den Sozialismus vierundzwanzigmal an jedem Tage ans Kreuz schlägt“ (Rosa 

Luxemburg, im Spartakusbriefe vom September 1918. Nr. 11) 

I. 

Im Jahre 1918 hatte ich große Bedenken der Oktoberrevolution gegenüber. Wer hatte sie nicht ge-

habt? Etwa die Bolschewiki? 

Lenin, Trotzki und die ganze feingebildete Schar von revolutionären [100] Marxisten in Rußland 

haben im Kampfe gegen die Menschewiki, Sozialrevolutionäre usw. stürmisch die versprochene, aber 

immer verschobene Einberufung der konstituierenden Nationalversammlung verlangt und als sie end-

lich versammelt war, haben sie sie mit Bajonetten auseinander gejagt. Hatten sie im voraus keine 

Bedenken dagegen, die Bolschewiki, die fast zwei Jahrzehnte für die Losung der Konstituante kämpf-

ten? Sie haben die kleinbürgerliche „sozialrevolutionäre“ Lösung der Agrarfrage im Sinne der Bo-

denzerschlagung und Gründung von Bauernfamilien-Wirtschaften immer auf heftigste bekämpft, sie 

traten immer für die Lösung der Agrarfrage im allgemein geltenden marxistischen Sinne ein – für die 

Nationalisierung des Grund und Bodens – und, an die Macht gelangt, proklamierten sie im Dekret 

die „sozialrevolutionäre“ Lösung. Haben sie das ohne Bedenken, aus purer Lust getan? Sie verlangten 

die uneingeschränkte Demokratie, absolute Preßfreiheit usw. – und haben all die demokratischen Er-

rungenschaften abgeschafft. War all das so ganz kritiklos, im Handumdrehen gemacht? 

Man kann über die Probleme der russischen Revolution denken, wie man will – eins ist aber klar: in 

einer Revolution gilt vollauf die Wahrheit: am Anfang war die Tat. Mit anderen Worten, es ist der 

lebendige Fluß der Geschehnisse, der reißende Strom der Revolution, der aus ihrer Tiefe, je nach dem 

Grade der Entwicklung, je nach der Reife der menschlichen Gesellschaft sowohl die Lösung der ge-

schichtlichen Probleme, wie die Mittel zu ihrer Ausführung mit sich bringt. In ruhigen Zeiten kann 

man mit überlieferten Vorstellungen herumlaufen – im Strom der Revolution aber wird man wegge-

schwemmt samt allen Bedenken. Es waren also nicht die wichtigsten Dekrete der Bolschewiki, die 

der russischen Revolution Sinn, Gestalt und Form verliehen – es war die Revolution selbst, die mit 

eherner Notwendigkeit die Gesetze diktierte. Darin liegt ja der größte Wert und Sinn der neuen Er-

fahrungen und Erkenntnisse, die uns die Oktoberrevolution gebracht hat. 

Wir in Polen verspürten nicht die Einwirkungen der gewaltigen Ereignisse, die in Rußland die Mar-

xisten zur Aufgabe mancher überlieferter Vorstellungen zwangen und ihnen neue Erfahrungen brach-

ten, so wie die Pariser Kommune, die doch eine Erfahrung in viel kleinerem geschichtlichen Maß-

stabe war, Marx und Engels dazu brachten, in ihr die endlich entdeckte Form der Diktatur des Prole-

tariats zu erblicken und zugleich ihre Meinung über die Handhabung der Staatsmaschine und der 

Form der Demokratie zu ändern. Vor der unmittelbaren, lebendigen Einwirkung der sich schnell ent-

wickelnden, einander überstürzenden Ereignisse waren wir geschützt durch die gepanzerte Faust der 

deutschen Okkupation, die aus Polen eine Wüste machte und eine Atmosphäre fast der Friedhofsstille 

schuf, die uns geistig zu ersticken drohte. So hatten wir es nicht leicht, mit unseren Bedenken fertig 
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zu werden. Wie konnte es aber unseren Genossen in Deutschland anders ergehen, die hinter Zucht-

haus- und Gefängnismauern schmachteten? 

Ende November oder Anfang Dezember 1918 brachte mir ein deutscher Wehrmann aus Berlin nach 

Warschau einen kleinen polnisch geschriebenen Zettel von Rosa Luxemburg, in dem sie mir als Ant-

wort auf meine Mitteilungen etwa Folgendes schrieb: 

„Wenn unsere Partei (in Polen) voll Enthusiasmus für den Bolschewismus ist und zugleich (in einer geheim 

gedruckten Broschüre) gegen den Brester Frieden der Bolschewiki und gegen ihre Agitation mit der Losung 

der ‚Selbstbestimmung der Völker‘ aufgetreten ist, [101] dann ist es Enthusiasmus gepaart mit kritischem Sinn 

– was können wir uns mehr wünschen? Alle Deine Vorbehalte und Bedenken habe ich auch geteilt, habe sie 

aber in wichtigsten Fragen fallen gelassen, und in manchen bin ich nicht soweit gegangen, wie Du. Terrorismus 

beweist, große Schwäche, gewiß, aber er richtet sich gegen innere Feinde, die ihre Hoffnungen auf Bestehen 

des Kapitalismus außerhalb Rußlands bauen, von ihm Unterstützung und Ermunterung bekommen. Kommt 

die europäische Revolution, so verlieren die russischen Konterrevolutionäre nicht nur Unterstützung, sondern 

– was wichtiger ist – auch Mut. Also ist der bolschewistische Terror vor allem ein Ausdruck der Schwäche des 

europäischen Proletariats. Gewiß, die geschaffenen Agrarverhältnisse sind der gefährlichste, wundeste Punkt 

der russischen Revolution. Aber auch hier gilt die Wahrheit – auch die größte Revolution kann zuerst nur das 

vollbringen, was durch die Entwicklung reif geworden ist. Dieser wunde Punkt kann auch nur durch die euro-

päische Revolution korrigiert werden. Und diese kommt! ...“ 

So schrieb mir damals unsere große Freundin. Oder habe ich nur geträumt? 

Luise Kautsky schrieb Rosa Luxemburg ins Grab, daß sie sich nach Verlassen des Gefängnisses, wo 

ihr der bolschewistische Terror viele schlaflose Nächte verursacht habe, sogleich mit Haut und Haa-

ren dem Bolschewismus ergeben habe. Hat sie umsonst ihre tote Freundin dieses furchtbaren Verbre-

chens angeklagt, oder war es auch nur ein Traum? 

Unter dem Titel: „Die Russische Revolution. Eine kritische Würdigung“, hat Dr. Paul Levi eine Bro-

schüre herausgegeben, die Rosa Luxemburg im Sommer 1918 im Gefängnis angefangen, aber nicht 

zu Ende geschrieben hat. Diese Broschüre enthält eine scharfe Kritik der ganzen bolschewistischen 

Taktik nach der Oktoberrevolution, richtet sich also gegen die Sprengung der konstituierenden Nati-

onalversammlung, gegen die Aufhebung der Demokratie, der Preß- und Versammlungsfreiheit, ge-

gen den Terrorismus, gegen die Lösung der Agrarfrage. Die Veröffentlichung dieser nicht vollende-

ten Broschüre wäre gewiß ein interessanter biographischer Beitrag, der uns zeigt, wie der Geist der 

Verfasserin zwischen vier Wänden der Kerkerzelle um die Erkenntnis der neuen Revolutionsprob-

leme rang. Aber Paul Levi präsentiert seinen Lesern die Broschüre nicht als Fragment eines über-

wundenen Geistesringens der Verfasserin, sondern als die endgültige reife Frucht ihres Denkens, als 

eine Art politischen Testaments Rosa Luxemburgs. Im „Mitteilungsblatt der K. A. G.“ vom 6. Januar 

1922 behauptet er sogar ganz kategorisch: „Nein: Rosa Luxemburg hat ihre Ansicht über Taktik der 

Bolschewiki zu Lebzeiten nicht geändert, wie auch Leo Jogiches nicht. Ja, ich glaube, auch die pol-

nischen Freunde von Rosa Luxemburg haben ihre mit Rosa konforme Auffassung erst lange nach 

dem Tode von Rosa Luxemburg geändert.“ 

Was die polnischen Freunde betrifft, haben wir ein geschichtliches Dokument: Als wir im Dezember 

1918 zur Vereinigung der polnischen Sozialdemokratie mit der Linken der P. P. S. in eine Kommu-

nistische Partei schritten, haben wir vorerst eine programmatische Erklärung ausgearbeitet, die wir 

Rosa Luxemburg und Leo Jogiches nach Berlin zur kritischen Begutachtung schickten. Beide haben 

an diesem Entwurf kein Wort auszusetzen gehabt, und diese im Druck erschienene programmatische 

Erklärung, die direkt an die russische Revolution anknüpft, war kommunistisch, d. h. sie war das 

Gegenteil von Konstituante, Demokratie usw. 

[102] Wäre aber die Behauptung Paul Levis richtig, so hätte das bedeutet, um nur zwei Beispiele 

anzuführen: seit November 1918 bis zu ihrem Tode war Rosa Luxemburg für die Einberufung der 

Nationalversammlung, für die Pressefreiheit der Konterrevolutionäre mitsamt den abhängigen Sozi-

aldemokraten. Und weil Paul Levi durch seinen Verleger sich als den „politischen Erben von Rosa 

Luxemburg“ reklamieren läßt und, angenommen, die Broschüre sei wirklich das politische Testament 
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der Verfasserin, so folgt daraus, daß der Herausgeber dieser Broschüre für die Einberufung der Nati-

onalversammlung usw. war, daß der einstige Vorsitzende der Deutschen Kommunistischen Partei 

sich anschickte, in der nächsten deutschen Revolution die Rolle Eberts zu übernehmen und für ein 

neues Weimar zu kämpfen, daß er also in der Kommunistischen Partei als verkappter Scheidemann 

fungierte. Allein, zur Ehre Paul Levis muß gesagt werden, daß seine Behauptung unwahr ist. Er war 

in den Reihen des deutschen Kommunismus kein verkappter Scheidemann, er hat gegen Weimar 

gekämpft, gegen die Pressefreiheit der – Menschewiki. Auf dem Gründungsparteitag der K. P. D. hat 

er wie die Bolschewiki gesprochen: „Der Weg des Proletariats kann nur über die Leiche der Natio-

nalversammlung gehen.“ Zu dem Berliner Generalstreik im März 1919 läßt er einen Vertreter der 

Partei mit Stolz folgendes sagen (Caius Broschüre): „Sei die Streikleitung ein Ausdruck des revolu-

tionären Willens der Massen, so habe sie die konterrevolutionäre Presse, einschließlich des den Streik 

bis aufs Messer bekämpfenden „Vorwärts“, zu unterdrücken, die revolutionäre Presse aber nicht nur 

zu dulden, sondern durch verstärkte Papierlieferung zu fördern.“ Die Unterdrückung der konterrevo-

lutionären Presse wurde verlangt, obgleich es noch kein blutiger bewaffneter Bürgerkrieg, keine Dik-

tatur des Proletariats war. So sprach Levi, als er noch Kommunist war. Erst als er aufgehört hat, 

Kommunist zu sein, entdeckte er das angebliche politische Testament Rosa Luxemburgs und prokla-

mierte sich prompt als sein Erbe. 

Lassen wir Tatsachen sprechen. 

II. 

Gewiß, Rosa Luxemburg trat auch später noch, nach der Befreiung aus dem Gefängnis, gegen den 

Terror auf, in dem sie ihn als spezifisches Instrument der bürgerlichen Revolutionen charakterisierte 

und zum Schluß sagte: 

„Terror und Schreckensherrschaft waren in den bürgerlichen Revolutionen ein Mittel, geschichtliche 

Illusionen zu zerstören oder hoffnungslose Interessen gegen den Strom der Geschichte zu verteidi-

gen.“ 

Aber „das sozialistische Proletariat tritt, dank der Theorie des wissenschaftlichen Sozialismus, in 

seine Revolution ohne alle Illusionen ein. ... Es tritt in die Revolution ein, nicht, um gegen den Gang 

der Geschichte utopischen Hirngespinsten nachzujagen, sondern um, gestützt auf das eherne Trieb-

werk der Entwicklung, zu vollbringen, was das Gebot der geschichtlichen Stunde ist: den Sozialismus 

zur Tat zu machen. Als Masse, als gewaltige Mehrheit der Arbeitenden soll das sozialistische Prole-

tariat seine historische Mission erfüllen. Es hat deshalb nicht nötig die eigenen Illusionen erst durch 

blutige Gewaltakte zu zerstören“ (R. F. 24.11.1918). 

Hier haben wir noch die einfache, überlieferte Gegenüberstellung von Terror und Masse, wie wir sie 

gemeinsam mit den russischen Genossen gegen die russischen und polnischen Terroristen zur Zeit 

des Kampfes gegen den Zarismus ins Feld führten. Zweitens stützt sich Rosa Luxemburg auf die 

Erfahrungen der großen bürgerlichen Revolutionen, genau wie in der Broschüre, in der sie sich auf 

[103] dieselben Erfahrungen beruft, um die Notwendigkeit der Konstituante zu beweisen. Wir werden 

weiter sehen, wie sie in der „Roten Fahne“ dieselben Erfahrungen benutzt, um prinzipiell zu der ent-

gegengesetzten Auffassung zu kommen – gegen die Konstituante. Ungeachtet aber der Frage nach 

der geschichtlichen Notwendigkeit und der Rolle des Terrors im Anfangsstadium der Diktatur des 

Proletariats, muß doch bemerkt werden – was Rosa Luxemburg damals nicht gewußt zu haben scheint 

– daß es gerade Lenin war, der gleich nach der Oktoberrevolution und auch noch heute die Unmög-

lichkeit des sofortigen Verschwindens des Kapitalismus, die Notwendigkeit, ja, den Nutzen des 

Staatskapitalismus usw. unter der Herrschaft des Proletariats in der ersten, vorübergehenden Epoche 

dieser Herrschaft –, wenigstens bis zum Eintreten der europäischen Revolution – mit solchem Nach-

druck betonte und zugleich für die „Außerordentliche Kommission zur Bekämpfung der Konterrevo-

lution usw.“ eintrat. Das beweist, daß der russische Terror nicht Illusionen nachjagte, wie „rein sozi-

alistische“ Wirtschaft im isolierten, kleinbürgerlichen Lande. Daß die „Außerordentliche Kommis-

sion“ schreckliche vier Jahre hindurch, ohne europäische Revolution, Sowjetrußland helfen würde, 

seine Existenz zu verteidigen – das konnte Rosa Luxemburg nicht – ahnen – aber es ist ihre 
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glänzendste historische Rechtfertigung, wenn es auch noch kein Beweis ist, daß in einer nicht isolier-

ten, etwa in einer nur europäischen, Revolution der Terror als vorübergehendes Kampfmittel von 

Notwendigkeit sein wird. Daß die Bolschewiki keine Illusionäre sind, wenigstens in dem Sinne nicht, 

in dem Rosa Luxemburg und die marxistische Auffassung überhaupt Illusion als Terror erzeugend 

darstellt (Lenin selbst kämpft oft in den eigenen Reihen gegen verschiedene Illusionen) – das wußte 

auch Rosa Luxemburg, indem sie den klaren und kühnen Blick der Bolschewiki jeder Situation ge-

genüber oft bewunderte und offen bekundete, so auch in der vorliegenden Broschüre. 

Allein, wer den von uns zitierten Artikel Rosa Luxemburgs in der „Roten Fahne“ und ihre späteren 

Aufsätze, sowie die betreffenden Stellen der Broschüre „Was will der Spartakusbund?“ aufmerksam 

liest und wer Verständnis hat für die damalige Situation und die damaligen Tagesaufgaben der deut-

schen Revolution, der wird sogleich einsehen, daß es sich für Rosa Luxemburg nicht darum handelt, 

über den Terror – in Rußland zu schreiben. Sie war immer die Kämpferin mit offenem Visier und es 

war nicht ihre Manier, den Meinungsgegner mit dem Finger in der blauen Luft zu zeigen. Um so 

mehr, als sie schon im Spartakus-Brief die Taktik der Bolschewiki in einem anderen Punkte offen 

kritisierte. Es waren ganz andere Feinde, denen ihr Kampf von damals gegolten hat. 

Der klarsehende Geist Rosa Luxemburgs sah schon damals – November 1918! – den kommenden 

Terror der Noske-Scheidemann, ihre Vorbereitung zu Putsch-Provokationen zwecks blutiger Nieder-

werfung der Revolution. In solcher Situation mag es vielleicht für rot angestrichene spießbürgerliche 

Intellektuelle angebracht gewesen sein, über die Frage des – zukünftigen Terrors im – zukünftigen 

Sowjet-Deutschland zu streiten, und es blieb den Hilferdingen vorbehalten, den revolutionären Terror 

in Rußland zu schelten doch gleichzeitig die Ebert-Scheidemann-Regierung in den Sattel zu heben 

und den Vorbereitungen zu blutigen Orgien des Noske-Terrors kampflos zuzusehen, ja, nach dem 6. 

Dezember, trotz des ersten Auftrumpfens des konterrevolutionären Terrors der Verräter Ebert-Schei-

demann in derselben Regierung zu verbleiben! 

Aber für Rosa Luxemburg war der Terror schon da! Und das Gebot der Stunde war – nicht mit Terr-

orgedanken in einer Räterepublik [104] zu spielen, vielmehr mit der ganzen Wucht gegen den nahen-

den Scheidemann-Noske-Terror anzukämpfen und die Massen aufzurütteln. 

So schreibt denn Rosa Luxemburg in demselben Artikel: 

„Aber es gibt jemand anderen, der heute Terror, Schreckensherrschaft, Anarchie dringend braucht: 

Es sind die Herren Bourgeois, das sind alle Parasiten der kapitalistischen Wirtschaft, die um ihren 

Besitz und ihre Privilegien, um Profite und um die Herrschaftsrechte zittern ...“ 

„Hirn und Herz der heutigen Hetze gegen den revolutionären Vortrupp des Proletariats ist das Kapital 

und sein Existenzkampf. Dessen Hand und Werkzeug ist die abhängige Sozialdemokratie ...“ 

„Der abhängige Stadtkommandant von Berlin bewaffnet die Sicherheitswachen mit scharfen Patro-

nen gegen erdichtete Anschläge der Spartakusleute. Die Trabanten der Wels und Genossen hetzen 

die unklarsten Elemente unter den Soldaten gegen Liebknecht und seine Freunde auf. Drohbriefe, 

Warnungen fliegen uns fortwährend zu ...“ 

„Was denkt man aber wohl, was würden die Massen der revolutionären Proletarier tun, wenn die 

Hetze ihren Zweck erreicht, wenn etwa demjenigen ein Haar auf dem Haupte gekrümmt werden 

sollte, den sie auf ihren Armen aus dem Zuchthaus geholt und als den berufenen Führer erkannt ha-

ben? Wer hätte wohl dann die Macht, diesen Massen Kaltblütigkeit zu predigen? ...“ 

Aber ihre Vorstellungen über den Kampf nach der proletarischen Eroberung der Macht gehen schon 

viel weiter. In ihrem Programmentwurf („Was will der Spartakusbund?“) lesen wir: 

„Die proletarische Revolution bedarf für ihre Ziele keines Terrors, sie haßt und verabscheut den Meu-

chelmord.“ 

Nun kommt aber der Widerstand der Konterrevolution und Rosa Luxemburg zeigt die allerwichtigste 

Waffe: 
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„All dieser Widerstand muß Schritt um Schritt mit eiserner Faust und rücksichtsloser Energie gebro-

chen werden. Der Gewalt der bürgerlichen Gegenrevolution muß die revolutionäre Gewalt des Pro-

letariats entgegengestellt werden. Den Anschlägen, Ränken, Zettelungen der Bourgeoisie die unbeug-

same Zielklarheit, Wachsamkeit und stets bereite Aktivität der proletarischen Masse. Den drohenden 

Gefahren der Gegenrevolution die Bewaffnung des Volkes und Entwaffnung der herrschenden Klas-

sen ..., die konzentrierte, zusammengeballte, aufs höchste gesteigerte Macht der Arbeiterklasse ...“ 

Die Masse – das ist der entscheidende Träger des Kampfes gegen die Konterrevolution. Aber wie 

kann die Masse unter einer schon festgesetzten proletarischen Staatsmacht in jedem Moment jeden 

Anschlag, jede Zettelung, alle Ränke bekämpfen? Wenn fast jeden Tag, wie es im isolierten Rußland 

der Fall war und ist, Anschläge, Ränke und Zettelungen vorkommen – wofür die ganze imperialisti-

sche Umwelt unermüdlich Sorge trägt – so müßte offensichtlich die ganze Masse keine Stunde in 

Werkstätten bleiben, sondern unermüdlich an allen Straßen und Wegen auf den Feind lauern, und die 

proletarische Staatsmacht hätte keine andere Form der konzentrierten, zusammengeballten, aufs 

höchste gesteigerten Macht der Arbeiterklasse zur Verfügung, als die ständige Kampfbereitschaft der 

ganzen bewaffneten Masse. Selbstverständlich wußte das auch Rosa Luxemburg ganz gut und des-

halb verlangt sie im Programm neben: „Bewaffnung der g e s a m t e n  erwachsenen männlichen pro-

letarischen Bevölkerung als Arbeitermiliz“ noch: „Bildung einer Roten Garde aus Proletariern als 

aktiven T e i l  der [105] Miliz, zum ständigen Schutz der Revolution vor gegenrevolutionären An-

schlägen und Zettelungen.“ 

Wir sehen, an erster Stelle steht bei ihr die „stets bereite Aktivität der proletarischen Masse“. Das ist 

das wichtigste, das ist das Prinzip der revolutionären Taktik. Wenn in den Klassenkämpfen vor der 

Ergreifung der Macht die ganze Arbeitermasse jeden Tag nichts anderes tut, als nur die Arbeitsstätten 

zu verlassen, um in den Straßen immerfort gegen die Gegenrevolution zu kämpfen, so kann dies 

beständige Streiken und der breiteste Massenkampf, die kapitalistische Ordnung aus den Fugen brin-

gen und somit der Revolution nur nützlich sein. Weil aber die proletarische Staatsmacht nicht gleich 

die Aktivität der ganzen Masse gegen jede gegenrevolutionäre Verschwörung, Zettelung usw. ins 

Feld zu führen braucht, so kommt an Stelle der ganzen aktiven Masse nur ein „aktiver Teil“ als Rote 

Garde. Dieser Gedanke aber hat seine logische Konsequenzen. Wenn nicht immer die ganze Masse 

in Aktivität zu treten braucht, sondern nur ein Teil, so ist es klar, daß je nach Umständen nicht die 

ganze Rote Garde nötig sei, um die Zettelungen der Scheidemänner unschädlich zu machen: dazu 

könnten auch in manchen Situationen ein paar Rotgardisten – der Tscheka genügen. Weil es aber 

weiter keine prinzipielle, sondern eine praktische Frage der Umstände ist, so brauchte Rosa Luxem-

burg die Konsequenzen nicht zu ziehen. Das Notwendige, das Prinzipielle in der Frage der Bekämp-

fung der Gegenrevolution hat sie in aller Deutlichkeit und Schärfe vorgebracht. Mehr haben aber auch 

die Bolschewiki nicht gesagt, als sie zur Macht gelangten. Sie haben auch nicht mehr getan, als zuerst 

die Masse überhaupt und dann noch die Rote Garde dazu in die Kämpfe zu führen. Nur, als der von 

den deutschen Sozialdemokraten unterstützte deutsche Imperialismus von einer Seite, der Entente-

Imperialismus mit den Tschechoslowaken von der anderen Seite die russische Revolution zu ersti-

cken drohte, griffen sie sowohl zu gesteigerter Aktivität der Massen, wie zum Terror. 

Rosa Luxemburg machte die überlieferte Gegenüberstellung von Masse und Terror, weil ihr der 

Kampf der Masse über alles stand und sie die Erfahrungen der russischen Revolution nicht kennen 

gelernt hat. Das beweist ihre Broschüre, in der sie der festen Ueberzeugung ist, daß die Bauernmas-

sen, mit Landverteilung gesättigt, um die Revolution sich nicht mehr kümmerten, sie ganz im Stich 

gelassen hätten. Wir wissen, daß es gerade umgekehrt war, aber das konnte damals Rosa Luxemburg 

noch nicht wissen. Das beweist ihr im September oder Oktober 1918 geschriebener Alarmartikel für 

die Spartakus-Briefe, in dem sie ihrer schmerzlichen – wie wir jetzt wissen, ganz unbegründeten – 

Furcht Ausdruck gibt, die Bolschewiki, von den Massen verlassen, könnten ein aufgezwungenes 

Bündnis mit dem deutschen Imperialismus schließen. Gegen diese Gefahr appellierte sie an die deut-

schen Massen. 

Gewiß, dank der Kriege mit aller Welt und an allen Fronten, dank der daraus resultierenden Wirt-

schaftszerrüttung und Zerstreuung der Arbeiter, waren die Bande zwischen der regierenden 
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Bolschewikipartei und der Masse zu Anfang 1921 gelockert. Es waren aber die Bolschewiki selbst, 

die darob Alarm schlugen. Denn für sie ist der Kampf der Masse die Frage von Leben und Tod, nicht 

nur der gedrillten Militärmasse, sondern der arbeitenden Massen überhaupt, die sie immer und immer 

wieder mit lebendigen Geist der Zielklarheit, des Klassenbewußtseins, der Wachsamkeit zu durch-

dringen trachten. Und in dieser Beziehung spricht es Bände, wenn die Bolschewiki das tun, was noch 

keine revolutionäre Regierung, was auch die Menschewiki bis zur Oktoberrevolution, trotz Demo-

kratie, Pressefreiheit usw. nicht zu tun wagten: offen, mit der [106] Masse und zur Kenntnis der Masse 

über Illusionen und Fehler sprechen, die sie als regierende Partei begangen haben. 

Die Erfahrung, die Rosa Luxemburg nicht miterlebt hat, hat die überlieferte Gegenüberstellung von 

Masse und Terror hinfällig gemacht.  (Fortsetzung folgt!) 

* 

Masse, Sekte oder – Partei.  
Von W i l h e l m  K o e n e n. 

Neben Levi hat nun auch Karl Kautsky aus Anlaß des Parteitages der Unabhängigen bei der Erörte-

rung der Einigungsbestrebungen gegen die Kommunisten wieder mit der falschen Fragestellung: 

Massenpartei oder Sekte operiert. Und dieser schiefen Fragestellung ist verwandt, was die K. A. G., 

was Friesland, Braß und Genossen meinen, wenn sie über den sektiererischen Geist schreiben, der 

unsere Partei angeblich beherrschen soll. Die K. A. G. wird deutlicher, indem sie alle bisherigen 

Grundsätze über die Ausbildung einer kommunistischen Partei fahren läßt und meint, daß der lang-

samere Gang der revolutionären Entwicklung gebiete auf alle Fälle zunächst eine g r o ß e  proletari-

sche Partei zu erstreben, wobei es den Umlernern gar nicht mehr darauf ankommt, welchen Namen 

diese Partei führt und welch u n kommunistischer G e i s t  in ihr herrscht. 

Es wird also durch die schiefe Fragestellung Massenpartei oder Sekte nicht weniger als die Notwen-

digkeit der Kommunistischen Partei in Frage gestellt. 

Leider müssen wir also wirklich noch einmal anfangen, die Frage der Existenzmöglichkeit der Kom-

munistischen Partei zu beantworten. Wohl haben bereits durch den 2. Weltkongreß die Kautsky, Hil-

ferding und Konsorten auf ihre blöde Frage: Bakunin oder Marx, Sekte oder Masse durch alle ange-

nommenen Leitsätze eine von den Arbeitermassen ganz unzweideutig verstandene Antwort bekom-

men, so daß den Herrschaften für eine Zeitlang der Atem wegblieb. Sie fügten sich völlig in das 

Schicksal der Geschlagenen. Aber diese Niederlage samt der öffentlichen politischen Blamage der 

Hilferdinge hat immer noch nicht abschreckend genug gewirkt, um so gewiegte Politiker wie Levi 

und seine Mitläufer von dem Betreten desselben schiefen Weges abzuhalten, und jetzt stolpert ihm 

sogar noch sein „Feind“ Friesland nach. Sie riskieren es wirklich, den zerschundenen Popanz „Masse 

oder Sekte“ wieder frisch aufzulackieren und mit Eifer vorzuführen, um genau so versteckt wie Kaut-

sky und Hilferding durch diese falsche Fragestellung die ganze Kommunistische Internationale über-

haupt in Frage zu stellen. Levi und Friesland haben dabei noch den Grundzug mit Hilferding gemein, 

daß man die Verbreiterung der Massenparteien immer nur nach rechts anstrebt, während alle gegen 

linke Gruppen auf das heftigste ankämpfen, wobei sie sich untereinander bald immer näher zusam-

menfinden werden. Denn auch ihre Einschätzung der Situation ist bereits genau die gleiche. Hilfer-

ding erklärte immer, kurz vor dem Kapp-Putsch genau so wie heute, daß man sich zunächst auf eine 

längere Periode der Erstarkung des Kapitalismus einstellen müsse, und auch Levi vertritt bekanntlich 

die Ansicht, daß wir eine vielleicht 10jährige Ebbe der revolutionären Bewegung vor uns haben und 

daß erst danach vielleicht wieder eine neue revolutionäre Flut einsetzen werde. 

[107] Nachdem nun Friesland sich ebenfalls zu dieser Ansicht durchgerungen hat, kommt auch er mit 

den Seinen schnellstens zum Verzicht auf eine kommunistische Bewegung, wettert gegen Sektiererei 

und ruft nach der großen Partei, die ihm über alles geht. 

Aber gerade wenn wir von der Beurteilung der politischen und wirtschaftlichen Situation ausgehen, 

werden wir deutlich sehen, daß die Frage nach Massenbewegung oder Sektiererei überhaupt nicht zu 

beantworten ist, sondern, daß es sich darum handelt, ob eine besondere Kommunistische Partei 
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überhaupt nötig ist, ob sie jeweils existenzberechtigt ist und Existenzmöglichkeiten hat. Denn Mas-

senbewegung wird eine kommunistische Partei immer erst in wirtschaftlich bewegten oder politisch 

erregten Zeiten, ohne solche Zeiten bleibt sie ein Vortrupp, über dessen losere oder engere Verbin-

dung mit der Masse man dann je nach der Situation streiten und urteilen kann. Hilferding wird zwar 

immer die Notwendigkeit einer kommunistischen Partei leugnen. Aber man sollte meinen, daß Levi, 

der Führer des „sektenhaften“ Spartakusbundes, der die Kommunistische Partei 1919 noch kleiner, 

noch „sektenhafter“ spaltete – allerdings gegen links – nicht über die Notwendigkeit einer kommu-

nistischen Partei streiten brauchte. Denn ihre Notwendigkeit ist – gleichgültig ob die Zeiten revoluti-

onär oder vorrevolutionär waren – durch die Geschichte erwiesen. Oder waren etwa die Bolschewiki 

oder die polnischen Parteien oder die „Engherzigen“ Bulgariens Sekten? O nein, sie waren feste, 

klare, marxistische Parteien, die aus ihrer Kleinheit zur Größe und schließlich zur Macht schritten 

und schreiten. Auch die kleine holländische Kommunistische Partei, die zweimal gespaltenen schwe-

dischen Linkssozialisten und die oft bespöttelte „British Socialist Party“ schreiten jetzt tapfer und 

entschlossen diesen Weg, jede zu ihrer Zeit. 

Also nicht über Massenpartei oder Sekte gilt es zu streiten, sondern über Programm und Taktik der 

aus den historischen Notwendigkeiten erwachsenen und jetzt bestehenden kommunistischen Parteien, 

sowie über ihren besonderen Charakter als die spezifisch kommunistischen Parteien ihres Landes. Es 

ist zu streiten darüber, ob sie durch ihre Taktik, ihre Passivität, den Charakter einer kommunistischen 

Partei so verleugnen sollen, daß bloß noch ihr Name kommunistisch bleibt, den man dann auch 

schließlich noch opfert, wozu sowohl Levi wie Friesland ja schon bereit sind. 

Wohl ist auch für kommunistische Parteien die Taktik im einzelnen abhängig von der Einschätzung 

der kapitalistischen Situation. Aber es gibt für sie als kommunistische Parteien in jeder Situation 

unerläßliche Notwendigkeiten der Klarheit und Festigkeit in der Beachtung der Grundprinzipien des 

Kommunismus. 

Welches sind die praktisch-politischen Grundlagen für die Bildung und Aufrechterhaltung einer kom-

munistischen Partei und ihrer taktischen Orientierung in der jeweiligen wirtschaftlichen Situation? 

Schon anläßlich der Auseinandersetzungen mit Levi im April formulierte ich dazu die Folgen der 

Darlegungen: 

„Nehmen wir selbst an, daß der Kapitalismus noch eine starke Position hat, die er ständig festigt, und 

sehen wir den Fall, daß die Arbeiterschaft noch schwach, also nicht imstande ist, die kapitalistische 

Herrschaft in absehbarer Zeit zu stürzen, so bilden sich in der Arbeiter-[108]schaft doch ganz von 

selbst zwei verschieden starke Strömungen heraus. Zunächst die der sozialdemokratisch-reformisti-

schen Partei, die auf langsame Entwicklung eingestellt ist und angeblich versucht, die Existenz der 

Arbeiter in der langen kapitalistischen Entwicklungsperiode mit allen Mitteln der Reform und kleinen 

Bewegungen, sei es gewerkschaftlicher oder politischer Art zu heben. Die Gefahren dieser Reform-

politik sind bekannt. Sie führen dazu, ein dauerndes Vertragsverhältnis sowohl im Wirtschaftsleben, 

als auch im politisch-parlamentarischen Leben zustande zu bringen. Dadurch soll wenigstens der 

Verelendung der noch im kapitalistischen Getriebe stehenden Arbeitermassen vorgebeugt werden. 

Dieses entweder offene oder stillschweigende, ungeschriebene Vertragsverhältnis zwischen Vertre-

tern der beiden sich entgegenstehenden Klassen hat überall dazu geführt, daß sich die reformistischen 

Führer als die selbständigen Sachwalter der Arbeiterinteressen fühlten und solchen Kämpfen, die 

grundstürzende Aenderungen bezwecken sollten, ausgewichen sind. Die diesen Führern folgenden 

Arbeitermassen mußten dann selbstverständlich zur Passivität verurteilt werden, was immer die beste 

Grundlage für ungehinderte reformistische Tätigkeit und opportunistische Politik war. 

Bildet sich in lebhaften Meinungskämpfen neben dieser sozial-reformistischen Bewegung der ver-

handelnden Führer und der passiven Massen eine radikalere und schließlich kommunistische Bewe-

gung heraus, so ist es nach den Grundsäen einer solchen Partei und nach ihrer Entstehung als Oppo-

sition schon selbstverständlich, daß die kommunistische Partei nichts ängstlicher meiden muß, als die 

reformistischen Tendenzen, die die Brücke schlagen würden zu der sozialdemokratischen Partei und 

damit zu deren Vertragsverhältnis zum Kapitalismus. So schwer es auch in Zeiten langsamer 
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Entwicklung sein mag, im täglichen Leben den reformistischen Tendenzen zu entgehen, so müßte 

doch der kommunistische Kern mit dem heftigsten Eifer das Betreten dieser Brücke immer und immer 

wieder bekämpfen, wenn nicht die kommunistische Partei ihre Existenzberechtigung aufgeben 

wollte. Das bedeutet aber in den Zeiten ruhiger Entwicklung meistens, daß die kommunistische Partei 

zunächst klein bleibt, weil die große Masse der Arbeiterschaft in solchen Zeiten die schroffe Ableh-

nung aller Reformversuche nicht so ohne weiteres versteht. (Fortsetzung folgt!) 

* 

Die scheinbaren Besitzsteuern in Deutschland.  
von E. P a w l o w s k i. 

Moskau, Ende Dezember 1921. 

In der bunten Reihe von 42 Steuerarten, durch welche die sozialdemokratisch-hochkapitalistische 

Regierung des Reiches den Glauben erwecken will, als sei in Deutschland nicht nur das Arbeitsein-

kommen, sondern auch das Mehrwerts- und Renteneinkommen bis zur äußersten Grenze besteuert, 

finden sich drei neue Steuerarten, die man unter dem Namen der Besitzsteuern zusammenzufassen 

pflegt. Es sind dies: 

1. Die Vermögenssteuer. 

2. Die Vermögenszuwachssteuer. 

3. Die Vermögenszuwachssteuer aus der Nachkriegszeit 

[109] Da die dritte Steuerart nichts anderes ist, als die zweite, auf die Periode bis zum 1. Januar 1923 

ausgeworfen, so können wir ruhig von bloß zwei Arten von Besitzsteuern sprechen. Eine Vermö-

genssteuer und eine Vermögenszuwachssteuer! 

Keine Besitz- sondern Einkommensteuer. 

Das wichtigste bei der Beurteilung dieser Steuerarten ist vor allem die Feststellung, daß sie keine 

Besitzsteuern, sondern Einkommensteuern sind, Zuschläge zu den Einkommensteuern. Sie sind im 

Wesen nichts anderes, als was das englische Einkommensteuersystem dadurch erreicht, daß es das 

„nicht selbstverdiente Einkommen“ (unearned income), also das aus dem Besitz fließende Einkom-

men, mit einem höheren Satz besteuert. Ob dies so ist, entscheiden in diesem Falle die quantitativen 

Verhältnisse. Eine Steuer kann den Namen einer Einkommensteuer führen, im wirtschaftlichen We-

sen aber eine Vermögenssteuer mit enthalten: Wenn nämlich die Einkommensteuer so hoch wäre, 

daß sie mehr als das ganze Einkommen des Besteuerten ausmachen würde. In diesem Falle wäre er 

genötigt, von Jahr zu Jahr einen Teil seines Besitzes zu opfern. Ein System, das mit den Grundbedin-

gungen der kapitalistischen Wirtschaftsordnung in schärfstem Widerspruch steht und daher, – inner-

halb des Kapitalismus – undurchführbar ist. 

Andererseits kann eine Steuer, die formell als Besitzsteuer erscheint, indem sie nach der Größe des 

Besitzes veranlagt wird, im Wesen eine Einkommensteuer sein. Ist nämlich der Satz der Besitzsteuer 

so niedrig, daß die Steuer aus dem laufenden Einkommen bestritten werden kann, so verwandelt sich 

diese Steuer ökonomisch in eine Einkommensteuer, bezw. in einen Zuschlag zur bestehenden Ein-

kommensteuer. Dies ist nun tatsächlich mit den neuen deutschen Besitzsteuern der Fall, wie aus fol-

gendem klar hervorgeht: 

Nach dem Vorschlage des Finanzministers würde die Steuer betragen: 

Tafel 1. 

Mark Steuer nach jeder Staffel Steuer nach dem 

Gesamtvermögen 

‰ nach dem Gesamt-

vermögen  ‰ Summe 

100.000 – – – – 

200.000 1 100 100 0,5 

350.000 1½ 225 325 0,9 

600.000 2 500 825 1,3 
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Mark Steuer nach jeder Staffel Steuer nach dem 

Gesamtvermögen 

‰ nach dem Gesamt-

vermögen  ‰ Summe 

850.000 2½ 625 1450 1,7 

1.100.000 3 750 2200 2,0 

1.600.000 4 2000 4200 2,6 

2.100.000 5 2500 6700 3,3 

3.100.000 6 6000 12.700 4,1 

5.100.000 7 14.000 26.700 50 

10.100.000 8 40.000 66.700 6,6 

20.100.000 9 90.000 156.700 7,8 

30.100.000 10 100.000 256.700 8,6 

Wir ersetzen aus dieser Tafel, daß bei einem Vermögen von 1,1 Millionen 2200 Mark jährlich zu 

zahlen sind. Nun trägt ein Vermögen von 1,1 Millionen Mark, wenn es nach so schlecht angelegt ist, 

jährlich doch mindestens 

66.000 Mark. 

Die „Vermögenssteuer“ ist also 3,3 % des minimal berechneten Einkommens. Also ein sehr niedriger 

Zuschlag zur Einkommensteuer. 

Und wenn wir den glücklichen Besitzer von 20 Millionen Mark nehmen, so zahlt er jährlich 166.100 

M Vermögenssteuer. Das bedeutet 0,84 % des Vermögens. 

[110] Nun verzinsen sich solche Riesenvermögen im allgemeinen höher, als kleine Vermögen, weil 

sie großenteils in Sachwerten angelegt sind. Wenn wir aber ebenfalls nur eine Verzinsung von 6 % 

annehmen, so bedeuten die 0,84 % den siebenten Teil des Einkommens. 

Nun hat der 11er Ausschuß den Tarif sehr stark herabgesetzt. Die vom Steuerausschuß festgesetzten 

Raten sind die folgenden:*) 

Tafel 2. 

Vermögen Steuer nach jeder Staffel Steuer nach dem 

Gesamtvermögen 

‰ nach dem Ge-

samtvermögen 

Nach dem Ori-

ginal-Vor-

schlag 

 ‰ Summe 

500.000 1 500 500 1 0.9 

1.000.000 2 1000 1500 1,5 2,0 

2.000.000 3 3000 4500 2,25 3,3 

3.000.000 4 4000 8500 2,8 4,1 

5.000.000 5 10.000 18.500 3,7 5,0 

7.000.000 6 12.000 30.000 4,4 6.0 

12.000.000 7 35.000 65.000 5,5 – 

17.000.000 8 40.000 105.000 6,0 7,8 

27.000.000 9 90.000 195.500 7,3 – 

30.000.000 10 300.000 225.500 7,5 8,6 

Diese Tafel zeigt, wie bedeutende Zugeständnisse den großen Vermögen gewährt werden. Der Cha-

rakter der Steuer als Einkommenzuschlagssteuer tritt hierdurch noch stärker hervor.**) 

Wir können aber ruhig behaupten, daß die wirklichen Sätze nicht mehr als die Hälfte der oben ge-

nannten ausmachen. Dies trifft vor allem auf die Vermögenssteuer der Grundbesitzer zu. Während 

nämlich die ursprüngliche Vorlage bei Feststellung der Höhe des versteuerbaren Vermögens auf 

Grundlage des „gemeinen Wertes“ des bei einem Verkauf erlösbaren Preises steht,***) wurde dies im 

Ausschuß umgestoßen. Es heißt dort: 

 
*) Siehe Beschlüsse des 11er Ausschusses in erster Lesung: Ergänzung zu No. 2862 der Reichstagsdrucksachen, Seite 9. 
**) Die Herabsetzung der Vermögenssteuer und der Einkommensteuer haben in der französischen und englischen Presse 

die schärfste Kritik erfahren. 
***) Drucksache No. 2862 § 16. „Bei der Bewertung des Vermögens gelten die Vorschriften der Reichsabgabenordnung, 

§ 31 Abs. 2 und § 152 Abs. 3-6.“ 
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„Die Vermögensgegenstände sind jeweils unter Berücksichtigung der allgemeinen Wirtschaftsverhältnisse zu 

bewerten. 

Für die dauernd dem Betriebe gewidmeten Gegenstände hat eine vom § 139 Absatz 2 abweichende Bewertung 

stattzufinden, wenn und soweit infolge der Entwicklung der Wirtschaftsverhältnisse ein höherer, dauernder 

Wert anzunehmen ist. Die Feststellung der Werterhöhung von einzelnen Betriebsgegenständen hat unter Be-

rücksichtigung der Einheit des ganzen Unternehmens und der Annahme der Weiterführung des Betriebes zu 

erfolgen. 

Die Wertfeststellung der Wertpapiere gemäß § 141 der Reichsabgabenordnung hat derart zu erfolgen, daß die 

durchschnittlichen Kurse und Werte der drei letzten Jahre unter Mitberücksichtigung des Erträgnisses und der 

Bezugsrechte, der Wertermittlung nach näherer Anweisung des Reichsfinanzministers unter Anhörung von 

Sachverständigen zugrunde gelegt werden. 

Für die Zeit der Erhebung des Zuschlags findet § 152 Abs. 3 mit der Maßgabe Anwendung, daß insbesondere 

bei Ermittlung des nachhaltigen Ertrages der Ertrag der letzten drei Jahre zu berücksichtigen ist.“ 

Hierdurch wird eine sehr starke Herabsetzung der versteuerbaren Vermögens-[111]höhe bewirkt. Bei 

einem tatsächlichen Vermögen von 10 Millionen Mark wird das besteuerbare Vermögen nur auf 5 

Millionen Mark angesetzt werden und der faktische Satz nicht mehr als 

2½ Hundertstel betragen, 

d. h., wenn wir eine sehr niedrige Verzinsung von 6 % annehmen, nicht mehr als 

4 % des Einkommens. 

Es ist wirklich nichts anderes als eine ganz niedrige Ergänzung der Einkommensteuer. 

Das „veredelte“ Reichsnotopfer. 

In der deutschen Steuergesetzgebung gab es einen einzigen Versuch einer wirklichen Vermögens-

steuer: das war das 

Reichsnotopfer. 

Es sollte wirklich die Ueberlassung eines Teiles des Vermögens bedeuten. Die Sätze, 10–65 % des 

Vermögens, ermittelt nach dem Stande vom 31. Dezember 1919, schlossen eine Umwandlung in eine 

Einkommensteuer – und damit die Möglichkeit einer Ueberwälzung – aus, falls die Abgaben wirklich 

mit einem Schlage eingehoben worden wären. Dies wurde aber von der Bourgeoisie verhindert. Die 

einmalige Ablieferung wurde in eine Ratentilgung von 5,5-6,5 % verwandelt. Dieses Gesetz wurde – 

da das Reich dringend Geld brauchte –, dahin abgeändert,*) daß 10 % des Vermögens, mindestens 

aber ein Drittel der Abgabe in dem Zeitraume vom 1. Mai 1921 bis 1. Mai 1922 abzuführen sind. 

Eine krassere Bevorzugung des großen Vermögens läßt sich nicht leicht denken. Während die kleinen 

Leute die auf sie fallenden 10 % Abgabe voll einzahlen müssen, brauchen die ganz Reichen nur ein 

Drittel der Abgabe zu bezahlen. Das übrige wird „veredelt“. 

Nun müssen wir ins Auge fassen, was die Verschiebung der Einzahlung bedeutet. 

Am Stichtage, dem 31. Dezember 1919, wurde der Betrag des Reichsnotopfers eines reichen Fabri-

kanten oder Agrariers auf 10 Millionen Mark festgesetzt. In New York notierten damals 100 Mark – 

208 Dollar.**) In Dollar ausgedrückt betrug daher seine Schuld 212.000 Dollar. Bezahlt er aber seine 

Schuld am 31. Dezember 1921, als 100 Mark in New York nur mehr 0,54 Dollar notierten, so kann 

er sein Notopfer mit 

54.000 Dollar 

abtragen. Er hat also durch die zwei Jahre währende Zwischenperiode 158.000 Dollar gewonnen, da 

sein Realvermögen von der Steigerung des Dollarkurses unabhängig seinen realen Wert behält, (der 

 
*) Gesetz vom 22. Dez. 1920 betreffs beschleunigter Veranlagung und Einziehung des Reichsnotopfers. 
**) „Wirtschaft und Statistik“, No. 1, Seite 39. 
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Wert in Mark steigt parallel mit ihrer Entwertung). Der Staat hat natürlich ebensoviel verloren, als 

der Private gewonnen hat. 

Nun erfolgte die „Veredelung des Notopfers“. Jener Teil des Notopfers, der nicht beschleunigt ein-

gezogen wurde,*) wird nunmehr in Jahresraten als „Zuschlag zur Vermögenssteuer“ eingehoben. 

[112] Diese Zuschläge würden zusammen mit der Vermögenssteuer bei einem Zuschlag von 200 % 

bei den über 1.027.000 M. hinausgehenden Vermögen ausmachen:**) 

Tafel 3. 

Steuerbares Vermögen: Steuer in ‰ laut Tafel 2 Zuschlag 200 % 

‰ 

Steuer und Zuschlag in ‰ 

500.000 1 2 3 

1.000.000 1,5 3 4,5 

2.000.000 2,3 4,6 6,9 

3.000.000 2,8 5,6 8,4 

5.000.000 3,7 7,4 11,1 

7.000.000 4,4 8,8 13,2 

12.000.000 5,5 11,0 16,5 

17.000.000 6,0 12 18 

27.000.000 7,3 14,6 21,9 

30.000.000 7,5 15 22,5 

Diese Zahlen besagen, daß ein 5-Millionenvermögen erst 1,1 % jährlich an Vermögenssteuer und 

Notopferzuschlag zu bezahlen hat, was bei der angenommenen 6 prozentigen Verzinsung einen Ein-

kommensteuerzuschlag von 18 % des Einkommens beträgt. 

Da aber jedes Vermögen im Durchschnitt nur mit dem halben tatsächlichen Werte zur Versteuerung 

geschätzt wird, entspricht das ebenfalls nur einem Einkommensteuerzuschlag von höchstens 9 %. 

Wir sehen also: aus dem stolzen, in den höchsten Stufen angeblich 65 % des Gesamtvermögens er-

fassenden Reichsnotopfers ist tatsächlich geworden: 

1. Eine in der höchsten Stufe nominell 22 %, in Wirklichkeit wegen der unterdessen erfolgten Ent-

wertung der Mark bloß 6 % des Vermögens vom 31. Dezember 1919 betragende einmalige Abgabe. 

2. Eine durch 15 Jahre erhobener Einkommen-Steuerzuschlag von 3 bis (bei einem Vermögen über 

30 Millionen Mark) 18 % des Einkommens. 

Und was das wichtigste dabei ist: Nimmt man einem Kapitalisten tatsächlich mit einem Schlage 50 

% seines Vermögens weg, so ist er um die Hälfte ärmer und hat keine Möglichkeit, die Abgabe auf 

irgend jemanden abzuwälzen. Wird aber das Notopfer veredelt, so wird daraus eine fortlaufende Er-

höhung der Einkommensteuer, welche unter Umständen überwälzt werden kann. 

Die Vermögenszuwachssteuer. 

kann als eine Besitzsteuer betrachtet werden, wenn auch dieselbe in drei Raten abgezahlt wird. Ihre 

Bedeutung ist aber so geringfügig, besonders nach den Veränderungen, die im Ausschuß vorgenom-

men wurden, daß es sich kaum lohnt, sich damit zu beschäftigen. 

Vermögenszuwachssteuer wird nur bezahlt: 

1. Wenn das Vermögen mehr als 200.000 M. beträgt. 

2. Wenn der Zuwachs mehr als 200.000 M. beträgt. 

3. Von dem Zuwachs sind in jeder dreijährigen Veranlagungsperiode 50.000 M. steuerfrei. [113] 

4. Von dem Zuwachs sind für jedes Kind weitere 25.000 M. frei. Daher sind zu zahlen bei 2 Kindern: 

 
*) Es wird sich zeigen, daß entgegen dem Gesetze bis zum 1. Mai 1922 nur ein Bruchteil des fälligen Notopfers eingezahlt 

sein wird, da jede Verzögerung bei der fortschreitenden Entwertung der Mark ein großer Gewinn für die Steuerzahler ist. 
**) Wir nehmen, um die Rechnung zu vereinfachen, überall einen 200proz. Zuschlag, statt des in den niedersten Stufen 

vorgesehenen 100- und 150prozentigen. Trotzdem zeigt sich, wie geringfügig diese Besteuerung ist. 
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Tafel 4. 

Vermögenszu-

wachs: 

Versteuerbar: Steuer für die Staffel: Für den ganzen 

Zuwachs: 

in % des Zu-

wachses: 

  % M.   

200.000 100.000 1 1000 1000 0,5 

600.000 400.000 2 8000 9000 1,5 

1.200.000 600.000 3 18.000 26.000 2,9 

2.000.000 800.000 4 32.000 58.000 2,9 

3.500.000 1.500.000 5 75.000 123.000 3,5 

5.000.000 1.500.000 6 90.000 263.000 4,3 

Hat daher jemand das Glück, innerhalb drei Jahren um 5 Millionen Mark reicher zu werden, so hat er 

hiervon nur 213.000 Mark – 43 % abzugeben. 

Die Nachkriegs-Vermögenszuwachssteuer unterscheidet sich nicht wesentlich davon! 

Zusammenfassend stellen wir also fest: Es gibt in Deutschland keine Besitzsteuern. Was so auftritt, 

sind ökonomisch Einkommensteuerzuschläge. Die hohen Sätze sind eitel Schwindel, weil: 

1. Durch das System der Durchstaffelung der Steuersatz um 25 bis 40 % vermindert wird. (Siehe 

Tafel II.) 

2. Infolge der günstigen – wir dürfen sagen, schwindelartigen – Schätzungsmethode nur die Hälfte 

des Vermögens erfaßt wird. 

3. Infolge der Entwertung der Mark, welche zwischen dem Stichtage der Vermögensaufnahme und 

dem tatsächlichen Bezahlungstag vor sich geht, die Steuer nochmals auf die Hälfte, auf ein Viertel 

reduziert wird. Alles Geschrei über die schweren Besitzsteuern ist eitel Schwindel. Es gibt in 

Deutschland überhaupt keine Besitzsteuern, denn der Betrag kann mit Leichtigkeit vom Einkommen 

getragen werden. Es gibt in Deutschland nur scheinbare Besitzsteuern. 

* 

Das Begräbnis des Leipziger Aktionsprogramms.  
Von P a u l  B ö t t c h e r. 

Es gibt in der Nachkriegszeit in Deutschland keinen Arbeiterparteitag, dessen Ergebnis sowohl im 

Lager der Bourgeoisie, wie innerhalb der Arbeiterschaft selbst, derartig nicht ernst genommen wurde. 

Der Spaltungsparteitag von Halle zwang die Bourgeoisie, sich mit der neuen kommunistischen Partei 

auseinanderzusehen, die im Dezember 1920 organisatorisch ins Leben trat. Görlitz löste hellen Jubel 

in der besitzenden Klasse aus. Sein positives Ergebnis war die Unterwerfung der S. P. D. unter Stin-

nes. Der Jenaer Parteitag der K. P. D. zeigte der herrschenden Klasse, daß sie in der kommunistischen 

Partei auch im Kampfe um die tägliche Beute, um Steuern und Lohn, einen unerbittlichen Todfeind 

wider sich hatte. Das zweite Leipzig der U. S. P. jedoch nimmt kein Mensch ernst. Ja sogar die Presse 

der unabhängigen Partei selbst revidiert bereits 24 Stunden nach Abschluß der Leipziger Tagung 

deren Beschlüsse. Die rechtssozialistische Presse vergleicht die unabhängigen Schwurzeugen wider 

die Koalition mit jenen pfiffigen Bauern, die im Gerichtssaal beim Schwur den linken Zeigefinger 

zur Erde strecken, damit der Meineid abgeleitet werde. Das erneute Lippenbekenntnis zur [114] Dik-

tatur des Proletariats hat nur Heiterkeitserfolg. Der „Vorwärts“ macht sich darüber lustig und meint, 

das Bekenntnis so mancher unabhängiger Führer zur Diktatur des Proletariats sei so viel wert, als 

wenn ein überzeugter Atheist den Ausspruch „Gott ei Dank“ gebraucht. Die Bourgeoispresse rekapi-

tuliert den Eindruck, den sie von den Verhandlungen in Leipzig gewonnen hat, so: „Diese Leute 

machen keine Diktatur.“ Die Arbeiterschaft aber hat es sich in unserer Epoche der Programme, Ma-

nifeste und Aufrufe mit Recht abgewöhnt, die Parteien nach ihren papierenen Bekenntnissen zu be-

urteilen. Sie schaut ihnen auf die Fäuste. Sehen wir uns das Ergebnis des Leipziger Parteitages in 

Bezug auf seine Wirkung auf den proletarischen Klassenkampf an. 

Die U. S. P. D. verkörpert heute parteimäßig die Schwankungen nach rechts und links innerhalb der 

Arbeiterbewegungen und ist gleichzeitig ein Thermometer für das Steigen und Fallen des labilen 
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Kräfteverhältnisses zwischen Bourgeoisie und Proletariat. Die Arbeiterschaft hat aus den täglichen 

Erfahrungen in ihrem Kampfe mit dem Klassenfeind die Ueberzeugung gewonnen, daß die Beseiti-

gung der Herrschaft der Bourgeoisie nur auf dem Wege über eine neue Revolution möglich sein wird. 

Große Schichten der Arbeiterklasse sind jedoch leicht geneigt, die auf ökonomischen Grundlagen 

beruhende Stärkung der politischen Front der Bourgeoisie größer zu sehen, als die Kraft der eigenen 

Klasse. Die Arbeiterschaft im ganzen hat heute keine einheitliche revolutionäre Ideologie. Sie zwei-

felt an den Erfolgen reformistischer Politik und glaubt auch nicht – trotz der Hoffnung – an eine bal-

dige neue revolutionäre Bewegung, die die alten Fundamente umstürzt. Diese Schwankungen äußern 

sich in der U. S. P. D. theoretisch in der revolutionären Phrase und praktisch in der opportunistischen 

Parlamentspolitik. Hat man aus dem Gestrüpp der Phrase und der Terminologie der Zeitungsschreiber 

die ökonomischen Ursachen des jetzigen Krisenzustandes der Arbeiterbewegung bloßgelegt, dann hat 

man auch den Schlüssel zur Erkenntnis der Politik des Leipziger Parteitages der U. S. P. D. 

Die Regisseure des Parteitages stellten demselben zwei Aufgaben. Erstens mußte der Parteitag unter 

allen Umständen nach außen hin eine Demonstration für die Einigkeit und Geschlossenheit der Partei 

werden. Zweitens sollte dieser Parteitag zu einer moralischen Stärkung der Wiener Arbeitsgemein-

schaft beitragen. Diesen beiden Aufgaben wurden die aktuellen politischen Probleme untergeordnet. 

Als Zwitterpartei hat die U. S. P. D. zweideutig geantwortet auf die Frage der Koalitionspolitik und 

der Steuerpolitik. Einen stärkeren positiven Einschlag hatte lediglich die Behandlung der Einigungs-

frage. In dieser Frage zog der Parteitag unverhüllt eine Mauer gegen die Kommunisten und ebnete 

sich Wege zu den Rechtssozialisten. Zur Lösung der ersten Aufgabe war es in erster Linie notwendig, 

unter allen Umständen Richtungskämpfe auf dem Parteitag zu vermeiden. Dies wurde erreicht durch 

ein Kompromiß zwischen den beiden Richtungen über die politische Führung der Tagung, Hilferding, 

dessen Referat über Steuer- und Finanzpolitik unter der unabhängigen Arbeiterschaft auf Widerstand 

hätte stoßen können, wurde als Referent ausgeschifft. Dafür erhielt die Rechte stärkere Positionen im 

neuen Vorstand. Dittmann wurde als dritter Vorsitzender gewählt, während Hilferding seinen Einzug 

mit beschließender Stimme in den Beirat hielt. 

Wir bekennen ohne Neid, daß die jahrelangen Erfahrungen der U. S. P. D.-Bürokratie in der Regie 

von Parteitagen wiederum einen zufriedenstellenden Erfolg buchen kann. Im Plenum des Parteitages 

erfolgten keine nennenswerten Angriffe gegen die praktische Politik des Parteivorstandes und der 

Reichstagsfraktion. Nur hin und wieder ein leises Grollen, das jedoch sofort durch die nachfolgenden 

Reden besänftigt wurde. Auf [115] solche Weise gelang es dem Parteitag, der in gewissem Sinne das 

Fazit aus den vorhergegangenen Tagungen der S. P. D. und K. P. D. zu ziehen hatte, einen festen 

massiven Einigkeitsblock vorzutäuschen. Den Unabhängigen kamen bei diesem Manöver die 

Kämpfe zustatten, die innerhalb der S. P. D. gegen das Zusammengehen mit der Stinnespartei und 

die Kämpfe, die in der K. P. D. gegen die K. A. G. geführt werden. Wir wollen bei dieser Gelegenheit 

noch einmal unterstreichen, daß die Frieslandgruppe mit ihrem Vorgehen gegen die Zentrale die Ziele 

der Sozialdemokratie und Unabhängigen in willkommener Weise gefördert hat. Es kann nicht ge-

leugnet werden, daß die Rechtsunabhängigen ihre Kampfstellung gegen die Kommunisten durch die 

Vorgänge in unserer eigenen Partei innerhalb der legten Wochen bedeutend erleichtert wurde. Die 

Friesland-Gruppe hat in der praktischen politischen Wirkung die U. S. P. noch weiter nach rechts 

getrieben, und die Einigungsbewegung im Proletariat gehemmt. Der Parteitag hat aus der K. A. G.-

Blüte mit Vergnügen Honig gesaugt und wenn es Henke und Dittmann so leicht geworden ist, den 

konkreten Fragen auszuweichen, und an die Stelle politischer Bekenntnisse revolutionäre Phrasen zu 

setzen, so ist das nicht zuletzt das Verdienst der Leute um Friesland und Braß. Dies muß man fest-

halten, um verstehen zu können, daß die Regie des Parteitages mit so großem Erfolg „Einmütigkeit 

in allen Fragen“ erzielen konnte. 

In der Vormittagssitzung des Parteitags von Leipzig am 11. Januar 1922 wurde einstimmig ein Mani-

fest der U. S. P. D. an das deutsche Proletariat angenommen. Dieses Manifest ist der literarische 

Niederschlag der ideologischen Unklarheit und Halbheit des Parteitages. Das Manifest stellt fest, daß 

in Deutschland die Rechtssozialisten statt alle proletarischen Kräfte zu einem konsequenten Kampfe 

um den Sozialismus zusammenzufassen, Koalitionspolitik mit dem Bürgertum getrieben und dadurch 
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die Kluft in der Arbeiterschaft verbreitert haben. Dadurch sei die Konterrevolution gestärkt und die 

schwankenden Elemente des Kleinbürgertums seien in die Arme des Kapitalismus zurückgetrieben 

worden. Das Manifest fordert jedoch nicht die einzig mögliche Konsequenz aus der Ablehnung der 

Koalitionspolitik: Zurückziehung des Vertrauensvotums, das die unabhängige Reichstagsfraktion dem 

Kabinett Wirth gewährt hat, scharfe Oppositionsstellung zum Kabinett Wirth. Das Manifest fordert 

auch die S. P. D. nicht auf, aus der Regierung auszutreten, und mit dem gesamten Proletariat die große 

Koalition gegen die bürgerlichen Parteien zu bilden. Die gleiche Halbheit weist das Manifest in der 

Steuerfrage auf. Die unabhängige sozialdemokratische Partei lehnt jede weitere Belastung der arbei-

tenden Massen ab, und bekämpft auf das entschiedenste neue indirekte und Verbrauchssteuern. Die 

Bewilligung der Umsatzsteuer durch Breitscheid und Hertz im Steuerausschuß des Reichstages wurde 

auf dem Parteitag überhaupt nicht erwähnt. Die „Leipziger Volkszeitung“ hat den eigentlichen Sinn 

des Manifestes sofort erfaßt. Sie folgt der Mahnung des Vorwärts, der zur Steuerpolitik der U. S. P. 

bemerkt, daß diese Partei hinter ihren prinzipiellen Erklärungen hoffentlich nicht die „außenpoliti-

schen Notwendigkeiten“ vergessen werde. Prompt antwortet hierauf die „Leipziger Volkzeitung“ am 

13. Januar: 

„Die Fassung dieser Sätze gibt die Möglichkeit, bei der taktischen Haltung unserer Reichstagsfraktion die 

Tatsache gebührend zu berücksichtigen, daß die ständige Vermehrung des Papiergeldes die schlimmste aller 

indirekten Lasten ist, eine schlimmere, als manche der in Frage stehenden Steuern.“ 

Es sei bei dieser Gelegenheit auch gleich zitiert, wie die „Leipziger Volkszeitung“ in derselben Num-

mer die Stellung des Parteitages zur Koalitionspolitik auffaßt: 

[116] „Die Verurteilung der Koalitionspolitik ist vom Genossen Dittmann ausdrücklich auf die jetzige kon-

krete Koalitionspolitik der Rechtssozialisten begrenzt worden. Sein Wort von der Formel, die fallen muß, wenn 

sie zur Fessel der Entwicklung zu werden droht, zeigt, daß es möglich sein wird, in veränderter Situation frank 

und frei über die Möglichkeiten einer Koalitionspolitik nach österreichischem Muster zu reden, ohne daß diese 

Erörterung auf Grund eines papiernen Dogmas mit dem großen Bannfluch belegt werden könnte.“ 

Wir glauben, die S. P. D. kann mit dieser Auslegung des Parteitags durchaus zufrieden sein. Diese 

Stellungnahme der „Leipziger Volkszeitung“ erklärt sich nicht zuletzt aus der Rücksicht auf den wei-

teren Fortgang der Einigungsbestrebungen mit den Rechtssozialisten. Die Einigungsfrage wurde auf 

dem Parteitag fast einzig und allein abhängig gemacht, von der Stellung der S. P. D. zur Koalitions-

politik. Wenn jedoch heute schon, 48 Stunden nach dem Parteitag, die U. S. P. unter „österreichi-

schen“ Vorbehalten erneut für die Koalitionspolitik Propaganda macht, dann sind faktisch die Steine 

des Anstoßes aus dem Wege geräumt. Darüber täuschen auch jene Sätze des Manifestes nicht hinweg, 

die über „klare Klassenkampfpolitik, frei von jeder Regierungskoalition mit bürgerlichen Parteien“ 

sprechen. 

Im Manifest ist weiter davon die Rede, daß „die Arbeiterparteien die Pflicht haben, jeweils das Ma-

ximum an Einheit des Proletariats herbeizuführen.“ Dazu sei notwendig eine Verständigung über die 

dem Gesamtinteresse des Proletariats dienenden Forderungen und über Art, Umfang und Ziel der 

gemeinsamen Aktion. Die Kommissionsbildung anläßlich der angeblichen Einleitung des Kampfes 

um die Erfassung der Sachwerte ist die praktische Demonstration für den Willen, den die U. S. P. zur 

Einheitsfront mitbringt. A. D. G. B., S. P. D. und U. S .P. D. sitzen unter Ausschaltung der Kommu-

nisten in trauter Harmonie beisammen. Auf dem Parteitage wurde mit tönenden Worten die Erfassung 

der Sachwerte gebieterisch verlangt. Dittmann rief pathetisch: „Die 10 Forderungen des A. D. G. B. 

dürfen nicht auf dem Papier stehen bleiben.“ Er erklärte gleichzeitig, daß ohne den Druck der Massen 

von unten die Spitzenkörperschaften nichts tun würden. Der Parteitag hat jedoch vom A. D. G. B. 

nicht die Preisgabe der Arbeitsgemeinschaftspolitik gefordert. Er hat noch viel weniger verlangt, daß 

der A. D. G. B. seine Vertreter aus den Regierungspositionen zurückzieht, um freies Feld für einen 

ernsten entscheidenden Kampf um die 10 Forderungen zu schaffen. Nach alledem sind wir zu den 

stärksten Zweifeln berechtigt darüber, ob die U. S. P. D. ernste Maßnahmen zur Durchführung der 

Mindestforderungen ihres Manifestes einleiten wird. An den Ergebnissen des III. Weltkongresses, an 

den Diskussionen der K. P. D. über die Märzaktion, an den Vorschlägen der kommunistischen Inter-

nationale zur Herstellung der Einheitsfront, sind sowohl der Parteitag wie auch das Manifest aus 
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taktischen Gründen vorübergegangen, die Haltung des Parteitages gegenüber der kommunistischen 

Partei war schroff ablehnend. 

Der Parteitag hat jedoch mit Rücksicht auf die Rechtssozialisten nicht einmal gewagt, sein Verhältnis 

zur K. A. G. klar zu stellen. Aus der Rede Rosenfelds ging deutlich hervor, daß die innerlich weder 

einheitliche noch konsolidierte Linke mit der K. A. G. in Verbindung steht. Rosenfeld wies die Eini-

gung mit der K. P. D. schroff zurück, wagte jedoch auch nicht, Propaganda für einen Anschluß der 

K. A. G, an die U. S. P. zu machen, trotzdem während des Parteitages zwischen der K. A. G. und der 

U. S. P. Verhandlungen über den Anschluß der ersteren an die U. S. P. vor sich gingen. Viel Gegen-

liebe findet die K. A. G. in der U. S. P. nicht. Es werden „Vor-[117]behalte gegen einzelne Persön-

lichkeiten“ gemacht. Ursprünglich war die Rückkehr der verlorenen Söhne als Festakt am Schlusse 

des Parteitages geplant. Zwar hatte die U. S. P. kein Kalb geschlachtet, aber als politische Demonst-

ration gegen die K. P. D. wäre dieses Zwischenspiel garnicht unwillkommen gewesen. Die Regie 

klappte jedoch nicht recht. Die Anschlußfeierlichkeiten sind vertagt worden. 

Zur Repräsentation der Wiener Arbeitsgemeinschaft waren auf dem Parteitag die Delegierten jener 

Parteien anwesend, die sich zur Zwitterinternationale bekennen. Besonders stark war die Vertretung 

der französischen sozialistischen Partei. Renaudel, Faure und Grumbach vertraten jene Partei, die 

noch nicht einmal soviel Mitglieder hat, wie nach der Märzaktion deutsche Kommunisten in den 

Gefängnissen saßen. Vielleicht hatte die U. S. P. die Absicht, auf dem Parteitag eine deutsch-franzö-

sische Arbeiterdemonstration gegenüber der Reparationspolitik Frankreichs durchzuführen. Sie hat 

sich dann jedenfalls in der Wahl der Personen arg vergriffen. Sind an sich die französischen Schei-

demänner Gäste, die man der U. S. P. D. neidlos gönnt, so kam in diesem besonderen Falle noch 

hinzu, daß die Besiegten von Tours mit einem grimmigen Haß gegen Moskau im Herzen nach Leipzig 

kamen. Zu ihnen gesellte sich Herr Abramowitsch, für den wir leider keine andere Bezeichnung wie 

Agent der Bourgeoisie haben. Der Chor der russischen und französischen Menschewiki verdichtete 

sich zu einem kreischenden Fortissimo des Antibolschewismus, in dem die Stimmen der Crispien und 

Ledebour kaum mitkonnten. Es ward während der Parteitagsverhandlung offenbar, daß die Fäden der 

Wiener Arbeitsgemeinschaft und die Regie des Parteitages bis in jenes Gefängnis in Moskau reichten. 

Herr Abramowitsch hat sein Debüt in Leipzig in einem großen Meeting noch einmal wiederholt. Das 

begeisterte Indianergeheul deutschnationaler Studenten und das befriedigte Schmunzeln der Bour-

geoisie wurden ihm dafür zum Lohn. Fritz Adler und Hilferding bestätigten sich gegenseitig mit ge-

schwollenen Redensarten, daß die Entente gezwungen sei, die Politik der Wiener Arbeitsgemein-

schaft zu treiben, und daß sie von Anfang an „Recht gehabt“ hätten. Der Vorstoß der französischen 

Annexionisten im Senat und in der Kammer, die Demission Briands und der Abbruch der Verhand-

lungen in Cannes sind eine praktische Widerlegung der Wiener Papisten, wie sie schneller und 

prompter wohl noch nie erfolgt ist. 

Zusammenfassend können wir wiederholen, was wir in Heft 1 der „Internationale“ bereits gesagt 

haben: Der Parteitag hat sich um klare Antworten herumgedrückt. Er hat die Dissonanz zwischen der 

revolutionären Phrase und der praktischen Politik der U. S. P. D. vertieft. Weder die Einigungsfrage, 

noch die übrigen praktischen Fragen der Arbeiterpolitik haben von diesem Parteitag einen starken 

Impuls erhalten. Der U. S. P.-Parteitag war das Forum einer Parteibürokratie, die auf eine möglichst 

ehrenvolle Verschmelzung mit der S. P. D. hinarbeitet. Die organisatorische Fähigkeit und Emsigkeit, 

die auf dem Parteitag zur Schau gestellt wurde, vermag nicht über die innere Lüge und Selbsttäu-

schung der U. S. P. hinwegzuhelfen. Es wird unseren Genossen im Lande draußen ein Leichtes sein, 

der Arbeiterschaft das wahre Wesen dieses Parteitages, den Widerspruch zwischen unabhängiger 

Theorie und Praxis klarzumachen. Am besten aber wird diesen Parteitag die Phrase ad absurdum 

führen, die geschlossene, zielklare Politik der K. P. D. 

* 

[118]  
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Heran an die Landarbeiter! 

K. H. Die Parole „Heran an die Massen“ ist heute jedem Parteigenossen geläufig und doch ist es 

notwendig, gerade über dieses Thema zu diskutieren. Es genügt nicht, daß die einzelnen Parteigenos-

sen die Parole kennen, notwendig ist, daß sie verstehen, wie die Parole am besten verwendet werden 

kann. Unsere Genossen, die im Betriebe arbeiten, kennen wohl die Nöte ihrer Kollegen, wissen, wo 

sie anzusetzen haben, um die Arbeiterschaft der Partei näher zu bringen. Sobald sie aber aus dem 

gewohnten Rahmen herausgenommen werden, und zur Agitation im Gebiete mit rein ländlicher oder 

halbproletarischer Bevölkerung kommen, stoßen sie auf die größten Schwierigkeiten, da sie das Le-

ben, dieser Arbeiterschichten nicht genügend kennen. Sie wissen nicht, daß die Arbeiter dieser Dörfer 

nur zum geringen Teile am Orte selbst beschäftigt sind, daß sie morgens eine Stunde Wegs bis zur 

nächsten Bahnstation haben, um dann an ihre Arbeitsstätte zu fahren. Sie wissen nicht, daß diese 

Arbeiter 12 bis 14 Stunden unterwegs sind, daß sie im Frühjahr und Sommer nach ihrer Arbeitszeit 

ihr Land bestellen müssen, sie kennen vor allen Dingen nicht die Abhängigkeit dieser Arbeiterkate-

gorien von den Bauern der einzelnen Ortschaften. Unsere Agitatoren können vor allen Dingen nicht 

begreifen, warum diese Arbeiter, die unter ungeheuer schwierigen Verhältnissen leben, nicht unserer 

Partei beitreten, obgleich sie mit allen Maßnahmen der Kommunisten einverstanden sind und unseren 

Genossen in ihren Ausführungen voll und ganz beipflichten. Wo sind die Gründe zu suchen, die ge-

rade diese Arbeiterschaft abhält, zu uns zu kommen? 

Ein wichtiges Moment ist die Abhängigkeit dieser Arbeiter von den Bauern ihres Ortes. Sie sind darauf 

angewiesen, ihr bißchen Land, welches sie besitzen, von den Bauern pflügen zu lassen, sie sind ge-

zwungen, den Bauern gute Worte zu geben, wenn sie eine Fuhre Dünger zu ihrem Acker gebracht 

haben wollen, ja, wenn sie in ihren Feierabendstunden nicht bis zum letzten Augenblick angestrengt 

tätig sein wollen, müssen sie auch gute Worte geben, um die geringen Erträgnisse ihres Landes ins 

Haus zu bekommen. Da gewöhnlich die Erträgnisse ihres Ackers nicht ausreichen, sind sie wieder bei 

Eindeckung ihres Bedarfs auf die Landwirte angewiesen und so ergibt sich eine Furcht dieser Arbeiter 

irgend welche Differenzen mit den Bauern zu bekommen. Die Zugehörigkeit zur kommunistischen 

Partei ist fast immer ein Grund, sämtliche Landwirte gegen die Kommunisten zu mobilisieren und den 

Genossen das Leben unerträglich zu machen. Diese Gründe halten sehr viele Arbeiter ab, zu uns zu 

kommen. Sie bleiben in der sozialdemokratischen Partei, die von den Bauern als weniger gefährlich 

angesehen wird, um mit den Bauern seinen Bruch herbeizuführen. Wenn diese Gründe von den Ar-

beitern angeführt werden, wissen unsere Genossen gewöhnlich keine Antwort zu geben, und doch ha-

ben gerade diese Arbeiter eine ungeheure Macht in der Hand, die sie selbst nicht kennen, die man 

ihnen zeigen muß. Ist die Arbeiterschaft in diesen Dörfern abhängig von den Bauern, so sind diese 

nicht weniger abhängig von den Arbeitern. Was hat also die Arbeiterschaft in diesen Dörfern zu tun? 

Es ist eine Tatsache, daß bei allen landwirtschaftlichen Arbeiten die billigen Arbeitskräfte für viele 

Bauern gerade die Frauen der in diesen Ortschaften ansässigen Arbeiter bilden. Bei der Landbestel-

lung sowohl als wie bei der Ernte sind die Bauern dieser Dörfer auf die Frauen dieser Arbeiter ange-

wiesen, und hier liegt der Gegendruck, der gegen den Terror der Landwirte angesetzt werden muß. 

Einige Beispiele aus der Praxis. In einem größeren Dorfe, in dessen Nähe ein Gut liegt, waren starken 

Differenzen zwischen dem Gutsbesitzer und zwischen der Arbeiterschaft, di gezwungen waren, das 

notwendige Land, für ihren eigenen Bedarf von dem Gutsbesitzer zu pachten. Nachdem die Pächter 

ihr Land ertragfähig gemacht hatten, nahm ihnen der Gutsbesitzer das gut bearbeitete Land ab und 

gab ihnen schlechteren Boden. Sie wehrten sich dagegen, aber erfolglos. Im Herbst brauchte das Gut 

sämtliche im Dorf befindlichen Arbeitskräfte zum Rübenroden. Die Arbeiter erklärten jetzt, daß sie 

es nicht dulden würden, daß eine Frau aus dem Dorfe bei diesem Gutsbesitzer arbeite und die Folge 

war, daß der Gutsbesitzer nachgeben mußte und die Arbeiter das ihnen abgenommene Land wieder-

bekamen. Ein anderer Fall sei ebenfalls mitgeteilt, weil er gerade wegen seiner Wirkung ganz beson-

ders bemerkenswert ist. In einem Dorfe in der Nähe von Holzminden war [119] ein Genosse in der 

kommunistischen Partei. Er wurde terrorisiert mit allen den Bauern zur Verfügung stehenden Mitteln. 

Es fand sich kein einziger Bauer bereit, das notwendige Brennholz für den Winter vom Walde zu 

holen und der Genosse wäre gezwungen gewesen, Tag und Nacht zu arbeiten, um auf einem kleinen 
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Handwagen das notwendige Brennmaterial ins Haus zu bringen. Wir gaben dann dem Genossen den 

Rat, sich mit den übrigen Arbeitern im Dorfe zu verständigen. Es fand eine gemeinsame Aussprache 

statt und es wurde beschlossen, auf Kosten der Gemeinde das Holz aus dem Walde zu holen. Man 

ließ einen Fuhrmann aus der Stadt kommen, der den Holztransport übernahm und verteilte die Trans-

portkosten, auf alle diejenigen im Dorfe, die Besitzer eines Fuhrwerks waren. Da die Arbeiterschaft 

die Mehrheit in der Gemeindevertretung hatte, wurde dieses in der Gemeindevertretung glatt durch-

gesetzt. Die Folge war, daß 8 Tage später, als unser Genosse wiederum ein Fuhrwerk brauchte, sich 

kein Bauer mehr weigerte, den Transport zu übernehmen. Diese Methode ist verschiedentlich aus-

probiert und sehr wirkungsvoll und überall, wo von unseren Rednern den Arbeitern der Weg gezeigt 

wurde, wie sie sich gegen die Uebergriffe der Landwirte schützen können, ist es uns gelungen, orga-

nisatorische Erfolge zu erzielen. In anderen Orten werden ähnliche Erfahrungen gemacht worden 

sein. Es ist darum für jeden Redner wichtig, sich mit diesen Fragen vertraut zu machen. Sehr zu 

empfehlen ist es, vor der Versammlung vielleicht im Wirtshaus des Dorfes mit den Anfälligen schon 

in Verbindung zu treten, damit bei Beginn des Referates der Redner auf die örtlichen Verhältnisse 

eingehen kann, er wird gerade beim Behandeln der örtlichen Fragen die besten Erfolge haben. Nur 

durch Beachten all der kleinen Nöte und Schmerzen der Arbeiterschaft wird es der Kommunistischen 

Partei gelingen, die Parole „Heran an die Massen“ in die Wirklichkeit umzusetzen und all die Arbei-

ter, die geistig schon zu uns gehören, auch organisatorisch mit der Partei verbinden. 

* 

Auslandschronik. 

A. R. Der Versuch Lloyd Georges und Briands, die Gegensätze des englischen und des französischen 

Kapitalismus auszugleichen, ist zunächst gescheitert. Das französische Kapital, gestützt auf seine 

große Militärmacht und in genauer Kenntnis der schwierigen weltpolitischen Situation Englands, 

lehnte die Zugeständnisse ab, die Briand machen wollte. Briand fiel, Poincaré trat an seine Stelle und 

die Konferenz von Cannes flog auf. Das Moratorium, das die Reparationskommission Deutschland 

gewährte, ist nur ein Notbehelf. Am 15. Januar hätte Deutschland seine 500 Millionen Goldmark 

zahlen müssen. Die Regierung Wirth hatte sich für zahlungsunfähig erklärt, also hätten am genannten 

Tage die Sanktionen einsetzen müssen. Der plötzliche französische Regierungswechsel machte aber 

einen Beschluß des Obersten Rats bis zu diesem Termin unmöglich. Deshalb mußte man das provi-

sorische Moratorium bewilligen, das aber schon in wenigen Wochen durch einen endgültigen Be-

schluß der Entente ersetzt werden soll. Poincaré wird einen offenen Bruch mit England vermeiden, 

aber ebensowenig wird Lloyd George es auf einen Konflikt mit Frankreich ankommen lassen. Der 

französische Druck auf Deutschland wird sich daher in nächster Zeit verstärken, ohne daß England 

etwas Wesentliches dagegen unternehmen dürfte. 

In Cannes hat man die große europäische Wirtschaftskonferenz beschlossen, die in Genua stattfinden 

soll, und zu der man Sowjetrußland und Deutschland eingeladen hat. Es ist aber von vornherein er-

klärt worden, daß die Reparationsfrage auf der Konferenz in Genua nicht behandelt werden darf. An 

diesem Zugeständnis wird Frankreich jetzt mehr denn je festhalten. Vom deutschen Standpunkt aus 

sind also nur geringe Hoffnungen auf Genua zulässig. Umso wichtiger wird die Stellung Sowjetruß-

lands auf dieser Tagung sein. Die englische Regierung betont immer wieder ihren Willen, die Han-

delsbeziehungen mit Sowjetrußland im großen Stil aufzunehmen. Dasselbe gilt für Italien. Ganz un-

durchsichtig ist aber noch die Haltung, die Poincarés Vertreter in Genua einnehmen werden. 

Der weißgardistische Vorstoß in Karelien ist vollkommen gescheitert. Die Rückeroberung des ge-

samten Aufstandsgebietes durch die roten Truppen ist nur noch eine Frage von Tagen. Ebenso hat im 

fernen Osten die Rote Armee die Gegenoffensive gegen die, von Japan gedeckten Weißgardisten 

aufgenommen. 

In Washington hat die Delegation der Republik des fernen Ostens die Geheimverträge zwischen 

Frankreich und Japan veröffentlicht, und damit vor aller Welt kundgetan, daß diese beiden Mächte 

[120] sich unter der Hand gegen die Angelsachsen verständigt haben. Die Konferenzkomödie selbst 

geht weiter. Man hat zwar beschlossen, daß die U-Boote künftig keine Angriffe auf „Handelsschiffe“ 
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mehr machen dürfen. Aber man at es wohlweislich unterlassen, den Begriff „Handelsschiff“ zu defi-

nieren. Im künftigen Krieg wird man die Handelsschiffe erst recht torpedieren und dann erklären, es 

seien „Hilfskreuzer“ gewesen. Ebenso unlösbar wie die Flottenfrage erweist sich die chinesische An-

gelegenheit. 

Das irische Parlament hat mit knapper Mehrheit den Friedensvertrag mit England angenommen. Das 

bedeutet einen erheblichen Erfolg Lloyd Georges. Die irische Arbeiterschaft und der linke Flügel der 

Sinnfeiner wollen freilich den Kampf gegen das britische Reich fortsetzen, wenn auch zunächst nicht 

mit der Waffe in der Hand. Lloyd George dachte, gestützt auf das irische Ergebnis und seine „Er-

folge“ in Cannes, Neuwahlen in England vorzunehmen. Aber seine eigenen konservativen Freunde 

wollen von der Parlamentsauflösung nichts wissen, weil sie das Ergebnis einer solchen für sehr zwei-

felhaft halten. 

Auf die Abstimmungsposse von Oedenburg, wo jetzt wieder Horthy regiert, ist die ebenso schöne 

Abstimmung in Wilna gefolgt. Unter dem Druck der bewaffneten polnischen Banden wurden im 

Wilnaer Gebiet nur polnische Nationalisten gewählt. Der Völkerbund hat wieder einmal gesiegt. 

Dey Zwischenfall von Sebenico hat erneut den scharfen Gegensatz kundgetan, der am Adriatischen 

Meer zwischen Jugoslawien und Italien besteht. Jugoslawien will sich dabei Rumänien als Rücken-

deckung sichern. – In Marokko haben sich neue schwere Kämpfe zwischen den Spaniern und den 

Eingeborenen abgespielt. In Spanien selbst ist ein Konflikt zwischen der Zivilregierung und der Mi-

litärpartei ausgebrochen, der noch wichtige Folgen haben kann. 

* 

Zeitschriften und Büchereinlauf: 

(Die Redaktion behält sich ausführliche Besprechung vor.) 

Kleine Bibliothek der russischen Korrespondenz. Nr. 56/57. 

N. Lenin. Die Politik der K. P. Rußlands. K. Hoym Verlag. 1 M. 

Nr. 56/59. A. Chrjaschtschjew. Zur Charakteristik der russischen Wirtschaften in der Kriegs- 

und Revolutionszeit. K. Hoym Verlag, 1 M. 

Nr. 55. R. L. Meschtscherjahow. Das menschewistische Georgien. (Anmerkungen zur Broschüre 

Kautsky). K. Hoym Verlag. 50 Pfennig. 

N. Philip Ruce, Die russische Revolution. K. Hoym Verlag, Hamburg. 

Protokoll des zweiten Weltkongresses der III. Int. K. Hoym Verlag, Hamburg. 

Andreas Voigt: Das wirtschaftsfriedliche Manifest. 168 S. J. Colla Verlag, Berlin und Leipzig. 

Mirabeau über den Staatsbankrott, 158 Seiten. Georg Müller Verlag, München. 

Eduard Bernstein, Das Görlitzer Programm der S. P. D. Verlag für Sozialwissenschaft, Berlin, 58 

Seiten. 

Parvus, Der wirtschaftliche Rettungsweg, Verlag für Sozw. 40 Seit. Preis 8 M. 

Zeitschriften. 

Russische Korrespondenz, Nr. 10 11. 

Das proletarische Kind, internationale Monatsschrift für kommunistische Schulpolitik und Pädago-

gik, Mitteilungsblatt der Kindergruppenleiter, Eltern und Lehrer. Herausgegeben vom Exekutivko-

mitee der I. Jugendinternationale. Heft 1, 2. Jahrgang. Einzelpreis 3. M. (Zuschriften an die Red. 

Edwin Hoernle, Grunewald, Charlottenbrunner Str. 45.) 

Anmerkung der Redaktion: 

Raummangel wegen erscheinen die Fortsetzungen der Arbeiten von A. T h a l h e i m e r  („Die Theorie 

und die Praxis des Liquidatorentums“) und W. H a u t h  („Zur Frage der roten Gewerkschaftsinterna-

tionale.“) erst in der nächsten Nummer. [121] 
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Die Internationale  

Jahrg. 4 ⁕ Ausgegeben 29. Januar 1922 ⁕ Heft 6 

Die Stinnesperiode. 

Δ Berlin, den 29. Januar 1922. 

Der Zentralausschuß der Partei, der am 22.23. Januar tagte, hat in den inneren Parteifragen die Ent-

scheidung gefällt, die dem Ergebnis der Parteiauseinandersetzungen in der Mitgliedschaft entsprach. 

Es ist bei den liquidatorischen Elementen schon zur stehenden Gewohnheit geworden, die Entschei-

dungen der Partei auf „Ukase“ aus Moskau zurückzuführen – auch darum sind sie die getreuen Nach-

beter der Hilferding und Stampfer. Indessen zeigt jedem Unbefangenen ein Blick auf die Beschlüsse 

der Mitgliedschaften, was es damit auf sich hat. 

Es ist auch kein neues „Heidelberg“ geworden, wie man in der Opposition phantasierte, weder dem 

Umfang noch der Art nach. Die 31 Ausgeschlossenen nehmen keine Mannschaften von irgend wel-

chem Belang mit. In Heidelberg dagegen gingen anfänglich starke Organisationen mit, Berlin, Ham-

burg, Bremen. Die jetzige Abscheidung beschränkt sich fast durchweg auf eine kleine Gruppe von 

Führern, Literaten, Funktionären. In Heidelberg stand auch organisatorisch das Schicksal der Partei 

auf dem Spiel. Das Zünglein schwankte in der Waage, wohin die Mehrheit gehen werde. Jetzt kam 

nichts Dergleichen in Betracht. Die parteipolitische Resolution, die die Anschauungen der kommu-

nistischen Arbeitsgemeinschaft als unkommunistisch verwarf, wurde mit 43 gegen 2, die Erklärung, 

die den Ausschluß der Unterzeichner des 1. und 2, Aufrufs aussprach, wurde mit 44 gegen 4 Stimmen 

beschlossen. Die Bewegung jetzt ging nicht bis in die Tiefen der Partei. 

Der Unterschied der Art springt in die Augen. In Heidelberg schied sich die Partei von „linken“ Ele-

menten, die den Weg zur Ausnützung der breiten proletarischen Massenorganisationen, der Gewerk-

schaften, und der Institutionen der bürgerlichen Demokratie, der Parlamente, Gemeinden usw. für die 

revolutionäre Vorbereitung nicht finden konnten. In Heidelberg schied die Partei die Elemente und 

die Methoden aus, die sie zur Sekte gemacht hätten. Neben einer Hand voll Intellektueller, die radikal 

verkleidete, kleinbürgerliche Opportunisten waren, war es damals ein gut Teil revolutionärer Arbei-

ter, die aus dem revolutionären Gefühl heraus sich sträubten gegen die Methoden der gewerkschaft-

lichen und parlamentarischen Arbeit, die dem Abebben der revolutionären Welle entsprach. 

Diesmal wurde der Schnitt nach rechts gemacht. Es galt die Partei zu sichern vor dem anderen Ext-

rem, dem Opportunismus, es galt mit ihrem Charakter als Massenpartei zugleich ihren revolutionären 

Charakter zu sichern, den Rückfall in die Methoden der alten Sozialdemokratie abzuschneiden. Be-

zeichnend für die Strömung der jetzt ausgeschiedenen Parteiopposition ist, daß sie die Sammlung der 

Massen an sich schon als „revolutionär“ erklärte und daß sie den Sündenfall, durch den die Partei 

sich zur Sekte verdamme, eben in dem Ausschluß „der kommunistischen Arbeitsge-[122]meinschaft“ 

und ihrer politischen und organisatorischen Methoden erblickte. Aber gerade in Heidelberg hatte die 

Partei grundsätzlich die Methoden der Sekte ausgeschieden und gerade jetzt legte die Partei sich wo-

möglich noch entschiedener als zuvor darauf fest, die Etappe einer Arbeiterregierung, nicht nur im 

Reich, sondern auch in den einzelnen Ländern ins Auge zu fassen, Arbeiterregierungen mit demokra-

tischen Institutionen. 

Der damaligen Abweichung nach links, wie der heutigen nach rechts liegt objektiv eine vorüberge-

hende Ebbe der Arbeiterbewegung und eine politische Wiedererstarkung der Bourgeoisie zu Grunde. 

Nach Heidelberg bewiesen die Kapp-Tage, daß der revolutionäre Strom nur scheinbar versickert war 

und die Spaltung der Unabhängigen Partei in Halle bewies, daß die methodische Arbeit der revoluti-

onären Vorbereitung ihre Früchte trug. Es ist ein unnützes Beginnen, voraussagen zu wollen, in wel-

chem Tempo der Machtkampf der Revolution weiter wühlen wird, aber darum geht es heute so wenig, 

wie damals in Heidelberg. Es geht eben um die Methode der revolutionären Vorbereitung und Samm-

lung der Massen, nicht um den Termin der Revolution, sondern letzten Endes um die Revolution 

selbst. Die Frage ist in erster Linie, ob die Arbeiterklasse grundsätzlich eine revolutionäre Lösung 

der Lage suchen muß, oder ob sie die Lösung sucht auf reformistischem Weg, innerhalb des Bereiches 
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der kapitalistischen Ordnung, und also im Gefolge der Bourgeoisie, in einer Zusammenarbeit der 

Klassen, bei der die Bourgeoisie das Kommando führt, die Initiative hat, die Gesetze vorschreibt. Erst 

in zweiter Linie kommt die Frage, die fälschlich zur Hauptsache gemacht wurde, ob für die Bour-

geoisie überhaupt die Möglichkeit besteht, einen Ausweg aus der durch den Krieg und die darauffol-

genden Jahre geschaffenen Lage zu finden. Man kann, abstrakt gesprochen, die letztere Möglichkeit 

bejahen, und trotzdem an der revolutionären Aufgabe der Arbeiterklasse festhalten. In Wirklichkeit 

war von Seiten der Liquidatoren die dogmatische Behauptung von der Möglichkeit der kapitalisti-

schen Lösung der Nachkriegskrise nur der nachträglich zurechtkonstruierte und zusammenphanta-

sierte Vorwand, um die revolutionäre Aufgabe der Arbeiterklasse und die Methoden der revolutionä-

ren Vorbereitung preiszugeben zugunsten der Sozialdemokratie beider Färbungen, die in verschiede-

nen Abstufungen den Klassenkampf durch die Klassenzusammenarbeit ersetzen. Den Uebergang zu 

den letzteren konterrevolutionären Methoden offen auszusprechen hatten die Liquidatoren nicht den 

Mut; am allerwenigsten auf der Zentralausschußsitzung, wo sie alle grundsätzlichen Gegensätze in 

einem Dämmergrau verschwinden zu lassen suchten. Aber objektiv ist nur die Wahl zwischen dem 

revolutionären Weg des Klassenkampfes und dem reformistischen der Klassenzusammenarbeit und 

so führt die Ablehnung der ersteren Methode unausweichlich, von Schritt zu Schritt, zur Uebernahme 

der reformistischen Methode. Ein Zwischending ist hier der Sache nach unmöglich und der Versuch 

dazu läuft entweder auf Selbsttäuschung oder auf Betrug anderer hinaus, der nicht lange bestehen 

kann. Auf dieser Grenzlinie ist kein Verweilen: es geht entweder hinüber zur USP, oder zurück zur 

kommunistischen Partei. 

Wenn Lenin auf dem zweiten Kongreß der kommunistischen Internationale sagte, es lasse sich theo-

retisch nicht entscheiden, ob die kapitalistischen Klassen noch einen Ausweg aus der Nachkriegskrise 

finden werden, so war der Sinn dessen offensichtlich gerade der entgegengesetzte wie der, den die 

Liqui-[123]datoren mit einer solchen Behauptung verbinden wobei sie unter der Hand die von Lenin 

angenommene theoretische Möglichkeit in eine Wirklichkeit, ja Notwendigkeit verwandeln. Die Ab-

sicht Lenins war, von der theoretischen Spekulation auf die revolutionäre Partei zu verweisen, die 

Absicht der Liquidatoren ist, mit ihrer Behauptung eine nichtrevolutionäre Praxis theoretisch zu de-

cken. Das „blödsinnige Dogma“ der objektiven Unmöglichkeit für den Kapitalismus, einen Ausweg 

der von ihm geschaffenen Lage zu finden, erfunden zu haben, muß übrigens der Verfasser dieser 

Zeilen bescheiden ablehnen. Die liquidatorische Genossenschaft ist so sehr in die reformistische Zu-

kunft vertieft, daß sie bereits die Geschichte der Partei, von der sie sich getrennt, vergessen hat.*) 

Dieses „Dogma“ findet sich bereits im Spartakusprogramm und in der Rede der Genossin Luxemburg 

auf dem Gründungsparteitag des Spartakusbundes. Im übrigen hat gerade Rosa Luxemburg mit aller 

 
*) Aus der Rede auf dem Gründungsparteitag des Spartakusbundes (30. Dezember 1918 bis 1. Januar 1919): 

„Was hat dieser Krieg anderes von der bürgerlichen Gesellschaft zurückgelassen, als einen gewaltigen Trümmerhaufen? 

Formell sicher noch sämtliche Produktionsmittel und auch sehr viele Machtmittel, fast alle ausschlaggebenden Macht-

mittel in den Händen der herrschenden Klassen: darüber täuschen wir uns nicht. Aber was sie damit ausrichten können, 

außer den krampfhaften Versuchen, die Ausbeutung durch Blutbäder wieder anzurichten, ist nichts als Anarchie. Sie 

[124] sind soweit, daß heutzutage das Erkennen vor dem die Menschheit steht heißt: entweder Untergang in der Anarchie 

oder die Rettung durch den Sozialismus. Aus den Ergebnissen des Weltkrieges können die bürgerlichen Klassen unmög-

lich auf dem Boden ihrer Klassenherrschaft und der Kapitalismus irgend einen Ausweg finden ... Der Sozialismus ist 

Notwendigkeit geworden, nicht bloß deshalb, weil das Proletariat unter den Lebensbedingungen nicht mehr zu leben 

gewillt ist, die ihm die kapitalistischen Klassen bereiten, sondern deshalb, weil wenn das Proletariat nicht seine Klassen-

pflichten erfüllt und den Sozialismus verwirklicht, uns allen zusammen der Untergang bevorsteht“. Nun, Parteigenossen, 

das ist die allgemeine Grundlage, auf der unser Programm aufgebaut ist, das wir heute offiziell annehmen und dessen 

Entwurf sie ja in der Broschüre „Was will der Spartakusbund“ kennen gelernt haben." (Protokoll s. 25, 26). 

Im Programm des Spartakusbundes heißt es (1. Abschnitt): 

„Mit dem Ausgang des Weltkrieges hat die bürgerliche Klassenherrschaft ihr Daseinsrecht verwirkt. Sie ist nicht mehr 

im Stande, die Gesellschaft aus dem furchtbaren wirtschaftlichen Zusammenbruch herauszuführen, den die imperialisti-

sche Orgie hinterlassen hat.“ 

Aehnlich heißt es im Gründungsprogramm der Kommunistischen Partei Polens. Die Versuche, die kapitalistische Wirt-

schaft auf dieser durch den Krieg geschaffenen Grundlage aufzubauen, inmitten der allgemeinen Desorganisation der 

Arbeiterwerkstätte, der Arbeitslosigkeit, der Teuerung und in der Atmosphäre der sich entwickelnden europäischen Re-

volution können mur zur völligen Katastrophe des kapitalistischen Systems führen, zur Enthülsung der völligen Unfähig-

keit der besitzenden Klassen, die Geschichte der Menschheit zu lenken“. 
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Klarheit ausgesprochen, daß alle materiellen Bedingungen der Revolution für sich allein nichts be-

wirken, wenn nicht die Tat einer Klasse hinzukommt, die die Umsetzung der materiellen Möglichkeit 

in die gesellschaftliche Wirklichkeit sich bewußt zur Aufgabe stellt. Der Träger des hellsten Bewußt-

seins und des festesten Willens der Klasse zu dieser Tat ist eben die revolutionäre Partei. Dazu ist sie 

da. Aber nur zusammen mit den objektiven Voraussetzungen wird der revolutionäre Sprung zum 

Sozialismus wirklich. Ohne die objektiven Voraussetzungen wird der Kommunismus Utopie, Rom-

antik, Ethik oder was man will. Ohne den subjektiven Faktor trifft statt der Revolution das ein, was 

Marx den „Rückfall in die Barbarei“ nennt, der gemeinsame Verfall der antagonistischen Klassen der 

Gesellschaft. Zeitweilige Erholungen des Kapitalismus schließen den Kommunismus als wirksamen 

Faktor nicht aus, aber der Sozialismus als unmittelbares Ziel ist allerdings daran gebunden, daß der 

Kapitalismus sich auf dem absteigenden Ast seiner Entwicklung befindet und sich in Gestalt politi-

scher und ökonomischer Katastrophen gegen die Produktivkräfte kehrt, d. h. hemmend und zerstö-

rend auf sie wirkt. Die Brachlegung von Produktivkräften in gewaltigem Ausmaß in der Gegenwart 

ist keine „theoretische“ Erfindung, sie läuft handgreiflich herum in den Straßen der Städte Englands, 

Nordamerikas usw. in Gestalt von Millionen Arbeitsloser. 

Inzwischen ist die reformistische Praxis in Deutschland auf einem Höhe- oder Tiefpunkt, wie man es 

nennen will, angelangt. Das Steuerkompromiß zwischen Sozialdemokratie, Zentrum, Demokraten 

und der Deutschen Volkspartei ist nach langem Hängen und Würgen abgeschlossen. Das Kernstück 

des Kompromisses, die „Goldanleihe“, die in Wirklichkeit aus schnödem Papier besteht, deren Her-

einkommen höchst unsicher ist, wird von der Börsenpresse offen als ein leeres und für die Bourgeoi-

sie ungefährliches „Schaustück“ bezeichnet, dessen Zweck nicht so sehr finanzieller und wirtschaft-

licher als politischer Natur ist. Das Kompromiß ist zusammen mit dem Reparations-[124]programm 

die Plattform der Steuerkoalition im Reiche. Das Kompromiß selbst ist natürlich nur ein Anfang; das 

dickere Ende kommt nach. Stinnes & Co. begnügen sich nicht bloß mit einer Debetseite. Das Wort 

„Gold“ bei der Anleihe (mit wirklichem Gold oder Sachwert hat es direkt nichts zu tun) hatte für die 

Sozialdemokratie wesentlich den Zweck, an die aufgegebene Erfassung der Goldwerte wenigstens in 

der Benennung zu erinnern, es ist die Vergoldung der hohlen Nuß, die sie der Arbeiterschaft präsen-

tiert. Formell steht, in dem Augenblick, wo wir dies schreiben, die Stinnespartei noch außerhalb der 

Regierung. Aber innerhalb oder außerhalb der Regierung: ihr Programm hat gesiegt, sie gibt dieser 

Regierung das Gesetz. 

Damit beginnt ein neuer Abschnitt der deutschen Entwicklung. Der Cyklus der Regierung der Klein-

bürgerschaft, verkörpert in erster Linie durch Sozialdemokratie und Zentrum, ist abgeschlossen. Als 

irgendwie selbständige Kraft hat die Kleinbürgerschaft bankrottiert. Sie übergibt jetzt das Kommando 

dem Großkapital und sie unterstellt sich diesem Kommando. „Noch sitzt sie mit am Tisch, wenn auch 

am Gesindetisch. Am Ende wird sie überflüssig werden. Die gesellschaftsrettende Laufbahn des 

Großkapitals beginnt. Das Proletariat hat jetzt den Herrn vor sich statt der Diener. Macht auch dieser 

Fiasko, so wird der Kreis der möglichen Gesellschaftsretter durchlaufen sein bis auf das Proletariat 

selbst. Die Erfahrungen der Stinnesperiode können nur damit enden, das Proletariat auf sich selbst zu 

verweisen. 

Im Verlauf dieser Periode werden sich alle politischen Parteien und Richtungen in der deutschen 

Arbeiterschaft zu entscheiden haben ob sie in der Bahn dieses mächtigen Gestirns oder in eigener 

Bahn laufen wollen, von der SPD bis hinüber zu den neuesten Adepten der kommunistischen Ar-

beitsgemeinschaft. [125] 

* 

Rosa Luxemburgs Stellung zu den taktischen Problemen der Revolution.  
A. W a r s k i  (Warschau). 

III. 

Schreckensherrschaft, Terror sind die naturnotwendigen Begleiterscheinungen jedes Krieges und 

Bürgerkrieges, Was bedeutet Terror? Formell ist er Gewaltanwendung, Einkerkerung, Erschießung. 
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Politisch heißt er: Abschaffung der wichtigsten demokratischen Rechte und Garantien im öffentlichen 

Leben. Somit steht die Frage des Terrors als Einzelerscheinung im Zusammenhang mit dem ganzen 

Komplex der Frage der Demokratie, mit der sie im Bürgerkriege und in bestimmter Periode der Dik-

tatur des Proletariats unzertrennlich verknüpft ist, also mit der Frage der Konstituante (Parlamenta-

rismus), der allgemeinen Wahlen, Presse- und Versammlungsfreiheit usw. Und nur in diesem Zusam-

menhange kritisiert auch Rosa Luxemburg den bolschewistischen Terror. Weil sie die Abschaffung 

der demokratischen Garantien, der Konstituante, der allgemeinen Wahlen, der Presse- und Versamm-

lungsfreiheit verdammt, verdammt sie auch den Terror. 

Aber gerade in all diesen Fragen, d. h. in den wichtigsten Fragen der kommunistischen Taktik nach 

Ausbruch der Revolution hat Rosa Luxemburg vollständig ihre Meinung geändert. Hätte sie das nicht 

getan, so wäre sie bei den Unabhängigen und zwar auf dem rechten Flügel dieser Partei geblieben. 

Denn nicht die Stellung zum Terror kennzeichnet die kommunistische Taktik. Terror hat auch die 

Regierung Scheidemann-Noske, die Horthy-Regierung usw. getrieben. Es sind gerade die oben auf-

geworfenen Fragen, die das Scheidewasser der kommunistischen und der anderen Parteien bilden. 

Nachdem sie in ihrer Broschüre gegen die Auflösung der Konstituante auftrat, kommt die Verfasserin 

zur Schlußfolgerung: 

„Sowohl Sowjets als Rückgrat wie Konstituante und allgemeines Wahlrecht.“ 

Das war die Meinung Rosa Luxemburgs im Sommer 1918. Das aber war auch die Meinung der Bol-

schewiki noch im Anfang desselben Jahres! Zur Macht gelangt, haben sie ruhig die Einberufung der 

Konstituante auf Grund des allgemeinen Wahlrechts betrieben und sie zustande gebracht, um erst 

später den klaffenden Gegensatz in den Dingen zu entdecken und ihn durch Auflösung der Konstitu-

ante aufzuheben. 

Merkwürdig: seit der russischen Februarrevolution hat besonders die französische imperialistische 

Presse geschrien, Sowjets und Parlament sei eine Ungereimtheit und verlangte von ihrem Stand-

punkte aus die Beseitigung dieses Zwiespalts durch Beseitigung der Sowjets. Die Bolschewiki aber 

bis Januar 1918, Rosa Luxemburg bis zum Ausbruch der deutschen November-Revolution haben die 

Kluft nicht gesehen. Die Bolschewiki verlangten die „ganze Macht“ für die Sowjets, Rosa Luxem-

burg in ihrer Broschüre jubelte dem zu. Aber die „ganze“ Macht bedeutete sowohl die ausführende 

wie die gesetzgebende Macht. Was blieb also für die konstituierende Nationalversammlung, die doch 

als gesetzgebende Körperschaft gedacht wurde und nur als solche in Betracht kam? 

Merkwürdig noch, daß wir doch alle Marxens „Bürgerkrieg“ und die verschiedenen Bemerkungen 

von Marx und Engels zu den Lehren der Pariser Kommune gelesen haben, die so wertvolle Finger-

zeige zu dieser Frage liefern und gerade das vergessen, sowohl Lenin in seiner [126] Arbeit über 

„Staat und Revolution“, wie Trotzky in seiner Schrift „Von der Oktoberrevolution bis zum Brester 

Frieden“, wie Rosa Luxemburg in ihren „Kritischen Würdigungen“ der Oktoberrevolution – nämlich, 

all das, was unsere Altmeister über die Aufhebung der Trennung zwischen gesetzgebender und aus-

führender Gewalt nach Ergreifung der acht durch das Proletariat geschrieben haben. 

Sowjets und Konstituante – das war der Gedanke, wie ihn die Bolschewiki bis Januar, Rosa Luxem-

burg bis November 1918, die Unabhängigen noch während der Revolution vertreten haben. Das be-

deutet aber die Aufrechterhaltung der üblichen Trennung von gesetzgebenden und ausführenden Ge-

walten, also des charakteristischen Kennzeichens des bürgerlichen parlamentarischen Staates über-

haupt. Wenn Marx und Engels im Jahre 1872, auf Grund der Erfahrungen der Pariser Kommune 

geschrieben haben, daß „die Arbeiterklasse nicht die fertige Staatsmaschine einfach in Besitz nehmen 

und sie für ihre eigenen Zwecke in Bewegung setzen kann“, so verstanden sie darunter nicht nur die 

Zertrümmerung der bürgerlichen Staatsform, sondern darüber hinaus auch noch neue, proletarische 

Staatsformen, die die Pariser Kommune schaffen wollte. Auf diese neuen Formen verweist uns En-

gels in seinem Vorwort zu Marxens „Bürgerkrieg“ vom Jahre 1891, in dem er schreibt: 
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„Diese Sprengung der bisherigen Staatsmacht und ihre Ersetzung durch eine neue, in Wahrheit de-

mokratische, ist im dritten Abschnitt des ‚Bürgerkriegs‘ eingehend geschildert.“ Und in diesem Ab-

schnitt lesen wir: 

„Die Kommune sollte nicht eine parlamentarische, sondern eine arbeitende Körperschaft sein, voll-

ziehend und gesetzgebend zu gleicher Zeit ...“ 

„In einer kurzen Skizze der nationalen Organisation, die die Kommune nicht die Zeit hatte, weiter 

auszuarbeiten, heißt es ausdrücklich, daß die Kommune die politische Form selbst des kleinsten Dor-

fes sein ... sollte. Die Landgemeinden eines jeden Bezirks sollten ihre gemeinsamen Angelegenheiten 

durch eine Versammlung, von Abgeordneten in der Bezirkshauptstadt verwalten und diese Bezirks-

versammlungen dann wieder Abgeordnete zur Nationaldelegation in Paris schicken ...“ 

Aus dem Obigen folgt zweierlei: Erstens, sollte die Kommune-Verfassung keine Demokratie im üb-

lichen Sinne des Wortes sein. Keine direkten, sondern Drei-Stufen-Wahlen: Gemeinde, Bezirk, 

Hauptstadt. Hätten die Bolschewiki anstatt der direkten Wahlen zur Konstituante, solche Wahlen auf 

Grund der Kommune-Verfassung eingeführt, die Sozialdemokraten hätten sie als Gegner der Demo-

kratie verschrien. Für Marx und Engels war das trotz dieser Beschränkung des Wahlrechts „eine neue, 

in Wahrheit demokratische Staatsmacht.“ 

Zweitens: sollte die Kommune „vollziehend und gesetzgebend zu gleicher Zeit“ sein, also wieder 

keine Demokratie im sozialdemokratischen und kleinbürgerlichen Sinne oder im Sinne der bürgerli-

chen Staatslehre überhaupt, dafür aber eine Demokratie, in der für „Sowjets und Konstituante“, für 

getrennte vollziehende und gesetzgebende Gewalten kein Platz war. 

Und das nannte Marx „die endlich entdeckte politische Form, unter der die ökonomische Befreiung 

der Arbeit sich vollziehen konnte“ oder, wie Engels 1891 sich ausdrückte: „Das war die Diktatur des 

Proletariats.“ 

Stellen wir aber statt Kommune – Sowjets mit ihren indirekten Wahlen, Beseitigung des Parlamenta-

rismus, Zusammenfassung der gesetzgebenden und vollziehenden Gewalt, so haben wir die Rätever-

fassung, die – auf Grund der Erfahrungen der russischen Revolution [127] und der ersten Ansäße zur 

proletarischen Revolution in Deutschland usw. – endlich entdeckte politische Form" der Diktatur des 

Proletariats. 

IV. 

Haben aber die Bolschewiki erst nach der Ueberwindung der kleinbürgerlich-menschewistischen 

Etappe der Revolution und nach Ergreifung der Macht den Gegensatz entdeckt, der in der Formel 

„Sowjets und Konstituante“ verborgen ist, so konnte Rosa Luxemburg dank der russischen Erfahrung 

und im direkten Gegensatz zu ihrer eigenen Kritik gleich am Anfang der deutschen Revolution so 

scharf gegen die konstituierende Nationalversammlung auftreten, wie sie in ihrer Broschüre für sie 

eingetreten war. 

In der Broschüre schreibt sie: „Nach Trotzkis Theorie widerspiegelt jede gewählte Versammlung ein 

für allemal nur die geistige Verfassung, politische Reife und Stimmung ihrer Wählerschaft just in 

dem Moment, wo sie zur Wahlurne schritt. Die demokratische Körperschaft ist demnach stets das 

Spiegelbild der Masse vom Wahltermin, gleichsam wie der Herschelsche Sternhimmel uns stets die 

Weltkörper nicht wie sie sind zeigt, da wir auf sie blicken, sondern wie sie im Moment der Versen-

dung ihrer Lichtboten aus unermeßlicher Weite zur Erde waren. Jeder lebendige geistige Zusammen-

hang zwischen den einmal Gewählten und Wählerschaft, jede dauernde Wechselwirkung zwischen 

beiden wird hier geleugnet. 

„Wie sehr widerspricht dem alle geschichtliche Erfahrung! Diese zeigt uns umgekehrt, daß das le-

bendige Fluidum der Volksstimmung beständig die Vertretungskörperschaften umspült, in sie ein-

dringt, sie lenkt. Wie wäre es sonst möglich, daß wir in jedem bürgerlichen Parlament zu Zeiten die 

ergötzlichsten Kapriolen der ‚Volksvertreter‘ erleben, die plötzlich von einem ‚neuen Geist‘ belebt, 

ganz unerwartete Töne hervorbringen, daß die vertrocknetsten Mumien sich zu Zeiten jugendlich 
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gebärden und die verschiedenen Scheidemännchen auf einmal in ihrer Brust revolutionäre Töne fin-

den, – wenn es in den Fabriken, Werkstätten und auf den Straßen rumort? 

Und diese ständige lebendige Einwirkung der Stimmung und der politischen Reise der Massen auf 

die gewählten Körperschaften sollte gerade in einer Revolution vor dem starren Schema der Partei-

schilder und der Wahllisten versagen? Gerade umgekehrt! Gerade die Revolution schafft durch ihre 

Gluthitze jene dünne, vibrierende, empfängliche politische Luft, in der die Wellen der Volksstim-

mung, der Pulsschlag des Volkslebens augenblicklich in wunderbarster Weise auf die Vertretungs-

körperschaften einwirken. Gerade darauf beruhen ja immer die bekannten effektwollen Szenen aus 

dem Anfangsstadium aller Revolutionen, wo alte reaktionäre oder höchst gemäßigte, unter altem Re-

gime aus beschränktem Wahlrecht gewählte Parlamente plötzlich zu heroischen Wortführern des 

Umsturzes, zu Stürmern und Drängern werden. Das klassische Beispiel bietet ja das berühmte ‚Lange 

Parlament‘ in England, das 1642 gewählt und zusammengetreten sieben Jahre lang auf dem Posten 

blieb und in seinem Innern alle Wechsel-Verschiebungen der Volksstimmung, der politischen Reife, 

der Klassenspaltung, des Fortgangs der Revolution bis zu ihrem Höhepunkt, von der anfänglichen 

devoten Plänkelei mit der Krone unter einem auf den Knien liegenden ‚Sprecher‘ bis zur Abschaffung 

des Hauses der Lords, Hinrichtung Karls und Proklamierung der Republik widerspiegelt. 

Und hat sich nicht dieselbe wunderbare Wandlung in den Generalstaaten Frankreichs, im Zensurpar-

lament Louis Philipps, ja – das letzte frappanteste Beispiel liegt Trotzki so nahe – in der vierten 

russischen Duma widerholt, die im Jahre des Heils 1909, unter der starrsten Herrschaft der Konterre-

volution gewählt, im Februar 1917 plötzlich den [128] Johannistrieb des Umsturzes verspürte und 

zum Ausgangspunkt der Revolution ward? 

Das alles zeigt, daß ‚der schwerfällige Mechanismus der demokratischen Institutionen‘ einen kräfti-

gen Korrektor hat – eben in der lebendigen Bewegung der Masse, in ihrem unausgesetzten Druck. 

Und je demokratischer die Institution, je lebendiger und kräftiger der Pulsschlag des politischen Le-

bens der Masse ist umso unmittelbarer und genauer ist die Wirkung – trotz starrer Parteischilder, 

veralteter Wahllisten usw. Gewiß, jede demokratische Institution hat ihre Schranken und Mängel, 

was sie wohl mit sämtlichen menschlichen Institutionen teilt. Nur ist das Heilmittel, das Trotzki und 

Lenin gefunden: die Beseitigung der Demokratie überhaupt, noch schlimmer als das Uebel, dem es 

steuern soll: es verschüttet nämlich den lebendigen Quell, aus dem heraus alle angeborenen Unzu-

länglichkeiten der sozialen Institutionen allein korrigiert werden können: das aktive, ungehemmte, 

energische politische Leben der breitesten Volksmassen.“ 

Wir sehen, damals, im Sommer 1918, im Gefängnis, stützte Rosa Luxemburg ihre Ansichten noch 

auf den Erfahrungen der bürgerlichen Revolutionen. Gerade wie die Bolschewiki im Jahre 1917, sah 

sie noch die kommende Entwicklung durch die demokratische Brille an und bemerkte noch nicht den 

prinzipiellen Unterschied selbst im Verlauf und den inneren Notwendigkeiten der proletarischen Re-

volution. Aber als sie sich in die deutsche Revolution stürzte, erkannte sie im lebendigen, tobenden 

Fluß der Geschehnisse, was sie aus der Ferne und aus der Broschüre Trotzkis allein nicht fassen 

konnte. Und so schrieb sie im November 1918: 

„Was gewinnt man also durch diesen feigen Umweg der Nationalversammlung? Man stärkt die Po-

sition der Bourgeoisie, man schwächt und verwirrt durch leere Illusionen das Proletariat, man verzet-

telt und verliert Zeit und Kraft auf ‚Diskussionen‘ zwischen Wolf und Lamm, man arbeitet mit einem 

Wort all denjenigen Elementen in die Hand, deren Zweck und Absicht es ist, die proletarische Revo-

lution um ihre sozialistische Ziele zu betrügen, sie zu einer bürgerlich-demokratischen Revolution zu 

entmannen. 

Aber die Frage der Nationalversammlung ist keine Opportunitätsfrage, keine Frage der größeren ‚Be-

quemlichkeit‘. Sie ist eine Prinzipienfrage, eine Frage der sozialistischen Selbsterkenntnis der Revo-

lution. 

In der großen französischen Revolution war der erste entscheidende Schritt im Juli 1789 damit getan, 

daß sich die drei getrennten Stände zu einer gemeinsamen Nationalversammlung vereinigten. Dieser 
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Beschluß hat dem ganzen weiteren Gang der Ereignisse den Stempel aufgedrückt, er war das Symbol 

des Sieges einer neuen bürgerlichen Gesellschaftsordnung über die mittelalterliche feudale Stände-

gesellschaft. 

Genau so ergibt sich als Symbol der neuen sozialistischen Gesellschaftsordnung, deren Trägerin die 

jetzige proletarische Revolution ist, der Klassencharakter ihrer eigentlichen Aufgabe auch der Klas-

sencharakter des politischen Organs, daß die Aufgabe durchführen soll: das Arbeiterparlament, die 

Vertretung des Stadt- und Landproletariats. 

Die Nationalversammlung ist ein überlebtes Erbstück bürgerlicher Revolutionen, eine Hülse ohne 

Inhalt, ein Requisit aus den Zeiten kleinbürgerlicher Illusionen vom ‚einigen Volk‘, von der ‚Freiheit, 

Gleichheit und Brüderlichkeit‘ des bürgerlichen Staates. 

Wer heute zur Nationalversammlung greift, schraubt die Revolution bewußt oder unbewußt auf das 

historische Stadium bürgerlicher Revolutionen zurück; er ist ein verkappter Agent der Bourgeoisie 

oder ein unbewußter Ideologe des Kleinbürgertums ... 

[129] Die Einberufung solchen Arbeitervertretung (des Reichsparlaments der Proletarier in Stadt und 

Land) an Stelle der traditionellen Nationalversammlung der bürgerlichen Revolutionen ist an sich 

schon ein Akt des Klassenkampfes, ein Bruch mit der geschichtlichen Vergangenheit der bürgerli-

chen Gesellschaft“ ... (R. F. 20.11.1918). 

Im Gegensatz zu ihrer Auffassung in der Broschüre, sieht sie gleich am Anfang der Revolution die 

reale, gegenrevolutionäre Bedeutung der Konstituante und schon in der 3. Nr. der „Roten Fahne" 

schreibt sie über die Regierung: 

„... sie beruft die konstituierende Nationalversammlung ein, schafft damit ein bürgerliches Gegenge-

wicht der Arbeiter- und Soldatenvertretung, verschiebt damit die Revolution auf das Geleise einer 

bürgerlichen Revolution, eskamotiert die sozialistischen Ziele der Revolution.“ 

Wir wollen aus der Fülle nur noch ein paar Stellen herausgreifen. „Zwei Standpunkte allein sind in 

dieser Frage (der Nationalversammlung), wie in allen anderen möglich. – Entweder will man die 

Nationalversammlung als ein Mittel, das Proletariat um seine Macht zu prellen, seine Klassenenergie 

zu paralysieren, seine, sozialistischen Endziele in blauen Dunst aufzulösen. Oder man will die ganze 

Macht in die Hand des Proletariats legen, die begonnene Revolution zum gewaltigen Klassenkampf 

um die sozialistische Gesellschaftsordnung entfalten und zu diesem Zwecke die politische Herrschaft 

der großen Masse der Arbeitenden, die Diktatur der Arbeiter- und Soldatenräte errichten. Für oder 

gegen den Sozialismus, gegen oder für die Nationalversammlung: ein Drittes gibt es nicht.“ (R. F. 

29.11.1918). 

So verlangt Rosa Luxemburg vom zusammentretenden Zentralrat Maßnahmen, deren eine lautet: 

„Er muß die Nationalversammlung als ein Attentat auf die Revolution und die A.- und S.-Räte ableh-

nen“ (R. F. 15.12.1918). 

V. 

Wenn nicht jeder Leser sich die „Rote Fahne“ vom November 1918 bis zum Tode Rosa Luxemburgs 

verschaffen kann, um ihre Ansichten über die Konstituante in der proletarischen Revolution kennen 

zu lernen, so genügt es, ihre glänzende Schrift „Was will der Spartakusbund“ in die Hand zu nehmen, 

um gleich einzusehen, was ihre eigentliche Meinung war. Hat sie aber ihre Ansichten über diese 

wichtigste, grundlegende taktische Frage prinzipiell geändert, hat sie die demokratischen Garantien 

der bürgerlichen Freiheit, die Nationalversammlung und mit ihr das allgemeine direkte Wahlrecht 

verworfen, als untaugliche und schädliche Waffen für die proletarische Revolution, so ist die Schluß-

folgerung natürlich, daß sie auch die anderen Garantien, wie Presse- und Versammlungsfreiheit nicht 

mehr anerkennen konnte. Und sie handelte auch danach. 

In dem Artikel über die Massendemonstration in der Siegesallee, in dem sie die „felsenfeste, revolu-

tionäre Ueberzeugung, diese prächtige Stimmung, diese Tatkraft, die aus den Massen strömte“, 
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lobpreist, stellt Rosa Luxemburg fest: „Die Proletarier sind durch die Schule der letzten Wochen, der 

jüngsten Ereignisse politisch enorm gewachsen“. Und worin bestand nämlich dieses „politische 

enorme Wachstum, diese felsenfeste, revolutionäre Ueberzeugung“? 

In der Vernichtung der Pressefreiheit der Gegner! Sie schreibt: 

„Die Massen sind dem Apell ihrer Führer mit Ungestüm gefolgt, sie haben die Wiedereinsetzung 

Eichhorns aus eigenen Kräften spontan durchgeführt, sie haben aus eigener Initiative spontan den 

‚Vorwärts‘ besetzt, sich der bürgerlichen Redaktionen und des W. T. B. bemächtigt“ usw. (R. F. 

7.1.1919). 

[130] Und wie spottet sie zwei Tage später über das kleinbürgerlich-demokratische Geheul wegen 

der „Uebergriffe der Massen, ihrer Attentate auf das dreimal heilige Privateigentum, nämlich auf die 

Laboratorien der geistigen Brunnenvergiftung, die bürgerlichen Zeitungsredaktionen“. Preßfreiheit 

für die Menschewiki? Sie schrieb: 

„Was haben wir aber in diesen drei Tagen erlebt? Alles, was wirklich an Positionen erobert worden 

ist: die Wiederbesetzung des Polizeipräsidiums, die Besetzung des ‚Vorwärts‘, die Besetzung des 

W. T. B. und der bürgerlichen Redaktionen, das alles war spontanes Werk der Massen. Was haben 

die Körperschaften daraus gemacht, die in diesen Tagen an der Spitze der Massen standen oder zu 

stehen vorgaben: die revolutionären Obleute und der Zentralvorstand der U, S. P. von Groß-Berlin? 

Die allerelementarsten Regeln der revolutionären Aktion haben sie vernachlässigt. Als da sind: 

1. Wenn die Massen den ‚Vorwärts‘ besetzen, dann ist es Pflicht der revolutionären Obleute und des 

Zentralvorstandes der U. S. P. von Groß-Berlin, die ja offiziell die Berliner Arbeiterschaft zu vertreten 

vorgeben, für sofortige Redaktionsführung im Sinne der revolutionären Arbeiterschaft Berlins zu sor-

gen. Wo sind denn die Redakteure geblieben? Was machen Däumig, Ledebour, – Journalisten von 

Ruf und Beruf, die ja jetzt als die Linke der USP gar kein Organ besitzen, warum ließen sie die 

Massen im Stich? War es etwa dringenderes Geschäft, zu ‚verraten‘ anstatt zu raten?“ 

Also: Besetzung des „Vorwärts“, der bürgerlichen Redaktionen – das waren „Positionen“, die von 

der Revolution „erobert“ worden sind, Pflicht der Revolutionäre oder derer, die die Revolution zu 

vertreten vorgaben, war es, nicht den „Vorwärts" und andere Zeitungen den abhängigen Sozialdemo-

kraten, den Demokraten oder Republikanern zurückzugeben, also die Preßfreiheit, den „freien“ Mei-

nungsstreit wiederherzustellen, sondern sie mit revolutionären Journalisten zu besetzen. Weil dies 

nicht getan wurde, hieß es: die revolutionären Massen waren im Stich gelassen. 

Ja, der erste Schritt, den Rosa Luxemburg in den Revolutionstagen nach dem 9. November getan hat, 

war ihre Arbeit an dem Redaktionspult des „Lokalanzeigers“, auf den Trümmern der Preßfreiheit! 

Und noch der letzte Aufsatz, den sie vor ihrem Tode geschrieben („Die Ordnung herrscht in Berlin“), 

ihr letzter Lebenshauch galt u. a. dem Kampfe gegen die Preßfreiheit für die Gegner während der 

Revolution. Sie schrieb: 

„Es versteht sich von selbst und zeugt von dem gesunden Instinkt, von der inneren frischen Kraft des 

Berliner Proletariats, daß es sich nicht bei der Wiedereinsetzung Eichhorns in sein Amt beruhigte, 

daß es spontan zur Besetzung anderer Machtposten der Gegenrevolution: der bürgerlichen Presse, 

des offiziösen Nachrichtenbureaus, des ‚Vorwärts‘ schritt“*). 

* 

 
*) Endlich hat Rosa Luxemburg in ihrer Broschüre auch die Losung der „Selbstbestimmung der Völker“, wie die Bolsche-

wiki sie in die kapitalistische Welt geschleudert haben, scharf kritisiert. Auf diese Frage wollen wir aber hier nicht näher 

eingehen. Den ersten haben auch die Kommunisten in Polen diese Losung öffentlich beanstandet, ohne dabei die engste 

Solidarität mit den Bolschewiki aufzugeben. Auch viele russische Genossen waren gegen diese Losung, ohne aufzuhören, 

Bolschewiki zu sein. Zweitens, war sie auch die Losung der russischen Menschewiki, wenigstens in der Theorie, ja, sie 

stand und steht auf der Fahne bürgerlicher Pazifisten und Scheidemänner aller Länder, als Mittel die Welt zu betrügen. 

Diese Losung kann nur in einer sozialistischen, nie aber in der kapitalistischen Welt verwirklicht werden, ist somit kein 

taktischer Hebel für die Revolution. 
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So war Rosa Luxemburgs Revolutionszweck seit ihrem ersten Auftreten nach dem 9. November bis 

zu ihrem letzten Atemhauch. 

[131] War dies Werk möglich unter Beibehaltung der Ansichten, die sie in ihrer Broschüre geäußert 

hat? 

Für einen Eklektiker wäre auch dies vielleicht möglich. Schickten sich doch die her- und hinpendeln-

den Unabhängigen Sozialdemokraten an, so einen eklektischen Brei zu kochen, proletarische Diktatur 

und Nationalversammlung in einen Topf zu werfen, die Räteverfassung in der bürgerlichen Verfas-

sung zu „verankern“, die Grundidee des Sozialismus mit der Grundidee des Kapitalismus in einem 

Tiegel zu verschmelzen. 

Was aber für andere so leicht möglich ist, ist ein Ding der Unmöglichkeit für eine Rosa Luxemburg, 

deren Kopf Franz Mehring als den genialsten unter den Marx-Schülern bezeichnete. Bevor sie selbst 

in den proletarischen Revolutionssturm tätig eingreifen sollte, mußte sie zuerst all den großen Erfah-

rungen und Lehren der bürgerlichen Revolutionen Revue passieren lassen, die uns bis vor kurzem die 

einzigen Lehrmeister in diesen Dingen waren, sie noch einmal in ihrem gesetzmäßigen Lauf untersu-

chen, sie der russischen Revolution gegenüberstellen, um somit die letztere mit dem Maßstabe der 

großen bürgerlichen Vergangenheit zu messen und zu überprüfen. Sie tat das, wie es immer ihre 

revolutionäre Denkart war, mit allerschärfster Kritik. Bis sie zu dem Widerspruch kam, der zwischen 

Anerkennung der Oktoberrevolution und der Verdammung ihrer wesentlichsten Charakterzüge 

klaffte, mußte sie den einmal angesponnenen Faden zerreißen, mit der alten Welt und ihren großen 

revolutionären Ueberlieferungen, die auch den Gedankengang eines Lenin mitten im Revolutions-

sturm so lange störten, endgültig brechen, den zerrissenen Faden von der entgegengesetzten Seite 

wieder aufnehmen und erst geistig in die neue Welt eintreten. 

So sehen wir Rosa Luxemburg nach dem 9. November wieder mit der Kritik beschäftigt. Aber dies-

mal wird die proletarische Revolution nicht an dem Maßstabe der bürgerlichen Revolutionen gemes-

sen, sondern umgekehrt. Und trotz der größten Hitze des Kampfes ohne Rast kommt ihr revolutionär-

dialektisch denkender Kopf zu dem grundlegenden Ergebnis, daß die Gesetze der bürgerlichen Re-

volutionen nicht auf die proletarische Revolution Anwendung finden können, daß ihre Wege ver-

schieden seien, so wie verschieden ihr Klasseninhalt ist. 

Und was in ihrer Broschüre verdammt war, wird von ihr nach dem 9. November verherrlicht. 

(Ein Schluß-Artikel folgt.) 

* 

Masse, Sekte oder – Partei.  
Von W i l h e l m  K o e n e n.  

(Fortsetzung.) 

Es dürfte die Kommunisten in allfälligen Zeiten ruhiger Entwicklung die unangenehme Erscheinung, 

als kleine Partei existieren zu müssen, nicht schrecken, wenn man nicht überhaupt die Existenz der 

Partei als die einer kommunistischen Partei aufgeben will. Die Kommunisten hätten in solchen ruhi-

geren Zeiten zunächst nur die Aufgabe, ideologisch ganz klar und rücksichtslos die Grundprinzipien 

des Klassenkampfes immer und immer wieder aufzuzeigen. Sie hätten die Pflicht, ständig den Massen 

zu zeigen, daß nur der Weg des rücksichtslosen Klassenkampfes wirklich zur Ueberwindung des ge-

samten Kapitalismus führt. So würde eine kommunistische Partei in ruhigen Zeiten eine feste Gruppe 

des Proletariats bilden, die vorgeschult wird für die Führung des späteren proletarischen Befreiungs-

kampfes. Die schließliche Zuspitzung der Gegensätze zwischen Kapital und Arbeit wird dann in der 

kommunistischen Partei eine ideologisch und taktisch ganz klar revolutionäre, marxistisch orientierte 

feste Führung des Proletariats vorfinden, die nach [132] kurzen Kerenski-Perioden oder Scheide-

mannschen Zeiten das Proletariat zur Ergreifung der Staatsmacht befähigen würde. Das ist der Weg, 

den die Bolschewiki innerhalb der russischen sozialdemokratischen Arbeiterpartei schon in den 10 

Jahren vor Ausbruch des Weltkrieges ständig zeigten, und den sie dann während der Kriegszeit und 

in der Revolution bis zur Entwicklung der kommunistischen Partei und ihrer Sowjet-Herrschaft in 
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Rußland beschritten haben, wobei ihnen noch unklare aber radikal-revolutionäre Tendenzen in der 

Bauernschaft wesentlich zugute kamen. 

Sehr viel komplizierter vollzieht sich jedoch die Ausbildung einer kommunistischen Partei, falls sie 

erst vorgenommen wird, wenn der Kapitalismus erschüttert ist, wenn er nicht nur durch innere Krisen, 

sondern auch durch von außen her wirksame stärkere imperialistische Kräfte wankend geworden ist. 

Einer zielklaren kommunistischen Bewegung eröffnen sich in solchen Zeiten 3 Perspektiven der ak-

tiven Betätigung für die Ueberwindung der kapitalistischen Herrschaft. Für jede dieser Möglichkeiten 

gilt es die unerläßlichen Grundlagen der taktischen Einstellung kurz zu skizieren. 

Die erste Möglichkeit, die wir erörtern müssen, ist die Eroberung der politischen Macht durch die 

eigene Kraft des revolutionär geführten klassenbewußten Proletariats. In Deutschland, wo der größte 

Teil der arbeitenden Bevölkerung in festen Organisationen zusammengefaßt ist, kann diese Erobe-

rung der Macht natürlich nicht gegen die organisierten Arbeitermassen vor sich gehen, sie muß viel-

mehr, um erfolgreich zu sein, mit starken Teilen dieser organisierten Arbeiterschaft erkämpft werden. 

Hat sich eine proletarische Partei unter bewußt revolutionärer, aktiver Führung als kommunistische 

Partei konstituiert, so muß diese Partei danach streben, auf immer breitere Arbeitermassen in den 

Organisationen Einfluß zu gewinnen, um mit ihnen und gestützt auf sie den Endkampf beginnen zu 

können. Für Deutschland ist es insbesondere während des Kapputsches klar geworden, daß die Ge-

werkschaftsorganisationen für die Sicherung der staatlichen Herrschaft von jeder Gruppe, die um 

diese Herrschaft ringt, in ihre Rechnung eingestellt werden müssen. Bisher ist die ganze Kraft der 

gewerkschaftlichen Organisation nur in der Abwehr gegen offen reaktionäre Vorstöße eingesetzt wor-

den. Für die selbständige Ausübung der Herrschaft der Arbeiterklasse konnte man bisher die Gewerk-

schaften noch nicht aktivieren. Die reformistische Sozialdemokratie scheut vor jedem Kampf um die 

Staatsgewalt zurück. Sie ist bereits durch die reformistische Krankheit, durch das ewige Paktieren 

mit der Bourgeoisie völlig gelähmt und durch die Passivität, in der sie ihre Massen hält, bereits eine 

gegenrevolutionäre Macht geworden. Die Hauptstütze findet sie dabei in der noch immer in überwie-

gendem Maße in ihren Händen befindlichen Führung der Gewerkschaften. Im Geiste der gelben Ar-

beitsgemeinschaften arbeitet sie bewußt, offen und mit Gewalt gegen alle Bestrebungen, die auf eine 

proletarische Machtergreifung hinzielen. 

Die Kommunistische Partei muß also, wenn sie die Arbeiterschaft aus eigener Kraft zur Machtergrei-

fung führen will, zunächst den entscheidenden Einfluß der Sozialdemokratie auf die organisierten 

Massen, auf die Gewerkschaften überwinden und ausschalten. Gelingt es in Monaten oder Jahren, 

nicht nur wie bis jetzt ein bis zwei Millionen, sondern drei, vier oder fünf Millionen der freigewerk-

schaftlich organisierten Arbeiter und Angestellten unter kommunistischen Einfluß zu bringen, so ist 

der organisatorische Bann der Passivität gebrochen, und in günstigen Situationen kann der Kampf 

um die Eroberung der politischen Macht mit berechtigter Hoffnung auf einen entscheidenden Erfolg 

unternommen werden. Es ist zwar, wie die Erfahrung uns genügend gelehrt hat, höchst unwahrschein-

lich, daß wir Zeit und Muße haben, den entscheidenden Machtkampf sozusagen organisatorisch si-

cher vor-[133]zubereiten, aber falls wir diese Perspektive trotzdem ernstlich erwägen, was ergeben 

sich dann für uns als Kommunistische Partei daraus für Notwendigkeiten der inneren taktischen Ori-

entierung? – Die Eroberung der Gewerkschaften schließt von vornherein die Gefahr in sich, die Ge-

werkschaftsbürokratie nur ablösen zu wollen, indem man schlau die Schwächen der bisherigen Füh-

rung ausnützt, und sich als klüger oder geschickter erweist. Das bringt stets ein gewisses Entgegen-

kommen an die bisherigen Tendenzen der Gewerkschaftsbürokratie mit sich, und schon mancher bis 

dahin sehr gute Kämpfer ist diesen gefährlichen Fallstricken erlegen. Einmal mit den reformistischen 

Strömungen der Gewerkschaftsführung verstrickt, hatten diese guten Genossen nicht die genügende 

innere theoretische Festigkeit, oder auch nicht genügend revolutionären Instinkt, um zur gegebenen 

Zeit die sie umschließenden Fesseln des Reformismus und Opportunismus zu zerreißen. Aber nicht 

nur einzelne können auf diese Weise dem Opportunismus erliegen, sogar eine ganze Partei kann, 

wenn sie nicht klar diese Gefahren erkennt und nicht genügend klar an ihren bisherigen kommunisti-

schen Prinzipien festhält, vom Opportunismus so durchseucht werden, daß die revolutionäre Stoß-

kraft vollständig verloren geht. Deshalb muß eine kommunistische Partei darauf bedacht sein, gerade 
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wenn sie den Kampf um die Eroberung des Haupteinflusses in den Gewerkschaften unternimmt, in 

den eigenen Reihen keinen Opportunismus aufkommen zu lassen. Die Ideologie muß eine durchaus 

gefestigte sein. Noch weniger darf sie den Opportunismus zum Programm erheben lassen, wie man 

es jetzt versucht. Die theoretische Durchbildung der Mitglieder im Sinne des marxistischen Kampfes 

muß energisch gefördert, die Aktivisierung der Arbeiterschaft muß der Leitgedanke aller taktischen 

Maßnahmen sein. 

Die zweite Perspektive für die Eroberung der politischen Macht ergibt sich aus der internationalen 

Lage. Die deutsche Politik steht unter einem außergewöhnlich starken Druck der Ententemächte, die 

die deutsche Regierung immer wieder zu verzweifelten Maßnahmen drängen werden. Die stürmi-

schen Forderungen der Entente haben schon verschiedentlich zu Gewaltmaßnahmen geführt, und es 

ist nicht schwer vorauszusagen, daß bei dem gegensätzlichen Streben, das die Kapitalisten der En-

tente und die deutschen Kapitalisten immer wieder in neue Reibereien treibt, eines Tages Situationen 

entstehen werden, die starke Teile des Volkes zum Eingreifen zwingen. 

Andere außenpolitische Anlässe für eine Umwälzung der Machtverhältnisse in Deutschland können 

sich aus revolutionären Erhebungen in den Nachbarländern ergeben. Das zerrüttete Polen, das sogar 

unter dem demokratischen Wahlrecht sich ergebende Gleichgewichtsverhältnis der proletarischen 

und der bürgerlichen Kräfte in der Tschecho-Slowakei, die kritische Lage Oesterreichs und auch Ita-

liens, können über kurz oder lang in den genannten Ländern zu Erschütterungen führen. 

Gleichgültig, ob eine oder die andere dieser außenpolitischen Möglichkeiten an uns herantritt, in je-

dem dieser Fälle werden die Wechselbeziehungen zwischen den ausländischen Ereignissen und den 

Ereignissen in Deutschland um so nachhaltiger und wirksamer sein, je deutlicher der Kampfwille der 

Kommunistischen Partei erwiesen ist, und je stärker ihre Kampfkraft und ihr Einfluß auf die proleta-

rischen Massen ist, die aktiv in diesen politischen Entscheidungskämpfen auftreten. Die gegenseitige 

Unterstützung und das wirksame Hand- in Hand-Arbeiten mit solchen Parteien, die etwa in unseren 

Nachbarländern die revolutionäre Führung übernehmen, ist um so sicherer, je klarer unsere Partei-

taktik den Bruderparteien des Auslandes vor Augen geführt worden ist und je fester und disziplinier-

ter wir in der Internationale zusammenzuwirken lernen. 

Auch die durch rücksichtslose, den Arbeitermassen fühlbare Ententemaßregeln etwa hervorgerufenen 

Bewegungen werden nur dann wirksam zu [134] einer Umwälzung der Machtverhältnisse im Lande 

führen können, wenn die Kommunistische Partei unter fester marxistischer Führung straff diszipli-

nierte, kampferprobte, revolutionäre Arbeiterscharen in sich vereinigt. Insbesondere wenn scharfe 

Ententemaßnahmen zu einer neuen nationalen oder gar zu einer nationalbolschewistischen Bewegung 

führen sollten, ist ein solcher gefestigter, von keinem inneren Opportunismus angekränkelter Kern, 

der in entscheidenden Augenblicken entschlossen aufzutreten weiß, die wichtigste Voraussetzung 

eines Erfolges auf dem Wege der Weltrevolution. Die beste Sicherung eines revolutionären Vorstoßes 

in solchen Zeiten wäre natürlich wieder der erstarkte Einfluß der kommunistischen Bewegung in den 

Gewerkschaften. Aber auch diese Sicherung wird nur dann allen Stürmen trotzen, wenn sie nicht nur 

auf Schlauheit und Ueberlistung aufgebaut ist, sondern auf dem durch eine proletarische, kampfer-

probte Haltung erworbenen Vertrauen der klassenbewußten Gewerkschaftsgenossen zu den Kommu-

nisten. 

Die dritte Perspektive wäre eine Wiederholung des Kapputsches in neuer verbesserter Auflage. Es 

braucht nicht erst nachgewiesen zu werden, daß es im Kapputsch an einer auf solche Kämpfe vorbe-

reiteten aktiv revolutionären und in den Massen fest verankerten Parteiführung gefehlt hat, die den 

Gegenstoß, der die Kappisten erledigte, über die Herrlichkeit der erschütterten demokratischen Re-

gierung hinaus zur proletarischen Machterweiterung hätte führen können. Auch in solchen Situatio-

nen, falls sie uns wirklich wieder beschert werden sollten, ist eine innerlich gefestigte, kampfbereite, 

kommunistische Partei mit starkem Gewerkschaftsanhang und gefestigten taktischen Erfahrungen die 

sicherste Garantie für die endliche Eroberung der politischen Macht durch das klassenbewußte Pro-

letariat. 
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Also jede Einschätzung der Situation, mag der Kapitalismus erstarken und die Kommunistische Partei 

zur Kleinheit verurteilt sein, oder mag der Kapitalismus in seinem Zerfall uns die Eroberung der 

politischen Macht wieder erleichtern, verpflichten uns in der Kommunistischen Partei zu einer ent-

schiedenen klaren und festen taktischen Orientierung gegen rechte Schwankungen. Immer gilt es, 

nach links alle Kräfte bis an die Grenze des Anarcho-Syndikalismus heran zusammenzufassen, und 

sich nach rechts allen reformistisch-opportunistischen Neigungen energisch zu widersetzen, sei es 

auch selbst auf die Gefahr einer Verzögerung in der Eroberung der Massenführung. Reformistischer 

Opportunismus und Anarcho-Syndikalismus sind die taktischen Gefahren, die eine kommunistische 

Partei zersetzen können. Ihnen immer und immer wieder zu widerstehen und gegen sie den kommu-

nistischen Kern zu festigen, das sichert uns Klarheit, Einheit und Kampffähigkeit. 

Es ist das historische Geschick der KPD, daß sie diesen kommunistischen Kern des Proletariats aus-

bilden muß, während sie gleichzeitig durch die sich überstürzenden Ereignisse gedrängt, die leben-

digste Politik treiben muß. Aber gelingt es in schweren Erschütterungen eine innerlich feste, kommu-

nistische Partei zu schaffen und doch noch nach außen die klare politische Linie der Partei konsequent 

zu führen, so wird die Partei dann um so rascher die proletarischen Massen, um sich sammeln. 

* 

Die Weltwirtschaft drei Jahre nach Kriegsschluß*). 

Drei Jahre sind vergangen, seitdem der Weltkrieg offiziell zu Ende ist, zugleich drei Jahre Revolution 

in Europa. Hat sich die kapitalistische Weltwirtschaft in dieser Zeit befestigt, ist sie wenigstens auf 

dem Woge zu einem neuen [135] Gleichgewicht? Auf diese Frage allein beziehen sich heute alle 

Schwankenden nicht nur der Arbeiterbewegung, sondern innerhalb der K. I. selbst. Sie ist gleichsam 

der Prüfstein und bewirkt die Scheidung der Geister. Wenn im Folgenden, an der Hand der bis jetzt 

vorliegenden Produktionsdaten eine Antwort auf diese für die Wertung der revolutionären Entwick-

lung grundlegende Frage versucht wird, darf dennoch über den empirischen Feststellungen nicht ver-

gessen werden, daß es im Grunde Anderes ist, als objektive Tatsachen, die plötzliche Meinungsän-

derungen, den „Umfall“ Einzelner und den großer Massen bewirken. Mögen jene auch „Tatsachen“ 

zur Rechtfertigung heranziehen. Die momentane Ebbe der Revolution läßt viel Schlamm zurück. Die 

kommende Flut wird umso klarer sein. 

I. 

Vor dem Weltkrieg zeigte die Weltwirtschaft ein einheitliches Bild. Um den hochentwickelten in-

dustriellen Kern Westeuropa lagerten sich in weiteren Kreisen die kapitalistisch minderentwickelten 

Zonen. Der Schwerpunkt des Systems war England mit seiner Flotte, seinen ungeheuren, im Ausland 

„angelegten Kapitalien und seiner tonangebenden Valuta. Neben England bildete sich Deutschland 

zu einem Zentrum heran. Aus allen Teilen der Welt wanderten Lebensmittel und Rohprodukte nach 

Westeuropa, als Zinsen angelegter Kapitale, als Bezahlung der Seefrachten, als Gegenwert für In-

dustriegüter. Ein Weltgeld, nur der Form nach in nationale Valuten geschieden, vermittelte den inter-

nationalen Austausch. Nur die periodischen Krisen und Kämpfe des Proletariats zeigten an, daß das 

ganze System ein antagonistisches, sein Gleichgewicht ein labiles war. 

Der Krieg hat grundlegende Veränderungen in der Struktur der Weltwirtschaft bewirkt. 

In den Vereinigten Staaten, Japan, England, den Ländern des voll entwickelten Kapitalismus, ist eine 

große Ausdehnung des Produktionsapparates zu verzeichnen, ohne Möglichkeit, die Erzeugnisse 

vollständig abzusetzen, ein Gebiet relativer Ueberproduktion geschaffen. 

In den Ländern mit nicht voll oder gar nicht entwickeltem Kapitalismus, Australien, Indien, China, 

Südafrika und Südamerika, hat eine starke Industrialisierung begonnen. Die beschränkte und teuere 

Schiffsverbindung verhinderte den bisherigen Austausch, es trat Mangel an Industrieprodukten und 

Ueberfluß an Rohmaterial ein und die Differenz zwischen den entsprechenden Preisen war groß 

 
*) Nach dem umfangreichen Material eines Mitarbeiters. 
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genug, um eine bodenständige Industrie hervorzuzaubern, Die Arbeitsteilung war geringer geworden, 

das Zentrum der Weltwirtschaft hate sich nach den Vereinigten Staaten verschoben.*) 

Die Länder Mittel- und Osteuropa endlich, Rußland, der Balkan, Oesterreich-Ungarn, Deutschland, 

zusammen ca. 300 Millionen Menschen fassend, waren wirtschaftlich zusammengebrochen. Der Bo-

den war ausgesaugt, die technischen Produktionsmittel abgenutzt, die „menschliche Arbeitskraft her-

abgekommen. Die Verarmung einerseits, der Rückgang der Produktion andererseits, ließen diese 

Länder als Käufer und Verkäufer gleichzeitig zurückgehen: ein Gebiet der relativen Unterproduktion. 

[136] Der Krieg hinterließ so statt eines um Westeuropa gelagerten Gleichgewichtsystems eine in 

drei Teile gespaltene Welt, die das Gleichgewicht vollkommen verloren hatte. Diese Tatsache trat 

nicht sofort klar zutage. Bis zum Frühjahr 1920 wurde sie verschleiert durch die Nachkriegskonjunk-

tur. Dann erst begann die ungeheure Krise, die noch jetzt mit voller Macht anhält. 

II. 

Wenn man das Wesen der Krise und die Möglichkeiten ihrer Lösung ernsthaft erwägen will, muß 

man sie als Problem erst anerkennen. Es ist ein sehr schwacher Trost, den vor allem die Sozialdemo-

kratie für ihre Politik benötigt, das tatsächlich unverminderte Anhalten der Krise durch die Theorie 

einer „immanenten Ueberwindungtendenz“ in der Weltwirtschaft zu verschleiern. 

Fraglos gibt es unbewußte Tendenzen in der Wirtschaft, die in der Richtung des Gleichgewichts ar-

beiten. Hierher gehören teilweise die Rückkehr zu intensiverer landwirtschaftlicher Produktion und 

die durch die Valutadifferenz und den Unterschied im Preise der Arbeitskraft bewirkte Kapitalüber-

führung aus den Ueberproduktions- in die Unterproduktionsgebiete.**) Hervorgehoben wird vor Al-

lem diese Erscheinung in ihren zwei Formen der Errichtung neuer Produktionsstätten im Unterpro-

duktionsgebiet durch das Kapital valutastarker Länder und seiner Beteiligung an dortigen Aktienge-

sellschaften. Aber diese „unbewußte Ausgleichstendenz“ ist viel zu schwach, um eine nennenswerte 

Rolle zu spielen bei der Ueberbrückung der weltwirtschaftlichen Gegensätze und macht außerdem 

bis nun vor den Toren Rußlands halt. 

Bleibt noch als theoretische Ausflucht jene billige Wendung, die die Krise für ihr eigenes Heilmittel 

erklärt: die Stillegung überflüssiger Produktivkräfte in Amerika und England einerseits, die erhöhte 

Produktion in Deutschland andererseits. Abgesehen davon, daß die durchschnittliche Arbeitslosigkeit 

in Deutschland im ersten Halbjahr 1921 von 3,9% jene der schwersten Krise 1908/9 übertrifft und 

die Valuta-Konjunktur im Herbst 1921 bereits stockt (bereits im November war ein Rückgang im 

Beschäftigungsgrad zu verzeichnen), also die Heilung auf dieser Seite eine Illusion,***) ist es ganz 

undenkbar, daß die ungeheure Arbeitslosigkeit der Welt von einem Fünftel aller Hände auch nur 

absehbare Zeit ertragen werden kann. Das „immanente“ Heilmittel hat Dimensionen angenommen, 

die den Patienten zu Tode kurieren müssen. 

Das Wesen der Krise ist das Auseinanderfallen der Weltwirtschaft in zwei oder drei Teile, deren 

Existenzbedingungen einander nicht ergänzen, sondern sich aufs schärfste widersprechen. 

 
*) Für die Beurteilung der veränderten Rolle Europas in der Weltwirtschaft sind folgende Zahlen von Interesse: 

Vom Außenhandel Englands entfiel auf Europa in %: 

 1913 1919 1920 1921 (bis Okt.) 

Import 40,3 15,3 23,3 27,4 

Export 37,3 57,0 52,7 33,2 

England gibt seine Kredite mehr; daher der scharfe Niedergang des Exportes nach Europa. 
**) Es ist bezeichnend für die Anarchie der kapitalistischen Gesellschaft, daß auch eine parallele Gegentendenz vorhanden 

ist. Stinnes und Siemens-Konzern errichten neue Unternehmungen in fremden Weltteilen und viel Kapital wird aus Furcht 

vor Umsturz, Erfassung der Sachwerte, aus den armen Ländern nach den reichen verschoben. 
***) Die kapitalistischen Sachverständigen beurteilen die Wirtschaftslage Deutschlands durchaus nicht so optimistisch wie 

Hilferding und Lewy. Stinnes betont mit Nachdruck, daß die Schrottvorräte verbraucht werden, die Koksanlagen verfallen 

und Deutschlands Schwerindustrie eine kommende Konjunktur nicht werde ausnützen können. Der Jahresbericht der 

Hamburger Handelskammer sagt: „Die erzieltem Exportpreise gestatten bei gleichzeitigem Sinken der Mark eine Fort-

setzung der Wirtschaft nur in einem geringerem Umfange, weil für den Erlös nicht die gleichen Mengen ausländischer 

Rohstoffe gekauft werden können.“ 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 119 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

Von einer tatsächlichen Besserung dieser Grundübel wie sie sozialdemokratische Wirtschaftspoliti-

ker behaupten, kann aber keine Rede sein. Auch kleine Erleichterungen hier und dort können nicht 

darüber täuschen, daß die Arbeitslosigkeit, die größte seit dem Bestehen der kapitalistischen Gesell-

schafts-[137]ordnung, noch ständig im Wachsen ist.*) Die unüberbrückbare Kluft zwischen der valu-

tarische, die ungeheuren Defizite der Staatshaushalte und die Inflation in den niedergebrochenen Län-

dern der staatsfinanzielle Ausdruck der Krise. Auch diese Zahlen wachsen. 

III. 

Bis jetzt ist die Frage rein wirtschaftlich betrachtet worden, wie sie de fakto nicht gestellt ist. Könnten 

auch die wirtschaftlichen Kräfte einer automatischen Heilung fähig gedacht werden, ihre politischen 

Auswirkungen müßten sie an ihrer Wirksamkeit verhindern. Sie verwirren den gordischen Knoten 

der Krise vollkommen. 

Unter diesen Fragen steht das Reparationsproblem, das eigentliche politische Erbe des Krieges an 

erster Stelle. Wie ist es in unsere Auffassung der allgemeinen Weltwirtschaftslage einzufügen? 

Deutschland soll aus seiner für die Erneuerung der Produktionsmittel und die Erhaltung seiner Ar-

beitskräfte kaum genügenden Produktion jährlich 356 Milliarden Goldmark,**) das ist ungefähr der 

zehnte Teil des Volkseinkommens des großen Deutschlands der Vorkriegszeit, abgeben. Die Durch-

führung des Beschlusses würde Deutschland in wenigen Jahren wirtschaftlich, valutarisch, vor allem 

aber sein Proletariat vollständig vernichten, auf der anderen Seite aber den eingeengten Weltmarkt 

mit einem Riesenexport deutscher Waren überlasten, d. h. also in beiden Richtungen den Zwiespalt 

der Weltwirtschaft ins Ungeheure vergrößern.***) 

Welche Lösungen für dieses Paradoxon der Reparationen sind nun möglich oder in Betracht gezogen? 

Ihre im Sinne des Gesamtkapitalismus naheliegendste Lösung, die Löschung aller Schulden ist un-

durchführbar, weil diese nur zum geringsten Teil an Länder des Ueberproduktionsgebiets zu entrich-

ten sind und die Hauptgläubiger, Frankreich, Belgien, Italien, Serbien, ihren Staatshaushalt auf ihnen 

aufgebaut haben. Eintreibung der Reparationen bedeutet den Bankerott Deutschlands, ihre Streichung 

aber den Zusammenbruch Frankreichs. 

Ein schwacher Versuch, aus diesem verzauberten Kreis zu entrinnen, ist das Wiesbadener Abkom-

men, das unter Beiseitelassung kapitalistischer Formen außerhalb des regulären Ganges der französi-

schen Wirtschaft den naturalen Wiederaufbau der zerstörten Gebiete ins Werk sehen will. Aber ab-

gesehen davon, daß das Privatkapital in Frankreich sich ihm erfolgreich widersetzt (das Abkommen 

ist noch nicht ratifiziert), bedeutet Wiesbaden für Deutschland nur eine geringe Erleichterung. Der 

Aufkauf ausländischer Zahlungsmittel und damit der Marksturz wäre teilweise behoben, an sich für 

das deutsche Kapital eine sehr problematische Errungenschaft. Das Grundproblem aber: wie können 

aus der verarmten deutschen Wirtschaft jährliche Warenmengen von 334 Milliarden entnommen wer-

den, – ist ungelöst wie vorher, ja, noch verschärft, weil die Naturallieferung ein Mehr gegenüber den 

[138] vertragsmäßigen Reparationsleistungen vorsieht. Deutschland soll also noch kreditieren! 

Man sieht: jeder Lösungsversuch führt zur Verschärfung der Krise. Das Reparationsproblem ist nur 

im Rahmen einer allgemeinen Herstellung des weltwirtschaftlichen Gleichgewichts zu lösen. Es ist 

trotz seiner Bedeutung für Europa nicht mehr als ein Teilproblem der Weltkrise, das sie wohl ver-

schärfen, gelöst aber, nicht wesentlich erleichtern kann. 

 
*) Die Arbeitslosigkeit beträgt im Durchschnitt d. Jahres 1921 in Prozenten: Ver. Staaten, 20-25, England 12-15, Schwe-

den 25, Norwegen 15, Dänemark 20, Holland 15. 
**) Zu der Ermäßigung von Cannes ist zu sagen, daß das dort Festgelegte ein Provisorium ist, und selbst die gemäßigten 

Definitiv-Vorschläge Englands keine Reduzierung, sondern nur eine rationelle Verteilung der Kosten bezwecken. 
***) Wir wissen recht gut, daß das absolute Quantum der von Deutschland exportierten Waren in Jahren 1920-21 ein 

verhältnismäßig kleines ist: viel kleiner als vor dem Kriege. Aber bei dem relativen Gleichgewichtszustand der Weltwirt-

schaft vor dem Kriege störte diese Ausfuhr die Wirtschaft der übrigen kapitalistischen Länder – vielleicht mit Ausnahmen 

Englands – wenig. Heute aber, wo die Aufnahmefähigkeit des Weltmarktes sehr stark eingeengt ist, errichten alle Staaten 

Zollschutzmaßnahmen gegen die deutsche Ausfuhr. 
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IV. 

Gibt es nun derartige Pläne einer großzügigen Sanierung der Welt? Gewiß! Tatsächlich verläßt sich 

das Kapital selbst nicht auf die „immanenten Tendenzen“, mit denen die Sozialdemokratie seine Un-

fähigkeit entschuldigt. Es sind wirklich recht mannigfaltige Versuche zur Wiederherstellung des alten 

Glanzes im Gange, die sich im großen Ganzen in folgende Gruppen zusammenfassen lassen: Abbau 

der weltwirtschaftlichen Arbeitsteilung, Erschließung neuer Märkte, organisierte Wiederaufrichtung 

der Unterproduktionsgebiete und endlich Lösung auf Kosten des Proletariats, Hand in Hand mit be-

waffneter Verdrängung der Konkurrenten, also einen neuen Weltkrieg. 

Wir wollen diese Versuche kurz betrachten. 

Die Krise hat die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen den einzelnen Ländern zerrissen. Eine recht 

simple Reaktion darauf ist der Versuch der Schaffung vom Weltmarkt unabhängiger, autarker Nati-

onalwirtschaften, wie sie in der neuen Hochschutzzollwelle, den Einfuhr- und Ausfuhrverboten und 

dem Bestreben in den hochentwickelten Industrieländern, zur Landwirtschaft zurückzukehren, zum 

Ausdruck kommt. Ist die genannte industrielle Reaktion durch das deutsche Dumping bewirkt, so 

steckt die Ursache des Rufes „retour à la terre“, der nicht nur in Frankreich Mode ist, der Agitation 

der „Times“ für die englische Landwirtschaft usw. im hohen Valutastand der Getreidekammern Nord-

amerika, Argentinien und Australien. 

Weltwirtschaftlich ist eine derartige Trennung in nationale Wirtschaften fraglos unmöglich. Es kann 

sich nur um relative Möglichkeiten für einzelne Länder handeln. Hier ist es bezeichnend, und auch 

politisch folgenschwer, daß Frankreich dieser Möglichkeit am nächsten steht mit seinem ausgedehn-

ten, wirtschaftlich und politisch fest beherrschten Kolonialreich und seiner nach Wiederaufbau der 

nördlichen Kohlengebiete ausreichenden Kohlenversorgung, England aber von allen Großmächten 

am entferntesten. Was für Deutschland und Italien bloß unmöglich, ist für England absurd. Sein gro-

ßes Kolonialreich stärkt es nicht, sondern macht es im Hinblick auf die selbständigen, ja gegenteiligen 

Wirtschaftstendenzen der Tochterländer und auf die revolutionären Bewegungen der zwei großen 

unterworfenen Kolonien Indien und Aegypten zum schwächsten Glied in der Kette der kapitalisti-

schen Weltmächte. Die Krise hat die anderen Länder ökonomisch geschwächt, das englische Impe-

rium aber mitten auseinander gerissen.*) 

Eine Rückkehr zur autarken**) Wirtschaft ist aber nicht nur praktisch unmöglich, sondern bedeutet 

schon in ihrem Versuch eine allgemeine Herabsenkung der Produktivität der Weltarbeit, einen Rück-

gang an erzeugten Gütern im Vergleich zu den aufgewendeten Arbeitsstunden***). Läge auch darin 

für die Ueberproduktionsgebiete eine zeitweilige Besserung, für die Unterproduktionsgebiete ist dies 

nur eine Verschärfung der Krise. [139] 

V. 

Bisher hat fast jede große Krise des Kapitals mit der Erschließung neuer Absatzmärkte und Ausbeu-

tungssphären ihre Lösung gefunden. Heute fällt der Blick des nach Rettung auslugenden Weltkapitals 

auf China, das mit seinen 400 Millionen Kulturmenschen und den reichen Bodenschätzen heute das 

einzige und größte kapitalistische Expansionsgebiet darstellt, das noch übrig ist. Die Rechnung aber, 

hier eine jahrzehntelange Renaissance des Kapitalismus sicher zu stellen, der Hauptzweck der 

Washingtoner Konferenz, scheint nicht zu stimmen. Nicht nur die politischen Verhältnisse Chinas, 

die sehr wohl auch als die dem Uebergang von vorkapitalistischen zu kapitalistischen Wirtschafts-

verhältnissen entsprechenden Regierungsformen betrachtet werden können,†) sondern auch die 

 
*) Ueber die Lage der englischen Volkswirtschaft bei Jahresschluß s. „Economist“ vom 24.12.1921. 
**) d. h. selbstgenügsam. 
***) New York Times 10. Nov. 1921. 

Nach den Feststellungen des Washingtoner geologischen Ueberwachungsamtes ist die Welterzeugung an Kohlen im lau-

fenden Jahr so zurückgegangen, daß sie voraussichtlich etwa nur die Höhe des Jahres 1909 (Jahreserzeugung von rund 

1100 Mill. Tonnen) erreichen wird. 
†) Der Zerfall Chinas in eine Anzahl von Teilregierungen, deren Leiter Generale und gleichzeitig Großkapitalisten sind, 

dürfte im Interesse der Industrialisierung, also des nationalen Kapitals liegen. Tatsache ist, daß der Kapitalismus sich trotz 
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wirtschaftliche Lage scheint in China im kapitalistischen Sinne schon so weit vorgeschritten, als daß 

es den Hoffnungen von Washington gemäß ein willenloses Ausnutzungsobjekt und Expansionsgebiet 

für das Weltkapital abgeben könnte. Eine gewaltsame Intervention aber gegen den Willen des chine-

sischen Volkes und seine nicht unbeträchtlichen militärischen Mittel kommt infolge der ungeheueren 

Kosten und der ungünstigen Operationsbasis für alle Weltmächte außer Japan, nicht in Frage. Der 

chinesische Traum ist vorläufig ausgeträumt. 

VI. 

Das Kapital hat sich nach Erledigung dieser Illusion dem Problem der Wiederaufrichtung des Unter-

produktionsgebietes in Europa, zugewendet, jener Länder die, trotz ihrer weitgehenden politischen 

Distanz, ökonomisch an demselben Uebel leiden: der Verarmung durch den Krieg. Sachlich scheint 

eine Lösung durch Uebertragung von Produktionsmitteln aus dem Gebiete wirtschaftlicher Hypertro-

phie in das des Mangels recht einfach. Aber sie stößt an die Schranke des kapitalistischen Privatei-

gentums, die sie fast unmöglich macht. An Versuchen hat es bisher nicht gemangelt. Normann Angel 

und Keynes machten den Anfang, Termeulen und Vanderlip, Parvus mit der Propaganda eines inter-

nationalen Wiederaufbaukonzerns, Stinnes und sein Plan einer englisch-deutschen Wirtschaftsallianz 

usw. folgten. Zuerst inoffiziell in Form einer Anregung zur gegenseitigen Schuldentilgung, dann of-

fiziell im Beschluß der Pariser Konferenz, dem Obersten Rat die Gründung einer internationalen 

Bank für Wiederaufbau vorzuschlagen und der Einladung zur Konferenz in Genua, haben sich auch 

kapitalistische Regierungen, an der Spitze England, in dieser Richtung eingesetzt. 

Doch obwohl diese Pläne erst auf dem Papier stehen, haben sich schon die Kräfte gezeigt, die ihre 

Verwirklichung verhindern müssen. Die gegenseitige Erlassung der Kriegsschulden unter den Alli-

ierten in Verbindung mit einer Erleichterung der Reparationsschuld Deutschlands, die ohnehin keinen 

positiven Schritt zur Lösung der Weltwirtschaftskrise bedeutet, wird um jede Wirkung gebracht durch 

die Weigerung der letzten Instanz, Amerikas. Eine internationale Kreditaktion von größtem Ausmaß 

wäre der wirtschaftlich einzig richtige und mögliche Weg, der, voll ausgeführt, den ungeheuren Riß 

der Weltwirtschaft durch die Verwendung des Arbeitsproduktes der 10 Millionen Arbeitslosen zur 

Aufrichtung der niedergebrochenen Länder Mittel- und Osteuropas schließen könnte. Aber diese öko-

nomische Möglichkeit scheitert bis jetzt immer wieder an dem politischen Problem Deutschland und 

Rußland. Eine Wiederherstellung Deutschlands müßte das internationale Kapital um [140] die ganzen 

Früchte des Weltkrieges bringen und den alten Wirtschaftskonkurrenten wieder schaffen, der vor al-

lem für Frankreich mit seinen neuen wirtschaftlichen Erwerbungen gefährlich wäre, d. h. die Aus-

gangsposition des Weltkrieges wiederherstellen. Rußland aber als proletarischer Staat und Vorposten 

der Weltrevolution ist ein politisch für das Weltkapital unverdaulicher Bissen. Die Sprengung der 

Konferenz von Cannes und die neue chauvinistische Welle, die auf den kurzen Traum eines europä-

ischen Wiederaufbaus folgt, ist die Probe aufs Exempel. 

VII. 

Welcher Weg bleibt noch? Die ganz ordinäre Perspektive des Einzelunternehmers: Verlängerung der 

Arbeitszeit, Kürzung der Löhne, Erhöhung der Leistung. Die Ueberwindung der Krise auf Kosten des 

Proletariats. Daß die Rechnung, die durch Senkung der Produktionskosten die Weltkrise überwinden 

will, falsch ist, braucht nicht erst bewiesen zu werden. Sie führt zu dem wahnwitzigen Beginnen, bei 

10 Millionen Arbeitslosen noch mehr unverkäufliche Ware auf der einen Seite, einen noch größeren 

Niederbruch der Arbeitskraft auf der anderen Seite zu erzeugen, d. h., die Krise zu verschärfen. 

Außenpolitisch aber ist die notwendige Folge dieses letzten Auskunftsmittels der Rückfall in einen 

wilderen Imperialismus als vor 1914, in den bewaffneten Kampf der Mächte um die Beherrschung 

des Marktes,*) das „Sauve qui peut“ des Kapitals, für das die Welt zu enge geworden. 

 
der chaotischen, politischen Lage flott entwickelt. Die Maschineneinfuhr steigt, die Preisentwicklung ist sehr selbständig, 

die Valuta steht über Dollarparität. 
*) Die Worte Balfours in Washington, die Masse der von Frankreich projektierten Unterseeboote könne von jedem nur als 

gegen England gerichtet betrachtet werden, klingt einer Kriegsdrohung sehr ähnlich. (The Times 27.12). 
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VIII. 

Und nun die Frage: hat sich der Kapitalismus in den letzten Jahren gefestigt oder nicht? Die Antwort 

ist nicht leicht, weil sich die Tatsachen widersprechen. 

Daß von einer ökonomischen Festigung angesichts der ungeheuren Arbeitslosigkeit und der Valuta-

gegensätze, der immer weitergehenden Kluft der Ueber- und Unterproduktionsgebiete keine Rede 

sein kann, glauben wir bewiesen zu haben. Es ist damit nicht gesagt, daß die gegenwärtige akute 

Krise ohne Unterbrechung bis zum Sturz des Weltkapitals andauern wird. Sicherlich werden Zeiten 

besserer Konjunktur eintreten. Das Grundübel aber, das Fehlen eines weltwirtschaftlichen Gleichge-

wichts ist so nicht zu beheben und muß nach kurzem Aufleben der Konjunktur die Krise erneut re-

produzieren. 

In den besiegten Ländern ist sicher eine soziale Festigung des Kapitalismus zu verzeichnen. Die 

Bourgeoisie hat ihre Kraft und ihr Selbstvertrauen wiedergewonnen und ist zur Offensive übergegan-

gen. Andererseits ist dem Glauben an eine rasche, siegreiche Revolution in den Massen eine Depres-

sionsperiode gefolgt. Das positive Ergebnis der verflossenen drei Kampfjahre trotz des Abfalls großer 

Teile der Arbeiterschaft von der Idee der Revolution aber sind die in allen Ländern Europas formier-

ten, starken und kampfkräftigen kommunistischen Massenparteien. Auch sie müssen in die Bilanz 

eingestellt werden! Die Voraussetzungen im Proletariat sind geschaffen, die grundlegende Störung 

des Weltkapitals ist unverändert, es ist unausbleiblich, daß die gegenwärtige Stille in nicht allzu lan-

ger Zeit von einer revolutionären Welle abgelöst werden wird. Dann werden sich alle jene Massen, 

die jetzt zagen, um die Fahnen der kommunistischen Internationale scharen. 

Und unsere Antwort? Ganz kurz: Der Kapitalismus als Ganzes hat sich nicht gefestigt. Im Gegenteil. 

In den niedergebrochenen Ländern ist zwar sozial eine augenblickliche Festigung zu verzeichnen, 

total und mit [141] Aussicht auf Dauer keineswegs. Die kommunistische Internationale aber hat sich 

gewaltig gestärkt und gefestigt. Dies unsere Bilanz. Objektive Gründe zur Revision unserer bisheri-

gen Auffassung sind nicht vorhanden. Für alle Schwankenden aber muß hinzugefügt werden: Erst in 

der Zeit der Rückschläge zeigt sich der wirkliche Revolutionär. 

* 

Notizen 

Der Mißerfolg der genossenschaftlichen Rußlandhilfe. 

Welche Summen die Genossenschaften der verschiedenen Länder für die Rußlandhilfe aufgebracht 

haben, wurde hier in der Nummer 1-2 (S. 44) mitgeteilt. Jenen dürftigen Zahlen fügt sich passend das 

Bild ein, das sich aus den Leistungen der deutschen Konsumvereine ergibt. Nachdem bereits am 25. 

Juli von der kommunistischen Fraktion des Genossenschaftsrates der Konsumgenossenschaft Groß-

Berlin ein Aufruf an die gesamte Genossenschaftswelt ergangen war zur Errichtung einer großzügi-

gen genossenschaftlichen Hilfsaktion für Sowjetrußland und der Internationalen Genossenschaftstag 

in Basel einen Monat später an die genossenschaftliche Solidarität appelliert hatte, erklärte der Vor-

stand des „Zentralverbandes deutscher Konsumvereine“ in Hamburg am 10. September 1921: 

„Es ist selbstverständlich, daß die deutschen Konsumgenossenschaften tun werden, was in ihren Kräften steht.“ 

Wollen wir an dieser Tat die Kräfte der deutschen Genossenschaften messen, wahrlich, sie sind nicht 

rühmenswert! Denn die 1351 einzelnen Genossenschaften, die annähernd drei Millionen Mitglieder 

zählen und einen Verkaufserlös im Jahre 1920 von insgesamt 2808 Millionen Mark hatten, brachten. 

sage und schreibe bis zum 14. Januar ganze 122.743 Mark für die Rußlandhilfe auf. Daran beteiligten 

sich 76 Genossenschaften, sodaß 1275 Konsumvereine überhaupt noch nicht ihren Finger gerührt 

haben. 

Es ist nicht bekannt, daß bis heute der Zentralvorstand, der zum Beginn der Sammelaktion so große 

Versprechungen machte, irgend etwas getan hat, damit sich dieses blamable Ergebnis bessert. Im 

Gegenteil, statt vorbildlich voran zu gehen, hat der Zentralverband selber keinen Pfennig gegeben! 
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Und das „größte Handelsunternehmen Deutschlands“, die G. E. G. begnügte sich mit 30.000 Mark, 

während die genossenschaftliche Verlagsgesellschaft nur 5000 Mark aufbrachte. 

Wir führen hier die Namen derjenigen Konsumvereine auf, welche größere Summen gaben. Es sind: 

Mark 25.000, Berlin (Stiefel) – Essen – 10.000 Halle a. S., Hamburg, Königsberg, – 8000 Jena. – 

5000 Barmen, Bochum, Bremerhaven, Düsseldorf, Hanau, Stuttgart (Lebensmittel). – 3500 Rem-

scheid. – 3000 Velbert. – 2500 Erfurt. – 2000 Cannstatt-Feuerbach, Dresden, Elberfeld, Gotha, Mann-

heim, Merseburg, Zwenkau. – 1500 Dortmund-Hamm, Eilenburg. – 1000 Ammendorf, Chemnitz, 

Eßlingen, Gmünd, Groß-Crostitz, Grube Heinitz, Kirchheim, Leipzig, Nürnberg, Plauen, Wiebelskir-

chen, Wittstock, Zuffenhausen. 

Einer ganzen Reihe von Konsumvereinen blieb es vorbehalten ihrer Unsolidarität dadurch Ausdruck 

zu geben, daß sie – trotzdem entsprechende Anträge aus Mitgliederkreisen vorlagen – jegliche Be-

willigung ablehnten. Dabei mußten die lächerlichsten Argumente herhalten, wie z. B. daß die Hilfs-

aktion gegen das Genossenschaftsgesetz verstoße und daher verboten sei. Als Gegenstück zu solchem 

Verhalten muß hier mitgeteilt werden, daß Sammlungen unter Arbeitern und Angestellten geradezu 

ein hervorragendes Ergebnis hatten. So sammelten die Arbeiter und Angestellten der Konsumgenos-

senschaft Berlin für Rußland in ihrem Betrieb 42.642,50 M.! 

Die Rußlandhilfe der Genossenschaften hatte die Möglichkeit, außer einer großzügigen finanziellen 

Hilfeleistung – die bei allgemeiner Teilnahme aller 1351 Vereine eine Riesensumme gebracht hätte 

– sich vor allem auch auf eine Dauerhilfe zu erstrecken. In ihrer Interessensphäre liegt die Organisa-

tion einer „Internationalen Warenaustausch-Genossenschaft“, die in Sowjetrußland Kontpre und Be-

triebe einrichtete, vom Außenhandelskommissariat unschwer Im- und Exportkonzessionen erhalten 

würde, und in umfangreicher Weise einen reinen genossenschaftlichen Warenaustausch in [142] 

Funktion sehen könnte. Das Kapital hierzu würde in genügendem Umfange ohne Zweifel bei tüchti-

ger Propaganda durch die Genossenschaften und Gewerkschaften aufgebracht werden können. Auch 

dieses Projekt ist den Genossenschaftsinstanzen vorgelegt. Es liegt in ihrer Hand, sich als tüchtige 

Organisatoren zu erweisen und die ungeheuren hier liegenden Möglichkeiten auszuschöpfen. Ob ihre 

vielgerühmte „wirtschaftliche Klugheit“ sich bewähren wird? 

Nicht nur Sowjetrußland, vielmehr auch die durch die Genossenschaften begonnene „Organisation 

sozialistischer Wirtschaft“, hätte fabelhafte Perspektiven. 

Mögen die kommunistischen Genossenschaftsmitglieder mehr dafür sorgen, daß in der Rußlandhilfe 

jeder einzelne Konsumverein seine Pflicht tut, und dahin wirken, daß die gesamte Genossenschafts-

bewegung die angedeutete großzügige Wirtschaftspolitik, die einen Handelsverkehr mit Sowjetruß-

land organisiert, positiv in Angriff nimmt. Statt des bisherigen Mißerfolgs, ist noch ein Erfolg der 

genossenschaftl. Rußlandhilfe im Bereich der Möglichkeiten. K. B. 

* 

Bücherschau 

Bismarck und Wilhelm. 

A. R. Der soeben herausgekommene dritte Band von Bismarcks Gedanken und Erinnerungen ist für 

unsere gut monarchistischen Spießbürger eine peinliche Angelegenheit. Denn der richtige schwarz-

weiß-rote Deutsche hat zwei Götzen, die er anbetet. Der eine ist das Hohenzollernhaus, und der an-

dere ist Bismarck, der eiserne Kanzler. Dieser doppelte Götzendienst ist nun aber seit dem Erscheinen 

von Bismarcks dritten Band sehr erschwert. Denn Bismarck kanzelt den erhabenen Hohenzollern 

scharf ab. Von der „starken sexuellen Entwicklung Wilhelms“ bis zu seiner verschrobenen Mystik: 

„auf welche Weise der Kaiser sich über den Willen Gottes vergewissert, in dessen Dienst er seine 

Tätigkeit stellt, darüber wird kaum ein klassisches Zeugnis beizubringen sein.“ Dazu kommt Wil-

helms Treulosigkeit, Dummheit und Launenhaftigkeit, sein lächerlicher Sport, Friedrich den Großen 

nachzuahmen usw. Es gibt da nur zwei Möglichkeiten: entweder Bismarck hat Recht, dann war das 

Hohenzollernkaisertum Deutschlands größtes Unglück, oder: Bismarck hat Unrecht, dann ist der 
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eiserne Kanzler und Reichsgründer ein ganz gewöhnlicher Schwindler. Die Herren Deutschnationa-

len mögen sich aussuchen, welcher der beiden Schlüsse ihnen lieber ist. 

Sachlich drehte sich der Konflikt zwischen Bismarck und Wilhelm um drei Dinge: 1. die Frage, ob 

in Deutschland die Dynastie Hohenzollern regieren sollte oder die Dynastie Bismarck, 2. die Außen-

politik, 3. das Verhältnis zur Arbeiterklasse. Der dritte Punkt ist für den Streit zwischen Kaiser und 

Kanzler ganz besonders wichtig gewesen, und das gibt dem Buche Bismarcks ein besonderes Inte-

resse auch für das Proletariat. 

Zu Punkt 1 ist zu sagen: die herrschenden Klassen des alten deutschen Reichs, die Junker und die 

Großbourgeoisie benutzten den monarchischen Gedanken, um damit die kleinbürgerlichen Massen 

sich gefügig zu machen. Die Königstreue des Spießers wurde ein gutes Mittel, um ihn auch zum 

Sklaven des Großkapitalisten und Großagrariers zu machen. Über diese Königstreue konnte selbst-

verständlich nur an die historische angestammte Dynastie von Gottes Gnaden anknüpfen. Bismarck 

versuchte tatsächlich die Dynastie Hohenzollern beiseite zu schieben. Er verfuhr nach dem Grund-

satz: „Und der König absolut, wenn er meinen Willen tut.“ Aus Bismarcks Buch selbst kann man es 

entnehmen, wie der Reichskanzler den ganzen Staatsapparat in seinen persönlichen Dienst gestellt 

hatte, wie er von jedem Minister verlangte, daß er in einem Konflikt mit dem Kaiser auf Seiten des 

Kanzlers stehen müsse. Bismarck wollte bis zu seinem Lebensende die Regierung führen, dann sollte 

ihm sein Sohn Herbert nachfolgen. Herbert war bereits als Staatssekretär des Auswärtigen Bismarcks 

rechte Hand. Es ist schließlich menschlich zu begreifen, daß Wilhelm sich von der Herrschaft dieser 

Nebendynastie, der Firma Bismarck und Sohn, frei machen wollte. Als aber der offene Konflikt aus-

brach, da stürzte das Gebäude der Bismarckschen Macht wie ein Kartenhaus zusammen. Denn die 

herrschende Klasse Deutschlands wußte sehr gut, daß Bismarck zwar ein sehr tüchtiger Vertreter 

ihrer Interessen sei und Wilhelm ein sehr schlechter, aber hätte man Bismarck geholfen, die Hohen-

[143]zollern kalt zu stellen, so hätte man zugleich den Ast abgesägt, auf dem man selbst saß. Eine 

offene Diktatur Bismarcks hätte den Klassengegensatz in Deutschland in seiner ganzen Nacktheit 

hervortreten lassen, und die Massen in kürzester Frist revolutioniert. Aus diesem Grunde hat die herr-

schende Schicht Deutschlands den Reichskanzler fallen gelassen, und hat Wilhelm unterstützt, um 

den monarchistischen Humbug weiter auszunützen. 

Der außenpolitische Gegensatz zwischen Bismarck und Wilhelm lag darin, daß Wilhelm sich blind 

der österreichischen Politik verschrieb, während Bismarck den Draht mit Rußland nicht abreißen las-

sen wollte. Die Militärpartei in Berlin wollte schon 1888 den Krieg mit Rußland. Der sehr interessante 

Brief des Prinzen Wilhelm vom 10. Mai 1888, den Bismarck in seinem Buch abdruckt, zeigt, daß 

Wilhelm damals ebenso leichtfertig dem kriegslüsternen Grafen Waldersee folgte, wie 1914 dem 

General von Moltke. 

Und nun die Arbeiterfrage: Die Jahre des entscheidenden Konflikts zwischen Bismarck und Wilhelm, 

1889 bis 90, sind dieselben, in denen auch die zweite Internationale entstand. In seinem Erlaß vom 4. 

Februar 1890 spielt Wilhelm direkt auf die Bestrebungen an, über welche die Arbeiter unter sich 

schon internationale Verhandlungen führen, wie die Frage des Achtstundentages. Bismarck war der 

Meinung, daß die Sozialdemokratie eine rein revolutionäre Bewegung sei, der die herrschende Klasse 

mit allen Mitteln entgegentreten müsse. Er war gegen jedes Zugeständnis an die Arbeiterschaft in 

Fragen der Arbeitszeit, der Sonntagsruhe usw. und wollte den Sozialismus mit Militärgewalt ausrot-

ten. Wilhelm dagegen, war der Meinung, daß die Arbeiterbewegung für die Monarchie und die herr-

schende Klasse gar nicht gefährlich sei. Er dachte sich, daß man mit gutem Zureden und kleinen 

Zugeständnissen das Proletariat einseifen könne. Bismarck hatte den Eindruck, daß die Sozialdemo-

kraten die Kommunekämpfer von 1871 seien, und er wollte als Vorkämpfer der herrschenden Klasse 

der Sozialdemokratie die Schlacht auf Leben und Tod liefern. Wilhelm dagegen ahnte eine neue Zeit, 

in der die Gewerkschaftsbürokratie zu friedlicher Arbeitsgemeinschaft mit dem Unternehmertum sich 

vereinen konnte. wenn Wilhelm in demselben Erlaß vom 4. Februar betont: Für die Pflege des Frie-

dens zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern sind gesetzliche Bestimmungen über die Formen in 

Aussicht zu nehmen, in denen die Arbeiter durch Vertreter, welche ihr Vertrauen besitzen, an der 

Regelung gemeinsamer Angelegenheiten beteiligt werden, – wie modern klingt uns das heute. Ist das 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 125 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

nicht das reine Betriebsrätegesetz von 1920? Ist es nicht die Arbeitsgemeinschaft von 1918, wie sie 

leibt und lebt? Man sieht also, daß Bismarcks Arbeiterpolitik um 1890 überholt war. Nicht Blut und 

Eisen gegen die Revolutionäre der ersten Internationale, sondern Kompromisse mit den friedlichen 

Führern der 2. Internationale waren damals für die herrschende Klasse an des Tagesordnung. 

Auch in der Arbeiterpolitik ist Bismarck 1890 unterlegen, weil er nicht mehr zeitgemäß war. Wilhelm 

hat in den folgenden Jahrzehnten eine direkte offizielle Verständigung der Arbeiterbewegung mit der 

Monarchie nicht erreicht. Hätte aber die Bismarcksche Methode 1890 gesiegt, so hätte sich Deutsch-

land in ein zweites Rußland verwandelt und die Revolutionierung des Proletariats hätte sich außeror-

dentlich beschleunigt. Dadurch, daß die vorsichtigere Taktik Wilhelms sich durchsetzte, ist aber 1890 

die Grundlage zum 4. August 1914 gelegt worden. Die Frage des Klassenkampfes zwischen Kapital 

und Arbeit in Deutschland ist es, die dem Buch Bismarcks ihr besonderes Gepräge gibt. Diese Frage 

harrt noch heute der Antwort, aber die Antwort wird weder im Sinne Bismarcks noch im Sinne Wil-

helms ausfallen. 

E. Varga: Steuerfrage u. Steuerpolitik. Flugschriften der kommunistischen Internationale Nr. 10. 

(Verlag Carl Hoym Nachf. Louis Cahnbley, Hamburg 11.) 

Im Verlag der Kommunistischen Internationale erschien als Sonderdruck aus Nr. 19 der „Kommu-

nistischen Internationale“ eine kleine Arbeit des kommunistischen Wirtschaftstheoretikers Varga 

„Steuerfrage und Steuerpolitik“. Varga sieht in der Möglichkeit, daß die infolge der Krise in den 

besiegten Ländern ins Ungemessene geschwollenen Schulden durch Steuern zu decken wären den 

einzigen, wenn auch praktisch unmöglichen Ausweg, aus dem Finanzelend Mitteleuropas herauszu-

kommen. Dadurch rückt für ihn die Steuerfrage in den Mittelpunkt des politischen [144] Kampfes, 

Steuerfragen sind für die Klassen Machtfragen. 

Vargas Schrift erscheint gerade in dem Moment, in dem die ausbrechenden Steuerkämpfe das größte 

Interesse der arbeitenden Massen an Steuerfragen hervorrufen. Sie ist neben der Schrift Pawlowskis 

über den „Bankerott Deutschlands“ in der Agitation der nächsten Monate für jeden Kommunisten 

notwendig. 

Die Schrift ist zum Preise von 30 Pfennig in den Arbeiter-Buchhandlungen oder direkt bei der Ver-

lagsbuchhandlung Carl Hoym Nachf., Hamburg 11, Admiralitätsstraße 19, zu beziehen. 

Im gleichen Verlag ist ferner erschienen: 

M. Tomski: Die Gewerkschaftsbewegung in Rußland. 

Die Rolle der russischen Gewerkschaften wird nur der voll verstehen, der die Kenntnis ihrer Entwick-

lung erwirbt. Das soeb. erschienene Bändchen (Nr. 17) der Bibliothek der kommunistischen Interna-

tionale gibt darüber sehr guten Aufschluß. 

Es ist zum Preise von M. 2 in jeder Partei-Buchhandlung oder direkt bei der Verlagsbuchhandlung 

Carl Hoym Nachf., Hamburg 11, Admiralitätsstraße 19 zu beziehen. 

Eingelaufene Bücher: (Die Redaktion behält sich ausführliche Besprechung vor.) 

„Libussa, des Kaisers Leibroß“ von Carl Sternheim, Verlag „Die Aktion“, Berlin-Wilmersdorf 

1922, 67 Seiten. Preis 18 Mark. (Für Organ. Ermäßg.). 

Zeitschriftenschau 

„Die Neue Zeit“, Wochenschrift der Deutschen Sozialdemokratie. Nr. 17 v. 20. Januar 1822. 

Aus dem Inhalt ist bemerkengwert d. Leitartikel v. H. Cunow, „Verschüttete Hoffnungen“ Extremes 

e touches. Cunow hat uns Kommunisten schon anderwärts wider Willen gute Dienste geleistet, wenn 

er vom Standpunkt des konsequenten Sozialreformers die halb und halb revolutionären Illusionen der 

USP zerpflückte. Diesmal enthüllt er die Einigungsbestrebungen der SPD u. USPD, die in beiden 

Parteien Verfechter haben, sehr richtig als Reminiszenzen von der Art des Stoßseufzers mancher 

Spießer: „Früher, als noch der Kaiser da war, war's viel schöner. Also müssen wir wieder den Kaiser 
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haben“. Sehr gut sitzt es, wenn er bemerkt: „In keiner der heutigen Partei steckt soviel Konservati-

vismus und Remiszenzenliebe wie in der so gerne ihr revolutionäres Empfinden betonenden Unab-

hängig-sozialdemokratischen Partei und auf keine trifft deshalb auch besser Marxens satirische Be-

merkung aus dem „18. Brumaire“ zu: Die Tradition alter, toter Geschlechter lastet wie ein Alp auf 

dem Gehirn der Lebenden usw.“ und weiter: „Tatsächlich, die alten Schlachtparolen, Stichworte, Il-

lusionen und Ueberlieferungen sind dermaßen zu starren Bestandteilen des Ideenschatzes der unab-

hängigen „Revolutionäre“ geworden, daß sie aus dessen Bannkreis nicht heraus können. 

Daß Cunow diesem richtigen Text eine revisionistische Melodie unterlegt, ist selbstverständlich, be-

weist aber höchstens, daß es heute eben nur zwei Standpunkte gibt: den konsequent kapitalistischen 

und den kommunistischen. Eine Alternative, die für den Arbeiter keine sein kann. 

Sehen wir aber vom Vorzeichen ab, so bestätigt diese Kritik die kommunistische Feststellung, daß 

die USP den in der Arbeiterklasse lebendigen Einheitswillen durch die organisatorische Einkleidung 

in die „alten Kostüme“ der „alten einigen SPD“ abwürgt. Diese Abfuhr sollte den Leuten um Hilfer-

ding zu denken geben! 

Anmerkung der Redaktion. 

Raummangels wegen mußte der Schlußartikel der Arbeit „Zur Frage der roten Gewerkschaftsinter-

nationale“ wieder zurückgestellt werden. Selbstverständlich beschränkt das Ergebnis der Zentralaus-

schußsitzung nicht die Diskussionsfreiheit sowohl in dieser wie in anderen Fragen. 

[145] 
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Die Internationale  

Jahrg. 4 ⁕ Ausgegeben 5. Februar 1922 ⁕ Heft 7 

Die Drachensaat keimt. 

F. Berlin, den 2, Februar 1922. 

Der Steuerkompromiß ist fertig. Die deutsche Sozialdemokratie hat „einen der Kernsätze aller sozia-

listischer Programme unwiderruflich preisgegeben“, den Kampf gegen indirekte Steuern. Die tau-

sendfach geschlagene deutsche Arbeiterklasse wird nun mit Skorpionen gepeitscht. Die verkommen-

den Mittelschichten der Gesellschaft sind endgültig zum Tode verurteilt. Ist auch der Krieg zu Ende, 

der Massenmord geht weiter. Der Bedarf wird dem Lebensmittelspielraum angepaßt durch Herabset-

zung der Lebenshaltung unter die Lebensnotdurft, durch die Beseitigung überflüssiger Mäuler. 

Die Trustmagnaten triumphieren. Sie höhnen offen über das Schaustück der Zwangsanleihe. Sie ha-

ben den Staat bei der Gurgel gefaßt. Sie werden ihn plündern, „Man muß sich mit dem Gedanken 

vertraut machen, daß in kurzer Zeit keine Staatsbetriebe mehr bestehen werden.“ Frech und bieder 

erklärte das der rheinische Großindustrielle Klöckner, als er nach dem Knoten der deutschen Wasser-

straßen griff, den ihm die Preußenregierung hinhielt. Da die Großindustriellen nicht die Hungersteu-

ern erzwungen haben, um die Last vom deutschen Proletariat durch Lohnausgleich wieder herabzu-

nehmen, so gebietet nicht nur das kapitalistische Ideal, sondern auch die Logik der Tatsachen die 

Aufhebung des Achtstundentages, das Antistreikgesetz und das Aufräumen mit allem Schutz der Ar-

beit vor allzu brutaler Ausplünderung der Massen. Das Kapital kehrt zu den idyllischen Methoden 

der Mehrwertproduktion zurück, die es in seiner Jugendzeit ausprobte und austobte. Es kehrt zurück 

von seiner Zivilisation zu der Barbarei, die sein wahres Wesen ist. 

Im Innern herrscht Stinnes. Die auswärtige Politik ist in Rathenaus Hände gelegt worden. Zwischen 

Stinnes und Rathenau bestehen seit langem Differenzen: Es ist der Kampf zwischen dem bodenstän-

digen Trust, der sich international auszudehnen sucht, und dem mit dem internationalen Kapital ver-

schwisterten Elektrizitätstrust. Scharf war der Gegensatz in der Politik gegenüber Sowjetrußland. 

Während Stinnes die deutsche Reichspolitik benutzen wollte, um in Rußland auf eigene Faust Profit 

zu machen, hat Rathenau die Reichspolitik ausgeliefert an den internationalen Konzern zur Ausplün-

derung Sowjetrußlands. Rathenau hat damit zugleich auch für Deutschland eine günstige Atmosphäre 

in Genua schaffen wollen. Er hat damit Deutschland der einzigen Stütze beraubt, die es in Genua 

haben konnte: Sowjetrußlands. Rathenaus Politik geht darauf hinaus, Deutschland in eine Kolonie zu 

verwandeln für den verruchten Preis, Sklaventreiber des russischen Proletariats zu werden. 

Die Stinnespartei schreit Verrat wegen der Ernennung Rathenaus als Minister des Auswärtigen. Die 

Unabhängigen sehen dadurch ihr Gewissen beruhigt. Wenn die Volkspartei gegen Rathenau vorgeht, 

wenn sie mit dem Bruch des Steuerkompromisses droht, ist das nicht die glän-[146]zendste Recht-

fertigung ihrer Politik? War es nicht geradezu genial, daß die U. S. P. Vertrauen und Mißtrauen für 

die Wirth-Regierung in einem Sack hatte? Vertrauen für den äußeren, Mißtrauen gegen den inneren 

Kurs? 

Die Unabhängigen fallen auf eine lächerliche Komödie herein. Es ist doch selbstverständlich, daß Wirth 

heute nicht wagen kann, die Stinnespartei ernstlich zu brüskieren. Der Theaterdonner der Stinnesleute 

hat nur den Zweck, noch andere Positionen von der Regierung zu erpressen. Mag Rathenaus Politik 

Stinnes nicht gefallen. Sie ist immerhin großkapitalistisch und Stinnes wird auch bei ihr sein Geschäft 

machen. Darüber aber muß sich gerade die deutsche Arbeiterklasse klar sein: Stinnes im Innern und 

Rathenau außen der Herr, das ist in jedem Falle das schlimmste Verhängnis für das Proletariat. 

Was Rathenau bringt, wird sich zeigen. Was Stinnes bedeutet, wir sehen es jetzt. Die Eisenbahner 

stehen im Streik. Unter der Last der Entbehrungen ist endlich auch ihre Geduld zusammengebrochen. 

Mit dem Hungereinkommen geht es nicht mehr. So kämpfen sie für ihr Leben. 

Aber Stinnes hat gehorsame Knechte. Der Sozialdemokrat Ebert greift zu seinem § 48, zu der ultima 

ratio, die noch nie versagte. Er schlägt zu mit Ausnahmegesetzen auf die Verfassung und auf die 
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Streikenden. Der Sozialdemokrat Richter beschlagnahmt Gelder der Beamten, mobilisiert seine Sipo, 

vertreibt die Gewerkschaftsleitung in die Illegalität. Das Neue an der Ebert-Verordnung ist diesmal, 

daß sie sich offen gegen die Gewerkschaften als solche richtet, daß sie zugleich jede Sympathie mit 

dem Streik unser Strafe stellt. Vor keinem Mittel schreckt die Regierung zurück, um die Beamten 

weiter zum Hungern zu zwingen. Sie und ihre getreuen Sozialdemokraten sind zum Bürgerkrieg be-

reit. Die Drachensaat von Görlitz geht auf. 

Heute ist der erste Schlachttag in diesem Riesenkampfe zwischen Staatsmacht und Beamtenschaft 

und schon steht der gesamte Verkehr still. Das zeugt von dem Kampfwillen des Zugpersonals. Es 

bezeugt das Fortschreiten im Zersetzungsprozeß der alten Gesellschaft. Vor kurzer Zeit noch konnte 

die Reaktion auf die deutsche Beamtenschaft als eine feste, sichere Schutztruppe zählen. Das Sinnbild 

des korrekten Staatsbürgers, in der Beamtenschaft war es verwirklicht. Treu, deutsch und pensions-

berechtigt, wie einst ein kluger Demokrat spottete. Hier hatten sich Organisationen gebildet, die aus 

Prinzip jeden Gedanken an einen Klassenkampf ablehnten, die sich abschlossen selbst von den 

frommgewordenen freien Gewerkschaften. Und heute greifen diese selben Organisationen, greifen 

die geduldigsten aller Proletarierschichten zum Streik gegen den Staat, zum Streik, der von Anbeginn 

als Rebellion gekennzeichnet ist. Das ist eine Ueberraschung, größer noch, als damals im Jahre 1919 

die Werkstättenarbeiter und das Hilfspersonal der Eisenbahn zum ersten Mal die Waffe des Streiks 

in die Faust nahm. Das ist ein Zeichen dafür, daß auch in den Zeiten der Stagnation die Revolution 

reift. Die Not zwingt zum Kampfe, sie bezwingt jeden, und wenn er noch so eingestaubt schien in 

altpreußische Tradition. Unsere Aufgabe ist es, den Kampf der Not, der Verzweiflung, zu verwandeln 

in einen Kampf bewußter Massen, die das Ziel kennen und erfüllt sind vom Gefühle ihrer Kraft. Den 

Herrschern aber sei dieser Riesenkampf ein flammend Menetekel. [147] 

* 

Rosa Luxemburgs Stellung zu den taktischen Problemen der Revolution.  
A. W a r s k i  (Warschau). 

VI. 

Der Kampf der Bauern gegen den Großgrundbesitz war der mächtigste Hebel der russischen Revolu-

tion. Zugleich aber war die Agrarfrage in ökonomischer Beziehung das verwickelste und schwierigste 

Problem und nach ihrer provisorischen Lösung in der Oktoberrevolution legte sie der Entwicklung 

der Sowjetwirtschaft immerfort die größten Schwierigkeiten in den Weg. 

90 Prozent des ganzen enteigneten Grund und Bodens der Gutsbesitzer wurde unter die Bauern zur 

Nutzung aufgeteilt. Das bedeutete aber Verwandlung der Großbetriebe in bäuerliche Kleinbetriebe, 

führte also nie geradewegs zur Anbahnung der ersten Schritte, die eine künftige sozialistische Wirt-

schaft herbeiführen könnten. Denn diese letztere bedeutet: Aufhebung der Gegensätze und der Tren-

nung zwischen Stadt und Land, Vereinheitlichung der Volkswirtschaft, dazu aber gehört auch Ver-

gemeinschaftung der Organisation der Landwirtschaft, und die kleinbäuerlichen Betriebe stemmen 

sich dem entgegen. 

Rosa Luxemburg sagt darüber in ihrer Broschüre: 

„Daß die Sowjet-Regierung in Rußland diese gewaltigen Reformen (Vergesellschaftung des Groß- 

und Mittelgrundbesitzes, Aufhebung der Trennung der Landwirtschaft von der Industrie) nicht durch-

geführt hat, – wer kann ihr das zum Vorwurf machen! Es wäre ein übler Spaß, von Lenin und Genos-

sen zu verlangen oder zu erwarten, daß sie in der kurzen Zeit ihrer Herrschaft, mitten im reißenden 

Strudel der inneren und äußeren Kämpfe, von zahllosen Feinden und Widerständen ringsum bedrängt, 

eine der schwierigsten, ja, wir können ruhig sagen: die schwierigste Aufgabe der sozialistischen Um-

wälzung lösen oder auch nur in Angriff nehmen sollten! Wir werden uns, einmal zur Macht gelangt, 

auch im Westen und unter den günstigsten Bedingungen an dieser harten Nuß manchen Zahn ausbre-

chen, ehe wir nur aus den gröbsten der tausend komplizierten Schwierigkeiten dieser Riesenaufgabe 

heraus sind! 
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Eine sozialistische Regierung, die zur Macht gelangt ist, muß aber auf jeden Fall eins tun: Maßnah-

men ergreifen, die i n  d e r  R i c h t u n g  auf jene grundlegenden Voraussetzungen einer späteren so-

zialistischen Reform der Agrarverhältnisse liegen, sie muß zum mindesten alles vermeiden, was ihr 

den Weg zu jenen Maßnahmen verrammelt. 

Die Parole nun, die von den Bolschewiki herausgegeben wurde: sofortige Besitzergreifung und Auf-

teilung des Grund und Bodens durch die Bauern, mußte geradezu nach der entgegengesetzten Rich-

tung wirken. Sie ist nicht nur keine sozialistische Maßnahme, sondern sie schneidet den Weg zu einer 

solchen ab, sie türmt vor der Umgestaltung der Agrarverhältnisse im sozialistischen Sinne unüber-

windliche Schwierigkeiten auf. 

Die Besitzergreifung der Ländereien durch die kurze und lapidare Parole Lenins und seiner Freunde 

hin: Geht und nehmet euch das Land! führte einfach zur plötzlichen chaotischen Ueberführung des 

Großgrundbesitzes in bäuerlichen Grundbesitz. Was geschaffen wurde, ist nicht gesellschaftliches 

Eigentum, sondern neues Privateigentum, und zwar Zerschlagung des großen Eigentums in mittleren 

und kleineren Besitz, des relativ fortgeschrittenen Großbetriebes in primitiven Kleinbetrieb, der tech-

nisch mit den Mitteln aus der Zeit der Pharaonen arbeitet. Nicht genug: durch diese Maßnahme und 

die chaotische, rein willkürliche Art ihrer [148] Ausführung wurden die Eigentumsunterschiede auf 

dem Lande nicht beseitigt, sondern nur verschärft. ... Diese Machtverschiebung hat aber zu U n -

g u n s t e n  der proletarischen und sozialistischen Interessen stattgefunden. Früher stand einer sozia-

listischen Reform auf dem Lande allenfalls der Widerstand einer kleinen Kaste adeliger und kapita-

listischer Großgrundbesitzer sowie eine kleine Minderheit der reichen Dorfbourgeoisie entgegen, der 

Expropriation durch eine revolutionäre Volksmasse ein Kinderspiel ist. Jetzt, nach der ‚Besitzergrei-

fung‘ steht als Feind jeder sozialistischen Vergesellschaftung der Landwirtschaft eine enorm ange-

wachsene und starke Masse des besitzenden Bauerntums entgegen, das sein neuerworbenes Eigentum 

gegen alle sozialistischen Attentate mit Zähnen und Nägeln verteidigen wird. Jetzt ist die Frage der 

künftigen Sozialisierung der Landwirtshaft, also der Produktion überhaupt in Rußland, zur Gegen-

satz- und Kampffrage zwischen dem städtischen Proletariat und der Bauernmasse geworden.“ 

So Rosa Luxemburg. Hier muß betont werden der letzte Satz von dem Entstehen einer starken Masse 

des besitzenden Bauerntums als einem massenhaften Träger des Kapitalismus, demgegenüber der 

Widerstand einer kleinen Kaste Großgrundbesitzer und einer kleinen Minderheit der reichen Dorf-

bourgeoisie ein Kinderspiel war. – Dieser Gedanke, diese Feststellung wurde von Lenin seit 1918, 

besonders aber seit März 1921, so auch auf dem III. Kongreß der Kom.-Internationale, wiederholt 

sehr scharf hervorgehoben. 

Allein, wie kam es dazu? Wir haben schon Eingangs unserer Betrachtungen bemerkt, daß die Bol-

schewiki für die Nationalisierung des Grund- und Bodens waren. Und noch am 22. Mat 1917, auf 

dem Allrussischen Rat der Bauerndelegierten sagte Lenin u. a.: „Wenn wir den unmittelbaren und 

unentgeltlichen Uebergang des Großgrundbesitzes an die Bauern fordern, so stehen wir keineswegs 

auf dem Standpunkt, daß die Bauern dieses Land sich als Besitztum aneignen und unter sich verteilen 

sollen. Wir nehmen an, daß das Land zur gemeinsamen Bestellung durch die Bauern genommen wer-

den muß, und zwar nach dem Beschlusse der Mehrzahl der Orts-Bauerndelegierten ... 

Ich und meine Partei, in deren Namen ich zu sprechen die Ehre habe, – wir kennen nur zwei Wege 

zur Wahrung der Interessen der ländlichen Lohnarbeiter und ärmsten Bauern, und diese zwei Wege 

empfehlen wir der Beachtung des Bauernrates. 

Der erste Weg ist: Organisation der ländlichen Lohnarbeiter und ärmsten Bauern ... 

Die zweite Maßnahme, die unsere Partei empfiehlt, besteht darin, daß man aus jeder großen Wirt-

schaft, aus jeder großen gutsherrlichen Farm, so wie es ihrer in Rußland ungefähr 30.000 gibt, Mus-

terwirtschaften bildet, und zwar möglichst schnell zu ihrer gemeinsamen Bearbeitung mit Landarbei-

tern und ausgebildeten Agronomen, mit Gebrauch der gutsherrlichen Vieherden, Werkzeuge usw. 

übergeht. Ohne diese gemeinsame Landbearbeitung unter der Aussicht der Räte der Landarbeiter 

kann das Land nicht zu den Werktätigen übergehen. Gewiß ist diese gemeinsame Bearbeitung eine 
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sehr schwierige Sache, gewiß wäre es Wahnwitz, sich einzubilden, daß eine solche Sache von oben 

dekretiert und befohlen werden könnte, denn die jahrhundertlange Gewöhnung an einzelne Wirt-

schaftsbetriebe kann nicht plötzlich verschwinden. Wenn wir also solche Maßnahmen empfehlen und 

anraten, mit aller Vorsicht daran zu gehen, weil wir sehen, daß diese Maßnahmen notwendig gewor-

den sind, so folgern wir das nicht nur aus unserem Programm, aus unserer sozialistischen Lehre, 

sondern weil wir das Leben in den westeuropäischen Ländern als Sozialisten beobachtet haben und 

zu solchen Ergebnissen gekommen [149] sind. Wir wissen, ... daß in Amerika ... (nach 1865) viele 

Millionen Desjatinen Land unentgeltlich oder fast unentgeltlich an die Bauern verteilt wurden, und 

trotzdem herrscht dort der Kapitalismus und beutet die arbeitenden Klassen ebenso stark oder gar 

noch stärker als sonstwo aus. Das ist jene sozialistische Lehre, die uns zur festen Ueberzeugung, 

gebracht hat, daß ohne gemeinsame Bearbeitung des Landes durch Landarbeiter mit Anwendung der 

besten Maschinen und unter Leitung wissenschaftlich gebildeter Agronomen es keinen Ausweg gibt, 

um sich vom Joch des Kapitalismus zu befreien ... Die äußerste Not besteht darin, daß das Wirtschaf-

ten nach alten Mustern nicht mehr möglich ist. Wenn wir auch weiterhin Kleinbetriebe aufrecht er-

halten werden, so droht uns selbst als freien Bürgern auf freiem Boden der unvermeidliche Untergang, 

weil der Zusammenbruch mit jedem Tag und jeder Stunde näher rückt ...“ 

In dieser gemeinverständlichen Weise versuchte Lenin den versammelten Bauern die sozialistische 

Lehre einzuhämmern, ihnen die Vorzüge und die Notwendigkeit des Großbetriebes klar zu machen. 

In diesem Sinne wurde auch auf der Parteikonferenz der Bolschewiki im April 1917 eine Resolution 

zur Agrarfrage angenommen, in der der letzte Punkt also verfaßt wurde: 

„Die Partei des Proletariats muß den ländlichen Proletariern und Halbproletariern empfehlen, auf 

jedem Gut die Einrichtung einer großen Musterwirtschaft zu fordern. Diese Wirtschaft muß auf ge-

meinschaftliche Kosten (Rechnung? A. W.) der Räte der Landarbeiterdelegierten geführt werden, 

unter Leitung von Agronomen und unter Anwendung der besten technischen Hilfsmittel.“ 

So wollen es die Bolschewiki auch noch zwei Monate vor der Oktoberrevolution. Es kam aber anders. 

Warum? 

In den von uns zitierten Sähen der Rede Lenins an die Bauern war es dem Leser wahrscheinlich 

aufgefallen, daß der Redner von der „gemeinsamen Bearbeitung“ der Großgüter, als von „einer sehr 

schwierigen Sache“ sprach, denn „die jahrhundertlange Gewöhnung an einzelne Wirtschaftsbetriebe“ 

usw. Für westeuropäische Landarbeiter und Bauern wäre der Satz wahrscheinlich lächerlich. Denn 

die Arbeiter, die in den ländlichen Groß- und Mittelbetrieben jahraus jahrein beschäftigt werden und 

den ganzen gleich mäßigen Wirtschaftsgang sowie den ganzen Wirtschaftsapparat ziemlich leicht 

kennen lernen – im Gegensatz zu den großen Industrie-Unternehmungen – könnten auch leicht ohne 

den Grundbesitzer weiter wirtschaften, wenigstens nach alter Gewohnheit, ohne technische Neuerun-

gen, besonders aber unter Leitung von Agronomen usw., wie es Lenin verlangt. Im eigentlichen Groß-

rußland aber gab es zwar Großgrundbesitzer, aber verhältnismäßig sehr wenig ländliche Großbe-

triebe. Die Großgrundbesitzer verpachteten ihr Land an die Bauern, die ihre Pachtteile nach russisch-

bäuerlicher Art, „technisch mit den Mitteln aus der Zeit der Pharaonen“ bearbeiteten. Der Groß- und 

Mittelbetrieb war somit für die Masse der russischen Landarbeiter und Halbproletarier eine ziemlich 

unbekannte Erscheinung, und so erklärt sich die große Schwierigkeit, die Lenin voraussah. Die Ar-

beitsverhältnisse in der russischen Landwirtschaft – im Gegensatz zu den modernen Verhältnissen in 

den Industriezentren – haben noch keine kapitalistisch entwickelten Formen angenommen. Dieser 

Umstand erklärt schon zum Teil, warum es anders gekommen, als die Bolschewiki wollten. Bald aber 

traten Erscheinungen derselben Richtung ein, die stärker waren, als der unbeugsame, eiserne Wille 

Lenins und seiner hochgeschulten Partei. Die Bauernmasse hat das Wort selbst ergriffen. 

In seinem Aufsatz „Aus dem Tagebuch eines Publizisten“ kritisiert Lenin „das klassische Programm“, 

das in Form eines Artikels in den „Nachrichten [150] des Allrussischen Rates der Bauerndeputierten“ 

vom 19. August 1917 veröffentlicht wurde – ein Programm, das auf Grund von 242 Berichten zu-

sammengestellt ist, Berichten, die von den Ortsdelegierten dem Allrussischen Kongreß der Bauern-

deputierten im Jahre 1917 überreicht wurden.“ 
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Diese „Berichte“, die etwa den Cahiers des Doléances aus der großen französischen Revolution 

gleichzustellen seien, enthalten sehr radikale politische Forderungen der Bauernschaft, die dem Pro-

gramm der Bolschewiki am nächsten kommen, und Agrarforderungen, die Lenin folgendermaßen 

darstellt: 

„Die Agrarforderungen des Bauerntums bestehen zunächst darin, daß das Privateigentum am Grund 

und Boden, auch an dem Bauernland, ohne Entschädigung aufgehoben werde, daß die Güter mit 

Musterwirtschaften dem Staat oder den Gemeinden übergeben werden, daß das ganze Inventar der 

beschlagnahmten Ländereien (mit Ausnahme des Eigentums der kleineren Bauern) auch beschlag-

nahmt und dem Staat oder den Gemeinden übergeben werde, daß die Lohnarbeit abgeschafft, daß das 

Land gleichmäßig unter die Werktätigen verteilt werde, daß von Zeit zu Zeit Neuverteilungen vorge-

nommen werden usw. Außerdem verlangen die Bauern als Maßnahmen für die Uebergangszeit bis 

zur Einberufung der Nationalversammlung ein sofort in Kraft tretendes Gesetz über das Verbot des 

Landverkaufs, über die Aushebung der Gesetze, die sich auf den Austritt aus der Gemeinde beziehen, 

über den Holzschlag, über den Forstschutz, den Fischfang usw., über die Aufhebung langfristiger und 

die Neuregelung kurzfristiger Pachtverträge usw. usw.“ 

Es ist auf den ersten Blick klar, daß die obigen Forderungen nur gegen die Kapitalisten, also auch 

gegen die Sozial-Revolutionäre und Menschewiki, die zusammen mit den Kapitalisten gingen, durch-

geführt werden konnten. Es war ein gewaltiger, nicht aufzuhaltender Strom, der nur in der Oktober-

revolution ausmünden konnte. Und dieselben Forderungen der armen Bauernmasse, die Lenin im 

August 1917 kritisierte, wurden am 26. Oktober (7. November) desselben Jahres in das Leninsche 

Dekret über Grund und Boden aufgenommen. 

In seiner Kritik der obigen Forderungen gedachte Lenin an das, 

„Was Engels kurz vor seinem Tode über die Bauernfrage sagte. Engels betonte, daß die Sozialisten 

gar nicht daran denken, die kleinen Bauern zu expropriieren, daß sie nur durch die Kraft des Beispiels 

ihnen die Vorzüge der mit Maschinen betriebenen sozialistischen Landwirtschaft zeigen werden ... 

Die Bauern wollen ihre Kleinbetriebe behalten, diese Betriebe gleichartig normieren (d. h. ohne Zu-

ziehung fremder Arbeitskräfte, ohne Lohnarbeit. A. W.) und sie periodisch wieder zerteilen ... gut. 

Deshalb wird kein vernünftiger Sozialist mit den Dorfarmen brechen ... alles andere wird sich von 

selbst finden, als Resultat der ‚Macht des Beispiels‘, als Resultat praktischer Erwägungen.“ 

Und gleich nach Eroberung der Macht gingen die Bolschewiki dazu über, die „Macht des Beispiels“ 

wirken zu lassen. Sie gründeten landwirtschaftliche Kommunen (durch Zusammenlegung kleiner 

Bauernwirtschaften zu gemeinsamen Großwirtschaften). Nach Angaben von W. P. Miliutin („Sozia-

lismus und Landwirtschaft“, 1919) „wurden im Laufe von anderthalb Jahren in Sowjetrußland fast 

6090 Kommunen gegründet, die eine Bodenfläche von etwa einer Million Desjatinen umfassen (Des-

jatine – 1,09 ha). Am Anfang bildeten sich Kommunen fast ausschließlich auf den früheren Gütern 

aus den Arbeitern und landlosen Bauern. Jetzt aber beginnen sich auch Kommunen zu bilden auf den 

Bauernländereien, und auch der landarme Bauer, ja der mittlere Bauer schließt sich ihnen an ...“ 

[151] Dazu kamen die ländlichen Sowjetwirtschaften, die unmittelbar nach der Oktoberrevolution 

entstandenen Großwirtschaften, die am engsten mit der Industrie verknüpft sind. Im Jahre 1919 um-

faßten sie 1½ Millionen Desjatinen. 

Allein, was kann die „Macht des Beispiels“ ohne lebendigen und toten Inventar, ohne Maschinen, 

ohne Düngermittel und Sämereien? Wie konnte sich die „Macht des Beispiels“ ausdehnen, neue un-

zählige Sowjetwirtschaften entstehen bei der allgemeinen Zerrüttung der Sowjetwirtschaft, wenn so-

gar neue Fabriken nicht entstehen konnten und die bestehenden stillgelegt werden mußten? Wenn die 

Sowjetregierung bereit ist große Ländereien an die auswärtigen Kapitalisten zu verpachten, um auf 

ihnen eine moderne Landwirtschaft aufbauen zu lassen, so beweist das, daß noch viel Raum für das 

sozialistische Beispiel vorhanden sei. Somit wäre das Oktober-Dekret über die Agrarfrage noch keine 

unüberwindliche Hemmung auf dem Wege zum Aufbau einer sozialistischen Landwirtschaft in Ruß-

land, wenn die russische Revolution noch immer nicht isoliert wäre. 
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Nun, wird aber die Kritik Rosa Luxemburgs in Bezug auf die bolschewistische Lösung der Agrarfrage 

und auch in mancher anderen Beziehung überhaupt hinfällig, wenn man bedenkt, daß sie aus offen-

kundiger Unkenntnis der wirklichen Sachlage, wie sie bei ihrer Kerkereinsamkeit unvermeidlich war, 

behauptet, daß die Bolschewiki jeden ihrer taktischen Schritte als für das internationale Proletariat 

vorbildlich hinstellen. So schreibt sie in der Broschüre: 

„Es hieße, von Lenin und Genossen Uebermenschliches verlangen, wollte man ihnen auch noch zu-

muten, unter solchen Umständen die schönste Demokratie, die vorbildlichste Diktatur des Proletariats 

und eine blühende sozialistische Wirtschaft hervorzuzaubern. Sie haben durch ihre entschlossene re-

volutionäre Haltung, ihre vorbildliche Tatkraft und ihre unverbrüchliche Treue den internationalen 

Sozialismus wahrhaftig geleistet, was unter so verteufelt schwierigen Verhältnissen zu leisten war. 

Das Gefährliche beginnt dort, wo sie aus der Not die Tugend machen, ihre von diesen fatalen Bedin-

gungen aufgezwungene Taktik nunmehr theoretisch in allen Stücken fixieren und dem internationalen 

Proletariat als das Muster der sozialistischen Taktik zur Nachahmung empfehlen wollen ... Sie erwei-

sen dem internationalen Sozialismus, demzuliebe und um dessentwillen sie gestritten und gelitten, 

einen schlechten Dienst, wenn sie in seine Speicher als neue Erkenntnisse all die von Not und Zwang 

in Rußland eingegebenen Schiefheiten eintragen wollen, die letzten Endes nur Ausstrahlungen des 

Bankrotts des internationalen Sozialismus in diesem Weltkriege waren. 

Jetzt wissen wir alle, daß es gerade die Bolschewikiführer waren und besonders Lenin, der unzählige 

Male betonte, die westeuropäischen Arbeiter werden vieles anders, besser, gründlicher machen, eben 

weil sie, dank der höheren Entwicklung des Wirtschaftslebens, mehr Kultur, mehr Disziplin, mehr 

Wissen, mehr Organisationssinn besitzen. Und was die Agrarfrage betrifft, so haben sie aus ihrer Not 

nicht nur keine Tugend gemacht, sondern gerade umgekehrt, sie haben dem 11. Kongreß der Kom-

munistischen Internationale eine Resolution vorgelegt, die auch angenommen wurde und die in den 

uns hier interessierenden Teilen Folgendes besagt: 

„In Rußland mußte man infolge der wirtschaftlichen Rückständigkeit dieses Landes meist zur Auf-

teilung der Ländereien unter die Bauern und zur Ausnutzung durch die Bauern schreiten. Nur in ver-

hältnismäßig seltenen Ausnahmefällen gelang es, die Ländereien zur Einrichtung einer sogenannten 

Sowjetwirtschaft zu verwenden, die vom proletarischen Staat auf eigene Rechnung geführt wird.“ 

[152] Dagegen: 

„Für die fortgeschrittenen kapitalistischen Länder erkennt die kommunistische Internationale es als 

richtig an, den landwirtschaftlichen Großbetrieb vorwiegend beizubehalten und ihn nach der Art der 

Sowjetwirtschaft in Rußland zu führen. 

Die Erhaltung der ländlichen Großbetriebe wahrt am besten die Interessen der revolutionären Schicht 

der Landbevölkerung, der besitzlosen Landarbeiter und der halbproletarischen Parzellenbesitzer ... 

Außerdem macht die Nationalisierung der Großbetriebe die städtische Bevölkerung wenigstens teil-

weise in der Versorgungsfrage unabhängig von der Bauernschaft.“ 

In einem seiner Briefe vergleicht Engels den unbändigen Strom großer Revolutionen mit dem unauf-

haltsamen Verlauf von Naturkatastrophen. Auch Rosa Luxemburg spricht in einem Spartakusbriefe 

von der russischen Revolution als von einer vulkanischen Explosion. Das Agrardekret der Oktober-

revolution war der Ausdruck der gewaltigen Eruption einer Bauernmasse, – einer Eruption, die unter 

ihrer glühenden Lava sowohl die imperialistische Front durch Empörung der bäuerlichen Soldaten-

masse, wie die junkerlichen Zustände durch Besitzergreifung von Grund und Boden vollständig be-

grub. Es war gerade das geschichtliche Verdienst von Lenin, daß er rechtzeitig die unüberwindliche 

Kraft dieses Massenstoßes erkannte, sich ihm nicht wie die Menschewiki widersetzte, um dadurch 

noch mehr Chaos und Anarchie und in ihrer Folge den raschen Untergang der Revolution herbeizu-

führen, sondern vielmehr diesen Stoß auffing, ihn in rechtlich-organisierte Bahnen hinüberleitete und 

zugleich – wenigstens theoretisch – die Möglichkeit schuf, durch Aufbau proletarischer Diktatur, 

sozialistischer Industrie und ländlicher Sowjetwirtschaften der kleinbürgerlich-wirtschaftlichen 

Anarchie auf dem platten Lande Einhalt zu gebieten. Dies so kompliziert gestellte Problem, wie auch 
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alle viel einfacheren sozialistischen Probleme, ist aber ohne internationale Revolution grundsätzlich 

unlösbar. 

VII. 

Vor etwa 50 Jahren glaubten Marx und Engels den russischen Revolutionären sagen zu können: bricht 

in Europa die soziale Revolution aus, so könnte die russische vorkapitalistische Dorfverfassung über-

sprungen werden und in sozialistische Wirtschaft übergehen. Seit dies gesagt wurde, hat die kapita-

listische Entwicklung Rußlands die halbkommunistische Dorfverfassung zersetzt, große Industrie-

zentren mit einer revolutionären Arbeiterklasse hervorgebracht, aber keine oder fast keine moderne 

Landwirtschaft mit entsprechenden Arbeitsverhältnissen auf dem Lande geschaffen. Die soziale Re-

volution aber kam in Rußland und blieb aus in Europa. 

Und so dauert ununterbrochen der Golgathaweg der russischen Revolution – von einer Leidstation 

bis zur anderen, vom Frieden mit dem junkerlichen Säbel Deutschlands bis zum neuesten Frieden mit 

den Hyänen des Westkapitals, von Brest-Litowsk bis Genua – in der Hoffnung auf die Weltrevolu-

tion. Gewiß, der Brester Friede, den Rosa Luxemburg kritisiert hat aus tiefer Sorge, er könne zum 

Triumph des deutschen Imperialismus und zum Untergang der bolschewistischen Revolution führen, 

war eine gefahrvolle „Atempause“. Jetzt oder vielmehr seit Anfang 1921 haben wir eine neue Auflage 

des Brester Friedens, eine neue „Atempause“. Aber damals handelte es sich um Konzessionen an den 

deutschen Imperialismus, der selbst von seinen Feinden auf den Kriegsschauplätzen arg bedroht war. 

Wie viel gefahrvoller sind jetzt die durch die Isoliertheit der russischen Revolution ihr aufgezwun-

gene Konzessionen an das Weltkapital! Handelt es sich doch um die Frage, wer länger aushalten 

kann: die kapitalistische Welt oder die durch unzählige Invasionen ausgeplünderte, erschöpfte, aus 

Tausend Wunden blu-[153]tende proletarische Sowjetmacht. Und dazu findet das Weltkapital in Ruß-

land als seine Verbündete zwar nicht mehr einen Koltschak, Denikin oder Wrangel, dafür aber eine 

breite Masse bäuerlicher und kleinbürgerlicher Produzenten, die als Verbündete des Kapitalismus für 

die proletarische Revolution viel gefährlicher werden können, als alle zaristischen Generäle der Kon-

terrevolution. Wird es der Sowjetregierung gelingen, mittels Konzessionen an das wucherische Welt-

kapital die staatssozialistische Industrie aufzubauen und den Bund der Arbeiter mit der Bauernmasse 

durch Förderung der Landwirtschaft aufrecht zu erhalten – bis zum Ausbruch der europäischen Re-

volution? Diese Frage steht vor dem internationalen Proletariat. 

Menschewisten aller Färbungen brüllen jetzt wieder wie die bekannten Löwen – wegen der neuen 

Politik des Brester Friedens, wegen der Kompromisse mit dem Kapital. Wir können ihnen antworten 

mit den Worten Rosa Luxemburgs, daß die Schwäche der Sowjetmacht das Produkt der menschewis-

tischen Niedertracht in allen andern ist. 

Den Arbeitern aber möchten wir aus diesem Anlaß empfehlen, besonders das zu beherzigen, was 

Rosa Luxemburg am Schluß ihrer hier besprochenen Broschüre schrieb, nämlich: 

„Wir alle stehen unter dem Gesetze der Geschichte und die sozialistische läßt sich eben nur interna-

tional durchführen. Die Bolschewiki haben gezeigt, daß sie alles können, was eine echte revolutionäre 

Partei in den Grenzen der historischen Möglichkeiten zu leisten imstande ist. Sie sollen nicht Wunder 

wirken wollen. Denn eine mustergültige und fehlerfreie proletarische Revolution in einem isolierten 

vom Weltkrieg erschöpften, vom Imperialismus erdrosselten, vom internationalen Proletariat verra-

tenen Lande, wäre ein Wunder. Worauf es ankommt ist, in der Politik der Bolschewiki das Wesent-

liche vom Unwesentlichen, den Kern von dem Zufälligen zu unterscheiden. In dieser letzten Periode, 

in der wir vor entscheidenden Endkämpfen in der ganzen Welt stehen, war und ist das wichtigste 

Problem des Sozialismus geradezu die brennende Zeitfrage: nicht diese oder jene Detailfrage der 

Taktik, sondern: die Aktionsfähigkeit des Proletariats, die Tatkraft der Massen, der Wille zur Macht 

des Sozialismus überhaupt. In dieser Beziehung waren die Lenin und Trotzki mit ihren Freunden die 

ersten, die dem Weltproletariat mit dem Beispiel vorangegangen sind, sie sind bis jetzt immer noch 

die einzigen, die mit Hutten ausrufen können: Ich hab’s gewagt! 
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Dies ist das Wesentliche und Bleibende der Bolschewiki-Politik. In diesem Sinne bleibt ihnen das 

unsterbliche geschichtliche Verdienst, mit der Eroberung der politischen Gewalt und der praktischen 

Problemstellung der Verwirklichung des Sozialismus dem internationalen Proletariat vorangegangen 

zu sein und die Auseinandersetzung zwischen Kapital und Arbeit in der ganzen Welt mächtig voran-

getrieben zu haben. Es konnte nicht in Rußland gelöst werden. Und in diesem Sinne gehört die Zu-

kunft überall dem ‚Bolschewismus‘.“ 

VIII. 

Nein, die Ansichten, die Rosa Luxemburg in der besprochenen Broschüre geäußert hat, waren seit 

der November-Revolution in Deutschland bis zu ihrem Tode nicht mehr ihre Ansichten. 

Trotzdem, trotz der Irrtümer und der Unvollkommenheit der Arbeit ist dies Schriftchen ein revoluti-

onäres Werk. Denn Rosa Luxemburgs Kritik unterscheidet sich von jeder opportunistischen Kritik 

dadurch, daß in der Revolutionssache oder der Revolutionspartei nie schaden, sie im Gegenteil nur 

beleben und fördern kann – weil sie eben revolutionäre Kritik ist. Wenn eine Kritik dazu führt, der 

Revolution zu schaden, statt ihr zu dienen – nun, dann ist es eben keine revolutionäre Kritik. 

[154] Rosa Luxemburg war besonders in ihrer Art und Methode der Kritik Geist von Marxens Geiste, 

Blut von seinem Blut. Auch in dieser Broschüre – trotz all ihrer Fehler! Wenn Marx die Revolutionen 

von 1848 oder die Pariser Kommune kritisierte, so war es immer eine Züchtigung mit eiserner Rute, 

jeder Politik der Halbheit, der Unentschlossenheit, der Tatlosigkeit und eine Verherrlichung jedes 

revolutionären Gedankens und jeder revolutionärer Tat. 

So auch bei Rosa Luxemburg, Sowohl ihre Kritik in den Spartakus-Briefen, wie in der Broschüre 

verwandelt sich auf Schritt und Tritt in eine vernichtende, verachtungsvolle Kritik des Menschewis-

mus, in eine Glorifizierung der bolschewistischen Revolution, in eine Flammenschrift an das inter-

nationale Proletariat. 

* 

Die Frage der Roten Gewerkschaftsinternationale. 

(Der Schluß des Diskussions-Artikels des Genossen W. Hauth, der vor dem Zentralausschuß 

geschrieben wurde, mußte wegen Raummangel bisher zurückgestellt werden. Eine Antwort 

darauf veröffentlichen wir in der nächsten Nummer.) 

von W. Hauth (Pelle). 

II. 

Wir glauben, im vorigen Artikel nachgewiesen zu haben, wie falsch die Methode Heckerts ist, mit 

der er an die wirtschaftlichen und politischen Probleme herangeht. Darüber hinaus haben wir ver-

sucht, auf Grund der wirtschaftlichen und politischen Verhältnisse die Ursachen aufzuzeigen, die 

zunächst zur Machtstärkung der Gewerkschaften und augenblicklich zu einer rückläufigen Bewegung 

der revolutionären Weile, nach außen sichtbar durch mangelndes Vertrauen der Massen zur Partei 

und Gewerkschaft, führte. Selbstverständlich ist die gegenwärtige Rückläufigkeit nur zeitlich. Aber 

was sich hier zeigt ist folgendes: Die Endkrise des Kapitalismus ist keinesfalls ein gleichmäßiger und 

gradliniger Prozeß, sondern eine Kontinuität von Krisen und vorübergehenden Erholungen der kapi-

talistischen Wirtschaft. Von der Stärke und dem Klassenbewußtsein der proletarischen Klasse wird 

es abhängen, inwiefern diese Endkrise abgekürzt wird zum Wohle der gesamten Menschheit. Insofern 

ist auch das Sehnen der Arbeitermassen nach der proletarischen Einheitsfront keine zufällige Erschei-

nung, sondern liegt durchaus in der Entwicklung der ganzen deutschen Revolution. Ja noch mehr, das 

Bewußtsein von der Notwendigkeit eines einheitlichen Vorgehens aller Arbeiter und Angestellten 

wird stärker und mächtiger werden und kein Führer, er mag noch so schlecht sein, wird gegen diese 

Entwicklung bestehen können. 

Diese Entwicklung hat natürlich ihre Rückwirkung auf die gesamte Arbeiterbewegung im allgemei-

nen und auf Partei und Gewerkschaften im besonderen, sowohl was Taktik und Zielsetzung anbe-

langt. Die Zeiten schematischer und dogmatischer Gegenüberstellungen von Demokratie und 
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Diktatur, Revolution oder Reform, Moskau oder Amsterdam, so wenig dialektisch diese Gegenüber-

stellungen an sich schon sind, sind vorüber. Wir müssen in alle Tagesaufgaben hineinsteigen, sie nach 

allen Seiten hin beleuchten und mit allen kleinen Nöten und Beschwerden des Proletariats das große 

Ziel praktisch verbinden. Verstehen wir nicht, dort anzuknüpfen, wo den Massen der Schuh drückt, 

dann predigen wir tauben Ohren. Wir erreichen höchstens das [155] Gegenteil, nämlich, treiben sie 

noch mehr in die Arme der Führer, deren Politik wir als schädlich ansehen. Und darüber hinaus ist 

eines ebenso klar: In Zeiten rückläufiger revolutionärer Bewegungen oder Stagnation – und gerade 

im jetzigen Stadium der Revolution, das nach der Einheitsfront des Proletariats ruft, – stoßen Spal-

tungstendenzen auf den Widerstand der Massen, infolge ihrer zeitlichen völligen oder teilweisen Aus-

söhnung mit den Verhältnissen, und ihren Organisationen, ganz abgesehen davon, daß Spaltungen als 

Reaktion im Bewußtsein der Massen Abneigung gegen die „Spalter“ erzeugen. 

Was hat das alles zu tun mit der Frage der Roten Gewerkschafts-Internationale? Wir antworten: Sehr 

viel! Und wir gehen nicht über die neuen Gegner hinweg mit einer moralisierenden Geschäftsper-

spektive, gleichsam mit einer Handbewegung durch die Phrase, alles ist „Kritikasterei ohne jeden 

Wert“, selbst auf die Gefahr, auch zu den „Renegaten“ gerechnet zu werden. Allerdings werden wir 

uns mit dem Aktionsprogramm der RGI beschäftigen und den Genossen Heckert beweisen, daß seine 

Stellungnahme – nicht das Programm der III. Internationale! – falsch und abzulehnen ist. 

Doch zuvor noch einige Worte zu Levi. Levi will die RGI liquidieren und darüber hinaus die Zellen-

taktik. Unter Liquidation versteht er die RGI „in Frieden eingehen lassen zum Herrn“. Wenn sich 

hiergegen die RGI wehrt, so aus begreiflichen Gründen. Wenn Levi, der auch „in besseren Tagen 

nicht das war, was er sein konnte“, diese Alternative gestellt wird, er würde sich ebenfalls wehren 

und verteidigen. So sehr wir also die Gegenwehr der RGI verstehen, die Frage ob die RGI so, wie sie 

ist, weiterbestehen kann, ohne dem Gedanken des Kommunismus zu schaden, diese Frage ist damit 

nicht beantwortet. Aber darum handelt es sich. Wie die Antwort, die wir uns geben, praktisch ausge-

führt wird, ist eine andere und minderbedeutende Frage. 

Was die Aufgabe der „Zellentaktik“ anbelangt, so macht Levi hier den Fehler, in den er so oft verfällt: 

er sieht alles vom Standpunkt der Disziplinregeln, die aber gerade bei unserer Gewerkschaftstätigkeit 

in der Praxis die geringste Rolle spielen. Die „Zellentaktik“ ist keine Frage der falsch verstandenen 

Disziplin, sondern die Voraussetzung des einheitlichen, überzeugten und klaren Inhalts unserer Tä-

tigkeit in den Gewerkschaften. Im übrigen hatten USP und SPD ihre Zellen viel früher als wir, aller-

dings betrieben sie diese Taktik geschickter und weniger geräuschvoll. – In einem mag Levi Recht 

haben: Theoretisch ist der Zustand durchaus denkbar, daß die Gewerkschaftsführungen die Mitglieder 

so fest in der Hand haben, daß sie es ohne Gefahr für ihre Positionen wagen dürfen, alle Kommunis-

ten, die auf die Zellen nicht verzichten, aus den Verbänden hinauszuwerfen. Die Praxis dieser Theorie 

ist aber heute schon unmöglich. 

Wir sagten, die Kernfrage ist, ob die RGI, so wie sie ist und wirkt, länger bestehen kann, ohne der 

ganzen kommunistischen Bewegung zu schaden. Und diese Frage beantworten wir mit einem glatten 

Nein. Wir sprechen das offen aus, weil wir überzeugt sind, daß 1. diese Frage früher oder später doch 

so entschieden werden muß und 2. weil wir uns damit durchaus im Einverständnis mit den Grunds-

ätzen der III. Internationale befinden. Die gewerkschaftlichen Grundsätze der II. Internationale ver-

pflichten uns, innerhalb der Gewerkschaften zu deren Stärkung und schließlichen Eroberung zu wir-

ken. Jede Spaltung wird ausdrücklich abgelehnt und alle Spaltungstendenzen bekämpft. Wir vermö-

gen nicht einzusehen, warum diese Taktik nur für Einzelorganisationen und nationale Gewerkschafts-

verbände bestimmt sein sollte und nicht auch im internationalen Maßstab Geltung hat. Denn darüber 

müssen wir uns klar sein: Bei der heutigen Struktur der Gewerkschaften bedeutet [156] der Austritt 

eines internationalen Gewerkschafsverbandes aus Amsterdam und der Uebertritt nach Moskau eine 

Spaltung der Gewerkschaften und zwar nicht etwa im internationalen Maßstabe, sondern in jenem 

Lande, das nach Moskau geht. Wir müßten sonst warten, bis alle Gewerkschaften eines Landes sich 

für Moskau entschieden haben. Wir zweifeln aber, daß bis zu dem Zeitpunkt die Frage Amsterdam 

oder Moskau noch eine Rolle spielt. 
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Nehmen wir wieder das Beispiel Italien. In den italienischen Gewerkschaften sind nicht nur Kommu-

nisten, sondern vorläufig noch in der über großen Mehrzahl Sozialisten, die nicht nach Moskau wol-

len. Was wäre die Folge, wenn die Leitung dennoch beschließen würde, sich Moskau anzuschließen? 

Im besten Falle die Absehung der Führer durch die Mitglieder, im schlimmsten Falle eine Spaltung 

in der Gewerkschaftsbewegung; ein Teil geht nach Moskau, der andere Teil nach Amsterdam. Und 

wir jagen, die Gewerkschaftsführer Italiens mögen noch so schlechte Kerle sein, sie taten recht, wenn 

sie dem Anschluß an Moskau vorläufig die Einheit der italienischen Gewerkschaftsbewegung vorzo-

gen und erklärten: 

„... es soll der C. G. d. L. empfohlen werden, den Vertrag mit der Sozialistischen Partei Italiens und die Reso-

lution des Kongresses von Livorno einzuhalten und so zu wirken, daß die proletarischen Organisationen aller 

Länder sich nach den Grundprinzipien der Roten Gewerkschaftsinternationale orientieren sollen, ohne dabei 

die Einheit der internationalen Gewerkschaftsbewegung aufzugeben.“ 

Was aber antwortet die Exekutive der RGI? In Nr. 8 des Mitteleuropäischen Bulletins schreibt Gen. 

Igar Kun: 

„Ohne die Einheit der internationalen Gewerkschaftsorganisationen zu stören“, das heißt, mit allen, Mittel die 

„Einheit innerhalb der reformistischen Amsterdamer hochzuhalten.“ 

Allerdings, aber die organisatorische Einheit, nicht etwa die Ideologie Amsterdams anerkennen! Wir 

meinen, dieser Unterschied ist nicht unwesentlich. Scheinbar hat aber selbst die Exekutive der RGI 

diesen Unterschied nicht erkannt, sonst würde sie nicht eine Resolution angenommen haben, in der 

es u. a. heißt: 

„Der letzte Beschluß, der vom Vollzugskommitee der C. G. d. L. in einer gemeinsamen Sitzung mit 

dem Zentralkomitee der Sozialistischen Partei Italiens gefaßt wurde – die Agitation für die Grund-

prinzipien der Roten Gewerkschaftsinternationale zu treiben, aber bei den Amsterdamern zu blei-

ben, – bedeutet nichts anderes als die Fortsetzung des früheren doppelseitigen Spiels dieser Führer 

der C. G. d. L. die mit einer Hand eine platonische Anerkennung der Prinzipien der Roten Gewerk-

schaftsinternationale unterschreiben, mit der anderen aber gleichzeitig die organisatorische und tak-

tische Verbindung mit der Amsterdamer Internationale beseitigen.“ 

Die Exekutive der Roten Gewerkschaftsinternationale fordert also hier nicht mehr und nicht weniger 

als den Austritt der italienischen Gewerkschaften aus Amsterdam und den Anschluß an Moskau. 

Nach dem was wir vorhin ausführten, würde das die Forderung nach der Spaltung der italienischen 

Gewerkschaftsbewegung bedeuten. Das „Doppelspiel“ wäre damit wohl vorbei, aber der internatio-

nalen Arbeiterbewegung wäre unermeßlicher Schaden zugefügt. Daß so etwas auf andere Länder 

wirkt, ist selbstverständlich. Nebenbei gesagt wäre in diesem Falle das eine beendigte „Doppelspiel“ 

durch ein anderes ersetzt: Weil die I. Internationale, die auf Gewerkschaftlichem Gebiete in der The-

orie gegen Spaltungen ist, in der Praxis doch spalten würde. Gleichviel, bei der gegenwärtigen Men-

talität der Proletarier, besonders in Deutschland, würde dann die Tätigkeit der Kommunisten in den 

Gewerkschaften einfach, zur Unmöglichkeit werden. Wenn derartige Tendenzen sogar in der Exeku-

tive der RGI vorhanden sind, kann man sich dann wundern, wenn die Massen, die gerade jetzt von 

neuen Spaltungen nichts wissen wollen, auch von [157] der RGI nichts wissen wollen? Sie hat ohne-

hin schon dadurch, daß sie die organisatorischen Fragen allzusehr in den Vordergrund stellt, an Ver-

trauen eingebüßt. 

Uebrigens sehen wir die Spaltungstaktik nicht nur von Italien verlangt. Auch das Wirken der Ge-

werkschaftsopposition in Frankreich heißt zwar nicht Spaltungsabsicht, aber spielt den spaltenden 

Anhängern Amsterdams die Argumente für ihr Handeln in die Hände. Welche Organisation läßt sich 

auch in der Organisation eine Gegenorganisation gefallen. Wir werfen keinen Stein auf die französi-

schen Genossen. Wir alle haben mehr oder weniger gefehlt. Aber es wäre die Aufgabe der RGI in 

solchen Fällen vermittelnd einzugreifen, und Spaltungstendenzen, von welcher Seite sie auch kom-

men mögen, von vornherein jeden Boden zu entziehen. Daß sie das nicht so tut, wie es wünschenswert 

wäre, können wir aus Auslassungen ihres Bulletins ersehen. In Nr. 6 heißt es z. B.: 
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„Die Rote Gewerkschaftsinternationale kann sehr leicht zum Sammelpunkt aller Unzufriedenen innerhalb der 

Gewerkschaften der Welt werden und deren Kräfte zu einheitlichen Angriff auf die bisherigen Führer (!!) 

konzentrieren.“ 

Oder in Nr. 2 

„Es unterliegt keinem Zweifel, daß die Metallarbeiter aller Länder Trupp für Trupp (!!) den ‚stillen Hafen‘ des 

Sekretariats (gemeint ist die Luzerner Berufsinternationale Amsterdams, D. Verf.), das sich dem Klassenkampf 

fremd fühlt, verlassen und sich mit den russischen Arbeitern zu revolutionärem Kampf vereinigen werden.“ 

Und weiter in Nr. 3, Gen. Losowsky: 

„Sie, (die Propagandakomitees) werden sich in rote Berufsinternationale verwandeln, falls es für die revoluti-

onären Elemente innerhalb des betreffenden Industriezweigs keinen andern Ausweg geben sollte.“ 

Gewiß enthalten diese Auslassungen keine direkte Aufforderung zur Spaltung – aber die Möglichkeit 

ist immerhin offen gehalten. Und schon das ist eine Gefahr, wenn man weiß, wie schwer es ohnehin 

ist, nur unsere Genossen auf die gemeinsame Linie der Eroberung der Gewerkschaften zu halten. 

Wir machen der RGI aus ihren Maßnahmen keinen Vorwurf. Im Gegenteil, ihr Handeln ist die not-

wendige Konsequenz der Gründung der Roten Gewerkschaftsinternationale als Gegenorganisation 

zu Amsterdam! Sie muß das Bestreben haben, Mitglieder zu werben, sich auszubauen und zu vergrö-

ßern. Diess Konsequenz aber ist es gerade, welche die Grundsätze der III. Internationale in der Ge-

werkschaftsfrage umstößt. Das trägt aber in sich die Gefahr eines wirklichen „Doppelspiels“, ein 

Vorwurf von Seiten der Gewerkschaftsbürokratie aller Länder, den wir stets mit berechtigter Entrüs-

tung zurückgewiesen und auch überwunden haben. Wir meinten, unsere Tätigkeit in den Gewerk-

schaften soll dienen gerade der Erhaltung der Einheit der Gewerkschaftsbewegung, wozu wir als Vo-

raussetzung ansehen die Erfüllung der Gewerkschaftsmitglieder mit klassenkämpferischem Geiste. 

Unser Eintreten für den ideologischen Inhalt der RGI haben wir niemals als organisatorischen Selbst-

zweck der RGI aufgefaßt. Wir sind so vermessen, zu behaupten, daß wir dieser ehrlichen Auffassung 

auch allein unsere Erfolge verdanken. – 

Wie sprechen das aus, was ist und sagen: Die RGI kann und darf nicht mehr sein, als der ideologische 

Zentralpunkt der gesamten Gewerkschaftsopposition. Und wir stimmen in diesem Falle mit dem Gen. 

Heckert ausnahmsweise einmal überein, wenn er während seines Aufenthaltes in Moskau einmal die 

Auffassung vertrat, die RGI soll sein die Gewerkschaftsabteilung oder Gewerkschaftszentrale der 

Kommunisten, sowie jede KP ihre Gewerkschaftsabteilung hat. – 

Jede Tendenz unserer. Gewerkschaftstätigkeit zu einer Spaltung ist schädlich und unbedingt abzu-

lehnen. Enthält die Gründung der Roten Gewerk-[158]schafts-Internationale Spaltungstendenzen, 

dann war die Gründung ein Fehler, den auszusprechen wir uns nicht scheuen dürfen, wenn selbst wir 

alle mitschuldig sind. 

Zu diesem Schlusse führen uns nicht nur die oben angeführten Tatsachen; auch die neue Entwicklung 

in Sowjetrußland unterstützt in mehr als einer Beziehung unsere Auffassung. Der wirtschaftliche 

Aufbau Sowjetrußlands wird wesentlich davon beeinflußt, inwieweit die gesamte Arbeiterklasse der 

Welt unseren russischen Brüdern bei ihrem schweren Werk behilflich sein will. Der Wille des Welt-

proletariats ist zweifellos da und wir führen auf diesen Willen zurück nicht nur die auch von uns 

gutgeheißenen Aufrufe der Amsterdamer Gewerkschaftsinternationale, sondern auch die Erklärung 

derselben Internationale, Sowjetrußland mit allen Mitteln beim Wirtschaftsaufbau zu helfen. Wird 

diese Mithilfe der Amsterdamer Internationale zur Tat – und dazu muß sie von der Opposition ge-

zwungen werden – dann müssen die Amsterdamer mit den russischen Gewerkschaften, die bisher 

sabotiert wurden, zusammenarbeiten. Die Brücke zum Eintritt der russischen Gewerkschaften in die 

Amsterdamer Internationale wäre geschlagen, was die russischen Genossen leider vergeblich wieder-

holt versucht haben. Werden die russischen Genossen in die Gewerkschaftsinternationale aufgenom-

men, so heißt das eine große Stärkung der Opposition innerhalb der Amsterdamer Internationale, in 

ihren verschiedenen Berufsinternationalen usw. Das aber würde wiederum bedeuten eine noch grö-

ßere und nachdrückliche Unterstützung Sowjetrußlands durch das gesamte Weltproletariat. 
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Uebrigens glauben wir, daß die Sabotierung der russischen Gewerkschaften durch die Amsterdamer 

nicht ohne Einfluß war auf die Gründung der Roten Gewerkschaftsinternationale. Der Eintritt der 

russischen Gewerkschaften in die Amsterdamer Internationale würde sonach mit eine der Ursachen 

des Bestehens der RGI beseitigen. Es dürfte dann nicht schwer sein, auch die übrigen, heute Moskau 

angeschlossenen Gewerkschaften zum Eintritt in die Amst. Intern. zu bewegen, mit Ausnahme viel-

leicht der Syndikalisten. Die Frage würde dann aber heißen: Soll das Weiterbestehen der RGI abhän-

gen davon, ob man sich entscheidet für einige Hunderttausend Syndikalisten oder für die 31 Millionen 

sozialistischer Arbeiter. Die Beantwortung dieser Frage fällt uns sehr leicht. Zudem, es bleibt den 

Syndikalisten unbenommen, nach wie vor mit der Komintern in Verbindung zu bleiben, sofern ihnen 

an eine einheitliche und programmatische Zusammenarbeit mit den Anhängern der III. Internationale 

gelegen ist. 

Diese kurzen Hinweise mögen vorerst zur Begründung genügen, warum wir eine Aufgabe der RGI 

als Gegenorganisation zu Amsterdam sind. Wir sind dagegen, nicht weil uns Amsterdam gefällt oder 

etwa deren Führer, sondern aus inneren und äußeren Wirkungen, welche die Gründung der RGI nach 

sich zieht, Wirkungen, die gegen die Grundsätze der III. Internationale sind und der kommunistischen 

Bewegung unermeßlichen Schaden zufügen können. – Natürlich wollen wir die RGI nicht eingehen 

lassen „in Frieden zum Herrn“. Aber wir können auch nicht die Bedingung stellen, die Amsterdamer 

sollen erst das Aktionsprogramm der RGI anerkennen, wie Heckert das verlangt. Damit würden wir 

uns höchstens lächerlich machen, weil die Jouhaux, Thomas usw. das niemals tun werden, ohne von 

den Massen gezwungen zu werden. Unsere Tätigkeit innerhalb der Gewerkschaften soll ja erst die 

Gewerkschaftsmitglieder in ein Vertrauensverhältnis zum Kommunismus bringen. – Dennoch eine 

Bedingung kann die RGI mit vollem Recht den Amsterdamern stellen: Die Aufnahme aller Organi-

sationen, die jetzt der RGI angeschlossen sind. Die Erfüllung dieser Bedingung ist die Voraussetzung 

für die Aufgabe der RGI als Gegenorganisation. Sie mag dann [159] wieder sein, was sie vor der 

Gründung war: Der ideologische Zentralpunkt der gesamten Gewerkschaftsopposition zur Stärkung 

und Vereinheitlichung der internationalen Gewerkschaftsbewegung, vor allem aber der internationa-

len kommunistischen Bewegung und ihres Einflusses auf die Massen in den Gewerkschaften. – 

* 

Das heutige Indien.  
Von E v e l y n  R o y. 

Im heutigen Indien spielen alle die mannigfachen Bewegungen, die das nationale Leben beunruhigen 

– Sozial-Reform, Nationalistische, Arbeiter-, Bauern-, Regierungs-Reform usw., – sich auf einem 

Hintergrunde wirtschaftlichen Wechsels und wirtschaftlicher Erneuerung ab, der alle Klassen der in-

dischen Gesellschaft ergriffen und in der gesamten Bevölkerung ein Gefühl der Ruhelosigkeit und 

den Wunsch nach Aenderung hinterlassen hat. 

Während des Weltkrieges hatten die indischen Industriellen und Kaufleute die eben aufblühende In-

dustrie durch die gegebenen Profit-Möglichkeiten voll ausgenutzt und der plötzliche Sturz der Kon-

junktur, der als Friedensergebnis eintrat, hielt diese Klasse mit neuem und unbefriedigtem Ehrgeiz 

zurück. Als Beruhigungsbrocken gestand ihnen das Britische Parlament einen geringen Schutzzoll 

auf Baumwollerzeugnisse zu und da dieser Zoll geeignet war die indische Baumwollindustrie zu he-

ben, so wurde er den Fabrikanten Lancashires ein Dorn im Fleische, sie agitieren fortgesetzt für Auf-

hebung dieser Einschränkung ihres blühenden Handels mit Indien. Die häufigen Appelle der briti-

schen Spinnereibesitzer an das Parlament und Mr. Montague, den Staatssekretär für Indien, erfahren 

immer die gleiche Antwort: Es ist nicht zweckdienlich, an diesem kritischen Zeitpunkte die vorhan-

dene Reizbarkeit gegen die britische Herrschaft durch Aufhebung des Schutzzolls auf indische Baum-

wollerzeugnisse zu vermehren. 

Eine andere Quelle der Reibung zwischen britischen und indischen Kapitalisten war die willkürliche 

Festsetzung des Kurswertes der Rupie durch die Regierung zugunsten des englischen Kurses, gerade 

zu der Zeit, als der steigende Silberpreis bewirkte, daß der Kurswert der Rupie zu einer unerhörten 

Höhe stieg. Dies führte zur Aufhebung vieler Abschlüsse auf englische Waren von seiten der 
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indischen Kaufleute, welche unfähig waren, unter dem neuen Kurs ihren Verpflichtungen nachzu-

kommen, und das Ergebnis war eine große Handelskrise, verbunden mit gegenseitigen Gefühlen des 

Grolles und der Abneigung von seiten der britischen und indischen Kaufleute. Mit einem Kaufmann 

in Bombay über das Thema des Rupie-Kurses sprechen, bedeutet Zeuge einer größeren Erbitterung 

und ohnmächtigeren Entrüstung gegen eine willkürliche und tyrannische Regierung zu sein, als sich 

jemals in seiner Brust gegen das Kalifat oder die Pandschab-Unbill gezeigt hat. In Worten, die von 

einem Haß glühen, der mehr gerecht als heilig ist, wird er sich weitläufig über dieses heimliche Ein-

verständnis zwischen Regierung und britischem Kapital gegen die indischen Handelsinteressen ver-

breiten; und seine gewöhnliche Vorsicht vergessend, wird er erklären, daß eine Regierung, die solch 

einer ungeheuerlichen Ungerechtigkeit fähig ist, nicht fortbestehen könne. 

Es sind diese beiden Faktoren – der Schutzzoll, den die heimische Industrie fordert, und der ungüns-

tige Kursstand der Rupie – die den Handel mit England hindern. Die beschriebene Abnahme des 

Imports und die Aufhebung von Handelsabschlüssen der indischen Regierung in [160] den letzten 

paar Monaten sind nicht einem durch die Non-Cooperations-*) und Boykottbewegung inspirierten 

Ausbruch von Patriotismus zuzuschreiben, sondern dem Materialismus der stärkeren wirtschaftlichen 

Tatsachen. Ein noch tieferer und fundamentalerer Grund liegt in der neuen imperialistischen Politik, 

die die Kolonialindustrie derart zu entwickeln sucht, daß für den Fall eines nächsten Krieges das 

britische Imperium eine vollkommen sich selbst versorgende Einheit bilde. Die Indische Industrie-

Kommission, die 1916 ernannt wurde, hat nach zweijähriger Erforschung der indischen Hilfsquellen 

einen umfassenden Bericht veröffentlicht, der die Anwendung dieser neuen imperialistischen Politik 

im Hinblick auf Indien verkündet. Die sorgfältige Pflege gewisser wichtiger Industrien wird empfoh-

len und die Entwicklung neuer industrieller Unternehmungen, Banken, ländlicher Kredit-Gesell-

schaften, moderner Landwirtschaft etc. etc. mit Unterstützung des Staates an Privat-Unternehmer als 

Zukunftspolitik festgelegt. – Unlängst sind zwei neue Zeitungen von einiger Wichtigkeit erschienen, 

die eine unter dem Titel „Das industrielle Indien“ („Industrial India“), herausgegeben von der Tata-

Gesellschaft in Bombay, die andere, das „Journal of Indian Industries and Labour“, eine Publikation 

der indischen Regierung. 

Die neuerliche Erscheinung des Wachstums der politischen Parteien in Indien ist in gleicher Weise 

den zugrunde liegenden ökonomischen Kräften zuzuschreiben. Die wachsende Notwendigkeit für die 

indischen Kapitalisten, Kontrolle über Indiens Finanzpolitik auszuüben, hat sich in der Gründung 

politischer Parteien kristallisiert, die die Strategien von Bourgeoisie und Landadel darstellen, die sich 

jetzt in einem bewußten, entschlossenen Kampf um die Kontrolle der politischen Macht befinden. 

Die Kongreß-Partei, die die äußerste Linke dieser bürgerlichen Bewegung bildet, steht auf dem Pro-

gramm des ökonomischen Boykotts ausländischer Waren und der Taktik der Non-Cooperation mit 

der gegenwärtigen Regierung, bis Swaraj- oder Selbstregierung erreicht ist. Solch ein Programm muß 

natürlich die indischen Kaufleute und Fabrikanten anziehen, die das Rückgrat der Bewegung bilden. 

In Gandhis eigenen Worten: „Der Kongreß muß aufhören, ein Debattierklub begabter Rechtsanwälte, 

die sich von ihrer Praxis nicht trennen können, zu sein, sondern er muß aus Erzeugern, Handwerkern 

und Produzenten bestehen“. Die gemäßigteren Parteien, wie die Demokratische, die Liberale Liga, 

die Home-rule-Liga u. a. repräsentieren den konservativeren Landbesitz und die finanziellen Interes-

sen der indischen Bourgeoisie. Sie sind weniger geräuschvoll in ihren Demonstrationen, stehen aber 

alle auf einer Basis: Schutz der indischen Industrie, Kontrolle der indischen Finanzen durch die Inder, 

und die Entwicklung von Gewerbe, Handel und Industrie Indiens. Gemäßigte und Extreme unter-

scheiden sich von einander nur durch Taktik und Grade des Klassenbewußtseins. Die Non-Coopera-

toren suchen die Regierungskontrolle durch konsequenten Boykott zu erlangen; die Gemäßigten, die 

mehr zu verlieren haben und einen plötzlichen Wechsel fürchten, haben ihre Kräfte mit der Regierung 

verbunden, auf das Versprechen hin, daß sie „nach und nach zur Selbstregierung innerhalb des Rei-

ches“ zugelassen werden. Die jüngsten Montague-Chelmsford-Reformen haben der Oberschicht der 

indischen besitzenden Klassen beschränkte Freiheitsrechte verliehen und die indische Minorität, die 

 
*) Non-Cooperation – Nichtzusammenarbeit, Boykott. 
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in den Reform-Rat gewählt worden ist, stellt nur eine sehr milde Opposition gegen das bestehende 

Regime dar. 

Die Annahme dieser Reformen ist der Regierung durch die wachsenden ökonomischen Kräfte, die in 

der indischen Gesellschaft gären, aufgezwun-[161]gen worden. Die Zunahme der indischen Kapita-

listen, der wachsende Druck der gebildeten öffentlichen Meinung, die einen Ausweg für ihre Talente 

und Existenzmittel im öffentlichen Leben sucht und durch die Fremdherrschaft dem indischen Vor-

wärtskommen alle Türen verschlossen findet; und vor allem die erweckte Unzufriedenheit der verelen-

deten Massen, die ein für alle Mal aus ihrem Geiste passiver Resignation durch die akute wirtschaft-

liche Krise, hervorgerufen durch den Krieg, aufgerüttelt worden sind – Ausbeutung, niedrige Löhne, 

steigende Preise –; und durch die Schaffung einer neuen Klasse, dem Industrie-Proletariat, dessen 

Streiks in den letzten fünf Jahren ihre verzweifelte Entschlossenheit beweisen, einen Weg zur wirt-

schaftlichen Besserung für sich zu gewinnen, alle diese Faktoren wirken wie Gärungserreger auf die 

träge Masse des indischen sozialen Lebens und rufen nach innen und außen einen solchen Druck her-

vor, daß sie die Regierung zwingen, ihre Politik des unbeugsamen Widerstandes zu wechseln und 

zögernd eine winzige Sektion der oberen Klassen ins Vertrauen zu ziehen. Was sie widerstrebend her-

gaben, war nicht genug. Der Druck von unten dauert fort und wird immer stärker, die Widerwilligen 

und Zögernden in exponiertere Stellungen und zu rücksichtsloseren Forderungen vorwärts stoßend. 

Die Kongreß-Partei der extremen Nationalisten hat sich als das bereitwilligste Instrument dieser 

wachsenden Unzufriedenheit der Massen erwiesen, aber es ist bis jetzt noch kein bewußtes Instrument 

geworden, noch eins, geführt durch ein Gehirn, das scharf und analytisch genug ist, zu sehen, wohin 

sie getrieben werden. Die Kräfte, unmittelbar zunächst der Kongreß-Bewegung – an sich eine bour-

geoise Angelegenheit – sind die heimlichen terroristischen und revolutionären Gesellschaften, die 

über das Land verstreut sind. und die wachsende Massenbewegung der proletarischen und ländlichen 

Arbeiter, deren energische Kundgebungen in Form von Streiks, Aufruhr und Brandstiftungen letzthin 

die Herzen der Regierung und der britischen und indischen Kapitalisten gleicherweise mit Schrecken 

erfüllt haben. 

Diese Arbeiter-Unruhen und ländlichen Zwischenfälle sind die natürlichen und unvermeidlichen Fol-

gen der steigenden Preise, ungenügenden Löhne, elenden Lebensbedingungen und drückenden Pach-

ten und Steuern, verbunden mit einer großen Weizenknappheit infolge des Getreide-Ueberexports 

von Indien, einer Reisknappheit (welche nur teilweise durch Einfuhr von Birma ausgeglichen worden 

ist) und mangelhafter und Mißernten in verschiedenen Provinzen. Knappheit md Hungersnot herr-

schen gegenwärtig im Pandschab, den voreinigten Provinzen, Kaschmir und Bengal. Es ist kein Wun-

der, daß der Mangel an Nahrungsmitteln, der hohe Preis des Futterkorns, chronische Arbeitslosigkeit, 

Armut und Mißernte eine Welle von Unruhen in der Bevölkerung hervorrufen, die sich manifestiert 

in Form von Streiks, Aufruhr, Massenversammlungen, Pöbelausschreitungen, Brandstiftungen, offe-

ner Empörung (wie unter den Moploh-Bauern von Malabar) und einer ständig zunehmenden Tendenz 

zur Organisation unter den klassenbewußten Arbeitern. Eine der wenigen Hauptmaßnahmen der Non-

Cooperatoren war die Forderung des Getreideverkaufs durch die Regierung und die Eröffnung einiger 

Getreideläden, in denen der Arme zum Kostenpreis kaufen kann. In verschiedenen Distrikten der 

vereinigten Provinzen haben die Gemeinden solche Laden aufgemacht und an anderen Plätzen sind 

Fonds für diesen Zweck von den Non-Cooperatoren angelegt worden. 

Die verschiedenen Arbeiter- und Bauern-Reformgesetze, die gegenwärtig in großer Zahl dem gesetz-

gebenden Rat der Regierung vorge-[162]legt werden, sind eine prompte Anerkennung und Rückwir-

kung der Wichtigkeit dieser beispiellosen Massenunruhen. Dauernde Streiks, Aussperrungen und Ar-

beiteragitation in den Industriezentren haben die Regierung gezwungen, Erlasse zu erwägen, wie 

Schiedsgerichte für Arbeitsstreitigkeiten, Gesetze für Mindestlöhne, Unfall- und Alters-Versiche-

rung, Fabrik-Inspektion, die Erzwingung eines gewissen gesundheitlichen und sanitären Standards 

für die Arbeitnehmer, Mutterschafts-Vorschriften für Arbeiterinnen, Verfügungen über Kinderarbeit, 

die Schaffung von Industriebüros, in denen Statistiken gesammelt werden, betreffend Arbeit, Unter-

haltskosten, Löhne usw., und eine Anzahl von Verhütungsmaßregeln. 
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Fortgesetzte und drohende Bauernrevolten in verschiedenen Provinzen haben die Einschränkung der 

bestehenden Agrargesetze durch Reformerlasse beschleunigt. Die Kommission, die zur Erforschung 

der Ursachen der industriellen Unruhen ernannt worden ist, empfahl die Einführung von Schiedsge-

richten. 

Die blutige Revolte unter den mohammedanischen Moplahs in Malabar, ein Bauernaufstand in aller-

größtem Maßstab, und der entschlossene Kampf, der zur Zeit von den Spinnereiarbeitern Bombays, 

Madras’ und der vereinigten Provinzen um Anerkennung ihrer Gewerkschaften geführt wird, sind 

zwei schlagende und bedeutsame Illustrationen der wahren Kräfte, welche allen sozialen und politi-

schen Erhebungen im heutigen Indien zugrunde liegen. Der abgewürgte Schrei der Moplahs erscholl 

um Landerwerb für den Arbeiter, Verminderung der Pacht, Erleichterung der Steuern, – und das ist 

der Ruf der Bauern und landlosen Proletarier durch ganz Indien. Die Antwort wird durch den Mund 

der Maschinengewehre und Flinten gegeben, abgefeuert von den indischen Sepoys im Dienste der 

britischen Regierung. Die Forderungen der Gewerkschaften sind ebenso im Blut ertränkt worden in 

den früheren Tagen, als jeder Streik zum Aufstand wurde. Aber man fand durch bittere Erfahrung 

heraus, daß Steine und Knüttel, ja selbst das Niederbrennen der Eisenbahnstationen und die Zerstö-

rung von Telefondrähten, ungeeignet waren, gegenüber den indischen Soldaten und der bewaffneten 

Polizei, die auf britischen Befehl feuerten. So führt der gegenwärtige Kurs der indischen Gewerk-

schaften über die Gerichtshöfe und Schiedsgerichte, wo der Kampf nicht weniger bitter ausgefochten 

wird gegen die britischen und indischen Kapitalisten um die Anerkennung eines natürlichen Rechtes 

zur Selbstverteidigung gegen die Herrenklasse, die das Volk ausbeutet. Der zweijährige Prozeß der 

Carnatic-Spinnereiarbeiter um Anerkennung ihrer Gewerkschaft und die jüngst formulierten „21 For-

derungen der Spinnereiarbeiter von Cawnpore“ werden historische Meilensteine in dem Existenz-

kampf der indischen Arbeiterbewegung sein. Die 21 Forderungen, die von den Spinnereiarbeitern 

ihren Unternehmern vorgelegt wurden, schließen Klauseln wie die folgenden ein: Achtstundentag, 

einen Minimallohn, der proportional zu den steigenden Kosten des Lebensunterhaltes festgesetzt 

wird; Abschaffung der Geldstrafen, des Arbeiter-Mißbrauchs und der körperlichen Bestrafung; Auf-

sicht der Arbeiter über die Lage der Spinnereien, sanitäre Einrichtungen und Sorge für das Wohl der 

Arbeiter; vernünftige ärztliche Behandlung mit Gesundheitsschutz in gefährlichen Betrieben und für 

schwangere Arbeiterinnen einen zweimonatigen Urlaub mit voller Bezahlung; Arbeiter-, Unfall-, 

Kranken- und Lebens-Versicherung; zinsfreie Beiträge der Arbeitgeber an eine Arbeiter-Genossen-

schaftskreditbank, die zur Liquidation der Schulden der Arbeiterschaf gegründet werden soll; keine 

willkürlichen Lohnherabsetzungen; ein Schiedsgericht zur [163] Schlichtung von Streitigkeiten; Al-

tersrenten; Recht auf Verteilung der Hälfte des Profits als jährliche Gratifikation unter die Arbeiter; 

keine Entlassung ohne zureichenden Grund; Koalitionsfreiheit und Anerkennung der Gewerkschaft 

als einzige Vertretung der Arbeiterschaft. 

Die indischen Massen befinden sich im Zustande der Gärung nicht wegen der Persönlichkeit Ma-

hatma Gandhis, noch auf Grund der Agitation der Non-Cooperations-Bewegung, sondern infolge der 

ökonomischen Lage, welche sie vorwärts treibt. Bisher war es die Regierung und nicht die Non-

Cooperatoren, die die Tatsache erfaßt und Schritte getan hat, um die Arbeiterschaft auf ihre Seite zu 

bekommen. Von der Kongreß-Partei ist bisher noch keinerlei Appell oder Programm betr. die Arbei-

terbewegung“ herausgegeben worden und von ihren Führern sind C. R. D a s  und L a j p a t  R a i, 

beides Rechtsanwälte mit bürgerlichen Instinkten und bürgerlicher Einstellung, die einzigen, die die 

wachsende Stärke der Arbeiterbewegung, ihre unvermeidliche Verwandtschaft mit der nationalisti-

schen Sache und die Notwendigkeit, die Interessen der Arbeiter mit denen der Nationalisten zu ver-

binden, erfaßt haben. Die Taktik dieser beiden Männer ist weit davon entfernt, revolutionär zu sein. 

Lajpat Rai war vor einigen Jahren in Amerika und England, wo er mit der gelben Arbeiterbewegung 

in Berührung kam und sein Programm ist ihrem konservativen Standpunkt entnommen. Arbeitsge-

meinschaft von Kapital und Arbeit war der Grundsatz, den er im vorigen Jahr bei seiner Wahl zum 

Präsidenten des ersten all-indischen Gewerkschaftskongresses vertrat, und so weit ist keinerlei Klau-

sel in Bezug auf die indische Arbeit dem Kongreßprogramm hinzugefügt worden, außer der recht 

vagen Aussicht eines Steuererlasses für die Landarbeiter. Dieser Mangel einer konstruktiven Basis 
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für die Arbeiterbewegung ist eine sehr auffällige Lücke des Kongreßprogramms, umso mehr, als die 

Anstrengungen der indischen Arbeiterschaft sich zu befreien immer betonter werden, und seine Ar-

beiter-Delegationen in einigen der Provinz-Kongreß-Komitees sitzen. Mr. M. Singaravela Chattiar, 

von den streikenden Spinnereiarbeitern von Madras delegiert, um dem Gouverneur eine Bittschrift 

um Anerkennung der Arbeiterrechte zu überbringen, erklärte in seinem Brief an S. Exz. den Gouver-

neur von Madras: 

„Die Führer der indischen Arbeiterschaft haben diese bisher vorsichtig von der Politik zurückgehalten, um ihre 

Kräfte nicht zu zerstreuen, im Vertrauen darauf, daß die Regierung der Bewegung in ihrem Kampfe gegen 

Unehrlichkeit, Grausamkeit und Habsucht der Kapitalisten helfen würde. Aber die dauernden Weigerungen 

der Regierung, die Arbeiterschaft vor der Habgier der Kapitalisten zu schützen, kann nur einen Erfolg haben, 

nämlich den, daß die indische Arbeiterschaft die großen politischen Bewegungen des Landes unterstützt und 

eins mit ihnen wird. Es ist unverkennbar, daß die indische Arbeit nur durch Erlangung industrieller Swaraij 

(Selbstbestimmung) und nichts anderem ihre industrielle Rettung erreichen kann. Wenn sie dieses Ziel gleich-

zeitig mit politischer Swaraj verfolgt, so wird ihre goldene Kette gebrochen und ihr jahrhundertlanges Leiden 

geendet werden.“ 

Die indische Arbeiterschaft hat während des Weltkrieges und ständig seitdem einen neuen Geist des 

Erwachens und der Auflehnung gegen die Ausbeutung gezeigt, der nur einer geschickten Führung 

bedarf, um ihn in revolutionäre Kanäle zu leiten. Unglücklicherweise ist diese Führung einigen ehr-

geizigen intellektuellen „Karrieremachern“, berufsmäßigen Politikern- und [164] Philanthropen, nati-

onalistischen Extremen und Agitatoren, und schließlich Agenten und Provokateuren der Regierung 

überlassen worden. Jedermann hat sich mit ungeübter Hand an der Organisation der indischen Arbei-

terschaft versucht, mit verheerendem Resultat für die letztere. Zu all diesem kommt noch hinzu, daß 

das Organisationsrecht durch die Regierung noch unanerkannt ist. Im Vorfrühling des Jahres 1921 

fand in England unter dem Schutze der indischen Arbeiterwohlfahrtsliga eine Konferenz der indi-

schen Arbeiter statt, um für Unterstützung der britischen Gewerkschaften in dem indischen Organisa-

tionskampf zu werben. Es wurde beschlossen, das Parlaments-Komitee des Gewerkschaftskongresses 

aufzufordern, bei dem Staatssekretär für Indien darauf zu drängen, daß er unverzüglich Schritte un-

ternehme, um für die indischen Arbeiter die selbstverständlichen Vereinsrechte mit allen dazugehöri-

gen Rechten zu erlangen, mit der Aussicht der indischen Gewerkschaften auf Gleichstellung mit den 

britischen. Das unmittelbare Ergebnis dieser Konferenz war Werbung des Interesses und der Auf-

merksamkeit noch eines anderen Faktors, nämlich der englischen Arbeiterpartei, für die Sache der 

indischen Arbeiterbewegung. Oberst Wedgewood und Ben Spoor gingen nach Indien, um die Lage 

zu untersuchen und dem Gewerkschaftskongreß beizuwohnen, der sich jetzt dem konservativen Kör-

per der britischen Arbeiterklasse angegliedert hat. Sowohl innerhalb wie außerhalb der Gewerkschaf-

ten werden alle Anstrengungen gemacht, um der früheren Tendenz der Arbeiterschaft, an der politi-

schen Bewegung des Tages teilzunehmen, entgegenzuwirken; so lange, als die Arbeiterschaft einen 

großen Anteil an dem Non-Cooperations-Feldzug für Staatsschulden und Boykott genommen hat, ist 

Zahl und Intensität der rein politischen Streiks, die ein so bemerkenswerter Zug der vergangenen zwei 

Jahre waren, zurückgegangen. Die Arbeiter konzentrieren sich auf das Problem der Organisation zur 

wirtschaftlichen Verbesserung ihrer Lage, und jede Einrichtung, die sie zu diesem Ziele führt, wird 

Gefolgschaft haben. Umso beklagenswerter ist es, daß die Kongreß-Partei es unterlassen hat, die Ar-

beiterbewegung durch Annahme einer konstruktiven Basis auf ihre Seite zu bekommen. 

Die Tendenz ist ziemlich verwirrt; in einer kürzlichen Aussprache erklärte Mr. Gandhi: „Wir dürfen 

uns nicht mit den Massen abgeben; es ist gefährlich, Fabrikarbeiter oder Bauern politisch zu verwen-

den.“ 

Den Mangel eines solchen Arbeiterprogramms auf Seiten des Kongresses kann man mur dem ausge-

sprochen bürgerlichen Charakter der Bewegung und besonders der Führer zuschreiben, die weder 

Mut noch Neigung haben, um der Arbeiter willen ihre eigenen Interessen aufs Spiel zu setzen und 

diese durch offene Anerkennung der Rechte der Arbeiterschaft im Kampfe, auf ihre Seite zu ziehen. 

Augenscheinlich muß die Initiative von einer Arbeiterpartei ausgehen, die zum Dank für die Unter-

stützung der indischen Arbeiterschaft in der nationalistischen Sache, den Nationalisten ihr eigenes 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 143 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

Programm zur Anerkennung aufzwingen wird. Eine solche Taktik aufzustellen, so weit haben sich 

genügend klassenbewußte Führer aus den Reihen der Arbeiter noch nicht entwickelt. In einer Rede 

erklärte neulich Malaviya, eines der zentristischen Mitglieder der Non-Cooperatoren, vor einem aus 

Gemäßigten und Extremen zusammengesetzten Publikum: 

„Es ist sehr zweifelhaft, ob die indischen Massen im Kampf stehen. Es wird einige Jahre brauchen, um die 

ganze Masse des Volkes mit der Idee des Patriotismus zu durchdringen. Gegenwärtig ist der Pa-[165]triotismus 

auf eine kleine Sektion der Bevölkerung beschränkt und selbst unter ihnen ist er nicht stark und aktiv genug, 

um zu bewirken, daß persönliche Interessen, die den Interessen des Landes zuwiderlaufen, geopfert werden. 

Es ist ein größer Teil harter, ausbauender Arbeit zu leiten, der wahre nationale Geist die Massen durchdringt.“ 

Dies Bekenntnis der Oberflächlichkeit der nationalistischen Bewegung durch einen der prominenten 

Non-Cooperatoren selbst, bringt auf den Gedanken, daß alle Mittel von ihnen gebraucht werden, um 

die Herrschaft über die Massen zu bekommen – wenn nicht durch die „Idee des Patriotismus“, dann 

durch einen Appell an ihre ökonomischen Interessen. Der Boykott war geradezu eine Prämie für die 

Interessen der Indischen Fabrikanten. Warum nicht versuchen, die Interessen der Arbeiter einzufan-

gen, indem man ein konstruktives Arbeits-Reformprogramm ausstellt? Bei einem kürzlichen Inter-

view erklärte der Abgeordnete B. N. Sarma in Kalkutta (ein Gemäßigter), daß „die Non-Cooperatoren 

beträchtliche Anstrengungen machen, die Massen einzufangen. Sie verwenden für besondere Klassen 

und Provinzen besonders geeignete Waffen. Das Kalifat ist das Hauptschlagwort bei den Moslems; 

die Pandschab-Unbill wird gebraucht, um die Sympathie der Bandschab-Bewohner zu erringen; die 

Anti-Alkoholbewegung soll „an die Puritaner appellieren; der Boykott ausländischen Tuches ist für 

die Fabrikanten (Spinnerei-Besitzer) Bombays, und der gegenwärtige Tiefstand der Löhne ist ein 

Appell an die Arbeiter. Die Non-Cooperatoren streben eine Zeit an, i n  d e r  d i e  g a n z e  B e v ö l -

k e r u n g  e i n e s  S i n n e s  s e i n  u n d  s i c h  w e i g e r n  w i r d, i r g e n d  e t w a s  m i t  d e r  R e -

g i e r u n g  z u  t u n  z u  h a b e n.“ 

In dieser letzten Feststellung liegt der Kernpunkt der Taktik der Non-Cooperatoren. Wenn sie versu-

chen, die gesamte indische Bevölkerung unter solch oberflächlichen und sektiererischen Interessen, 

wie die vorhin beschriebenen, zu vereinigen, so haben sie eine unmögliche Aufgabe unternommen. 

Das Aeußerste, was sie erhoffen müssen, ist, eine Majorität der Bevölkerung auf ihre Seite zu be-

kommen, und die überwiegende Majorität der Nation bilden unleugbar die indischen Arbeiter und 

Bauern. Da die „Idee des Patriotismus“ unter den Massen nur schwach verbreitet ist, müssen sie durch 

andere Schlagworte gewonnen werden, die sich auf den Appell an ihre materiellen Interessen stützen. 

„Land und Freiheit!“ „Keine Besteuerung ohne politische Rechte!“, „Die Fabrikation den Arbeitern 

und das Land den Bauern!“ Dies sind einige Schlagworte, die andere Nationen zur Freiheit gebracht 

haben, und auch Indien wird Befreiung erlangen durch solche Aufrufe an die leidenden Millionen, 

die Armut und chronisches Verhungern der Revolution entgegentreiben, auf der Suche nach einem 

Ausweg aus dem furchtbaren Ring, in dem sie leben und sterben. Wenn die Kongreß-Partei, welche 

heute in der Vorhut der revolutionären Bewegung Indiens steht, versäumt, den eindringlichen Nöten 

und Wünschen des wahrhaft revolutionären Elementes der Bevölkerung zu entsprechen und die An-

nahme eines Programms für ökonomische und soziale, wie auch politische Befreiung des Volkes 

vernachlässigt, so wird sie unvermeidlich beiseite geschoben werden und eine neue Organisation wird 

eines Tages an ihre Stelle treten, die die Interessen der Mehrheit des Volkes vertritt. Oder wenn die 

gegenwärtigen Führer des Kongresses durch Unwissenheit, Kurzsichtigkeit oder Furcht, die die 

kleine aber mächtige Sektion der Mittelklassen-Interessen und -Ansichten, die hinter der gegenwär-

tigen Bewegung stehen, zu entfremden sich weigern, die Sache der indischen Arbeiter [166] zu der 

ihrigen zu machen, so werden sie unvermeidlich abgesetzt werden, und neue Führer werden ihre 

Stelle einnehmen, die sich beugen werden vor den Wünschen der indischen Arbeiter und Bauern. In 

den Worten des „Committee of industrial Unrest“ (Komitee für industriellen Kampf), ernannt, um 

die Ursachen und Heilmittel der Streiks und Arbeitsstörungen in Bengalien zu erforschen: „Die indi-

sche Arbeiterschaft entwickelt ein neues Bewußtsein, ihrer eigenen Solidarität und ihres Wertes“. „Es 

ist das Erwachen des Klassenbewußtseins in Indien, welches unbedingt seinen unvermeidlichen Be-

gleiter, den Klassenkampf, mit sich zieht. Mit dem Wachsen des Klassenbewußtseins werden all die 
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unzähligen aber unwesentlichen Einteilungen in Kasten, Glaubensbekenntnisse, Rassen und Spra-

chen vor dem neuen Einigkeitsbewußtsein schwinden, welches allgemeine Ausbeutung und allge-

meines Elend erzeugt hat. Die ökonomische und industrielle Entwicklung Indiens hat bereits eine 

stille Revolution in der sozialen Gruppierung der Nation herbeigeführt. Hindus und Moslemin, Jains 

und Sikhs, Buddhisten und Parsen, Brahminen und Parias werden zu historischen Bezeichnungen 

einer veralteten sozialen Ordnung. Die Hauptfaktoren des heutigen indischen Lebens sind Kapitalis-

ten und Proletariat; Landbesitzer und Arbeiter. Die Tatsache, daß die Kapitalisten- und Grundbe-

sitzerklasse selbst zeitweise auf Seiten der Massen gegen den allgemeinen Feind, den britischen Ka-

pitalisten und Bürokraten steht, ändert in keiner Weise die fundamentale Umgruppierung der indi-

schen sozialen Kräfte. Die alten Religions- und Kastenunterschiede werden verdrängt, sind bereits 

verdrängt worden durch politische Parteien, die die ökonomischen Interessen der neuen sozialen 

Klassen darstellen. Die Tatsache, daß die nationale Idee in der großen Zusammenballung indischer 

Rassen und Sprachen so wenig ausmacht, wird den ökonomischen, auf Klasseninteressen basierten 

Kampf stärker hervorheben. Die Kongreßpartei ist typisch für die gegenwärtige Periode des Ueber-

gangs, der Unentschlossenheit und des Mangels an Einsicht in die wahre Natur des Kampfes. Sie ver-

sucht, ganz Indien auf der allgemeinen Basis des „Satygraha“, oder des Seelenkampfes während eines 

Zeitalters, das nach Berücksichtigung der materiellen Interessen schreit, zu verwirren. Das indische 

Volk bildet keine Ausnahme von den allgemeinen Gesetzen des menschlichen Fortschritts, die öko-

nomische Gesetze sind. Wenn der Kongreß nicht aufhört, zwischen der einen und der anderen Klasse 

zu schwanken, wenn er in seiner Don Quixotischen Bahn fortfährt, den Versuch zu machen, Oel und 

Wasser zu mischen, so wird sich in Indien bald die Arbeiter- und Bauernpartei bilden, die selbst die 

Hauptträgerin der Interessen und der Hoffnungen der arbeitenden Massen Indiens werden wird. 

* 

Molière.  
von G. G. L. 

Eine Besprechung des großen französischen Lustspieldichters, dessen Werke auf dem Spielplan aller 

größeren Bühnen stehen, aus Anlaß seines 300jährigen Geburtstags, der in den Monat Januar fällt. – 

Das Datum steht nicht fest. 

Molière ist ein bürgerlicher Künstler. Er stand an der Wiege desselben Bürgertums, das ein Jahrhun-

dert später – 1789 – in der französischen Revolution sich selbst befreite. Zu Molières Zeiten – das 

sind die Zeiten, die „glänzenden“ des XIV. Ludwig, des „Sonnenkönigs“. Aber diese Zeiten sind 

nicht für alle so „glänzend“ wie für den König und seinen ganzen feudalen Anhang, die Klasse der 

Adligen, die Aristokratie. Das Bürgertum ist in seiner Masse noch kleinbürgerlich, die Großbour-

geoisie soll [167] sich erst entwickeln mit dem emporblühenden Handel, der neuen Manufaktur und 

dem sich prächtig und sein entfaltenden Kunsthandwerk. Die Herrschenden sondern sich durch Klei-

dung, Mode und Luxus der Wohnung, durch Sprache und Sitte, oder Sittenverderbnis, streng ab von 

der bürgerlichen Welt, und blicken sehr gnädig und von oben herab auf alle die Bauern, die ihre 

Ländereien bearbeiten, auf die fleißigen Handwerker, die alle die feinen Wunderdinge ihrer Wohnun-

gen, des Kunsthandwerks, die herrlichen reichen Möbel und Teppiche, Damaste und Brokate anfer-

tigten und webten, ihren Schmuck, ihre Uhren, ihre Vasen und Geräte fertigten, die zu der reichen 

Ausstattung ihrer Luxusräume gehörten. Von „oben herab“ sahen die so reich Besitzenden auf die 

Bauern und Handwerker. Diese fleißigen Handarbeiter aber lebten bescheiden und ergeben, machten 

ihre Rücken krumm und arbeiteten und verkauften an die vornehmen Herrschaften in den feinen 

Kleidern einer üppigen Mode. Und den Rücken krumm machten die Bauern, wenn die Herrschaft des 

Weges kam – aber es gab schon welche, die es zähneknirschend taten. Die wohlhabenderen Bürger 

wollten es jenen vornehmen gleichtun in Sitte und Gebaren, in Mode und Ausdrucksweise, und das 

gab höchst lächerliche Auswüchse, Stoff genug und Anlässe für einen Lustspieldichter. 

Aber es gab auch andere, soziale Gegensätze für den Dramatiker der „Comédie humaine“, der 

„menschlichen“ Komödie“, die die großen sozialen Schriftsteller von Cervantes bis Balzac, in deren 

erster Reihe Molière steht, uns enthüllen. 
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Denn die kleinen Bürger lebten im Dreck, in Enge und Dürftigkeit, ihre Wohnungen waren Löcher 

gegen die Lustschlösser der Reichen. Und noch mehr im Dreck lebten die Dichter. Es geht die Le-

gende von Corneille, dem größten Dramatiker jener königlichen Glanzzeit, daß der König ihn einst 

zu sich rief und daß der Dichter nicht hingehen konnte, weil er keine Schuhe besaß. 

Die Gelehrten und Philosophen (Descartes, Gassendi) allenfalls – Gassendi war der Lehrer Molières 

– wurden in die Zirkel der vornehmen Gesellschaft aufgenommen: man wußte ihren Geist zu schät-

zen, obwohl es bürgerlicher Geist war – geistreich zu galt damals etwas und kitzelte die Eitelkeit. 

Gelehrte und Künstler waren wohl die freiesten Elemente der Klassengesellschaft – sie durften bis zu 

einem gewissen Grade ehrlich sein und ihre Meinung sagen. Ihr Geist gab der Gesellschaft Glanz und 

Beweglichkeit – aber den Künstlern und Wissenschaftlern selbst nützte dieser Glanz und diese Wert-

schätzung materiell wenig. Die meisten waren in Schulden und Not, wie das bis heute in der Klas-

sengesellschaft so ist. 

Molière – er hieß ursprünglich Poquelin – war der Sohn eines Kunsthandwerkers, eines Teppichwir-

kers. In einer dunklen Werkstatt wächst er auf, mutterlos. Er sieht da durch die Ladentür aus- und 

eingehen die Gestalten jener anderen, hellen Welt. Vornehme Herren und Damen, die kostbare Stoffe 

kaufen, die eine ganz andere, ihm fremde, gezierte Sprache sprechen und in sehr umständlich höfli-

chen Formen miteinander verkehren, mit geringeren Leuten aber wieder in einer anderen Ausdrucks-

weise sprechen, die die Untergeordneten herabwürdigt. So werden dem Knaben schon soziale Ge-

gensätze bewußt: da sind die Diener und Zofen, die auch prächtig gekleidet, Bücklinge machen und 

die Einkäufe nachhause schleppen. 

Der Großvater führt den Knaben ins Theater, wo Harlekin und Pierrot und andere traurig-komische 

Gestalten sich lustig machen über diese Welt. Das ist die Gesellschaft, in der Molière aufwuchs und 

lebte, arm, ewig in Schulden, wie ein Dichter meist lebt. Auf einem traurig-bitteren Untergrund sind 

seine unsterblichen Lustspiele entstanden. Sie sind unsterblich, nicht weil sie besondere literarische 

Schönheiten aufweisen. Sie sind unsterblich weil sie nicht einzelne zufällige Menschenschicksale 

besonders großartig gestalten; sie sind unsterblich, weil sie jenen ganzen Gesellschaftskomplex ver-

ewigen als ein lebendiges Gebilde verflossener sich kreuzender Schicksale und Gestalten mit allen 

aus der sozialen Situation geborenen Widersprüchen und Gegensätzen. Molière ist darin ein Balzac 

des 17. Jahrhunderts. So lebendig sind seine Gestalten, daß wir glauben, wirklich mit ihnen gelebt zu 

haben. Wir haben ein leibhaftiges Bild von ihnen noch dann, wenn wir längst die Einzelheiten ihrer 

Schicksale vergessen haben. 

[168] Da sind diese feinen Damen und großen Herren, die sich lustig machen über arme Teufel und 

sie dabei noch ausnutzen („George Dandin“) und diese armen Teufel, die spucken möchten und doch 

Bücklinge machen müssen: welche Situationen. Da sind schlaue und unverschämte Diener, gerissene 

Zofen, ihren Herren oft überlegen, ihre Schwächen kultivierend („Der eingebildete Kranke“), und 

dann alle jene heuchlerischen Kreaturen, die sich um die Gunst der Großen bemühen, schamlos gegen 

alle, die ihnen im Wege sind („Tartüffe“). Da ist aber auch der Urtyp der Schätze raffenden Kapita-

listen, der „Geizige“, der im Drang nach Gold die eigene Familie bewuchert; der Vorgänger der Grau-

det und Gobseck, die Honoré de Balzac unsterblich gemacht hat. Da ist die ganze Klasse der besseren 

Kleinbürger und Bürger, die jene Großen nachäffen in Mode und geziertem Sprechen („Les Precieu-

ses rebicules“, „Die lächerlichen Zierpuppen“). Die schöngeistigen überspannten und gelangweilten 

Frauen macht er lächerlich in den „Gelehrten Frauen“. Keine Schwäche entgeht dem überlegenen 

Auge Molières – jede Bitterkeit kommt zum Ausdruck ins Lächerliche gekehrt: so sieht die Wahrheit 

aus über diese Gesellschaft! Nur die Komik bricht er die Spitze ab, mildert, macht den Sumpf erträg-

lich. Das ist alles so realistisch gesehen und hingestellt, so voller Leben, das ist etwas in jener Zeit 

des klassischen Dramas der Corneille und Racine, der feierlichen „idealen“ antiken Stoffe so Neues, 

es durchbricht die Tradition wie eine Naturkraft so erlösend und frisch; es ist etwas ganz einziges, 

was kein Künstler vor und nach Molière hat machen können. Wir spüren in seinen Werken schon die 

Möglichkeit der Auflösung, die zur Revolution führt, denn Molières Lustspiele sind schon Kritik der 

Gesellschaft, und zwar negative. Da ist der Schrei Rousseaus erstickt im Lachkrampf, in Lachen und 
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Weinen. Da ist Auflehnung gegen Zustände und Schicksale – hinter der lächerlichen Kreatur zeigt 

Molière seinen Zeitgenossen den Menschen. 

Dem Proletariat, den Entrechteten von heute, kann der französische Lustspieldichter, der als der 

größte der Weltliteratur gilt, sehr viel sagen, wenn es seine Zeichensprache zu deuten versteht. Mo-

lières Gestalten sind dauernd – solange vielleicht, als die kapitalistische Klassengesellschaft besteht 

– sie wandeln unter uns in anderen Verkleidungen. G. G. L. 

* 

Eingelaufene Bücher. 

„Der Kommunismus in Polen“ v. L. Brand u. H. Walecki, Verlag der Kom. Int. 1921. 85 Seiten, Preis 

4 M. 

„Dem Reformismus entgegen“, Reden auf dem Parteitag der SPI in Mailand mit einer Einleitung über 

die Ergebnisse des Parteitags. Von Clara Zetkin und Henri Walecki. Verlag der Kom. Int. 1921. 72 

Seit, Preis 3,50 M. 

[169] 
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Die Internationale  

Jahrg. 4 ⁕ Ausgegeben 17. Februar 1922 ⁕ Heft 8 

Der Bann ist gebrochen. 

F. Berlin, 9. Februar 1922. 

Der große Kampf der Eisenbahner ist mit einem Kompromiß beendet worden. Was enthält der Kom-

promiß? Gewisse moralische Zugeständnisse an die Streikenden. Das wichtigste Zugeständnis ist die 

Tatsache des Kompromisses selbst. Keine Verhandlungen mit den Streikenden, das war das erste 

Wort der Regierung. Keine Verhandlungen mit den Streikenden, das war später der einstimmige Ka-

binettsbeschluß, erzwungen vom General Gröner, als der Reichskanzler inoffizielle Verhandlungen 

in Aussicht gestellt hatte. Und die Regierung hat doch verhandelt. Verhandelt unter offener Brüskie-

rung des starken Mannes Gröner, weil sie den Boden wanken fühlte unter ihren Füßen. Das ist ein 

starkes Plus in der Rechnung der Streikenden. 

Scheinbar positive Erfolge der Streikenden sind die Zusagen der Regierung, die Sätze der unteren 

Gehaltsstufe zu erhöhen, kein besonderes Arbeitsgesetz für die Eisenbahner, sondern ein allgemeines 

Arbeitsgesetz nach Vorberatung mit den Spitzenorganisationen herauszugeben und die Maßregelun-

gen zu beschränken. Es sind Scheinerfolge, denn die Ausführung dieser Zusagen liegt ganz in den 

Händen der Regierung und ihres gefügigen Parlaments. 

Das ist überhaupt das Wesen solcher Kompromisse, daß sie demjenigen die Oberhand geben, der am 

schnellsten seine organisatorische Macht wieder ausspielen kann. Das aber ist der Staat. Schon jetzt 

sehen wir, wie zielbewußt er seine Macht anwendet. War schon die Tatsache, daß die Streikleitung 

in eine Maßregelung gewisser Führer einwilligte, ein Zeichen für ihre schwache Position, so benutzt 

jetzt die Regierung ihre starke Stellung, um über den klaren Sinn der Vereinbarungen hinwegzugehen 

und allgemeine Maßregelungen durchzusetzen. Derselbe Gröner, der schon heute als Minister un-

möglich ist, gibt Scharfmacherverfügungen heraus, um aus dem Kompromiß einen vollen Sieg der 

Regierung zu machen und damit seinen eigenen Ministerposten zu retten. 

Die Eisenbahner, Beamten und Arbeiter mögen aus diesen Dingen die nötigen Schlüsse ziehen. Wol-

len sie aus der Situation retten, was zu retten ist, dann haben sie jetzt ihre eigenen Machtpositionen 

auszubauen. Sie sind in ihrer Machtentfaltung gehemmt worden durch die Tatsache, daß ihre Orga-

nisationen Schichten umfassen, die nicht proletarisiert sind, die deshalb auch als ganze Schichten 

nicht für solche Kämpfe in Betracht kommen. Zweifellos wird es in der Reichsgewerkschaft der Ei-

senbahner jetzt zu ernsten Auseinandersetzungen kommen. Will sie sich stark machen für kommende 

Kämpfe, dann wird die Reichsgewerkschaft diese Gegensäte nicht vertuschen dürfen, sondern sie bei 

aller taktischen Klugheit, die geboten ist, entschlossen und rücksichtslos zum Austrag bringen. Vo-

raussetzung dafür ist die völlige Klarheit über die Ursachen des Mißerfolges in diesem Kampfe. 

Der Kampf wurde abgebrochen in dem Augenblick, als die Regierung selber in Frage gestellt war. 

Die Reichsgewerkschaft hat von An-[170]beginn an betont, daß sie einen wirtschaftlichen, keinen 

politischen Kampf führe. Das war gewiß richtig. Aber selbst in ihren Reihen ist im Verlauf des Kamp-

fes das Bewußtsein wach geworden für die Tatsache, daß ein solcher Riesenkampf unbedingt politi-

schen Charakter annehmen muß. Von kämpfenden Beamten selber – und das waren durchaus keine 

Kommunisten – wurde ausgesprochen, daß das Ziel des Kampfs der Sturz der jetzigen Regierung und 

ihre Ersetzung durch eine Regierung wäre, die das Leben der Beamten zu sichern gewillt sei. Es muß 

betont werden, daß ein Kampf der Eisenbahner nicht nur deshalb in einen politischen Kampf um-

schlagen muß, weil er sich gegen das Reich als Unternehmer richtet, sondern weil die Eisenbahnen 

in noch höherem Maße als etwa die Bergwerke ein so gewaltiger wirtschaftlicher Faktor sind, daß 

jeder Kampf, der die Eisenbahnen stillegt, unmittelbar ein Kampf gegen die Beherrscher des Staates 

ist. Die Finanzpolitik des Reiches ist aufgebaut auf der Ausplünderung der Arbeitermassen im allge-

meinen und auf der besonders verschärften Ausplünderung der Staatsangestellten. Kämpfen die 

Staatsangestellten um ihre Existenz, dann kämpfen sie gegen den herrschenden Kurs in der Finanz-

politik, gegen die den Staat beherrschenden Gewalten und ihren politischen Ausdruck, die Regierung. 
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Daß die Eisenbahnbeamten diese Tatsache eben erst zu erkennen begannen, daß sie aber noch nicht 

den ernsten Willen faßten, daraus die Konsequenzen zu ziehen, daß sie vor der Ungeheuerlichkeit 

dieser Aufgabe zurückschreckten, das verhinderte ihren Sieg. 

Aber auch die gesamte Arbeiterschaft hat daraus die Konsequenzen zu ziehen. Klarer vielleicht als 

die Beamtenschaft hat sie den politischen Charakter des Eisenbahnerstreiks erkannt und ihn begrüßt. 

Geblendet von der raschen Machtentfaltung der Eisenbahner, von dem ungeheuren Druck, den die 

Stillegung des Eisenbahnbetriebes auf die Staatsmacht ausübte, glaubte sie aber, die streikenden Ei-

senbahner könnten den Kampf für das gesamte Proletariat zum glücklichen Ende führen. Das war die 

große Täuschung, der sich die Arbeiterklasse wohl einmal hingeben mußte, um sie endgültig verab-

schieden zu können. Sie wird die Lehre ziehen müssen, daß in solchen Wirtschaftskämpfen mit poli-

tischem Charakter das Proletariat unmittelbar mit seiner ganzen Macht eingreifen muß, wenn nicht 

die kämpfende Vorhut aufgeopfert werden soll. 

Weil die Eisenbahner vor dem politischen Kampf zurückschreckten, weil die Arbeiterklasse als sol-

che ihre Aufgabe nicht erkannte, war es nicht nur unmöglich, die politischen Ziele zu erreichen, die 

sich aus dem Kampfe selbst ergaben, sondern auch die wirtschaftlichen Forderungen blieben uner-

füllt, weil die Voraussetzung für ihre Erfüllung eben die Erreichung der politischen Ziele, die Schaf-

fung der Grundlage für eine andere Wirtschaftspolitik ist. Die Folge dieses Versagens ist, daß die 

Gruppen, die die Aufgabe des Augenblicks verstanden, vor allem die städtischen Arbeiter Berlins, 

als Opfer auf der Strecke bleiben. 

Wie nötig gerade diese Erkenntnisse für die Eisenbahner sind, das zeigen schon die unmittelbaren 

Wirkungen des Kampfes. Ueber die tolle Hetze der kapitalistischen Presse und ihrer sozialdemokra-

tischen Hilfstruppen, über das Geschrei von dem Verbrechen am Staat usw. können die Eisenbahner 

gelassen hinweggehen im Bewußtsein der Berechtigung ihrer Sache und eines mit Ernst und Ent-

schlossenheit geführten Kampfes. Umso ernster müssen jene Vorschläge beachtet werden, die jetzt 

bereits gemacht werden, um in Zukunft jeden ähnlichen Kampf unmöglich zu machen. Es sei hinge-

wiesen auf den infamen Plan, den das „Berliner Tageblatt“ entwickelt, wonach streikenden Beamten 

die Beamtenrechte genommen werden sollen. Es ist der Plan, Verwirrung in die Be-[171]amtenschaft 

zu tragen, sie zu teilen, um sie zu beherrschen. Dieser Gefahr ist mit aller Entschiedenheit zu begeg-

nen. Hier liegen Ursachen für neue, schwere Kämpfe, bei denen es sich nicht nur um die Sicherung 

von Beamtenrechten, sondern um die Sicherung der nackten Existenz der unteren und mittleren Be-

amtenwelt selbst handelt. Und weit über den Kreis der Beamtenwelt hinaus bedrohen die gesamte 

Arbeiterschaft die Gefahren der neuen Steuergesetzgebung. 

Mit dem Ausblick auf die kommenden Hungersteuern gewinnen wir die rechte Beurteilung des gro-

ßen Kampfes, der hinter uns liegt. Es ist ein Vorgefecht für neue und schwerere Kämpfe mit höheren 

Zielen. Für diese kommenden Kämpfe hat das Vorgefecht sehr Wesentliches getan. Die Tatsache 

kann nicht genug betont werden, daß die Beamten durch ihren kühnen Kampf einen Alpdruck von 

der Arbeiterschaft weggenommen haben. Sie haben es zum ersten Male gewagt, nicht nur den Dro-

hungen der Ebert und Richter zu trotzen, sondern auch den Verrat der Gewerkschaftsführer mit der 

richtigen Antwort zu quittieren, mit der Verschärfung des Kampfes. Damit ist der Bann gebrochen. 

Der trügerische Schein von der Macht des Deutschen Gewerkschaftsbundes, der Leipart, Robert 

Schmidt und Genossen ist zerstört. Die streikenden Eisenbahner haben diesen moralischen Erfolg der 

gesamten Arbeiterklasse geschenkt. Ihn gründlich auszuwerten, das wird die Aufgabe, die zu erfüllen 

ist bis zum nächsten großen Kampfe. 

* 

Das Ergebnis der Washingtoner Konferenz.  
Von Kaspar Heszel. 

Als der amerikanische Präsident Harding seine Einladung an die Großmächte ergehen ließ, Vertreter 

nach Washington zu schicken, da geschah das unter der Parole der Abrüstung. Man hat diese Konfe-

renz auch ganz allgemein als Abrüstungskonferenz bezeichnet. Die Bedrohung des Friedens durch 
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ein allgemeines Wettrüsten, so sagte man damals, solle durch eine weitgehende Rüstungseinschrän-

kung und durch die Methode „freie Aussprache unter den Nationen“, beseitigt werden. Es wurde in 

Aussicht gestellt, daß bei einem günstigen Verlauf der Konferenz auch alle anderen schwebenden 

Fragen, vor allen Dingen wirtschaftliche Fragen, in allgemeinen Weltkonferenzen behandelt und ge-

regelt werden sollen. Einen Augenblick schien es, als sollte nach dem kläglichen Scheitern des Völ-

kerbundes noch einmal der Versuch, eine gewisse Solidarität der kapitalistischen Mächte herbeizu-

führen, gemacht werden. Ein Blick indessen auf die durch den Krieg bewirkte Entwicklung mußte 

schon lehren, daß das Problem der Abrüstung und der friedlichen Verständigung unter den kapitalis-

tischen Staaten nur ein Mantel war, um andere Ziele zu verhüllen. 

Die imperialistische Position Japans war durch den Krieg ungeheuer erweitert und gestärkt worden. 

Schon vor dem Krieg hatten sich die Japaner auf dem asiatischen Festland, in Korea, in der Mand-

schurei festgesetzt und ihre Einflußsphäre immer weiter ausgedehnt. Nach Ausbruch des Krieges 

traten die Japaner an die Seite der alliierten Mächte und erklärten Deutschland den Krieg. Diese 

Kriegserklärung war nur ein Vorwand, um den deutschen Raubbesitz auf der Schantunghalbinsel an 

sich zu reißen. Die Besetzung Kiautschaus und der Halbinsel Schantungs gab den Japanern – ganz 

abgesehen von der wirtschaftlichen Bedeutung dieses Gebietes – in China eine strategische Position, 

die jede chinesische Regierung auf Gnade und Ungnade dem japanischen Einfluß ausliefern mußte. 

Durch den Versailler Vertrag war Japan außerdem das Mandat über die ehemals deutschen Inseln der 

Südsee nördlich des Aequators zugesprochen worden. Dieser Inselbesitz konnte als Außenposition 

für Japans asiatische Stellung betrachtet werden, um das japanische Imperium auf dem asiatischen 

Festland zu verteidigen. Endlich hatte sich Japan in Ostsibirien eine Einflußsphäre von großem Um-

fang zu verschaffen gewußt. 

[172] Man sieht aus dieser kurzen Darstellung, daß Japan nahe daran war, sich eine Monopolstellung 

bei der Ausbeutung Chinas zu sichern. Diese Monopolstellung Japans zu beseitigen, das war der ei-

gentliche Zweck der Washingtoner Konferenz. Um dieses Ziel zu erreichen, mußten die Vereinigten 

Staaten zunächst versuchen, das englisch-japanische Bündnis zu zerschlagen, um nachher eine Neu-

regelung der Besitz- und Einflußverhältnisse in China und im Stillen Ozean durchführen zu können. 

Wie dringend dieses amerikanische Begehren gewesen sein muß, geht aus der rapiden Entwicklung 

des amerikanischen Handels mit Asien hervor. Nach der „Fortnightly Review“ betrug der amerikani-

sche Export nach Asien im Jahre 1913 115.056.620 Dollars, im Jahre 1920 aber 771.748.562 Dollars. 

Der Anteil des amerikanischen Exports nach Asten am Gesamtexport der Vereinigten Staaten stieg 

von 4,67 % auf 9,88 %. 

Die amerikanischen Imperialisten haben den Zeitpunkt für die Washingtoner Konferenz sehr günstig 

gewählt. Die Weltstellung Englands war damals in mehr als einer Hinsicht erschüttert. Ungelöst war 

die irische Frage, unter dem Einfluß der russischen Revolution verstärkte sich das Selbstbewußtsein 

der unterdrückten Völker In Zentralasien und in Indien. Sowohl in der Frage des Dardanellenbesitzes 

und des nahen Orients, wie in der Frage der Stellung zu Deutschland und Rußland waren zwischen 

England und Frankreich scharfe Gegensätze entstanden. Endlich war die englische kapitalistische 

Wirtschaft damals schon von einer beispiellosen Krise heimgesucht, und der Widerstand des engli-

schen Proletariats gegen die Herabsetzung des Lebensstandards war damals noch ungebrochen. Die 

englischen Bergarbeiter standen im hartnäckigen Kampf zur Verteidigung ihrer Rechte, die sie wäh-

rend und nach dem Krieg gewonnen hätten. Radikale Tendenzen unter der englischen Arbeiterschaft 

gewannen rasch an Einfluß. Endlich muß noch erwähnt werden. daß einige der englischen Dominons, 

vor allem Kanada, auf der britischen Reichskonferenz ihre Abneigung gegen das Bündnis mit Japan 

mit aller Schärfe ausgesprochen hatten. 

Man begreift, daß unter solchen Umständen die englische Regierung die Einberufung der Washing-

toner Konferenz scheinbar mit großer Herzlichkeit begrüßt hat. Zwar hatte der englische Lordkanzler 

den englisch-japanische Bündnisvertrag, da die britische Reichskonferenz zu einem einheitlichen Be-

schluß nicht kommen konnte, auf ein weiteres Jahr verlängert; aber es war damals schon klar, daß 

England auf diesem Bündnis nicht mehr bestehen würde. Die englischen Kapitalisten hatten erkannt, 
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daß die Möglichkeit der Wiederherstellung der kapitalistischen Wirtschaft, d. h. die Ueberwindung 

der Krise, nur möglich sei durch eine neue Regelung der Reparationsfrage und der Beziehungen zu 

Sowjetrußland. Durch eine nachgiebige Haltung in der Frage Chinas und des Stillen Ozeans gegen-

über den Vereinigten Staaten glaubten die englischen Kapitalisten die Unterstützung der Vereinigten 

Staaten bei der Regelung der Verhältnisse in Europa finden zu können. 

Betrachtet man das Ergebnis der Washingtoner Konferenz, dann muß man feststellen, daß Amerika 

einen vollen Sieg errungen hat. Durch das sogenannte Viermächteabkommen über den Stillen Ozean 

wurde das englisch-japanische Bündnis aufgehoben. An Stelle dieses Bündnisses tritt eine Konven-

tion der Vereinigten Staaten, Englands, Frankreichs, Japans, die den seitherigen Besitzstand der 

Mächte im Stillen Ozean garantiert. In besonderen Abmachungen wurden Befestigungsanlagen auf 

den ehemals deutschen Inseln, die Japan zugesprochen worden sind, verboten. Die Vereinigten Staa-

ten erhielten das Benutzungsrecht der Kabelanlagen, die über die Insel Jap gehen, in derselben Weise 

wie die Japaner selbst. 

Mit dem Viermächteabkommen war die Grundlage geschaffen, um die Japaner in China zurückzu-

drängen und um die Wege frei zu machen für das Einströmen des amerikanischen Kapitals in China. 

Die über China getroffenen Abmachungen lassen zwar den japanischen Besitz in Korea und in der 

Mandschurei unberührt, sie beseitigen aber die japanische Position auf der Schantunghalbinsel. 

Der genaue Wortlaut der Bestimmungen des sogenannten „Viermächteabkommens“ über China ist 

zwar noch nicht bekannt. Aber sein wesentlicher Zweck ist die Zurückdrängung Japans in China. Das 

Prinzip der „offenen [173] Tür“ hat keinen anderen Zweck, als die Tür offen zu machen für das Ein-

strömen des angestauten amerikanischen Kapitals. Die Bestimmungen, daß die ehemals deutschen 

Bergwerke auf Schantung an China zurückgegeben werden müssen, oder daß China sich zur Hälfte 

an der Ausbeutung der Bergwerke mit Kapital beteiligt, das bedeutet unmittelbar das Eindringen 

amerikanischen Kapitals auch auf die Schantunghalbinsel. Denn keine der verschiedenen, wechseln-

den chinesischen Regierungen vermag von sich aus das Geld aufzubringen, das zur Bewirtschaftung 

und Erschließung der Kohlen- und Erzvorkommen auf der Schantunghalbinsel notwendig ist. Die 

amerikanischen Kapitalisten setzen sich damit unmittelbar vor die Nase der Japaner, und es ist ganz 

selbstverständlich, daß aus dem wirtschaftlichen Vordringen der Yankees ein politisches Vorgehen 

folgt, d. h. eine militärische Sicherung der mit amerikanischem Geld kolonisierte Gebiete. 

* 

In Washington ist es gelungen, einen Vertrag über eine Rüstungseinschränkung zur See zustande zu 

bringen. Es hat keinen Zweck, hier die Einzelheiten dieses „Fünfmächteabkommens“ anzuführen. 

Der wesentliche Inhalt ist der, daß im Bau von Großkampfschiffen eine Ruhepause eintreten soll, und 

daß das Verhältnis der Flottenstärken zwischen Vereinigten Staaten, England und Japan wie 5:5:3 

festgesetzt worden ist. Auch dieses Abkommen hat seine Spitze gegen Japan. Nicht gelungen ist es, 

die U-Bootfrage zu regeln. Am Widerstand Frankreichs und wohl auch Japans ist diese Regelung 

gescheitert. Das heißt aber, daß das ganze Abkommen über Seerüstung illusorisch ist, da das Wett-

rüsten nun in einer anderen Form fortgeführt werden wird. Die Frage der Landabrüstung ist überhaupt 

nicht behandelt worden. 

Das positive Ergebnis der Washingtoner Konferenz besteht darin, daß die imperialistische Auseinan-

dersetzung zwischen den Vereinigten Staaten und Japan vorläufig hinausgeschoben worden ist. Die-

ses Resultat wurde erreicht auf Kosten Japans, das heute nur noch Teilhaber bei der Ausbeutung 

Chinas ist und seinen Anspruch auf alleinige Kolonisierung Chinas aufgeben mußte. England mußte 

dieser Schwächung seines Bundesgenossen zustimmen, da es einmal selbst Interesse an der „Integri-

tät“ Chinas hat, eine einseitige Monopolstellung Japans in China nicht dulden kann; vor allem aber 

deshalb, weil eine gewaltsame Auseinandersetzung zwischen Amerika und Japan im gegenwärtigen 

Augenblick eines wirtschaftlichen Chaos und der Erregung bei den Kolonialvölkern des englischen 

Imperiums diesem gefährlich werden könnte. 
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Freilich ist die Regelung, wie sie in Washington getroffen worden ist, nur eine vorläufige, keine, die 

den Konflikt auf die Dauer aus der Welt zu schaffen vermag. Das aufstrebende kapitalistische Japan, 

mit geringen eigenen Kohlen- und Erzvorkommen und rasch wachsender Bevölkerung, braucht die 

Expansion in China und wird jeden als Feind betrachten, der diese Expansion hindert oder ein-

schränkt. Andererseits wird der durch den Krieg gewaltig angeschwollene Produktionsapparat der 

Vereinigten Staaten, gestützt auf die finanzielle Macht, bald ein Uebergewicht in der Kolonisierung 

Chinas zu erlangen versuchen. Mit anderen Worten: die Schärfe des imperialistischen Gegensatzes 

zwischen Japan und Amerika wird erst in den nächsten Jahren ganz zur Auswirkung gelangen. 

Trotz der Ausgabe des Bündnisses mit Japan ist anzunehmen, daß die Stellung Englands in diesem 

Konflikt nicht auf der Seite der Vereinigten Staaten sein wird. Zwar ist heute Rußland kein Macht-

faktor ersten Ranges; aber England rechnet mit einer Entwicklung, die Rußland wieder zu einem 

erstklassigen Gegner machen kann, der seinen zentralasiatischen Besitz zu bedrohen fähig ist. Japan 

sich als Bundesgenossen gegen dieses Rußland zu erhalten, wird immer das Bestreben Englands sein. 

Außerdem wäre die Vernichtung Japans als einer beachtenswerten Macht des Stillen Ozeans bei den 

ungeheuren Entfaltungsmöglichkeiten Amerikas zugleich das Ende der englischen Weltstellung. Des-

halb kann England niemals tatenlos einer solchen Vernichtung zusehen. 

Die Washingtoner Konferenz hat das wirtschaftliche Uebergewicht der Vereinigten Staaten bewie-

sen. Die Hoffnungen, die England auf die Konferenz gesetzt hat, haben sich nicht erfüllt: aus der 

Washingtoner Konferenz [174] ist keine Weltwirtschaftskonferenz geworden. Weder die Frage der 

Alliierten-Schulden an Amerika, noch die Frage des Wiederaufbaus des kapitalistischen Europa wur-

den auf dieser Konferenz behandelt, und es wurde auch kein Beschluß gefaßt, eine zweite Weltkon-

ferenz einzuberufen, die diese Fragen behandeln soll. Die Kapitalisten der Vereinigten Staaten be-

trachten heute den amerikanischen Kontinent und Asien als die für sie geschaffenen Gebiete für ihre 

wirtschaftliche und politische Expansion, und sie tun so, als dürften sie Europa vernachlässigen. 

Schon heute darf gesagt werden, daß der von England gemachte Versuch, den Wiederaufbau des 

kapitalistischen Europa durch die europäischen Staaten selbst durchführen zu lassen, zum Scheitern 

verurteilt ist. Die Konferenz von Genua wird keine Beteiligung der Vereinigten Staaten sehen, und 

ohne diese Beteiligung ist nicht einzusehen, wie Mitteleuropa vor allem vor dem kapitalistischen 

Bankrott gerettet werden kann. Vielleicht gelingt es in Genua, die wirtschaftlichen Beziehungen mit 

Rußland zu regeln. Das wäre immerhin eine Erleichterung für England, aber keine genügende Grund-

lage für die Ueberwindung der Wirtschaftskrise. Wenn nicht alles trügt, werden die amerikanischen 

Kapitalisten diese Lage Englands ausnutzen, um in einer neuen Konferenz, die die weltwirtschaftli-

chen Probleme behandeln soll, für sich eine abermalige Erweiterung ihres imperialistischen Einflus-

ses zu erreichen. 

* 

Zur Krise der Partei.  
Von Ruth Kämpfer. 

I. 

Moskau und Jena. 

1. Mit dem Moskauer Friedenzvertrag und dem Parteitag in Jena sollten die Differenzen in der K. P. D. 

abgeschlossen werden. „Man zieht alle Elemente der Opposition an die Arbeit heran und verträgt sich 

auf dem Boden des 3. Weltkongresses“ – so hieß es, und mit Schärfe bekämpften Zentrale und Zent-

rum der Partei die Anschauung der linken Schreihälse, daß damit die Krise in der K. P. D. nicht 

abgeschlossen werden könnte, weil hier so tiefgehende politische Differenzen waren und vorhanden 

sind, daß kein Friedensvertrag von Moskau und keine Resolution von Jena darüber hinwegträgt. 

Auch das „Stellen auf den Boden des 3. Weltkongresses“ hat seine verschiedenen Seiten. Der Kon-

greß in Moskau versuchte die Gegensätze zu überbrücken, jedem Teil zu geben, was ihm gebührte, 

den Linken den „Schritt vorwärts“, den Rechten die „Fehler der Märzaktion“ und beiden Teilen soviel 

Kritik, wie nur möglich, um die gemeinsame Zusammenarbeit für die Zukunft als notwendig 
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aufzuzeigen. Man darf dieses Resultat des 3. Weltkongresses weder verschleiern, noch in Levitischer 

Manier nur als Kompromiß und als Schaukelpolitik verurteilen. 

Die „Differenzen innerhalb der K. I. und die gesamtpolitische Situation um die Zeit des Kongresses 

waren keineswegs für die große Masse der kommunistischen Arbeiter so, klar ausgereift, daß ihnen 

die schroffe Austragung der Gegensätze als unbedingt notwendig erschienen wäre. Aber es ist natür-

lich, daß bei der eigentümlichen Situation in Deutschland nun jeder Teil innerhalb der K. P. D. nicht 

das Verbindende, sondern das Trennende aus den Beschlüssen des Weltkongresses heraussucht. Die 

Linken berufen sich „auf den Schritt vorwärts“, die Rechten hämmern immer möglichst auf den „Oso-

wismus“ los und lassen dabei immer mit Behagen das Wort von den „Berliner Schreihälsen“ im 

Munde zergehen. (Und mit besonderer Lust zitieren sie den Brief Lenins an den Parteitag in Jena.) 

Wäre der Arbeitswille der Anhänger Levis und ihr „sich Stellen auf den Boden des 3. Weltkongresses“ 

ernsthaft gemeint gewesen, dann würden wir uns heute ausschließlich mit den praktischen Fragen des 

Tages beschäftigen, anstatt uns gegenseitig zu fragen, wer nun in der Frage der Märzaktion „recht 

gehabt“ hat. Aber daß das nicht möglich sein würde, aus p o l i t i s c h e n  Gründen nicht möglich sein 

würde, das wußten wir linken Schreihälse vor, während und nach dem Weltkongreß, und deswegen 

waren wir mit dem Ueberbrücken der Gegensähe nicht ganz zufrieden, wenn wir auch selbstverständ-

lich loyal die Politik des 3. Weltkongresses durchführten (im Gegensatz zu den Anhängern [175] Ar-

beitsgemeinschaft). Aus politischen Gründen hätten wir es für zweckmäßig gehalten, wenn man die 

Differenzen bis zu Ende ausgetragen hätte, politisch und organisatorisch, unmittelbar nach der März-

aktion, in der die Parteimassen unter dem Eindruck der Sabotage der kommunistischen Arbeit durch 

einen kleinen Kreis von „Leviten“ standen, und wo sie ein tiefgehendes Verständnis für die Notwen-

digkeiten dieses Kampfes hatten. Nach Jena schien es ja, als ob die Partei die Märzkrise völlig über-

wunden hätte. Man arbeitete links und manchmal auch rechts, und die gesamte Parteipolitik war so-

wohl in ihrer theoretischen Grundlegung als auch in ihrer praktischen Ausführung eine Konzession 

so weit nach rechts, daß sie, um mit Levi zu sprechen, „zu viel von Levitischem Geist“ in sich hatte. 

Die Zentrale selbst bemühte sich ängstlich, die rechten Elemente durch Heranziehung zur Arbeit (be-

sonders in den zentralen Körperschaften, da die Organisationen nichts mehr von ihnen wissen woll-

ten) zu versöhnen und versuchte dafür, wenn auch nicht gerade mit großem Geschick, die linken 

Elemente organisatorisch zu bekämpfen. (Hier verzichtete man fast immer auf „politischen“ Kampf.) 

Aber diese scheinbare Ruhe an der Oberfläche der Partei war nur Trug. Die rechten Elemente inner-

halb der K. P. sahen nicht, daß die veränderte Taktik der Partei einer gänzlich veränderten politischen 

Situation entsprang, sondern sie schätzten diese Politik als Frucht ihres Auftretens ein. Anstatt aber 

nun zufrieden zu sein mit dem vermeintlich erreichten politischen Erfolg, der Durchsetzung ihrer 

prinzipiellen Anschauung in der Praxis und Theorie der Partei, ging ihr einziges Bestreben dahin, ihre 

politischen Errungenschaften auch organisatorisch zu „verankern“. Das heißt mit nackten Worten: 

die Parteimacht in die Hände der Arbeitsgemeinschaft zu legen. Unter der Decke der „Einheit“ kon-

spirierte man mit Levi, organisierte man die Arbeitsgemeinschaft, vertrieb die Literatur der Partei-

zerstörer. Da man doch nicht engherzig organisatorisch vorgehen wollte und politisch für die großen 

Massen die Differenzen zwischen der KAG und der Partei nahezu verwischt schienen (man denke 

wieder an den Brief Lenins zum Jenaer Parteitag, in dem Levi theoretisch recht gegeben wurde), so 

konnten und wollten weder Zentrale noch Organisationen mit strengen organisatorischen Maßregeln 

gegen diese Genossen vorgehen, trotzdem es den Beschlüssen des Weltkongresses durchaus entspro-

chen hätte. 

Und das Resultat ist heute, ein Vierteljahr nach Jena, daß die Arbeitsgemeinschaft eine wesentliche 

Verstärkung erhalten hat durch eine organisatorisch zusammengefaßte Opposition in der kommunis-

tischen Partei. Ihre Taktik, einen Teil der Genossen herauszuziehen, einen Teil aber in der Partei zu 

lassen, hat ihren Erfolg gehabt. (Nebenbei gesagt: wie unsinnig rein organisatorische Maßregeln ohne 

politische Abgrenzung und ohne politischen Kampf sind, zeigt sich darin, daß natürlich alle Arbeits-

gemeinschaftler innerhalb der Partei erklären, sie seien keine Arbeitsgemeinschaftler, und daß man 

ihnen daher erst „nachweisen“ muß, daß sie mit der Arbeitsgemeinschaft gearbeitet hätten, ein Nach-

weis, der Stoff zu vielen Prozessen gibt, deren Beweisführung natürlich außerordentlich schwer ist.) 
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Denn man mag sich zu den Personen stellen, wie man will; es ist ein großer Erfolg für die Arbeitsge-

meinschaft, wenn ein führender, „linker“ Genosse sich politisch und organisatorisch völlig auf ihren 

Boden stellt. Es ist ein großer Erfolg für die Arbeitsgemeinschaft, wenn hunderte Genossen ihre For-

derungen innerhalb der Partei aufnehmen und durch Unterschrift vertreten, darunter eine ganze Reihe 

von Genossen, die mit der Verantwortung für die Märzaktion mindestens ebenso belastet sind, wie 

die Reichszentrale selbst. 

Dabei steht die überwiegende Mehrheit der Parteimitglieder diesem Treiben immer noch fremd ge-

genüber; zum Teil aus instinktiv proletarischem Haß gegen die Parteizerstörer, aber nur zum kleinsten 

Teil aus klarem, politischem Verständnis der Gefahren, die die prinzipielle und praktische Einstellung 

der Arbeitsgemeinschaft über die kommunistische Internationale heraufbeschwört. Man kann also 

ruhig behaupten, die Politik der Partei seit Jena der Arbeitsgemeinschaft gegenüber hat einen völligen 

Bankrott erlitten. Man soll auch offen aussprechen, daß dieser Zerstörungsprozeß innerhalb der K. P. 

weiter fortschreiten muß, wenn die Partei im Fahrwasser der gegen links und der Verhätschelung 

gegen rechts [176] weiter segelt. Man soll sich klar machen, daß dann die Desorientierung auch un-

serer besten Funktionäre und Mitglieder zunehmen muß. Politische Klarheit und organisatorische 

Zielbewußtheit ohne überflüssige organisatorische Härte und Schroffheit in der Behandlung der or-

ganisatorischen Fragen ist endlich notwendig. 

II.  

„Lange Sicht“ und „revolutionäre Ungeduld“. 

Und was ist „rechts“ und „links“ in diesem Streit? Was sind die tieferen politischen Hintergründe des 

Richtungsstreites innerhalb der K. P. D., die „politisch“ erledigt werden sollen, nicht „organisato-

risch“? Viele Genossen sehen die Differenzen zwischen beiden Gruppen in der verschiedenen Ein-

schätzung der gesamten Weltsituation. Berufen sich doch die Leviten unaufhörlich auf Trotzkis Re-

ferat auf dem 3. Weltkongreß, worin er nach einer sehr skeptischen Beurteilung der Gesamtlage zu 

dem Schluß kam, daß große revolutionäre Konflikte in den nächsten Jahren aus den europäischen 

Verhältnissen nicht erwachsen würden und daß die neue Welle der Revolution aus der Krise im Pa-

zifik, in den Gegensätzen zwischen Amerika, England und Japan entspringen würde. Beruft sich doch 

die Friesland-Gruppe darauf, daß Lenin schon auf dem 2. Weltkongreß von der möglichen Rekon-

struktion des Kapitalismus gesprochen habe, so daß der einfache Arbeiter wohl zu dem Schluß kom-

men kann, die Leviten sehen eben die Entwicklung viel skeptischer, sachlicher, nüchterner, ohne 

revolutionäre Phrasen an, während die Linken in ihren Schädeln das Weltbild des Jahres 1918 tragen 

und alle acht Tage neue, große, revolutionäre Zusammenstöße prophezeien. Diese Auffassung ist 

falsch, gemessen an der historischen Wahrheit der Ausbildung der „rechten“ und „linken“ Auffas-

sungen innerhalb der K. P. D., und sie ist noch unrichtiger, gemessen an dem eigentlichen Kern der 

Parteiauseinandersetzungen. Wenn man zunächst feststellt, auf welcher Seite die „hitzigere“ Weltbe-

trachtung, die ständige Voraussage steter Konflikte und außenpolitischer Verwickelungen, die An-

kündigung unmittelbar bevorstehender neuer Kriege, lag, so wird auch den Genossen, die für Partei-

angelegenheiten ein sehr schlechtes Gedächtnis haben, noch in Erinnerung sein müssen, daß Paul 

Levi sozusagen Spezialist für Referate war, in denen nach einer sehr oberflächlichen Aufzählung 

einiger außenpolitischer Faktoren gewaltige Prophezeiungen über die unmittelbar bevorstehende 

weltpolitische und weltwirtschaftliche Reise des Kapitalismus gemacht wurden. Besonders charakte-

ristisch trat diese Art „marxistischer“ Geschichtsbetrachtung in der Frage der Beurteilung der Lon-

doner und Pariser Konferenzen vom Februar und März vorigen Jahres zu Tage. Paul Levi erklärte 

damals, daß diese Konferenzen einen völligen Wendepunkt in der Entwicklung der Beziehungen zwi-

schen der Entente und Deutschland seit dem Versailler Vertrag darstelle, einen offenen Bruch zwi-

schen diesen Mächten, und eine Situation für das Proletariat schaffe, die es gebieterisch auf die Straße 

rufe. Er gab damals sogar das Datum dafür an, den 4. März und die („natürlich politisch aufgefaßte“) 

Parole des Bündnisses mit Sowjetrußland. Aber wie damals Paul Levis heftige außenpolitische An-

schauung nur ein Ausfluß seiner opportunistischen Grundeinstellung war, der für das deutsche Pro-

letariat n u r  dann große Bewegungen für möglich hielt, wenn neue, elementare Katastrophen im po-

litischen Gesamtbild auftreten würden, so war auch die „linke“ viel nüchternere Betrachtung der 
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Gesamtsituation keineswegs ein Ausfluß irgend einer passiven Stimmung; im Gegenteil, man be-

kämpfte aus der Erkenntnis der außenpolitischen und weltwirtschaftlichen Tatsachen heraus die Le-

vische Einstellung, weil sie nur ein Mittel war, um die kommunistischen deutschen Arbeiter von den 

revolutionären Fragen innerhalb Deutschlands abzulenken und sie auf den „Zusammenstoß mit 

Frankreich zu vertrösten. Unter der Hülle der Levischen außenpolitischen Auffassung verbarg sich 

die alte menschewistische Einstellung, die ihren revolutionären Antrieb immer von den Ereignissen 

a n d e r e r  Länder erwartet und abhängig machen will (Serrati, Friedrich Adler, zum Teil auch Sme-

ral). Jetzt, wo der opportunistische Grundcharakter seiner Politik scharf zu Tage tritt, hat es Paul Levi 

nicht mehr nötig, hitzige außenpolitische Referate zu halten und prophezeit dafür mit ebenso großem 

Eifer die Wiedergeburt des deutschen Kapitalismus. Mit dieser Auffassung trennt sich Levi völlig 

von der kommu-[177]nistischen Grundanschauung; seine Hymnen auf die sich stärkenden Produk-

tivkräfte*) münden geradenwegs ein in den Preisgesang, den Rudolf Hilferding in der Neujahrsnum-

mer der „Freiheit“ anstimmt, der folgendermaßen schließt: 

„Die kapitalistische Weltpolitik ... heißt: schnellste Revolutionierung der Welt, Ueberwindung aller 

Einrichtungen und Ueberlieferungen alter Zeit in allen Teilen der Erde. Und wie die Methoden der 

Kartells und der Truste, denen der freien Konkurrenz überlegen sind, so die neuen Methoden der 

Weltpolitik der alten. Die Entwicklung wird unendlich beschleunigt, die noch schlummernden, aus 

der Geschichte ausgeschalteten Völker werden erweckt. Ihr Selbständigkeitsdrang erwacht. Was die 

russische Revolution begonnen, die Bolschewiki zu fördern trachteten, das Erwachen des Ostens – 

die neue Weltpolitik des Kapitalismus wird es in beschleunigtem Tempo, mit ungleich wirksameren 

Mitteln auf größter Stufenleiter vollenden. Als Revolutionär wider Willen schickt er sich von neuem 

an, die Welt zu durchschreiten. Von Westen her schreitet er aus, aber wenn er seinen Weg zurückge-

legt hat, wird der Osten befreit sein und nicht mehr führende Mächte werden herrschen, sondern 

befreite Völter werden ihr Schicksal selbst gestalten.“ 

Die Frage steht für die Kommunisten nicht so, ob der Kapitalismus am Ende der Welt einmal zusam-

menbrechen wird – das hat Kautsky noch nie geleugnet – und sogar die S. P. D. hält in der Phrase 

daran fest. Levi verwirrt die Frage von der „Konsolidierung des Kapitalismus“, indem er für den 

Weltimperialismus ein Fortschreiten der politischen Krise, für Deutschland selbst eine „Erstarkung 

der Produktionskräfte“ annimmt,**) und dabei die „Erstarkung der Produktivkräfte“ einsetzt, ohne den 

Zustand der menschlichen Produktivkräfte, d. h. des Proletariats, in Rechnung zu stellen. Eine wirk-

liche „Konsolidierung“ des Kapitalismus, abgesehen davon, daß auch das ungestörte „Schnurren der 

Rädchen“ noch zu beweisen wäre – ist doch selbstverständlich nur erreicht, wenn ein Zustand eintre-

ten könnte, ähnlich wie in der Prosperitätsperiode vor dem Weltkriege, indem der Arbeiterklasse ein 

bestimmtes Existenzminimum wiederum gegeben wäre. 

Aber die von Levi und Hilferding prophezeite Erstarkung des Kapitalismus, d. h. genau gesprochen, 

die Wiedererstarkung des jetzigen technischen Apparats und vorläufigen Verschleppung der imperi-

alistischen Konflikte, basiert doch in der gegenwärtigen Periode auf der Verelendung des Proletariats, 

auf der immer fortschreitenden Niederdrückung seiner Lebenshaltung. Und das ist die Kernfrage, auf 

die es ankommt, und nicht die, ob wir uns jetzt in einer Linie des ständigen rapiden Verfalls des 

Kapitalismus befinden, sondern, ob die jetzige Periode des Kapitalismus die Verelendung des Prole-

tariats auch noch überwinden kann, wie sie a n s c h e i n e n d  die Verschlechterung des technischen 

Apparats durch den Weltkrieg zu überwinden imstande ist. Auf diese Frage hat die Kommunistische 

Internationale sehr deutlich geantwortet, daß die Entwicklung des Kapitalismus nach 1914 – und die 

 
*) „In Deutschland verfallen die Produktivkräfte, nicht! In Deutschland regen sich alle Hände, in Deutschland schnurren 

alle Rädchen und Deutschland hat seine Produktivkräfte nach dem Kriege zu einer größeren Kraft zusammengefaßt, als 

selbst vor dem Krieger.“ (Levi, „Unser Weg“, Nr. 15) 
**) „Das Deutschland, das zahlungsunfähig ist und das seine Schulden nur zahlen kann entweder in Golddevisen, und das 

so immer mehr die Mauern einreißt, die es vom Weltmarkt absperren sollen, aber in Waren, und so durch den Export der 

Waren immer mehr Arbeiter in England, Amerika und Frankreich arbeitslos macht, dieses Deutschland, das produzieren 

kann und produzieren will, um seine Schulden zu bezahlen, und das den Handel der übrigen Staaten tödlich schlägt: 

D i e s e s  D e u t s c h l a n d  ist ein revolutionärer Herd.“ (Paul Levi: „Unser Weg“, Dezember 1921, Nr. 15.) 
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temporäre Dauer spielt bei der Beurteilung der Frage gar keine Rolle – in einer Linie geht, in der eine 

ständige Verelendung des Proletariats unaufhaltbar ist. Wann und in welcher Form die Krise sich 

verschärfen wird, wirtschaftlich und politisch, ob hier in Europa in der Reparationsfrage, ob in der 

Frage des Kampfes um den Weltmarkt im pazifischen Ozean, das sind Differenzen, die auf dem Bo-

den kommunistischen Grundeinstellung diskutiert werden können. Aber die Levische [178] Anschau-

ung mögen seine Jünger mit Zahlen den Aufstieg der Produktivkräfte beweisen, steht weit entfernt 

von diesem revolutionären Grundstandpunkt. 

III.  

Massenpartei oder Sekte? 

Aber die Grundfrage, um die es in den Parteiauseinandersetzungen geht, und die sich immer klarer 

herauszuschälen beginnt, ist die Frage nach dem Schicksal des Kommunismus in dieser lange dau-

ernden revolutionären Entwicklungsperiode. Auf dem Boden dieser Einschätzung der Kräfte des Ka-

pitalismus und der schwierigen Situation in Rußland erwächst eine revisionistische Strömung, die mit 

allem brechen will, was bisher Grundgesetz des Kommunismus gewesen ist. In den Auseinanderset-

zungen über die italienische Partei hat Levi einmal gesagt: 

„Wenn wir noch 10 Jahre revolutionärer Entwicklung voraus hätten, wie es die Bolschewiki 1905 in Rußland 

vor sich sahen, dann könnten wir den Weg der kleinen und reinen Partei gehen, die durch ständige Reinigungen 

und Spaltungen sich ganz fest zusammenschweißt; aber weil wir vor unmittelbaren großen revolutionären Zu-

spitzungen stehen, müssen wir in Deutschland eine offene, mit den breitesten Schichten des Proletariats ver-

bundene Massenpartei schaffen.“ (Nicht wörtlich, aber sinngemäß zitiert.) 

Jetzt heißt es umgekehrt, weil die revolutionäre Entwicklung langsam, schwierig und flau gewesen 

ist, deshalb mußte man die „Einheitsfront des Proletariats“ als das P r i n z i p  und die Taktik der Kom-

munisten in Europa aufstellen und festhalten. Und Friesland, die Karikatur Paul Levis, verlangt 

jetzt in seiner Broschüre und in seiner Aufruf, daß die taktische Einstellung der K. P. D. in der 

Frage der Einheitsfront vom Zentral-Ausschuß als p r i n z i p i e l l e  Einstellung festgelegt wird. Die 

proletarische Revolution in Deutschland ist nicht gekommen, die proletarische Revolution in Ruß-

land kämpft auf Leben und Tod mit fast unübersteigbaren Hindernissen – also ist die Form und der 

Inhalt der K. P. ein von Anfang an verfehltes Unternehmen das korrigiert werden muß durch Schaf-

fung einer großen „sozial-revolutionären“ Partei. Das heißt, die Rückkehr zu der Form der sozialde-

mokratischen Partei vor dem Weltkrieg, zu einer Partei, in der sich alle Strömungen der Arbeiter-

schaft widerspiegeln, die keine organisatorischen Schranken kennt, und die zahlenmäßig unbegrenzt 

ist: oder wie Kautsky es in seinem Artikel „Massenpartei oder Sekte“ in der Neujahrsnummer der 

„Freiheit“ ausdrückte: 

„Eine solche Massenpartei kann sich nur ausbilden durch Zusammenfassung verschiedener Richtungen und 

Auffassungen ... Die marxistische Politik soll innerhalb der einen großen Arbeiterpartei geschehen, n i c h t  

durch eine besondere marxistische Partei im Gegensatz zu ändern politischen Parteien.“ 

Kautsky beruft sich bei seiner Begründung der Auffassung der Massenpartei genau so auf Marx, wie 

es Levi tut, und zwar auf dieselbe Stelle im Kommunistischen Manifest, in der von den Kommunisten 

als von einem Teil der Arbeiterklasse gesprochen wird, die keine besonderen Interessen zu verfechten 

haben. 

Dieser Kampf um die Massenpartei, der schon anläßlich der italienischen Streitfrage begann, wurde 

von Anfang an unter einer ganz falschen Perspektive geführt. In dem Schlagwort „Massenpartei oder 

Sekte“ ist nicht nur die Fragestellung enthalten nach der Form einer kommunistischen Partei, sondern 

es liegt darin verborgen die Anschauung, als ob Bildung einer Massenpartei abhänge von der „rich-

tigen“ Tätigkeit allein, als ob die Formierung einer Massenpartei abhängig sei n u r  vom Willen der 

Partei selbst ausgedrückt in deren taktischer Einstellung und praktischer Betätigung. Es ist nur eine 

Irreführung der Parteigenossen, wenn man ihnen das Schreckbild einer Sektenentwicklung „ähnlich 

wie in Rußland“ aufzeigt, von den „Linken“ behauptet, sie w o l l t e n  eine Sekte, als ob die Linken 

gar kein anderes Ziel hätten, als eine möglichst kleine, reine, geschlossene Partei zu besitzen, die sich 

zehnmal gespalten hat, die nur wenige, aber kampferprobte Mitglieder zählt. Von links und rechts, 
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und sogar von den „besonderen Linken“ wird ohne Debatte zugegeben, daß wir in Westeuropa und 

auch besonders in Deutschland versuchen müssen, eine kommunistische Partei zu schaffen, die breite 

proletarische [179] Massen umfaßt und die schon durch ihre Mitgliederzahlen allein eine möglichst 

Verbindung mit allen Zweigen und Schichten des Proletariats aufrecht erhalten kann. Aber dieser 

Teil des Proletariats, der in der kommunistischen Partei zusammengeschlossen werden soll, muß ein 

k o m m u n i s t i s c h e r  Teil sein, nicht nur ein revolutionär empfindender. Und dieser Kommunis-

mus muß auch nicht der eines durch und durch theoretisch gebildeten Marxisten und langjährigen 

erprobten Führers sein, sondern dieser Kommunismus der Mitglieder kann und wird zum großen Teil 

ein gefühlsmäßiger Kommunismus sein. Aber das ist das Mindeste, was man verlangen kann und 

muß, und was auch nur dann nicht gefährlich wird, wenn die Führung einheitlich, klar, kommunis-

tisch ist. Man muß diese Selbstverständlichkeit nur wiederholen, um das idiotische Geschrei der rech-

ten Opposition von der unbezwinglichen Sehnsucht der Linken nach möglichst wenigen Mitgliedern 

niedriger zu hängen. Was die Rechten mit ihrer Auffassung von der Massenpartei erreichen wollen, 

das ist eine Taktik, die niemals und unter keinen Umständen sich in Gegensatz setzt zu dem Willen 

der proletarischen Gesamtmasse, ja, darüber hinaus zu dem Willen der sozialdemokratischen Par-

teien; also eine Taktik, die ganz „anschmiegsam“ ist, so, daß weder in der Formulierung noch in der 

Forderung überhaupt ein Unterschied zwischen Kommunisten und Sozialdemokraten für die breiten 

Massen erkennbar sein kann. Und von dieser Taktik der „Einheitsfront“ – wie sie sie auffassen – 

verlangt jetzt die Opposition innerhalb der K. P. D. deren Verewigung zum „Programm“. Wir ver-

zichten auf den billigen Hinweis auf die Situation im Weltkriege, der sofort das ganze Gebäude einer 

solchen „Massenpartei“ zerstören muß. Es ist eine grobe mechanische Auffassung, zu glauben, daß 

die kommunistische Partei durch eine bestimmte Taktik unter allen Umständen zur Massenpartei wer-

den kann. Die kommunistische Partei wird selbstverständlich den breiten proletarischen Massen je 

nach der politischen und wirtschaftlichen Situation näher oder ferner stehen. In Zeiten der revolutio-

nären Hochspannung wird eine gefestigte kommunistische Partei großen Einfluß auf die proletarischen 

Massen ausüben. In Zeiten zeitweiligen oder dauernden revolutionären Abstiegs wird ihr Einfluß ge-

ringer, ihre Verbindung lockerer und die Möglichkeit des Herankommens an die Massen schwächer 

sein. Und gerade, wenn die Geschichtsperspektive der Leviten richtig wäre, wenn wir uns in einer Zeit 

der Konsolidierung des Kapitalismus befinden würden, gerade dann wäre ihr Geschrei nach der Mas-

senpartei und der Einheitsfront das absolute Kennzeichen für ihren Willen zur Revision des Kommu-

nismus und der kommunistischen Partei. Denn eine Massenpartei und eine Einheitsfront in diesem 

levitischen Sinne in einer Zeit des ständigen revolutionären Niederganges bedeutet die Aufgabe der 

revolutionären Ziele und das Hineinwachsen in den Reformismus, so daß das kommunistische Pro-

gramm genau zu derselben Phrase werden muß, wie das sozialdemokratische Programm 1914. 

In diesem Zusammenhang wird auch der Kampf gegen die R. G. I. ganz anders beleuchtet. Selbstver-

ständlich stellt der Kampf gegen die RGI einen Kampf gegen die kommunistische Internationale 

überhaupt dar. Aber darüber hinaus ist der Kampf gegen die R. G. I. ein Kampf um eine andere 

Gewerkschaftspolitik überhaupt. Die mühsame Arbeit einer Opposition innerhalb der Gewerkschaf-

ten, die revolutionäre Durchdringung der gewerkschaftlichen Massen soll aufgegeben werden zu 

Gunsten einer organisatorischen und politischen „Einheitsfront“ mit den Instanzen. Wenn das Wort 

„Heran an die Massen“ und wenn die Einheitsfront irgend einen konkreten, kommunistischen Sinn 

haben soll, dann doch nur den, daß die Massen sich zusammenfinden müssen zum gemeinsamen 

Druck gegen die konterrevolutionären, sozialdemokratischen und Gewerkschaftsführer. Gerade das 

Hinwegschreiten über die Parteimauern, das Hinwegfegen der Instanzen, das Ersehen der revoluti-

onsfeindlichen Organisationen durch Organe der Arbeiterschaft, die aus dem Kampf herauswachsen 

und die Führung der Einheitsfront übernehmen, muß der Sinn und das Ziel dieser Taktik sein, die 

selbstverständlich nur dann zum Erfolg führen kann, wenn sie von einer revolutionären Welle getra-

gen wird. Die Einheitsfront des Proletariats ist darum absolut keine neue Taktik der kommunistischen 

Partei, wie sie von den Leviten dargestellt wird, sondern sie ist in diesem Falle die selbstverständliche 

Taktik aller kommunistischen Parteien in revolutionär hochgespannten Situationen. Die Ein-

[180]front des Proletariats in Rußland war die Bewegung unmittelbar vor der Ergreifung der Macht 

1917 und die Organe der Einheitsfront waren die Sowjets. Selbstverständlich kann diese Bewegung 
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viele Etappen, viele Formen, viele andere Möglichkeiten auslösen. In Deutschland nimmt im gegen-

wärtigen Stadium die Entwicklung der Einheitsfront vorläufig die Formen an, daß in Fabrikversamm-

lungen und in „wilden“ wie legalen Betriebsräte-Konferenzen ein gemeinsamer Kampf der Arbeiter-

parteien und Gewerkschaften für bestimmte, konkrete, wirtschaftliche und politische Ziele verlangt 

wird. Diese Bewegung ist noch schwach und unentwickelt, sie zu steigern, zusammenzufassen und 

auszudehnen, aber „von unten auf“, nicht durch Verhandlungen mit den Instanzen, das ist gegenwär-

tig die Hauptaufgabe der kommunistischen Partei in Deutschland, weil die Situation trotz aller 

Schwierigkeiten und Verschleppungen eine ganze Reihe von revolutionären Möglichfeiten enthält, 

die nur ihrer Auslösung harren. Der Kampf zwischen Rechts und Links zeigt das in der Praxis auch 

darin, daß die Linken mit größten Schwierigkeiten energisch und ausdauernd versuchen, diese Bewe-

gung zu vertiefen und weiter zu treiben, während die Rechten zwar viel von der Einheitsfront reden, 

aber mit verächtlichem Lächeln über die vorhandenen Ansätze der Bewegung hinwegsehen und ihre 

eigentlichen Aufgaben in der Praxis einer ständigen Miesmacherei erblicken. (Als Beispiele für die 

Bewegung seien nur angeführt: die Lohnkämpfe an der Wasserkante, die Betriebsrätekonferenzen im 

Ruhrrevier, die Sechserkommission in Berlin.)*) 

IV.  

Klärung 

Auch der Reinigungsprozeß innerhalb der K. P. D., der sich in diesen Wochen vollzieht, bedeutet 

noch immer nicht die endgültige Liquidation der Parteidifferenzen. Man hätte diese revisionistischen 

Strömungen verhältnismäßig leicht überwinden können, wenn nach der Märzaktion in Deutschland 

eine klare einheitliche politische Linie vom 3. Weltkongreß gezogen worden wäre. Bei aller Kritik 

der Fehler der Märzaktion hätte der Kongreß diese revisionistischen Strömungen politisch erkennen 

und politisch bekämpfen müssen. Die Kompromißresolutionen, die dort gefaßt sind, haben zwar nicht 

die „besonderen“ Linken und Rechten verwirrt, aber sie haben den politischen Klärungsprozeß in den 

Mitgliedschaften wesentlich gehemmt. Die KPD befand sich zur Zeit des Kongresses in einem poli-

tischen Gärungsprozeß, der, zwar mit einigen Schmerzen, zu einer geschlossenen, klaren, kommu-

nistischen Massenpartei geführt hätte, wenn der Kongreß in demselben Sinne politisch hätte sprechen 

können; und die Schmerzen dieser Entwicklung, die notwendig damit verbundene Absplitterung wäre 

geringer gewesen, als das, was sich jetzt innerhalb der K. P. D. abspielt. Der wesentlichste Schaden, 

den die „Levitenfreundlichkeit“ des Kongresses angerichtet hat, ist nicht allein die Tatsache, daß wir 

jetzt vielleicht mehr gute Genossen verlieren werden, als das zur Zeit des Kongresses der Fall gewe-

sen wäre, sondern der größte Schaden ist die politische Unklarheit und Konfusion, die in den Mit-

gliedschaften herrscht und die jetzt in der Praxis der Entwicklung selbst erst überwunden werden 

muß. Ein kleines Beispiel dafür war die Verwirrung der kommunistischen Funktionäre im Betrieb 

von Borsig-Tegel, die die Einheitsfront so verstanden. haben, daß sie zum Teil mit für eine antibol-

schewistische Resolution der U. S. P. gestimmt haben. 

Solche Symptome der Konfusion kann man in der praktischen Arbeit vielfach erleben. Noch gefähr-

licher aber ist die allgemeine Passivität der Mitglieder, die innerlich nicht fertig geworden sind mit 

der langsameren Entwicklung der Weltrevolution und die darum erst durch die harte Schule der Er-

fahrung gehen müssen, um diese Passivität los zu werden. 

[181] Und über die deutsche Partei hinaus, sind alle Differenzen in der K. I. liquidiert? Keineswegs. 

Die Differenzen finden sich in den kommunistischen Parteien aller Länder, sie finden sich auch in 

der russischen K. P., wenn sie auch niedergehalten werden durch eine jahrzehntelange eiserne Dis-

ziplin. Sie werden hier vielleicht die schwierige Situation Rußlands verschärft werden. Die gegen-

wärtige Politik Sowjetrußlands ist notwendig. Darüber besteht gar kein Zweifel. Aber sie ist voll 

 
*) Für diese Anschauung hat der soeben abgeschlossene Eisenbahnerstreik den glänzendsten Beweis geliefert. Die Auf-

gabe der K. P. in diesem Moment ist jetzt natürlich, die Auswertung der gemachten Erfahrungen in den Massen, die 

organisatorische und agitatorische Verbreiterung der errungenen Positionen und die Vorbereitung auf neue Kämpfe, die 

ausbrechen müssen, da dieser Kampf nicht die zu Ende ausgetragen wurde und alle Konstrukte nicht nur bestehen bleiben, 

sondern noch verschärft werden. 
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Gefahren für die russische Revolution selbst und für das Weltproletariat. Auch darüber soll man sich 

nicht hinwegtäuschen. Die kommunistischen Parteien aller Länder und die gesamte kommunistische 

Internationale muß noch auf viele unerwartete und schwierige Momente in ihrer eigenen Entwicklung 

gefaßt sein und darf und wird trotzdem den Mut und die Kraft nicht verlieren, ihren Weg durch alle 

Stationen hindurchzugehen bis zum siegreichen Ende. 

N a c h s c h r i f t  d e r  R e d a k t i o n: 

E. H. Der Artikel der Genossin Ruth Kämpfer macht einige Nachbemerkungen notwendig. Die Ge-

nossin erhebt sowohl gegen die Zentrale der deutschen Partei wie gegen den 3. Weltkongreß den Vor-

wurf, man habe durch eine Politik der Kompromisse und „Ueberbrückung“ vorhandener Gegensätze 

die Krise in der Partei nicht nur nicht gelöst, sondern im Gegenteil noch vergrößert, schleppender und 

darum folgenschwerer gemacht. Die Genossin faßt ihr Urteil in folgende zwei Sätze zusammen, ers-

tens in Bezug, auf die deutsche Partei: „Man kann also ruhig behaupten, die Politik der Partei seit 

Jena der Arbeitsgemeinschaft gegenüber hat einen völligen Bankrott erlitten“, und zweitens in Bezug 

auf den Weltkongreß: „Die Kompromißresolutionen, die dort gefaßt sind, haben ... den politischen 

Klärungsprozeß in den Mitgliedschaften wesentlich gehemmt.“ 

Wie steht es nun in Wirklichkeit mit dem Bankrott der Politik der Partei gegenüber der rechten Op-

position und mit den „Kompromißresolutionen“ des 3. Weltkongresses? Angesichts des fast einstim-

migen Ergebnisses der Zentralausschußsitzung kann doch wohl kaum von einem Bankrott unsrer 

parteipolitischen Taktik gesprochen werden. Aber abgesehen davon; weit wichtiger ist die Untersu-

chung, ob die Taktik, die Genossin Ruth Kämpfer vorschlägt, bessere Resultate erzielt hätte, ob die 

Resolutionen von Moskau wirklich „eine klare, einheitliche, politische Linie“ vermissen ließen, ob 

der langsame Klärungsprozeß in den Mitgliedschaften und die „wesentliche Verstärkung“ der Ar-

beitsgemeinschaft ein Vierteljahr nach Jena nicht doch etwas tiefere Ursachen haben als nur die „Le-

vitenfreundlichkeit“ in Moskau und den Mangel an „strengen organisatorischen Maßnahmen.“ 

Wir lassen zunächst die Genossin Ruth gegen die Genossin Ruth sprechen. Mit demselben Atemzug, 

mit dem sie den Mangel an „strengen organisatorischen Maßnahmen“ bedauert und erklärt, daß die 

„Linken“ es für zweckmäßig gehalten hätten, wenn man die Differenzen damals noch unter dem fri-

schen Eindruck der Märzaktion „bis zu Ende ausgetragen hätte, politisch und organisatorisch“, mit 

demselben Atemzug gibt sie auch zu, daß „die Differenzen innerhalb der K. I. und die gesamtpoliti-

sche Situation um die Zeit des Kongresses keineswegs für die große Masse der kommunistischen 

Arbeiter so klar ausgereift waren, daß ihnen die schroffe Austragung der Gegensätze als unbedingt 

notwendig erschienen wäre.“ 

Wie denkt sich unter solchen Verhältnissen die Genossin Ruth die „politische und organisatorische 

Austragung“ der Parteidifferenzen in Moskau? Wobei zu beachten ist, daß auch die rechte Opposition 

sich damals noch nicht klar war über den Weg und die Konsequenzen ihrer Politik! War doch ein 

Friesland damals noch Wortführer, nicht der Leviten, sondern der Linken! Was konnte, was mußte 

also der Kongreß in dieser Situation tun? Konnte er so ohne weiteres, wie Genossin Ruth es wünscht, 

„diese revisionistischen Strömungen politisch erkennen und politisch bekämpfen“? Man überlege, 

was eine Entscheidung im Sinne Ruth Kämpfers in der damaligen Situation bedeutet hätte! Doch 

nichts anderes, als daß der Kongreß ohne Rücksicht auf das Verständnis der Massen, nicht nur Levi, 

sondern die gesamten Kritiker der Märzaktion in den revisionistischen, levitischen, liquidatorischen 

Topf geworfen und dementsprechend gebannt hätte! Wer war damals Levite? Etwa Clara Zetkin? 

[182] Wer war guter Kommunist? Etwa Friesland? Es ist doch keiner unter uns so naiv, zu glauben, 

daß die Abwanderung Frieslands zu Paul Levi durch einen Bannfluch gegen die gesamte Opposition 

in Moskau etwa gehemmt worden wäre! Reden wir ernst: Der Moskauer Kongreß konnte entspre-

chend der ganzen damaligen Situation nichts andres tun, als feststellen was ist, und die positive Linie 

für die Zukunft zeigen. Was damals schon an Levi und seinen Freunden klar revisionistisch war, hat 

der Kongreß erkannt und verurteilt. Was aber erst im Kleinen war, das konnte er nicht als Zangenge-

burt zur Welt bringen. 

Auch auf dem Kongreß gab es Leute, die zwar nicht wie unsre hellsichtige „Linke“ mit absoluter 

Sicherheit „damals schon wußten“, daß die Leviten sich nicht auf den Boden von Moskau stellen 
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würden, die es aber doch von dem und jenem ernstlich befürchteten? Aber wie gesagt, die Opposition 

wußte selbst noch nicht recht, wo sie hinaus wollte, der „Levitismus“ hatte sich noch nicht eindeutig 

auskristallisiert und zu Ende entwickelt. Es wäre ein Leichtes gewesen, sie alle nach rechts zu prügeln. 

Wären die Massen dadurch klarer geworden? Was also blieb dem Kongreß übrig? Er mußte der Op-

position die Möglichkeit geben, zu beweisen, daß sie nicht Levitisch, sondern kommunistisch war, 

bezw. umgekehrt. Und dies um so mehr, als die Fehler unsrer „Linken“ damals wahrlich nicht klein 

waren und zweifellos ihr gerüttelt Maß Schuld daran trugen, wenn ein Teil der Opposition in der Kritik 

zu weit nach rechts gedrängt wurde. In dem Augenblick, wo es galt, nicht nur die deutsche Partei, 

sondern die ganze kommunistische Internationale auf die neue, unendlich schwierigere Taktik der An-

knüpfung an die Tagesnöte der Masse umzustellen, in diesem Augenblick war die Gefahr, die von 

dem damals noch recht wenig klaren und wenig gefestigten rechten Häuflein drohte, entschieden klei-

ner als die Gefahr, die von den unentwegten Verteidigern der Offensivtheorie, von denen drohte, die 

mit der unberechtigten auch die berechtigte Kritik an der Märzaktion zum Schweigen bringen wollten. 

War das etwa Mangel an „einer klaren einheitlichen, politischen Linie“? War das Kompromißpolitik? 

Wir denken nein! Denn es kam wirklich nicht darauf an, eine noch halbreife, ungeklärte Opposition 

prophetisch als Verräter zu bezeichnen und rasch auszuschließen, solange die Parteimassen noch „unter 

dem Eindruck der Sabotage der kommunistischen Arbeit durch einen kleinen Kreis von Leviten stan-

den“, sondern darauf kam es an, diese Parteimassen zuerst zur Erkenntnis und Ablegung ihrer eigenen 

Fehler zu bringen, die mitunter nicht weniger unkommunistisch waren, und sie dadurch zu befähigen, 

nicht bloß erbitterte Gegner der „Leviten“, sondern deren politisch bewußte Ueberwinder zu sein. 

Der Levitismus ist eben keine Erscheinung, die an gewisse Personen gebunden ist und also durch 

Ausmerzung eines kleinen Führerklüngels erledigt werden kann, e hat seine Wurzeln in der gegen-

wärtigen historischen Situation und damit in den Massen selbst. Daraus folgt, daß der Moskauer Kon-

greß den Massen die Aufgabe nicht abnehmen konnte, das zu tun, was Genossin Ruth bedauert, näm-

lich „jetzt in der Praxis der Entwicklung selbst“ Klarheit zu schaffen. Was der Kongreß tun konnte, 

um diesen Klärungsprozeß zu beschleunigen, hat er getan. 

Aber nein! Genossin Ruth sagt, die Beschlüsse des Moskauer Kongresses hätten „den politischen 

Klärungsprozeß in den Mitgliedschaften wesentlich gehemmt“ und eint schlimme „Konfusion“ an-

gerichtet, eine Konfusion, die sich z. B. in der Fraktion bei Borsig, Tegel drastisch geäußert habe. 

Uns scheint die Konfusion, die bei Borsig herrschte, und die heute noch in manchen Parteikörpern 

nach dieser oder der anderen Seite hin herrscht, nicht durch die Thesen des dritten Weltkongresses 

verschuldet zu sein, vielmehr dadurch, daß der Inhalt dieser Thesen noch viel zu wenig in das Be-

wußtsein unsrer Mitglieder gedrungen ist. 

Diese Konfusion ist aber nicht bloß „von unten auf“. Sie fängt unseres Erachtens schon bei der Ge-

nossin Ruth selbst an. Die Auffassung, die sie über die „Einheitsfront“ entwickelt, ist so unklar und 

vieldeutig wie nur möglich. Was soll z. B. folgender Satz bedeuten: „Gerade das Hinwegschreiten 

über die Parteimauern, das Hinwegfegen der Instanzen, das Ersetzen der revolutionsfeindlichen Or-

ganisationen durch Organe der Arbeiterschaft, die aus dem Kampfe herauswachsen und die Führung 

der Einheitsfront übernehmen, muß der Sinn und das Ziel unsrer Taktik sein. Die selbstverständlich 

nur dann zum Erfolg führen kann, wenn sie von einer revolutionären Welle getragen wird“. Wenn 

dieser Satz [183] nüchternes deutsch und keine geschwollene Phrase sein soll, so kann er nur bedeu-

ten: Wie wollen 1. Die Beseitigung nicht nur der opportunistischen Führer, sondern der Gewerkschaf-

ten („Organisationen!“) selbst und ihre Ersetzung durch kampfgeborene Arbeiterräte, 2. Einigung der 

Massen einzig über die Köpfe ihres Partei- und Gewerkschaftsspitzen hinweg. Das erste ist absolut 

falsch, vielleicht ein Schreibfehler. Es würde eine politische Parole in eine organisatorische verwan-

deln. Das zweite bedeutet in der obigen Schroffheit eine gefährliche Einengung unserer Taktik, die 

dadurch starr wird statt elastisch. Genossin Ruth begeht denselben Fehler hier, den sie sonst den Le-

viten vorwirft, nämlich den der grob mechanischen Auffassung der Einheitsfront. Nur daß bei ihr die 

Mechanik nach der anderen Seite läuft. Sie will die Einheitsfront nur „von unten auf“ und vergißt, 

daß ja nach der Situation auch das „Verhandeln mit den Führern“ ein wichtiges Mittel sein kann, um 

die Massen in Bewegung zu setzen, die falschen Führer zu entlarven. Konsequent zu Ende gedacht 
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führen die Auslassungen Ruth Kämpfers zur Einheitsfront ins Lager ... Otto Rühles. Ein Glück, daß 

die praktische Politik unserer Linken bedeutend besser ist als ihre Theorie. 

Kurzum: Der Angriff Ruth Kämpfers gegen den 3. Weltkongreß und die innere Politik der Partei seit 

Jena ist ein Mißgriff. Die Moskauer Thesen zur Taktik sind so wenig ein Kompromiß, daß sie gerade 

jetzt eine scharfe Waffe bieten gegen die Befürworter der Massenpartei um jeden Preis und der Politik 

nur auf lange Sicht. Was die Klärung der Massen hintangehalten hat, war, abgesehen von der allge-

meinen politischen Flaute und teilweisen Konsolidierung des deutschen Kapitalismus, nicht zum min-

desten jene Angst gewisser Kreise vor jeder politischen Diskussion, als ob politische Diskussion an 

sich schon vom Handeln abhalte, war die Tatsache, daß in Jena die Neueinstellung der Partei noch 

nicht klar und entschieden genug zum Ausdruck kam. Wenn die Zentrale der deutschen Partei sich 

bis zum Zentralausschuß im Januar, zwar nicht „ängstlich hütete“ vor organisatorischen Maßnahmen, 

wohl aber der Opposition äußerste Toleranz gewährte, so darum, weil nur die breite Eröffnung der 

Diskussion imstande war, den von der Genossin Kämpfer selbst bedauerten Mangel an politischer 

Klarheit in den Parteimassen zu beheben, was nicht dadurch geschieht, daß man bestehende Krank-

heitserscheinungen als „Führerkrise“ etc. wegleugnet. Gerade die Zurückhaltung der Zentrale hat 

dazu beigetragen, daß die Opposition sich so rasch und gründlich entlarvte, daß dem Geschrei über 

„Feldwebelgeist“ ein Ende gemacht wurde, daß zwar wenige „Führer“, dafür aber manche gute Ar-

beiter der Partei erhalten blieben. 

* 

Die rote Gewerkschaftsinternationale und ihr Kritiker Wilhelm Hauth.  
Von Fritz Heckert 

Auf unseren Artikel „Die Totengräber der Roten Gewerkschafts-Internationale“ antwortet Wilhelm 

Hauth mit 2 Artikeln, deren Würze nicht Kürze ist, und deren Länge nichts für die Klarheit der darin 

entwickelten Gedanken beweist. 

Im Artikel Nr. 1 bemüht sich Wilhelm Hauth nachzuweisen, daß unsere Kritik an den Amsterdamern 

nur aus Geschimpfe gegen die Führer besteht. Sonst wird im Artikel nichts von Belang gesagt. 

Nun liegt der zweite Artikel vor, der die im ersten Artikel nicht produzierten Gedanken wahrschein-

lich enthalten soll. Was sehen wir aber bei seiner Durchsicht? Einleitend wiederum eine Polemik 

gegen Anschauungen, die in den Kreisen der Anhänger der Roten Gewerkschafts-Internationale nir-

gends geäußert worden sind und eine Reihe von Selbstverständlichkeiten. Hauth hätte sich das Wie-

derholen dessen, was Grundregel in der R. G. I. ist, sparen können. Vor allen Dingen war, es unnötig, 

jetzt uns diese Selbstverständlichkeiten als seine Meinung zu offenbaren. Es ist ganz gut, wenn Hauth 

über das Verhalten der Räte der Masse gegenüber genau so denkt wie die R. G. I., aber das ist nicht 

sein besonderes Verdienst. Dann aber macht Hauth eine sehr interessante Feststellung. Er rückt näm-

lich von seinem jetzi-[184]gen Genossen Paul Levi in der Frage der Liquidation der R. G. I. merklich 

ab, und er hält es für notwindig, zu betonen, daß Levi „auch in dieser Frage den Fehler macht, in den 

er so oft verfällt“. Damit will Hauth wohl bekunden, daß er nicht das will, was Levi will. 

Der Artikel „Die Totengräber der R. G. I.“ war aber gar nicht als eine Polemik gegen Hauths damalige 

Anschauung geschrieben, sondern er war eine Polemik gegen die, die in der Frage der R. G. I. wie 

Levi dachten und handelten. Hauth scheint aber schon vorausgesehen zu haben, daß er in wenigen 

Wochen bei Levi landen werde, und so warf er sich eben mit aller Kraft zu Levis Verteidiger auf. 

Gegenwärtig wissen wir allerdings nicht, ob Hauth, nachdem er jetzt mit Levi wieder verbunden ist, 

nicht auch vollständig Levis Anschauungen deckt. Es nimmt uns aber weiter nicht wunder, daß Hauth 

konstatiert, seine Anschauungen ständen mit den Grundsätzen der 3. Internationale durchaus in Ein-

klang, die R. G. I. schädige aber gerade diese Grundsätze auf das Schwerste. Es befinden sich das 

Exekutivkomitee der Kommunistischen Internationale und die Kommunistischen Parteien aller Län-

der zwar in der Illusion, daß die Grundsätze der Kommunistischen Internationale mit den Grundsät-

zen der R. G. I. in Uebereinstimmung stehen und daß deren Praxis nicht widerspreche den Grundsät-

zen der K. I. Hauth aber hält es für angebracht, sich als den richtigen Interpreten der Gewerkschafts-

grundsätze der K. I. vorzustellen. Wer kann dagegen etwas tun? 
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Nun möchte Hauth aber seine Anschauungen über die Schädlichkeit der R. G. I. in ihrer gegenwärti-

gen Form für die revolutionäre Arbeiterbewegung wenigstens durch einige Beispiele belegen. Dabei 

geschieht ihm aber ein sehr fatales Malheur. Er beweist nämlich nur, daß er von dem tatsächlich 

Existierenden keine Ahnung hat und daß er sich darum nach Gutdünken etwas zusammenkonstruiert, 

und das gilt dann bei ihm als Beleg. So schreibt er: 

„Bei der heutigen Struktur der Gewerkschaften bedeutet der Austritt eines internationalen Gewerkschaftsver-

bandes aus Amsterdam und der Uebertritt nach Moskau eine Spaltung der Gewerkschaften, und zwar nicht 

etwa im internationalen Maßstabe, sondern in jenem Lande, das nach Moskau geht. Wir müßten sonst warten, 

bis alle Gewerkschaften eines Landes sich für Moskau entschieden haben. Wie zweifeln aber, daß bis zu dem 

Zeitpunkt die Frage Amsterdam oder Moskau noch eine Rolle spielt.“ 

Und bringt als Beispiel Italien. Er lobt D’Arrogana’s Politik, der mit der C. G. d. L. zu Amsterdam 

ging und dabei erklärte: man müsse im Interesse der Einheit der Arbeiterbewegung nicht nach Mos-

kau gehen, aber die Grundsätze der R. G. I. in der Amsterdamer Internationale propagieren. Hauth 

sagt, hätte D’Arrogana anders entschieden, dann würden die Gewerkschaften Italiens sich gespalten 

haben, – in den Teil, der bei Amsterdam bleiben wollte und in den, der nach Moskau seine Schritte 

lenkte. (Daß die italienische Gewerkschaftsbewegung außer der C. G. d. L. noch die Uniona Syndi-

kala Italia und einige abseitsstehende gewerkschaftliche Zentralverbände aufweist, überseht Hauth 

gänzlich.) Und in der Sitzung des Zentralausschusses wiederholte er seine Beweisführung: „Würde 

D’Arrogana den Anschluß nach Moskau bewirkt haben, dann würden vielleicht ¾ der Mitglieder der 

C. G. d. L. nach Moskau gegangen sein und ¼ nach Amsterdam. Die Spaltung wäre Tatsache gewor-

den. “ Solches Argument würde sicherlich von Hauth selbst als lächerlichen empfunden werden, 

wenn er es nicht brauchte, um seiner Theorie überhaupt einen Untergrund zu verschaffen. Hauth ver-

langt also nicht mehr und nicht weniger, als daß sich die erdrückende Majorität, um eine Spaltung zu 

verhindern, sich immer der Minderheit fügen muß, wenn diese reformistische Minderheit eben den 

revolutionären Weg nicht gehen will. Das ist ja eine nette Methode der Eroberung der Macht in den 

Gewerkschaftsverbänden. 

Aber das ganze italienische Beispiel ist überhaupt ein untaugliches, weil die Frage in Wirklichkeit 

ganz anders steht, als wie sie Hauth konstruierte. D’Arrogana und die T. G. d. L waren Mitglieder 

der Roten Gewerkschaftsinternationale und traten aus dieser aus, um sich Amsterdam zuzuwenden. 

Dabei frug D’Arrogana die Mitglieder nicht, ob sie den Weg von Moskau nach Amsterdam mitmachen 

wollten. Sein Schritt wurde gemacht, nicht um eine Spaltung zu verhüten, sondern selbst auf die 

Gefahr der Spaltung hin. [185] Weiter war es nur ein plumper Fälschertrick von D’Arrogana als er 

sagte, er wolle in der Amsterdamer Internationale für die Grundsätze der R. G. I. wirken, denn schon 

am 12. Januar d. J. forderte er als Leiter der C. G. d. L. von der italienischen sozialistischen Partei die 

Unterstützung des bürgerlichen Ministeriums Bonomi, um von diesem den Schutz der Arbeiterorga-

nisationen vor dem Faszismus zu erhalten. Die Arbeiterorganisationen seien nicht imstande, sich selbst 

zu schützen. Er wollte also die italienische sozialistische Partei verleiten, von ihrem Klassenkampf-

standpunkt abzugehen und eine Arbeitsgemeinschaft mit der Bourgeoisie zu bilden. Das war selbst 

den Seratianern zu viel, die italienische sozialistische Partei hat diesen Vorschlag abgelehnt. Gegen 

diese Politik bäumten sich aber auch die Mitglieder der C. F. d. L. auf (siehe die Protestkundgebung 

im reformistischen Mailand). Nur Wilhelm Hauth findet, daß D’Arrogana ein ehrlicher Klassenkämp-

fer ist und seine Gewerkschaftspolitik den Interessen der Arbeiter entspricht. Jetzt aber macht sich in 

Italien als Reaktion auf D’Arroganas Strategie ein sehr starkes Wachsen des Anarcho-Syndikalismus 

bemerkbar. Hauth schreibt aber, was scheren uns einige Hunderttausend Syndikalisten? 

Und in Frankreich ist es nach Wilhelm Hauth ganz ebenso. Dort spaltet sich die Gewerkschaftsbewe-

gung gleichfalls nur wegen der Existenz der Roten Gewerkschafts-Internationale. Denn er schreibt: 

„Uebrigens sehen wie die Spaltungstaktik nicht nur von Italien verlangt. Auch das Wirken der Gewerkschafts-

opposition in Frankreich heißt zwar nicht Spaltungsabsicht, aber spielt den spaltenden Anhängern Amsterdams 

die Argumente für ihr Handeln in die Hände. Welche Organisation läßt sich auch in der Organisation eine 

Gegenorganisation gefallen? (Und welch Gnade!) Wir werfen keinen Stein auf die französischen Genossen. 

Wir alle haben mehr oder weniger gefehlt.“ 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 162 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

Was ist das, Wilhelm Hauth, sind Sie für die Grundsätze der R. G. I. und für die Zellenbildung in den 

Gewerkschaften? Sie polemisieren doch in ihrem Artikel gegen Paul Levi, weil er die „Zellentaktik 

liquidieren“ will und sagen, „wenn sich die R. G. I. hiergegen wehrt, so aus begreiflichen Gründen“. 

Sie rücken ab von Paul Levi, indem Sie schreiben: „Was die Aufgabe, der Zellentaktik anbelangt, so 

macht Levi hier den Fehler, in den er so oft verfällt“. Was soll Ihr „Doppelspiel“? Den revolutionären 

Syndikalisten kreiden es sich als ein Verbrechen an, daß sie in der Organisation Organisationen bil-

den, während Sie für die deutschen Kommunisten im Gegensatz zu Levi es als eine nützliche Sache 

erklären. Wir hoffen, daß Sie auch hier mit uns ausnahmsweise einmal übereinstimmen, daß das ein 

Widerspruch ist, der seiner Lösung durch Sie noch bedarf. 

Und noch eine Antwort verlangen wir in der französischen Frage von Ihnen. Der französische Ei-

senbahnerverband wurde von Bidegaray gespalten. Dieser warf die große Majorität, 70.000 Eisen-

bahner, aus der Organisation, Jouhaux und Fimmen haben das gedeckt. Das ist ein Beispiel für eine 

ganze Reihe. Soll Moskau, soll die R. G. I. diese Eisenbahner, die von Bidegaray ausgestoßen sind, 

weil sie die Mehrheit waren, und die Gewerkschaftler, die sich mit ihnen solidarisieren, dazu noch 

in der C. G. T, die Mehrheit sind, wegstoßen oder nicht? Aber, den paar Hunderttausend Syndikalis-

ten bleibt es – nach Ihnen – ja unbenommen, Verbindung mit der kommunistischen Internationale zu 

halten, wenn ihnen daran gelegen ist. 

Und in der Schweiz. Hier werden durch die Amsterdamer Gewerkschaftsbürokraten die Mehrheit der 

gewerkschaftlich organisierten Mitlieder auf das gemeinste provoziert. Weil diese Mehrheit die Ein-

heitsfront will, allerdings die Einheitsfront gegen das Kapital. Hier haben die Vorsitzenden des Me-

tallarbeiterverbandes und des Gewerkschaftsbundes rücksichtslos die Organisationen zertrümmert 

und Amsterdam tat nichts für die Erhaltung der Einheit. Es begünstigte vielmehr den Schritt der Dürr 

und Ilg. Soll auch hier die R. G. I. sagen, ihr geht uns nichts an? 

Hauth schreibt von uns: Wir sehen die Dinge in der Arbeiterbewegung nicht dialektisch, unsere Ein-

stellung sei eine ganz schematisch, dogmatische. Wir wissen nicht, was er sich unter diesen Begriffen 

vorstellt. Dafür erleben wir in [186] diesen Tagen wieder Wirklichkeit, nämlich daß der A. D. G. B. 

in einem großen gewaltigen Kampf die kämpfenden Arbeiter und Beamten nicht nur feige im Stich 

läßt, sondern daß er sie obendrein noch an ihre Erzfeinde verrät. Zu hundert Schurkereien eine neue. 

Doch gerade wir Kommunisten werden in den nächsten Wochen merken, welche Mühe es kostet, die 

deutschen Arbeiterorganisationen zusammenzuhalten, die Gewerkschaften vor der Zerrüttung oder 

gar vor der Auflösung zu schützen, die die Praktik der Deutschen Amsterdamer nicht nur begünstigt, 

sondern direkt organisiert. Und unter solchen harten Tatsachen, die wir in der Gewerkschaftsbewe-

gung aller Länder erleben, ist es doch wohl, na gebrauchen wir einen harmlosen Ausdruck, Nase-

weisheit, wenn Wilhelm Hauth schreibt: 

„Jede Tendenz unserer Gewerkschaftstätigkeit zu einer Spaltung ist schädlich und unbedingt abzulehnen. Ent-

hält die Gründung der Roten Gewerkschafts-Internationale Spaltungstendenzen (und Hauth bejaht das ohne 

Einschränkung), dann war die Gründung ein Fehler, den auszusprechen wir uns nicht scheuen dürfen, wenn 

selbst wir alle mitschuldig sind.“ 

Zum Schluß. Die Kritiker der R. G. I. sollten sich angewöhnen, klar und eindeutig zu sprechen, wie 

Levi, der preisgibt die R. G. I. und preisgibt die Gewerkschaftspolitik der Kommunistischen Interna-

tionale. Dieser hält sie für verderblich, weil er selbst ein Amsterdamer geworden ist. Sie sollen sich 

nicht mit Wenn und Abers umkleiden, und sie sollen nicht italienische Beispiele konstruieren, wie 

Wilhelm Hauth, denn hinter solche Methode versteckt sich doch nur das: „Ich weiß noch nicht, nach 

welcher Seite ich falle“. 

* 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 163 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

Kritische Bemerkungen zu Rosa Luxemburgs „Kritik der russischen Revolution“.*)  
von Georg L u k á c s. 

Der Artikel des Genossen Lukács war vor dem Erscheinen der Artikelserie „Rosa Luxemburgs Stel-

lung zu den taktischen Problemen der Revolution“ von A. Warski (Internationale 5-7) geschrieben. 

In den meisten grundsätzlichen Fragen stimmen beide Arbeiten überein, wir stellen den Artikel aber 

vor allem zur Diskussion, weil dies auch in wesentlichen Punkten nicht geschieht. 

Paul Levi hat sich veranlaßt gefühlt eine, im Breslauer Gefängnis hingeworfene, Bruchstück geblie-

bene Broschüre der Genossin Rosa Luxemburg herauszugeben. Die Herausgabe ist inmitten der hef-

tigsten Kämpfe gegen die K. P. D. und gegen die Komintern erfolgt; sie ist ebenso eine Etappe dieses 

Kampfes, wie die „Vorwärts“-Enthüllungen, wie die Broschüre Frieslands, – nur dient sie anderen, 

tiefer gehenden Zwecken. Nicht das Ansehen, der K. P. D., nicht das Vertrauen zu der Politik der III. 

Internationale soll diesmal erschüttert werden, sondern die theoretischen Grundlagen der bolschewis-

tischen Organisation und Taktik. Die ehrwürdige Autorität Rosa Luxemburgs soll in den Dienst dieser 

Sache gestellt werden. Ihr Nachlaß soll die Theorie für die Liquidierung der Komintern und ihrer 

Sektionen liefern. (Es ist bezeichnend, daß von den 120 Seiten der Broschüre knappe 50 von Rosa 

Luxemburg selbst stammen. Die Broschüre ist wesentlich von Levi verfaßt, Rosa Luxemburg dient 

nur als Aufhängeschild, als Belegmaterial, als Autorität.) Darum genügt es nicht, darauf hinzuweisen, 

daß Roja Luxemburg später ihre Anschauungen geändert hat. Es kommt darauf an: einzusehen in-

wiefern sie Recht oder Unrecht hat. Denn – abstrakt gesprochen – wäre es ja durchaus möglich, daß 

sie sich in den ersten Monaten der Revolution in falscher Richtung weiterentwickelt hatte; daß der 

von den Genossen Warski und Zetkin festgestellte Wechsel ihrer Anschauungen nicht zutreffe. Die 

Auseinandersetzung muß sich also vorerst – unabhängig von der [187] späteren Stellungnahme Rosa 

Luxemburgs zu ihren hier niedergelegten Anschauungen – an diese Anschauungen selbst knüpfen. 

Umso mehr, da einige der hier berührten Gegensätze zwischen Rosa Luxemburg und den Bolschewiki 

schon in der Juniusbroschüre und Lenins Kritik über sie, ja bereits in der Kritik, die Rosa Luxemburg 

über Lenins Buch „Ein Schritt vorwärts, zwei Schritt rückwärts“ 1904 in der „Neuen Zeit“ veröffent-

licht hat, zu Tage getreten sind und teilweise noch in die Abfassung des Spartakus-Programms hin-

einspielen. 

I. 

Es kommt also auf den sachlichen Gehalt der Broschüre an. Jedoch auch hier ist das Prinzip, die 

Methode, die theoretische Grundlage, die allgemeine Beurteilung des Charakters der Revolution, die 

die Stellungnahme zu den einzelnen Fragen letzthin bedingt, wichtiger, als die Stellungnahme selbst 

zu den einzelnen Problemen der russischen Revolution. Diese sind größtenteils von der inzwischen 

abgelaufenen Zeit erledigt worden. Selbst Levi gibt dies im Bezug auf die Agrarfrage zu. Hier tut 

also heute bereits keine Polemik mehr not. Es gilt bloß den methodischen Punkt aufzuzeigen, der uns 

einen Schritt näher zum zentralen Problem dieser Betrachtungen: zu der falschen Beurteilung des 

Charakters der proletarischen Revolution führt. Rosa Luxemburg hebt hervor: „Eine sozialistische 

Regierung, die zur Macht gelangt ist, muß aber auf jeden Fall eins tun: Maßnahmen ergreifen, die in 

der Richtung auf jene grundlegenden Voraussetzungen einer späteren sozialistischen Reform der Ag-

rarverhältnisse liegen, sie muß zumindesten alles vermeiden, was ihr den Weg zu jenen Maßnahmen 

verrammelt. (S. 84) Und sie tadelt Lenin und die Bolschewiki, dies versäumt, ja das Entgegengesetzte 

getan zu haben. Wenn diese Anschauung isoliert dastehen würde, so könnte man sich darauf berufen, 

daß die Genossin Rosa Luxemburg – wie fast jeder im Jahre 1918 – über die wirklichen Ereignisse 

in Rußland unzureichend unterrichtet war. Wenn wir aber diesen Tadel im Gesamtzusammenhang 

ihrer Darlegungen betrachten, so ersehen wir sofort, daß sie die tatsächliche Macht, die den Bolsche-

wiki für die Form der Regelung der Agrarfrage zu Gebote stand, erheblich überschätzt. Die Agrarre-

volution war eine – vom Willen der Bolschewiki, ja vom Willen des Proletariats gänzlich 

 
*) Rosa Luxemburg: Die russische Revolution. Verlag: Gesellschaft und Erziehung. 1922. Um eventuellen Mißverständ-

nissen vorzubeugen, muß sogleich erklärt werden, daß die folgenden Darlegungen sich ausschließlich auf die folgende 

Broschüre beziehen. Ich sehe mich keineswegs veranlaßt, auch nur ein Wort von meinem früheren Artikel über R. L. 

(Kommunismus II. 1-2) zurückzuziehen. 
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unabhängige – gegebene Tatsache. Die Bauern hätten Grund und Boden auf Grund der elementaren 

Aeußerung ihrer Klasseninteressen unter allen Umständen aufgeteilt. Und diese elementare Bewe-

gung hätte, wenn sie sich ihr widersetzt hätten, die Bolschewiki genau so weggefegt, wie sie die 

Menschewiki und die S. R. weggefegt hat. Die richtige Fragestellung in der Agrarfrage lautet also 

nicht, ob die Agrarform der Bolschewiki eine sozialistische, oder wenigstens in der Richtung auf 

Sozialismus liegende Maßnahme wär. Sondern ob in der damaligen Situation als die aufwärtsstei-

gende Bewegung der Revolution einem Entscheidungspunkt zustrebte, alle elementaren Kräfte der 

sich auflösenden bürgerlichen Gesellschaft gegen die sich zur Konterrevolution organisierende Bour-

geoisie zusammen gefaßt werden sollten. (Einerlei ob sie „rein“ proletarisch oder kleinbürgerlich 

waren, einerlei ob sie sich in der Richtung auf Sozialismus bewegt haben.) Denn der elementaren 

Bauernbewegung gegenüber, die auf Aufteilung von Grund und Boden zustrebte, mußte Stellung 

genommen werden. Und diese Stellungnahme konnte nur ein klares und eindeutiges Ja oder Nein 

sein. Man mußte sich entweder an die Spitze dieser Bewegung stellen, oder sie mit Waffengewalt 

niederschlagen. In welchem Fall man zwangsläufig zum Gefangenen der hier notwendig verbündeten 

Bourgeoisie geworden wäre, wie dies den Menschewiki und den S. R. tatsächlich passiert ist. An eine 

allmähliche „Ablenkung“ dieser Bewegung „in die Richtung auf Sozialismus“ war in diesem Augen-

blick nicht zu denken. Dies konnte und mußte später versucht werden. In wieweit diese Versuche 

wirklich gescheitert sind (worüber m. E. die Akten noch lange nicht abgeschlossen sind, es gibt „ge-

scheiterte Versuche“, die in späteren Zusammenhängen dennoch Früchte tragen) und was die Ursa-

chen ihres Scheiterns waren, gehört nicht hierher. Denn hier wird der Entschluß der Bolschewiki im 

Moment der Machtergreifung diskutiert. Und da muß festgestellt werden, daß für die Bolschewik gar 

nicht die Wahl zwischen einer Agrarreform, die in der Richtung auf Sozialismus liegt und einer, die 

von ihm wegführt, bestand, sondern nur die: die entfesselten Energien der elementaren Bauernerhe-

bung für die proletarische Revolution zu [188] mobilisieren, oder – sich ihr entgegenwerfend – das 

Proletariat hoffnungslos zu isolieren, der Konterrevolution zum Siege zu verhelfen. 

Auch Rosa Luxemburg gibt dies unumwunden zu: „Als politische Maßnahme zur Beseitigung der 

proletarisch-sozialistischen Regierung war dies eine vorzügliche Taktik. Sie hatte aber leider sehr 

ihre zwei Seiten und die Kehrseite bestand darin, daß die unmittelbare Landergreifung durch die 

Bauern mit sozialistischer Wirtschaft, meist garnichts gemein hat.“ (82) Wenn sie aber trotzdem ge-

rade an die richtige Einschätzung der politischen Taktik der Bolschewiki ihren Tadel gegen ihre so-

zialökonomische Handlungsweise anknüpft, so zeigt sich bereits hier das Wesen ihrer Einschätzung 

der russischen, der proletarischen Revolution. Die Ueberschätzung ihres rein proletarischen Charak-

ters, also die Ueberschätzung sowohl der äußeren Macht, wie der inneren Klarheit und Reise, die die 

proletarische Klasse in der ersten Phase der Revolution besitzen kann und tatsächlich besessen hat. 

Und es zeigt sich zugleich als Kehrseite, die Unterschätzung der Bedeutung der nichtproletarischen 

Elemente in der Revolution. U. zw. die Unterschätzung sowohl der nichtproletarischen Elemente au-

ßerhalb der Klasse, wie der Macht solcher Ideologien innerhalb des Proletariats selbst. Und diese 

falsche Beurteilung der wahren treibenden Kräfte führt zu dem entscheidensten Punkt ihrer falschen 

Einstellung: z u r  U n t e r s c h ä t z u n g  d e r  R o l l e  d e r  P a r t e i  i n  d e r  R e v o l u t i o n, z u r  U n -

t e r s c h ä t z u n g  d e s  b e w u ß t-p o l i t i s c h e n  H a n d e l n s  g e g e n ü b e r  d e m  d e r  N o t w e n -

d i g k e i t  d e r  ö k o n o m i s c h e n  E n t w i c k l u n g  e l e m e n t a r e n  G e t r i e b e n s e i n. 

II. 

Diese Zuspitzung auf das Prinzipielle wird manchem Leser hier noch übertrieben vorkommen. Um 

die Einsicht in ihre sachliche Richtigkeit klarer hervortreten zu lassen, müssen wir wieder zu den 

Einzelfragen der Broschüre zurückkehren. Rosa Luxemburgs Stellungnahme zu der Nationalitäten-

frage in der russischen Revolution führt zu den kritischen Auseinandersetzungen der Kriegszeit, zu 

der Juniusbroschüre und zur Lenins Kritik über sie zurück. 

Die These, die Lenin (nicht nur gelegentlich der Juniusbroschüre, wo sie allerdings ihre klarste und präg-

nanteste Fassung gefunden hat) stets hartnäckig bekämpfte, lautet:*) „in der Aera dieses entfesselten 

 
*) Leitsätze über die Aufgaben der internationalen Sozialdemokratie These 5. Futurus Verlag 105. 
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Imperialismus kann es keine nationalen Kriege mehr geben.“ Es scheint vielleicht, als ob es sich hier 

um einen bloß theoretischen Gegensatz handeln würde. Denn über den imperialistischen Charakter 

des Weltkrieges herrschte ja zwischen Junius und Lenin die vollste Uebereinstimmung. Auch darin, 

daß selbst jene Teilmomente des Krieges, die isoliert betrachtet nationale Kriegs wären, wegen ihres 

Zusammenhanges mit dem imperialistischen Gesamtkomplex durchaus als imperialistische Erschei-

nungen gewertet werden müssen. (Serbien und das richtige Verhalten der serbischen Genossen). 

Sachlich-praktisch tauchen aber hier sogleich Fragen von höchster Bedeutung auf. Erstens ist eine 

Entwicklung, in der nationale Kriege wieder möglich werden, zwar nicht wahrscheinlich, aber auch 

nicht ausgeschlossen. Ihr Eintreten hängt von dem Tempo ab, in den die Phase der imperialistischen 

Kriege in die der Bürgerkriege übergeht. So daß es falsch ist, den imperialistischen Charakter der 

Gegenwart, bis zum Läugnen der Möglichkeit nationaler Kriege überhaupt zu verallgemeinern – denn 

dadurch könnte der sozialistische Politiker eventuell in eine Lage kommen, in der er (aus Prinzipien-

treue) reaktionär handelt. Zweitens müssen die Aufstände der Kolonial- und Halbkolonialvölker not-

wendig nationale Kriege sein, die die revolutionären Parteien durchaus unterstützen müssen, denen 

gegenüber eine Gleichgültigkeit direkt konterrevolutionär wäre. (Serratis Haltung in der Kemal-

Frage) Drittens darf nicht vergessen werden, daß nicht nur in den kleinbürgerlichen Schichten (deren 

Verhalten unter Um-[189]ständen die Revolution sehr begünstigen kann), sondern auch im Proleta-

riate selbst, besonders im Proletariate unterdrückter Nationen, nationalistische Ideologien lebendig 

geblieben sind. Und ihre Empfänglichkeit für den wahren Internationalismus kann nicht durch eine 

gedanklich-utopische Vorwegnahme des kommenden, des sozialistischen Zustandes, in dem es keine 

Nationalitätenfrage mehr geben wird, erweckt werden, sondern nur durch den praktischen Beweis, 

daß das siegreiche Proletariat einer unterdrückenden Nation bis in die letzten Konsequenzen, bis zum 

vollen Selbstbestimmungsrecht „einschließlich der staatlichen Loslösung von Rußland“ mit den un-

terdrückenden Tendenzen des Imperialismus gebrochen hat. Allerdings muß dieser Parole beim Pro-

letariat des unterdrückten Volkes – die Parole des Zusammengehörens, der Föderation als Ergänzung 

gegenüberstehen. Aber nur diese beiden Parolen zusammen können dem Proletariat, das durch die 

bloße Tatsache seines Sieges noch nicht sein Vergiftetsein von kapitalistisch-nationalistischen Ideo-

logien verloren hat, über die ideologische Krise des Ueberganges helfen. Die Politik der Bolschewiki 

hat sich in dieser Frage, den Mißerfolgen von 1918 zum Trotz, als die richtige erwiesen. Denn auch 

ohne die Parole des vollen Selbstbestimmungsrechtes hätte Sowjetrußland nach Brest-Litowsk die 

Randstaaten und die Ukraina verloren. Es hätte aber, ohne diese Politik, weder letztere, noch die 

kaukasischen Republiken usw. wiedergewonnen. 

Rosa Luxemburgs Kritik ist hier von der Geschichte selbst widerlegt worden. Und wir hätten uns 

garnicht so ausführlich mit dieser Frage beschäftigt, deren Theorie Lenin in seiner Kritik der Junius-

broschüre („Gegen den Strom“) bereits widerlegt hat, wenn darin nicht dieselbe Auffassung vom 

Charakter der proletarischen Revolution zutage treten würde, die wir bereits in der Agrarfrage analy-

siert haben. Rosa Luxemburg übersieht auch hier die vom Schicksal aufgezwungene Wahl zwischen 

nicht „rein“ sozialistischen Notwendigkeiten, vor die die proletarische Revolution zu Beginn gestellt 

wird. Sie übersieht die Notwendigkeit für die revolutionäre Partei des Proletariats, alle (im gegebenen 

Augenblick) revolutionären Kräfte, zu mobilisieren und so die Front der Revolution (für den Augen-

blick, in dem sich die Kräfte messen) klar und möglichst mächtig gegen Konterrevolution aufzustel-

len. Sie stellt den Forderungen des Tages stets Prinzipien kommender Stadien der Revolution gegen-

über. Diese Einstellung bildet die Grundlage zu den letzthin entscheidenden Ausführungen dieser 

Broschüre: über Gewalt und Demokratie, über Sowjetsystem und Partei – deretwegen diese Bro-

schüre jetzt von Levi herausgegeben wurde. Es kommt also darauf an, diese Anschauungen in ihrem 

richtigen Wesen zu erkennen. (Darüber im nächsten Artikel.) 

* 

Das Jahr 1921 und die russische Landwirtschaft.  
von L e o n i d. 

Seit der Einführung der vielbesprochenen „neuen Wirtschaftspolitik“ in Sowjetrußland ist nunmehr 

beinahe ein Jahr vergangen. Und was schon heute einem aufmerksamen Beobachter der russischen 
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Landwirtschaft vor allem auffallen wird, das ist die veränderte Stellung der russischen Bauernschaft 

z den städtischen Arbeitern und zur Sowjetregierung. 

Die Naturalsteuer hat ihre Sache getan. Das Mißtrauen und die Abneigung gegen die Städte, die auf 

dem Lande zur Zeit des Kontingentierungssystems ziemlich weit verbreitet waren, haben jetzt, be-

sonders bei den Mittelbauern, entschieden abgenommen. Die Idee der Naturalsteuer – das Bestreben 

nach einem friedlichen Abkommen zwischen Stadt und Land – diese Idee wurde in den russischen 

Dörfern richtig erfaßt. Und wenn ein Bauer in Rußland die frühere [190] Agrarpolitik der Sowjetre-

gierung – die rücksichtslose Politik der Requirierungen aller landwirtschaftlichen Produktionsüber-

flüsse als eine „Ungerechtigkeit“ für sich empfand und sich deshalb oft zu feindlichen Kundgebungen 

gegen die Rätemacht hinreißen ließ, – so kommt derselbe Bauer heute bei dem neuen, „gerechten“ 

System der Lebensmittelablieferung ehrlich und von sich selbst zu einer Zusammenarbeit mit den 

Rätebehörden und mit der Partei des Proletariats. 

Alles das drückte am besten der einfache russische Bauer Sikorski in seiner derben Rede auf dem 9, 

Allrussischen Rätekongreß aus: 

„Ich sage Ihnen, unsere Sowjetwirtschaft werden wir unbedingt aufrichten. Wir werden sie ehrlich und gut 

aufbauen. Die Sache ist einfach. Da hat ein Mensch zwei Hände, er ist verpflichtet, mit der einen Hand für den 

Staat und mit der anderen für sich zu arbeiten. Dank der neuen Wirtschaftspolitik wird die Sache in Fluß 

kommen. Bei dem alten Requirierungssystem habe ich selbst die Getreide versteckt gehalten, jetzt aber halte 

ich alles offen, denn die Naturalsteuer habe ich bezahlt und fürchte keine Requirierung mehr. Es ist notwendig, 

den Bauern zufriedenzustellen, dann wird er alles seinem Staate geben.“ 

Also: Der politische Gegensatz zwischen Stadt und Land in Sowjetrußland hat sich infolge des „neuen 

Kurses“ wesentlich gemildert, die Möglichkeit zur weiteren Annäherung und Zusammenarbeit ist 

erzielt. Diese Tatsache, über deren weitere Auswirkung noch gesprochen werden soll, kam bei der 

im Herbst begonnenen Ausbringung der Naturalsteuer ganz klar zum Vorschein. Noch nie in der Ge-

schichte der Sowjetrepublik ging diese Aufbringung so glatt vor sich, wie in diesem Jahre. Wenn 

auch die politische und statistische Vorbereitung nicht immer klappte, wenn auch die Bauern nicht 

überall rechtzeitig über Naturalsteuer aufgeklärt wurden, gelang es doch der Regierung, zu Beginn der 

Lebensmittelkampagne einen festen organisatorischen Apparat in Gang zu setzen. Die ganze Räteor-

ganisation, die Gewerkschaften, die Partei und die Jugend wurden für die Kampagne mobilisiert. Und 

der Erfolg zeigte sich sofort: die Aufbringung der Lebensmittel machte in diesem Jahre eine allge-

meine Anwendung der Gewaltmaßnahmen (Zwangseinquartierungen, Requirierungen usw.) nicht 

mehr nötig. Fast überall erwiesen sich die Bauern ihren neuen Aufgaben gewachsen. Auch zahlen-

mäßig ging die Aufbringung viel schneller als in den vorhergehenden Jahren unter dem Requirierungs-

system vor sich. Während im Jahre 1920 im europäischen Rußland bis zum 1. Oktober nur 7,1 Mil-

lionen Pud Lebensmittel gesammelt werden konnten, wurden im Jahre 1921 zu dem selben Zeitpunkt 

etwa 30 Millionen Pud aufgebracht. In manchen Gouvernements wurde die vorjährige Aufbringung 

5, 6 und 7 mal überholt; die Kartoffelaufbringung übersteigt die vorjährige sogar fünfzehnfach. 

Allerdings ist es noch nicht bestimmt, ob die Kampagne mit vollem Erfolg enden und den vorgese-

henen Plan erfüllen wird. Verschiedene technische Hindernisse lagen dem im Wege und mußten 

überwunden werden: Der schlechte Zustand des Landtransportes, die Arbeitsüberlastung und die 

Müdigkeit der Sowjetarbeiter, die statistische Verheimlichung der Saatfläche usw. Aber eins kann 

heute schon festgestellt werden: Sowohl die Zahlen, als auch die ganze Haltung der russischen Bau-

ernschaft zur Naturalsteuer sprechen deutlich genug dafür, daß die neue Agrarpolitik des russischen 

Proletariats, die von seinen Feinden als ein „Zeichen des Untergangs“ verschrieen war, für die Sow-

jetrepublik ein Zeichen der begonnenen. innerpolitischen Festigung ist. 

II. 

Als in Rußland im Frühling 1921 die Naturalsteuer eingeführt wurde, war damit der „neue Kurs“ in 

der Agrarpolitik nicht erschöpft. Die 15% der Ernte, die von russischen Bauern abgeliefert werden 

sollten, konnten für die Versorgung der Arbeiterschaft und der roten Armee nicht genügen – das war 

von vornherein klar. Deshalb schritt man damals zu der Verkündung eines „Warenaustausches zwi-

schen Stadt und Land“. 
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Durch den Warenaustausch sollte, genau so wie durch die Naturalsteuer eine der wichtigsten Ursa-

chen der wirtschaftspolitischen Spannung zwischen den Arbeitern und Bauern in der russischen Ar-

beiter- und Bauernrepublik beseitigt werden [191] – das Ausbleiben eines freiwilligen gegenseitigen 

Warenverkehrs. Bis zum Jahre 1921 war ein solcher Verkehr unmöglich, da der Staat keine Ware für 

das Land hatte (der Außenhandel funktionierte nicht) und dem Lande seine Produktionsüberflüsse 

zum großen Teil abgenommen wurden. 

Die eigentliche Funktion des Warenaustausches wurde von Schiebern übernommen, die ihre Ware in 

Dörfern gegen Landprodukte tauschten und diese wieder in der Stadt zu Wucherpreisen verkauften. 

Eine neue Situation gab es nur, als die Handelsbeziehungen mit dem Ausland endlich hergestellt 

wurden und das Naturalsteuergesetz einem Warenaustausch den Weg freimachte. 

Wie kam der Warenaustausch zustande? Der Einsetzung ging die fieberhafte Vorbereitung der städ-

tischen Arbeiterschaft voran. Die Regierung erklärte das Staatsmonopol für Salz und plante auch 

andere, dem Lande wichtige Industrieerzeugnisse zu monopolisieren. In den Betrieben wurden aller-

orts sogenannte Arbeitergenossenschaften gebildet, die die Funktion der Austauschführung übernah-

men, überall besondere Warenfonds sammelten und ihre Vertreter für die Organisierung der Aktion 

an Ort und Stelle ins Land sandten. Nachdem das erste Mißtrauen seitens der Bauern überwunden 

wurde, setzte der Austausch ein. In größeren Landorten wurden zentrale Austauschstellen eingerich-

tet, die den Bauern ihre Waren (Kartoffeln, Eier, Fleisch, Vieh, Getreide) nahmen und dafür eine 

entsprechende Quantität der städtischen Erzeugnisse (Metall- und Textilwaren, Salz, Gegenstände 

des persönlichen Gebrauches) gaben, wobei als Wareneinheit die verschiedenen Getreidearten ange-

nommen wurden. 

Als im September die ersten zahlenmäßigen Ergebnisse des Warenaustausches bekannt wurden, 

wurde die Aktion von vielen russischen Genossen als mißglückt empfunden. In der Tat, eine halbe 

Million Pud Lebensmittel waren zu gering für eine dreimonatliche Kampagne. Der Staat (d. h. die 

Genossenschaften) zeigte bei der Durchführung der Aktion einen Mangel an vorherigen Durchorga-

nisierung und Zentralisierung, eine unnötige, wenn auch sehr verständliche Hastigkeit. Das Land, das 

sich zum Warenaustausch wohlwollend, doch äußerst vorsichtig verhielt, hat diese Hastigkeit und 

Freigebigkeit der Städte wohl bemerkt. Die Folge davon war, daß die Bauern in vielen Ortschaften 

(besonders dort, wo bei dem Austausch eine Konkurrenz zwischen den verschiedenen Arbeiterorga-

nisationen und auch seitens der Schieber einsetzte) die amtlichen Austauschäquivalente eigenmächtig 

zu ihrem Nutzen änderten, daß heißt, die Werte der Landprodukte im Verhältnis zu denen der Indust-

rieprodukte erhöhten. 

Augenblicklich geht die Warenaustauschkampagne weiter; die Genossenschaften sollen auf diesem 

Wege etwa 15 Millionen Pud Getreide aufbringen. Der Staat baut jetzt seine Positionen im Austausch 

viel stärker und zugleich elastischer auf. In ganz Rußland entstehen die sogenannten „Genossen-

schaftsbörsen“, deren Aufgabe die Vereinheitlichung der Aktion und die Bekämpfung der anarchi-

schen Austauschführung ist. Die günstige Wirkung des Warenaustausches spürt man in Rußland 

schon jetzt. Die unerhörte Preisbewegung auf dem freien Markt nimmt ab, das Sowjetgeld hat bei den 

Bauern eine viel größere Bedeutung gewonnen als früher, die Heimindustrie wächst, ebenso die Ge-

nossenschaften selbst. Das Wichtigste aber ist die Herstellung einer unmittelbaren und ständigen Pro-

duktionsverbindung zwischen Stadt und Dorf. (Fortsetzung folgt!) 

* 

Notizen 

Habemus papam. 

(Wir haben einen Pabst.) 

(Wie die Eingeborenen von Rom, im Innern von Italien, den neuen Christenpapst empfangen.) 

Ein Berliner Korrespondent meldet seinem Blatte darüber u. a. vom 6. Januar 1922 nach Christi Ge-

burt: 
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„Kardinal Ratti wurde unter dem Namen Pius XI. zum Papste gewählt. Er erteilte den Segen vom 

äußeren Balkon des Peterdoms aus. Die Volksbegeisterung war groß. 

Ganz Rom war überzeugt, daß schon aus der ersten Morgensitzung des Konklaves der neue Papst 

hervorgehen würde. Darum wälzten sich vom frühen [192] Morgen an ungeheure Massen nach dem 

Petersplatze, der denn um halb zwölf Uhr, der Stunde der üblichen „Fumata“ (des Rauchsignals) von 

einem Menschenmeere überfüllt war, das auf weit über hundertfünfzigtausend Personen zu schätzen 

ist. Nicht nur der Petersplatz selbst, der größte Platz der Welt, sondern auch die breiten Rampen des 

Domes, sowie die Terrassen der Papstburg wimmelten von Köpfen. Die Leute saßen sogar auf der 

Basis des Obelisken. Ueberall, allüberall Menschen, die geduldig aushielten, um Zeugen des histori-

schen Augenblicks der Verkündung des neuen Papstes zu sein. Außer den Römern, die mit ihren 

Familien zum Petersdome geströmt waren, um den ersten Segen des neuen Papstes zu empfangen, 

waren Tausende von Fremden da. Ausländische Kleriker aller Farben und Gewänder, am malerischs-

ten unsere deutschen Seminaristen vom Collegium Germanicum in ihren scharlachroten Röcken, 

dann Mönche jeden Ordens, Violette, grüne, blaue Soldaten der Ecclesia militans, Nonnenhorden, 

Priesterschulen) kurz, das ganze Heer der Kirche und alles starrte wie hypnotisiert zu dem windschie-

fen, langen Rohr hinauf, das nahe der Sixtinischen Kapelle entlang, zum Dache läuft, auf dem ein 

paar große schwarze Vögel würdig auf und ab spazieren. Es muß im heiligen Kollegium heute heiß 

zugegangen sein; bis zum Mittag ward keine Rauchsäule sichtbar. Dann auf einmal stiegen schwarze 

Wölkchen empor. Dickere Wolken folgten, und bald zogen tiefschwarze Schwaden aus dem ominö-

sen Kamin hervor und über die vatikanischen Dächer hin. Der Nachmittag verging, und um ¼6 Uhr 

wiederholte sich dasselbe Schauspiel. 

Heute aber wurde das Ausharren der Römer belohnt. Trotz des abscheulichen Wetters waren wieder 

Zehntaufende auf den Petersplatz geströmt. Schon war alle Welt überzeugt, daß auch diesmal das 

Warten umsonst sein würde: da erschien auf einmal um ½12 Uhr ein weißes Wölkchen über der 

Kapelle Sixtina, und sofort drängte die Menge atemlos nach den Toren des Peterdoms. Nach einer 

endlosen Stunde zog hoch oben auf der vatikanischen Terrasse die Guardia Palatina und die Nobel-

garde mit Fahnen auf, und gleichzeitig öffnete sich das große Fenster des Mittelbalkons der Kirche. 

Befrackte Diener breiteten einen rotumränderten weißen „Arazzo“ mit dem päpstlichen Wappen im 

Mittelfelde aus. Gleich darauf erschien, von einem hohen Kreuze überragt, ein Kardinal an der Bal-

konbrüstung und verkündete mit laut schallender Stimme die Wahl und den Namen des neuen Paps-

tes. Stürmisches Händeklatschen folgte. Die Menge schwenkte Tücher und hörte nicht auf, „Evviva“ 

zu rufen. Dann schickte sie sich an, in das Innere des Peterdomes einzudringen, wo, nach dem Vor-

gange der Päpste Leo, Pius und Benedikt, der neue Papst das Volk segnen sollte. Aber vom Balkon 

des Peterdomes und von der Terrasse des Vatikans aus wurden dem Volke krampfhafte Zeichen ge-

macht, zu bleiben. Der neue Papst würde, was seit 50 Jahren nicht geschehen ist, das römische Volk 

vom äußeren Balkon her segnen. 

Um ¾1 Uhr trat, unter einem vorangetragenen hohen Silberkreuze und von Würdenträgern und Kar-

dinälen gefolgt, der weißgekleidete Papst ohne Kopfbedeckung heraus und begann, mit lauter Stimme 

die Menge zu segnen, die bei jedem Absatz der „benedictio papalis“ mit „Amen“ einfiel. Als der 

Papst geschlossen hatte, präsentierten die auf der Piazza aufgestellten italienischen Truppen das Ge-

wehr, während die Kavallerie mit dem Säbel salutierte. Die von einem Delirium erfaßte ungeheure 

Menge schwenkte Taschentücher, klatschte in die Hände und rief „Evviva“, und der tiefe Chor der 

Petersglocken und bald darauf alle Glocken Roms begleitete den Weiheakt.“ 

Dieses Delirium bei der Einweihung des obersten Medizinmannes der katholischen Christenheit 

scheint uns das politisch wichtigste an der ganzen Zeremonie, wir glaubten daher die Beschreibung 

des (Bourgeoisen) Augenzeugen unseren Lesern nicht vorenthalten zu dürfen. Erwähnenswert ist 

noch, das der oberste Hirte für entente-, besser gesagt franzosenfreundlich gilt. 

[193] 
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Die Internationale  

Jahrg. 4 ⁕ Ausgegeben 19. Februar 1922 ⁕ Heft 9 

Von der Regierungskrise zur Führerkrise der USPD 

Berlin, den 15, Februar 1922. 

Die jüngste Krise der Regierung Wirth ist „beendet“. Mit 35 Stimmen Mehrheit sprach ihr der deut-

sche Reichstag sein Vertrauen aus, nachdem sie ins Wanken gekommen war, weil sie das Vertrauen 

der ausschlaggebenden Teile der bisher treuesten Stützen des bürgerlichen Staates, seiner Beamten-

schaft, verloren hatte. Nach dem faulen Kompromiß im Eisenbahnerstreik scheinbar diese Bekräfti-

gung und Sicherung des Erfolges der Regierung der Erfüllung. In Wirklichkeit aber erkennt man bei 

näherer Betrachtung der Reichstagsabstimmung, daß zwar diesmal die, Regierungskrise noch mit ei-

ner knappen Vertrauensmehrheit von Parlamentariern beseitigt werden konnte, aber nur um den Preis 

des Ausbruches einer für die Entwicklung der Revolution in Deutschland viel bedeutsamere Krise. 

Der Krise in der politischen Führung einer entscheidenden Gruppe des deutschen Proletariats, der 

Unabhängigen sozialdemokratischen Partei nämlich, die auf diesem Wege zur Einigung im End-

kampf um den Sieg, der Revolution früher oder später erfolgen muß. Denn es gibt in Zeiten der Ver-

schärfung der Klassengegensätze auf die Dauer kein Lavieren zwischen hüben und drüben. Und wenn 

während des ganzen gewaltigen Streiks, der nur einen der Endkämpfe in der Auseinandersetzung der 

Klassen darstellt, wenn weiter durch sein Ende für weite Kreise der Arbeiterschaft selbst nicht klar 

wurde, warum dieser Kampf noch verloren werden mußte, so liegt jetzt, nach der Reichstagsabstim-

mung, und das ist ihre größte Bedeutung, diese Klarheit offen zutage. Wo die Klassenverhältnisse 

sich zugespitzt haben wie in Deutschland, kann jedes Ende einer Krise in der Führung der Bourgeoisie 

nur das Zutagetreten einer Krise in der Führung des Proletariats oder wenigstens wichtiger Teile des 

Proletariats bedeuten. 

Die Beamten des bürgerlichen Staates waren erwacht. Sie erkannten deutlich ihren bisherigen Haus-

götzen als einen abscheulichen Fetisch, sie erkannten sich zum erstenmal mit unter den Opfern einer 

Reparations-Erfüllungspolitik auf Kosten der Werktätigen. Ihre Verelendung führte sie mit einem 

Male an die Seite der revolutionären Arbeiterschichten, die bisher allein den zwangsläufig sich erge-

benden Charakter jeder anderen, als einer Arbeiter-, Beamten- und Angestelltenregierung in Deutsch-

land erkannten, der notwendig verschärfte Ausbeutungs-, Ernährungs- und Schandwirtschaft, uner-

träglichen Steuerdruck und offene oder versteckte Klassenherrschaft mit Klassenjustiz und politische 

Unterdrückung einschließt. Wer unter ihnen noch immer schwankte, dem sind durch die Scharfma-

cherpolitik der letzten Tage die Augen geöffnet worden. Und wie bei allen Vorstößen der revolutio-

nären Gruppen stellten sich diesmal die konterrevolutionären Gruppen in schärfste Abwehr. 

Die Großbourgeoisie beantwortet den Vorstoß der von den Arbeitern unterstützten Beamten mit ei-

nem Angriff auf ihre kleinbürgerliche Mittlerregierung. Ihre Aktion erfolgt diesmal auch parlamen-

tarisch und nicht nur von der vorherigen revolutionären und der konterrevolutionären [194] Minder-

heit, auch von der Deutschen Volkspartei regnet es Mißtrauensanträge. Zur selben Stunde wurden 

dem Reichstage zugleich fünf Mißtrauenskundgebungen unterbreitet. Doch Wirth zeigt sich gewach-

sen, er demonstriert sich den Stinnes und Hergt als der starke Mann, nach dem sie schreien. Damit 

drängt er aber seine Freunde von der linken, die Unabhängigen in die Opposition. Ihre Führer beeilen 

sich zwar, zu erklären, daß sie Wirths untertänigste Opposition bleiben wollten und nicht etwa gar 

mit den Kommunisten etwas gemein haben würden. Herr Wirth aber gibt zu verstehen, daß im das 

Possenspiel und die Zweideutigkeit der Opposition mimenden Stinnes und Crispin doch endlich über 

die Hutschnur geht und er fordert ein unzweideutiges Vertrauensvotum. Kalte Dusche für unsere 

Helden von hüben und drüben. Die Abstimmung wird vertagt, man braucht eine kleine Besinnungs-

pause, um sich für die verantwortliche Entscheidung noch einmal zu besinnen, mittlerweile werden 

die Kulissen zur neuen Szenerie umgebaut. Hinter ihnen geht die Arbeit los mit einer Wichtigkeit, als 

gelte es, Weltgeschichte zu machen, dieweil es nur ein Narrenspiel gibt. Die Volkspartei hält an ihrer 

Opposition fest, Zentrum und Demokraten fordern mit aller Entschiedenheit die große Koalition mit 

Einschluß der Deutschen Volkspartei zur Verbreiterung der Regierungsbasis nach rechts. Die 
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Sozialdemokraten versuchen, die Unabhängigen durch Aenderung der Vertrauenserklärung auch 

diesmal wieder als Unterstützung der Regierungsparteien zu gewinnen. Sie können gegenwärtig den 

Pakt auf die große Koalition nicht schließen, dazu geht die wogende See in den Arbeitermassen zu 

hoch. Nach allen Auszählungen verfügen die bisherigen Regierungsparteien nurmehr über 220 si-

chere Mandate gegen 223 Oppositionsmandate und 26 unsichere Kantonisten, wenn die Unabhängi-

gen dem deutlichen Willen ihrer Parteimassen folgen und in der Opposition bleiben. Die unabhängi-

gen Führer aber folgen nicht. Ein Teil von ihnen wird Wirth unterstützen. Die Parteimitgliedswahlen 

können noch im legten Augenblick ein offenes Festhalten an der bisherigen Regierungspolitik ihrer 

Parteiführer nach bewegten Versammlungen und Pressekämpfen im ganzen Reich verhindern, sie 

können aber nicht verhindern, daß die Parteiführung, wenn auch um den Preis einer offenen Krise der 

Partei, die Wirth-Regierung rettet. Wo alle Kombinationen scheinbar versagen, wo alle Auswege 

verschlossen sind, bleibt nur noch ein Notausgang, den die gute Regie des bürgerlichen Parlamenta-

rismus der Erfüllungspolitiker findet: mit den Stimmen der Opposition mimenden Parteien muß ge-

mogelt werden! Vor allen mit den Stimmen der koalitionsfreundlichen unter den Unabhängigen So-

zialdemokraten. Die Regie klappt, die Sozialdemokratie kann vor den Massen noch einmal der Deut-

schen Volkspartei und der großen Koalition ausweichen, die Szenerie zeigt das Abstimmungsbild: 

Gegen die Regierung 185 Stimmen, 16 Enthaltungen, für die Regierung 225 Stimmen, das sind 35 

Stimmen Mehrheit für die Wirth-Regierung. 24 Unabhängige, von denen sich, wie namentlich fest-

steht, die größte Anzahl noch dazu im Hause befand, haben in offener Rebellion gegen den Wunsch 

ihrer Parteimitgliedschaft und gegen den Fraktionsbeschluß sich von der Abstimmung ferngehalten, 

sie haben die Regierung Wirth wenn nicht gerettet, so doch konsolidiert. Sie haben mit ihren Stimmen 

das Zustandekommen einer selbst für den deutschen Parlamentarismus nicht mehr ausreichenden, 

nurmehr so knappen Regierungsmehrheit verhindert, durch die die Entscheidung: Arbeiter- oder 

Rechtsregierung, um ein bedeutendes nähergerückt wäre. Diese Entscheidung hätten die Arbeiter 

noch besser verstanden, als die Tatsache, die diejenigen, die ihr auswichen, zutage [195] förderten, 

daß die Unabhängige Sozialdemokratische Partei vor ihrer ernstesten Parteiauseinandersetzung steht. 

Die Krise der Regierung Wirth ist noch einmal überwunden, die Krise der Unabhängigen Sozialde-

mokratischen Partei ist ausgebrochen. Nicht ohne Reiz, daß auch aus den Reihen der Kommunisti-

schen Arbeitsgemeinschaft ein Scherflein für die Wirthregierung beigesteuert worden ist. Herr 

Düwell, bei der Abstimmung anwesend, enthielt sich ihrer, er ließ, wie er selbst seinen Freunden 

sagte, sich seine Ueberzeugung gerne einmal 100 Märker kosten. 

Im Klärungsprozeß der Klassenauseinandersetzung sind wir um einen Schritt weiter, der Bankerott 

der Zwischenschichten ist deutlicher geworden. Diesmal blieb die Führung der USPD am Platze, die 

revolutionäre Arbeiter-, Beamten- und Angestelltenschicht wird daraus ihre Konsequenzen ziehen. 

* 

Zwischen den Schlachten.  
Von H e r m a n n  R e m m e l e. 

Die Drachensaat des schwarzgelben Blockes beginnt zu reifen! und es ist nicht von ungefähr, daß es 

jungfräulicher Boden ist, auf dem diese Saat zuerst gedeiht. Die Glieder der alten proletarischen Be-

wegung in Deutschland winden sich noch im Starrkrampfe der Hypnose des gelben A. D. G. B. und 

der gelben Sozialdemokratie. Nur langsam weicht die Erstarrung. Doch die Eisenbahnerbewegungen 

der letzten Wochen gaben dem Gesundungsprozeß der alten deutschen Arbeiterbewegung einen star-

ken Impuls. Hierin liegt die besondere Bedeutung dieser großen Kämpfe. 

Noch hat die Koalition von Scheidemann bis Stinnes die Ernte des Steuerkompromisses nicht in der 

Scheune. Noch ist die Politik der Erfüllung auf Kosten der deutschen Arbeiterklasse nur ein Fragment 

und schon sehen sich die Arbeiterbataillone in Bewegung und ordnen sich in Kampfesreihen. Die 

Bildung der Kampfesfront geschieht unter den schwersten und denkbar ungünstigsten Bedingungen: 

Die verantwortlichen Führer, die vom deutschen Proletariat zur Wahrung der Klasseninteressen be-

traut sind, die Generäle stehen im Lager des Feindes. Sie haben ihren Frieden geschlossen mit den 

Todfeinden des Proletariats, sie schlossen mit der Bourgeoisie den Pakt zum Zwecke der 
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Ausplünderung der deutschen Arbeiterklasse. Bei jeder Erhebung, bei jeder Auflehnung, bei jeder 

Rebellion gegen ihre Peiniger, müssen sich die deutschen Arbeiter naturgemäß gegen die gelben Ge-

neräle wenden. 

Die gelben Generäle beherrschen den gesamten Machtapparat des Proletariats, sie verfügen über die 

Presse, sie haben die Kassen in ihren Händen, sie kommandieren das Heer der Offiziere und Unter-

offiziere. Die gemeinen Soldaten, die Arbeiter sind ihnen vorläufig noch auf Gnade und Ungnade 

ausgeliefert. Das Beziehen der Kampffront der so vorzüglich organisierten deutschen Arbeiterklasse 

kann nur geschehen unter der Rebellion gegen die eigenen Generäle und das eigene homogene Offi-

zierskorps. Das macht die Kämpfe in Deutschland so äußerst langwierig, gestaltet sie ungeheuer, 

schwer und leidensvoll, verursacht ihnen starke Rückschläge und harte Niederlagen, aus denen sich 

die versprengten, desorganisierten, niedergeworfenen und zeitweilig entmutigten Kolonnen und 

Gruppen immer wieder von Neuem erheben und sammeln müssen. Ehe in Deutschland die entschei-

denden Schlachten zwischen Bourgeoisie und Proletariat geschlagen werden, müssen die roten Sol-

daten des Proletariats dem gelben Offizierskorps und den [196] gelben Generälen Niederlage um 

Niederlage bereiten. Das ist eine weitere Lehre aus dem großen Eisenbahnerkampf. 

Trotz des ungünstigen Kompromisses, das den Eisenbahnerstreik abschloß, ist der Beginn der großen 

Auseinandersetzung zwischen der Stinnesrepublik und dem deutschen Proletariat ein sehr verhei-

ßungsvoller. Die Eisenbahner haben sich im Kampfe, mit dem sie zum ersten Male in die Front des 

kämpfenden Proletariats eingerückt sind, bewundernswert geschlagen. Dem Trommelfeuer, das die 

gesamte deutsche Bourgeoisie, der ganze staatliche Machtapparat der Regierung und deren Verbün-

dete, die gelbe Sozialdemokratie und der gelbe A. D. G. B. auf die Kämpfenden niederprasseln ließ, 

haben sie mit anerkennenswertem Mute und Tapferkeit standgehalten. Die schweren Granaten der 

verfassungswidrigen Eberterlasse, die noch durch das Kleinfeuer der sozialdemokratischen Polizei-

schergen überboten wurde, wetteiferten mit den Stinkbomben des kapitalistischen Presseapparates. 

Eine Schlammflut von Verleumdungen und Lügen, Denunziationen und Tartarennachrichten, die den 

Zweck hatten, eine offene Pogromstimmung zu erzeugen, wälzte sich durch die Gosse, die sich öf-

fentliche Meinung nennt. Die so verbreitete Pestilenz hatte ihresgleichen nur in den bittersten Kampf-

tagen des revolutionären Proletariats während der Verfolgungen der kommunistischen Bewegung. 

Die Verleumdungen und Lügen der gelben Gewerkschafts- und Parteipresse gegen die kämpfenden 

Eisenbahner, um die organisierte Arbeiterschaft gegen den Streik mobil zu machen, haben elend 

Schiffbruch gelitten. Doch die Pogromhetze und die Erzeugung der vergiftenden Atmosphäre waren 

vergebens. Immer mehr wuchs die Sympathie des Proletariats für die Streikenden, immer deutlicher 

zeigten sich im Hintergrunde die Konturen des bevorstehenden Generalstreiks. Immer dringlicher 

schallen die Rufe aus allen Städten und Gauen Deutschlands: Zur Einheitsfront! Zum Generalsturm! 

Von der „Deutschen Tageszeitung“ bis zur „Freiheit“ schallt der Ruf: „Die Republik ist in Gefahr!“ 

„Rettet das Vaterland!“ Und sie hatten Recht. Sie haben klar erkannt: In dem Augenblick, wo die 

Sklaven ihr Joch nicht mehr tragen wollen, liegt diese Republik in Scherben. Das ist die dritte Lehre 

aus dem Kampfe. 

In der Stunde der Gefahr, in der alles verloren schien, griffen die gelben Generäle zum Aeußersten, 

sie kommandierten: „Hinein in die Betriebe! Ein Hundsfott, wer streikt!“ Ein Sturm der Entrüstung 

braust durch die Reihen des organisierten Proletariats. Die verratenen Streikenden gaben die einzig 

richtige Antwort: Verschärfter Streik, Einstellung aller Notstandsarbeiten! In der Tat: die Leiter des 

„ungewerkschaftlichen Streikes“ erwiesen sich als kühnere Kämpfer, als sich die aufgeblähten gelben 

Generäle hatten träumen lassen. Zum ersten Male in der Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung 

erlebt der gelbe Generalstab eine entscheidende Niederlage. 

Das Eisenbahnpersonal, das zum ersten Male in diesen Kampf zog, hat das Wesen des Kampfes und 

die notwendigen Kampfbedingungen in ihrem gesamten Umfange nicht vollkommen erfaßt. Das be-

weist, daß sie immer und immer wieder betonten, daß es ein wirtschaftlicher Kampf sei, den sie führen 

und den sie führen in aller Treue und Anhänglichkeit zur schwarzgelben Regierung. Der politische 

Hintergrund des Kampfes blieb ihnen verborgen. Aber die nach dem Friedensschluß einsetzenden 
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Wortbrüche der Regierung und der sich austobende Rachefeldzug Gröners zerreißt die Nebel, die den 

politischen Blick der Eisenbahner trüben. Heute, wenige Tage nach dem Frie-[197]densschluß, steht 

bereits fest, daß über 30.000 Eisenbahner gemaßregelt sind. Das ist ein Hohn auf das Versprechen 

Wirths, daß Massenmaßregelungen nicht stattfinden dürfen. 

Des gesamten Eisenbahnpersonals bemächtigt sich abermals einer großer Erregung und Erbitterung. 

Beim Niederschreiben dieser Zeilen steht noch nicht fest, welche Folgen dies haben wird. Doch eines 

steht schon heute fest: Die Eisenbahner haben aus ihrem letzten Kampfe die Lehre gezogen, daß sie 

zur Durchsetzung auch der geringfügigsten Forderungen mit dem Widerstand der gesamten Bour-

geoisieklasse und den staatlichen Machtapparat zu rechnen haben, der nur gebrochen werden kann 

durch das Aufgebot des gesamten kampfbereiten Proletariats. 

Die Regierung hat die Eisenbahner zum Kampfe gepeitscht unter der Angabe, die Eisenbahnen ren-

tabel zu gestalten. Wie steht es damit? Jeder Versuch auf dem von der Regierung eingeschlagenen 

Wege, die Rentabilität der Eisenbahnen herbeizuführen, muß von vornherein seheitern. Diese Versu-

che sind Operationen am untauglichen Objekt mit untauglichen Mitteln. Einige Zahlen werden das 

beweisen: Die Löhne und Gehälter der Eisenbahnarbeiter und -Beamten sind gegenüber dem Jahre 

1913 um das Zwölffache gestiegen. Kohlen und Eisen jedoch um mehr als das Fünfzigfache. Halb- 

und Ganzfabrikate, wie sie die Staatsbetriebe aus der privaten Wirtschaft beziehen, um das Siebzig- 

bis Hundertfache. Während im Jahre 1913 die Löhne und Gehälter 62 Prozent der Gesamtausgaben 

des Eisenbahnbudgets betrugen, betragen sie heute nur noch 47 Prozent. Die Personentarife sind seit 

1913 um das Achtzehnfache, die Gütertarife um das Zweiunddreißigfache gesteigert worden. Hieraus 

ist deutlich ersichtlich, auf wessen Konto die Eisenbahn-Defizite zu buchen sind. Die großen Haifi-

sche der Industrie haben noch den gleichen Appetit, den sie sich im Weltkriege angewöhnt haben. 

Hier wagt sich die Regierung nicht heran. Wie sollte sie auch? Werden doch die Materialpreise fest-

gesetzt durch die famosen Arbeitsgemeinschaften, dieser großen Errungenschaft der deutschen Re-

volution. Selbst der preußische Eisenbahnminister a. D. Oeser, preßte seinem gequälten Herzen das 

Geständnis ab: „Die Arbeitsgemeinschaften sind das beste Geschäft für die Industrien. Erhalten die 

Arbeiter einige Pfennige mehr Lohn, dann sind die Industriellen berechtigt, die Preise um das Viel-

fache zu erhöhen!“ Und das geschieht unter Mitwirkung der gleichen Regierung und des gleichen 

A. D. G. B., die die Eisenbahnen rentabel gestalten wollen. Da helfen keine Tariferhöhungen, keine 

Beamtenentlassungen, kein Lohndruck und keine erhöhte Ausbeutung. Die Ausplünderung der 

Reichskassen durch die Industriekönige gehört zum eisernen Bestand der schwarz-gelben Regie-

rungspolitik. Die Industriekönige, die die Eisenbahnen schlucken wollen, haben sie heute schon voll-

kommen in ihren Klauen. Werden die Tarife um das Fünfzig- und Sechzigfache erhöht, so nützt das 

durchaus nichts. Die Materialpreise sind ihnen stets um einige Kilometer voraus. Die Haifische wer-

den schon beweisen: Die Eisenbahnen sind nur als Privatbetriebe rentabel zu gestalten. Bis dahin hat 

die Regierung die Aufgabe, daß die Eisenbahnsklaven mürbe gemacht werden, um sie als gefügige 

Ausbeutungsobjekte zur Verfügung zu haben. 

Die Stellungnahme der Kommunistischen Partei zur Eisenbahnerbewegung war von vornherein klar. 

In den Thesen der Exekutive zur Reparationsfrage, im Briefe der Komintern an den Zentralausschuß, 

in den Entschließungen des Zentralausschusses der K. P. D. und in einer Reihe anderer öffentlichen 

Kundgebungen war die Krise in [198] Deutschland und die sich hieraus zwangsläufig ergebende Ent-

wickelung und der in Deutschland bevorstehenden großen Kämpfe klar vorgezeichnet. Trotzdem nun 

die Parteileitung durch den Eisenbahnerstreik, durch die Einstellung des Briefverkehrs und durch die 

Einschränkung des Telegramm- und Telephonwesens, von den Organisationen im Reiche vollkom-

men abgeschnitten war, sehen wir überall in allen Bezirken eines bis in Einzelne gehende Ueberein-

stimmung der von der Partei zu ergreifenden Maßnahmen. Noch nie hat die K. P. D. eine solch ge-

schlossene und in sich gefestigte Tätigkeit und Politik entfaltet, wie bei dieser großen Streikbewe-

gung. Ohne Uebertreibung dürfen wir mit Befriedigung feststellen, daß die K. P. D. in diesem Kampfe 

der Kristallisationspunkt des zum Kampfe bereiten Proletariats war. Die Parolen und Losungen der 

Kommunisten wurden in allen Städten und Betrieben Deutschlands von dem gesamten Proletariat mit 

Begeisterung aufgenommen. Die von unseren Genossen unterbreiteten Entschließungen und Anträge 
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fanden den Beifall und die Zustimmung der gesamten politisch und gewerkschaftlich organisierten 

Arbeiterschaft. Die Arbeiter der S. P. D., der U. S. P. D. und des A. D. G. B. trennten sich mit innerer 

Wut und Verachtung von ihren Führern und erkannten unumschränkt die revolutionäre Führung der 

Kommunisten an. Die sozialdemokratischen Arbeiter verurteilten entschieden den Verrat ihrer Partei; 

die Unabhängigen Arbeiter verurteilten nicht minder die Halbheiten ihrer Leitung. Die gewerkschaft-

lich organisierten Arbeiter taten das Gegenteil von dem, was von ihren Führern befohlen wurde. 

Zweifellos: der Kommunismus hat in Deutschland einen großen Zuwachs an Vertrauen und Sympa-

thie sich erworben, was einen günstigen Boden für die zukünftigen Kämpfe verheißt. 

Das einheitliche geschlossene Auftreten und Handeln der Partei war nur denkbar von einer allgemein 

anerkannten, von allen Parteimitgliedschaften und Mitgliedern verstandenen gemeinsamen Plattform 

aus. Daraus ergibt sich, wie notwendig es war, daß, ehe diese Kämpfe an uns herankamen, die Partei 

zu einer einheitlich geschlossenen Front gemacht wurde. Der Trennungsstrich, den der letzte Zent-

ralausschuß zwischen der Partei und den Liquidatoren gezogen hat, war eine eherne Notwendigkeit 

und eine Voraussetzung für die im Kampfe angewandte Politik. Hätte die Partei im Januar noch in 

der Frage des Liquidatorentums geschwankt und zögernd gehandelt, so hätte dieser Kampf in unserer 

Partei ähnliche Resultate gezeitigt, wie in der Vergangenheit. 

Der Kampf der Eisenbahner hat der kommunistischen Idee und der kommunistischen Politik die Bah-

nen geebnet, in weite Kreise des Proletariats, die bisher dem Kommunismus ablehnend, ja feindselig 

gegenüber gestanden haben. Die kommunistische Politik und die kommunistische Ideenwelt ist heute 

in Deutschland die einzige Voraussetzung der Kampfeserfolge und des Sieges des Proletariats. Mit 

dem Wachsen der kommunistischen Idee im Proletariat steigert sich der Kampfeswille, die hoff-

nungsvolle Zuversicht und das Selbstvertrauen der Arbeiterklasse. Diese Faktoren haben durch die 

Eisenbahnerbewegung und durch die Haltung der K. P. D. einen mächtigen Impuls erhalten. Trotz 

der geringen Vorbereitung unserer Parteipresse kann diese einen guten Teil dieser Erfolge auf ihr 

Konto buchen. In diesen Kampftagen hat unsere Presse einen großen an manchen Orten entscheiden-

den Einfluß gewonnen Das zerspaltene und tief in sich zerrüttete entmutigte deutsche Proletariat 

wurde mit neuer Kampfeskraft und Siegeszuversicht erfüllt. Das bewiesen die ungeheuren Massen-

versammlungen, die während und nach dem Kampfe allerorten stattfanden. Ueberall zeigte [199] sich 

eine Stimmung, wie wir je nur vor und während der besten Kampfeszeiten zu verzeichnen hatten. Der 

Zulauf zu unseren Kommunistenversammlungen ist so stark, wie nie zuvor. Das beweist die wach-

sende Erkenntnis des Proletariats, daß es nur unter dem Banner des Kommunismus und unter der 

Führung der K. P. D. kämpfen und siegen kann. 

* 

Streik und Krankenversorgung.  
Dr. med. L. K l a u b e r. 

Wie vorauszusehen war, sind auch bei dem verflossenen Streik der Eisenbahner und städtischen Arbei-

ter in den bürgerlichen und sozialdemokratischen Blättern alle Register der Verhetzung und Verdum-

mung gezogen worden. Während die alten Paradestücke, insbesondere die gefährdete außenpolitische 

Lage und der Mangel an finanziellen Reichsmitteln, schon lange nicht mehr die von der Reaktion 

gewünschten Erfolge erzielen, hat man sich dieses Mal hauptsächlich auf die schweren Schädigungen 

zu berufen versucht, die angeblich durch den Streik an den Kranken und Kindern hervorgerufen wur-

den. Man hat mit großen Ueberschriften, mit Feuilletons, mit Verhetzung von Mund zu Mund, mit 

bestellten Aufrufen aller möglichen sogenannten „gemeinnützigen“ Organisationen einen Massenan-

griff auf die Harmlosigkeit und Leichtgläubigkeit kleinbürgerlicher und proletarischer Kreise auszu-

üben versucht. Doch ist dieses Mal der Erfolg dieser Versuche nicht der von der Reaktion gewünschte 

gewesen. Die Popularität des verflossenen Streiks, hinter dem nicht nur die klassenbewußten Arbeiter, 

sondern auch zum ersten Male alle mittleren und unteren Beamtenschichten standen, hat es bewirkt, 

daß diese Tendenzlügen von den meisten, für die sie berechnet waren, als solche erkannt wurden. 

Es darf keineswegs geleugnet werden, daß durch einen Streik von so gewaltiger Ausdehnung gewisse 

Schädigungen unvermeidlich sind. Gewiß ist das Fehlen von Wasser kein Idealzustand. Das wissen vor 

allem die Proletarierkreise sehr wohl, die trotz alledem zur Erringung ihres Rechts aufs Weiterleben in 
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den Kampf eingetreten sind. Doch können wir von vornherein behaupten, daß selbst in den Arbeiter-

vierteln bei einigem guten Willen, infolge des Vorhandenseins von Brunnen- und Pumpenanlagen, 

der Wasserkalamität abgeholfen werden konnte, insbesondere konnten sich auch die Aerzte für die 

Privat- und Kassenpraxis soviel Wasser verschaffen, daß sie alle vorkommenden kleinen Eingriffe 

ohne Schädigung der Kranken vornehmen konnten. Bei einigem guten Willen konnte auch die Licht-

kalamität durch Notbeleuchtung behoben werden. Es sei hier nur daran erinnert, daß im Felde unter 

ungleich schwereren Bedingungen die größten chirurgischen Operationen vorgenommen werden 

mußten. Doch wurde leider dieser gute Wille mancherorts während des Streiks vermißt. Die Schwie-

rigkeiten der stockenden Wasser- und Versorgung wurden durch bewußte Sabotage von gewissen 

Aerzten und Krankenschwestern vermehrt. Es seien hier nur einige Fälle dieser Art angezeigt: 

In der Charité zu Berlin wurde eine Frau, der eine anormale Geburt bevorstand, unter Hinweis auf 

den Streik abgewiesen, trotzdem solche Operationen bekanntermaßen, auf dem Lande wie in der 

Großstadt, unter bedeutend primitiveren Verhältnissen vorgenommen werden. Die Gebärende mußte 

bis nach Britz hinausgebracht werden, um dort den geburtshilflichen Eingriff vornehmen zu lassen. 

Ein anderes großes Krankenhaus Berlins, von dem übrigens alle Zeitungen berichteten, daß es mit 

Licht- und Wasseranlagen versorgt sei, hat trotz vorhandener Anzahl freier Betten keine Kranken 

aufgenommen. 

Ein viel zitiertes Kinderkrankenhaus in Berlin hat an mehreren Tagen, auch nach dem Streik, Kinder 

entlassen, trotzdem die Möglichkeit der Kohlenversorgung auch für dieses Krankenhaus gegeben war. 

In einzelnen Krankenhäusern haben reaktionäre Schwestern alle schon früher vorhandenen Schwie-

rigkeiten während der Streiktage den Kranken [200] gegenüber besonders hervorgehoben mit der 

Begründung, daß daran der Streik schuld sei. 

Ein Krankenhausarzt hat einen Jungen, den er vor wenigen Tagen am Ohr operierte, nicht weiter 

behandelt und nach Hause geschickt, weil der Vater des Jungen Eisenbahnbeamter, und somit Strei-

kender sei. 

Solche Fälle können nach Belieben vermehrt werden. Es sind dies alles Symptome für den noch in 

manchen Aerztekreisen propagierten Gedanken eines „Bürgerstreiks“, der seine Hauptstärke in der 

Verweigerung der ärztlichen und Heilmittelversorgung haben soll. Es ist wichtig, darauf hinzuweisen, 

daß während eines Streiks im Jahre 1919 die Berliner Aerztekammer, also die staatliche Vertretung 

der Aerzteschaft, die Pflicht der Hilfeleistung, in Notfällen für die Aerzte ausdrücklich festgesetzt 

hat. Selbstverständlich besteht auch für die Aerzte ein Streikrecht, wenn es sich um Erringung besse-

rer Entlohnung durch Private oder Kassen handelt. Mehrfach haben auch schon die Aerzteorganisa-

tionen hiervon Gebrauch gemacht, jedoch stets in der Form, daß sie nicht zu dem bisher üblichen, 

sondern zu dem von ihnen verlangten Preise ärztliche Hilfe leisteten. Jede Ablehnung ärztlicher Hilfe 

in der Art oben angezeigter Fälle wurde auch bisher von der Mehrheit der Aerzte verurteilt, denn sie 

wäre eine direkte körperliche Schädigung einer Einzelperson durch eine andere, womit natürlich die 

Schädigungen, die eine Gesamtheit betreffen, z. B. durch den Eisenbahnerstreik durchaus nicht ver-

glichen werden können. 

Wie stand es überhaupt mit der vielberufenen Schädigung der Volksgesundheit durch den Streik? 

Nach Angabe eines Berliner Mittagblattes sind bereits am ersten Streiktage in Berlin zahlreiche Per-

sonen infolge nicht geleisteter Hilfe gestorben. Diese Meldungen machten sich auch der Reichskanz-

ler und der Berliner Oberbürgermeister in ihren Parlamentsreden zu eigen und identifizierten sich so 

mit den durch nichts bewiesenen Tartarennachrichten des Sensationsblattes. Kein vernünftiger Arzt 

hat diese Tendenzmärchen im Innern seines Herzens geglaubt, einige haben aber doch zu ihrer Ver-

breitung in tendenziöser Absicht beigetragen. Es war leicht, in den Krankenhäusern, aus denen die 

sogenannten „Hilferufe“ an Magistrat und Regierung gekommen sind und die durch ihr Verhalten 

den Patienten gegenüber die großen Schädigungen dokumentieren wollten, nachzuprüfen, wie es sich 

in Wirklichkeit mit den großen Sterbeziffern verhielt. Im Reichstage hat Dittmann die Sterblichkeit 

an den einzelnen Tagen vor und während des Streiks aus einem Berliner Krankenhaus anführen 
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können. Dabei hat sich herausgestellt, daß vor dem Streik täglich durchschnittlich 10,3 Patienten 

starben, während in den Streiktagen und unmittelbar nachher die Sterblichkeitsziffer nur 7,5 betrug. 

Er hat ferner die, den Krankenhausärzten längst bekannten Tatsachen mitgeteilt, daß die Milchbelie-

ferung der Krankenhäuser gar nicht oder nur ganz wenig gestört war. Die Betriebsräte der Kranken-

häuser haben schon während des Streiks der Presse mitgeteilt, daß ihre Institute als lebenswichtige 

Betriebe betrachtet und deswegen nicht bestreikt seien. Auch hatten die allermeisten Krankenhäuser 

eigene Lichtanlage, bezw. Notlichtanlagen für den Operationssaal und eigene Tiefbrunnen, so daß 

keine dringende Operation unterbleiben mußte. In manchen Krankenhäusern fehlte es allerdings an 

Vorräten von Heizstoffen zum Auskochen des Instrumente (Hartspiritus), an gewaschener Leibwä-

sche, an präpariertem Verbandzeug. Doch ließ das Fehlen solcher Sicherheitsmaßnahmen mancher-

orts den Verdacht aufkommen, daß die Verwaltungen, die während des Streiks von Menschenfreund-

lichkeit geradezu trieften, mit Absicht diese Maßnahmen verabsäumt haben, um im Falle von Ar-

beitsniederlegung ihre eigene schuldhafte Nachlässigkeit den Streikenden in die Schuhe schieben zu 

können. Wenn alle Vergnügungsbars und Theater sich mit dem nötigen Vorrat an Licht und Heiz-

stoffen versorgt hatten, hätte man auch solches von den sogenannten, „gemeinnützigen“ Anstalten 

erwarten dürfen. Von all den leitenden Aerzten der Krankenhäuser, die ihre Hilferufe nach der Tech-

nischen Nothilfe ausstießen und die in den Tagen des Streiks und nur in diesen ihr arbeiterfreundli-

ches Herz entdeckten, die sich nicht genug damit tun konnten, zu beweisen, daß gerade der ärmste 

und hilfloseste Bevölkerungsteil in so großer Not sei, von all diesen Herren hätten wir auch gerne 

während des Krieges ein menschliches Wort über die unverschuldeten Leiden der ärmsten Bevölke-

rung gehört. Wir hätten [201] auch gerne wissenschaftliche Artikel von ihnen gelesen, in denen sie 

die jetzigen gesundheitsschädigenden Ernährungs- Bekleidungs- und Wohnungsverhältnisse des Pro-

letariats untersucht und die ihnen wohlbekannten Mittel zur Abstellung der gesamten sozialen Not 

erörtert hätten. Aber damals versagten sie vollkommen. Viele haben sogar während des Krieges „wis-

senschaftliche“ Artikel losgelassen, in denen sie, selbst im letzten Kriegsjahr, die Kriegskost und die 

Einschränkungen als geradezu heilkräftig und ideal für Kinder und Kranke bezeichneten. Und jetzt 

kommen, wie aus der Pistole geschossen, ihre Hilferufe! Es soll hier übrigens noch darauf hingewie-

sen werden, daß schon vor dem städtischen Streik Abgesandte der Technischen Nothilfe bei Leitern 

von Wohltätigkeitsinstituten vorsprachen und sie zur Lieferung solcher „Hilferufe“ veranlassen woll-

ten. Sie hatten dortselbst Bücher mit Musterhilfsrufen und Dankschreiben aus früheren Streiks zu-

rückgelassen, die man also nur abzuschreiben brauchte. 

Aehnlich verhält es sich mit den jetzt auftauchenden Meldungen über Vergiftungen durch aus den 

Leitungen ausströmendes Gas, die man auf das Schuldkonto der Streikenden zu schieben versucht. 

Dazu ist zu sagen, daß auch in normalen Zeiten zu Berlin täglich bis zu 6 Todesfälle durch Gasver-

giftungen vorkommen, von denen sich die meisten als Selbstmorde alter Leute aus Nahrungssorgen 

und anderen sozialen Ursachen darstellen. Haben die bürgerlichen Blätter schon früher die Gründe 

zu diesem Selbstmorde verschwiegen, so sind sie jetzt flink bei der Hand, alle diese Todesfälle als 

unglückliche Ereignisse durch versehentliches Offenlassen der Gashähne auszugeben. Ein Montags-

blatt schreibt, daß in den letzten Tagen (?) zusammen 12 Todesfälle durch Gas vorgekommen seien. 

In wieviel Tagen diese Fälle zusammengezählt sind, wird kläglich verschwiegen. Ein Mittagsblatt 

berichtet den Tod von 3 alten alleinstehenden Mütterchen durch Gas als „Streikfolge“. Die genaue 

Altersangabe bestärkt unsere Vermutung, daß es sich auch hier um sozial Verelendete und darum 

Lebensmüde gehandelt haben mag. Wer nur einige Kenntnis von der heutigen Lebenshaltung dieser 

ärmsten Proletarierschicht, der arbeitsunfähigen „Sozialrentner“ hat, weiß, wie oft gerade von diesen 

das Wort zu hören ist: „Lieber, als weiter so zu hungern, nehme ich den Gasschlauch.“ Aber auch 

diese schreiende Anklage gegen die heutige Ordnung wird von deren Nutznießern umgelogen zu 

Vorwürfen gegen die ausgehungerten Proletarier selbst. 

Unsere Genossen und weite Kreise des Proletariats mögen aus dem eben Gesagtem entnehmen, mit 

welch raffinierter Täuschungsmethode die gesamte bürgerliche und rechtssozialistische Presse, sowie 

die amtlichen und halbamtlichen Regierungsstellen im Kampfe gegen die Arbeiter- und Beamtenschaft 

vorgehen. Sie müssen erkennen, daß ebenso, wie die reaktionäre Klassenjustiz auch eine deutlich 

erkennbare Klassenmedizin sich in aller Schärfe gegen die Interessen des Proletariats wendet. Sie 
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müssen allen Nachrichten dieser und ähnlicher Art, die auch in allen kommenden Kämpfen zum glei-

chen Zwecke lanciert werden, von vornherein ablehnend gegenüberstehen. Sie müssen auch bei bis-

her noch unaufgeklärten Schichten der Arbeiter-, Beamten- und Angestelltenklasse aufklärend wir-

ken über die von reaktionärer Seite beliebten Methoden der Verhetzung und Verdummung. Unsere 

Vertreter in den Landes- und Stadtparlamenten müssen dafür sorgen, daß in den öffentlichen und 

privaten Krankenanstalten alle diejenigen Hilfsmittel, insbesondere eigene Licht- und Wasseranlagen 

vorhanden sind, die im wahren Interesse der Volksgesundheit liegen und auch im Falle eines Streiks 

dazu dienen, Schaden von der Volksgesundheit abzuwehren. Die Betriebsräte der Krankenhäuser 

müssen derartig geschult werden, daß sie sofort imstande sind, auftauchenden bürgerlichen Hetzmel-

dungen entgegenzutreten, um ein für allemal der demagogischen Stimmungsmache den Boden zu 

entziehen. Kranke Proletarier sind ebenso, wie die gesunden, darauf hinzuweisen, daß ein Streik, der 

ja für die gemeinsamen Interessen des gesamten Proletariats geführt wird, trotz einiger etwaiger Be-

hinderungen in solidarischem Klassenbewußtsein ertragen werden muß. Aber auch große Teile der 

geistigen Arbeiterschaft, insbesondere das notleidende Aerzteproletariat, ist darüber aufzuklären, daß 

auch ihre Interessen nur in der Einheitsfront aller Werktätigen gegen Reaktion und Ausbeutung wirk-

sam ver-[202]treten werden können. Dann wird in den unvermeidlichen wirtschaftlich-politischen 

Kämpfen, die uns bevorstehen, nicht nur die Beamtenschaft an die Seite der Arbeiter treten, sondern 

der langersehnte Zusammenschluß aller Hand- und Kopfarbeiter wird eine Tatsache werden, die nicht 

nur den Sieg, sondern auch die endgültige Sicherung der Revolution gewährleistet. 

* 

Genua.  
Von A. F r i e d r i c h  und L e o n i d. 

Die „Wirtschaftskonferenz“, die am Anfang März in Genua zusammentreten soll, wurde beschlossen 

auf der Konferenz der Premierminister Englands, Frankreichs, Belgiens, Italiens und Griechenlands 

in C a n n e s. Charakterisiert wird die Genueser Konferenz dadurch, daß hier offiziell die Beratung, 

über wirtschaftliche Fragen in den Mittelpunkt gestellt werden soll. Es wird damit ausdrücklich fest-

gelegt, daß diese Konferenz ein Versuch des internationalen Kapitals ist, über die Zerrüttung der 

Produktivkräfte und des Austausches hinwegzukommen und – im Anschluß an die Konferenz von 

W a s h i n g t o n, vor allem der Pazifik-Frage gewidmet war – den „Wiederaufbau Europas“ in die 

Wege zu leiten. 

Der Hauptinteressent an der Genueser Konferenz ist England, unterstützt wird es dabei von Italien. 

Dagegen verhalten sich die Vereinigten Staaten gegenüber der Konferenz von Genua sehr zurückhal-

tend. Frankreich zeigt an, daß es wenig Interesse an dem Zustandekommen der Konferenz hat. 

Deutschlands Interessen sind dabei weltpolitisch nicht maßgebend. 

Es wäre aber trotz dieser Sachlage ein Fehler zu glauben, die Konferenz von Genua, an der 43 Staaten 

von verschiedenster Größe teilnehmen sollen, sei von vornherein zu voller Erfolglosigkeit verurteilt. 

Sie ist für das Proletariat nicht nur von demselben Interesse wie Washington und Cannes, nein, noch 

viel mehr: zu dieser Konferenz ist Sowjetrußland eingeladen. Schon diese Tatsache, daß diese von 

Arbeitern und Bauern geführte Staatsmacht Delegierte zur Konferenz schicken wird, ist ein politi-

sches Ereignis, von allergrößter Bedeutung und ein Anlaß, daß das internationale Proletariat sich ein 

Bild mache über die wirtschaftspolitischen Bedingungen, die zu Genua führen und die Aussichten, 

die die Verhandlungen haben. 

I. 

Das internationale Kapital. 

Die Weltkrise. 

Die Einladung nach Genua ist zweifellos ein großer Erfolg Sowjetrußlands, eine offizielle Bestäti-

gung seiner weltpolitischen Stärke. Doch nie wäre die Situation für Sowjetrußland derartig zu seinen 

Gunsten gewesen, wenn die Kapitalmächte nicht durch unüberbrückbare Konflikte getrennt und al-

lesamt von einer Wirtschaftskrise heimgesucht wären, die sie zu dem Plan drängt, aus Rußland wieder 
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einen Absatz- und Kapitalanlagemarkt zu machen, auch wenn die Staatsmacht dieses Landes sich in 

Händen des Proletariats befindet. 

Die Gründe für die Absatzkrise des internationalen Kapitals sind folgende: 

1. Die Industrien, die jahrelang für Rüstungszwecke gearbeitet haben (Stahl, Eisen, Munition), haben 

ihren Hauptabsatz verloren. 

2. Weniger entwickelte kapitalistische Staaten haben während des Krieges ihre Industrien stark aus-

gebaut, so vor allem Japan und die südamerikanischen Staaten. 

3. Länder mit bisher hauptsächlich vorkapitalistischer Produktionsweise sind während des Krieges in 

wachsendem Maße industrialisiert worden, ein Prozeß, der sich immer stärker fortsetzt. Dies gilt für 

China, Indien, Niederländisch-Indien, Aegypten. [203] 

4. Die Geldentwertung der zentraleuropäischen Staaten, bedingt durch Belastung mit Reparations-

zahlungen und verminderter Produktivität, schließt diese Länder als Abnehmer in größerem Maßstab 

aus. 

5. Rußland ist von dem kapitalistischen Handelssystem seit fast acht Jahren so gut wie vollständig 

isoliert. 

 

Illustrieren wir diese Absatzkrise durch einige nackte Ziffern. 

Der Weltschiffbau war 1921 bereits um 30 Prozent geringer als 1920. Mehr als die Hälfte der Han-

delsflotte der gesamten Welt liegt heute still. 

Die Weltproduktion von Stahl und Eisen betrug Ende 1921 nur noch etwa ein Drittel der Produktion 

vom Anfang des Jahres 1920. Sehen wir die Produktion der Vorkriegszeit gleich hundert, so ergibt 

sich folgende Entwicklung des Rückgangs in dem letztvergangenen Jahr: 

 Amerika England 

 Gußeisen Die Bestellungen des 

Stahltrusts 

Gußeisen Stahl 

Januar 1920 118 176 76 114 

Juli 1920 117 211 86 119 

Januar 1921 93 143 74 74 

Oktober 1921 43 87,4 26 62 
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[204] Ein solcher Rückgang ist auf allen Produktionsgebieten erfolgt, obwohl die Kapitalisten aller 

Länder gewaltige Mahnahmen ergriffen haben ihn zu hemmen: Schutzzollmaßnahmen und vor allem 

Maßnahmen zur Verbilligung der Produktion. Diese Verbilligung der Produktion ist in der Tat er-

reicht worden, freilich nicht durch Mittel der technischen Vervollkommnung, sondern durch ver-

stärkte Ausbeutung der werktätigen Massen: Lohnabbau und Verlängerung, der Arbeitszeit. 

In welcher Weise ein Rückgang der Preise eingetreten ist, zeigt folgende Uebersicht, den Friedensin-

dex wiederum gleich hundert gesetzt: 

 Amerika 

(Bradstreet) 

England 

(Economist) 

Schweden 

(Svenst Handelfrid) 

Januar 1920 277 289 390 

Juli 1920 204 293 363 

Januar 1921 134 209 267 

Oktober 1921 123 170 174 

November 1921 – 160 – 

Natürlich ist die Absatzkrise, wie sie in solchen Zahlen zum Ausdruck kommt, nicht gleichartig für 

die einzelnen Länder, und ebenso sind auch die Mittel, die versucht werden, um diese Krise zu über-

winden, überall verschieden. 

Die Vereinigten Staaten von Nordamerika. 

Sehr stark unter der Krise leiden die Vereinigten Staaten. Das ergibt sich z. B. daraus, daß deren 

Anteil an der Eisen- und Stahlerzeugung der Welt, der 1920 noch Zweidrittel ausmachte, im vergan-

genen Jahre bereits auf die Hälfte der Weltproduktion zurückgegangen ist. Die Eisenerzförderung 

ging 1921 um mehr als 56 Prozent gegenüber dem Vorjahre zurück: von 68 auf 30 Millionen Tonnen, 

der Absatz an Eisenerzen entsprechend von 68 auf 27 Millionen Tonnen. Die Roheisenerzeugung 

sank gleichfalls um 55 Prozent: von 38 auf 16 Millionen Tonnen. 

Die Zahl der A r b e i t s l o s e n  in den Ver. Staaten wird heute auf mehr als 7 Millionen Proletarier 

geschätzt. Die Lage des P r o l e t a r i a t s  in Amerika hat sich im vergangenen Jahre trotz des Rück-

ganges der Lebenshaltungskosten nicht gebessert, sondern verschlechtert: der Lohnabbau erfolgte in 

viel höherem Grade als der Rückgang der Preise. Nach den Feststellungen des New Yorker Univer-

sitätsbüros für Wirtschaftsforschung ist die „Kaufkraft“ der Bevölkerung im Staate New York um 

etwa 11 Prozent gegenüber dem Vorfahr zurückgegangen. 

Noch stärker aber als beim Industrieproletariat ist das Arbeitseinkommen bei dem mittleren F a r -

m e r t u m  zusammengeschrumpft. Das ergibt sich aus der Tatsache, daß die landwirtschaftlichen Er-

zeugnisse in viel höherem Grade im Preis gesunken sind, als die Industrieprodukte, die sich der Far-

mer zur Bewirtschaftung seines Grundstücks kaufen muß: (Maschinen, Geräte aller Art, Kunstdün-

gemittel, Kleidung). 

Diese Notlage des Farmertuns führte zunächst zu Ansähen, die eine Revolutionierung der kleinbäu-

erlichen Schicht bedeuten: Gründung der „Labour Farmer Party“, einer Partei, die etwa 600.000 Stim-

men erhielt und deren Ziel war, das Farmertum von der Ausbeutung durch das große Transport- und 

Handelskapital zu befreien. Dieser Versuch schlug zunächst fehl. 

Nun hat sich im amerikanischen Senat ein „F a r m-B l o c“ gebildet, der sich aus Vertretern der beiden 

großen amerikanischen Parteien, Republikanern und Demokraten, zusammensetzt und dort eine aus-

schlaggebende Zufallsmehrheit bildet. Dieser Farm-Bloc hat durchgesetzt, daß die geplanten Schutz-

zölle für Industrieprodukte, wie das amerikanische Großkapital sie verlangte, nicht Gesetz wurden, 

daß andererseits hohe, Einfuhrzölle für landwirtschaftliche Produkte aller Art eingeführt und daß die 

Frachtfähe herabgesetzt wurden. 

Natürlicherweise wird dadurch die Notlage des amerikanischen Farmertums gemildert, aber die wirt-

schaftliche und soziale Spannung in den Vereinigten Staaten nur noch verschärft, – ganz abgesehen 

davon, daß hinter dieser Zufallsmehrheit im Senat keine machtwolle Organisation steht, die die Inte-

ressen des [205] Farmertums auf die Dauer zur Geltung bringen könnte. Von Bedeutung ist aber diese 
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Erscheinung deswegen, weil das amerikanische Farmertum in Rußland, sofern dessen Landwirtschaft 

intensiviert werden sollte, einen Konkurrenten von gefährlicher Größe sieht. 

Das Interesse des amerikanischen Großkapitals an der Erschließung neuer Länder zur Förderung des 

Absatzes, mit andern Worten: das Interesse der Vereinigten Staaten an der Wirtschaftskonferenz von 

Genua, kommt so nicht voll zum Ausdruck. Wenn sich aber die Vereinigten Staaten der Genueser 

Konferenz gegenüber zurückhaltend benehmen und einen Delegierten hinsenden wollen, der sich 

vorbehält, die Entscheidungen der Konferenz lediglich „zur Kenntnis zu nehmen“, so liegt der Haupt-

grund dafür doch auf anderem Gebiet: es ist die Tatsache, daß auf der Genueser Konferenz über das 

Reparationsproblem nichts verhandelt werden soll und die andere Tatsache, daß einzelne europäische 

Staaten eine kostspielige imperialistische Politik betreiben, die geeignet ist, gemeinschaftliche kapi-

talistische Wirtschaftspläne zu unterbinden, und die dazu führt, daß Amerika für seine während des 

Krieges geliehenen Summen keinen Pfennig Zinsen erhält. Mister H o o v e r, der Vorsitzende der 

Sektion Vereinigte Staaten der interamerikanischen Oberkommission hat dies als die beiden Haupt-

probleme mit folgenden Worten ausgedrückt: 

„Bevor ein endgültiger Fortschritt in der Richtung einer dauernden wirtschaftlichen Wiederherstellung Euro-

pas oder der Welt erhofft werden kann, müssen zwei Hauptprobleme gelöst werden: 

1. Die Neuregelung der deutschen Reparationen auf einer Grundlage innerhalb der praktischen Zahlungsfähig-

keit des Deutschen Reiches. 

2. Die Verminderung der von gewissen Nationen auf dem europäischen Kontinent noch aufrechterhaltenen 

bewaffneten Streitkräfte.“ 

Noch ausführlicher formuliert hat der Senator M a c  C o r n i c k, dessen Antrag vom amerikanischen 

Senat einstimmig angenommen wurde, die Interessen der Vereinigten Staaten in einem Telegramm 

an die „Chicago Tribune“, in dessen Mittelpunkt die Bezahlung der europäischen Schulden an Ame-

rika steht. Es heißt darin: 

„Die europäischen Regierungen haben die Summen (allein seit dem Waffenstillstand 7 Millionen Dollar) für 

folgende vier Posten ausgegeben, die in keinem Verhältnis zur Einnahme stehen und zwar: 

1. Für den ‚Wiederaufbau‘ unter der Bezeichnung: ‚Außerordentlicher Staatshaushalt‘. 

2. Für große militärische Einrichtungen. 

3. Für eine übergroße Zahl Zivilangestellter. 

4. Für Zinsen und für ihre inneren Schulden. 

Die Bürger der Vereinigten Staaten können es nicht verstehen, daß die europäischen Regierungen derartig 

große Auswendungen machen und dabei noch Amerika Geld schulden, so daß am Ende der Rechnung der 

amerikanische Steuerzahler die europäischen militärischen Rüstungen bezahlen müsse.“ 

So ist also vor allem die Beschränkung der Genueser Konferenz, die programmäßig gerade auf die-

jenigen Probleme, die für die Vereinigten Staaten die „Hauptprobleme“ sind, nicht eingehen soll, ein 

Anlaß für ihre Zurückhaltung. Es erscheint unter diesen Umständen unmöglich, der Inflation in den 

europäischen Staaten zu Leibe zu gehen. Dazu kommt, daß rein geographisch gesehen, Rußland für 

die Vereinigten Staaten nicht die gleiche Rolle spielt, wie etwa für England. 

Die große Bedeutung aber, die die Erschließung Ostasiens für eine Gesundung des amerikanischen 

Kapitalismus hat, bringt die Vereinigten Staaten in Konflikt mit J a p a n  und veranlaßt sie, die Macht-

position Sowjetrußlands im fernen Osten gegen die Japaner zu unterstützen. 

England. 

England wird von der Wirtschaftskrise ebenso schwer heimgesucht wie die [206] Bereinigten Staaten, 

Am besten wird dies illustriert durch die Entwicklung seines Außenhandels (in Millionen Pfund Ster-

ling): 
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 Import Export 

Januar 1920 183,5 131,3 

September 1920 1527 130,8 

April 1921 300 68,4 

Oktober 1921 847 62,3 

Für die großen englischen Industrien: Kohle, Koks, Eisen, Stahl, Textil, ist die Absatznot gleich groß. 

Sie wird verstärkt durch die fortschreitende Industrialisierung der englischen Kolonien und deren 

Schutzzollpolitik; England ist schon deswegen der Hauptinteressent am Zustandekommen der Genu-

eser Konferenz. Es ist dadurch auch der Hauptinteressent an der Bildung des i n t e r n a t i o n a l e n  

F i n a n z k o n s o r t i u m s, dessen Arbeit sich in der Hauptsache auf die Erschließung Sowjetrußlands 

konzentrieren soll. 

Lloyd George führte am 5. Februar im englischen Unterhaus aus, daß zur Zeit zwei Millionen engli-

sche erwerbslose Arbeiter ernährt werden müßten und daß, wenn deren Familien berücksichtigt wer-

den, heute insgesamt fünf Millionen Menschen in England auf Kosten der Allgemeinheit unterhalten 

werden müßten, also ein Achtel der ganzen englischen Bevölkerung. 

Die Wirtschaftskrise, das Verhältnis Englands zu den Dominions, die gespannte Lage in Aegypten 

und Indien, nicht zuletzt die vorschnell entfesselte Wahlbewegung zwingen Lloyd George, alles für 

das Zustandekommen der Genueser Konferenz einzusetzen und sich den französischen Plänen, die 

Konferenz zum mindesten auf Monate zu verschieben, zu widersetzen. Gerade die genannte Rede 

Lloyd Georges zeigte, daß für England die Frage des „Wiederaufbaus Europas“, vor allem die Er-

schließung Rußlands, eine Existenzfrage ist. 

Eine Durchsetzung dieses englischen Interesses wäre politisch ein entscheidendes Ereignis, zumal 

dann, wenn es den englischen Kapitalisten gelingen sollte, die deutschen Reparationsleistungen in 

den Dienst der englischen Projekte im Osten Europas zu stellen. Die e n g l i s c h e  H e g e m o n i e  i n  

Z e n t r a l- u n d  O s t e u r o p a  w ä r e  g e s i c h e r t. 

Frankreich. 

Frankreichs Interessen sind denen Englands entgegengesetzt. Frankreich leidet kaum unter einer 

Krise seiner Industrie, denn seine Industrie hat bisher mit Hilfe der spottbilligen deutschen Kohlen- 

und Kokslieferungen die amerikanischen und englischen Preise auf dem Weltmarkt unterbieten kön-

nen. Aber Frankreich hat ein gewaltiges Defizit in seinem Budget und in seinen Nordgebieten immer 

noch verwüstete Gebiete und ruinierte Industrien. Es hat bisher von den deutschen Reparationszah-

lungen, abgesehen von den Summen, die auf seine Besatzungsarmee im Rheinland kamen, noch nicht 

einen Pfennig erhalten. Durch innere Anleihen, durch Anleihen in Amerika und durch Steuerdruck 

hat Frankreich die Mittel aufgebracht, die es für seinen militärischen Apparat und für die Bezahlung 

der französischen industriellen Kapitalisten in den Norddepartements angelegt hat. Für Frankreich 

sind infolgedessen die Wirtschaftsfragen, die für England im Mittelpunkt seines Interesses stehen, 

nur von geringer Bedeutung, und es fürchtet, daß trotz der Abmachungen die Reparationsfrage in 

Genua aufgerollt werden könnte. Frankreichs Versuche, die Genueser Konferenz zu sabotieren, zum 

mindesten aber, sie hinauszuzögern, erklären sich aus dieser Sachlage. Während aber Briand er-

kannte, daß Frankreich nicht die Macht habe, der Wirtschaftspolitik der übrigen Staaten entgegenzu-

treten und daß es besser sei, aus der sich anbahnenden Entwicklung möglichst viel für Frankreich 

herauszuschlagen, versucht Poincaré in der Tat, diese Entwicklung zu unterbinden. P o l e n, die 

T s c h e c h o s l o w a k e i, J u g o s l a w i e n  und R u m ä n i e n, alles Länder, in denen der politische 

Einfluß Frankreichs groß ist und französische Kapitalsanlagen in erheblichem Umfang gemacht wor-

den sind, unterstützen dabei die französische Politik. 

Es liegt aber in diesen Verhältnissen einbegriffen, daß Frankreich den Versuch machen wird, die 

Unterstützung Rußlands zur Durchsetzung seiner Interessen zu erhalten. Ein Beispiel dafür war der 

französische Vorschlag, Deutschland [207] solle auf Grund der Artikel 116 und 117 des Versailler 

Friedensvertrages auch an Rußland Kriegsentschädigung zahlen, damit diese so gezahlten Leistungen 

alsdann in Form der Vorkriegsschuld nach Frankreich zurückfließen und die Finanzen Frankreichs 

bessern könnten. 
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Gegenüber den französischen und englischen Interessen an der Gestaltung Europas spielen die Interes-

sen der übrigen Staaten nur eine geringe Rolle. B e l g i e n s  Interessen sind im allgemeinen diejenigen 

Frankreichs, andererseits unterstützt I t a l i e n, das 700.000 Arbeitslose hat, die englische Politik. 

II. 

Sowjetrußland. 

Von General Hoffmann zum Konzessionär Vanderlip 

Anfangs des vorigen Jahres – nach der Vernichtung Wrangels und der Niederschlagung des Kron-

städter Aufstandes – mußte das internationale Kapital die militärische Unbesiegbarkeit der Bolsche-

wiki eingestehen und den bewaffneten Kampf gegen sie endgültig aufgeben. Eine Zeitlang blieb es 

noch seinem alten Standpunkt des unversöhnlichen Klassenkrieges gegen die Räterepublik treu; wenn 

auch die Aufhebung der militärischen Blockade Sowjet-Rußlands erzwungen war, wurde die politi-

sche und wirtschaftliche Blockade fortgesetzt. Von vornherein war es aber klar, daß dieser Zustand 

– „weder Kriege noch Frieden“ – nicht lange bestehen konnte. Die bürgerliche Welt brauchte Ruß-

land, brauchte es als Absatzmarkt, brauchte seine Rohstoffe. Und sich selber vorzutäuschen, daß dort, 

im Osten, ein leerer Fleck sei, ging auf die Dauer nicht. Einzelne Kapitalisten aus verschiedenen 

Ländern, bei denen die Profitgier den gradlinigen instinktiven Klassenhaß gegen die Bolschewiki 

nunmehr überwog, waren die ersten, die das Eis brachen und Handelsbeziehungen mit Sowjetrußland 

anknüpften. Ihnen folgten langsam und schüchtern die nationalen bürgerlichen Regierungen, – Eng-

land, Deutschland, Skandinavien, Randstaaten u. a. schlossen mit Rußland Handelsverträge ab. Der 

Wirtschaftsverkehr war nun da, ohne daß Rußland jedoch anerkannt wurde. Die Sowjet-Delegierten, 

die man einst geköpft hätte, wurden nach europäischen Hauptstädten zugelassen. Die ersten Folgen 

der Niederlage der Interventionspolitik und der Notwendigkeit für die Bourgeoisie, sich mit der Exis-

tenz Sowjetrußlands abzufinden, kamen zum Vorschein. 

Die Bekanntmachung der Sowjetregierung über die Konzessionserteilung an die Ausländer war ein 

neuer Stoß für die Erweiterung der Beziehungen. Die bekanntesten Vertreter der Bourgeoise reisten 

nach Rußland und traten öffentlich für die Ausbreitung des Verkehrs mit der Räteregierung ein. In 

den internen Kreisen des internationalen Kapitals entstand allmählich ein neuer Plan für die Besie-

gung Sowjetrußlands. Was militärisch nicht gelang, das sollte durch eine wirtschaftliche Ausbeutung, 

durch ökonomische Versklavung Rußlands gelingen. 

Bald zeigte es sich aber, daß dieser Traum nicht so leicht in Erfüllung gehen kann. Der Widerstand 

von russischer Seite war stärker als man es angenommen hatte. Den massenweise nach Rußland hin-

einströmenden Konzessionsabenteurern, mit dem Amerikaner Vanderlip an der Spitze, wurden von 

der Sowjetregierung derartige Bedingungen vorgelegt, daß die Ausbeuterbande sich aus dem sowjet-

ruffischen Eldorado schleunigst nach Hause unverrichteter Sache zurückzog. Mancher von diesen 

abgewiesenen „Konzessionären“ beklagte sich später in seiner Heimat öffentlich darüber, daß die 

Bolschewiki zu freche Burschen seien, daß sie jeden Unternehmerprofit beschneiden wollten, daß 

den Gewerkschaften in Rußland zu breite Rechte zugestanden wären usw. – Es war selbstverständ-

lich, daß alle diese Geldsäcke, die an die Londoner City und die New Yorker Wallstreet gewöhnt 

waren, sich im Moskauer Kreml sehr unwohl fühlten. Und so kam es, daß beinahe ein Jahr nach der 

offiziellen Bekanntmachung über die Konzessionserteilung in Sowjetrußland nur eine einzige wich-

tige Konzession mit den ausländischen Kapitalisten tatsächlich zustande kam. (Die amerikanische 

Asbestkonzession m Uralgebiet). Der erste „wirtschaftliche Ansturm“ des Auslandskapitals gegen 

die Sowjetregierung scheiterte an der festen Haltung der proletarischen Regierung. 

[208] Das wurde bald auch in den Kreisen der Bourgeoisie erkannt. Zunächst schrie man einige Zeit 

über die „erwiesene Nutzlosigkeit des Handels mit den Bolschewiki“ (die Kampagne in England im 

Herbst 1921 für die Aufhebung des Handelsvertrages mit Rußland). Nachdem das internationale Ka-

pital in dieser Weise seiner eigenen ersten Enttäuschungen Ausdruck gegeben und die Bolschewiki 

ein wenig abgeschreckt zu haben glaubte – ging es den einmal beschrittenen Weg weiter. 
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Die Vorgeschichte der Einladung nach Genua. 

Die klügsten Vertreter des Kapitals sahen den Mißerfolg des Konzessionsfanges in Sowjetrußland 

darin, daß dieser Fang von einzelnen Unternehmern, von einzelnen Kapitalisten in unorganisierter 

Weise unternommen wurde. Daraus zogen sie eine Lehre: Kein vereinzeltes Vorgehen mehr – son-

dern eine g e s c h l o s s e n e  O f f e n s i v e  des gesamten internationalen Kapitals zur Eroberung von 

Rußlands Wirtschaft. So entstanden die berüchtigten Pläne Stinnes und Lloyd Georges, einen gewal-

tigen Welttrust zur Ausbeutung Sowjetrußlands zu bilden. Einigkeit macht stark – diese alte Parole 

der kapitalistischen Welt gegenüber dem proletarischen Rußland erschall von neuem, diesmal nicht 

aus den Kriegsministerien, sondern aus den Geschäftsräumen der Banken, Trusts und Syndikate. 

Der Gedankengang Lloyd Georges, Briands u. a. war dabei folgender: Wir wollen ein internationales 

Konsortium zur Versklavung Rußlands bilden; ob es die verfluchten Bolschewiki, die nun einmal da 

sind und nicht aus der Welt zu schaffen sind, zulassen werden? So wollen wir ihnen doch einige nicht 

viel kostende Zugeständnisse machen, wollen wir ihnen die „politische Anerkennung“ verleihen. Wir 

werden die Russen nach Genua einladen, um sie dort gehörig einzuwickeln. 

– In Genua wird die bürgerliche Welt versuchen, die internationale Kolonisierung Sowjetrußlands 

durchzusetzen. Sowjetrußland wird sich dagegen wehren müssen. Ob dieses Sichwehren auch von 

Erfolg sein kann? 

Hierdurch entsteht eine zweite Frage: Welches sind die Bedingungen, die die gegenwärtige interna-

tionale Machtstellung Sowjetrußlands kennzeichnen und die das „Kräfteverhältnis“ in Genua beein-

flussen werden? 

1. Rußland erscheint in der Arena der kapitalistischen Weltpolitik als völlig selbständiger und unab-

hängiger Faktor, mit keinerlei bedingter Stellung: weder als Glied der Entente (Unterstellung dem 

Obersten Rat und den Alliiertenverträgen) noch als Leidensgenosse Deutschlands und Oesterreichs 

(Versklavung durch den Versailler Frieden, durch das Reparationsproblem, durch Sanktionengefahr). 

Rußland ist der einzige Großstaat, der mit keinerlei Fäden in dieser oder anderer Weise mit Versailles 

verbunden ist. 

2. Rußland wird gegenwärtig in der kapitalistischen Welt von allen Seiten gesucht, die wichtigsten 

Großstaaten wollen es für sich gewinnen, um damit, erstens, durch wirtschaftliche Beziehungen und 

räuberische Ausbeutung ihre eigene Wirtschaftslage zu bessern und, zweitens, um ihre internationale 

Machtstellung durch Annäherung an Rußland zu erweitern. Dieser Umstand kann von Sowjetrußland 

in seinen eigenen politischen und wirtschaftlichen Interessen ausgenützt werden, wie überhaupt jede 

Ausnützung der politischen Verwicklungen innerhalb der kapitalistischen Welt (z. B. zwischen den 

„Siegerstaaten“ und den „Besiegten“) für Rußland möglich und nötig ist. 

3. Die gegenwärtige innere Lage der Sowjetrepublik zeugt vom fortschreitenden Sanierungsprozeß 

auf sämtlichen Gebieten. Die Sowjetregierung ist heute innerpolitisch so stark wie keine kapitalisti-

sche Regierung. Das Verhältnis der Bauern zu der Rätemacht hat sich infolge des „neuen Kurses“ 

wesentlich zugunsten der proletarischen Diktatur geändert. Die Arbeiterschaft steht nach wie vor ge-

schlossen hinter der Regierung, was auch aus den Ergebnissen der letzten Sowjetwahlen zu ersehen 

ist. Die Wirtschaftslage bessert sich. Die vertrustete Staatsindustrie erhöht mit jedem Tage ihre Pro-

duktivität. 

Die russische Wirtschaft ist heute lange nicht mehr so zerstört und hilflos wie im vorigen Jahre. – 

Schließlich bleibt Sowjetrußland auch militärisch durch seine Rote Armee und vorzügliche Kriegs-

organisation ein großer internationaler Machtfaktor. [209] 

4. Während die kapitalistischen-Regierungen in Westeuropa und Amerika nur vom Vorhandensein 

einer Regierungsmehrheit in den nationalen Parlamenten leben, hat Sowjetrußland bei seiner weltpo-

litischen Betätigung nicht nur das nationale Räteparlament hinter sich, sondern gewissermaßen auch 

e i n e  i n t e r n a t i o n a l e  S t ü t z e, wie sie bisher noch nie einem Staat zuteil geworden: das Welt-

proletariat. 
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Das sind die wichtigsten Momente, die die gegenwärtige internationale Stellung Sowjetrußland cha-

rakterisieren und seine Rolle und Aufgaben in Genua bestimmen. 

Sowjetrußland und die einzelnen kapitalistischen Siegerstaaten. 

Gegenwärtig verkörpert sich der Weltkapitalismus politisch vor allem in den sogenannten „Sieger-

staaten“ – England, Amerika, Japan, Frankreich – was in Genua besonders in dem Verhältnis zu 

Sowjetrußland ganz klar zum Vorschein kommen wird. Dabei hat die russische Frage für jede dieser 

kapitalistischen Großmächte eine verschiedene Bedeutung. 

E n g l a n d  wird auf der Konferenz den Plan eines internationalen Konsortiums für Rußland am ener-

gischsten verfechten, da im Falle des Zustandekommens eines solchen Konsortiums das englische 

Kapital, das schon heute an dem russischen Außenhandel hervorragend beteiligt ist, zweifellos die 

Hauptrolle spielen wird. England befürchtet eine Annäherung Frankreichs und Deutschlands an Ruß-

land und wird in Genua alle Mittel anwenden, um eine solche Annäherung zu verhindern und seine 

bisherige Führerstellung in den Beziehungen zu Rußland zu behaupten. Aus den letzten Reden Lloyd 

Georges, wo er in geradezu „mütterlicher“ Weise Rußland behandelte, ist zu ersehen, wie krampfhaft 

England an Rußland (richtiger gesagt wäre: an russischen Rohstoffen – vor allem an Naphta – und an 

Rußland als Absatzmacht) Annäherung sucht. 

Es ist zweifelhaft, ob Frankreich in Genua noch immer seine traditionelle Gendarmenrolle Sowjet-

rußland gegenüber vertreten wird. Nachdem Briand, [210] von den wirtschaftspolitischen Interessen 

breiter Kreise der französischen Bourgeoisie ausgehend, mit der Kriegseinstellung gegen die Sowjets 

ein Ende machen wollte, aber „zufällig“ gestürzt wurde, bedarf Monsieur Poincaré, der Zarenfreund 

und der Vertreter jener französischen Kleinbürger, die die russischen Schuldscheine besitzen, offen-

bar noch einiger Lehren und Erfahrungen. Soviel steht aber schon heute fest: Frankreich, das seine 

Beziehungen zu der russischen Gegenrevolution noch nicht abgebrochen hat, das noch unmittelbar 

vor Genua die wüstesten Angriffe gegen Sowjetrußland richtet und Lenin vor sich auf die Knie zu 

zwingen versucht – auch Frankreich und in erster Linie dem französischen Handels- und Reederka-

pital, liegt sehr viel an der Wiederanknüpfung der Beziehungen zu Rußland. 

Das das a m e r i k a n i s c h e  Kapital, ungeachtet der offiziellen Stellung der Harding-Regierung, 

schon seit langem außerordentliches Interesse für Rußland aufweist, ist allbekannt. Wenn auch Ruß-

land den amerikanischen Getreidehändlern als ein gefährlicher Konkurrent für die Zukunft erscheint, 

so ist es doch zur Zeit für die amerikanische Industrie ein unbegrenzter Absatzmarkt. Andererseits 

ergibt sich für Amerika angesichts seines ständigen Gegensatzes zu Japan auch rein politisch die 

Notwendigkeit eines Zusammengehens mit Rußland. Dabei liegt ihm vor allem daran, die Japaner 

aus Sibirien zu vertreiben, was ohne Hilfe der Sowjetrepublik unmöglich ist. 

Was J a p a n  anbetrifft, so konnte man in der letzten Zeit eine gewisse Aenderung seiner Haltung zu 

Sowjetrußland beobachten. Japans Pläne, Sibirien mit Hilfe den russischen Weißgardisten zu erobern 

und es unter sein politisches und wirtschaftliches Protektorat zu stellen, sind durch die starke und 
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kluge Politik der Sowjetregierung im fernen Osten zunichte gemacht worden, so daß Japan gegen-

wärtig vor der Tatsache einer neuen Erstarkung seines alten Feindes Rußland steht. Andererseits be-

fürchtet Japan eine russisch-amerikanische Koalition gegen sich. In Genua wird es infolgedessen ent-

weder seine bisherige Linie fortsetzen und zusammen mit Frankreich die hartnäckigste Opposition 

gegenüber Rußland einnehmen – oder – was viel wahrscheinlicher ist – versuchen, durch kleine Zu-

geständnisse und Kompromisse bessere Beziehungen mit den gefährlichen Sowjets anzubahnen. 

Der kommende Kampf 

Bei alledem ist es klar, daß Sowjetrußland in Genua zunächst eine geschlossene Einheitsfront des 

internationalen Kapitals gegen sich vorfinden wird. Die vereinigten Kräfte der Kapitalisten aller Län-

der werden in Genua unter dem Deckmantel der friedlichen Wirtschaftsverhandlungen eine großan-

gelegte Offensive gegen den gemeinsamen Hauptfeind – gegen Räterußland ergreifen. Als Kaufpreis 

für die Einladung zur Konferenz, für die politische Anerkennung, für das zweifelhafte, dennoch für 

Rußland unausbleibliche Vergnügen mit Lloyd George and Poincaré an einem Tisch zu sitzen, wer-

den sie von Sowjetrußland eine wirtschaftliche Kapitulation erzwingen wollen. Sie werden versu-

chen, in den Vordergrund des ganzen „russischen Problems“ nichts anderes als die Frage der Bezah-

lung der russischen Schulden zu schieben (so vor allem Frankreich). Sie werden das Problem der 

wirtschaftlichen Hilfeleistungen für das verhungerte und verarmte Rußland mit der Beratung eines 

internationalen Konsortiums für Kolonisierung Rußlands zu erschöpfen suchen (England). Endlich 

werden sie in Genua alles vermeiden wollen, was in ihr Programm nicht paßt. Und sie werden unter 

sich nach einer provisorischen Vertuschung der Gegensätze, nach einer Einigung streben, um umso 

stärker das gemeinsame Auftreten Rußland gegenüber aufzubauen. 

Es wird eine Aufgabe Rußlands sein, in Genua mit einer allgemeinen, allseitigen G e g e n o f f e n -

s i v e  zu antworten. Was bedeutet das? 

Bei seinen Beziehungen zu der kapitalistischen Welt, hat die Sowjetregierung im allgemeinen zwei-

erlei zu beachten: einmal sich gegen die Ausbeutungsabsichten der internationalen Bourgeoisie zu 

schützen – und gleichzeitig von dieser Bourgeoisie alles herauszuholen, was im Interesse des Wie-

derausbaus und der Stärkung der Räterepublik liegt. Diesen Leitsatz werden die russischen Delegier-

ten auch in Genua zu befolgen haben, indem sie die vorteilhaften Momente der internationalen Stel-

lung Sowjetrußlands, von denen oben ge-[211]sprochen wurde, ausnützen. Eine der besten Schutz-

mittel ist der Angriff. So wird Rußland auf der Konferenz nicht um die Erleichterung des kapitalisti-

schen Diktats zu kämpfen haben, sondern es wird in Genua im Großen und in jeder einzelnen Frage 

selbst ebenso energisch Gegenforderungen aufzustellen und zu verfechten haben. Der Forderung der 

Schuldenbezahlung soll die des Schadensersatzes an Rußland entgegengesetzt werden. Wenn weiter 

politische Zugeständnisse von Rußland gefordert werden (wie es z. B. Frankreich und Amerika ver- 

 
langen) wird es das mit der Forderung des Abbruchs der Beziehungen zu der russischen Gegenre-

volution, der Regelung der ostsibirischen Frage usw. beantworten müssen. Wenn die Idee eines 
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internationalen Konsortiums Fortschritte machen wird, wird es die Aufgabe der russischen Diploma-

ten auf der Konferenz sein, durch geschickte Taktik die Gegensätze in den kapitalistischen Lager in 

dieser Frage zu fördern. 

Von dieser Gegenoffensive – ebenso wie von der Unterstützung durch das internationale Proletariat 

– wird es in hohem Grade abhängen, ob Sowjetrußland seine bisherige selbständige Machtstellung 

behält und in Genua noch gewisse wirtschaftliche und politische Vorteile erzielt, oder ob es dem 

internationalen Kapital gelingt, die Kolonisierung Rußlands zu beginnen und das Arbeiter- und Bau-

erland in den Wirkungskreis des Versailler Friedensvertrages einzubeziehen. 

III. 

Deutschland. 

Deutschlands Ohnmacht. 

Die Illusionen, die sich die deutsche Bourgeoisie über die Beteiligung Deutschlands als „selbständi-

ger Faktor“ an der Genueser Konferenz macht, sind sehr groß, spielen aber weltpolitisch kaum eine 

Rolle. 

Deutschlands großer militärischer Apparat, auf den sich in der Vorkriegszeit die Politik der deutschen 

Bourgeoisie stützen konnte, ist zerschlagen. Die Reparationszahlungen, die Deutschland zu leisten 

hat, lähmen nicht nur die deutsche Regierung politisch und finanziell, sondern ebenso das deutsche 

Kapital in seiner Bewegungsfreiheit. Verschärft wird die Ohnmacht Deutschlands dadurch, daß es 

die für seine Industrie wichtigen Rohstoffe (Erze, Erdöl, Baumwolle usw.) nicht aus eigenem Boden 

nehmen kann. 

[212] Frankreich hat seine Abneigung gegen die Einladung Deutschlands zur Genueser Konferenz 

deutlich bekundet, es fürchtet, Deutschland könne diese Konferenz benutzen, um die Sklavenketten, 

die es an die Entente fesseln, etwas zu lockern. 

Besteht für Deutschland diese Möglichkeit? 

Es gibt zwei Wege für Deutschland, und auf der Konferenz von Genua wird sich entscheiden, welchen 

von beiden die Bourgeoisie beschreiten wird. Der eine ist der, gemeinsame Sache mit dem englischen 

Kapital zu machen und an der geplanten Ausbeutung Sowjetrußlands zu beteiligen. Der andere aber 

ist ein Zusammenarbeiten mit Sowjetrußland. 

Westliche Orientierung. 

Der eine Weg, den Deutschland gehen kann, ist die Fortsetzung der von Dr. Rathenau betriebenen 

Politik, nämlich die Forderungen der Entente durch Verwandlung der Reparationszahlungen in Sach-

lieferungskomplexe an Frankreich und in anderer Weise an England durchzuführen, ohne daß 

Deutschland dabei die Möglichkeit hätte, diese Leistungen von sich aus aufzubringen. 

Veranschaulicht werden die Aussichten dieser politischen Einstellung durch das Programm, daß der 

„Englische Sonderausschuß für deutsche Reparationen ausgearbeitet hat. Nach diesem Programm 

sollen an Stelle der gegenwärtigen Schuldverpflichtungen Forderungsrechte an die deutsche Indust-

rie, an deutsche Unternehmungen und deutschen Boden gesetzt werden, ein Vorschlag, der zur Schaf-

fung einer Zwangshypothek und einer Zwangsanleihe gleichkommt und im wesentlichen den Forde-

rungen entspricht, die der Bund britischer Industrieller Ende des vergangenen Jahres gestellt hat. 

Ausdrücklich weisen die Engländer darauf hin, daß sie bei solch einer Lösung der Reparationsfrage 

die beste Möglichkeit haben, die deutsche Industrie zu kontrollieren und Einfluß auf die Entwicklung 

der deutschen Industrie und des deutschen Handels zu nehmen. 

Abgesehen von Sachlieferungen sieht das Programm der Englischen Kommission vor, daß Deutsch-

land „bestimmte für die Alliierten nützliche Arbeiten auszuführen“ hat. Dabei handelt es sich nicht 

nur etwa um den Wiederaufbau der zerstörten Gebiete, sondern überhaupt um die Ausführung von 

Konstruktions- und Bauarbeiten in den verschiedensten Ländern der Entente unter alliierter Leitung. 

Und der Zweck dieser Arbeiten ist die Steigerung der Produktionskraft des Ententekapitals, vor allem 
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aber des englischen. All diese Arbeiten sollen unter ausschließlicher Leitung und Aufsicht von alli-

ierten Sachverständigen durchgeführt werden, die Materiallieferung nur nach genauesten Angaben 

der Alliierten erfolgen. Als Beispiele solcher Arbeiten werden genannt: die Wiederherstellung von 

Eisenbahnen in Mittel- und Osteuropa, den Bau von Eisenbahnen, Häfen, Telegraphenlinien, Kanä-

len, in Afrika, Südamerika und Asien, die Erschließung neuer Rohstoffquellen und neuer Absatz-

märkte. Wird so deutsche Energie in den Dienst der Interessen der Entente gestellt, so kommt es 

darauf an, daß nach Abschluß der Arbeiten der gesamte E r f o l g  d e r  b e t r e f f e n d e n  E n t e n t e -

m a c h t  z u f ä l l t. 

Soll nun auch in Genua die Reparationsfrage nicht aufgerollt werden, so gibt doch der Plan des eng-

lischen Ausschusses ein Bild von den Absichten, die das englische Kapital hat, wenn Deutschland 

am „Wiederaufbau Europas“, an dem internationalen Finanzkonsortium beteiligt wird. 

In dieser Richtung liegt bereits die Gründung der Russo-Asiatic-Company mit vorwiegend engli-

schem Kapital in Höhe von 12 Millionen Pfund, an der auch die deutschen Firmen Krupp und die 

Bank Mendelssohn durch Aktienerwerbung beteiligt sind. Diese Gesellschaft verfügt über Berg-

werks- und Forstkonzessionen im Ural und in Westsibirien (Kupfer, Blei, Zink, Gold, Silber, ferner 

Kohlen- und Eisenbergwerke, Hochhütten, Schmelzwerke, Gießereien, Sägemühlen, Eisenbahnen, 

Flußschiffahrtsflotte). „The Manchester Guardian“ vom 7. Januar teilt die Gründe für die Beteiligung 

deutscher Kapitalisten mit: 

1. Deutschlands Mitarbeit ist wichtig nicht nur wegen seiner geographischen Lage in der Nähe Ruß-

lands, sondern wegen der Erfahrungen im russischen Handel. [213] 

Die deutschen Unternehmer wissen, daß sie eine politisch schwache Regierung haben und brauchen 

den Schutz, den eine Assoziierung mit englischen Gesellschaften ihnen bietet. 

3. Deutschland kaufte vor dem Krieg rund 1 Million Tonnen Kupfer, Blei und Zink. Die Beschaffung 

dieser Rohstoffe ist heute wegen der Valuta der Mark nicht möglich. Die Mitarbeit in der Russo-

Asiatic-Company und ähnlichen Gesellschaften wird daher für deutsche Unternehmer vorteilhaft 

sein. 

„Manchester Guardian“ bezeichnet diesen Fall ausdrücklich als das „erste konkrete Beispiel englisch-

deutschen Zusammenwirkens in Rußland“. Was ein solches Zusammenwirken für Deutschland prak-

tisch bedeutet, wird z. T. in der erwähnten englischen Quelle offen ausgesprochen: Deutsche Arbeit, 

deutsche organisatorische Fähigkeit werden in das Interesse des englischen Kapitals eingespannt. Die 

deutsche Wirtschaft ist als Konkurrent Englands ausgeschaltet. Rohstoffe erhält die deutsche Indust-

rie aus Gnaden englischer Kapitalisten. 

Durch eine solche Entwicklung würde Deutschlands p o l i t i s c h e  O h n m a c h t  v e r e w i g t. 

Eine solche Entwicklung würde aber Deutschland gleichzeitig einbeziehen in das Interesse des Enten-

tekapitals an der Ausbeutung Sowjetrußlands, es also unmittelbar an dem Abwürgungskrieg, den das 

Kapital gegen die Sowjetmacht zu führen gedenkt, beteiligen. Derartige Pläne, die im allgemeinen von 

der R e g i e r u n g  W i r t h-R a t h e n a u  gebilligt werden, sind von den Stinnesschen dem Prinzip nach 

nicht verschieden, nur daß S t i n n e s  danach trachtet, ganz bestimmte Konzessionen (Erdöl im Kau-

kasus, Erze im Ural) zu erwerben und dem deutschen Kapital eine große Bewegungsfreiheit zu bieten. 

Am schlimmsten zu leiden hätte bei solch einer Entwicklung das deutsche Proletariat. Schon heute, 

wo nur erst ein Teil der Reparationsleistungen erfüllt wird, zeigen das Steuerprogramm der Wirth-

Regierung, das Eisenbahnfinanzgesetz, das Arbeitszeitgesetz, zu welchem Grad des Elends ein Zu-

sammenarbeiten der deutschen mit der Ententebourgeoisie das deutsche Proletariat führt. Die Durch-

führung der Pläne, wie sie die Englische Kommission entwickelt hat, würden den deutschen Arbeiter 

auf ewig zum Kuli des internationalen Kapitals machen, ganz abgesehen davon, daß eine solche Ori-

entierung des deutschen Politik möglicherweise dazu führen könnte, daß Rußland von seinem Recht, 

von Deutschland Wiedergutmachungszahlungen zu empfangen, Gebrauch machen muß. Diese Mög-

lichkeit stützt sich auf dem Artikel 116 des Versailler Friedensvertrages, wo es zum Schluß heißt: 
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„Die alliierten, assoziierten Mächte behalten R u ß l a n d  ausdrücklich das Recht vor, von Deutschland alle 

Entschädigungen und Wiedergutmachungen zu verlangen, die auf den Grundsätzen des gegenseitigen Vertra-

ges beruhen.“ 

Oestliche Orientierung. 

Macht die westliche Orientierung Deutschland zu einer Art Kolonie des Ententekapitals, so gibt an-

dererseits ein wirtschaftliches Zusammenarbeiten zwischen Deutschland und Rußland die Möglich-

keit, die politische Selbständigkeit wiederherzustellen. 

Natürlich bedeutet diese Orientierung nicht etwa ein Zerbrechen des Versailler Vertrags, wohl aber 

würde sie Deutschland fähig machen, Reparationszahlungen zu leisten, ohne an die Entente versklavt 

zu werden. Der russische Boden enthält fast alle wichtigen Rohstoffe, deren die deutsche Industrie 

bedarf: Roheisen, Eisenerze, Manganerze, Kupfererze, Erdöle, Phosphate, Zink, Blei. Ferner könnte 

Rußland in kürzester Zeit Deutschland mit Holz, Leder, Flachs und Hanf beliefern. 

Es ist selbstverständlich, daß, da Rußland noch nicht fähig ist, die Schätze, über die es verfügt, sofort 

selbst zu erschließen und davon der deutschen Industrie abzugeben, mit Hilfe deutschen Kapitals die 

Förderung der genannten Rohstoffe und die Erzeugung der genannten Produkte entwickelt werden 

muß. Dies zu erreichen, wäre eine Frage kurzer Zeit, sobald es gelingt, das deutsche Kapital zu dieser 

Arbeit in Ruhland zu zwingen, statt das deutsche Kapitalisten, wie dies Stinnes, Krupp, Siemens und 

andere in größtem Maßstabe tun, ihr Kapital in Südamerika, China, Indien und den anderen Gebieten 

anlegen. 

Unterstützt von der deutschen Industrie, wäre es schließlich auch der russischen L a n d w i r t s c h a f t  

möglich, den Prozeß der Intensivierung derart [214] zu beschleunigen, daß in nicht allzu ferner Zeit 

Deutschland mit allen notwendigen Lebensmitteln (Getreide, Fleisch, Fett) ferner mit Baumwolle, 

Mais und Oelfrüchten beliefert werden kann. 

Das Verhalten der deutschen Bourgeoisie. 

Es ist unwahrscheinlich, daß die deutsche Bourgeoisie den Mut finden wird, den zweiten Weg zu 

gehen, auch wenn einzelne Kapitalisten und bürgerliche Oekonomen – wir erinnern nur an Felix 

D e u t s c h, den Generaldirektor der AEG und an die Aufsätze des Prof. Hötzsch in der „Kreuzzei-

tung“ – ausgesprochen haben, daß nur ein wirtschaftliches Zusammenarbeiten mit Sowjetrußland 

Deutschland vor der völligen Versklavung an die Entente bewahren kann. Letzten Endes ist – eben 

das zeigt die [von] Dr. R a t h e n a u  getriebene und von B e r n h a r d  in der „Voss. Ztg.“ propagierte 

Politik, sehr deutlich – der deutschen Bourgeoisie die politische Selbständigkeit Deutschlands völlig 

gleichgültig. Es entspricht dem Klasseninteresse der deutschen Bourgeoisie mehr, auf diese Selbstän-

digkeit für immer zu verzichten, als etwa an die proletarische Staatsgewalt in Rußland Anschluß zu 

suchen und möglicherweise gemeinsam mit ihr dem Ententekapital gegenüber zu stehen. Und vor 

allem fürchtet sie daß dadurch das deutsche Proletariat in seinem Kampf gegen das Kapital eine un-

überwindliche Rückenstärkung gewinnen könnte. 

Die Interessen des deutschen Proletariats. 

Es folgt aus diesen Tatsachen, daß das deutsche Proletariat von der deutschen Bourgeoisie alles zu 

erwarten hat, was zu seiner Versklavung an das Ententekapital führt, daß es sich aus der Beteiligung 

Deutschlands an der [215] Genueser Konferenz nicht die geringsten Illusionen machen darf, als ob 

dadurch etwa seine Lage gebessert werden könnte. 

Was in den Interessen des Proletariats liegt, das ist, solange Reparationszahlungen geleistet werden 

müssen, die Bedingungen dafür zu schaffen, daß dies nicht geschieht unter wachsender Ausbeutung 

der werktätigen Massen in Deutschland, daß vielmehr Möglichkeiten geschaffen werden, die Exis-

tenzbedingungen des deutschen Proletariats sicherzustellen, vor allen seine Lebenshaltung zu bes-

sern. Wir haben gezeigt, daß eine wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen Deutschland und Sow-

jetrußland die Garantien dafür bietet. Das deutsche Proletariat hat also die Aufgabe, eine solche öst-

liche Orientierung zu erzwingen. Da eine bürgerliche Regierung zu feige ist, eine solche Politik zu 

betreiben, so ist dazu nur eine solche R e g i e r u n g  imstande, die v o n  d e r  w e r k t ä t i g e n  
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d e u t s c h e n  B e v ö l k e r u n g  s e l b s t  b e r u f e n  ist, und die sich sofort in den Besitz der Sach-

werte des deutschen Kapitals setzen; denn erst w e n n  d i e  A r b e i t e r r e g i e r u n g  a l l e  P r o -

d u k t i o n s i n s t r u m e n t e  i n  i h r e n  H ä n d e n  k o n z e n t r i e r t  h a t, k a n n  s i e  d i e  P r o d u k -

t i o n  u n d  d e n  H a n d e l  s o  u m s t e l l e n, w i e  e s  d a s  I n t e r e s s e  d e r  d e u t s c h e n  w e r k -

t ä t i g e n  B e v ö l k e r u n g  u n d  d e r  B e d a r f  S o w j e t r u ß l a n d s  v e r l a n g e n. 

Wenn das deutsche Proletariat eine solche Lösung erzwingt, so würde das nicht nur bedeuten, daß 

seine eigene Existenz dadurch sicher gestellt und es davor bewahrt würde, zum Kuli des internatio-

nalen Kapitals zu werden; diese Lösung liegt gleichzeitig – weil sie auf eine Stärkung auch Sowjet-

rußlands herauslauft, weil sie dar Rätemacht den Kampf gegen das Ententekapital erleichtert – i m  

I n t e r e s s e  d e s  i n t e r n a t i o n a l e n  P r o l e t a r i a t s. 

Zusammenfassend stellt die Konferenz von Genua folgendes in Aussicht: 

1. In Genua wird das von der Wirtschaftskrise heimgesuchte Weltkapital, dessen Lage sich durch die 

unüberbrückbaren wirtschaftspolitischen Gegensätze zwischen den einzelnen Kapitalmächten noch 

weiter verschärfen wird, den Versuch unternehmen, seine Krise zu beheben oder wenigstens zu mil-

dern. Der einzige wirkliche Weg zur wirtschaftlichen Sanierung der Welt –der Uebergang zum Sozi-

alismus – ist mit dem Inhalt und Bestand der bürgerlichen Gesellschaft unvereinbar. 

2. Die wichtigste Sanierungsquelle für den Kapitalismus wäre die Erschließung Rußlands. Doch 

bleibt ihm dieser Weg verschlossen, da das herrschende russische Proletariat, verkörpert in der Sow-

jet-Regierung, niemals auf eine Kolonisierung Rußlands eingehen wird. 

3. So wird das internationale Kapital gezwungen, seine Sanierungsversuche vor allem auf Kosten der 

Unterdrückten, das heißt durch verschärfte Ausbeutung der arbeitenden Massen zu unternehmen. 

Nach Genua ist also keine Besserung, sondern eine weitere Verschlechterung der Lage der Werktä-

gigen zu erwarten. 

Daraus ergeben sich die Aufgaben des internationalen Proletariats: 

Die N o t w e n d i g k e i t  d e r  E i n s t e l l u n g  a u f  „l a n g e  S i c h t“, das heißt auf eine längere ge-

schichtliche Kampfperiode, in der der Kapitalismus vergeblich nach Ueberwindung der Wirtschafts-

krise und einer Ueberbrückung der unüberbrückbaren und sich dauernd verschärfenden Gegensätze 

zwischen den einzelnen Kapitalmächten streben wird. 

Die Notwendigkeit einer einheitlichen Abwehr des Gesamtproletariats gegen die verschärfte Ausbeu-

tung durch das Kapital. Die N o t w e n d i g k e i t  v o n  i n t e r n a t i o n a l e n  A k t i o n e n, die sich 

nicht in Propagandakundgebungen über die Tagesprobleme erschöpfen, sondern Aktionen, die stets 

nur auf das einzige für das Proletariat mögliche Ziel gerichtet sind: wirtschaftliche Gesundung der 

Welt durch Niederzwingung des Kapitals. 

Die H o c h b u r g  f ü r  s o l c h e  A k t i o n e n  i s t  S o w j e t-R u ß l a n d, wo sich das Proletariat bereits 

als Nation konstituiert hat und den hartnäckigsten Kampf gegen das internationale Kapital führt. Falls 

dieser Kampf, der früher ein militärischer war und heute ein wirtschaftlicher ist, mit dem Sturz Sow-

jet-Rußlands endet, so ist mit einer Versklavung der Arbeiter durch das internationale Kapital, die sie 

auf die ersten Stufen der frühkapitalistischen Zeit zurückwirkt, zu rechnen. So wird heute jeder 

Kampf Sowjet-Rußlands zum Kampf des Gesamtproletariats. 

[216] In diesem Zusammenhang gewinnen die Worte von Karl Marx aus dem Kommunistischen Ma-

nifest eine aktuelle Bedeutung: 

„Die Arbeiter haben kein Vaterland. Man kann ihnen nicht nehmen, was sie nicht haben. Indem das 

Proletariat zunächst sich die politische Macht erobern, sich zur nationalen Klasse erheben, sich selbst 

als Nation konstituieren muß, ist es selbst noch national, wenn auch keineswegs im Sinne der Bour-

geoisie. 

Die Herrschaft des Proletariats wird die nationalen Absonderungen und Gegensätze noch mehr ver-

schwinden machen. Vereinigte Aktion, wenigstens der zivilisierten Länder, ist eine der ersten Bedin-

gungen seiner Befreiung.“ 
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A. R. Der Streit um G e n u a  geht munter weiter, ohne daß bisher das Problem sich geklärt hat. Ob-

wohl Amerika abgesagt hat und Frankreich die Konferenz verschleppen will, wünscht die englische 

Bourgeoisie aber dringend einen Erfolg der Konferenz, weil sie hier einen Rettungsanker im Meere 

der Wirtschaftskrise zu erblicken glaubt. Ebenso nötig hätte Herr Lloyd George persönlich einen Er-

folg der Konferenz, um den verblichenen Ruhm seiner Politik wieder aufzufrischen, Lloyd Georges 

marktschreierischer Konferenzpolitik ist im eigenen Lande ein ernster Gegner in der Person des Lord 

G r e y  erstanden, der hervorhob, daß Lloyd Georges Methoden das englisch-französische Einverneh-

men sehr gefährden. 

In der Reparationsfrage haben die englisch-französischen Besprechungen noch zu keinem Ergebnis 

geführt. Dasselbe gilt von der orientalischen. Frage. Lloyd George hat sich dazu bequemen müssen, 

wieder nach den Methoden der alten, unscheinbaren Geheimdiplomatie mit Poincaré zu verhandeln. 

Der Zwischenfall von Petersdorf, wo die oberschlesische Orgesch einer französischen Jägerabteilung 

ein Feuergefecht lieferte, hat in Paris erhebliche Erregung verursacht und die deutsch-französische 

Spannung verschärft. 

Sowjetrußland bleibt gegenüber Genua dabei, daß es niemals einem internationalen Konsortium die 

Wirtschaftsmacht im Lande überlassen wird. Die Wirth-Regierung hat sich offenbar immer noch 

nicht von der Stinnesidee des englisch-deutschen Trusts zur Ausbeutung Rußlands befreit. Man kann 

es daher verstehen, wenn Vertreter der Sowjetregierung erklären, daß diese englisch-deutsche Politik 

Rußland nötige, andere Kombinationen zu suchen. Schließlich ist für Sowjetrußland das Frankreich 

Poincarés genau so ein kapitalistischer Staat, wie das Deutschland Wirths und das England Lloyd 

Georges. Niemand kann die Sowjetregierung zwingen, eine dieser drei Mächte besonders zu bevor-

zugen, oder einen von ihnen mit besonderem Haß zu verfolgen. 

In Irland haben sich neue Schwierigkeiten zwischen den Sinnfeinern und den englischen Ulsterleuten 

ergeben. In Aegypten bleibt der nationale Widerstand gegen die englische Unterdrückung aufrecht. 

In Indien führt die antienglische Agitation zu immer größeren bewaffneten Kämpfen. Man bereitet 

sich in England auf die Möglichkeit vor, in Aegypten wie in Indien erhebliche Zugeständnisse zu 

machen. 

Die Wahl des Kardinals R a t t i  zum Papst Pius XI. bedeutet einen Erfolg der französischen Politik. 

Freilich ist der neue Papst viel zu klug, als daß er die Katholiken Deutschlands offen provozieren 

würde. Die italienische Ministerkrise schleppt sich weiter. Die Bemühungen, das Kabinett Bonomi 

durch eine tragfähige, große Koalition einschließlich der Rechtssozialisten, zu ersetzen, waren bisher 

erfolglos. 

In China beginnt nach Abschluß der Komödie von Washington der ernsthafte Kampf der Groß-

mächte. Mehrere, von Amerika gekaufte Provinzgouverneure bereiten einen Vorstoß vor, um die ja-

panfreundliche Regierung in Peking zu stürzen. 

Anmerkung der Redaktion. 

Wegen Platzmangel veröffentlichen wir die Fortsetzung der Artikel G e o r g  L u k á c s: „Kritische 

Bemerkungen zu Rosa Luxemburgs Kritik der russischen Revolution“ und L e o n i d: „Das Jahr 1921 

und die russische Landwirtschaft“ in der nächsten Nummer. 

[217] 
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Die Internationale  

Jahrg. 4 ⁕ Ausgegeben 26. Februar 1922 ⁕ Heft 10 

Auswirkungen. 

E. L. B e r l i n, den 22. Februar 1922. 

Die Kraft des Stoßes, mit dem der Eisenbahnerstreik das politische Gefüge Deutschlands getroffen 

hat, erweist sich an den Wirkungen, die er in den Organisationen des Proletariats ausgelöst hat. Zwar 

an der Oberfläche scheint alles wieder ruhig zu werden. Aber in der Tiefe gährt es weiter: in einem 

urwüchsig sick durchsetzenden Umgruppierungsprozeß ziehen die Arbeiter die Lehren aus dem 

Kampf, in dem viele zu leicht befunden wurden, die bisher noch das blinde Vertrauen der Massen 

besaßen. 

Das erste Opfer dieser Umgruppierung ist die USPD. Sie, die Paul Levi zur Partei der revolutionären 

Tradition in Deutschland idealisiert hat, hat in Wahrheit am ängstlichsten und pedantischsten die 

Tradition der überkommenen und verstaubten Formen der alten Sozialdemokratie bewahrt. Die 

USPD ist die Partei der Arbeiterschaft in dem Stadium ihrer Entwicklung, in dem sie, vom Strudel 

der Verelendung erfaßt, von der kleinbürgerlichen Burgfriedenspolitik der SPD sich abwendet, ohne 

schon die positive Wendung zum Kommunismus gefunden zu haben. Sie sammelt alle jene Massen, 

die noch schwankend und unentschieden sind, in denen der Klasseninstinkt noch nicht zum revoluti-

onären Bewußtsein durchgebrochen ist. Darum erfüllt die USPD noch das andere Ideal der KAG sie 

ist die „offene“ Partei, die die Massen parteimäßig nur im Negativen bindet, in der Abkehr vom So-

zialreformismus, nicht aber im Positiven, im programmatischen Bekenntnis zum Kampf für den 

Kommunismus. 

Darum aber ist gerade die USPD auch der beste Gradmesser für Massenerschütterungen und Mas-

senkrisen, und darum spiegelt sie am genauesten das Auf und Ab der revolutionären Welle wieder. 

Sie schien sich aufzulösen, als die Rote Armee die polnischen weißen Garden über den Haufen rannte. 

Sie schien zu neuen Kräften zu kommen, als die Märzaktion fehlschlug. Sie wird wiederum brüchig, 

da jetzt die Massen abermals in Bewegung geraten. 

Schon weisen alle Auseinandersetzungen in der USP, die über den Zerfall der KPD stets so tapfer 

schmälen konnte, die Zeichen einer sich verschärfenden Parteikrise auf. Auf die Fronde der 13 Breit-

scheidleute in der Reichstagsfraktion folgt die offene Verteidigung der Rebellion durch die Redaktion 

der Berliner „Freiheit“, folgt die entrüstete Mahnung zur Parteidisziplin in den Provinzblättern, folgen 

lange Artikel der Führer aus beiden Lagern. Schon wird – bisher kam das nur in der KPD vor – die 

Mandatsniederlegung der Breitscheidleute gefordert. Während D i t t m a n n  und mit ihm B r e i t -

s c h e i d  die Auflehnung der Fraktionsminderheit auf das formale Gebiet schieben wollen, um dann 

befriedigt zu konstatieren, daß ein zu ahndender Disziplinbruch nicht vorliegt, stellen Crispien und 

Ledebour die politischen Unterschiede in der Auffassung des linken und rechten Flügels der Partei 

fest. Jener erklärt die mechanische Trennung der deutschen Gesamtpolitik in eine gute äußere und 

eine schlechte innere für unproletarisch. Und Ledebour spricht offen in der „Freiheit“ aus, daß die 

Fraktionsminderheit aus Zweckmäßigkeitsgründen den Ar-[218]beiterinteressen die Erhaltung einer 

kapitalistisch orientierten Koalitionsregierung vorangesetzt habe. 

Das sind die Gegensätze, die zum Bruch führen müßten, wenn die USPD eben nicht die USPD wäre. 

Es wäre ihrem Wesen widersprechend, es hieße, ihr Programm der Programmlosigkeit aufgeben, 

käme es jetzt schon zur klaren politischen und organisatorischen Austragung des Streits. Noch hat 

keiner der Führer, auch nicht Crispien und Ledebour, die entscheidenden Fragen mit der gebotenen 

politischen Schärfe herausgearbeitet und den allein möglichen Weg für ihre Lösung gezeigt. Hätten 

sie das getan, so hätten sie nichts anderes tun können, als den Weg der KPD zu zeigen, die seit Mo-

naten die Massen der Werktätigen zum Kampf gegen die Koalitionsregierung und für die Bildung der 

Arbeiterregierung, zum Kampf für eine proletarische Außen- und Innenpolitik zu sammeln sich be-

müht. Weil aber selbst die linke Führerschaft diesen Weg der KPD nicht gehen kann und will, darum 

hat die Reichskonferenz mit einer farblosen Revolution geendet, statt daß sie die revoltierende 
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Minderheit politisch zur Ordnung gerufen hat. Aber je mehr die Situation sich objektiv weiter zu-

spitzt, je mehr sie keine Halbheiten und Unentschiedenheiten mehr duldet, umso mehr wird auch die 

Krise in der USPD, mag sie noch einmal an der Oberfläche beseitigt werden, sich zuspitzen und ihre 

Lösung finden: den Abmarsch der Arbeiter zum Kommunismus. Bis dahin wird die USPD die Partei 

der „Tradition“ bleiben, verstärkt durch die Bannerträger der KAG, die am Ziel ihrer Wünsche ange-

kommen ist: der weitherzigen sozialrevolutionären Partei. 

* 

Stärker noch, wenn auch äußerlich nicht so deutlich sichtbar, trifft die Massenerschütterung die Ar-

beiter der SPD. Die straffe Disziplin der Parteiführer mag Rebellionen nach dem Muster der USPD 

verhüten, sie kann aber mit all ihrer Geschicklichkeit die geistige und organisatorische Loslösung 

großer Mitgliederteile vom Parteikörper nicht verhindern. Denn die SPD stützt sich gerade auf d i e  

Schichten der zum Kleinbürgertum gewordenen Arbeiterbürokratie und der kleinen und mittleren 

Beamten, die in der Auflehnung gegen ihre unaufhaltsame Proletarisierung im Eisenbahnerstreik sich 

erhoben haben. Konnte Heinrich Cunow vor wenigen Wochen noch in der „Neuen Zeit“ behaupten, 

daß der Sozialreformismus, das Görlitzer Programm, die bürgerliche Koalition und das Steuerkom-

promiß gegen die Arbeitermassen nur die logische Konsequenz aus der sozialen Umschichtung in-

nerhalb der SPD-Mitgliedschaft seien, so hat der Februarstreik diese theoretische Grundlegung des 

Reformismus über den Haufen geworfen. Die Auflehnung der Eisenbahner hat, ebenso wie an den 

Grundpfeilern der Regierung Ebert-Wirth, an den Fundamenten der Hauptregierungspartei, der SPD, 

gerüttelt. Heute kann sie aus der Verstrickung, selbst wenn sie wollte, nicht mehr heraus. Sie muß die 

Politik des Februarstreiks gegen die Arbeiter bei der Verwirklichung des Steuerkompromisses fort-

setzen. Sie ist die Regierung Wirth, und die Regierung Wirth kann keine andere Politik als die der 

SPD, der kapitalistischen Erfüllung und des kapitalistischen Wiederaufbaues machen. 

Der Maßstab für den Umfang der Umgruppierung der bisher von der Organisationsmaschinerie der 

SPD beherrschten Massen sind die sich häufenden Erfolge der Kommunisten in den Gewerkschaften. 

Halle, Erfurt, Essen, Leipzig, um nur einige Städte aus den letzten Tagen zu nennen, haben kommu-

nistische Wahlsiege in den Ortsverwaltungen und Ortskartellen aufzuweisen. 

[219] Die Kommunisten sind heute in der Tat die besten Verteidiger der gewerkschaftlichen Ge-

schlossenheit. Während der ADGB mit seinem Streikbrecheraufruf, während die SPD-Bürokratie mit 

Fritz Eberts Streikerlaß die unmittelbare Gefahr eines Zerfalls der wirtschaftlichen Massenorganisa-

tionen des Proletariats heraufbeschworen haben: während der Vorstand des Deutschen Eisenbahner-

verbandes daran geht, seine Organisation zu zerschlagen, weil die Mitgliedschaften sich mit den 

kämpfenden Eisenbahnern solidarisiert haben, setzen die Kommunisten alles darein, um die Arbeiter 

in den Gewerkschaften zu halten. Aber indem die Kommunisten die Gewerkschaften verteidigen, 

bleiben sie nur ihrer politischen Aufgabe getreu, sie in die Front des kämpfenden Proletariats anzu-

gliedern. Indem sie die gewerkschaftlichen Massenorganisationen erhalten, ziehen sie mit allen 

Werktätigen die große Lehre des Februarstreiks: daß es gilt, die Gewerkschaften zur Erfüllung ihrer 

eigensten Pflichten wieder bereit zu machen, nämlich die wirtschaftlichen Interessen der Arbeiter 

gegenüber dem Kapital zu vertreten – auch dann, wenn die Durchführung dieser Aufgabe an den 

Schranken des Kapitalismus selbst rührt. 

* 

All das ist nur der erste Anfang des großen Umwälzungsprozesses, den das Proletariat in allen seinen 

Teilen im Feuer der sozialen Revolution durchmachen muß, wenn es siegen will. Die Ursachen, die 

zur spontanen Massenauflehnung der Arbeiter und Beamten gegen die kapitalistische Erfüllungs- und 

Wiederaufbaupolitik der Wirthregierung geführt haben, wirken in verstärktem Maße fort. 

Außenpolitisch hat die deutsche Regierung längst aufgehört, als ein selbständiger Faktor in die Ge-

schicke der Welt einzugreifen. Sie ist zur Filiale des englischen Auswärtigen Amtes und der Berliner 

Englischen Botschaft herabgesunken, deren ausführendes Organ Rathenau ist. Hilferdings und Breit-

scheids Politik der Verständigung mit dem englischen Imperialismus – längst eingeleitet durch ihre 
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Anbiederung an den englischen Imperialismus – längst eingeleitet durch die Anbiederung an den 

englischen General Malcolm – reift zu herrlichen Früchten: zu dem von England geführten Rußland-

Syndikat des internationalen Kapitals, zu dessen Vorbereitung die Wirthregierung auf englischen 

Wink Sachverständige nach London schielt. So wird noch vor Genua die Linie der deutschen Außen-

politik als eines Anhängsels der englischen Ausbeutungsgelüste gegenüber Rußland festgelegt, ob-

wohl Wirth vor kurzem erst im Reichstag feierlich erklärt hat, daß niemand in Deutschland an einer 

kolonialen Unterwerfung Rußlands mitwirken werde, und obwohl selbst bürgerliche Politiker, wie 

Otto Hötzsch in der „Kreuz-Zeitung“, es aussprechen, daß nur das vorbehaltlose Zusammengehen 

Deutschlands mit Rußland in Genua der deutschen Politik die verlorene Selbständigkeit wiederge-

winnen kann. Doch die USPD samt der SPD decken diese Politik der Erfüllung der Wirth-Regierung, 

um hinterher über den Verrat des Kommunismus durch Rußland zu schreien, wenn Rußland zur Er-

haltung der proletarischen Staatsmacht den kapitalistischen Staaten Konzessionen machen muß. Sie 

decken diese Politik, statt mit den Arbeitermassen offen den Kampf gegen die bürgerliche Koaliti-

onsregierung in Deutschland aufzunehmen. 

Der Gegenpol dieser jeder Entschlußkraft baren deutschen Außenpolitik ist die wachsende Zerset-

zung des Kapitalismus im Innern mit all seinen entsetzlichen Folgen für die Massen des Volkes. In 

ihrem Drange England gefällig zu sein, innenpolitisch um Maßnahmen, die, statt die Wirtschaft wie-

der aufzubauen, sie weiter [220] zerfallen lassen. Die Balanzierung des Budgets, die durch ein paar 

Rechenkunststücke für den ordentlichen Etat wenigstens auf dem Papier vorgetäuscht war, erweist 

sich heute schon, noch ehe der Haushalt Gesetz ist, als Illusion. Selbst wenn die Regierung die Be-

amtenwünsche zu erfüllen nicht gewillt ist – und sie hat den Willen, ihnen Widerstand zu leisten – 

die neue Teuerungswelle auf allen Gebieten wirft ihre papierene Bilanz über den Haufen. Noch ist 

das Steuerkompromiß nicht erledigt, aber heute schon steht fest, daß die 100 Milliarden kaum die 

inneren Ausgaben des Reiches decken, dafür aber neues Massenelend bringen werden. Alle Bemü-

hungen, dieser Wirrsale Herr zu werden, scheitern an der harten Gesetzmäßigkeit des Kapitalismus 

selbst, dem die kapitalistischen Wirtschaftler und Politiker als Unterworfene und nicht als Meister 

gegenüberstehen. Schon zeigt die neue Geldentwertung, daß all die feierlichen Schwüre, die Rathenau 

in Cannes in die Hand Lloyd Georges geschworen hat, an der Macht der Tatsachen zerschellen. 

So beginnt der Kreislauf, den der Eisenbahnerstreik abschloß, von neuem: Geldentwertung, Schein-

konjunktur, Teuerung und Hunger, Durchbrechung des Achtstundentags, kapitalistische Sanierungs-

versuche auf Kosten des Proletariats. Aber der neue Zyklus trifft auf Massen, die nicht mehr dieselben 

sind wie vor acht Wochen. Die Massenaktion des Februar hat trotz der Niederlage die Arbeiter zum 

ersten Male seit zwei Jahren wieder zum Bewußtsein ihrer Kraft gebracht. Die einsetzende Umgrup-

pierung der Massen, deren Zeuge wir seit dem 1. Februar sind, ist ihre Sammlung zur Einheitsfront. 

Die Arbeiterregierung, vor kurzem noch als eine „kommunistische Parole“ verschrieen, ist heute das 

Losungswort immer größerer Schichten der Arbeiter, Beamten und Angestellten geworden. 

Die Massen durch die dauernde Not wieder zum Kampf gerufen, werden sich besser schlagen als im 

Februar. 

Die Werktätigen beginnen zu erkennen, daß sie den verhängnisvollen Kreis, in den sie gebannt sind, 

nur durchbrechen können, wenn sie ihr Geschick in die Hände von Klassengenossen legen. D i e  

A r b e i t e r r e g i e r u n g  allein ist imstande, ohne Rücksicht auf kapitalistische Profitinteressen die 

Steuerlast und die Not der Massen zu meistern. Die Arbeiterregierung allein vermag außenpolitisch 

die Erfüllung so leisten, daß sie nicht zum Nachteil der Arbeitenden ausschlägt, sondern zum Nutzen 

der Proletarier aller Länder, indem sie sich entschlossen an die Seite Räterußlands stellt. 

* 

Der Eisenbahnerstreik und die Arbeiterparteien.  
K ä t h e  P o h l. 

Nicht nur unsere Partei, sondern auch breite Schichten der Arbeiter- und Beamtenschuft, die außer-

halb ihrer Reihen stehen, sind der Ansicht, daß der erste große Beamtenstreik Deutschlands – der 
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Eisenbahnerstreik – trotz seinem unmittelbaren Mißerfolg ein wichtiger Schritt vorwärts in der revo-

lutionären Entwicklung des deutschen Proletariats ist. 

Die gewaltige Massenbewegung hat in wenigen Tagen die politische Gesamtsituation und die Ein-

zelnen im Klassenkampf wirkenden politischen Kräfte Deutschlands in ihrer wahren Gestalt gezeigt. 

Der sozialistische, demokratische und nationale Nebel ist im Lichte des Streikes zerronnen. 

Der A. D. G. B. war es, der am gründlichsten die Möglichkeit, sein wahres Gesicht zu zeigen, die der 

Eisenbahnerstreik bot, ausnutzte. Seine Vertreter in der Reichsregierung haben die ganze scharfma-

cherische arbeiterfeindliche Politik der Regierung mitgemacht. Sein Aufruf zum Streikabbruch 

machte den A. D. G. B. zum größten und gefährlichsten Streikbrecher Deutschlands, zum Zertrüm-

merer jeglicher Gewerkschaftsdisziplin. 

[221] (Der Herr Reichspräsident Ebert hat durch seinen Verfassungsbruch, der zugleich ein Attentat 

auf die wichtigsten Arbeiterrechte war, das gesamte deutsche Proletariat zum Protest aufgepeitscht. 

Die Mitgliederversammlung der Sattlergewerkschaft in Köln, die den Ausschluß Eberts aus ihrer Ge-

werkschaft fordert, drückt die Stimmung der gesamten deutschen Arbeiterschaft aus. 

Die S. P. D. 

Die S. P. D, die seit Jahren eine kleinbürgerliche arbeiterschädigende Politik betreibt und doch die 

zahlenmäßig stärkste Arbeiterpartei Deutschlands ist, hat während des Streiks in allen konterrevolu-

tionären Farben geschillert. Sie verbreitete in Presse und Versammlungen bewußt die Lüge, daß der 

Eisenbahnerstreik von den Rechtsparteien mit provokatorischer Absicht ins Leben gerufen war, 

machte sogar Andeutungen, daß er von Stinnes finanziert wurde mit dem Zweck, das Kabinett Wirth 

zu stürzen und durch eine Rechtsregierung zu ersetzen. Sie hat absichtlich, besonders in der Provinz, 

falsche Nachrichten über die Stärke und Ausdehnung des Streiks verbreitet. In Mecklenburg, wo der 

S. P. D.-Mann Stelling Ministerpräsident ist, hat die Regierung große Plakate anschlagen lassen, die 

vom A. D. G. B. und der Afa mit unterzeichnet waren, und gegen den Streik wandten. Plakate der 

streikenden Eisenbahner, die kein Wort der Streikaufforderung enthielten, sondern rein sachlich ge-

halten waren, wurden im Auftrage der Staatsanwaltschaft überklebt. Der Ministerpräsident ließ an 

verschiedenen Eisenbahnknotenpunkten die Sipo zusammenziehen. 

In Bremen hat die S. P. D. mit allen bürgerlichen Parteien einschließlich der Deutschnationalen einen 

gemeinsamen Aufruf herausgegeben, worin gesagt wird, daß eine kleine Minderheit den Streik pro-

klamiert habe und das ganze Volk ins Unglück stürze. 

Die sozialdemokratische Presse unterschied sich kaum in ihrer Hetze und Feindseligkeit gegenüber 

den Streikenden von den bürgerlichen Blättern. Manches Mitglied der S. P. D. sah zu seiner Verwun-

derung und Entrüstung, wie er und seine Kollegen in der eigenen Zeitung verleumdet und mit Schmutz 

begossen wurden. Alle Bekanntmachungen der Streikenden wurden von der S. P. D.-Presse selbstver-

ständlich abgelehnt. Dort, wo Mitgliederversammlungen der streikenden Eisenbahner die Vertreter der 

Presse einluden, wie z. B. in Hannover, ließen sich weder S. P. D. noch U. S. P. blicken; nur die kom-

munistische Presse schickte ihre Vertreter. Nur im Unterbezirk Chemnitz hat sich sie S. P. D. anders 

und zwar bedeutend diplomatischer und geschickter wie im übrigen Reiche benommen. Unsere 

Chemnitzer Genossen teilen uns folgendes über die Haltung der S. P. D. im Eisenbahnerstreik mit: 

„Die S. P. D. hat ihre stärkste Stütze im Unterbezirk Chemnitz, und ist hier vorsichtiger wie in Berlin, Dresden 

und anderswo. Sie steht etwa auf dem gleichen Boden wie die U. S. P, wobei festgestellt werden muß, daß sich 

die Leipziger Unabhängigen eher ungünstig von der Chemnitzer S. P. D. unterscheiden. Die S. P. D. hat sich 

bei uns den Streikenden gegenüber sehr vorsichtig verhalten. Sie wollte weder der Regierung noch den Strei-

kenden wehe tun und hat sich deshalb auf die gerissenen Schieber des Gewerkschaftskartells verlassen. Selbst-

verständlich aber stand sie dem Streik ablehnend gegenüber und hat unsere Einladung, zu einer gemeinsamen 

Sitzung zwecks Aussprache über gemeinsames Vorgehen der gesamten Arbeiterschaft, die wir gleichzeitig an 

die U. S. P. und das Gewerkschaftskartell richteten, abgelehnt. Die Führer des Gewerkschaftskartells (zum 

größten Teil S. P. D.) haben den D. E. B. am Orte durch ihr geschicktes Lavieren gerettet. Sie nahmen sich der 

Streikenden unter der Maske, ihnen behilflich zu sein, an. Sie erreichten auf dem Wege der Verhandlungen 

durch den Einfluß bei den städtischen Behörden (die S. P. D. ist die stärkste Fraktion im Stadtparlament), daß 
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das Einsetzen der Technischen Nothilfe unmöglich gemacht wurde. Ihr Einsetzen hätte die Lage ungeheuer 

verschärft und deswegen bemühte sich die S. P. D, von vornherein die drohende Gefahr zu vermeiden.“ 

[222] Zahlreiche Tatsachen zeugen davon, daß die S. P. D. die Früchte ihres Verhaltens während des 

Eisenbahnerstreiks zu ernten beginnt. Das erste Zeichen dafür war das Lob, das der Reichskanzler 

Wirth und die bürgerliche Presse, die äußerste Rechte ausgenommen, den „vernünftigen vaterlands-

treuen“ S. P. D.-Führern und dem tapferen A. D. G. B. spendeten. Mit Vergnügen brachten die bür-

gerlichen Blätter zahlreiche Zitate aus dem artigen „Vorwärts“. Dafür war und ist die Beamten- und 

Arbeiterschaft weniger gutmütig gegenüber der S. P. D. gestimmt. Die Magdeburger Genossen teilen 

uns mit, daß aus zwei Volksversammlungen Delegationen nach der Redaktion der „Volksstimme“ 

(S. P. D.) geschickt wurden, um gegen die Haltung der Zeitung zu protestieren. In einem Betrieb 

haben ca. 60 S. P. D.-Leute ihre Mitgliedsbücher zerrissen. Ein Lokomotivführer der Reichsgewerk-

schaft berichtete in einer Magdeburger Volksversammlung, daß im Distrikt Buckau 400 seiner Kol-

legen aus der S. P. D. ausgetreten sind. 

Aus dem Unterbezirk Sangerhausen des Halleschen Bezirkes wird uns geschrieben: 

„Die Presse der S. P. D. sowie einige Mitglieder der Partei nahmen einen herausfordernden Standpunkt gegen-

über den streikenden Eisenbahnern ein. Die Erregung der Eisenbahner gegen die S. P. D. ist groß und zeigt 

sich sichtbar durch eine Menge Austritte aus der Partei.“ 

Aehnliche Tatsachen kommen fast überall vor. Im ganzen Reich bestellten hunderte von Arbeitern 

und Beamten die S. P. D.-Presse ab. Die Aufforderung der Reichsgewerkschaft an ihre Mitglied-

schaft: „Bestellt die Presse, die Euch während des Streiks geärgert hat, ab“, hat den „Vorwärts“ so 

getroffen, daß er zu beweisen versuchte, daß außer der „Roten Fahne“ nur noch der reaktionäre „Tag“ 

die Eisenbahner „nicht geärgert“ hat. Die „Rote Fahne“ hat aber durch zahlreiche Zitate aus dem 

„Tag“ ihn vollkommen von dieser Beschuldigung reingewaschen. Der „Tag“ hetzte nämlich nicht 

minder wie sein Klassenbruder. 

In Königsberg hat eine Versammlung der Funktionäre aller drei Arbeiterparteien und der Gewerk-

schaften, die von 1500 Personen besucht war, in einer einstimmig angenommenen Resolution Ebert, 

Richter, Lübbring und andere als „Liebediener der Reaktion und Feinde der organisierten Arbeiter-

schaft“ bezeichnet, „mit denen die Arbeiterklasse keinerlei Gemeinschaft hat“, ferner „die Handlungen 

des A. D. G. B. und der Afa als höchst gefährliche und schädlich für die deutsche Arbeiterbewegung 

verurteilt“, und die S. P. D.-Arbeiterschaft aufgefordert, gegen ihre Führer zusammen mit der K. P. D. 

und U. S. P. die proletarische Einheitsfront zu bilden. Arbeiter, die 20-30 Jahre in der S. P. D. orga-

nisiert waren, kehren ihr jetzt den Rücken. 

Die K. P. D. muß in ihrer ganzen Bedeutung die Tatsache einschätzen, daß in den Massen der S. P. D. 

und ihrer millionenstarken proletarischen Wählerschaft das Bertrauen zur S. P. D. durch ihren letzten 

Verrat erschüttert ist. Unsere Partei muß das Verhalten der S. P. D. im Eisenbahnerstreik den breiten 

Massen noch zur Kenntnis und zum Bewußtsein bringen, und ihnen den Weg weisen, auf dem sie 

ihre Interessen mit Erfolg vertreten können. Mehr denn je müssen wir jetzt unseren Genossen ins 

Gedächtnis rufen, daß der Einfluß der S. P. D. das größte und wichtigste Hemmnis für die Entwick-

lung des revolutionären Klassenkampfes in Deutschland ist. Jetzt, wo die Positionen dieses Feindes 

erneut erschüttert sind, müssen wir sie mit doppelter Kraft stürmen. 

* 

Die U. S. P. 

Der Eisenbahnerstreik hat die U. S. P. erneut auf die Probe gestellt und eine enge Wahlverwandtschaft 

ihrer führenden Kreise mit der S. P. D. bewiesen. Ein prinzipieller Unterschied zwischen der Taktik 

der U. S. P. und S. P. D. war im Eisenbahnerstreik überhaupt nicht vorhanden. 

Auch die U. S. P. machte in Presse und Versammlungen Andeutungen auf die Verbindung des Streiks 

mit der bürgerlichen Rechten. Auch sie wies darauf hin, daß die übrige Arbeiterschaft durch den 

Eisenbahnerstreik zu leiden habe und versuchte an manchen Orden, die Industriearbeiter gegen die 
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Eisenbahner auszuspielen. Es ist bezeichnend, daß die S. P. D. und U. S. P. in [223] dieser Hinsicht 

das provokatorische Vorgehen des Unternehmertums unterstützten, die sofort alle Maßnahmen trafen, 

um den Anschein zu erwecken, daß die Arbeiterschaft wegen des Eisenbahnerstreiks zu leiden habe. 

(Die Grubenbarone des Geiseltals versuchten z. B. die Bergarbeiter drei Tage in der Woche aufs 

Straßenpflaster zu sehen, weit die Arbeiterzüge nicht fuhren. Doch dieser Versuch scheiterte an dem 

Willen der Arbeiterschaft. Zahlreiche Unternehmer im Reiche versuchten angeblich wegen Kohlen-

mangel ihre Betriebe zu schließen. In Chemnitz erklärten in einigen Betrieben die Unternehmer gleich 

am ersten Streiktage, daß sie den fälligen Lohn nicht voll zur Auszahlung bringen könnten, weil die 

Banken nicht genügend Kleingeldscheine heranbekommen hätten.) Die U. S. P-Presse unterstützte 

den Streik nicht, im Gegenteil, viele ihrer Blätter benahmen sich ähnlich wie die S. P. D. Die „Leipzi-

ger Volkszeitung“ hat Hand in Hand mit der „Freien Presse“ (S. P. D) gegen die streikenden Eisen-

bahner Front gemacht und ist dabei soweit gegangen, daß in Leipziger Volksversammlungen einige 

Diskussionsredner, die der S. P. D. und U. S. P. angehörten, erklärten, daß sie sich schämen, bisher 

diesen Parteien angehört zu haben. In den Betriebsversammlungen Leipzigs stellten sich die Beleg-

schaften einmütig hinter die Streikenden, protestierten gegen den Eberterlaß und drückten dem 

Leipziger Gewerkschaftskartell und der „Volkszeitung“ ihr Mißtrauen wegen ihrer Schreibweise aus. 

Die U. S. P. berief ebenso, wie die S. P. D. fast keine öffentlichen Versammlungen ein. Aus dem 

Unterbezirk Sangerhausen des Halleschen Bezirks berichten unsere Genossen: 

„Die U. S. P. verhielt sich sehr stumm und passiv. Im allgemeinen war in ihren Reihen ein Für und Wider zu 

beobachten.“ 

Dieses „Für und Wider“ kam auch dadurch zum Ausdruck, daß U. S. P.-Redner sich in ein und der-

selben oder in aufeinanderfolgenden Versammlungen widersprachen, daß U. S. P.-Leute im Gewerk-

schaftskartell und die U. S. P.-Partei derselben Stadt eine verschiedene Haltung zum Streik einnah-

men. So im Unterbezirk Bitterfeld-Wittenberg und manchen anderen Orten. 

Die U. S. P.-Presse brachte keine Bekanntmachungen der Streikenden, schickte ihre Vertreter, trotz 

besonderer Einladung, nicht zu den Versammlungen der Streikenden, selbst dort, wo die Organisati-

onen der U. S. P. sich auf die Seite der Streikenden stellten, war die U. S. P. für eine Ausdehnung des 

Streiks nicht zu haben. 

Aufforderungen der K. P. D. zu gemeinsamer Aussprache zwecks einheitlichem Vorgehen zur Unter-

stützung des Streikenden wurden von der U. S. P. ebenso von der S. P. D. fast durchweg abgelehnt oder 

unbeantwortet gelassen. Der einzige gemeinsame Schritt mit der K. P. D. zu dem sich die U. S. P. 

entschloß, und der von einiger Bedeutung war, waren die gemeinsamen Telegramme der K. P. D. und 

U. S. P. Rheinland-Westfalens an den A. D. G. B. und die Reichsregierung. Das Telegramm an die 

Reichsregierung lautete: 

„Rheinisch-westfälische Arbeiterschaft in großer Erregung, verlangen sofortige Zurücknahme des Streikerlas-

ses. Freigabe der beschlagnahmten Streikgelder, Freilassung der verhafteten Beamten. Bei Weigerung zu 

Kampfmaßnahmen entschlossen.“ 

Von dem A. D. G. B. wurde „sofortiger Eingriff bei der Regierung zwecks Zurücknahme Erlasses“ 

verlangt. 

Weitere gemeinsame Schritte scheiterten aber an dem Verhalten der U. S. P., die vielleicht inzwischen 

Anweisungen von Berlin bekommen hatte. 

Dieses Verhalten der U. S. P. im Eisenbahnerstreik war kein Zufall. Der Streik brach in einem äußerst 

politisch wichtigen und wirtschaftlich gespannten Moment aus. Er viel in die Tage, wo neue Milliar-

densteuerlasten von der Koalitionsregierung den werktätigen Massen aufgebürdet werden sollten, wo 

die Teuerung täglich die Löhne kürzte, wo die Brotpreise emporschnellten, wo aber gleichzeitig das 

Kapital auf der ganzen Linie zur Offensive übergegangen ist und sich selbst an den Achtstundentag 

und das Koalitionsrecht herangewagt hatte. Der Eisenbahnerstreik war deshalb, trotzdem sich die 

Führer der Reichsgewerkschaft dessen nicht bewußt waren und es nicht wollten, ein Kampf von der 

allergrößten politischen Bedeutung. In einer solchen Situation war jede Arbeiterpartei verpflichtet, 
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die Kräfte des Proletariats zu mobilisieren, um [224] dem Streik zum Siege zu verhelfen. Wenn sie 

es nicht tat, wandte sie sich tatsächlich gegen den Streik, schwächte ihn und half der Bourgeoisie. 

Neutralität in einem solchen Kampfe gab es und konnte es für eine Arbeiterpartei nicht geben. Die 

Neutralität wirkte sich als Sabotage aus. 

Sie breiten Massen studieren weder das Görlitzer noch das Leipziger Programm. Dafür sahen sie mit 

aller Deutlichkeit, wer sie in ihrem Kampf unterstützte und wer sich schärfer oder schwächer gegen 

sie wandte. Es wird der U. S. P. schwer sein, den Eisenbahnern jetzt zu beweisen, daß sie eine Partei 

des revolutionären Klassenkampfes sei. Weite Schichten ihrer Mitgliedschaft sind enttäuscht und ent-

rüstet über die Politik ihrer Partei, die neulich so kraß der Abstimmung über das Vertrauensvotum 

für die Wirth-Regierung zu Tage trat. Diese Abstimmung war der Politik der U. S. P. während des 

Streiks ebenbürtig „Der brüllende Löwe hat sich wieder einmal als fügsames Lamm entpuppt“, 

schrieb treffend die „Deutsche Tageszeitung“ in diesen Tagen. 

Die U. S. P.-Arbeiter im Reiche sind erregt. Einige kehren ihrer Partei den Rücken, die Mehrheit 

versucht sie umzugestalten. Ausgabe der KPD ist es, alle Halbheiten, Unterlassungssünden und ar-

beiterschädigende Handlungen der USP den Massen zu zeigen und ihre eigene Taktik so klar zu ge-

stalten, so energisch durchzuführen, daß sie jedem Arbeiter ein Vorbild im Kampfe für die proletari-

schen Interessen ist. Dies wird am besten den Klärungs- und Differenzierungsprozeß in der USP be-

schleunigen. 

Die K. P. D. 

Die KPD war die einzige Partei, die sich voll und ganz auf die Seite der Streikenden stellte und ihre 

ganze Kraft dafür einsetzte, um sie wirkungsvoll zu unterstützen. Dies war im vollen Einklang mit 

der kommunistischen Grundauffassung, daß ein Wiederausbau auf kapitalistischer Grundlage nur auf 

Kosten der Arbeiterschaft geschehen kann und daß das Proletariat durch seine Kämpfe sich erst den 

Boden für einen wirklichen Wiederaufbau erobern müsse. 

Die KPD hatte auch keine Vorurteile gegen die Schichten, die jetzt neu und frisch in den Kampf 

traten. Im Gegenteil; die Kommunistische Internationale, sagte es in ihren Thesen mit aller Deutlich-

keit voraus, daß breite Schichten der Beamtenschaft, des Kleinbürgers und Kleinbauerntums sich dem 

Proletariat in seinem Befreiungskampf anschließen werden, weil ihre ökonomische Lage sie dazu 

zwingen wird. Während SPD- und USP-Leute höhnisch darauf hinweisen, daß in den Wohnungen 

mancher streikender Lokomotivführer noch Hindenburgbilder hingen, und eine reaktionäre Zeitung 

auf dem Tische liege, während sie mit Vorliebe in Arbeiterversammlungen daran erinnerten, daß es 

die Lokomotivführer waren, die seinerzeit die Reichswehr und die Sipo zur Niederwerfung der Ar-

beiterschaft befördert haben, sagte die KPD den Arbeitern, daß gerade die Tatsache, daß Schichten, 

die noch vor kurzem ihre eigenen Interessen und ihre Klassenanlage verkannten und sich von der 

Bourgeoisie betrügen ließen, daß diese Schichten jetzt einen so gewaltigen Kampf gegen die Bour-

geoisie entfesselt hätten, der Arbeiterschaft neuen Mut einflößen müsse. „Eure Kampfesfront erwei-

terte sich, taufende, neuer Genossen aus den Reihen der Beamtenschaft gesellen sich zu Euch und 

verteidigen zusammen mit den ihren auch Eure Interessen, übt Solidarität mit ihnen“, sagte die KPD 

dem Arbeitern und sie stimmten ihr zu. 

Es muß betont werden, daß die KPD sich in diesem Streik keine andern parteipolitischen Ziele stellte 

als die rücksichtslose Unterstützung der Streikbewegung. Wenn die Streikenden gesiegt hätten, wäre 

damit eine neue und für das Proletariat günstigere Situation geschaffen worden, in der die KPD selbst-

verständlich bestrebt gewesen wäre, die eroberten Positionen politisch und wirtschaftlich zu befesti-

gen und den Kampf um neue zu organisieren. Vorläufig aber beschränkte sich ihre revolutionäre und 

kommunistische Aufgabe auf die Unterstützung des Streiks. 

Die Hauptausgabe der KPD war deshalb den Streik auf eine breitere Basis zu bringen, und vor allem 

den DEB für den Streik zu gewinnen. Die kommunistischen Eisenbahner traten überall für Mitglie-

derversammlungen des DEB ein und befürworteten dort den Streikbeschluß. Auch in den Massen des 

DEB war fast überall eine starke Streikstimmung vorhanden. Wenn trotz alledem der DEV nur in 
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Berlin, Leipzig, Erfurt, Naumburg, Zeitz und einer Reihe [225] anderer Städte streikte, geschah es 

gegen den beharrlichen Widerstand der Gewerkschaftsbürokratie im Haupt- und den Ortsvorständen. 

Die Bürokratie versuchte mit allen Mitteln nicht nur den Streik zu verhindern, sondern an manchen 

Orten die Mitglieder des DEV zur verkappten oder gar offenen Streikarbeit aufzufordern. In einer 

Mitgliederversammlung des DEV, die am 2. Februar in Hannover stattfand, und zum drohenden 

Streik Stellung nahm, setzte der Leiter des DEV Hannovers auseinander, was Streikarbeit und was 

keine sei. Er führte aus, daß die Mitglieder des DEV keinesfalls in den Streik treten sollen, aber auch 

keine Streikarbeit leisten dürften. Unter Streikarbeit sei zu verstehen, wenn von den Mitgliedern des 

DEV Arbeit verlangt werde, die früher von den streikenden Beamten geleistet wurde. Wenn aber z. B. 

ein Lokomotivführer durch die technische Nothilfe ersetzt werde und der Heizer im DEV organisiert 

sei, so habe dieser Heizer Dienst zu tun. Wenn die Direktion einen Notplan aufstellt und die im DEV 

organisierten Heizer und Lokomotivführer auffordere, die Züge zu fahren, dann haben sie dies zu tun, 

auch wenn es ihrem regelmäßigen Dienst nicht entspricht. 

Gegen diese Auffassung der Leitung wurde in der überfüllten Versammlung sehr stark Opposition 

gemacht. Die Arbeiter verlangten, daß jegliche Streikarbeit verweigert wird. Die Stimmung war ge-

gen die Leitung der DEV. – So in Hannover. 

Aus Mecklenburg berichteten unsere Genossen: 

„Der Deutsche Eisenbahnerverband schwankte in seinen Entschließungen hin und her und hielt jeden Tag 

Sitzungen und Versammlungen ab, ohne ein positives Resultat zu zeitigen. Allmählich setzte hier die techni-

sche Nothilfe ein und die Mitglieder des DEV leisteten Streikbrecherarbeit.“ 

Bei solch einer Haltung der Gewerkschaftsbürokratie konnten sich die Massen in den wenigen Tagen 

nur teilweise und unvollkommen durchsetzen. Die KPD gab sich keinen Illusionen in bezug auf den 

DEV hin, wirkte aber trotzdem und gerade deswegen mit aller Energie im ganzen Reich unter der 

Mitgliedschaft des DEV. Die Folge davon war, daß die Mitglieder die konterrevolutionäre Politik der 

Gewerkschaftsbürokratie in ihrem ganzen Ausmaß erkannten und daß selbst dort, wo die KPD nur 

kleine Fraktionen innerhalb des DEV hatten, i h r e  Redner den Beifall der Versammlung bekamen 

und i h r e  Resolutionen zur Annahme gelangten. 

Die Genossen aus Niedersachsen berichten: 

„Am 6.2. nahmen wir an einer Versammlung der Eisenbahnwerkstätte Leinhausen teil, die von der Opposition 

des DEV einberufen war. Es waren zwei Sekretäre des DEV anwesend, von denen einer das Koreferat hielt. 

Beide gaben sich die größte Mühe, die Arbeiter zu überzeugen, letztere aber standen auf unserer Seite, obwohl 

die übergroße Mehrheit SPD-Leute, und von unserer Partei nur einige Genossen anwesend waren. Der SPD-

Mann, der den Vorsitz führte, versuchte mit allen Mitteln eine Abstimmung über unsere Resolution zu verhin-

dern. Wir setzten sie aber doch durch und sie ergab Annahme gegen wenige Stimmen. Vertreter der Reichs-

gewerkschaft waren ebenfalls erschienen und sprachen und sprachen sehr sachlich. Als einer von ihnen aus-

führte, daß man solche Ausführungen, wie sie der Vertreter des DEV getan habe, von den Deutschnationalen 

gewohnt sei, quittierte es die Versammlung mit stürmischen Beifall.“ 

Das Vertrauen der Eisenbahner zur KPD ist im ganzen Reiche bedeutend gestiegen. Viele von ihnen 

kamen erst während des Streiks in eine unmittelbare Berührung mit unserer Partei. Es wird aus dem 

Reiche berichtet, daß die KPD zahlreiche neue Abonnenten und Mitglieder aus den Reihen der Ei-

senbahner bekommen habe. 

Neben der Verbreiterung der Kampfbasis war die KPD bestrebt, die Sympathien der Eisenbahnarbei-

ter und der gesamten Arbeiterschaft für die Streikenden zu gewinnen und kam dann ganz gehörig der 

Reichsgewerkschaft zur Hilfe, welche nicht die nötigen Erfahrungen besaß, um das Verständnis für 

den Streik in die breiten Massen zu tragen und dies nur sehr mangelhaft tat, obwohl sie sich der 

Bedeutung einer solchen Aufklärung bewußt war. D i e  K P D  w a r  d i e  e i n z i g e, d i e  w i r -

k u n g s v o l l  d i e  S y m p a t h i e n  d e r  M a s s e n  f ü r  d e n  S t r e i k  w e c k t e  u n d  d i e  A n t i -

p a t h i e n  b e k ä m p f t e. [226] Letzteres war nicht überall leicht, denn die Verhetzung gegen die 

Streikenden wurde von den Deutschnationalen bis zur SPD und dem DEV betrieben. 
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Die KPD war in den Streiktagen die einzige Kraft, die die Stimmungen der Arbeiterschaft zusam-

menfaßte und zum Ausdruck brachte. Während SPD und USP es überall vermieden, öffentliche Ver-

sammlungen einzuberufen, hielt die KPD vielen hunderte Volksversammlungen ab, die kommunisti-

schen Arbeiter beantragten und setzten zahlreiche Betriebs- und Gewerkschaftsversammlungen 

durch. Hunderttausende von Arbeitern und Beamten hatten dank der Initiative der KPD die Möglich-

keit, die nötigen Informationen zu bekommen und Stellung zum Streik zu nehmen. Es ist bezeich-

nend, daß unsere Redner den größten Beifall der SPD- und USP-Arbeiter ernteten. In Beamtenver-

sammlungen sagten ältere Beamte mit Verwunderung und Freude: „So also sind die Kommunisten 

und man hat uns Gott weiß was von ihnen erzählt.“ 

Oft schnitt die Versammlung den SPD-Rednern das Wort ab. Die Resolutionen der KPD wurden 

einstimmig oder gegen 2-3 Stimmen angenommen. Die Versammlungen waren überfüllt. In Halle 

war man gezwungen, statt einer – drei Versammlungen abzuhalten, weil über 6000 Menschen er-

schienen waren. In kleineren Orten fanden Versammlungen mit 100 und mehr Besuchern statt, was 

vorher nie der Fall war. Die Stimmung war überall eine vorzügliche. Sammlungen, die zur Ersetzung 

der beschlagnahmten Streikgelder und nach dem Streik zur Unterstützung der Gemaßregelten vorge-

nommen wurden, waren überall von Erfolg. In Halle hat man an einem Tage 2439 M. gesammelt. 

Die kommunistische Presse war auf dem Posten. Selbst dort, wo Kopfblätter erschienen, haben die 

Genossen fast überall die Herausgabe eines Mitteilungsblattes organisiert. Unsere Presse widmete 

ihre Hauptaufmerksamkeit dem Streik. Ihre Spalten ständen selbstverständlich den Streifenden offen. 

In Hamburg würde unsere „Volkszeitung“ zweimal wegen ihres energischen Vorgehens von der Po-

lizei beschlagnahmt. Der Streik brachte unsers Presse in neue Kreise. Der Straßenverkauf und die 

Abonnentenzahl wuchsen überall. Unsere Mitglieder werben jetzt mit erhöhter Energie für die Presse, 

weit sie unmittelbar sehen, wie sich die Sympathien der Masse ihr zuwenden. Wie haben während 

des Streiks auch Flugblätter herausgegeben, sie einen großen Erfolg hatten. Die Massen haben sich 

in diesem Streik gewöhnt auf die Stimme der Kommunisten zu hören. 

In Halle haben unsere Genossen folgenden Dringlichkeitsantrag an das Stadtparlament eingereicht, 

und die USP- und SPD-Faktionen für ihn gewonnen, um der Lebensmittelknappheit entgegenzuwir-

ken. 

„Der Streik der Eisenbahner, hervorgerufen durch die niedrige Entlohnung der unteren und mittleren Beamten, 

legt dem Gemeinwesen der Stadt Halle verantwortungsvolle Pflichten auf.  

Die Zufuhr von Lebensmitteln und Kohle stockt. Angstkäufe setzen bereits ein. Es ist daher zu befürchten, daß 

die minderbemittelten Bevölkerungskreise sich nicht mit Lebensmitteln und Kohle versorgen können. Der 

Magistrat wird daher verpflichtet, alle Schritte zu unternehmen, um die greifbaren Vorräte an Lebensmitteln 

und Heizmaterialien für die Versorgung der Bevölkerung sicherzustellen. 

Alle Maßnahmen werden geleitet durch eine Kommission, bestehend aus Vertretern des Magistrates, des Stadt-

verordnetenkollegiums, des Gewerkschaftskartells, der Afa, der Beamten- und Angestelltenorganisationen, 

und je einem Vertreter des Detaillisten- und Großhändler-Verbandes für Bedarfsartikel. 

Die Kommission hat das Recht der Beschlagnahme aller greifbaren Lebensmittel und Heizmaterialien und der 

Nachprüfung der Preisbildung. Sie hat das Recht, von den Händlern jede gewünschte Auskunft und die Vor-

legung der Geschäftsbücher zu fordern. 

Bei Verstößen gegen die Anordnungen der Kommission verfallen die betreffenden Warenbestände ohne Ent-

schädigung der Stadt Halle.“ 

Der letzte Absatz wurde auf Verlangen der anderen sozialistischen Parteien gestrichen, weil sie de 

Standpunkt vertraten, daß die Lebensmittelbeschlagnahme Sache des Reiches sei. Die Dringlichkeit 

dieses Antrages ist mit 33 bürgerlichen gegen 29 linke Stimmen abgelehnt worden. 

[227] Unsere, Partei versuchte ebenfalls, Vollversammlung der Betriebsräte und Gewerkschaftsfunk-

tionäre zustande zu bringen. Die Vorstände weigerten sich in der Regel so lange sie konnten dies zu 

tun. In Leipzig haben schließlich eine Reihe Betriebsräte aus den wichtigsten Betrieben die Vollver-

sammlung einberufen, die glänzend besucht war. In Halle, als sich das Ortskartell weigerte, die 
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Versammlung einzuberufen, traf die KPD selbst die nötigen Vorbereitungen zur Einberufung der 

Versammlung, bestellte den Saal und benachrichtigte dann das Kartell, daß sie einverstanden sei, ihm 

die Einberufung der Versammlung und auch den Saal zu überlassen, wenn es sich dazu entschließen 

wolle. Das Kartell übernahm dann die Versammlung, wo die Resolutionen der Kommunisten ein-

stimmig zur Annahme gelangten. 

Um die eigene Partei während des Streiks mobil zu halten, hat die KPD in vielen Städten fast täglich 

die Funktionäre zusammenberufen, um mit ihnen die Lage zu besprechen und ihnen Anweisungen 

für die Arbeit in den Betrieben zu geben. Die Genossen waren sehr aktiv. Die Ortsgruppen wurden 

seitens der Bezirksleitungen durch Rundschreiben über die Lage und die Aufgaben unserer Partei 

informiert. Der Inhalt dieser Rundschreiben, die jeder Bezirk, für sich verfaßte, zeugt, von der ein-

heitlichen und klaren Einstellung unserer Partei. Fast in allen Rundschreiben wird den Genossen zu-

nächst Material geliefert, um den Verleumdungen der Streikenden entgegenzuwirken. Einige Rund-

schreiben bringen genaue Zahlen über die Lohnverhältnisse der streikenden Beamten. Nirgends wird 

ausgefordert, irgendwelche selbständige politische Parolen aufzustellen, sondern es wird empfohlen, 

den Streik in allen Formen zu unterstützen. Im Falle eines zentralen Abbruchs des Streiks wird die 

Anweisung gegeben, auf keinen Fall in Teilstreiks zu verharren oder zu Sabotageakten zu greifen – 

beiden maß die KPD energisch entgegenzutreten, – sondern es wird empfohlen, einheitlich den 

Kampf zu beenden und die Lehren daraus zu ziehen. 

In Sachsen und Thüringen befürworteten unsere Genossen unter Zustimmung der Arbeiterschaft die 

Bildung einer Arbeiterregierung im Reich, wobei in Thüringen eine Reihe Resolutionen von Arbei-

terversammlungen gefaßt worden sind, die den Rücktritt der Gewerkschaftsführer aus der Reichsre-

gierung fordern. Wenn der Streik einen günstigeren Verlauf genommen hätte, würde unsere Partei 

die Frage der Bildung der Arbeiterregierung in ihrer ganzen Breite aufrollen. 

Die Genossen im Reich sind sich auch darüber einig, daß die Hauptarbeit für die Partei jetzt nach 

Beendigung des Streiks beginnt. Es gilt jetzt die zum Klassenkampf erwachte Beamtenschaft zu or-

ganisieren, politisch zu schulen, und die Verbindungen, die zwischen ihr und der KPD begonnen 

haben, auszubauen und zu befestigen. Es gilt gegen die Stimmungen „Heraus aus den Gewerkschaf-

ten“, die breite Kreise der Arbeiterschaft umfassen, zu kämpfen und die Energie der Arbeiter darauf 

zu konzentrieren, daß die Gewerkschaften bis hinauf zu den Spitzen zu wirklichen Organen des Klas-

senkampfes werden, statt seine Gegner zu sein. Es gilt, einheitliche, geschlossene Aktionen der Ar-

beiter und Beamtenschaft für die Zukunft vorzubereiten. Die Partei ist rege am Werk. Sie hat in den 

Kampftagen die Lücken in ihrer Arbeit gesehen und ist daran, sie auszufüllen. 

Der Eisenbahnerstreik war der erste große Kampf, welcher die Sympathien breiter Massen der KPD 

zugewandt hat. Sie, die Verleumdete, sie, die „Zerfallene“ und Todgesagte stand plötzlich als einzige 

konsequente Vertreterin der proletarischen Interessen da. Es werden noch manche Kämpfe folgen 

und in jedem werden die Massen die gleiche Erfahrung machen. Darin liegt die Kraft der Kommu-

nistischen Partei. 

Das Verhalten der KPD im Eisenbahnerstreik hat auch gezeigt, daß die Taktik des 3. Weltkongresses 

vollkommen zur Taktik unserer Partei geworden ist, und daß wir es gelernt haben, an die Massen 

heranzukommen. Die Morastpflanze der Friesländerei, die nur in einer flauen Situation hochkommen 

konnte, war plötzlich von der Oberfläche verschwunden. Wo war, was tat während des Streiks die 

tapfere KAG? Die Massen sahen und fühlten sie nicht. Wo waren die gefährlichen Linken, die nach 

den Aussagen dieser Leute unbedingt eine Sekte und die Tür dem Putschismus offen halten? Die 

KPD stand einheitlich, geschlossen und tätig da und machte einen wesentlichen Schritt vorwärts in 

der Eroberung der Massen. [228] 

* 

Sowjetrußland und Frankreich.  
Von H e i n z  N e u m a n n. 

Sowjet-Rußlands Bereitschaft zu Verhandlungen mit den großen imperialistischen Weltmächten, 

seine Teilnahme an einer internationalen Konferenz – mag auch Genua nicht zustande kommen – ist 
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eine Notwendigkeit. Seitdem durch Krieg, Blockade, wirtschaftliche Not und mangelnde Unterstüt-

zung des westeuropäischen Proletariats die erste Konzession an das Kapital im Innern unvermeidlich 

war, mußten auch nach außen Zugeständnisse an die Weltbourgeoisie folgen. Das Gerede der Men-

schewisten über den „Bankrott des Bolschewismus“ und den „Zusammenbruch der proletarischen 

Diktatur“ ist umso unsinniger, als Sowjet-Rußland vom ersten Tage seines Bestehens an bei einem 

langsamen Gang der Revolution in den übrigen Ländern mit dieser Möglichkeit gerechnet hat. Von 

dem Augenblick an, da das staatliche Lebensmittelmonopol durch die Naturalsteuer ersetzt wurde, 

von dem Moment an, da der ersten Genossenschaft Freihandelsprivilegien gewährt wurden, war es 

gewiß, daß früher oder später nicht zur ein Waffenstillstand, sondern eine zeitweise Verständigung 

mit den Westmächten gesucht werden mußte. Es geht um die Wiederherstellung der Wirtschaft, um 

den Wiederaufbau des Verkehrswesens, um die Aufrichtung der durch Weltkrieg, Kerenski-Herr-

schaft und Weißgardisten-Feldzüge zerstörten Industrie, ohne die der proletarische Staat nicht beste-

hen kann. Nur durch die Aufnahme der Wirtschaftsbeziehungen mit dem kapitalistischen Ausland, 

durch die Erreichung von Krediten, durch Gewährung fremder Kapitalanlagen ist die Verwirklichung 

dieser dringendsten aller Aufgaben möglich. 

Aber die k a p i t a l i s t i s c h e n  Länder brauchen Sowjet-Rußland nicht weniger, als Sowjet-Rußland 

i h r e r  Hilfe bedarf. Die Fortdauer und teilweise Verschärfung der Weltwirtschaftskrise zwingt die 

bürgerlichen Staaten zur sofortigen Verständigung mit Sowjet-Rußland.*) Nach dem Scheitern aller 

Versuche, die Räteregierung mit der Waffe zu stürzen, bleibt kein anderer Weg als der des Kompro-

misses. Mehr oder minder sind schon heute a l l e  kapitalistischen Großstaaten bereit, in irgend einer 

Form mit Sowjet-Rußland in wirtschaftliche Beziehungen zu treten. Aber es gibt Unterschiede des 

Notwendigkeitsgrads und des Tempos für die einzelnen Länder. 

Abgesehen von den Vereinigten Staaten, die im Stillen Ozean und in Asien vorläufig noch Ablen-

kungsflächen für ihre Absatzstockung finden, ist E n g l a n d  am härtesten von der Krise betroffen. 

Für den englischen Kapitalismus, dessen Handelsbilanz im Jahre 1921 trostlos war, ist es eine Frage 

des Lebens oder Sterbens, ob der russische Markt geöffnet wird. Aber noch mehr als das. England 

braucht nicht nur den russischen Markt, es braucht die V o r h e r r s c h a f t  auf dem russischen Markt. 

Es braucht sie w i r t s c h a f t l i c h, um die Unterbietung durch die valutaschwachen Länder auszu-

schalten, um der gefahrdrohenden Konkurrenz der Vereinigten Staaten einen Damm entgegenzuset-

zen. Es braucht aus p o l i t i s c h e n  Gründen die Herrschaft über den russischen Markt, um das Wie-

dererstehen eines starken Rußland – sei es eines proletarischen, sei es sogar und in noch höherem 

Maße eines imperialistischen – zu hindern. Die englische Bourgeoisie hat auf Grund ihrer Interessen 

in Kleinasien, in Mesopotamien, in Mittelasien und in Indien das Bestreben, Sowjetrußland nach 

Möglichkeit zu schwächen und niederzuhalten. Geschichtlich ge-[229]sehen, hat Sowjet-Rußland 

keinen größeren und unversöhnlicheren Feind als das englische Kapital. Hieraus ergibt sich die Poli-

tik Lloyd Georges in Genua. Die englische Bourgeoisie sucht durch das Wiederaufbaukonsortium, in 

dem sie von vornherein das Uebergewicht hätte, Sowjet-Rußland der geschlossenen Phalanx der ka-

pitalistischen Staaten isoliert gegenüberstellen und es in der Umklammerung zu immer neuen Kon-

zessionen, zur stückweisen Preisgabe seiner Selbständigkeit zu zwingen. 

Anders sind die Ziele der f r a n z ö s i s c h e n  Bourgeoisie. Jedermann weiß jetzt, daß die Zeit der 

französischen Weißgardistenpolitik gegen Sowjet-Rußland vorüber ist. Wohl werden halboffiziell 

noch militärische Vorstöße wie die in Ostkarelien und in Sibirien von Frankreich ermutigt, aber im 

ganzen ist man zu einer friedlichen Auseinandersetzung mit Rußland geneigt. Sicherlich nicht aus 

freiem Willen, sondern gleichfalls unter dem Gebot realer Bedürfnisse. Nur sind diese Bedürfnisse 

andere und teilweise entgegengesetzt wie die englischen. 

Die französische Handelsbilanz ist nur mit zwei Milliarden passiv. Infolge der relativ geringen in-

dustrielen Entwicklung und dank der deutschen Reparationskohle ist die französische Ausfuhr durch 

die Weltkrise nicht unmittelbar bedroht. Der Hauptantrieb für die Rußlandpolitik wie für die Repara-

tionspolitik Frankreichs ist einmal die klaffende Lücke im Staatshaushalt, die Schuldenlast, die 

 
*) Siehe den Artikel „Genua“ der Genossen L e o n i d  u. A. F r i e d r i c h  in Internationale Nr. 9. S. 202, 4. Jahrg. 
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Finanzfrage, sodann aber p o l i t i s c h e  Tendenzen. Frankreich, das sich einerseits auf das Finanzka-

pital, andererseits auf das Kleinbürgertum stützt und von der Eintreibung der deutschen Milliarden-

leistungen abhängig ist, verfolgt zur Sicherung seiner Reparationsforderungen naturgemäß in höhe-

rem Maße m a c h t p o l i t i s c h e  Ziele als England. 

Das französische Finanz- und Handelskapital braucht die Beziehungen mit Sowjet-Rußland, um seine 

Kriegsverluste durch die Ausbeutung der russischen Bodenschätze und der russischen Arbeitskraft 

wettzumachen. Die 20 Milliarden französischer Kapitalanlagen im Rußland der Vorkriegszeit, die 

heute in keinem Falle in der Geldform zurückgezahlt werden können, sollen durch Konzessionen 

zurückgeholt werden. 

Hier stößt das französische Interesse mit dem englischen zusammen. Der Wettbewerb zwischen bei-

den setzt ein. Zweifellos würde Frankreich im Wiederaufbaukonsortium gegenüber England, in des-

sen Fahrwasser wahrscheinlich auch die deutsche Bourgeoisie einschwenkt, die Nebenrolle spielen. 

Die Durchführung der Pläne britischer Großkapitalisten, gemeinsam mit Stinnes, mit der deutschen 

Bourgeoisie die Regelung der russischen Frage in die Hand zu nehmen, würde durch das Aufbaukon-

sortium sehr gefördert. Für Frankreich hätte das die Zurückdrängung und Beiseiteschiebung zur 

Folge. Wirtschaftlich schwächer, an Verbündeten ärmer, müßte Frankreich dem englischen. Ueber-

gewicht erliegen. Das ist der Grund für die Abneigung Poincarés gegen das Konsortium. Die franzö-

sische Bourgeoisie sucht die Beziehungen zu Sowjet-Rußland auf eigene Faust, ungebunden durch 

die englische Trustführung zu ordnen. 

Noch krasser ist der Widerspruch zwischen englischer und französischer Bourgeoisie zu erkennen, 

wenn man die politische Seite des Problems betrachtet. Die französischen Ziele im Nordosten und 

Südosten Europas sind bekannt. Von Finnland, Estland, Lettland über Polen und die Tschecho-Slo-

wakei bis nach Rumänien und Jugoslawien zieht sich der befestigte Wall französischer Vasallenstaa-

ten, deren Armeen, deren Finanzen und deren Außenpolitik von Paris geleitet werden. Die baltischen 

Staaten, Polen, die Kleine Entente dienten als Bastionen und Schuldtürme gegen Deutschland und 

zugleich, zur Zeit des Weißgardistenkurses, als vorge-[230]schobene Stellungen zum Angriff gegen 

Sowjet-Rußland. Die erste Bedeutung behalten die Ostländer auch heute noch bei, die zweite hat sich 

geändert. Von Ausfallstoren zum militärischen Ueberfall verwandeln sie sich mehr und mehr in Ein-

gangspforten der wirtschaftlichen Annäherung an Sowjet-Rußland. Vor allem aber benutzt Frank-

reich jetzt seine Gefolgschaft vom Schwarzen Meer bis zur Ostsee, um England den Weg zu verlegen. 

Es sucht sein Einflußgebiet auszudehnen. Sollten früher die Randstaaten zur Vernichtung Rußlands 

dienen, o beginnt Frankreich heute auf die Einbeziehung Sowjet-Rußlands in dies System hinzuar-

beiten. Nachdem grundsätzlich die Notwendigkeit erkannt ist, mit der Räteregierung in irgendein 

friedliches Verhältnis zu treten, sucht Frankreich ein Höchstmaß imperialistischer Vorteile herauszu-

ziehen. Die Spitze dieser Politik richtet sich wieder gegen D e u t s c h l a n d, darüber hinaus gegen 

E n g l a n d. 

Alle diese Tendenzen werden am Vorabend der Konferenz von Genua vor praktische Tagesausgaben 

gestellt. Die französische Presse hat sich noch nie so eifrig mit Sowjet-Rußland beschäftigt, wie jetzt. 

Ganz offensichtlich auf einen Wink der Regierung hin wird immer wieder der dritte Absatz des Ar-

tikels 116 des Versailler Vertrages zitiert, der folgendermaßen lautet: 

„Die alliierten und assoziierten Mächte behalten ausdrücklich die Rechte Rußlands vor, von Deutschland alle 

Wiederherstellungen (restitution et réparations) zu erhalten, die den Grundsätzen des gegenwärtigen Vertrages 

entsprechen.“ 

Die französische Diplomatie führt einen glänzenden Schachzug aus, indem sie plötzlich diese Be-

stimmung in die Debatte wirft. Die Durchführung des § 116 würde bedeuten, daß Sowjet-Rußland 

Reparationsansprüche an Deutschland hätte. Seinen Wechsel auf Deutschland müßte Rußland an die 

französische Bourgeoisie abtreten, um in dieser Form die Zarenschulden zurückzuzahlen. Deutsch-

land müßte also weit über die Bestimmungen des Londoner Ultimatums hinaus entweder direkt an 

Frankreich in Bargeld oder in Warenform Reparationszahlungen leisten oder auf französische Rech-

nung Sachlieferungen nach Rußland senden. Praktisch ist die Durchführbarkeit dieses Planes kaum 
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möglich. Es gelingt dem vereinigten Druck der Ententekapitalisten mit Mühe, die bisher festgesetzten 

Reparationsleistungen aus Deutschland herauspressen. Es handelt sich also offenbar um nichts ande-

res als ein taktisches Manöver Frankreichs. E s  s o l l  z w i s c h e n  D e u t s c h l a n d  u n d  S o w j e t -

r u ß l a n d  e i n  K e i l  g e s c h o b e n  w e r d e n, d i e  E i n h e i t s f r o n t  d e r  b e s i e g t e n  V ö l k e r, 

d i e  t a t s ä c h l i c h  n u r  i m  K a m p f  g e g e n  d i e  d e u t s c h e  B o u r g e o i s i e  e n t s t e h e n  

k ö n n t e, s o l l  v e r h i n d e r t  w e r d e n. Außerdem aber bezweckt dies Projekt ziemlich offen die 

Abdrängung Sowjet-Rußlands vom englischen Einfluß. Es ist klar, daß diese Politik den britischen 

Konsortiumsversuch der Kolonisierung Rußlands mit Hilfe der deutschen Industrie über den Haufen 

werfen muß. 

Bürgerliche Zeitungen in Deutschland meldeten gerade während der Krise des Erfüllungskabinetts, 

daß ein Vorvertrag zwischen Frankreich und Sowjet-Rußland, der sich auf den Artikel 116 stützen 

sollte, abgeschlossen sei. Selbstverständlich war diese Nachricht Unsinn und die Sowjet-Regierung 

hat sie alsbald dementiert. Anscheinend war die Meldung gerade von Gegnern der Annäherung an 

Sowjet-Rußland in Frankreich selbst oder in England lanziert worden, um der französischen Außen-

politik Knüppel zwischen die Beine zu werfen. Der „Temps“ benutzte diesen Zwischenfall, um halb-

offiziell zu erklären, „es hätte überhaupt keine offiziellen Besprechungen zwischen der französischen 

Regierung und Sowjetvertretern stattgefunden und würden auch nicht beabsichtigt.“ Die Frage der 

offi-[231]ziellen Besprechungen und der Besprechungen überhaupt ist unwesentlich. Während der 

„Matin“ erstaunlich rußlandfreundliche Artikel bringt, weist der „Temps“ fast täglich darauf hin, daß 

Frankreich in Genua den „festen Block der Gläubigerstaaten“ und „das engste Einvernehmen mit 

England“ wolle. Diese Ausführungen kehren so beharrlich wieder, daß sie für die englische Bour-

geoisie nicht ein Trost, sondern eine Beunruhigung sind. 

Aehnlich wirkt die Tätigkeit des tschechischen Ministerpräsidenten Benesch und die Aktivität der ost-

europäischen Vasallenstaaten, die mit großer Regsamkeit ihren Willen zur Versöhnung mit Sowjet-

Rußland kundtun. Alle diese Tatsachen dienen Frankreich zur Ausübung eines Druckes auf England. 

Sowjet-Rußland steht seinen beiden Hauptgegnern in schwieriger Situation gegenüber. Es besitzt ge-

gen die Kolonisierungsversuche, gegen den konzentrierten Raubzug seiner imperialistischen Konfe-

renzpartner nur drei Verteidigungsmittel: seine eigene politische, wirtschaftliche und militärische 

Kraft, die Widersprüche innerhalb des kapitalistischen Lagers und schließlich die Unterstützung des 

Weltproletariats. Die Macht Sowjet-Rußlands ist im Augenblick begrenzt durch die Unmöglichkeit, 

einen neuen Krieg zu führen und durch die Notwendigkeit wirtschaftlicher Hilfe des Auslands. Umso 

wirksamer, umso unersetzlicher im Interesse der russischen Arbeiter und Bauern ist die Ausnutzung 

der imperialistischen Gegensätze zwischen den einzelnen Bourgeoisstaaten. Um der Umklammerung 

zu entgehen, muß Sowjet-Rußland notgedrungen auf die Ueberrumpelungsmanöver und die Ausspie-

lungsversuche der bürgerlichen Regierungen mit entsprechenden Gegenzügen antworten. 

Um den englischen Kolonisierungsplan zu durchkreuzen, um die gemeinsame Ausplünderung durch 

das britische Kapital und dessen Mittelsmann Stinnes zu verhindern, muß Sowjetrußland eine direkte 

Verständigung mit der französischen Bourgeoisie suchen, solange eine direkte Verständigung mit 

dem benachbarten Deutschland nicht möglich ist. 

Wenn auch die Anerkennung des § 116 nicht zur Debatte steht, so wären dennoch die Folgen der er-

zwungenen und erpreßten Annäherung Sowjetrußlands an Frankreich für Deutschland sehr gefähr-

lich. Die Schuld daran trägt nicht, wie die Menschewisten und der „Vorwärts“ höhnisch behaupten, 

das „russische Doppelspiel“ und der bolschewistische Machiavelalismus“. Die Ursache und die Vo-

raussetzung für diese Situation ist das Bestehen der kapitalistischen Regierung in Deutschland, die, 

unrettbar in die Erfüllungspolitik gekettet, mit ihren beiden Fraktionen, der Stinnesgruppe wie der 

Rathenaugruppe, bedingungslos dem englischen Fahrwasser folgt. Es ist möglich, daß die deutsche 

Bourgeoisie dabei die Betrogene ist. Die letzten Tatsachen deuten auf ein Kompromiß zwischen Eng-

land und Frankreich. Lloyd George soll sich dem französischen Standpunkt genähert und „die fran-

zösischen Bedingungen für die Zulassung Sowjet-Rußlands“ angenommen haben. Falls tatsächlich 

schon jetzt die französische Druckpolitik die gewünschte Wirkung erzielt, falls sie England zur 
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einstweiligen Zurückstellung der Konsortiumspläne nötigt, wird ohne Zweifel, wie stets, Deutschland 

die Kosten für ein etwaiges Kompromiß tragen. Diese Möglichkeit hindert die klassenbewußte deutsche 

Bourgeoisie – von einigen weitschauenden Ideologen abgesehen – nicht, den „westlichen Kurs“ unter 

allen Umständen beizubehalten. Die Folgen dieser Politik fallen restlos auf die deutsche Arbeiter-

klasse, der die Verbindung mit Sowjet-Rußland abgeschnitten und die Reparationslast aufgewälzt wird. 

[232] Die deutsche Arbeiterklasse und in erster Linie die Kommunistische Partei hat in dieser Situa-

tion die Aufgabe, dem Proletariat die Zwangslage Sowjet-Rußlands klarzumachen. Die Absperrung 

Sowjetrußlands von Deutschland und Deutschlands von Sowjet-Rußland muß durchbrochen werden 

durch die Ueberwindung der deutschen Bourgeoisie. Nur eine Arbeiterregierung, die sich auf eine 

Massenbewegung stützt, kann eine Lösung im proletarischen Klasseninteresse finden. 

Die gesamte Kommunistische Internationale wird durch die gegenwärtigen Vorgänge vor vermehrte 

Aufgaben gestellt. In allen Ländern muß sie die Machtstellung des proletarischen Rußland stärken, 

indem sie durch den Klassenkampf die Machtstellung der bürgerlichen Regierungen schwächt und 

die Positionen des Proletariats vorschiebt. Es ist notwendig, sich klar zu werden über den gewaltigen 

Erfolg Sowjetrußlands und zugleich über seine Gefährdung. Es gilt, offen auszusprechen, daß die 

Verständigung Sowjet-Rußlands mit den imperialistischen Mächten nicht nur einen Sieg der russi-

schen Arbeiter und Bauern bedeutet, sondern daß sie zugleich die Gefahr der Kolonisierung herauf-

beschwört. Es wäre unmarxistsch und mechanisch zu behaupten, die bloße Tatsache der Verständi-

gung mit dem kapitalistischen Westeuropa gebe auf unbegrenzte Zeit die Bürgschaft für den Bestand 

der proletarischen Diktatur. Wie die gesamte Konzessionspolitik ist auch das politische Verhältnis zu 

den kapitalistischen Regierungen nur ein Teil des Kampfes der Kommunistischen Internationale, zu 

dessen Gelingen der Vormarsch der Revolution in den übrigen Ländern unvermeidlich ist. Ueber die 

Verteidigung der Sowjetmacht gegen die Kolonisierungspläne des Weltkapitals, ebenso wie über die 

Aufrechterhaltung der proletarischen Diktatur gegen die Unterhöhlungsversuche der kapitalistischen 

Konzessionäre entscheidet endgültig nur die proletarische Revolution in Westeuropa, vor allem in 

Deutschland. Und diese Revolution, in der den Kommunisten die wichtigste Aufgabe zufällt, ist einer 

der mächtigsten Faktoren, auf den Sowjetrußland sich stützen kann. Auf diesen Punkt muß die Kom-

munistische Partei ihre Anstrengungen für Sowjet-Rußland konzentrieren. Denn das Schicksal Sow-

jet-Rußlands ist das Schicksal des Weltproletariats. 

* 

Kritische Bemerkungen zu Rosa Luxemburgs „Kritik der russischen Revolution“.*)  
G e o r g  L u k á c s. 

III. 

Rosa Luxemburg schließt sich in dieser Schrift denjenigen an, die die Auseinandertreibung der Kon-

stituante, die Aufrichtung des Rätesystems, die Entrechtung der Bourgeoisie, den Mangel an „Frei-

heit“, die Anwendung des Terrors usw. aufs entschiedenste mißbilligen. Daß Levi daraus – durch 

eine sophistische Analyse der gegenwärtigen Entwicklung – die Folgerung zieht, daß von der Diktatur 

des Proletariats nichts übrig geblieben, daß also die Politik der Bolschewiki völlig zusammengebro-

chen ist (S. 51), interessiert uns hier nicht. Es kommt uns hier darauf an, aufzuzeigen: welche grund-

legenden theoretischen Einstellungen Rosa Luxemburg – die stets die unübertroffene Verkünderin 

des revolutionären Marxismus, die unvergeßliche Lehrerin und Führerin sehr Vieler von uns gewesen 

ist – in einen so schroffen Gegensatz zur revolutionären Politik der Bolschewiki gebracht haben. Ich 

habe die wichtigsten Momente in der Beurteilung der Lage bereits angedeutet. Es gilt jetzt einen 

weiteren Schritt in die Schrift Rosa Luxemburgs tu tun, um den Punkt erkennen zu können, von wo 

aus diese Anschauungen konsequent folgen. 

[233] Es ist die Ueberschätzung des o r g a n i s c h e n  C h a r a k t e r s  d e r  g e s c h i c h t l i c h e n  

E n t w i c k l u n g, Rosa Luxemburg hat – Bernstein gegenüber – unübertrefflich die Hinfälligkeit ei-

nes friedlichen „Hineinwachsens“ in den Sozialismus dargelegt. Sie wies überzeugend den 

 
*) Siehe Int. Nr. 8. 
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dialektischen Gang der Entwicklung, die stetige Steigerung der inneren Widersprüche des kapitalis-

tischen Systems nach; und zwar nicht nur rein ökonomisch, sondern auch für die Beziehung von 

Oekonomie und Politik. Es wird an einer Stelle klar formuliert:*) „Die Produktionsverhältnisse der 

kapitalistischen Gesellschaft nähern sich der sozialistischen immer mehr, ihre politischen und recht-

lichen Verhältnisse dagegen errichten zwischen der kapitalistischen und der sozialistischen Gesell-

schaft eine immer höhere Wand.“ Damit ist die Notwendigkeit einer gewaltsamen, einer revolutionä-

ren Aenderung aus den Entwicklungstendenzen der Gesellschaft nachgewiesen. Allerdings liegen 

bereits hier Keime einer Anschauung verborgen, als ob die Revolution nur die „politischen“ Hinder-

nisse aus dem Wege der ökonomischen Entwicklung wegräumen müßte. Nur werden hier die dialek-

tischen Widersprüche der kapitalistischen Produktion so stark beleuchtet, daß es – in diesem Zusam-

menhang – schwer möglich ist, zu solchen Schlüssen zu gelangen. Rosa Luxemburg bestreitet auch 

in Bezug auf die russische Revolution nicht die Notwendigkeit der Gewalt überhaupt. „Der Sozialis-

mus hat“ – sagt sie – „zur Voraussetzung eine Reihe von Gewaltmaßnahmen gegen Eigentum usw.“ 

(110) wie ja auch später im Spartakus-Programm anerkannt wird: „Der Gewalt der bürgerlichen Ge-

genrevolution muß die revolutionäre Gewalt des Proletariats entgegengestellt werden.“**) 

Jedoch diese Anerkennung der Rolle der Gewalt bezieht sich nur auf das Negative, auf das Hinweg-

räumen der Hindernisse, keineswegs aber auf den sozialen Aufbau selbst. Dieser läßt sich nicht „ok-

troyieren, durch Ukase einführen“. „Das Sozialistische Gesellschaftssystem,“ sagt Rosa Luxemburg, 

„soll und kann nur ein geschichtliches Produkt sein, geboren aus der eigenen Schule der Erfahrung, 

die genau, wie die organische Natur, deren Teil sie letzten Endes ist, die schöne Gepflogenheit hat, 

zusammen mit einem wirklichen gesellschaftlichen Bedürfnis stets auch die Mittel zu seiner Befrie-

digung, mit der Aufgabe zugleich die Lösung hervorzubringen.“ 

Ich will hier nicht bei dem merkwürdig undialektischen Charakter dieses Gedankenganges des sonst 

so großen Dialektikers Rosa Luxemburg lange verweilen. Nur beiläufig sei bemerkt, daß ein starres 

Gegenüberstellen, ein mechanisches Trennen des „Positiven“ und des „Negativen“, des „Niederrei-

ßens“ und des „Aufbaues“ dem Tatbestand der Revolution direkt widerspricht. Denn bei den revolu-

tionären Maßnahmen, die der Proletarierstaat, besonders unmittelbar nach Besitznahme der Macht 

ergreift, läßt sich das „Positive“ vom Negativen“ nicht einmal begrifflich, geschweige denn in der 

Praxis unterscheiden. Der Kampf gegen die Bourgeoisie, das Entreißen der Machtmittel des wirt-

schaftlichen Klassenkampfes aus ihren Händen, fällt – besonders zu Beginn der Revolution mit den 

ersten Schritten zur Organisation der Wirtschaft zusammen. Daß diese ersten Versuche später weit-

gehend korrigiert werden müssen, ist selbstverständlich. Immerhin werden auch die späteren Organi-

sationsformen, solange der Klassenkampf dauert, – also recht lange – diesen „negativen“ Kampfcha-

rakter, diese Tendenz auf Niederreißen und Niederhalten bewahren. Mögen die Wirtschaftsformen 

der späteren siegreichen proletarischen Revolutionen in Europa von der russischen noch so verschie-

den sein, so scheint es doch sehr unwahrscheinlich, daß die Etappe „Kriegs-Kommunismus“ [auf die 

sich Rosa Luxemburgs Kritik bezieht) vollständig zu übergehen sein wird. 

Noch wichtiger jedoch als diese historische Seite der eben zitierten Stelle ist die sich in ihr offenba-

rende Methode. Es kommt hier nämlich eine Tendenz, [234] die man vielleicht am klarsten mit dem 

Wort: das ideologische Hineinwachsen in den Sozialismus bezeichnen könnte, zu Tage. Ich weiß! 

Rosa Luxemburg war eine der ersten, die auf das Gegenteil, auf den krisenhaften, an Rückfällen 

reichen Uebergang vom Kapitalismus zum Sozialismus aufmerksam gemacht haben.***) Auch in die-

ser Schrift fehlt es nicht an ähnlichen Stellen. Wenn ich dennoch von einer solchen Tendenz spreche, 

so meine ich es selbstredend keineswegs im Sinne irgend eines Opportunismus, als ob Rosa Luxem-

burg sich die Revolution so vorgestellt hätte, daß die ökonomische Entwicklung das Proletariat so 

weit bringt, bis es in hinreichender ideologischer Reife bloß die Früchte vom Baum dieses Entwick-

lung zu pflücken braucht und die Gewalt tatsächlich nur zum Wegräumen der „politischen“ 

 
*) Soziale Reform oder Revolution? Vulkan-Verlag 21. 
**) Bericht über den Gründungsparteitag der K. P. D. 53. 
***) Soziale Reform oder Revolution? 47. 
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Hindernisse anwendet. Rosa Luxemburg war sich über die notwendigen Rückfälle, Korrekturen, Feh-

ler der Revolutions-Perioden völlig im klaren. Ihre Tendenz zur Ueberschätzung des organischen 

Elements in der Entwicklung zeigt sich bloß in der – dogmatischen – Ueberzeugung, daß „zusammen 

mit einer wirklichen gesellschaftlichen Bedürfnis stets auch die Mittel zu seiner Befriedigung mit der 

Aufgabe zugleich die Lösung „hervorgebracht“ wird. 

Diese Ueberschätzung der spontanen, der elementaren Kräfte, der Revolution speziell in ihrer ge-

schichtlich zur Führung berufenen Klasse bestimmt ihre Stellungahme zur Konstituante. Sie wirft 

Lenin und Trotzky eine „schematische, steife Auffassung“ vor (100/101), weil sie aus der Zusam-

menstellung der Konstituante auf ihre Untauglichkeit als Organ der proletarischen Revolution ge-

schlossen haben. Sie ruft aus: „Wie sehr widerspricht dem alle geschichtliche Erfahrung! Diese zeigt 

uns umgekehrt, daß das lebendige Fluidum der Volksstimmung beständig die Vertretungskörper-

schaften umspült, in sie eindringt, sie lenkt.“ (101) Und tatsächlich beruft sie sich an einer früheren 

Stelle (78-79) auf die Erfahrungen der englischen und französischen Revolutionen in Bezug auf 

Wandlungen der parlamentarischen Körperschaften. Die Feststellung der Tatsache ist vollkommen 

richtig. Nur betont Rosa Luxemburg nicht genügend scharf, daß „diese Wandlungen“ ihrem Wesen 

nach – der Auseinanderjagung der Konstituante verteufelt ähnlich waren. Die revolutionären Orga-

nisationen der damals am schärfsten vorwärts treibenden Elemente der Revolution (die „Soldaten-

räte“ der englischen Armee, die Pariser Sektionen usw.) haben nämlich stets die hemmenden Ele-

mente aus den parlamentarischen Körperschaften gewaltsam entfernt und diese so den Stand der Re-

volution gemäß umgestaltet. Solche Umgestaltungen konnten in einer bürgerlichen Revolution zu-

meist nur Verschiebungen innerhalb des Kampforganes der bürgerlichen Klasse, des Parlamentes 

sein. Wobei jedoch sehr bemerkenswert ist, welche gewaltige Steigerung dieses Einwirken außerpar-

lamentarischer (halbproletarischer) Elemente in der großen französischen Revolution im Vergleich 

zur englischen erfährt. Die russische Revolution 1917 bringt – über die Etappen 1871 und 1905 – das 

U m s c h l a g e n  d i e s e r  q u a n t i t a t i v e n  S t e i g e r u n g e n  i n s  Q u a l i t a t i v e. Die Sowjets, 

die Organisationen der am bewußtesten vorwärts treibenden Elemente der Revolution, haben sich 

diesmal nicht mehr damit begnügt, die Konstituante von allen anderen Parteien außer den Bolsche-

wiki und Linken S. R. zu „reinigen“ (wogegen Rosa Luxemburg auf Grund ihrer eigenen Analysen 

nichts einwenden würde), sondern haben sich selbst an ihre Stelle gesetzt. Aus den proletarischen 

(und halbproletarischen) Organen zur Kontrolle und Weitertreibung der bürgerlichen Revolution sind 

regierende Kampforganisationen des siegreichen Proletariats geworden. 

IV. 

Diesen „Sprung“ weigert sich nun Rosa Luxemburg aufs entschiedenste mitzumachen. Und zwar 

nicht bloß darum, weil sie den abrupten, gewaltsamen „unorganischen“ Charakter jener früheren Um-

wandlungen parlamentarischer Körperschaften sehr unterschätzt, sondern w e i l  s i e  d i e  S o w j e t -

f o r m  a l s  [235] r e g i e r e n d e  K a m p f f o r m  d e r  U e b e r g a n g s z e i t, a l s  K a m p f f o r m  

z u m  E r k ä m p f e n  u n d  E r z w i n g e nd e r  V o r a u s s e t z u n g e n  d e s  S o z i a l i s m u s  n i c h t  

a n e r k e n n t. Sie erblickt vielmehr in den Sowjets den „Ueberbau“ jener Epoche der sozialen und 

wirtschaftlichen Entwicklung, in der die Umwandlung im Sinne des Sozialismus größtenteils b e -

r e i t s  v o l l z o g e n  ist. „Das ist eine Ungereimtheit, die das Wahlrecht als ein utopisches: von der 

sozialen Wirklichkeit losgelöstes Phantasieprodukt qualifiziert. Und gerade deshalb ist es kein ernst-

haftes Werkzeug der proletarischen Diktatur. Ein Anachronismus, eine Vorwegnahme der rechtlichen 

Lage, die auf einer schon fertigen sozialistischen Wirtschaftsbasis am Platz ist, nicht in der Ueber-

gangsperiode der proletarischen Diktatur.“ (106.) 

Hier berührt Rosa Luxemburg mit der ihr auch bei irriger Anschauung stets eigenen unerschrockenen 

Folgerichtigkeit des Denkens eine der wichtigsten Fragen der theoretischen Beurteilung der Ueber-

gangszeit. Es handelt sich um die Rolle, die dem Staat (den Sowjets, als Staatsform des siegreichen 

Proletariats) in der ökonomisch-sozialen Umgestaltung der Gesellschaft zukommt. Ob es sich hier 

nur darum handelt, daß ein von den – jenseits des Bewußtseins wirkenden, oder sich höchstens in 

einem „falschen“ Bewußtsein „spiegelnden“ – ökonomisch treibenden Kräften hervorgebrachter Zu-

stand der Gesellschaft vom proletarischen Staate, in seinen Rechten, nachträglich sanktioniert und 
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beschützt wird, oder ob auf den Wirtschaftsaufbau der Uebergangszeit diesen Organisationsformen 

des Proletariats eine bewußt bestimmende Funktion zukommt. Wohl bleibt der Satz von Marx aus 

der „Kritik des Gothaer Programmes“, daß „das Recht nie höher sein kann, als die ökonomische Ge-

staltung der Gesellschaft“ in unbeschränkter Geltung. Daraus folgt aber noch nicht, daß die soziale 

Funktion des proletarischen Staates mithin seine Stellung im Gesamtsystem der proletarischen Ge-

sellschaft, dieselbe sei, wie die des bürgerlichen Staates in der bürgerlichen Gesellschaft. Engels*) 

bestimmt letztere in einem Brief an Konrad Schmidt in einer – wesentlich – negativen Weise. Der 

Staat kann eine vorhandene ökonomische Entwicklung fördern, er kann ihr entgegenwirken, oder ihr 

„bestimmte Richtungen abschneiden und andere vorschreiben.“ „Es ist aber klar“ – fügt er hinzu „daß 

die politische Macht in den Fällen 2 und 3 der ökonomischen Entwicklung großen Schaden tun und 

Kraft- und Stoffvergeudung in Massen erzeugen kann.“ Es fragt sich also: ist die ökonomische und 

soziale Funktion des proletarischen Staates dieselbe wie die des bürgerlichen Staates? Kann er also 

nur – günstigsten Falles – eine von ihm unabhängige (d. h. ihm gegenüber vollständig primäre) öko-

nomische Entwicklung beschleunigen oder hemmen? Es ist klar, daß die Antwort auf den Einwand 

Rosa Luxemburgs gegen die Bolschewiki von der Beantwortung dieser Frage abhängt. Wird sie be-

jaht – so hat Rosa Luxemburg Recht: d e r  p r o l e t a r i s c h e  S t a a t  (d a s  S o w j e t s y s t e m) k a n n  

n u r  a l s  i d e o l o g i s c h e r  „U e b e r b a u“ u n d  i n f o l g e  d e r  b e r e i t s  e r f o l g t e n  ö k o n o -

m i s c h-s o z i a l e n  U m w ä l z u n g  e n t s t e h e n. 

Ganz anders steht jedoch die Sachlage, wenn wir die Funktion des proletarischen Staates in der Nie-

derlegung der Grundlagen zur sozialistischen, also bewußten Organisation der Wirtschaft erblicken. 

Nicht als ob irgend jemand (am allerwenigsten die K. P. R.) glauben würde, man könne nun den 

Sozialismus einfach „dekretieren“. Die Grundlagen der kapitalistischen Produktionsweise und mit 

ihnen ihre sich zwangsläufig durchsetzende „naturgesetzliche Notwendigkeit“ sind durch die Tatsa-

che, der Machtergreifung des Proletariats, ja auch durch das institutionelle Durchsetzen einer noch 

so weitgehenden Sozialisierung der Produktionsmittel keinesfalls aus der Welt geschafft. Ihre Entfer-

nung, ihre Ersetzung durch die bewußt-organisierte sozialistische Wirtschaftsweise muß aber nicht 

bloß als ein langwieriger Prozeß aufgefaßt werden, sondern vielmehr als ein bewußt geführter zäher 

Kampf. Schritt für Schritt muß der Boden dieser „Notwendigkeit“ gegenüber, erkämpft werden. Jede 

Ueberschätzung der Reife der Verhältnisse, der Macht des Proletariats, jede Unter-[236]schätzung 

der Gewalt der gegenüberstehenden Kräfte rächt sich bitter in der Form von Krisen, Rückfällen, von 

Wirtschaftsentwicklungen, die zwangsläufig hinter den Ausgangspunkt zurücklaufen. Es wäre aber 

ebenso ein Irrtum aus der Einsicht, daß der Macht des Proletariats, der Möglichkeit der bewußten 

Regelung der Wirtschaftsordnung, bestimmte, oft sehr enge Grenzen gezogen sind, daraus zu schlie-

ßen, daß die „Oekonomik“ des Sozialismus sich gewissermaßen von selbst, also – wie im Kapitalismus 

– durch die „blinde Gesetzlichkeit“ ihrer treibenden Kräfte durchsetzen wird. „Engels meint durchaus 

nicht“ – sagt Lenin**) – bei der Auslegung seines Briefes an Kautsky vom 12. September 1891, „daß 

das Oekonomische“ von selbst unmittelbar alle Schwierigkeiten aus dem Wege räumen wird ... Die 

Anpassung der Politik an die Oekonomik wird unausbleiblich eintreten, aber nicht auf einmal, und 

auch nicht einfach, nicht glatt und nicht unmittelbar.“ Die bewußte, die organisierte Regelung der 

Wirtschaftsordnung kann nur bewußt durchgesetzt werden und das Organ ihrer Durchsetzung ist eben 

der proletarische Staat, das Sowjetsystem. „Die Sowjets sind also in der Tat „eine Vorwegnahme der 

rechtlichen Lage“ einer späteren Phase der Klassenschichtung, sie bedeuten aber dennoch keine leer 

in der Luft hängende Utopie, sondern im Gegenteil das einzige Mittel, das geeignet ist, diese vorweg-

genommene Lage jemals wirklich ins Leben zu rufen. Denn „von selbst“, von der Naturgesetzlichkeit 

der ökonomischen Entwicklung getrieben, würde der Sozialismus niemals zustande kommen. Die 

Naturgesetzlichkeit des Kapitalismus führt zwar zwangsläufig in seine letzte Krise hinein, am Ende 

seines Weges würde aber die Vernichtung aller Zivilisation, eine neue Barbarei entstehen. 

Dies ist gerade der tiefste Unterschied zwischen bürgerlichen und proletarischen Revolutionen. Das 

glänzend vorwärtsstürmende Wesen der bürgerlichen Revolutionen – das Marx in der berühmten 

 
*) Dokumente des Sozialismus II. 67-88. 
**) Lenin Zinowjew: Gegen den Strom. 409. 
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Stelle des „Brumaire“ so schön schildert – beruht ja sozial darauf, daß sie in einer Gesellschaft, deren 

feudal-absolutistische Struktur von dem sich bereits kräftig entwickelnden Kapitalismus zu tief un-

terwühlt ist, politisch, staatlich, rechtlich usw. die Konsequenzen einer sich bereits vollzogenen öko-

nomisch sozialen Entwicklung ziehen. Das wirklich revolutionäre Element ist aber die ökonomische 

Umwandlung der feudalen Produktionsordnung in eine kapitalistische, so daß es theoretisch durchaus 

denkbar wäre, daß diese Entwicklung sich ohne bürgerliche Revolution, ohne politische Umwand-

lung seitens der revolutionären Bourgeoisie vollzieht, und was vom feudal-absolutistischen Ueberbau 

durch „Revolutionen von oben“ nicht beseitigt worden ist, im Zeitalter des bereits voll entwickelten 

Kapitalismus „von selbst“ zusammenbricht. (Die deutsche Entwicklung entspricht teilweise diesem 

Schema.) 

Allerdings: auch eine proletarische Revolution wäre undenkbar, wenn ihre ökonomischen Vorausset-

zungen und Vorbedingungen nicht bereits im Schoße der kapitalistischen Gesellschaft von der Ent-

wicklung der kapitalistischen Produktion produziert worden wäre. Der ungeheure Unterschied zwi-

schen beiden Entwicklungstypen liegt aber darin, daß der Kapitalismus sich als Wirtschaftsweise, 

bereits innerhalb des Feudalismus diesen zersetzend entwickelt hat. Während es eine phantastische 

Utopie wäre, sich vorzustellen, daß innerhalb des Kapitalismus etwas anderes in der Richtung auf 

den Sozialismus entstehen könne, als objektiv-ökonomische Voraussetzungen seiner Möglichkeit, die 

aber nur nach dem Sturz infolge des Sturzes des Kapitalismus zu wirklichen Elementen der sozialis-

tischen Produktionsweise umgewandelt werden können. Man denke an die Entwicklung, die die Ma-

nufaktur und das kapitalistische Pächtersystem noch während des Bestehens der feudalen Gesell-

schaftsordnung durchgemacht haben. Für diese war in der Tat nur ein Wegräumen der rechtlichen 

Schranken aus dem Weg ihrer freien Entwicklung vonnöten. Dagegen bildet die Konzentration des 

Kapitals in Kartelle, Trusts usw. zwar eine unumgängliche Voraussetzung der Umwandlung der kapi-

talistischen Produktionsweise in eine sozialistische. Aber selbst die höchstentfaltete kapitalistische 

Konzentration wird von einer sozialistischen Organisation auch ökonomisch qualitativ verschieden 

[237] bleiben und weder „von selbst“ in sie umschlagen, noch sich „rechtlich“ im Rahmen der kapi-

talistischen Gesellschaft in sie umwandeln lassen. Das tragikomische Scheitern aller „Sozialisierungs-

versuche“ in Deutschland und Oesterreich ist für das Letztere ein wohl hinreichend klarer Beweis. 

Daß nach dem Sturz des Kapitalismus ein langwieriger und schmerzlicher Prozeß in dieser Richtung 

einsetzt, widerspricht diesem Gegensatze nicht. Im Gegenteil. Es wäre eine völlig undialektische, 

unhistorische Darlegungsweise, die aus der Feststellung, daß der Sozialismus nur als bewußte Hand-

lung der ganzen Gesellschaft verwirklicht werden kann, zu der Folgerung käme, dies müsse auf einen 

Schlag und nicht prozeßartig geschehen. Dieser Prozeß ist aber von der Umwandlung der feudalen 

Gesellschaft in die bürgerliche qualitativ verschieden. Und eben diese qualitative Verschiedenheit 

drückt sich in der qualitativ verschiedenen Funktion, die dem Staate, der deshalb, wie Engels sagt, 

„schon kein Staat im eigentlichen Sinne mehr ist“, in der Revolution zukommt; in der qualitativ ver-

schiedenen Beziehung der Politik zur Oekonomie am klarsten aus. Schon die Bewußtheit über den 

Staat in der proletarischen Revolution im Gegensatz zu seiner ideologischen Verkleidung in bürger-

lichen Revolutionen, die vorausschauende und umwälzende Bewußtheit im Proletariat im Gegensatz 

zur notwendigen post festum Erkenntnis der Bourgeoisie, weisen auf diesen Gegensatz grell hin. Dies 

verkennt Rosa Luxemburg in ihrer Kritik der Ersetzung der Konstituante durch die Sowjets: sie stellt 

sich die proletarische Revolution unter Strukturformen der bürgerlichen Revolutionen vor. 

V. 

Dieses scharfe Gegenüberstehen von „organischer“ und dialektisch revolutionärer Beurteilung der 

Lage, kann uns noch tiefer in die Gedankengänge Rosa Luxemburgs führen: zum Problem der Rolle 

der Partei in der Revolution. Und damit zur Stellungnahme zur bolschewistischen Parteikonzeption 

und zu ihren taktischen und organisatorischen Folgen. 

Der Gegensatz Lenin-Luxemburg reicht ziemlich weit in die Vergangenheit zurück. Bekanntlich hat 

Rosa Luxemburg zur Zeit des ersten Organisationsstreites zwischen Menschewik und Bolschewiki 

gegen die letzteren Stellung genommen. Ihr Gegensatz zu ihnen war kein politisch-taktischer, sondern 
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ein rein organisatorischer. In fast allen Fragen der Taktik (Massenstreik, Beurteilung der Revolution 

von 1905, Imperialismus, Kampf gegen den kommenden Weltkrieg usw.) gingen Rosa Luxemburg 

und die Bolschewiki immer gemeinsame Wege. So war sie in Stuttgart gerade in der Frage der ent-

scheidenden Kriegsresolution Vertreterin der Bolschewiki. Dennoch ist dieser Gegensatz viel weni-

ger episodisch, als es nach so vielen politisch taktischen Uebereinstimmungen den Anschein hätte; 

wenn es auch andererseits nicht angeht, von hier aus auf eine strikte Scheidung der Wege zu schließen 

– wie dies Levi und die Seinen tun möchten. Der Gegensatz zwischen Lenin und Rosa Luxemburg 

bestand also darin: ob der Kampf gegen den Opportunismus, worin sie politisch und prinzipiell einig 

waren, ein geistiger Kampf innerhalb der revolutionären Partei des Proletariats sei, oder ob dieser 

Kampf sich auf dem Felde der Organisation zu entscheiden habe. Rosa Luxemburg bekämpft letztere 

Auffassung. Erstens, weil sie in der zentralen Rolle, die die Bolschewiki den Organisationsfragen als 

Garantien des revolutionären Geistes in der Arbeiterbewegung zuschreiben, eine Uebertreibung er-

blickt. Sie ist im Gegenteil der Ansicht, daß das wirklich revolutionäre Prinzip ausschließlich in der 

elementaren Spontaneität der Masse zu suchen sei. Die zentralen Parteiorganisationen haben ihr ge-

genüber stets eine konservative, hemmende Funktion. Sie glaubt,*) daß bei einer wirklich durchge-

führten Zentralisation „die Entzweiung zwischen der stürmenden Masse und der zaudernden Sozial-

demokratie“ sich nur steigern würde. Zweitens betrachtet sie die Organisationsformen selbst als etwas 

Gewachsenes, nicht als „Gemachtes“. „In der sozialdemokratischen Bewegung ist [238] auch die 

Organisation ... ein historisches Produkt des Klassenkampfes, in das die Sozialdemokratie n u r  d a s  

p o l i t i s c h e  B e w u ß t s e i n  h i n e i n t r ä g t.**) Und diese Auffassung wird wieder von ihrer Ge-

samtauffassung über den voraussichtlichen Ablauf der revolutionären Bewegung getragen, deren 

praktische Konsequenzen wir bereits in der Kritik der bolschewistischen Agrarreform und der Parole 

vom Selbstbestimmungsrecht begegnet sind. Sie sagt:***) „Der Satz, daß die Sozialdemokratie eine 

Klassenvertreterin des Proletariats, doch gleichzeitig die Vertreterin der gesamten Fortschrittsinteres-

sen der Gesellschaft und aller unterdrückten Opfer der bürgerlichen Gesellschaftsordnung ist, ist nicht 

bloß in dem Sinne zu deuten, daß in dem Programm der Sozialdemokratie ideell alle diese Interessen 

zusammengefaßt sind. Dieser Satz wird zur Wahrheit, in Gestalt des geschichtlichen Entwicklungs-

prozesses, kraft dessen die Sozialdemokratie auch als p o l i t i s c h e  P a r t e i  nach und nach zur Zu-

fluchtsstätte der verschiedensten unzufriedenen Elemente, daß sie wirklich zur Partei des Volkes ge-

gen eine winzige Minderheit der herrschenden Bourgeoisie wird.“ Daraus ist ersichtlich, daß nach 

Rosa Luxemburgs Anschauung die Fronten der Revolution und der Konterrevolution allmählich 

(noch vor dem Aktuellwerden der Revolution selbst) „organisch“ entstehen und daß die Partei der 

organisatorische Vereinigungspunkt aller vom Lauf der Entwicklung gegen die Bourgeoisie in Be-

wegung gebrachten Schichten wird. Es kommt nur darauf an, daß hierbei der Klassenkampfgedanke 

nicht verwässert, nicht verkleinbürgerlicht werde. Hierbei kann die organisatorische Zentralisation 

helfen und soll es auch tun. Jedoch nur in dem Sinne, daß sie „bloß ein äußerliches Machtmittel zur 

Ausübung des maßgebenden Einflusses der tatsächlich vorhandenen revolutionären proletarischen 

Mehrheit der Partei sei.†) 

Rosa Luxemburg geht also einerseits davon aus, daß die Arbeiterklasse geschlossen, einheitlich-re-

volutionär in die Revolution eintreten wird, ohne von den demokratischen Illusionen der bürgerlichen 

Gesellschaft vergiftet und auf Irrwege geführt zu sein,††) andererseits scheint sie anzunehmen, daß 

jene kleinbürgerlichen Schichten der bürgerlichen Gesellschaft, die von der revolutionären Zuspit-

zung der Wirtschaftslage in ihrem sozialen Dasein köstlich bedroht sind, sich auch parteimäßig, auch 

organisatorisch mit dem kämpfenden Proletariat vereinigen werden. Ist diese Annahme richtig, so 

folgt daraus einleuchtender Weise die Ablehnung der bolschewistischen Konzeption der Partei, deren 

politische Grundlage gerade die Erkenntnis ist, daß das Proletariat die Revolution zwar i m  B ü n d -

n i s, aber nicht in organisatorischer Einheit mit den anderen gegen die Bourgeoisie ankämpfenden 

 
*) Neue Zeit XXII. 2. Band 491. 
**) Ebenda 486. Von mir gesperrt. 
***) Ebenda 533/4. 
†) Ebenda 534. 
††) Massenstreik. Zweite Auflage 51. 
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Schichten führen muß und daß es dabei notwendigerweise im G e g e n s a t z  z u  g e w i s s e n  p r o -

l e t a r i s c h e n  S c h i c h t e n, die an der Seite der Bourgeoisie gegen das revolutionäre Proletariat 

kämpfen, gerät. Es darf ja nicht vergessen werden, daß die Ursache des ersten Bruches mit den Men-

schewiki nicht nur die Frage des Organisationsstatutes war, sondern auch das Problem des Bündnisses 

mit der „fortschrittlichen“ Bourgeoisie, was praktisch u. a. auch die Preisgabe der revolutionären 

Bauernbewegung bedeutet hat, das Problem der Koalition mit ihr zur Durchführung und Sicherung 

der bürgerlichen Revolution. 

Hier wird es klar, warum Rosa Luxemburg, obwohl sie in allen politisch-taktischen Fragen mit den 

Bolschewiki gegen ihre opportunistischen Gegner ging, obwohl sie stets nicht nur der eindringlichste 

und eifrigste, sondern auch der tiefste, und radikalste Entlarver eines jeden Opportunismus gewesen 

ist, i n  d e r  B e u r t e i l u n g  d e r  G e f a h r  d e s  O p p o r t u n i s m u s  u n d  d e m z u f o l g e  i n  d e r  

M e t h o d e  s e i n e r  B e k ä m p f u n g  a n d e r e  W e g e  g e h e n  m u ß t e. Denn wird der Kampf ge-

gen den Opportunismus [239] ausschließlich als geistiger Kampf innerhalb der Partei aufgefaßt, so 

muß er selbstredend so geführt werden, daß dabei das ganze Gewicht auf die Ueberzeugung der An-

hänger der Opportunisten, auf die Erlangung einer Majorität innerhalb der Partei fällt. Es ist natürlich, 

daß auf diese Weise der Kampf gegen den Opportunismus in eine Reihe isolierter Einzelkämpfe zer-

fällt, wobei der Verbündete von gestern der Gegner von heute sein kann und umgekehrt. Ein Kampf 

gegen den Opportunismus als Richtung kann sich dabei nicht heraus kristallisieren: das Terrain der 

„geistigen Kämpfe ändert sich von Frage zu Frage und mit ihm ändert sich die Zusammenstellung 

der kämpfenden Gruppen. (Kautsky im Kampfe gegen Bernstein und in der Massenstreikdebatte, 

Pannekoek in dieser und im Streit um die Akkumulationsfrage; das Verhalten von Lentsch in dieser 

Frage und im Kriege, usw.) Dieser unorganisierte Verlauf vermochte freilich die Entstehung der 

Rechten, des Zentrums und der Linken auch in den außerrussischen Parteien nicht vollständig zu 

verhindern. Sind doch die letzten Ursachen dieser Gruppierungen tiefgehende wirtschaftlich soziale 

Unterschiede der Schichtung innerhalb der Arbeiterklasse. Aber der bloß gelegentliche Charakter 

dieser Zusammenschlüsse verhinderte das geistig und organisatorisch (also parteimäßig) klare Her-

ausarbeiten dieser Gegensätze und mußte deshalb notwendig zu ganz falschen Gruppierungen führen, 

die, wenn sie sich einmal organisatorisch doch befestigt haben, zu wichtigen Hindernissen der Klä-

rung innerhalb der Arbeiterklasse geworden sind. (Ströbel in der Gruppe „Internationale“; der „Pazi-

fismus“ als Moment der Trennung von der Rechten: Bernstein in der U. S. P.; Serrati in Zimmerwald; 

Klara Zetkin an der Internationalen Frauenkonferenz.) Diese Gefahren wurden noch dadurch gestei-

gert, daß – da in Mittel- und Westeuropa der Parteiapparat zumeist in den Händen der Rechten oder 

des Zentrums war – der nicht organisierte, bloß geistige Kampf gegen den Opportunismus sehr leicht 

und oft zu e i n e m  K a m p f  g e g e n  d i e  P a r t e i f o r m  ü b e r h a u p t  worden ist. (Pannekoek, 

Rühle usw.) 

Diese Gefahren waren freilich zur Zeit und unmittelbar nach der ersten Debatte Lenin-Luxemburg 

nicht klar sichtbar – wenigstens für diejenigen nicht, die nicht in der Lage waren, die Erfahrung der 

ersten russischen Revolution kritisch zu verwerten. Daß aber Rosa Luxemburg, obwohl sie zu den 

besten Kennern gerade der russischen Verhältnisse gehört hat, hier im wesentlichen dem Standpunkt 

der außerrussischen Linken einnahm, die sie hauptsächlich aus der radikalen Schicht der Arbeiterbe-

wegung, welche über keine praktische revolutionäre Erfahrung verfügte, rekrutiert hat, kann nur aus 

ihrer „organischen“ Gesamtanschauung begreifen werden. Es wird nach den bisherigen Ausführun-

gen einleuchtend sein, warum sie in ihrer – sonst meisterhaften – Analyse der Massenstreikbewegun-

gen der ersten russischen Revolution von der Rolle der Menschewiki in den politischen Bewegungen 

dieser Jahre überhaupt nicht spricht. Nicht als ob sie die politisch-taktischen Gefahren eines jeden 

opportunistischen Verhaltens nicht recht klar übersehen und heftig bekämpft hätte. Sondern weil sie 

der Ansicht war, daß solche Schwankungen nach rechts von der „organischen“ Entwicklung der Ar-

beiterbewegung – gewissermaßen spontan – erledigt werden müssen und auch erledigt werden. Da-

rum schließt sie ihren Kampfartikel gegen Lenin mit den Worten:*) „Und schließlich mögen wir doch 

unter uns offen heraus: Fehltritte, die eine wirkliche revolutionäre Arbeiterbewegung begeht, sind 

 
*) L. C. 535. 
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geschichtlich unermeßlich fruchtbarer und wertvoller als die Unfehlbarkeit des allerbesten „Zentral-

komitees“. (Schluß folgt.) [240] 

Notizen 

In der „Neuen Zeit“ 40 Jg. 1. Bd. Nr. 16 S. 383 kommt Franz Laufkötter „Der Kölner Arbeiterverein 

1848/49“ auf die Rede, die Marx – angeklagt wegen eines im Namen des demokratischen Kreisaus-

schusses von ihm, Schrapper und Schneider gezeichneten Aufrufs zur Steuerverweigerung – am 8. 

Februar 1849 vor den Kölner Geschworenen gehalten hat, zu sprechen. L. bemerkt hierzu in Klam-

mern „Mehring in seiner Marxbiographie erwähnt den Prozeß gar nicht.“ Diese Behauptung ist falsch. 

Nicht nur in der Marxbiographie (S. 183-187) finden wir eine ausführliche Besprechung des Prozes-

ses und Wiedergabe der Rede auch) in der „Geschichte der deutschen Sozialdemokratie“ (1 Aufl. 1 

Band 1389-1385) und im „Nachlaß“ (III, 567/568) wird von Mehring Prozeß und Rede besprochen. 

Ebenso scheint es L. unbekannt geblieben zu sein, – da er bei Stein die t e i l w e i s e  Wiedergabe der 

Rede lobt – daß die Rede vollständig erschienen ist (Zürich-Hottinger 1885). Wir möchten L. emp-

fehlen, doch nicht da anderen Leuten und insbesondere Franz Mehring am Zeuge flicken zu wollen, 

wo nur eigene Unvertrautheit und Uninteressiertheit vorliegt. 

Anmerkung der Redaktion. 

Wegen Platzmangel veröffentlichen wir die Fortsetzung des Artikels von L e o n i d: „Das Jahr 1921 

und die russische Landwirtschaft“ in der nächsten Nummer. 

[241] 
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Die Internationale  

Jahrg. 4 ⁕ Ausgegeben 5. März 1928 ⁕ Heft 11 

Spiel und Gegenspiel. 

E. L., Berlin, den 1. März 1922. 

B o u l o g n e  und F r a n k f u r t  geben der Woche ihr politisches Gepräge. Hie kapitalistisches Kom-

plott, dort internationale sozialistische Verständigung; Spieler und Gegenspieler – so scheint es – 

prüfen ihre Waffen und Positionen. Aber der Schein trügt auch diesmal. In Wahrheit ist Frankfurt 

nicht der sozialistische Gegensatz zum kapitalistischen Boulogne: er ist seine Ergänzung. 

Man streitet sich, wer in Boulogne siegte, ob Lloyd George oder Poincaré. Ein müßiges Spiel. Die 

beiden Führer des westlichen Imperialismus sind in Boulogne darüber einig geworden, worin Kapi-

talisten allerzeit und allerorts einig werden: in der Zusammenfassung ihrer Kräfte gegen die Massen 

von unten, die ihre Stellung erschüttern, gegen die englischen Arbeitslosen, die deutschen und russi-

schen Proletarier und Bauern. Sie sind uneinig geblieben in allen grundlegenden Fragen, die weltpo-

litisch England und Frankreich trennen. 

Bezeichnend für die Ohnmacht selbst der besten Köpfe des Weltimperialismus, eine Lösung der 

Weltprobleme zu finden ist die negative Fassung der Boulogner Beschlüsse: 

Die Friedensverträge von Versailles und Brest-Litowsk werden in Genua nicht verhandelt. Frankreich 

behält sein Recht auf Sanktionen. 

Die Reparationsfrage wird nicht diskutiert. 

Sowjetrußland wird nicht anerkannt. 

Diese Einigkeit in dem, was in Genua n i c h t  geschehen soll, bedeutet Uneinigkeit in dem, was po-

sitiv zu geschehen hat, damit die Krise der Welt überwunden werde. Der Angora-Konflikt bleibt. Die 

versteckte Gegensätzlichkeit in der Behandlung der deutschen Reparationen bleibt. Die Meinungs-

verschiedenheiten über die positive Lösung der russischen Frage bleiben. Alle Konflikte, aus der 

Gegensätzlichkeit der kapitalistischen Interessen geboren, bleiben. Die Staatsmänner der imperialis-

tischen Mächte haben nicht die Macht, diese Konflikte zu lösen, sie haben nur noch die Macht, ihre 

Lösung zu vertagen. 

Eben um dieser Vertagung willen kommt Genua genau wie Washington und Cannes gekommen sind. 

Genua wird die Vollendung der negativen Einigung von Boulogne sein. Und darum ist es eine große 

Gefahr für das internationale Proletariat und vor allem für Rußland. Boulogne soll nach dem Willen 

Poincarés und Lloyd Georges die Einheitsfront der Kapitalisten herstellen, eine Einheitsfront gegen 

Rußland vor allem, soweit Rußland eine Gefahr für den Imperialismus bedeutet. Es soll den Versuch 

Sowjet-Rußlands unmöglich machen, die Gegensätze des Kapitalismus im Interesse der Sowjetmacht 

auszunutzen. Und wenn Boulogne wohl auch unter dem Druck Frankreichs den Plan des internatio-

nalen Rußlands-Konsortiums unter englischer [242] Führung vorläufig zum Scheitern gebracht hat: 

der Gefahren für Rußland, das bei der Schwäche des internationalen Proletariats mit dem Kapitalis-

mus wohl oder übel paktieren muß, sind noch genug. Mehr als je droht ihm die Kolonisierung durch 

das westliche Kapital, das auf seine Kosten endlich gesunden will. 

Und Deutschland? Die Wirth-Regierung, jeden eigenen Willens bar, ist trotz des großen Geschreies 

der Presse über die deutsch-feindlichen Beschlüsse von Boulogne prompt auf die Ententeseite einge-

schwenkt. Das Wort des Prof. H ö s c h  in der Wochenrundschau der „Kreuzzeitung“, das Wort von 

der „F r o n t  d e r  B e s i e g t e n“ als deutscher Notwendigkeit für Genua verhallt ungehört. Nur keine 

Selbständigkeiten, selbst nicht im eng gezogenen Rahmen des Versailler Vertrages, das ist und bleibt 

das politische Leitmotiv des Wirth-Kabinetts. Voll guten Willens, einen neuen Beweis für den deut-

schen Ordnungsstaat zu führen, liefert der sozialdemokratische Justizminister R a d b r u c h  die „Mör-

der“ Datos der spanischen Henkerjustiz aus. Voll guten Willens, sich immer mehr zu verständigen, 

schließt die deutsche Regierung unmittelbar nach Boulogne ein neues Reparationsabkommen, das 

den englischen und französischen Kapitalisten außer jährlich 720 Millionen Goldmark mindestens 
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1450 Millionen jährlicher Sachleistungen zuschanzt und den deutschen Kapitalisten auf Kosten der 

deutschen Steuerzahler Weltmarktpreise für diese Sachlieferungen einräumt. Schon zeigen sich die 

ersten Folgen dieser kapitalistischen Erfüllungspolitik, die notwendig zu weiterer Blutleere der deut-

schen Wirtschaft führen muß: die Kohlen- und Eisenpreise sind von neuem erhöht worden, Ruhrkoh-

len, die 1913 12 Mark die Tonne kosteten, kosten jetzt ohne Steuern 468,10 M. Weltmarktpreise auch 

im Inland, ist aufs neue die Losung der deutschen Kapitalisten geworden. Und die Vollstrecker in den 

Stinneswünschen, die Wirth-Regierung, wird, wie stets, auch hier erfüllen. 

Gibt es Besiegte von Boulogne, so sind es die deutschen Proletarier.  

Die Front der „Besiegten“: F r a n k f u r t  hätte sie schmieden können. Frankfurt hat es nicht getan. 

Wer freilich den Erfolg von Frankfurt mit S t a m p f e r  darin sieht, daß Sozialisten und Sozialisten 

sich zusammengesetzt haben, der mag selbstzufrieden sich begnügen. Die Proletarier allerdings be-

urteilen den Erfolg internationaler sozialistischer Konferenzen nicht nach dem Zusammen s e t z e n  

von V a n  d e r  V e l d e  und F r i e d r i c h  A d l e r, W e l s  und D i t t m a n n, sondern nach dem Zu-

sammen h a n d e l n  der proletarischen Parteien. Dafür ist in Frankfurt nichts geschehen. 

In der Reparations- wie in der Rußlandfrage ist die Konferenz zum Schwanz der Boulogner Bespre-

chung geworden. In der Reparationsfrage bleibt die Einstellung, daß Deutschland als Kriegsschuldi-

ger allein wieder gut zu machen habe, was die imperialistischen Räuber aller Länder verwüstet haben 

– die Einstellung also, wie sie Lloyd George und Poincaré nicht besser vertreten können. Die Strei-

chung der internationalen Kriegsschulden, die Festsetzung von Naturalleistungen, die Einrichtung 

eines internationalen Aufbauinstituts und die Gewährung eines internationalen Kredits für Deutsch-

land, Forderungen, die alle aus dem Laboratorium des Herrn Parvus stammen, unterstreichen nur den 

Charakter dieser Konferenz als einer Flankendeckung des Ententeimperialismus. Sie entspringen der 

in der Internationale 2 und 2½ unausrottbaren Kautsky-Ideologie eines vernünftig zu machenden Ka-

pitalismus, welche Ideologie notwendig eine Unterwerfung unter [243] alle Gewalttaten eben des 

unvernünftigen Kapitalismus zur unvermeidlichen Folge hat. 

Ebenso ist es in der Rußlandfrage. Van der Velde und Wels, Friedrich Adler und Ledebour wollen 

mit der Exekutive der Kommunistischen Internationale zusammenkommen, aber unter Bedingungen: 

Erst wenn diese Bedingungen angenommen sind, wenn Rußland über Georgien verhandeln will, 

wenn die menschewistischen Gegenrevolutionäre freigelassen werden, dann soll sich die Exekutive 

der Kommunistischen Internationale mit der Internationale 2 und 2½ an einen Tisch sehen dürfen. 

Was sind diese Bedingungen anderes, als die offene Unterstützung der rußlandfeindlichen Front 

Lloyd Georges und Poincarés? Was sind sie anderes, als der Versuch, die Arbeiter aller Länder von 

der Teilnahme an dem leidensvollen Befreiungskampf Sowjetrußlands ins Lager des Kapitalismus 

abzulenken? 

Gewiß, auch die Kommunistische Internationale will mit den anderen Internationalen der Arbeiter-

schaft zusammenkommen und zusammen beraten. Sie hat das stets gesagt. Aber sie hat auch stets 

erklärt, es genüge ihr nicht und es könne ihr als Kampfpartei des Weltproletariats nicht genügen, nur 

auf Mittel und Wege zu sinnen, wie der Kapitalismus wieder aufgebaut werde. Die Kommunistische 

Internationale will mit den internationalen Organisationen der Arbeiterschaft zusammenkommen, da-

mit sie mit ihrer Solidarität, mit ihrer Tat denen helfe, die schon seit 4 Jahren auf Vorposten stehen: 

den Arbeitern und Bauern Rußlands. Sie will mit ihnen raten, wie der Steuerdruck von den Schultern 

der deutschen Arbeiter genommen werde, wie die Reparationen erfüllt werden können, wie die Wirt-

schaft wieder aufzubauen sei im Interesse der Millionen Ausgebeuteter aller Länder. 

Die Kommunistische Internationale will mit der Internationale 2 und 2½ zusammenkommen, um in 

einer Front der Ausgebeuteten den gemeinsamen Todfeind gemeinsam zu bekämpfen, den Kapitalis-

mus, indem das Proletariat jeden Landes den Kampf gegen seine Bourgeoisie aufnimmt. 

So allein kann das Gegenspiel des Proletariats vorbereitet werden, das den Spieler matt seht. Die 

Moskauer Tagung der Delegierten aller Länder wird ein Schritt weiter auf diesem Wege sein, die 

kommunistischen Parteien aller Länder werden ihn beschreiten. 
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Einiges zur Beamtenfrage.  
Von T h i e d e. 

Mit dem Streik der Eisenbahner und Beamten ist eine Welle geistiger Erregung wie ökonomischer 

Erschütterungen über die Massen hinweggebraust. Eine kurze Atempause ist eingetreten. Es ist jetzt 

an der Zeit, die Summe zu ziehen. Die Probleme der Partei in der Sturmzeit des revolutionären Kamp-

fes sind Probleme der Dynamik des bewegten aufgewühlten Volksmeeres. Die Wogen der Bewegung 

spülen aus den Trümmern, wie aus den Tiefen des Kampfes selbst oft erst die gute Erkenntnis an 

unsere Gestade. Und die Probleme der Revolution, entstanden zuerst an den Polen, wandern nunmehr 

in die Massen, sie werden jetzt in der ökonomischen wie geistigen Mitte aktuell. 

Die russische Revolution hat das P r o b l e m  d e s  M i t t e l s t a n d e s  zum ersten Male in den Vor-

dergrund praktisch revolutionärer Betrachtungen gestellt, und zwar in Gestalt der Bauernfrage. In den 

Erörterungen, die auf dem Vereinigungsparteitag der deutschen Kommunisten gepflogen wurden, nahm 

diese Frage den breitesten Raum ein. Hat man damals vorwiegend unter dem Einfluß des russischen 

Vorbilds gedacht, so wird es heute klar, daß [244] das Problem des Mittelstandes, gesehen unter dem 

deutschen Gesichtswinkel, gesehen von dem Standpunkt der eben abgebrochenen Bewegung für uns 

vorderster Reihe ein Problem der Gewinnung, beziehungsweise der Neutralisierung des Bürokraten-

Apparates und der in ihm enthaltenen Beamtenmassen ist. Beginnen wir mit der Analyse: Die Bürokra-

ten der modernen kapitalistischen Staaten sind Massengebilde, die wohl in sich aufs feinste geteilt als 

ganzes gedacht den breiten Ringwall bilden, an dem sich der Ansturm der breiten Massen, gegen den 

engen Kreis der eigentlichen Bourgeoisie brechen soll. Ihre Heraushebung aus den Massen geschieht 

durch Vorrechte, teils materieller, teils geistiger Natur, die für die große Mehrheit der Beamten bei 

Licht und materiell gesehen, so gut wie nichts bedeuten. Der wilhelminische Staat war der Beamtenstaat 

wie er im Buche steht, der ebertinische versucht es zu sein, selbst in der Epoche der Nachkriegszeit. 

Die oberen, mittleren und unteren Beamten. 

Die oberen Beamten, ein kleines Häuflein, genau so wenig zahlreich wie die herrschende Klasse der 

Junker und Trustmagnaten, mit der sie verwandt und verschwägert sind, kommen als Schicht für uns 

nicht in Betracht. Sie sind die wenigen, wirklich aus der Masse herausgehobenen. Was bei den mitt-

leren wie unteren Angehörigen der Bürokratie nur Schein ist, ist bei ihnen Sein. Ihre Gehälter halten 

der erschreckenden Geldentwertung, stand. Ihre Lebenshaltung trägt durchaus den Stempel des „Feu-

dalen“. Ihr Werdegang schon spiegelt das moderne Bündnis des alten und neuen Adels. Die Korps, 

ihre Brut- und Reproduktionsstätten, erschließen sich der Reihe der Ahnen, und der Höhe des väter-

lichen Schecks. Bloß die Ahnenprobe dürfte heute wohl schon in Wegfall kommen. Nur einzelne 

Außenseiter unter ihnen werden als Außenseiter zu uns stoßen. Selten verirrt sich jemand aus ihren 

Reihen in die Bataillone des kommunistischen Kampfes, einige enden im Pazifismus. Der innere 

Zusammenhang des Mangels wird zähe gewahrt. Auf Befähigung und Fleiß, auf eigentliche Produk-

tionstüchtigkeit kommt es weniger an. Der Unabhängige Lipinski sprach neulich im sächsischen 

Landtag von ihnen als der großen Bluts- und Bierfamilie. Und er hat durchaus recht. Auf die Skandale 

und Skandälchen aus diesen Kreisen, die Lipinski sonst noch vorbrachte, verlohnt es sich in diesem 

Zusammenhange nicht einzugehen. Die ganze Gesellschaft ist bürgerlich korrupt. Diese Leute haben 

selbstverständlich ein gewisses Fachkönnen. Einige von ihnen eignen sich sportsweise ein größeres 

Wissen an. Ihre Hauptfunktion aber ist staatspolizeilicher Natur, die Wahrung der Zuchthaus-Auto-

rität. In der großen Masse der Untergebenen, wie der Nichtuntergebenen herrschen bis zum heutigen 

Tage Juristen und Offiziere vor. Letztere selbst in den technischen Verwaltungszweigen. Die Tech-

niker kämpfen erbittert um „gesellschaftliche“ Gleichstellung. Die Philologen und Theologen stehen 

in der Ecke. Also auch hier noch Abstand-Distanz. Die Techniker bilden so etwas wie die Brücke 

zum oberen Mittelstand, sowie zur wirtschaftlich-technischen Betätigung des modernen Staates. 

Der e i g e n t l i c h e  b ü r o k r a t i s c h e  M i t t e l s t a n d, bedeutend zahlreicher als die oberen Beam-

ten, ist von der herrschenden Bürokratie der Juristen streng geschieden. Er ist typisch kleinbürgerlich, 

möchte gern und kann nicht. Seine Vorbildung: Das Einjährige, die Primareise. Die Söhne besuchen 

Realschulen, wenn es hoch kommt, das Gymnasium, die Universität. Die Gehälter reichen gerade 

zum „anständigen“ Leben. Die Pensionen weit darunter. Diese Leute arbeiten fleißig und nehmen den 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 214 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

regierenden Juristen die Hauptlast der laufenden Geschäfte ab, verfügen über Routine, legen unge-

heure Massen im Kanzleistil verfaßter Schriftstücke zur Unterschrift vor, tragen mitunter geheimen 

Groll gegen die hohen Herren, fühlen sich aber trotzdem als bessere Leute, die etwas auf Bildung 

geben, aus ihnen rekrutiert sich das Reserve-Offizierkorps der kleinen und kleinsten Städte. 

Nun zum R i e s e n h e e r  d e r  U n t e r b e a m t e n, der eigentlichen Untergebenen. Ihre Anzahl ver-

mag ich im Augenblick nicht anzugeben, doch gehen sie in die Hunderttausende. Ihre Lage ist und 

war trotz der sogenannten Vorrechte, die sie mit dem mittleren und oberen Beamten teilen: Unkünd-

barkeit, Pensionsberechtigung, stets ein durchaus jammervolles Gebilde ge-[245]wesen. Ihre Gehälter 

und ebenso ihre Ruhegehälter lagen stets unter den menschenwürdigen. Unter dem Druck der herr-

schenden Klasse, dem sie unmittelbar ausgesetzt waren, blieb ihre Ideologie weit hinter ihrer Klassen-

lage zurück. Obgleich sie sich aus den breitesten Massen des Industrie- und Landproletariats rekrutie-

ren, mit ihnen in steter Wechselwirkung lebten. Das Gefühl des Bessergestelltseins, des Herausgeho-

benseins, war bis vor kurzem vorherrschend. Der Staat begünstigte diese Einstellung durch den Unfug 

des Kapitulantenwesens. Diese Schichten leisten im Gegensatz zur oberen und mittleren Bürokratie, 

sowohl Hand- als Kopfarbeit. Ihr Dienst ist schwer und mühsam. Nur ein kleiner Teil von ihnen, und 

auch dieser noch gewürfelt und gesiebt, gelangt in die mittlere Laufbahn. Auch die Funktionen dieser 

Schichten sind sowohl technisch-wirtschaftlicher, als polizei-wachtpolitischer Natur. Doch die erste 

Funktion – man denke an das Heer der Post- und Eisenbahnbeamten – überwiegt durchaus. 

Die ersten Kämpfe. 

Eine bewußte Einstellung zur Politik hatten in diesem riesigen Gesamtkörper bisher die Spitzen und 

auch dort ist das, was man Bewußtsein nennen könnte, oft nur angeerbter, anerzogener, allerdings 

sehr sicherer Instinkt für reaktionäre Machtausübung. Die Masse der unteren und mittleren Beamten 

war Objekt dieser Politik, aber im ganzen gesehen, war die Bürokratie eine Oase des Klassenkampfes. 

Die Massen herausgestellt aus den Erregungen des täglichen, ja stündlichen Kampfes ums Dasein, 

enthoben der täglichen, ja stündlichen Angst vor der Arbeitslosigkeit, verharrten unbewegt. Jedoch 

auch ohne Krieg hätte der Zeitpunkt kommen müssen, wo die breiten Schichten der Beamtenschaft 

in den Kleinkampf hereingezogen worden wären, wo im Interesse letzter Ausschöpfung der Akku-

mulationsmöglichkeiten der Hochkapitalismus diese Schichten unmittelbar unter seine Faust ge-

zwungen hätte. Die ununterbrochene Entwicklung des wirtschaftlich modernen Staates zur Wirt-

schaftsmaschinerie waren diesen Bestrebungen und Strömungen entgegengekommen. Der Krieg, der 

diese Entwicklung in Deutschland bewußt und unbewußt beschleunigte und die Massen der eigentli-

chen Beamtenschaft mit zahlreichen halb- und kaum beamteten Elementen durchsetzte, der von den 

Staatsbediensteten ungeheure Opfer verlangte, um für die besiegten Länder mit einem ungeheuren 

Verlust an Konsumgütern wie an Produktionsmitteln zu enden, deutet Verschmelzung breitester 

Schichten der Beamten mit dem Gesamtproletariat. Die schreiende Not des Tages übertönt mehr und 

mehr die Hoffnung auf die Zukunft, auf die künftige Versorgung, sie wird zum Trugbild, schon durch 

die steigende scheinbar grenzenlose Entwertung der Mark, durch die deutlich empfundene Unsicher-

heit aller Verhältnisse, Beamtengewerkschaften entstehen. Ihr Streikrecht, unter dem Druck der No-

vembernachwehen zunächst gewährt, wird vom Staate verneint und das mitten im Kampfe. Ein erster 

Kampf geht verloren, jedoch der Sieg der Regierung ein Pyrrhussieg. Die Eisenbahnbeamten haben 

sich gut geschlagen. Die Kollegen von der Justiz, von der Schupo, die Postbeamten, zeigten sich 

erschüttert bis weit in die Mittelschichten hinein. Und auch in den nicht beamteten Schichten des 

Mittelstandes wurden Sympathien laut. Die Arbeiterschaft stand vor dem Generalstreik. Die Staats-

erhaltenden enthüllten sich von den Nationalen bis zur „Freiheit“. Ihre Losung war die des Großka-

pitals. Die Regierung arbeitete mit Disziplinierung, Haft und Entlassung usw. Und noch etwas: Alle 

Versuche der führenden Minister und Bürokraten, die Streikenden in der Bewegung selbst zu fassen 

und zu zerstreuen, ihren eigenen Umfall auf die Desorganisation der Bewegung selbst zu stützen, 

mißglückte. Erst der nackteste Verrat der Führer, würgte diesen Streik ab. Die Massen gingen mür-

risch auseinander, und spüren nun die Knute doppelt. Die Krise bleibt. Die Masse selbst bleibt vor-

wärts gerichtet. Es hat sich gezeigt, daß die Kraft der jung kämpfenden Schichten Unverbrauchtes zu 

leisten vermag. Ungeheure Reserven lassen sich ahnen. 
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Welche Lehren hat die Partei aus diesen Kämpfen zu ziehen? 

Zunächst eins: Recht hate die Partei, wenn sie sich den Massen der Beamten, die maßlos gegen sie 

verhetzt waren und von ihr wenig wissen [246] wollten, nicht aufdrängte. Recht hatte sie, wenn sie 

sie zunächst gewähren und bei aller loyalen Unterstützung im einzelnen bis zu jenem Punkte der 

Bewegung gelangen ließ, wo die Bewegung der breiten Masse selbst ihre Schwäche offenbaren 

mußte. Es steht fest, daß, wenn auch die Streikenden bis zum letzten Augenblick standen, die Führer 

der Beamten doch nichts anderes aussprachen in ihrem Umfalle, als das letzte Wort der Masse selbst. 

Die Streikenden, die noch unlängst die Stütze des Staates genannt wurden, begriffen nur teilweise, 

daß ihr Streik um wirtschaftliche Forderungen notgedrungen ein politischer Kampf werden mußte, 

sollte er siegreich enden. Daß die bürgerliche Regierung der „Erfüllung" auch ihnen gegenüber nur 

erfüllen konnte durch Konfiskation des Kapitals, wie durch Aufgabe ihrer eigenen Existenz. Hier gilt 

es für die Partei Lücken auszufüllen. Unsere Agitation muß sich mehr als bisher der Beamtenschaft 

zuwenden. Ziel der Agitation bleibt die Befestigung der im Kampf gewonnenen Einheitsfront, wie 

der im Kampf gewonnenen Erkenntnis. Das hindert nicht, daß die Methoden der Agitation dem Ge-

genstand der Agitation angepaßt sein müssen, daß alle Wünsche der zu Gewinnenden, soweit sie dem 

Hauptziel nicht abtrünnig sind, berücksichtigt werden müssen. Man vergleiche unser Agrarprogramm 

und wird uns verstehen. Doch liegt die Frage bei den Beamten ökonomisch einfacher. Der Beamte ist 

und bleibt Arbeitnehmer. Breite Schichten der Bauernschaft aber nehmen auch ökonomisch eine Mit-

testellung ein. Solche Momente, die in der Beamtenagitation besonders berücksichtigt werden müs-

sen, sind zwei: einmal ein wirtschaftliches, sodann ein sozialpsychologisches. Beide hängen natürlich 

zusammen. Trotz steigender Not und steigender Geldentwertung in jeder Beziehung hängt der heutige 

Beamte noch immer an s e i n e m  P e n s i o n s r e c h t  und in vielen Fällen auch mit Recht. Er hat 

bewußt gedarbt und gehungert, bewußt auf den Kampf um die Besserung seiner Lebenslage verzich-

ten müssen in der Hoffnung auf das endliche „Vorrecht“, einer wenn auch noch so ungenügenden 

Altersrente. Soll ihm dieses „Privileg“ von unserer Partei, zu der er langsam Vertrauen gewinnt, ver-

kümmert werden? Ich sage: nein. Mit allgemeinen Redensarten kommt man hier nicht weiter. Hier 

hilft kein Mundspitzen, hie muß gepfiffen werden. Viel Zeit darf nicht verloren gehen, denn neue 

Kämpfe stehen aller Voraussicht nach dicht bevor. Kämpfe, in denen die Beamten bereits begriffen 

haben werden, daß der Kampf ein politischer ist und sein muß, wo sie sich den Parteien mit kritisch 

geschärften Augen nähern werden. D i e  P a r t e i  m u ß  d i e  s o g e n a n n t e n  w o h l e r w o r b e n e n  

P e n s i o n s a n s p r ü c h e  d e r  u n t e r e n  u n d  m i t t l e r e n  B e a m t e n  b e j a h e n, d i e  d e r  h ö -

h e r e n  a b e r  v e r n e i n e n. Diese Pensionsansprüche sind ja in Wirklichkeit im Klassenstaat ein 

Ansatz zur bedarfswirtschaftlichen Existenzsicherung, sie der Zukunftsstaat allen Arbeitenden ge-

währen wird. Sie darf den Vorwurf des Opportunismus nicht scheuen, wie sie ihn in der Behandlung 

der Agrarfrage nicht gescheut hat. Im Kampfe gegen das Großkapital, den sie allein wirklich sieht 

und führt, müssen ihr alle Mittel recht sein, die aufs wesentliche gehen. Sie wird einem Vorwurf am 

besten begegnen, indem sie unter konkreter Anerkennung der Beamtenrechte dies ihr Eintreten für 

die Beamten erweitert zu der erneut und energisch vertretenen Forderung – ausreichende Altersrenten 

für alle Schaffenden. – Sie muß schon im eigenen Interesse den Bestrebungen der Menschewisten 

entgegentreten, die unter der Maske der Arbeiterfreundlichkeit, anstatt den Arbeitern und Beamten 

zu geben, was der Arbeiter und Beamten ist, den Beamten nehmen wollen, was sie den Arbeitern 

nicht zu geben vermögen, und so Spaltungspolitik treiben. Die Partei wird das hier Angedeutete klar 

zu formulieren und zu einem Teil ihres Programms zu erheben haben. Das bedeutet natürlich nicht, 

daß die Partei den Standesdünkel verteidigen will, sie wird nie vergessen, den Beamten klar zu ma-

chen, daß sie Proletarier sind und ihre Forderungen nur Hand in Hand mit dem gesamten Proletariat 

vertreten werden können. Auch wird der proletarische Staat gegen die revoltierenden Elemente der 

Beamtenschaft rücksichtslos durchgreifen müssen. Selbstverständlich ist weiterhin notwendig, daß 

die Genossen sich fernhalten von den eifersüchtigen Zünfteleien einzelner Gewerkschaften unterei-

nander. Die Reichsgewerkschaft, die D. E. V. darf nicht zur Haupt- und Staatsparole der Partei [247] 

gemacht werden. Die Revolutionierung beider Verbände muß das Ziel sein, und ihm folgt die orga-

nisatorische Einheit ganz von selbst. Selbstverständlich ist ferner, daß wir, soweit sich die Forderun-

gen der Beamten mit denen der Arbeiterschaft decken und das ist heute in weiterem Umfange der 
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Fall wie früher, gemeinsame Forderungen besonders hervorheben und nachdrücklichst für sie einzu-

treten haben. Nötig ist aber, daß wir unsere Leistungen den beteiligten Beamten näher vor Augen 

bringen. Wo sind die Beamtenbroschüren der K. P. D.? Der Stoff liegt bequem auf der Hand. Die 

Forderungen der Beamten sind Forderungen an den Staat bezw. an die Parlamente. Die Dinge spielen 

sich letzten Endes im Plenum ab. Hier ließen sich unter glücklicher Zusammenstellung des Materials 

die parlamentarischen Debatten sehr fruchtbar machen für die breiteste Agitation. Man verkenne auch 

nicht die besondere Wichtigkeit und Artung dieser Dinge für Deutschland. Die deutsche Bourgeoisie 

ist heute nicht imstande, aktive imperialistische Politik zu treiben. Ein Haupthebel in der Revolutio-

nierung der Masse, das bewaffnete Volksheer, kommt für uns vorläufig nicht in Betracht. Statt dessen 

ist es der deutschen Bourgeoisie gelungen, auch zu bürokratisieren. Sowohl die Reichswehr, wie auch 

die Schupo sind reine Kapitulantenkörper, sie sind zugleich Kaders, in die gegebenenfalls die Massen 

der Orgesch hineinströmen. Die Revolutionierung der Beamtenschaft heißt also für Deutschland, Re-

volutionierung des Heeres, bedeutet also Vorwärtstreiben der Bewegung um ein Doppeltes. 

Die Organisation von Beamtenzellen muß über das ganze Reich zentral in Angriff genommen wer-

den. Erfahrungen, Material aus den verschiedensten Amtsstuben muß gesammelt werden. Das Prob-

lem der Organisation wird eine Reihe neuer Einzelfragen ergeben, die zunächst intern zu behandeln 

sind. Daß mit unseren Gewerkschaftssektionen, wie mit den revolutionären Verbänden, soweit sie 

Beamtenmassen erfaßt haben, zusammengearbeitet werden muß, ist selbstverständlich. Alles in al-

lem: Die Dinge treiben auch hier zur Entscheidung, zu klarer konkreter Stellungnahme. Der Staat der 

Bürgerlichen wird und kann nicht nachgeben, liegen ihm doch die bequemsten Vorwände auf der 

Hand, wie Cannes, Ausgleichung des Budgets usw. noch näher auf der Hand, als dem Privatunter-

nehmer, an den er die Beamten doch schließlich verschachern wird. Der entscheidende Moment muß 

die Partei gerüstet finden. Sie muß dafür sorgen, daß, wenn die Stunde schlägt, die Beamten in ihr 

die Führerin im Kampf und zum Sieg erblicken. 

* 

Die Folgen der Koalitionspolitik in den Gewerkschaften.  
Auswirkungen des Eisenbahnerstreiks.  

Von A u g u s t  E n d e r l e. 

Der Hauptvorstand des freigewerkschaftlichen Deutschen Eisenbahnerverbandes, der sich bekannt-

lich gegen die Teilnahme seiner Mitglieder am letzten Eisenbahnerstreik aussprach und der den be-

rüchtigten Aufruf der Spitzengewerkschaften zum Streikbruch während des Kampfes mit unterzeich-

nete, obwohl schon mehr als 100.000 D. E. V.-Mitglieder gemeinsam mit den Beamten im Streik 

standen, hat in einer Unterredung mit der Bezirksleitung und Ortsverwaltung des D. E. V. Großber-

lins, die sich auf Grund des einstimmigen Beschlusses sämtlicher Berliner Kollegen an die Spitze des 

Streiks stellte, den Beschluß mitgeteilt, den Bezirksleiter (Knebel U. S. P.) als Ortsangestellten nach 

Gleiwitz und den ersten Bevollmächtigten der Ortsverwaltung (Willi Schulz, U. S. P.) als Sekretär in 

das Bezirkssekretariat Berlin zu versetzen, als Bevollmächtigten für Berlin einen S. P. D.-Kollegen, 

der erst seit kurzer Zeit im D. E. V. tätig (Feeser) einzusetzen. Ferner (mit allen gegen eine Stimme) 

den Kollegen Wilhelm Linke (K. P. D.) aus dem Verbande auszuschließen. Wenn die Mitglieder der 

Ortsgruppe Berlin diese Beschlüsse nicht [248] anerkennen, so ist der Hauptvorstand gewillt, die 

Ortsgruppe Berlin aufzulösen, die Mitgliedschaft als ungültig zu erklären und eine neue Ortsgruppe 

ins Leben zu rufen, in der nur Mitglieder aufgenommen würden, die sich ausdrücklich für die Aner-

kennung der Maßnahmen des Hauptvorstandes aussprechen. 

In diesem diktatorischen Beschluß des Hauptvorstandes kommt das ganze Programm der stin-

nestreuen Gewerkschaftsbürokratie mit allen seinen Konsequenzen voll zum Ausdruck. Als der ge-

maßregelte Bezirksleiter diesen Beschluß einer Gesamtfunktionärversammlung der D. E. V.-Orts-

gruppe Berlin mitteilte, löste er einen Entrüstungssturm bei allen Versammelten aus. Die Delegierten, 

von den Mitgliedern der KPD bis zum letzten Rechtssozialisten, sprachen sich einmütig gegen diese 

unerhörte Vergewaltigung der Mitglieder aus und gelobten fest zusammenzustehen, um diesen 

Streich des Hauptvorstandes, der in seinen Folgen zu einer Spaltung und Zerstörung des Verbandes 

führen muß, geschlossen abzuwehren. 
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Was hatten die Mitglieder, was hatten der Bezirksleiter und die Ortsverwaltung für ein Verbrechen 

begangen, um den Hauptvorstand zu diesen drakonischen Maßnahmen zu veranlassen? Sie haben 

gekämpft, sie haben sich erdreistet, Solidarität mit den Eisenbahnbeamten zu üben, die um Erhöhung 

ihrer Hungerlöhne und um die Aufrechterhaltung des Achtstundentages im Streik standen. – Dadurch 

wurde „die Hand an die Gurgel des Staates gelegt“, so daß „der demokratische Volksstaat“ von Stin-

nesgnaden, die Wirthregierung mitsamt ihrem rechtssozialistischen Anhang bedenklich ins Wanken 

geriet und nur mit knapper Not ihrem Zusammenbruch entging. 

Es ist nicht das erste Mal, daß deutsche Gewerkschaftsbürokraten eigenmächtig Verbandsmitglieder 

ausschließen, diktatorisch Ortsbeamte oder Bevollmächtigte den Mitgliedern auf die Nase setzen oder 

ganze Zahlstellen auflösen. Doch alle derartige „Heldentaten“ waren bisher ausschließlich gegen die 

Kommunisten gerichtet. Was wir aber hier von uns sehen, ist, wenn auch wesensverwandt, mit den 

bisherigen Gewaltstreichen, doch etwas ganz neues. War das bisherige Vorgehen der Ausfluß der 

parteiegoistisch einbestellten Amsterdamer gegen die Kommunisten, gegen die rote Gewerkschafts-

internationale, so bedeutet der Beschluß des D. E. V.-Hauptvorstandes einen organisatorischen Ge-

waltakt gegen die gesamte Mitgliedschaft ohne Unterschied der Partei und damit gegen die kampf-

gewillte Arbeiterschaft überhaupt, 

Wer die Entwicklung der SPD, des ADGB und der Gewerkschaftsbürokratie überhaupt aufmerksam 

beobachtete, kann von den jetzigen Vorgängen nicht überrascht sein. Sie bedeuten eine glänzende 

Bestätigung unserer Auffassung, daß der Kampf gegen die Kommunisten nur ein Kampf gegen die 

revolutionäre Vorhut des Proletariats ist und bei entscheidenden Kämpfen der Arbeiterklasse in einen 

offenen Konflikt zwischen der Führerschaft und des gesamten Proletariats umschlagen muß. Die Ko-

alitionspolitik, die mit dem 4. August 1914 begann, durch den Abschluß der Arbeitsgemeinschaft 

kurz vor Ausbruch der Revolution bekräftigt wurde und auf dem SPD-Parteitag in Görlitz ihre end-

gültige Sanktionierung erfuhr, muß naturgemäß in den Gewerkschaften, wo der Kampf zwischen Ka-

pital und Arbeit viel unvermittelter und für die große Masse augenfälliger in Erscheinung tritt als auf 

dem rein politischen Gebiet, zu diesen Konsequenzen führen. Es ist der SPD immer noch möglich, 

ihre arbeiterfeindliche Politik in den Fragen der Reparationen, der Steuergesetzgebung, der Verfas-

sung, des Arbeiter- und Strafrechtes, der Sozialgesetzgebung und aller sonstigen öffentlichen Ange-

legenheiten mehr oder minder gut durch allerlei Redensarten und Täuschungsmanöver gegenüber der 

Arbeiterschaft zu verdecken. Doch auf gewerkschaftlichem Gebiet, wo der Proletarier unmittelbar 

um seine Existenz, um ein Paar Pfennige Lohnerhöhung, um die Abwehr der Verschlechterungen der 

Arbeitsbedingungen kämpft, müssen auf die Dauer auch die raffiniertesten Täuschungsmanöver und 

Verwirrungsversuche scheitern. Hier wird an die Führer die unzweideutige Frage: Für oder wider den 

Kampf gestellt. Und die Bürokratie, die sich auf die Koalitionspolitik, auf den Wiederaufbau des 

kapitalistischen Staates festgelegt hat, muß, ob sie will oder nicht, in offenen Gegensatz zu den Mas-

sen, selbst zu ihren eigenen Parteigenossen, die unter dem Druck der Teuerung dem Kampf nicht 

ausweichen können, geraten. 

[249] Daher haben wir mit der Behauptung, daß die Auswirkungen der Koalitionspolitik in den Ge-

werkschaften zu einer vollkommenen Umstellung der Massen zu den politischen Parteien überhaupt 

führen müssen, nicht zu viel gesagt. 

Es ist im höchsten Maße interessant wie sich die beiden sozialdemokratischen Parteien, die SPD und 

die USPD zu den jetzigen Vorgängen in den Gewerkschaften stellen. Die USPD verfolgt ihre Politik 

konsequent weiter. Sie ist offenbar entschlossen, selbst auf die Gefahr hin, ihren proletarischen An-

hang immer mehr zu verlieren, und nur noch als eine rein kleinbürgerliche Partei zu gelten, den immer 

stärker werdenden Widerstand der Arbeitermassen gegen die kapitalistische Ausbeutung, gegen die 

Verelendung mit allen Mitteln niederzuschlagen. Sie ist mit den Stinnes und Konsorten auf Tod und 

Leben verbündet und benützt ihren Einfluß in den Gewerkschaften bewußt und systematisch nur 

dazu, um im Interesse der Koalitionspolitik die Arbeiter zu verwirren, die Einheitsfront zu verhindern 

und wenn es sein muß, die Gewerkschaften zu zerstören. Sie will keinen Sieg der Arbeiterklasse, das 

brachte der Verbandsvorsitzende des D. E. V. Scheffel (SPD) in der Fortsetzung der Berliner Funk-

tionärversammlung am 24. Februar klar und deutlich zum Ausdruck durch die Worte: „Wäre der 
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Streik erfolgreich verlaufen, dann würde heute der D. E. V. als Organisation erledigt sein“. Als Or-

ganisation versteht in diesem Falle Herr Scheffel die jetzige Leitung, die Bürokratie des D. E. V. 

Seine Befürchtungen gingen nämlich dahin, daß der Sieg der Eisenbahner nicht nur eine Niederlage 

der Regierung, sondern auch eine Verschmelzung der Eisenbahnarbeiter mit den Beamten in eine 

einheitliche und gewaltige Eisenbahnerorganisation zur Folge gehabt hätte. Wer erinnert sich hier 

nicht der Worte des englischen Eisenbahnführers Herrn Thomas. Dieser edle Amsterdamer erklärte 

nämlich nach dem vorjährigen großen Streik der englischen Bergarbeiter, der verloren ging, weil 

Thomas die vorher ausdrücklich vereinbarte Beteiligung der englischen Eisenbahner an dem Streik 

zu hintertreiben wußte: 

„Wenn wir den Streik hätten ausbreiten lassen, würde es nicht anderes bedeutet haben als einen Kampf mit 

allen Machtmitteln gegen die Regierung. In einem Kampf dieser Art hätte unser Sieg die Niederlage der Re-

gierung bedingt“. 

Man sieht, die Amsterdamer sind sich überall gleich. Auch in Frankreich wurde die Eisenbahnerge-

werkschaft von Bidegarray, dem dortigen Amsterdamerhäuptling in dem Augenblick zerschlagen, 

wo sich die Mehrheit des Verbandes für den revolutionären Klassenkampf entschied. 

Die USP treibt in der Gewerkschaftsfrage genau dieselbe Schaukelpolitik wie auf rein politischem 

Gebiet. Während große Teile der unabhängigen Arbeiterschaft in den Gewerkschaften revolutionär 

eingestellt sind und stürmisch zum Kampf drängen, befinden sich die Führer in einer bemitleidens-

werten Stellung zwischen zwei Feuern. Sie haben sich einerseits mit den Amsterdamern verbündet, 

müssen aber anderseits befürchten den Rest ihrer Anhängerschaft zu verlieren, wenn sie die Politik 

der Amsterdamer konsequent verfolgen. Ihre Betätigung ist daher ein Gemisch von radikalen Re-

densarten, von Unterstützung eines Streiks, den sie tagsdarauf wieder bekämpfen, kurzum eine Hal-

tung, die sie um den Rest des Vertrauens bei den Massen bringen und die zum Zerfall und Auflösung 

der Partei führen muß. So war es auch durchaus erklärlich, daß, als es nach der ersten Funktionärver-

sammlung den SPD-Führern gelungen war, die SPD-Funktionäre des D. E. V. in einer besonderen 

Fraktionsversammlung in ihrem Sinne zu bearbeiten, und sie zur Aufgabe ihrer Opposition gegen 

Scheffel überredet hatten, die USP-Funktionäre in der zweiten Funktionärversammlung nicht wußten, 

ob sie hüh oder hott geben sollten. 

Die Differenzen im Eisenbahnerverband sind noch längst nicht endschieden. Das Vorgehen des 

Hauptvorstandes gegen die Berliner Zahlstelle muß nicht nur ein gleiches Vorgehen gegen die Mit-

glieder aller der Ortsvereine, die sich im Widerspruch zu der Zentralleitung am Streik beteiligt haben, 

sondern auch schwerwiegende Folgen in den übrigen Gewerkschaften nach sich ziehen. Was der A. 

D. G. B., die ganz von ihm abhängigen Scheffel und Kotzur im D. E. V. [250] tun läßt, wird er in den 

anderen Verbänden ebenso zur Durchführung bringen, wenn auch dort große wirtschaftliche Kämpfe 

dem „Staatsinteresse“ zuwiderlaufen. Uns Kommunisten fällt dabei die Ausgabe zu, bei den unaus-

weichlichen Auseinandersetzungen zwischen Masse und Führer den Arbeitern, Angestellten und Be-

amten die wirklichen Ursachen dieser Differenz klarzulegen. Es besteht kein Zweifel, daß, wenn un-

sere Genossen überall ihre Pflicht erfüllen, die Massen im Verlauf dieser Auseinandersetzungen sehr 

bald erkennen werden, daß die KPD die einzige proletarische Partei ist, die ihre Interessen gegenüber 

dem Kapital und seinen Helfershelfern rücksichtslos vertritt und nur sie allein als eine wirkliche Ar-

beiterpartei in Frage kommen kann. 

* 

Das Wirtschaftsjahr 1921.  
Rück- und Ausblick.  

Von S p e c t a t o r  

Die Geschichte des Kapitalismus hat noch keine solche Erschütterungen erlebt, wie im verflossenen 

Jahre. Selbst während der Napoleonischen Kriege hatten die Warenmärkte keine ähnlichen bewegli-

chen Zeiten, wie in den letzten zwei Jahren. Während der Kriege zwischen England und Frankreich 

um die Wende des achtzehnten Jahrhunderts hatte sich der Preis von nur wenigen Waren verdoppelt 

und das nur zeitweilig; nach Beendigung des Krieges sanken die Preise ebenfalls nur für kurze Zeit 
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und nur von wenigen Artikeln unter dem Friedenzustand. Ganz anders war es jetzt, als die Londoner 

Warenpreise im Gesamtdurchschnitt im Mat 1920 auf das 3⅓fache, die Preise einzelner Waren (von 

Kohle!) auf das Fünf- und Mehrfache gestiegen sind und dann bis Ende Dezember 1921 um 48% 

teilweise sogar auf ¼ und noch mehr herabstürzten. Auf dem Weltmarkt in Amerika sind viele Wa-

renpreise schon heute unter dem Friedenszustand angelangt. 

Setzt man die Durchschnittspreise von 1913 gleich 100, so erhält man für den Monat Mai 1920 und 

für 1921, sowie für November oder Dezember des gleichen Jahres folgende Indexzahlen: 

 Mai 1920 Mai 1921 Nov. 1921 Dez. 1921 

England (Bord of Trade) 333 205 176 171 

Vereinigte Staaten (Bureau of Labour) 272 151 149  

Frankreich (Statistique Générale) 551 330 326  

Italien (Bachi) 659 547 595  

Japan (Bank of Japan) 272 191 214  

Deutschland (Frankfurter Zeitung) 1571 1408 2990 3467 

Mit Ausnahme von Japan und Deutschland, dauert der Preisrückgang an, wenn auch offenbar seit 

Mitte des verflossenen Jahres in verlangsamten Tempo. Man kann somit sagen, daß das Jahr 1921 

die schwerste Krise ist, die der Kapitalismus jemals erlebt hat und daß wenigstens auf den Waren-

märkten der wichtigsten Länder im verflossenen Jahre noch keine Aenderung eingetreten ist. 

Sehen wir nun zu, wie sich die wirtschaftliche Entwicklung in diesem Jahre abgespielt hat. Zunächst 

muß festgestellt werden, daß die Wirtschaftskrise, die sich zuerst in Japan und Amerika änderte, 

bald in England nicht minder scharfe Formen angenommen hat, als in diesen Ländern. Der Preissturz 

ist in Amerika nicht größer als in England und nur in Ländern mit schwacher Valuta ist der Rückgang 

der Preise etwas geringer, in Deutschland sogar infolge des starken Falles des Marktkurses in eine 

Preissteigerung umgeschlagen. Anstatt die Preise herabzusetzen, zogen es die Unternehmer vor, die 

Produktion einzuschränken und die Arbeiter auf die Straße zu setzen. Das machte sich insbesondere 

in Amerika, aber auch in England und in anderen Ländern fühlbar. So beispielsweise betrug die 

durchschnittliche monatliche Kohlenproduktion Amerikas im Jahre 1920 48,8 Millionen Tonnen 

und erreichte sogar im Dezember des gleichen Jahres fast 55 Millionen Tonnen, sank aber im April 

1921 bis auf 33,6 Millionen Tonnen herunter, um sich dann etwas zu erhöhen und im Oktober 1921 

auf 47,4 Millionen Tonnen zu kommen. Mehr aber als auf dem Gebiet der Kohlenproduktion äußerte 

sich die Krise unmittel-[251]bar auf dem der Eisengewinnung und einigen anderen Industriezwei-

gen. Die Kohlengewinnung kann normalerweise nicht unter eine bestimmte Grenze herabsinken, 

weil man die Schächte nicht ganz verlassen darf und weil man Kohle zu den verschiedensten Zwe-

cken braucht, die ganz unabhängig von der Wirtschaftslage sind. Es kommt noch hinzu, daß der 

gewaltige Kohlenarbeiterstreik in England die englische Kohlenproduktion im verflossenen Jahre 

stark herabgesetzt und infolgedessen einen ziemlich bedeutenden Bedarf nach Kohle hervorgerufen 

hat. Die Kohlengewinnung Englands stellte sich 1921 auf 164,35 Millionen Großtons im Vergleich 

mit 232,98 Millionen Großtons im verflossenen Jahre und 289 Millionen Großtons im Jahre 1913. 

Der Ausfall von über 120 Millionen Tonnen bewirkte, daß auch die Ausfuhr sich sehr stark reduziert 

hat und zwar von 73,4 auf 24,88 Millionen Tonnen. Es ist deshalb erklärlich, wenn die Gewinnung 

von Kohle in Amerika etwas angestiegen ist. Immerhin war die Weichkohlengewinnung um ein 

Viertel geringer als im Vorjahre. 

Wie steht es mit der Produktion von Roheisen und Stahl? Sie stellte sich für die wichtigsten Länder 

im Durchschnitt pro Monat in 1000 Tonnen:*) 

 England Verein. Staaten Frankreich Belgien 

 Roheisen Stahl Roheisen Stahl Roheisen Stahl Roheisen Stahl 

1913 855 609 2581 2608 427 385 204 202 

1920 667 755 3078 3511 288 250 93 101 

1921         

I. Vierteljahr 497 445 1978 2163 290 257 106 105 

 
*) „The Times“ vom 7. Januar 1922. 
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 England Verein. Staaten Frankreich Belgien 

 Roheisen Stahl Roheisen Stahl Roheisen Stahl Roheisen Stahl 

II. Vierteljahr 25 24 1160 1380 282 245 79 75 

Juli 10 117 865 954 262 220 45 27 

August  94 434 954 1352 251 229 44 28 

September 158 429 985 1395 240 232 40 34 

Oktober 235 405 1240 1920 252 256 46 42 

November 272 443 1414 1971   60 46  

Dezember 275 381 1651 1900     

Im Durchschnitt des ganzen Jahres wurde gewonnen pro Monat (The Manchester Guardian Commer-

cial, Annual Review) an Roheisen: in England 216,5 Taufend Tonnen, in den Vereinigten Staaten 

1,38 Millionen Tonnen, in Frankreich 375.000 Tonnen, in Belgien 70.800 Tonnen: an Stahl: in Eng-

land 320.000 Tonnen, in Amerika 1,67 Millionen Tonnen, in Frankreich 250.000 Tonnen, in Belgien 

64.000 Tonnen, insgesamt wurden also in diesen Ländern an Roheisen 1913 48,79 Mill. Tonnen und 

1921 23,28 Mill. Tonnen gewonnen. (Die Zahlen für Frankreich und Belgien sind Schätzungen) Fügt 

man noch Deutschland hinzu, so verschiebt sich das Bild noch mehr zu Ungunsten des Jahres 1921, 

denn schätzungsweise hat Deutschland 1921, ausschließlich Lothringens und Luxemburgs, nur 7,5 

Mill. Tonnen gewonnen, während Deutschland im Jahre 1913, allerdings zusammen mit Lothringen 

und Luxemburg, 19 Millionen Tonnen erhalten hat. Ein ähnliches Bild ergibt sich bei der Betrachtung 

der Stahlgewinnung, die für die genannten Länder ohne Deutschland für 1921 mit 22,2 Mill. Tonnen 

geschätzt wird, während sie 1913 46,3 Mill. Tonnen betrug. Die Stahlgewinnung Deutschlands hat 

sich ebenfalls um die Hälfte verringert, von 18,6 auf 9 Millionen Tonnen. 

Eine amerikanische Fachzeitschrift (wir zitieren nach den deutschen und englischen Quellen) gibt 

etwas abweichende Zahlen über die Eisen- und Stahlproduktion der wichtigsten Länder und schätzt 

die Weltgewinnung von Roheisen auf 35,96 Millionen Großtons gegen 60,64 Millionen im Vorjahre 

und 76,79 Millionen im Jahre 1913; von Stahl auf 40,73 Millionen gegen 68,32 Millionen im Vor-

jahre und 74,83 Mill. Großtons im Jahre 1913. 

Die Ausfuhr von Eisen, Stahl und Produkten daraus ging im Jahre 1921 stark zurück. Im Vergleich 

zu 1913 hat sich nach dem Manchester Guardian Commercial vom 26. Januar 1922 die Ausfuhr Eng-

lands von 5,05 auf 1,7 Mill. Tonnen im Jahre 1921, die der Vereinigten Staaten von 2,75 auf 2,12, 

die Belgiens von 1,54 Mill. auf 900.000 Tonnen verringert. [252] Nur die Ausfuhr Frankreichs hat 

sich gehoben und zwar von 0,57 auf 1,58 Millionen Tonnen, was eine Folge der Einverleibung von 

Lothringen ist. Sicherlich hat sich dementsprechend die Ausfuhr Deutschlands stark vermindert. Ins-

gesamt betrug die Ausfuhr dieser Länder, ohne Deutschland, 1913 9,89 Mill. Tonnen und 1921 6,3 

Mill. Tonnen. Dabei ist die Ausfuhr Deutschlands mindestens um 4 Mill. Tonnen zurückgegangen. 

Die Roheisenpreise entwickelten sich in den genannten Ländern nach der gleichen Quelle wie folgt: 

  Im Durchschnitt des  

Jahres 1913 Januar 1921 

Dezember 1921 

 in Währung  

d. betr. Landes 

in Pfund Sterling in Währung 

d. betr. Lan-

des 

in Pfund Sterling in Währung  

d. betr. Lan-

des 

in Pfund Sterling 

   Sterl. sh. d.  Sterl. sh. d.  Sterl. sh. d. 

England  – 3. 0. 0 – 11. 5. 0 – 5. 0. 0 

Verein. Staaten Doll. 14.71 3. 0. 6 30.– 8. 5. 0 19.– 4. 10. 3 

Frankreich Fr. 90.– 3. 12. 0 450.– 7. 7. 6 210.– 4. 10. 0 

Belgien Fr. 85.– 3. 6. 0 400.– 6. 18. 0 235.– 4. 5. 6 

Deutschland M. 77.50 3. 17. 6 1660.– 6. 7. 6 3325.– 4. 3. 0 

Diese Preisbewegung ist sehr charakteristisch. Sie beweist, daß die Eisenpreise überall sehr stark 

gesunken sind, in England um 56 Proz., in Frankreich um 50 Proz., in den anderen Ländern etwas 

weniger. Selbst im Deutschland, wo sich die Roheisenpreise nominell verdoppelt haben, sind sie in 

Wirklichkeit um 35 Proz. gesunken. Dabei läßt sich feststellen, daß, abgesehen von den Vereinigten 

Staaten, die an Ort und Stelle niedrige Preise aufweisen, in Europa der Preis um so niedriger ist, je 

schlechter der Geldkurs des betreffenden Landes ist. Vor dem Kriege hatte Deutschland die höchsten 

Preise, Frankreich und Belgien folgten ihm dann; die niedrigsten Preise wies England auf. Heute ist 

die Sachlage anders: England hat die höchsten, Deutschland die niedrigsten Preise. Belgien hat 
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niedrigere Preise als Frankreich, weil es einen minderwertigen Frank hat. Uebrigens hatte Belgien 

auch vor dem Kriege billigere Preise, weil es sehr hohe Zölle aufwies. 

Im Vergleich zu der allgemeinen Preisbewegung sind die Eisenpreise stärker gesunken, als der Ge-

samtindex. Das beweist, daß der Reproduktionsprozeß der Wirtschaft auf große Schwierigkeiten ge-

stoßen ist, da die Nachfrage nach Maschinerie usw. gering geworden ist. 

Zum großen Teil ist die Preisherabsetzung auf Kosten des Lohnes erfolgt. Der durchschnittliche wö-

chentliche Verdienst eines Arbeiters in der Eisen- und Stahlindustrie ist in England von 5 Lstr. 3 Sh. und 

1 d im Dezember 1920 auf 3 Lstr. 7 Sh. 2 d im Oktober 1921 oder um fast 34 Proz. herabgesetzt worden. 

Andererseits konnte der Eisenpreis herabgesetzt werden, weit Kohle billiger geworden ist. Tatsach-

lich ist der Kohlenpreis von 90 Schilling per Tonne ab Cardiff Ende 1920 auf 25 Schilling 6 Pence 

Ende 1921 herabgegangen; und zwar wiederum infolge des Lohnrückganges, der bis 50 Proz. beträgt. 

Wenn trotzdem die Ausfuhr nur gering ist, so läßt sich tatsächlich sagen, daß die Weltmärkte noch 

nicht aufnahmefähig sind für Werkzeuge, Maschinen usw. Das geht auch aus der Uebersicht über die 

Ausfuhr von Maschinen aus England hervor. Dieser stellte sich in Taufend Tannen: 

 1913 1920 1921 

Insgesamt 689,4 461,7 506,0 

darunter Textil-Maschinen 178,1 63,3 157,0 

Motore 94,6 30,3 29,9 

elektrische 26,9 11,9 18,3 

landwirtschaftliche 73,5 10,7 5,3 

Der Maschinenexport von 1921 war somit etwas höher als 1920, ist aber um mehr als ein Viertel 

hinter dem von 1913 zurückgeblieben. Die Ausfuhr der meisten Maschinenarten ist selbst gegenüber 

1920 zurückgegangen, mit Ausnahme von elektrischen und Textil-Maschinen, was einerseits auf die 

fortschreitende Elektrifizierung der Produktionsmittel, andererseits auf die Entwicklung der übersee-

ischen Textilindustrie hinweist. 

[253] Nach einzelnen Monaten entwickelte sich der Maschinenexport wie folgt (in 1000 Tons): 

 Januar Februar März April Mai Juni 

1913 58,9 51,2 52,6 61,9 61,2 60,3 

1920 29,8 22,1 26,3 30,7 36,5 36,9 

1921 55,4 41,9 48,7 53,1 42,2 35,2 

 Juli August September Oktober November Dezember 

1913 58,8 52,8 55,9 61,6 60,9 53,3 

1920 54,7 39,3 39,6 44,4 52,2 49,2 

1921 40,7 33,6 35,9 39,0 47,2 36,7 

Wir sehen somit, daß die Maschinenausfuhr nach kurzer und leichter Erholung im September, Okto-

ber und November einen Rückschlag im Dezember erlebte. Die gleiche Erscheinung also, wie auf 

dem Gebiet der Stahlgewinnung, die im Dezember ebenfalls einen Rückgang aufwies. 

Nur die Textilindustrie in den Vereinigten Staaten zeigt eine gewisse Belebung. Nach der Aufstellung 

des „Times“ (Annual Financial and Commercial Review) vom 31. Januar stellt sich das Bild des 

amerikanischen Wirtschaftslebens wie folgt dar: 

 Rückgang im Vergleich zur entsprechenden Zeit des Vorjahres 

 in Prozenten 

 November 11 Monate 

Weichkohlengewinnung*) 38,3 24,8 

Anthrazitgewinnung*) 1,8 4,1 a) 

Roheisengewinnung 55,7 55,8 

Verschiffung von Erze am Oberen See 92,3 61,8 

Stahlgewinnung 37,0 52,1 

Seidenverbrauch a) 132,3 a) 60,7 

Zahl der Bankrotte a) 85,5 a) 628 

Die Verpflichtungen a) 160,4 a) 101,0 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 222 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

 Rückgang im Vergleich zur entsprechenden Zeit des Vorjahres 

 in Prozenten 

 Oktober 10 Monate 

Einfuhr von Waren 45,0 56,3 

Ausfuhr von Waren 53,9 42,8 

Petroleumgewinnung 10,1 3,4 

Baumwollverbrauch a) 23,0 16,4 

Wollverbrauch a) 77,5 a) 0,8 

Unerledigte Aufträge des Stahltrusts 56,5  

*) Für die Woche und das Jahr, das ist dem 26. November endet. 

a) Steigerung 

Wie aus dieser Tabelle hervorgeht, ist bloß der Verbrauch von Seide, Baumwolle und Wolle gestie-

gen, und zwar am meisten der von Seide, dann der Konsum von Wolle. Das beweist, daß die Nach-

frage aus den reichen Bevölkerungsschichten herrührt. Auch in England zeigt die Wollindustrie eine 

gewisse Belebung, während die Baumwollindustrie darniederliegt, und, da die englische Textilin-

dustrie in der Hauptsache eine für den Massenkonsum bestimmte Baumwollindustrie ist, so ist ihre 

Lage eine sehr getrübte. 

Die Lage der englischen Baumwollindustrie wird durch die Zahlen des Handels mit Baumwolle und 

Baumwollerzeugnissen charakterisiert. Sie stellen sich auf (in Millionen Pfund bezw. Yards): 

  Baumwolle  Garn Baumwoller-

zeugnisse 

 Einfuhr Ausfuhr Wiederausfuhr Ausfuhr Ausfuhr in 

Mill. Yards 

1921 1172,55 1021,60 150,95 145,9 2902,7 

1920 1897,22 1646,55 249,67 147,4 4435,4 

1913 2174,30 1916,65 257,65 210,1 7075,2 

Für den einheimischen Konsum blieb 1921 um 47 Proz. weniger Baumwolle als 1913. Der Garnex-

port ging im Vergleich zur Friedenszeit um 30 Proz., der von Baumwollerzeugnissen – gar um 59 

Proz. zurück. Der Export von Baumwollerzeugnissen nach Indien ist um 64 Proz., der nach China – 

um 71 Proz., nach der Türkei um 84 Proz. mehr. 

[254] Auf den übrigen Gebieten des amerikanischen Wirtschaftslebens läßt sich ein Rückgang fest-

stellen, und zwar ist er im November oder Oktober 1921 in den meisten Fällen größer als im Durch-

schnitt der 11 bezw. 10 Monate des gleichen Jahres. So insbesondere auf dem Gebiet der Kohlenge-

winnung, der Verschiffung von Erzen am Oberon-See. Auffallend ist insbesondere das starke Anstei-

gen der Bankerotte, das nun keineswegs auf eine Wendung in der Wirtschaftskonjunktur hindeutet. 

Der Rückgang des Exports hat sich in den folgenden Monaten noch fortgesetzt und machte im De-

zember sogar fast 59 Proz. gegenüber dem Export im gleichen Monat des Vorjahres. Die Warenpreise 

in dieser Zeit sind fast unverändert, z. T. sogar gestiegen. Der Rückgang des Exports ist also auf eine 

Verminderung der Mengenausfuhr zurückzuführen. 

Um noch zum Schlusse einen Gesamtüberblick über die Wirtschaftslage Englands an der Jahrhun-

dertwende zu erhalten, führen wir folgende Verhältniszahlen des „Times“ an. Setzt man die entspre-

chenden Zahlen für 1913 gleich 100, so erhält man für den Zeitpunkt des höchsten Standes der Kon-

junktur im Vorjahre und für das Ende 1921 folgende Zahlen: 

Kohlengewinnung Februar 1920 88, Dezember 1921 81 

Außenhandel nach den Preisen von 1913 März 1920 88, 3. Viertelj. 1921 68 

Schiffe im Bau  " 1920 163, 4.  "  1921 13 

Beschäftigte Zahl der Gewerkschaftsmitglieder  April 1920 101, November 1921 86 

Monatliche Roheisenproduktion  " 1920 88, Dezember 1921 32 

Stahlproduktion  Septbr. 1920 138,  " 1921 59 

Die Zahlen „für 1921 sind durchweg hinter denen von 1913 zurückgeblieben, z. T. recht bedeutend, 

um 40 Proz., 68 Proz. oder sogar um 87 Proz. Gegenüber dem Höchststande der Konjunktur ist der 

Rückschlag noch viel bedeutender. 
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Der Außenhandel des ganzen Jahres 1921 ging im Verhältnis zum Handel von 1913 (dem Umfange 

nach) in der Einfuhr um 25,7 Proz., in der Ausfuhr um 50,2 Proz. und in der Wiederausfuhr – um 

21,9 Proz. zurück. Selbst gegenüber 1920 ist die Ausfuhr um 30 Proz. zurückgeblieben! 

Wenn man immerhin in Unternehmerkreisen nicht selten auf eine relativ günstige Beurteilung des 

verflossenen Wirtschaftsjahres stößt, so deshalb, weil die Gewinne doch nicht so stark zurückgegan-

gen, z. T. sogar noch gestiegen sind. Ganz anders sieht die Bilanz des verflossenen Jahres vom Stand-

punkte der Arbeiterschaft aus: diese ist eine durchaus passive. Sowohl die Löhne sind stark herabge-

drückt worden, wie die Arbeitslosigkeit ist gewaltig angestiegen. 

Ueber die Bewegung der Löhne in Amerika liegen uns keine genauen Angaben vor. Hingegen meldet 

selbst der Korrespondent des „Times“, daß allein in der „mechanical industrie“ 3½ Millionen Ar-

beitslose vorhanden sind. Und das wohl ohne die Kurzarbeiter ... 

Ueber die Lage in England sind wir genauer informiert. Hier wurden von der Lohnherabsetzung ge-

troffen: 

Im Januar 1450 Arbeiter  Im Juli 3600 Arbeiter 

 " Februar 1550  "   " August 3070 " 

 " März 350  "   " September 1680 " 

 " April –  "   " Oktober 1700 " 

 " Mai 1335  "   " November 3400 " 

 " Juni 1065  "   " Dezember 3600 " 

Nach dem Bergarbeiterstreik setzt die Welle der Lohndrückerei erst recht ein ... 

Der Lohnabzug ist am stärksten im Bergbau (bis 30-60 Proz.), in der Metallindustrie (um 5 Proz.), in 

der Textilindustrie (um 27-29 Proz,) usw. 

An Arbeitslosen wurden gezählt: 

 Ganzarbeitslos Kurzarbeiter Zusammen in % der versicherten Arbeiter 

28. Jan. 1921 977,3 637,7 1615,0 13,4 

30. Dez. 1921 1934,0 315,8 2249,8 18,9 

Geschmälerte Löhne und steigende Arbeitslosigkeit – das ist das Resultat des Jahres 1921 ... 

[255] Die Aussichten sind nicht ganz bestimmt. Zwar läßt sich in Japan eine Besserung auf den Wa-

renmärkten feststellen und auch in Amerika haben die Preise einiger Waren begonnen anzuziehen; 

indes liegen die wichtigsten Gebiete der Wirtschaft, vor allem die Industrie der Produktionsmittel 

danieder. Auch der Kapitalmarkt ist noch immer sehr steif: die Diskontsätze der Banken sind noch 

sehr hoch; in England 5 Proz.! Noch wichtiger ist, daß die Marktrate für Dreimonatswechsel im zwei-

ten Halbjahre 1921 in England über 4 Proz. stand. Eine neue Wirtschaftsperiode kann aber erst ein-

setzen, wenn der Kapitalmarkt flüssig wird, wenn für die Reorganisation der Produktionsmittel ge-

nügend Kapital zur Verfügung steht. 

Ferner muß der Absatz ausgedehnt werden. Da heute Zentral- und Osteuropa keinen bedeutenden 

Markt darstellen, so bleibt bloß der außereuropäische Markt der Agrarländer übrig. Nun erleben aber 

gerade diese Länder eine schwere wirtschaftliche Krise infolge der stark gesunkenen Preise der land-

wirtschaftlichen Erzeugnisse. Die amerikanischen Farmer klagen, daß ihr Dollar entwertet ist, d. h. 

daß sie ihr Getreide billiger abgeben für Industrieerzeugnisse als sonst vor dem Kriege. Auf die glei-

che Erscheinung weist die Tatsache der passiven Handelsbilanz der Agrarländer, die durch Zufuhr 

von Kapital aus den Industrieländern, wie dies vor dem Kriege der Fall war, nicht kompensiert sind, 

So hatte beispielsweise Indien im Oktober 1921 eine Einfuhr von 224,8 Millionen Rupien und eine 

Ausfuhr von 171,6 Millionen, Südafrika eine Einfuhr von 3,83 Mill. Pfund und eine Ausfuhr von 2,0 

Millionen, wobei allerdings noch die Goldausfuhr von 2,98 Millionen Pfund. Man muß aber zugeben, 

daß die Passivität der Handelsbilanz sich verringert hat und daß einige Länder schon selbst eine aktive 

Bilanz aufweisen, so Kanada, Australien, Brasilien u. a. 

Es schafft sich somit einen Markt in den überseeischen Ländern; nur ist dieser Prozeß ein langsamer. 

Vor allem ist die geschwächte europäische Industrie kaum imstande, Qualitätserzeugnisse und eine 
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Verfeinerungsindustrie zu schaffen, die allein imstande wären, die Konkurrenz mit der neu aufge-

kommenen Industrie der überseeischen Länder aufzunehmen. Abgesehen davon, werden auf den 

überseeischen Märkten die Vereinigten Staaten bald die Oberhand erhalten. Zwar gelingt es heute 

noch England, dank seiner vielverzweigten Bankorganisation und kommerziellen Erfahrung, diese 

Märkte wiederum zu gewinnen. Immerhin ist die Lage Amerikas gegenüber diesen Ländern mindes-

tens nicht weniger günstig wie die Englands, und den jetzigen englischen Vorsprung wird Amerika 

bald einholen. Deshalb sucht eben England den europäischen Markt wiederherzustellen und sich den 

vorderasiatischen zu sichern, während die Vereinigten Staaten ihr Augenmerk auf Ostasien und die 

übrigen Teile Amerikas gerichtet haben. 

So ist eine gewisse Erholung an und für sich nicht ausgeschlossen, der Prozeß ist aber ein sehr lang 

dauernder und krisenhafter und wird sicherlich von schweren sozialen Erschütterungen begleitet sein, 

deren Ausgang vorläufig gar nicht abzusehen ist! Volkswirt. 

* 

Das Jahr 1921 und die russische Landwirtschaft.*)  
Von L e o n i d. 

III. 

Welche Wirkung hat die „neue Wirtschaftspolitik“ auf die innere ökonomische Gestaltung der russi-

schen Landwirtschaft ausgeübt? Diese Frage setzt eine zweite voraus: Bedeutet der neue Agrarkurs 

der Sowjetregierung eine Abkehr von der „kommunistischen Linie in der Landwirtschaft?“ 

Diese zweite Frage, die gewöhnlich im Zusammenhang mit der gegenwärtigen Zulassung der L o h n -

a r b e i t  und der P r i v a t i n i t i a t i v e  für die russische Landwirtschaft erörtert wird, wird übrigens 

auch von unseren Genossen oft mißverstanden. 

Viele Genossen glauben nämlich, daß das Agrarprogramm, das von den Bolschewiki in Rußland im 

Jahre 1917 unmittelbar nach der Machteroberung [256] durchgesetzt wurde, ein „echt kommunisti-

sches“ Agrarprogramm war. Diese Auffassung ist historisch unrichtig. Denn der Kernpunkt des bol-

schewistischen Agrarprogramms vom 7. November 1917 – nämlich die berühmte „Sozialisierung des 

Bodens" – war (und ist es auch heute noch) eine alte Programmforderung des russischen kleinbürgerli-

chen Volkssozialismus (s. darüber ausführl. in Heft 7-9 der Russ. Korr.). Indem die Bolschewiki im 

Jahre 1917 die gleichmäßige Verteilung des Bodens“ organisierten, folgten sie lediglich der rein poli-

tischen Tagesforderung und nicht einer „echt kommunistischen Linie in der Landwirtschaft“. Die So-

zialisierung des Bodens, das kleinbürgerliche System der gleichartigen, individuellen Bauernwirtschaf-

ten vermochte die Klassengegensätze auf dem Lande eher künstlich zu unterdrücken, als zu fördern.**) 

Und auch noch in andrer Hinsicht kann die frühere Agrarpolitik der Sowjetregierung nicht als „kon-

sequent marxistisch“ bezeichnet werden – trotz aller Behauptungen der KAP-Theoretiker, die den 

Marxismus in der Anwendung der Gewaltmaßnahmen gegen die Bauernschaft sehen. Hat denn diese 

Politik in Sowjetrußland zu der Heranbildung einer proletarischen Schicht in der Bauernschaft ge-

führt, die auf dem Lande auf der Seite der proletarischen Regierung und der städtischen Arbeiter 

gegen die Großbauernschaft kämpft? – Es ist eine Tatsache, daß dieses Ziel nicht erreicht worden ist. 

Es ist eine Tatsache, daß nach der Aufhebung der „Armutskomitees“ die Sowjetregierung und das 

städtische Proletariat in ihrer ganzen Agrarpolitik und besonders in der Getreideablieferungspolitik 

fortwährend eine geschossene Front der gesamten Bauernschaft vor sich sahen. 

Und eine Tatsache ist es auch, daß trotz aller Maßnahmen der Regierung, die auf den Schutz der wirt-

schaftlichen Position der proletarischen und halbproletarischen Elemente den Großbauern gegenüber 

 
*) Siehe Int. Nr. 8 v. 1922 
**) Diese Tatsache kann durch folgendes interessante Beispiel illustriert werden. Die wohlhabenden Bauern in Rußland 

halten oft die „Bolschewiki“ (die Parteinahme vor 1918) und die „Kommunisten“ (die Parteinahme nach dem Märzpart-

eitag 1918) für zwei verschiedene Parteien. – Die Bolschewiki sind unsere Freunde – sagen diese Bauern – die haben 

zwischen uns das Junkerland verteilt; aber die Kommunisten sind schlecht – die setzen „Armutskomitees“ ein und wollen 

unsere Privatwirtschaft durch Kommunen ersetzen. 
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gerichtet waren – das trotzdem diese Maßnahmen ihren Zweck nicht erreichten, daß z. B. das Wucher-

verbot, das Verbot der Lohnarbeiteranstellung von Großbauern dauernd umgangen wurden. 

Wir ziehen das Fazit: Die alte Agrarpolitik, die „kriegskommunistisch“, „festungsanstürmend“, „le-

diglich auf die Kriegsbedürfnisse gerichtet“ und nur nicht „echt kommunistisch“ war, die die Privat-

initiative unterdrückte und die Lohnarbeit im Lande nicht zuließ, – konnte ihren indirekten ökonomi-

schen Zweck nicht erreichen. Wird es die neue Agrarpolitik tun, die die Privatinitiative und die Lohn-

arbeit zuläßt? – wird sie zu dem ökonomischen Fortschritt, zu der Ausbreitung der Klassengegensätze 

innerhalb der russischen Landwirtschaft führen? 

Der neue Agrarkurs beseitigt bekanntlich die Hindernisse zur Entwicklung der privaten Bauernwirt-

schaft. Er wird zur Bereicherung vieler Bauern führen, die ihre Wirtschaft dauernd ausbreiten und 

gezwungen werden, Tagelöhner, d. h. Landarbeiter anzustellen. Man erwartet jetzt in Rußland eine 

Renaissance des Landproletariats. So wird es in den Dörfern zu einem Kampf zwischen den kapita-

listischen Bauern einerseits und den proletarischen Bauern andrerseits kommen, wobei hinter dem 

Rücken der letzteren der Arbeiterstaat stehen wird. In der Landwirtschaft wird also ein ebensolches 

Bild herrschen, wie in der verpachteten Industrie, wo die neuen Kapitalisten, die durch den „neuen 

Kurs“ entstanden, unvermeidlich in einen wirtschaftlichen Kampf mit den Arbeitern kommen, denen 

zur Seite die Räte, die Gewerkschaften und die kommunistische Partei stehen werden. So wird die 

Rätemacht in Rußland auf dem Lande genau so wie in den Städten dreierlei Dinge erreichen: erstens 

– Steigerung des Klassenkampfes, zweitens – Erhöhung der Autorität der Partei und der Gewerk-

schaften bei den proletarischen Klassenkämpfern, drittens – Sanierung der Produktion. Speziell in 

der Landwirtschaft wird dieses Mal auch tatsächlich die Heranbildung einer mächtigen Stütze für die 

Sowjetindustrie und für die ganze Rätemacht erzielt. 

Die kommenden Jahre werden auf diesem Gebiete eine ungeheure Arbeit leisten müssen. [257] 

IV. 

Einerseits wird der neue Agrarkurs zu der Entwicklung der Großbauernwirtschaften führen, anderer-

seits wird er auch den K l e i n w i r t s c h a f t e n  die Möglichkeit zum Fortschritt geben. Denn gleich-

zeitig mit dem Prozeß der Klassenkampfförderung auf dem Lande, vergißt die Rätemacht auch ihre 

andere Aufgabe nicht: Der unmittelbare kommunistische Aufbau auf dem Lande, d. h. die Kollekti-

vierungsbewegung. Als Träger dieser Bewegung erscheinen die Bauernkommunen, die Sowjetwirt-

schaften und vor allem die „landwirtschaftlichen Genossenschaften“ – als Uebergangsorganisationen. 

Auf diesem Gebiete wurde im Jahre 1921 eine nicht unwesentliche Arbeit geleistet. Die Kollektiv-

wirtschaften wachsen und verselbständigen sich. So haben die Sowjetwirtschaften, die in diesem 

Jahre 352.000 Desjatinen Land besahen, ⅔ ihres Bodens selbständig bearbeitet, während im Jahre 

1920 diese ⅔ von anderen Bauern (als „Arbeitssteuer“) bearbeitet wurden. Auch bei der Hilfsaktion 

für die Wolga-Hungernden haben die Kollektivwirtschaften viel beigetragen. 

Der „neue Kurs“ hat die Kollektivwirtschaften von der staatlichen Vormundschaft“ befreit und ihnen 

dieselben Verpflichtungen zugewiesen, wie den Privatbauernwirtschaften. Sie werden sich in beson-

deren wirtschaftlichen Assoziationen vereinigen und ihre Produktion (auch Heimerzeugnisse und Ge-

werbe) auf die Zusammenarbeit mit der städtischen Industrie und den Genossenschaften einstellen. 

Die Kollektivwirtschaften werden mit der finanziellen Unterstützung des Staates ihre Tätigkeit im 

Sinne des wirtschaftlichen Rationalismus, der Verbesserung der Produktionsmittel und der Hebung 

der ganzen landwirtschaftlichen Kultur leiten. 

Der durch die Stärkung der Großbauernschaft bedrohte Kleinbauer wird an der praktischen Arbeit 

der Kollektivwirtschaften ihre Vorzüge gegen eine individuelle Wirtschaft merken und seine Folge-

rungen ziehen. Deshalb ist in Rußland ein großer Ausschwung der landwirtschaftlichen Genossen-

schaften zu erwarten. 

V. 

Fragt man, auf welchem Gebiete der russischen Landwirtschaft der allmächtige „neue Kurs“ sich am 

anschaulichsten auswirkt, so lautet die Antwort: Auf dem Gebiete der t e c h n i s c h e n  B a u e r n -

w i r t s c h a f t. 
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Die Bestrebung nach der Vergrößerung seiner Wirtschaft kommt bei einem russischen Bauer gegen-

wärtig vor allem in der Tendenz zur Vergrößerung der Anbaufläche zum Vorschein. Wenn noch bei 

der Frühlingsaussaat 1921 (als die Naturalsteuer noch nicht durchgesetzt war), der Rückgang der 

Anbaufläche in Rußland zum Teil andauerte, konnte man schon bei der folgenden Herbstaussaat eine 

umgekehrte Bewegung feststellen. In vielen Gouvernements wurde diesmal sogar die Anbaufläche 

der Vorrevolutionszeit übertroffen; so im Petersburger Gouvernement (130 % gegen das Jahr 1917), 

in Turkestan (die doppelte Anbaufläche im Vergleich zum Vorjahr) usw. Die Naturalsteuer und der 

Warenaustausch haben auf dem Lande anstelle der früheren Produktionsapathie eine gesteigerte Pro-

duktionslust gesetzt, so daß unter den Bauern jetzt öfters die Streite um Boden entstehen. Im Zusam-

menhang damit führt die Sowjetregierung in den Dörfern eine großzügige Aktion für die Regelung 

der Bodennutzungsverhältnisse durch. 

Bedeutet das alles, daß in Rußland in den nächsten Jahren eine gesteigerte landwirtschaftliche Pro-

duktion zu erwarten ist? – Ja, unter einer Voraussetzung: der Verbesserung der bisherigen Bodenbe-

arbeitung durch die russischen Bauern. Auf diesem Gebiete tut die Rätemacht schon seit langem alles, 

was in ihren Kräften liegt und was zu einer gewissen „Europäisierung“ des rückständigen Ackerbaues 

in Rußland führen kann. – Uebergang vom Dreifelder- zum Vielfeldersystem, frühere Bearbeitung 

des Brachbodens, doppelte Umpflügung und bessere Düngung der Felder – für alle diese fortschritt-

lichen Maßnahmen hat die Regierung eine energische aufklärende Propaganda eröffnet. Man schreibt 

Wettbewerbe für die bestumgepflügten Felder aus, man verteilt unter den fortschrittlichen Bauern die 

landwirtschaftlichen Maschinen und Geräte, man erlaubt die Anstellung der Lohnarbeiter nur unter 

der Bedingung einer intensiveren Landbearbeitung. Und alle Berichte aus den Dörfern stimmen darin 

überein, daß diese Propaganda unter den Bauern einen großen Erfolg hat. 

[258] Der Siegeszug der Elektrizität auf dem Lande dauert an. Darüber berichtet die „Econom. 

Shisn“: „Seit der zweiten Hälfte des laufenden Jahres ist eine massenhafte Anwendung der Elektrizi-

tät im Dorfe zu beobachten. Man ist bereit, für jede elektrische Lampe 10 Bud Brot zu geben“ 

Der Export der landwirtschaftlichen Maschinen aus dem Auslande (Pflügen, Sensen, Traktoren etc.) 

ist seit vorigem Jahr sehr stark gestiegen. Auch in Rußland selbst beginnt man mit der systematischen 

Produktion der landwirtschaftlichen Maschinen, vor allem der Elektropflüge. Ins Land werden be-

sondere Werkstättenzüge für die Reparatur der Maschinen und Maschinenteile entsandt. 

Hervorzuheben sind noch die Erfolge der landwirtschaftlichen Fachbildung. In Sowjetrußland exis-

tieren jetzt 382 Landw.-Schulen mit 6554 Lehrern und 34.140 Hörern. Die aus diesen Schulen her-

vorgehenden neuen Landwirte werden in die Dörfer neben den technischen Kenntnissen auch den 

kommunistischen Einfluß mit sich bringen. 

Die Zahlen reden für sich. So sieht die begonnene technische Fortschrittsbewegung in der russischen 

Landwirtschaft aus, deren wirkliches Geburtsjahr das erste Jahr der „neuen Wirtschaftspolitik“ war. 

VI. 

Unser Aufsatz wäre unvollständig, wenn wir hier nicht eine mit dem Thema indirekt zusammenhän-

gende Frage behandelten, die für Sowjetrußland heute äußerst wichtig und aktuell geworden ist – die 

Frage der „p r o l e t a r i s c h e n  L a n d w i r t s c h a f t“. 

Was steckt hinter diesem so schön klingenden Namen? 

Als in den ersten Revolutionsmonaten die Verteilung des Bodens unter der Bauernschaft durchgeführt 

wurde, verblieben im Besitze des Staates noch ansehnliche Ländereien (frühere Junkergüter, zaristi-

sches Staatseigentum, usw.). Zum größten Teil wurde dieses Land für die Einrichtung der Sowjet-

wirtschaften und Kommunen benutzt, zum Teil wurde es „den Betrieben zugeschrieben“. Das ge-

schah folgendermaßen: Ein freies Bodenstück oder eine Farm wurde einer möglichst in der Nähe 

befindlichen Fabrik angegliedert, d. h. zur Bearbeitung übergeben; die Fabrik beauftragte nun ihre 

freien Arbeitskräfte (und deren gab es damals viel zu viel) mit der Bearbeitung der zugeschriebenen 

Wirtschaft, wobei die Produktionserträge für die außerordentliche Lebensmittelversorgung dieser 
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Fabrik dienten. Im Jahre 1919 gab es solche Fabriklandwirtschaften nur 211 (mit dem Bodenbereich 

von 5329 Desjatinen), in 1920 – 412 (26.515 Desj.), in 1921 – 810 (60.332 Desj.). Im Jahre 1922 

werden voraussichtlich 1080 Wirtschaften mit 130.000 Desjatinen bestehen. 

Außerdem gehört zu dem Gebiet der „proletarischen Landwirtschaft“ auch die Gemüsegartenwirt-

schaft, die in den russischen Städten heute eine kolossale Ausdehnung hat. Wieder ein Zahlenbeispiel: 

In dem Petersburger Gouvernement, wo jetzt alle freien Plätze für Gemüsebau bestimmt sind, wurden 

im Jahre 1917 1903 Desjatinen bestellt, im Jahre 1920 6500 Desjatinen, und in diesem Jahre (1921) 

etwa 14.000 Desjatinen. 

Was wird durch eine solche „Arbeiterlandwirtschaft“ oder „Selbstversorgung der Arbeiterklasse“ er-

reicht? – Erstens die Besserung der Arbeiterversorgung überhaupt, zweitens eine gewisse Milderung 

der wirtschaftlichen Abhängigkeit von den Bauern, drittens die Stärkung des Kollektivgefühls in der 

Arbeiterschaft. Denn die „angegliederten Wirtschaften“ sind ganz anders als die berüchtigten Lau-

benkolonien im bürgerlichen Westeuropa: Denn die „angegliederten Wirtschaften“ sind etwas ganz 

anderes als die berüchtigten Laubenkolonien im bürgerlichen Westeuropa: Während die letzteren zur 

Stärkung der kleinbürgerlichen Wirtschaftstendenzen unter der Arbeiterschaft [führt]. 

* 

Wir fassen alles zusammen. Folgendes hat das Jahr 1921 zum Vorschein gebracht bezw. in Aussicht 

gestellt: 

Allgemeine Erfolge der „neuen Politik“ in der Bauernschaft; 

Milderung des wirtschaftspolitischen Gegensatzes zwischen Stadt und Land, vor allem durch die Na-

turalsteuer und den Warenaustausch; 

Vergrößerung der Klassengegensätze innerhalb der Bauernschaft und Ge-[259]winnung eines Mitar-

beiters für die proletarische Regierung in der Person des Landarbeiters und Kleinbauern; 

Entwicklung der Kollektivisierungsbewegung. 

Abkehr von der technisch rückständigen Bauernwirtschaft. 

* 

Kritische Bemerkungen zu Rosa Luxemburgs „Kritik der russischen Revolution“.*)  
G e o r g  L u k á c s.  

(Schluß.) 

VI. 

Mit dem Ausbruch des Weltkrieges, mit der Aktualität der Bürgerkriege ist diese damals „theoreti-

sche“ Frage zu einer brennend-praktischen Frage geworden. D a s  P r o b l e m  d e r  O r g a n i s a t i o n  

s c h l u g  i n  e i n  t a k t i s c h-p o l i t i s c h e s  P r o b l e m  u m. Das Problem des Menschewismus ist 

zur Schicksalsfrage der proletarischen Revolution geworden. Der widerstandslose Sieg der imperia-

listischen Bourgeoisie über die gesamte II. Internationale in den Mobilisierungstagen von 1914 und 

die Möglichkeit, diesen ihren Sieg während des Weltkrieges auszubauen und zu befestigen; konnten 

unmöglich als „Unglück“ oder als bloße Folge von „Verrat“ usw. aufgefaßt und gewertet werden. 

Wenn die revolutionäre Arbeiterbewegung sich von dieser Niederlage erholen, ja sie zur Grundlegung 

kommender siegreicher Kämpfe benutzen wollte, so war es unumgänglich notwendig, dieses Versa-

gen, diesen „Verrat“ im Zusammenhang der Geschichte der Arbeiterbewegung zu begreifen: den So-

zialchauvinismus, den Pazifismus usw. als konsequente Weiterbildungen des Opportunismus als 

Richtung erkenntlich zu machen. 

Diese „Erkenntnis ist eine der unverlierbaren Haupterrungenschaften der Tätigkeit Lenins während 

des Weltkrieges. Und seine Kritik der Juniusbroschüre setzt gerade an diesem Punkte ein: an dem 

Mangel einer Auseinandersetzung mit dem Opportunismus als Richtung. Freilich war die Junius-

 
*) Siehe Internationale No. 8, 10. 
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Broschüre und vor ihr die „Internationale“ auch voll von theoretisch richtiger Polemik gegen die 

verräterische Rechte und das schwankende Zentrum der deutschen Arbeiterbewegung. Aber diese 

Polemik blieb theoretisch propagandistisch und nicht organisatorisch – weil sie noch immer von dem 

Glauben beseelt war: es handle sich bloß um „Meinungsverschiedenheiten“ innerhalb der revolutio-

nären Partei des Proletariats. Die organisatorische Forderung der der Junius-Broschüre angelegten 

Leitsätze ist zwar die Gründung einer neuen Internationale (Thesen 10-12). Diess Forderung hängt 

aber demzufolge in der Luft: es fehlen die geistigen und darum organisatorischen Wege zu ihrer Ver-

wirklichung. 

Hier schlägt das Organisationsproblem in ein politisches Problem für das ganze revolutionäre Prole-

tariat um. Das Versagen aller Arbeiterparteien dem Weltkrieg gegenüber muß als weltgeschichtliche 

Tatsache, also als notwendige Folge der bisherigen Geschichte der Arbeiterbewegung begriffen wer-

den. Die Tatsache, daß fast ausnahmelos eine einflußreiche Führerschicht der Arbeiterparteien sich 

offen an die Seite der Bourgeoisie stellt, ein anderer Teil in heimlichem, uneingestandenem Bünd-

nisse zu ihr steht – und daß es beiden geistig und organisatorisch möglich ist, die entscheidenden 

Schichten des Proletariats auch hierbei unter Führung zu halten, muß zum Ausgangspunkt der Be-

wertung der Lage und der Aufgabe der revolutionären Arbeiterpartei gemacht werden. Es muß klar 

erkannt werden, daß bei den sich allmählich bildenden zwei Fronten des Bürgerkrieges das Proletariat 

vorerst gespalten und innerlich entzweit in den Kampf ziehen wird. Diese Entzweiung kann nicht 

durch Diskussionen aus der Welt geschaffen werden. Es ist eine eitle Hoffnung, darauf zu bauen, daß 

allmählich auch diese Führerschichten von der Richtigkeit der revolutionären Anschauungen „über-

zeugt“ werden können; daß also die Arbeiterbewegung ihre – revolutionäre – Einheit „organisch“ 

von „innen“ heraus wird herstellen können. Es entsteht das Problem: wie kann die große Masse des 

Proletariats – die instinktiv revolutionäre, jedoch noch nicht zum klaren Bewußtsein gelangte – dieser 

Führung entrissen werden. Und es ist klar, daß gerade der „organisch“ theoretische Charakter der 

Auseinander-[260]setzung es den Menschewiki am längsten gestattet und am bequemsten macht, die 

Tatsache, daß sie in entscheidender Stunde an der Seite der Bourgeoisie stehen, vor dem Proletariate 

zu verschleiern. Bevor jener Teil des Proletariats, der sich spontan gegen dieses Verhalten seiner 

Führer auflehnt und sich nach revolutionärer Führung sehnt, organisatorisch gesammelt ist; bevor es 

den so entstandenen, wirklich revolutionären Parteien und Gruppen nicht gelungen ist durch ihre 

Handlungen (wozu eigene revolutionäre Parteiorganisationen unumgänglich notwendig sind) das 

Vertrauen der großen Massen zu gewinnen und sie der Führung der Opportunisten zu entreißen, ist 

trotz der andauernden und objektiv sich steigernd revolutionären Gesamtlage an den Bürgerkrieg 

nicht zu denken. 

Und die Weltlage ist – objektiv – andauernd und sich steigernd revolutionär. Gerade Rosa Luxemburg 

hat in ihrem zum großen Schaden der revolutionären Bewegung lange nicht genügend bekannten und 

ausgewerteten, klassischen Buch „Die Akkumulation des Kapitals“ die theoretische Grundlage für 

die Erkenntnis des – objektiv – revolutionären Wesens der Lage geschaffen. Gerade ihre Darstellung, 

daß die Entwicklung des Kapitalismus das Zersetzen jener Schichten bedeutet, die weder Kapitalisten 

noch Arbeiter sind, b i e t e t  d i e  s o z i a l-ö k o n o m i s c h e  T h e o r i e  f ü r  d i e  r e v o l u t i o n ä r e  

T a k t i k  d e r  B o l s c h e w i k i  d e n  n i c h t-p r o l e t a r i s c h e n  S c h i c h t e n  d e r  W e r k t ä t i -

g e n  g e g e n ü b e r. Sie zeigt, daß mit dem Sich-Nähern der Entwicklung an jenen Punkt, wo der 

Kapitalismus sich vollendet, dieser Zersetzungsprozeß immer vehementere Formen annehmen muß. 

Immer größere Schichten lösen sich vom – scheinbar – festen Bau der bürgerlichen Gesellschaft los, 

tragen Verwirrung in die Reihen der Bourgeoisie, lösen Bewegungen aus, die (ohne an und für sich 

in die Richtung auf Sozialismus zu gehen) durch die Wucht ihres Anpralles die Voraussetzung des 

Sozialismus: das Stürzen der Bourgeoisie sehr beschleunigen können. 

In dieser Lage, die die bürgerliche Gesellschaft immer stärker zersetzt, die das Proletariat – ob es will 

ober nicht – der Revolution zutreibt, sind die Menschewiki offen oder heimlich in das Lager der 

Bourgeoisie übergegangen, sie stehen in der feindlichen Front dem revolutionären Proletariate und 

den anderen sich instinktiv auflehnenden Schichten (evtl. Völkern) gegenüber. Mit dieser Erkenntnis 

ist aber d i e  K o n z e p t i o n  R o s a  L u x e m b u r g s  ü b e r  d e n  G a n g  d e r  R e v o l u t i o n, a u f  
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d i e  s i c h  i h r e  O p p o s i t i o n  g e g e n  d i e  O r g a n i s a t i o n s f o r m  d e r  B o l s c h e w i k i  

k o n s e q u e n t  a u f g e b a u t  h a t, i n  s i c h  z u s a m m e n g e b r o c h e n. Die notwendigen Folge-

rungen, aus dieser Erkenntnis, deren „tiefste“ ökonomische Grundlegung Rosa Luxemburg selbst in 

der „Akkumulation des Kapitals“ niedergelegt hat, von deren klarer Formulierung sie an mancher 

Stelle der Junius-Broschüre (wie dies auch Lenin hervorhebt) nur einen Schritt entfernt war, hat sie 

aber in ihrer Kritik der russischen Revolution n o c h  n i c h t  gezogen. Sie scheint auch im Jahre 1918, 

auch nach den Erfahrungen der ersten Revolutionsperiode in Rußland zum Menschewismus noch 

immer die alte Haltung eingenommen zu haben. 

VII. 

Dies erklärt ihre Verteidigung der „Freiheitsrechte“ den Bolschewiki gegenüber: „Freiheit“ – sagt sie 

– „ist immer die Freiheit des anders Denkenden“ (109) – also: Freiheit für die anderen „Strömungen“ 

der Arbeiterbewegung, für Menschewiki und S. R. Es ist klar, daß es sich hier bei Rosa Luxemburg 

niemals um die banale Verteidigung der Demokratie überhaupt handelt. Ihre Stellungnahme ist viel-

mehr auch an diesem Punkte nur die konsequente Folge ihrer falschen Bewertung der Gruppierung 

der Kräfte im aktuellen Zustand der Revolution. Denn die Stellungnahme eines Revolutionärs zu den 

sogenannten Freiheitsproblemen im Zeitalter der Diktatur des Proletariats hängt letzten Endes aus-

schließlich davon ab, ob er die Menschewiki als Feinde der Revolution, oder als, eine „Strömung“ 

von Revolutionären, die in einzelnen taktischen, organisatorischen usw., Fragen „anderer Meinung“ 

sind, betrachtet. 

Alles was Rosa Luxemburg über Notwendigkeit der Kritik über öffentliche Kontrolle usw. sagt, wird 

jeder Bolschewik, Lenin vor allem – wie dies auch Rosa Luxemburg hervorhebt – unterschreiben. Es 

kommt nur darauf an, wie all dies verwirklicht werden, wie die „Freiheit“ (und alles, was mit ihr 

zusammenhängt) eine revolutionäre und nicht konterrevolutionäre Funktion erhalten soll. Otto Bauer, 

einer der klügsten Widersacher der Bolschewiki hat [261] dieses Problem ziemlich klar erkannt. „Er 

bekämpft das „undemokratische“ Wesen der bolschewistischen Staatseinrichtung nicht bloß mit abs-

trakten naturrechtlichen Gründen à la Kautsky, sondern mit der Begründung, daß das Sowjetsystem 

die „reale“ Mächtegruppierung der Klassen in Rußland, das sich zur Geltung bringen der Bauern 

verhindert, die Bauern in das politische Schlepptau des Proletariats bringt. Und er zeugt damit selbst 

– gegen seinen Willen – den revolutionären Charakter der bolschewistischen „Unterdrückung der 

Freiheit“. 

Die Uebertreibung des organischen Charakters der revolutionären Entwicklung treibt hier Rosa Lu-

xemburg den grellsten Selbstwidersprüchen zu. So wie noch das Spartakusprogramm die theoretische 

Grundlage für die zentristischen Haarspaltereien über den Unterschied von „Terror“ und „Gewalt“ 

für die Verneinung des ersteren bei Bejahung der zweiten gebildet hat, so wird in dieser Broschüre 

Rosa Luxemburgs bereits die Parole der holländisch-K. A. P-istischen Gegenüberstellung von Dik-

tatur der Partei und Diktatur der Klasse aufgestellt (115). Freilich: wenn zwei das gleiche tun (und 

insbesondere, wenn zwei das gleiche sagen), so ist es nicht dasselbe. Jedoch auch Rosa Luxemburg 

gerät hier – eben weil sie sich von der Erkenntnis der wirklichen Struktur der sich messenden Kräfte 

entfernt – in eine gefährliche Nähe zu der Ueberspannung der utopischen Erwartungen der Vorweg-

nahme späterer Entwicklungsphasen, was dann das Schicksal der eben zitierten Parolen gewesen ist, 

dem sie, ihr leider so kurzes, praktisches Wirken in der Revolution glücklich entrissen hat. 

„Der dialektische Widerspruch der sozialdemokratischen Bewegung“ – sagt Rosa Luxemburg in ih-

rem Artikel gegen Lenin –*) „besteht gerade darin, daß hier zum erstenmal in der Geschichte die 

Volksmassen selbst, und gegen alle herrschenden Klassen ihren Willen durchsetzen, ihn aber ins Jen-

seits der heutigen Gesellschaft, über sie hinaus setzen müssen. Diesen Willen können sich die Massen 

aber andererseits nur im alltäglichen Kampfe mit der bestehenden Ordnung, also nur in ihrem Rah-

men ausbilden. Die Vereinigung der großen Volksmasse mit einem über die ganze bestehende Ord-

nung hinausgehenden Ziele des alltäglichen Kampfes mit der revolutionären Umwälzung, das ist der 

 
*) L. C. 534. 
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dialektische Widerspruch der sozialdemokratischen Bewegung ...“ Dieser dialektische Widerspruch 

mildert sich aber keineswegs im Zeitalter der Diktatur des Proletariats: nur seine Glieder, der gegen-

wärtige Rahmen des Handelns und das „Jenseits“ ändern sich in ihrer Materie. Und gerade das Prob-

lem von Freiheit und Demokratie, das während des Kampfes im Rahmen der bürgerlichen Gesell-

schaft ein einfaches Problem zu sein schien, da jeder fußbreit erkämpfter freier Boden ein von der 

Bourgeoisie erkämpfter Boden war, spitzt sich jetzt dialektisch zu. Auch die tatsächliche Erkämpfung 

von „Freiheiten“ unter der Bourgeoisie liegt in keiner geraden Linie, wenn auch freilich die taktische 

Linie der Zielsetzung des Proletariats eine gradlinig aufsteigende war. Jetzt muß sich auch diese Ein-

stellung ändern, Von der kapitalistischen Demokratie sagt Lenin*): „führt die Entwicklung aber nicht 

einfach gerade und glatt zu einer immer weiteren Demokratisierung.“ Sie kann nicht so führen, weil 

das soziale Wesen der Revolutionsperiode gerade darin besteht, daß in Folge der Wirtschaftskrise 

sowohl in sich auflösenden Kapitalismus, wie in der nach Entstehung ringenden proletarischen Ge-

sellschaft die Klassenschichtungen sich ständig, abrupt und gewaltsam ändern. Weshalb auch eine 

ständige Umgruppierung der revolutionären Energien eine Lebensfrage für die Revolution ist. Es gilt 

– im Interesse der Weiterentwicklung der Revolution –, mit dem sicheren Wissen, daß die Gesamtlage 

der Weltwirtschaft das Proletariat früher oder später einer Revolution im Weltmaßstabe zutreiben 

muß, die erst imstande sein wird, die wirtschaftlichen Maßnahmen im Sinne des Sozialismus wirklich 

durchzuführen, die Staatsmacht mit allen Mitteln und unter allen Umständen in den Händen des Pro-

letariats zu behalten. Das siegreiche Proletariat darf hierbei weder wirtschaftlich, noch ideologisch 

seine Politik in dogmatischer Weise voraus festlegen. So wie es mit seiner Wirtschaftspolitik (Sozi-

alisierung, Konzessionen usw.) je nach der Umschichtung der Klassen, je nach der Möglichkeit und 

Notwendigkeit gewisse Schichten der Werktätigen für die Diktatur zu gewinnen oder ihr gegen-

[262]über wenigstens zu neutralisieren, frei manövrieren muß, so kann es sich in der Frage des Kom-

plexes: Freiheit, ebenso wenig festlegen. Art und Maß der „Freiheit" werden in der Periode der Dik-

tatur vom Stande des Klassenkampfes, von der Macht des Feindes, von der Intensität des Bedroht-

seins der Diktatur, von den Forderungen der zu gewinnenden, von der Reife der verbündeten und 

vom Proletariat beeinflußten Schichten usw. abhängen. D i e  F r e i h e i t  k a n n  (ebenso wenig wie 

etwa die Sozialisierung) e i n e n  W e r t  a n  s i c h  d a r s t e l l e n. S i e  h a t  d e r  H e r r s c h a f t  d e s  

P r o l e t a r i a t s, n i c h t  a b e r  d i e s e  i h r  z u  d i e n e n. Zum Vollzug dieser oft sehr plötzlichen 

Frontveränderungen ist nur eine revolutionäre Partei, wie die der Bolschewiki fähig, nur sie hat ge-

nügend Schmiegsamkeit, Manövrierfähigkeit und Unbefangenheit in der Beurteilung der tatsächlich 

wirkenden Kräfte, um über Brest-Litowsk dem Kriegskommunismus der wildesten Bürgerkriege zur 

neuen Wirtschaftspolitik und von dort (bei einer neuerlichen Veränderung der Machtlage zu anderen 

Gruppierungen der Kräfte fortzuschreiten – und dabei stets das Wesen: die Herrschaft des Proletariats 

unversehrt zu bewahren. 

In dieser Flucht der Erscheinungen ist aber ein fixer Pol geblieben: d i e  g e g e n r e v o l u t i o n ä r e  

S t e l l u n g n a h m e  d e r  a n d e r e n  „S t r ö m u n g e n  d e r  A r b e i t e r b e w e g u n g“. Von Korni-

low bis Kronstadt läuft hier eine gerade Linie. Ihre „Kritik“ der Diktatur ist also keine Selbstkritik 

des Proletariats – deren Möglichkeit auch während der Diktatur institutionell gesichert werden muß 

– sondern eine Zersetzungstendenz im Dienste der Bourgeoisie. Auf sie beziehen sich also mit Recht 

die Worte von Engels an Bebel**): „Solange das Proletariat den Staat n o c h  g e b r a u c h t, gebraucht 

es ihn nicht im Interesse der Freiheit, sondern in dem der Niederhaltung seiner Gegner.“ Und daß 

Rosa Luxemburg im Laufe der deutschen Revolution ihre hier zergliederten Anschauungen geändert 

hat, wird sicherlich darauf beruhen, daß die wenigen Monate des intensivsten, führenden Miterlebnis 

der aktuellen Revolution, die ihr zu erleben vergönnt waren, sie von der Irrigkeit ihrer früheren Kon-

zeption der Revolution überzeugt haben. In erster Reihe von der Irrigkeit ihrer Anschauung über die 

Rolle des Opportunismus, über die Art des Kampfes gegen ihn und deshalb über den Aufbau und 

über die Funktion der revolutionären Partei selbst. 

 
*) Staat und Revolution. 79. 
**) Ebenda 57. 
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Katzenjammer um Rußland. 

Der Wirtschafts-Redakteur des „Tagebuchs“, einer liberalem gut bürgerlichen Zeitschrift, veröffent-

licht unter diesem Titel einen recht bemerkenswerten Artikel. Darin heißt es unter anderem: „Die 

Geschichte unserer Beziehungen zu Rußland seit Brest-Litowsk und seit dem November ist ein Ka-

pitel voller Kläglichkeit. Niemals ist begriffen worden, daß wir mit Rußland gemeinsam jetzt das 

Proletariat unter den Völkern bilden und daß wir, wenn wir auch politisch mit ihm disharmonieren 

mochten, doch wenigstens wirtschaftlich uns mit ihm verständigen mußten. Es war in jedem Augen-

blick klar, daß Rußland auf die Dauer keine Wirtschaftssklave bleiben konnte und es war klar, daß 

wir, wenn die Schranken fielen, die finanzielle Ueberlegenheit der Siegerstaaten nur dann würden 

wettmachen können, wenn wir ihr den Vorteil früheren Am-Platze-Seins und f r e u n d s c h a f t l i -

c h e r e n  G e f ü h l s  gegenüberstellen vermögen. Die Notwendigkeit, zeitliche und psychologische 

Priorität gegenüber der finanziellen Priorität der Westmächte zu erringen, ist in Deutschland jahre-

lang so hoffnungslos verkannt worden, daß jeder, der auf sie aufmerksam zu machen wagte, das 

Anathema des Bolschewistenfreundes riskierte. Noch lange nach Abschluß des englisch-russischen 

Handelsvertrages wurde hierzulande offen und verhüllt die These propagiert (und leider auch prak-

tisch verwirklicht), daß man mit dem Lande des Sowjetismus nicht in Wirtschaftsbeziehungen treten 

dürfe. Diese antibolschewistische Abstinenz war der erste Fehler. 

Es wurde langsam überwunden und es ist ganz interessant, nachträglich zu verfolgen, wie dieselbe 

Presse, die die Abstinenzthese nämlich – späterhin, fast ebenso erbittert das Gegenteil tat: wie sie auf 

einmal zu erklären anhub, die Staatsform in Rußland gehe uns über-[263]haupt nichts an und vor den 

Einflüsterungen der Emigranten müsse man auf der Hut sein. Jedes Symptom sowjetistischer Kurs-

änderung wurde mit Zufriedenheit begrüßt, und liebevoll malte man aus, wie herrlich alles erst sein 

werde, wenn Rußland wieder ganz beim alten Kurs angelangt sei. Hier aber begann der zweite Fehler: 

er bestand darin, daß man an dieser russischen Wandlung nur die angenehme Seite sah und daß man 

jeder Rechenschaft darüber auswich, daß sie in anderer Hinsicht auch äußerst gefährlich zu werden 

drohte.“ usw. „Dieser Katzenjammer könnte heilsam sein“, meint der Artikelschreiber, „der in soge-

nannten politischen Kreisen Deutschlands aufgetaucht war, als aus Paris die ersten Nachrichten über 

ein russisch-französisches Abkommen einliefen, und die sogenannten politischen Kreise in Deutsch-

land mit rotem Kopf und bedrücktem Herzen dasaßen.“ Der Verfasser glaubt aber selbst nicht an die 

Zeitung und muß zugeben, daß die Wirkung nicht nachhaltig genug war, als sich herausstellte, daß 

„diesmal die Geschichte nicht stimmte“. Es wird immer klarer werden, daß die Wirkung ausbleiben 

muß, weil die Klasseninteressen der deutschen Bourgeoisie sie den Ausweg nicht gehen lassen, der 

dem deutschen Volke an der Seite Rußlands geblieben war, weil ihr diese Klasseninteressen über den 

wirklichen nationalen Interessen stehen. 

„Eine gewaltige Umgruppierung der proletarischen Parteien“. 

Die „Umgruppierung der proletarischen Parteien“ kündigt das Mitteilungsblatt Nr. 22 der KAG an. 

Sie besteht darin, daß ihr von der Reichskonferenz der U. S. P. D. am 22. Febr. folgende Aufnahme 

beschert und bewilligt wurde: 

„Die Reichskonferenz nimmt Kenntnis von der Erklärung der K. A. G, der U. S. P. unter Anerken-

nung ihres Programms, des Leipziger Manifestes und ihres Statutes beitreten zu wollen. 

Da infolge dieser Erklärung der Aufnahme der Mitglieder der K. A. G. keine grundsätzlichen Hin-

dernisse entgegenstehen, ist zu verfahren nach den Bestimmungen unseres in Leipzig beschlossenen 

Organisationsstatutes, dessen § 2 besagt: 

‚Ueber die Aufnahme als Mitglied entscheidet zunächst der Vorstand des Ortsvereins. Das Recht des 

Einspruches hat jede Organisationsleitung im Reiche. Ueber die Einsprüche gegen die Aufnahme 

entscheiden nacheinander Bezirksleitung und Reichsleitung. Wird innerhalb Jahresfrist kein Ein-

spruch erhoben, so gilt die Aufnahme als endgültig.‘“ 

(Wir ergänzen eine nicht unwichtige Stelle dieses § 2 nach der „Freiheit“.) 
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„Zu einem Vertrauensamt der Orts- und Kreisvereine darf nur gewählt werden, wer nach § 2 seit 

mindestens einem Jahre Mitglied der Partei ist.“ 

Wenn die guten Vorstände der Ortsvereine der U. S. P. D. nichts dagegen haben, wird also dank des 

Zustromes der K. A. G.-Massen zur U. S. P. D. einer Veredelung dieser Partei zur sozialrevolutionä-

ren Massenpartei nichts im Wege stehen und die bisher so gehemmte politische Aktivität unserer 

Anti-Turkestaner mag sich nun in tollem Wirbel ausleben – alles auf Grundlage des § 2 des U. S. P.-

Statutes. 

Bücherschau 

Die ausländische Kapitalbeteiligung in Deutschland.  

(Dr. Hans Jürgen v o n  K l e i s t.) 

I. 

A. Fr. Hatte der Krieg die unmittelbaren ausländischen Interessen an deutschen Kapitalanlagen auf 

ein Minimum zurückgeführt, so setzte sofort nach dem Novemberzusammenbruch eine sehr starke 

entgegengesetzte Entwicklung ein, ein breiter Strom fremden Kapitals dringt seitdem unablässig über 

die deutschen Grenzen. Wenn kürzlich Geheimrat Bücher diese fremden Kapitalinvestierungen auf 

12 Milliarden Mark geschätzt hat, so ist diese Schätzung zweifellos viel zu niedrig, es sei denn, daß 

sie teilweise in Goldmark errechnet wurde. 

Von bürgerlicher Seite wird über diese Entwicklung begreiflicherweise wenig geschrieben, nur die 

Tagespresse berichtet im Börsenteil fast täglich von der zunehmenden Ueberfremdung deutscher Pro-

duktionsmittel in der verschiedensten Form. So ist es ein sehr bemerkenswerter Versuch, wenn Dr. 

H. J. von Kleist, ein bürgerlicher Oekonom, mannigfaches Material über diese Entwicklung zusam-

mengetragen und die Tendenzen und ihre Folgen herauszuschälen versucht hat. Freilich ist das vor-

liegende [264] Buch heute bereits recht unvollständig; nicht nur, daß das Material über die Entwick-

lung eben in den letzten Monaten nicht enthalten ist, daß vielmehr, was im Zusammenhang mit dem 

neuen Anwachsen fremder Kapitalsinvasion steht, die in den nächsten Monaten drohende Wirt-

schaftskrise in Deutschland die Ueberfremdungstendenz stark gefördert hat. 

Die Motive freilich, die fremdes Kapital auf deutschen Boden locken, sind die gleichen geblieben: 

die relativ sehr hohe Ausbeutungsrate in Deutschland sich zu Nutze zu machen und zugleich den 

politischen Einfluß der hinter ihm stehen-[...]1 

II. 

Noch mehr als H. J. von Kleist hat E. Haase in der „Bank“ in dieser Entwicklung gesehen: einen 

vollkommenen „Organisationsplan“ ausländischen Kapitals zum Zwecke einer Beeinflussung der 

deutschen Wirtschaft. Und es ist keine Frage, daß insbesondere die f r a n z ö s i s c h e  Aeußerungen 

auf einen derartigen Plan schließen lassen, stand doch in dem Straßburger „Journal d’Alface Lor-

raine“ unter der Ueberschrift „Eindringen fremder Kapitalien nach Deutschland“ folgendes zu lesen: 

„Die verschiedensten Nationen der Welt lassen sich in Deutschland nieder und unter ihnen spielt Frankreich 

eine große Rolle. Das ist eben die Entwicklung, die wir wollen: Wir suchen vorerst französische und andere 

ausländische Banken in Deutschland zu errichten, dann große industrielle Unternehmungen und Verkehrsin-

stitute jenseits des Rheines durch französische und andere ausländische Kapitalgruppen zu erwerben und 

schließlich die deutschen Unternehmer von den Märkten, die sie früher beherrschten, zu vertreiben.“ 

Besonders stark hat sich ein planmäßiges Vorgehen französischer Kreise im l i n k s r h e i n i s c h e n  

G e b i e t, zumal im Saarrevier, in der Praxis der letzten Jahre gezeigt. Eine Unzahl französischer 

Banken, wie die Banque du Rhin und die Banque de la Sarre als wichtigste, sind auf linksrheinischem 

Boden gegründet worden; andere wie die Koblenzer Bank vollkommen unter den Einfluß französi-

schen und auch amerikanischen Kapitals gekommen. Auch die wichtigsten industriellen Unterneh-

mungen des Saargebiets sind heute in voller Abhängigkeit von französischem Kapital. 

 
1 Hier fehlt Text. KWF 
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Doch auch im unbesetzten Gebiet Deutschlands wird fremdes Kapital in wachsendem Maße inves-

tiert. 

„Den einen Grund, vielleicht den wesentlichsten, bildet der niedrige Stand der deutschen Valuta. Dieser übt 

dauernd einen sehr starken Anreiz auf das Ausland aus, sich für den Erwerb deutscher Güter jeder Art zu 

interessieren. In riesigen Mengen gehen deutsche Waren und Immobilien in fremden Besitz über ... Es gibt 

nichts, was das Ausland nicht kaufte, der ‚Ausverkauf‘ umfaßt alles. Der Ausländer kann auch auf eine Er-

tragssteigerung in der nächstliegenden Zeit leichtverzichten, da sein Gewinn an Macht über materielle Werte 

(Sachwerte) doch immer bei weitem seinem Entgelt in billiger Papiermark überlegen sein muß. 

Neben dem niedrigen Stand der deutschen Mark dürften vor allem Kapitalflucht und Steuerscheu der fremden 

Kapitalinvasion die Wege geebnet haben. 

Doch all diese Gründe, so bedeutend sie auch sein mögen, können doch nicht den Gang der Entwicklung 

erklären, sie erscheinen klein gegenüber dem Hauptmotiv: dem Kapitalimport als Mittel der Kapitalbeschaf-

fung.“ 

Ist es also für den ausländischen Kapitalisten die Höhe der Mehrwertrate in Deutschland und die 

politische Beeinflussung, die zur Investierung fremden Kapitals in Deutschland führen, so ist der 

deutsche Unternehmer mit dieser Entwicklung im Prinzip einverstanden: Einmal aus Steuerscheu und 

zweitens infolge der Schwierigkeiten, die der Akkumulation deutschen Kapitals im Wege stehen, also 

infolge davon, daß der deutsche Unternehmer viel weniger als der Ententekapitalist die Möglichkeit 

gehabt hat, den im Kriege zerrütteten Produktionsapparat wieder herzustellen. (Fortsetzung folgt)) 

[265] 
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Die Internationale  

Jahrg. 5 ⁕ Ausgegeben 12. März 1922 ⁕ Heft 12 

Das Steuerkompromiß. 

E. L. B e r l i n, den 8, März 1922. 

„Das Steuerkompromiß ist durch alle Stürme und Fährnisse, die es scheinbar – um das Publikum vor 

der politischen Bühne in Spannung zu halten – durchmachen mußte, glücklich hindurchgekommen. 

Die SPD ist sich treu geblieben, sie hält an ihrer politischen Linie der Staatserhaltung, und sei es auch 

auf Kosten der Arbeiterschaft, fest. Die deutsche Volkspartei greift zu: denn das Steuerkompromiß 

erfüllt mit der Belastung des Massenverbrauchs, mit der Schonung des Besitzes, der Preisgabe des 

Reichsnotopfers, mit der Zwangsanleihe alle Anforderungen, die das Schwerkapital billig an das 

Steuerzahlen überhaupt stellen kann. 

Wirth ist gerettet. Mit der Besiegelung des Steuerkompromisses ist ihm wieder einmal das Vertrauen 

des Reichstages gesichert. Aber war das Vertrauensvotum nach der Niederwerfung des Eisenbahner-

streiks noch die Frucht eines harten politischen Kampfes, so ist das neue Vertrauensvotum das klägliche 

Ergebnis parlamentarischen Kuhhandels. Vom ursprünglichen Steuerprogramm, mit dem Wirth und 

die SPD im August auszogen, von der gleichmäßigen Belastung des Besitzes und des Verbrauches ist 

nichts übrig geblieben. Die Sachwert-Erfassung verschwand im Nichts. Die SPD- und Gewerk-

schaftsbürokraten bleiben Minister um die Preisgabe auch der letzten Grundsätze, die bisher als sozia-

listisch galten. Und es ist nur der Ausdruck des Sieges der Bourgeoisie über die Illusionen kleinbür-

gerlicher Steuerdemokratie und Steuergerechtigkeit, daß H e r m e s, der den Kapitalisten für „Opfer“ 

der Zwangsanleihe noch eine Prämie geben will, der gegen Wirth im Einverständnis mit der deutschen 

Volkspartei intrigiert hat, vom stellvertretenden zum wirklichen Finanzminister der Ebertrepublik wird. 

Das Manöver des Weinflaschenkrieges, mit dem die Sozialisten zur Verschleierung ihrer Kapitulation 

vor dem Steuerkompromiß die Aufmerksamkeit von der eigentlichen Lebensfrage ablenken wollten, 

wird voraussichtlich nicht einmal die Person Hermes zu Fall bringen. 

Wird das Steuerkompromiß Gesetz, dann muß die Teuerungswelle, die heute schon alle von ihrer 

Hände Arbeit Lebenden zu verschlingen droht, ins Ungemessene steigen. Der Lebenshaltungsindex 

des Statistischen Reichsamts ist von 1640 im Januar auf 1989 im Februar, also um 21,3%, gewachsen, 

wobei die Brotpreiserhöhung nicht einmal eingerechnet ist. Nach Kuczynski muß heute ein Ehepaar 

mit 2 Kindern ein Jahreseinkommen von 32.000 M. haben, wenn es nur sein Existenzminimum fristen 

will. Der Dollar kostet wieder 260 Mark: sein Sinken im Dezember hat keine Milderung der Teuerung 

gebracht, wohl aber bringt sein erneutes Steigen weitere Preiserhöhungen. Mietserhöhungen stehen 

bevor: das im Reichstag angenommene Reichsmietengesetz läßt die Abwälzung aller Hausbesitzer-

lasten auf die Mieter ausdrücklich zu. 

Welcher Proletarier, welcher Beamte, welcher Angestellte ist heute noch imstande, seinen Privat-

haushalt ins Gleichgewicht zu bringen? 

[266] Aber die Bourgeoisie ist nicht zufrieden mit diesem „Erfolge“ ihres Wiederaufbaues. Nach 

ihrem Willen soll das werktätige Volk den Leidensweg bis zu Ende gehen. Hundert Milliarden Steu-

ern will die Ebertrepublik aus den Knochen der Arbeiter herausholen. Noch mehr steigt mit der Er-

höhung der Umsatzsteuer der Brotpreis, der Preis für Kleider und Schuhe. Schrecklicher noch als 

bisher wird mit der Erhöhung aller Verbrauchssteuern die Teuerung für jegliche Lebensmittel. Dafür 

aber wird der Besitz geschont. Die Besitzsteuern, schon im ersten Steuerprogramm Wirths unzuläng-

lich und abwälzbar, sind in den Kommissionen des Reichstages noch mehr zu Gunsten der Besitzen-

den gemildert und mit ihrem Inkrafttreten auf zwei bis drei Jahre hinausgeschoben worden. 

Trotzdem bleibt das Defizit im Reichshaushalt. Trotz alles Eifers des Bürgertums, die Arbeitenden 

bis zur Erschöpfung ihrer Kräfte auszupressen, wachsen die schwebenden Schulden des Reiches, die 

Papiergeldflut, die Geldentwertung und werden zu einer weiteren Quelle der Verelendung neben und 

mit den Steuern. 
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Die Geschichte des kapitalistischen Wiederaufbaus ist, gleich der Geschichte der ursprünglichen Ak-

kumulation, geschrieben mit dem Blut und den Tränen von Millionen hungernden und darbenden 

Menschen. 

Der Endkampf um die Steuern ist eine Entscheidungsstunde für das arbeitende Volk Deutschlands. 

Er ist eine Schicksalsstunde für seine wirtschaftlichen und politischen Organisationen. Die Bürokratie 

der Gewerkschaften und SPD haben sich entschieden: sie sind auf den Stinneskurs festgelegt und 

glauben noch einmal, mit der sicher funktionierenden Parteimaschine die unzufriedenen Massen nie-

derhalten zu können. Die USPD, die bisher stets die linke Flanke der Wirthregierung in Sturmtagen 

deckte, ist seit der halben Entscheidung ihrer Reichskonferenz halt- und führerlos. Unter dem Einfluß 

ihrer rechten Führer, die immer noch die tatsächliche Politik der Partei bestimmen, ist ihre Opposition 

gegen das Steuerkompromiß bisher nicht über scharfe Worte hinausgekommen. Und doch muß dies-

mal klarer noch als im Eisenbahnerstreik die Entscheidung fallen. Es geht nicht an, daß um das Phan-

tom der Wirthschen Außenpolitik die deutschen Arbeiter an das Schwerkapital verkauft werden. Es 

geht nicht an, daß in dem Augenblick, da Rathenau im Auswärtigen Ausschuß des Reichstages den 

Bankrott seiner Erfüllungspolitik zugestehen muß, im Namen dieser Erfüllungspolitik Hundert Mil-

liarden aus den Arbeitermassen herausgepreßt werden. 

Die KPD hat die Führung der USP vor die entscheidende Frage gestellt, ob sie bereit ist, mit ihr 

zusammen, die Gewerkschaften, die ganze Arbeiterklasse zur Abwehr des Steuerraubes noch in letz-

ter Stunde aufzurufen; ob sie mit ihr zusammen in Massenversammlungen und Massendemonstrati-

onen das Steuerkompromiß bekämpfen will; ob sie mit ihr zusammen dem Steuerblock von Stinnes 

bis Scheidemann die Einheitsfront aller Schaffenden entgegensetzen will. 

Zur Stunde ist die Antwort der USP noch nicht da. Aber eines ist schon jetzt klar: sie wird für die 

nächste Zukunft über das Geschick der USPD entscheiden. Sie wird deutlich zeigen, ob die USPD 

wie bisher, offiziös, aber darum nicht weniger wirksam die Koalitionsregierung Wirth stützen will; 

oder ob sie die für jede proletarische Partei selbstverständliche Pflicht [267] auch für sich als bindend 

anerkennen will: mit den Massen der Arbeiterschaft die Klasseninteressen des Proletariats zu vertei-

digen, auch wenn dabei einige liebgewordene Illusionen der rechten Führer zum Teufel gehen. 

* 

Von März zu März.  
Von E d w i n  H ö r n l e. 

Ein Jahr ist um, seit die KPD jene Aktion unternahm, die man schlechthin „die Märzaktion“ nennt. 

Die Auseinandersetzungen darüber in der Partei sind heftig und langwierig gewesen. Heute haben 

sowohl Anhänger wie Kritiker der Märzaktion, soweit sie i n n e r h a l b  der Partei stehen, Abstand 

gewonnen von jenen Ereignissen. Die Beurteilung von beiden Seiten ist ruhiger, sachlicher. 

Daß von Kreisen, die außerhalb der Partei stehen, immer noch versucht wird, mit der Kritik der März-

aktion hausieren zu gehen, hat seine agitatorischen Gründe. Die KAG ist heute so verlegen um 

Gründe, die ihre Existenzberechtigung beweisen, daß sie sich nur ungern den fetten Happen der März-

aktionskritik entgehen lassen möchte. Es hilft ihr wenig. Das Proletariat als Masse ist über diese Frage 

hinweg zur Tagesordnung übergegangen. 

Schon im November, als der Vorwärts „enthüllte“ und die KAG sekundierte, trat das klar zu Tage. 

Die Massen reagierten nicht mehr auf den Bluff. Die Frieslandgruppe, die jene „Enthüllungen“ zum 

Anlaß nehmen wollte, unbequeme Personen in der Parteileitung zu beseitigen, hatte den Zeitpunkt 

schlecht gewählt. Die Ironie des Schicksals wollte es, daß dieselben Leute, die das Wort „Masse“ 

ständig im Munde führten, sich über Stimmung und Wollen dieser Masse gänzlich im Irrtum befan-

den und vor lauter „heran an die Massen“ sich schließlich von den Massen isolierten. Heute beschlie-

ßen sie ihre politische Laufbahn als arme Bettler vor den Toren der USP. 

Wenn es eines Beweises bedurft hätte, daß die Partei alle notwendigen Lehren aus der Märzaktion 

gezogen hat, so hat ihn der letzte große Eisenbahnerstreik gebracht. Trotzdem die Bezirke von der 

Verbindung untereinander und mit der Zentrale so gut wie abgeschnitten waren, haben doch fast alle, 
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wie auf Verabredung, dieselbe Taktik befolgt, haben es verstanden hohe Aktivität mit bewußter po-

litischer Zurückhaltung zu verbinden. 

Diese Taktik war der Einstellung der Kämpfenden und der allgemeinen Situation angepaßt. Nirgends 

fand sich mehr ein ernstlicher Versuch, in revolutionärer Ungeduld den Massen vorauszustürmen, 

überall herrschte sorgfältige überlegte Anknüpfung, das Verbundenbleiben mit den Massen. Kein 

Hervordrängen kommunistischer Endziele, keine Empfehlung von Kampfmitteln des Endkampfes, 

wie sie die Märzaktion 1921 charakterisieren! Und doch gleichzeitig kein Untergehen in der Masse, 

kein Aufgeben kommunistischer Grundsätze! Immer und überall blieb sich die Partei bewußt, daß sie 

über den bloßen Lohnkampf und die Aufgabe seiner Unterstützung und Verbreiterung hinaus den 

Blick der Masse lenken müsse auf die p o l i t i s c h e n  M a c h t f r a g e n, auf den Zusammenhang von 

Beamtennot und Arbeiterelend mit der Außen- und Innenpolitik der Wirthregierung, auf den Steuer-

kompromiß und die Koalitionspolitik der SPD, die letzten Endes den beispiellosen Verrat der Ge-

werkschaftsführer und SPD-Führer bedingt und verursacht haben. 

Die Partei verzichtete nicht darauf auch an der USP scharfe Kritik zu üben, deren zwiespältige und 

schwankende Haltung ebenfalls bedingt war durch die Zwiespältigkeit und Prinzipienlosigkeit ihrer 

großen Politik, vor allem in Fragen der Reparationen und der Unterstützung der Außenpolitik eines 

Wirth und Rathenau. 

[268] Nicht von vornherein, wie im März 1921, sondern nur wo die Massen vorbereitet waren, erhob 

die Partei den Ruf nach dem Sturz dieser Wirthregierung und der Schaffung der Arbeiterregierung. 

Die Partei verstand es ganz gut zu unterscheiden zwischen Forderungen, die man propagiert, also 

dem Bewußtsein der Massen erst zuführen muß, und Forderungen, die heute schon Massenforderun-

gen sind, um die es also schon zu kämpfen gilt. Die Partei hatte begriffen, daß man Aktionen nicht 

macht durch Parolen, wohl aber daß wir die Aufgabe haben, schon während und gerade auch d u r c h  

die Aktion die Massen auf neue, höhere Kampfziele hinzulenken. 

Die KAG-Leute, die so laut nach „Garantien“ gegen den „Märzgeist“ riefen, hier haben sie eine Ga-

rantie, wie sie eindeutiger, zuverlässiger eine Partei überhaupt nicht geben kann. Hätten sie damals 

im Herbst und Dezember ihre Forderungen ehrlich gemeint, heute müßten sie o f f e n  bekennen, daß 

ein Grund zu Geschrei nicht vorlag. Kein einziger der sogenannten „Kompromittierten“ dachte im 

Traume daran, die Fehler vom März 1921 im Februar 1922 zu wiederholen. Die Massen selbst aber 

– und gerade die kämpfenden Beamten – fragten garnicht darnach, ob sogenannte „Kompromittierte“ 

zu ihnen sprachen oder nicht. Ihnen war es nicht um Personen, sondern um den Inhalt zu tun. Ein 

Beweis dafür, daß die KAG nicht nur die Psyche kämpfender Massen falsch beurteilt, sondern auch 

die Rolle ganz falsch einschätzt, die der Führer in einer wirklichen Massenbewegung spielen kann. 

Ein Jahr ist um, seit der Märzaktion des Frühjahrs 1921. Die Partei hat nicht bloß in der Theorie, sie 

hat i n  d e r  P r a x i s  mit der Einstellung gebrochen, die jene Aktion beherrschte. Sie hat beim Gene-

ralstreik der Eisenbahner und bei manchen anderen Anlässen den Tatbeweis ihrer neuen Einstellung 

erbracht. Einer neuen Einstellung, die in Wirklichkeit absolut nicht neu ist. Denn sie war schon vor-

handen im Spartakusprogramm und in Rosa Luxemburgs Rede zum Programm. Sie war vorhanden 

in der Taktik des Offenen Briefes im Januar und Februar 1921 und schon vorher in den Forderungen 

der Stuttgarter Metallarbeiter. 

Die Märzaktion und ihre literarische Begründung in der „Offensivtheorie“ waren eine heftige Kri-

senerscheinung, hervorgerufen in erster Linie durch die Jugend und die Geburtsfehler der VKPD. 

Erst während und nach der Märzaktion wurde die Partei sich klar über die Rolle und die Aufgaben 

einer kommunistischen Massenpartei in den verschiedenen und wechselnden Phasen der proletari-

schen Revolution. 

Vor dem Vereinigungsparteitag hatte es ja nur auf der einen Seite die kleine Gruppe des Spartakus-

bundes gegeben, auf der anderen Seite die organisatorisch noch gebunden, ideologisch sich erst all-

mählich loslösender Massen der linken USP. Beide Teile waren in der Hauptsache auf Propaganda 

und Agitation beschränkt gewesen. Die neue Massenpartei sollte nun den Weg finden von der A g i -

t a t i o n  z u r  A k t i o n. 
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Trotzki wies auf den dritten Weltkongreß mit Recht darauf hin, daß eben die Schwierigkeit dieses 

Uebergangs die Fehlerquelle der Märzaktion gewesen ist. Es gab einige Genossen, die berauscht wa-

ren von dem Wort „Massenpartei“. Man vergaß, daß auch die größte Massenpartei nur ein Bruchstück 

ist des Gesamtproletariats. Man übersah, daß die VKPD weder an Größe, organisatorischer Durch-

bildung, noch an revolutionärer Schulung und Disziplin schon den Ansprüchen an eine kommunisti-

sche Massenpartei genügte. Man wußte nicht, daß die Aktion einer Massenpartei einer systemati-

schen, sorgfältigen Vorbereitung bedarf, daß die Agitation so gestaltet werden muß, daß sie in die 

Aktion überleitet. Man hat auch starke Fehler gemacht in der Einschätzung und Abwägung der allge-

meinen Situation. 

[269] Gewiß haben auch einzelne Personen in der Märzaktion eine unerwünschte Rolle gespielt. Ge-

schichte der Menschen wird eben durch Menschen gemacht. Aber diese Personen handelten doch 

auch nur unter dem Zwang bestimmter Umstände. Die falsche Ideologie eines Führers kann nur dann 

gefährlich werden, wenn sie in den Massen selbst schlummert. Ist das nicht der Fall, dann stößt die 

Masse den Führer aus, wie die Frieslandgruppe das am eigenen Leibe erfahren mußte. 

Und warum wurden die KAG-Leute ausgestoßen? Ausgestoßen mit solch überwältigender Einmütig-

keit? Weil sie mit den Fehlern der Märzaktion zugleich das B e r e c h t i g t e  d e r  M ä r z a k t i o n  

über Bord werfen wollten, weil sie nicht die falsche Anwendung eines richtigen Prinzips, sondern das 

Prinzip selbst beseitigen wollten. Und das Prinzip lautet, daß sehr wohl kommunistische Massenpar-

teien das Recht und die Pflicht haben, die Massen zu Aktionen aufzurufen und ihnen führend voran-

zugehen. Wie sollten wir sonst zu einer Eroberung der Macht und einer wirklichen, strengen und 

folgerichtigen Diktatur des Proletariats kommen? Worauf es im einzelnen Falle ankommt, ist die 

sorgfältige Prüfung und Abschätzung der allgemeinen Situation, das Verankertsein im Vertrauen 

breitester Massen, die gewissenhafte Vorbereitung der Aktion agitatorisch und organisatorisch. 

Hier sind die Aufgaben, an deren Lösung die Partei heute angestrengt arbeitet. Und wenn sie es jetzt 

besser versteht, die Situation revolutionierend und revolutionär auszunützen, so ist das mit eine Folge 

der umfassenden und tiefgreifenden Diskussionen, die das vergangene Jahr zum großen Teile aus-

füllten. Es gibt Parteigenossen, die sehen in diesen Parteidiskussionen „verlorene Zeit“, Ablenkung 

von der positiven Kampfarbeit. Sie haben dort recht, wo solche Diskussionen drohen Selbstzweck zu 

werden, wo die „Freiheit der Diskussion“ zum Vorwand der Parteilähmung und Zerstörung gemacht 

wird. Andererseits dürfen wir aber nicht vergessen, daß man wohl eine Armee oder eine Polizeitruppe 

ohne Diskussion, einfach mit disziplinarischen Mitteln dirigieren kann, nicht aber eine Massenpartei, 

die berufen ist, in jedem Betrieb, jeder proletarischen Organisation, jedem Dorf und jedem Hauswin-

kel die werktätigen Massen zu sammeln, aufzuklären und zu bestimmten Zielen zu mobilisieren. 

Diese Aufgabe kann nur gelöst werden, wenn unsere Mitglieder nicht nur das Ziel, sondern auch den 

Weg kennen mit allen feinen Hindernissen und Schwierigkeiten, wenn die Leitung der Partei nichts 

anderes ist als der konzentrierte Ausdruck des bewußten Willens der Mitglieder. Es genügt uns nicht 

zu konstatieren, daß unsere Partei heute rein und homogen ist, es kommt darauf an, daß diese reine 

und homogene Partei auch geistig klar und beweglich genug ist, um der Vielfältigkeit und Kompli-

ziertheit ihrer Aufgaben gerecht zu werden. 

Und wahrlich diese Aufgaben türmen sich. Die internationalen Konflikte sind nicht geringer geworden, 

sondern im Gegenteil gewachsen. Stand der März 1921 unter den Auswirkungen der Brüsseler Konfe-

renz und vor dem drohend heraufziehenden Gewitter des oberschlesischen Aufruhrs, so steht der März 

1922 unter den Auswirkungen der Konferenz von Cannes. Genua wirft seine Schatten voraus. Das Re-

parationsproblem und die Frage der Eingliederung Rußlands in die Weltwirtschaft steht so akut wie je, 

sie ist zur Existenzfrage des europäischen, nicht nur des deutschen Proletariats geworden. 

In Deutschland nähert sich der Steuerschacher zwischen Stinnes und SPD seinem Ende. Wenige Wo-

chen noch, und die arbeitenden Massen werden seine Folgen am eigenen Leibe verspüren. Schon jetzt 

steigt die Teuerung sprunghaft, immer schneller folgen sich Lohnbewegungen und Streiks, immer 

brutaler provozieren die Unternehmer, immer kecker legt Stinnes [270] seine Hand auf das Steuerrad 

der Regierung. Und in demselben Maße, als die Kapitalisten übermütig werden, wird die 
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Gewerkschaftsbürokratie, werden die SPD- und rechten USPD-Führer hilfloser und in scharfen Ge-

gensatz gedrängt zu den erbitterten Massen. Immer offener enthüllen sie sich als die Handlanger der 

Schwerindustrie. Die USP, die es bisher so herrlich verstand, zwischen beiden Heeren zu lavieren, 

befindet sich in einer heftigen Krise, wird kampfunfähig gemacht und gelähmt durch die eigenen 

Widersprüche. Die Massen aber rufen immer stürmischer nach Brot und suchen im gärenden Chaos 

einen festen Richtpunkt. Dieser zuverlässige Pol kann nur die kommunistische Partei sein. 

Noch aber schmachten Taufende unserer tapfersten Kämpfer in den Ketten der weißen Justiz. Hun-

gerstreik auf Hungerstreik gibt Kunde von ihrem beispiellosen Qualen und dem heldenhaften Marty-

rium, Mörder gehen straffrei, monarchistische Hochverräter erfreuen sich der Amnestie. Für die 

Märzkämpfer der kommunistischen Partei gibt es nur Ketten und Zuchthaus. 

Freilich, wir erwarten keine Amnestie von Gnaden der bürgerlichen Regierung, von Gnaden sozial-

demokratischer Staatsmänner wie Ebert, Radbruch oder Severing. Sie, die ihr eigenes einstiges Pal-

ladium, den 8-Stundentag, das Streikrecht, das Asylrecht der politisch Verfolgten mit Füßen treten, 

werden nie und nimmer freiwillig die Märzkämpfer amnestieren. Wir wissen: Frei werden unsere 

gefangenen Brüder nur durch die Hand des Proletariats. Nur unter dem drohenden Druck der Massen 

wird sich diese Regierung bequemen, die Helden der Revolution frei zu geben. Nur die Arbeiterre-

gierung wird zugleich mit der Befreiung des Proletariats von den Lasten der Reparation und des Steu-

erkompromisses auch die Tore der Gefängnisse öffnen. Eben darum kann die KPD nicht zurückden-

ken an den Märzkampf des letzten Jahres, nicht den Gedenktag feiern der Pariser Kommune ohne 

den Ruf zu erheben: Oeffnet die Kerker; Heraus mit den verurteilten Revolutionären! Gebt unsere 

Brüder der Freiheit zurück und dem Kampfe! 

* 

Der Streik der Mansfelder Bergleute.  
Hans Urban, Halle. 

Die Mansfelder Bergleute haben ihren 3 Wochen in seltener Einmütigkeit geführten Kampf mit ei-

nem, gemessen an ihren ursprünglichen Forderungen, kleinen Erfolg abgebrochen. Der Streik, an 

dem nicht nur die Mitglieder des alten im (freigewerkschaftlichen) Bergarbeiterverbandes, sondern 

auch die Unorganisierten und die Unionisten, beteiligt waren, hat einen Lieblingsgedanken der Bo-

chumer Bürokraten, den Ausschluß der Unorganisierten und der Unionisten vom Bezug der Sozial-

löhne nicht verwirklicht. Der alte Manteltarif bleibt vorläufig bis zum 1. Juni bestehen. Der folgende 

Artikel ist vor dem Ende des Streiks geschrieben, er gibt aber ein so lebendiges Bild der Entwicklung 

des Klassenkampfes in diesem wichtigen Revier, daß wir gerade jetzt, wo die Märztage von 1921 

sich jähren, für die der Kampf der Mansfelder von der größten Bedeutung war, ihn weitesten Arbei-

terkreisen zugänglich machen. Er zeigt ferner, welche Fehler trotz aller bitteren Erfahrungen, den 

Kämpfern unserer Tage noch anhaften und seine Kritik an der Haltung der führenden Verbände wird 

durch den Ausgang des Kampfes vollauf bestätigt. 

Der Erfolg dieses Streiks gemessen an der Arbeitskraft der Arbeiter, die im Kampfe standen, ist nur 

gering. Die Entlohnung der Mansfelder bleibt weit zurück gegenüber der, der Bergleute in den Stein 

– Braunkohlenrevieren. Die Bergleute im Mansfeldschen verlangen, daß ihre gefährliche Arbeit 

nicht geringer entlohnt wird als die ihrer Kameraden in anderen Revieren. 

Wenn aber die Leitung des alten Verbandes diesem selbstverständlichen Verlangen nicht nach-

kommt, werden die Mansfelder Bergleute in kurzer Zeit wieder so geschlossen kämpfen wie dies-

mal. Fehler, diesmal noch begangen, werden vermieden werden, das garantiert der Kampfgeist der 

Mansfeldschen Genossen, dem der Artikel gleichzeitig glücklich zum Ausdruck bringt. 

„Mansfeld wird immer reichstreu bleiben!“ Mit diesen Worten schloß der Abgeordnete A r n d t  seine 

Rede, die er am 18. Januar 1910 im Reichstag bei der Debatte über die militärische Besetzung der 

Mansfelder Lande [271] anläßlich des Bergarbeiterstreikes im Oktober 1909 hielt. Der Abgeordnete 

Arndt ziert nicht mehr den Reichstag und der reichstreue Verband ist in die Versenkung verschwun-

den, die Mansfelder Arbeiterschaft ist ein Faktor geworden, der in allen Berechnungen der Unterneh-

mer sehr ernsthaft erwogen werden muß, die Mansfelder Arbeiter sind jetzt eine Truppe der deutschen 

Revolution, die ihre Schlagtraft in mehreren Kämpfen bewiesen hat. 

Der Kampf der Mansfelder Bergleute ist so alt wie der Bergbau im Mansfeldschen selbst. Die Chronik 

des Mansfeldischen Landes berichtet von mehrfachen Aufruhrbewegungen, so wollten 1556 die 
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Knappen dem Grafen die Burg anzünden und ihn und seine ganze Sippe töten. Der erste größere 

Kampf war der im Jahre 1909. Die Mansfelder Bergleute gehörten zu den schlechtbezahltesten Berg-

leuten in Deutschland, höchstens noch übertroffen von den schlesischen. Jahrhundertelanges Ein-

spannen in das geistesabtötende Einerlei des Bergwerklebens hatte sie zu willfährigen Arbeitssklaven 

gemacht, die Mansfelder Kupferschieferbauende Gewerkschaft, kurz Gewerkschaft genannt, vergrö-

ßerte von Jahr zu Jahr ihre Werke und drückte den Lohn der Arbeiter immer mehr herunter. So wurde 

der Durchschnittslohn unter dem Direktor V o g e l s a n g, der im Kapp-Putsch erschossen wurde, von 

3,75 Mk. im Jahre 1907 auf 3,26 Mk. im Jahre 1908 herabgedrückt, die Lohnsumme sank um 894.000 

MT. jährlich, trotzdem die Belegschaft um 229 Mann verstärkt wurde. Von den Anfang 1908 be-

schäftigten Arbeitern brachte jeder nach Abzug der Beamtengehälter der Gewerkschaft einen R e i n -

gewinn von 809 Mk. Dazu kam die Bewucherung durch den Handel, der der Gewerkschaft den Vor-

wand gab, die Versorgung ihrer Arbeiter mit Lebensmitteln selbst in die Hand zu nehmen. Sie schlug 

damit 2 Fliegen mit einer Klappe. Sie hate durch den Betriebskonsumverein einmal die Arbeiter in 

ein weiteres Abhängigkeitsverhältnis gebracht und durch die Konkurrenz, die sie den Kaufleuten bot, 

bekam sie willige Arbeitskräfte, denn sie waren nun gezwungen, ebenfalls in den Dienst der Gewerk-

schaft zu treten. 

Unter diesen Umständen ist es nicht verwunderlich, wenn dem dort dominierenden „reichstreuen 

Verein“ die Mitglieder davonliefen und zum Bergarbeiterverband gingen. Die Direktion unterdrückte 

brutal die freie Meinungsäußerung und setzt die Mitglieder des B. A. V. aufs Straßenpflaster und die 

Kündigung von 73 Verbandsmitgliedern war die Ursache eines Kampfes, der in seinem Umfange und 

in seiner Tragweite weit den Rahmen des gewöhnlichen überstieg. Noch bei Ausbruch des Streikes 

sagte der Landrat Thewes: „Ein Streik in Mansfeld? Nicht denkbar! Davor schützt uns das sichere 

und feste Bollwerk unserer 12.000 reichstreuen Bergleute. Und solange wir soviele Reichstreue ha-

ben, verhandeln wir nur mit diesen.“ Und 8 Tage später standen 10.000 Bergleute im Streik, die nicht 

um Lohnerhöhungen, sondern um Anerkennung des Koalitionsrechtes kämpften. In diesem Kampfe 

lernten die Kumpels, die bisher zum Staate und den Behörden vollstes Vertrauen hatten, kennen, daß 

sie in dem Moment, in dem sie mit Forderungen auftreten, von allen verlassen werden. Der Bürger-

meister D i t t r i c h  von Leipzig, der damalige Vorsitzende des Aufsichtsrats, lehnte eine Vermittlung 

ab mit dem Bemerken, die Bergarbeiter brauchen sich nicht koalieren, denn ein Tagesverdienst von 

3 Mk. genügte für sie. Die Behörden, der Minister, lehnten jegliche Verhandlung ab, der Landrat von 

Hassel aus Mansfeld rief Militär nach dem Streikgebiet, die Militärbehörden schickten bereitwilligst 

Infanterie, Kavallerie und Maschinen-Gewehre. Hier wurde der Grund gelegt zu der Erbitterung und 

dem Groll, der in den Mansfelder Arbeitern steckt. Das Militär benahm sich so provozierend, wie es 

nur unter Führung preußischer Leutnants in [272] wilhelminischen Zeiten sich benehmen konnte. 

Nach dem Ausladen auf dem Hettstedter Bahnhof wurde scharf geladen, Sturmriemen unters Kinn 

genommen und im Laufschritt ging es durch G r o ß ö r n e r  nach der Kupferkammerhütte in 

Molmeck, an deren Ausgängen Maschinengewehre aufgestellt wurden. Es bedurfte einer starken 

Selbstüberwindung der Bergleute, um den Provokationen aus dem Wege zu gehen. In kurzer Zeit 

waren 240 Gendarmen und über 1200 Soldaten im Streifgebiet. Wohl zuckte es manchen in den Fäus-

ten, doch sie schluckten den Groll und Zorn hinunter und ertrugen Willkür und Brutalität. 

Der Streik endete nicht mit dem Erfolg, den man erwartet hatte, die Gewerkschaft, der alle Mittel des 

Staates und das gesamte Unternehmertum zur Seite standen, weigerten sich doch die Arbeitgeber im 

Ruhrrevier, in Hamburg und Berlin, streikende Bergarbeiter einzustellen, nachdem man sie nach die-

sen Orten hatte kommen lassen, war stärker als der Bergarbeiterverband. Als der B. A. V. jedoch zum 

Streikabbruch blies, da stieß er auf den Widerstand de Streikenden, namentlich in den Grunddörfern 

und nur durch Aufwendung aller Beredsamkeit der Sachse, Undeutsch usw. und nachdem in einzel-

nen Orten bereits die Arbeit wieder aufgenommen worden war, konnte der Streik abgebrochen wer-

den. Die Streikführer und die „mißliebigen Elemente“ blieben auf der Strecke. 

Die Mansfelder Bergarbeiter hatten einen Kampf bestanden, der nicht spurlos an ihnen vorüberge-

gangen ist, der sie von allen bisherigen Illusionen heilte, der in ihnen einen diesen Groll gegen den 

Staat nährte und sie das Wesen des Klassenstaates erkennen ließ. Aeußerlich kam die Erkenntnis 
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durch die Zunahme der Leserzahl des „Volksblattes“ zum Ausdruck, die von einigen Hundert auf 

rund 7000 stieg. Dem sozialdemokratischen Wahlverein traten ungefähr 2000 Mitglieder bei. 

Der Streik des Jahres 1909 hat viele Aehnlichkeit mit dem verflossenen Eisenbahnerstreik. Hier wie 

dort eine Schicht, die einen Kampf auf breiterer Grundlage überhaupt noch nicht geführt hat, die sich 

der Auswirkungen des Kampfes nicht bewußt ist und die sich der vollen Früchte ihres Kampfes nicht 

erfreuen kann, da er vorzeitig abgebrochen wurde, abgebrochen wurde auf ein Versprechen hin, das 

nicht gehalten wurde. 

Das militärische Vorgehen während des Streikes im Jahre 1909 hatte wohl den Mansfeldern die Au-

gen geöffnet, die Entwicklung kann aber eine Bevölkerungsschicht, die jahrhundertelang in Abhän-

gigkeit gehalten worden ist, nicht mit einem Male zu überzeugten Kämpfern für den Sozialismus 

machen, doch als im März 1919 in Mitteldeutschland der Generalstreik für das Rätesystem ausbrach, 

da standen auch die Mansfelder nicht beiseite. Und als dann in und um Halle mit den Märker Banden 

gekämpft wurde, da gingen die Mansfelder nach Halle und kämpften mit. Ein Jahr später beim Kap-

putsch standen sie ebenfalls ihren Mann. Sie gingen sogar soweit und richteten in der fraglichen Zeit 

eine großzügige Organisation der Lebensmittelversorgung ein, was hier allerdings umso leichter war, 

da die Gemeindevertretungen, Gemeinde und Amtsvorsteher zum größten Teil von der Arbeiterschaft 

besetzt waren. Der Direktor der Mansfelder Kupferschieferbauenden Gewerkschaft, Dr. Vogelsang, 

dem man während des Streiks 1909 einen toten Kater an die Haustürflinke gehangen hatte mit dem 

Spruch: „Wirst du nicht wie Bergrat Schrader, geht es dir wie diesem Kater“. (Bergrat Schrader war 

arbeiterfreundlich), wurde erschossen. Lohnkämpfe fanden keine statt. Alle Lohnbewegungen wur-

den auf dem Verhandlungswege oder durch Schiedssprüche erledigt. 

[273] Im Februar 1921 versuchte die Direktion durch ein Leipziger Detektivinstituts auf den Werken 

eine Werkspolizei einzurichten. Geschlossen nahmen die Bergarbeiter dagegen Stellung und in einem 

1½ tägigen Streik warfen sie die Werkspolizei aus den Werken hinaus, ja die Direktion mußte ihnen 

das Versprechen geben, die Streiktage zu bezahlen, ein Versprechen, das niemals gehalten worden 

ist. Und dann erfolgte die Besetzung Mitteldeutschlands durch die Hörsinggarden. Die Mansfelder 

Bergarbeiter, die einen tiefen Groll von all den früheren Kämpfen gegen den Staat in sich trugen, die 

in der Besetzung die Stellung unter Polizeiaufsicht sahen, die sie erst vor einem Monat durch den 

Hinauswurf der Werkspolizei so glänzend abgewehrt hatte, sie nahm den Kampf auf im Glauben, 

auch in diesem Kampfe so leicht und so glänzend zu bestehen, wie den früheren. Die Aufforderung 

zum Generalstreik wurde bei den Mansfeldern zum Bewaffneten Kampf und als dann der Kampf 

durch Sipo, Reichswehr und Orgesch niedergeschlagen wurde, da glaubten sich viele verlassen von 

der Partei und vom Proletariat. Sie konnten es nicht fassen, daß die Tat, die sie 1919 und 1920 unge-

straft begingen, nun mit dem Leben und langen Zuchthausstrafen geahndet werde. Der weiße Schre-

cken tobte sich zum ersten Male in Mansfeld aus; Presseverbot, Belagerungszustand und Maßrege-

lungen, sowie das brutale Auftreten der Sipo blieben nicht ohne Wirkung. Mit innerlichem Groll 

mußten sie sich dem Diktat der Mansfelder Gewerkschaft fügen und sich einen Abzug von 6 Mark 

pro Schicht gefallen lassen. 

Um die Ausbeutung der Bodenschätze des Mansfelder Landes und des mitteldeutschen Kaliberg-

baues ist unter den Kapitalistengruppen ein ernsthafter Kampf entbrannt. Die Mansfelder Kupfer-

schieferbauende Gewerkschaft hat ihre Geschäftsform umgeändert zur Mansfeld-Syndikat A.-G. un-

ter Erhöhung ihres Kapitals von 70 Millionen auf 420 Millionen Mark. 350 Millionen neue Aktien-

gelder sollen zur Erweiterung der Werke, zur Anlage neuer Gruben und Hütten dienen. Unter diesen 

und den von Bankier Herzfeld zum Ankauf der Kaligruben aufgebrachten Geldern ist viel oberschle-

sisches Kapital. Die Mansfeld-Syndikat A.-G. und der Bankier Herzfeld stehen dem Rathenau-Kon-

zern sehr nahe. Nun versucht auch Stinnes auf Umwegen über andere Gesellschaften im Mansfeld-

schen Lande Fuß zu fassen, ein Beginnen, das durch den durch die Kapitalserhöhung möglich gewor-

denen Ankauf großer Erz- und Kalivorkommen durch die Mansfeld-Syndikat A.-G. vereitelt worden 

ist. Bei der dem Stinnes eigenen Energie und Zähigkeit in Erreichung seines Zieles ist es nicht aus-

geschlossen, daß Stinnes doch noch sein Ziel erreicht, der Reichtum an Bodenschätzen des Mansfel-

der Landes ist für ihn schon eines Kampfes wert. Daß dieser Kampf nur auf Kosten der Arbeiterschaft 
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geführt werden kann, ist jedem klar, der die Entwicklung der letzten Zeit mit sehenden Augen verfolgt 

hat. 

Die Mansfeld-Syndikat A.-G. ist jetzt bestrebt, ihre Belegschaft zu vergrößern, nachdem seit 1910 

die Belegschaft, die produktive Arbeit leistet, bei immer steigenden Dividenden dauernd zurückge-

gangen ist. Auf den Förderschächten betrug die Gesamtbelegschaft 15.090 Mann, davon waren Streb-

häuer 6815, 1921 waren nur 11.425 Mann in den Förderschächten, wovon 4515 Mann strebhauendes 

Personal waren. Die Gesamtbelegschaftsstärke betrug im Juli 1914, 17.082 Mann, im August 1921, 

16.756 Mann, also 326 Mann weniger, die Minenförderung (das Erzgestein) betrug in den beiden 

Vergleichsmonaten 78.183 Tonnen und 52.340 Tonnen, die Raffinadeerzeugung, d. h. das Erz, 1722 

Tonnen und 858 Tonnen, also über 50% weniger. Für das laufende Jahr soll die Raffinadeerzeugung 

11.500 Tonnen ergeben. Die Ursachen des Rückganges der Raffinadeerzeugung sind nach Darstel-

lung des Betriebsrates folgende: [274] 

1. Es hat innerhalb der Belegschaft eine starke Verschiebung stattgefunden und zwar von der produk-

tiven nach der unproduktiven Seite, d. h. es sind in der Belegschaft heute mehr Aufseher, Angestellte 

und Beamte als früher bei größerer Belegschaftsstärke tätig. Deshalb ist die S t r e b h ä u e r beleg-

schaft um rund 1550 Mann oder 25% zurückgegangen, während die übrige Grubenbelegschaft und 

die Belegschaft der Hütten und sonstigen noch in Frage kommenden Betriebe, die selbstverständlich 

bei den erwähnten Vergleichszahlen in jedem Fall berücksichtigt sind, nicht etwa auch gesunken sind, 

sondern im Gegenteil bei den Schächten um 58 Mann oder 0,8% und bei den übrigen Betrieben um 

1166 Mann oder 33% gestiegen sind. 

2. Der Stärkerückgang der Minernförderung – 33% gegenüber dem Rückgange der Strebbelegschaft 

um 25%, ist auf Verkürzung der Arbeitszeit der Untertagearbeiter zurückzuführen. 

3. Der bei den Rückgang der Minernförderung noch hinausgehende Rückgang der Raffinadeproduk-

tion ist auf den geringeren Kupfergehalt zurückzuführen. Im Juli 1914 hat der 28,2 kg, im August 21 

25,1 kg je Tonne Minern, mithin 11% weniger betragen. 

Und trotz dieses Ausfalls steigen die Gewinne der Aktionäre und Kuxeninhaber. Wurden doch für 

eine Tausendmark Kuxe der Gewerkschaft zeitweilig an der Leipziger Börse bis 33.000 Mark notiert. 

Die Mansfeld-Syndikat A.-G. ist natürlich bestrebt den Ausfall der Produktion gegenüber dem Vor-

kriegsstandard auszugleichen, die Grubenbarone versuchen die Arbeitszeit zu verlängern. So wollen 

sie im neuen Manteltarif die 20 Minuten Seilfahrt bei den Untertagearbeitern, die bisher zu der acht 

stündigen Arbeitszeit gerechnet wurden und die halbstündige Pause bei den Uebertagarbeitern in 

Fortfall bringen, dazu soll die Alterslohngrenze der Jugendlichen von 18 auf 21 Jahr erhöht werden 

und bei den Jugendlichen ein Lohnabbau, der bis zu 50% geht, vorgenommen werden. Die Mansfel-

der Erzbergbau-Arbeiter, die bisher am schlechtesten von allen Bergarbeitern entlohnt wurden, stell-

ten eine Lohnforderung von 20 M. pro Schicht, die Braunkohlenarbeiter im mitteldeutschen Gebiet 

von 12 Mark pro Schicht. In der Braunkohle wurden 10 Mark bewilligt. Der Bergarbeiterverband hat 

in seinem neuen Manteltarif in § 12 die Forderung erhoben, den Nichtorganisierten die sozialen Zu-

lagen und den Urlaub nicht zu gewähren. Die Mansfelder Arbeiter traten geschlossen in den Streik, 

da nur 6 Mark bewilligt wurden. In der Braunkohle wurde weiter verhandelt. Hier beging der Berg-

arbeiterverband einen Kardinalfehler, indem er die Erzbergbauarbeiter in den Kampf führte und die 

Arbeiter der Braunkohle und des Kalibergbaues von dem Erzbergbau trennte, trennte in der Absicht, 

nicht die geschlossene Front der Bergarbeiter in den Kampf zu führen, um „unser“ Wirtschaftsleben 

nicht zu erschüttern. – Die Verhandlungen in der Braunkohle haben sich ebenfalls zerschlagen und 

wenn nun die Erzgräber abgekämpft sein werden, dann wird man die Braunkohlenarbeiter in den 

Kampf führen – oder auch nicht. Der B e r g a r b e i t e r s t r e i k  i s t  e i n  S c h u l b e i s p i e l  d a f ü r, 

w i e  m a n  h e u t e  k e i n e n  S t r e i k  f ü h r e n  d a r f, statt die Bergarbeiter des Erzbergbaues, des 

Kali und der Braunkohle geschlossen in den Streik zu führen, läßt man die einzelnen Schichten jede 

einzeln sich zu Tode kämpfen, um „unsere“ Wirtschaft vor Erschütterung zu bewahren. 
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Mit der Forderung nach der Ausschaltung der Unorganisierten von den sozialen Zulagen will der 

Bergarbeiterverband nicht nur die Unorganisierten und die Union treffen, sondern auch die Opposi-

tion gegen die arbeitsgemein-[275]schaftliche Taktik in den eigenen Reihen knebeln. Unorganisierte 

sollen keine Zulage erhalten, wer gegen die Arbeitsgemeinschaft, gegen das Paktieren mit dem Un-

ternehmertum, auftritt, wird von den Verbandsgrößen Hue und Huseman und deren gehorsamen La-

kaien aus dem Verbande ausgeschlossen, geht also dann als Unorganisierter der sozialen Zulagen 

verlustig, ein energisches Auftreten gegen die falsche Taktik der Gewerkschaftsbürokraten ist also 

gleichbedeutend mit wirtschaftlichen Nachteilen. Daß diese Spekulation der Bürokraten nur ein from-

mer Wunsch bleibt, das hat das Aufbegehren der Bergarbeiter gegen die bisher geübte Taktik bereits 

bewiesen. Aber noch eine andere große Gefahr wirkt dieser § 12. Er bedeutet letzten Endes der Kampf 

der Arbeiter gegen Arbeiter, der schließlich von dem Unternehmer ausgenutzt wird, wie es bereits in 

diesem Streik geschehen ist. Es ist grundverkehrt die Unorganisierten durch wirtschaftliche Zwangs-

maßnahmen in die Verbände zu pressen. Diese gepreßten Gewerkschaftsmitglieder, die Zwangssol-

daten, werden den Gewerkschaften immer feindlich gegenüberstehen und nie gute Klassenkämpfer 

abgeben, sondern in ernsten Zeiten ein Hemmklotz in der Gewerkschaftsbewegung sein. Aber die 

heute an der Spitze des B. A. V. stehenden Leute wollen ja auch nur eine möglichst große Masse von 

Mitgliedern, die willenlos ihrem arbeitsgemeinschaftlichen Willen folgt, aber keine Klassenkampfor-

ganisation. Nicht durch Zwang, sondern durch vorbildliche Taten auf Erringung besserer Arbeitsbe-

dingungen soll und muß eine Gewerkschaft den Unorganisierten den Wert des gewerkschaftlichen 

Zusammenschlusses beibringen. 

Freigewerkschaftler, Unionisten und Unorganisierte stehen geschlossen im Kampf. Sie kämpfen ge-

meinsam gegen die Verschlechterung des Arbeitsverhältnisses, kämpfen gemeinsam um Lohnerhö-

hung. Die Union ist kein so bedeutungsloses Grüppchen im Mansfeldschen, wie dem B. A. V. beliebt 

sie hinzustellen. Wenn nun der Kampf nur um den § 12 gehen sollte, dann wäre die Einheitsfront der 

kämpfenden Bergarbeiter zur Freude der Bergherren durchbrochen, denn man kann den Unionisten 

und den Unorganisierten nicht zumuten, für Forderungen, die ihnen selbst wirtschaftliche Nachteile 

bringen, zu kämpfen. Die Verbandsführer warten scheinbar darauf, daß die Unionisten abspringen, um 

dann einen billigen Vorwand zu haben, den ihnen schon lange unbequemen Streik abzubrechen. Sie 

fürchten bereits jetzt schon die Kritik ihrer Taten, denn in der herausgegebenen Streikordnung verbie-

ten sie ihren Mitgliedern den Besuch von politischen Versammlungen. Das ist wohl das höchste, was 

sich bisher eine Gewerkschaft herausgenommen hat und wenn unsere Genossen in der Streikleitung 

dem zugestimmt haben, so aus dem Grunde, um den Gewerkschaftsführern keinen Grund über Zer-

splitterung der Bewegung durch Kommunisten zu geben. Trotzdem ist dieser Beschluß unserer Ge-

nossen falsch. Kein Lohnkampf ist rein wirtschaftlich zu führen, er hat immer einen politischen Hin-

tergrund, der Beschluß bedeutet in der Praxis die vollkommene Unterordnung unter die Politik der 

Sozialdemokratie. Die Streikenden selbst denken anders über die Führung ihres Kampfes, sie selbst 

haben Versammlungen unserer Partei verlangt und besuchen in Massen unsere Versammlungen. 

Die Arbeitgeber kämpfen natürlich gegen den Tarif, sie haben ein Interesse an einer möglichst großen 

Zahl Unorganisierter. Sie nützen die von den Arbeitsgemeinschaften unter die Arbeiter getragene 

Uneinigkeit aus, um damit das gesamte Proletariat niederzukämpfen. Durch das egoistische, nur zum 

Selbstzweck des B. A. V. eingestellte Vorgehen, erwächst der Gesamtarbeiterschaft ein Nachteil und 

wird der Kampf zu einem Verworrenen gemacht. Der Erfolg dieses Kampfes muß sein, die geschlos-

sene Kampffront der [276] Bergarbeiter. Was während des Kampfes in Erscheinung trat, das ge-

schlossene Auftreten bis B. A. V. und der Union muß organisatorisch ausgewertet werden, Union und 

B. A. V. müssen sich vereinigen, was um so leichter sein dürfte, als der gemeinsam geführte Kampf 

die Notwendigkeit einer einheitlichen, starken Organisation erneut bewiesen hat. Die Union hat wie-

derholt eine Vereinigung dem B. A. V. angeboten, doch hat die Leitung des B. A. V. den Beschluß 

mit Uebertritt der Union abgelehnt, sondern nur Einzelübertritte gnädigst gestatten wollen, wobei 

natürlich bestimmten Genossen der Union die Aufnahme verweigert wurde. – Es ist Aufgabe unserer 

Genossen im B. A. V., für den geschlossenen Uebertritt der Gelsenkirchner Union zu wirken, um so 

die Einheitsfront der Bergarbeiter, um so eine geschlossene kampffähige Organisation gegen das 

Grubenkapital herzustellen. Das muß der positive Erfolg des Bergarbeiterstreikes sein. 
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Das Kommunalprogramm der Kommunistischen Partei Deutschlands. 

Einleitung. 

Als erste allgemeine Grundlage für eine einheitliche Kommunalpolitik der KPD veröffentlichen wir 

hiermit die Einleitung zum Kommunalprogramm im Entwurf des Genossen K a t z. Dieser Einlei-

tung wird das kommunistische Programm für die kommunalpolitischen Spezialgebiete (Siedlungs- 

und Wohnungswesen, Gesundheitswesen und Lebensmittelversorgung, Schulwesen, Fürsorgewe-

sen mit Einschluß der Erwerbslosenfürsorge, städtische Betriebe und Arbeiter, Finanz- und Steuer-

wesen) in den nächsten Wochen nachfolgen. Dem Wunsche der kommunalpolitischen Bezirkskon-

ferenzen auf möglichst detaillierte Richtlinien ist so weit wie möglich Rechnung getragen. Die end-

gültige Beschlußfassung über das Kommunalprogramm bleibt dem kommenden Parteitag vorbehal-

ten. Bis zu diesem Zeitpunkte steht der Entwurf K a t z  zur Diskussion. Es ist besonders erforderlich, 

daß die in der kommunalen Praxis tätigen Genossen etwaige weitere Wünsche auf Behandlung von 

Streitfragen der in der Einleitung behandelten Materie möglichst umgehend der kommunalpoliti-

schen Abteilung der Zentrale der KPD, Berlin C4, Rosenthalerstraße 38, unterbreiten. D. R. d. Int. 

I. Grundsätzlicher Teil. 

A. Wesen und Bedeutung der Kommunalpolitik. 

1. Die kommunistische Kommunalpolitik bildet denjenigen Teil der kommunistischen Gesamtpolitik, 

der sich mit den ökonomischen, verwaltungstechnischen und ideologischen Geschehnissen und Ziel-

strebungen in den Kommunen (Gemeinden und Gemeindeverbanden) befaßt. 

2. Schon entsprechend der begrifflichen und historischen Bedeutung der Kommune – Kommune so-

wohl wie Kommunismus gehen gleicherweise auf communis – gemeinschaftlich zurück; die Kom-

mune war bereits als Urgemeinde, dann im Mittelalter und auch im Spätkapitalismus wieder Haupt-

trägerin der Gemeinwirtschaft – kommt der Kommunalpolitik für die Gesamtpolitik gerade der Kom-

munistischen Partei eine besondere Bedeutung zu. 

3. Sachlich beruht die Bedeutsamkeit der Kommunalpolitik für die Beeinflussung und Aktivierung 

der proletarischen Massen auf dem Umstande, daß dem Bewohner insbesondere der kleinen Gemein-

den im Gegensatz zur Fernheit und Abstraktheit der Politik des Reiches und der Länder die Gescheh-

nisse in der Gemeinde nah, konkret und vertraut sind und die Gemeindepolitik in allen Sorgen, Nöten 

und praktischen Tagesbedürfnissen von der Geburt bis zum Tode aufs Engste begleitet. In erhöhtem 

Maße gilt das für die zahlreichen Gemeinden, in denen über die Maßnahmen der Kommune nicht ein 

Repräsentativkolleg, sondern noch die Vollversammlung der Gemeindemitglieder entscheidet. [277] 

4 Die Mitglieder der Kommunistischen Partei haben daher der Kommunalpolitik ständig und in stei-

gendem Maße ihre Aufmerksamkeit und Arbeitskraft zu widmen. 

5. Als Teil der kommunistischen Gesamtpolitik ist die kommunistische Gemeindepolitik den 

Grundsätzen und Richtlinien der Gesamtpolitik der Partei unterworfen. Die Kommunalpolitik der 

kommunistischen Partei andererseits muß ihre Erfahrungen und Erfolge jederzeit für die Theorie und 

Taktik der Gesamtpolitik der Partei nutzbar machen. 

6. Die Möglichkeit einer Nutzbarmachung der Kommunalpolitik für die Gesamtpolitik der Partei 

ergibt sich vor allem aus der Besonderheit der deutschen Gemeinde, die sowohl selbständige Wirt-

schaftsgemeinschaft wie auch abhängige Verwaltungszelle im Gesamtkörper des Reiches und der 

Länder bildet. Die Erfahrungen sowohl auf dem Geiet der kommunalen Wirtschaft wie auf dem der 

kommunalen Verwaltung sind für die parlamentarische Tätigkeit im Reich und in den Ländern, vor 

allem aber als Vorschulung der Genossen für die Zeit der Uebernahme der gesamten Macht von her-

vorragender Bedeutung. 

B. Verhältnis zwischen Gemeinde und Staat. 

7. Die Frage der Gemeindeautonomie, d. h. des Verhältnisses zwischen gemeindlicher Wirtschafts-

selbständigkeit gegenüber dem Staat und gemeindlicher Verwaltungsabhängigkeit vom Staat, hat für 

die Politik der Kommunistischen Partei keine prinzipielle Bedeutung. Wo das Proletariat im Lande 

die Diktatur ausübt, ist für unbedingte Unterordnung der gesamten Gemeindepolitik unter die 
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Notwendigkeiten der proletarischen Diktatur und für Brechung jedweden kapitalistischen Widerstan-

des einzelner Gemeinden zu sorgen. Solange die kapitalistische Diktatur besteht, kämpfen hingegen 

die Kommunisten für möglichst weitgehende Wirtschafts- und Verwaltungsselbständigkeit aller Ge-

meinden mit proletarischer Mehrheit gegenüber kapitalistisch-bürokratischer Bevormundung durch 

die Regierungen der Länder. 

8. Diesen Kampf gegen die kapitalistische Zentralgewalt, der sich insbesondere bei Durchführung 

der kommunistischen Forderungen auf dem Gebiete der Polizeigewalt, der Erwerbslosenfürsorge, der 

Steuer- und Tarifstaffelung, der Schul- und Bestätigungsfragen entwickeln wird, müssen die Kom-

munisten zur Aufrüttelung der Volksmassen ihrer Gemeinden ausnützen, indem sie Volksversamm-

lungen einberufen, Demonstrationen organisieren, Deputationen entsenden und zu gleicher Zeit das 

Landesparlament für die Angelegenheit in Bewegung setzen. Niemals dürfen die Kommunisten von 

der Festsetzung etwa menschenwürdiger Erwerbslosen-, Kriegsbeschädigten-, Armenunterstützung 

usw. zurückweichen, weil die Zentralregierung droht, bei solchen Unterstützungssätzen keine Zu-

schüsse mehr leisten zu wollen. In keinem Fall ist solche Drohung bisher übrigens in die Tat umge-

setzt worden. 

9. Schon bisher hat der bürgerliche Staat die praktische Durchführung der meisten seiner Aufgaben 

den Kommunen und Kommunalverbänden übertragen, statt sich eigener Organe für die Durchführung 

seiner Aufgaben zu bedienen, so bei der Volksschule, den staatlichen Realsteuern, der Lebensmittel-

versorgung, dem Arbeitsnachweis, den öffentlichen Wahlen usw. Die Kommunisten in den Parla-

menten des Reichs und der Länder haben darauf hinzuwirken, daß diese Tendenz gefördert und jede 

Gegentendenz (Finanzämter für die Einkommensteuer, Katasterämter für die Gemeindesteuer, Be-

grenzung der Freiheit in der Lehrerauswahl) gebrochen wird, daß andererseits für die so den Gemein-

den zufallenden Aufgaben ihnen entsprechende Steuerquellen zugänglich gemacht werden. 

C. Kommunalisierung. 

10. Die gemeindlichen Aufgaben werden stetig durch den Zerfall der Familienwirtschaft vermehrt. 

Im Laufe des Mittelalters, vor allem aber der letzten Jahrzehnte, sind zahllose Wirtschaftsfunktionen, 

die noch der Indi-[278]vidual- und Familienwirtschaft angehörten, oder teilweise in den Aufgaben-

kreis der Kommune hinübergeglitten. An die Stelle der familienwirtschaftlichen Brunnenbohrung trat 

die gemeindliche Wasserversorgung, an die Stelle der häuslichen Lichtzieherei die gemeindliche Ver-

sorgung mit Gas und elektrischem Licht, an die Stelle des Waschbottichs die gemeindliche Badean-

stalt, an die Stelle der Hausschlachtung der gemeindliche Schlachthof usw. Diese Entwicklung 

kommt der Entlastung der proletarischen Mutter zugute und schmälert die technische Basis für die 

Ausbeutungsmöglichkeit proletarischer Dienstboten in den Bourgeoisfamilien. Die Kommunisten ha-

ben diese Entwicklung (Kommunalisierung) mit allen Mitteln zu fördern und in Richtung auf ge-

meindliche Kindererziehung, auf gemeindliche Zentralküchenhäuser usw. auszubauen. 

11. Eine weitere Verwehrung der gemeindlichen Ausgaben ergibt sich aus der Geldentwertung und 

dem aus ihr folgenden Zusammenbruch der Caritas (Wohltätigkeitsvereine). Immer weniger sind pri-

vate, zünftlerische oder kirchliche Organisationen imstande, aus eigenen Mitteln Armenhäuser, Al-

tersheime, Krankenhäuser, Krippen, Warteschulen, Berufsschulen zu unterhalten, immer häufiger 

sind ihre Anträge auf gemeindliche Zuschüsse, die vielerorts bis zur völligen finanziellen Ausschal-

tung der Anstalten aufgeschwollen sind. Die Kommunisten haben ihre Zustimmung zu solchen Zu-

schüssen von der Uebernahme der Anstalten in städtische Verwaltung abhängig zu machen, mindes-

tens aber entscheidenden Einfluß der Gemeinde auf die Verwaltung zu verlangen. In Fällen, wo die 

Anstalt ein lebensunfähiges Konkurrenzgebilde etwa konfessioneller Art gegenüber gesunderen kom-

munalen Einrichtungen darstellt und eine Uebernahme der Anstalt für das Proletariat keinen Nutzen 

bringt, sind Zuschüsse zu verweigern. 

12. Die wichtigste Aufgabenvermehrung für die Kommunen und Kommunalverbände bringt der 

Uebergang privatwirtschaftlich-kapitalistischer B e t r i e b e  in die kommunale Gemeinwirtschaft, sei 

es durch Kauf, Enteignung, Erbanfall, Neuerrichtung usw. (Kommunalsozialismus). Die Kommu-

nisten haben für alle lebenswichtigen Betriebe (Gas-, Wasser-, Elektrizitätswerke, Schlacht- und 
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Viehhöfe, Straßenbahnen, Milchhandel, Apotheken, Markthallen usw.) die unbedingte und mono-

polisierte kommunale Bewirtschaftung zu fordern. Daneben haben sie ihr Augenmerk vor allem zu 

richten auf Kommunalisierung von Ziegeleien, Kalk- und Steinbrüchen, Sand- und Kiesgruben, land-

wirtschaftlichen Großbetrieben, Mühlen, Molkereien, Tierzuchtanstalten, des gesamten Baumateria-

lien-, Möbel-, Nahrungs- und Genußmittelhandels, des Bestattungs- und Reklamewesens. Das Ziel 

der Kommunalisierung ist völlige Ausschaltung privatkapitalistischer Betriebe kommunalen Um-

fangs und kommunaler Bedeutung zugunsten kommunaler Gemeinwirtschaft. 

13. Es darf nicht jede Kommune alle Arten Betriebe übernehmen wollen. Die Kommunalisierung ist 

vielmehr ihrem Umfange und ihrer Reihenfolge nach von örtlichen und landschaftlichen Verhältnis-

sen, von der Einwohnerzahl und der sozialen Schichtung der Gemeinde abhängig zu machen. Be-

triebe, die für eine einzelne Gemeinde unwirtschaftlich arbeiten, können bei gemeinschaftlicher Nut-

zung durch mehrere Gemeinden wirtschaftlich werden. Wo daher eine Gemeinde für die Errichtung 

oder Uebernahme eines Betriebes zu klein ist, hat sie sich mit Nachbargemeinden zu gemeinsamer 

Betriebsführung zusammenzuschließen. Gewisse Betriebe (Ueberlandzentralen, Getreideversorgung) 

eignen sich schon ihrer Natur nach nur zur Bewirtschaftung durch größere Kommunal- und Zweck-

verbände. Aus Gründen technischer Zweckmäßigkeit können Betriebe einzelner Kommunen mit de-

nen anderer vereinigt oder auch stillgelegt werden. In allen diesen Fragen haben Erwägungen ökono-

mischer Zweckmäßigkeit und Planmäßigkeit entscheidend zu sein. 

14. Jedem Verkauf kommunaler Betriebe oder Betriebsgrundlagen (Grund und Boden, Forsten, Torf-

moore usw.) haben die Kommunisten den erbittertsten Widerstand zu leisten. Eine Verpachtung darf 

nur genehmigt werden, wenn der Pächter eine proletarische Genossenschaft ist und alle Sicherheiten 

gegeben sind, daß der Betrieb gemeinwirtschaftlich genutzt wird und nach Auflösung der Genossen-

schaft an die Kommune zurückfällt. [279] 

15. Gleichen Widerstand wie einem Verkauf haben die Kommunisten jeglicher Ueberführung kom-

munaler Betriebe in „gemeinwirtschaftliche“ Betriebe zu leisten. Wo bereits gemischtwirtschaftliche 

Betriebe bestehen, ist ihre Ueberführung in kommunale Gemeinwirtschaft zu erwirken, wenigstens 

aber zunächst Einfluß auf ihre Verwaltung zu gewinnen (Delegation kommunistischer Stadtverord-

neter, Stadträte, Beigeordneter in die Generalversammlungen, Aufsichtsräte usw.) Dasselbe gilt für 

die normale Ueberführung von Betrieben aus der allgemeinen Kommunalverwaltung in Gesellschaf-

ten des Handelsrechts, auch wenn zunächst der Gesamtaktienbesitz in den Händen der Kommune 

verbleibt. 

16) Die Kommunalisierung von Betrieben darf sich nicht etwa auf die Umwandlung privatkapitalis-

tischer Betriebe in kommunalkapitalistische Betriebe beschränken, sondern muß vor allem die Ge-

meinwirtschaftlichkeit zum Ziele haben. Sie darf keine Bürokratisierung bedeuten, sondern muß die 

Verwaltungstätigkeit dadurch verlebendigen, daß die Verwaltung der kommunalen Häuser, Liegen-

schaften und Betriebe Genossenschaften wie Konsumvereinen, Mieterorganisationen usw. übertragen 

und die Arbeiter- und Angestelltenschaft der Betriebe im größtmöglichen Umgange, zur Leitung her-

angezogen wird. So wird die Kommunalisierung eine Vorschulung zahlreicher Proletarier für die 

Uebernahme der Gesamtwirtschaft durch das Proletariat; so werden selbst Fehlschläge von Nutzen 

für die Sozialisierung der Gemeinwirtschaft; so wird die Kommunalisierung eine allen sichtbare und 

erlebbare Propaganda für den Nutzen der Gemeinwirtschaft, des Sozialismus und Kommunismus 

überhaupt. 

D. Verfassung und Verwaltung. 

17. Für die Verfassung und Verwaltung der Kommunen und Kommunalverbände fordern die Kom-

munisten das Rätesystem, d.h. die Regierung und ihre Kontrolle allein durch die Vertrauensleute der 

Arbeiter, Angestellten, Beamten, Kleinbauern und Kleingewerbetreibenden. Sie verwerfen nicht nur 

jedes bevorrechtete Wahlrecht etwa der Hausagrarier und Großgrundbesitzer, sondern jedes Wahl-

recht nicht werktätiger Personen überhaupt. Die Kommunisten bekämpfen daher auch das demokra-

tische allgemeine Wahlrecht. 
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18. Solange dieses demokratische Wahlrecht gilt, haben die Kommunisten bei jeder Gelegenheit die 

werktätige Bevölkerung durch praktische Beispiele (Niederstimmung wichtiger proletarischer An-

träge durch die Bürgerlichen usw.) auf die Schäden dieses Wahlrechtes für das Proletariat hinzuwei-

sen. 

19. Solange die demokratische Regierungsform in den Kommunen besteht, kämpfen die Kommunis-

ten für die Bürgermeisterei-, gegen die Magistratsverfassung, für jegliches Recht der Stadtverordne-

ten und Gemeindevertreter gegenüber dem Magistrat und dem Gemeindevorsteher, für einjährige ge-

gen mehrjährige Wahlperioden, für kurzfristige gegen langfristige oder gar lebenslängliche Anstel-

lungsverträge der Bürgermeister, Magistrats- und Gemeinderatsmitglieder. 

20. Solange die demokratische Regierungsform besteht, kämpfen die Kommunisten für weitestge-

hende Heranziehung der Arbeiter, Angestellten und Beamten zur Leitung und Verwaltung der Dienst-

stellen und Betriebe, für weitestgehende Rechte der Arbeiter-, Angestellten- und Beamtenausschüsse, 

der Gesamt- und Einzelbetriebsräte ohne Rücksicht auf den Rahmen der allgemeinen Betriebsräte-

rechte sowie für Zuziehung proletarischer Interessenten, die nicht Mitglieder der Gemeindevertretung 

sind, insbesondere aus den Reihen der Erwerbslosen, Kriegsbeschädigten, Krankenhausinsassen, 

Schülerräte, Mieter usw. zu allen einschlägigen Ausschuß- und Plenarsitzungen, für Niedrighaltung 

aller Aufwandsentschädigungen und Diäten zugunsten voller Entschädigung des Lohnausfalls der 

Arbeiter und Angestellten. 

21. Die Kommunisten sind grundsätzlich für Oeffentlichkeit aller Sitzungen. Nur in Fällen, wie etwa 

solchen, wo es sich um die Behandlung individueller Unterstützungsgesuche handelt oder wo durch 

die Oeffentlichkeit der Sitzung der privaten Bodenspekulation Vorschub geleistet werden könnte, 

stimmen sie der „Vertraulichkeit“ der Sitzung zu. Die „Vertraulichkeit“ bedeutet jedoch für den Kom-

munisten keineswegs eine Verpflichtung zur Geheimhaltung der in dieser Sitzung zu seiner Kenntnis 

gekommenen Tatsachen. Er hat im Gegenteil die Pflicht zur Bekanntgabe dieser Tatsachen, wenn die 

Bekanntgabe im Interesse des Proletariats geboten ist. [280] 

22. Die Kommunisten haben dafür zu sorgen, daß das Schwergewicht aller Verhandlungen nicht in 

den Ausschüssen, sondern im Plenum liegt. Den Kommissionen ist jede endgültige Erledigung von 

Gegenständen zugunsten des öffentlichen Plenums zu nehmen. In großen Gemeinden sind mindestens 

alle Fälle von grundsätzlicher oder finanziell erheblicher Bedeutung dem Plenum vorzubehalten. Zur 

Kontrolle über die Durchführung dieser Bestimmung ist dafür zu sorgen, daß auch die Verhandlungen 

der Kommissionen und Ausschüsse jedermann, mindestens aber allen Gemeindevertretern, Stadtver-

ordneten usw. zugänglich sind. Entgegenstehende Geschäftsordnungsbestimmungen sind aufs 

Schärfste zu bekämpfen. 

23. Für die Abgrenzung des kommunalen Verfassungs- und Verwaltungsgebietes sind für die Kom-

munisten nicht die willkürlichen Gemeinde-, Kreis- und Provinzialgrenzen maßgeblich, die aus dy-

nastischen oder bürokratischen Erwägungen vor Jahrzehnten oder Jahrhunderten festgelegt sind, son-

dern die wirtschaftlichen Zusammenhänge. Die Arbeitervorortgemeinden haben sich mit den zuge-

hörigen Betriebs- und Landhausgemeinden zusammenzuschließen, leistungsschwache Kleingemein-

den zu leistungsfähigen Großgemeinden zu vereinigen. Solange das nicht durchführbar ist, sind ent-

sprechende Eingemeindungsanträge an die Landesparlamente zu stellen, Zweckverbände für ganze 

Wirtschaftsgebiete zu erstreben, denen durch interkommunale Betriebe und Einrichtungen vorzuar-

beiten ist, sowie finanzieller Lastenausgleich zugunsten leistungsschwacher Gemeinden zu betreiben. 

E. Etatgestaltung. 

24. Die Kommunalpolitik der kommunistischen Partei hat auf die finanziellen Grenzen des kapitalis-

tischen Systems keine Rücksichten zu nehmen. Die Forderungen der Kommunisten dürfen insbeson-

dere nicht durch Rücksichten auf „Sparsamkeit“, auf „Balanzierung des Etats“, auf „drohenden Bank-

rott“ usw. beeinträchtigt werden. Für die Kommunisten ist allein das Wohlergehen der arbeitenden 

Bevölkerung maßgebend. 
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25. Die Deckungsfrage ist für die Kommunisten keine Verlegenheitssituation, sondern ein stetiges 

Kampffeld. Die Kommunisten fordern und bewilligen stets nur Ausgaben für das Proletariat, aber sie 

kämpfen mit aller Energie dafür, daß alle dadurch entstehenden Kosten den besitzenden Klassen auf-

erlegt werden. Dabei dürfen sie sich weder durch entgegenstehende Landessteuergesetze, noch durch 

die Wahrscheinlichkeit einer Ablehnung solcher Kostenabwälzung durch die Kommunalaussichtsin-

stanzen, noch gar durch technische Schwierigkeiten, beirren lassen. Soweit sie das Proletariat treffen, 

sind alle Steuern, Gebühren, Kosten und sonstige Lasten abzulehnen. 

26. Der kommunale Etat (Haushaltungsplan) hat nur noch eine fiktive Bedeutung. In zahlreichen 

Kommunen wird er erst gegen Ende, gelegentlich sogar erst nach Abschluß des Etatsjahres beraten. 

In diesem Falle hat er seine Bedeutung als Finanzplan völlig verloren. Ebenso bedeutungslos aber ist 

bei der jetzigen raschen Gelbentwertung die Aufstellung eines Etats bei Beginn oder vor Beginn des 

Etatsjahres. In diesem Falle sind fortwährende Nachtragsetats oder in den meisten Kommunen die 

völlig planlose Erhöhung bald dieser Ausgabe, bald jener Gebühr oder Steuer (perpetuierlicher Etat) 

die Folge. Die Kommunisten haben für die Erkenntnis dieser Sachlage Sorge zu tragen und in den 

Landesparlamenten auf Beseitigung aller mit dem Etat verbundenen verfassungsrechtlichen Wirkun-

gen zu sorgen. Insbesondere ist die von den tatsächlichen Ereignissen überholte Fiktion der Einheit-

lichkeit des Etats und die Fiktion der Zustimmung oder Ablehnung als Vertrauens- oder Mißtrauens-

bekundung zu beseitigen. 

27. Solange die Fiktion der Einheitlichkeit des Etats und der Rücktrittsnotwendigkeit für kommunale 

Verwaltungen bei Ablehnungen dieses Etats besteht, gelten für die Kommunisten folgende Richtli-

nien: 

Wo die Kommunisten allein die Mehrheit haben und mithin den Etat nach eigenem Ermessen gestal-

ten, ist der Etat im einzelnen und insgesamt zu bewilligen. Das gleiche gilt für Fälle, in denen eine 

sozialistische Mehrheit alle kommunistischen Anträge berücksichtigt hat. In allen anderen Fällen 

stimmen die Kommunisten denjenigen Einzelpositionen zu, die ihren eigenen Anträgen [281] ent-

sprechen oder in Richtung auf das kommunistische Programm eine Verbesserung bedeuten, sie leh-

nen aber den Gesamtetat ab. Ausnahmsweise ist jedoch auch in diesem Falle der Gesamtetat zu be-

willigen, wenn durch seine Ablehnung – sei es durch Sturz einer „sozialistischen“ Verwaltung, sei es 

durch anderweitige Majoritätsbildung – ein für das Proletariat schlechterer Etat zustande kommen 

würde. Nicht der Sturz einer „sozialistischen“ Verwaltung, sondern die Verschlechterung des Etats 

für das Proletariat also ist das Entscheidende. Die Zustimmung zum Gesamtetat bei einer nichtkom-

munistischen Mehrheit ist stets mit einer grundsätzlichen Erklärung und einer allgemeinverständli-

chen Darlegung der Gründe für die Zustimmung zu verbinden. Wo die Zeit es erlaubt, hat sich die 

betreffende Fraktion vor ihrer Zustimmung mit dem zuständigen Bezirkssekretariat der Partei ins 

Einvernehmen zu sehen. 

II. Taktischer Teil. 

A. Wahlen 

1. Die Kommunisten beteiligen sich in den Kommunen und Kommunalverbänden an allen Wahlen. 

2. Bei Wahlen von nur örtlicher Bedeutung trägt für die taktischen Richtlinien bei Aufstellung der 

Kandidaten, Propaganda, Wahlparolen usw. die örtliche Parteiorganisation die Verantwortung, bei 

allen übrigen Wahlen die Bezirksleitung. 

3. Bei der Wahl zu Gemeindevertretungen, Stadt-, Kreis-, Provinzialparlamenten usw. stellen die 

Kommunisten stets eine gesonderte Liste auf; gemeinsame Kandidatenlisten mit anderen Parteien, 

auch proletarischen, sind abzulehnen. Dagegen kann Listenverbindung, soweit sie amtlich zulässig 

ist, mit proletarischen Parteien (USP, SPD) oder Organisationen (Gewerkschaftsliste, Kriegsbeschä-

digte usw.) eingegangen werden, damit die Reststimmen für die proletarische Sache stets möglichst 

weitgehend verwertet werden. Soweit Wahlen zu größeren Kommunalverbänden (Zweckverbänden, 

Provinzen usw.) sich auf kleinere selbständige Wahlbezirke stützen, sind jedoch Listenverbindungen 

mit anderen Parteien oder Verbänden in diesen kleineren Wahlbezirken unzulässig, vielmehr nur mit 
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den kommunistischen Listen in den übrigen Bezirken und mit der kommunistischen Gesamtliste für 

den größeren Kommunalverband herzustellen. In diesen Fällen kann zur Verwertung von Reststim-

men nur auf der obersten Stufe Listenverbindung mit anderen proletarischen Parteien eine eingegan-

gen werden. 

4. Wo eine kommunistische Liste aus irgendwelchen Gründen nicht aufgestellt, für ungültig erklärt 

oder aus sonstigen Gründen nicht vorhanden ist, hat die Bezirksleitung von Fall au Fall darüber zu 

entscheiden, ob es zweckmäßiger ist, dennoch (aus Gründen des Prestiges, der Demonstration, des 

ziffermäßigen Gesamtergebnisses usw.) zur Abgabe kommunistischer Stimmzettel oder aber (aus 

Gründen der Unterstützungsnotwendigkeit von proletarischem gegenüber bürgerlichem Gewicht) zur 

Wahl einer unabhängigen, und wo auch diese nicht vorhanden, einer anderen proletarischen Liste 

aufzufordern. Bei allgemeinen Neuwahlen ist für solche Fälle Gegenseitigkeit durch bezirksweise 

oder zentrale Verhandlungen anzustreben. 

5. Innerhalb der Kommunalvertretungen beteiligen sich die Kommunisten an sämtlichen Ausschüs-

sen, Deputationen, Kommissionen usw. im weitest erreichbaren Umfange. Den Vorgängen und Mit-

teilungen in diesen Ausschüssen usw. haben sie besondere Aufmerksamkeit zu widmen. 

6. Ebenso haben die Kommunisten dafür zu sorgen, daß in die von den Gemeindevertretungen zu 

bestellenden oder beeinflußbaren Ausschüsse (für die Auswahl der Schöffen und Geschworenen, 

staatliche Steuerveranlagungen usw.) soweit wie möglich Kommunisten entsandt werden. 

7. Die Magistrate, Kreisausschüsse, Provinzialausschüsse usw. werden von den Kommunisten in vol-

ler zustehender Stärke besetzt. Für diese Körperschaften werden zweckmäßigerweise nicht die rede-

gewandten Genossen bestimmt, da diese im gegenwärtigen Zeitpunkt in den Stadtverordnetenver-

sammlungen usw. wirksamer sind; vielmehr genügen politisch durchaus zuverlässige Genossen von 

geringerer Beredsamkeit, besonders wenn sie spezialtechnisch geschult sind. Der Vorschlag von Ge-

nossen für leitende Stellungen hat möglichst im Einvernehmen mit der Bezirksleitung der Partei und 

mit der kommunalpolitischen Abteilung der Zentrale zu erfolgen. [282] 

8. Bei der Wahl von Gemeindevorstehern, Bürgermeistern, Amtmännern, Landräten usw. wählen die 

Kommunisten, wo sie die Mehrheit oder nach den Gepflogenheiten als stärkste Partei einen Anspruch 

auf die Besetzung dieser Aemter haben, ohne Rücksicht auf etwaige Nichtbestätigung usw. stets einen 

Kommunisten. Wird dieser nicht bestätigt, ist die KPD-Fraktion des betreffenden Landesparlaments 

sofort zu benachrichtigen, um die Nichtbestätigung parlamentarisch zu brandmarken. Gleichzeitig 

sind Protestaktionen der örtlichen Arbeiterschaft in die Wege zu leiten. Bleibt das erfolglos, so ist der 

Nichtbestätigte dennoch wiederzuwählen und im Falle wiederholter Nichtbestätigung die Protestbe-

wegung zu steigern. Erst wenn regierungsseitig Zwangsbesetzung unmittelbar bevorsteht, wählen die 

Kommunisten anstelle des Nichtbestätigten den Kandidaten der USP oder SPD, wobei ein Kandidat 

der USP einem der SPD gegenüber den Vorrang hat. Die Protestaktion wird dadurch nicht beendet. 

Bei jeder weiteren Wahl ist das Verfahren das gleiche. Wo die Kommunisten nicht die Mehrheit 

haben und nicht die stärkste Partei sind, wo die Präsentation also anderen Parteien zufällt, stimmen 

sie stets für den Kandidaten der USP gegen alle anderen; wo solcher nicht ausgestellt ist, für den der 

SPD gegen alle Bürgerlichen. Bürgerliche Kandidaten werden grundsätzlich abgelehnt. Im Einver-

nehmen mit dem kommunalen Bezirksbeirat kann jedoch bei Vorliegen besonderer Verhältnisse einer 

vor den anderen als kleineres Uebel bevorzugt werden. 

9. Gleiche Richtlinien gelten für die Wahl des Vorsitzenden der kommunalen Parlamente. 

10. Der für die Besetzung dieser Aemter erforderliche Diensteid, der Handschlag usw. auf die Ver-

fassung wird von den Kommunisten geleistet. 

B. Persönliches Verhalten. 

11. Die Kommunisten haben sich für ihr Verhalten in der Gemeindevertretung den Richtlinien zu 

unterwerfen, die als „Leitsätze über die Kommunistischen Parteien und den Parlamentarismus“ in 

den Leitsätzen und Statuten der Kommunistischen Internationale enthalten sind. Insbesondere kom-

men folgende Leitsätze in Betracht: 
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„Jeder kommunistische Abgeordnete des Parlaments muß dessen eingedenk sein, daß er kein Gesetzgeber ist, 

der mit anderen Gesetzgebern eine Verständigung sucht, sondern ein Agitator der Partei, der ins feindliche 

Lager entsandt ist, um dort Parteibeschlüssen nachzukommen. Der kommunistische Abgeordnete ist nicht der 

losen Wählermasse, sondern seiner legalen oder illegalen kommunistischen Partei gegenüber verantwortlich. 

Die kommunistischen Abgeordneten müssen im Parlament eine Sprache reden, die jedem einfachen Arbeiter, 

jedem Bauern, jeder Waschfrau, jedem Hirten verständlich ist, so, daß die Partei die Möglichkeit hat, die Reden 

als Flugblätter herauszugeben und sie in den entlegensten Winkeln des Landes zu verbreiten. 

Die kommunistischen Abgeordneten müssen die Parlamentstribüne zur Entlarvung nicht nur der Bourgeoisie 

und ihrer offenen Handlanger, sondern auch zur Entlarvung der Sozialpatrioten, Reformisten, der Halbheit der 

Politiker des „Zentrums“ und anderer Gegner des Kommunismus und zur breiten Propaganda der Ideen der 3. 

Internationale ausnützen. 

Die kommunistischen Abgeordneten haben sogar in den Fällen, wenn es ihrer nur einige im ganzen Parlament 

gibt, durch ihr ganzes Betragen dem Kapitalismus gegenüber eine herausfordernde Haltung zu zeigen. Sie 

dürfen nie vergessen, daß nur derjenige des Namens eines Kommunisten würdig ist, der nicht nur in Worten, 

sondern auch in seinen Taten ein Erzfeind der bürgerlichen Gesellschaft und ihrer sozialpatriotischen Hand-

langer ist.“ 

Diese Richtlinien gelten nicht etwa nur allein für die Stadtverordneten usw., sondern auch für die 

Beigeordneten, Bürgermeister, Eltern-, Mieterbeiräte usw. 

12. Stets haben die Kommunisten aufzuzeigen, daß für das Proletariat eine wirkliche, endgültige Hilfe 

mit parlamentarischen Mitteln nicht möglich ist, daß die Forderungen des Proletariats überhaupt nicht 

im kapitalistischen System, sondern erst in der sozialistisch-kommunistischen Gesellschaft verwirk-

licht werden können, daß mithin die befreiende Hilfe, für das Proletariat nur mit Auflösung und Zer-

brechung des kapitalistisch-demokratischen Parlamentarismus [283] und mit der Ersetzung dieser 

bürgerlichen Staats- und Stadtmaschine durch gemeindliche Rätekörperschaften der proletarischen 

Diktatur entstehen kann. 

13. Die Tätigkeit der Kommunisten in den Gemeinden darf niemals auf eine Anpassung an die beste-

henden kapitalistischen Einrichtungen hinauslaufen und niemals die Illusion einer Versöhnung der 

proletarischen Interessen mit kapitalistischen Einrichtungen nähren, sie muß vielmehr in jeder Bezie-

hung auf die Propaganda kommunistischer Ideen, auf die Aufrüttelung und Revolutionierung der pro-

letarischen Masse eingestellt sein. 

C. Anträge. 

14. Zur Propaganda kommunistischer Ideen ist nicht nur klare, allgemein verständliche Sprache der 

kommunistischen Reden erforderlich, sondern vor allem auch Klarheit und Allgemeinverständlich-

keit der kommunistischen Anträge. Die Kommunisten stellen zu allen Fragen, welche Interessen der 

Arbeiten, Angestellten, Beamten, Kleinbauern, Kleingewerbetreibenden und anderer proletarischer 

und halbproletarischer Schichten berühren, selbständige Anträge, deren Verwirklichung den Interes-

sen dieser Schichten oder der gesamtproletarischen Klasse dienen würde. Diese Anträge sind bei jeder 

sich bietenden Gelegenheit zu wiederholen. Geschrei der Bürgerlichen oder Rechtssozialisten, daß 

solche Anträge nur agitatorischen, demonstrativen Charakter trügen, undurchführbar seien usw. darf 

unsere Genossen nicht im Geringsten beirren. 

15. Die Kommunisten dürfen sich nie verleiten lassen, ihre Anträge zugunsten „durchführbarer“ An-

träge der Bürgerlichen oder Menschewisten zurückzuziehen. Erst wenn die kommunistischen An-

träge abgelehnt sind, stimmen sie für denjenigen Antrag, der den kommunistischen Forderungen am 

nächsten kommt. 

16. Für Anträge der USP oder SPD zu stimmen, nur weil es Anträge einer „Arbeiterpartei“ sind, ist 

unzulässig. Anträge, die dem Interesse des Proletariats zuwiderlaufen, sind abzulehnen, ohne Rück-

sicht darauf, von welcher Partei sie ausgehen. 

17. Sind kommunistische Anträge in einer Kommission, Deputation usw. abgelehnt, so darf es dabei 

nicht sein Bewenden haben. In Plenum sind die abgelehnten Anträge vielmehr stets erneut einzubringen 
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und erneut zu begründen, ohne Rücksicht darauf, ob die Kommissionen sich in ihren Mehrheiten auf 

debattelose Aussprache oder sonstige Kompromisse geeinigt haben. 

18. Sind kommunistische Anträge in einer Kommission usw. angenommen, sei es selbständig oder in 

Abänderung eine größeren Vorlage, so ist das im Plenum deutlich zu betonen und agitatorisch aus-

zunützen. 

19. Die Vorkommnisse in den Kommissionen, wo sich die Arbeiterfeinde meist noch mehr entlarven 

als im öffentlichen Plenum, sind bei der Plenarberatung so weit wie möglich agitatorisch zu verwerten. 

20. Besonderes Augenmerk lenken die Kommunisten auf Inhalt und Reihenfolge der Tagesordnun-

gen. Sie haben stets zu verlangen, daß Punkte, die für das proletarische Interesse und die agitatorische 

Wirkung bedeutsam sind, vorweg behandelt werden. Der Kampf um die Tagesordnung kann von ganz 

besonderem agitatorischen und aufrüttelnden Wert sein. 

21. Die Anträge der Kommunisten sind stets in der örtlich zuständigen Parteipresse zu veröffentli-

chen. Die übrigen Vorkommnisse in den Kommissionen, Stadtparlamenten usw. sind insbesondere 

in bezug auf das Verhalten der Bürgerlichen und Arbeiterparteien wenigstens kurz in der örtlichen 

Parteipresse zu berühren. Alle Vorkommnisse von Bedeutung müssen der Kommunalpolitischen Ab-

teilung der Zentrale, besonders wichtige auch dem Pressedienst der Partei gemeldet werden. Ohne 

propagandistische Ausnützung ist die kommunistische Tätigkeit in den bürgerlichen Parlamenten 

wertlos. 

D. Verbindung mit außenparlamentarischen Massenbewegungen. 

22. Die beste Möglichkeit einer Propaganda für die kommunistischen Ideen und die Aufrüttelung der 

proletarischen Massen im Anschluß an die kommunalpolitische Betätigung beruht in der Verbindung 

aller kommunalpolitischen Tätigkeit mit Massen und Massenbewegungen außerhalb des Parlaments. 

Diese Verbindung bildet die taktische Hauptaufgabe der kommunistischen Gemeindevertreter. [284] 

23. Ueber die Vorkommnisse in der Gemeindeverwaltung ist laufend in den Gemeindeversammlun-

gen, Volksversammlungen usw. zu berichten. Dabei muß der Referent die örtlichen Vorkommnisse 

in den Rahmen der gesamtpolitischen Lage einstellen. 

24. Soweit es sich um wichtigere proletarische Angelegenheiten handelt, sind möglichst gleichzeitig 

mit der Einleitung der parlamentarischen Aktion auch in den örtlichen Gewerkschaftskartellen, Be-

triebsräteversammlungen, Funktionärsitzungen usw. stets gleichgerichtete Aktionen einzuleiten. 

25. Die kommunistischen Anträge zugunsten Arbeitsloser sind vor den Beratungen in der Gemeinde-

vertretung in Versammlungen Arbeitsloser, die zugunsten Kriegsbeschädigter in Kriegsbeschädigten-

versammlungen, die zugunsten der städtischen Arbeiter, der Obdachlosen, Streikenden, Gemaßregel-

ten, Mieter usw. in Versammlungen der Staats- und Gemeindearbeiter, der Obdachlosen, Streikenden, 

Gemaßregelten, Mieter usw. aufzustellen und zu formulieren, so daß die Anträge der Kommunisten 

stets zugleich die Anträge dieser proletarischen Massenversammlungen darstellen. Als Referent in 

den Versammlungen tritt möglichst der Genosse auf, der die Angelegenheit im Gemeindeparlament 

behandeln wird. 

29. Die Tätigkeit der Genossen in den Gemeindeparlamenten ist nach Möglichkeit durch gleichzeitige 

Demonstrationszüge der Arbeitslosen, Kriegsbeschädigten, Mieter usw. durch die Straßen mit Schil-

dern, welche die kommunistischen Forderungen enthalten, zu unterstützen. Die Demonstrationen sind 

vor die Rathäuser usw. zu führen, soweit durchführbar stets auch in die Sitzungssäle. Die Tribünen 

sind von den Kommunisten, den Arbeitslosen usw. zu besetzen. 

27. Das Ergebnis der parlamentarischen Verhandlung ist möglichst sofort wieder in einer Einwohner- 

oder sonstigen Massenversammlung politisch auszuwerten. 

28. Zweckmäßig sind gleichgerichtete Aktionen möglichst auch mit gleichlautenden Forderungen 

gleichzeitig für alle zu einem Wirtschaftsgebiet gehörenden Gemeinden: Ihre Durchführung obliegt 

den kommunalpolitischen Beiräten der Bezirksleitungen. Für besondere Fälle werden von der 
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Kommunalpolitischen Abteilung der Zentrale einheitliche kommunalpolitische Aktionen für das 

ganze Reichsgebiet veranlaßt. 

III. Organisatorischer Teil. 

1. Die Kommunisten bilden in den Kommunalvertretungen Fraktionen. Die Fraktionen wählen einen 

Vorstand mit verteilten Aemtern; wo sie weniger als vier Personen zählen, wenigstens einen Obmann. 

2. Die Fraktionen treten möglichst vor jeder öffentlichen Plenarverhandlung zu Sitzungen zusammen, 

von denen die Rednerverteilung, die Stellungnahme zu den einzelnen Tagesordnungspunkten sowie 

alle sonstigen parlamentarischen Aufgaben zu erledigen sind. Zu den Sitzungen werden die in den 

Magistraten, Gemeindevorständen usw. tätigen Genossen stets hinzugezogen. Soweit nicht eines der 

Fraktionsmitglieder schon dem örtlichen Parteivorstand angehört, nimmt auch stets ein Vertreter des 

Ortsvorstandes an den Fraktionssitzungen teil, wie umgekehrt eine Fraktionsvertretung stets an den 

Sitzungen des Ortsvorstandes teilnimmt. Für die Beratung einzelner Punkte sind ferner nach Mög-

lichkeit Vertreter des städtischen Betriebsrates, der Erwerbslosen usw. hinzuzuziehen. 

3. Für die Behandlung der einzelnen Aufgabengebiete der Kommunalpolitik ist ressortmäßige Ar-

beitsteilung unter den Fraktionsmitgliedern anzustreben. 

4. In allen politischen und wirtschaftlichen Fragen haben die Kommunisten stets straffe Fraktionsdis-

ziplin zu üben. Die Abstimmung darf nur in nebensächlichen Fragen von nichtpolitischer und nicht-

ökonomischer Bedeutung freigegeben werden. 

5. Die Gemeindefraktionen der Großgemeinden, Zweckverbände usw. sind von Zeit zu Zeit zu ge-

meinsamen Sitzungen zusammenzuberufen. 

6. In jedem Unterbezirk und jedem Bezirk ist ein kommunalpolitischer Beirat zu bilden, der in Ge-

meinschaft mit der Unterbezirks- und Bezirks-[285]leitung die kommunalpolitischen Angelegenhei-

ten des Gebiets zu bearbeiten und insbesondere für Vereinheitlichung der kommunalpolitischen Ak-

tionen im Bezirk zu sorgen hat. 

7. Mindestens einmal jährlich haben in jedem Bezirk oder Unterbezirk Kommunalkonferenzen statt-

zufinden, zu denen die kommunistischen Gemeindevertreter, Kreis. und Provinzialvertreter usw. so-

wie alle leitenden Parteifunktionäre des Bezirks zu laden sind. Auf diesen Konferenzen sind im An-

schluß an instruktive Referate die kommunalpolitischen Erfahrungen auszutauschen, die Ergebnisse 

der von den Beiräten eingeleiteten einheitlichen Aktionen zu besprechen und die Beiräte zu wählen. 

8. In örtlichen Mitgliederversammlungen hat ein Fraktionsvertreter regelmäßig über die Vorgänge im 

Gemeindeparlament kurz Bericht zu erstatten. Dasselbe hat ein Mitglied des kommunalpolitischen 

Beirats auf den Bezirkskonferenzen zu tun. 

9. Die Fraktionen bestimmen ein oder mehrere Mitglieder für die Berichterstattung an die örtliche 

Parteipresse sowie an die „Kommune“. Diese Mitglieder sind für regelmäßige Berichterstattung ver-

antwortlich. 

10. Jedes kommunistische Mitglied einer kommunalpolitischen Körperschaft ist zum Bezuge der 

„Kommune“ verpflichtet. Ob der Bezugspreis von jedem einzelnen Vertreter, aus der Fraktions- oder 

örtlichen Parteikasse bezahlt wird, ist nach den örtlichen Verhältnissen zu regeln. 

11. Die Leitung der gesamten kommunistischen Kommunalpolitik in Deutschland obliege der kom-

munalpolitischen Abteilung der Zentrale der KPD, die auch die Redaktion der „Kommune“ besorgt. 

* 
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Kriegsverbrecher-Justiz.  
Von E r i c u s. 

„Herr Präsident, meine Herren! Sichtbar und vernehmlich vollzieht sich der Wiederaufbau der deut-

schen Wirtschaft – ich habe es beim Besuche der Leipziger Messe mit stolzer Bewunderung erlebt 

– still und unmerklich geschieht der nicht minder wichtige Wiederaufbau des deutschen Rechts. Der 

Boden hat unter uns geschwankt in diesen schweren Jahren – auch der Rechtsboden. Das Rechtsbe-

wußtsein ist gelockert, überkommene Rechtsanschauungen erschüttert, neues Rechtsverlangen ge-

weckt, die Rechtspflege vor die schwere Aufgabe gestellt worden, altes Recht und neues Rechtsge-

fühl in Einklang zu bringen. 

... Der Reichsminister der Justiz hat bei der Beratung des Justizetats mit Recht auf die Zeugnisse 

dieser Anerkennung hingewiesen und mit den Worten geschlossen: R e s p e k t  v o r  d e m  

R e i c h s g e r i c h t! Er hat mit diesem Ausspruch nicht nur der Ueberzeugung der Reichsregierung 

Ausdruck gegeben, der i c h  m i c h  r ü c k h a l t l o s  a n s c h l i e ß e, sondern zweifellos auch das 

uneingestandene Empfinden weiter Juristenkreise, auch solcher des Auslandes, ausgedrückt.“ (Ebert 

bei seinem Besuche des Reichsgerichtes in Leipzig am 8. März 1922.) 

Die nationale und auch die demokratische Presse erhoben jüngst wieder ein großes Entrüstungsge-

schrei deshalb, weil ein einstimmiger Antrag der Alliierten Kommission an den Obersten Rat darauf 

hinauslief, wegen der allem Recht und Gesetz hohnsprechenten offenkundig politischen Spruchpraxis 

des Reichsgerichts die Kriegsverbrecher zur Aburteilung an die Entente auszuliefern. Eine Kommis-

sion juristischer Fachleute aus England, Frankreich, Belgien und Italien hat diesen Beschluß einstim-

mig gefaßt aus Rechtserwägungen, die die höchste juristische Instanz in Deutschland, das Leipziger 

Reichsgericht, aufs schwerste belasten. In dar Tat waren ja neben unzähligen anderen Prozessen ge-

rade auch die Verhandlungen gegen die deutschen Kriegsverbrecher ein Hohn auf die Gerechtigkeit. 

Wir bedurften zu dieser Erkenntnis nicht erst des leidenschaftslosen Gutachtens der Alliierten Kom-

mission. Freilich sind im Kriege nicht nur auf deutscher Seite barbarische Verbrechen von Führern 

und Verführten begangen worden, wie sie nun einmal von diesem rohen Mörderhandwerk nicht zu 

trennen sind. Auch glauben wir nicht, daß eine Auslieferung an einen Entente-Gerichtshof die Ge-

währ für höchste Gerechtigkeit gegenüber den Angeklagten böte. Aber schlimmer kann man an der 

gerechten Vergeltung und dem guten Willen dazu nicht vorbeigehen, als es die Leipziger Richter – 

befangen in nationalen Vorurteilen – taten. Der jetzige französische Ministerpräsident Poincaré, so 

schwer er selbst chauvinistisch auch belastet ist, hatte völlig [286] recht, als er heftige Angriffe gegen 

die „K o m ö d i e  v o n  L e i p z i g“ richtete. Wenn das Reichsgericht ein Tribunal überparteilicher 

Gerechtigkeit sein wollte, dann dürften die Richter nicht Angehörige ihrer Klasse sein, in der sie 

durch Erziehung und Gepflogenheiten fest verwurzelt sind. Das Reichsgericht würde nicht durch 

seine sonstige Rechtsprechung gegen Proletarier gezeigt haben, daß es in keiner Weise über den Klas-

sen- und Ausnahmegerichten der weißen Justiz steht. Das lehrte auch – um nur ein Beispiel zu nennen 

– das Verfahren gegen die Marburger Mordstudenten, die das Reichsgericht unter dem Amnestievor-

wand freisprach, obwohl es sich keineswegs um ein politisches Verbrechen handelte, sondern um 

viehische Rohheit und konterrevolutionäre Mordlust gegen republikanisch gesinnte Arbeiter. Die 

„Unparteilichkeit" des Reichsgerichts lernten wir ferner im Jagow-Prozeß, wo Ludendorff und die 

anderen Hauptschuldigen des Hochverrats auf der Zeugenbank saßen, zur Genüge und in vollem 

Glanze kennen. Hier war man bis in die Reihen der Kappisten hinein außer Zweifel, daß eine haar-

sträubende Komödie gespielt wurde. 

Wie im Jagow-Prozeß, so hat auch in den Kriegsverbrecher-Prozessen das Reichgericht, wie es das 

Gutachten an den Obersten Rat ihm einstimmig vorwirft, „nicht genügende Bemühungen zur Aufde-

ckung der Wahrheit unternommen“ und keine oder völlig unzureichende Genugtuung gegeben. Jetzt, 

wo die Auslieferung der Kriegsverbrecher – falls der Oberste Rat dem juristischen Gutachten der 

Sachverständigenkommission zustimmt – wieder auf der Tagesordnung steht, drohen Ludendorff und 

die Kleinen, (die jüngste Versammlung v. d. Goltzens) „mit Gewalt Widerstand zu leisten“. Sie kämp-

fen damit für sich selbst, denn alle Kriegsverbrecher sind Fleisch vom ihrem Fleische, und wenn auch 

zum Beispiel das Reichsgericht etwa Ludendorff mit Hochachtung behandelt, – sein Urteil in den 

Annalen der Geschichte und in der tieferen Erkenntnis des ehrlich gesinnten deutschen Volkes ist 

gesprochen. 
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Das Reichsgericht hat sich von rechtsstehender Seite, besonders in der alldeutschen Presse, manchen 

Vorwurf gefallen lassen müssen, weil es in den Kriegsverbrecherprozessen überhaupt einige Verur-

teilungen ausgesprochen und nicht genügendes Verständnis für die „Seelenschwingungen und Tem-

peramentsausbrüche“ der Soldatenschinder, Massenmörder und Kriegsverbrecher aufgebracht habe. 

Von demokratischer und sozialistischer Seite sind andererseits die Urteile des Reichsgerichts in ihrer 

angeblichen Objektivität vielfach überschätzt worden. Die bürgerliche liberale Presse beruft sich da-

bei mit Vorliebe auf einige lobende Aussprüche von englischer Seite. Man übersieht dabei aber, daß 

das Reichsgericht ganz offensichtlich in den späteren Prozessen, bei denen es sich um englische Klä-

ger handelte, der Stimmung in England Rechnung trug, um es nicht auch von dort zu einem Abbruch 

der Verhandlungen unter ähnlichem Protest wie vorher seitens Frankreich mit Abberufung der Zeu-

gen usw. kommen zu lassen. Die „fachlichen und juristischen“ Beweggründe wurden nachträglich 

auch von der „Vossischen Zeitung“ in ein eigentümliches Licht gerückt. Es heißt da: „Wir wollen uns 

doch keinen Sand in die Augen streuen. Der Leipziger U-Boot-Prozeß war ein p o l i t i s c h e r  Prozeß 

ersten Ranges. Die Verurteilung schien aus politischen Gründen notwendig. Frankreich, unzufrieden 

mit dem Ausgang der bisherigen Prozesse, hatte seine Zeugen zurückgezogen und hoffte, daß Eng-

land das gleiche tun würde. Unabsehbare außenpolitische Verwicklungen konnten eintreten, falls 

Freispruch erfolgte. Oberschlesien stand auf dem Spiel. So sah es sogar nach der „Vossischen“ um 

die vielbetonte „Objektivität“ des Deutschen Reichsgerichtes aus. Man wird uns nicht im Verdacht 

haben, die Schandtaten der U-Boot-Räuber verteidigen zu wollen. Die Bestrafung der beiden (mitt-

lerweile ausgerissenen) Oberleutnants Dithmar und Boldt zu je 4 Jahren Gefängnis ist in Anbetracht 

der durch seine Kriegsnotwendigkeit entschuldbaren Rohheit viel zu niedrig und es gehört schon die 

ganze nationale Gesinnungsverblendung dazu, diese Männer als Kriegshelden zu feiern, die um die 

Zeugen eines völkerrechtlichen U-Boot-Verbrechens zu beseitigen, eine große Zahl wehrloser Schiff-

brüchiger in den Rettungsbooten beschossen und heimtückisch in den Tod schickten. Auch solche 

Schandtaten, zumal wenn sie sich gegen Engländer richten, preisen unsere Nationalisten als „deut-

sches“ Heldentum“ und rechnen es ebenso wie die in den übrigen Prozessen zur Sprache gekomme-

nen barbarischen Mißhandlungen von Kriegs-[287]gefangenen und andere barbarische Kriegsmaß-

nahmen zum Vaterlandsdienst, zur Rettung von Haus und Herd, von Heim und Kind. Wir möchten 

wissen, was wohl Faustschläge, Kolbenstöße, Fußtritte gegen wehrlose Gefangene mit der „Vater-

landsverteidigung“ zu tun haben. 

Man muß sich an der Hand des Weißbuches noch einmal alle die Einzelheiten vergegenwärtigen, die 

die Leipziger Kriegsverbrecherprozesse als einen verschwindend kleinen Ausschnitt aus der deut-

schen Kriegsführung der Welt vor Augen geführt haben. 

Vertuschung, Freisprüche und Ehrenerklärungen. 

Wir durchblättern das Weißbuch der Urteilsbegründungen der neun Prozesse und heben aus dem 

umfangreichen Material nur e i n i g e s  Wichtiges hervor: 

Der Unteroffizier Karl Heynen schlägt einen Kriegsgefangen ins Gesicht, nachdem er vorher von 

einem Wachmann einen Stoß mit dem Kolben erhalten hatte, was als nicht strafbar erachtet wird. Er 

wird auch freigesprochen in dem Anklagepunkt, Gefangene nicht zum Arzt geführt zu haben, obwohl 

er ohne selbst die geringste ärztliche Vorbildung zu haben, die sich krank meldenden Gefangenen 

lediglich nach eigenem Gutdünken überhaupt zum Arzt führte, oder von ihm fernhielt. Darin liege 

keine vorschriftswidrige Behandlung oder Pflichtverletzung. Eine sonderbare Auffassung ärztlicher 

Notwendigkeiten, die das Reichsgericht da offenbart. Das Reichsgericht nimmt auch keinen Anstoß 

daran, daß er sie selbst „einstweilig behandelt“ hat und findet es nur „in einigen Fällen zu hart“, daß 

er die sich Krankmeldenden mit Faustschlägen und Fußtritten mißhandelte, Gefangene, die wegen 

Krankheit im Bette blieben, mit dem Besen schlug, einem Schwerkranken beim Verbinden dermaßen 

mit der Faust mißhandelte, daß der Betäubte vom Stuhl fiel und ihn dann noch auf der Erde mit dem 

Fuße trat. Als er dann infolge der Mißhandlungen völlig hilflos war, ließ er ihn dann noch kalten und 

warmen Brausen aussetzen, bis der Gemarterte völlig geistesrank wurde. Da aber nach Art der Brau-

sevorrichtung ein p l ö t z l i c h e r  Wechsel von warmen und kalten Brausen nicht nachweisbar war, 

beeilt sich das Gericht, den Rohling von der Anschuldigung der Mißhandlung im Bade freizusprechen. 
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Wenn ein Gefangener sich bei Heynen darüber beklagte, daß er von anderen geschlagen worden sei, 

so erhielt er noch vom Angeklagten eine Ohrfeige dazu und wenn er die Mißhandelten noch mit 

Steinen warf (ein besonders beliebter Sport der Unteroffiziere), so erblickt darin das hohe Reichsge-

richt, geschult an dem Vorbild der früheren Militärgerichte, nur eine vorschriftswidrige Behandlung 

von Gefangenen, die mit drei Tagen gelinden Arrest „gesühnt“ wird. 

* 

Der Hauptmann Emil M ü l l e r  ließ die Gefangenen zur Arbeit marschieren, daß sie dort, sowie beim 

Appell in den Lagern (die ja meist Höllenstätten, aber für Kriegsgefangene „gut genug“ waren) zu-

sammenbrachen. Müller ist ja nur einer von unzählig vielen Vorgesetzten, die sich sadistisch gegen 

ihre Untergebenen austobten. Die Urteilsbegründung nennt seine Behandlungsweise hart, überstreng 

und sogar roh, sucht sie aber in anderen Fällen als „nur vorschriftswidrig“ abzumildern. Er behandelte 

seine Untergebenen wie Sträflinge und Arbeitshäusler, wie es, so heißt es in der Urteilsbegründung, 

„in Zuchthäusern oder ähnlichen Anstalten wohl zeitweilig, obwohl auch hier unzulässigerweise ge-

übt wird“. Die Mißhandlungen durch Schläge Stöße, desgleichen die Duldung solcher bei seinen 

Mannschaften, daneben die gemeinen Beschimpfungen seiner Leute sind nicht zu zählen. Mit Vor-

liebe schlug er die Gefangenen mit einer Reitpeitsche – „Reitstöckchen“ drückt sich das Urteil scho-

nend aus. Einen fußkranken Gefangenen, der ihm beim Appell sein hochgehobenes Bein zeigte, 

schlug der Angeklagte vom Pferde herab mit dem „Reitstöckchen“ über das kranke Bein. Der Mann 

schrie auf, fiel um und mußte in die Baracke getragen werden. Ein Gefangener, der sich krank mel-

dete, war von [288] den Wachen mißhandelt und auf seine Bitte zum Arzt geführt worden und von 

dem Angeklagten mit seinem Spazierstock verprügelt. Das Reichsgericht erkennt bis zu einem ge-

wissen Grade das Recht an, die Leute mit einigen leichten Hieben in Zucht zu halten, nur dürfe es sich 

nicht um unaufhörliche Tätlichkeiten, wie beim Angeklagten handeln, der Leute, wenn sie sich beim 

Appell im Gliede rührten, mit der Faust niederschlagen und mit dem Gewehrkolben an den Schädel 

schlagen ließ. (Das Urteil nennt diese Unteroffiziersbrutalität mit sanfter Milderung: den Gewehrkol-

ben g e g e n  d i e  L i p p e n  stoßen). Der Angeklagte ließ die Gefangenen auch widerrechtlich anbin-

den und daß sie dabei fortgesetzt i n  d i e  S o n n e  s c h a u e n  mußten, will das Reichsgericht nicht 

als strafverschärfend ansehen. Seine Beschimpfungen „Dreckschwein“ usw. kann indessen auch das 

Reichsgericht nicht gutheißen, zumal es sich „um einen von L ä u s e n  h a l b  a u f g e f r e s s e n e n  

h i n f ä l l i g e n  S c h w e r k r a n k e n  handelte, der auf ärztliche Anordnung gewaschen werden sollte 

und bereits am nächsten Morgen v e r s t o r b e n  ist. Die milde Ausdrucksweise in der Kennzeichnung 

der von dem Angeklagten verübten Brutalitäten läßt einen Blick in die Denkungsart tun. Die rohesten 

Fußtritte werden gewissermaßen entschuldigt, daß es heißt er habe die Kranken „ungeduldig mit dem 

Fuße angestoßen“. Man muß aber diesen Absatz im vollen Wortlaut sich zu Gemüte führen. 

„Nach Angabe des Zeugen Ae. hat der Angeklagte zwei liegende Kranke, die wegen Schwäche nicht vor ihm 

aufstehen konnten, und kläglich stöhnten, zornig und ungeduldig mit dem Fuße angestoßen. Eine Mißhandlung 

ist hierin, abweichend von der Anklage, nicht erblickt worden.“ 

Dasselbe gilt von dem Hineinreiten in die Gruppen der Kriegsgefangenen. Das Urteil sagt darüber: 

„Der Angeklagte liebte es geständlich, sobald er zum Appell erschien, ganz scharf an die aufgestellten 

Linien h e r a n z u r e i t e n; e r  h i e l t  d i e s  f ü r  e i n  g e e i g n e t e s  M i t t e l, s i c h  v o n  v o r n h e -

r e i n  i n  d e n  n ö t i g e n  R e s p e k t  z u  s e t z e n  u n d  d i e  G e f a n g e n e n  a c h t s a m  z u  m a -

c h e n  (!!). Laut Aussage fast sämtlicher englischer und auch einiger deutscher Zeugen ist er indeß 

dabei, vielfach dermaßen in die Linien hineingeritten, daß er die Glieder förmlich sprengte, weil die 

Leute nach allen Seiten auseinanderstoben und manche, die nicht geschwind ausweichen konnten, 

von dem Pferde umgeworfen wurden. Selbst der militärische Sachverständige, der skandalöserweise 

sich als Befürworter militärischer Mißhandlungen im Namen des echt preußischen Ordnungsgeistes 

hervortat, mißbilligte dieses mörderische Reitvergnügen als vorschriftswidrig und das hohe Reichs-

gericht, weit entfernt, in dem Anreiten und Umwerfen der Leuze eine grobe Mißhandlung zu sehen, 

erklärte es nur als ein ü b e r s c h n e i d i g e s  A u f t r e t e n w o l l e n. Da ist es auch kein Wunder, daß 

diese Richter sehr liebevolles Verständnis dafür hatten, daß der Angeklagte auch alles, was krankge-

schrieben und sichtlich arbeitsunfähig war, zwangsweise zur Arbeit hinaustrieb und unter schärfster 
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Gewaltanwendung keinen Widerspruch duldete. Freilich konnte dieser „Uebereifer“, der gewisse 

Rücksichten außer acht ließ, als „vorschriftswidrig“ nicht ganz unbestraft bleiben. Auch die Tatsache, 

daß dieser perverse Leuteschinder die an Durchfall leidenden Gefangenen, als sie reihenweise auf der 

Latrine saßen, zu seinem Privatvergnügen photographierte, nimmt ihm das Reichsgericht nicht weiter 

übel. Es sagt dazu, „die kleinen Lichtbilder von der Latrine mit den sie benutzenden G e f a n g e n e n  

h a t  d e r  A n g e k l a g t e  z u m  G e d ä c h t n i s  a n  s e i n e  K o m m a n d a n t e n z e i t  u n d  i m  G e -

f ü h l  d e s  S t o l z e s  a u f  d i e  v o n  i h m  g e s c h a f f e n e n  V e r b e s s e r u n g e n  (?) a u f g e -

n o m m e n. Ob er das weniger auffällig hätte tun können, mag auf sich beruhen. Verletzende Absich-

ten hat er keinesfalls damit verfolgt.“ Bei einer solchen Psychologie unserer Richter wird man es auch 

verstehen, wenn sie den Angeklagten nur höchst ungern zu der kleinen Gefängnisstrafe von 6 Monaten 

verurteilten und dem strebsamen Soldatenschinder mit politisch-advokatorischer Beredsamkeit in der 

Urteilsbegründung attestierten, er sei „e i n  t ü c h t i g e r  u n d  p f l i c h t t r e u e r  O f f i z i e r  gewe-

sen, der stets nach der Anerkennung seiner Vorgesetzten gestrebt und sie auch uneingeschränkt gefun-

den hatte.“ Am liebsten hätte ihn das Reichsgericht wohl noch für seinen Diensteifer“ in Fragen mili-

tärischer Ordnung und Manneszucht belohnt. Man hört [289] förmlich die Herren des Reichsgerichts 

die Hacken vor ihrem obersten Kriegsherrn, ihren Hindenburg und Ludendorff zusammenklappen. 

Ein Offizier ist nach echt deutscher Auffassung stets ein Ehrenmann, auch wenn er Untergebene 

schurkisch behandelt. Datum erklärt das Urteil auch, der Angeklagte habe, „wie betont werden muß, 

n i c h t  e h r l o s  g e h a n d e l t, d. h. er hat weder die bürgerliche noch die Offiziersehre irgendwie 

verletzt.“ Der angeklagte Offizier hat also nicht ehrlos gehandelt, obwohl in der Urteilsbegründung 

selbst noch gesagt wird, daß es sich um eine Häufung von Vergehungen handelte, eine „fast gewohn-

heitsmäßig rauhe und mißachtende, vielfach sogar geradezu rohe und menschenunwürdige Behand-

lung der ihm anvertrauten Gefangenen. Er verkehrte mit diesen fast nur im Ton des Anschreiens, 

Anreitens, Schlagens und Ausdemwege-Treibens, für ihre Klagen und Beschwerden hatte er kein 

geduldiges Ohr, für sichtbare Leiden kein Auge. ...“ Und bei dieser trotz alledem eigenartig unver-

letzten Offiziersehre heißt es dann weiter, daß er ganz besonders unglückliche, kranke und leidende 

Gefangene vor sich hatte, die Schonung verdienten ... Ueberstrenge hätte er hier vermeiden und vor 

allem nicht so verwerfliche Zuchtmittel anwenden müssen, wie Schlagen, Stoßen, Anbinden und 

dergl. mehr.“ Das entwürdige unser Heer und falle bei einem Mann von Rang und Bildung stark 

belastend ins Gewicht. Aber ehrlos ist darum ein solcher Held im Offiziersrock n i c h t  – wenigstens 

nach der Logik des Reichsgerichts und der von ihm vertretenen, nach wie vor der „Revolution“ pri-

vilegierten Massen. 

* 

Als einen der vielen kleinen Schächer aus dem Weltkriege kommt dann der Fall des Soldaten Nobert 

N e u m a n n  in Betracht. Der Angeklagte wurde wegen Mißhandlung Untergebener in zwölf Fällen 

und wegen Beleidigung eines Untergebenen zu 8 Monaten Gefängnis verurteilt, im übrigen freige-

sprochen. Unter den verschiedenen Rohheitsdelikten hatte Neumann sich gegen die Engländer be-

sonders brutaler Gewaltakte befleißigt. Das Urteil verzeichnet an einer Stelle mit einer gewissen Ge-

nugtuung, daß der Angeklagte Neumann so ziemlich der einzige Wachtmann im Gefangenenlager 

gewesen sei, der es verstanden habe, s t ö r r i s c h e  A r b e i t e r  z u r  O r d n u n g  z u  b r i n g e n“. Es 

hagelte dabei Schläge mit dem Gewehrkolben über Schulter, Rücken und Kopf, wie es der heilige 

Militarismus verlangt. Der Gewehrkolben trat auch in Tätigkeit, wenn, wie das Reichsgericht selbst 

zugibt, die Gefangenen gar nicht auffällig waren, sondern, weil sie nach Ansicht ihres Schinderhannes 

„nicht ordentlich und nicht fleißig genug arbeiteten.“ Der Fall selbst könnte als einer von Zehntau-

senden als mindererheblich übergangen werden, wenn nicht das Reichsgericht bei der Strafzumes-

sung von Erwägungen ausgegangen wäre, die die Ergebnisse der Beweisaufnahme völlig auf den 

Kopf stellten. Man lese und staune, wie es in der Urteilsbegründung unbedenklich heißt, der Ange-

klagte habe sich im dienstlichen Verkehr mit den ihm unterstellten Kriegsgefangenen von k e i n e n  

u n e h r e n h a f t e n  Beweggründen leiten lassen. Der Vorwurf des Leuteschinders sei durch nichts 

gerechtfertigt. Züge von Grausamkeit oder roher Sinnesart seien in der Verhandlung nirgends zutage 

getreten. Der Angeklagte sei des Glaubens gewesen, es mit „störrischen Leuten“ zu tun haben. Und 
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eine solche Entstellung der Tatsachen steht in derselben Urteilsbegründung, bei der es heißt, daß der 

Angeklagte nie grundlos sich habe hinreißen lassen, obschon das Urteil selbst gerade eine ganze An-

zahl derartiger Fälle aufzählt. So z. B. hat der Angeklagte einen englischen Gefangenen alsbald nach 

seiner Ankunft im Lager, nachdem er eben erst mit der Arbeit begonnen, mit dem Gewehr niederge-

schlagen und am Boden mit dem Kolben bearbeitet aus keinem anderen Grunde, als weil er die von 

der Fabrik nach der Mühle zu befördernden Säcke Phosphatdünger nicht gerade aufgestellt hatte. Ein 

andermal hat der Angeklagte Neumann einen englischen Gefangenen, den er bei der Arbeit deutsch 

angesprochen hatte und der ihn nicht gleich verstand, „mit der Faust einen fürchterlichen Schlag auf 

die linke Backe gegeben.“ Das Reichsgericht muß also der Meinung sein, daß es keine grundlose und 

bös-[290]willige Mißhandlung ist, wenn man einen Engländer, weil er nicht deutsch versteht, brutal 

mißhandelt, und der Angeklagte hat ja auch einem Gefangenen, der sich mit einem Kameraden eng-

lisch unterhielt, einen Kolbenschlag in den Rücken versetzt, weil er Mißfallen an der englischen Spra-

che nahm. Der betreffende Zeuge versicherte, die Wirkung des Schlages noch lange danach schmerz-

haft verspürt zu haben. Derselbe englische Gefangene hat vom Angeklagten Neumann später noch-

mals Kolbenschläge, und zwar über den Arm, bekommen, weil er bei der Arbeit ein paar Minuten 

Rast gemacht hatte. 

Wir würden diese Einzelheiten in diesem Zusammenhange als alltägliche militaristische Begleiter-

scheinungen gar nicht erwähnen, wenn sie nicht ein grelles Licht würfen auf die urteilsmäßige Ein-

stellung des Reichsgerichts bei seiner Annahme, es handelte sich bei dem Vorgehen des Angeklagten 

keineswegs um ehrlose Leuteschinderei. Diese Richter nehmen es auch als eine selbstverständliche 

militärische Gepflogenheit eines schneidigen Vorgesetzten, wenn sich ein Untergebener krank mel-

det, um zum Arzt geschickt zu werden, dieses abzulehnen und mit Kolbenstößen zur Arbeit zu trei-

ben, worauf dann die Folgen der Mißhandlung ärztliche Behandlung erst recht notwendig machen. 

Das Reichsgericht hat in zwölf Fällen selbst dargelegt, daß der Angeklagte die ihm zur Bewachung 

unterstellten Gefangenen, seine Untergebenen, gestoßen, geschlagen, oder auf andere Weise körper-

lich mißhandelt hat: er habe dies vorsätzlich getan, da er sich bewußt war, den Gefangenen durch 

seine Schläge körperliche Schmerzen zu bereiten und ohne hierzu irgendwie berechtigt zu sein. Und 

dennoch billigt ihm das Reichsgericht in seiner militaristischen Logik „e h r e n h a f t e  B e w e g -

g r ü n d e“ zu, wobei Züge von Grausamkeit oder roher Sinnesart in der Verhandlung nirgend zutage 

getreten seien. Man muß schon etwa bei der zum Schutz der Republik unternommenen Märzaktion 

Samariterdienste für proletarische Kämpfer geleistet haben, um wegen Rohheit und Ehrlosigkeit von 

der weißen Justiz dem Zuchthaus überliefert zu werden. 

Eine besonders skandalöse Freisprechung, die nicht nur in Belgien, sondern in der ganzen zivilisierten 

Welt Empörung und Verachtung weckte, war die des Rechtsstudenten Max R a m d o h r  aus Leipzig, 

der in Geeraardsbergen in Belgien in der Zeit vom November 1917 bis Februar 1918 als Beamter der 

Geheimen Feldpolizei der wiederholten Freiheitsberaubung, sowie der wiederholten Körperverlet-

zung in Ausübung seines Amtes in Tateinheit mit Erpressung von Geständnissen sich schuldig ge-

macht hatte. Der Angeklagte wurde in vollem Umfang von der gegen ihn erhobenen Anklage fr e i -

g e s p r o c h e n, obwohl das Ergebnis der dreitägigen Verhandlung eine furchtbare Beweiskette für 

die barbarische Grausamkeit des militaristisch von Grund aus verdorbenen Angeklagten war. Die 

schwer belastenden Angaben der belgischen Zeugen wurden in den Wind geschlagen und die Schuld-

beweise durch kleine selbstverständliche Abweichungen in den nach jahrelanger Frist erfolgten Aus-

sagen der Zeugen als „nicht ausreichend“ erklärt. Das Reichsgericht nahm an, daß in keinem be-

stimmten Falle der v o l l e  Beweis einer Mißhandlung der betreffenden Kinder nachgesehen werden 

könne. Der vom militärisch-sadistischen Machtkitzel gestachelte Angeklagte hatte sich nämlich ins-

besondere an Kindern vergriffen, sie aufs grausamste von den Eltern losgerissen und in Gefängnis-

zellen geworfen. Das Reichsgericht schien aber diesen brutalen Kinderquäler, der an seiner früheren 

Dienststelle in Termonde allgemein „der Schrecken von Termonde“ genannt wurde, achtungsvolle 

Sympathien entgegenzubringen. Es berief sich auf Gutachten militärischer Vorgesetzten, die dieses 

hoffnungsvolle Subjekt „überaus korrekt“ und von „vornehmer Gesinnung“ nannten. Bezeichnend 

für die geistige und sozialpsychologische Auffassung der Richter ist es auch, daß sie sich auf den 

blöden Respekt eines Zeugen beriefen, der den Angeklagten „Attaché“ nannte, womit nach 
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hochachtungsvoller Meinung des Reichsgerichts zum Lobe des Angeklagten gesagt sein soll, daß er 

aus guter Familie und sich durch tadellose Umgangsformen auszeichnete. Diese tadellosen Umgangs-

formen – aber nur den Vorgesetzten gegenüber – imponierten dem Reichsgericht so sehr, daß es dabei 

gern über weniger korrekte Vergewaltigungen unmündiger Kinder hinweg [291] sah, denn es waren 

ja nur Belgier, und – wie es mit lässiger Handbewegung im Urteil wörtlich heißt, mit „strafunmündi-

gen Kindern zu verfahren, war „weder Gegenstand der Instruktion, noch einer besonderen Beleh-

rung“. Also hätte man sie, da keine genauen Anweisungen im Militärkodex gegeben sind, auch gleich 

rädern, pfählen und vierteilen können und der Student Ramdohr muß noch als ein guter Kerl belobigt 

werden, weil er nichts weiter tat als Kinder zur Nachtzeit und unter Anwendung von Handfesseln 

festnehmen und, getrennt von den Eltern, in die Gefängnisnacht werfen ließ. Das Urteil billigt dem 

Angeklagten zu, daß er jede Maßregel für gerechtfertigt hielt und scheint selbst von der kriegerischen 

Notwendigkeit alles Geschehenen überzeugt zu sein. Die Erregung der belgischen Bevölkerung über 

die Festnahme von Kindern im zarten Alter scheint dem höchsten Gericht noch heute ebenso uner-

heblich und gleichgültig, wie dem Angeklagten in seiner militaristischen Kriegspsychose. Darum er-

klärt es auch, es könne „nicht davon die Rede sein, daß der Angeklagte sich einer bewußt widerrecht-

lichen Freiheitsentziehung schuldig gemacht habe“, als er die Kinder einsperrte. Daher F r e i -

s p r u c h  mit Pauken und Trompeten. Das Kulturgewissen aber verhüllt sein Haupt. 

* 

Weiter der besonders krasse Fall der Freisprechung des Generalleutnants Karl S t e n g e r, der von den 

Alliierten Mächten beschuldigt wurde, daß er im August 1914 als Kommandeur der 58. Infanterie-

Brigade den Befehl erlassen habe, alle französischen Gefangenen und Verwundeten zu töten. Dem 

Mitangeklagten Major C r u s i u s  wurde vorgeworfen, den Befehl Stengers weitergegeben und 

dadurch die Tötung mehrerer französischer Verwundeter herbeigeführt zu haben. Dieser Major 

Crusius wurde denn auch wegen fahrlässiger Tötung zu zwei Jahren Gefängnis mit Anrechnung der 

Untersuchungshaft verurteilt, im übrigen aber gleichfalls freigesprochen. Es ist für das Reichsgericht 

außerordentlich bezeichnend, wie es zu der Freisprechung des Angeklagten Generals kam. Es ließ 

sich durch Zeugenaussagen, die einander teilweise widersprachen und im Gegensatz zu der Behaup-

tung des mitangeklagten Majors Crusius, es habe sich um einen strikten Befehl gehandelt, von der 

milderen Auffassung leiten, General Stenger habe nicht den Befehl gegeben, a l l e  auf dem Schlacht-

feld liegenden V e r w u n d e t e n  z u  e r s c h i e ß e n. Es habe sich weniger um einen Befehl, als viel-

mehr „eine beiläufige Meinungsäußerung“ gehandelt. Der Major Crusius, der dem Befehl folgte, 

wurde als Sündenbock auf kurze Zeit ins Gefängnis geschickt. 

Faßt man die Zeugenaussagen zusammen, so ergibt sich unzweifelhaft, daß General Stenger sich so 

geäußert hatte, daß unbedingt der Eindruck erweckt werden mußte, keine Gefangenen zu machen, 

sondern alles zu erschießen. Es ist eine ganz unglaubliche Konstruktion, als hätte es sich hierbei um 

ein von Stenger unverschuldetes „Mißverständnis“ gehandelt, wo doch höhere und anerkannt zuver-

lässige Offiziere des Regiments die Aeußerung des Generals Stenger dahin verstanden und befehls-

mäßig weitergaben. Es ist ja auch gar nichts seltenes im Kriege gewesen, daß mit wilhelminischer 

Schneidigkeit erklärt wurde, man sollte den Feinden seinen Pardon geben, sondern sie einfach er-

schießen. Und Stenger selbst gab ja auch zu, sich erregt und mißmutig in diesem Sinne geäußert zu 

haben. Hinterher ist es dann natürlich leicht und üblich, solchen barbarischen Anordnungen eine en-

gere Auslegung auf Verwundete, die sich wehren oder im Hinterhalt liegen, zu geben. Das Reichsge-

richt mit seiner Sympathie für den General Stenger deutet in der Urteilsbegründung selbst einmal 

darauf hin, daß die Tötung aller Feinde, obwohl gegen die Artikel der Landkriegsordnung verstoßend, 

doch im einzelnen Falle, durch die Kriegsnotwendigkeit a u s n a h m s w e i s e  g e r e c h t f e r t i g t  

sein könnte“. Das Reichsgericht bemühte sich auch sonst, den allgemein als Brigadebefehl aufgefaß-

ten Wunsch und Zuruf des angeklagten Generals, keine Gefangenen zu machen, in abgeschwächter 

Form verständlich und entschuldbar zu finden. Viele Gefangene und Verwundete wurden von 

Crusius, Müller und anderen infolge der Stengerschen Anweisung reihenweise erschossen und wer 

es nicht tat, wurde mit den Worten dazu angehalten: „Kennt Ihr den Brigadebefehl noch nicht?“ Und 

da wagt es das Reichsgericht, den Urheber dieser mörderischen Anweisung, mag es sich nun um 
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einen [292] ordnungsmäßigen Brigadebefehl oder nur um einen solchen mit Eventualabsicht gehan-

delt haben, von den Folgen des blutigen Massakers in vollem Umfange f r e i z u s p r e c h e n. Wir 

möchten den Arbeiter sehen, der während eines Streiks oder einer revolutionären Aktion sich ähnlich 

mißverständlich äußerte und dabei weniger blutige Gewalttätigkeiten provozierte, der dann als un-

schuldig freigesprochen würde! Alle Folgen würden über sein Haupt verhängt werden. 

Das Reichsgericht bemüht sich, in seiner Urteilsbegründung auch noch den Eindruck zu erwecken, 

als ob die erschossenen französischen Verwundeten meist noch von hinten gefeuert hätten, und sucht 

auf diese Weise ihre brutale Niedermetzelung in ein milderes Licht zu rücken. Dabei muß selbst das 

Urteil feststellen, daß z. B. einer der Leute infolge des Befehls, alles totzuschießen, schon etwa 10 

Minuten nach seiner Erteilung einen verwundeten Franzosen, der ohne Gewehr mit dem Rücken ge-

gen eine Getreidegarbe lag und bittend die Hände erhob, einfach niederschoß. Auf Vorwürfe eines 

anderen Soldaten gab der Mörder zur Antwort „das geht dich nichts an, es ist Befehl“. Später wurden 

dann a l l e  französischen Verwundeten zusammengeschossen. Nur die Gewöhnung an Disziplin, be-

merkte ein anderer Zeuge, habe ihn damals abgehalten, seinem menschlichen Empfinden Ausdruck 

zu geben und so wurde denn auf General Stengers Veranlassung hin „immer feste druff“ gemordet, 

zumal – auch ein human-militärischer Grund – „auch keine Leute zum Abtransport von Gefangenen 

verfügbar“ waren. So kam es zu den grausamsten Erschießungen, und immer wieder wurde von den 

Zeugen, als sie z. B. von einem Militärarzt zur Rede gestellt wurden, erklärt, es sei Brigadebefehl. 

Das Reichsgericht argumentierte im Interesse der von General Stenger vertretenen deutschen Kriegs-

führung einfach so, daß es die Auslegung des Befehls als über den Sinn der Aeußerung Stengers 

hinausgehend erklärte. Und trotz aller vor Gericht zur Sprache und zum Beweis genommenen Tatsa-

chen rücksichtsloser Niedermetzelung von Gefangenen auf Grund des Stengerschen Befehls nimmt 

das Reichsgericht mit Stenger an, daß seine Worte „in keiner Weise auch auf Verwundete, wehrlose 

oder ihre Ergebung ernstlich anbietende Gegner bezogen werden und ihrer klaren Fassung nach be-

zogen werden konnten.“ 

Man muß schon ein Reichsgerichtsrat sein und einen leibhaftigen General vor sich haben, um einer 

solchen kriegsmäßigen Logik untertan zu sein. Die schwersten Belastungen des Generals Stenger 

auch durch deutsche Zeugen wurden einfach als unglaubwürdig oder „innerlich unwahrscheinlich“ 

hingestellt, obschon man den Zeugen keineswegs die Absicht falscher Aussage nachweisen konnte, 

oder auch nur unterschieben wollte. Aber das Ziel mußte unter allen Umständen erreicht werden: es 

galt, die gegen Stenger erhobene Beschuldigung in vollem Umfange als ungerechtfertigt zurückzu-

weisen. Die kleinen Sünder werden wegen „mißverständlicher“ Auffassung bestraft und die großen 

Kriegsgötter vom Generalsrang à la Hindenburg und Ludendorff thronen unangetastet über den Wol-

ken der Justiz. 

* 

Und nun Freisprechung auf Freisprechung. Erwähnt sei nur der Fall. Der [Leutnant Laule wurde 

be]schuldigt, den französischen Hauptmann M i g a t  vorsätzlich und mit Ueberlegung getötet zu ha-

ben. Das Reichsgericht erklärte diese Beschuldigung als falsch, nachdem Anklage und Verhandlung 

gemäß § 211 des Strafgesetzbuches wegen Mordes stattgefunden hatten. Hauptmann Migat wurde 

erschossen, weil er angeblich seiner Festnahme sich widersetzte. Er soll nach der Meinung des 

Reichsgerichts betrunken gewesen ein. Nach Angabe eines deutschen Stabsarztes soll der beschul-

digte Leutnant Laule den Befehl zum Erschießen gegeben haben. Ein anderer Oberarzt hat seine An-

gaben nicht aufrecht erhalten, daß der Beschuldigte den Kapitän an der Spitze eines Pelotons habe 

marschieren lassen, daß die Soldaten wie in einem Exekutionstrupp geschossen hätten und daß der 

Beschuldigte den Befehl zum Schießen gegeben habe. Auch zwei andere Zeugen, ein Kaufmann und 

ein Landwirt, haben gerufen: „Zwei Mann“, und gleich darauf hätten die Soldaten den Kapitän er-

schossen. Bei der ganzen Art der Verhandlung des Reichsgerichts fehlt es natürlich nicht an nachhe-

rigen, einschränkenden Zeugenaussagen und das Urteil fußte stets auf diesen sogenannten [293] „Ver-

besserungen“ und „Richtigstellungen“. Weil keiner der Zeugen geschworen hat, den Befehl zur Tö-

tung gehört zu haben, ist nach Meinung des Reichsgerichts erwiesen, daß er auch nicht erteilt worden 
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ist. Fehlt nur noch die Feststellung, daß infolge Leugnens der Ermordung der Ermordete noch lebt. 

Leutnant Laule wurde freigesprochen. 

Glorifizierung einer religiösen Natur. 

Nicht nur Freisprechung, sondern geradezu Glorifizierung fand beim Reichsgericht der Generalmajor 

K r u s k a, der zusammen mit dem Generalleutnant von S c h a c k  seitens der Franzosen beschuldigt 

wurde, durch geflissentliche Vernachlässigung ihrer Dienstpflichten die Verbreitung einer Typhus-

epidemie im Gefangenenlager N i e d e r z w e h r e n  a b s i c h t l i c h  gefördert und dadurch den Tod 

von nicht weniger als 3000 französischen Kriegsgefangenen verschuldet zu haben. Die Anschuldi-

gung lautete auf Mord, bezw. Tötung mit Ueberlegung, und die beiden Generäle hätten sich insbe-

sondere durch vorsätzliche Organisation einer Fleckfieberepidemie und durch geflissentliche Unter-

drückung aller Schutzmaßnahmen als Barbaren und Henker von beispielloser Grausamkeit gezeigt. 

Das Reichsgericht stellt zunächst die für deutsche Militärärzte wenig schmeichelhafte Tatsachen fest, 

daß sie das Fleckfieber bei seinem ersten Auftreten nicht festzustellen vermochten. Das Reichsgericht 

spart dann aber für den General Kruska nicht mit den allerhöchsten Lobeshymnen. Die angeklagten 

Kriegsverbrecher wurden ja, wenn sie Epauletten trugen, meistenteils beinahe mit der Hochachtung 

behandelt, wie sie ihr Herr und Meister Ludendorff später als Zeuge, statt als Angeklagter im Hoch-

verratsprozeß Jagow fand. Auch General von Kruska schien nicht Angeklagter, sondern lorbeerge-

schmückter deutscher Kriegsheld nach dem Sinne seiner Richter. Heißt es doch in dem Urteil, der 

Beschuldigte sei „dem Idealbilde eines Lagerkommandanten“ ziemlich nahe gekommen. Und warum 

das? Das Reichsgericht bezeugt ihm, daß er „eine tief r e l i g i ö s e  Natur und überzeugter C h r i s t“ 

sei. Er habe zahlreiche T r a k t a t e  und Evangelienbücher an die Gefangenen verteilen lassen und es 

würden ihm von einigen Seiten sogar pietistische Neigungen nachgesagt. Das scheint dem Reichsge-

richt ausreichend, ihm nichts böses zuzutrauen. Aber wenn es ihn selbst für einen Frömmler und 

Pietisten hält, dann brauchte es wahrlich nicht der Behauptung jener Zeugen so skeptisch gegenüber 

zu stehen, Kruska habe der Entwicklung der Seuche im Lager müßig zugesehen und das Drängen der 

Aerzte um Abhilfe keine andere Antwort gehabt, als: „Was will man da erst große Sachen machen, 

die Leute mögen beten!“ Das Reichsgericht stellt alle günstigen Momente für das Lagerkommando 

als für die Beweisausnahme äußerst erheblich zusammen, um über die schweren Anschuldigungen 

hinsichtlich des Massensterbens um so leichter hinweg zu gehen. Die meisten Klagen werden als 

übertrieben hingestellt und die mörderische Anlage des Gefangenenplatzes nicht dem Angeklagten 

zur Last gelegt. Man hätte dann eben auch diese Urheber suchen und vor Gericht stellen müssen. Die 

oberen Dienststellen und die deutsche Heeresverwaltung sind eben so mitverantwortlich wie die treff-

lichen Militärärzte, die schwere Seuchen als einfache Influenza und Bronchitis ansehen. Es wird von 

„aufopfernden Bemühungen“ der Beschuldigten im Urteil gesprochen, obschon zugegeben wird, daß 

diese „Bemühungen“ den französischen Gefangenen verborgen geblieben sind. Daß sie reihenweise 

verreckten, geniert den großen Geist nicht und mindert die Dienste eines christlichen Lagerkomman-

danten in Generalsrock keineswegs. Das Reichsgericht will auch nicht den Vorwurf der Fahrlässig-

keit gelten lassen und entschuldigt alles, auch wenn, wie selbst in diesem Lobesurteil steht, „im lan-

gen Verlauf der Epidemie an einzelnen Stellen des Lagers wirklich einmal Unregelmäßigkeiten vor-

gekommen sind.“ Dabei wird ruhig zugegeben in beschönigender Weise, daß nicht alle Kranken in 

die überfüllten Lazarette aufgenommen wurden, daß sie auf Tischplatten, die später wieder zum Es-

sen benutzt wurden, nach dem Lazarett getragen wurden, trotzdem die furchtbare Ansteckungsgefahr 

damals sogar von Militärärzten schon e r k a n n t  worden war. Daß tote und kranke Gefangene tage-

lang unabgesondert in Baracken nebeneinander liegen blieben, gab der beschuldigten General selbst 

zu, aber das den [294] Kriegsverbrechern so freundlich gesinnte Reichsgericht meint, so etwas be-

weise nichts gegen ihn. Die Verpflegung sei gut gewesen, und wenn sich in dem an die Gefangenen 

verabreichten Brote manchmal kleine Maden gesunden hätten, so sei das nicht so schlimm und der 

Lagerkommandant könne nicht „für alle derartigen Kleinigkeiten“ verantwortlich gemacht werden. 

Auch nicht, wenn ein Zivilgefangener aus Hamm, der zur Winterzeit in das Lager gebracht wurde, 

als 70jähriger Greis vor Kälte umkam, weil man ihm keine Unterkunft in den Baracken gewährte. 

Diese 70jährigen Zivilgefangenen, verschleppte Frauen und Kinder, sind ja überhaupt ein besonderes 
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Ehrenblatt in der deutschen Kriegsführung. Was aber das Anbinden der Gefangenen an einen Pfahl 

anlangt, so findet das Urteil des Reichsgerichts auch dieses völlig korrekt und in Uebereinstimmung 

mit den damaligen militärischen Formen in der sieggekrönten deutschen Armee. Vorgesetzte können 

sich ja schließlich immer damit entschuldigen vor den ihnen gleichgesinnten Richtern, daß ihnen 

„nichts bekannt“ gewesen sei, und das Anbinden an den Pfahl ist doch ein unschuldiges Vergnügen, 

das selbst dann von deutschen Richtern ungesühnt bleibt, wenn es wie im Falle des mörderischen 

Soldatenschinders H i l l e r  – bei Winterkälte oder im glühenden Sonnenbrande als Strafmittel ange-

wendet und der Gemarterte schließlich als Sterbender mit Fußtritten in die Abortgrube befördert wird. 

Solche „Kriegsnotwendigkeiten“ sind dem Reichsgericht geläufig, es hat volles Verständnis dafür 

und spricht Lagerkommandanten, wenn sie in diesem Sinne ihre militärische Pflicht getan haben, frei. 

Es drückt ihnen den Kranz des Siegers aufs Haupt, wenn sie zugegebenermaßen den Krieg auf ihre 

Weise geführt haben und tausende unschuldiger Gefangener vom Leben zum Tode beförderten. 

Die deutsche Kriegsführung hat in der deutschen Prozeßführung gegen die Kriegsverbrecher ihr wür-

diges Seitenstück gefunden. Zur Bestialität die Vertuschung oder Glorifizierung jeder Unmenschlich-

keit. Was hat das Proletariat erst noch von solcher Justiz zu gewärtigen? 

* 

Kastrierter Marxismus.  
Von L a d i s l a u s  R u d a s. 

Ein grober Titel. Man kann aber kein bezeichnenderes Wort für die mannigfaltigen und krampfhaften 

Versuche anwenden, die das W e s e n  des Marxismus: die R e v o l u t i o n, den Mittelpunkt des gan-

zen marxistischen Systems aus ihm fortzueskamotieren. 

Marx hat die Versuche vorausgesehen. Er und noch mehr sein Arbeits- und Forschungsgenosse Fried-

rich Engels, mußten erleben, daß aus solche, die sich Marxisten nannten, und sich als „Schüler“ Marx’ 

ausgaben, nicht aus den „Vorurteilen der herrschenden Klassen“ herauskamen und dem Marxismus 

gegenüber verständnislos dastanden. 

Seitdem aber die R e v o l u t i o n  nicht mehr eine „ferne“ Zukunft, sondern eine höchst aktuelle, bren-

nende T a g e s f r a g e  wurde, seitdem kann nicht mehr von einer „einfachen“ Verständnislosigkeit, 

sondern nur noch von bewußter Fälschung die Rede sein. 

Als der Opportunismus, als Bernstein zum erstenmal sein Messer an den Marxismus anlegte, konnte 

man noch meinen, daß hier eine unbewußte Beeinflussung seitens der Bourgeoisie vorliege, ob zwar 

Plechanow diese ganze Ideologie schon damals als ein bewußtes Manöver der Bourgeoisie entlarvte. 

Seitdem kann man aber eine gerade Linie verfolgen, die in dieser Richtung läuft. 

Gleichzeitig mit der konsequenten r e v o l u t i o n ä r e n  Weiterentwicklung des Marxismus, die über 

Lenin, Luxemburg, Bucharin läuft, kann man eine g e g e n r e v o l u t i o n ä r e  Entwicklung konsta-

tieren, die nur, im Gegensatz zur ersteren, inkonsequent ist und nur inkonsequent sein kann. Kautsky-

scher Servilismus, Hilferdingsche oder Bauersche Verlegenheitsstammelei und Max Adlersche 

Schönrednerei waren ihre bisherigen Formen, die endlich der kalt [295] berechnende Zynismus die 

Form entdeckt hat, die der Situation am besten entspricht: aus dem Marxismus wird eine „streng 

aufgebaute“, „kühl abgeklärte“ Wissenschaft, so dargestellt, daß der nicht Eingeweihte keine Lücke 

im gewaltigen Bau des Systems entdecken kann, trotzdem ihr Wesen, die Revolution ausgemerzt 

wurde! Der Mann, der dies endlich vollbracht, der weiß, was er will und der, was er will, gründlich 

zu verheimlichen weiß, heißt Heinrich C u n o w. Er kennt Marx gründlich und weiß diese Kenntnis 

dazu zu benutzen, um das Proletariat irrezuführen, ohne daß es merke, daß es irregeführt wird. 

Zwei Bände*) dienen diesem Zwecke, Der Marxismus wird aus einer1 [Die Marxsche Geschichts-, 

Gesellschafts- und Staats]theorie. Grundzüge der Marxschen Soziologie, I.-II. Buchhandlung Vor-

wärts, Berlin 1920-21. 

 
*) Heinrich Cunow: Die Marx’sche Geschichts-, Gesellschafts- und Staats-Ideologie des revolutionären Proletariats in 

eine „Wissenschaft“ der gegenrevolutionären Bourgeoisie umgewandelt. 
1 Entweder fehlt hier Text oder „Der Marxismus wird aus einer“ gehört nicht hierher. KWF 
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I. Der Marxismus – als „Soziologie“. 

Die ganze seins inszenierte Intrigue zu entlarven, würde ein Buch erheischen. Wir müssen uns hier 

damit begnügen, das Wesen der Sache klarzulegen. 

Wie es jemand mit dem Marxismus meint, das kann man immer daran merken, wie er sich zum Prob-

lem des Staates einstellt. Denn der Staat ist das zentrale Problem nicht nur des „abstrakten“ Marxis-

mus, sondern auch des Klassenkampfes. Die Revolution wirft immer die Frage nach der Staatsgewalt 

auf, die revolutionäre Periode rückt den praktischen wie theoretischen Kamp um die Staatsgewalt ins 

Zentrum, die Stellungnahme: für und gegen die Staatsgewalt, und zwar nicht für und gegen eine 

a b s t r a k t e  Staatsgewalt, sondern für und gegen die konkrete, existierende, gerade unterdrückende 

Staatsgewalt entscheidet, wer theoretisch wie praktisch auf Seite der unterdrückten Klasse und wer 

auf Seite der herrschenden Klasse steht. 

Der Marxismus, der nicht kastrierte Marxismus, steht natürlich auf Seiten des Proletariats, der unter-

drückten, revolutionären Klasse, steht daher feindlich dem existierenden Staat, dem Bourgeoisstaat 

gegenüber. Die ganze Gesellschaftslehre Marx’ spitzt sich in die Lehre vom Staate zu, indem der not-

wendige Untergang dieses Staates gelehrt und gefordert wird. Wäre der Staat, als eine Zwangsorga-

nisation der herrschenden Klasse nicht mächtig vorhanden, so wäre keine Revolution dazu nötig, um 

eine Gesellschaftsformation in die andere zu überführen. Und da der Marxismus die Revolution als 

notwendige Uebergangsepoche zwischen zwei gegebenen geschichtlichen Formationen lehrt, so ist es 

naturgemäß, daß der Staat, das Objekt des revolutionären Kampfes, ein zentrales Problem des Mar-

xismus ist. Merzt man dieses Problem aus dem Marxismus aus, umgeht man dieses Problem, rückt 

man dieses Problem aus seiner zentralen Stellung im marxistischen System heraus oder schwächt 

man es ab, umdeutet man es, so ist aus dem Marxismus – ein kastrierter Marxismus geworden. 

Das geschieht bei Heinrich Cunow. Und zwar in sehr raffinierter Weise. Er, der Zeter und Mordio 

schreit über den „Vulgär-Marxismus“, von dem „von der einen Seite dem überlieferten Marxismus 

Gedanken des englischen Radikal-Liberalismus ausgepfropft wurden und von der anderen Seite der 

Versuch unternommen wurde, ihn erkenntniskritisch zu begründen, das heißt, seinen Gehalt an He-

gelismus auszuscheiden und ihn kantianisch umzudeuten“ (I. S. 6) – er, der mit Recht, sehr scharf 

und sehr gründlich gegen Kautsky, Bernstein, Max Adler, Otto Bauer und die anderen Vulgärmarxis-

ten loszieht, und ihre „Wichtigkeit dartun“ (I. S. 15) will, – er scheitert gerade dort, wo die übrigen 

Vulgärmarxisten scheitern: bei der Frage des Staates, d. h. bei der Frage der Revolution. Er hat recht, 

wenn er sagt, daß „die heutige Auflösung der früheren sozialdemokratischen Partei in Sondergruppen 

... weit mehr das Ergebnis einer Krise der Parteitheoretik, als der Parteipraxis“ sei: nur hat er im 

entgegengesetzten Sinne recht, wie er es meint: das Ergebnis der Parteipraxis, die Einstellung zur 

Revolution macht es den Vulgärmarxisten, und [296] unter ihnen ihm selbst, unmöglich, „Parteithe-

oretik“ zu treiben: d. h. nicht Vulgärmarxist, sondern Marxist zu sein. 

Denn woran scheiterte der Vulgärmarxismus, was hinderte sie Marxisten zu sein? Ihr Unvermögen 

den eigentlich r e v o l u t i o n ä r e n  Gehalt, des Marxismus sich anzueignen. Sie verfielen immer wie-

der in die Ideologie entweder der Bourgeoisie oder der Kleinbourgeoisie, indem sie die historische 

Stellung des Marxismus ebenso verkannten, wie seinen historischen Charakter. Sie verfielen immer 

wieder in bürgerliche Gedankengänge, weil sie das Wesen des Marxismus sich nicht zu eigen machen 

konnten, noch wollten: den Historismus, wonach eine jede geschichtliche Epoche ihre eigenen Ge-

setze hat, die nur innerhalb der betreffenden Epoche gelten, um anderen Platz zu machen, wenn eine 

andere Epoche an die Stelle der einen getreten ist. Die Vulgärmarxisten wandten die Gesetze der 

bürgerlichen Revolution auf die proletarische Revolution an, sahen in den marxistischen realen Be-

griffen eben s t a r r e  Begriffe wie sie dem bürgerlichen Denken eigen sind, der bürgerlichen Philo-

sophie, sie sahen in der Geschichte und in der Gesellschaft ein Ebenbild zur Natur, suchten auf den 

proletarischen Marx den bürgerlichen Kant aufzupfropfen, – gerade wie Cunow, der eine „Marxsche 

Soziologie“ geben will, und s c h o n  d a m i t  d a s  W e s e n  d e s  M a r x i s m u s  f a l l e n  l ä ß t: da er 

nämlich k e i n e  S o z i o l o g i e  ist. 

Die S o z i o l o g i e  nämlich ist ebenso ureigenstes ideologisches Produkt der Bourgeoisie, wie die 

Naturwissenschaft oder die politische Oekonomie oder die reine Vernunft Kants. Die Bourgeoisie hat 
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die Natur und die Gesellschaft gleicherweise rationalisiert. Die Natur wurde ein starres, unwandelba-

res „System von Naturgesetzen“, die ewig herrschen; die Gesellschaft aber ein Ebenbild dieser Natur. 

Ewige Naturgesetze, wie ewige gesellschaftlichen Gesetze sind eine Gewähr, daß die Herrschaft der 

Bourgeoisie nie wenden wird. Nur so, unter dem Gesichtspunt der Ewigkeit, hat aber eine „Soziolo-

gie“ auch einen Sinn. Eine Soziologie gibt Gesetze, die für eine jede Gesellschaft gleichermaßen 

gelten, die die „unwandelbaren“ Gesetze einer jeder Gesellschaft aufdecken. Gibt es solche Gesetze 

nicht, so gibt es auch seine „Soziologie“. Die Wahrheit dessen beweist erstens, daß die Soziologie 

ebenso mit dem Kapitalismus aufkommt, wie die politische Oekonomie; zweitens, daß die Soziologie 

ebenso unfruchtbar geblieben ist, wie die Psychologie (denn das „Individuum“, und die individuelle 

„Psyche“ ist ebenso eine hohle Abstraktion, wie der Robinson der bürgerlichen Oekonomie oder der 

abstrafte Begriff einer „Gesellschaft an sich“ der Soziologie): drittens aber, daß Marx es ebenso ver-

schmäht hat eine „Soziologie“ zu schreiben, wie er es verschmäht hat eine – politische Oekonomie 

zu schreiben. Er schrieb eine K r i t i k  d e r  p o l i t i s c h e n  O e k o n o m i e, denn die konkrete histo-

rische Epoche, der Klassenkampf des Proletariats, war eine Negation der bürgerlichen Oekonomie, 

und er gab eine K r i t i k  aller Soziologie, als er die „Gesellschaft“, deren Gesche die Soziologie ent-

halten soll, leugnete. Es gibt keine „Gesellschaft“ – sondern immer nur eine bestimmende Gesell-

schaft mit bestimmenden „Gesetzen“. 

Cunow sagt: „Mag das ‚Kapital‘ auch ... ein Torso geblieben sein, so bietet es doch eine in sich 

zusammenhängende Darstellung. Die Marxsche Sozialphilosophie oder Soziologie hat keine solche 

von der Hand Marxens oder Engels’ selbst geschriebene Darstellung aufzuweisen.“ Abgesehen da-

von, daß von „Sozialphilosophie o d e r  der Soziologie“ zu sprechen ein arges Mißverständnis ist, so 

ist es nicht unabsichtlich geschehen, daß Marz oder Engels keine „Soziologie“ geschrieben haben: 

Marx und Engels haben ihre Forschungsmethode klar und unzweideutig dargestellt – gegen eine 

„Marxsche Soziologie“ hätten sie aber schon deshalb energisch protestiert, weil sie die „Soziologie“ 

der bürgerlichen Gesellschaft in ihren Schriften gaben, (natürlich soviel und soweit, als zu ihren Leb-

zeiten möglich war) und mehr nicht geben wollten. Das Kapital z. B. ist keine „politische Oekono-

mie“ – sie ist eine „Soziologie“ der bürgerlichen Gesellschaft, deren Bewegungsgesetze aufgedeckt 

werden. Ebenso aber der „Achtzehnte Brumaire“, „Die Klassenkämpfe in Frankreich“, „Der Bürger-

krieg in Frankreich“ oder „Revolution und Konterrevolution“, sagt man, das sind Werke, die die Ge-

schichte der bürgerlichen Gesellschaft geben, [297] nun das ist gerade das W e s e n  der Sache: nach 

Marx gibt es keine politische Oekonomie, Geschichte, Soziologie usw. als abgesonderte Wissen-

schaften in der Gesellschaft, sondern alle diese Einzelwissenschaften behandeln dasselbe, in anderer 

Fassung. D i e s e l b e n  Erscheinungen werden der Reihe nach in ihnen behandelt, zusammengefaßt 

werden sie aber durch die Marxsche S o z i a l p h i l o s o p h i e  (nicht Soziologie), der ihre E i n h e i t  

fordert und bestimmt. Diese Zusammenfassung wird aber nicht eine abstrakte „Soziologie“ sein, die 

allgemeingültige Gesetze enthielte, (solche gibt es nicht!), sondern immer eine k o n k r e t e  Zusam-

menfassung einer k o n k r e t e n  Gesellschaft, die nur möglich ist, wenn die Einzelforschungen schon 

gemacht sind. Deshalb haben Marx und Engels nie eine „Soziologie“ geschrieben, sondern sie ver-

wiesen auf weitere Forschungen. Und jeder, der den Marxismus als eine „Soziologie“ auffaßt, betritt 

damit die Bahnen der bürgerlichen Ideologie, und endet – bewußt oder unbewußt, – dort wo Cunow 

(er aber bewußt): beim V u l g ä r m a r x i s m u s! Die Vulgärmarxisten werden in den Gesetzen der 

kapitalistischen Gesellschaftsentwicklung, in den Institutionen der kapitalistischen Gesellschaft Ge-

bilde erblicken, die ewige Gültigkeit haben, wenigstens was die Zukunft betrifft, und werden eine 

Korrektur des Marxismus gerade dort vornehmen, wo sein Wesen steckt: beim Leugnen dieser Insti-

tutionen, als ewige Institutionen. Sie werden z. B. den Staat, der nach Marx ein spezifisches Gebilde 

der Klassengesellschaft ist, ein Organ einer Klasse ist, als ein Gebilde darstellen, das auch außer der 

Klassengesellschaft bestehen wird, als ein Organ, das nicht das Organ einer Klasse gegen andere 

Klassen, sondern das der ganzen Gesellschaft sei, und sie werden Marx „liberal-bürgerlicher“ Ge-

dankengänge bezichtigen, indem er die „Staatsfeindlichkeit“ von dem „englischen Liberalismus an 

der Wende des 18. Jahrhunderts“ übernommen habe, – also Marx mit ihren eigenen Sünden be-

schmutzen! (Cunow, I. 309) Oder sie bestreiten nicht, daß Marx recht hatte, als er den Staat als eine 

Herrschaftsorganisation darstellt, „vor allem in seiner früheren Gestaltung“ (I. 310), aber – heute, 
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heute sei das ganz anders! Und so entsteht ganz natürlich ein Kapitel „Marx kontra Marx“ (I. 310), 

unter welchem Titel sich Cunow kontra Marx hübsch verbirgt, der Vulgärmarxismus, der kastrierte 

Marxismus, gegen den lebendigen Marxismus sich fein versteckt! 

Der „Soziologe“ kann dann Marx folgenden dreisten Vorwurf machen: 

„Marx betrachtet den Staat vorwiegend politisch, nicht vom Standpunkt des Soziologen, der unbe-

kümmert um Parteiwünsche und -Hoffnungen fragt: ‚Was lehrt die Entstehung und bisherige Ent-

wicklung der Staaten für deren zukünftige Gestaltung; inwieweit war bisher die staatliche Entwick-

lung durch die allgemeingesellschaftliche Entwicklung bedingt und welche Momente sind erkennbar, 

die eine Fortsetzung der Staatsentwicklung in gleicher oder veränderter Richtung wahrscheinlich ma-

chen?‘ Von seinem Standpunkt aus erscheint aber Marx die Niederhaltung der unteren Klassen durch 

die Staatsgewalt als eine gegen die Befreiungsbestrebungen der unterdrückten Klassen gerichtete ver-

werfliche Haltung, als politisches Unrecht, das ‚nicht sein sollte‘, wie denn auch Engels in seiner 

Schrift über den ‚Ursprung der Familie‘ immer wieder die Staatsaktionen ethisch wertet und z. B. 

Seite 187 (4. Aufl.) meint, Klassenherrschaft dürfe nicht sein; ‚denn was für die herrschende Klasse 

gut ist, soll gut sein für die ganze Gesellschaft, mit der die herrschende Klasse sich identifiziert.‘ Der 

Staat wird an einem aufgestellten politischen Wertmaßstab gemessen.“ (I. S. 309) 

Und das „sollte nicht sein“! Engels ahnte so etwas, was ihm hier widerfahren sollte, denn er schrieb 

im Vorwort zum „Elend der Philosophie“ von Marx folgendes: 

„Die Nutzanwendung der Ricardo’schen Theorie, daß den Arbeitern, als den alleinigen wirklichen 

Produzenten, das gesamte gesellschaftliche Produkt, ihr Produkt gehört, führt direkt in den Kommu-

nismus. Sie ist aber ... ökonomisch formell falsch, denn sie ist einfach eine Anwendung der Moral 

auf die Oekonomie. Nach den Gesetzen der bürgerlichen Oekonomie gehört der größte Teil des Pro-

dukts nicht den Arbeitern, die es erzeugt haben. Sagen wir nun: das ist unrecht, das soll nicht sein, so 

geht das die Oekonomie zunächst nichts an. Wir sagen bloß, diese ökonomische Tatsache unserem 

sittlichen Gefühl widerspricht. Marx hat daher nie seine kommunistischen Forderungen [298] hierauf 

begründet. Was aber ökonomisch formell falsch, kann darum doch weltgeschichtlich richtig sein. 

Erklärt das sittliche Bewußtsein der Masse eine ökonomische Tatsache, wie seinerzeit die Sklaverei 

oder die Fronarbeit, für Unrecht, so ist das ein Beweis, daß die Tatsache selbst sich schon überlebt 

hat, daß andere ökonomische Tatsachen eingetreten sind, kraft deren jene unerträglich und unhaltbar 

geworden ist.“ (Vorwort, S. X. Siebente Auflage.) 

Und Engels, der so gut zu unterscheiden wußte zwischen Moral und Oekonomie, und Marx, der sich 

so gehütet hat, „seine kommunistische Forderungen“ auf das „sittliche Gefühl“ zu gründen, sollen 

dann so i n k o n s e q u e n t  sein, daß sie den Staat einfach abschaffen wollen, da er „nicht sein sollte“! 

Sehen wir uns aber die Stelle an, wo Engels – nah Cunow – so inkonsequent verfährt, so werden wir 

etwas zu sehen bekommen, was sehr bezeichnend ist nicht gerade für die Inkonsequenz des Engels, 

sondern für die Konsequenz des Herren Cunow, mit der er Marx und Engels v e r f ä l s c h t. Engels sagt: 

„Da die Grundlage der Zivilisation die Ausbeutung einer Klasse durch eine andere Klasse ist, so 

bewegt sich ihre ganze Entwicklung in einem fortdauernden Widerspruch. Jeder Fortschritt der Pro-

duktion ist gleichzeitig ein Rückschritt in der Lage der unterdrückten Klasse, d. h. ihrer Mehrzahl. 

Jede Wohltat für die Einen ist notwendig ein Uebel für die Andern, jede neue Befreiung der einen 

Klasse eine neue Unterdrückung für eine andere Klasse ... Und wenn bei den Barbaren der Unter-

schied von Rechten und Pflichten, ... noch kaum gemacht werden konnte, so macht die Zivilisation 

den Unterschied und Gegensatz beider auch dem Blödsinnigsten klar, indem sie einer Klasse so ziem-

lich alle Rechte zuweist, der andern dagegen so ziemlich alle Pflichten. 

Das soll nicht sein. Was für die herrschende Klasse gut ist, soll gut sein für die ganze Gesellschaft, mit 

der die herrschende Klasse sich identifiziert. Je weiter also die Zivilisation fortschreitet, je mehr ist sie 

genötigt, die von ihr mit Notwendigkeit geschaffene Uebelstände mit dem Mantel der Liebe zu bede-

cken, sie zu beschönigen oder wegzuleugnen, kurz eine konventionelle Heuchelei einzuführen, die 

weder früheren Gesellschaftsformen, noch selbst den ersten Stufen der Zivilisation bekannt war usw.“ 
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Was besagt also diese Stelle? Das, was Cunow behauptet, daß nach Engels „Klassenherrschaft nicht 

sein dürfe: denn was für die herrschende gut ist, soll gut sein für die ganze Gesellschaft“, oder was 

Engels tatsächlich behauptet; nämlich: würde die Ausbeutung einer Klasse durch eine andere Klasse 

ungeschminkt, ohne ideologische Hülle vor sich gehen, so würde sich das sittliche Gefühl der ausge-

beuteten Klassen dagegen auflehnen, und diese würden sagen: „Das soll nicht sein!“ Um daher die 

Ausbeutung möglich zu machen, greift die herrschende Klasse zur Heuchelei. Nicht Engels „wertet“ 

die „Staatsaktionen ethisch“, sondern ein jeder, der diese Heuchelei der herrschenden Klassen zu 

durchschauen imstande ist, denn die sittliche Empörung der Unterdrückten ist „w e l t g e s c h i c h t -

l i c h  r i c h t i g!“ Wird eine Klassenherrschaft moralisch gerichtet, so ist das ein Zeichen, daß sie 

ökonomisch überholt ist – siehe das Kapitel in „Dührings Umwälzung usw.“ über die Gewalt. Wer 

aber in einer revolutionären Epoche, in der die sittliche Empörung der Massen in eine Revolution 

anschwillt, kühl lächelnd die Achsel zuckt, der ist ebenfalls sittlich gerichtet: er mag ein sehr ausge-

zeichneter „Soziologe“ sein, er ist aber auch ein entschiedener Gegenrevolutionär! 

Dieser Vorwurf, den Cunow hier gegen Marx erhebt, ist von bürgerlicher Seite öfters schon erhoben 

worden. Ich habe schon in einem Artikel im Wiener Kommunismus*) folgendermaßen darauf geant-

wortet: 

„Man hat Marx den Vorwurf gemacht, (so Tönnies: Marx Leben und Lehre, 74 und 77 und stellen-

weis), daß der Politiker Marx zu sehr den Forscher Marx beeinflußt hat und daß er zu Ergebnissen 

der Forschung gelangt ist, welche er bekam, weil sie ihm, als einem Revolutionär wünschenswert 

waren. Revolution und Politik einerseits, Wissenschaft andererseits sind aber bei Marx [299] nicht 

zwei Dinge. Nicht persönliche Schwäche ist es bei Marx, daß er den Forscher und den Revolutionär 

nicht auseinander hielt, sondern das hängt mit den prinzipiellen Grundlage, mit der Methode seiner 

revolutionären Forschung zusammen.“ 

In der Tat: nach Marx ist die Wissenschaft selbst nicht unabhängig von den jeweiligen Klassenkämp-

fen, und bei einer gewissen Reife der letzteren wird die Wissenschaft keine wahren Ergebnisse mehr 

liefern, ist sie nicht revolutionär. Er sagt: „Solange sie im Beginn des Kampfes sind, sehen sie im 

Elend nur das Elend, ohne die revolutionäre, umstürzende Seite darin zu erblicken, die die alte Ge-

sellschaft über den Haufen werfen wird. Von diesem Augenblick an wird die Wissenschaft bewußte 

Erzeugerin der historischen Bewegung und sie hat aufgehört doktrinär zu sein, sie ist revolutionär 

geworden.“ Oder Gegenrevolutionär! Macht jemand Marx den Vorwurf, der Politiker beeinflusse bei 

ihm den Forscher, dann ist das das untrügliche Zeichen, daß er ein Gegenrevolutionär ist: deshalb 

versteht er nicht, wie Revolution des Proletariats und Marxismus zusammenhängen, wie Glieder des-

selben Prozesses, – er versteht es nicht, weil sein Zusammenhang mit der Gegenrevolution ihn daran 

hindert! (Fortsetzung folgt.) 

* 

A. R. L l o y d  G e o r g e s  Tage als Ministerpräsident sind gezählt. Die englischen Kapitalisten, deren 

klügste Köpfe in der konservativen Partei sitzen, sind zu der Erkenntnis gekommen, daß Lloyd 

George ihre Interessen schlecht vertritt, wenn sie seiner auch im Augenblick noch bedürfen und mit 

ihrem jüngsten Angriff Halt gemacht haben. Die englischen Konservativen fordern im Innern die 

Vornahme großer Ersparnisse, Abbau des Beamtenapparates, des Heeres, der Flotte und so weiter. 

So will man einen Steuerabbau ermöglichen, der wieder die Produktion verbilligt und Englands In-

dustrie konkurrenzfähig machen soll. Nach außen verlangen die Konservativen eine sachliche zu-

rückhaltende Politik im engsten Anschluß an Frankreich. Die Konservativen meinen, daß Lloyd 

George im Innern nichtgenug spart und nach außen zu viel Abenteuer unternimmt. Da Lloyd George 

die Masse der Konservativen, die Linksliberalen und die Arbeiterpartei gegen sich hat, ist seine Ab-

dankung doch nur eine Frage der Zeit, auch wenn es für den Moment gelungen sein sollte, die Krise 

zu verkleistern. 

 
*) Kommunismus, II. Jahrgang, Nr. 23, „Der historische Beruf des Proletariats.“ S. 763. 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 265 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

Das Interesse für die Konferenz von G e n u a  hat sichtlich nachgelassen, seitdem es Poincaré gelun-

gen ist, die Reparationsfrage von der Tagesordnung der Konferenz auszuschalten. Die Besprechung 

von B o u l o g n e  hat die englisch-französische Einheitsfront gegenüber S o w j e t-R u ß l a n d  herge-

stellt. Das Ententekapital wird versuchen, Sowjet-Rußland unter das Joch des internationalen Kon-

sortiums zu zwingen. Die Regierung W i r t h-R a t h e n a u  unterstützt diese schmähliche Politik. Ein-

zelne deutsche Unternehmer scheinen freilich vernünftiger zu sein und direkte wirtschaftliche An-

knüpfungen an Sowjet-Rußland zu suchen. 

A m e r i k a  hat endgültig abgelehnt, nach Genua zu gehen. 

Die K l e i n e  E n t e n t e  hält in B e l g r a d  eine Vorkonferenz zur Vorbereitung von Genua ab. Unter 

Führung des geschickten Herrn Benesch hat sich dieser Verband der Tschecho-Slowakei, Rumäniens 

und Jugoslawiens, wozu praktisch auch Polen kommt, zu einer Großmacht entwickelt. Herr Benesch 

vermochte bereits erfolgreich zwischen Lloyd George und Poincaré zu vermitteln. Im ganzen bedeu-

tet die Kleine Entente in Europa ein Plus für die französische Politik gegenüber England. 

Die W i l n a-Komödie hat planmäßig mit der Verschmelzung dieses Gebiets mit Polen geendet. Der 

Völkerbund regt sich über diesen Rechtsbruch weiter nicht auf. Die Besetzung des neutralen Gebiets 

von F i u m e  durch italienische Faszisten hat einen neuen ernsten Konflikt zwischen Italien und Ju-

goslavien hervorgerufen. – Es schweben Verhandlungen, um D e u t s c h-O e s t e r r e i c h  ausländi-

sche Kredite zur Verfügung zu stellen. Im Zusammenhang damit sollen die fremden Gläubiger die 

offizielle Kontrolle über Oesterreichs Finanzen und Wirtschaft übernehmen. Die Türkisierung Mit-

teleuropas marschiert! 

[300] Die endlose i t a l i e n i s c h e  K a b i n e t t s k r i s e  wurde durch die Bildung der Regierung 

Facta beendet. Das neue Ministerium ist genau so ein Verlegenheitsprodukt wie sein Vorgänger. Es 

ist weder eine Regierung der großen Koalition einschl. der Sozialdemokraten, noch eine ausgespro-

chene bürgerliche Rechtsregierung, sondern ein Zwitterprodukt, dem niemand langes Leben prophe-

zeit. 

In A e g y p t e n  versuchen die Engländer, durch halbe Zugeständnisse die einheimische Bourgeoisie 

zu versöhnen. Es ist wieder eine ägyptische Regierung unter Sarwat Pascha zustande gekommen. Die 

breiten Massen der Bevölkerung halten aber nach wie vor zu dem verbannten Zaghlul und wollen 

von einem Kompromiß mit den fremden Ausbeutern nichts wissen. 

Zum Leitartikel der Nr. 11 d. Int. wurde zur sozialistischen Fünfländerkonferenz in F r a n k f u r t  a. 

M a i n  schon Stellung genommen. Inzwischen gehen die Verhandlungen zwischen den Exekutiven 

der drei Internationalen fort, um einen allgemeinen Arbeiterkongreß zu ermöglichen. Gegenwärtig in 

der Zeit des engeren Z u s a m m e n s c h l u s s e s  d e r  k a p i t a l i s t i s c h e n  M ä c h t e  England und 

Frankreich, sobald sie einig sind, werden auch auf das amerikanische Kapital ihre Anziehungskraft 

ausüben, Amerika ist um so eher geneigt, Geld und Energie für Europa herzugeben, je mehr ihm eine 

Einigung zwischen den kapitalistischen Mächten Europas die Anbahnung stabiler Verhältnisse ver-

heißt; ist auch die p r o l e t a r i s c h e  i n t e r n a t i o n a l e  Z u s a m m e n a r b e i t  dringend erforder-

lich. Aber ein künftiger internationaler Kongreß aller proletarischen Richtungen hat nur dann Zweck, 

wenn er die Massen zu wirklichen Aktionen gegen das Weltkapital zusammenfaßt; aber nicht, wenn 

er Theaterresolutionen wie in Frankfurt a. M. zustande bringt. 

Die M o s k a u e r  K o n f e r e n z  d e r  I I I. I n t e r n a t i o n a l e  hat mit ihrer Stellungnahme zur Ein-

heitsfront sich unzweideutig für dieses Ziel ausgesprochen. 

* 

Geschichtsklitterung. 

In der vom A. D. G. B. und der Afa herausgegebenen Betriebsrätezeitung schreibt ein Dr. Alfred 

Striemer einen Artikel „Verantwortung“, in dem es heißt: „... Aber die deutsche Arbeiterschaft hat 

die Pflicht, auch dieses Unglück mit unbeugsamer Kraft zu tragen und den Besitz von einem so hohen 

Maß von Verantwortlichkeitsgefühl zu beweisen, daß die Gemeinwirtschaft gegen alle Gefahren 
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gesichert werden kann. Aus der Geschichte der Reformation wissen wir, daß die freiheitlichen Thesen 

Martin Luthers sehr bald eine kommunistische Bewegung auslöste, die Bauernkriege, die das große 

Reformationswerk aufs höchste gefährdete. Luther selbst mußte die gewaltsame Niederwerfung ver-

anlassen. Auch unsere Zeit ist eine große Reformationsperiode, die unreife Glieder zu einer Weltre-

volution gestalten wollen ohne Rücksicht auf die Reife der Menschen und der Verhältnisse.“ 

Es erübrigt sich, über die Geschichtskenntnisse und die Geschichtsauffassung dieses mit dem Dok-

tortitel gezierten Herrn zu debattieren. Das bezeichnende an dieser Geschichtsklitterung ist, daß er 

im Auftrage der freien Gewerkschaften seine konservativen Banalitäten von sich geben darf. Noch 

vor dem Kriege hätte kein Gewerkschaftsblatt so offen die Partei der finstersten Reaktion, des mit-

telalterlichen, absolutistischen Fürstentums genommen gegen eine Volksbewegung von solchem Um-

fang, wie der deutsche Bauernkrieg sie war. Der Verfasser des Artikels benutzt den historischen Ver-

gleich, um die Haltung der Gewerkschaftsbürokratie zum Eisenbahnerstreik damit zu rechtfertigen. 

Soll die Parallele etwa bedeuten, daß die Gewerkschaftsspitzen ebenso feige zum Kapitalsknecht 

wurden angesichts der immer wieder aufflackernden Massenbewegung des deutschen Proletariats, 

wie Luther angesichts des Bauernkrieges zum Fürstenknecht geworden ist? F. R. 

[301] 
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Die Internationale  

Jahrg. 4 ⁕ Ausgegeben 19. März 1922 ⁕ Heft 14 

Verlorene Illusionen. 

E. L. Berlin, den 14. März 1922. 

Das Siegel unter das Steuerkompromiß macht einen Abschnitt in der Geschichte der „jungen Repub-

lik“. Nicht allein, weil der Kampf um die Steuergesetze mit den! – vorläufigen – Siege des Bürger-

tums, das die würgende Schlinge wachsender Not um den Hals der schaffenden Massen zuzieht, geen-

det hat. Sondern weil die Tatsache dieses Sieges im Steuerkampf einen anderen, länger schon toben-

den Kampf ebenfalls vorläufig beendet: den Kampf um den Inhalt der Republik. Der 9. November schuf 

die F o r m  des neuen Staatswesens und damit die Walstatt, auf der die Klassenkämpfe in schärferem, 

rücksichtsloserem Zusammenprall der Gegensätze ausgetragen werden konnten. Die Aufgabe der Zeit 

nach dem 9. November ist es gewesen, der neuen Form den Inhalt zu geben, darüber zu entscheiden, 

w e r  in der Republik herrschen sollte: das Bürgertum oder die Arbeiterklasse. Rosa Luxemburg hatte 

als erste in ihrem politischen Testament, in ihrer Rede zum Spartakusprogramm diese Aufgabe klarge-

stellt, als sie schon am 30. Dezember 1918 die beginnende Verfälschung des politischen und sozialen 

Inhalts der Republik als gegenseitige Desillusionierung aller Klassen an ihr aufzeigte: 

Das Proletariat hat jede Illusion verloren über die Verkoppelung von Ebert-Scheidemann-Haase als sogenannte 

sozialistische Regierung. Ebert-Scheidemann haben die Illusion verloren, mit Hilfe des Proletariats im Solda-

tenrock die Proletarier in der Arbeiterbluse niederhalten zu können und die Bourgeoisie hat die Illusion verlo-

ren, vermittels Ebert-Scheidemann-Haase die ganze sozialistische Revolution um ihre Ziele zu betrügen. Es 

ist nichts als ein negatives Konto, lauter Fetzen von vernichteten Illusionen. Aber gerade daß nur solche zer-

rissenen Fetzen nach der ersten Phase der Revolution zurückbleiben, ist für das Proletariat der größte Gewinn; 

denn es gibt nichts, was der Revolution so schädlich ist als Illusionen, es gibt nichts, was ihr so nützlich ist 

wie die klare, offene Wahrheit. 

So genial Rosa Luxemburg damals schon die Schäden der sich durchkreuzenden Klasseninteressen 

entwirrt hat, in E i n e m  hat sie sich getäuscht: in der Schnelligkeit und Energie mit der die verschie-

denen Klassen der Gesellschaft ihre politischen Konsequenzen aus jenen verlorenen Illusionen ziehen 

würden. Hatte Rosa Luxemburg mit dem Feuer ihrer revolutionären Leidenschaft die Proletarier im-

mer wieder ermahnt, die halbe Revolution des Novembers zur ganzen zu machen: die Bourgeoisie 

hat schneller als die Arbeiterschaft begriffen, um was es damals gegangen ist, und um was es heute 

geht. Zähe und beharrlich hat sie, nachdem die alte Form des wilhelminischen Deutschlands ihr unter 

der Hand zerbrochen war, alles daran gesetzt, ihren Klasseninhalt der neuen Form zu geben. Während 

die Mehrheit der Arbeiter unter Führung der [302] nichts, was ihr sozialdemokratischen Kleinbürger 

sich noch in der Illusion wiegten, das Deutschland Fritz Eberts sei ihr Deutschland, weil es eine Re-

publik sei, der neue republikanische Staat stände über den Klassen, weil Sozialdemokraten auf ein 

paar Ministersesseln sitzen, hat das Schwerkapital nie sein Ziel aus den Augen verloren, die Republik 

zu ihrem gefügigen Werkzeug in dem großen Raubzug des Kapitals gegen die Arbeit zu machen. 

Im Steuerkompromiß bucht das Schwerkapital seinen Erfolg. Es hat nicht als Partei, als Schicht der 

Gesellschaft mit dem Stab, der „Gesamtheit“ sich verständigt. Es hat, mit der Denkschrift der Deut-

schen Volkspartei bewaffnet, von Macht zu Macht mit den die Republik repräsentierenden Kleinbür-

gern verhandelt. Und diese haben als echte Kleinbürger prompt vor der überlegenden Macht des 

Schwer- und Finanzkapitals kapituliert. Indem Wirth samt der Sozialdemokratie die Bedingungen der 

Deutschen Volkspartei bedingungslos angenommen haben, haben sie alle Forderungen bewilligt, die 

Stinnes seit jeher an den Staat gestellt hat. Jetzt geht es nicht mehr um die Milliarden Verbrauchs- 

und Umsatzsteuern, jetzt geht es um die Bezahlung der Sachlieferungen an die Kapitalisten aus der 

Zwangsanleihe, die mit den indirekten Steuern verzinst wird, d. h. um die Umbiegung dieses berufe-

nen Opfers des Besitzes in die Kreditaktien nach Stinnes Vorschlag. Jetzt geht es um die Sparsamkeit 

und die Wirtschaftlichkeit der Reichsbetriebe, d. h. um die Brotlosmachung von zehntausenden Ar-

beitern, Angestellten und Beamten; um das Arbeitszeitgesetz und die Schlichtungsordnung; um die 

Stinnesierung von Eisenbahn und Post. 
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Den Frieden mit Stinnes hat die SPD, hat der ADGB mit unterschrieben. Die Illusion des sozialisti-

schen Aufbaues im Burgfrieden durch die Verständigung mit dem Großkapital, wovon im Eisenbah-

nerstreik der „Vorwärts“ noch schrieb, zerbrach in der schmachvollen Kapitulation des Steuerkom-

promisses. 

Zugleich mit ihr zerbrach die Illusion, daß die USPD berufen sei, als die Partei der „revolutionären 

Tradition“ im Augenblick der Gefahr in die Bresche zu springen – wie die KAG es ihr angedichtet. 

– Die Gelegenheit zur Entscheidung war ihr durch den Brief unserer Partei gegeben. Die USP war 

vor die Frage gestellt, mit den Kommunisten zusammen die Einheitsfront der Werktätigen gegen den 

Steuerblock der Besitzenden und ihrer Helfershelfer aufzurichten. Sie hat diese Gelegenheit mit hoch-

mütigen Worten, die nur ihre Schwäche verraten, von sich gestoßen. Irgend ein beiläufiges Plakat, 

das die schwächliche Haltung der H e r t z  und B r e i t s c h e i d  in den Steuerausschüssen vor Mona-

ten gerügt hatte, war den rechten Führern der willkommene Anlaß, vor aller Oeffentlichkeit zu be-

weisen, daß ihre außenpolitische Solidarität mit Wirth stärker sei als der Drang, gemeinsam mit den 

Kommunisten alle Arbeiter auch zum außerparlamentarischen Kampfe gegen das Steuerkompromiß 

und damit auch gegen die kapitalistische Erfüllungspflicht der Wirth-Regierung aufzurufen. In par-

lamentarischen Geplänkeln wird sie ihre „unentwegte“ Gegnerschaft gegen die Steuern bekennen, 

was weder Herrn Wirth noch dem Stinnesmann Hermes auch nur eine unruhige Stunde bereiten wird. 

Ihre aus den ersten Revolutionstagen angestammte Rolle, die linke Flanke des Bürgertums zu decken, 

haben die Erben Haases wieder einmal erfolgreich gespielt. Der Glaube freilich, als könne die Ein-

heitsfront der werttätigen. Massen im organisatorischen Zusammengehen der Parteien allein geboren 

werden, ist dahin. 

[303] So hat – scheint es – die deutsche Bourgeoisie mehr denn je freie Bahn für ihre Unterdrückungs-

pläne. Doch auch ihre Blütenträume reifen nicht. In dem Augenblick, da sie sich auf ihre Beute, die 

Arbeiter, stürzen will, zerbricht die Grundlage, auf der sie ihre Pläne aufgebaut hatte: die Solidarität 

des Weltkapitals gegen Räterußland. Was die negative Fassung der Boulogner Vereinbarungen be-

reits andeutete, ist heute sichtbar geworden. Die Versuche, die widerstreitenden Interessen der impe-

rialistischen Mächte zu vereinigen und zu versöhnen, haben sich ebenso als eitle Illusionen erwiesen, 

wie alle Versuche, eine Interessen-Solidarität zwischen Kapital und Arbeit herzustellen. Lloyd Geor-

ges Plan eines internationalen Finanzkonsortiums zum Wiederaufbau Rußlands ist an der Macht der 

Tatfachen gescheitert, weil es unter dem Schein einer friedlichen Gemeinsamkeit des Weltkapitals 

die Vorherrschaft des englischen Imperialismus über Europa aufrichten wollte. So stieß er auf den 

Widerstand des französischen Imperialismus, dem er in Boulogne nachgeben mußte. An Stelle der 

illusionären Allgemeininteressen aller Kapitalisten-Länder ist wieder, wie vor dem Kriege, die Ver-

folgung der eigenen Machtgelüste bei jedem einzelnen Imperialisten-Räuber getreten; an die Stelle 

der gemeinsamen Kolonisierung Rußlands trat der neue Wettlauf der Kapitalisten, durch Einzelver-

träge jeden Landes sich Sondervorteile zu sichern. 

Nur e i n e s  blieb noch gemeinsames Interesse der Siegerstaaten Europas: die Verteilung der gemein-

samen Beute, der im ersten Reparationsjahre aus den deutschen Arbeitern erpreßten Milliarden. Al-

lein auch hier harrte die grausamste Enttäuschung. Am Tisch der alliierten Finanzminister erschien 

ihr Generalgläubiger, erschienen die Vereinigten Staaten, um ihre Forderung auf die Konkursmasse 

anzumelden: 996 Millionen Besatzungskosten. Nicht um Deutschland vor französischer Raffgier zu 

schützen, wie bürgerliche Blätter glauben machen wollen, nicht um Frankreich oder England zu tref-

fen, hat Amerika sich gemeldet. Es will nur seine e i g e n e n  kapitalistischen Interessen verfechten. 

Und diese dulden nicht das Uebergewicht einer Macht in Europa – außer der eigenen. Wie früher 

England das Gleichgewicht der Mächte des kontinentalen Europas als die Grundlage der eigenen 

Machtentfaltung brauchte, so balanzieren heute die Vereinigten Staaten ganz Europa einschließlich 

Englands aus. Daher der scheinbare Widerspruch in seiner Haltung: seine Passivität gegenüber Genua 

und dem Finanzkonsortium und sein plötzliches Austreten auf der Konferenz der Finanzminister. 

Hoffnungen, Entwürfe, durch internationale Konferenzen von Washington bis Genua, von Wilson bis 

Kautsky die Welt genesen zu lassen, sind dahin. Lloyd George – eben noch Richter der Welt – sucht 

nur noch einen anständigen Rückzug aus den Trümmern seiner Pläne. Südafrika brennt im Aufstand 
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der Arbeiter. Indien kommt nicht zur Ruhe. Im Mutterlande werden die Arbeiter ausgesperrt. Der 

Mann, der sich vermaß, der ganzen kapitalistischen Welt den Frieden zu geben, vermag ihn nicht 

einmal im eigenen Imperium gegen den Aufstand der niedergetretenen Millionen zu sichern. 

So mag es genügen, den Aufschrei aus dem gepreßten Herzen Theodor W o l l f s  hierherzusetzen: 

Wohin wir geraten, weiß der Himmel, und nur das ist klar, daß wir auf der Rutschpartie in zahlreicher Gesell-

schaft sind. Von einer Woche zur anderen künden Katstrophen, die überall aus dem Marksturz, aus der Ueber-

füllung der Warenlager, aus der Zerstörung [304] des Handels hervorgehen müssen, sich immer deutlicher an. 

Das neueste Symptom der herannahenden Weltkrise ist der mit allen Kampfmitteln geführte Streik der Gru-

benarbeiter in Südafrika. Während so die Welle heranrollt, ist Lloyd George krank, wirklich krank, und die 

Tatsache, daß er seinen Privatsekretär Dawis in der Schatzkanzlei untergebracht hat, verrät abermals seinen 

Rücktrittswunsch. Schöne Aussichten für Genua: aus England wird ein kranker Mann kommen und aus Frank-

reich keine gesunde Vernunft. 

Was also bleibt: die Arbeiterinternationale, die oft so grausam getäuschte Hoffnung der darbenden 

Völker der Welt. Am 25. März soll die Konferenz der drei Exekutiven in Berlin zusammentreten, um 

die internationale Front der Arbeitenden vorzubereiten. Doch auch hier kündet sich schon die Enttäu-

schung an. Schon jetzt tun die Scheidemann und Stampfer alles, um die Konferenz zuschanden wer-

den zu lassen. Die Linie von Frankfurt soll auch die Linie von Berlin werden: die tatsächliche Freiheit 

jeder nationalen sozialistischen Partei, die nationale Politik ihrer Bourgeoisie im Interessenkampf 

gegen die anderen Bourgeoisien zu unterstützen. Diese internationale Solidarität, die in der Gemein-

samkeit der Unterstützung der eigenen Bourgeoisie sich erschöpft, ist die Verneinung der Internatio-

nale der Proletarier. Sie kann die Zukunft nicht ausbauen. Wenn darum Berlin ein Mißerfolg werden 

sollte, so wird es die Schuld der Kommunisten nicht sein. Sie haben seit jeher die internationale Ein-

heitsfront ehrlich gewollt, aber nur als Kampfesgemeinschaft gegen den gemeinsamen Feind, das 

Bürgertum aller Länder, das in jedem Lande niederzuwerfen ist. 

Was also bleibt als Letztes? R ä t e r u ß l a n d  u n d  d e r  K o m m u n i s m u s. Sowjetrußlands Staats-

politik ist nicht, wie überweise Kritiker es sich und anderen erzählt haben, ein Gegensatz zum Kom-

munismus geworden. Sie war bei der Schwäche der kommunistischen Bewegung in Europa die einzig 

mögliche auch vom Standpunkt des Kommunismus aus. Schon heute, fünf Wochen vor Genua, zeigt 

sich, daß Rußland allein es ist, das, von Illusionen nicht betrogen, von den verlorenen Illusionen der 

Anderen keinen Schaden davongetragen hat. Es kommt nicht als Besiegter, es kommt seiner Kraft 

bewußt nach Genua. L e n i n s  Rede auf dem Kongreß der Metallarbeiter beweist es: gestützt auf die 

Rote Armee, gestützt auf die Wirtschaftskrise der kapitalistischen Länder ist es ein Machtfaktor, mit 

dem die Welt zu rechnen hat. 

Ohne Sowjetrußland wäre der Kommunismus heute machtlos. Aber ohne den Kommunismus in 

Westeuropa würde Rußland dem Kapitalismus nicht abringen können, was es zu seiner Aufrichtung 

bedarf. Unter den Trümmern, die Europa bedecken, ist die solidarische Zusammenarbeit der Kom-

munisten mit Sowjetrußland die einzige Möglichkeit, die Welt wiederaufzurichten. Mit Sowjetruß-

land zusammen können die deutschen, die europäischen Arbeiter sich der Bedrückung des Kapitalis-

mus entziehen und den russischen Arbeitern und Bauern helfen. 

Räterußland und der Kommunismus sind der Felsen, auf dem die Proletarier der Welt ihre Kirche der 

Zukunft aufbauen. [305] 

* 

„Höhere Preise, höhere Löhne!“  
Von P a u l  F r ö h l i c h. 

Zu den ersten deutschen Finanzdoktoren gehört P a r v u s. Er ist der Finanz- und Wirtschaftsspezialist 

der Sozialdemokratie, die ihm freilich nur zögernd zu folgen vermag. Das macht, dieser Parvus ist 

ganz das Gegenteil der Spießbürger, die an der Spitze dieser Partei stehen. Er ist robust wie nur einer. 

Rücksichtsloses Aussprechen dessen was ist, ist die Stärke, die er sich aus besseren Zeiten herüber-

gerettet hat ans kapitalistische Ufer des Stromes, der die Klassen trennt. Ein Rest marxistischer 
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Denkmethode gehörte mit zu der Fracht. Er erlaubt ihm, vom kapitalistischen Standpunkt aus klarer 

die Wirtschafts- und Finanzprobleme zu sehen als andere und kühnere Schlüsse zu ziehen. 

Von seinen zahlreichen Artikeln zur deutschen Finanzpolitik ist besonders bemerkenswert der in Heft 

47 der „Glocke“, betitelt: F i s k a l i s c h e  F a t a l i t ä t e n. Er bringt dort eine Zusammenstellung über 

den Zuwachs an Reichseinnahmen, den die Finanzpolitik Wirth-Hermes, das Steuerkompromiß 

Scheidemann-Stresemann erbringen. Nach einem Vergleich der vermutlichen tatsächlichen Einnah-

men des Etatsjahres 1921 und der Zahlenangaben des Finanzministeriums ergibt das eine M e h r b e -

l a s t u n g  des Volkes 

durch Erhöhung der Steuern und Zölle  28 Milliarden Mark 

durch Tariferhöhung der Eisenbahn  42 " " 

durch Tariferhöhung der Post  9 " " 

durch Erhöhung des Brotpreises  2 " " 

zusammen  100 Milliarden Mark 

Die Zahlen sind noch viel zu niedrig gegriffen. So wurden die voraussichtlichen Einnahmen aus Steu-

ern und Zöllen vor langer Zeit berechnet, als das Lohn- und Preisniveau viel tiefer stand. Das würde 

z. B. jetzt für die Goldzölle, die Umsatz- und die Lohnsteuer viel höhere Beträge bedeuten. Vielleicht 

ist auch die höhere Zoll- und Steuereinnahme auf Grund des Voranschlags von 1921 berechnet wor-

den, indem einfach die höheren Sätze eingestellt wurden. Aber der Voranschlag von 1921 ist weit über-

schritten worden. Gegenüber diesen Voranschlag kam eine Steigerung der Mehreinahmen aus Zöllen 

und Steuern von 40 und nicht 28 Milliarden in Betracht. Gab es die Grundlage für die Berechnung ab, 

dann wird die Steigerung tatsächlich bedeutend höher als 40 Milliarden sein. Die 100 Milliarden Mark 

gesamte Mehrbelastung durch die neuere Finanzpolitik sind also erheblich zu niedrig gegriffen. 

Parvus betont mit Recht, daß diese 100 (und mehr!) Milliarden fast ausschließlich aus den Taschen 

der Verbraucher geholt werden sollen. „Denn wie die Dinge jetzt in Deutschland stehen, werden von 

der Industrie, dem Handel und der Landwirtschaft alle Steuern, auch die direkten, auf den Preis ge-

schlagen.“ Er berechnet die Einnahmen im Etatsjahre 1921 auf 106 Milliarden Mark, die Mehrbelas-

tung der Verbraucher bedeutet also eine V e r d o p p e l u n g. Er nennt das ein „gewagtes Experiment“. 

In der Tat! Die zu erwartenden Einnahmen aus der 10%igen Lohnabgabe sind bekanntlich auf 19 

Milliarden Mark berechnet worden. Das würde ein Gesamteinkommen der Lohn- und Gehaltsemp-

fänger von nicht viel mehr als 100 Milliarden Mark ergeben. Selbst wenn man berücksichtigt, daß 

auch die Einnahme aus der Lohnsteuer [306] bedeutend unterschätzt ist, so fragt man sich doch, wo 

denn dies hinaus soll. Diese Steuerpolitik ist einfach die Einleitung einer Katastrophe. 

Wird festgestellt, daß voraussichtlich die Einnahmen des Reiches höher sein werden, als der Voran-

schlag sagt, so ist das nur die halbe Wahrheit. Angesichts der Geldentwertung und der Preispolitik 

der Trustindustrien wachsen die Ausgaben des Reiches noch viel schneller. Die Balanzierung des 

Etats ist eine Einbildung. Dazu kommt, daß der Hauptposten in diesem „ausbalanzierten Etat“ fehlt, 

die Reparationen. Die Zwangsanleihe wird zu ihrer Deckung nichts beitragen. Der einzige Ausweg 

für die Regierung bleibt die Herausgabe neuer Schatzwechsel, neuen Papiergeldes. „Reformen“ bei 

den Notenbanken, die in Aussicht genommen sind, können die Schwierigkeiten nur vermehren. Wo 

das Problem angepackt wird, überall ist das Ergebnis der offenbare Bankrott. 

Natürlich weiß ein Kopf wie der unseres Parvus einen Ausweg. Ohne Festigung und Ausdehnung der 

Industrie, so erklärt er, keine Festigung der Wirtschaft. Ohne Besserung der Wirtschaft finanzieller 

Zusammenbruch! Die Industrie ist heute trotz starker Beschäftigung kaum in der Lage, die notwen-

digen Reparaturen vorzunehmen, geschweige ihre Anlagen zu erweitern, den technischen Fortschritt 

auszunutzen. Wenn das so weiter geht, wird in zehn Jahren unsere Industrie vollkommen rückständig 

und konkurrenzunfähig sein. Woran liegt das? Die Industrie bekommt ihre Waren, die sie auf den 

Weltmarkt bringt, nicht nach dem vollen Wort bezahlt. Unsere Ausfuhr beruht ja auf der Verschleu-

derung der wirtschaftlichen Kräfte Deutschlands. Die Parole also ist: Höhere Preise! 

Aber höhere Preise allein tun es nicht. Das Preisniveau hat sich in den letzten Monaten gewaltig. 

gehoben. Die Löhne sind weit zurückgeblieben. Die Folge davon ist Senkung der Arbeitsleistung 
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durch Unterkonsumtion. Die 100 Milliarden Mehrbelastung durch die Finanzpolitik verschärfen diese 

Wirkung gewaltig. Die weitere Folge ist Rückgang der Reichseinnahmen aus den indirekten Steuern. 

Parvus bringt Zahlen aus der bisherigen Erfahrung, die das mit erschreckender Deutlichkeit zeigen. 

Also: Nicht nur höhere Preise, sondern auch höhere Löhne! 

Eine verlockende Losung. Wegen der Durchführung der ersten Hälfte der Parvusschen Forderung 

braucht man sich keine Kopfschmerzen zu machen. Sie setzt sich bereits mit Ungestüm durch. Ueberall 

sehen wir das Streben nach Anpassung an die Weltmarktspreise. Die schwere Industrie ist in der letz-

ten Zeit nahe an diesen Punkt herangekommen. Das Wiesbadener Abkommen, dessen Bestimmungen 

auch nach den neuen Vereinbarungen bleiben, nach dem also deutsche Inlandpreise für Lieferungen 

an Frankreich gelten, fördert entschieden dieses Streben nach Weltmarktspreisen. Unsere neue Steu-

erpolitik ist ebenfalls mit auf dieses Streben zugeschnitten. So ist z. B. die Kohlensteuer weniger mit 

Rücksicht auf ihren finanziellen Ertrag auf die wahnsinnige Höhe von 40% des Wertes getrieben 

worden – angesichts des Kohlen-, Eisen- und Stahlbedarfs der öffentlichen Betriebe wird aus dieser 

Steuer für den Finanzsäckel fast nichts übrig bleiben – als vielmehr zu dem Zwecke, die Kohlenpreise 

künstlich hochzutreiben. Die hohen Preise setzen sich also durch. 

Aber die Löhne? Sie bleiben einfach ein frommer Wunsch. Parvus weist selbst darauf hin, daß höhere 

Löhne erst durch harte Kämpfe dem Unternehmertum abgezwungen werden müssen. Die jetzige 

Steuer- und Finanzpolitik muß zu schweren Erschütterungen der Wirtschaft führen, zu Riesenkämp-

fen der Arbeiterklasse für das bißchen Brot. Diese Kämpfe allein werden der Wirtschaft schweren 

Schaden bringen und jede Hoff-[307]nung auf Erholung unserer wirtschaftlichen Kräfte vernichten. 

Dazu wird die Industrie durch ihre Preispolitik und durch die unaufhaltsame Verschlechterung der 

Valuta in den Stand gesetzt, den Arbeitern gewisse Zugeständnisse zu machen, die deren Geschlos-

senheit leicht zerstören können, ohne daß ein Ausgleich zwischen Löhnen und Preisen erfolgt. Stei-

gen z. B. die Preise im Durchschnitt um 30%, dann können die Unternehmer leicht eine Lohnerhö-

hung um 25% zugestehen. Die Arbeiter werden sich wahrscheinlich durch dieses Angebot täuschen 

lassen, ihre Angriffskraft wird gelähmt. In Wirklichkeit aber ist die Spannung zwischen Preisen und 

Löhnen erhöht, die Lebenshaltung der Arbeiter stark herabgedrückt. 

Die Unternehmer wissen das. Ihr Streben geht deshalb ferner darauf hinaus, die Arbeitszeit zu ver-

längern, um den Arbeitern mehr Lebensmittel zugestehen zu können und trotzdem große Gewinne zu 

machen. Auch das ist nur ein Ausweg, der bald in einer Sackgasse enden wird. Es ist ja eine alte 

Erfahrungstatsache, daß die Leistungsfähigkeit der Arbeiter bei längerer Arbeitszeit in stärkerem 

Maße zurück geht. Das Ende ist also auch hier Rückgang der Produktivität und damit Vernichtung 

aller Hoffnungen auf Festigung unserer Wirtschaft. Positives Resultat ist nur die Verschlimmerung 

der Qualen für das Proletariat. 

Als was stellt sich also die Losung: Höhere Preise, höhere Löhne! heraus? Als eine unverschämte 

Täuschung der Arbeiterklasse. Es ist eine Losung, die die Lebenshaltung der Arbeiterklasse weiter 

scharf herabdrückt, die den Verfall der Wirtschaft beschleunigt wie den Bankrott der Finanzen, die 

allein dient den Interessen eines beschränkten Kreises von Trustmagnaten. Wo auch der Versuch 

gemacht wird, die großen Wirtschaftsprobleme auf kapitalistischer Grundlage zu lösen, ist das Er-

gebnis solchen Versuches immer eine Verschärfung und größere Verwicklung des Problems. Und die 

Kosten zahlt in jedem Falle das Proletariat mit einem Stück seines Lebens. 

* 
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Ein Schritt vorwärts.  
Von N. L e n i n. 

Vorbemerkung der Redaktion: Mit höhnischem Lächeln haben seinerzeit die Leviten die Thesen des 

3. Weltkongresses über die deutsche Märzaktion aufgenommen, in denen trotz scharfer Kritik dieser 

Kampf der mitteldeutschen Arbeiter als ein Schritt vorwärts begrüßt wird. Ein Pflästerchen auf die 

Wunden der Geschlagenen, das war das Urteil der Leute, die heute in der USP die große sozialre-

volutionäre Partei machen. Das hieß nichts anderes, als Lenin und den Weltkongreß einer Charlata-

nerie ziehen. 

Wir können heute Lenin selber zu diesem Thema sprechen lassen und zwar ohne daß irgend welche 

parteitaktische Augenblickserwägungen, irgend welche Voreingenommenheit gegen die Fahnen-

flüchtigen dabei mitsprächen. Das Folgende ist ein V o r w o r t, das Lenin im Jahre 1907 (wieder-

herausgegeben im Jahre 1920) zu den B r i e f e n  v o n  M a r x  a n  K u g e l m a n n  schrieb. Es zeigt 

sich deutlich darin, was Lenin unter einen Schritt vorwärts in der Geschichte versteht. Und wenn es 

erlaubt ist, einen Levi mit Plechanoff zu vergleichen, dann wird sicher auch ein Vergleich der März-

aktion mit dem Moskauer Aufstand gestattet sein. Der Leser findet in dem Aufsatz zugleich Lenins 

Urteil über jene Intelligenzler, die sich beeilen, „möglichst schnell ihre ‚revolutionären Illusionen‘ 

wegzuwerfen uns sich an die ‚reale‘ Brockensammlerei zu machen.“ Und manches andere ist aus 

dem Artikel noch für unsere Tage zu lernen. 

Mit der separaten Herausgabe der gesamten, in der deutschen sozialdemokratischen Wochenschrift 

„Die Neue Zeit“ erschienenen Briefe Marxens an Kugelmann beabsichtigen wir, die russische Oef-

fentlichkeit [308] mit Marx und dem Marxismus näher bekannt zu machen. Aus naheliegenden Grün-

den ist in der Marxschen Korrespondenz den persönlichen Angelegenheiten viel Platz eingeräumt. 

Für einen Biographen bieten diese äußerst wertvolles Material. Dagegen sind für die breitere Oef-

fentlichkeit, wie besonders für die arbeitende Klasse Rußlands, von weit größerer Wichtigkeit dieje-

nigen Stellen der Briefe, die theoretisches und politisches Material enthalten. Gerade für uns ist es in 

der gegenwärtigen revolutionären Epoche besonders lehrreich, sich in das Material zu vertiefen, das 

uns Marx als einen unmittelbar auf alle Fragen der Arbeiterbewegung und Weltpolitik reagierenden 

Politiker vor Augen führt. Die Redaktion der „Neuen Zeit“ bemerkt mit Recht, daß „d i e  B e k a n n t -

s c h a f t  m i t  d e r  P h y s i o g n o m i e  v o n  M ä n n e r n, d e r e n  D e n k e n  u n d  W o l l e n  s i c h  

u n t e r  B e d i n g u n g e n  g e w a l t i g e r  U m w ä l z u n g e n  b i l d e t e n, e r h e b e n d  w i r k t.“ Für 

einen russischen Sozialisten vom Jahre 1907 ist eine solche Bekanntschaft doppelt notwendig, da sie 

eine Fülle äußerst wertvoller Hinweise auf die unmittelbaren Aufgaben der Sozialisten in einer jeden 

Revolution seines Landes enthält. Gerade jetzt durchlebt Rußland eine „g e w a l t i g e  U m w ä l -

z u n g“. Marxens Politik in der Zeit der relativ stürmischen 60er Jahre muß in der gegenwärtigen 

russischen Revolution immer und immer wieder als ein wahres Musterbeispiel für die Politik eines 

Sozialdemokraten herangezogen werden. 

Wir erlauben uns daher, zur Charakteristik von Marxens revolutionärer proletarischer Politik, die in 

theoretischer Hinsicht besonders wichtigen Stellen aus seiner Korrespondenz hervorzuheben. 

Hervorragendes Interesse für die erweiterte und vertiefte Kenntnis des Marxismus bietet der Brief vom 

11. Juli 1868. In Form polemischer Bemerkungen gegen die Vulgärökonomen setzt hier Marx s e i n e  

Auffassung der sogenannten „Arbeitswerttheorie“ außerordentlich prägnant auseinander. Gerade die-

jenigen Einwände gegen die Marxsche Werttheorie, die bei den am wenigsten geschulten Lesern des 

„Kapitals“ am ehesten auftauchen, und daher von den Dutzendvertretern der „professoralen“, bürgerli-

chen „Wissenschaft“ am beharrlichsten unterstützt werden, werden hier von Marx kurz, einfach und 

außerordentlich klar analysiert. Marx zeigt hier, welchen Weg er einschlug und welcher Weg einge-

schlagen werden muß, um zur Erklärung des Wertgesetzes zu gelangen. Er lehrt uns, seine M e t h o d e  

an Hand allergewöhnlichster Einwände verstehen. Er hellt die Verbindung eines scheinbar so rein the-

oretischen und abstrakten Problems, wie die Werttheorie, mit den „Interessen der herrschenden Klas-

sen“, die die „V e r e w i g u n g  d e r  K o n f u s i o n“ fordern, auf. Es wäre nur zu wünschen, daß jeder, 

der sich in Marx zu vertiefen und das „Kapital“ zu lesen beginnt, gleichzeitig mit dem Studium der 

ersten und schwierigsten Kapitel des „Kapital“ auch den von uns erwähnten Brief immer wieder lese. 

Weitere, in theoretischer Hinsicht besonders interessante Stellen der Briefe Marxens beziehen sich auf 

seine Einschätzung verschiedener Schriftsteller. Liest man Marxens lebendigen, leidenschaftlichen, 
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von tiefgehendstem Interesse für alle bedeutenderen ideellen Strömungen und deren Analysen zeu-

genden Aeußerungen, so glaubt man der Rede eines genialen Denkers zu lauschen. Außer auf die en 

passant hingeworfenen Bemerkungen über Dietzgen, lenken wir die Aufmerksamkeit des Lesers be-

sonders auf Marxens Aeußerungen über die Proudhonisten. Die „g l ä n z e n d e“ intellektuelle Jugend 

der Bourgeoisie, die in Zeiten gesellschaftlichen Aufschwungs sich „ins Proletariat“ stürzt, die unfä-

hig [309] ist, sich die Gedankengänge der Arbeiter anzueignen und zähe und ernst „in Reih und Glied“ 

der proletarischen Organisationen zu arbeiten, wird mit wenigen Strichen verblüffend scharf charak-

terisiert. 

Da haben wir ferner die den Inhalt des neun Jahre später von Engels (zusammen mit Marx) verfaßten 

berühmten Buches „Anti-Dühring“ vorwegnehmenden Aeußerungen über Dühring. Es existiert eine 

russische Uebersetzung Zederbaums, die jedoch leider nicht nur Lücken enthält, sondern geradezu 

schlecht und fehlerhaft ist. Ebenso finden sich hier die die Rententheorie Ricardos berührenden 

Aeußerungen über Thünen. Schon damals, also 1868, verwarf Marx entschieden die „Fehler Ri-

cardos“, die er im 1894 erschienenen 3. Bande des „Kapital“ endgültig widerlegte, die aber dessen 

ungeachtet von den Revisionisten vom ultrabourgeoisen und sogar schwarzhunderlerischen, Herrn 

Bulgakoff bis zum „fast-orthodoxen“ Maßloff bis auf den heutigen Tag wiederholt werden. 

Interessant ist ebenso die Aeußerung über Büchner, wie die Einschätzung des vulgären Materialismus 

und des bei Lange (die übliche Quelle „professoraler“ bourgeoiser Philosophie!) abgeschriebenen 

„oberflächlichen Geschwätzes“. 

Wenden wir uns nun Marxens revolutionärer Politik zu. Bei uns in Rußland ist unter den Sozialde-

mokraten über den Marxismus erstaunlich weit die kleinbürgerliche Vorstellung verbreitet, als wäre 

eine revolutionäre Periode mit ihren besonderen Kampfesformen und besonderen Aufgaben des Pro-

letariats beinahe schon eine Anomalie, während die „Verfassungsära“ und „äußerste Opposition“ die 

Regel darstelle. 

Kein Land der Welt weist zur Zeit eine so tiefgehende revolutionäre Krise auf, wie Rußland, wie es 

in keinem Lande „Marxisten“ (den Marxismus herabwürdigende und vulgarisierende Marxisten) gibt, 

die der Revolution gegenüber ein solches Maß von Skeptizismus und Philistertum entgegenbrächten. 

Aus dem Umstande, daß der Inhalt der Revolution bourgeoisen Charakters ist, zieht man bei uns die 

platte Folgerung, die Bourgeoisie sei der M o t o r  der Revolution, das Proletariat habe in dieser Re-

volution keine eigenen, sondern nur accessorische Aufgaben zu erfüllen, eine proletarische Führung 

der Revolution sei unmöglich. 

Wie entlarvt Marr in diesen Briefen an Kugelmann diese vulgäre Interpretation des Marxismus! Da 

haben wir zum Beispiel den Brief vom 6. April 1866. Marx hatte damals gerade sein Hauptwerk 

beendet. Die Kritik der deutschen Revolution von 1848 hatte er in abgeschlossener Form schon 14 

Jahre vor diesen Briefen gegeben. Seine sozialistischen Illusionen über eine bevorstehende sozialis-

tische Revolution im Jahre 1848 hatte er 1850 selbst widerlegt. Und im Jahre 1866 schreibt er zu 

Beginn seiner Beobachtungen über die Entwicklung neuer Krisen: 

„Werden unsere Spießbürger endlich einsehen, daß ohne eine Revolution, welche Habsburg und Hohenzollern 

beseitigt (von den kleineren M–käfern ist es überflüssig, zu reden), es schließlich wieder zu einem dreißigjäh-

rigen Krieg und einer neuen Teilung Deutschlands kommen muß!“ 

Keine Spur von Illusionen darüber, daß die bevorstehende Revolution (sie erfolgte von oben, nicht 

von unten, wie Marx erwartet hatte) die Bourgeoisie und den Kapitalismus beseitigen würden. Die 

klarste und bestimmteste Feststellung dessen, daß sie lediglich die preußische und österreichische 

Monarchie zu beseitigen haben wird. Und doch, welcher [310] Glaube an die bourgeoise Revolution! 

Welche revolutionäre Leidenschaftlichkeit eines proletarischen Kämpfers, der die ungeheure Bedeu-

tung der bourgeoisen Revolution für den Fortschritt der sozialistischen Bewegung erkannt hat! 

Drei Jahre später, am Vorabend des Zusammenbruches des napoleonischen Imperiums in Frankreich, 

spricht Marx, das Vorhandensein einer „s e h r  i n t e r e s s a n t e n“ gesellschaftlichen Bewegung kon-

statierend, geradezu mit Begeisterung davon, daß die „P a r i s e r  b e g i n n e n, i h r e  j ü n g s t e  
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r e v o l u t i o n ä r e  V e r g a n g e n h e i t  f ö r m l i c h  z u  s t u d i e r e n, u m  s i c h  f ü r  d a s  b e v o r -

s t e h e n d e  n e u e  R e v o l u t i o n s g e s c h ä f t  v o r z u b e r e i t e n“. Und Marx schließt, nachdem 

er den im Verlaufe seiner Beobachtungen über die Vergangenheit vor ihm sich entrollenden Klassen-

kampf beschrieben hatte: „Und so brodelt der ganze historische Hexenkessel. Wann wird’s b e i  u n s  

so weit sein! 

D a s  ist es, was die durch Skeptizismus entkräfteten, durch Pedantismus stumpf gewordenen, zu 

Selbstanklagen neigenden, schnell in der Revolution erschlaffenden, von der Beerdigung der Revo-

lution und ihrem Ersatze durch die konstitutionelle Prosa wie von einem Feste träumenden marxisti-

schen Intelligenzler Rußlands von Marx lernen sollten. Sie sollten bei dem Theoretiker und Führer 

des Proletariats lernen, an die Revolution zu glauben, sollten lernen, wie man die Arbeiterklasse zur 

Verteidigung bis ans Ende ihrer unmittelbaren revolutionären Aufgaben aufruft, sollten lernen, sich 

die Willensstärke zu erhalten, die kein kleinmütiges Verzagen wegen zeitweiliger Mißerfolge der 

Revolution duldet. 

Die Pedanten des Marxismus meinen nun: all das ist ethisches Geschwätz, Romantik, Mangel an 

Realismus! Nein, meine Herren, das ist die Verbindung von revolutionärer Theorie mit revolutionärer 

Politik, diejenige Verbindung, ohne welche der Marxismus zum Brentanismus, zum Struwismus, zum 

Sombartismus wird. Die Marxsche Doktrin hat die Theorie und Praxis des Klassenkampfes zu einem 

unzertrennlichen Ganzen verbunden. Und der ist kein Marxist, der die nüchtern die objektive Lage 

konstatierende Theorie zur Rechtfertigung des Bestehenden verzerrt, sich bis zum Bestreben ver-

steigt, sich möglichst schnell jedem zeitweiligen Fallen der Revolutionswelle anzuschmiegen, mög-

lichst schnell seine „revolutionären Illusionen“ wegzuwerfen und sich an die „reale“ Brockensamm-

lerei zu machen. 

Marx verstand es, in den friedlichsten, nach einem Wort von ihm selbst „idyllischsten“, nach einem 

Wort der Redaktion der „Neuen Zeit“, „e l e n d-s t u m p f f i n n i g e n“ Zeiten, das Herannahen der 

Revolution herauszufühlen und das Proletariat zur Höhe des Selbstbewußtseins seiner fortschrittli-

chen, revolutionären Aufgaben zu e r h e b e n. Unsere russische, philisterhaft Marx vulgarisierende 

Intelligenz lehrt dagegen, noch dazu in revolutionärsten Zeiten, das Proletariat die Politik der Passi-

vität, des folgsamen Ziehens, „mit dem Strom“, der schüchternen Unterstützung der schwankendsten 

Elemente der liberalen Modepartei! 

Die Einschätzung der Kommune durch Marx stellt die Krönung der Briefe an Kugelmann dar. Diese 

Einschätzung gewinnt besonderen Wert, wenn man ihr die Argumentationen des rechten Flügels der 

Sozialdemokraten Rußlands gegenüberstellt. Plechanoff, der nach dem Dezember 1905 kleinmütig 

ausrief: „Man hätte nicht zu den Waffen [311] greifen sollen!“, war so bescheiden, sich mit Marx zu 

vergleichen. Marx habe ja im Jahre 1870 die Revolution ebenfalls gebremst. 

Gewiß hat sie Marx e b e n f a l l s  gebremst. Aber man vergegenwärtige sich einmal, was für ein Ab-

grund sich bei diesem von Plechanoff selbst herangezogenem Vergleich zwischen Plechanoff und 

Marx auftut. 

Plechanoff hat im November 1905, einen Monat vor der Kulmination der ersten russischen revoluti-

onären Welle, das Proletariat nicht nur nicht entschieden gewarnt, sondern im Gegenteil direkt von 

einer Notwendigkeit, den U m g a n g  m i t  d e r  W a f f e  z u  l e r n e n  u n d  s i c h  z u  b e w a f f n e n, 

gesprochen. Als aber einen Monat darauf der Kampf aufloderte, beeilte sich Plechanoff, ohne auch 

nur den Versuch einer Analyse, einer Bedeutung, seiner Rolle im Gesamtverlauf der Ereignisse, sei-

nes Zusammenhanges mit den voraufgegangenen Kampfesformen zu sagen, den bußetuenden Intel-

ligenzler zu spielen und auszurufen; „Man hätte nicht zu den Waffen greifen sollen!“ Marx hatte im 

S e p t e m b e r  1 8 7 0, e i n  h a l b e s  J a h r  vor der Kommune, die französischen Arbeiter direkt ge-

warnt. Der Aufstand ist ein Wahnsinn, schrieb er in der bekannten Adresse der Internationale. Er 

deckt i m  v o r a u s  die nationalistischen Illusionen bezüglich der Möglichkeit einer Bewegung im 

Geiste von 1792 auf. Er verstand es, mehrere Monate vorher, nicht aber h i n t e r h e r, zu sagen: „Man 

soll nicht zu den Waffen greifen.“ 
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Und wie verhält es sich, als dieses nach seiner eigenen Erklärung vom September a u s s i c h t s l o s e  

Unternehmen im März 1871 dennoch Wirklichkeit zu werden begann? Hatte Marx diese Tat etwa 

(wie Plechanoff die Dezemberereignisse) dazu benutzt, bloß einmal seinen Feinden, den die Kom-

mune führenden Proudhonisten und Blanquisten, eines auszuwischen? Oder hat er vielleicht einer 

Klasseninspektrice gleich gewettert: Ich sagte es ja, ich warnte Euch ja, da habt Ihr nun Eure Rom-

antik, Eure revolutionären Delirien? Oder verabschiedete er sie vielleicht, wie Plechanoff die Dezem-

berkämpfer, mit der Predigt des selbstzufriedenen Philisters: „Man hätte nicht zu den Waffen greifen 

sollen!“? 

Nein. Am 12. April 1871 schreibt Marx einen e n t h u s i a s t i s c h e n  Brief an Kugelmann, einen 

Brief, den wir gerne an die Zimmerwand des russischen Sozialdemokraten, jedes russischen schrift-

kundigen Arbeiters, heften würden. 

Marx, der im September 1870 den Aufstand einen Wahnsinn genannt hatte, nimmt im April 1871, 

angesichts des Massencharakters der Volkserhebung, ihm gegenüber die Stellung eines ihm die 

größte Aufmerksamkeit widmenden Teilnehmers gewaltiger, in der internationalen historisch-revo-

lutionären Bewegung e i n e n  S c h r i t t  v o r w ä r t s  bedeutenden Ereignisse ein. 

Das ist ein V e r s u c h, schreibt er, die bürokratisch-militärische Maschine nicht bloß in andere, 

Hände überzuführen, sondern sie zu zerstören. Und er singt den „h e r o i s c h e n“, von Proudhonisten 

und Blanquisten geführten Pariser Arbeitern ein wahres Hosianna. „Welche Elastizität“, schreibt er, 

„h i s t o r i s c h e  I n i t i a t i v e, w e l c h e  S e l b s t a u f o p f e r u n g s f ä h i g k e i t  i n  d i e s e n  Pa r i -

s e r n! ... D i e  G e s c h i c h t e  k e n n t  k e i n  ä h n l i c h e s  B e i s p i e l  ä h n l i c h e r  G r ö ß e!“ 

Die h i s t o r i s c h e  I n i t i a t i v e  der Massen stellt Marx über alles. O, würden doch unsere russi-

schen Sozialdemokraten in Bezug auf [312] die Bewertung der h i s t o r i s c h e n  I n i t i a t i v e  der 

russischen Arbeiter und Bauern im Oktober und Dezember 1905 bei Marx lernen! 

Die Verneinung des tiefsten Denkers, der ein halbes Jahr zuvor den Mißerfolg voraussah, vor der 

h i s t o r i s c h e n  I n i t i a t i v e  der Massen und das leblose, geistlose, pedantische: „Man hätte nicht 

zu den Waffen greifen sollen!“ sind sie nicht entfernt von einander wie Himmel und Erde? 

Und als M i t b e t e i l i g t e r  am Massenkampfe, den er mit der ihm eigenen Glut und Leidenschaft, 

im Londoner Exil schmachtend, miterlebte, macht sich Marx an die Kritik der k o n k r e t e n  

S c h r i t t e  der „w a h n s i n n i g-k ü h n e n“, „d e n  H i m m e l  z u  s t ü r m e n  b e r e i t e n  P a r i s e r“. 

O, wie hätten damals unsere heutigen „realistischen“, im Rußland der Jahre 1906 und 1907 die revo-

lutionäre Romantik verdonnernden Weisen den Marxisten Marx ausgelacht! Wie hätten sie sich über 

den M a t e r i a l i s t e n, den O e k o n o m i s t e n, den Feind von Utopien, der vor einem „Versuch“, 

den H i m m e l  zu stürmen, sich verneigt, lustig gemacht! Wie viel Tränen wären vergossen worden, 

wieviel herablassenden Lächelns oder Mitgefühls hätten allerhand solcher zugeknöpfter Männlein 

angesichts der Rebellionstendenzen, des Utopismus und dergleichen mehr über diese Einschätzung 

einer zum Himmel emporstürmenden Bewegung zum Besten gegeben! 

Marx war nicht von der Weisheit jener Federfuchser durchdrungen, die sich scheuen, die T e c h n i k  

höherer Formen des revolutionären Kampfes zu diskutieren Gerade die t e c h n i s c h e n  Fragen des 

Aufstandes bespricht er. Angriff oder Verteidigung? fragt er, als handle es sich um kriegerische Ope-

rationen unmittelbar vor den Toren Londons. Und er entscheidet: unbedingt angreifen. „Man hätte 

sofort nach Versailles marschieren sollen.“ 

Das war geschrieben im April 1871, wenige Wochen vor dem gewaltigen blutigen Mai. 

Die Aufständischen, die die „wahnsinnige“ (September 1870) Sache den Himmel zu stürmen, begon-

nen hatten, „h ä t t e n  s o f o r t  n a c h  V e r s a i l l e s  z i e h e n  s o l l e n“. 

„Man hätte nicht zu den Waffen greifen sollen“, im Dezember 1905, um mit Gewalt sich gegen die 

ersten Versuche der Wegnahme der eroberten Freiheiten zu wehren. 

Ja, Plechanoff verglich sich nicht umsonst mit Marx! 
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„D e r  z w e i t e  F e h l e r: „– fährt Marx in seiner technischen Kritik fort – „d a s  Z e n t r a l k o m i t e e  

(man beachte, daß hierbei die m i l i t ä r i s c h e  L e i t u n g  gemeint ist, da es sich um das Z. K. der 

Nationalgarde handelt) gab seine Macht zu früh auf.“ 

Marx verstand es, die Führer vor einem verfrühten Aufstand zu warnen. Dem den Himmel stürmen-

den Proletariate aber gegenüber verhielt er sich als praktischer Ratgeber, als Mitbeteiligter am 

Kampfe der Massen, die die g a n z e  Bewegung ungeachtet der falschen Theorien und Fehler Blan-

quis und Proudhons auf eine h ö h e r e  S t u f e  erhoben. 

„Wie dem auch sei“, schreibt er, „die jetzige Erhebung von Paris – wenn auch unterliegend vor den 

Wölfen, Schweinen und gemeinen [313] Hunden der alten Gesellschaft – bleibt die glorreichste Tat 

unserer Partei je der Juniinsurrektion.“ 

Dabei verheimlichte Marx vor dem Proletariate k e i n e n  e i n i g e n  Fehler der Kommune. Er wid-

mete dieser H e l d e n t a t  ein Werk, das b i s  a u f  d e n  h e u t i g e n  T a g  der beste Leitfaden im 

Kampfe um den „Himmel“ und die schrecklichste Scheuche für die liberalen und radikalen 

„Schweine“ geblieben ist. Plechanoff hat dem Dezember ein „Werk“ gewidmet, das fast zum Evan-

gelium der Kadetten geworden ist. 

Ja, Plechanoff verglich sich nicht umsonst mit Marx. 

Kugelmann antwortete Marx, augenscheinlich in Ausdrücken des Zweifels und mit Hinweisen auf 

die Aussichtslosigkeit der Sache, auf den Realismus im Gegensatz zur Romantik, zum mindesten 

verglich er den A u f s t a n d  der Kommune mit der friedlichen Demonstration in Paris vom 13. Juni 

1849. 

Sofort (am 17. April 1871) kanzelt Marx Kugelmann dafür gehörig ab: 

„D i e  W e l t g e s c h i c h t e“, schreibt er, „w ä r e  a l l e r d i n g s  s e h r  b e q u e m  z u  m a c h e n, 

w e n n  d e r  K a m p f  n u r  u n t e r  d e r  B e d i n g u n g  u n f e h l b a r-g ü n s t i g e r  C h a n c e n  a u f -

g e n o m m e n  w ü r d e.“ 

Marx nannte im September 1870 den Aufstand einen Wahnsinn. Als sich aber die M a s s e n  erhoben, 

will Marx mit ihnen marschieren, mit ihnen vereint im Kampfe selbst lernen, nicht aber ihnen Kan-

zelpredigten halten. Er begreift, daß ein Versuch, im voraus die Chancen m i t  a b s o l u t e r  P r ä z i -

s i o n  zu bestimmen, entweder Charlatanerie oder hoffnungslose Pedanterie wäre. Er stellt ü b e r  

a l l e s  die Tatsache, daß die Arbeiterklasse heldenmütig, aufopferungsvoll, initiativ Weltgeschichte 

s c h a f f t. Marx betrachtete die Geschichte vom Standpunkte derer, die sie, ohne die Möglichkeit der 

u n f e h l b a r e n  Vorausberechnung der Chancen, s c h a f f e n, nicht aber vom Standpunkte des klein-

bürgerlichen Intelligenzlers, der da moralisiert: „Es war leicht vorauszusehen, oder: „Man hätte nicht 

dazu greifen sollen.“ 

„Marx verstand es sogar zu würdigen, daß es Augenblicke in der Geschichte gibt, da ein verzweifelter 

Kampf der M a s s e n  selbst um einer aussichtslosen Sache willen n o t w e n d i g  ist für die weitere 

Erziehung dieser Massen und ihrer Vorbereitung zum n ä c h s t e n  Kampfe. 

Eine solche F r a g e s t e l l u n g  ist unseren heutigen Quasi-Marxisten, die so gern Marz verleumde-

risch zitieren, um ihm nur die Einschätzung der Vergangenheit, nicht aber die Fähigkeit zur Schöp-

fung der Zukunft zu entnehmen, vollkommen, unverständlich, ja, im Prinzip unzugänglich. Plechan-

off hat, als er sich nach dem Dezember 1905 an die Aufgabe zu „bremsen“ gemacht hatte, sich diese 

Trage nicht einmal vorgelegt. 

Marx hingegen wirft gerade diese Frage auf, ohne im geringsten zu vergessen, daß er im September 

1870 ja selbst den Wahnsinn eines Aufstandes erkannt hatte. 

„D i e  b ü r g e r l i c h e n  V e r s a i l l e r  K a n a i l l e n“, schreibt er, „s t e l l t e n  d i e  P a r i s e r  i n  

d i e  A l t e r n a t i v e, d e n  K a m p f  [314] a u f z u n e h m e n  o d e r  o h n e  K a m p f  z u  e r l i e g e n. 

D i e  D e m o r a l i s a t i o n  d e r  A r b e i t e r k l a s s e  i n  d e m  l e t z t e r e n  F a l l e  w ä r e  e i n  v i e l  

g r ö ß e r e s  U n g l ü c k  g e w e s e n, a l s  d e r  U n t e r g a n g  e i n e r  b e l i e b i g e n  A n z a h l  v o n  

‚F ü h r e r n‘.“ 
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Damit wollen wir unsere kurze Uebersicht der uns von Marx in den Briefen an Kugelmann erteilten 

Lehren über eine des Proletariats würdige Politik schließen. 

Die Arbeiterklasse Rußlands hat schon einmal bewiesen und wird es noch wiederholt beweisen, daß 

sie fähig ist, „den Himmel zu stürmen“. 

5. Februar 1907. N. L e n i n. 

* 

Zum Problem der gleitenden Lohnskala.  
Von F r i t z  H e c k e r t. 

I. Die fortgesetzten Kämpfe um die Anpassung der Löhne an die ständig wachsende Teuerung verur-

sachen eine dauernde Störung im Wirtschaftsorganismus. Sie bringen so viele Unbequemlichkeiten 

mit sich, daß nicht nur die Gewerkschaftsführer, sondern auch die Kapitalisten seit längerer Zeit dar-

über diskutieren, ob nicht durch die Einführung einer gleitenden Lohnskala eine Summe von Erschüt-

terungen des Wirtschaftslebens erspart werden könne. Nach dem letzten Eisenbahnerstreik nahm der 

Reichsarbeitsminister Dr. Brauns Gelegenheit, um, wenn auch in vorsichtiger Weise, die gleitende 

Lohnskala in Empfehlung zu bringen zur Lösung der sozialen Gegensähe zwischen dem Staat und 

den Beamten. Hunderte von Artikeln sind inzwischen erschienen, in denen das Für und das Wider 

der gleitenden Lohnskala geprüft wurde. Viele deutsche Gewerkschaftsführer sind noch gegen die 

gleitende Lohnskala eingestellt, aber ihre Einstellung ist keiner grundsätzlichen Gegnerschaft ent-

sprungen. Die Frage ist ihnen noch zu neu und da in früheren Zeiten eine allgemeine Abneigung der 

Arbeiterklasse gegen die gleitende Lohnskala bestand, so ist die derzeitige Gegnerschaft der Gewerk-

schaftsbürokratie nur ein Reflex auf die alte Einstellung. Wie lange die Gegnerschaft noch anhalten 

wird, hängt ganz von dem Verhalten des Unternehmertums zu dieser Frage ab, mit dem die Gewerk-

schaftsbürokratie durch die Arbeitsgemeinschaft doch ohnehin die Stockungen im Wirtschaftsleben 

beseitigen will. 

Die gleitende Lohnskala als Aushilfsmittel zur Lösung schwerer sozialer Gegensähe und ökonomi-

scher Hemmungen muß jetzt dieselbe Rolle spielen, wie die Frage der Sozialisierung zum Ersatz der 

Revolution spielen mußte. In den gewaltigen Kämpfen, die die Arbeiter nach dem Zusammenbruch 

des Krieges führten, wurden revolutionäre Folgerungen aus der Situation von den Gewerkschaftsfüh-

rern und den prominenten Führern der sozialdemokratischen Partei nicht gezogen. Man erstickte den 

revolutionären Kampf mit dem Hinweis darauf, daß die Sozialisierung des kapitalistischen Privatei-

gentum nach einem bestimmten, festumrissenen Plan sich vollziehen müsse, damit nicht alles in 

Anarchie verfalle. Bis zur Stunde ist aber in Deutschland noch nicht die kleinste Sozialisierungsaktion 

unternommen worden. Die Soziali-[315]sierungskommissionen existieren nicht mehr. Dafür ist das 

Privateigentum der Kapitalisten heute geschützter als in der Vorkriegsperiode. Durch den Verzicht 

auf die Revolution und die Sozialisierung haben sich die wirtschaftlichen Probleme nur noch mehr 

verwickelt, während das Kapital seine feindselige Einstellung gegen die Arbeiterschaft nicht geändert 

hat. Planlos wickelt sich das Wirtschaftsleben ab, es stürzt die Produktion von einer Krisis in die 

andere und verschlechtert sich die Lage der arbeitenden Klasse zusehends. 

Von ihrer ökonomischen Not gepeitscht, müssen die Arbeiter trotz schwerster Niederlagen fortgesetzt 

erneut in den Kampf treten. Ob der anwachsenden Teuerung machen sich neue Streiks immer unver-

meidlicher. Doch wird die Bildung einer Einheitsfront zur Ueberwindung des Kapitalismus durch die 

Arbeiterklasse von den Gewerkschaftsbürokraten und den sozialistischen Führern systematisch ge-

hindert. Die von dem ADGB aufgestellten z e h n  F o r d e r u n g e n  sind längst preisgegeben, obwohl 

die Führer der gewerkschaftlichen Spitzenorganisationen genau wissen, daß die Arbeiter den Zu-

stand, unter dem sie jetzt ihre Existenz fristen müssen, nicht ertragen können, In der Suche nach 

Aushilfsmitteln, um einer Katastrophe zu entgehen, ist man jetzt auf die gleitende Lohnskala verfal-

len. Sie soll jetzt das Rettungsmittel sein, wie einst die Sozialisierungskommissionen. 

II. Durch die Einführung einer gleitenden Lohnskala soll erreicht werden, daß das Einkommen des 

Arbeitenden automatisch angepaßt wird an die Veränderung der Preise für den Lebensunterhalt. Der 
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Arbeiter soll nicht mehr täglich in die Lage gebracht werden, mittels Arbeitseinstellung sein Einkom-

men den veränderten Marktpreisen der Lebensmittel anpassen zu müssen. Und weiter soll verhindert 

werden, daß das außerordentlich geschwächte Wirtschaftsleben durch eine nicht abreißende Kette 

von Lohnstreiks noch mehr erschüttert wird. Jeder Streik bringt bekanntlich Störungen in die Produk-

tion, vermindert die Produktionsmenge, die bei normaler Arbeitsleistung erzeugt werden kann. Je 

schwieriger die Bedingungen auf dem Weltmarkt für den Kapitalismus werden, je heftiger sich da-

selbst die Konkurrenz der einzelnen nationalen Kapitale austobt, um so mehr müssen auch die Kapi-

talisten ein Interesse daran haben, ihre Produktion möglichst vor Streikerschütterungen zu bewahren. 

Hatten die Kapitalsten schon vor Kriegsausbruch, in der Periode der Aufwärtsentwicklung eines ge-

sunden Kapitalismus, ein Interesse am Abschluß langfristiger Tarifverträge und der Einsetzung von 

Schlichtungskommissionen, um Streikaktionen zu verhüten, so müssen sie in der Periode des kranken 

Kapitalismus, in der wir jetzt leben, erst recht ein Interesse an der möglichst ungestörten Fortsetzung 

der Produktion haben. Darum ist es nicht verwunderlich, wenn auch in den Kreisen der Kapitalisten 

Freunde der gleitenden Lohnskala sind. 

In Oesterreich, in der die kapitalistische Wirtschaft nach dem Kriege in noch größere Kalamitäten 

geraten ist als in Deutschland, haben sich die Unternehmer mit den sozialdemokratischen Gewerk-

schaftsführern schon im Jahre 1919 geeinigt, den durch die fortgesetzte Entwertung des Geldes her-

vorgerufenen ständigen Kämpfe der Arbeiter um Verbesserung der Löhne aus dem Wege zu gehen 

durch die Einführung der gleitenden Lohnskala. Drei Jahre lang priesen die österreichischen Sozia-

listen diese Regelung als eine gesunde Basis für die Aufwärtsentwicklung der Arbeiterklasse und 

gleichzeitig als bestes Mittel, den wirtschaftlichen Wiederausbau ohne Störungen vornehmen zu kön-

nen. [316] Solange die österreichischen Kapitalisten imstande waren, wegen der Hundelöhne, die sie 

ihren Arbeitern zahlten, auf dem Weltmarkt unerhörteste Schmutzkonkurrenz zu treiben, fanden sie 

sich mit dem Zustand der automatischen Anpassung der Löhne an die sinkende Valuta ab. Aber in 

dem Maße, wie die Kapitalisten anderer Staaten auf dem Wirtschaftsmarkte zu Gegenmaßregeln ge-

zwungen sind, um neben der österreichischen Konkurrenz bestehen zu können, und je mehr sich die 

Produktionskosten in Oesterreich anpassen den Produktionskosten auf dem Weltmarkt, um so weni-

ger haben die österreichischen Kapitalisten ein Interesse an der Beibehaltung der gleitenden 

Lohnskala. Nach dem letzten großen Sturz der österreichischen Krone erklärten die Kapitalisten den 

Arbeiterführern ganz unumwunden: wir haben zwar unterschrieben, die Löhne nach einer gleitenden 

Lohnskala zu regeln, aber unsere Produktionsbedingungen sind solche geworden, daß wir die glei-

tende Lohnskala nicht mehr anwenden können. Macht, was ihr wollt!“ An diesem Beispiel sehen wir 

schon, daß die gleitende Lohnskala nur solange sich ihrer Anwendung erfreuen kann, solange auch 

das Unternehmertum einen Vorteil von ihrer Anwendung hat und daß in dem Moment, wo dem Un-

ternehmertum der Vorteil verloren geht, es einfach nicht mehr mittun will. Wir erkennen aber weiter, 

daß die Einführung der gleitenden Lohnskala kein Mittel ist, um das soziale Problem zu lösen. Der 

Kampf um die Herrschaft über die Produktionsmittel bleibt nach wie vor das unausweichliche Ergeb-

nis des Kampfes der Arbeiterklasse um die Erhaltung ihrer Existenz. 

III. So lange in der kapitalistischen Wirtschaft normale Produktionsbedingungen vorliegen und nur 

kleine Differenzierungen der Produktionspreise auf dem Weltmarkt zu verzeichnen sind, also in der 

Periode des gesunden Kapitalismus, kann die gleitende Lohnskala als ein verhältnismäßig günstiger 

Faktor zur Feststellung eines Basislohnes betrachtet werden. In normalen Zeiten sind die Preise für 

die Lebensmittel, die der Arbeiter braucht, um seine ausgegebene Arbeitskraft zu reproduzieren, nur 

verhältnismäßig geringfügigen Schwankungen unterworfen. Der stärkste Schwankungsfaktor ist ge-

geben in den Brotpreisen, die in der Hauptsache abhängig sind von den Ernteergebnissen und nur 

beschränkt beeinflußt werden durch zoll- und handelspolitische Maßnahmen. 

Der Wert der Arbeitskraft bestimmt sich durch die Summe von Lebensmitteln und Kulturgütern, die 

zu ihrer Reproduktion notwendig sind. Der Preis, der für die Arbeitskraft gezahlt wird, bewegt sich 

demgemäß auch in der Höhe des Preises der Summe der Reproduktionsmittel der Arbeitskraft. So ist 

die Arbeitskraft in der Periode der normalen kapitalistischen Entwicklung ein Ding, deren Preis auch 

nur verhältnismäßig geringfügigen Schwankungen unterliegt. In der gegenwärtigen Periode der 
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gestörten kapitalistischen Produktion aber sind die Gesetze der kapitalistischen Produktion gänzlich 

über den Haufen geworfen. Durch eine Summe von außergewöhnlichen Einflüssen bestimmen sich 

die Preise der Produkte und nicht mehr durch die in ihnen vergegenwärtigte Summe von Arbeitskraft. 

Heute wird die Arbeitskraft in der Regel weit unter ihrem Wert bezahlt. 

Wir können im Rahmen dieses Artikels nicht alle die Kräfte aufzeigen, die die Gesetze der normalen 

kapitalistischen Produktion außer Kraft setzten. Es genügt, an einige Tatsachen zu erinnern. Trotz 

riesenhaftesten Warenhungers wurde die Produktion beträchtlich eingeschränkt [317] wegen Mangel 

an Absatzmöglichkeiten. In Rußland müssen 30 Millionen Menschen entsetzlichsten Hunger leiden, 

hier fehlen das Geld und die Verkehrsmittel zum Kauf und Transport des Getreides, während in Ame-

rika die Farmer das auf den Feldern erbaute Getreide verbrennen. Dafür sind diese nicht mehr im-

stande, wegen Hypotheken, Zinsen und Steuern zahlen zu können, sie müssen die Anbaufläche ein-

schränken, um Arbeitskräfte zu sparen, um mittels eines verkleinerten Ernteergebnisses die Preise für 

das absatzfähige Getreide beträchtlich zu erhöhen. Solche künstliche Einschränkung der Lebensmit-

telproduktion bringt aber neue gewaltige Störungen in der Weltproduktion hervor und zwingt die 

hungerleidenden Menschen, beträchtlich höhere Aequivalente an Arbeitskraft zu geben, als zur Her-

stellung des Brotes benötigt werden. Aehnliche gewaltsame Verrenkungen in den Gesetzen des Wa-

renaustausches werden durch den Versailler Friedensvertrag hervorgerufen. 

IV. Die Industrialisierung der Erde hat die kapitalistischen Staaten in größte Abhängigkeit vom Welt-

markt gebracht. Die Produktion der einzelnen Staaten muß sich im langsameren oder schnelleren 

Tempo den Weltmarktsbedingungen anpassen. Die während des Krieges geschaffenen künstlichen 

Schranken Zwangswirtschaft, Zwangskurs, zerbröckeln und verschwinden in immer rascherem 

Tempo. Die Preise der Lebensmittel passen sich in allen Ländern zuerst den Weltmarktpreisen an, 

während die Erhöhung der Löhne außerordentlich langsam nachhinkt. Die Bestrebungen der Kapita-

listen, den schweren Schädigungen der Weltwirtschaftskrise zu entrinnen, fallen zuerst die Arbeiter 

zum Opfer. Es verschiebt sich das Verhältnis des Anteils des Arbeiters am Preis des Produktes be-

trächtlich zugunsten des Kapitalisten. Dafür geben die Löhne der deutschen Bergarbeiter ein anschau-

liches Bild. Im März 1914 war der Lohnanteil am Kohlenpreis 52,1 Proz , im März 1918 stieg er auf 

62,3 Proz., um dann permanent zu fallen, bis er im März 1922 nur noch 26 Proz. beträgt. In diesen 

26 Prozent ist sogar enthalten die Summe, die als Soziallohn für die Frauen und Kinder extra gewährt 

wird. Dazu gehören die Bergarbeiter in Deutschland zu den Arbeitern, die am besten entlohnt werden 

und dennoch finden wir bei ihnen ein Sinken ihres Anteils am Preise des Produktes um mehr als 50 

Prozent. Die „Frankfurter Zeitung“ behauptet, die Arbeitsleistung pro Arbeitstag und Arbeiter sei 

Ende 1921 auf fast Dreifünftel der Vorkriegsleistung gesunken, während der Reallohn des Arbeiters 

auf weniger als 50 Prozent gefallen sei. In den einzelnen kapitalistischen Ländern haben sich die 

Löhne und die Preise außerordentlich verschieden verändert. Während in Deutschland die Verände-

rung der Verhältnisse zwischen den Löhnen und den Preisen ein außerordentlich hohes ist, ist die 

Veränderung in Amerika nur eine geringfügige. Dafür haben sich aber die Löhne der deutschen Ar-

beiter in dem Verhältnis zu den Löhnen der amerikanischen Arbeiter beträchtlich zu Ungunsten der 

deutschen Arbeiter verschoben. Dennoch muß die deutsche wie die amerikanische Wirtschaft sich 

orientieren nach den Bedingungen des Weltmarkts, die für Deutschland insofern schwieriger sind als 

für Amerika, da hier eines Tages die Inlandspreise nicht nur die Höhe der Weltmarktspreise erklettern 

werden, sondern weit über diese hinaus steigen müssen. Deutschland muß aus den Inlandspreisen die 

jährlichen Reparationslasten in der Höhe von 2 Milliarden Goldmark herauswirtschaften nebst den 

Beträgen, die notwendig sind, um die durch den Krieg im Lande zerstörte Wirtschaft wieder aufzu-

bauen. An den angeführten Tatsachen läßt sich schon erkennen, wie schwer es ist, eine Basis zu fin-

den, nach der die Lohngrundlage berechnet werden kann. [318] 

V. Die Anhänger der gleitenden Lohnskala geben sich darum auch die größte Mühe, einen brauchba-

ren Wertmesser zu finden für den jeweiligen Preis der Arbeitskraft. Als solchen Wertmesser zur Fest-

setzung eines Basislohnes werden genannt: 1. Die Friedenslöhne (Goldlöhne), 2. die Weltmarktpreise 

für die Hauptnahrungsmittel (Weizen und Roggen) und für das Hauptmittel der Krafterzeugung 

(Kohle), 3. der Dollar als diejenige Weltmarktsvaluta, die den wenigsten Schwankungen unterliegt 
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und 4. die Indexziffern für die Summe von Lebensmitteln, die benötigt werden, um eine Durch-

schnittsarbeitskraft reproduzieren zu können. Untersuchen wir die einzelnen Wertmesser und ihre 

Tauglichkeit zur Feststellung des jeweiligen Basislohnes als Grundlage für die gleitende Lohnskala.  

1. D e r  G o l d l o h n. Ein deutscher Durchschnittsarbeiter erhielt in der Vorkriegszeit einen Wochen-

lohn von ungefähr 30 M. in Gold. Das ist heute ein Betrag von ungefähr 1350 Papiermark. Die Ar-

beiter derjenigen Länder, die unter großer Arbeitslosigkeit leiden und deren Löhne einigermaßen 

noch den Goldlöhnen der Vorkriegszeit entsprechen, verlangen, daß die Arbeiter in solchen Ländern 

wie Deutschland Goldlöhne fordern, damit diese nicht mehr als Schmutzkonkurrenten und Lohndrü-

cker erscheinen. Die Forderung erscheint auch vom Standpunkt eines englischen oder schwedischen 

usw. Arbeiters aus gerechtfertigt. Warum soll der englische und der schwedische Arbeiter, der gleich-

falls mit seinem gegenwärtigen Lohn nicht auskommt, seinen Lohn auf ein Niveau herunterdrücken 

lassen, wie die Löhne in Deutschland oder in Oesterreich stehen. Die Kapitalisten jener Länder be-

mühen sich allerdings das zu tun Der Vorwurf gegen die deutschen Arbeiter, daß sie unmittelbar 

mitschuldig sind an der elenden Lage der Arbeiter in anderen Ländern, ist nicht ganz ungerechtfertigt. 

Wollte aber der deutsche Arbeiter die sofortige Einführung von Goldlöhnen durchsetzen, dann würde 

das den Stillstand der gesamten deutschen Exportproduktion bedeuten, die dann nicht mehr auf dem 

Weltmarkt konkurrenzfähig wäre. Weiter ist aber auch das Gold nicht mehr, wie es in der normalen 

kapitalistischen Produktion gewesen ist, das Maß aller Werte. Das Gold ist im Warenaustausch als 

Aequivalentswert verschwunden, Papiergeld ist an seiner Statt Zahlungsmittel geworden. Und weil 

das Gold als Geld aus der Warenzirkulation ausgeschieden ist, messen sich heute die Preise der Waren 

auch nicht mehr am Goldgeld. Wir finden deshalb ein Kuriosum, daß das Papiergeld, das seine Stelle 

eingenommen hat, nicht überall unter dem Goldkurs steht, sondern in einer Reihe von Staaten über-

goldwertig geworden ist. Ein amerikanischer oder ein mexikanischer Papierdollar hat einen höheren 

Kurs als ein Golddollar. Solange das Gold nicht wieder in die Zirkulation als der Vermittler des Tau-

sches eintritt, so lange ist auch der Goldlohn keine feste Basis für eine gleitende Lohnskala. 

2. W e i z e n  u n d  K o h l e  a l s  W e r t m e s s e r. 

 1913 Dez. 1921 Febr. 1922 

Die Preise für Weizen betrugen pro Zentner  10.25  370.–  600.– 

 " " Roggen " " "  8,25  305.–  465.– 

 " " Kohle " " Tonne ab Werk  13.–  530.–  706.– 

(Die Kohlensteuer wird den Preis auf 836 Mark erhöhen.) Das sind 57fache bezw. 65fache Erhöhun-

gen der Friedenspreise, während die [319] Löhne im Durchschnitt höchstens um das 16fache gestiegen 

sind. Man kann auf den ersten Blick erkennen, wie untauglich diese drei Produkte als Maßstab sind. 

3. D e r  D o l l a r. Der Dollar stand 

am 1. Oktober 1921 auf 124,50 M. 

" 31. " " " 180,50 " 

"" 8. November " " 310,– " 

" 31. " " " 245,– " 

" 1. Dezember " " 190,– " 

" 5. "  " 236,– " 

" 31. "  " 184,– " 

" 10. Januar  " 174,– " 

" 31. "  " 202,– " 

 10. Februar  " 297,50 " 

" 28. "  " 228,50 " 

Dagegen betrugen nach einem vom Reich errechneten Index die Verhältniszahlen der Preise für 77 

Waren im Oktober 1949, im November 2627, im Dezember 3197, im Januar 3596, im Februar 4309. 

Wir sehen am Dollar ein Steigen und Fallen der deutschen Mark, von dem aber wenig berührt bleiben 

die Bewegungen der Preise für 77 Waren des Großhandelsindexes. Diese befinden sich in einer stän-

digen und raschen Aufwärtsbewegung. Es kann darum auch der Dollar für die gleitende Lohnskala 

nicht als Basislohn in Anwendung gebracht werden. 
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4. D i e  I n d e x z i f f e r n  d e r  h a u p t s ä c h l i c h s t e n  W a r e n  f ü r  d e n  L e b e n s u n t e r h a l t. 

Während man bei den ersten drei Berechnungsarten mit einer kleinen Summe gegebener Größen 

rechnet und auf ihre Schwankungen die gleitende Lohnskala abstellt, wird bei dieser vierten Art der 

Berechnung die Sache unendlich komplizierter. Hier hat man noch nicht einmal eine Berechnungs-

basis gefunden. Was ist die Grundlage für den Lebensunterhalt? Ist es die Summe und die Art der 

Lebensmittel, die in der Vorkriegszeit zur Reproduktion des Menschen Verwendung fand, oder ist es 

die Summe und die Art von Lebensmitteln, mit denen sich im gegenwärtigen Stadium der Mensch 

erhält? Ist es die Summe von Kalorien, die in der gewohnten Nahrungsmenge steckt oder die Summe 

von Kalorien, die man gewinnen kann, wenn man die Ernährungsweise verändert? Ist in den Indexzif-

fern enthalten die Summe, die für Kleidung, Wohnraum und Kulturbedürfnis aufgewandt worden ist 

in der Vorkriegszeit, oder die Summe, die man jetzt unter bestimmten Zwangsumständen zu sich 

nehmen muß? Das sind Fragen nicht ohne Bedeutung, denn wir haben in Deutschland mehr als ein 

Dutzend Berechnungsarten, die für eine gleitende Lohnskala empfohlen werden. Wir führen sechs 

an, deren Ziffern man unbedenklich als verwendbar bezeichnet. Das ganze Groteske dieser Methoden 

wird enthüllt, setzen wir ihre Ergebnisse für das Jahr 1920 und 1921 zum Vergleich: 

Teuerungszahlen in Deutschland nach 

1920 Kuczynski Silbergleit Mannheim Elsas Calwer Statistisches 

Reichsamt 

Januar 100 100 100 100 100 100 

Juli 147 99 156 162,9 198 149 

Dezember 149 97,9 194 187 283 182 

1921       

Januar 145,5 97,5 189 182,9 292 161 

Juli 147 95 163 172,4 274,8 161 

Dezember 255,8 147 243 240 392 275 

(Fortsetzung folgt.) [320] 

* 

Bürgerliche Revolution und Proletarische Revolution  
(Zum Gedenken an die Pariser Kommune.)  

Von H i l d e  W e r t h e i m. 

„Revolutionen sind Lokomotiven der Geschichte“. Schon die bürgerlichen Revolutionen des 18. und 

19. Jahrhunderts haben in ihrem Verlauf die Urtiefen des gesellschaftlichen Bodens ergriffen und 

Probleme an die Oberfläche geschwemmt und zur Erscheinung gebracht, die noch unbestimmt und 

unentwickelt waren, Fragen, deren Lösung erst späten Jahrhunderten vorbehalten blieben. 

Wir sehen in der großen französischen Revolution, deren Gluten das französische Volk politisch zu 

einer ungeahnten Reife gebracht hat, wie schon damals Forderungen auftauchen, um die erste heute, 

nach 130 Jahren, der Kampf entbrennt. Die Neuordnung des ganzen gesellschaftlichen Lebens, die 

Aufhebung des Privateigentums, der Kommunismus begeisterte damals schon die Massen der Ent-

erbten, wenn auch, die Vorstellung der neuzuschaffenden Ordnung noch eine unklare und nebelhafte 

war. Wir sehen, wie die links von den Jakobinern stehenden Gruppen, die Enragés, die von der um 

ihre Macht ringenden Bourgeoisie hinausgeschleuderten Parolen ganz anders, ganz im Sinne der Be-

sitzlosen aufgefaßt und weitergetragen haben. Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit waren die Ban-

nerrufe der französischen Revolution. Freiheit und Brüderlichkeit, Worte, die schön klingen, unter 

denen sich aber kaum etwas Bestimmtes vorstellen läßt. Aber die Gleichheit – sie begeisterte die 

Massen und rief sie zum Kampfe. Freilich war dann diese Gleichheit von der zur Herrschaft gelangten 

Bourgeoisie in eine Gleichheit vor d e m  G e s e t z e  umgelogen ebenso wie die christliche Kirche die 

Seligpreisung der Armen in der Bergpredigt in eine Seligpredigt der Armen im G e i s t e  umlog. Die 

proletarischen Elemente aber hatten die Worte von der Gleichheit nicht vergessen und ihre Parole 

wurde die Gleichheit, d i e  G l e i c h h e i t  v o r  a l l e m. 

Die noch im Kampfe mit der Feudalklasse stehende Bourgeoisie benötigte zu ihrem Aufstieg solch 

zweideutiger Devisen, denn ohne die Massen, die nichts zu verlieren haben, hätten sie niemals ihre 

Schlachten schlagen können. 
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Die bürgerliche Revolution ist in keinem Lande völlig ausgekämpft worden, ja, in Ländern wie 

Deutschland und Oesterreich, wo sie später zum Ausbruch kam, führte sie rasch wieder zum Still-

stand, ja fast zu völliger Kapitulation der revolutionären Klasse, der Bourgeoisie. Es liegt im Wesen 

der bürgerlichen Revolution, daß sie mit einem Kompromiß endet. Denn die aufsteigende bürgerliche 

Klasse sieht bald hinter sich eine Klasse, gegen die sie ihre kaum errungene Beute verteidigen muß, 

eine Klasse, die mit ihr vorwärts gezogen ist und die sie jetzt zu überrennen droht. Die rasche Stellung 

der revolutionären Bourgeoisie gegen links, der Kampf gegen die weiter drängenden Arbeitermassen 

zwingt ihr einen billigen Waffenstillstand mit ihrem kaum bezwungenen Feinde auf. Die Klasse des 

Feudaladels, die Junkerkaste, steht in einer Front mit der Bourgeoisie, um das Privateigentum zu 

verteidigen. Die bürgerliche Klasse aber vernichtet in diesem Kampf ihren besten Bundesgenossen 

und steht nun dem Junkertum fast wehrlos gegenüber. Die Kampfgemeinschaft hat die beiden fein-

blichen Brüder zusammengeführt, es kommt zu einer Teilung der Gewalten, bei der die Bourgeoisie 

infolge ihrer geschwächten Stellung nur wenig beanspruchen kann. Die Junkerkaste selbst wieder 

wird während dieses Kompromisses derart vom kapitalistischen Interesse durchsetzt, daß sie ihre 

eigene Regierung immer mehr im Sinne der Großbourgeoisie umformt. Wenn auch zwischen diesen 

beiden Kassen noch weitere Zwistigkeiten entstehen, so hüten sich beide zum gemeinsamen Vorteil, 

den Kampf so weit zu treiben, daß die Massen des Proletariats mit hinein gezogen werden, gegen die 

sie sofort wieder eine einheitliche Front bilden. 

[321] Die bürgerliche Revolutionen wurden nicht von der Bourgeoisie, sondern von den Massen des 

Proletariats, den Arbeitern und Bauern ausgekämpft. Wenn auch die „Früchte“ der Revolution der 

bürgerlichen Klasse, als der zunächst an die Reihe kommenden, in den Schoß fielen, so mußten doch 

die Arbeitermassen mitfechten und voraneilen, weil die Herrschaft der Bourgeoisie in der Linie der 

Entwicklung lag. 

Der Feudaladel mit seinem Königtum hat eine k l e i n e  Schicht von Bevorrechteten geschaffen. Die 

bürgerliche Gesellschaft mußte die Schicht e r w e i t e r n. Freiheit war ihr Inhalt, Freiheit des Aus-

beutens ebenso wie die Freiheit des Auf- und Absteigens aus einer Klasse in die andere. D i e  E r -

w e i t e r u n g  d e s  K r e i s e s  d e r  P r i v i l e g i e r t e n, B e v o r r e c h t e t e n, l a g  i m  I n t e r e s s e  

d e r  u n t e r s t e n  K l a s s e  d e r  G e s e l l s c h a f t, d e s  P r o l e t a r i a t s. Die aus der Bourgeoisie in 

das Proletariat sinkenden, die aus dem Proletariat hinaufsteigenden Schichten erweiterten den Bil-

dungs- und Gesichtskreis der am meisten unterdrückten Klasse. Die bürgerliche Revolution ist nicht 

nur das Ende der feudalen Herrschaft, sondern auch der Anfang der Klassenkämpfe, die das Proleta-

riat als selbständige Klasse handelnd auf den Plan bringt. Deshalb kämpfte das Proletariat überall, 

nicht infolge irgend einer Aufforderung, sondern naturnotwendig, ohne selbst die Begrenztheit seines 

Strebens in dieser Richtung klar zu erkennen, für die bürgerliche Bourgeoisie. N i c h t  u m  d e r  D e -

m o k r a t i e  a n  s i c h  w i l l e n, s o n d e r n  e i n z i g  u n d  a l l e i n, u m  a u s  d e r  D e m o k r a t i e  

d i e  M i t t e l  z u m  w e i t e r e n  K a m p f e  z u  s c h ö p f e n. 

Im Beginn der bürgerlichen Revolution erscheint die Arbeiterklasse noch als ein Anhängsel des 

Kleinbürgertums, das wieder den Parolen der Bourgeoisie folgt. Erst im Verlaufe der Revolution 

beginnen sich die Gegensätze herauszuarbeiten und vor Augen zu treten. In der großen französischen 

Revolution erscheinen die kommunistischen Forderungen noch nicht als die Forderungen einer be-

stimmten Klasse. Die Arbeiterklasse ist sich ihres Gegensatzes zu den anderen Klassen nicht klar 

bewußt. Zum erstenmal in der Februarrevolution in Paris formieren sich die Arbeitermassen selbstän-

dig und liefern ihre eigene Schlacht. Entsetzen durchfährt die Bourgeoisie aller Länder und führt zur 

raschen Beendigung der Revolution in Berlin und Wien, obwohl deren Arbeitermassen politisch noch 

lange nicht zur Reife des französischen Proletariats gelangt sind. Die Ueberwachheit, die politische 

Ueberlegenheit der Pariser Arbeiter, die trotz der Junischlächterei an wirklicher revolutionärer Erfah-

rung und Tradition die Arbeiter aller Länder überragten, führte im Jahre 1871 zur Ausrufung der 

Kommune in Paris. Es war ein frühreifer Versuch des Proletariats, selbst handelnd ins politische Le-

ben einzugreifen. 

Wenn aber der Versuch mit einer so ungeheuren Niederlage des Proletariats, ja schier mit einer Aus-

rottung endete, so hat er doch das internationale Proletariat ungeheuer vorwärts getrieben. Denn Paris 
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war damals nicht allein die Hauptstadt von Frankreich, sondern die politische Zentrale der ganzen 

zivilisierten Welt. Auf Paris und die aus seinem Schoße immer wieder neu hervorbrechenden Revo-

lutionen brannte der Blick des internationalen Proletariats. 

Deshalb können alle kommenden proletarischen Revolutionen sich nur als Fortsetzung der Pariser 

Kommune von 1871 betrachten. 

Doch so ähnlich au der Kampf der Arbeiterklasse um die Eroberung der Macht ist und so viele Pa-

rallelen wir gerade mit der russischen Revolution und der Pariser Kommune finden, so trennt sie doch 

eine ganz große Epoche. Die Verhältnisse und die Zusammensetzung der Gesellschaft hat sich in 

dieser Zeit ungeheuer gewandelt. Der Kapitalismus ist von der Zeit seiner ersten kindischen Schritte 

durch die Zeit seiner höchsten Entfaltung hindurch gegangen, hat seine Blüte überschritten und zeigt 

immer deutlicher die Zeichen des Verfalles. Dem imperialistischen Kapitalismus haben seine eigenen 

Widersprüche zu dem furchtbaren Zusammenprall des Weltkrieges geführt, durch den das Ende der 

kapitalistischen Epoche beschleunigt wird. 

[322] Die erste Bresche in die schon morsche Feste Kapital hat das russische Proletariat geschlagen, 

das in seiner langen Knechtschaft mit glühenden Herzen die Lehren der französischen Revolution 

eingesogen hat. Der Schwerpunkt des politischen Lebens, der Schwerpunkt der Entwicklung wurde 

von Osten nach Westen1 getragen, von Paris nach Moskau. Doch die Mühlen der Geschichte mahlen 

schneller im 20. Jahrhundert als die im 19. gemahlt haben. Die Räder der kapitalistischen Maschine 

arbeiten inniger zusammen als je zuvor. 

Die einmal begonnene proletarische Revolution kann nur mit einem Siege oder mit ihrer Vernichtung 

enden. Für das Proletariat, die unterste Klasse der Gesellschaft, gibt es für die Dauer kein Kompro-

miß. Sie kann nicht mit irgend einer gütlichen Einigung mit der feindlichen Klasse, der Bourgeoisie 

e n d e n, da der Bestand dieser ganzen Klasse aufgebaut ist auf der Sklaverei des Proletariats. Das 

Proletariat erstrebt nicht, die Herrschaft der einen Klasse durch die andere zu ersetzen, sondern die 

Aufhebung der Klassenherrschaft selbst. Und eben dieses Endziel zwingt die Arbeiterklasse, den 

Kampf um ihre Macht entweder völlig auszutragen oder vollständig zu kapitulieren, wieder in die 

Lohnsklaverei zurückzugehen. Diese Alternative wird aber auch die Revolution des Proletariats so 

ungeheuer schwer und blutig gestalten, denn es kämpfen nicht wie in der bürgerlichen Revolution 

zwei Parteien, sie sich gegenseitig verständigen können, von deren Forderungen jeden etwas ablassen 

und sich dann zufrieden geben kann. Der Kampf des Proletariats ist ein absoluter, es geht um Sein 

oder Nichtsein und ein Verhandeln ist dabei unmöglich. Es heißt da, entweder Anerkennung der ka-

pitalistischen Gesellschaft und damit der Sklaverei der arbeitenden Massen oder Kampf bis aufs Mes-

ser und Niederwerfung des herrschenden Systems und seiner Verteidiger. Wenn heute das russische 

Proletariat in die Defensive gedrängt ist und erwarten muß, bis die Arbeiter der anderen Länder lang-

sam nachrücken und die Kampfreihen schließen, so kann ein solches Kompromiß nicht etwas abso-

lutes, sondern nur eine Uebergangsmaßnahme sein. Nur weil beide Klassen, Bourgeoisie und Prole-

tariat, eine Kampfespause brauchen, um neue Kräfte zu sammeln, ist ein zeitweiliges Kompromiß, 

ein Waffenstillstand möglich. 

Instinktiv fühlen die kämpfenden Proletariermassen die eiserne Alternative, sich hartnäckig gegen 

die immer wieder auftauchenden Versuche einzelner Führer zu verhandeln. Das Proletariat muß un-

erbittlich und unnachsichtig im Kampfe sein, entweder siegen oder Sklave bleiben, der Kapitalismus 

selbst zwingt ihm diese Bedingungen des Kampfes auf. 

Der Beginn der proletarischen Revolution, das erste Aufflammen, liegt fünfzig Jahre, fast zwei Ge-

nerationen hinter uns. Unter anderen Verhältnissen, mit anderen Menschen wird der Kampf weiter 

gekämpft, aber mit derselben Hartnäckigkeit, Unerbittlichkeit und echt proletarischen Kühnheit. Und 

er muß ausgekämpft werden. 

 
1 Korrekt müßte es heißen von Westen nach Osten. KWF 
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Die ausländische Kapitalbeteiligung in Deutschland.  
(Dr. Hans Jürgen v o n  K l e i s t) 

(Schluß) 

Greifen wir aus dem von H. J. von Kleist mitgeteilten Material einiges heraus. 

„Die G r o ß b a n k e n  hatten den Krieg vorzüglich überstanden“, schreibt er, gleichwohl hat der Feld-

zug fremden Bankkapitals gegen die deutschen Kreditinstitute bereits große Erfolge gehabt. Allein in 

Berlin werden 5 größere neugegründete, fremde Bankfirmen aufgezählt. In wieweit an deutschen 

Banken fremdes Kapital rechts des Rheins beteiligt ist, wird nicht erwähnt. 

In der M o n t a n i n d u s t r i e  werden vor allem die Harpener Bergbau-A-G, Dortmund genannt, an 

der französisches Kapital Anfang 1920 bereits zu einem Drittel beteiligt war, ja, nach Schweizer 

Blättern soll die Majorität der Aktien bereits in ausländischen Händen sein. Aehnlich steht es bei der 

Phönix A.-G. für Bergbau und Hüttenwesen, an der holländisches Kapital über eine sichere Mehrheit 

verfügt: Es ist die holländische Hoogovens A.-G. Diese holländische Gesellschaft soll durch die Phö-

nix A.-G. durch „Rat und Tat im Bau neuer großer projektierter [323] Werke“ unterstützt werden, 

„und darüber hinaus haben beide Werke einen Austauschvertrag geschlossen, nach dem das in Holland 

hergestellte Roheisen in gewisser Menge der Phönix A.-G. geliefert wird, wogegen diese entspre-

chende Fertigfabrikate zurückgibt“, ein typisches Beispiel dafür, wie fremdes Kapital in Deutschland 

Lohnarbeit ausführen läßt. Desgleichen sind die Bergwerks-Gesellschaft Hermann I bis II G. m. b. H. 

und die Gewerkschaft „König Ludwig“ in Recklinghausen in Händen französischer Hüttenkonsortien 

und zwar, wie der Vorsitzende der Bergwerksgesellschaft Hermann, ausführte, deswegen, „weil das 

französische Kapital einen viel schnelleren Ausbau der Anlagen ermöglicht als das sonst mit deut-

schem Gelde möglich ist.“ Sehr bedeutsam ist ferner der Einfluß tschechischen Kapitals auf die deut-

sche Braunkohlenproduktion. Ist es doch in der Generalversammlung der Braunkohlenwerke Leon-

hard bei Zeitz den tschechischen Interessenten, die über 40 Proz. des Kapitals verfügen, gelungen, 

eine geplante Kapitalserhöhung zu verhindern. Desgleichen werden die Deutsch-böhmischen Koh-

len- und Brikettwerke A.-G. in Dresden von einer Prager Majorität beherrscht. 

Gerade die wachsende Beherrschung des Rohstoffkapitals in Deutschland ist das wichtigste Ereignis 

der Ueberfremdung, vor allem sind französische Unternehmer bestrebt, Kohlenzechen, Eisenhütten 

und Stahlwerke in ihre Hand zu bekommen, d. h. also alle „Schlüsselindustrien“ zur Fertigfabrikation. 

Auch in der E l e k t r o i n d u s t r i e  ist der Einfluß fremden Kapitals sehr stark, so an der Siemens- 

and Halske A.-G. und noch mehr an der AEG, in der amerikanisches und durch die Verbindung mit 

der Velten & Giullaume, Carlswerk A.-G. sehr stark französisches Kapital investiert sind. 

So gibt es fast keinen Industriezweig, in den ausländisches Kapital nicht hineingedrungen ist: auch in 

der T e x t i l- und in der c h e m i s c h e n  I n d u s t r i e  nehmen die Ueberfremdungserscheinungen im-

mer mehr zu, am stärksten in der Industrie der S p e i s e f e t t e  u n d  O e l e: in der Margarineindustrie 

hat sich der holländische Einfluß auf etwa 15 Prozent, in der Pflanzenölindustrie auf 50 Prozent er-

höht, die beherrschende Macht ist der holländische Jurgens-Konzern. Sehr bezeichnend sind auch die 

Verbindungen der Hamburg-Amerikalinie (Hapag), mit dem amerikanischen Harriman-Konzern und 

des Norddeutschen Lloyd mit der New Yorker States Mail Steamship Co. Inc. 

Schließlich hat der nackte G r u n d  u n d  B o d e n  ausländisches Kapital stark interessiert: 

„Deutscher Grundbesitz wird dem valutastarken Ausländer zu Schleuderpreisen entgegengebracht. Niemals 

könnte er in seinem eigenen Lande ein ähnlich wertvolles Objekt für einen gleich niedrigen Preis kaufen ... 

Wenn das Ausland übrigens noch nicht allein auf die Vorteile dieses Geschäftes aufmerksam wird, so wird es 

oft auch von deutschen Maklerfirmen darüber informiert.“ 

In dieser Weise ist massenhaft Grund und Boden unbebaut in fremde Hände übergegangen, in Berlin 

und andern deutschen Großstädten vor allem Geschäftshäuser und Hotels. Gerade diese Erwerbung 

von Immobilien wird planmäßig betrieben, in Groningen in Holland besteht eine Gesellschaft mit 

dem Ziel der „Anlegung ausländischer Valuten in deutschen Immobilien“, und in Stettin ist zu dem-

selben Zweck eine Zentralgrundstücksverwertungs-G. m. b. H. gegründet worden. 
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IV. 

Was nun folgt aus alledem? Was bedeutet diese Ueberfremdung deutscher Produktionsmittel für das 

deutsche Proletariat? Was bedeutet sie für den Unternehmer? 

Hans Jürgen von Kleist gibt eine zwiespältige Antwort: die Interessen des Privatunternehmers und 

das „nationale Interesse“ kämpfen gegeneinander an. Er sieht die Gefahr einer Ueberfremdung der 

gesamten deutschen Produktion, aber er glaubt nicht an ihre Größe. Er gibt zu, daß für zahlreiche 

deutsche Unternehmer eine Möglichkeit zur Akkumulation nur gegeben ist durch die „Hilfe“ auslän-

dischen Kapitals: 

„Wir haben nur die Wahl, entweder einen bedeutenden Teil unserer Industrie im Laufe der Zeit aus Mangel an 

Kapital wesentlich einzuschränken oder aber durch einen gewissen Abfluß an Aktien und sonstigen [324] 

Werten das Ausland (auch um den Preis nicht ganz unbedeutender Nachteile) zu interessieren. 

Der zweite Weg erhält unsere Lebenskraft, die Industrie, lebendig. Wir werden ihn also wählen müssen.“ 

Zugleich mit diesem Eindringen fremden Kapitals wächst aber notwendigerweise dessen politische 

Macht. „Der wirtschaftlichen Macht folgt die politische“, konstatiert er, als er die deutschen Kapi-

talinvestierungen der Vorkriegszeit im Ausland beschreibt, Nicht anders heute mit den Wirkungen 

der Ueberfremdung des deutschen Kapitals. Auch H. J. von Kleist gibt zu, daß der Vertrag von Ver-

sailles dem Deutschen Reich jedwede Bestimmung gegen diese Tendenz verbietet. Aber er beruft 

sich darauf, daß es deutschen Unternehmungen oftmals gelungen sei, durch „Selbstschutzmaßnah-

men“, Ausgabe von Vorzugsaktien usw. ein Ueberhandnehmen des fremden Einflusses zu verhin-

dern. Politisch steht aber hinter diesem deutschen Unternehmertum nur eine zerbrochene Staats-

macht, so fehlen ihm alle Garantien, auf die Dauer diesen Prozeß zu hemmen. Und von ihren privat-

kapitalistischen Interessen aus wird der Anlaß, mit fremdem Kapital zusammenzuarbeiten, gerade in 

den kommenden Monaten in immer stärkerem Maße gegeben sein. 

H. J. von Kleist freilich nennt die „Zulassung“ ausländischen Kapitals nicht nur „praktisch nützlich“, 

sondern „auch in einem weitschauenderen Begriffe wahrhaft national“: 

„Die deutsche Wirtschaft wird in diesem Sinne (unter größtmöglicher Wahrung entscheidender deutscher In-

teressen) Wiederanknüpfung an zerrissene weltwirtschaftliche Faden suchen dürfen. Ihr Leitsatz muß sein: 

Nicht grundsätzliche Ablehnung, sondern Nutzbarmachung der fremden Kräfte.“ 

Es handelt sich heute in Wirklichkeit genau um das Umgekehrte: daß fremdes Kapital sich den deut-

schen Produktionsapparat und den Kulilohn des deutschen Arbeiters zunutze macht und daß ange-

sichts der wirtschaftspolitischen Machtverhältnisse diese Tendenz: zu einer Internationalisierung der 

deutschen Produktionsmittel führen muß. 

Für den deutschen Arbeiter bedeutet das, daß an seiner unmittelbaren Ausbeutung das fremde Kapital 

in wachsendem Maße interessiert wird, daß in wachsendem Maße fremdes Kapital alle Regungen des 

Proletariats in Deutschland zu unterdrücken suchen wird, daß in wachsendem Maße fremdes Kapital 

die Möglichkeit hat, ganze Betriebe und Produktionszweige gegebenenfalls stillzulegen, wenn die 

Krise eine Verminderung der Produktion gebietet. Auf das deutsche Proletariat sollen somit weitere 

Folgen der Weltwirtschaftskrise abgewälzt werden. Keine Frage, daß dem deutschen Proletariat unter 

solchen Verhältnissen der Kampf um die Befreiung vom kapitalistischen Joch von Tag zu Tag un-

möglich schwerer gemacht wird. Die einzige Möglichkeit, dies zu verhindern, streift H. J. von Kleist 

nur mit einem kurzen Wort: die Erfassung der Produktionsmittel von Staats wegen. 

„Die Beteiligung des Staates an den privaten Unternehmungen müßte schon daran scheitern, daß der deutsche 

Staat in seiner augenblicklichen negativen Finanzlage eine so bedeutende Ausgabe von Papierwertzeichen zur 

Finanzierung von Beteiligungen natürlich niemals verantworten könnte.“ 

Für das deutsche Proletariat ist eine solche Beteiligung des Staates keine Finanz-, sondern eine 

Machtfrage. Entfalten die proletarischen Organisationen ihre gesamte Macht, und setzen sie die Bil-

dung einer Arbeiterregierung durch, dann wäre für den Staat die Möglichkeit gegeben, nicht nur sich 

an den Privatunternehmungen zu beteiligen, sondern zugleich den Gang der Produktion zu beeinflus-

sen. Das ist das einzige Mittel, der Ueberfremdung der deutschen Wirtschaft durch ausländisches 

Kapital zu verhindern. [325] 
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Die Internationale  

Jahrg. 4 ⁕ Ausgegeben 2. April 1922 ⁕ Heft 15 

Die zweite Revolution. 

Δ Berlin, 30.4.21. 

Ein in der Wolle gefärbtes deutschnationales und agrarisches Organ, die „Deutsche Tageszeitung“, 

hat nach der letzten Reparationsnote das Bild der „zweiten Revolution“ an die Wand gemalt. Natür-

lich glaubt der Preßmob, der mit dem Wirth-Rathenaugedanken und charakterlos vor dem Winde 

treibt, kein Wort davon, aber die blinde Ahnungslosigkeit und feige Schwäche gerade der bürgerli-

chen öffentlichen Meinung sind das sicherste Zeichen und die feste Bürgschaft dafür, daß das deut-

sche Wrack dem Felsen der zweiten Revolution zutreibt. Sehr wahrscheinlich, daß das Wort von der 

zweiten Revolution bei dem Agrarierorgan nichts anderes bedeutete, als den Schrei nach dem starken 

Mann und nach der starken Politik, nach dem Militärdiktator oder dem Monarchen, der der Entente 

und den grollenden Massen in Deutschland die gepanzerte Faust zeigte. 

Es braucht kein Wort darüber verloren werden, daß die Paladine aus der Uckermark nur um so rascher 

der Katastrophe zutreiben würden – wenn es möglich wäre, daß sie wieder das Heft in die Hand 

bekämen und wenn sie versuchten, zugleich dem deutschen Proletariat und dem Ententekapital die 

Zähne zu weisen. Aber diese Möglichkeit steht für die nächste Zeit außer Frage. Die Stinnes, Thyßen 

und Konsorten wissen sehr wohl, daß heute noch die Sozialdemokratie und die Gewerkschaftsbüro-

kratie ihnen zehnfach mehr Garantien zu bieten haben, als die zerschlissenen Junker und Generäle es 

tun. Erst wenn dieser feste Damm birst, kommen allenfalls wieder die „Triarier“ an die Reihe, das 

heißt in der äußersten Verzweiflung. 

Und dennoch ist dies Wort wahr, wenn auch in einem anderen Sinn. Die Furcht vor der zweiten, der 

proletarischen Revolution, ist der Schlüssel zu der sonst unbegreiflich dummen, schwachen und kopf-

losen Politik der deutschen Bourgeoisie, wie sie sich in der vergangenen Woche, angesichts der jüngs-

ten Forderungen der Reparationskommission wieder so erbarmungswürdig offenbart hat. Wenn die 

deutsche Bourgeoisie auch die elementarste Orientierung verloren hat, wenn sie zurückschaudernd 

vor der Umarmung der Sowjetrepublik immer aufs neue willenlos sich den Nackenschlägen der En-

tente aussetzt, wenn sie immer wieder zwischen zwei Stühlen platt zu Boden fällt, so aus dem für sie 

entscheidenden Grund, daß eine selbständige starke und aktive äußere Politik nur auf dem Grunde 

einer revolutionären inneren Politik durchzuführen ist. Diese Frage war der deutschen Politik von 

Anbeginn an, seit dem imperialistischen Zusammenbruch gestellt, und je länger ihr ausgewichen 

wird, um so sicherer, elementarer und katastrophaler erzwingt sie sich ihre Lösung. Von Scheide-

manns „verdorrter Hand“ bis zum [326] letzten patriotischen Eidschwur des Dr. Wirth reicht eine 

Kette, deren Glieder zur Revolution führen. In der hohlen Deklamation, die die Sozialdemokratie 

durch ihren Sprecher im Reichstag im Anschluß an die Regierungserklärung zur letzten Reparations-

note vortragen ließ, war nur ein echter Ton: der Schrei aus gepreßtem Herzen, daß die Zustimmung 

zu der Verbrauchssteuer für die Sozialdemokratie eine „Verzweiflungstat“ sei. In der Tat, sie ist eine 

jener Taten, die sich selbst zunichte machen, eines der Kettenglieder, die zur Revolution führen. 

So äußerlich die Machtstellung der Sozialdemokratie und der Gewerkschaftsbürokratie noch dasteht: 

es kracht im Gebälk. Der Eisenbahnerstreik gab schon einen starken Stoß, das Steuerkompromiß und 

die Wirth-Rathenau’sche Erfüllungspolitik geben neue starke Stöße. Diese Politik ist in ihrer Art 

konsequent genug, aber es ist die Konsequenz, die zum Tode führt, die die proletarischen und selbst 

ein gut Teil kleinbürgerlicher Elemente mehr und mehr rebellisch macht. Die Auswirkungen zeigen 

sich vorerst nicht so sehr organisatorisch, als in dem wachsenden Umkreis, der in den Gewerkschaften 

und Betrieben unter den politischen Einfluß des Kommunismus gerät. Der anschwellende Strom der 

Massenunzufriedenheit äußert sich zunächst in der Lockerung des inneren Gefüges der Sozialdemo-

kratie und der Gewerkschaften. 

Dieselbe Entwicklung spiegelt sich in der unabhängigen Partei ab. Die Redaktionskrise der Freiheit 

zeigt offenkundig eine tiefe Krise auch in dieser Partei an. Worum es geht ist mit aller Schärfe in dem 
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Brief Kautsky’s an den Vorwärts, mit weniger Schärfe aber deutlich genug in dem Programmschreiben 

der Redaktion ausgedrückt. Es geht um die Zusammenarbeit mit der Bourgeoisie, um die bürgerliche 

Koalition. Parteipolitisch drückt sich das auch in der Tendenz zur Wiedervereinigung mit der Sozial-

demokratie oder wenigstens zur Unterstützung ihrer Politik in einer loseren Form. Die Kluft zwischen 

der Politik der Zusammenarbeit mit der Bourgeoisie und der Politik des proletarischen Klassenkamp-

fes wird tiefer und tiefer und die klare Entscheidung immer dringlicher. Das drückt die Rebellion 

gegen Hilferding usw. aus. Auch unter diesem Parteigefüge wühlt der Maulwurf der zweiten Revolu-

tion. Wir Kommunisten, die wir bekanntlich seit geraumer Zeit im „Verfall“ begriffen sind – dieser 

Verfall bekommt uns ausgezeichnet – haben keinen Anlaß in diesen Prozeß anders als politisch ein-

zugreifen. Der sichere Gang unserer Politik in den laufenden Fragen, die klare Stellungnahme in allen 

Fragen des proletarischen Klassenkampfes, wird der beste Werber für den Kommunismus und für die 

zweite Revolution sein. Das Gelände zwischen der Politik des Klassenkampfes und der der Klassen-

zusammenarbeit wird immer schmaler und halsbrecherischer – auch für die gewandtesten Seiltänzer. 

* 

Die Aussichten der Genua-Konferenz.  
Von * * * 

Wir entnehmen diesen Artikel der Prawda vom 12. März 1922. 

Amerika wird fehlen! 

Wie man von Anfang an erwarten konnte, wird die amerikanische Regierung auf der Genua-Konfe-

renz fehlen. Amerika wird weder an der Ausarbeitung der Maßregeln zur Wiederherstellung der eu-

ropäischen [327] Wirtschaft teilnehmen, noch wird es, was wichtiger ist der Bankier sein, der die 

Mittel zur Ausführung der Beschlüsse gibt. Die amerikanische öffentliche Meinung motiviert diesen 

Beschluß der amerikanischen Regierung mit dem Argument, daß es keinen Sinn habe, amerikanische 

Gelder für europäische Angelegenheiten hinauszuwerfen, solange die europäischen Hauptmächte 

nicht auf die Rüstungen verzichten. In Wirklichkeit aber ist die Rüstungsfrage von untergeordneter 

Bedeutung. Sie ist bloß ein Agitationsmittel, dessen sich die republikanische Regierung zur Vorbe-

reitung der neuen Wahlen zum Kongreß bedient. 

Der wirkliche Grund des Verzichtes Amerikas, die Wiederherstellung Europas zu finanzieren, liegt 

darin, daß die amerikanische Regierung nicht über bedeutende Mittel verfügt, die privatkapitalisti-

schen Kreise aber gegenwärtig in erster Linie in Süd- und Zentralamerika engagiert sind. Diejenigen 

Kapitalsgruppen, die am Export nach Europa interessiert sind, erteilen Privatkredite. Würden die Ver-

einigten Staaten unter solchen Umständen mit leeren Händen auf der Genua-Konferenz erscheinen, so 

würden sie bloß Gefahr laufen, daß man ihnen erklärt: der Verzicht auf die Schulden würde sehr 

beitragen zur Rettung Europas, über die Amerika so viel spricht. Muß doch Frankreich an die Alliier-

ten an Schuldzinsen so viel zahlen, als es von Deutschland an Reparationszahlungen bekommen kann. 

Die Abwesenheit Amerikas bedeutet, daß die Genua-Konferenz sogar im Falle des Erfolges nichts 

Bedeutendes auf wirtschaftlichem Gebiete zur Wiederherstellung der europäischen Wirtschaft leisten 

können wird. 

Wille zum Frieden oder Raub? 

Die Zeit vergeht schnell. Die Menschen vergessen nicht nur das vor einigen Jahren Geschehene, sie 

vergessen sogar das vor drei Monaten Geschehene. Niemand erinnert sich jetzt wahrscheinlich daran, 

wie die liberale englische Presse und die bedeutende Mehrheit der deutschen Presse die Nachricht 

von den Cannes-Beschlüssen und von der Einberufung der Genua-Konferenz aufgenommen haben. 

Man rühmte Lloyd George als einen Mann, der nicht nur den Mut hat, der Gefahr ins Angesicht zu 

schauen und anzuerkennen, daß der Kapitalismus in einen Abgrund hinunterrollt, sondern auch den 

Mut hat, Maßnahmen zur Rettung der bestehenden Ordnung zu treffen. Es gab sogar Staatsmänner in 

Deutschland, sehr gescheite und sehr gebildete Leute, die überzeugt waren, daß das Verhältnis zwi-

schen Deutschland und den Alliierten so ist, als ob der Versailler Frieden schon vor 30 Jahren abge-

schlossen wäre. Die Boulogner Konferenz Poincarés mit Lloyd George war eine kalte Douche für 
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diese Leute, die dachten, daß eine gute, englisch gesagte, französisch wiederholte Rede das Kräfte-

verhältnis änderte. Man wird Deutschland nicht erlauben, in Genua auch mit einem Worte anzudeu-

ten, daß die Wiederherstellung Europas ohne Beseitigung des Versailler Friedens unmöglich ist. 

Deutsche Staatsmänner hatten sich schon darüber getröstet, daß sie alte deutsche Argumente nicht 

wiederholen dürfen würden. 

Wie es deutschen Gelehrten geziemt, brüten gegenwärtig die deutschen Fachmänner über neue Pläne 

zur Rettung Europas, zur Wiederherstellung der europäischen Wirtschaft, obgleich sie dabei Blinde 

simulieren müssen, obgleich sie verpflichtet sind, den Versailler Vertrag nicht zu sehen. Zweifellos 

werden die deutschen Fachmänner nach Genua mit großen Kisten, voll bepackt mit geistreichen, wis-

senschaftlichen Arbeiten [328] und Projekten, die übrigens weniger wert sind als das Papier, auf dem 

sie gedruckt sind, kommen. 

Die alliierte Bourgeoisie hat keinen Plan zur Wiederherstellung der europäischen Wirtschaft, da sie 

auf den Versailler Friedensvertrag nicht verzichten will. Die alliierten Fachmänner arbeiten dafür 

desto eifriger Maßnahmen zur Ausplünderung Rußlands aus. Londoner Zeitungen und die deutsche 

Wolff-Agentur vom 28. Februar bringen Nachrichten über die Sitzung des Organisationsausschusses 

der internationalen Korporation und der nationalen Korporationen zur wirtschaftlichen Wiederher-

stellung Europas. Die zentrale internationale Korporation soll ihren Sitz in London haben und nur 

über 2 Millionen Pfund Sterling verfügen. Sie soll die Handlungen der nationalen Korporationen 

kontrollieren. Das Gesamtkapital aller nationalen Korporationen soll 20 Millionen Pfund Sterling 

betragen. England, Frankreich, Italien, Deutschland und Belgien sollen am internationalen Konsor-

tium als Gründer teilnehmen und Einlagen in der Höhe von je 4 Millionen Pfund Sterling einzahlen. 

Außerdem sollen die Vereinigten Staaten von Nordamerika, Japan, Dänemark, die Niederlande, die 

Schweiz und die Tschechoslowakei an dem Konsortium teilnehmen. Laut Mitteilung des Pariser 

„Temps“ sollen Deutschland und Italien die Mittel für die Einlagen von England kreditiert bekom-

men. Auf diese Weise wird England in Wirklichkeit über drei Anteile verfügen und der Leiter des 

Konsortiums sein. Aus demselben Grunde ist Polen aus dem Konsortium ausgeschlossen. Polnische 

Staatsmänner, die in ihrem Polen eine Großmacht gesehen haben, die Sowjetrußland als ein Objekt 

für ihre und der Alliierten Politik betrachtet haben, können so die internationale Politik kennen lernen 

und einsehen, daß weder die roten Hosen, noch der Säbel, noch die Ulanenmütze helfen, wenn man 

sie mit von den Alliierten geborgtem Gelde kaufen muß. 

Wie denkt das Konsortium über den Anfang seiner Arbeit? Das Wolff-Büro teilt wörtlich mit: 

„Die Delegierten waren übereinstimmend der Ansicht, daß die Korporationen nicht mit oder in irgendeinem 

Lande Geschäfte treiben sollen, das nicht alle Schulden und Verpflichtungen anerkennt, die früher von dem 

Staat eingegangen wurden, beziehungsweise später eingegangen werden; desgleichen die Verpflichtung, alle 

ausländischen Werte zurückzuerstatten, beziehungsweise für Verlust zu entschädigen, der ihnen durch Be-

schlagnahme von Eigentum zugefügt wurde; außerdem mit keinem Lande, daß nicht durch ein gesetzliches 

System, Handels- und andere Verträge mit Unparteilichkeit rechtlich schützt oder erzwingt, und das keine 

Sicherheiten für den Handel bietet.“ 

Wenn dieser Beschluß der alliierten Fachmänner, die zwecks Vorbereitung des Konsortiums versam-

melt sind, der Ausdruck der Ansicht der alliierten Mächte ist, so sabotieren diese Mächte die Genua-

Konferenz noch vor ihrem Zusammentritt. Würden die Herren Verbündeten von der Sowjetregierung 

die Entstaatlichung der früher den Ausländern gehörenden Industrieunternehmungen verlangen, so 

würden sie zur Antwort bekommen: „Kommt und nehmt sie mit Gewalt!“ Im Falle ihres Versuchs, 

dem russischen Volke einen Schuldenberg aufzuladen, wird die Sowjetregierung verpflichtet sein, 

ihnen zu antworten: „Meine Herrschaften, kommt und versucht, diese Schulden auszupumpen! Der 

russische Bauer wird euch mit Heugabeln empfangen, die Rote Armee mit Kanonen- und Maschi-

nengewehrfeuer.“ Die von den Organisatoren der Korporationen ausgearbeiteten Bedingungen än-

dern zynisch die Cannes-[329]Bedingungen, auf deren Grundlage die Genua-Konferenz einberufen 

wird. Die russische Regierung lehnt entschlossen und unzweideutig diese Bedingungen ab. Sie wird 

hinter sich nicht nur das russische werktätige Volk haben, das trotz seiner ganzen Not eine Sklaverei-

zukunft nicht wünscht. Die Arbeiter aller Länder, die in ihren eigenen Ländern die Entstaatlichung 
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der Bergwerke und Minen fordern und gegen die Entstaatlichung der Eisenbahnen kämpfen, werden 

hinter ihr stehen. Hinter der Sowjetregierung wird sogar ein Teil der Bourgeoisie stehen, der verstan-

den hat, daß die Wiederherstellung der europäischen Wirtschaft auf dem Wege der Ausplünderungen 

unmöglich ist. Der von den Organisatoren der Korporationen ausgearbeitete Plan ist sogar vom Stand-

punkte der Interessen der Bourgeoisie als Klasse unsinnig: Bei dem gegenwärtigen Zustand der rus-

sischen Industrie würde die Entstaatlichung ihren vollkommenen Zerfall bedeuten. Die Kapitalisten 

würden nur Bruchmaterialien bekommen und wären nicht einmal imstande, diese aus Rußland aus-

zuführen. Deshalb bedeutet vielleicht dieser ganze Plan bloß den Versuch, Sowjetrußland einzu-

schüchtern, um ihm die Anerkennung aller Schulden abzupressen. 

Deutschland als Ententesöldner. 

Nach der Rückkehr der Sowjetregierungsvertreter, die mit den Vertretern der deutschen Regierungen 

Verhandlungen über die gegenseitigen Beziehungen dieser Länder geführt haben, veröffentlichte die 

deutsche Presse eine Reihe Nachrichten über diese Verhandlungen. Sie sang Lobeshymnen auf die 

Vertreter der beiden kontrahierenden Teile, die so geschickt die Verhandlungen geführt haben. Un-

längst veröffentlichte die Agentur „Ost-Expreß“ eine Depesche aus Moskau, daß die russischen Ver-

treter ihrer Regierung über die Verhandlungen Bericht erstatteten, und daß sie mit dem Ergebnis der 

Verhandlungen höchst zufrieden seien. Diese Nachrichten sollen der deutschen öffentlichen Mei-

nung, die über den Stand dieser Verhandlungen und über die Politik des Ministeriums des Aeußern 

beunruhigt ist, Sand in die Augen streuen. Nicht nur auf Grund der Erklärungen der verhandelnden 

Sowjetvertreter, sondern auch auf Grund der Depeschen des deutschen Gesandten weiß das Ministe-

rium des Aeußern in Berlin genau, daß alle diese Nachrichten der Wahrheit nicht entsprechen. Wir 

haben keinen Grund, dies zu verheimlichen. Dies ist auch den Alliierten aus den Berichten ihrer 

Agenten, für die es in Berlin keine Geheimnisse gibt, bekannt. Man kann nur hinzufügen, daß die 

deutsche Regierung nicht nur den bescheidensten Forderungen Rußlands nicht entgegengekommen 

ist, sondern daß sie sogar, ich spreche vom Minister des Aeußern, eine Atmosphäre geschaffen hat, 

die den Gedanken an die mangelnden Mittel Deutschland, als Hindernis für die Verhandlungen, nicht 

aufkommen läßt. Die russische Regierung hat allen Grund, anzunehmen, daß der deutsche Minister 

des Aeußern infolge des internationalen Drucks die Annäherungspolitik an Rußland nicht betreiben 

kann. Die Wolff-Depesche vom 28. Februar über die Verhandlungen betreffs der Korporationen be-

seitigt vollkommen etwaige noch vorhandene Zweifel; sie unterstreicht, daß die vom Organisations-

ausschuß der Korporationen ausgearbeiteten räuberischen Bedingungen einstimmig, d. h. mit Zustim-

mung der deutschen Vertreter, angenommen wurden. Wir sehen also, daß die Herren Vertreter des 

neuen Deutschland eine Politik mitmachen, die noch räuberischer, noch schamloser ist als die Politik 

der Vertreter der kaiserlichen Regierung in Brest-Litowsk Rußland gegenüber war. Die kaiserliche 

Regierung verlangte bloß die Entschädigung für die verstaatlichten, früher den Deutschen gehörenden 

Werte. Sie hat [330] dies verlangt zur Zeit, als Rußland noch nicht infolge der dreijährigen Blockade 

und der Interventionen erschöpft war. An diesen Interventionen möge die deutsche öffentliche Mei-

nung sich daran erinnern, auch Deutschland teilgenommen, indem es Kraßnow unterstützte, die deut-

schen Truppen nach dem Sturz der kaiserlichen Regierung nicht aus Rußland führte und die russi-

schen Güter beim gezwungenen Abmarsch der deutschen Truppen plünderte. 

Diese Ausplünderungspolitik ist besonders schamlos, da dieselben Vertreter der deutschen Bourgeoi-

sie keine Worte fanden, um ihre sittliche Entrüstung auszudrücken, als die Zeitungen die Nachricht 

veröffentlichten, daß die Sowjetregierung bereit ist, den Versailler Friedensvertrag anzuerkennen, 

wenn Frankreich die Durchführung des § 116 des Versailler Vertrages, d. h. die Entschädigung der 

von Deutschland Rußland verursachten Schäden, garantiert. Die Vertreter der deutschen Diplomatie 

erklärten damals, wir würden das moralische Prestige Sowjetrußlands schädigen, wenn wir an der 

Ausplünderung teilnehmen. Jetzt gehen sie selbst unter die Plünderer. 

Ich verfalle nicht in sittliche Entrüstung, wenn ich die Katze als Katze, und den Zynismus der deut-

schen Diplomatie als Zynismus bezeichne. Wir haben nichts anderes von der deutschen Diplomatie 

erwartet. Wir wundern uns nicht darüber, daß sie jetzt ebenso gern plündern möchte wie zu Kriegs-

zeiten. Wir wundern uns nur über ihre Dummheit. Worauf spekuliert sie? Sie spekuliert auf zwei 
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Momente. Erstens auf die Einheitsfront der Bourgeoisie, zweitens auf die Fähigkeit der deutschen 

Bourgeoisie, gegenwärtig mit Rücksicht auf den niedrigen Kurs der deutschen Mark nach dem Wes-

ten soviel auszuführen, als sie nur produzieren kann. Die Einheitsfront der Bourgeoisie ist aber eine 

Legende. Weigert sich Sowjetrußland, die räuberischen Bedingungen anzunehmen, so werden die 

Vertreter verschiedener kapitalistischer Cliquen hinten herum Geschäfte mit Sowjetrußland machen, 

sobald sie diese benötigen werden. Genua ist nicht das Weltende. Die Geschäfte, die wir weder vor, 

noch in Genua machten, werden wir nach Genua machen. Die deutsche Bourgeoisie wird nicht lange 

imstande sein, dank den niedrigen Preisen, auf dem Weltmarkte zu konkurrieren. Ihre Preise nähern 

sich infolge der wachsenden Teuerung den Weltmarktpreisen. Die Stunde wird kommen, da die deut-

schen Kapitalisten Rußland mehr benötigen werden, als Rußland sie. Das ganze Spiel des Herrn 

Rathenau, der so gescheit und so schlau ist, daß er höchstwahrscheinlich sich selber betrügen wird, 

wird nur zur Folge haben, daß die gegenwärtige deutsche Politik entlarvt wird, als eine Politik des 

Lakaientums den Reichen und der Ausplünderung den Armen gegenüber. 

Die russischen Arbeiter und Bauern und die europäischen Arbeiter sollen es wissen. 

Die Kraft Sowjetrußlands liegt darin, daß es die ganze Wahrheit über seine Politik sagen kann, da die 

Wahrheit über die ihm drohenden Gefahren die Arbeiter und Bauern Rußlands und die Weltarbeiter-

schaft zur Hilfe für Sowjetrußland mobilisiert. Es handelt sich nicht nur um Sympathien für Sowjet-

rußland, die zu zerstören die Sozialdemokraten versuchen. Es geht um die Interessen der internatio-

nalen Arbeiterklasse, die wir fragen; ob sie die vollständige Wiederherstellung der Kapitalherrschaft 

in ganz Europa zulassen will. Wir fragen die englische Arbeiterpartei, die die Nationalisierung der 

Bergwerke und der Minen fordert, [331] ob sie mit der Rückgabe der Bergwerke und der Minen 

Rußlands an ihre Ausbeuter einverstanden sei. Wir fragen die deutschen Arbeiter und sogar die deut-

sche öffentliche Meinung, ob sie wollen, daß Deutschland, indem es faktisch ein Bündnis mit den 

Ententeräubern eingeht, zum Söldner dieses und ganz Rußland verhaßt werde. Wir zweifeln nicht 

einen Augenblick daran, daß die Sowjetregierung die Sympathien aller Arbeiter und sogar der weit-

sichtigen Bourgeois hinter sich haben wird, wenn sie in Genua solche räuberischen Bedingungen 

ablehnt. Nach drei Jahren des Chaos, der Ausplünderungen und des Zerfalls, die auf dem ruhmvollen 

Versailler Frieden folgten, sind die breitesten Kreise Europas der Räuberpolitik, die die ganze Welt 

wie eine Hyäne ausplündern will, überdrüssig. Diese Raubtiere fordern Haß heraus. Das angeschos-

sene, hinkende Tier des besiegten deutschen Imperialismus aber nur Verachtung. 

* 

Die wichtigsten Ergebnisse der erweiterten Exekutiv-Sitzung  

der Kommunistischen Internationale.  
(21. Februar bis 4. März 1922.)  

Von A. T h a l h e i m e r. 

Im Mittelpunkt der erweiterten Exekutivsitzung stand die Frage der proletarischen Einheitsfront. Sie 

wurde heftig bestritten von der italienischen und der Mehrheit der französischen Delegation. Die Ar-

gumente, soweit sie nicht sentimentaler Art waren, waren bei den Bestreitern nicht dieselben, obwohl 

sie sich auf gemeinsame Resolutionen einigten. Bei unserer italienischen Partei war ausschlaggebend 

theoretische Unsicherheit. Ihre Praxis ist weiter als ihre Theorie. Sie wollten die Handhabung der 

Taktik der Einheitsfront auf die Gewerkschaften beschränkt wissen. Sie übersahen, daß die politische 

Fraktion in den Gewerkschaften die Partei als solche verpflichtet. Ausschlaggebend war wohl das 

Gefühl, daß aus der Bereitwilligkeit des Zusammengehens mit den Seratianern auf eine Abschwä-

chung des Gegensatzes zu ihnen geschlossen werden könnte. Bei unseren französischen Freunden 

liegen die Dinge etwas anders. Hier zeigte sich vor allem die nicht genügende Einschätzung der Not-

wendigkeit, die außerhalb der Kommunistischen Partei stehende Arbeiterschaft – immer noch die 

Mehrheit in Frankreich – zu den praktischen Tageskämpfen heranzuziehen. Hier wie dort gab es Be-

fürchtungen, die Taktik der Einheitsfront könne zu Rückfällen in den „Ministerialismus“ führen. In 

Wahrheit ist diese Taktik gerade die in der gegebenen Situation angezeigte Waffe gegen die sozial-

demokratische Zusammenarbeit mit der Bourgeoisie. 
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Die Taktik der Einheitsfront ist die in der gegebenen Lage gebotene Anwendung und Durchführung 

der taktischen Beschlüsse des 3. Weltkongresses. Diese Taktik hat natürlich ihre Grenzen und ihre 

besonderen Anwendungen. Sie ist überflüssig für kommunistische Parteien, die bereits die Mehrheit 

der Arbeiterklasse hinter sich haben oder die die einzige proletarische Partei im Lande sind, sie ist 

nicht praktikabel für kommunistische Parteien, die sich erst in den Anfängen befinden, und die Ab-

grenzung von den sozialreformistischen Parteien erst propagandistisch [332] durchzuführen haben. 

Ihre Anwendung muß natürlich Spielraum lassen für die Lage in den einzelnen Ländern. 

Die Debatte war sehr fruchtbar. Die mit Mehrheit angenommene Resolution bestätigt die Dezember-

thesen über die Einheitsfront und beauftragt das Präsidium mit den Delegationen aller wichtigsten 

Sektionen die nächsten praktischen Schritte zu beschließen, die sofort in den betreffenden Ländern 

unternommen werden sollen zur Ausführung der beschlossenen Taktik, die selbstverständlich den 

Verhältnissen der einzelnen Länder angepaßt werden muß. Nach den Erklärungen der französischen 

und italienischen Delegationen ist kein Zweifel, daß sie nicht nur internationale Disziplin halten wer-

den, sondern daß sie sich an der Hand der Tatsachen auch von der Notwendigkeit dieser Taktik voll-

ends überzeugen werden. 

In engem Zusammenhang damit steht die Frage der geplanten internationalen Konferenz aller Arbei-

terorganisationen. Die erweiterte Exekutivsitzung legte besonderen Nachdruck auf die Heranziehung 

auch der internationalen Gewerkschaftsorganisationen, einschließlich der Syndikalisten und Anar-

chisten, sowie der Jugendorganisationen. Die erweiterte Exekutivsitzung betonte mit aller Klarheit, 

daß sie ihre grundsätzliche Beurteilung der sozialreformistischen und zentristischen Parteien voll-

ständig aufrechterhält. Der Wille ist aber, daß die Konferenz nur solche Fragen behandle, die die 

unmittelbare praktische gemeinsame Aktion der Arbeitermassen betreffen. Die Kommunistische In-

ternationale scheut nicht die grundsätzliche Auseinandersetzung, wenn sie gewünscht wird, sie will 

praktische Arbeit. 

Die zweite wichtige Frage der erweiterten Exekutivsitzung war die der Roten Gewerkschafts-Inter-

nationale (RGI). Es zeigte sich, daß die liquidatorischen Fragen gegenüber der RGI in einzelnen Län-

dern von keinerlei Bedeutung sind. Eine prinzipielle Debatte über die Frage des Fortbestands der RGI 

erwies sich als überhaupt nicht notwendig. Die erweiterte Exekutivsitzung bestätigte in aller Kürze, 

daß an den Beschlüssen des 3. Weltkongresses zur Gewerkschaftsfrage prinzipiell nichts geändert zu 

werden braucht. Sie betonte jedoch, daß es notwendig ist, entsprechend dem verschiedenen Einfluß 

der Kommunisten in den Gewerkschaften die Arbeit im Sinne der RGI mehr zu konkretisieren und 

den besonderen Verhältnissen der verschiedenen Länder und Industriegruppen anzupassen. In einer 

ausführlichen Resolution gab die erweiterte Exekutivsitzung allgemeine Anweisungen über die Aus-

wertung der gegenwärtigen Situation im Gewerkschaftskampf, insbesondere über die Führung des 

Abwehrkampfs gegen die Offensive des Kapitals. Die entscheidenden Stellen sind folgende: 

„In der nächsten Periode besteht die Aufgabe der Kommunisten in der Ausdehnung ihres Einflusses, in den 

alten reformistischen Gewerkschaften, im Kampfe gegen die Spaltungspolitik der Amsterdamer Führer und in 

der genauen und folgerichtigen Durchführung der Taktik der Einheitsfront in der Gewerkschaftsbewegung.“ 

Gegen diese Auffassung erhob sich keinerlei Widerspruch. Die dritte wichtige Frage war die der 

französischen Sektion. In einer Reihe von Fragen, auch noch zuletzt in der Frage der Einheitsfront, 

zeigten sich in unserer französischen Bruderpartei noch starke rechte opportunistische Tendenzen. 

Der Kampf dieser Tendenzen hat bekanntlich zum Ausscheiden von fünf Genossen aus der Parteilei-

tung geführt, die der Marseiller Parteitag gewählt hatte. Die erweiterte Exekutive mißbilligte die De-

[333]mission dieser Genossen und forderte sie auf, entsprechend den Willen des Parteitags, ihre Pos-

ten einzunehmen. Sie forderte aber auf der anderen Seite die Ueberwindung der noch vorhandenen 

Reste reformistischer Tendenzen, die es im einzelnen kennzeichnete. Die erweiterte Exekutive erhielt 

von der französischen Delegation die Erklärung, daß das „Journal du Peuple“, das Organ, in dem 

diese Tendenzen sich konzentrieren, außerhalb der Partei gestellt werden und daß die Parteileitung 

für eine geschlossene und disziplinierte Durchführung der Beschlüsse der Partei im Geiste kommu-

nistischer Autorität sorgen wird. 
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Schließlich hatte die erweiterte Exekutive sich mit einem Schreiben von Angehörigen der sogenann-

ten „Arbeiteropposition“ in KPR zu befassen. Die Tendenzen dieser Gruppe wurden völlig klar ge-

stellt. Die erweiterte Exekutive stellte fest, daß diese Genossen mit ihrem Verhalten sich in schärfstem 

Gegensatz zu den Beschlüssen des 10. Kongresses der KPR befinden und warnt sie ernstlich vor einer 

Fortsetzung des begonnenen Kampfes. 

Die Behandlung einer Reihe anderer Fragen ist aus den gefaßten Beschlüssen hinreichend ersichtlich. 

Die erweiterte Exekutive hat praktisch eine Arbeit geleistet, die kaum geringer ist als die eines Welt-

kongresses. Ihr Gesamtergebnis läßt sich zusammenfassen als weitere genauere Ausarbeitung und 

Anwendung der taktischen Linie des 3. Weltkongresses. 

Der nächste Weltkongreß soll, wenn nicht ganz besondere Anlässe eine frühere Einberufung erfor-

dern, im Oktober stattfinden. 

* 

Zum Problem der gleitenden Lohnskala.  
Von F r i t z  H e c k e r t.  

V. (Schluß) 

In unserer Untersuchung der Methoden zur Berechnung eines Basislohnes für die gleitende Lohnskala 

sahen wir eine Summe von Hindernissen, die sich der Findung einer annehmbaren Grundlage und 

ihrer Anwendung entgegenstellen. Nun wirken aber nicht nur die von uns aufgezeigten gegenwärti-

gen allgemeinen Differenzen der kapitalistischen Wirtschaft so, daß sich keine brauchbare Grundlage 

für die gleitende Lohnskala finden läßt. Es gibt noch eine Reihe besonderer Differenzen zwischen 

den einzelnen kapitalistischen Produktionszweigen und Unternehmungen, die beobachtet werden 

müssen. In manchen Produktionszweigen herrscht Hochkonjunktur, in manchen Stagnation der Pro-

duktion. In den Betrieben mit Hochkonjunktur hat der Kapitalist die Möglichkeit, durch höhere Preise 

höhere Profite zu machen. In Produktionszweigen, wo wirtschaftliche Störungen zu verzeichnen sind, 

muß er sich dagegen mit geringeren Profiten oder sogar mit Verlusten abfinden. In guten Konjunk-

turperioden ist der Kapitalist geneigt, einen höheren Lohn zu zahlen, damit er durch schnellere und 

größere Produktion die Lage besser ausnützen kann. Aber auch in Zeiten der Krise will der Kapitalist 

weiter bestehen und verdienen. Er versucht, seinen Verlust durch Drücken der Löhne auszugleichen. 

Nach der Festsetzung einer gleitenden Lohnskala würden sich folgende Erscheinungen einstellen: 

Solche Arbeiterkategorien, die in gut beschäftigten Produktionszweigen tätig sind, erhalten einen ho-

hen Basislohn. Die Arbeiter, die in einem schlecht beschäftigten Produktionszweig tätig sind, erhalten 

dagegen einen niedrigen Basislohn. Entsprechend hoch oder niedrig würden auch die Lohnzuschläge 

sein bei den Veränderungen der Preise. Zu den sonderbarsten Erscheinungen aber würde es führen, 

wenn nach der Festsetzung der Basislöhne für die einzelnen Produktionszweige die [334] Konjunktur 

in denselben sich verschiebt, wenn da wo Hochkonjunktur war, Krisis eintritt und wo Krisis war, 

Hochkonjunktur. Was geschieht in diesem Falle? Die Unternehmungen mit dem niedrigen Basislohn 

machen jetzt riesige Extraprofite. Glaubt jemand, daß die Unternehmer unter diesen Umständen den 

Basislohn freiwillig erhöhen werden? Andererseits aber werden die Unternehmer, bei denen eine 

Krise eingetreten ist, gar nicht mehr imstande sein und auch nicht den Willen haben, den hohen Ba-

sislohn weiter zu zahlen. Ein klassisches Beispiel liefern die englischen Eisenbahngesellschaften. Mit 

dem Sinken der Preise haben sie fortgesetzt die Löhne herabgesetzt. Jetzt nachdem die Grenze er-

reicht ist, unter die nach dem Tarif die Löhne nicht herabgesetzt werden dürfen, erklären sie den Tarif 

als nicht mehr bindend. 

Der „Courier“ Nr. 11 macht über diese Erscheinungen sehr interessante Bemerkungen. Er schreibt: 

„Der katastrophale Sturz der Mark verteuert im letzten Tarifmonat die Waren um 40%. Zwei Monate war 

Hochkonjunktur, im dritten teueren Monat tritt im Beruf eine starke Abschwächung ein und die Unternehmer 

erklären bei der Beratung über den neuen Tarif: Neuer Tarif, ja, aber die 40% zahlen wir nicht. Zwei günstige 

Monate waren die Arbeiter gebunden, als die gleitende Lohnskala zu ihren Gunsten spricht, machen sich die 

Unternehmer von der Fessel frei. Was tun sie in diesem Fall auch anderes als die bedingten Anhänger der 

gleitenden Lohnskala den Gewerkschaften anraten? Sie sagen: Die gleitende Skala kann durch Tarif festgesetzt 
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werden. Sinken die Preise, dann kündigen die Gewerkschaften Tarif und gleitende Skala und haben dann freie 

Hand. Die so argumentieren halten die Unternehmer für dümmer als sie sind. Eher tritt der oben skizzierte Fall 

ein, indem der Unternehmer die Arbeiter übers Ohr haut.“ – – – 

„Gleitende Skala und Lohnabbau, das ist ein Kapitel für sich. Nehmen wir Folgende Verhältnisse an. Im Januar 

steigen die Preise um 10%, die im Februar auf die Löhne aufgeschlagen werden. Im Januar muß die Hausfrau 

im Vertrauen auf die Lohnerhöhung im Februar Schulden machen. Diese Schulden kann sie im Februar ab-

zahlen (unter der Bedingung, daß im Februar die Preise sinken. D. R.) und sie freut sich, daß sie im März Luft 

holen kann. Im März tritt eine neue Preissteigerung ein, aber sie bekommt wieder den niedrigen Januarlohn, 

weil im Februar die Preise gesunken sind. 

Wie das wirkt, zeigen am besten einige Zahlen: 

 Preise Löhne 

Dezember  110 – + 10%  100 – 

Januar  121 – + 10%  110 – + 10% 

Februar  110 – – 10%  121 – + 10% 

März  132 – 20%  110 – – 10% 

Für Januar und Februar heben sich Preis- und Lohnsteigerung auf. Aber im Dezember standen Preise auf 110, 

Löhne auf 100. Im März Preise auf 132 und die Löhne auf 110. Die Preissteigerung betrug 20%. Die Lohn-

steigerung 10%. Welch ein Fortschritt für das Ingenium moderner Lohnpolitiker,“ 

Und ähnlich äußert sich „Der freie Angestellte“ in seiner Nummer 6: 

„Die gleitende Lohnskala, die von der Preisgestaltung derjenigen Waren ausgeht, die der Mensch zum körper-

lichen Leben braucht (es wird uns ja nur ein tierisches Existenzminimum in Aussicht gestellt, durch das die 

Kosten für Nahrung, Kleidung und Wohnung, nicht aber die für die Befriedigung menschlich-geistiger Be-

dürfnisse getragen werden sollen) berücksichtigt in keiner Weise die Lage derjenigen Industrie- und Handels-

zweige, in denen der betreffende Angestellte tätig ist. Nun weiß wohl jeder, wie außerordentlich verschieden 

die Gewinnmöglichkeiten in den einzelnen Industrien [335] sind. Die gleitende Lohnskala würde den Unter-

nehmern gewisser Industrien Riesenprofite ermöglichen. Es läßt sich aber auch denken, daß durch Maßnahmen 

der Steuerpolitik, durch neuzeitliche technische Erfindungen gewisse Gewerbezweige zum Absterben verur-

teilt sind. In den ersteren Fällen können wir nicht annehmen, daß das Unternehmertum seinen Riesenprofiten 

entsprechend über die durch die gleitende Lohnskala errechneten Sätzen h i n a u s  Löhne zahlen werde. In den 

letzteren Fällen jedoch wird das Unternehmertum sicher versuchen, u n t e r  die gleitende Lohnskala herunter-

zugehen, um seine Betriebe aufrechtzuerhalten.“ 

„In den Kreisen der Unternehmer findet die gleitende Lohnskala viele Freunde, allerdings bleibt in ihrem Lager 

auch der Widerspruch nicht aus. Befürworter der gleitenden Lohnskala sind diejenigen Industriellen, die an-

nehmen können, ihre Unternehmen werfe verhältnismäßig größere Gewinne ab, als andere Industriezweige, 

so daß die gleitende Lohnskala, die den Unternehmerprofit nicht berücksichtigt, sondern nur die allgemeinen 

Lebenshaltungskosten zugrundelegt, für sie von Vorteil sein würde. Diejenigen Unternehmer, die befürchten 

müssen, die Entwicklung in ihrem Gewerbezweige sei nicht so vorzugsweise günstiger Art, stehen der glei-

tenden Lohnskala weniger freundlich gegenüber.“ 

Ein Beweis für diese Ausführungen des „Freien Angestellten“ ist das Verhalten der deutschen Ar-

beitgeberverbände. Im Oktober-November des Vorjahres, als die Hochkonjunktur ihnen den Himmel 

voller Geigen machte, traten viele für die gleitende Lohnskala ein. Jetzt, wo eine herannahende Krise 

schon ihre Schatten vorauswirft, erklären sie sich gegen die gleitende Lohnskala. Der große Ausschuß 

der Vereinigung deutscher Arbeitgeberverbände hat sich Anfang März mit der Frage der gleitenden 

Lohnskala beschäftigt und ist zu seiner Ablehnung als allgemeines Entlohnungssystem gekommen. 

In der Begründung heißt es: 

„Die Lohnhöhe kann sich n i c h t  wesentlich nach den Lebenshaltungskosten richten, sondern ist in besonde-

rem Maße von der Leistung des einzelnen Arbeiters, der Art seiner Arbeit, den Verhältnissen des Unterneh-

mers und der wirtschaftlichen Gesamtlage abhängig. Ist es schon danach grundsätzlich falsch, die Lohnhöhe 

lediglich auf einen Lebenshaltungsindex abzustellen, so birgt das System automatischer Lohnfestsetzung au-

ßerdem die große Gefahr in sich, daß es das ganze Verantwortungsgefühl des Arbeiters beim Streben nach 

höherer Entlohnung verringert oder gar beseitigt und damit die Arbeitsmoral und die Arbeitsleistung ungünstig 

beeinflußt. Es würde sich auch gar nicht vermeiden lassen, daß automatisch eintretende Lohnerhöhungen eine 
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ungünstige Einwirkung auf die Preisgestaltung gesamten Lebensbedürfnisse haben, da sie zu einer ebenso 

automatischen Verteuerung der gesamten Lebenshaltung führen und so wiederum Anlaß zu neuen Lohnstei-

gerungen geben. Neben diesen sozialen und wirtschaftlichen Gründen gegen die Einführung der gleitenden 

Lohnskala tritt das weitere Bedenken, das ein fester, von künftigen Entwicklungen unabhängig bleibender 

Ausgangspunkt für die zeitliche Gestaltung der gleitenden Löhne fehlt, und daß sich kaum einwandfreie und 

praktisch brauchbare Indexzahlen, auf weicher Grundlage man sie auch errechnen mag, werden finden lassen. 

Daher ist eine Durchführung der gleitenden Lohnskala unter ausreichender Berücksichtigung aller wirtschaft-

lichen, fachlichen, örtlichen oder persönlichen Verhältnisse nicht möglich.“ 

Wir stellen fest, als Richtpunkte für die Lohnskala kommen in Frage: 1. Die Produktionskosten der 

einzelnen Produktionszweige, 2. die Absatzmöglichkeiten dieser Produkte, 3, die Preise der Lebens-

mittel, die jeweils zur Reproduktion der Arbeitskraft benötigt werden. Zuschläge oder Abzüge vom 

Basislohn berechnen sich nach diesen drei Faktoren. Es entsteht daraus trotzdem entweder die Zu-

schanzung von riesigen Extraprofiten an das Kapital oder Beeinträchtigung und Verhinderung der 

Produktion, aus der sich der Kapitalist rettet, indem er abgeschlossene Tarife einfach negiert. Für das 

[336] Letztere haben wir genügend Beispiele in Skandinavien, England, der Tschechoslowakei etc. 

Die gleitende Lohnskala verhindert somit nicht den Kampf mit dem Unternehmertum, sie schafft nur 

für die Arbeiterklasse eine unsichere und unübersichtlichere Kampfbasis. 

Das sind aber noch nicht alle Uebel. Wir haben für die gleitende Lohnskala noch immer nicht die 

Grundlage. Ist die Grundlage das Existenzminimum? Nein, das Existenzminimum kann die Arbeiter 

nicht zufrieden stellen. Als Voraussetzung für die Annahme der gleitenden Lohnskala käme doch nur 

in Frage ein Lohn oder Gehalt, der etwas ü b e r  dem Existenzminimum steht. Im anderen Falle würde 

die gleitende Lohnskala die Einführung eines „ehernen Lohngesetzes“ bedeuten, die den Arbeiter auf 

einem Elendsminimum festhält. In keiner Arbeitergruppe wird aber jetzt in Deutschland das Exis-

tenzminimum erreicht. Erst der siegreiche Kampf um die Erreichung des Existenzminimum könnte 

die Festsetzung einer gleitenden Lohnskala bringen. Die Grundlöhne vom Jahre 1914 müßten dabei 

beträchtlich überschritten werden, im andern Fall würden sie das damalige Elend verewigen. 

Würde man aber als Existenzminimum die Löhne nehmen, die am Beginn der letzten Hochkonjunk-

turperiode Oktober 1921 gezahlt wurden, dann hätten wir auf Grund der gleitenden Lohnskala dau-

ernd einen solchen Irrsinn, wie er sich manifestiert in einer Statistik, die ebenfalls der „Courier“ Nr. 

11 bringt und die den traurigen Vorzug hat, einen tatsächlichen Zustand widerzuspiegeln. 
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Breslau 1129 1352 1511 19,8 16,9 (338,40 M) 172 73,6 

Berlin 1139 1416 1555 24,3 25,0 (400,– ") 162 73,1 

Aachen 1266 1568 1727 23,8 38,8 (450,– ") 150 – 

Bochum 1129 1287 1481 14,0 30,6 (470,– ") 161 – 

Hamburg 1212 1526 1687 25,9 25,1 (498,– ") 164 112,8 

Düsseldorf 1156 1450 1655 25,4 14,3 (600,– ") 167 100,0 

Elberfeld 1219 1572 1715 29,0 23,8 (625,– ") 164 135,8 

Der „Courier“ schreibt dazu: 

„Es gehört schon die ganze Verliebtheit eines Bürokraten zu einem am grünen Tisch ausgeklügeltem System, 

der gleitenden Lohnskala die Vorurteile anzudichten, wie es in der ‚Breslauer Volkswacht‘ geschehen ist. Wir 

für unseren Teil werden durch die Breslauer Hungerlöhne in unserer Abneigung gegen das ‚staats- und wirt-

schaftspolitische‘ moderne Lohnsystem nur bestärkt.“ 

Um einem Teil dieser Folgen, die die Anwendung einer gleitenden Lohnskala hervorruft, aus dem 

Wege zu gehen, haben die englischen Bergarbeiter im Vorjahre einen Ausgleich gesucht. Sie stellten 

die Forderung: Alle Gewinne, die in den einzelnen Zechen des englischen Bergbaues gemacht wer-

den, sollen zusammengelegt werden, damit die Möglichkeit geschaffen wird, die Löhne der 
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Bergarbeiter mehr oder weniger unabhängig zu machen von der Rentabilität des einen oder anderen 

Unternehmens. Der Kampf führte zu keinem Resultat. 

Um die permanenten Lohnkämpfe zu vermeiden, um die, die Produktion störenden Streiks auf ein 

Minimum zu vermindern, müßte der Lohn so bemessen werden, daß seine Kaufkraft weder [337] 

steigt noch sinkt. Das würde aber eine Verbesserung der Lebenshaltung der arbeitenden Klasse un-

möglich machen, das bedeutete in seiner Folge die Verewigung der Lohnsklaverei. Und noch schlim-

meres würde eintreten. Alle Differenzen mit dem Unternehmertum würden am grünen Tisch ausge-

glichen. Die gleitende Lohnskala, würde wenn sie möglich wäre, jede Initiative töten. Die Gewerk-

schaftsbürokratie und das Unternehmertum würden immer sagen: Jeder Vorstoß gegen die einmal 

gefundene Basis stört den Produktionsprozeß, stört den Wiederaufbau, ist ein Verbrechen an den 

Interessen der Allgemeinheit. Bald würde die Arbeiterklasse nur noch ein Haufen von Menschen 

werden, der in allen seinen Regungen von dem Wandel der Indexziffern regiert wird. Der gewerk-

schaftliche Kampf würde überflüssig werden. Die Gewerkschaftsbewegung jeden Inhalt verlieren 

und damit würde sie auch das Interesse der Arbeitenden an den gewerkschaftlichen Organisationen 

abtöten. (Aus diesem Grunde begeistert sich auch ein Teil des Unternehmertums für die gleitende 

Lohnskala). Das Verhältnis der Arbeiterklasse zum Kapitalismus würde ein rein mechanisches wer-

den, den Arbeitern blühte als Erfolg der gleitenden Lohnskala ein beständiges und ausgeglichenes 

Elend, den Kapitalisten die Möglichkeit, ungestörterer Profitmacherei. In der kapitalistischen Ord-

nung führt die gleitende Lohnskala zur Erstickung der Arbeiterbewegung. 

* 

Die Landarbeiter- und Kleinbauernbewegung und die Aufgaben der KPD.  
Von E. U n f r i e d. 

In der gegenwärtigen Zeit, in der sich die Gegensätze zwischen dem Proletariat und der herrschenden 

Klasse, der Kapitalisten, immer mehr zuspitzen, gewinnt die Agrarfrage erhöhte Bedeutung. Der 

Kampf des Proletariats mit der besitzenden Klasse ist keine ausschließliche Aufgabe des städtischen 

Proletariats, sondern des Gesamtproletariats, also auch der der Landarbeiter und Kleinbauernschich-

ten, die durch den Verfall der kapitalistischen Wirtschaft gleichfalls ins Elend zu versinken drohen. 

Von der Verbindung des städtischen mit dem Landproletariat hängt nicht nur ab die Frage der Ernäh-

rung in der Zeit revolutionärer Machtkämpfe, sondern, da das Land das Hauptrekrutierungsgebiet der 

Konterrevolution ist, der Sieg des Proletariats überhaupt. Aus dieser grundlegenden Tatsache er-

wächst für uns Kommunisten die Pflicht, uns eingehend mit diesen Fragen zu beschäftigen, um uns 

klar zu werden, welche Aufgaben sie zu erfüllen haben. 

Von größer Bedeutung für die gesamte revolutionäre Bewegung sind die L a n d a r b e i t e r  i n  d e n  

l a n d w i r t s c h a f t l i c h e n  G r o ß b e t r i e b e n. Sie sind es, die in der Zeit revolutionärer Aktionen 

die direkte Nahrungsmittelversorgung der Städte zu übernehmen haben, denn die Großgrundbesitzer 

werden alles tun, um in dieser Zeit die Ernährung der Städte zu unterbinden, ja, sie werden selbst vor 

der Vernichtung der Nahrungsmittel nicht zurückschrecken, um das kämpfende Proletariat auszuhun-

gern, in dem Glauben, damit jeder revolutionären Bewegung den Todesstoß zu versetzen. Die Land-

arbeiter haben diese Absicht der Großgrundbesitzer und Großbauern mit allen Mitteln zu durchkreu-

zen, sie werden aber dieses nur dann können, wenn sie sich ihrer revolutionären Aufgaben bewußt 

sind. Aber nicht als Einzelne werden sie dazu imstande sein, sondern nur zusammengefaßt organi-

siert, d. h. die Landarbeiter müssen ihre Organisation den D. L. B. mit seinen 600.000 Mitgliedern zu 

Hilfe nehmen. 

Soll der D. L. B. dieser Aufgabe gerecht werden, so muß er von allen gegenrevolutionären Führern, 

die heute den D. L. V. beherrschen, gesäubert [338] werden. Dies ist aber nicht eine Frage, die die 

Landarbeiter allein angeht, sondern das gesamte revolutionäre Proletariat und damit auch die Kom-

munisten. 

Im Mittelpunkt der gesamten Agrarfrage steht deshalb gegenwärtig in Deutschland die L a n d a r -

b e i t e r b e w e g u n g. Die Erfahrungen der letzten Jahre haben uns gezeigt, daß die Partei und im 
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besonderen die Genossen in den Agrarbezirken von den großen Landarbeiterkämpfen zum Teil über-

rascht worden sind, oder diese Bewegungen zu sehr an sich herankommen ließen, ohne von vornhe-

rein diese im genügenden Maße zu beeinflussen und nach Möglichkeit zu beherrschen. 

Der größte Teil dieser Kämpfe ist durch den Verrat der Bürokratie des D. L. V. für die Landarbeiter 

verloren gegangen. Die Enttäuschung darüber findet jetzt in zahlreichen Austritten der Landarbeiter 

aus dem D. L. V., z. B. in Mecklenburg, Pommern, Schlesien und an der Wasserkante ihren Ausdruck. 

Die Versuche unserer Genossen, die Landarbeiter wieder in den D. L. V. zurückzuführen, sind ge-

scheitert, daß die Landarbeiter durch die schamlosen Verrätereien der Gewerkschaftsführer, beson-

ders in Mecklenburg, den Glauben an den D. L. V. verloren haben. 

Ein Teil der ausgetretenen Landarbeiter schließt sich dem Zentralverband der Landarbeiter (christ-

lich) an, weil dieser zu einem Teil bessere Tarife abgeschlossen hat als der D. L. V. Ein anderer Teil 

sucht Anschluß an den „Freien Landarbeiter-Verband“ und ein dritter Teil bleibt unorganisiert oder 

wird vom reaktionären „Reichslandarbeiterbund“, der vom „Reichslandbund“ ins Leben gerufen 

wurde, um den D. L. V. zu zerschlagen, besonders in Mecklenburg, weil er den Landarbeitern billige 

Waren verspricht, aufgesogen. Diese Erscheinung ist angesichts der großen Landarbeiterkämpfe, die 

in diesem Jahre zu erwarten sind, eine sehr bedenkliche. 

Die Kommunistische Partei darf an diesen Kämpfen der Landarbeiter nicht achtlos vorbeigehen. Sie 

hat die Pflicht, die Landarbeiter in ihrem Kampfe um bessere Lebensbedingungen in jeder Weise zu 

unterstützen. Das Ringen der Landarbeiter kann aber erst dann wirtlichen Erfolg haben, wenn die 

Massenorganisation des D. L. V. zu einer revolutionären Kampforganisation ausgebaut wird. 

Nicht aber damit, daß die revolutionären Elemente der Landarbeiter aus dem D. L. V. austreten oder 

die Ausgetretenen ihrem Schicksal überlassen werden, revolutioniert man den D. L. V., sondern da-

mit, daß man die Landarbeiter wieder in die Organisation zurückführt und dort, wo dies trotz aller 

Anstrengungen nicht möglich ist, sie außerhalb des Verbandes zusammenfaßt, um gemeinsam mit 

den im D. L. V. verbliebenen Landarbeitern von innen und außen her den rücksichtslosesten Kampf 

gegen die verräterischen Verbandsbeamten zu führen. In diesem Bemühen haben wir Kommunisten 

die Landarbeiter zu unterstützen unter Anknüpfung an ihre täglichen Nöte, um so das Vertrauen der 

Landarbeiter zu uns zu vertiefen. 

Die Zusammenfassung der Landarbeiter in der größten Gewerkschaft der Landarbeiter, im D. L. V. 

ist angesichts der in diesem Jahre zu erwartenden Kämpfe von größter Bedeutung. Ist trotz wieder-

holter Versuche, es unmöglich, die aus dem D. L. V. ausgetretenen Landarbeiter wieder in ihre Or-

ganisation zurückzuführen, so muß versucht werden, diese Landarbeiter für die kommenden Kämpfe 

mit den organisierten Landarbeitern zusammenzufassen. Dies kann geschehen durch sogenannte i n -

n e r p a r t e i l i c h e  K o n f e r e n z e n. 

D i e  i n t e r p a r t e i l i c h e n  K o n f e r e n z e n  sollen die Brücke sein, über die alle Landarbeiter zu 

ihren gemeinsamen Kämpfen zusammengeführt werden müssen. Außerdem muß man auf diese 

Weise versuchen, die aus dem D. L. V. ausgetretenen Landarbeiter vor dem Zurücksinken in den 

Indifferentismus zu bewahren, um sie nach und nach wieder in ihre gewerkschaftliche Organisation 

zurückzuführen. 

D i e  Z u s a m m e n f ü h r u n g  d e r  L a n d a r b e i t e r  m i t  d e n  I n d u s t r i e a r b e i t e r n  ist eben-

falls eine wichtige politische Ausgabe, die die Partei in Verbindung mit den Gewerkschaften zu lösen 

hat. Dies kann nur ermöglicht werden durch die Eingliederung der Ortsgruppen des D. L. V. in die 

bestehenden Orts- und Bezirks-Gewerkschaftskartelle, ferner durch die [339] gemeinsame Schulung 

der Betriebsräte der Landarbeiter mit denen der Industriearbeitern. Die Fragen der Zusammenfassung 

der Kämpfe und die Fragen der Ernährung in der Zeit revolutionärer Aktionen haben hierbei im Vor-

dergrund zu stehen. 

Durch die Einleitung von großen Propagandakampagnen, zu denen die städtischen Genossen zu mo-

bilisieren sind, kann diese Zusammenführung ebenfalls gefördert werden. Die Zusammenfassung der 

Land- und Industriearbeiter bedeutet, daß zwischen dem Land- und Industrieproletarier ein enger 

Kontakt hergestellt wird, der für die revolutionäre Bewegung eine Lebensfrage ist. 
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Sollen alle diese wichtigen Fragen wirklich gelöst werden, so muß vor allen Dingen d i e  g e s a m t e  

P a r t e i p r e s s e  in den betreffenden Bezirken, in denen große Massen der Landarbeiter vorhanden 

sind, sich in erweitertem Maße mit der Landarbeiterfrage beschäftigen, um die Landarbeiter in der 

Vorbereitung und Durchführung ihrer Kämpfe zu unterstützen. 

Von ebenso großer Wichtigkeit für den Sieg des Proletariats über den Kapitalismus ist die B a u e r n -

f r a g e. 

Bei der Beurteilung der politischen Bedeutung dieser Frage sind zwei Punkte besonders zu beachten: 

erstens: die Bauern als konterrevolutionäres Element, 

zweitens: ihre Bedeutung in der Ernährungsfrage vor und nach der Machtergreifung des Proletariats. 

Als konterrevolutionärer Machtfaktor kommt in erster Linie der „R e i c h s l a n d b u n d“ in Frage. 

Dieser hat es verstanden, unter Ausnützung des kleinbürgerlichen Gegensatzes zwischen Stadt und 

Land und der verkehrten Ernährungspolitik der Sozialdemokratie, die Einheitsfront der Landwirt-

schaft gegen die revolutionären Städter zu einem großen Teile zu errichten. Im Landbund sind Klein-

bauern wie Großbauern und Großgrundbesitzer zusammengefaßt. Er ist die stärkste konterrevolutio-

näre Organisation des Reiches, das beweisen seine Beziehungen zum Kapp-Putsch, zur Ehrhardt-

Brigade Roßbach und anderen gegenrevolutionären Formationen und Organisationen. Der „Reichs-

landbund“ stellt sich bewußt auf die Auseinandersetzung zwischen dem Proletariat und den Besitzen-

den ein, was die Reden der Landbundführer auf den Landbundtagen zur Genüge beweisen. Er bereitet 

sich vor allen Dingen darauf vor, indem er versucht, die Kleinbauern für sich einzufangen, um diese 

als Mittel zum Zweck zu gebrauchen, wie z. B. bei der Lieferstreikansage des Landbundes, bei der 

Frage der Goldwert-Erfassung und den verschiedenen Drohungen, bei revolutionären Aktionen die 

Zufuhr von Nahrungsmitteln nach den Städten zu sperren. 

Unsere Aufgabe ist es, diesen konterrevolutionären Ring zu sprengen durch die Zersetzung des 

Reichslandbundes selbst. Dies kann nur erreicht werden durch die propagandistische Unterstützung 

aller Kleinbauern-, Kleinpächter- und Siedlerorganisationen im Kampfe gegen den Reichslandbund. 

Ferner, indem man die Kleinbauern auf die Gegensätze, die zwischen ihnen und den Großbauern und 

Großgrundbesitzern bestehen, unter Ausnützung der Pachtpreissteigerung, sowie der höheren Besteu-

erung der kleinen gegenüber den großen Bauern, usw. aufmerksam macht. Außerdem muß durch 

intensive Propaganda den kleinbürgerlichen Schichten klar gemacht werden, wie mit der Zersetzung 

der kapitalistischen Wirtschaft auch sie der Verelendung entgegengehen und daß es für alle Arbeite-

rinnen in Stadt und Land nur eine Rettung gibt: nämlich, a n  S t e l l e  d e r  k a p i t a l i s t i s c h e n  

P r o f i t w i r t s c h a f t  d i e  s o z i a l i s t i s c h e  B e d a r f s w i r t s c h a f t  z u  s e t z e n. 

Durch diese Propaganda werden wir erreichen, daß die Kleinbauern, die den Glauben an die Besse-

rung der sozialen Verhältnisse für die Arbeitenden im heutigen kapitalistischen Staate zu einem gro-

ßen Teile verloren haben, in den Kommunisten, die die Verhältnisse ändern wollen, nicht mehr ihre 

Feinde sehen. Das bedeutet, daß die Kleinbauern in der Zeit der revolutionären Aktionen nicht aktiv 

gegen uns auftreten, sondern Neutralität bewahren werden. 

Die N e u t r a l i t ä t  d e r  K l e i n b a u e r n  schafft uns die Möglichkeit, auch während der Aktionen 

in engste Verbindung mit diesen Schichten zu treten, um gemeinsam mit ihnen und den Landarbeitern 

die Ernährung des revolutionären Proletariats zu organisieren. 

Die Anknüpfung an die S i e d l e r- u n d  K l e i n p ä c h t e r b e w e g u n g  ist ebenfalls von eminenter 

Bedeutung, gibt es doch eine große Anzahl Kleinbauern, denen ihr Landbesitz keine selbständige 

Ackernahrung ermöglicht. Unter all diesen Schichten ist eine große Sehnsucht nach Land vorhanden, 

während andere wiederum fast unter der Last der Pachtpreise zusammenbrechen. Ihre Forderungen 

nach Land oder Herabsetzung der Pachtpreise müssen von uns unterstützt werden, soweit sie im Ein-

klang mit unserem Agrarprogramm stehen. Zu diesem Zweck sind alle S i e d l e r- u n d  K l e i n -

p ä c h t e r-O r g a n i s a t i o n e n  von uns zu beeinflussen und in ihren Bestrebungen im Rahmen un-

seres Agrarprogramms zu unterstützen. Besonderer Wert ist auf die energische Bekämpfung des 

Pachtwuchers zu legen, wodurch wir das Vertrauen dieser Schichten gewinnen. Hier vor allem bietet 
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sich ein breites Tätigkeitsfeld für u n s e r e  F r a k t i o n  i n  d e n  R e i c h s-, L a n d e s- u n d  G e -

m e i n d e p a r l a m e n t e n. 

Die H e u e r l e u t e-B e w e g u n g  zu unterstützen ist Pflicht aller Genossen. Befinden sich doch die 

Heuerleute z. B. im Münsterland noch in einer Art mittelalterlichem Hörigkeitsverhältnis zu den 

Großbauern und Großgrundbesitzern. Durch die Unterstützung der Heuerleute in ihrem Kampf für 

die Befreiung aus dieser Hörigkeit werden sie für die revolutionäre Bewegung gewonnen. 

Zur Lösung dieser außerordentlich wichtigen Fragen hat die Partei alle dazu erforderlichen 

organisatorischen Mahnahmen 

zu treffen, um eine umfassende Landpropaganda zu entfalten. 

Die Voraussetzung für jede systematische Landagitation ist, daß die Bezirksorganisationen in ihren 

Bezirken einen Genossen mit dieser besonderen Aufgabe der Landagitationen betrauen. 

D e r  B e z i r k s l a n d v e r t r a u e n s m a n n  hat die gesamte Landagitation im Bezirk zu leiten, au-

ßerdem dafür zu sorgen, daß in jeder Ortsgruppe der Partei eine Landagitationskommission gebildet 

oder mindestens ein Landvertrauensmann bestimmt wird. 

Diese Genossen haben unter Heranziehung der übrigen Parteigenossen und Genossinnen sowie auch 

der Jugend die Landpropaganda zu organisieren. 

Soweit rednerische Kräfte in den Ortsgruppen vorhanden, sind diese besonders zur Landagitation 

heranzuziehen. Wo dies nicht der Fall ist, sind die Referenten der städtischen Gruppen dafür zu ge-

winnen. Die L a n d k o m m i s s i o n e n  u n d  L a n d v e r t r a u e n s l e u t e  haben ganz systematisch 

ihren ihnen zugeteilten Bezirk zu bearbeiten. 

In den L a n d a r b e i t e r g e b i e t e n  müssen sie zuerst mit den Landarbeitern Fühlung bekommen. 

Dies kann geschehen durch persönliches Aufsuchen auf den Gütern, in ihren Wohnungen oder im 

Dorfwirtshaus, sowie durch öffentliche Landarbeiterversammlungen, in denen die täglichen Nöte der 

Landarbeiter besprochen werden. 

In K l e i n b a u e r n g e b i e t e n  ist die Hausagitation ebenfalls von großer Bedeutung. Besonderer 

Wert ist jedoch auf öffentliche Bauernversammlungen in den Dörfern und Bezirksbauernversamm-

lungen für ganze Bezirke zu legen. 

[340] Die Agitation unter den L a n d a r b e i t e r- und K l e i n b a u e r f r a u e n  ist eine Arbeit, die in 

größerem Umfange als seither betrieben werden muß. Die Pflicht anderer Genossinnen ist es, in Ver-

bindung mit den Parteigenossen auf diese Weise an die Landfrauen heranzukommen. 

Die Erfassung der L a n d j u g e n d  hat vornehmlich durch unsere Jugend selbst zu erfolgen, doch hat 

die Partei die Pflicht, der Jugend dabei jedwede Unterstützung zu gewähren. Bei der größeren Propa-

gandatouren der Partei ist es notwendig, daß die Jugend sich daran beteiligt. 

Für die gesamte Landpropaganda ist die Veranstaltung von sog. L a n d s o n n t a g e n  von besonde-

rem Wert. Zu diesen ist eine größere Anzahl von Genossen zu mobilisieren, die die Aufgabe haben, 

durch Versammlungen, Flugblattverbreitung, Zeitungs- und Schriftenvertrieb und durch persönliche 

Unterhaltungen mit der Landbevölkerung, ganze Unterbezirke propagandistisch zu bearbeiten. 

Auf die G e w i n n u n g  v o n  V e r t r a u e n s l e u t e n  aus den Landarbeiter- und Kleinbauernschich-

ten ist besonders zu achten. Sind solche gewonnen, so ist es Pflicht der Ortsgruppen der Partei, mit 

diesen in engster Fühlung zu bleiben, sei es schriftlich oder persönlich an Markttagen usw. 

Der S c h r i f t e n- u n d  Z e i t u n g s v e r t r i e b  ist ebenfalls gut zu organisieren. Keine Versamm-

lung, keine Landwanderung darf abgehalten werden, ohne daß nicht eine genügende Anzahl von 

Schriften und Zeitungen mitgenommen wird. Bei der Auswahl dieser Schriften kommen in erster 

Linie die Landschriften in Frage, bei den übrigen ist großer Wert auf die leichtverständliche Fassung 

derselben zu legen. 

Intensive Landpropaganda bedeutet aber nicht nur das Abhalten von Versammlungen, Flugblattver-

breitung usw., sondern auch vor allem die Ausnützung aller gegne r i schen  Ve r ans t a l t unge n , 
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wie der Bauernversammlungen, Bauern- und Landbundtage und der landwirtschaftlichen Wochen 

und Aufstellungen. Also aller Veranstaltungen, an denen ein großer Teil Kleinbauern teilnimmt. 

Um die Aufklärungskampagne unter den Landarbeitern und Kleinbauern auf eine breite Basis zu 

stellen, haben die Bezirksorganisationen die Pflicht, in allen ihren Parteizeitungen besondere „A g -

r a r-B e i l a g e n“ einzuführen oder mindestens aber wöchentlich einen bestimmten Raum für die Be-

handlung der Agrarfragen bereit zu stellen. 

Die Erfüllung all dieser politischen und organisatorischen Aufgaben stellt an alle Parteigenossen au-

ßerordentlich hohe Anforderungen. Um sie für diese zu befähigen, sind besondere U n t e r r i c h t s -

k u r s e  ü b e r  d i e  A g r a r f r a g e  von den Bezirken und Ortsgruppen zu organisieren, um auf diese 

Weise die Landagitatoren zu schulen. 

Die Frage der systematischen Agitation unter den Landarbeiter- und Kleinbauernschichten ist e i n e  

von den vielen unerläßlichen Aufgaben, die die Partei zu lösen hat. Die K. P. D. unterscheidet sich in 

dieser von allen übrigen Arbeiterparteien nicht nur dadurch, daß sie seit 3 Jahren ein fest umrissenes 

Agrarprogramm besitzt, sondern, daß sie auch mit allen Mitteln dieses in dem Bewußtsein des Land-

proletariats zu verankern sucht. 

Die Kommunistische Internationale hat in Erkenntnis der ungeheuren Bedeutung der Agrarfrage für 

die proletarische Revolution von jeder ihr angeschlossenen Partei die Erfüllung folgenden Punktes 

verlangt: 

(Punkt 5 der Aufnahmebedingungen) 

Es ist eine systematische und planmäßige Agitation auf dem flachen Lande notwendig. Die Arbeiterklasse 

vermag nicht zu siegen, wenn sie nicht die Landproletarier und wenigstens einen Teil der ärmsten Bauern 

hinter sich und die Neutralität eines Teiles der übrigen Dorfbevölkerung durch ihre Politik gesichert hat. Die 

kommunistische Arbeit auf dem flachen Lande gewinnt gegenwärtig hervorragende Bedeutung. Sie muß vor-

nehmlich mit Hilfe der revolutionären, kommunistischen Arbeiter der Stadt und [341] des Landes geführt 

werden, die mit dem flachen Lande Verbindung haben. Der Verzicht auf diese Arbeit oder deren Uebergabe 

in unzuverlässige, halbreformistische Hände gleicht einem Verzicht auf die proletarische Revolution. 

Daraus geht hervor, daß die Gewinnung des Landproletariats und die Neutralisierung der Kleinbauern 

eine Lebensfrage für die proletarische Revolution ist, es muß deshalb nicht nur die selbstverständliche 

Pflicht eines jeden Kommunisten, sondern die des ganzen Industrieproletariats sein, in engster Ver-

bindung mit dem Landproletariat und den Kleinbauern zu treten, um gemeinsam mit diesen die Macht 

der Kapitalisten zu brechen und um so die Voraussetzung für den Aufbau des Kommunismus zu 

schaffen! [342] 

* 

Kastrierter Marxismus.*)  
Von L a d i s l a u s  R u d a s. 

II. Gesellschaft, Klasse, Staat. 

Da Cunow, von seinem gegenrevolutionären Interesse geführt, dem Staate gegenüber wohlwollend 

gesinnt ist und in ihm ein soziales Gebilde sieht, das zwar als Herrschaftsinstitution der Klassenge-

sellschaft entstanden, aber aus einem „Obrigkeitsstaat“ zum „Verwaltungsstaat“ sich entwickelt, also 

aus dem Staat, der die Interessen einer herrschenden Klasse vertrat, zu einem, der immer mehr das 

Interesse der ganzen Gesellschaft vertreten wird, – da Cunow im Verfolge dieses gegenrevolutionären 

Interesses dennoch nicht umhin kann, zuzugeben, daß das den Ansichten Marxens über den Staat 

zuwiderläuft, beschuldigt er Marx, daß er die Kühle und Unbefangenheit eines Forschers vergessen 

hat und sich von der Voreingenommenheit des Politikers führen ließ. Er aber, Cunow, der kühle For-

scher, beweist seine dem Marxismus widersprechende These so, daß er den heutigen i m p e r i a l i s -

t i s c h e n  Staat – als „Verwaltungsstaat“ schildert! Den räuberischsten, mit den herrschenden Klas-

sen am meisten verwachsenen Staat der Weltgeschichte schildert er als einen gemeinnützlichen, der 

 
*) Siehe Internationale Nr. 12/13 v. März. 
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ganzen Gesellschaft dienenden, friedlichen und friedfertigen Staat, als „Verwaltungsstaat“, an dessen 

Bestand immer breitere Schichten ein Interesse haben! (I. 314-319.) 

Zu diesem Zwecke verführt er aber sehr schlau. Indem er scheinbar objektiv und präzis das Marxsche 

System schildert, zerreißt [er] das System in zusammenhanglose, abgesonderte Teile und gleichzeitig 

verrührt er unversehens und unmerklich diese Teile gegeneinander. Nicht nur verlegt er den Schwer-

punkt von dort, wohin ihn Marx legte, auf einen Ort, von wo man den Arbeitern die Interessensoli-

darität mit der Bourgeoisie und deren Staat am besten „beweisen“ kann, sondern er zerreißt den gan-

zen inneren Zusammenhang des Systems, schiebt erfundene Zwischenglieder dazwischen, und wer 

die Absicht nicht merkt, wird nicht einmal verstimmt. Und es ist schwer die Absicht zu merken! 

Nach dem Marxismus sind alle gesellschaftlichen Erscheinungen zusammenhängend und zwar in ei-

nem System, dessen einzelne Glieder streng verknüpft sind. Die grundlegende Erscheinung und die 

Grundlage des Systems ist die materielle Produktion, der materielle Lebensprozeß: also Produktion, 

Verteilung und Konsumtion. Mögen die einzelnen Erscheinungen scheinbar selbständige Reihen bil-

den, das ist nur S c h e i n: alle hängen sie untereinander und in der Grundlage der materiellen Produk-

tion zusammen, sind streng gesetzlich verknüpft: bilden eine T o t a l i t ä t, deren Glieder streng s y s -

t e m a t i s c h  zusammenhängen. Man ändere diesen Zusammenhang und der Marxismus wird zum 

kastrierten Marxismus! Denn es herrscht im marxistischen System keine Willkür, sonst wäre es doch 

kein System! 

Was ist also der Zusammenhang im marxistischen – nicht kastriert-marxistischen – System? 

Der Zusammenhang ist klar folgender: 

M a t e r i e l l e  P r o d u k t i o n  – K l a s s e n  – S t a a t  (– I d e o l o g i e.) 

Eine jede materielle Produktion ist ein weniger oder mehr verwickelter Komplex, in dem die Men-

schen oder Gruppen in bestimmter Weise zusammenhängen. Die Verhältnisse, die die Menschen in 

der Produktion ihres materiellen Lebens eingehen, sind ihre Produktionsweise. Ist aber die Produkti-

onsweise der Menschen nichts anderes als eine bestimmte Art von Verhältnissen, so ist es klar, daß 

alle übrigen Verhältnisse, die die Menschen außer diesen noch eingehen mögen, von demselben Ty-

pus sein müssen, wie diese grundlegenden Verhältnisse ihrer materiellen Produktion. 

[343] Sind z. B. die materiellen Produktionsverhältnisse solcher Art, daß ein Gemeinwesen von 

gleichberechtigten Mitgliedern (Urgemeinde oder Kommunistische Gesellschaft) die Produktions-

mittel in der Hand hält und gleichmäßig den Mitgliedern zur Verfügung stellt, – so ist es undenkbar, 

daß die übrigen Verhältnisse der Mitglieder dieser Gemeinschaft auf die Ungleichheit gegründet 

seien. Ebenso umgekehrt: sind die materiellen Produktionsverhältnisse solcher Art, daß nicht alle 

Mitglieder der Gesellschaft an der Arbeit teilnehmen, sondern ein Teil derselben arbeitet, der andere 

Teil aber, im Privatbesitze der Produktionsmittel sich befindend, nur ausbeutet: so ist es wieder nicht 

denkbar, daß die übrigen Verhältnisse dieser Menschen auf Gleichheit basiert seien, wenn ihre Pro-

duktionsweise auf die Ungleichheit basiert ist. 

Noch mehr: Die Produktionsverhältnisse, die die Menschen eingehen, sind soziale Verhältnisse, denn 

Gesellschaft ist nichts anderes, als „das Ganze der Beziehungen, worin sich die Träger der Produktion 

zur Natur und zueinander befinden, worin sie produzieren.“ (Marx, Kapital III/2. 353.) Oder nach 

Cunow: „Die Gesellschaft ist der Komplex aller solcher Personen, die zu einer gegebenen Zeit unmit-

telbar oder mittelbar in Wechselbeziehungen (Wirtschaftsbeziehungen) zueinander stehen.“ (I. 246.) 

Ist dem aber so, ist die Gesellschaft ein „Komplex von Personen, die in Wirtschaftsbeziehungen zu 

einander stehen“, so ist es klar, daß, wenn diese Beziehungen solcher Art sind, daß der eine Teil 

arbeitet, der anderer ausbeutet, damit der Grundcharakter der Gesellschaft als K l a s s e n g e s e l l -

s c h a f t  gegeben ist. Eine Produktionsweise, die die Tatsache der Ausbeutung enthält, scheidet die 

Menschen innerhalb des Produktionsprozesses selbst in zwei (oder mehrere) Lager. Damit sind aber 

die Klassen gegeben, die nichts anderes darstellen, als eine Gruppe von Gesellschaftsmitgliedern, die 

innerhals des Produktionsprozesses dieselbe Stellung einnehmen. Alle Sklaven, feudale Bauern, 
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Lohnarbeiter, alle Sklavenhalter, Grundherren, Kapitalisten bilden je eine Kasse, weil sie alle dieselbe 

Rolle innerhalb des Produktionsprozesses einnehmen. 

Es ist daher klar, daß heute Gesellschaft und Klassengesellschaft identisch sind. Die Wirtschaftsbe-

ziehungen, die die Gesellschaft ausmachen, sind dieselben, die der Klassenbildung zu Grunde liegen 

– nur ist die G e s e l l s c h a f t  der Totalitätsbegriff der Klassen, ebenso wie Produktionsweise Tota-

litätsbegriff von Produktion, Distribution und Konsumtion ist. Nicht die Gesellschaft zerfällt in Klas-

sen, noch setzt sie sich zusammen aus Klassen: sondern die Gesellschaft ist Klassengesellschaft. Und 

das deshalb, weil „die D i s t r i b u t i o n s f o r m e n  der bestimmteste Ausdruck ist, worin die Produk-

tionsagenten in einer gegebenen Gesellschaft sich fixieren.“ (Marx. Einl. zur Kr. der pol. Oek. XXIX.) 

Gerade deshalb kann aber zwischen die Gesellschaft als solche und die Klassen keinerlei Zwischen-

glied eingeschoben werden, ebenso wie man zwischen Produktion und Distribution kein Zwischen-

glied schieben kann. Behandelt jemand, wie Cunow, Gesellschaft und Staat in unmittelbarem Zusam-

menhang, behandelt er dann die N a t i o n, und dann erst die Klassen und den Klassenkampf, der 

versteht vom Marxismus nichts; mag er sich tausendmal als „Marxist“ bezeichnen, er bleibt doch ein 

Vulgärmarxist. Denn damit beweist er nur dann, daß er die Grundbegriffe des Marxismus als starre, 

abgesonderte Gebilde auffaßt, d. h. als b ü r g e r l i c h e r  I d e o l o g e  denkt. Und schon Engels hat 

davor gewarnt: „Es versteht sich ja von selbst, daß da, wo die Dinge und ihre gegenseitigen Bezie-

hungen nichts als fixe, sondern als veränderliche aufgefaßt werden, auch ihre Gedankenabbilder, die 

Begriffe, ebenfalls der Veränderung und Umbildung unterworfen sind; daß man sie nicht in starre 

Definition einkapselt, sondern in ihrem h i s t o r i s c h e n, r e s p. l o g i s c h e n  B i l d u n g s p r o z e ß  

entwickelt.“ (Marx, Kapital, 3-16, Vorwort.) „Starre Definitionen“ gibt Cunow reichlich (und auch 

ziemlich korrekt), von einen Verstehen des „historischen resp. logischen Bildungsprozeß“ k e i n e  

S p u r. Wer aber so verfährt, der, sagt Engels, ist ein als Marxist verkleideter – Vulgärmarxist. (S 11. 

Ebenda). Aber Engels „wertet ethisch“ und „das sollte nicht sein“! 

Nur wenn man die organische Einheit der Gesellschaft und der Klassen so auffaßt, wie der Marxismus 

es tut, wenn man Gesellschaft (d. h. Produktions-[344]weise) und Klassen als Erscheinungen dersel-

ben Sache, besser gesagt d e s s e l b e n  P r o z e s s e s  auffaßt, ist erst die Rolle des Staates verständ-

lich. Die Klassen sind nicht von der Produktionsweise hervorgerufen, sondern sind durch die Produk-

tionsweise gegeben. Der Staat ist aber durch die Produktionsweise, durch die Klassen geschaffen, ins 

Leben gerufen. Zwischen Gesellschaft und Klassen ist kein u r s ä c h l i c h e r  Zusammenhang, denn 

beide sind dasselbe: Klassen und Staat stehen aber zueinander als Ursache und Wirkung. Solange 

also Klassen sind, wird es einen Staat geben, und zwar einen K l a s s e n s t a a t, sobald keine Klassen 

sind, ist der Staat gänzlich überflüssig: denn der Staat ist die Einrichtung der Klassengesellschaft. Ist 

keine K l a s s e n gesellschaft, so fällt der Staat, stirbt ab, weil er einfach überflüssig wird. Das will 

aber der Vulgärmarxismus nicht zugeben, da er mit dem konkreten Staat der Bourgeoisie verwachsen 

ist. Deshalb sondert er Gesellschaft, K l a s s e  und Staat als besondere, starre Gebilde ab, ohne ein-

gestehen zu müssen, daß es ihm um die Klasse zu tun ist, und zwar um die Bourgeoisklasse, der er 

dient, als ihr verkappter Ideologe. 

Was ist nun der Staat nach Cunow? Solange er das wieder gibt, was Marx und Engels über den Staat 

gesagt haben, gibt er natürlich alles k o r r e k t  wieder. So plump ist dieser Vulgärmarxist doch nicht, 

daß er eine Fälschung der Aussagen Marx’ und Engels’ beginge. Nur den Geist und die Methode des 

Marxismus verfälscht er. Gesellschaft, Klasse, Staat, Nation bleiben trotz aller Zusicherung, daß alles 

Prozeß ist, trotz wiederholter Betonung, daß der Staat nach dem Marxismus eine „Einrichtung der 

Gesellschaft“ ist, der wandert und die Formen wechselt, wenn die Produktionsweise wandelt und ihre 

Formen wechselt, – trotz alledem bleiben diese Begriffe des Marxismus abgesonderte Begriffe bei 

Cunow, die man nach Belieben behandeln und in Verbindung setzen kann. Der streng methodische 

Zusammenhang des Marxismus, der nur den realen Zusammenhang widerspiegelt, geht so verloren. 

Ist nach dem Marxismus die Produktionsweise die Gesellschaft, sind die Klassen Pole der Gesell-

schaft, die in ihrer Rolle in der Produktion wurzelnd, der Distribution gemäß sich absondern, und 

ebenso wenig von der Gesellschaft abtrennbar sind, wie die Pole des Magnets von dem Magnet, – so 
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ist nach Cunow Gesellschaft ein Ding, Klassen andere Dinge und zwischen Dingen wird der Staat 

und die Nation, als wieder andere Dinge dazwischen geschoben! 

Nach dem Marxismus ist der Staat immer ein Klassenstaat, kann auch nichts anderes sein. Mit der 

Ausbeutung ist für die Klassengesellschaft die Notwendigkeit gegeben ein Organ zu schaffen, diese 

Ausbeutung zu sichern. Dieses Organ ist der Staat, – ein Ausbeutungsorgan, eine Zwangsinstitution 

der ausbeutenden Klasse. Und ein jeder Staat ist von demselben Typus wie die Klasse, deren Organ 

er ist. Sklavenhalter-Staat (Rom und Sparta), feudaler Staat (Mittelalter), kapitalistischer Staat. Was 

wäre aber ein „Verwaltungsstaat“? Was ist ein „Obrigkeitsstaat“? Wir sehen, daß Cunow auf einmal 

seinen Marxismus vergißt, sobald von P o l i t i k  die Rede ist. Nicht Marx ist derjenige, der seine 

„Forscherruhe“ vergißt, sobald von der Politik die Rede ist, sondern Cunow. So wie die Gesellschaft 

selbst, da sie mit einer bestimmten Produktionsweise zusammenhängt, nur eine Sklaven-, feudale, 

kapitalistische Gesellschaft sein kann, gerade so der Staat. Es kann nichts anderes als Klassenstaat 

sein und der einzelne historische Staat immer nur nach der Klasse, die ihn besaß, bezeichnet werden. 

„Obrigkeit“ ist ein nichtssagender, verwischender, irreführender, antimarxistischer Ausdruck, ebenso 

wie „Verwaltungsstaat“. Denn Wirtschaft und „Verwaltung“ werden zwar die wichtigsten Funktio-

nen in einer Nichtklassengesellsaft sein, aber ein Wirtschafts s t a a t  oder „Verwaltungs s t a a t  ist 

dann ein Unding, da die Verwaltungsfunktion des Staates immer nur eine Nebenfunktion, Hauptfunk-

tion aber die U n t e r d r ü c k u n g, beides im Interesse der herrschenden Klassen ist und anders nicht 

sein kann! Wo aber, wie in einer sozialistischen Gesellschaft, die Gesellschaft sich selbst verwaltet, 

eine Unterdrückung aber n i c h t  ist, – womit arbeitet hier ein Staat? 

Gerade aber, (von der Wirtschaft nicht einmal zu reden, die i m m e r  die Funktion der Gesellschaft, 

wie die des S t a a t e s  ist) weil die historische Entwicklung zur Auslösung der Klassengesellschaft 

führt, deshalb auch zum Absterben des Staates. Zum Absterben, da ein Prozeß hier vor sich geht, in 

dem man historisch notwendig entstandene Gebilde nicht plötzlich aufheben kann, wie das die Anar-

chisten träumen. Und gerade deshalb hat Marx die Diktatur des [345] Proletariats vorausgesehen. 

Denn da solange das Proletariat in der Uebergangsperiode der Revolution an der Spitze einer Klas-

sengesellschaft steht und einen Klassenkampf führt, – braucht es einen Staat, einen Klassenstaat, – 

um die Klassen aufzuheben. Das ist der historische Beruf des Proletariats! 

Aber so etwas, wie historischer Beruf des Proletariats kennt Cunow nicht. Er kennt so etwas nicht, 

wie er auch mit keinem Sterbenswörtlein den Teil des Marxismus erörtert, der vom Untergang der 

Klassengesellschaft handelt. Die Kritik der politischen Oekonomie hat bei Marx zur notwendigen 

Expropriation der Bourgeoisie (1. Band des Kapitals) geführt, und dem entsprechend mündet des 3. 

Band des Kapitals in die Klassen, deren eine, das Proletariat, den historischen Beruf hat, diese Ex-

propriation zu vollführen. In diesem Prozeß betrachtet ist das Absterben des Staates nicht eine Hoff-

nung, ein Wunsch des Politikers Marx, sondern Ergebnis seiner wissenschaftlichen Forschung, 

ebenso wie die Diktatur des Proletariats, als Vorstufe zu diesem Prozeß, ein notwendiges Glied so-

wohl seines Systems, wie des reellen geschichtlichen Geschehens ist. 

III. Klassenkampf, Dialektik – Nation. 

Der Renegat Cunow sieht aber den historischen Beruf des Proletariats anders. Marx hat zwar „richtig 

einen Teil der Hegelschen Staatsidee negiert“, ist „aber in der ersten Negation stecken geblieben und 

nie zur Negation, zur Aufhebung seiner gegensätzlichen Auffassung in einer höheren Einheit gelangt, 

zu einer Staatsidee, die die Betrachtung des Staates zu einer Herrschaftsorganisation mit seiner Be-

deutung als einer großen ethischen L e b e n s gemeinschaft verbindet“ (I. 310) Sonst hätte er nicht die 

Auflösung des Staats verkündet, „die durchaus keinen integrierenden Bestandteil der Marxschen 

Staatslehre bildet und überdies von ihm selbst durch eine spätere Korrektur des kommunistischen 

Manifestes zum Teil (!) aufgegeben ist“, sondern er hätte, wäre er ein so guter Dialektiker gewesen, 

wie Cunow, und wäre er nicht in der ersten Negation stecken geblieben, das verkündet, was Cunow: 

den s o z i a l i s t i s c h e n  W i r t s c h a f t s- u n d  V e r w a l t u n g s s t a a t. (I. 319), Das ist die „höhere 

Einheit“, die als das Ergebnis von Cunow „Negation der Negation“ erscheint. 
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Dieser Staat wäre also ein sozialistischer Staat und außerdem ein W i r t s c h a f t s staat! Ein sozialis-

tischer Staat, der nicht die Auflösung der Klassengesellschaft zum Beruf hat, ist ein gewöhnlicher 

Klassenstaat, also k e i n  sozialistischer Staat. So „negiert“ nur ein Cunow die „Negation“, d. h. so 

b e j a h t  er seinen – Verrat und den Verrat seiner Partei. 

Daß man mit solchen Gedankengängen sich nicht ernstlich auseinander zu setzen braucht, ist nach 

allem, was Marx und seine w a h r e n  Schüler über den Staat geschrieben haben, wohl selbstverständ-

lich. Es wird dieses Unding, der sozialistische Wirtschaftsstaat, von Cunow geprägt, um die Arbei-

terschaft vom Klassenkampf gegen den heutigen Staat, gegen den Staat des Stinnes, abzuhalten, in 

dem Cunow schon Ansätze zu diesen von ihm entdeckten Staatsideal erblickt. Der ganze Aufbau 

seines „Werkes“ dient diesem Zwecke und deshalb wird sich niemand wundern, wenn nicht nur der 

imperialistische Staat, als ein friedfertiger, die Interessen der ganzen Gesellschaft vertretende 

„V o l k s gemeinschaft“ uns angrinst, sondern auch andere „Volksgemeinschaften“ von Cunow ent-

deckt werden. Solches ist, außer dem imperialistischen Staat, die N a t i o n. 

Der Verrat der Sozialdemokratie wird hier in eine wissenschaftliche Formel gebracht. In eine Formel, 

die gewiß nicht schändlicher ist, als der Verrat selbst, die aber als „Marxismus“ zu verkünden mehr 

als Verrat bedeutet: T o t e n s c h ä n d u n g  von Marz und Engels, deren lebendiger Geist der Marxis-

mus ist. 

Wir haben gesehen: die „Abschaffung“ des Staates i s t  ein integrierender Teil des Marxismus. Sobald 

die Abschaffung der Klassengesellschaft als Ergebnis und Ziel der historischen Entwicklung gegeben 

ist, ist auch die Abschaffung des Staates gegeben. Denn dieser ist ein Gebilde, das streng mit der 

Gesellschaft und deshalb mit der Produktionsweise zusammenhängt. Ist die Produktionsweise sozia-

listisch, d. h. sind die Produktionsmittel im Besitze der „freien Assoziation der Produzenten“ (Cunow 

höhnt natürlich über diesen Ausdruck von Marx), so sind seine Klassen, da dann auch die Verteilung 

nach den Interessen aller Gesellschaftsmitglieder der „freien Assoziation“ sich richtet. Der Staat hat 

hier keinen Platz! Nicht deshalb wird also der Staat verschwinden, weil [346] „zwischen den einzel-

nen Staaten und Nationen gewinnt das Streben nach gleichen Kulturzielen (!) immer mehr die Ober-

hand, gleichartige Staaten werden sich daher zu gemeinsamen Zweckzielen zusammenschließen und 

schließlich wird im internationalen Völkerbund (!) die einzelne Nation ihre Bedeutung mehr und 

mehr verlieren“ (II. 28)*) – sondern weil die Klassengesellschaft verschwinden wird! Produktion, 

Gesellschaft und Klassen, Klassengesellschaft und Klassenstaat hängen zusammen: der eine ist nicht 

ohne die anderen da. Nicht so die Nation. 

Die Nation ist ein konkretes historisches Gebilde ebenso wie Gesellschaft, Klasse und Staat. Was für 

ein Gebilde aber? Die Gesellschaft ist nach dem Marxismus, – eine Produktionsverbindung der pro-

duzierenden Menschen, also das weiteste, allgemeingültigste Gebilde dieser Menschen, das so lange 

da sein wird, bis produziert werden wird. Die Klassen sind schon ein engeres Gebilde: sie entsprechen 

einer bestimmten Produktionsweise, einer solchen, wo Ausbeutung eines Teils der Gesellschaft durch 

die andere da ist. S t a a t  ebenso: er ist solange da, als Klassen da sind, die man niederhalten muß. 

Weder Otto Bauer, noch Cunow haben das begriffen, wollen das begreifen. Sie charakterisieren die 

Nation als eine „Charakter- und Schicksalsgemeinschaft“ – das ist sie natürlich auch. Die Klasse ist 

aber nicht minder „Charakter- und Schicksalsgemeinschaft“, der Staat erzeugt nicht minder „Charak-

ter- und Schicksalsgemeinschaften“ – man spricht doch von Herrenvolk und Sklavenvolk! Ein Mar-

xist wird aber allen seinen Definitionen einen präzisen, mit der Wirtschaftsweise zusammenhängen-

den Charakter geben, und die Begriffe von ihrer ideologischen Hülle zu befreien suchen. Dann sehen 

wir, daß nicht nur, wie Cunow es zugibt, „zwischen der Staats- und der Nationalgemeinschaft beson-

ders rege Wechselbeziehungen bestehen“ (I. 32), sondern daß nur zwischen einem bestimmten, dem 

kapitalistischen Staat und Nation diese Wechselbeziehung besteht. Und die Verbindung der Nation 

mit dem kapitalistischen Staat, die Bildung von Nationalstaaten kommt zustande, indem die 

 
*) Das wagt er h e u t e  zu sagen! „Nichts ist langweilig trockener“ – sagt Marx, – „als eine der phantasierende l o c u s  

c o m m u n i s!“ (Einl. zur Kr. der pol. Oek. XV.) 
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Bourgeoisie sich der Staatsmacht bemächtigen wird, um ihr wirtschaftliches Ziel, die Abgrenzung 

der Wirtschaftsgebiete zu erreichen. Ein Marxist wird das einsehen, nicht der Vulgärmarist. Denn 

natürlich war das Ziel der Bourgeoisie, Schaffung von „nationalen“ Wirtschaftsgebieten, auch ein 

Interesse der ganzen Gesellschaft, solange die Bourgeoisie eine aufstrebende Klasse war. So wurde 

die nationale Ideologie eine Ideologie, die weite Kreise auch des Proletariats, der Kleinbourgeoisie, 

und des Bauerntums beeinflußt hat. Was die letzteren betrifft, so werden sie von dieser Ideologie auch 

dann noch beeinflußt, als die Bourgeoisie schon längst andere Bahnen eingeschlagen hat, und nicht 

I r r e d e n t a, sondern g e w a l t s a m e  Eroberung fremder Nationalitäten, also Imperialismus an-

strebt, also aus dem nationalen Staat ein i m p e r i a l i s t i s c h e r  Staat geworden ist. Das Proletariat 

aber, das am Anfang seiner Entwicklung der Bourgeoisie folgte, ihre Revolutionen mitmachte, ihre 

Ideologie sich aneignete, streift diese Ideologie ab, sobald es eine Klasse nicht mehr an sich, sondern 

auch für sich wird: d. h. d a s  p r o l e t a r i s c h e  K l a s s e n b e w u ß t s e i n  u n d  d i e  n a t i o n a l e  

I d e o l o g i e  s c h l i e ß e n  s i c h  a u s! 

Dem widerspricht nicht, daß das Proletariat den Weltkrieg mitgemacht hat und noch heute von der, 

jetzt schon nicht bürgerlichen, sondern kleinbürgerlichen Ideologie des Nationalismus beeinflußt 

wird. Gewisse Schichten des Proletariats stehen unter dem Einfluß der Kleinbourgeoisie, – aus wirt-

schaftlichen Gründen, – gewisse andere sind mit dem kapitalistischen Staat in ein vorübergehende 

I n t e r e s s e n g e m e i n s c h a f t  geraten, – Cunow triumphiert natürlich und ruft aus: „Ebensowenig 

kann aus der Aufforderung: ‚Proletarier aller Länder vereinigt euch!‘ (zur Durchsetzung ihrer Befrei-

ung) geschlossen werden, Marx hätte damit sagen wollen, der Arbeiter stehe außerhalb der nationalen 

Gemeinschaft. Genau so wenig wie der Aufruf: ‚Journalisten, Aerzte, Philologen usw. schließt auch 

zur Durchsetzung eurer Aufgaben zu internationalen Verbänden zusammen!‘ besagt, daß die Ange-

hörigen dieser Berufsgemeinschaften sich nicht mit ihrer Nationalität verbunden fühlen dürften. Tat-

[347]sache ist denn auch, daß als nach der Gründung der Internationalen Arbeiterassoziation franzö-

sischer Mitglieder die Forderung einer ‚Entnationalisierung‘ der Arbeiter aufstellten, Marx diese Be-

strebungen spöttisch behandelte und ihnen in den Sitzungen entgegentrat.“ (II, 29) 

Die Internationalität einer Klasse, wie des Proletariats, der internationale Klassenkampf, der das di-

rekte Gegenteil des nationalen Kampfes der Bourgeoisie (in ihrer vergangenen Epoche) um nationale 

Wirtschaftsgebiete ist) – wird internationalen Verbänden von Aerzten und Philologen gleichgestellt! 

Weshalb hat Marx denn ein „Kommunistisches Manifest“ an die Proletarierklasse verfaßt, und nicht 

einen Aufruf an die Aerzte und Philologen, sie sollen internationale Verbände ins Leben rufen, um 

„ihre Ausgaben durchzusetzen“? Wohl hat Marx die naive Forderung, man solle die Arbeiter „entna-

tionalisieren“, verspottet, denn nicht ein mechanischer Vorgang, das von einer Assoziation durchzu-

führen wäre, ist die „Entnationalisierung“, sondern umgekehrt, die Klassenlage des Proletariats 

zwingt es in einen internationalen Klassenkampf, deren Folge - als zusammenfassendes Haupt, – die 

Internationale Arbeiterassoziation war und ist! Die Arbeiter k l a s s e  war nie Mitglied der „nationalen 

Gemeinschaften“, trotzdem manche Arbeiter- und Arbeiterschichten von nationalen Ideologien be-

einflußt worden sind und werden – die Arbeiterklasse ist international und da sie nach ihrer Klassen-

lage das ist, wird sie sich von der nationalen Ideologie in dem Maße befreien, in dem sie die, ihrer 

Klassenlage, entsprechende, revolutionäre Bahn betritt: ihren historischen Beruf erfüllt. Das ist ge-

rade die Dialektik der Geschichte, die falsch ist, die ihrer Klassenlage nicht entspricht, die ihrem 

historischen Beruf widerspricht, e n t l e d i g e n  und sich v e r e i n i g e n. Nicht wie Aerzte und Philo-

logen wird sie sich vereinigen oder wie P r o f e s s o r e n  der bürgerlichen Universitäten: sondern so, 

wie eine Klasse sich im internationalen Klassenkampf, zum Kampfe gegen die Klassengesellschaft, 

zur Revolution vereinigt. 

Sie haben Recht, Herr Cunow: Ein W e l t s t a a t  ist im Entstehen, aber ein Weltstaat nicht der Bour-

geoisie, sondern d e s  P r o l e t a r i a t s, d i e  D i k t a t u r  d e s  P r o l e t a r i a t s  i m  W e l t m a ß -

s t a b e. Ein langer und schwieriger Prozeß: der aber, sei er lang und schwierig, doch ablaufen muß, 

da das Proletariat einen weitgeschichtlichen Beruf hat: die Abschaffung der Klassengesellschaft, des 

Klassenstaates und die Errichtung der klassenlosen Gesellschaft, die „freie Assoziation freier 
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Produzenten“! Von diesem Beruf kann und wird die Arbeiterklasse nicht lassen, da dieser Beruf ihr 

aus ihrem materiellen Lebensprozeß notwendig erwächst! 

Das Buch von Cunow enthält noch so manches Mätzchen. Es ist ein zynischer, schändlicher Verrat 

an der Arbeiterklasse, die Theorie des Verrates, der Gegenrevolution und damit auch eine Verun-

glimpfung des revolutionären Marxismus. Es erübrigt sich darauf weiter einzugehen. Nicht nur die 

Knappheit des Raumes einer Zeitschrift verbietet es, sondern auch der Ekel, der einen jeden ergreifen 

muß, der im Marxismus eine revolutionäre Waffe des Proletariats erblickt. Die Frage scheint natürlich 

damit, wie Marx sagt, „mit der Invektive, anstatt der Analyse“ beantwortet zu sein, aber – nicht nur 

ist die sittliche Empörung auch eine Art Erkenntnis, sondern sie ist auch ein historisch richtiges Urteil 

über soziale Erscheinungen, die die Entwicklung hemmen. Dieses Urteil wird einst das Proletariat 

über die Verräter fällen: bis dahin aber ist der Protest angebracht, daß man den revolutionären Marx, 

dessen revolutionäres Wollen nicht Hindernis, sondern stärkste Hebel seiner wissenschaftlichen For-

schung war, mit gegenrevolutionären Auslegungen – verunglimpft und verfälscht! 

* 

Auslandschronik 

A. R. Der a m e r i k a n i s c h e  Senat hat dem Viermächte-Ankommen seine Zustimmung gegeben, 

aber mit derartigen Vorbehalten, daß der Wert des Vertrages gleich null ist. Die republikanische Se-

natsmehrheit hat nur darum die Ablehnung des Washingtoner Vertrages vermieden, um nicht die 

Niederlage ihres Parteifreundes Harding allzu offenkundig werden zu lassen. Das unbefriedigende 

Ergebnis der W a s h i n g t o n e r  Konferenz hat wesentlich dazu beigetragen, daß die amerikanische 

Regierung sich nicht mit der Teilnahme an der neuen Konferenz in Genua belasten wollte. Um so 

ent-[348]schiedener vertritt die amerikanische Regierung die populäre Forderung, daß die europäi-

schen Mächte ihre Schulden an die Vereinigten Staaten bezahlen. Man macht auch den Franzosen 

den Vorwurf, daß sie ihr Geld für Rüstungszwecke ausgeben, anstatt ihre Verpflichtungen gegenüber 

Amerika zu erfüllen. Aber es ist glatter Humbug, wenn die deutsche Regierungspresse die Dinge so 

darstellt, als unternehme Amerika eine Entlastungsoffensive für die Wirthregierung, die durch die 

neue N o t e  d e r  R e p a r a t i o n s k o m m i s s i o n  arg ins Wanken geraten ist. 

Die Bedeutung der Konferenz von Genua wird um so zweifelhafter, je näher der Termin des großen 

Zusammenkunft heranrückt. Es ist noch nicht klar, ob die englischen und französischen Kapitalisten 

sich auf der Beratung der E n t e n t e-S a c h v e r s t ä n d i g e n  in L o n d o n  über ihre Rußlandpolitik 

einig geworden sind. Neben den Freunden des berüchtigten Konsortiums stehen andere Kreise, die 

ein neues militärisches Abenteuer gegen Sowjet-Rußland befürwortet. Auf der anderen Seite sehen 

wieder die kapitalistischen Einspänner, die ohne Rücksicht auf das Konsortiumprojekt direkt Handel 

mit der Sowjetmacht treiben wollen. Der kürzlich zustandegekommene Vertrag zwischen F i n n -

l a n d, P o l e n, E s t l a n d  und L e t t l a n d  sieht vor, daß diese Staaten sich im Falle eines Krieges 

mit Rußland gegenseitig Hilfe leisten. Polen bildet das Bindeglied zwischen den antibolschewisti-

schen Randstaaten und der k l e i n e n  E n t e n t e, auf deren Boden gerade am Vorabend von Genua 

General W r a n g e l  sein Spiel treibt. Der Zusammenhang zwischen der französischen Diplomatie 

und diesen neuen Abenteuerplänen gegen Sowjetrußland in Osteuropa steht außer Frage. 

Die P a r i s e r  O r i e n t k o n f e r e n z  hat einen klaren Erfolg Frankreichs gebracht. England hat sich 

mit der Räumung von ganz Kleinasien durch die Griechen und mit der Rückgabe Konstantinopels an 

die Türkei einverstanden erklärt. Nur die Halbinfel Gallipoli, am Eingange der Dardanellen, sowie 

Adrianopel soll den Griechen verbleiben. Aber unter Umständen wird ein erneuter französischer 

Druck die Engländer auch aus diesen Positionen hinauswerfen. Die englische Regierung hatte auf der 

Pariser Konferenz einen besonders schweren Stand, weil es bekannt war, wie sehr die indischen Mo-

hamedaner auf eine Lösung zu Gunsten der Türkei drängen. Gerade nach Verurteilung G a n d h i s  

haben die englischen Machthaber allen Grund, die i n d i s c h e n  Mohamedaner nicht weiter zu pro-

vozieren. In A e g y p t e n  l e h n e n  sich die Massen immer stärker gegen den neuen Schattenkönig 

von Englands Gnaden auf. Auch das eingeborene Militär erweist sich als unzuverlässig. Der 
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Kleinkrieg in I r l a n d  dauert fort, und zeigt ebenso wie der blutig niedergeschlagene Generalstreik 

in S ü d a f r i k a  die Brüchigkeit des britischen Weltreichs. 

Die G e n f e r  O b e r s c h l e s i e n-Verhandlungen zwischen Deutschland und Polen fanden ein jähes 

Ende, weil Polen das Recht der restlosen Liquidierung des deutschen Besitzes in den ihm zugespro-

chenen Gebietsteilen fordert. Hinter Polen stehen die französischen Kapitalisten, welche die deut-

schen Werke und Grundstücke Oberschlesiens in die Hand bekommen wollen. 

Die bevorstehende Beratung der d r e i  E x e k u t i v e n  i n  B e r l i n  wird zeigen, wie weit es den 

Häuptern der Internationalen 2 und 2½ damit ernst ist, eine Einheitsfront des kämpfenden Weltpro-

letariats herzustellen; gegenüber der kapitalistischen Einheitsfront, die sich trotz aller Sonderinteres-

sen der einzelnen Länder, in Genua offenbaren wird. 

[349] 
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Die Internationale  

Jahrg. 4 ⁕ Ausgegeben 9. April 1922 ⁕ Heft 16 

Das internationale Proletariat am Vorabend von Genua. 

Δ Berlin, den 4. April. 

Die Konferenz der Exekutive der drei Internationalen ist in dem Augenblick, wo wir dies schreiben, 

noch nicht abgeschlossen, und wenn es möglich ist, für eine Reihe von Jahren den Propheten zu 

spielen, so ist es unmöglich, den nächsten Tag vorauszusagen. Dagegen ist es möglich und nützlich, 

auf Grund der bisherigen Verhandlungen einige charakteristische Züge der einzelnen Internationalen 

anzugeben, wie sie sich bei der ersten unmittelbaren Berührung herausgestellt haben. Um zunächst 

den gemeinsamen allgemeinen Zug herauszuheben, so besteht er darin, daß die prinzipielle Notwen-

digkeit einer Cooperation der proletarischen Organisationen in internationalem Umfange von keiner 

Seite bestritten wurde. Diese Anerkennung von seiten der zweiten wie der Wiener Internationale ist 

um so wertvoller, als auf der einen wie der anderen Seite die Motive des Parteiegoismus eine bedeu-

tende Rolle spielten, oder, um es derb auszudrücken, die große Besorgnis herrschte, daß man beim 

gemeinsamen Kirschenessen mit dem Kommunismus die Steine bekommen würde. Wenn trotzdem 

sowohl die zweite wie die Wiener Internationale die grundsätzliche Notwendigkeit einer Cooperation 

mit der Kommunistischen Internationale anerkennen mußten, so spricht das deutlich für den unwi-

derstehlichen Druck, den die tatsächliche Lage des internationalen Proletariats auch auf die Wider-

strebenden ausübt. Diese Lage besteht in zwei Haupttatsachen. Erstens, daß die drei Jahre imperia-

listischer Friedenspolitik mit einer passiven Bilanz, mit einem Bankerott abschließen. Dieser 

Bankerott ist zugleich der tatsächliche – natürlich nicht eingestandene – Bankerott der Fortsetzung 

der Zusammenarbeit mit dem Sozialreformismus, mit der Bourgeoisie. Zweitens, daß nach dem Ab-

ebben der ersten Revolutionswelle die Arbeiterklasse in der ganzen Welt in die Defensive gedrängt 

ist, die elementarsten Voraussetzungen ihrer Existenz gegen die Bourgeoisie zu verteidigen hat. Für 

die sozialreformistischen Internationalen ist diese Lage höchst widerspruchsvoll. Sie wollen am 

Bündnis mit der Bourgeoisie in irgend einer Form festhalten, aber sie müssen die Geste der Verteidi-

gung der Arbeiterklasse gegen die Bourgeoisie machen. Sie müssen in einem Atem mit und gegen 

die Bourgeoisie sein. Aber je tiefer der Bankerott der imperialistischen Friedenspolitik wird, um so 

schwieriger wird es, dieses Bündnis aufrechtzuerhalten, um so mehr wächst mit der Annäherung an 

die Bourgeoisie die Entfremdung des Proletariats. Dieses fatale Dilemma ist es, das der Parole der 

Einheitsfront die magische Kraft gibt, das die Widerstrebenden in ihren Bann zwingt. Es besteht eine 

sehr genaue Parallele zwischen der Politik der zwangsläufigen Annäherung der [350] imperialisti-

schen Großmächte an Sowjetrußland und der ebenso zwangsläufigen Annäherung der sozialreformis-

tischen Internationalen an die Kommunistische Internationale. In einem wie im andern Falle haben 

die Partner das Bewußtsein, daß grundsätzlich unüberbrückbare Gegensätze bestehen, daß aber ein 

praktisches Zusammengehen für begrenzte Ziele nicht von der Schwelle abgewiesen werden kann. 

Was nun die Rollen der einzelnen Internationalen bei dieser ersten direkten Berührung anlangt, so 

besteht auch hier eine sehr genaue Parallele zur Rolle der kapitalistischen Welt gegenüber Sowjet-

rußland. Sowjetrußland siegte über den Ansturm der an Kräften unendlich überlegenen bürgerlichen 

Umwelt dank seiner eigenen Geschlossenheit und dank der tiefen Interessengegensätze, die diese 

bürgerliche Umwelt zerklüften und zu keiner gemeinsamen Aktion kommen lassen. Auf der Berliner 

Konferenz zog ebenso die Kommunistische Internationale die hin- und herschwankende Wiener In-

ternationale in ihren Bannkreis vermöge ihrer inneren Geschlossenheit und der Zerklüftung der Zwei-

ten Internationale, die die der kapitalistischen Welt widerspiegelt. Die kleinere aber geschlossene und 

zielklare Kraft erwies deutlich ihre Ueberlegenheit über schwankende und geteilte Kräfte. 

Die Berliner Konferenz hat der Taktik der Einheitsfront das Reifezeugnis ausgestellt und wir erhoffen 

die beste Wirkung auch auf die Sektionen der Kommunistischen Internationale, die gegenüber dieser 

Taktik noch allerlei Zweifel und innere Reserven hatten. Der Pudding wird beim Essen erprobt. Ohne 

sich irgendwelche Illusionen über die tatsächliche Kampfkraft der sozialreformistischen Internatio-

nalen zu machen, kann das eine als feststehend betrachtet werden, daß die Taktik der Einheitsfront 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 308 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

ihre Fruchtbarkeit bewiesen hat und daß die eingebildeten Gefahren für die kommunistischen Grund-

säge nicht existieren, wenn diese nur wirklich fest sind und wenn die kommunistische Kampftruppe 

fest geschlossen ist. 

Inzwischen naht der Termin der Genueser Konferenz und die Vorbereitung der bürgerlichen Mächte 

dazu bildet eine vortreffliche Schule der Desillusionierung der Arbeiterklasse. Lloyd George hat die 

mit großem Tamtam angekündigte „große Rede“ im Unterhaus gehalten. Sie ist eine Kapitulation vor 

den englischen Konservativen und vor Poincaré. Die Frage der Reparationen scheidet aus den Genu-

eser Besprechungen und in der russischen Frage verkündet Lloyd George als „sein“ Programm die 

„Probezeit“ und die „Garantien“, die von Rußland zu leisten seien, ehe es der Ehre gewürdigt wird, 

dem internationalen Kapital Profit zu geben. 

Von dem „großen“ Programm des Wiederaufbaus sind schon an der Schwelle der Genueser Konfe-

renz nur dürftige Reste geblieben. Der englische Imperialismus, als dessen Sprecher Lloyd George 

auftritt, erweist sich als keines großen Zuges mehr fähig; von schwersten Krisen geschüttelt, lebt er 

nur mehr von der Hand in den Mund. 

Am Vorabend der Genueser Konferenz erweist sich nur noch die Kommunistische Internationale als 

Trägerin einer großzügigen, weitsichtigen und in sich geschlossenen Politik. Und je sicherer Genua 

die Zerfahrenheit der bürgerlichen Welt, ihre Unfähigkeit des Wiederaufbaus offenbaren wird, um so 

sicherer kann die Kommunistische Inter-[351]nationale darauf rechnen, daß sie zum Mittelpunkt der 

Sammlung des Proletariats selbst für die bescheidensten Ansätze auf dem Wege der revolutionären 

Lösung der grundlegenden Weltfragen werden wird. 

* 

Der Inhalt des Steuerkompromisses.  
Von F r i t z  R ü c k. 

Die Zustimmung zu dem Mantelgesetz, das die neuen Steuern umfaßt, knüpfte die Deutsche Volks-

partei an die Annahme eines Verwendungsprogramms, das allgemein als die Kapitulation der Wirth-

Regierung vor Stinnes betrachtet wurde. Daß das Steuerkompromiß gleichzeitig eine beispiellose 

Kapitulation der Sozialdemokratie vor der gesamten Bourgeoisie darstellt, die durch die bürgerlichen 

Parteien rücksichtslos die neuen Steuern nach ihrem Willen abändern ließ, zeigt eine Vergleichung 

der Steuervorlagen der Regierung mit den im Ausschuß vorgenommenen Aenderungen. In der sozi-

aldemokratischen Agitation der nächsten Wochen und Monate wird die Behauptung eine große Rolle 

spielen, daß neben den indirekten Steuern das Steuerkompromiß auch Besitzsteuern umfasse. Gerade 

diese Besitzsteuern jedoch haben in den Beratungen des Reichstagsausschusses wie des Plenums Ab-

änderungen erfahren, die klar beweisen, daß der Einfluß der Sozialdemokraten auf ihre bürgerlichen 

Blockbrüder in dem Augenblick seine Schranke findet, wo das Kapital um den Profit und die aufge-

häuften Schätze kämpft. 

Es hat lange genug gedauert und bedurfte des unausgesetzten immer schärfer werdenden Druckes der 

Reparationen auf das deutsche Budget, bis überhaupt eine Regierung es wagte, ernsthafte Steuern auf 

den Besitz einzubringen. Selten hat eine Klasse, die einen Krieg von dem Umfang und der Länge des 

Weltkrieges führte und verlor, sich so ungeniert von der Bezahlung zu drücken versucht, wie die 

deutsche Bourgeoisie. Das große Notopfer der Besitzenden, mit dem 1919 ein Teil der Schuld abge-

tragen werden sollte, war ein voller Mißerfolg. Die ursprünglich geplante sofortige Einziehung einer 

einmaligen großen Abgabe war gegen den Widerstand der Besitzenden nicht durchzuführen. Jährli-

che Tilgungsrenten von 5,5% bei Grundbesitz und 6,5 % bei sonstigen Vermögen sollten an die Stelle 

des Notopfers treten. Der immer stärker werdende Dalles der Regierung zwang ihr das Abänderungs-

gesetz vom 22. Dezember 1920 auf, nach dem 10% des Vermögens, mindestens aber ⅓ der Notop-

ferabgabe – bis 21,8% des Vermögens bei großen Vermögen – in der Zeit vom 1. Mai 1921 bis 1. 

Mai 1922 entrichtet werden sollten. Der Rest sollte in Tilgungsrenten ab 1. Oktober 1922 bezahlt 

werden. Auch dieses Gesetz erwies sich als nicht durchführbar, da die Wertveränderungen nicht da-

von erfaßt wurden und die Regierung bei der dauernden Markentwertung und der 
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Vermögensverschiebung gegenüber die Geprellte war. Aus diesem Grunde mußte jetzt, im Vermö-

genssteuergesetz die Regierung erneut versuchen, aus der Bourgeoisie eine Abschlagszahlung auf das 

1919 fällige „Opfer“ herauszupressen. Dies geschah in Form eines Zuschlages auf die Vermögens-

steuer für die Dauer von 15 Jahren. 

Angesichts dieser Tatsachen ist die Vermögenssteuer so minimal, daß ihr schroffer Gegensatz zu der 

bis aufs äußerste getriebenen Besteuerung der arbeitenden Schichten die Sozialdemokratie und auch 

die Unabhängigen, die bei der 3. Lesung für das Gesetz stimmten, von einer solchen Haltung hätte 

abhalten sollen – wenn diese beiden Parteien nicht bereit wären auf jede prinzipielle Politik zu ver-

zichten, der Verständigung zuliebe, die in diesem wie in jedem anderen Fall Aufgabe des Klassen-

[352]kampfes und Auslieferung des Proletariats an die Bourgeoisie bedeutet. Sehen wir uns die Ver-

mögenssteuer und die Abänderungen im einzelnen an. 

Nachdem bereits die Regierungsvorlage vorgesehen hatte, daß die Kirche sowie kirchliche und reli-

giöse Gemeinschaften von der Vermögenssteuer befreit sein sollen, wurde im Ausschuß beschlossen, 

daß neben Personenvereinigungen, die gemeinnützigen und mildtätigen Zwecken dienen, auch solche 

von der Vermögenssteuer befreit sein sollen, die kirchlichen Zwecken dienen. 

Die Regierungsvorlage wollte Schmuck- und Luxusgegenstände im Werte von 5000 Mark besteuern, 

der Ausschuß setzte 10.000 Mark als Mindestgrenze. Kunstgegenstände sollten versteuert werden 

nach der Regierungsvorlage, sofern der Wert des einzelnen Stückes 5000 Mark und der mehrerer 

zusammengehöriger Gegenstände 50.000 Mark überstieg. Der Ausschuß setzte 20.000 Mark für das 

einzelne Stück und 200.000 Mark (das Vierfache) für die Serie als Mindestgrenze. 

Die Folge wird sein, daß die Besitzenden einen erheblichen Bruchteil ihres Vermögens, in Kunstge-

genständen anlegen werden um der Besteuerung zu entgehen. 

Regierungsvorlage und Ausschußfassung sehen vor, daß bei Berechnung des Wertes von Bergwerken 

das in der Bilanz aufgeführte Kapitalkonto zugrundegelegt werden kann, eine Bestimmung, die der 

Vermögensverschleierung der Zechenbesitzer den breitesten Spielraum läßt. 

Das Vermögenssteuergesetz bestimmt, daß in dreijährigen Fristen die Feststellung des Vermögens-

wertes erfolgen soll. Die Regierungsvorlage enthielt ursprünglich die Bestimmung, daß der Finanz-

minister auch in kürzerer Frist als in 3 Jahren die Feststellung des Vermögenswertes anordnen kann. 

Eine sehr verständliche Einschränkung in der Zeit des Valutarutsches. Der Ausschuß beseitigte sie 

aus dem Gesetz. 

Ein besonders schönes Beispiel von Blockbrüderschaft lieferten die bürgerlichen Teilhaber der Steu-

erkoalition, als sie in der 2. und 3. Beratung des Vermögenssteuergesetzes im Plenum einen Antrag 

durchdrückten, der die Junker vor der Erfassung der Konjunkturprofite sichern soll. Die Regierungs-

vorlage bestimmte, daß der Wert von Grundstücken berechnet werden solle, i n s b e s o n d e r e  nach 

dem Ertrag der letzten drei Jahre. Einem Abänderungsantrag Becker (Deutsche Volkspartei) auf Ein-

fügung des harmlosen Wörtchens a u c h  stimmten die bürgerlichen Parteien zu, Eduard Bernsteins 

Flehen um Wiederherstellung der Regierungsvorlage blieb ohne Erfüllung, in dem fertigen Gesetz 

heißt es, daß „auch“ der Ertrag der letzten drei Jahre bei der Wertberechnung zugrunde gelegt werden 

kann. Nachsichtigen Auslegungen agrarisch beeinflußter Steuerbeamten wird dadurch Tür und Tor 

geöffnet. 

Am sichtbarsten ist der Unterschied von Regierungsvorlage und Ausschußfassung in der Staffelung 

des Tarifs der Besteuerung. Das zeigt die folgende Gegenüberstellung: Die ersten 100.000 Mark sind 

steuerfrei. Im § 21 des Vermögenssteuergesetzes heißt es: „Die Vermögenssteuer beträgt jährlich für 

die n a t ü r l i c h e n  Personen: 
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Regierungs-Entwurf. 

Von den ersten angefangenen oder vollen 100.000 M. des steuerpflichtigen Vermögens 1 v. Tausend 

für die nächsten " " " 150.000 " " " " 1½ " " 

" " " " " " 250.000 " " " " 2 " " 

" " " " " " 250.000 " " " " 2½ " " 

" " " " " " 250.000 " " " " 3 " " 

" " " " " " 500.000 " " " " 4 " " 

" " " " " " 500.000 " " " " 5 " " 

" " " " " " 1.000.000 " " " " 6 " " 

" " " " " " 2.000.000 " " " " 7 " " 

" " " " " " 5.000.000 " " " " 8 " " 

" " " " " " 10.000.000 " " " " 9 " " 

         für die weiteren Beträge " 10 " " 

[353] Für die übrigen Steuerpflichtigen beträgt die Vermögenssteuer jährlich 1½ v. Tausend des steu-

erpflichtigen Vermögens. Letztere Bestimmung, die Gesellschaften, juristische Personen trifft, bleibt 

auch in der Ausschußfassung gleich. Dagegen ändert sich der Tarif wie folgt: 

Ausschuß 1. Lesung. 

Von den ersten angefangenen oder vollen 500.000 M. 1 v. Tausend 

für die nächsten " " " 500.000 " 2 " " 

" " " " " " 1.000.000 " 3 " " 

" " " " " " 1.000.000 " 4 " " 

" " " " " " 2.000.000 " 5 " " 

" " " " " " 2.000.000 " 6 " " 

" " " " " " 5.000.000 " 7 " " 

" " " " " " 5.000.000 " 8 " " 

" " " " " " 10.000.000 " 9 " " 

" " " " für die weiteren Beträge 10 " " 

Diese gewaltige Verschlechterung der Regierungsvorlage ließ sich nicht halten. In der zweiten Aus-

schußberatung kam daher folgender Tarif zustande: 

Ausschuß 2. Lesung. 

Von den ersten angefangenen oder vollen 250.000 M. 1 v. Tausend 

für die nächsten " " " 250.000 " 1½ " " 

" " " " " " 250.000 " 2 " " 

" " " " " " 250.000 " 3 " " 

" " " " " " 1.000.000 " 4 " " 

" " " " " " 2.000.000 " 5 " " 

" " " " " " 3.000.000 " 6 " " 

" " " " " " 3.000.000 " 7 " " 

" " " " " " 5.000.000 " 8 " " 

" " " " " " 10.000.000 " 9 " " 

" " " " für die weiteren Beträge 10 " " 

Also immer noch eine wesentliche Verschlechterung der Regierungsvorlage. Im Plenum wurden Ver-

suche der Kommunisten und Unabhängigen, eine andere Staffelung durchzusetzen, vom Steuerblock 

zurückgewiesen. 

Aehnlich erging es der Regierungevorlage bei der Bestimmung der Höhe des Zuschlags auf die Ver-

mögenssteuer, der als Ersatz für das Reichsnotopfer eingesetzt wurde. Hier ging die Regierungsvor-

lage über den Vorschlag des Reichsrats hinaus, indem für die höheren Beträge ein Zuschlag von 300 

vom Hundert der Vermögenssteuer eingesetzt wurde, während die Reichsratsvorlage nur Zuschläge 

von 100, 150 und 200 auf das Hundert vorsah. Der Ausschuß stellte nicht nur in diesem Punkt die 

Reichsratsvorlage gegen die Regierungsvorlage wieder her, sondern verschlechterte den Tarif durch 

Aenderung der Staffelung noch weiter zu ungunsten des Reiches. 

Das sind einige der positiven Erfolge des Steuerkompromisses der Sozialdemokratie: die Bürgerli-

chen ließen sich von den koalierten Kleinbürgern nicht in der Verfolgung ihrer Interessen stören und 

konnten dafür noch für die Agitation die sozialdemokratische Flause entgegennehmen: daß auch der 

Besitz durch die neuen Steuern in großem Maßstab belastet werde. 
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Aehnlich wie bei der Vermögenssteuer verhält es sich bei der Vermögenszuwachssteuer. Der Aus-

schuß änderte die Staffelung des steuerpflichtigen Vermögenszuwachses erheblich zugunsten der Be-

sitzenden ab. 

Die schönste Blüte trieb das Steuerkompromiß jedoch in der Ablehnung der Nachkriegsgewinnsteuer. 

Ueber diese Steuer, die dem Reich 3 Milliarden einbringen sollte, heißt es im Bericht des Reichsfi-

nanzminister Dr. Hermes an den Reichstag: „Die Begründung erblickt in einer solchen Steuer nicht 

nur eine ausgleichende Gerechtigkeit, da in dieser Zeit bei der Umstellung der Wirtschaft auf der 

einen Seite ungeheure Gewinne erzielt worden seien, während auf der anderen Seite zahllose Vermö-

gen durch das Sinken des Markwertes ebenso große Ver-[354]luste, erlitten, sondern auch eine unge-

wöhnlich große Steuerquelle des Reiches.“ 

Das Stirnrunzeln des Schwerkapitals genügte, um die treuen sozialdemokratischen Knappen zu be-

wegen, der völligen Beseitigung dieser gerechten und ergiebigen Steuer zuzustimmen. 

Für die Rolle der Sozialdemokraten im Steuerkompromiß ist es bezeichnend, daß gegenüber dieser 

Korrektur der Besitzsteuervorlagen durch die Bourgeoisie keine nennenswerten Verbesserungen der 

indirekten Steuern, die das Proletariat treffen, erreicht wurde. Der Versuch, den Hausbrand von der 

vierzigprozentigen Kohlensteuer zu befreien, scheiterte ebenso wie der andere auf Befreiung der Ge-

nossenschaften von der Umsatzsteuer. Die Zuckersteuer ging glatt durch, nachdem die Sozialdemo-

kratie versucht hatte, die Verantwortung für diesen Kindermord von sich abzuwälzen. 

Herr Becker von der Deutschen Volkspartei wußte was er tat, als er in der Generalsteuerdebatte über 

das Mantelgesetz stolz erklären konnte, daß das Steuerkompromiß ein wesentlicher Erfolg seiner Par-

tei geworden sei. Hugo Stinnes hat gesiegt, das deutsche Proletariat muß diesen Sieg bezahlen. 

In keiner Frage konnte die große Koalition klarer ihren Charakter enthüllen, als in dem Steuerkom-

promiß. Hier wo es um reale Dinge und nicht um schwarzrotgoldene Flaggenwimpel geht, zeigte sich 

am deutlichsten, daß Koalitionspolitik in der Stinnesrepublik nur die Politik des Schwerkapitals sein 

kann und keine andere. Der Beschluß von Görlitz zeigt seinen inneren Sinn: er heißt Fortsetzung des 

Verrats am deutschen Proletariat, der am 4. August 1914 begann und dessen wichtigste Etappe durch 

die offene Niedermetzelung des Proletariats für die Bourgeoisie gekennzeichnet ist. Jetzt tritt an die 

Stelle des Noskefeldzuges gegen die revolutionäre Vorhut des Proletariats der Steuerkampf gegen die 

gesamte Arbeiterschaft. 

Was der Noskekurs begann, die endgültige Demaskierung der deutschen Sozialdemokratie als Schild-

trägerin des Kapitals und gefährlichstes Hemmnis der sozialen Revolution, die Steuerpolitik der SPD 

wird es vollenden. 

Im Interesse der deutschen Arbeiterschaft, die in den kommenden Wochen und Monaten einen erbit-

terten Kampf um ihre nackte Existenz zu führen gezwungen ist, in dem die Einheitsfront des Prole-

tariats zur unbedingten Notwendigkeit wird, ist es die Aufgabe der Kommunisten, den Inhalt der 

sozialdemokratischen Politik den arbeitenden Massen zu zeigen. 

Den Inhalt der sozialdemokratischen Politik aber läßt am deutlichsten erkennen der Inhalt des Steu-

erkompromisses. 

* 

Zur Ernährungskrise.  
H e i n r i c h  R a u. 

Mehr denn je macht sich heute die Abhängigkeit Deutschlands vom Ausland in der Ernährungsfrage 

geltend. Mehr als auf irgend einem anderen Gebiet zeigt sich in dieser Frage die tiefgehende Krise 

der kapitalistischen Welt und die unüberbrückbaren Gegensätze zwischen kapitalistischer Profitwirt-

schaft und Befriedigung des Nahrungsmittelbedarfs der arbeitenden Bevölkerung. 

Wohl ist die Kriegsblockade gefallen, wohl sind die Grenzen für Import von Nahrungsmitteln offen, 

aber die Verarmung Deutschlands, die Verminderung der Kaufkraft, hat für die kapitalistische 
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Ernährungswirtschaft unüberwindliche Schranken errichtet, die Möglichkeit der Nahrungsmittelver-

sorgung in früher nie gekannter Weise verengt. [355] 

I. 

Extensivierung der deutschen Landwirtschaft. 

Deutschland hat schon vor dem Kriege nur 80 bis 90 Prozent seines Bedarfs an Brotgetreide und 65 

bis 70 Prozent an Fleisch im Inland produziert, den Rest durch Import gedeckt. Inzwischen ist aber 

die Inlandproduktion stark zurückgegangen, die Landwirtschaft extensivierte, wie folgende Zahlen 

veranschaulichen: 

Die Erntefläche betrug in Hektar: 

 1913*) 1921 Abn. in Proz. 

Getreide überhaupt:  12.513.924  10.155.523  18,84 

davon Brotgetreide:  7.207.853  5.856.807  18,74 

Kartoffeln:  2.802.061  2.647.161  5,63 

Zuckerrüben:  453.000  389.455  14,05 

Bei der geringen Anbaufläche und dem großen Landhunger der Kleinbauern ist klar, daß dieser Rück-

gang der Anbaufläche nicht oder nur wenig auf Konto der kleinbäuerlichen Betriebe zurückzuführen 

ist, sondern auf die großbäuerlichen Betriebe und auf die Großgrundbesitze. Ein typisches Bespiel 

für die Extensivierung der großen Gutsbesitze zeigt ein uns auf den Redaktionstisch geflatterter Brief 

des Gutsbesitzers Friedrich I n g w e r s e n  aus Fahretoft, in dem es heißt: 

„Pflügen tue ich garnicht mehr. Nur Vieh greifen und handeln. Das Pflügen wird zu teuer am Arbeitslohn und 

bringt viel Arbeit. Mein Stall ist voll Vieh, eine Freude! Zehn Pferde habe ich augenblicklich.“ 

Die hier geäußerten Ansichten entsprechen der Ansicht großer Teile der Gutsbesitzer zur Verringe-

rung der Produktionskosten, zur Extensivierung des Ackerbaues. Die Gutsbesitzer „sparen“ aber 

nicht nur an Ausgaben für Arbeitskräfte, sondern auch für Düngungsmittel! Es wurden verwendet an 

Dünger 

Düngejahr 

(1./5.-20./4.) 

Stickstoff Phosphorsäure Kali 

1913-14 210.000 t  1.630.000 t  1.557.000 t 

1918-19 115.000 t  231.000 t  670.000 t 

1919-20 159.000 t  131.000 t  1.757.000 t 

Hierzu ist zu bemerken, daß die starke Kalidüngung nur eine ganz minimale produktionssteigernde 

Wirkung hat, solange die Düngung mit Stickstoff und Phosphorsäure so gering ist und bei Stickstoff 

nur ¾, bei Phosphorsäure, die ausschlaggebend ist, noch nicht ½ der Verwendung der Vorkriegszeit 

beträgt. 

Infolge der Minderverwendung von Düngemitteln in den Kriegsjahren wäre zur Erlangung einer Frie-

densernte für das Jahr 1921 erforderlich gewesen: 

445.000 Tonnen Stickstoff und 

865. 000 Tonnen Phosphorsäure. 

Verbraucht wurden aber nur 

212.000 Tonnen Stickstoff und 

268.000 Tonnen Phosphorsäure. 

Die weit geringere als n o t w e n d i g e  Düngung äußert sich in dem starken Rückgang der Hektarer-

träge in Tonnen. 

  

 
*) Deutschland verkleinerten Umfangs. 
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 1913 1921 Rückgang in % 

Brotgetreide: 2,03 1,70 16,25 

Futtergetreide: 2,2 1,61 26,81 

Kartoffeln: 15,71 9,88 37,11 

[356] Das „Sparen“ der Agrarkapitalisten an Produktionskosten zu ungunsten der Erzeugung von 

Nahrungsmitteln ist kapitalistisch erklärlich. Bekanntlich hat die Regierung schon während des Krie-

ges, um keine Beunruhigung durch allzu starke Brotteuerung im arbeitenden Volke, namentlich der 

in der Kriegsindustrie beschäftigten Arbeiter, aufkommen zu lassen, die sogenannte „Zwangswirt-

schaft“ eingeführt. Ihr Wesen bestand in Ablieferung der zur Ernährung notwendigen Agrarprodukte 

zu bestimmten Höchstpreisen. Die Sozialdemokraten jubilierten damals über ein „Stück Sozialis-

mus“. In Wirklichkeit war es eine kriegspolitische Maßnahme der Ludendorff-Regierung. Den Nut-

zen davon hatten neben dem Ludendorff-Staat die Kriegsindustriellen, deren enorme Profite nicht 

durch ständige Lohnforderungen, Lohnerhöhungen geschmälert wurden, was bei teueren Agrarpro-

dukten unumgangbar gewesen wäre. 

Obwohl die Agrarkapitalisten als Klasse großes politisches Interesse daran hatten, daß die Kriegspro-

duktion nicht durch Unruhen gestört werde, daß nicht Nahrungsmittelschwierigkeiten die Kriegstüch-

tigkeit an der Front und im Hinterlande lähme, schränkten sie schon während des Krieges die Nah-

rungsmittelproduktion ein. 

Eines Teils ist diese Einschränkung wohl auch zurückzuführen auf Mangel an Arbeitskräften, Mangel 

an künstlichem Dünger, der schon vor dem Kriege großenteils vom Ausland beschafft werden mußte 

und bei Phosphor- und Stickstoffdünger je 50 Prozent des gesamten Bedarfs betrug. Auf der anderen 

Seite aber sehen wir, daß die Agrarkapitalisten teilweise der Zwangswirtschaft und ihren Höchstprei-

sen zu entfliehen suchten, indem sie sich auf rentablere Gebiete begaben. So z. B. warten die Stoff-

preise verlockend zum Anbau von Flachs. Hier stieg die Anbaufläche von Jahr zu Jahr, wie aus fol-

genden Zahlen zu ersehen: 

 Anbau Ernte 

1916-17 15.000 ha  44.000 t  Strohflachs 

1917-18 16.000 "  47.000 t " 

1918-19 25.000 "  70.000 t " 

1919-20 32.000 "  95.000 t " 

1920-21 55.000 "  140.000 t " 

Wir sehen daraus, daß in einem Moment, wo es im gesamtkapitalistischen Interesse notwendig ge-

wesen wäre, die Nahrungsmittelproduktion im weitmöglichsten Umfange aufrecht zu erhalten, das 

Einzelprofitinteresse der Agrarkapitalisten sich doch vordrängte und über die gesamtkapitalistischen 

Interessen gestellt wurde. Gleichzeitig zeigt auch diese Tatsache, daß ohne Eingriff in die Produktion 

selbst, ohne gesellschaftliche Regelung und planmäßige Durchorganisierung der Wirtschaft, es eitel 

Schaumschlägerei ist, die kapitalistische Zwangswirtschaft als „Teil von Sozialismus“ zu benennen. 

Die sozialdemokratischen Vorstellungen vom Sozialismus sind zu köstlich, als daß sie ernst genom-

men werden könnten. 

Der Versuch, auch nach dem Kriege aus politischen Gründen die „Zwangswirtschaft“ in erwähnter 

Form fortbestehen zu lassen, stieß natürlich jetzt auf weit größeren Widerstand von seiten des Ag-

rarkapitals, da die kriegspolitischen Interessen nicht mehr vorhanden waren. 

Die Beschaffung von Arbeitskräften und Düngemitteln war wohl möglich, aber die Höchstpreise für 

Agrarprodukte versprachen zu wenig Profit, als daß sie zur Intensivierung der kapitalistischen Land-

wirtschaft reizten. Wohl wurde durch die Rückkehr vieler Bauern und Bauern-[357]söhne aus dem 

Felde eine bessere Bearbeitung des Bodens in kleinmittelbäuerlichen Betrieben durchgeführt und 

dadurch die Produktion etwas gehoben, doch keineswegs stieg die Produktion im allgemeinen in dem 

Maße, als die technischen Möglichkeiten es zugelassen hätten. 

Der Rückgang an Anbaufläche und der Rückgang am Hektarertrag ergibt im gesamten folgenden 

Ernterückgang an Getreide und Kartoffeln: 
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 1913 1921 Rückgang in % 

Brotgetreide 14.612.688 t  9.939.647 t 31,98 

Futtergetreide 11.658.836 t  6.943.978 t 40,00 

Kartoffeln 44.018.758 t  26.151.380 t 40,59 

Ein noch ungünstigeres Bild zeigt die Zuckererzeugung Deutschlands. 

 1913/14 1921/22 Rückgang in % 

Menge der verarbeitenden  

Rüben in 1000 Dz 169.400 74.633 55 

Zuckererzeugung in 1000 Dz 27.159 12.683 40,00 

Einschließlich des Imports und Exports stand Brotgetreide im Jahre 1913 pro Kopf der Bevölkerung 

267,39 Kilo Brotgetreide (ohne Abzug der zur Aussaat notwendigen Menge) zur Verfügung, dagegen 

im Wirtschaftsjahr 1920/21, sofern die noch geplante Menge an Brotgetreide eingeführt wird, 198,99 

Kilo. An Kartoffeln standen nach Abzug der Aussaatmengen 1913 pro Kopf 6,55 Dopp.-Ztr., zur Ver-

fügung, hingegen 1921/22 pro Kopf 4,35 Dopp.-Ztr. Bei der für 1921/22 angegebenen Zahl sind die 

Mengen für Saatkartoffeln nicht abgezogen, sodaß sich also das Quantum noch wesentlich verringert. 

11. Nahrungsmittel als Viehfutter. Deutschlands Fleischversorgung. 

Da die angegebenen Zahlen die Gesamtmenge, sowohl für menschliche, tierische und gewerbliche 

Zwecke, enthalten, ist die Frage aufzuwerfen, inwieweit die Verwendung dieser Nahrungsmittel zu 

Futtermengen für das Vieh in größerem Umfange heute in Betracht kommt als vor dem Kriege. Da-

mals führte Deutschland 60 Prozent seines Bedarfs an Futtergetreide ein, namentlich aus Rußland. 

Dieser 60prozentige Fehlbetrag hat sich heute nicht verringert, im Gegenteil. Gemäß des vorläufigen 

Ergebnisses der Viehzählung vom 1. Dezember 1921 ist der Viehbestand folgender: 

 1913 1921 Zu- bezw. Abnahme in % 

Pferde*)  3.855.893  3.683.343  – 3,97 

Rindvieh  18.570.591  16.839.559  – 9,32 

Schweine  22.668.789  15.875.636  – 29,96 

Schafe  4.988.953  5.882.272  + 17,90 

Ziegen  3.179.275  4.337.299  + 35,85 

Der Zunahme an Schafen und Ziegen, die für die starke Extensivierung der Viehwirtschaft spricht, 

entspricht die Zunahme der Wiesenfläche (nicht mitgerechnet die Bewässerungswiesen). 

 Diese betrug im Jahre 1913: 4827467 Hektar, 

 dagegen im Jahre 1921: 5121882 Hektar. 

Daß es sich hiebei größtenteils um W e i d e n  handelt, die nicht gedüngt werden, geht daraus hervor, 

daß die Erntemenge an Wiesenheu zurückging von 23.518.964 To. im Jahre 1913 auf: 15.913.936 To. 

im Jahre 1921. Hier, wie auch in dem Rückgang der intensiv bewirtschafteten [358] Bewässerungs-

wiesen und Kleeanbauflächen, zeigt sich, daß auch die Viehwirtschaft stark extensiviert worden ist. 

Die Zahlen über den Rückgang an Schweinen, Rindvieh und Pferden zeigen, daß der Fehlbetrag an 

Futtermitteln keineswegs geringer geworden ist auf Grund des Rückgangs an Vieh. Vielmehr ist der 

Rückgang an Vieh lange nicht so groß, wie der Rückgang der Erzeugung von Futtergetreide und 

Kartoffeln (Letztere werden namentlich zur Schweinefütterung verwendet.) 

Selbst ei den heutigen h o h e n  Preisen für Kartoffeln und Brotgetreide ist ein Verfüttern an das Vieh 

immer noch rentabel, im Vergleich zu den Futtermittelpreisen. Am Berliner Börsenmarkt wurde z. B. 

am 6.3.1922 für Mais 430 bis 452 M. für Futtererbsen 480 bis 500 M. für Rapskuchen 445 bis 460 

M., für Roggenkleie 415 M. pro Zentner ab Station notiert. Andererseits wurde für Roggen 530 bis 

532 M. pro Zentner notiert, und für Kartoffeln (deren Nährwert ist allerdings geringer als der übrigen 

aufgezählten Futtermittel) werden heute ab Erzeuger rund 140 M. gezahlt. Beachtet werden muß 

noch, daß bei Verwendung der Futtermittel, die der Landwirt auf dem Markt kaufen muß, er die 

Fracht ab Station bis zu seiner Wirtschaft zu rechnen hat, während das für sein Getreide und für 

 
*) 1913 sind die Militärpferde mitgezählt, 1921 nicht, demnach ist der Rückgang etwas geringer, als oben in Prozenten 

angegeben. 
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Kartoffeln, wenn er es selbst verfüttert, in Wegfall kommt. Nichts ist kapitalistisch erklärlicher, als 

daß bei dieser Sachlage Getreide und Kartoffeln in großem Umfange verfüttert werden. 

Die Ernährungsschwierigkeiten in bezug auf die F l e i s c h v e r s o r g u n g  sind trotz des nicht un-

günstigen Viehbestandes außerordentlich groß, wie an dem täglichen Auftrieb an den Viehmärkten 

zu sehen ist- Die „Deutsche Landwirtschaftliche Presse" vom 25.2.1922 führt über den Auftrieb fol-

gende Zahlen an: 

  Rinder: Kälber: Schafe: Schweine: 

Berlin 1922:  3074  1655  4924  7371 

 1914:  4486  2746  10.179  15.932 

Leipzig 1922:  400  747  360  1473 

 1914:  667  1047  542  3136 

Nürnberg 1922:  760  263  78  575 

 1914:  975  1100  194  4039 

Hannover 1922:  476  442  504  1015 

 1914:  104  337 –  1173 

Stettin 1922:  214  204  36  594 

 1914:  164  130 –  295 

Magdebg. 1922:  620  683 494  2363 

 1914:  448  320 225  2542 

Essen 1922:  791  1037 148  2561 

 1914:  670  744 22  5357 

Köln 1922:  1326  1087 241  2965 

 1914:  593  409 –  5241 

Frankf. M. 1922:  1127  319 107  1839 

 1914:  267  605 45  1745 

Besonders auffallend ist der starke Rückgang im Auftrieb von Schweinen, also des Konsums von 

Schweinefleisch, das vor dem Kriege die hauptsächlichste Fleischnahrung darstellte. Bei diesen Zah-

len muß noch berücksichtigt werden, daß das durchschnittliche Schlachtgewicht des Viehes heute 

geringer ist, als vor dem Kriege. Ferner muß beachtet werden, daß der Viehaustrieb im Jahre 1921 

weit geringer war als in den ersten Monaten 1922. „Der Reichslandbund“ vom 18.3.1922 schreibt: 

„Im Vergleich zum Vorjahre bedeutet der Viehauftrieb im Januar 1922 eine außerordentliche Steige-

rung an allen be-[359]deutenderen Schlachttierarten, besonders den Kälbern und Schweinen. An die-

sen sind gegenüber Januar 1921 fast dreimal, an Rindern und Schafen beinahe doppelt soviel auf die 

Märkte gebracht worden.“ 

Der Viehbestand wie ihn die Viehzählung am 1. Dezember v. J. zeigt, ist also nicht ein Zeichen der 

Ueberwindung der Ernährungskrise, sondern resultiert aus der Unterkonsumention des Volkes an 

Fleisch, aus der Verengung des Absatzmarktes von Vieh infolge der geringen Kaufkraft der werktä-

tigen Massen. Darin spiegelt sich der klaffende Widerspruch der kapitalistischen Produktionsweise, 

in der die Ernährungskrise sich verschärfen kann, obwohl die vorhandenen Produkte den Bedarf des 

Volkes einigermaßen decken könnten. 

III. Die Lage am Weltgetreidemarkt. 

Diese Lage, die in Deutschland in bezug auf Fleischproduktion vorhanden ist, ist auch vorhanden in 

bezug auf die Getreideproduktion der kapitalistischen Welt. Trotz einer günstigen Welternte ver-

schärft sich die Ernährungskrise, – es sei hier abgesehen von Rußland – in ganz Europa und darüber 

hinaus. Laut „Deutsche Landwirtschaftliche Presse“ vom 9. November betrug z. B. die Welt-Wei-

zenernte (ohne Rußland) in 1000 Quaters (1 Quater – 2,9 Hektoliter.) 

 1921 1920 1919 1918 1917 1916 

Österreich  750  800  2020  2090  1950  5500 

Ungarn  5539  3624  4000  3500  14.000  17.000 

Belgien  1458  1285  1230  750  1000  500 

Bulgarien  5314  5160  4250  3170  3500  5000 

Dänemark  1000  870  740  750  540  750 

Frankreich  40.406  28.800  22.240  28.110  17.700  28870 
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 1921 1920 1919 1918 1917 1916 

Deutschland  12.068  10.300  10.400  11.300  13.000  18.000 

Griechenland  1376  1530  1560  840  900  1000 

Holland  940  835  750  630  440  500 

Italien  23.516  17.670  21.200  22.900  17.530  22.100 

Portugal  1000  800  910  1000  940  870 

Rumänien  5500  5230  6340  2310 –  9830 

Jugoslawien  5500  6000  6380  500  750  1000 

Spanien  17.900  17.330  16.740  16.960  17.660  18.960 

Schweden  1573  1340  1190  1120  850  1130 

Schweiz  450  450  440  820  570  480 

Gr.-Britannien u. Irland  8500  7112  8670  11.620  8040  7570 

Europa   132.790  109.286  109.060  108.370  99.430  139.060 

Algier und Tunis  5425  1720  4110  7210  4500  4540 

Argentinien  20.000  21.250  26.700  23.070  27.320  10.030 

Australien  18.500  18.500  6580  10.620  16.240  19.520 

Kanada  36.750  32.900  24.110  23.620  29.220  27.550 

Chile  1800  3150  2700  3000  3000  2000 

Ägypten  6626  3960  4200  4070  3730  4570 

Indien  32.000  47.100  35.000  47.450  47.430  39.700 

Vereinigte Staaten  99.375  98.730  117.620  114.640  81.350  79.990 

Uruguay  1800  1290  680  870  1600  800 

Japan  3545  3540  3820  3900  4340  3760 

Nichteuropa   223.821  232.140  225.480  238.450  218.730  192.460 

Welternte  356.611  341.426  334.540  346.820  318.106  331.520 

Außerdem befinden sich in den Hauptgetreideländern noch ansehnliche Reserven. So würden z. B, 

von dem Ackerbaubüro in Washington die [360] Vorräte in den Händen der Farmer der Vereinigten 

Staaten folgenderweise in Bushel (– ⅛ Quater) angegeben: 

  Gesamterträgnis  

der Ernte 

Reserven in den Händen 

der Farmer 

 

  in Taus. v. Bushels in Taus. v. Bushels in Proz. 
Bereits verbraucht 

in Tausend Bushels 

Weizen 1921  795.000  207.591 26,4  582.409 

 1920  790.000  164.624 17,6  776.376 

 1919  941.000  128.703 14,0  788.357 

 1918  917.000  111.300 17,1  539.530 

 1917  650.000  101.400 15,8  538.600 

 1916  640.000  241.700 23,9  769.810 

 1915  1.011.510  152.900 17,2  738.117 

 1914  819.017  151.913 19,9  611.467 

 1913  763.380  156.277 19,6  573.990 

Mai 1921  3.081.000  1.572.397 48,6  1.759.603 

 1920  3.332.000  1.070.677 37,5  1.745.323 

 1919  2.917.000  855.269 34,2  1.727.731 

 1918  2.583.000  1.292.900 40,9  1.866.600 

 1917  3.159.000  789.400 30,6  1.793.600 

 1916  2.593.000  1.138.000 37,3  1.915.700 

 1915  3.054.500  910.000 34,1  1.761.904 

 1914  2.672.804  866.234 35,4  1.580.754 

 1913  2.446.988  1.290.520 41,3  1.843.226 

Hafer 1921  1.061.000  689.566 45,2  844.434 

 1920  1.534.000  418.983 34,0  829.017 

 1919  1.248.000  590.251 38,4  947.749 

 1918  1.538.000  595.200 37,5  992.100 

 1917  1.587.000  394.000 31,5  958.000 

 1916  1.252.000  596.600 38,7  943.800 

 1915  1.540.000  379.400 33,2  761.660 

 1914  1.141.000  419.541 37,4  702.227 

 1913  1.221.768  604.211 42,6  841.126 
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Obwohl die europäische Ernte weit hinter der Vorkriegsernte zurückbleibt, besonders wenn man Ruß-

land mit in Betracht zieht, ist es den amerikanischen Bauern nicht möglich, ihre Erzeugnisse unter 

günstigen Verhältnissen abzustoßen. Die Farmer der Vereinigten Staaten stehen in einer starken 

Krise. Klar geht das aus einem im „Vorwärts“ veröffentlichten Artikel über die „Agrarbewegung in 

Nordamerika“ hervor. Unter anderem heißt es dort: 

„Eine deutliche Sprache führt die folgende, auf amtlichem Material beruhende Gegenüberstellung 

der Löhne der Eisenbahner, der Löhne der Gewerkschaften in 72 Industrien, der landwirtschaftlichen 

Löhne und der Preise der landwirtschaftlichen Erzeugnisse: 

 Eisenbahnerlöhne Gewerkschaftslöhne Landwirtschaftslöhne Preise für Ernteerzeugnissen u. Vh. 

1913 100 100 100 100 

1914 105 102 099 103 

1915 109 103 100 098 

1916 113 107 109 119 

1917 129 114 137 185 

1918 189 133 171 207 

1919 227 155 202 213 

1920 272 199 235 185 

1921 283 175 192 122 

[361] Die schlimme Lage der Farmer geht ferner hervor aus Tatsachen wie der, daß im Jahre 1921 

gegen 340.000 Ballen Baumwolle mehr exportiert worden sind als 1920 für eine Bezahlung, die noch 

nicht die Hälfte der für die Ernte für 1920 erzielten beträgt. Die Zahlen für Reis sind ähnlich: Mehr-

ausfuhr um rund 40%, Minderbezahlung um rund 40%.“ 

Dies geht auch hervor, wenn wir die Preisverschiebungen auf dem amerikanischen Markt beachten, 

die folgendermaßen sind: 

 Weizen Hafer Mais 

 pro Bushel pro Bushel pro Bushel 

1. Januar 1914  81 Cent  39 Cent.  69,6 Cent 

1. Mai 1920  251,3 "  98,3 "  169,6 " 

1. November 1920  188,– "  54,5 "  87,3 " 

1. Januar 1921  149,9 "  45,6 "  66,1 " 

15. November 1921  115,5 "  31,87 "  61,75 " 

14. März 1922  142,5 "  38,– "  71,5 " 

Wie sehen daraus einen ganz gewaltigen Preissturz gegenüber 1920 im Jahre 1921/22. Hinzugefügt 

sei, daß die Absatzschwierigkeiten gleichzeitig einen großen Apparat von Agenten, Zwischenhänd-

lern, bedingen, die einen wesentlichen Teil der Preise aufsaugen. Darüber machte der Vorsitzende 

der landwirtschaftlichen Untersuchungskommission, Sidney Anderson, folgende Mitteilungen: T 

„Im Allgemeinen betragen die Herstellungskosten einschließlich Rohmaterialien, 37% des vom Verbraucher 

bezahlten Dollars, während der übrige Teil von 63% dem Zwischenhändler zufällt, der sich einzig mit dem 

Transport des Erzeugnisses von der Erzeugungsstätte nach dem Verbrauchsort und der Lieferung an den Ver-

braucher befaßt. Diese 63% stellen nicht den reinen Gewinn des Zwischenhändlers dar; in ihnen sind natürlich 

auch die besonderen Ausgaben für Inserate, Handelsvertretungen und sonstigen speziellen Dienste enthalten.“ 

Der landwirtschaftliche Sachverständige, Senator E. F. Ladd, erklärt sogar, daß das Verhältnis 30 zu 

70% sei. Aehnlich liegen die Verhältnisse in Australien, Kanada und Argentinien. 

IV. Intensivierung der kapitalistischen Landwirtschaft unter bestimmten Voraussetzungen. 

Weit mehr als das Profitinteresse der Farmer der hauptsächlichsten Agrarländer-Preisreduzierung zu-

läßt, ist die Kaufkraft Deutschlands gesunken. 

Die geplante und größtenteils schon getätigte, Einfuhr von 2 Millionen Tonnen Getreide im Wirt-

schaftsjahre 1921/22 reichen nur aus, um etwa 72% der Menge an Brotgetreide, als vor dem Kriege 

pro Kopf der Bevölkerung entfiel, sicher zu stellen. Sie erfordern aber vom deutschen Staate laut 

Mitteilung des Reichsernährungsministeriums, sofern für den noch einzuführenden Restbestand ein 
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Dollarkurs von 200 zugrunde gelegt wird, 10,7 Milliarden Mark allein zur Verbilligung. Diese 

Summe ist notwendig, trotz der vorgenommenen Erhöhung des Brotpreises. 

Auf dieser Tatsache aufbauend, versuchen die deutschen Agrarkapitalisten ihr Eisen zu schmieden. 

Unter dem irreführenden Namen „Hilfswerk der Landwirtschaft“ wurde von ihnen eine gut vorberei-

tete Offensive eingeleitet. 

Im Interesse des „Vaterlandes“ erklären sich die Agrarkapitalisten bereit, nach langjähriger Produk-

tionssabotage die Erzeugung von Agrarprodukten zu steigern. Technisch besteht dazu die Möglich-

keit. Von agrar-fachmännischer Seite wird sogar behauptet, daß auf dem deutschen Boden die Erzeu-

gung derart gesteigert werden kann mit den heutigen [362] Mitteln, daß nicht nur 50 Millionen, son-

dern 100 Millionen Menschen darauf ernährt werden können. Es sei auf diese technischen Möglich-

keiten hier nicht weiter eingegangen, wir begnügen uns mit dem auf größere Verwendung von Dung-

stoffen, Bearbeitung des brachgelegten Landes, Kultivierung der großen Oedländereien. 

An einer Steigerung der Produktion ist aber von agrarkapitalistischer Seite nur dann Interesse vor-

handen, wenn dabei die Profite wesentlich gesteigert werden können. Dies erfordert bestimmte Vo-

raussetzungen, die nur erfüllt werden können, durch wirtschaftliche und politische Niederknüttelung 

des deutschen Proletariats in Stadt und Land. 

Vor allem gilt es für das Agrarkapital, den Weg frei zu machen zur Erreichung von Weltmarktsprei-

sen. Hier steht die teilweise noch vorhandene Getreidebewirtschaftung durch den Staat im Wege. Die 

sogenannte Getreideumlage bringt dem Staat zweieinhalb Millionen Tonnen Getreide zum Preise von 

2100 bis 2200 Mark pro Tonne. Der Staat ist mittels des Umlagegetreides in der Lage, da er die 

Getreideeinfuhr heute noch in seiner Hand monopolisiert hat, einen teilweisen Ausgleich im Preise 

mit dem importierten Getreide zu machen, das gegenwärtig einschließlich Fracht auf 15.000 M. pro 

Tonne (Weizen) steht, während der Preis auf dem freien Markt für Inlandsweizen am 15. März auf 

14.000 M. stand. Die Niederhaltung des Preises mittels der Umlage soll also, wenn die Agrarkapita-

listen die Produktion steigern wollen, beseitigt werden. Andererseits wollen die Agrarkapitalisten 

auch die geringe abzuliefernde Menge n u r  zu Weltmarktpreisen oder höheren abstoßen. Ihre Parole 

ist darum: Fort mit der Umlage! 

Das deutsche Kleinbauerntum ist heute, wie unter der vollen Zwangswirtschaft, so auch bei der ge-

genwärtigen Getreideumlage, der Leidtragende. Die geringe Menge an Produkten, die in kleinbäuer-

lichen Betrieben über den eigenen Bedarf hinaus erzeugt wird, wird durch die Umlage größtenteils 

aufgesaugt. Zuweilen müssen Kleinbauern sogar Getreide auf freiem Markt zu hohen Preisen zukau-

fen, um ihrem Ablieferungssoll nachzukommen. Ihr Zorn richtet sich darum berechtigterweise gegen 

diese Umlage. Die Agrarkapitalisten nutzen dies geschickt aus, um das Klein- und Mittelbauerntum 

in ihre Offensivfront einzureihen, das Bauerntum in feindliche Stellung zum Proletariat zu bringen. 

Teilweise mit Erfolg. 

In dieser Situation ist wirtschaftlich wie politisch nichts verkehrter, als die doktrinäre Einstellung der 

menschewistischen Parteien auf starre Beibehaltung des Umlagesystems. Die im Interesse des Klein-

bauerntums wie des Proletariats liegenden Forderungen wollen wir am Schlusse des Artikels kurz 

definieren. 

Neben Wucherfreiheit fordert das Agrarkapital: steuerliche Berücksichtigung und Schutz vor Pro-

duktionsstörungen, d. h. Raub des Koalitionsrechts der Landarbeiter, um ungestört die Früchte ihrer 

Politik genießen zu können. 

V. Privatkapitalistische Monopolisierung der Ernährungswirtschaft. 

Die Pläne der Agrarkapitalisten, Steigerung der Preise für Agrarprodukte auf und über die Welt-

marktspreise, werden vervollständigt durch das Streben nach Monopolisierung der Ernährungswirt-

schaft in der Hand des Agrarkapitals. 

Bekanntlich hat der Reichsschatzminister, Sozialdemokrat Bauer, den Weg zu der Monopolisierung 

der Ernährungswirtschaft in privatkapitalistischen Händen geebnet. Anlaß dazu gab die Frage der 
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Verwendung, der durch Abbau der staatlichen „Zwangswirtschaft“ unverwendbar gewordenen Müh-

len, Proviantämter und dergleichen. Diese dem Staat gehörenden Anlagen sollen an eine Lagerei-

Aktiengesellschaft [363] verpachtet werden, in deren Händen die gesamte Ernährungswirtschaft, Ein-

fuhr, Ausfuhr, Verwendung und Preisgestaltung der Nahrungsmittel liegen soll. Nach ursprünglichem 

Plan soll dabei die Nationalbank (Handels- und Industriekapital) mit 45%, das Reich mit 25%, die 

Hamburger und Düsseldorfer Konsumgenossenschaft mit 12%, das Agrarkapital mit 18% des Akti-

enkapitals beteiligt sein. Ausschlaggebend wäre also das Handelskapital. Dagegen wird von großag-

rarischer Seite Sturm gelaufen, obwohl ihnen inzwischen 27% zugebilligt wurde, erklären die Orga-

nisationen der Großagrarier: „Kein Pfund Getreide, kein Pfund Kartoffeln dieser Gesellschaft!“ In 

einer Vorstandssitzung des Brandenburgischen Landbundes vom 8. März wurde eine Resolution ein-

stimmig angenommen, in der es u. a. heißt: 

„Der Landbund wird nie und nimmer seine Zustimmung geben, daß der deutschen Landwirtschaft nur eine 

Beteiligung von 27, v. H, zustanden wird ... Wir erklären ausdrücklich, daß wir eine Beteiligung an der Reichs-

getreide-Aktiengesellschaft nach wie vor ablehnen, und nur eine Verwertung der Erzeugnisse in unseren Land-

bund-Genossenschaften für richtig halten.“ 

Damit ist klar ausgedrückt, daß das Agrarkapital und seine Organisationen, die Landbünde, alles da-

ran sehen, um die Ernährungswirtschaft ganz und gar in ihre Hand zu bekommen. Dies ist für sie von 

größter Bedeutung. Die gegenwärtige Entwicklung der Preise für Agrarprodukte geht mit Riesen-

schritten den Weltmarktspreisen näher. (Obwohl letztere infolge des Sinkens der Valuta ebenfalls 

stark steigen.) Gleichzeitig aber können sich mit Beseitigung der staatlichen Bewirtschaftung der 

Agrarprodukte die Weltmarktspreise auf dem Inlandsmarkte voll auswirken, das bedeutet, daß ein 

Rückschlag auf dem Weltmarkt unangenehm empfindlich für das inländische Agrarkapital werden 

kann. Der Monopolisierung der Ernährungswirtschaft in der Hand des Agrarkapitals ist eine ähnliche 

Funktion zugedacht wie den Schutzzöllen Bismarcks. Sie soll preisdrückende Momente, durch billi-

gen ausländische Agrarprodukte, vom Inlandsmarkt fernzuhalten. 

VI. Lösung der Ernährungsfrage durch das arbeitende Volk. 

Dem Profitstreben des Agrarkapitals, das eine ungeahnte Teuerungswelle (die bereits einsetzte), mit 

sich bringt, muß ganz entschieden vom arbeitenden Volke entgegengetreten werden. Nicht nur dem 

Industrieproletariat, den Arbeitern und Angestellten, sondern auch den kleingewerblichen Schichten, 

wird bei Gelingen der Offensive des Agrarkapitals, die Existenzgrundlage entzogen. 

Auch das Interesse der kleinen Landwirte gebietet diesen gegen die großagrarische Ernährungs-, 

Preis- und Steuerpolitik sich aufzubäumen. Die Teuerung lastet auch auf ihrer Schulter. Die Mehr-

einnahmen, die sich aus höheren Agrarproduktenpreisen für sie ergeben, aus dem Wenigen, daß sie 

auf den Markt bringen können, werden durch die, bei Steigerung der Preise für Agrarprodukte, nicht 

ausbleibende Steigerung für alle Industrie- und Kolonialwaren und durch die vermehrten Steuern 

mehr als aufgewogen. 

Für das gesamte arbeitende Volk gilt es deshalb zu kämpfen gegen die Hilfsaktionsforderungen des 

Agrarkapitals, gegen die Monopolisierung der Ernährungswirtschaft in privatkapitalistischen Hän-

den, für Regelung der Ernährungswirtschaft durch das arbeitende Volk! 

Es gilt zu kämpfen für: 

1. Monopolisierung der gesamten Ein- und Ausfuhr an Nahrungs-, Futter- und Düngemittel und land-

wirtschaftliche Maschinen in den des Staates. [364] 

2. Ablieferungszwang für Agrarprodukte der großen Güter unter Kontrolle der Gutsräte! 

3. Beseitigung des Umlagesystems für die Klein- und Mittelbauern! 

4. Festsetzung der Erzeugerpreise durch die Organe der Kleinbauern, der Land- und Industriearbeiter! 

5. Direkte Verteilung der Produkte an die Verbraucher mittels des technischen Apparates der Arbei-

ter-Konsumgenossenschaften. 
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6. Verteilung der für die Landwirtschaft notwendigen Betriebsmittel durch die landwirtschaftlichen 

Genossenschaften unter Kontrolle der Kleinbauern, Landarbeiter und des Staates. 

7. Sozialisierung der Düngemittelindustrie, um die Landwirtschaft mit ausreichendem billigen Dung-

stoff zu beliefern! 

8. Anbau- und Düngungszwang für Großgrundbesitzer unter Kontrolle der Gutsräte und des Staates! 

9. Entschädigungslose Enteignung schlecht bewirtschafteter Güter zur Verhinderung der Produkti-

onssabotage! 

* 

Irrwege.  
Von Ernst Meyer, Berlin. 

Die willkürliche Fixierung der politischen Grenzen im Osten Deutschlands durch die Entente hatte 

vielleicht auch die Absicht, sicherlich aber die Wirkung, daß die politischen und wirtschaftlichen 

Befreiungskämpfe des Proletariats durch die Stärkung nationaler Gegensähe wesentlich erschwert 

werden. Die Entscheidung über Oberschlesien hat ein wirtschaftlich zusammengehöriges Gebiet zer-

rissen und die angebliche Anwendung des Selbstbestimmungsrechts jahrelang die Gegensätze der 

Sprache und der Abstammung der Arbeiterschaft künstlich verschärft. Aehnliche Schwierigkeiten hat 

die Entscheidung über Ost- und Westpreußen für die Arbeiterschaft gebracht. Auch dort hat die Ab-

stimmung, soweit sie überhaupt vorgenommen wurde und die Entente nicht selbstherrlich die Gren-

zen bestimmte, nationale Streitfragen hervorgerufen und die Arbeiterschaft von der Erörterung der 

sozialen Fragen abgelenkt. Die Maßnahmen der Entente sind im einzelnen vielfach so willkürlich, 

daß selbst unsere eigenen Parteigenossen zuweilen in der Abwehr und Kritik dieser Maßnahmen gar 

nicht bemerkten, in welche Nachbarschaft sie dabei gerieten. So hat die kommunistische Fraktion des 

Provinziallandtages in Ostpreußen sich dazu verleiten lassen, zusammen mit allen bürgerlichen Par-

teien Protest gegen die Abtretung von 5 Weichseldörfern zu erheben. Die Kritik dieser einzelnen 

Maßnahmen der Entente war im Zusammenhange mit der schärfsten Verurteilung des ganzen Ver-

sailler Friedensvertrages durchaus am Platze. Aber diese Kritik mußte natürlich von ganz anderen 

Gesichtspunkten ausgehen und mit anderen Argumenten bestritten werden, als die bürgerlichen Par-

teien es tun konnten und getan haben. Die preußische Landtagsfraktion hat daher besonders deutlich 

den Unterschied zwischen nationalistischer und kommunistischer Kritik an den kapitalistischen Frie-

densverträgen und ihren Nachwirkungen unterstreichen müssen. 

Während es sich bei dem Verhalten der ostpreußischen Provinziallandtags-Fraktion mur um einen 

einzelnen Irrtum handelte, der zudem noch durch falsche Information über die tatsächlichen Grund-

lagen entschuldigt werden mag, hat die Abschnürung Danzigs von Deutschland zu einer verhängnis-

vollen Gesamteinstellung unserer Parteiorganisation in Danzig geführt. Die Danziger Partei muß un-

ter den schwierigsten Verhältnissen arbeiten. Ihre Tätigkeit erstreckt sich auf eine Bevölkerung von 

insgesamt 300.000 Personen. Wirtschaftlich ist das Gebiet absolut unselbständig. Die Verfassung 

trägt kommunalen Charakter; nur werden die Befugnisse des Senats und des Parlaments nicht durch 

gesetzgebende und Verwal-[365]tungsorgane des gleichen Staates bestimmt, sondern Danzig ist von 

dem Völkerbund, d. h: der Entente abhängig. Die Beziehung zwischen Danzig und dem in Genf sit-

zenden Völkerbund ist aber infolge der räumlichen Entfernung eine so lose, daß die Danziger Bevöl-

kerung leicht zu der Illusion kommt, als sei die „Freie“ Stadt ebenso selbständig wie etwa einer der 

benachbarten Staaten. Der Versailler Friedensvertrag und der Völkerbund haben nun Polen besondere 

Rechte in Danzig eingeräumt. Danzig ist in das Zollgebiet Polens eingegliedert; Polen hat das Recht 

der Ueberwachung und Verwaltung der Eisenbahnen, der Wasserstraßen, der Häfen und des Postver-

kehrs zwischen Polen und Danzig. Polen ist schließlich die Leitung der auswärtigen Angelegenheiten 

der Freien Stadt Danzig übertragen worden. Innerpolitisch steht Danzig dagegen stark unter dem 

Einflusse Deutschlands. Straf- und Zivilrecht sind auch nach der Abtrennung Danzigs noch die glei-

chen wie in Deutschland. Ueberhaupt gelten in Danzig alle bis zum Jahre 1920 erlassenen deutschen 

Gesetze und Verordnungen. Ausdrücklich ausgenommen wurden nur das Gesetz über das Reichsnot-

opfer und – das Betriebsrätegesetz. 
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Die seltsame staatsrechtliche Lage und politische wie wirtschaftliche Abhängigkeit Danzigs von Po-

len, Deutschland und dem Völkerbund müßte der Arbeiterschaft gerade den Gedanken nahelegen, 

daß eine Verbesserung der eigenen Lage nur möglich sei durch gemeinsame Kämpfe mit der Arbei-

terschaft der benachbarten Staaten. Der internationale Gedanke müßte also gerade unter der Danziger 

Arbeiterschaft besonders leicht und fest Fuß fassen. Unsere Partei und unsere Presse, die „Danziger 

Arbeiterzeitung“, haben sich auch bemüht, dem Rechnung zu tragen. Aber die Besonderheit der po-

litischen Verhältnisse in formeller Beziehung wirkt dieser Erkenntnis immer wieder entgegen. Selbst 

in unserer Partei wird zuweilen die Selbstständigkeit Danzigs überschätzt und es tauchen sogar hin 

und wieder Autonomiepläne auf. 

Im vergangenen Jahre hatte unsere Partei sich in Danzig mit einem gewissen Erfolge bemüht, die 

Massen um sich zu sammeln und auch die beiden anderen Arbeiterparteien zu einem gemeinsamen 

Kampfe zu bewegen. Die politische Rückständigkeit mancher Verfassungsvorschriften und der über-

wiegende Einfluß der Deutschnationalen verschaffte dabei sogar der SPD einen Anschein von Radi-

kalismus. Gemeinsame Demonstrationen aller drei Arbeiterparteien im August v. J. wurden indessen 

durch einen Parlamentsputsch des reaktionären Senats in ihrer Auswirkung behindert. Seither be-

trachtet es die Danziger Partei mit Recht als ihre Hauptaufgabe, den jetzigen reaktionären Senat zu 

beseitigen. Das ist nicht so leicht, weil von den 22 Senatoren 8 auf 12 Jahre gewählt werden und nach 

der Verfassung selbst auf Grund eines ausdrücklichen Mißtrauensvotums des Volkstages nicht zu-

rückzutreten brauchen. Unsere Partei hat nun nicht allein gegen diese Bestimmung der Verfassung 

angekämpft; sie versuchte auch vor Aenderung der Verfassung eine andere Zusammensetzung des 

Senats zu erzwingen. Bei diesen Bemühungen hat die Parteileitung in Danzig Vorschläge gemacht, 

die vom kommunistischen Standpunkt aus nicht zu billigen sind. Die Bezirksleitung und die Fraktion 

betrachteten in ihrer Mehrheit die ganze Frage zu sehr vom parlamentarischen Gesichtswinkel. Auf 

Grund der jetzigen Zusammensetzung des Parlaments ist eine Mehrheit für eine Arbeiterregierung 

nicht vorhanden. Die Bezirksleitung erklärte in ihrem Resolutionsentwurf für den letzten Bezirkspar-

teitag indessen, daß zur Zeit in Danzig überhaupt nicht die Voraussetzungen und Möglichkeiten für 

die Bildung einer Arbeiterregierung vorhanden seien. Die Bezirksleitung wollte daher von der Pro-

paganda für die Arbeiterregierung in Danzig Abstand nehmen. Es mag dahingestellt bleiben, ob im 

Augenblick wirklich diese Propaganda in Danzig unzweckmäßig wäre. Die Bezirksleitung hat aber 

nun nicht in erster Linie andere, der Situation im Freistaat angepaßte [366] Vorschläge über die poli-

tische Betätigung der Partei gemacht, sondern in dem Resolutionsentwurf über die Aufgaben der KP 

im Freistaat sich nur auf die Parlamentsverhältnisse bezogen. Die Bezirksleitung hält es für zweck-

mäßig, daß an die Stelle der in ihrer Mehrheit deutschnationalen Beamtenregierung zunächst eine 

parlamentarische Regierung aus den bürgerlichen Parteien ohne die Deutschnationalen zusammen 

mit den Rechtssozialisten tritt. Dieser schamhaft „Regierung der Mitte“ genannten bürgerlich-sozia-

listischen Koalitionsregierung wollte die Bezirksleitung, wie die „D. A.-Z.“ schreibt, „eine erhöhte 

Sicherheit“ geben, indem sie in ihrem Resolutionsentwurf ankündigte, daß die Kommunisten sich 

gegen jede Beseitigung der Regierung der Mitte durch die Deutschnationalen wenden würden. 

Der Bezirksparteitag hat die Vorschläge der Bezirksleitung erfreulicherweise, wenn auch nur mit 

ganz geringer Mehrheit, abgelehnt. Der Wunsch, unter allen Umständen einen „Erfolg“ zu erreichen 

und die Ueberschätzung der besonderen Verhältnisse Danzigs haben die Bezirksleitung und die Re-

daktion der „Danziger Arbeiter-Zeitung“ auf einen Weg getrieben, der selbstverständlich der aller-

schärfsten Verurteilung bedarf. Nach genügender Erörterung der Aufgaben einer kommunistischen 

Partei wird die Mitgliedschaft in Danzig genug Ansatzpunkte finden, um ohne parlamentarische Re-

chenkunststücke und Tüfteleien die Interessen der Danziger Arbeiterschaft wirksam zu vertreten. Die 

auch in Danzig merkbare ungeheure Steigerung der Preise für Lebensmittel, Kleidung, Miete usw. 

bei äußerst niedrigen Löhnen, und die ständigen Versuche der Unternehmer, die Arbeitszeit zu ver-

längern, werden auch hier die Arbeiter zur Bildung der Einheitsfront zum Kampfe gegen die Unter-

nehmer zusammenschweißen. Diese Einheitsfront vorzubereiten, ist die wichtigste Ausgabe der Dan-

ziger Parteiorganisation. 

* 
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Unsere Stellung zur sozialistischen Regierung und zum Haushaltplan in Sachsen.  
Von E. G r u b e. 

Wir veröffentlichen diesen Artikel der vor der Weimarer Konferenz der Partei-Vertreter aus den drei 

Ländern mit Sozialdemokratischen Regierungen – Sachsen, Thüringen und Braunschweig – ge-

schrieben war, als Diskussionsartikel. Das Ergebnis der Weimarer Konferenz wird in der nächsten 

Nr. der Internationale besprochen werden. (Redaktion der Internationale) 

Die Frage der weiteren Unterstützung der sächsischen Regierung durch die Kommunisten ist bei der 

Beratung unserer Stellung zum Haushaltplan erneut in den Vordergrund gerückt. Bei den bisher ge-

pflogenen Debatten zu dieser Frage hat man sich innerhalb der Partei zum großen Teil von unserer 

jetzigen allgemeinen Einstellung zur Arbeiterregierung leiten lassen. Ein Teil unserer Genossen 

glaubt, durch den in der Zentralausschußsitzung gefaßten Beschluß: Die Bildung rein sozialistischer 

bez. Arbeiterregierungen sei zu fördern, es wäre j e t z t  unmöglich, einer derartigen Regierung die 

Mittel zu verweigern. Nichts ist irriger als dies. Es kommt hierbei nicht a u f  d e n  N a m e n, sondern 

auf d i e  P o l i t i k  d i e s e r  R e g i e r u n g e n  an. Deshalb ist es notwendig, ihre Entstehung wie ihre 

Tätigkeit einer kurzen Prüfung zu unterziehen. 

Bei der Wahl am 9. Dezember 1920 gab unsere Fraktion eine längere Erklärung ab, die unsere dama-

lige Stellungnähme klarlegte. Sie erschien nicht nur unseren Parteigenossen, sondern auch dem übri-

gen Teil der sächsischen Arbeiterschaft zu dieser Zeit verständlich. Ohne die Erklärung in diesem 

Artikel nochmals zu wiederholen, sei nur an einen Teil, der in der Erklärung enthaltenen Forderungen 

nochmals erinnert, die selbst im Rahmen der bürgerlichen Demokratie, unter Einsehung des vorhan-

denen Machtapparates durchführbar sind. Z. B. Amnestie in Sachsen, restlose Entwaffnung des Bür-

gertums, Schaffung einer Schutzpolizei aus zuverlässigen Proletariern unter Mitwirkung der Arbei-

terorganisationen, Durchführung der Schulspeisung, rücksichtslose Beschlagnahme der großen Woh-

nungen usw. 

[367] Auch auf die Haftung der Regierung bei den einzelnen wirtschaftlichen Kämpfen der Arbeiter-

schaft soll hier nicht eingegangen werden. Fest steht, daß die Regierung jedesmal auf Seiten der Un-

ternehmer war. Von unseren damals aufgestellten Forderungen ist nicht eine einzige durchgeführt. 

Daß die sächsische Regierung bei dem letzten großen Kampf der Eisenbahner sich das Wohlwollen 

des Herrn Gröner erworben hat, ist zu ihrer Beurteilung nicht ganz bedeutungslos. Der Reichskanzler 

Wirth hat in seiner Rede, anläßlich des Eisenbahnerstreikes, die vernünftige Haltung des unabhängi-

gen sozialistischen Ministers Lipinski besonders hervor. Da Lipinski in einem bürgerlich-kapitalisti-

schen Staat gegen das Streikrecht der halbverhungerten proletarischen Beamten ist, und dies öffent-

lich zum Ausdruck bringt, muß auch dieser Akt als ein Teil der Gesamtpolitik dieser Regierung be-

trachtet werden. 

Wenn wir bisher, trotz ihrer Regierungstaten, (die von uns jederzeit gebrandmarkt wurden) und trotz 

der Nichterfüllung aller der 1920 gestellten Forderungen dieser Regierung bisher unterstützt haben, 

so lag das an den allgemeinen politischen Verhältnissen im Reich, sowohl wie an den besonderen 

Zuständen in Sachsen. Unter Berücksichtigung der politischen Gesamtsituation und um das Weiter-

arbeiten dieser Regierung zu ermöglichen, haben wir ihr nicht nur weitere Kredite gewährt, selbst der 

die Arbeiterschaft belastenden Grund- und Gewerbesteuer, haben wir aus denselben Gründen unsere 

Zustimmung, gegeben. Da nun die Regierung, trotz der von uns erhaltenen Unterstützung, sich nicht 

entschließt, eine andere Politik einzuschlagen, ist es an der Zeit, u n s e r e  Stellung einer eingehenden 

Prüfung zu unterziehen.  Dazu erscheint es auch notwendig, die Haltung der bürgerlichen Parteien im 

sächsischen Landtag kurz zu streifen. 

Bei der dem Bürgertum günstigen Situation im November 1920 rechneten diese Leute damals mit 

einer bürgerlichen Mehrheit. Die Wahl hatte aber gegen sie entschieden, zugleich gegen die Koaliti-

onspolitik der Sozialdemokratie in Sachsen. Die sozialistische Politik der Buck, Gradnauer u. a. hatte 

die Arbeiter radikalisiert und die Beamten in die Arme des Bürgertums zurückgetrieben. In der alten 

Volkskammer saßen 42 Sozialdemokraten, 15 Unabhängige und 39 bürgerliche Abgeordnete. Es 

standen also 57 sozialistischen Abgeordneten 39 Bürgerliche gegenüber. Die Novemberwahl brachte 

der SPD 27, der USPD 13 und den Kommunisten 9 Mandate, insgesamt 49. Es stehen somit jetzt 49 
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Arbeiterkandidaten 47 Bürgerlichen gegenüber. Dabei hatte bei der Wahl die sogenannte Mitte einen 

starken Rückschlag erlitten. Die SPD und die Demokraten büßten insgesamt 29 Mandate ein. Die 

SPD allein 15 Mandate. Dies gab dem noch proletarisch fühlenden Teil der SPD Anlaß, das Steuer 

(zur Einstellung der Koalitionspolitik), in Sachsen herumzuwerfen. Sie bildeten eine rein sozialisti-

sche Regierung mit Unterstützung der Kommunisten, aber unter Fortführung der alten Politik. Daß 

dies dem Bürgertum, das bei der Wahl eine Stärkung erfahren hatte, nicht gefiel, war verständlich. 

Deshalb setzte ihre Vorschrift im Landtage ein, die sich weniger gegen die Politik der Regierung, als 

gegen die, nach ihrer Meinung ungerechte Verteilung der Ministerposten richtete. Schließlich sind 

sie es auch ihren Wählern gegenüber schuldig, daß sie gegen eine „sozialistische Regierung“ „kämp-

fen“. Leider haben sie mit ihren, in Wirklichkeit kraftlosen Vorstößen häufig einem Teil der Regie-

rungsparteien imponiert. Die Bürgerlichen wissen sehr gut, daß ihnen diese Regierung weit mehr als 

der Arbeiterschaft entgegenkommt. Dieser Regierung sind die Luftstöße der Bürgerlichen sehr will-

kommen. Kann sie doch durch diese Oppositionsstellung der Parteien zu den „sozialistischen Minis-

tern“ am besten die bürgerlich-kapitalistische Politik durchführen. In dieser Stellung fühlen sich beide 

Teile sehr wohl. Leider ist dieses Wohlsein nur auf Kosten der Arbeiterschaft möglich. Bei der Ver-

abschiedung des Haushaltplans werden wir nun zu zeigen haben, ob es uns möglich ist, diesem ge-

fährlichen Doppelspiel ein Ende zu bereiten. Betrachten wir den Haushaltplan nicht nur zahlenmäßig, 

sondern nach der in diesen Zahlen zum Ausdruck kommenden Tendenz, sowie das Wirken der ein-

zelnen Ministerien, seit Bestehen von 1920 an, so werden wir am besten die Grundlage bekommen, 

die h a u p t s ä c h l i c h  zur Beurteilung unserer jetzigen Stellungnahme notwendig erscheint. 

Das Ministerium des Innern, welchem zugleich das der Arbeit und Wirtschaft im Haushaltplan ange-

gliedert ist, erscheint im Etat mit einer Ausgabe von 781.784.708 Mark. 

[368] Sehen wir zunächst das Arbeitsministerium: Es hat sich, (dies ist eine unbestrittene Tatsache) 

durch fortgesetzte Verhandlungen mit allen Behörden bemüht, der besonders in Sachsen vorhandenen 

großen Arbeitslosigkeit entgegen zu wirken. Durch häufige und große Aktionen der Arbeitslosen 

gestützt, konnte es beim Reich durchsetzen, daß große Teile Sachsens als besonderes Notstandsgebiet 

anerkannt wurden. Diese Gebiete erhielten vom Reiche erhöhte Zuschüsse zur produktiven Erwerbs-

losenfürsorge und zur Arbeitslosenunterstützung. Die sächsische Regierung hat keine besonderen 

Mittel zur Linderung der Not bereit gestellt. Obwohl wir ihr den Halbmilliardenkredit mit der Be-

gründung bewilligten, hauptsächlich die Notlage der Erwerbslosen und Sozialrentner zu lindern. 

G r o ß z ü g i g e  Sozialreformen von L a n d e s w e g e n  sind mit Rücksicht auf den Widerstand der 

Reichsregierung nicht in Angriff genommen. Bei Streiks und Aussperrungen hat dieses Ministerium 

sich immer von dem Gedanken leiten lassen, die kapitalistische Produktionsweise nicht zu erschüt-

tern. Deshalb fanden wir es bei diesen Kämpfen leider immer auf Seiten der Unternehmer. Nur kein 

Konflikt mit der Reichsregierung war in diesem Ministerium das Leitmotiv. 

Das sächsische Wirtschaftsministerium hat bis heute nicht gezeigt, daß es ernstlich gewillt ist, neue 

Wege zu gehen. Von den großen Worten des dortigen „linken“ sozialistischen Ministers abgesehen, 

ist in der Lebensmittelbewirtschaftung auch mit der besten Lupe nichts zu finden, daß auf die Schaf-

fung grundlegenden Wandels hindeutete. Auch in den, dem Wirtschaftsministerium unterstellten 

Schulen ist unter der jetzigen Führung der Geist des Dualismus noch besonders gefördert. Eigensüch-

tig ist das dortige Ministerium bestrebt, durch Sonderbegünstigungen für s e i n e  Schulen, die Ge-

samtausgaben für die, dem Kultusministerium unterstellten Schulen herabzudrücken. Darunter müs-

sen am meisten die Volks- und Fortbildungsschulen leiden. Der Allgemeinbildung des unteren Vol-

kes wird hier durch einen „Unitarier“ großer Schaden zugefügt. Dieses Ministerium weiß genau, daß 

alle die besonderen Millionen, die es für s e i n e  Schulen herausholt, fast ausschließlich der Privatin-

dustrie zugute kommen. Einen besseren Sachwalter ihrer Sonderinteressen kann die Großindustrie in 

Sachsen nicht finden. Anstatt die Industrie mit ihren Riesenverdiensten zu zwingen, für die Fachaus-

bildung ihres Nachwuchses zeitgemäße Summen aufzudringen, glaubt das Wirtschaftsministerium 

die staatlichen Mittel im Interesse der Privatindustrie verwenden zu müssen, eine sehr bezeichnende 

Tatsache für die dort getriebene Politik. 
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Nun zum Ministerium des Innern. Wer sich bei der Beurteilung dieses Ministeriums auf die Nach-

richten der bürgerlichen Presse stützt, muß annehmen, daß an dieser Stelle der r e v o l u t i o n ä r e  

Sozialismus in leibhaftiger Gestalt vertreten ist. Leider ist das Gegenteil der Fall. Von allen Ministe-

rien wird hier die reaktionärste Politik getrieben. Dieses Ministerium ist der Unterschlupf aller Rück-

schrittler in Sachsen. Ganz offen wird an der Zusammenziehung der Polizeitruppen gearbeitet, mit 

dem einzigen Zwecke, sie bei Unruhen sofort geschlossen einsetzen zu können. Dies wirkt nach Mei-

nung dieser Abteilung beruhigend auf die Aufruhrlüsternen und auf die Bevölkerung. Selbst die bei 

der Reichswehr abgeschafften früher geltenden militärischen Dienstvorschriften feiern in den, diesem 

Ministerium unterstellten Landesanstalten wahre Triumphe. Wie in den Zeiten der Monarchie ist in 

den einzelnen Landesanstalten, Hände an die Hosennaht, Befehle entgegennehmen und Mundhalten, 

die Norm, in der sich der Verkehr mit den unteren Beamten abspielt. Beamtenausschüsse werden 

nicht anerkannt. Fortwährende Millionen-Anforderung für die Erweiterung der Strafanstalten und zur 

Vermehrung des Unterdrückungsapparates ist die Haupttätigkeit dieses sozialistischen Ministeriums. 

Das Kultusministerium beansprucht 588.553.524 Mark für sich.. Im Kultusministerium herrscht 

heute noch unstreitig nur der Geist der a l t e n  Geheimräte. Auf dem Wege zur Vereinheitlichung des 

Schulwesens ist bisher nichts unternommen. Selbst das vom früheren demokratischen Minister vor-

bereitete Schulbedarfsgesetz hat eine Rückrevidierung erfahren. Die Vereinheitlichung des Schulwe-

sens in Sachsen erwartet der dortige sozialistische Minister anscheinend von der bürgerlichen Reichs-

regierung. Auch hier kein ernstlicher Versuch, den Kampf für die Beseitigung der Brutstätten der 

Reaktion aufzunehmen. 

Das Justizministerium braucht für seine Verwaltung 175.323.220 Mark. Ueber die Tendenz und Po-

litik dieses Ministersems längere Ausführungen zu machen, ist überflüssig. Erinnert sei hier an die 

Ausführungen des früheren [369] Justizministers Haenisch, der eine politische Amnestie in Sachsen 

für ein Uebel hielt. Unter seiner Aera konnten sich die Staatsanwälte, die Richter und seine Geheim-

räte ungehemmt gegen die Proletarier austoben. Die Tätigkeit, die jetzt im Justizministerium entfaltet 

wird, scheint sich auch leider nur auf die Personalpolitik in der Justizverwaltung einstellen zu wollen. 

Von einer Amnestie und seiner großzügigen Reform in diesem Ressort ist nichts zu spüren. So werden 

alle diejenigen, die aus Not oder einer anderen politischen Einstellung. sich gegen die Gesetze der 

dreimal heiligen Profitwirtschaft vergehen, weiter in die s ä c h s i s c h e n  Strafanstalten gesteckt. Von 

einem wirklichen Kampf gegen die vorsintflutlichen Justizzustände ist keine Spur zu entdecken. 

Das Finanzministerium ist nach Meinung der anderen Ministerien der Hemmschuh für jeden sozialen 

Fortschritt, obwohl gesagt werden muß, daß die anderen sächsischen Minister gegenüber dem Fi-

nanzminister eine andere Verteilung der Mittel bewirken können. Das Eine steht allerdings fest, heute 

nach anderthalb Jahren, seit der Wahl der Regierung, kennt der Landtag noch nicht das Programm 

dieses Ministeriums. Auch hier beschränkt man sich lediglich auf die Verteilung der vom Reich be-

reitgestellten Mittel. Allerdings verfährt man dabei in einer Weise, die jedem sozialen Empfinden 

Hohn spricht. Ein Beispiel möge das kurz erläutern. Für die gesamte Wohlfahrtspflege des Landes 

stellte die Regierung 11.000.000 Mark ein. In Frage kommen hier Säuglings-, Mutterschutz-, Kinder-

fürsorge, Bekämpfung der Lungentuberkulose, Trinkerfürsorge, Samariterausbildung usw. 

Wir beantragten angesichts der Haltung der anderen Partei nur eine Mehreinstellung von 2 Millionen 

Mark. Das Finanzministerium erklärt aber, daß es mit R ü c k s i c h t  auf die S t a a t s f i n a n z e n  jede 

Mehreinstellung ablehnt. Dieses selbe Ministerium bewilligt glatt 7 Millionen Mark Zuschuß für die 

2 Staatstheater in Dresden. Es bewilligt hunderte Millionen zur Errichtung neuer Gendarmeriestatio-

nen und zur Vergrößerung von Strafanstalten. Millionen Zuschüsse zur Erhaltung und Förderung der 

S t a n d e s s c h u l e n. Dieser Hinweis dürfte genügen, um den „sozialistischen Geist“, der im Minis-

terium herrscht, zu kennzeichnen. Für seine Verwaltung braucht es 83.784.708 Mark. 

Die gesamten Ausgaben, die diese „sozialistische Politik“ erfordert, belaufen sich auf 2.070.140 

Mark. Es ergibt sich hierbei ein vorläufiges Defizit von 1.602.124.859 Mark für die Rechnungsjahre 

1921/22. 
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Die Gesamtpolitik seit der Wahl dieser Regierung, die in dem jetzigen Haushaltplan am besten zum 

Ausdruck kommt, kann kein Mensch eine sozialistisch orientierte nennen. Für uns kann es daher nur 

heißen: Gewogen und zu leicht befunden. Deshalb ist der schärfste Kampf der Arbeiterschaft gegen 

die Politik dieser Regierung eine nicht zu umgehende Notwendigkeit. 

* 

Anmerkungen zum Schulkampf.  
Von E d w i n  H ö r n l e. 

Der Geist von Potsdam und der Geist von Weimar. 

Bei der Beratung des Kultusetats im Preußischen Landtag hielt der sozialdemokratische Kultusmi-

nister a. D. Hänisch eine schöne Rede. Natürlich, wie immer bei Schulfragen, wurde wieder viel in 

Ideal und Idealen gemacht, Als „neues Schulideal“ erklärt Hänisch: „Die Schule soll uns helfen, den 

wirtschaftlich denkenden und sozial empfindenden Gemeinschaftsmenschen erziehen. ... Im Zeitalter 

des individualistischen Liberalismus wurde den Kindern gepredigt: Hilf Dir selbst, so hilft Dir Gott. 

Wir stellen demgegenüber das soziale Schulideal auf, das sich in die Worte zusammenfaßt: Einer für 

alle, alle für einen!“ Und er meint die Bestrebungen Montessoris, der Elternräte, der Lehrerräte, 

Schulgemeinden, die ersten schüchternen Anfänge der Arbeits- und Produktionsschule lägen in dieser 

Richtung. In dem neuen Ideal des „wirtschaftlich denkenden und sozial empfindenden Gemein-

schaftsmenschen“ werde schließlich auch das aufgehen, was gut und dauernd sei am nationalen wie 

am christlichen Gedanken. Der Nationalismus werde „emporgeläutert“ zum nationalen Kulturgedan-

ken, der eine Ergänzung sei zum internationalen Gedanken. Der große ethische Gehalt des Christen-

tums, der Gedanke der allgemeinen Bruderliebe, der Internationalismus, der [370] Völkerversöhnung, 

werden im neuen sozialen Schulideal endlich Fleisch und Blut gewinnen. 

Soweit Konrad Hänisch, der als simpler Landtagsabgeordneter theoretisierende Schulminister a. D. 

Wir verzichten an dieser Stelle auf die marxistische Kritik seiner idealistischen Einstellung, Das soll 

später geschehen. Wir fragen nur: Wie sah Konrad Hänisch, der Praktiker aus? Was hat er als Minister 

getan, um sein „soziales Schulideal“ in die Wirklichkeit umzusetzen? Denn es ist klar: Nicht ein 

Schulideal im Kopfe von Hänisch, Paulsen etc., sondern einzig die S c h u l w i r k l i c h k e i t  im täg-

lichen Leben könnte jene Resultate zeitigen, als da sind: wirtschaftlich denkende und sozial empfin-

dende Gemeinschaftsmenschen, Emporläuterung des nationalen Gedankens zum nationalen Kultur-

gedanken, Rettung des ethischen Gehalts im Christentum usw. 

Es bedarf nicht vieler Worte, um festzustellen, daß in der bürgerlichen Gesellschaft sich heute alles 

umgekehrt verhält, wie Hänisch es wünscht. Der nationale Gedanke ist nicht „Ergänzung“, sondern 

Todfeind des Internationalismus, nicht Kulturgedanke, sondern Klassenherrschaftsmittel. Der „wirt-

schaftlich denkende und sozial empfindende Gemeinschaftsmensch“ existiert nicht als Einheit, son-

dern als Widerspruch: Wirtschaftlich denken nämlich die Kapitalisten, (Wirtschaft in ihrem Sinn!) 

sozial denken die Proletarier. Der ethische Gehalt des Christentums aber hat sich längst in die Kan-

zelreden und Gebetbücher verkrochen; in der lauten Alltagswelt dient das Christentum allem andern 

als der allgemeinen Bruderliebe. 

Wir fragen also: Was hat nun Hänisch seinerzeit als Minister getan, um sein Schulideal in dieser dem 

Ideal so entgegengesetzten Wirklichkeit durchzusetzen? Was hat er z. B. getan, um den „individua-

listischen Liberalismus“ in der Schule zu bekämpfen? Hat er etwa versucht, auch nur im Rahmen der 

Weimarer Verfassung, die Kirche auf ihr „ordentliches Lehrfach“ zu beschränken, ihr die herrschende 

Stellung im Gesamtunterricht zu nehmen? Hat er etwa die ausgesprochenen, antirepublikanischen 

Schulräte und Regierungsräte beseitigt? Hat er die monarchistischen Agitatoren zur Schule hinaus-

geworfen? Hat er das bürokratische Schulsystem aufgelockert, die Lehrer aus ihrer Bevormundung 

befreit? (Siehe Fall Sachse!) Hat er die byzantinisch-chauvinistisch-klerikalen Schulbücher vernich-

tet, die Schulbibliotheken gereinigt? Oder hat er wenigstens die „schüchternen Anfänge“ der Produk-

tionsschule machtvoll gefördert? Hat er die Lehrerbildung von grundaus erneuert? Hat er das Prügel-

recht der Lehrer abgeschafft? (Wir kennen nur ein Rundschreiben, das den Lehrern gütlich zuredet.) 
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Hat er die soziale Fürsorge für die proletarischen Kinder (Das beste Erziehungsmittel für wirtschaft-

liches und soziales Denken, Herr Hänisch!) zur Grundlage des Schulwesens gemacht? Hat er die 

proletarischen Elternräte zu bestimmenden Faktoren im Schulwesen erhoben, um so dem Chauvinis-

mus, Klerikalismus, Bürokratismus und Formalismus des Schulwesens eine lebendige Korrektur ent-

gegenzustellen? (Sein Novembererlaß 1919 tut das gerade Gegenteil!) 

In seinem Buche „N e u e  B a h n e n  d e r  K u l t u r p o l i t i k“ gibt Konrad Hänisch auf diese Fragen 

Antwort. Oder besser gesagt, er umgeht die klare Beantwortung mit einem allgemeinen Geschwätz 

vom „neuen Schulgeist, vom neuen Leben“, vom „neuen Samen“, der in das Ackerland der deutschen 

Schule in der Zeit vom November 1918 bis Herbst 1921 gesenkt worden sei. Konrad Hänisch vertei-

digt sich und die Politik seiner Partei mit dem schönen Argument, gut’ Ding brauche lange Weile, 

und mit der Philosophie vom „Parallelogramm der Kräfte“. Diese Philosophie ist so bezeichnend für 

den Geist, den Konrad Hänisch und seinesgleichen vertreten, daß wir einige Sätze im Wortlaut ver-

öffentlichen müssen. Sie lauten: 

„Wie dies Parallelogramm je nach der Stärke der von den verschiedenen Seiten herwirkenden Komponenten 

jeweils sein Bild änderte, und wie dem-[371]gemäß auch die sich schließlich ergebende Resultante bald mehr 

nach dieser Richtung hinzeigte, bald mehr nach jener – mit einem andern Bilde: Welche kulturpolitische Wel-

lenlinie im dauernden Wechselspiel der Weltanschauungen, der Parteien und der wirtschaftlichen Kräfte sich 

bildete, wie aber die R i c h t u n g  der Welle letzten Endes doch, bei allem Auf und Ab zum freien Meere der 

sozialistischen Demokratie wies: das ist es, wovon diese kleine Schrift handelt.“ 

Diese Philosophie vom historischen Parallelogramm und von der kulturpolitischen Wellenlinie 

scheint eigens geboren, um die Politik von Weimar zu verteidigen. Das freie Meer der sozialistischen 

Demokratie ist offenbar heute schon glücklich erreicht m der großen Koalition von Stinnes bis Schei-

demann und in dem preußischen Kultusministerium des Monarchisten Dr. Boelitz. Herr Hänisch hat 

vollkommen vergessen, daß die Aufgabe des proletarischen Politikers nicht darin besteht, philoso-

phische Betrachtungen über Wellenlinie und Parallelogramme anzustellen, sondern selber als Kom-

ponent im „Wechselspiel der Kräfte“ sich durchzusetzen, d. h. die Kräfte des Proletariats zum Kampfe 

zu wecken und zu führen. 

Statt dessen vergeudet Hänisch seine beste Stilkunst in einem langen Geschichtskolleg für preußische 

Oberlehrer. Nicht die Proletarier, sondern die Oberlehrer beschwört er, doch endlich einzusehen, daß 

der alte Gewaltstaatsgedanken überlebt und der neue Kulturstaat die Forderung der Zeit sei. Vom 

schlecht unterrichteten Oberlehrer appelliert er, wie einst Luther beim Papst, an den besser zu unter-

richtenden. Mit allen Mitteln möchte er ihnen ein neues „Kulturideal“ suggerieren. Aber damit fängt 

man keine preußischen Oberlehrer. Der preußische Oberlehrer ist gar nicht so schlecht unterrichtet, 

Herr Hänisch! Er weiß und fühlt sich trotz aller augenblicklichen materiellen Bedrängnis als Glied 

der herrschenden Klasse, er weiß die Bedeutung seiner Aufgabe als Jugendbildner im Dienste der 

herrschenden Klasse sehr gut zu würdigen! 

Es ist typischer Geist von Weimar, wenn Hänisch versucht, einen höheren Rationalismus in den Ober-

lehrerseelen zu wecken. Wie schön das klingt, wenn der Sozialdemokrat von den „Vereinigten Staa-

ten von Europa“ spricht und gleich darauf in die pathetischen Sätze ausbricht: 

„Glauben Sie mir, daß diese Wunde (Oberschlesien) mich nicht weniger brennt als Sie, und daß auch mir die 

Röte des Zorns ins Antlitz steigt, wenn ich auf dem Drachenfelsen, oder auf dem Felsen der Lorelei stehe, 

wenn ich zum Rolandsbogen hinaussteige oder zum Niederwald und überall stoße ich in diesem deutschesten 

Deutschland auf französische Offiziere, auf Marokkaner, auf Neger von Senegal. Und dennoch, dennoch! Ver-

sailles ist nicht das letzte Wort der Geschichte usw. usw.“ 

Und dann spricht Hänisch von „des deutschen Volkes großer Sendung“, der Welt d i e  Gedanken zu 

schenken, die die Zeit wirklich braucht, wenn sie genesen soll, den Gedanken durchgeistigter, von 

hohem sozialem Epos emporgetragener Gemeinwirtschaft. 

Sicher ist Hänisch besonders befriedigt, weil er so geschickt verstanden hat, chauvinistische Schlag-

worte „emporzuläutern“. In Wirklichkeit macht dieser blühende „Idealismus“, der nichts mit dem 

klassischen Idealismus eines Fichte zu tun hat, den armen Konrad zum Gelächter aller aufrechten 
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Reaktionäre. Der Schülerputsch von Lichterfelde ist ja nur ein kleiner Beweis dafür, welche Frücht-

chen gereift sind auf dem so sorgsam mit neuen Schulidealen von Hänisch gedüngtem Boden. Und 

hoffentlich ist die Zeit nicht fern, wo er und seine Schulpolitik das Gelächter sein werden, auch aller 

aufrechten Proletarier, die sich nicht mehr von schönen Phrasen und philosophischen Deduktionen 

benebeln lassen, sondern proletarische Interessenpolitik handfester Natur verlangen. 

Der Geist von Potsdam kann eben nicht durch das blutleere Gespenst von Weimar, jenem Geiste des 

Parallelogramms, der Wellenlinie, der Verbindung von „deutschem Volkstum und Völkerversöh-

nung“ gebannt werden. [372] Hinter dem Geist von Potsdam steht die alte, routinierte, herrschsüch-

tige und bürgerlich klassenbewußte Schulbürokratie, stehen tausende, bis in die Knochen reaktionäre 

Lehrer und Lehrerinnen, stehen millionenstarke, eifrig werbende Kirchengemeinschaften, steht ge-

schlossen die bürgerliche Elternschaft. Sie umzustimmen, sie zu belehren, kann nur dem einfallen, 

der den K l a s s e n c h a r a k t e r  der heutigen Schule und Kirche nicht durchschaut oder wie Hänisch 

nicht durchschauen will. 

Auch heute noch will Hänisch seine Feinde von rechts durch Sanftmut überwinden, offenbar um den 

ethischen Gehalt des Christentums in seiner sozialdemokratischen Person überzeugend zu dokumen-

tieren. Er nennt das „eine weiche Hand“. Mit Aengstlichkeit verwahrt er seine Partei in der oben 

genannten Landtagsrede gegen den Vorwurf, die Sozialdemokratie wolle Parteipolitik in die Schule 

tragen. „Durch unsre Schulpolitik“, ruft er aus, 

„wird auch nicht, wie die Rechte behauptet, die Parteipolitik in die Schule hineingetragen. Gerade 

die Rechte und der alte Staat haben jahrzehntelang die Schule einseitig in den Dienst parteipolitischer 

monarchistisch reaktionärer Bestrebungen gestellt. Das Umgekehrte etwa zu tun lehnen wir ab. ... 

K i n d e r l e b e n, J u g e n d l a n d, i s t  h e i l i g e s  L a n d, e s  d a r f  n i c h t  i n s  P a r t e i g e t r i e b e  

h i n e i n g e z o g e n  w e r d e n.“ 

Hier haben wir den Geist von Weimar in Reinkultur. Landauf, landab tragen die reaktionären Lehrer, 

die Herr Hänisch als Minister auf ihrem Posten beließ, und an die er heute so bewegliche Aufrufe 

richtet, den Parteikampf in ihre Klassen, indem sie revolutionäre Proletarier beschimpfen, gegen 

fremde Nationalitäten hetzen, den bürgerlichen, egoistischen Erwerbssinn pflegen oder gar über die 

Republik als „Judenregierung“ zetern. Ach wie heilig ist doch der Bourgeoisie das Kinderleben, zu-

mal der Proletarierkinder. Das beweist die Tatsache, daß in den Vierteln der Reichen 5,2% in den 

armen Vierteln jedoch 42% der Kleinkinder zugrunde gehen. Unterernährung, Tuberkulose, Syphilis 

vernichten und verkrüppeln den proletarischen Nachwuchs. 50-60% der Arbeiterkinder Deutschlands 

sind unterernährt, zahllose Schulentlassene sind zu schwächlich, um einen Beruf zu ergreifen. Prü-

gelnde Schulmeister aber, die ja selbst von ihren Vorgesetzten wie Prügeljungen behandelt werden, 

erniedrigen unsere Kinder Tag für Tag, rauben ihnen das Selbstbewußtsein, machen sie zu Heuchlern, 

Kriechern und Verrätern an ihren Klassengenossen. Zugleich nimmt die Kinderausbeutung erschre-

ckend überhand, sind doch 25% der Berliner Schulknaben als überarbeitet zu bezeichnen. 

Was helfen gegen diese harte Wirklichkeit die schönsten „Schulideale“? Nicht Heiligsprechung des 

Jugendlandes ist das Gebot der Stunde, sondern Kampf für die allernächsten notwendigsten Forde-

rungen des Tages, Kampf für Schulspeisungen, Ferienkolonien, Ausbau der Schulen zur Arbeits-

schule, Unterdrückung der monarchistisch gegenrevolutionären Agitation in der Schule, Trennung 

von Schule und Kirche, Schaffung von luftigen, sonnigen Kinderheimen, Kontrolle des gesamten 

Volksschulwesens durch die Organisationen des arbeitenden Volkes! Aber Kampf heißt nicht schöne 

parlamentarische Anträge stellen und seufzend quittieren, daß sie aus Mangel an Geldmitteln nicht 

angenommen werden, Kampf bedeutet: M o b i l i s i e r u n g  d e s  k l a s s e n b e w u ß t e n  P r o l e t a -

r i a t s  u n d  i n  e r s t e r  L i n i e  d e r  p r o l e t a r i s c h e n  E l t e r n m a s s e n.“ 

Der Geist von Potsdam hat Fleisch und Blut in der bürgerlichen Schulreaktion. Der Geist von Weimar 

ist eine leere Phrase, eine schöne Geste ohne Schlagkraft. Der Geist des Proletariats, verkörpert durch 

kämpfende Arbeitermassen, wird allein den Geist von Potsdam verscheuchen. 

[373] 
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Die Internationale  

Jahrg. 4 ⁕ Ausgegeben 13, April 1922 ⁕ Heft 17 

Nach der Berliner Konferenz. 

Δ B e r l i n, den 9, April. 

Die Berliner Konferenz der drei Internationalen ist abgeschlossen, die von Genua beginnt. Der Zu-

sammenhang ist nicht nur ein äußerlicher. Man begreift das Ergebnis der Berliner Konferenz nur, 

wenn man es mit der Genua-Konferenz zusammennimmt und die Verbindungen prüft, die vom im-

perialistischen Lager in das proletarische übergreifen. Das Ergebnis der Berliner Konferenz ist nega-

tiv, soweit der unmittelbare Zweck, eine einheitliche proletarische Weltaktion in Genug, in Betracht 

kommt. Die 2. Internationale weigerte sich ultimativ, eine internationale Aktion zur Revision der 

Friedensverträge in Betracht zu ziehen. Die Verbindungslinien zu dem imperialistischen Lager sind 

hier für einen Blinden greifbar. Die führenden Parteien der 2. Internationale, die englische Labour 

Party, die belgische und die deutsche Sozialdemokratie, folgen hier getreu den Spuren ihrer Regie-

rungen. Da Lloyd George und Poincaré die Revision der Friedensverträge von der Genueser Tages-

ordnung abgesetzt haben, so können die Ramsay Macdonald und Vandervelde nicht gegen den Sta-

chel löcken. Und da die Wirth-Rathenau die englisch-französische Oberherrschaft anerkennen, so 

muß der deutsche Sozialdemokrat Wels ohne zu mucken von dem königlichen Minister Vandervelde 

sich sagen lassen, daß der Versailler Vertrag sakrosankt sei und daß seine Revision zum Besten von 

Stinnes wäre. Dasselbe Verhältnis der sklavischen Abhängigkeit der Parteien der 2. Internationale 

von den imperialistischen Regierungen spiegelt sich wieder Verhältnis der 2. zur 3. Internationale. 

Die Entente fordert Garantien von Sowjet-Rußland, die 2. Internationale fordert „Garantieen“ von 

der 3. Internationale. Man braucht die „Garantieen“ der 2. Internationale nur aus dem in acht Jahren 

ausgebildeten sozialimperialistischen Dialekt in die Sprache der Wirklichkeit zu übersetzen, um die 

vollständige Uebereinstimmung mit der Vorlage je nachdem des englischen, französischen usw. Im-

perialismus festzustellen. Die „Selbstbestimmung“ Georgiens, Armeniens, Aserbeidjans usw.! In der 

Sprache der Wirklichkeit: die „Selbstbestimmung“, sich unter den „Schutz“ der englischen Kanonen 

und Maschinengewehre zu begeben. Die „Freiheit“, die Naphtaquellen von Baku England auszulie-

fern. Das demokratische Recht für die Sozialrevolutionäre und Menschewiki im Gefolge der Welt-

bourgeoisie Bresche zu legen in die Positionen, die das russische Proletariat in drei Jahren gegen eine 

Welt von Feinden innen und außen erobert und festgehalten hat! Amnestie für die menschewistischen 

und sozialrevolutionären Gegenrevolutionäre, das heißt Freibriefe für die Gegenwart und für die Zu-

kunft, der Revolution in den Rücken zu fallen. Und schließlich haben die Herren der 2. Internationale 

auch an sich selber gedacht: Verbot der „Zellenbildung“ in den Gewerkschaften; und aus Selbster-

haltung haben sie dabei sogar ihre geliebte Demokratie vergessen, die jedermann freistellt, in einer 

proletarischen Organisation seine Gesinnungsgenossen fraktionell zusammenzuschließen, um für die 

Revolution zu werben. Es wurde diesen Liebhabern der Demokratie und Protektoren der Tschernow 

und Konsorten bedeutet, daß Sowjet-Rußland sich noch keineswegs unter das Proletariat der 2. Inter-

nationale zu be-[374]geben gedenkt, daß aber im übrigen die Methoden der Sowjet-Republik mit den 

„zivilisierten“ Methoden der weißen bürgerlichen Justiz jeden Vergleich aushalten, daß es Herrn 

Vandervelde freistehe, sich als Verteidiger der Sozialrevolutionäre anzumelden und daß ihre westeu-

ropäischen Freunde zwar nicht Georgien zum Besten Englands ausgeliefert bekommen, aber immer-

hin die ausgezeichneten verblüffenden Dokumente über Georgien, die die menschewistische Regie-

rung Georgiens so freundlich war, zurückzulassen. Die Rolle der Wiener Internationale ist äußerst 

bezeichnend für die eigentliche Stellung der zentristischen Parteien. Sie gaben einerseits unverhohlen 

ihrer Sympathie Ausdruck für die „demokratischen“ Forderungen der 2. Internationale, aber sie be-

harrten andrerseits nicht darauf, sie als Vorbedingungen für den Weltarbeitskongreß zu stellen. Das 

heißt: sie sind praktisch bereit, sich an dem Kampf um unmittelbare Forderungen im Rahmen der 

bürgerlichen Demokratie zu beteiligen, aber sie schaudern zurück vor den Kampfmethoden des offe-

nen Bürgerkriegs, wenn sie ihnen leibhaftig, in der Gestalt der proletarischen Diktatur Sowjet-Ruß-

lands, entgegentreten. Damit ist von Seiten der 2½ Internationale die Grenze, bis zu der sie in der 

Entfaltung der Revolution gehen, haarscharf angezeigt, damit aber auch die Grenze, wo der Umschlag 
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in die offene Konterrevolution erfolgen wird. Jede Täuschung darüber wäre verhängnisvoll, aber das 

hindert nicht, es erfordert vielmehr, daß die kommunistische Vorhut ihrerseits nichts unterläßt, sie an 

die nächsten Kampfstellungen heranzuführen. Das eingestandenermaßen magere positive Ergebnis 

der Berliner Konferenz ist die „grundsätzliche“ Zustimmung zu einer proletarischen Weltkonferenz 

ohne Datum, die Einsetzung einer Neunerkommission aller drei Exekutiven, die sie vorbereiten soll, 

der Versuch, die Amsterdamer und die Rote Gewerkschafts-Internationale an einen Tisch zu bringen, 

und ein gemeinsamer Aufruf aller drei Internationalen, der sich in sehr vager Form für die nationale 

und internationale proletarische Einheitsfront ausspricht. 

War „das Spiel die Kerze wert“? Unbedingt! Ohne sich irgendwelche Illusionen über die Kampfbe-

reitschaft der Führer der 2. Internationale auch nur für Ziele des bürgerlichen Radikalismus zu ma-

chen, muß man sich klar sein, daß auch dieses magere Resultat nicht hätte erreicht werden können, 

wenn diese Führer nicht gleichzeitig mit dem Einfluß der Bourgeoisie dem Druck der proletarischen 

Massen ausgesetzt wären, die aus elementarer Not heraus zu Kämpfen drängen. Nicht dem eigenen 

Trieb, nur diesem sichtlich anschwellenden Massendruck ist es zu verdanken, daß die 2. Internatio-

nale, daß die Parteien der offenen Koalition mit dem Bürgertum sich genötigt sahen, mit den Kom-

munisten sich an einen Tisch zu setzen, und daß sie nicht vollständig und offen wieder ausbrechen 

konnten, so wie es ihre offenkundige Absicht war. Die Berliner Konferenz läßt einen, wenn auch 

noch so dünnen und gebrechlichen Faden zurück, der die M a s s e n  über die Grenzen der Parteiorga-

nisation hinweg verknüpft, und den die widerwilligen Führer nur abreißen können auf Kosten i h r e r  

Verbindung mit den Massen. Diesen Faden, der uns mit den sozialdemokratischen und zentristischen 

M a s s e n  verbindet, nicht abreißen zu lassen, sondern fester zu knüpfen, das ist die allgemeine Auf-

gabe, die die Berliner Konferenz uns hinterläßt. Sie besagt nicht nur nicht das Einstellen und auch 

nur die Einschränkung der Kritik an der Politik der sozialreformistischen und zentristischen Parteien, 

es besagt die schärfste sachliche Kritik e b e n  v o m  B o d e n  d e r  p r o l e t a r i s c h e n  E i n h e i t s -

f r o n t  a u s. Positiv ist die Aufgabe im Einzelnen vorgeschrieben durch den Gang der Ereignisse, 

Hier in Deutschland stehen für absehbare Zeit im Vordergrund die gewerkschaftlichen Kämpfe, die 

der Verteidigung der Lebenshaltung der Arbeiterklasse, des Achtstunden-[375]tages und der gewerk-

schaftlichen Grundrechte gegen den offenen Ansturm und die dunkle Minierarbeit der Unternehmer 

gelten, und die politischen Kämpfe gegen die steuerliche Belastung der Massen, gegen ihre Ausplün-

derung durch den Warenwucher, und um die Verteidigung der staatlichen Betriebe (der Eisenbahn, 

Post usw.) vor dem Zugriff des Privatkapitals. 

Diese Kämpfe um das Stück Brot sind unausbleiblich, sie werden sich verbreitern, verschärfen und 

vertiefen. Sie sind die reale Garantie dafür, daß die proletarische Einheitsfront kein leeres Wort bleibt, 

daß sie über alle Sabotageversuche hinweg sich durchsetzen wird. Diese Sabotageversuche von Sei-

ten der sozialreformistischen Führerschaft haben schon begonnen, kaum daß die Konferenz zu Ende 

ist. Der sozialdemokratische Parteivorstand hat die Aufforderung der Zentrale der KPD zu gemein-

samer Manifestation am 20. April abgelehnt, wobei er auch nicht einmal den Versuch einer ernsthaf-

ten Begründung machte. Denn daß die nicht gemeinsame Aktion der russischen Kommunisten mit 

der menschewistischen und sozialrevolutionären Abteilung nur ein provokatorischer Vorwand ist, 

liegt auf der Hand. Diese Verbindung von Sabotage mit Provokation überrascht natürlich niemand 

von uns Kommunisten; wir werden die Provokation Provokation sein lassen und die Sabotage bre-

chen. Wir wissen, es wird nicht von heute auf morgen gelingen, aber in hartnäckiger und umsichtiger 

Arbeit trotz allem. 

Sollten einzelne unter uns Beklemmungen über diesen Weg haben, so ist ihnen zu sagen, daß die 

Gefahren für die Zielklarheit der Partei, die damit verbunden sein können, nicht durch Beklemmun-

gen überwunden werden, sondern durch die vollkommene Klarstellung der nächsten Ziele und der 

weiteren Aussichten der Taktik der Einheitsfront, verbunden mit der Ausarbeitung ihrer Anwendung 

in allen Einzelheiten, propagandistisch wie organisatorisch. Die Taktik der Einheitsfront wird aller 

Voraussicht nach f ü r  g e r a u m e  Z e i t  diejenige sein, die sowohl der objektiven Kampflage wie 

der subjektiven Reise der proletarischen Massen entspricht. Sie ist natürlich nicht für alle Zeiten. Sie 

entspricht einer Kampflage, wo die Mehrheit der Arbeiterklasse zu Kämpfen genötigt ist um ihre 
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nächsten wirtschaftlichen Interessen, wo sie aber noch nicht zum Kampf um die politische Macht 

übergegangen ist. Dieser zweite Schritt kann aber nur aus dem ersten entspringen, und da der erste 

erst b e g i n n t, so ist die Aufgabe des Augenblicks nicht die, über den zweiten zu spekulieren, son-

dern alle Kräfte für den ersten anzuspannen. 

Das Heranreifen der Vorbedingungen für die Bildung der proletarischen einheitlichen Kampffront in 

Deutschland ist mit Händen zu greifen. Die letzten Betriebsrätewahlen wie eine Reihe von Wahlen 

in Genossenschaften zeigen ein mächtiges Fortschreiten des kommunistischen Einflusses an. Diese 

Ergebnisse sind ebenso viele Bestätigungen der Taktik der Einheitsfront, wie sie Symptome der fort-

schreitenden Radikalisierung der proletarischen Massen sind. Nimmt man hierzu den Verlauf .des 

Verbandstags der Reichsgewerkschaft der Eisenbahner, der mit einem glatten Sieg der Richtung en-

dete, die sich praktisch auf den Boden des Klassenkampfes stellt und die Verbindung mit der Arbei-

terschaft sucht, nimmt man ferner in Betracht die Lage auf der Tagung des Beamtenbundes, wo die 

unteren und mittleren Beamten aller Kategorien sich um die Reichsgewerkschaft der Eisenbahner 

gegen die oberen Beamtenkategorien gruppierten, so ist klar zu sehen, daß die Heeressäulen der un-

teren und mittleren Beamten sich denen der Arbeiterschaft auf dem Boden des Klassenkampfes, des 

Kampfes um das nackte Leben, nähern. 

Die Bedeutung dieser Entwicklung für den Fortgang des Klassenkampfes in Deutschland kann kaum 

überschätzt werden. Die deutsche [376] Bourgeoisie vermag unter dem ungeheuern, wirtschaftlichen 

Druck, dem sie ausgesetzt ist, nicht mehr, aus der Arbeiterschaft soviel herauszupressen, um die wich-

tigsten und zahlreichsten Glieder ihres eigenen Staatsapparats ausreichend zu bezahlen und gegen das 

Proletariat auszuspielen. Sie ist genötigt, beide gleichmäßig zu degradieren und sie gegen sich zu ver-

einigen. Ihr unmittelbares Ausbeuterinteresse kehrt sich feindlich gegen ihr politisches Herrschafts-

interesse. Vor die unentrinnbare Wahl gestellt, sich entweder für ihr soziales oder für ihr politisches 

Interesse zu entscheiden, hat sie sich für das erstere entschieden und sie legt so mit eigener Hand die 

Axt an die Wurzeln ihrer politischen Macht. Das ist die ungeheure Bedeutung dieser Tatsachen. 

Wir möchten in diesem Zusammenhang auf eine andere Reihe von Tatsachen hinweisen, deren Bedeu-

tung für die Entwicklung des proletarischen Klassenkampfes noch nicht genügend von uns erkannt 

und ausgewertet worden ist. Wir meinen die kritische Zersetzung der preußischen militaristischen Le-

gende, wie sie sich in der militärgeschichtlichen Kritik der Ludendorffschen Strategie vollzieht. (So-

weit der kritische Teil in Betracht kommt, ganz ausgezeichnet in der letzten Schrift Delbrücks über 

Ludendorff.) Diese Kritik spielt eine wichtige Rolle in der Loslösung eines Teiles der bürgerlichen 

Intelligenz aus ihrer Verbindung mit dem Junkertum und der verjunkerten Bourgeoisie. Das bedeutet 

fortschreitende Zersetzung im bürgerlichen Lager, Annäherung von Teilen der Intelligenz – der tat-

kräftigsten und kritischsten – an das Proletariat. Das hängt natürlich eng zusammen mit der materie l -

l e n  L a g e  der Intelligenz, aber ihre ideologische Loslösung von der überlieferten bürgerlichen Ge-

dankenwelt gehört zu den notwendigen V o r b e d i n g u n g e n  ihrer Annäherung an die Arbeiterklasse. 

In diesen Tagen ist der 11. Parteitag unserer russischen Bruderpartei zu Ende gegangen. Wir werden 

auf ihn noch ausführlich einzugehen haben, aber jetzt schon müssen wenigstens einige Hauptgesichts-

punkte dieses Parteitags, wie sie in der Eröffnungsrede Lenins entwickelt wurden, berührt werden. 

Genua wird nur kurz gestreift, da es hierüber keine Meinungsverschiedenheiten in der Partei gibt. Der 

wichtigste taktische Gesichtspunkt für die Konferenz ist die Ausnützung der pazifistischen Strömun-

gen der Weltbourgeoisie für das Ziel, den kapitalistischen Westen dem Wiederaufbau der russischen 

Wirtschaft nutzbar zu machen. Die Voraussetzung für diese Nutzbarmachung ist jedoch die, daß die 

Kommunisten mit den wirtschaftlichen Stellungen, die sie innehaben, so zu wirtschaften verstehen, 

daß sie über die kapitalistischen Wettbewerber obsiegen. In hundert Wendungen und Anwendungen 

unterstreicht Lenin diese Aufgabe als die zentrale. Die neue Wirtschaftspolitik selbst steht außer 

Frage. Lenin verweist bei dieser Gelegenheit auf den grundlegenden Unterschied zwischen dem 

Staatskapitalismus wie er in Rußland existiert, wo der Staat in den Händen des Proletariats ist, und 

dem Staatskapitalismus in bürgerlichen Staaten. Mit überlegenem Spott fertigt er die Spekulationen 

um diesen Staatskapitalismus ganz besonderer Art ab: „Wir spekulieren darüber, wie man den Staats-

kapitalismus auffassen soll, und schauen in die alten Bücher hinein. In diesen steht aber etwas ganz 
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anderes geschrieben. Es ist in ihnen über den Staatskapitalismus geschrieben, der unter der Herrschaft 

des Kapitalismus vorkommt. Es gibt aber kein Buch über den Staatskapitalismus, der unter der Dik-

tatur des Proletariats vorkommt. Sogar Marx hat kein Wort darüber geschrieben und starb, ohne ein 

genaues Zitat und ohne unwiderlegbare Anwendungen zu hinterlassen. Deshalb müssen wir uns selbst 

ohne Zitate helfen.“ Die Positionen, auf die man sich zurückzieht, sind festgestellt: Die Staatstrusts, 

die Konzessionen, die Verpachtungen. Es gilt, [377] den Rückzug zu beenden und praktisch auf dem 

festgelegten Boden die Ueberlegenheit der Kommunisten im Wirtschaften zu erweisen. Lenin legt 

mit schonungsloser Offenheit die Mängel bloß, die sich in dem wirtschaftlichen und Verwaltungsap-

parat der Kommunisten gezeigt haben: den Mangel der Fähigkeiten und Kenntnisse, um die Kapita-

listen zu leiten und zu kontrollieren, die mangelhafte Verwaltungstechnik, die die z w e c k m ä ß i g e  

A r b e i t s t e i l u n g  noch nicht kennt, die unnütz in wirtschaftliche oder Verwaltungs-Einzelheiten 

eingreift, statt wirklich zu leiten, die Ueberbürokratisierung usw. Diese herbe, schonungslose Kritik 

ist nicht übertrieben. Sie ist die notwendige Voraussetzung der Besserung. Mögen die Bourgeoisie 

und ihre Trabanten darüber ein Triumphgeschrei erheben: wenn diese Kritik die Ueberwindung der 

Gefahren der neuen ökonomischen Politik durch die Kommunisten anbahnt, wenn sie ihren Sieg über 

die kapitalistischen Wettbewerber vorbereitet, und das tut sie, so kann man der Bourgeoisie dieses 

Triumphgeschrei gelassen gönnen. Für die anderen kommunistischen Parteien bietet gerade diese 

absolut klare Umschreibung der gegenwärtigen kommunistischen Kernaufgaben in Rußland, die 

rücksichtslose Kritik der Mängel, die praktische Anleitung zur Ueberwindung der Gefahren der neuen 

Wirtschaftspolitik, die Gewähr dafür, daß diese Gefahren in dem höchsten möglichen Maße verrin-

gert werden. Im übrigen darf sich niemand von uns westlichen Kommunisten, der diese Gefahren und 

Mängel auch gesehen hat, einbilden, wir seien gefeit dagegen. Wir sind noch nicht vor diese Probe 

gestellt und wenn die technische und organisatorische Schulung des westeuropäischen Proletariats 

im Ganzen genommen höher sein mag, so ist dafür hier die Ausgabe selbst größer und verwickelter. 

Es tut gut, bei dieser Gelegenheit sich zu erinnern, daß in Deutschland die Arbeiterklasse unter Füh-

rung der Sozialreformisten und Zentristen, im November 1918, schwachmütig vor der Aufgabe, die 

Wirtschaft zu leiten, zurückgeschreckt ist. Zu Pharisäertum ist also hier am allerwenigsten der Anlaß. 

Die Ouvertüre von Genua ist zu Ende. Sie zeigt bereits die Hauptspieler in ihrer Rolle. Das Frankreich 

Poincarés führt die 18 monatliche Dienstzeit ein und kündigt damit an, daß es sich für den Kampf um 

die Hegemonie auf dem Festland vorbereitet. England antwortet mit der Anmeldung seiner Schuld-

forderungen an Frankreich und mit der Ankündigung, eines Feldzuges zur Herabsetzung der Landrü-

stungen. Es ist bei dieser Gelegenheit allerlei von einer englisch-amerikanischen Verständigung ge-

gen Frankreich gefabelt worden. Das ist Humbug. Das dauernde Interesse Amerikas ist sicherlich 

nicht die militärische Schwächung seines eventuellen künftigen Festlandsgegners gegen England. 

Alle diese Gegensätze und Spannungen vermag das fest in sich gegründete Sowjet-Rußland auszu-

nutzen. Das Deutschland der Wirth-Rathenau wird bei dieser Gelegenheit den Prügelknaben für beide 

Seiten abgeben. Ehe nicht im Innern die Arbeiterkampffront aufgerichtet ist, ehe es nicht in seiner 

Arbeiterklasse den natürlichen Schwerpunkt und damit eine wirkliche weitausschauende Orientie-

rung gefunden hat, können nur hoffnungslose Toren irgend etwas von den diplomatischen Hexen-

künsten erwarten, die die Wirth-Rathenau usw. in Genua entfalten werden – selbst dann, wenn sie 

sich auf die Hexenkünste so gut verstehen würden, wie sie sich notorisch erbarmungswürdig schlecht 

darauf verstehen. [378] 

* 

Die Krise in der USP.  
Von Fritz Rück. 

Rudolf Breitscheid schrieb am 25. März im Sozialist: Unser Wille zur Erfüllung ist bedingt durch die 

Rücksicht auf die Interessen der Arbeiterschaft. So wenig dieser Satz für die Politik der Breitscheid 

und Hilferding sagen will, so deutlich zeigt die jüngste Krise in der USP, daß diese Interessen vor-

handen sind und sich in jeder kritischen Situation als Druck der Massen auf ihre Führer bemerkbar 

machen. Ein Vorgang, der diese gewiegten Diplomaten dann dazu nötigt, „Rücksicht“ zu nehmen. Je 
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weiter sich die Führerschicht von der Basis des proletarischen Klassenkampfes entfernt hatte, um so 

sichtbarer nach außen hin wird der Rückschlag erfolgen. Der Konflikt in der „Freiheit“-Redaktion ist 

also nur ein Gradmesser dafür, wie weit der Hilferdingflügel schon im sozialdemokratischen und 

darüber hinaus im nationalliberalen Lager stand. 

Die USP ist heute noch eine labile, mit dem wechselnden Kräfteverhältnis zwischen Proletariat und 

Bourgeoisie sich verändernde, dem Stadium des Klassenkampfes und der Stimmung der Massen sich 

anschmiegende Partei. Deshalb läßt sich an ihrer Politik das Auf und Ab der deutschen Revolution 

weit klarer beobachten, als an dem Verhalten der KPD oder SPD in einer bestimmten Situation. Und 

deshalb ist die Krise in der USP, verglichen mit dem gleichzeitig wechselnden Einfluß der Kommu-

nisten in den Betrieben, ein Zeichen dafür, daß eine neue entscheidende Wendung der deutschen 

Revolution sich vorbereitet. Diese Wendung ist das Ergebnis der verschiedensten Ursachen, die sich 

zusammenfassend bezeichnen lassen als Bankerott der Erfüllungspolitik im Innern wie nach außen. 

Der Kampf um die Verteilung der Kriegslasten zwischen Bourgeoisie und Proletariat in Deutschland 

war nach Zurückweisung des revolutionären Angriffs auf das kapitalistische Privateigentum durch 

die mit dem Kleinbürgertum koalierte Bourgeoisie einstweilen zu ungunsten des Proletariats ent-

schieden. Doch mußte er immer wieder aufs neue entbrennen, solange die Gläubiger Deutschlands 

Forderungen an dieses stellten, die nur die zwei Wege offen ließen: Eingriff in die Kapitalsubstanz 

oder Herabdrückung des Lebensniveaus der Arbeiterschaft unter das Existenzminimum. Erfassung 

der Sachwerte durch das Reich unter Kontrolle des Proletariats oder die ungeheuerlichste Steuerbe-

lastung, Stinnesierung der Staatsbetriebe und Knebelung des Proletariats standen auf der Tagesord-

nung der deutschen Republik, als sie sich dem Diktat von London unterworfen hatte. Die Sozialde-

mokraten, treu ihrer kleinbürgerlichen Verräterpolitik, in Furcht und Bangen vor dem Bolschewis-

mus, entschieden sich für den zweiten Weg, während sie das Proletariat durch die Zwangsanleihe – 

eine für die Bourgeoisie annehmbare Neuauflage der Kriegsanleihen – zu verblüffen suchten. Ihr 

Eintritt in die Stinneskoalition, der Abschluß des Steuerkompromisses, war das weithin sichtbare 

Zeichen, daß sie sich erneut für die Bourgeoisie, gegen das Proletariat entschieden hatten. 

Durch diese Rechtsschwenkung der SPD verlor der Hilferdingflügel, der die Politik der USP be-

stimmte, den letzten Halt. Nach links zu den Kommunisten hatte man eine hohe Schranke aufgerich-

tet, rechts triumphierte die kapitalistische Erfüllungspolitik in ihrer brutalsten, gegen das Proletariat 

gerichteten Form. Getreu ihrer Tradition und dem Mißtrauen in die Kraft des Proletariats, das der vom 

Ausschwung des Kapitalismus überzeugte Hilferding in seinem Neujahrsartikel zum Ausdruck 

brachte, fiel die USP nach rechts. Nicht so eindeutig und unbedingt wie die SPD, aber [379] in ihrer 

jammerwürdigen Zwiespältigkeit im Endeffekt noch viel gefährlicher, als der offene Verrat der Sozial-

revolutionäre am Proletariat begann die Periode der unabhängigen Politik, die durch den Breitscheid-

schen Ausmarsch, die Unterstützung der Regierung Wirth, die Stimmenthaltung bei der Abstimmung 

über das Vertrauensvotum anläßlich der letzten Reparationsdebatte und die lahme Opposition gegen 

die neuen Steuern gekennzeichnet ist. Hilferding wandte sich gegen die Zwangsanleihe, ließ die Er-

fassung der Sachwerte als ernsthafte Forderung verschwinden und gab der Sehnsucht des Kabinetts 

Wirth nach einer auswärtigen Anleihe Ausdruck. Da die Voraussetzung jeder auswärtigen Anleihe 

Ruhe und Ordnung, das heißt die Botmäßigkeit des Proletariats ist, so konnten die Hilferdinge ihren 

Aerger über den Eisenbahnerstreik wie über die wirtschaftlichen Kämpfe der Arbeiter Berlins und an-

derer Städte schwer verhehlen. Sie wurden immer mehr in einen Gegensatz zu den Arbeitern in ihren 

eigenen Reihen hineingetrieben, der schließlich die jetzige Krise herbeiführen mußte. 

Gleichzeitig mit dieser Entwicklung begann die KAG ihrer Rolle als Zaungast der deutschen Revo-

lution überdrüssig zu werden. Da die KPD trotz aller Voraussagen an der einen Märzaktion genug 

hatte und bestrebt war, den Kontakt mit den Massen des Proletariats in weitestem Umfange herzu-

stellen, was ihr auch mehr und mehr geglückt ist, da ferner kein Politiker auf die Dauer von Enthül-

lungen und rein negativer Kritik an einer einzigen Partei leben kann, da außerdem die letzte Sezession 

von Friesland-Braß und Genossen keinen großen Einfluß auf die kommunistische Partei auszuüben 

vermochte, entschloß sich die Levi-Gruppe, zur USP überzugehen. Sie wird dort, wir ihr Verhalten 

in verschiedenen Fragen und wiederholte Abstimmungen im Reichstag bewiesen, keine einheitliche 
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Gruppe bilden. Für einen Teil von ihr hatte die Frage nicht nur scherzhafte Bedeutung, ob sie den 

„Umsteigefahrschein“ zur SPD erst nehmen sollte, während andere den linken Flügel der USP stärken 

werden, ohne deshalb am Wesen der Partei, zu der sie übergetreten sind, etwas zu ändern. Immerhin 

vergrößert der Zutritt der KAG zur USP die Gärungsstoffe, die zur Zeit dort tätig sind. 

In einem Artikel der Berliner „Roten Fahne“ wurde auf die Schwierigkeiten hingewiesen, die die 

USP durch ihre Gewerkschaftspolitik sich geschaffen hat. Die unabhängigen Arbeiter in den Fabriken 

können die Hetze gegen die Kommunisten und die Koalition mit den sozialdemokratischen Gewerk-

schaftsbürokraten auf die Dauer nicht mitmachen. Die sehen zu deutlich, daß diese Politik sich gegen 

ihre eigenen Interessen richtet. Der Kampf um die 46-Stunden-Woche in Süddeutschland, die Ge-

setzentwürfe über die neue Schlichtungsordnung und das geplante Arbeitszeitgesetz zwingen die un-

abhängigen Führer, andere, schärfere Töne gegen die Regierung und das Kapital anzuschlagen. Die 

sprunghaft steigende Teuerung radikalisiert die Arbeitermassen, und verschärft die Situation. Die 

unabhängigen Gewerkschaftsführer Aufhäuser und Dißmann haben denn auch im Reichstag bei der 

Beratung der Ausgaben für die technische Nothilfe sehr scharfe Töne angeschlagen. 

Die Krise in der USP ist der Ausdruck dafür, daß „die Interessen der Arbeiterschaft“ in den denkbar 

schroffsten Widerspruch zum Erfüllungswillen und zur Koalitionspolitik der Führerschicht geraten 

sind. Mit dem Scheitern dieser Politik im Innern fällt zusammen ihr Bankerott nach außen. Die letzte 

Note der Reparationskommission wirft der Wirt-Regierung ihr Programm zerfetzt vor die Füße, mehr 

verlangt der Werwolf Kapital. Der Schacher um dieses Mehr soll beginnen in und nach Genua. Der 

Kampf [380] um die Verteilung der neuen Last wird die USP erneut vor die Frage stellen, ob sie einen 

ernsthaften Kampf für die Erfassung der Sachwerte gemeinsam mit den Kommunisten aufnehmen 

will. Der Ausgang der Parteikrise der USP wie auch die Vertiefung der politischen Krise, der rück-

sichtslose Auftakt zu einer neuen Aera gesteigerter Massenkämpfe gegen das Kapital, hängen nicht 

zuletzt von dieser Entscheidung ab. 

Die Aenderung im politischen Kurs der USP, so geringfügig sie noch in die Erscheinung tritt, ist eine 

Erleichterung für das Zustandekommen der proletarischen Einheitsfront. Auf der internationalen 

Konferenz in Berlin brachte die pazifistische, kleinbürgerliche Auffassung des Klassenkampfes, die 

mit den Problemen der proletarischen Diktatur und der praktischen Politik der Diktaturperiode sich 

durch ihre demokratischen Illusionen in einen Gegensatz bringt, die Anhänger der Wiener Arbeits-

gemeinschaft in den prinzipiellen Auseinandersetzungen in eine Front mit den Strategen der 2. Inter-

nationale gegen die Kommunisten. In den praktischen Fragen, Einberufung einer internationalen 

Konferenz und gemeinsame Massendemonstrationen, ging das Exekutivkomitee der Wiener größten-

teils mit den Kommunisten ist bezeichnend, daß die „Freiheit“-Redaktion noch in der alten Zusam-

mensetzung sich dabei weit schärfer gegen die 3. Internationale ausgesprochen hat und viel weniger 

Entgegenkommen zu zeigen bereit war, als die Wiener Führer der Internationale 2½, Otto Bauer und 

Friedrich Adler. 

Ob in dieser Beziehung durch die neue Redaktion der „Freiheit“ und die angekündigte Aenderung 

der politischen Linie eine wesentliche Besserung eintreten wird, ist abzuwarten. Die Kommunisten 

werden es begrüßen, wenn die USP ernsthaft gesonnen ist, den Bruch mit ihrer bisherigen Politik 

durchzuführen und der Bourgeoisie und ihrer Vertreterin, der Wirth-Regierung, den Kampf anzusa-

gen. Sollte jedoch die Krise in der USP nur dazu führen, daß eine radikale Phraseologie als Deck-

schild vor die alte Politik gepflanzt wird, so müssen die Kommunisten die ersten sein, die vor den 

Arbeitermassen dieses Spiel aufdecken werden. 

* 

Die Oekonomie der Transformationsperiode.  
Von E. V a r g a.*) 

Das Buch Bucharins wird manchem Leser große Schwierigkeiten bereiten. Es wäre eine unnütze Sa-

che, zu sagen, daß dieses Buch jedermann lesen soll, denn es ist nicht für jedermann geschrieben. Es 

 
*) Ökonomie der Transformationsperiode von N. Bucharin, R. Hoym-Verlag Hamburg. 
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ist geschrieben für Leute, die im Marxismus gut bewandert sind: Nicht in dem Sinne, daß sie aus 

zweiter Quelle die Lehren Marx’ kennen, sondern- daß sie das „Kapital“ nicht nur gelesen, sondern 

auch durchdacht haben. Ohne diese Vorbildung durfte das Buch Bucharins im allgemeinen dem Leser 

allzu große Schwierigkeiten bereiten. 

Diese Schwierigkeiten werden durch den Umstand vermehrt, daß der Leser mit der Meinung an das 

Buch herantritt, darin eine Beschreibung oder eine Analyse der russischen wirtschaftlichen Verhält-

nisse in der Periode der Diktatur zu finden. Davon ist aber im Buch keine Rede. Der Untertitel des 

Buches heißt: „Allgemeine Theorie des Transformationsprozesses“. 

Freilich besteht die Absicht bei dem Verfasser, der „Allgemeinen Theorie“ einen zweiten Band mit 

einer realen Analyse der Erfahrungen der russischen Diktatur folgen zu lassen: Aber dieses Buch ist 

reine Theorie mit nur ganz spärlichen Hinweisen auf die russische Wirklichkeit. Dies muß stark be-

[381]tont werden, wie es der Verfasser selbst in seinem Nachwort russischen Kritikern gegenüber 

getan hat. 

E s  i s t  k e i n e  G e s c h i c h t e  d e r  W i r t s c h a f t  d e r  r u s s i s c h e n  D i k t a t u r, s o n d e r n  

e i n e  a l l g e m e i n e  T h e o r i e  d e r  U e b e r g a n g s p e r i o d e  v o m  K a p i t a l i s m u s  z u m  

K o m m u n i s m u s. 

Das Wesen des Buches kann am besten durch einen Vergleich mit dem „Kapital“ erläutert werden. 

Das „Kapital“ gibt eine allgemeine Analyse der kapitalistischen Gesellschaftsordnung, wobei Fakten 

nur als Illustrationsmaterial zu dem Gerüst der Theorie gebracht werden. Die Oekonomik Bucharins 

ist die Anwendung dieser Methode auf eine neue Geschichtsepoche: Auf die Periode des Uebergangs. 

Wir wollen damit nicht sagen, daß es pädagogisch richtig war, das Buch in dieser Form herauszu-

bringen. Während die Kenntnis der großen Tatsachen der kapitalistischen Wirtschaft bei jedem Leser 

mit Recht vorausgesetzt werden können, ist dies für die Periode der Uebergangszeit und besonders 

für die Tatsachen der russischen Diktatur durchaus nicht der Fall. Es wäre daher zum Verständnis der 

Theorie selbst und besonders zu dem Zwecke, daß das Buch von weiteren Kreisen benutzt werden 

könne, nützlicher gewesen, das Buch etwas breiter zu machen und wenigstens die wichtigsten Tatsa-

chen mit anzuführen. 

Bevor wir den Gedankengang des Buches wiederzugeben versuchen, wollen wir eine subjektive Sa-

che erwähnen, die aber zugleich von großer objektiver Bedeutung ist. 

Es ist vielleicht in der Geschichte der erste Fall, daß zwei Marxisten zu derselben Zeit, von einander 

unabhängig, an die Bearbeitung von neuen ökonomischen Tatsachen herangetreten find: Ich in mei-

nem Buch über: „Die wirtschafts-politischen Probleme der proletarischen Diktatur“ und Bucharin in 

seiner „Oekonomik“. 

Es ist dies sozusagen eine Probe auf die Richtigkeit der marxistischen Methode. Nun ergibt sich, daß 

die grundlegende Beurteilung der neuen Erscheinungen bei uns ganz die nämliche ist. Insofern ich 

mich mit den allgemeinen Erscheinungen der Uebergangsperiode beschäftige, komme ich bis auf 

kleine Details ganz zu denselben Ergebnissen wie Bucharin. 

Natürlich besteht zwischen den 2 Büchern trotzdem ein sehr großer Unterschied. Mein Ziel war vor 

allem, die praktischen wirtschaftspolitischen Probleme, die in der Periode der Diktatur sich aus der 

Tatsache der Diktatur selbst ergeben, herauszuarbeiten und die möglichen Lösungsversuche zu ana-

lysieren. Theoretische Erörterungen finden sich bei mir bloß so weit sie zum klaren Verständnis der 

realen Probleme nötig sind. Bucharin gibt ein rein theoretische Analyse der Erscheinungen der Ue-

bergangsperiode ohne jeden praktischen Nebenzweck. Daher ist auch seine Analyse eingehender, 

breiter und in manchen Teilen vielleicht auch tiefgehender als meine. Aber ein Widerspruch zwischen 

den zwei Bearbeitungen findet sich nicht: Es ist dies ein Beweis dafür, wie die marxistische Methode, 

auf einen noch so schwierigen und neuartigen Komplex der Erscheinungen richtig angewendet, zu 

denselben Ergebnissen führen muß. 

Zu versuchen eine Skizze des Gedankenganges der „Oekonomik“ zu geben, ist natürlich eine sehr 

schwere Aufgabe, denn das Buch ist außerordentlich gedrängt geschrieben, die Materie selbst ist sehr 
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inhaltreich, sodaß bei einer noch so sorgfältigen Wiedergabe wichtige Teile selbst des Gedankengan-

ges herausfallen müssen. 

Bucharin beginnt sehr richtig mit der Erörterung der besonderen Kennzeichen des modernsten Kapi-

talismus im Gegensatz zu jenen von Marx beschriebenen. Der Hauptunterschied ist die viel stärkere 

Organisation des [382] Kapitals, die in ihrer höchsten Form durch die Staatsmacht dargestellt wird. 

– „Staatskapitalistischer Trust“ nennt Bucharin die Zusammenfassung des organisierten Kapitalismus 

in dem modernen imperialistischen Staat. Er weist richtig darauf hin, daß die eigentlichen Subjekte 

des modernen Kapitalismus die imperialistischen Staaten sind. 

Die Interessenkonflikte zwischen diesen staatskapitalistischen Trusts führen zu den imperialistischen 

Kriegen. – Anschließend hieran gibt Bucharin eine Analyse der Kriege im allgemeinen und macht 

die richtige Unterscheidung zwischen imperialistischen Kriegen, welche von den staats-kapitalisti-

schen Trusts gegeneinander geführt werden, zwischen Bürgerkriegen, die in der Uebergangsperiode 

zwischen der Bourgeoisie und dem Proletariat eines Landes gegeneinander geführt werden, und Klas-

senkriegen, die von dem schon aus staatlicher Macht organisierten Proletariat gegen einen kapitalis-

tischen Staat geführt werden. 

Der unlängst beendete imperialistische Krieg hatte eine tiefgehende Verarmung der kriegführenden 

Länder verursacht. Dies nimmt Bucharin zum Ausgangspunkte der Krise des Kapitalismus, zum 

Hauptmeter der Umwandlung von einem normalen Kapitalismus zu einer Periode der Uebergangs-

zeit. Im normalen Zustande des Kapitalismus findet ständig eine erweiterte Reproduktion statt. Ana-

log zu dem nennt Bucharin den Prozeß der Verarmung „erweiterte Reproduktion.“ ( Ich habe diese 

Erscheinung, wie ich glaube, mit einem glücklicheren Ausdruck „Desakkumulation“ genannt.) 

Wir können diese Erscheinung auch so kennzeichnen, daß das reale Wertprodukt der kapitalistischen 

Gesellschaft von Jahr zu Jahr kleiner wird. Diese Tatsache selbst führt zu einer Krise der kapitalisti-

schen Gesellschaft, indem das Problem auftaucht: Wessen Anteil an dem Wertprodukt geschmälert 

werden soll. Da die Kapitalisten, im Besitz der Staatsmacht, mit Erfolg bestrebt sind, den Anteil der 

Arbeiterklasse zu schmälern, so ergibt sich hieraus, daß die Arbeiterklasse entweder auf eine so nied-

rige Lebenshaltung gepreßt wird, daß hierdurch die weitere Produktionsfähigkeit vermindert wird, 

oder aber die Arbeiterschaft sucht in großen Kämpfen ihren gewohnten Anteil an dem Produkt der 

Gesellschaft zu behalten, was in einen Kampf um die politische Macht ausmünden muß. 

Dieser Prozeß ist durch große Veränderungen in der Ideologie der Klasse begleitet. 

„Die in den Köpfen der unteren Kettenglieder akkumulierte kapitalistische Mentalität des Gehorchens gegen-

über den Machthabern verflüchtigt sich und ihre kapitalistische Funktion wird unmöglich“ (Seite 52). 

Ist diese Wandlung der Ideologie in den Arbeitermassen eingetreten, so bedeutet dies den unvermeid-

lichen Zerfall des kapitalistischen Systems. 

„Die in Klassen gespaltene kapitalistische Gesellschaft kann ja nur dann existieren, wenn die Mentalität des 

Burgfriedens sozusagen allgemein gültig ist, mit anderen Worten, nur so lange, wie die Arbeiterklasse, diese 

wichtigste Produktionskraft der kapitalistischen Gesellschaft, stillschweigend einwilligt, die kapitalistischen 

Funktonen zu erfüllen. Ist einmal diese Voraussetzung verschwunden, so wird die Weiter-Existenz der kapi-

talistischen Gesellschaft unmöglich.“ 

Der Zerfall der kapitalistischen Gesellschaft zeigt sich vor allem in dem Sinken der Produktion selbst. 

Im kapitalistischen Produktionsprozeß herrscht allgemeine Anarchie: Die Disziplin im Arbeitsprozeß 

geht zu Grunde, die Produktion sinkt. Ein neues stabiles Gleichgewicht der Produktion kann nur auf 

neuer Grundtage geschaffen werden, nachdem die kapitalistischen Fesseln der Produktion gesprengt 

sind. Ein neuer Ausschwung der Produktion erfolgt aber nicht zugleich mit dem politischen Umsturz. 

Der politische Umsturz [383] bedeutet, daß jene Verbindung der menschlichen Elemente des Produk-

tionsapparates, welche durch die kapitalistische Hierarchie gekennzeichnet ist, zerfällt. Die Men-

schen müssen in einen neuen festen gesellschaftlichen Zusammenhang gebracht werden, damit der 

menschliche Produktionsapparat wieder leistungsfähig wird. Dies ist ein langer und schwieriger Pro-

zeß: Es vergeht eine länge Zeit, bis die neuen Formen der Wirtschaftsverwaltung sich herausgebildet 
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haben. (Ich habe diese Tatsache in der Form verarbeitet, daß ich den unvermeidlichen Rückgang der 

Lebenshaltung des industriellen Proletariats im ersten Stadium der Diktatur hervorhob.) Bucharin 

gibt hier eine sehr interessante Analyse der Schwierigkeiten, mit Bezug auf jene qualifizierten Ele-

mente der kapitalistischen Wirtschaft, welche in der großindustriellen Produktion – ohne Rücksicht 

auf die Art der Produktionsverhältnisse – eine so wichtige Rolle spielen: Ingenieure, Chemiker, Or-

ganisatoren, Buchhalter usw. Alle diese Elemente schalten sich beim Beginn der Diktatur aus dem 

Produktionsprozeß aus, und es dauert lange Zeit, bis man sie auf der neuen Grundlage wieder in den 

Produktionsprozeß einbeziehen kann. Es ist dies die soziologische Analyse des Problems der Spezi-

alisten und des Beamtentums. 

In einem besonderen Kapitel beschäftigt sich dann der Verfasser mit den gleichen Problemen auf dem 

Gebiete der Landwirtschaft in Anbetracht der speziellen Verhältnisse, die durch das Ueberwiegen des 

Kleinbetriebes in der Landwirtschaft gegeben sind. Dann kommt er noch einmal eingehend auf die 

„Kosten der proletarischen Revolution“ zurück und analysiert jene Verluste, die durch den Uebergang 

naturnotwendig entstehen: Verluste, die von den kleinen bürgerlichen Elementen wehklagend her-

vorgehoben werden, die aber historisch betrachtet, die unvermeidliche Voraussetzung zu dem Ueber-

gang zu einer höheren Gesellschaftsform sind, wobei nicht zu vergessen ist, daß auch jede bürgerliche 

Revolution ähnliche Unkosten verursacht hat. 

Es folgt sodann eine Analyse der neuen Formen der Organisation während der Diktatur des Proleta-

riats. Vor allem wird die Sozialisierung im bürgerlichen Sinne, d. h. die Vergrößerung jenes Teiles 

der Wirtschaft, die nicht im Besitz einzelner Kapitalisten oder Kapitalistengruppen, sondern im Besitz 

des die Gesamtheit der Kapitalisten repräsentierenden Staates ist, scharf von der Enteignung in der 

Periode der Diktatur getrennt. Sozialisierung im ersteren Sinne, wie auch der sogenannte „Kriegsso-

zialismus“ sind Maßregeln zur Erhaltung des Kapitalismus unter besonders schwierigen Verhältnis-

sen. Enteignung in der Periode der Diktatur bedeutet einen Akt des Klassenkampfes, die notwendige 

Voraussetzung zum Uebergang zu neuen Formen der Gesellschaft. Das Wesen des letzteren ist die 

Besitzergreifung der Produktionsmittel durch das Proletariat. Die enteigneten Produktionsmittel müs-

sen aber, sollen sie ihren Charakter als Produktionsmittel nicht verlieren, unter neuer Führung zur 

Produktion verwendet werden. Infolge der unvermeidlichen Absentierung der bisherigen Leiter der 

Produktion muß das durch die Arbeiterschaft selbst geschehen. Es beginnt eine Periode der tastenden 

Versuche der kollegialen Verwaltung mit unzähligen Arbeiterräten: eine sehr unzulängliche Me-

thode, die aber unvermeidlich ist, da die Auswahl der Organisatoren nur auf diese Weise geschehen 

kann. Nach einer gewissen Zeit, nachdem das Arbeiter-Regime sich befestigt hat und die tüchtigen 

Organisatoren sich aus der Masse emporgehoben haben, andererseits die alten Leiter der Produktion 

zur Einsicht gelangt sind, daß sie sich den neuen Machverhältnissen nicht widersetzen können, erfolgt 

die Rückkehr zum System der individuellen Verantwortlichkeit und der Einzelleitung der Betriebe. 

Die Periode der Kollektivver-[384]waltung muß als eine große Schule zur Heranbildung von neuen 

organisatorischen Kräften gewertet werden. 

Während dieser Periode des Uebergangs geht natürlich eine Wandlung in der Anwendbarkeit der 

marxistischen Kategorien der Wirtschaft vor sich. Vor allem betont der Verfasser richtig, daß wäh-

rend man bei der Analyse der Erscheinungen des normalen Kapitalismus oft mit den Kategorien des 

Ueberbaues: Wert, Preis, Geld usw. auskommen kann, in der Uebergangsperiode notwendigerweise 

auf die Kategorien der realen Produktion übergegriffen werden muß. Soweit die Wirtschaft der Dik-

tatur überhaupt die Richtung zu einer Natural-Wirtschaft zeigt, wie mit dem Fortschreiten dieses Pro-

zesses die Probleme der Wirtschaft überhaupt verschwinden, so müssen auch bei der Verarbeitung 

der Erscheinungen dieser Periode die naturellen wirtschaftlichen Begriffe herangezogen werden. 

In einem folgenden Kapitel gibt Bucharin eine Analyse der Parole der Gewalt in der Geschichte über-

haupt und in der Uebergangsperiode im besonderen. Wichtig ist hierbei, daß die Menschen, die durch 

den Zerfall der kapitalistischen Gesellschaftsordnung den Boden unter den Füßen verloren haben, die 

durch ihre Ideologie an den Kapitalismus gefesselt sind, ohne Anwendung des Zwanges nicht dazu 

geführt werden können, sich als nützliche Mitglieder in das neue Gesellschaftssystem einzufügen. 

Dieser Zwang ist nicht nur den Personen der gewesenen herrschenden Klasse gegenüber 
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unumgänglich, sondern in gewissen Fällen auch den arbeitenden Klassen gegenüber: Er führt die 

Form der „Militarisierung der Arbeit“ an. Es ist also eine Uebergangserscheinung, die umso weniger 

nötig ist, je mehr sich die Ideologie den geänderten ökonomischen Verhältnissen bereits angepaßt 

hat. Der Verlauf dieses Prozesses wird verkürzt oder verlängert, je nachdem sich die Revolution im 

internationalen Maßstabe ausbreitet. 

Dies ist eine sehr unvollständige Skizze des Gedankenganges des Verfassers. Wir betonen nochmals, 

daß das Buch fast gar kein Tatsachenmaterial, und fast gar keine überflüssigen Teile enthält, so daß 

eine gute Reproduktion des Inhaltes eine Wiedergabe des ganzen Textes erfordern würde. Wir wollen 

nur betonen, daß der Kern des Gedankenganges die Analyse des Prozesses ist, durch den die Men-

schen mit dem Zerfall des Kapitalismus aus den bisherigen Verbindungen losgelöst werden und von 

Schritt zu Schritt sich in einen neuen Typus der Verbindungen einfügen. Anders ausgedrückt: Wie 

sich theoretisch die kapitalistischen Produktionsverhältnisse schrittweise in kommunistische Produk-

tionsverhältnisse verwandeln. 

Wir wollen zum Schluß noch auf einige Unzulänglichkeiten des Buches hinweisen, Unzulänglichkei-

ten, die bei der rein theoretischen Anlage des Buches kaum zu vermeiden sind, die aber zu Mißver-

ständnissen Anlaß geben können. So schreibt B.. z. B. auf Seite 48: 

„Kapitalistische Produktionsverhältnisse sind absolut undenkbar bei der politischen Herrschaft der Arbeiter-

klasse und sozialistische Produktionsverhältnisse wären undenkbar bei der politischen Herrschaft des Kapitals. 

Folglich muß jeder Typus der Gesellschaft unvermeidlich durch einen Monismus seiner Struktur gekennzeich-

net sein, der die Grundbedingung der Existenz jedes gesellschaftlichen Systems ist.“ 

Diese Sätze sind vollkommen richtig, wenn man unter „Typ“ reinen Typ versteht. Aber gerade in der 

gegenwärtigen Uebergangsperiode sehen wir eben in Rußland die Tatsache, daß unter der politischen 

Herrschaft der Arbeiterklasse teilweise kapitalistische Produktionsverhältnisse vorhanden sind. Da-

her muß betont werden, daß die Sätze des Autors nur bei reinen, schon in einem stabilen Gleichge-

wicht befindlichen Gesellschaftsformen zutreffend sind. 

[385] Bei der Beurteilung der durch den Weltkrieg geschaffenen wirtschaftlichen Loge ist Bucharin 

in denselben Fehler verfallen wie ich, wahrscheinlich aus denselben Gründen: aus Mangel an Tatsa-

chenmaterial. Wir beide sahen nur die Deformation der Wirtschaft in negativer Richtung, wie sie sich 

uns in Mittel- und Osteuropa zeigte. Aber wir sahen nicht die gewaltige Ausdehnung des Produkti-

onsapparates und der Produktion, die während des Krieges in den Vereinigten Staaten, in Japan, zum 

Teil auch in England stattfand und die die Grundlage der gegenwärtigen Wirtschaftskrise bildet. Eben 

deshalb glauben wir, daß die starre Einstellung Bucharins darauf, daß die erweiterte, negative Pro-

duktion die Grundbedingung des Verfallprozesses und des Uebergangs zur Diktatur des Proletariats 

unrichtig sei und zu Mißdeutungen Anlaß geben kann. Die Frage, ob die Revolutionierung des Pro-

letariats nicht auch bei unverminderter Lebenshaltung möglich sei, dürfte auf diese Weise nicht ne-

gativ entschieden werden, da es sonst als theoretische Grundlage zu liquidatorischen Bestrebungen 

dienen könnte. 

Zum Schluß wollen wir noch bemerken, daß die Analyse des Verhältnisses zwischen Stadt und Land 

und der Rolle der Landwirtschaft in der Uebergangsperiode unseres Erachtens mangelhaft ist. Ein 

wichtiges Moment, daß nämlich in allen bisherigen Produktionsverhältnissen das Land große Güter-

massen ohne materielle Gegenleistung der Stadt geliefert hätte, und daß diese Tatsache eine der 

Grundlagen der Ernährung der städtischen Bevölkerung in weitestem Sinne bildet, ist nicht erwähnt, 

ebensowenig die in der Uebergangsperiode außerordentlich wichtige Tendenz zur Rückkehr zu einer 

geschlossenen Hauswirtschaft, die es den Bauern ermöglicht, sich von der Stadt loszulösen und auf 

einem niedrigeren Produktionsniveau ihre Wirtschaft von der Gesamtwirtschaft abzutrennen und iso-

liert weiterzuführen: Eine Erscheinung, die bei den klassenbewußteren Bauern Europas viel rascher 

und krasser hervortreten dürfte, als es in Rußland der Fall war. 

Zusammenfassend können wir sagen: Das Buch Bucharins enthält eine folgerichtige Anwendung des 

Marxismus auf die Periode der Transformation des Uebergangs vom Kapitalismus zum Kommunis-

mus. Ein marxistisch vorgebildeter Leser wird daraus sehr viel lernen können; wirklich nützlich für 
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die Bewegung wird das Werk erst werden, wenn der zweite Band, die Analyse der konkreten russi-

schen Wirtschaft in der Diktatur, erscheinen und hierdurch das Verständnis des ersten Bandes für den 

minder vorgebildeten Leser erleichtert wird. 

* 

Anmerkungen zum Schulkampf.*)  
Von E d w i n  H ö r n l e. 

II. 

Reichsschulgesetzentwurf – weltliche Schulen und der Wille der Erziehungsberechtigten. 

Der Kampf des Proletariats gegen die Schulreaktion in all ihren Stufen und Formen wird ein langer, 

zäher und intensiver Kampf sein müssen, mehr noch als auf anderen Kampfgebieten werden wir ler-

nen müssen, Illusionen abzustreifen, die Winkelzüge der Gegner zu durchschauen. Da ist z. B. der 

R e i c h s s c h u l g e s e t z e n t w u r f  des Heinrich Schulz, heutigen Staatssekretärs der Koalitionsre-

gierung und früheren Verfassers eines guten Buches „Die Schulreform der Sozial-[386]demokratie“. 

Der Reichsschulgesetzentwurf ist die typische Frucht des Weimarer Kompromisses. Und wenn einige 

meinen, das könne nicht sein, da der Reichsschulgesetzentwurf schlechter sei, wie das Weimarer 

Schulkompromiß, so zeigen sie damit, daß sie den Geist von Weimar noch lange nicht begriffen ha-

ben. Denn er ist ja nicht die Verkörperung des Fortschritts, sondern des Rückschritts. Der Reichsschul-

gesetzentwurf geht übrigens von dem fundamentalen Irrtum aus, man könne den immer höher auf-

flammenden Schulkampf dadurch beseitigen, daß man hübsch demokratisch jeder Partei das Ihre gibt, 

nämlich: den Konfessionellen die Konfessionsschule, den Sektierern die Weltanschauungsschule, den 

Freidenkern die Weltliche Schule und den Schiedlich-Friedlichen die Simultanschule. Dadurch soll 

die Schule vor dem Schicksal bewahrt werden ein Gegenstand des „Parteigezänkes“ zu werden. 

Diese Lösung bedeutet natürlich in der Praxis nicht die Beilegung des Schulkampfes, sondern das 

gerade Gegenteil: seine Entfesselung in voller Breite. Jedoch, und das ist das bedeutsame! nicht als 

einen Kampf zwischen Proletariat und Bourgeoisie, zwischen der sozialistischen Schule im Interesse 

der Arbeiterklasse und der nationalistisch-individualistisch-klerikalen Schute, im Interesse der Bour-

geoisie, sondern als einen Kampf zwischen verschiedenen Religionsgemeinschaften und Weltan-

schauungsgruppen, kurzum als „Kulturkampf“ im alten Sinne, als einen Kampf, der mit ideologischen 

Gegensätzen die tiefer liegenden Klassengegensätze verschleiert und verwirrt. 

Der Entwurf von Heinrich Schulz hat den kirchlich reaktionären Mächten geradezu das Stichwort 

gegeben für ihre Propaganda. Das Stichwort lautet: W i l l e  d e r  E r z i e h u n g s b e r e c h t i g t e n. 

Mit dieser Losung geht man an den eifrigen Ausbau der evangelischen Elternbünde und der katholi-

schen Elternvereinigungen. Auf der andern Seite entstehen freie Schulgemeinden, wachsen die Frei-

denkervereinigungen. Die Folge ist: eine bedeutende Kräftigung des kirchlichen Einflusses auf breite 

rückständige Elternmassen, die Isolierung der Fortgeschrittenen, die Aufreißung und Vertiefung der 

Kluft zwischen den noch kirchlich befangenen und den bereits von der Kirche emanzipierten Arbei-

terschichten. Statt des g e m e i n s a m e n  Kampfes gegen die als bürgerliches Machinstrument, strei-

tet man sich heute um die Wahrheit des Christentums und ob es einen Gott gibt. 

Der Schulkampf ist dadurch auf einen falschen Boden geraten. Statt eines Kampfes der zusammen-

geballten Proletariermassen gegen die Verelendung, Verdummung und geistige Verknechtung ihrer 

Kinder durch die Organe der Bourgeoisie haben wir einen Kampf der Proletarier untereinander. Mil-

lionen sind bereits in den christlichen Elternbünden erfaßt und der direkten ständigen Beeinflussung 

der Kirche und ihrer reaktionären Vertreter ausgeliefert, während nur ein kleiner Teil des Proletariats 

sich in Freien Schulgemeinden und Freidenkerorganisationen organisiert. (Nach den Mitteilungen 

des Kultusministers Boelitz im Preußischen Landtag vom 8. März beträgt die Zahl der vom Religi-

onsunterricht befreiten Kinder in Preußen ganze 117.744 gleich 2,2%). 

 
*) Siehe Internationale Nr. 16 
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Aber nicht genug damit. Schon rüstet die Kirche, um ihre Hand nach der g a n z e n  Schule auszustre-

cken, wobei zwischen evangelischen und katholischen Bestrebungen kein Unterschied besteht. Einige 

Zitate aus den letzten Monaten mögen das belegen: Am 13.1.22 meldet die Frankfurter Zeitung: 

„Zu dem Erlaß des Ministers für Volksbildung wegen Verkürzung des Religionsunterrichts in den Schulen, 

nahm die Verfassunggebende Kirchenversammlung einstimmig eine Entschließung an, in der es heißt: „Die 

Versammlung ist von ernstester Besorgnis erfüllt, daß die jetzt bestehende Neu-[387]ordnung zum Dauerzu-

stand führen werde. Sie kann und will sich aber mit dieser Verkürzung und Entkräftigung des evangelischen 

Religionsunterrichtes nicht zufrieden geben. Denn durch sie wird der Religionsunterricht seiner zentralen Stel-

lung im Gesamtunterricht und seiner hohen Bedeutung für die Erziehung evangelisch christlicher Persönlich-

keiten beraubt. Darum richtet die Kirchenversammlung an das Ministerium das ernstliche und dringende Er-

suchen, dem Begehren Hunderttaufender evangelischer Erziehungsberechtigten eiligst au entsprechen und fol-

gende Forderungen zu erfüllen: 

1. Wiedereinführung der bisherigen Stundenzahl für den evangelischen Religionsunterricht, 

2. Ausstellung eines klaren Zieles für den evangelischen Religionsunterricht.‘“ 

In Württemberg haben wie in andern Ländern sowohl katholische wie evangelische Elternvereini-

gungen eine große Aktion zur Unterschriftensammlung gegen die Verkürzung und für die Vermeh-

rung Religionsunterrichtes durchgeführt. Deutschnationale Blätter, wie die „Deutsche Zeitung“ oder 

„Die neue preußische Zeitung“ teilen triumphierend mit, daß die kirchliche Elternbewegung in ra-

schem Wachstum vorhanden sei und „das Abbröckeln“ jetzt aushören müsse, nämlich das Abbrö-

ckeln des christlichen Charakters der Schule. Und in der Tat: In Ostpreußen, Provinz Sachsen, Han-

nover, Westfalen, Rheinland, Schlesien, Braunschweig, Staat Sachsen, Hamburg, Berlin überall 

schießen die evangelischen Elternbünde wie Pilze aus der Erde. An ihre Seite treten die evangelischen 

und katholischen Lehrervereine. Ihr Wahlspruch ist: „Reinigung der Schule von hemmenden Einflüs-

sen, in erster Linie von parteipolitischen.“ Sie meinen aber die Erhaltung des kirchlichen Einflusses 

auf die Schule, eben jener „zentralen Stellung“ des Religionsunterrichts. 

Das geht deutlich hervor aus einer Eingabe, die der Reichsverband evangelischer Elternverbände an 

den Reichstag gerichtet hat, worin er sich beschwert über die „gesetzeswidrige“ Errichtung von welt-

lichen Schulen, Anstellung nichtevangelischer Lehrer, Beseitigung des Religionsunterrichts. Auf dem 

Zentrumsparteitag im Januar hat außerdem der Abgeordnete Marx in seiner Programmrede die „Si-

cherstellung und Beibehaltung der konfessionellen Schule“ gefordert. Er erklärte: „Wir erheben mit 

aller Kraft die Forderung, daß unser Schulwesen im Deutschen Reich nach dem Willen der Erzie-

hungsberechtigten eingerichtet werden muß.“ Was das in der Praxis bedeutet, hat sein Parteifreund 

Hoffmann-Ludwigshafen im Bildungsausschuß des Reichstags Ende März verraten, als er drohte: 

„Vielleicht kommt es über dieses Schulgesetz noch zu einem Volksentscheid, und dann wird die Ent-

scheidung eine ganz andere werden, als man vielfach (zur Linken gewandt) annimmt.“ 

Dieser „Volksentscheid“ wird heute schon systematisch von der Kirche vorbereitet. Die Parole vom 

„Willen der Erziehungsberechtigten“ ist innerhalb des Klassenstaats der Bourgeoisie nur die demo-

kratisch erscheinende Kulisse, hinter der die Reaktion sich neu, organisiert, breite Massen für ihre 

Pläne gewinnt und das Proletariat verwirrt. „Wille der Erziehungsberechtigten“, als Parole im heuti-

gen Schulkampf bedeutet nichts anderes als: Sicherung der kirchlichen Vorherrschaft über neun 

Zehntel der Volksschulen und damit auch über einen großen Teil des erwachsenen Proletariats, künst-

liche Vertiefung und Verewigung der bestehenden konfessionellen Differenzen im arbeitenden Volk. 

Die scheinbare Konzession aber der „Weimarer“ in punkto Weltliche Schulen entpuppt sich als ein 

gediegenes Mittel, um die Arbeiterschaft von ihrem politischen Ziel: Trennung von Staat und Kirche 

ab-[388]zudrängen und sie mit einigen schulreformerischen Brosamen vorläufig zufrieden zu stellen. 

Die Potsdamer aber reiben sich die Hände. Die wenigen „Weltlichen Schulen“ entheben sie der un-

angenehmen Pflicht, sich mit der revolutionären Vorhut des Proletariats auseinandersetzen zu müssen; 

sie brauchen die Ansteckung der Kindermassen durch einzelne von Hause aus aufgeklärteren Kinder 

nicht zu fürchten. In den Elternräten sind keine Störenfriede, die durch Kritik, Anklagen und Anträge 

der Schulbürokratie das Leben versauern. Man hat sie alle hübsch säuberlich auf einen Isolierschemel 

gesetzt und ihm zum Gimpelfang die demokratische Etikette aufgeklebt: Weltliche Schule. 
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Der Schulkampf darf also nicht geführt werden unter der Parole: weltliche Schule – christliche 

Schule, wie die Kirche es wünscht, sondern mit der klaren Forderung: Erziehung der Kinder in dem 

Geist und gemäß den Interessen des Proletariats. Die Trennung von Kirche und Schule ist hierbei nur 

eine Forderung neben andern. Und nicht der „Wille der Erziehungsberechtigten“, das heißt der e i n -

z e l n e n  Eltern, soll entscheiden, sondern der Wille, des Proletariats als Kasse, verkörpert in seinen 

Klassenorganisationen. 

Die proletarischen Elternbeiräte und ihre Aufgaben. 

Gemäß der Ansicht eines Hänisch wie eines Boelitz, also sowohl der Weimarer wie der Potsdamer 

Richtung, sollen die Elternräte nur Schemen sein, kraftlose Gebilde, die wohl beraten dürfen, aber 

keine entscheidende Stimme besitzen. Nicht Kampforgane des klassenbewußten Proletariats gegen 

die bürgerliche Schutzreaktion sollen die Elternräte sein, sondern Hilfsorgane der Schulbürokratie, 

um dieser die Verantwortung vor der proletarischen Oeffentlichkeit abzunehmen und die sich stei-

gernde Spannung zwischen bürgerlicher Schule und proletarischem Elternhaus mit schönen Redens-

arten zu überbrücken. 

Nicht nur die Novemberverordnung 1919 eines Hänisch, sondern auch das Elternrätegesetz in Thü-

ringen trägt diesen Charakter. Er paßt ganz gut zu den Bedürfnissen der mittleren und höheren Schu-

len, die von Bourgeoiskindern besucht werden. Dort besteht kein fundamentaler Interessengegensatz 

zwischen Elternhaus und Schulbehörde, im Gegenteil, sie bewegen sich beide in derselben Richtung. 

Es war deshalb auch kein Zufall, daß die ersten Elternräte schon ein Jahr vor dem November 1918 

durch ministerielle Verfügung an den höheren Schulen Preußens zugelassen waren. Anders, ganz 

anders steht es bei den Volksschulen. Hier besteht ein Klassengegensatz zwischen Schulbürokratie 

und Elternschaft. Sollen hier die Elternbeiräte etwas taugen, so müssen sie kämpfen. Das will man 

verhindern. 

Trotzdem oder eben deshalb muß das Proletariat dieser Institution seine Aufmerksamkeit zuwenden. 

Die proletarischen Elternbeiräte werden im bürgerlichen Klassenstaate genau soviel Rechte haben, 

als sie zu erkämpfen verstehen, bezw. als die proletarischen Massen für sie erkämpfen. Die Schul-

streiks des letzten halben Jahrs, vor allem im Rheinland und in Westfalen (Dortmund, Hamborn, 

Solingen etc.), aber auch in anderen Teilen des Reiches, so in Spandau, in Goldlauter bei Suhl, in 

Nied bei Höchst a. M. usw. zeigen den Weg. Worum wurde gekämpft? Teilweise gegen die Sabotage 

der Schulbehörde bei der Einrichtung von Weltlichen Schulen, teilweile gegen die Mißachtung des 

Willens der überwiegenden Mehrheit der Elternschaft bei Besetzung von Lehrstellen, bei Aushebung 

von Klassenzügen, Aenderung des Unterrichtsplanes usw. Wiederholt riefen Elternräte die proletari-

sche Elternschaft zur Aktion, um gegen die Schikanierung, bezw. Maßregelung eines sozialistischen 

oder kommunistischen Lehrers zu protestieren. Durch [389] Anträge, sei es an die Schulbehörde, sei 

es an das Stadtverordnetenkollegium oder den Magistrat, durch öffentliche Kritik in der Arbeiter-

presse und in öffentlichen Elternversammlungen wurden die Schulfragen als politische Fragen in den 

Blickpunkt der Arbeiterschaft gerückt. 

Bisher war die Schule tatsächlich eine Angelegenheit der hohen Schulbehörde und der Lehrer. Die 

Nichtöffentlichkeit des Schulbetriebs machte diesen zum Tummelplay nationalistischer Verhetzung, 

klerikaler Einflüsterungen, unverantwortlicher Kindermißhandlung. Der Lehrer war nicht der Oef-

fentlichkeit, sondern seiner vorgesetzten Behörde verantwortlich. Durch das System der Schulstrafen 

und vor allem der Schulzensur terrorisierte die Schulbehörde nicht nur die Kinder, sondern auch deren 

Eltern. Versuche, die Kinder gegen ihre revolutionären Eltern zu beeinflussen, sie für die revolutio-

näre Einstellung der Eltern leiden zu lassen, gehörten und gehören heute noch zur Tagesordnung. Die 

Sittennote im Abgangszeugnis wirkt weit über die Schule hinaus. Die mangelnde öffentliche Kon-

trolle ist schuld daran, wenn heute noch, trotz aller schönen Erlasse der Ministerien für Volksbildung, 

nicht der demokratische, sondern der deutschnationale Geist in den meisten Schulen herrscht, wenn 

der Geschichtsunterricht nicht „im Geiste der Völkerversöhnung“, wie vorgeschrieben, sondern im 

Geiste der Völkerverhetzung, wie üblich, gegeben wird, wenn heute noch Lesestücke gebraucht wer-

den, die von Byzantinismus triefen, Bilder von Monarchen und Schlachten die Wände verzieren usw. 
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Aufgabe der proletarischen Elternräte ist es, die Dornenhecke zu durchbrechen, die man um die ver-

zauberte Schule gezogen hatte, und wäre es den Lehrerkollegien noch so unangenehm, und wenn 

auch noch so oft von der Schulbehörde dekretiert würde, daß die Elternräte ihre Befugnisse über-

schritten hätten. D i e  B e f u g n i s s e  d e r  p r o l e t a r i s c h e n  E l t e r n r ä t e  w e r d e n  n i c h t  

d i k t i e r t  v o n  d e r  b ü r g e r l i c h e n  B e h ö r d e, s o n d e r n  v o m  I n t e r e s s e  d e r  p r o l e t a -

r i s c h e n  K l a s s e  u m  i h r e r  K i n d e r. Die proletarischen Elternräte dürften die Nasenstüber der 

Behörden nicht scheuen. Sie müssen neugierig sein, anmaßend in allen Fragen des inneren Schulbe-

triebes und der Schulverwaltung. Im  einzelnen werden sie sich den Ausbau des Schularzt- und Schul-

schwesternwesens angelegen sein lassen und versuchen sie zu kontrollieren. Angesichts der wach-

senden Unterernährung der Kinder werden sie Schulspeisungen fordern und sich nicht einschüchtern 

lassen durch die stereotype Antwort: Die Gemeinde hat kein Geld. Sie werden fordern eine fortlau-

fende Statistik über die Gesundheits- und Bekleidungsverhältnisse der Schulkinder, die Bereitstellung 

ausreichender Mittel für die Reinigung der Schulräume, für Bade- und Brausebadanlagen, für Schul-

gärten, Spielplätze, Ausbau des Ferienkoloniewesens usw. Sie werden vor allem den Kampf aufneh-

men müssen gegen den allgemeinen Abbau und Zusammenbruch unserer Bildungseinrichtungen. 

Welchen Grad die Not vieler Schulen in dieser Beziehung schon erreicht hat, zeigte eine Besprechung 

zwischen Vertretern der Berliner Elternschaft und dem Professor Helmke von der Berliner Schulde-

putation. Es wurde festgestellt, daß immer noch Schulbücher existieren, in denen Hohenzollernkultus 

getrieben wird, aber die Stadt Berlin erklärte, daß sie eine Abänderung der Lehrbücher nicht vorneh-

men könne, ohne Einwilligung des zuständigen Ministeriums. Es gibt einzelne Schulen, die nur 800 

bis 1000 M. erhalten zur Beschaffung von Lehrmitteln für den Physiksaal und Kreide, Schwämmen 

und Schulheften. Die bewilligten Summen sind bei der heutigen Teuerung so gering, daß d i e  S c h u -

l e n  f ü r  d i e  ä r m s t e n  K i n d e r  n i c h t  e n t f e r n t  [390] s o  v i e l  S c h r e i b h e f t e  b e s c h a f -

f e n  k ö n n e n, a l s  b e n ö t i g t  w e r d e n. In einer ganzen Anzahl von Gemeindeschulen liegen die 

Dinge so, daß die für das Winterhalbjahr beschafften Schulhefte für diejenigen Kinder, deren Eltern 

nicht in der Lage sind, Material zu kaufen, bereits Ende Februar ausgegangen waren. In vielen Fällen 

waren die Kinder infolgedessen nicht mehr in der Lage, dem Unterricht so zu folgen, wie die glück-

licheren Klassengenossen, deren Eltern Lehrmaterial aus eigenen Mitteln beschaffen. Schulleiter und 

Lehrer suchen durch Anrufen von Mildtätigkeit Dritter Lehrmittel zu beschaffen. In sehr vielen Fällen 

müssen Lehrer und Lehrerinnen, wenn sie den Unterricht ausüben wollen, aus e i g e n e n  Mitteln 

Kreide, Schwämme, Zeigestöcke usw. beschaffen. 

So sorgt also die demokratische Schieber-Republik für die Kulturbedürfnisse der Arbeiterklasse und 

ihrer heranwachsenden Jugend. Aber gerade deshalb muß die Forderung der Unentgeltlichkeit des 

Unterrichts und aller Lehr- und Lernmittel für die Arbeiterkinder unbedingt auf unsere Fahne ge-

schrieben werden und zugleich: Uebernahme ihrer Herstellung und des Vertriebs in städtische Regie. 

Die durch den Geburtenrückgang während des Krieges verursachte Abnahme der Schülerzahl wird 

von vielen Gemeinden als Vorwand benützt, um ganze Klassenzüge, ja ganze Schulsysteme eingehen 

zu lassen und dafür die Kopfzahl in den übrigen Klassen und Schulen zu erhöhen. Ebenso versucht 

man aus Sparsamkeit die Pflichtstundenzahl der Lehrer zu erhöhen und dafür eine größere Anzahl 

einfach auf die Straße zu werfen. Erhöhung der Klassenfrequenz und Pflichtstundenzahl jedoch be-

deutet ein allgemeines Sinken des geistigen Niveaus der Schule. Nicht nur daß eine sorgfältige indi-

viduelle Behandlung der Kinder durch den Lehrer bei hoher Klassenfrequenz ausgeschlossen ist und 

also ein größerer Teil der Kinder das Unterrichtsziel einfach nicht erreichen wird – auch die ganze 

moralische Atmosphäre einer solchen Klasse wird verschlimmert. Der überarbeitete, nervös gewor-

dene Lehrer wird mehr noch als heute zur bloßen Unterrichtsmaschine, zum Prügelpädagogen, zum 

Tyrann der Kinder, wodurch die Kinder selbst dann wieder verroht und verdorben werden. 

Gegen die Prügelstrafe, wie überhaupt gegen alle jene veralteten und vom erzieherischen Standpunkt 

aus verwerflichen Strafarbeiten, die das Kind verdummen, muß energisch Front gemacht werden. Der 

Kampf gegen die Prügelstrafe wird zugleich ein wichtiges Mittel sein, um höhere Formen der Erzie-

hung auch in die proletarische Familie selbst hineinzutragen, wo oft genug noch der dumpfeste Des-

potismus das Kind beherrscht. 
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An die Stelle der bisherigen Propaganda der Freien Schulgemeinden für einzelne weltliche Schulen, 

muß treten die intensive an a l l e n  Schulen in voller Breite aufgenommene Propaganda für die Welt-

lichkeit der Schule, für die Trennung von Schule und Kirche. Bis das erreicht ist, wollen wir die vom 

Religionsunterricht befreiten Kinder nicht von den übrigen trennen, gleichsam in besonderen Kon-

zentrationslagern unterbringen, sondern ruhig mitten in den konfessionellen Schulen kämpfen und 

werben lassen. Zu diesem Zweck ist das Hand-in-Handarbeiten der Elternbeiräte mit den kommunis-

tischen oder sozialistischen Kindergruppen von höchster Notwendigkeit. Wo weltliche Schulen be-

stehen oder im Kampfe errichtet werden, werden wir alles daran setzen, [391] sie in Arbeits- und 

Gemeinschaftsschulen umzuwandeln, die von den proletarischen Kampforganisationen mittels der 

Elternbeiräte kontrolliert werden. 

Im Kampfe gegen den reaktionären Geist in den Schulen wird als erstes Ziel zu erkämpfen sein die 

Säuberung der Schulräume von allen imperialistischen Kriegs- und Kriegsheldenbildern, die Säube-

rung der Bibliotheken und Lehrbücher von monarchistischen, militaristischen und pfäffischen Schrif-

ten, tatkräftiges Eintreten für die sozialistischen und kommunistischen Lehrkräfte, Teilnahme an der 

Vorbereitung der Feste und Feiern der Schule, Einblick in die behördlichen Erlasse und Verfügungen, 

Teilnahme an allen Konferenzen des Lehrkörpers, Schaffung von Schülerräten, Verpflichtung der 

Lehrerschaft zur Teilnahme an den Sitzungen des Elternrats. 

Bei allen diesen Kämpfen werden wir nur dann Erfolge verzeichnen, wenn wir die alte revolutionäre 

Taktik befolgen: A l l e  F r a g e n  z u r  E n t s c h e i d u n g  v o r  d i e  M a s s e n  z u  t r a g e n. Es ist 

typischer Geist von Weimar, wenn in der Erläuterung zum thüringischen Elternratsgesetz erklärt 

wird, daß der Elternrat der Elternversammlung gegenüber nicht verantwortlich ist, daß die Elternver-

sammlung nur Wünsche und Vorschläge machen könne. Nach unserer Ansicht ist der Elternrat nichts 

anderes als Funktionär der Elternschaft. Unsere Genossen werden bei ihren Auseinandersetzungen, 

sei es mit den christlich reaktionären Elternräten, sei es mit der Lehrerschaft, mit den Schul- oder 

Gemeindebehörden, immer wieder an der Elternversammlung appellieren müssen. Darin liegt auch 

ein Mittel der schulpolitischen Erziehung breiter Massen. Selbstverständlich müssen die Elternbeiräte 

in engster Fühlung mit den kommunalen Fraktionen der sozialistischen Parteien vorgehen. 

An die Zusammenfassung der proletarischen Elternräte, gemeinde-, kreis-, bezirks- und länderweise 

muß so schnell wie möglich herangegangen werden. Angesichts der bevorstehenden Schuldebatten 

zum Reichsschulgesetzentwurf ein zielbewußtes Vorgehen auf breitester Grundlage absolut notwen-

dig. Wir wünschen keine besonderen proletarischen Elternorganisationen neben den Parteien und 

Gewerkschaften. Aber die proletarischen Elternräte sind ein wichtiges Organ der direkten proletari-

schen Kontrolle in den Schulen, der Aufrüttelung und Aufklärung breitester Massen in schulpoliti-

schen Dingen, der Wahrnehmung der Interessen der proletarischen Kinder gegenüber Schulbehörde 

und Gemeinde und für die Vorbereitung der gesellschaftlichen Erziehung der Zukunft. 

Nicht die Schulreform ist möglich, die mitten in der kapitalistischen Umwelt plötzlich wie durch 

Zauber jenen „wirtschaftlich denkenden und sozial empfindenden Gemeinschaftsmenschen“ des 

Herrn Konrad Hänisch hervorwachsen läßt. Er wird kommen, aber nicht als das Werk jener Kompro-

mißpolitiker mit dem schönklingenden „Schulideal“, sondern einzig und allein als das Werk kämp-

fender Arbeitermassen, im selben Tempo und unter denselben Bedingungen, wie die neue sozialisti-

sche Gesellschaft überhaupt, auf dem Wege der proletarischen Revolution. In dem Kampf um die 

Eroberung der politischen Macht durch die Arbeiterklasse ist auch der Kampf um die Eroberung der 

Schule ein integrierender Bestandteil. Keine Schulrevolution ohne die politische und wirtschaftliche 

Revolution, aber umgekehrt auch: Die politische und ökonomische Revolution wird unendlich er-

schwert und verzögert werden, wenn das Proletariat nicht begreift, daß die Schule ein wichtiges 

Machtmittel ist in der Hand der herrschenden Klasse, und daß es nicht nur seine Kinder dem vergif-

tenden Einfluß der Pfaffen und Nationalisten ent-[392]ziehen, sondern sie gleichzeitig dem erheben-

den und stärkenden Einfluß unserer revolutionären Welt- und Lebensauffassung zielbewußt zuführen 

muß. Nur so wird der Geist der proletarischen Revolution über den Geist von Weimar und Potsdam 

siegen. 
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Notizen 

Der Turmbau von Genua.  

Eröffnungstag 

„Nach langen regnerischen Wochen lächelt erstmalig über dem noch aufgewühlten Meer die Ri-

vierasonne. Die Straßen sind von Menschen und Fahnen belebt und Trupp um Trupp ziehen die Ka-

rabinieri in die ihnen angewiesenen Quartiere.“ „Lloyd George ist eingetroffen. Er stieg frisch und 

gelassen aus dem Zug. Bei ihm waren seine Gattin im dunklen Reisekleid und seine Tochter mit 

hübschem runden, lächelndem Gesicht, das von einem roten Hut überdacht war. Dann folgten die 

übrigen Mitglieder der Delegation, Sekretäre und andere Mitarbeiter des Staatsmannes aus dem Wa-

gen. Lloyd George war im schwarzen Mantel, dunklem Reiseanzug und gelben Stiefeln, sah absolut 

nicht leidend aus und lächelte nach allen Seiten. Als er aus der Tür des Salons in die Vorhalle trat, 

versperrten die Photographen mit ihren Apparaten in breiter Linie den Weg. Er lächelte, machte Halt 

und ließ sich geduldig für den Konferenzfilm kurbeln. Dieser photographische Zwischenfall dauerte 

mindestens zwei Minuten. Dann trat Lloyd George mit Frau und Tochter zu dem gerade wartenden 

Automobil. Die Menge grüßte.“ 2000 bürgerliche Zeitungsschreiber berichten es den aufhorchenden 

Nationen. 

* 

Einige Genueser Probleme entnehmen wir den letzten Meldungen: 

Zwischen den Kabinetten fanden längere Zeit amtliche Besprechungen wegen des Protokolls der Er-

öffnungssitzung statt, namentlich machte dem Konferenzordner die Sitzordnung große Schwierigkei-

ten. Anfänglich war beabsichtigt worden, die Delegierten alphabetisch nach dem Anfangsbuchstaben 

der durch sie vertretenen Länder zu setzen. Doch hätte das zu Unzuträglichkeiten geführt, d a  a u f  

d i e s e  W e i s e  a u ß e r  D e u t s c h l a n d  e i n i g e  d e r  k l e i n s t e n  L ä n d e r  d e m  P r ä s i d e n -

t e n  z u n ä c h s t  g e s e s s e n  h ä t t e n. Man hat sich daher entschlossen, die Teilnehmer in zwei 

Gruppen zu teilen, nämlich in die erste der einladenden und die zweite der eingeladenen Mächte. In 

der Mitte, und v i e l l e i c h t  s o g a r  e t w a s  e r h ö h t, werden also I t a l i e n, E n g l a n d, F r a n k -

r e i c h, B e l g i e n  und Japan sitzen, und um diesen Kern herum alle übrigen Staaten, unter sich al-

phabetisch geordnet.“ Auch als die Frage der Leitung der Konferenz angeschnitten wurde und als der 

englische Premierminister seinen Plan entwickelte, einen ständigen Rat der Großmächte einschließ-

lich Deutschlands einzusetzen, hat Poincaré erklärt, es scheine ihm unmöglich, die Delegierten der 

alliierten Staaten auf dem Fuße der Gleichheit mit Vertretern eines Landes verhandeln zu lassen ge-

genüber dem die Entente vielleicht Zwangsmaßnahmen ergreifen müßte.“ – „Bis zu diesem Augen-

blick hatte die Unterredung zwischen Lloyd George und Poincaré viel mehr zu Widersprüchen als zu 

Einverständnissen geführt. Sie hat erst einen glücklicheren Verlauf genommen, als man von Rußland 

sprach. Der englische Premier erklärte, e r  w o l l e  v o r  a l l e n  D i n g e n  d i e  A b r ü s t u n g  d e s  

S o w j e t h e e r e s  v e r l a n g e n.“ 

* 

Ein großer Augenblick: die Konferenz beginnt, der italienische Ministerpräsident wird als Vorsitzender 

gewählt und spricht: „Es handelt sich um ein großes Unternehmen rein menschlicher Zusammenarbeit, 

der G e i s t  d e r  Z u s a m m e n a r b e i t  u n d  d e r  g e m e i n s c h a f t l i c h e n  B r ü d e r l i c h k e i t  

unter den Völkern ist es, der unserer Konferenz das charakteristische Gepräge verleiht.“ Das goldene 

Zeitalter der kapitalistischen Brüderlichkeit ist da. Der französische Delegierte Barthou bestätigt es: 

„Die Welt ist der. leeren Worte, der feierlichen un-[393]fruchtbaren Erklärungen müde.“ „Die Konfe-

renz von Genua ist somit nicht, kann nicht sein und wird nicht sein e i n e  B e r u f u n g s i n s t a n z, 

w o  d i e  b e s t e h e n d e n  V e r t r ä g e  z u r  S p r a c h e  g e b r a c h t, b e u r t e i l t  u n d  r e v i d i e r t  

w e r d e n  k ö n n e n.“ Und Poincaré sekundiert ihm, er drahtet aus Paris: „Wie Frankreich bereit ist 

mit allen Kräften und mit einem ganzen Herzen an der Wiederaufrichtung der unglücklichen Völker 

mitzuarbeiten, so wird es auch k e i n e r l e i  A n g r i f f e  a u f  d i e  R e c h t e, d i e  e s  a u s  d e n  

F r i e d e n s v e r t r ä g e n  h e r l e i t e t, d u l d e n.“ Das Morgenrot der Völkerversöhnung kommt 
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herauf. Die Verträge bleiben unangetastet, die Erfüllungspolitik hat gesiegt, die allgemeine Brüder-

lichkeit wird auch zur Abrüstung des letzten Bollwerks der Barbarei, der roten Armee hinleiten – so 

hoffen die Herren auf dem Konzil von Genua. Die russischen Vertreter in Genua und die Arbeiter-

schaft der ganzen Welt haben jetzt das Wort, sie werden antworten. 

Die Sachverständigen der deutschen Arbeiter in Genua. 

Die deutsche demokratische Republik ist außer durch ihre bewährten Minister der Erfüllungsregie-

rung Wirth-Rathenau (darunter der Weinflaschenbekämpfte Hermes) noch durch folgende sachver-

ständige Herren vertreten: 

Bergmann, D i r e k t o r  d e r  D e u t s c h e n  B a n k; Georg Bernhard, C h e f r e d a k t e u r  d e r  V o s -

s i s c h e n  Z e i t u n g; Dr. Bücher, G e s c h ä f t s f ü h r e r  d e s  R e i c h s v e r b a n d e s  d e r  d e u t -

s c h e n  I n d u s t r i e; Cuno, G e n e r a l d i r e k t o r  d e r  H a m b u r g-A m e r i k a-L i n i e; Prof. Dr. 

Duisberg, Leverkusen (b a i r i s c h e  c h e m i s c h e  F a b r i k e n); Dr. Hagen, V o r s i t z e n d e r  d e r  

H a n d e l s k a m m e r  K ö l n, B a n k d i r e k t o r; Dr. Kotzenberg, K o n s u l, Frankfurt a. M.; Hans 

Kraemer, F a b r i k d i r e k t o r; Kreuter, G e h. R e g.-R a t; Lübsen, D i r e k t o r  d e s  K o h l e n s y n -

d i k a t s  Essen; Dr. Karl Melchior, B a n k i e r, Homburg; Bankhaus W a r b u r g; Franz v. Mendels-

sohn, P r ä s i d e n t  d e r  H a n d e l s k a m m e r Berlin, C h e f  d e s  B a n k h a u s e s  M e n d e l s s o h n; 

v. Raumer, S t a a t s m i n i s t e r  a. D.; Rudolf Wissell, M. d. R. und d. vl. RWR. 

Aber auch die vierzig Millionen deutschen Proletarier finden ihre Berücksichtigung, zu den oben 

genannten zweifellos sachverständigen Herren kommen noch die eigentlichen Arbeitersachverstän-

digen und zwar: 

1. Herr Friedrich Baltrusch, G e s c h ä f t s f ü h r e r  d e s  D e u t s c h e n  G e w e r k s c h a f t s b u n d es; 

2. Herr Abg. Erkelenz, V e r t r e t e r  d e r  c h r i s t l i c h e n  G e w e r k s c h a f t e n; 

3. Otto Hue, der Reichs- und Landtagsabgeordnete, der Bergarbeitervertreter, als Repräsentant der 8 

Millionen frei gewerkschaftlich organisierten Arbeiter; 

und 

4. Rudolf Hilferding – als Vertreter des revolutionären Proletariats. 

Die Standard Oil in Vertretung Amerikas. 

Amerika hat bekanntlich offiziell der Konferenz abgesagt. Die „Stampa“ teilt dagegen mit, daß Herr 

Vanderlip und Herr Bedford, der P r ä s i d e n t  d e r  S t a n d a r d  O i l  C o m p a n y, erwartet werden. 

Die Kommunisten in Genua. 

Paul Levi von der sozialrevolutionären Massenpartei schreibt in „Unser Weg“, Zeitschrift für kom-

munistische Politik: 

Für das Proletariat gab es nur eine siegreiche Lösung des Weltkrieges: die Lösung, die außerhalb des 

Bestechens des Kapitalismus lag: die Revolution, die Niederwerfung des Kapitalismus selbst. 

Das war die geschichtliche Bedeutung der russischen Revolution für Westeuropa. Sie eröffnete un-

mittelbar die Möglichkeit dieser einzig, wirklich siegreichen Beendigung des Weltkrieges. Es ist das 

geschichtlich Verdienst der Bolschewiki, das erkannt und auf diese Möglichkeit hin das Größte ge-

wagt zu haben. Was aber bedeutet, von diesem Standpunkt aus gesehen, der kommende Genueser 

Vertrag der Bolschewiki, die Anerkennung des Versailler Vertrages durch die Bolschewiki – mit oder 

ohne Artikel 116 –? Sie bedeutet nicht mehr und nicht weniger das Anerkenntnis, daß die Bolschewiki 

die Möglichkeit, die Kriegskrise diesem siegreichen Ende zugeführt zu sehen, heute nicht mehr an-

erkennen. Die Möglichkeit, die ihre Revolution eröffnete, sehen sie als erledigt an. Ihre Unterschrift 

unter den Genueser Konferenzvertrag oder unter irgendeinen [394] Friedensvertrag bedeutet die Be-

siegelung der arevolutionären, um nicht zu sagen konterrevolutionären Liquidierung des Krieges, der 

Niederlage des Proletariats. Und damit ist zugleich die russische Revolution, die so darauf verzichtet, 
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unmittelbar mit dem Geschick des westeuropäischen Proletariats verknüpft zu sein, für dieses zur 

Episode geworden. Un grand destin s’achêve ... 

... Es genügt, in diesem Zusammenhang nicht auf die Ursachen, sondern auf die Folgen hinzudeuten 

und zu zeigen, wie verhängnisvoll es ist, daß die Bolschewiki von den vielen Möglichkeiten, diese 

an sich unabänderlichen Tatsachen hinzunehmen, die unmöglichste gewählt haben: die, i h r e n  W e g  

a l s  d e n  ‚k o m m u n i s t i s c h e n‘ h i n z u s t e l l e n.“ 

Lenin auf dem 11. Kongreß der K. P. R.: 

„E s  i s t  e b e n f a l l s  s e l b s t v e r s t ä n d l i c h, d a ß  w i r  n a c h  G e n u a  n i c h t  a l s  K o m m u -

n i s t e n, s o n d e r n  a l s  K a u f l e u t e  g e h e n. Wir müssen handeln, und sie müssen handeln. Wir 

möchten zu unserem Vorteile handeln, und sie zu ihrem. Wie der Kampf sich entfalten wird, wird – 

wenn auch in geringem Grade – von der Geschicklichkeit unserer Diplomaten abhängen ... Für Kom-

munisten, besonders für uns, die wir solch ernste Jahre durchgemacht haben, wie 1917 und folgende, 

bietet auch Genua eigentlich keine bedeutenden Schwierigkeiten. Ich erinnere mich nicht, daß irgend-

welche Streitigkeiten oder Differenzen über diese im Zentralkomitee oder sogar in der Partei entstan-

den wären. Dies ist selbstverständlich, da hier nichts vorliegt, worüber man vom kommunistischen 

Standpunkt aus streiten könnte, sogar wenn man verschiedene Schattierungen der Kommunisten be-

rücksichtigt. Wir fahren nach Genua, wiederhole ich, als Kaufleute, um die vorteilhaftesten Bedin-

gungen für die Entwicklung des Handels durchzuführen, der schon begonnen hat, der weitergetrieben 

wird, und der, sollte es selbst jemandem gelingen, ihn gewaltsam auf eine Zeitspanne zu unterbre-

chen, sich unvermeidlich weiterentwickeln wird ...“ 

* 

Eine ganz auf die Revolution eingestellte Partei. 

In einem „Offenen Rundschreiben an alle Mitglieder der K. A. P.“ veröffentlicht in der K. A. Z. (vom 

März) heißt es „Unerhörtes in der Geschichte der K. A. P. noch nie Dagewesenes ist passiert! Einige 

Personen, die ehemals führende Stellungen in der Partei einnahmen, und deren maßloser Ehrgeiz sie 

nicht ausruhen läßt, gehen darauf aus, die Partei zu spalten.“ Und man erfährt dann, daß diese „Per-

sonen“ ausgeschlossen wurden, dabei aber ließen „sie die Maske fallen, haben sich aus eigener 

Machtvollkommenheit als neuer Hauptausschuß konstituiert, gaben Rundschreiben heraus“ ... usw. 

Eines dieser letzten Rundschreiben der neuen „Essener Richtung“ beginnt ganz vernünftig: 

„Parteigenossen, die KAPD befindet sich in einer Krise, die ernster und furchtbarer ist als alle bisher 

von ihr erlebten und überwundenen Krisen. Es handelt sich diesmal nicht wie im Falle Lauffenberg-

Wolffheim bzw. Rühle um gewisse theoretische Unklarheiten und Verirrungen einzelner kleinbür-

gerlicher Elemente.“ Die guten Leute versteigen sich dann dafür zur Behauptung: „Diese gegenwär-

tige Krise der KAP ist die Krise der proletarischen Revolution, die notwendig zersetzend und auflö-

send wirken muß, in unserer ganz auf die Revolution eingestellten Partei ...“ Dann kommen die ent-

sprechenden Freundlichkeiten als Antwort auf die Berliner Richtung. 

Die handfest proletarische „Berliner Richtung“ erkennt als Ursache der Krise der K. A. P. mit „gutem 

KAP-geist“ rechtzeitig  eine Bonzenschiebung und entledigt sich ihrer. Die Hinausgeworfenen hin-

wiederum blicken tiefer und verkünden, daß ihr Schicksal, das Schicksal der Revolution bedeute und 

da sie verkracht sind, wie könnte es anders sein, als – weil die Revolution verkracht ist. (Ihr Gegenpart 

Paul Levi, der an sich dasselbe erfuhr, hat das übrigens schon früher gewußt, nur rettete er die Revo-

lution mit der Massenpartei, wogegen sie an der KAP, Essener Richtung festhalten.) 

In der nächsten „Internationale“ finden unsere Leser  eine Auseinandersetzung mit der Theorie und 

Praxis dieser ganz auf die Revolution eingestellten Partei seit ihrem Austritt aus der Moskauer Inter-

nationale. Der Krach in der KAP hat auch die Gründung der 4., der „Arbeiterinternationale“ verzö-

gert. Auf der Zentralausschußsitzung der KAP meinte zwar der Vertreter des „internationalen Büros“: 

„wenn [395] man einwendet die Gründung der KAP wäre Unsinn, weil keine aktionsfähige Partei da 

sei, sage ich: ... es ist praktisch und theoretisch Unsinn, so etwas zu behaupten ... Praktisch deshalb, 

w e i l  es gar nicht darauf ankommt, ob wir aktionsfähig sind oder nicht!!!“ 
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„Allerdings ist, wenn die KAP doch gegründet wird, noch eine Angst da, die zwar nicht von allen 

geteilt wird, die aber auch sehr deutlich ausgesprochen wurde: E s  i s t  d i e  A n g s t  d a v o r, d a ß  

w i r  u n s  b l a m i e r e n  w e r d e n ! ! !“ Das sollte eine ganz auf die Revolution eingestellte Partei 

freilich nicht abhalten ... 

* 

Landarbeiterlöhne und Landarbeiterkampf in Deutschland. 

I. R. Heute ist das gesamte Landproletariat trotz seiner gewerkschaftlichen Massenorganisationen in 

fast allen Ländern, trotz der Güterbesetzungen in Italien im vorigen Jahre, trotz zeitweiliger umfas-

sender Lohnbewegungen, so ungünstig gestellt wie nur je. In allen Ländern sind die Agrarkapitalisten 

am Werke, um ihres Profites willen die Arbeitszeit zu verlängern, in Deutschland speziell werden die 

kläglichen Errungenschaften der November-Revolution mit Füßen getreten, Betriebsräte, nur weil sie 

Betriebsrat sind, gemaßregelt; Arbeiter, die nicht den gelben Landbünden beitreten, garnicht einge-

stellt und dergleichen mehr. 

In allen Ländern die gleichen Klagen der Landarbeiter über Wohnungen, die schlechter sind als die 

Viehställe, über Ausbeutung der Frauen und Kinder, über rohe Behandlung durch die „Herren“! Der 

große Landarbeiterstreit in Thüringen hat die sozialistische Regierung gegen die kommunistische 

Demagogie aufgebracht, da unsere Partei den Kampf unterstützt. Aber nicht nur in Thüringen, auch 

in Sachsen, in Pommern, überall gährt es unter den deutschen Landarbeitern, deren Lebenslage noch 

weit unter den der ausländischen Klassengenossen ist. 

Angaben über ausländische Landarbeiterlöhne ermöglichen einen Vergleich der Lage des Landpro-

letariats in den verschiedenen Ländern. 

Eine Umfrage des Departements für Landwirtschaft in den Vereinigten Staaten hat z. B. ergeben, daß 

die dortigen Landarbeiterlöhne im Jahre 1921 ausschließlich Deputat durchschnittlich 29 bis 48 Dol-

lar (je nach Alter, Geschlecht und Tätigkeit) im Monat betrugen. Das sind, wenn man einen Dollar – 

103 M. rechnet – der Durchschnittskurs von 1921 – 2897 M. bis 4449 M. im Monat, auf das Jahr 

berechnet also 35.844 bis 59.328 M. 

Im Jahre 1920 betrug der durchschnittliche Monatslohn 46 bis 89 Doll. Der Lohn ist dort also, in 

Dollar gerechnet, 1921 um 37 % gesunken gegenüber 1920, das allerdings das Jahr der höchsten 

Landarbeiterlöhne in den Vereinigten Staaten überhaupt war. Im Jahre 1916, bevor Amerika in den 

Krieg eingriff, war der Durchschnittslohn 23 bis 25 Dollar im Monat. Einschließlich Deputat betrug 

der Monatsdurchschnittslohn 1921 42 bis 65 Dollar, gegenüber 64 bis 95 Dollar im Jahre 1920 und 

32 bis 83 Dollar im Jahre 1915. 

Für E n g l a n d  liegen uns nur die Minimallöhne für den September 1921 vor. Danach betrug der 

wöchentliche Minimallohn, einschließlich Deputat, für den erwachsenen männlichen Landarbeiter 42 

bis 44 sh 6 d, das sind 9,73 bis 10,71 Dollar – 1002 bis 1103,13 M.; (nach dem Durchschnittskurs 

von 1921) und 4008,78 bis 4412,52 M. im Monat bei einer wöchentlichen Arbeitszeit von 50 Stunden 

im Sommer und 48 Stunden im Winter, und in einigen Gegenden 54 Stunden das ganze Jahr hindurch. 

Die Landarbeiterlöhne in Deutschland (siehe Parteikorrespondenz Nr. 5 vom 1. März 1922) betragen 

jährlich durchschnittlich 9000 bis 14.000 M. Monatlich also 750 M. bis 1170 M. Aehnlich schlecht 

sind die Landarbeiterlöhne in der T s c h e c h o-S l o w a k e i  und in O e s t e r r e i c h. 

Aus den besseren Löhnen der Landarbeiter Englands, Amerikas ist selbstredend nicht ohne weiteres 

auf eine bessere Lebenshaltung der dortigen Landarbeiter zu schließen, da man dort auch nach Dollar 

ausgibt; nicht nur einnimmt. Was daraus zu ersehen ist, ist die Tatsache, daß das deutsche Agrarka-

pital und das der übrigen valutaschwachen Länder durch die Ausbeutung ihrer Arbeitskräfte unge-

heure Profite aufsaugt, daß ihre Produktionskosten weit geringer sind als die der valutastarken Län-

der, daß ihr Streben nach Weltmarktpreisen für Agrarprodukte eine willkürliche Profitjagd ist. [396] 

* 
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Bücherschau 

Erich Kuttner, D e r  S i e g  w a r  z u m  G r e i f e n  n a h e! Authentische Zeugnisse zum Frontzusam-

menbruch. Berlin, Verlag für Sozialwissenschaft. 

A. R. Der Vorwärtsredakteur Kuttner vereinigt in dieser kleinen Broschüre sehr geschickt eine An-

zahl Aeußerungen deutscher militärischer Persönlichkeiten und sonstiger deutschnationaler Autori-

täten, die sich zum Kampf gegen die Dolchstoßlegende verwenden lassen. Wichtiger wäre aber noch 

die Schaffung einer kurzen, wahrheitsgetreuen Gesamtgeschichte des Weltkrieges, dessen wirkliche 

Zusammenhänge für die breite Masse des deutschen Volkes heute noch völlig fremd sind. 

* 

S y n o p t i s c h e  T a b e l l e n  f ü r  d e n  g e s c h i c h t l i c h e n  A r b e i t s u n t e r r i c h t  v o m  A u s -

g a n g  d e s  M i t t e l a l t e r s  b i s  z u r  G e g e n w a r t. Herausgegeben von Siegfried Kawerau unter 

Mitarbeit von F r i t z  A u s l ä n d e r  und F r i t z  W u e s s i n g. Verlag: Franz Schneider, Berlin u. 

Leipzig. 

A. R. Das neue Tabellenwerk bedeutet ein Schritt vorwärts zur Umgestaltung des Geschichtsunter-

richts. Es handelt sich darum, die hergebrachten Geschichtslehrbücher mit ihren abgestempelten Mei-

nungen durch etwas Besseres zu ersehen. Kawerau und seine Mitarbeiter bieten ein System von Ta-

bellen, wobei in parallelen Spalten die wirtschaftliche Entwicklung, die sozialen Zustände und Be-

wegungen, das geistige Leben, die innerstaatliche Organisation und die auswärtige Politik nebenei-

nander stehen. Mit vollem Recht gehen die Verfasser von den wirtschaftlichen Verhältnissen aus, und 

der Schüler kann aus den Tabellen lernen, wie man die politischen und geistigen Entwicklungen aus 

der ökonomischen Grundlage ableitet. So kann sich der Schüler die materialistische Geschichtsme-

thode selbst erarbeiten. Die prinzipielle Anlage der Tabellen ist nur zu loben, aber die Ausführung 

im Ganzen läßt doch viel zu wünschen übrig, besonders in den Spalten über das Geistesleben ist eine 

Menge von Gedächtniskram ohne jeden bildenden Wert hineingestopft, und die politischen sowie 

wirtschaftlichen Vorgänge sind vielfach in unklaren Schlagworten behandelt, mit denen der Schüler 

nichts Rechtes anzufangen weiß. Hoffentlich erlebt das Werk bald eine zweite Auflage. In dieser wird 

es dann möglich sein, durch erhebliche Kürzung und klarere Verarbeitung des Stoffes den vortreffli-

chen Grundgedanken des Werkes besser1 

* 

Franz Jung, H u n g e r  a n  d e r  W o l g a. Malik Verlag, 47 Seiten. 

Der Verfasser, der vordem an den deutschen  revolutionären Kämpfen tätigen Anteil nahm, bereiste 

die Hungergebiete in den letzten Monaten des Jahres 1921. Der Bericht, den er über die Zustände in 

den deutschen Wolgakolonien gibt, hebt sich aus der Fülle der Sensationsmeldungen heraus durch 

unbedingte Ehrlichkeit und jene unsentimentale, unpathetische Ergriffenheit, die allein der ungeheu-

ren Katastrophe gerecht werden kann. Hier wird nichts verschwiegen, nichts beschönigt, alle dunklen 

Erscheinungen der chaotischen Verwirrung klargestellt. Aber gerade dieser unbedingte Verzicht auf 

Reporterjagd, wie auf irgendwelche Stimmungsmache, das Ausschöpfen des ganzen Elends gibt dem 

Verfasser und dem Leser mit ihm die Möglichkeit, n i c h t  zu verdammen, nicht zu verzweifeln: Wer 

den ganzen Abgrund des Furchtbaren erkannt, wird das unendliche Opfer des russischen Volkes be-

wundern, das in all seiner Bedrängnis den Kampf gegen das Elend aufnahm, und wird diesen Kampf 

selbst unterstützen. 

[397] 

  

 
1 Hier hört der Text auf. Möglicherweise lautet es: darzustellen. 
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Die Internationale  

Jahrg. 4 ⁕ Ausgegeben 20. April 1922 ⁕ Heft 18 

Zwischenbilanz von Genua. 

Δ B e r l i n, den 16. April. 

Wie auch immer das Ergebnis der Genuakonferenz sein mag, soviel ist schon nach Ablauf der ersten 

Woche sichtbar, daß der Kommunismus dabei auf seine Rechnung kommt, obwohl Sowjetrußland 

nach einem glücklichen Wort Lenins als „Kaufmann“ auf die Konferenz gegangen ist und nicht als 

Propagandist der Räteordnung. Der Verzicht auf u n m i t t e l b a r e  kommunistische Propaganda er-

folgte sicherlich nicht nur mit Rücksicht darauf, daß die Lloyd George, Barthou und Konsorten aus-

schließlich als Händler nach Genua gegangen sind und daß der Kommunismus für sie weder Ge-

brauchs- noch Tauschwert hat. Er erfolgte vor allem, weil die gegenwärtige Lage des Weltproletariats 

das Insaugefassen näherer Ziele erfordert. Die Methode der Sowjetdelegation in Genua ist klar: es ist 

die fortlaufende Gegenüberstellung der bürgerlichen Welt, so wie sie heute ist, nicht mit dem Kom-

munismus, sondern mit den Reformideen, die dem Schoße dieser bürgerlichen Welt selbst entsprun-

gen sind, um diese aus den Fugen geratene Welt wieder einzurenken. Es ist die praktische Probe auf 

das Exempel, ob die bürgerliche Welt imstande ist, sich am eigenen Schopfe aus dem Sumpf zu zie-

hen. Wenn wir als Kommunisten uns auch nicht die geringsten Illusionen darüber machen, daß das 

gelingen könne, falls nicht die Arbeiterklasse ihre elementarsten Ansprüche auf ein menschliches 

Dasein aufgibt, so hindert uns diese Ueberzeugung nicht im mindesten, die Probe aufs Exempel zu 

machen, zu versuchen, die bürgerlichen Klassen und Staaten mit ihren eigenen Waffen, mit ihren 

eigenen Ideen zu schlagen. Jeder Kommunist wird die Wirksamkeit und die Zweckmäßigkeit dieser 

Methode verstehen. Es ist natürlich notwendig, daß er sich klar bewußt ist, daß weder die Abrüstung, 

noch die gleichmäßige Verteilung des Weltgoldschatzes usw. kommunistische Ziele sind. Die 

Zweckmäßigkeit dieser Methode ergibt sich nicht nur daraus, daß die bürgerlichen Regierungen, de-

nen der Sowjetstaat in Genua gegenübersteht, eben bürgerliche Regierungen sind, sondern vor allem 

daraus, daß heute noch breite Massen des Proletariats und des Halbproletariats sich unter dem unmit-

telbaren oder mittelbaren Einfluß dieser bürgerlichen Reformideen befinden und nur durch die eigene 

praktische Erfahrung sich aus ihrem Bann lösen können. Diese Methode ist, d e n  v e r ä n d e r t e n  

V e r h ä l t n i s s e n  a n g e p a ß t, die Methode von Brest-Litowsk. Dort stand im Mittelpunkt das 

„Selbstbestimmungsrecht der Völker“. Das kaiserliche Deutschland und seine Verbündeten wollten 

das „Selbstbestimmungsrecht“, so wie sie es verstanden, als Kulisse benutzen, um hinter ihr ihre 

imperialistischen Räubereien auszuüben und „ihre Völker“ zu nasführen. Sowjetrußland zerriß in 

Brest-Litowsk rücksichtslos diese Kulisse und zwang den deutschen Imperialismus, sich der Welt 

ohne alle Hüllen zu präsentieren. Es ist dies dem deutschen Imperialismus, wie erinnerlich, nicht gut 

bekommen. In Genua steht im Mittelpunkt der „Wiederaufbau der Weltwirtschaft“, [398] die Kulisse, 

hinter der die Ausplünderung Sowjetrußlands durch die kapitalistischen Staaten die Vernichtung der 

grundlegenden sozialen und politischen Errungenschaften der russischen Revolution und gleichzeitig 

die gegenseitige Prellung der imperialistischen Räuber erfolgen soll. 

Zug um Zug hat die Diplomatie des Proletarierstaates, die auf einem neuen Terrain den Existenz-

kampf dieses Staats fortführt, ihre Gegenspieler entlarvt oder vielmehr sich selbst entlarven lassen. 

Nehmen wir gleich das letzte Stück, den deutsch-russischen Friedens- und Wirtschaftsvertrag. Es 

sollte, wie die offizielle Phrase lautete, in Genua „weder Sieger noch Besiegte“ geben. Aber die deut-

sche Regierung wurde von den Ententemächten einfach vor die Türe gesetzt, um zu Sonderabma-

chungen mit Sowjetrußland zu gelangen und um zwischen diese beiden Länder einen Keil zu treiben, 

Die deutsche Delegation, die wiederholt vor den verschlossenen Türen der Entente anklopfte, sah 

sich schließlich genötigt, auf direktem Wege die Sicherungen zu suchen, um die sie von der Entente 

geprellt werden sollte. Wenn irgendwo, läßt sich hierbei sagen, daß es nicht der „eigene Trieb“ war, 

der dies deutsche Schifflein in diesen Kurs zwang, sondern die bittere Not. Vom Standpunkt der 

deutschen Arbeiterklasse geschieht das, was hier geschehen ist, viel zu spät und unzureichend. So 

widerspricht es vor allem Dingen dem Interesse der deutschen Arbeiterklasse, wenn die deutsche 
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Regierung immer noch formell festhält an ihren Ansprüchen auf eventuelle Entschädigungen für die 

Nationalisierung von Betrieben, die früher Eigentum deutscher Kapitalisten waren. Nichtsdestowe-

niger ist die volle politische Anerkennung Sowjetrußlands, die wechselseitige Annullierung der 

Kriegsentschädigungen, die Verpflichtung zu wechselseitiger staatlicher Unterstützung der wirt-

schaftlichen Beziehungen beider Länder ein kleiner Schritt vorwärts. Wenn jetzt die Entente alle 

Hunde losläßt gegen den Staat, der gewagt hat, die Solidarität der Räuber gegenüber Sowjetrußland 

zu durchbrechen, so muß die deutsche Arbeiterklasse laut und deutlich der Entente wie der Regierung 

Wirth-Rathenau sagen: d i e s e r  S c h r i t t  d a r f  n i c h t  m e h r  r ü c k w ä r t s  g e t a n  werden und 

man muß aus dem halben Schritt einen ganzen machen. Soll das wirksam gesagt werden, so kann es 

n u r  g e m e i n s a m  m i t  d e m  P r o l e t a r i a t  d e r  E n t e n t e l ä n d e r  g e s a g t  werden. Die lakai-

enhafte Borniertheit der Führer der deutschen Sozialdemokratie zeigt sich jetzt in ihrem hellsten 

Glanz. Während die bürgerlichen Vertreter der Regierung sich genötigt sehen, einen Schritt zu tun, 

der nur mit Unterstützung des internationalen Proletariats durchzuhalten und weiterzuführen ist, sa-

botieren die sozialdemokratischen Mitglieder dieser Regierung das internationale Zusammenwirken 

der Arbeiterklasse jeden Tag, den Gott geschaffen hat. 

Die Absichten der Entente gegenüber Sowjetrußland hat das Londoner Sachverständigen-Gutachten 

genugsam aufgedeckt. Sowjetrußland hat sich dieser guten Absichten bis jetzt, gestützt auf die eigene 

Kraft und den englisch-französischen Gegensatz, erwehren können. Es hat gleich am ersten Tag den 

französischen Imperialismus bis auf die Knochen demaskiert, aber es ist sicherlich nicht gesonnen, 

unter der Maske der „Vermittlung“ sich dem englischen Imperialismus auf Gnade und Ungnade aus-

zuliefern. Seine Kraft beruht letzten Endes darauf, daß es, wenn nötig, warten kann, bis die bürgerli-

che Staatsweisheit begreift, daß das russische Volk sich nicht einfach um die Früchte seiner Revolu-

tion prellen läßt. An dem Weltproletariat ist es, diese Frist und damit die Frist seiner Leiden wesent-

lich abzukürzen. Und das heißt heute in erster Linie: die 2. Internationale zu zwingen, sich in Reih 

und Glied des Proletariats zu stellen. [399] 

* 

Die italienischen Thesen.  
Von P a u l  B ö t t c h e r. 

Der 3. Kongreß der K. P. I., der im März in Rom stattfand, hat nach eingehender Diskussion über die 

Taktik der Partei Thesen angenommen, die alle Fragen der kommunistischen Taktik in abstrakter 

Form eingehend behandeln. Die kommunistische Internationale ist eine auf zentralistischer Grund-

lage aufgebaute Weltpartei. Die Beschlüsse der Weltkongresse sind bindend für alle Parteien. Die 

italienischen Thesen decken sich n i c h t  in allen Grundfragen der Taktik mit den Beschlüssen der 

Exekutive. Einer ihrer Verfasser, Genosse B o r d i g a, hat zudem auf dem italienischen Parteitag er-

klärt, daß diese Thesen Geltung haben sollten n i c h t  n u r  f ü r  d i e  K. P. I., s o n d e r n  f ü r  d i e  

g e s a m t e  K o m i n t e r n. Der 4. Weltkongreß werde über die Thesen „Bordiga-Terracini“ zu ent-

scheiden haben. Grund genug, die Thesen eingehend zu studieren und sie auf ihre Anwendbarkeit für 

die Komintern zu prüfen. 

D i e  o r g a n i s a t o r i s c h e n  F r a g e n. 

Zunächst eine kurze Uebersicht über den organisatorischen Teil der Thesen. Der erste Abschnitt enthält 

das Programm und die Prinzipien der Partei. Aufgabe der Partei sei es, „in den Massen das revoluti-

onäre Bewußtsein zu verbreiten, die materiellen Aktionsmittel herzustellen und das Proletariat im Ver-

laufe des Kampfes zu leiten.“ Es wird gesagt, daß der Weltkrieg „die Zerfallsperiode des Kapitalismus 

eingeleitet hat, in der der Klassenkampf nur in einem bewaffneten Konflikt (gemeint ist Ausstand! B.) 

zwischen den Arbeitermassen und der Macht der bürgerlichen Staaten seine Lösung finden kann.“ 

Der zweite Abschnitt der Thesen behandelt „das o r g a n i s a t o r i s c h e  Wesen der Partei“. Es wird 

in diesem Abschnitt der straff zentralisierte Charakter der Partei hervorgehoben. Der dritte Absatz 

charakterisiert den Entwicklungsgang der kommunistischen Partei und betont, daß insbesondere die 

Arbeiterschaft für den Kommunismus gewonnen wird, durch eine aktive Anteilnahme der 
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Kommunisten an den sozialen Kämpfen. Folgender Absatz verdient in diesem Abschnitt besondere 

Beachtung: 

„Es ist zu hoffen, daß sich in der kommunistischen Weltorganisation sobald als möglich die Erkenntnis festigen 

wird, daß es nicht angeht, zwei grundlegende Organisationsprinzipien außer Acht zu lassen. In einem jeden 

Lande darf nur eine kommunistische Partei bestehen und m a n  k a n n  d e r  k o m m u n i s t i s c h e n  I n t e r -

n a t i o n a l e  n u r  a u f  d e m  W e g e  d e r  i n d i v i d u e l l e n  A u f n a h m e  in die kommunistische Partei 

des betreffenden Landes beitreten.“ 

Daß es nur e i n e  kommunistische Partei in jedem Lande geben darf, ist bereits in den 27 Bedingun-

gen festgelegt. Die These über den i n d i v i d u e l l e n  Beitritt halte ich für f a l s c h. Weder in 

D e u t s c h l a n d, noch auch in I t a l i e n, ist der Gärungsprozeß innerhalb der sozialdemokratischen 

Arbeiter abgeschlossen. Die Möglichkeiten des geschlossenen Uebertritts von Sektionen der SPD 

oder USPD zur KPD sind in D e u t s c h l a n d  gerade so gut vorhanden wie in Italien die Möglichkeit 

des Uebertritts von Gruppen der Serratipartei (Lazzari) zur K. P. I. Der Passus ist nur verständlich 

aus der Strenge, die die italienische Partei bei der Aufnahme neuer Mitglieder übt. Ihn zum Grundsatz 

für die Parteien der Komintern zu machen, solange sie o f f e n e  Parteien sind, ist verfehlt und er-

schwert die Bildung von Massenparteien. 

[400] Die B e z i e h u n g e n  d e r  k o m m u n i s t i s c h e n  P a r t e i  u n d  d e r  A r b e i t e r k l a s s e  

werden im vierten Abschnitt der Thesen analysiert. Die Thesen fordern in diesem Kapitel die Teil-

nahme der K. P. I. an allen Kämpfen, die dos Proletariat sowohl um die Besserung seiner Lebensbe-

dingungen, wie um die Wirtschaft im Staate führt. Es heißt hierüber im Absatz 12: 

„Die Propaganda ihrer Ideologie und die Werbetätigkeit für ihre Kampfreihen, die das Proletariat ununterbro-

chen ausübt, ist also unzertrennlich von der Wirklichkeit der Aktion und der proletarischen Bewegung in allen 

ihren Lebensäußerungen und es ist ein lächerlicher Irrtum, zwischen der Teilnahme an Kämpfen für zeitweilige 

und beschränkte Ziele und der Vorbereitung des allgemeinen revolutionären Endkampfes, einen Widerspruch 

erblicken zu wollen.“ 

Die Beziehungen der Partei zu anderen p o l i t i s c h e n  proletarischen Bewegungen werden in einem 

weiteren Kapitel festgelegt. Die Partei lehnt es ab, in den gegnerischen politischen Parteien Zellen zu 

bilden, wie etwa in den Gewerkschaften. Die offenkundige Unvereinbarkeit, gleichzeitig der kom-

munistischen Partei und einer anderen Partei anzugehören, erstreckt sich außer auf die politischen 

Parteien auch auf jene Bewegungen, die trotz ihres politischen Charakters, nicht die Bezeichnung und 

die Organisation einer Partei haben, und auf alle Vereinigungen, die der Aufnahme ihrer Mitglieder 

politische Leitsätze zugrunde legen; unter diesen vor allem das F r e i m a u r e r t u m. 

Vorstehend sind im wesentlichen die Hauptgesichtspunkte des organisatorischen Teils der Thesen 

widergegeben. Der große Umfang dieser Thesen zwingt zu äußerster Beschränkung. Es sind deshalb 

auch nur jene Momente hervorgehoben, die entweder im Gegensatz zu unserer Auffassung stehen, 

oder allgemeine internationales Interesse haben. Alle jene Punkte, die mit den Thesen der Komintern 

übereinstimmen, sind nicht besonders erwähnt. 

D i e  t a k t i s c h e n  F r a g e n. 

Der Aktionsradius aller Thesen der Komintern oder auch der deutschen Partei ist die allgemeine öko-

nomische und politische Weltlage, oder eine Analyse des Zustandes der nationalen Wirtschaft und Po-

litik. Der Aktionsradius der italienischen Thesen ist die T h e o r i e. Nicht ein einziges Kapitel ist in 

den Thesen enthalten, das eine Perspektive der ökonomischen und politischen Entwicklung Italiens 

gibt. Dieser Fehler rächt sich im besonderen im taktischen Teil dieser Thesen. Er ist absolut abstrakt 

und knüpft nicht ein einziges Mal an einer konkreten politischen Situation an. Durch Veranschauli-

chung der politischen Erfahrungen an konkreten Beispielen wären die Thesen für jeden Arbeiter leicht 

verständlich gewesen. Es kommt hinzu, daß die schwere Sprache, in der sie verfaßt sind, es manchem 

Arbeiter unmöglich macht, den Schlüssel zu ihnen zu finden. Erklärte doch in der Taktikkommission 

des italienischen Parteitages ein Delegierter ganz offen, daß er manche Teile der Thesen viermal gelesen 

habe, ohne sie zu verstehen. Wir meinen, daß Thesen für eine Arbeiterpartei nicht in Gelehrtensprache, 

sondern in volkstümlich anschaulicher Weise geschrieben sein müssen. Doch das nur nebenbei. 
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Die Thesen geben zunächst eine historisch-chronologische Gliederung der gesellschaftlichen Situa-

tionen, in denen kommunistische Parteien vor die Notwendigkeit des Handelns gestellt werden kön-

nen. Die grundlegenden Phasen der Entwicklung werden wie folgt klassifiziert. 

1. Absolutistische Feudalherrschaft, 

2. demokratisch-bürgerliche Herrschaft 

3. sozialdemokratische Regierung [401] 

4. Zwischenherrschaft des Bürgerkrieges während dessen die Grundlagen des Staates unstabil werden 

5. die proletarische Herrschaft in der Rätediktatur. 

Der taktische Teil der Thesen ist eingestellt auf die zweite und dritte der vorerwähnten Phasen: auf 

die d e m o k r a t i s c h e  b ü r g e r l i c h e  H e r r s c h a f t  und auf die s o z i a l d e m o k r a t i s c h e  

R e g i e r u n g. In der Klassifizierung fehlt die für die Labilität des Kräfteverhältnisses zwischen Bour-

geoisie und Proletariat besonders wichtige Phase der K o a l i t i o n  d e r  k a p i t a l i s t i s c h e n  P a r -

t e i e n  m i t  d e r  S o z i a l d e m o k r a t i e  vollständig. Die Verfasser nehmen die Koalitionspolitik in 

beiden Phasen der Entwicklung als gegeben an. 

Dadurch gewinnen die Thesen nicht an Klarheit insbesondere an jenen Stellen, in denen von „Links-

regierungen“ in ganz allgemeiner Form die Rede ist. Die K o a l i t i o n s p o l i t i k  und die Stellung-

nahme der Kommunisten zu ihr wird unter dem Kapitel: „D i e  ‚i n d i r e k t e‘ t a k t i s c h e  A k t i o n“ 

behandelt. Unter „direkter“ Taktik verstehen die Verfasser jene Aktion, „welche die Partei in einer 

Situation übernimmt, die es ihr ratsam erscheinen läßt, s e l b s t ä n d i g  die Initiative eines Angriffs 

auf die bürgerliche Staatsmacht zu ergreifen, um sie entweder zu stürzen oder ihr einen Schlag zu 

versetzen, der sie stark ins Wanken bringt.“ 

3) D i e  „i n d i r e k t e“ t a k t i s c h e  A k t i o n. 

Das Kapitel über die „indirekte“ taktische Aktion beginnt mit der Feststellung, „daß die Vorbedin-

gungen für eine direkte Aktion, die den Charakter eines mit den Kräften der Partei ausgeführten An-

griffes auf die bürgerliche Staatsmacht hat“, nicht gegeben seien. Die „i n d i r e k t e“ T a k t i k  bestehe 

darin, daß die Partei „weit entfernt davon, sich auf eine ausschließliche Werbe- und Propagandatä-

tigkeit zu beschränken – ihren Einfluß auf die Ereignisse ausübt durch ihre Beziehungen mit den 

anderen Parteien und politischen und sozialen Bewegungen und durch ihren Druck auf dieselben in 

einer Weise, die das Eintreten des Zeitpunktes, im dem die entscheidende revolutionäre Aktion mög-

lich sein wird, beschleunigt.“ 

Es wurde schon oben darauf hingewiesen, daß die Verfasser der Thesen nicht von der politischen 

Wirklichkeit ausgehen, sondern davon, daß die Richtigkeit ihrer Theorie auf alle Fälle zu beweisen 

sei. Ohne Rücksicht auf die tatsächliche Situation schreiben sie unter Ziffer 31: 

„In der historisch-politischen Situation, die der bürgerlich-demokratischen Staatsmacht entspricht, ergibt sich 

gewöhnlich eine Spaltung der politischen Kräfte in zwei Strömungen oder ‚Blöcke‘, ein rechter und ein linker, 

die miteinander um die Leitung des Staates kämpfen. Dem Block der Linken schließen sich gewöhnlich, mehr 

oder weniger offen, die prinzipiell koalitionistischen sozialdemokratischen Parteien an. 

Diese These ist eine abstrakte politische Konstruktion, die in Widerspruch steht mit den tatsächlichen 

politischen Zuständen. In Deutschland z. B. ist der Steuerblock geschaffen von der USPD bis zur 

Stinnespartei. Die Staatsgewalt wird in Deutschland nominell beherrscht vom Kleinbürgertum. Diese 

kleinbürgerlich-sozialdemokratische Regierung ist, wie hinlänglich bekannt, nur der Exponent der 

Politik der Schwerindustrie. Die sozialdemokratische Partei geht in ihrer Koalitionspolitik weit über 

den sogenannten linken „Block“ hinaus, und verbindet sich mit der Großindustrie, die nach Meinung 

der Verfasser gesetzmäßig den rechten „Block“ bilden müßte. Gewiß sind im Lager der Bourgeoisie 

Interessenkämpfe vorhanden. Die Wirksamkeit dieser Kämpfe schlägt jedoch um in [402] e i n e n  

Solidaritätskampf in jenem Augenblick, da die Gegensätze innerhalb der Bourgeoisie beherrscht wer-

den vom Gegensatz zwischen Bourgeoisie und Proletariat. Wenn die italienischen Thesen für die 
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gesamte Internationale Geltung haben sollen, müssen sie mit diesen akuten politischen Zuständen 

rechnen und die Blocktheorie preisgeben. 

Das Verhalten der kommunistischen Partei bei einem R e c h t s p u t s c h  g e g e n  e i n e  b ü r g e r -

l i c h-s o z i a l d e m o k r a t i s c h e  K o a l i t i o n s r e g i e r u n g  wird unter Ziffer 39 wie folgt be-

stimmt: 

„Eine andere Möglichkeit ist die, daß die Regierung und die Parteien der Linken, aus denen sie zusammenge-

setzt ist, das Proletariat auffordern, an dem bewaffneten Kampf gegen den Angriff von rechts teilzunehmen. 

Eine solche Aufforderung kann nur eine Falle vorbereiten, und die kommunistische Partei wird sie mit der 

Erklärung annehmen, daß die Waffen in den Händen der Proletarier die Errichtung der proletarischen Macht 

und des proletarischen Staates bedeuten, sowie die Entwaffnung des traditionellen bürokratischen und militä-

rischen Staatsapparates. Dieser wird niemals den Befehlen einer Regierung der Linken, auch wenn sie auf 

gesetzmäßigem Wege zur Macht gelangt ist, Folge leisten, falls sie das Volk zum bewaffneten Kampfe aufru-

fen sollte, weil nur die proletarische Diktatur einem Sieg über die weißen Banden einen dauernden Charakter 

verleihen kann. Infolgedessen kann einer solchen Regierung gegenüber keinerlei „Loyalität“ erklärt und beo-

bachtet werden. Vor allem muß man die Massen auf die Gefahr aufmerksam machen, die darin besteht, d a ß  

d i e  F e s t i g u n g  e i n e r  s o l c h e n  R e g i e r u n g  d a n k  d e r  U n t e r s t ü t z u n g  d e s  P r o l e t a r i a t s  

g e g e n  d e n  A u f s t a n d  o d e r  P u t s c h v e r s u c h  d e r  R e c h t e n  gleichbedeutend wäre mit der Festi-

gung des Organismus, der den revolutionären Vormarsch des Proletariats, wenn dieser als einziger Ausweg 

erscheinen wird, zweifellos entgegentreten würde, falls die Kontrolle über die bewaffnete Macht des Staates 

in den Händen der demokratischen Regierungsparteien bliebe, falls nämlich das Proletariat die Waffen nieder-

gelegt hätte, ohne sie vorher zum Umsturz der gegenwärtigen politischen und staatlichen Formen, gegen alle 

Kräfte der bürgerlichen Klasse verwendet zu haben.“ (Schluß folgt.) 

* 

Das Siedlungs-, Bau- u. Wohnungsprogramm der Kommunistischen Partei Deutschlands. 

(Das Kommunalprogramm der KPD. Teil I.) 

Nach der Einleitung zum Kommunalprogramm der KPD (Internationale IV, 12/13, S. 276-285) ver-

öffentlichen wir hiermit den ersten Hauptteil des Kommunalprogramms im Entwurf des Genossen 

K a t z. Auch hier ist dem Wunsche der Bezirkskonferenzen auf möglichst detaillierte Richtlinien so 

weit wie möglich stattgegeben; aus der Fülle des Stoffes jedoch nur das Richtungsgebende und für 

die derzeitige kommunalpolitische Praxis Belangvolle herausgegriffen. Die endgültige Beschlußfas-

sung bleibt dem kommenden Parteitag vorbehalten; bis dahin steht der Entwurf Katz zur Diskussion. 

Die in der kommunalen Praxis sowie in der Mieterbewegung tätigen und sonst interessierten Genos-

sen haben Wünsche Auf Änderungen, Ergänzungen usw. möglichst umgehend der kommunalpoli-

tischen Abteilung der Zentrale der KPD, Berlin C. 54, Rosenthaler Straße 38, zu übermitteln. 

Entwurf. 

1. Die Grandlage aller Kommunalpolitik ist die Ansiedlung von Menschen. Im kapitalistischen Zeit-

alter vollzieht sich die Siedlung planlos; im wesentlichen folgt sie den Zufallsbedürfnissen der In-

dustrie: sie nimmt keine Rücksicht auf die natürlichen Siedlungsmöglichkeiten und Siedlungsnot-

wendigkeiten, auf industrielle Standortsökonomie, keine Rücksicht auf Sicherstellung der Ernährung, 

auf [403] Tauschmöglichkeit, Hygiene, Verkehr, keine Rücksicht auf den proletarischen Menschen. 

In der kommunistischen Wirtschaft wird die Industrie von ihrem Zufallsstandort gelöst, nach natür-

lichen Standorten umgepflanzt und gegliedert, und die Siedlung der Menschen zu der Industrie in 

eine planmäßige Beziehung gebracht, die sowohl den Notwendigkeiten der industriellen und agrari-

schen Produktion wie den verkehrstechnischen, hygienischen und ästhetischen Erfordernissen ge-

recht wird. In der kommunistischen Wirtschaft entscheidet über jede Siedlungsfrage ausschließlich 

das Interesse des werktätigen Menschen. 

Da die Frage des natürlichen industriellen Standorts nicht im Grenzrahmen der kapitalistischen Staa-

tengebilde gelöst werden kann, wird sich die endgültige Planregelung der menschlichen Siedlung erst 

in der internationalen kommunistischen Weltwirtschaft vollziehen. 

2. Innerhalb der planlos erstandenen kapitalistischen Siedlungsorte wird planlos gebaut. Erst in den 

letzten Jahrzehnten vor dem Weltkriege entstand eine Wissenschaft vom Städtebau, wurde der 
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Städtebau durch Vorschriften der Bebauungspläne, der Baupolizei, der Verunstaltungsgesetze usw. 

in einigen Städten planmäßig geregelt, ansatzweise sogar in interlokalem Umfange; doch diente diese 

Regelung fast restlos den Interessen des behaglichen Wohnens der Bourgeoisie; selbst diese Ansätze 

zur Planmäßigkeit sind mit dem Zusammenbruch des kapitalistischen Systems durch den Weltkrieg 

fast restlos zunichte gemacht. 

Die kommunistische Gemeinde macht sich alle Erkenntnisse der Städtebauwissenschaft zu eigen, 

verwendet sie aber ausschließlich im Interesse des Proletariats, insbesondere in Abkehr vom Massen-

mietkasernenbau zur Gartenstadtsiedlung, in der Anlage von Spiel- und Erholungsplänen für Arbeiter 

und Arbeiterkinder, und ordnet ihre Baupläne sorgsam den allgemeinen interlokalen Siedlungsplänen 

unter. 

3. Innerhalb der kapitalistischen Wirtschaft und der kapitalistischen Siedlung ist die Beschaffung des 

Baugrunds und die Erstellung von Wohnungen der privaten Willkür als Geschäft überlassen. Der 

Kapitalist betreibt den Hausbau und das Vermieten von Wohnungen wie eine Schnapsfabrik und eine 

Destille, den Grundstückshandel wie einen Handel mit Aktien oder Altmetall. Bringt der Hausbau 

und das Vermieten von Wohnungen nicht den genügenden Profit, so wird das Geld in anderen Ge-

schäften angelegt, der Bau von Häusern, eingestellt, die obdachlose Familie dem Elend überlassen. 

Der Bodenwucher hat keine Grenzen. 

In der kommunistischen Gemeinde ist der Wohnungsbau kein Geschäft, sondern eine Aufgabe der 

Gemeinwirtschaft. Die Zahl der Häuser und Wohnungen ergibt sich lediglich aus dem Bedarf der 

Menschen und den technischen Möglichkeiten. Bodenspekulation ist in der kommunistischen Gesell-

schaft nicht möglich. 

4. Schon im kapitalistischen Staat der Vorkriegszeit lebte das Proletariat in bitterster Wohnungsnot. 

Nur kam es ihm nicht sonderlich zum Bewußtsein. Während die reichen Bourgeois in luxuriösen 

Villen mit Parks, Autogaragen und allem „Komfort“ ein Leben in Luxus führen konnten, während 

selbst das Kleinbürgertum in bescheidenen Räumen sein behagliches Spießbürgeridyll zu leben ver-

mochte, hauste das Proletariat in seinen elenden Höhlen der Keller- und Dachgeschosse, der Hinter-

häuser, der Massenmietkasernen, der Landarbeiterställe, bis zu 16 Personen, Männer, Frauen, Kinder, 

Tuberkulöse, Schlafgänger, Prostituierte, Sterbende, Gebärende in einem Raume, auf einem Stroh-

sack, oft ohne Luft, ohne Licht, – fiel es jeder Seuche und dauernd der Tuberkulose zum Opfer. 

6. Seit dem Weltkriege hat sich die Lage des Proletariats dahin verschlechtert, daß Hunderttaufende 

nicht einmal mehr diese Elendshöhlen haben. Die Militärgewalt verbot das Bauen, wenn es nicht 

militärischen Zwecken diente, die Zivilgewalt glaubte die Frontsoldaten damit beruhigen zu können, 

daß sie daheim die Mieten niedrig hielt: die Folge war, daß so gut wie keine neuen Wohnungen erstellt 

wurden. Weil auch die „Demokratie“ die Niedrighaltung der Mieten als Beruhigungsmittel nicht ent-

behren konnte, legte der Kapitalist auch nach der Revolution kein Geld im Miethausbau an. Versuche 

mit Reichs-, Staats-, Gemeindegeld Wohnungen zu erstellen, blieben belanglos, weil der kapitalisti-

sche Staat seine Einnahmen zur Erfüllung der Reparationsverpflichtungen und zur Niederhaltung der 

infolge der Erfüllungspolitik in [404] Hunger und Verzweiflung geratenen Proletariermassen durch 

Militär, Schupo, Justiz und Polizei verbrauchte. 

Die Wohnungsnot wuchs aber nicht nur durch den Ausfall von Neubauten bei gleichzeitiger starker 

Vermehrung der Familienzahl, sondern auch durch den baulichen und hygienischen Verfall der vor-

handenen Wohnungen. Der Hausbesitzer stellte die Reparaturen ein. 

Das Ergebnis dieser Entwicklung sind die furchtbaren Erscheinungen in fast allen Städten und Dör-

fern: den Proletariern fallen die Wohnungen über dem Kopfe zusammen, die Tuberkulose fordert 

Woche um Woche größere Opfer, mehr und mehr gehen Obdachlose freiwillig ins Gefängnis, noch 

häufiger mit ihren Kindern in letzter Verzweiflung in die Fluten oder vor den geöffneten Gasschlauch. 

Vor den Wohnungsämtern aber stauen sich Tausende auf Tausende und heischen immer energischer, 

immer drohender Obdach. 
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6. In dieser gefährlichen Situation kam der kapitalistische Staat auf den Ausweg, den er schon bei der 

Bezahlung von Militär, Schupo, Polizei und Justiz gegangen war: die Kosten der Mörder und Mord-

maschinen vom Opfer selbst tragen zu lassen. Die ruchlose Politik des 10prozentigen Lohnanzugs 

und der indirekten Massensteuern bei nahezu völliger tatsächlicher Steuerfreiheit der Besitzenden 

wurde wiederholt. In zwei großen Gesetzen wälzte der kapitalistische Staat die gesamten Lasten der 

Wohnungserstellung auf die schwachen Schultern der Proletarier: durch das Reichsmietengesetz wur-

den die Kosten aller Wiederinstandsetzung der zerfallenen Häuser sowie aller künftigen Reparaturen 

restlos den Mietern auferlegt; durch das Gesetz einer Abgabe zur Förderung des Wohnungsbaus 

(Mietsteuergesetz) aber auch die Kosten der Erbauung aller neuen Wohnhäuser. 

7. Die Wohnungsnot läßt sich mit Reichsmietengesetz und Mietsteuergesetz jedoch nicht beseitigen. 

Der Mieter ist völlig außerstande, die ungeheure Milliardenlast der Wiederherstellung der alten und 

der Erbauung der neuen Wohnungen zu ertragen. 

Die Notlage der Mieter ist um so schlimmer, als in Deutschland schon die Miete im Frieden für das 

Quadratmeter Wohnfläche umso höher war, je kleiner die Wohnung und der Wohnraum, je ärmer 

und kinderreicher der Mieter. Da sowohl das Reichsmietengesetz wie auch die Reichswohnungsbau-

abgabe den Mietern die Steuerlast in Anteilszuschlägen zur Friedensmiete auferlegt, bedeuten beide 

Gesetze eine besonders furchtbare Belastung gerade der kinderreichen Proletarierfamilien. 

In allen Ländern und Gemeinden haben die Kommunisten gegen die Versuche, auf Grund dieser 

Gesetze den Mietern Lasten aufzubürden, den schärfsten Kampf zu führen, in dem sie von den immer 

tiefere Not und Verzweiflung geratenden proletarischen Mietermassen von Monat zu Monat kräfti-

gere Unterstützung finden werden. 

8. Wird durch diesen Kampf auch der Ausweg einer Abwälzung aller Lasten auf die Mieter ungang-

bar, so verbleibt im Rahmen der kapitalistischen Wirtschaftsordnung überhaupt kein Weg mehr zum 

Bau von ausreichenden Wohnungen, zur Behebung der Wohnungsnot. Immer mehr wird diese Er-

kenntnis steigen; immer mehr auch die Erkenntnis, daß die Wohnungsnot erst in der sozialistisch-

kommunistischen Gemeinschaft behoben werden kann. Die Wohnungsnot wird selber so eine der 

Haupttriebkräfte zum Sturz der kapitalistischen und der Herbeiführung der sozialistisch-kommunis-

tischen Wirtschaftsordnung. 

9. Im kapitalistischen Staat kann aber wohl eine Milderung der Wohnungsnot erkämpft werden. Doch 

auch dieser Kampf ist nicht in den Parlamenten auszufechten, sondern erfordert die Anteilnahme der 

gesamten proletarischen und halbproletarischen Mietermassen, die sich gegen das Hausagrariertum 

und seinen Schirmherrn, den kapitalistischen Staat, in Bewegung setzen müssen. Auch der Kampf 

um Milderungen der Wohnungsnot im kapitalistischen Staat kann nur in einen Kampf zur Zertrüm-

merung des kapitalistischen Staates ausmünden. 

In diesem Kampfe sind die Forderungen der Kommunisten folgende: 

A. W o h n u n g s s t a t i s t i k. 

1. Die statistischen Aemter des Reiches, der Länder, der Kommunalverbände und Kommunen haben 

sorgfältige Kataster der vorhandenen Wohnungen [405] und des Wohnungsbedarfs mit besonderer 

Rücksichtnahme auf Rauminhalt und Familiengröße einzurichten. 

2. Daneben haben die statistischen Aemter der Kommunen und Kommunalverbände zunächst laufend 

wohnungsstatistische Untersuchungen, insbesondere über die Preisgestaltung der Grundstücke und 

Häuser, über das Verhältnis zwischen Einkommen und Miete, über die Beschaffenheit der Woh-

nungseinrichtungen, über das Verhältnis zwischen Wohnungslage, Krankheit und Sterblichkeit anzu-

stellen und zu veröffentlichen. 

B. B e s c h l a g n a h m e  d e r  v o r h a n d e n e n  W o h n u n g e n. 

1. Das Recht des Vermietens und Mietens von Wohnungen, Eigenhäusern und möblierten Zimmern 

wird der Privatwirtschaft entzogen und der Gemeinwirtschaft überantwortet. 
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2. In jeder Gemeinde wird ein Gemeindebeauftragter mit der Durchführung der Gemeinwirtschaft 

des Wohnungswesens betraut, in allen größeren Gemeinden werden zu diesem Zweck Wohnungsäm-

ter eingerichtet. 

3. Den Wohnungsämtern werden Wohnungsnachweise eingegliedert. 

4. Alle privaten Wohnungsnachweise und Wohnungstauschbüros werden geschlossen. 

5. Keine Wohnung darf ohne den gemeindlichen Wohnungsnachweis vermietet, getauscht oder sonst-

wie veräußert oder bezogen werden. Eigenhäuser und möblierte Zimmer sind dabei den Mietwoh-

nungen gleichzustellen. 

6. Die Wohnungsnachweise der Gemeinden werden nach Wirtschaftsgebieten zu einem Gebietswoh-

nungsnachweis mit Meldeaustausch aufgegliedert, die Gebietswohnungsnachweise zu einem Reichs-

wohnungsnachweis zusammengefaßt. 

7. Der Wohnungsnachweis ist unentgeltlich. Soweit noch Gebühren erhoben werden, sind sie nach 

Einkommen und Familienstärke unter Freilassung der kleinen Einkommen zu staffeln. 

8. Die Verwaltung der Wohnungsämter wird in die Hände von Beamten gelegt, welche von den 

Mieterorganisationen gewählt werden. 

9. Die Wohnungsämter haben nicht wie bisher nur überschüssige Räumlichkeiten zu beschlagnah-

men, sondern grundsätzlich sämtliche Mieter nach Maßgabe der Familienstärke und der wirtschaftli-

chen Notwendigkeiten umzusiedeln, dergestalt, daß die kinderreichen Familien in die Großvillen, die 

Kleinfamilien (auch die wohlhabenderen) in die Mietskasernenkleinwohnungen umgesiedelt werden. 

Als Hauptgrundsatz bei der Umsiedlung gilt: große Wohnungen für die kinderreichen Familien, 

kleine Wohnungen für kinderarme und kinderlose Mieter. Die Kosten der Umsiedlung tragen die 

Gemeinden. 

10. Solange der Hausbesitz noch nicht enteignet ist, ist die Miete im Gemeindebezirk zwangsweise 

nach Kinderzahl und Einkommen abzustufen, dergestalt, daß die Familien mit mehreren Kindern und 

geringerem Einkommen geringere Miete zu zahlen haben, ohne Rücksicht auf die Zahl der ihnen 

zugewiesenen Räume. Soweit durch höhere Mieten der Familien mit geringerer Kinderzahl und hö-

herem Einkommen ein Ausgleich des so entstandenen Mietausfalles nicht erreicht werden kann, geht 

die Differenz zu Lasten der Gemeinde. Die Verrechnung und Verteilung des Ausgleichs auf die ein-

zelnen Hausbesitzer erfolgt durch das Wohnungsamt. 

11. Solange die Forderung der Umsiedlung sich noch nicht durchsehen läßt, werden die Wohnungen 

kontingentiert. Wieviel Räume dabei den einzelnen Familien in den Großwohnungen verbleiben, 

richtet sich nach den örtlichen Verhältnissen. Für die Großstadt kann dabei etwa folgendes Schema 

Richtlinie sein: 

Eine Familie ohne Kinder behält Wohnzimmer, Schlafzimmer, Küche und Zubehör und je nach 

Tätigkeit des Ehemannes oder der Ehefrau noch ein Arbeitszimmer. Für je zwei Kinder unter 

10 Jahren oder für zwei gleiche geschlechtliche Kinder über 10 Jahren oder je ein Kind über 10 

Jahren bei verschiedenen Geschlechtern wird ein weiteres Schlafzimmer zugestanden. Für 

Hauspersonal ist ein besonderes Zimmer im Wohngeschoß zu belassen, jedoch zu kontrollieren, 

ob dieses Zimmer auch tatsächlich dem Hauspersonal zur Verfügung steht! Für mehr als einen 

Dienstboten werden nur in ganz besonderen Ausnahmefällen (besondere Krankheitsverhält-

nisse) Räume genehmigt. [406] 

12. Die überschüssigen Räume sind den Wohnungssuchenden zur Verfügung zu stellen, die in einer 

Dringlichkeitsliste aufgeordnet werden. 

13. Die Aufstellung der Dringlichkeitsliste obliegt den Mieterorganisationen oder den Ausschüssen 

der Wohnungslosen; zumindest haben die Mieterorganisationen an der Aufstellung und Kontrolle der 

Dringlichkeitsliste mitzuwirken. Die bisherige Bevorzugung entlassener Heeresangehöriger, aus 

Oberschlesien usw. vertriebener Chauvinisten usw. wird sofort beseitigt. Entscheidend für die Höhe 
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in der Dringlichkeitsliste muß vielmehr sein: Dauer der Wohnungslosigkeit und Zahl der Kinder: 

ferner Schwangerschaft und Krankheit. Schwerkriegsbeschädigte sind zu bevorzugen. 

14. Die überschüssigen Räume sind zu Notwohnungen auszubauen. Diese müssen mindestens Koch-

gelegenheit, Wasserentnahme und Abort enthalten, in Ausnahmefällen ist Abortbenutzung mit einer 

zweiten Familie zulässig. Die Kosten des Ausbaues der Notwohnungen trägt die Gemeinde, welche 

sie je nach den örtlichen Verhältnissen und der Vermögenslage des Hausbesitzers auf diesen ganz 

oder teilweile abwälzen kann. Die Mieten für Notwohnungen sind nach Einkommen und Kinderzahl 

abzustufen. 

15. Der Ausbau von Kellerräumen zu Notwohnungen ist strikt zu verwerfen; ebenso der Ausbau von 

Dachgeschossen, Bodenkammern und ähnlichen Räumen, sofern die so entstandenen Wohnräume 

nicht massive Wände erhalten und gegen die Hitze und Kälteeinflüsse des Daches unbedingt ge-

schützt sind. 

16. Die privaten Neubauten, ebenso die Gebäude des Reichs, der Länder und der Kommunalverbände 

sind in das Beschlagnahmerecht der Gemeinden einzubeziehen. 

17. Alle Anträge der Großwohnungsbesitzer auf Befreiung von der Wohnungsbeschlagnahme durch 

freiwillige Hergabe von Geld oder durch anderweitige Wohnungserstellung sind abzulehnen. Wo aus 

technischen Gründen Großwohnungen nicht aufgeteilt werden können und die Umsiedlung noch 

nicht durchführbar ist, sind in die überzähligen Räume solcher Großwohnungen Einzelmieter (Unter-

mieter) einzuquartieren. 

18. Neben den Großwohnungen müssen in erster Linie für Wohnzwecke beschlagnahmt werden: alle 

Kasernen, Klöster und Schlösser (soweit nicht höhere Kunstzwecke gefährdet sind), ehemalige La-

zarette usw. Weiter sind alle Bars, Kabaretts, Animierkneipen, Likörstuben, Bordelle und ähnliche Ver-

gnügungsstätten zu schließen und zu Wohnungen umzubauen, soweit das technisch unzweckmäßig 

ist, jedoch mindestens mit solchen Geschäfts- und Gewerbebetrieben zu belegen, die ihrerseits Wohn-

räumen Platz machen können. Schulen dürfen dagegen nicht zu Wohnräumen ausgebaut werden. 

19. Großgebäude wie Kasernen usw. die nur schwierig zu Kleinwohnungen aufgeteilt werden kön-

nen, sind nach Möglichkeit zu Asylen, Ledigenheimen, Zentralküchenhäusern usw. umzubauen. 

20. Der Umbau von Wohnungen zu Gewerbezwecken oder die Benutzung von Wohnungen zu ge-

werblicher Tätigkeit, welche die bisherige Wohnmöglichkeit ausschließt, wird verboten. 

21. Die unhygienischen Viertel der großen Städte (Altstadt) sind zu sanieren. Bis zur Durchführung 

der Sanierung sind auch in diesen älteren schon bebauten Stadtteilen so zahlreich wie möglich Grün-

flächen, Kinderspielplätze und Sandbecken anzulegen. 

22. Alle Wohnungen sind einer strengen Wohnungsaufsicht zu unterstellen. 

23. Vorhandene Kellerwohnungen sind zu beseitigen. 

24. Räume, in denen Lebensmittel verarbeitet werden, dürfen nicht als Schlafräume genutzt werden. 

25. Ueberall ist für ausreichende Belüftung und Belichtung zu sorgen, die Zahl der Abortanlagen zu 

vermehren, die Kanalisation mit Spülklosetts aufs Schnellste zu fördern. 

26. Das Schlafstellenunwesen ist durch Einquartierung von Einzelmietern in überschüssige Einzel-

zimmer der Großwohnungen zu beseitigen. 

27. In allen Städten sind aus den Reihen der Baugenossenschaften, der Bauarbeiter usw. Arbeiter und 

Arbeiterinnen in größerer Zahl zu Wohnungsaufsichtsbeamten und Wohnungspflegerinnen auszubil-

den und mit der Aufsicht über die vorhandenen Wohnungen zu beauftragen. In den ländlichen Ge-

[407]meinden sind neben den Vertretern ländlicher Wohnungsbaugenossenschaften insbesondere Be-

auftragte der Landarbeiterorganisationen mit der Wohnungsaufsicht zu betrauen. 

28. Die Wohnungsaufsicht wird den Wohnungsämtern eingegliedert. 
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29. Die Wohnungsaufsichtsinstanzen erhalten das Recht der Anordnung von Um- und Neubauten zu 

Lasten des Hausbesitzers. 

30. In den Arbeitermassenquartieren auf dem Lande ist unbedingt für getrennte Wohnmöglichkeit der 

einzelnen Familien und für Schaffung menschenwürdiger Wohnverhältnisse Sorge zu tragen. 

31. Die Wohnungsämter sind in ihrem Gesamtaufgabenkomplex interlokal zu Gebietswohnungsäm-

tern zusammenzufassen, die ihrerseits zu einem Reichswohnungsamt ausgegliedert werden. Aufga-

ben der Gebietswohnämter sind: 

1. Interlokale Umsiedlung nach wirtschaftspolitischen Gesichtspunkten, z. B. von Altersrent-

nern, nicht an bestimmte Orte gebundenen Gewerbstätigen usw. aus Orten mit großer Woh-

nungsnot in abseitige Gemeinden mit geringerer Wohnungsnot, in bisherige Landhausgemein-

den, Kurorte, Badeorte usw. 

2. Beschlagnahme und Ausbau von ländlichen Schlössern, Klöstern, Kurhäusern, Holtes, Land-

sitzen, Villen usw. zu Zwecken der Aufnahme von Kinderheimen, Pflegeheimen, Blindenan-

stalten usw., die jetzt in Städten untergebracht sind und nach der Umsiedlung ihrerseits in den 

Städten für Wohnungsgelegenheit Raum schaffen können. 

C. B e s c h a f f u n g  n e u e r  W o h n u n g e n. 

1. Die gesamte Neubautätigkeit wird in Gemeinwirtschaft überführt. Träger der Gemeinwirtschaft 

können sowohl Reich, Länder und Gemeinden, wie auch Bau- und Produktivgenossenschaften sozi-

alen Charakters sein. Die Gemeinwirtschaft hat bei den Urstoffen für die Bautätigkeit zu beginnen. 

In erster Linie sind daher zu vergesellschaften: Steinbrüche, Ziegeleien, Zement- und Glasfabriken, 

Kohlen- und Eisenindustrie, Forsten, Sägewerke und der Baumaterialienhandel. Zumindest ist ein 

Verbot des Stillegens, des Abbruchs oder der Produktionsbeschränkung in diesen Gewerben sofort 

zu erwirken. 

2. Der zur Siedlung benötigte Grund und Boden wird zugunsten der gemeinwirtschaftlichen Siedlung 

kostenlos enteignet. Bis zur Durchführung der Enteignung haben die Gemeinden einen möglichst 

umfangreichen gemeindeeignen Grundbesitz durch Kauf zu erwerben. Jeden Verlauf gemeindlichen 

Grundbesitzes an Private, Betriebe, Handelsgesellschaften usw. lehnen die Kommunisten ab. Grund-

stücksaustausch mit Privaten usw. ist zulässig, Grundstücksverpachtung jedoch nur, wenn die Ge-

meinde am Erträgnis des auf dem Grundstücke anzulegenden Betriebes ausreichend prozentual be-

teiligt wird. Wegen Erbpacht s. n. I. Nr. 26. 

3. Die Bautätigkeit selbst wird ebenfalls der privaten Willkür entzogen und nach städtebaulichen, 

volkswirtschaftlichen, hygienischen und verkehrstechnischen Gesichtspunkten gemeindeweise kon-

zentriert. Träger dieser Aufgabe sind die gemeindlichen Bauämter. Wo Baubetriebe für einzelne Ge-

meinden unrationell sind, schließen sich mehrere Gemeinden zum Betrieb eines gemeinwirtschaftli-

chen Unternehmens zusammen. 

4. Reich, Staat und Kommunen haben möglichst hohe Summen für die Neubautätigkeit zur Verfü-

gung zu stellen. An private Bauunternehmer sowie für private Werkswohnungen dürfen jedoch Zu-

schüsse in keiner Form gewährt werden. 

5. Kasernen- und Kirchenbauten sind abzulehnen. 

6. Die Neubauten sind dem gegenwärtigen Stande des Baumaterials anzupassen; sie dürfen aber in 

keiner Weise den sozialhygienisch und ästhetisch notwendigen städtebaulichen Gesichtspunkten, ins-

besondere dem allmählichen Uebergang vom Massenmietskasernenbau zur Gartenstadtsiedlung ent-

gegenstehen. 

7. In kleineren Gemeinden und großstädtischen Außenvierteln ist für ausreichende Stallung zu sor-

gen. 

8. Die bestehenden Bauvorschriften sind auf das technisch und hygienisch Notwendige zu mildern. 

Ausreichende Besonnung, Straßenbreite und Raumhöhe sind jedoch unumgänglich. Wellblechbara-

cken und ähnliche primitive Bauten sind für Wohnzwecke abzulehnen. [408] 
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9. Die Wohnfläche der einzelnen Wohnung soll möglichst nie weniger als 70 bis 80 qm betragen. Die 

vielfach üblichen Zwergwohnungen („Vogelkäfige“) sind zu verwerfen. 

10. Wo im bebauten Gelände zwischen Hochhäusern Baulücken klaffen, können diese durch Hoch-

häuser ausgefüllt werden; höhere als dreigeschossige Häuser sind jedoch auch in diesen Fällen nicht 

zu genehmigen. 

11. Außerhalb des bereits bebauten Geländes sind stets nur freistehende Einzelhäuser oder Häuser in 

Reihenflachbau zu bewilligen. 

12. Neue Wohnungssiedlungen sind möglichst an der Herkunftsseite, industrielle Neuanlagen, ebenso 

Schlachthöfe, Müllabführhaufen, Klärbecken usw., möglichst an der Abzugsseite der vorherrschen-

den Winde anzulegen, so daß die Wohngebiete von der industriellen Rauch- und Geruchsbelästigung 

möglichst verschont bleiben. Soweit angängig sind alle industriellen Anlagen in besonderen von den 

Wohngebieten abgetrennten Industrievierteln zusammenzufassen. 

13. Alle Neusiedlungen sind zu kanalisieren und mit Gas und Elektrizität zu versorgen, die Entwick-

lung zur Zentralbewirtschaftung (Zentralküchen, Zentrallesezimmern usw.) zu fördern. Vorausset-

zung dafür ist die Beseitigung der jetzigen völlig planlosen und willkürlichen Zersplitterung der Neu-

siedlungen und die Einordnung sämtlicher Neusiedlungen in eine streng planmäßige lokale und in-

terlokale Bebauung. 

14. Soweit planmäßige Siedlungstätigkeit auf Hemmungen durch Orts- und Kreisgrenzen stößt, sind 

Umgemeindungen, Eingemeindungen, Siedlungsverbände usw. zu Zwecken einheitlicherer Bautätig-

keit schnellstens zu erwirken. 

15. Das Reich, mindestens die Länder und Provinzen, haben einheitliche Versuchsbauten nach neuen 

Bauweisen auszuführen, damit den einzelnen Gemeinden die jetzigen kostspieligen Versuche beim Er-

proben neuer Bauweisen erspart bleiben. Die Baubestandteile sind zu normalisieren und typisieren. Für 

die einzelnen Landesteile sind bodenständige Einheitsbauweisen und Einheitsbaupläne aufzustellen. 

16. Alle Straßenbaukosten sowie die Kosten der Leitungen für Elektrizität, Gas und Wasser zu den 

Siedlungen trägt die Gemeinde. Die Verkehrsstraßen sind zu hoher Leistungsfähigkeit auszubauen, 

die Wohnstraßen weit mehr als bisher zu vereinfachen. 

17. Bei allen Neubauten ist für genügende Freifläche und Gartenanlage, für Spiel- und Erholungs-

plätze, Sand- und Planschbecken der Arbeiter und Arbeiterkinder Raum zu lassen. 

18. Die Aufteilung von Stadtwäldern oder Teilen von Stadtwäldern zur Anlage von bourgeoisen Vil-

lenkolonien ist abzulehnen, die Anlage von Spiel- und Erholungsplätzen, Unterkunftsräumen, alko-

holfreien Wirtschaften und Milchschankhäusern in den Stadtwäldern dagegen zu fördern. Aus Spa-

zierparks für Müßiggänger sind die Waldungen zu Vollsparks umzugestalten, die den freien Aufent-

halt, das Lagern und Spielen außerhalb der Wege ermöglichen. 

19. Wälder, Parks, Friedhöfe, Wiesen und Gartenanlagen sind durch breite Grünstraßen miteinander 

zu verbinden, rings um die Siedlungen zusammenhängende Grüngürtel zu belassen, Seen, Teiche, 

Fluß- und Kanalläufe in die Grünanlagen einzubeziehen. Wo irgend angängig, sind öffentliche Luft- 

und Wasserbäder einzuschalten. Die Ufer der Wassersflächen dürfen nicht besiedelt oder an Privat-

eigentümer verpachtet werden. 

20. Der Anlage von Plätzen, Straßenerweiterungen, künstlerischen Raum- und Straßenfluchtwirkun-

gen ist Sorgfalt zu widmen. 

21. Die Arbeitersiedlungen als ganzes sind ihres jetzigen leblosen Aussehens zu entkleiden und städ-

tebaulich zu reizvoller Gesamtwirkung zusammenzufassen. 

22. Der Ausgestaltung des Verkehrswesens ist besondere Sorgfalt zu widmen durch Anlagen von 

Straßen-, Hoch- und Untergrundbahnen sowie durch Ausgestaltung des Eisenbahnwesens in Hinsicht 

auf möglichst schnelle Verbindung zwischen Arbeits- und Wohnstätte. Aus hygienischen, techni-

schen und wirtschaftlichen Gründen sind alle Dampfbahnen zu elektrifizieren. 
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23. Die Beförderung zwischen Arbeits- und Wohnstätte muß grundsätzlich unentgeltlich erfolgen. 

Wo diese Forderung nicht durchführbar ist, sind als Mindestforderungen zu erwirken: unentgeltliche 

Beförderung der Arbeitslosen von und zum Arbeitsnachweis, erhebliche Preisermäßigungen für Ar-

beiter, An-[409]gestellte, Beamte, Schulkinder, Fortbildungsschüler, Besucher von Mütter- und 

Säuglingsberatungsstellen. Außensiedler und Laubenkolonisten. 

24. Die Kommunen und Kommunalverbände haben bei allen Bauämtern Auskunftstellen für Siedler 

einzurichten- 

25. Sämtliche Bauarbeiten sind in Eigenregie auszuführen. Der private Bauunternehmer ist bei allen 

Bauarbeiten auszuschalten. 

26. Die Veräußerung von Bauten an Private ist verboten. Die gemeinnützig erbauten Wohnungen 

bleiben Eigentum des Reichs, der Länder, der Gemeinden oder Baugenossenschaften. Ausnahms-

weise, z. B. an Genossenschaften der Arbeiter, Beamten und Kleinbauern, kann Erbpacht zugestan-

den werden. Die völlige Ueberlassung der Bautätigkeit und Bauten an Genossenschaften ist unzuläs-

sig, weil dadurch oft die ärmsten, kinderreichsten Proletarierfamilien, die nicht imstande sind, die 

Genossenschaftsbeiträge aufzubringen, ohne Wohnung bleiben. 

27. Den Baugenossenschaften sind die Zuschüsse stets in voller Höhe der Ueberteuerung auszuzah-

len. Reich, Staat und Gemeinde haben ihnen zinslose Baugelder zur Verfügung zu stellen. Die Bau-

pläne sind ihnen von den städtischen Bauämtern oder den Bauberatungsstellen der Länder und Pro-

vinzen unentgeltlich zu liefern. 

28. Die Verwaltung aller erstellten Neubauten obliegt den Mieterausschüssen (Mieterräten). 

29. Aus Mitteln des Reiches, der Länder und der Gemeinden sind allen Unbemittelten Möbel und 

sonstige Hausgerätschaften zur Wohnungseinrichtung unentgeltlich zu liefern. Soweit sich dieses 

nicht erreichen läßt, ist zu fordern, daß Reich, Staat, Kommunalverbände und Kommunen Möbel und 

Hausgerätschaften nach Normaltypen herstellen oder doch aufkaufen und diese Minderbemittelten 

zu ermäßigten Preisen übereignen. 

30. Aller unbebaute Grundbesitz einschließlich der Pferderennbahnen ist acker- oder gartenmäßig zu 

bestellen. Soweit die Bestellung nicht durch die Gemeindeverwaltung selber erfolgt, ist der Grund-

besitz an Vereinigungen von Laubenkolonisten, Baugenossenschaften und ähnliche proletarische Or-

ganisationen pachtweise zur Bestellung zu überlassen. Sollen die bestellten Grundstücke bebaut wer-

den, so sind die Pächter mindestens ein Jahr zuvor davon zu benachrichtigen und zu kündigen. Soweit 

irgend möglich ist ihnen rechtzeitig anderes Pachtland zur Verfügung zu stellen. Die Pachtpreise sind 

nach Einkommen und Kinderzahl der Pächter zu staffeln und soweit wie möglich in Naturalform zu 

entrichten. Erwerbslose bleiben von der Pacht befreit. Die Straßenbahnen, Hoch- und Vorortbahnen 

haben den Kleinpächtern Tarifermäßigungen zu gewähren. 

31. Die Kommunisten haben die Pächterorganisationen zu fördern und in ihnen wie in den Mieteror-

ganisationen (s. Absatz in E.) zu wirken. 

D. M i e t e r s c h u t z. 

1. Der wirksamste Mieterschutz ist die völlige Enteignung des Haus- und Grundbesitzes und die 

Ueberführung der Eigentums- und Besitzrechte auf Reich, Staat, Gemeinde unter Mitbestimmungs-

recht und Selbstverwaltungsrecht der Mieterorganisationen und Mieter. Soweit diese Forderung noch 

nicht durchführbar ist, muß wenigstens der Grund und Boden in Gemeineigentum überführt werden. 

Die Enteignung des Grund und Bodens erfolgt ohne Entschädigung. Bei der Enteignung der Gebäude 

ist jedoch allen Minderbemittelten eine Entschädigung zu gewähren. 

2. Bis zur Durchführung der Enteignung ist darauf hinzuwirken, daß der Häuserhandel verboten und 

die Gesetzgebung zugunsten der Mieter und Pächter ausgebaut wird. Die gesamte Mieterschutzge-

setzgebung ist dabei zu vereinheitlichen. Die Pachten sowie das Mieten möblierter Zimmer und die 

Hauswirtverträge sind in die Mieterschutzgesetzgebung einzubeziehen. 
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3. Für die Mieteinigungsämter ist insbesondere zu fordern: Wahl der Beisitzer durch die Mieterorga-

nisationen; Verbot der Veränderung jeglicher Miet- oder Pachtverhältnisse zuungunsten der Mieter 

oder Pächter ohne Genehmigung des Miteinigungsamtes; Verbot jeglicher Räumungsvollstreckung 

ohne Genehmigung des Miteinigungsamtes und ohne ausreichende Bereitstellung anderer Unter-

kunftsmöglichkeiten. [410] 

4. Die kommunistischen Beisitzer der Mieteinigungsämter haben stets die Interessen der unter der 

allgemeinen Wohnungsnot und unter den Verhältnissen des besonderen Streitfalles am meisten Lei-

denden wahrzunehmen, nach Maßgabe des kommunistischen Siedlungs-, Bau- und Wohnungspro-

gramms stets den Schwachen gegen den Kapitalkräftigen zu schützen. 

5. Sämtliche Reparaturarbeiten werden unter städtischer Regie zu Lasten der Hausbesitzer oder, so-

weit diese Minderbemittelte sind, zu Lasten der Gemeinde ausgeführt. Die Reparaturen erfolgen le-

diglich nach Zweckmäßigkeit und nach den Wünschen der Mieter unter Begutachtung der städtischen 

Bauämter. 

6. Die im Reichsmietergesetz vorgesehenen Zuschläge für Reparaturen zugunsten der Hausbesitzer 

sind abzulehnen. 

7. Die Gemeinden haben die Mieten in ihren eigenen Häusern nicht nach der Zahl und Größe der 

Räume sondern nach der Kinderzahl und dem Einkommen der Mieter zu staffeln, dergestalt, daß die 

Familien mit größerer Kinderzahl und kleineren Einkommen die kleineren Mieten zu zahlen haben. 

8. Die Gemeinden und Mieteinigungsämter dürfen keinerlei Anträgen der Hausbesitzer auf Erhöhung 

der Mieten über die Friedensmiete hinaus oder auf Neufestsetzung der Friedensmiete über den tat-

sächlichen Stand der Friedensmiete hinaus ihre Zustimmung erteilen. 

9. Die Gemeinden haben alle Anträge auf Sonderberechnung öffentlicher Steuern, Gebühren und 

Beiträge, von Abgaben, Versicherungen, Hypothekenzinssteigerungen sowie von Verwaltungskosten 

der Hausbesitzer für ihre Mieter abzulehnen. 

10. Die Kommunisten dürfen nur dann für einen von irgendwelcher Seite eingebrachten niedrigeren 

Zuschlagsantrag stimmen, wenn vorher ihre Anträge auf Ablehnung jeglichen Zuschlages und jegli-

cher Sonderberechnung abgelehnt sind und höhere Zuschläge nur durch ihre Zustimmung zum nied-

rigeren Zuschlage verhindert werden können. 

11. Durch Reichsgesetzgebung ist zu bestimmen, daß die Verwaltung der Häuser de Hausbesitzern 

genommen und Mieterausschüssen (Mieterräten) des einzelnen Hauses oder der einzelnen Häuser-

blöcke übertragen wird. 

12. Auch über die gesetzlichen Rechte der Mieterschutzbestimmungen hinaus haben die Mieter ein-

zelner Häuser oder Häuserblocks von sich aus Mieterräte zu bilden uns diesen Mieterräten möglichst 

weitgehende Rechte gegenüber dem Hauseigentümer zu erkämpfen. Die Kommunisten in den Ge-

meindeverwaltungen haben diese Kämpfe in jeder Hinsicht (Uebertragung von Befugnissen, Zuzie-

hung zu einschlägigen Tagesordnungspunkten usw.) zu unterstützen. 

13. Möglichst oft rufen die Mieterräte die Hausbewohner zu „Hausversammlungen“ zusammen. Die 

Kommunisten haben sich in den Hausversammlungen das Vertrauen der Mitbewohner zu erwerben 

und für das kommunistische Wohnungs- und Allgemeinprogramm zu wirken. 

14. Dem Schutz der Untermieter und Schlafgänger gegen Mietwucher haben die Kommunisten in 

den Gemeindeverwaltungen, Mietseinigungsämtern und Mieterorganisationen besondere Aufmerk-

samkeit zu widmen. 

E. M i e t e r o r g a n i s a t i o n. 

1. Eine wesentliche Förderung kann den Forderungen der KPD zur Wohnungsfrage durch die Mieter-

organisationen zuteil werden. 
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2. Ueberall, wo bei Behörden, Schiedsinstanzen usw. Wohnungsfragen und Mieterfragen behandelt 

werden, haben unsere Genossen zu beantragen, daß Vertreter der Mieterorganisationen neben den 

von der Behörde bestimmten mit entscheidender Stimme zugezogen werden. 

3. Die örtlichen Parteivorstände haben der Mieterbewegung besondere Aufmerksamkeit zu widmen 

und einen oder mehrere besondere Beauftragte für die Arbeit der Kommunisten in der Mieterbewe-

gung zu bestimmen. 

4. Es ist nicht Aufgabe der örtlichen Parteileitung, etwa alle Mitglieder der KPD zum Eintritt in die 

Mieterorganisationen zu veranlassen; es ist nur erforderlich, daß die für dieses Gebiet besonders in-

teressierten Genossen zum Eintritt in die Mieterorganisationen angehalten werden, daß diese in ihnen 

geschlossene und zielklare Fraktionen bilden, daß diese Fraktionen in engster Fühlung mit der Par-

teiorganisation vorgehen, daß überall die kommunistischen Forderungen vertreten, und zur Anerken-

nung gebracht werden, daß also nicht durch einfache [411] Abstimmungsmehrheit, sondern durch 

den Wert der programmatischen Forderungen und praktischen Betätigung ihrer Mitglieder in den 

Mieterorganisationen die kommunistische Partei die Mieterorganisationen entscheidend beeinflußt. 

5. Die als Mieterräte sowie die in den Mieteinigungs- und Wohnungsämtern tätigen Genossen sind 

zum Eintritt in eine Mieterorganisation verpflichtet. 

6. Bestimmte Mieterorganisationen werden von den Kommunisten nicht bevorzugt. Die Kommunis-

ten treten vielmehr in alle Mieterorganisationen ein. In diesen sorgen sie in organisatorischer Hinsicht 

für einen möglichst schnellen Zusammenschluß aller bestehenden Mieterorganisationen, sowohl ört-

lich wie auch in den Bezirken und im ganzen Reich mit dem Ziele einer einzigen einheitlichen großen 

Mieterorganisation, die sich einheitlich nach Wirtschaftsbezirken und Ortsgruppen gliedert. 

7. Neugründungen von Mieterorganisationen, auch von „reingewerkschaftlichen“, neben den beste-

henden Organisationen, werden von den Kommunisten bekämpft. Kommen solche Neugründungen 

dennoch zustande, treten die Kommunisten in sie ein und arbeiten in ihnen für eine Verschmelzung 

mit den bestehenden Verbänden. 

8. Zu Kongressen, Verbandstagen usw. der Mieterverbände sind überall Kommunisten in Vorschlag 

zu bringen. Auf die Verbandspresse ist enzscheidender Einfluß zu erstreben. 

9. Die Fraktionen der verschiedenen Mieterorganisationen eines Ortes treten von Zeit zu Zeit zu ge-

meinsamen Besprechungen zusammen, um ein einheitliches Vorgehen in den Einzelfragen zu ge-

währleisten und ihre Erfahrungen auszutauschen. 

10. Die Organisation der Fraktionen ist bezirksweise und darüber hinaus länderweise und schließlich 

für das ganze Reich aufzugliedern. Die Zentrale der Partei beruft zu gegebener Zeit einen Reichskon-

greß der kommunistischen Mieterfraktionen. 

11. Die Hauptaufgabe der Kommunisten in den Mieterorganisationen beruht in der Verbreitung der 

Erkenntnis, daß eine Lösung der Wohnungsfrage im Rahmen des kapitalistischen Staates unmöglich, 

sondern nur nach Maßgabe der kommunistischen Forderungen in der sozialistisch-kommunistischen 

Gesellschaft durchführbar ist, und die auf Grund dieser Erkenntnis sich vollziehende Einreihung der 

Mieterschaft in die Kampffront des revolutionären Proletariats. 

* 

Die russische Intelligenz und die Revolution.  
Von I w a n  D u r a k. 

I. 

In keinem modernen Lande existiert der Begriff der „Intelligenz“ als eines Standes, einer Kaste, einer 

sozialen Gruppe. Man hat oft genug Gelegenheit gehabt, von Juristen, Aerzten, Künstlern in Deutsch-

land, England, Frankreich zu hören, zu schreiben, zu lesen. Man hat vor dem Kriege fast nie von 

russischen Berufskategorien gehört, die den eben aufgezählten entsprächen. Desto öfter aber hört man 

von der „russischen Intelligenz“, die sich selbst fortwährend pries (oft auch nur dadurch pries, daß 
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sie kokett ihre Unfähigkeit, ihre „Laster“ betonte), daß sie, die „russische Intelligenz“, eine Art hoch-

gezüchteter, durch Tradition ungebundener, revolutionärer Schicht über den Klassen und sozialen 

Gruppen Rußlands sei. Diese russische „Intelligenz“ und der „russische Student“ waren für den eu-

ropäischen (fortschrittlichen und selbst reaktionären) Spießer, wie auch für viele europäische Sozia-

listen eine Art von Heldengestalten. 

Daß das selbst in marxistischen Kreisen möglich war, ist an und für sich verwunderlich: Marxisten 

hätten dem dummen Gerede der „Intelligenz“ Rußlands, das behauptete, sie, die „russische Intelli-

genz“, schwebe klassenlos und allzeit revolutionär über den Klassen, mißtrauen müssen. Man tat das 

oft nicht, weil man die soziale Struktur Rußlands verkannte und nicht begriff, daß diese „revolutio-

näre“ [412] Intelligenz genau bis zu dem Augenblick revolutionär sein würde, in welchem die fast 

mittelalterliche feudale Struktur Rußlands erschüttert und der Uebergang zu den zeitgemäßen Formen 

des neuzeitlichen Kapitalismus angetreten werden würde. Nicht einmal nach 1907, 1908, 1909, wo 

sich die Rolle der „Russischen Intelligenz“ sehr klar zeichnete, begriff man in Europa diese Rolle. 

Und als nach der großen Revolution von 1917 die „revolutionäre“ russische Intelligenz vor der rauhen 

Wirklichkeit das Hasenpanier ergriff, als sie sich in den folgenden Jahren über gewisse Städte Euro-

pas ergoß, da achtete man ihrer teils nicht, teils wunderte man sich, daß die „revolutionäre“ Intelligenz 

so plötzlich umgelernt hatte, niemand betete so reaktionäre Bittgebete für den Sieg der weißen Gene-

rale und flehte so – ganz gleich, ob er Burzew, ob Alexinski, oder Tscheidse hieß – bei den Deutschen 

bald und bald bei den Franzosen und Engländern um eine Intervention zur Ausrottung der dreimal 

verruchten Bolschewiki; und niemand schließlich fand so schnellen Anschluß an alle Praktiken des 

internationalen Schiebertums, wie die zahllosen „Opfer der Bolschewiki“, die in Berlin, Paris, Prag, 

Belgrad, Konstantinopel, Kopenhagen, Reval, Dresden und all den andern Städten saßen und sitzen. 

Und doch muß man sich mit dieser „Intelligenz“ ein wenig beschäftigen. Nicht nur deshalb, weil sie 

so zahlreich in Europa herumhockt, nicht nur, weil für den Aufbau Rußlands das Heranziehen aller 

nur irgendwie brauchbaren Elemente erwünscht ist; nicht nur deshalb, weil bereits heute, wie schon 

gestern, wie schon seit Wrangels Niederlage – bei gewissen proletarischen Kreisen dieser ausgewan-

derten Intelligenz der Wunsch zur Rückwanderung immer lebendiger wird, sondern auch deshalb, 

weil die klügsten dieser Gesellschaft uns als Barometer dienen können für die Beurteilung der Lage 

Rußlands, der Entwicklung der letzten Jahre, der Aussichten der Zukunft. 

Gerade deshalb wird es nützlich sein, sich ausführlich mit einem Band von Aufsätzen solcher ausge-

wanderten „Intelligenten“ zu befassen, der im Jahre 1921, in russischer Sprache in Prag unter dem 

Sammeltitel „Smjena Wjech“, was „Ablösung der Wjechi“ bedeutet, erschienen ist. 

II. 

Um die symptomatische Bedeutung dieses Bändchens zu verstehen, muß man zunächst mit einigen 

Worten auf den Titel selbst eingehen. 

„Wjechi“ ist ein wenig gebräuchliches, aus dem Kirchenslavischen stammendes Wort, das ungefähr: 

„Wegweiser und Wegscheide“ bedeutet. Unter diesem Titel erschien 1909, also nach dem Niedergang 

der Revolution von 1905 ein Sammelband mit Artikeln von 7 „Intelligenten“, die – nicht mehr und 

nicht weniger – das Fazit der Revolution ziehen wollten. 

Die Revolution von 1905 trug alle Keime der Revolution von 1917 in sich: gewaltige, „Agrarunru-

hen“ in ländlichen Gegenden, die sich in der Ukraine und in den Ostseeprovinzen nicht nur in Land-

hunger und seiner Stillung austobten, sondern überdies in einer erbitterten Ausrottung der Feudalher-

ren, der Großgrundbesitzer und „deutschen Barone“ – wo sie erwischt wurden (was relativ selten 

vorkam), in den großen Städten, zumal in Petersburg, eine bewußte und klare p r o l e t a r i s c h e  Re-

volution (Sowjets in Petersburg). Nach dem Niederschlagen der Bewegung, im Verlauf deren ein Teil 

der „revolutionären Intelligenz“ natürlich abfiel und die Bewegung verriet – eine Welle der Depres-

sion insbesondere unter der Intelligenz, die sich durch das Aufkommen eines erzreaktionären Mysti-

zismus, einen ebenso reaktionären „Hedonismus“ (Szaninismus, d. h. sich Austoben in Liebschaften, 

nach dem Vorbild des [413] Helden Szanin aus dem Roman von Artzibaschew) und wo sie sich 
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„revolutionär“ drapierte von Anarchismus („Expropriationen“) kennzeichnete. In dieser Periode der 

verstärkten Reaktion, des Regimes Stolypins, des „Agrarreformers“ (und Erfinder des Stolypin’schen 

Halsbands, d. h. des Galgens) und des geriebenen Gauners Kokowzew, der Kultusminister Kasso und 

Schwarz, der „Prozesse“ wegen „Zugehörigkeit zur Sozialdemokratischen Partei“, der Vorbereitung 

des Ritualmordprozesses Beilis, in diese Periode der finstersten Reaktion mit spezifisch russischen 

Beigeschmack fiel das Erscheinen des „Wjechi“. 

Nun wird man fragen: was ist denn dabei, wenn irgend ein Almanach erscheint? Aber die Frage ist 

falsch gestellt, weil man sich eben keine Rechenschaft davon gibt, was die „Intelligenz“ in Rußland 

war. 

In Deutschland z. B. ist man völlig gleichgültig, ob ein Almanach in der Art des „Zwiebelfisch“ oder 

des „Ziel“ mehr oder weniger erscheint; solche Zeitschriften werden von Kliquen gelesen – eben weil 

„die Intelligenz“ fehlt. Vielleicht waren die vor 100, 120, 140 Jahre erschienenen „Taschenbücher“ 

und „Kalender“ so etwas, wie die Almanachs in Rußland. V i e l l e i c h t  gab es damals in Deutsch-

land noch so etwas, wie einen „Stand der Gebildeten“, der sich für derlei interessierte. Mit der wach-

senden Differenzierung verschwand dieser Stand und verschwanden die „Taschenbücher“ und „Ka-

lender“ (und heute liest ein Durchschnittsarzt nicht einmal seine Fachzeitschrift neben dem „Lokal-

anzeiger“). In Rußland, wo – nur in dem vorrevolutionären China gab es ähnliches – sich die „Intel-

ligenz“ für einen S t a n d  (der über den „Klassen“ schwebte) hielt, in Rußland waren die „Alma-

nachs“, die Zeitschriften, (es gab ganz gute darunter) das Band, das diesen famosen „Stand“ zusam-

menhielt. In Rußland, wo die „Intelligenz“ „revolutionär“ vorkam, mußte sie, da sie zu ihrem größten 

Teil politisch nur zu räsonnieren vorzog, O r g a n e  des Räsonnierens schaffen. Nirgend sind, wie in 

Rußland die großen sozialkritischen – und das sind fast alle russischen Schriftsteller – Literaten in 

einem so hohem Maße der „Intelligenz“ bekannt (oft nur oberflächlich, trotz gewaltigen Schwadro-

nierens) gewesen. 

Und nun denke man: 7 „große“ Männer, unter ihnen so „tiefe“ Geister wie P e t e r  S t r u v e, (der das 

erste Programm der sozialdemokratischen Partei Rußlands geschrieben hatte), wie Bulgakow, wie 

Isgojew, lassen einen neuen Almanach erscheinen, der der russischen „Intelligenz“ den Spiegel vor-

hält und Wege weist! 

Die „Wjechi“ waren ein Ereignis. Um dieses „Ereignis“ begreifen zu machen, lassen wir einige Zitate 

folgen, die die ganze „Tiefe“ dieser „Führer“ der russischen Intelligenz ins rechte Licht sehen werden. 

III. 

Herr Struve, früher Marxist, später Kadett, noch später Minister oder Staatssekretär bei Wrangel, läßt 

sich – das ist eine Analyse! – also vernehmen: 

„Die ideologische Form der russischen Intelligenz ist ihre I s o l i e r t h e i t, ihre Entfremdung dem Staate ge-

genüber, ihre Staatsfeindlichkeit.“ 

„Noch nie und nirgends hat jemand mit so grenzenlosem Leichtsinn zu den größten politischen und sozialen 

Veränderungen aufgerufen, wie unsere revolutionären Parteien und ihre Organisationen während der Tage der 

Freiheit.“ 

„Wenn der Intelligente*) über seine Pflicht dem Volke gegenüber nachdachte, so begriff er es doch nie, daß die 

im Prinzip der Pflicht sich ausdrückende Idee der persönlichen Verantwortlichkeit nicht nur auf ihn, den In-

telligenten, gerichtet sein darf, sondern auch auf das Volk, d. h. auf jede Peron ohne Beachtung der Abstam-

mung und der sozialen Lage. So waren der Asketis-[414]mus und die Uebernahme von Lasten der Intelligenz, 

die all ihre Kräfte dem Dienst fürs Volk widmete, jeder prinzipiellen moralischen Bedeutung erzieherischen 

Kraft bar.“ 

Schält man aus diesem blühenden Blödsinn den Kern heraus, so bleibt folgendes stehen: In den „Ta-

gen der Freiheit“, (d. h. als Nikolaus den Trick mit der Verkündigung der Verfassung machte, um 

sich zu retten) hätte die Intelligenz sich „dem Staat“ widmen sollen – und an einer Stelle schwatzt 

 
*) Wir vermeiden mit Absicht das Wort „Intellektuellen“. 
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Struve endlos von der „Mystik des Staates“ – und dadurch „dem Volke“ ein „erzieherisches Vorbild“ 

werden sollen. Diese Gedanken sind klar: der Intelligenz wird, von einem Ideologen der Bourgeoisie, 

der Vorwurf gemacht, daß sie, die selbst zur Bourgeoisie gehört, nicht begriffen hat, wann sie i h r e n, 

den bürgerlichen Staat, zu schützen und zu stützen hat, nämlich, „in den Tagen der Freiheit“, wo die 

Bourgeoisie ihr bürgerliches Parlament erhielt. (Ob freilich Struve die „Mystik“ dieses Staates in den 

Galgen Stolypins erblickte, fügt der „tiefe“ Denker nicht hinzu. Bei Wrangel hat er diese „Mystik“ 

ausüben helfen.) 

Ein anderes Zitat; Berdajew schwatzt, philosophisch: 

„Den schnell wechselnden Bezauberungen durch europäische Lehren muß eine Tradition entgegengesetzt wer-

den; d i e s e  T r a d i t i o n  m u ß  s o w o h l  u n i v e r s a l, w i e  n a t i o n a l  s e i n, nur dann ist sie fruchtbar 

für die Kultur.“ 

Und wie kommt man zu dieser famosen „Tradition“, (mitten unter Galgen, Hungernot, Seuchen)? 

„Zu neuem Bewußtsein können wir nur gelangen durch Buße und Selbstbezichtigung“. 

Ein klarer Weg, nicht wahr? Hier grinst schon eine mittelalterliche, mystisch-pfäffische Reaktion sehr 

unzweideutig aus den Zeilen des „revolutionären“ Intelligenten. Aber die Herrschaften sind arrogant, 

daß man es kaum glaubt, trotz ihrer „Buße und Selbstbezichtigung“. Da ist Bulgakow, der später 

Pfaffe wurde: 

„Die Intelligenz hat geistig die instinktiven Bestrebungen der Massen geformt, entzündete sie durch Enthusi-

asmus, kurz, war Gehirn und Nerven des gigantischen Körpers der Revolution.“ 

Bescheiden ist Herr Bulgakow nicht! Und jetzt, so schließt er, soll Rußland erneuert werden, 

„so muß zuerst seine Intelligenz erneuert werden“, denn Rußland muß gerettet werden und als ihr Retter kann 

und muß erscheinen die Intelligenz, und außer ihr gibt es keinen Retter und keine Rettung.“ 

Nach dieser Fanfare müßte Bulgakow eigentlich ein Rezept angeben, w i e  eigentlich die famose „In-

telligenz“ ihre Messiasrolle spielen soll. Aber siehe, er findet nur ein pfäffisches Gestammel „Umer-

ziehung der Persönlichkeit“, „Begreifen der Sünde und Fühlen der Sünde“. 

Weitere Zitate wären völlig überflüssig; der „Geist“ dieser Blüte russischer „revolutionärer“ Intelli-

genz ist vollständig deutlich. Aber ein Zitat sei trotzdem noch gebracht, weil es ein unbewußt pro-

phetisches Zitat ist; es stammt von Herschensohn und lautet: 

„Wir (d. h. die Intelligenz) sind für das Volk nicht Räuber, wie einer von ihnen, wie der Dorfwucherer; wir 

sind für ihn nicht einmal einfach Fremde, wie der Türke oder Franzose: er sieht unser menschliches, und unser 

gerade russisches Antlitz, aber er fühlt in uns keine menschliche Seele, und deshalb haßt er uns leidenschaft-

lich, wahrscheinlich mit unbewußtem mystischem Grauen, haßt uns desto mehr, weil wir keine Fremden sind. 

So wie wir s i n d, dürfen wir nicht nur nicht auf Verschmelzung mit dem Volke hoffen, sondern wir müssen 

sie mehr fürchten als alle Galgen der Regierung und diese Regierung segnen, die allein durch ihre Bajonette 

und Zuchthäuser uns vor der Volkswut schützt.“ 

[415] Wie wurde der Almanach aufgenommen? Nun die Intelligenz sich beleidigt. Herr Meresch-

kowski, – heute in einer Front mit Struve – hielt eine Rede in Petersburg, Herr M i l j u k o w  – heute 

in einer Front mit Struve – polemisierte „europäisch“ gegen den reaktionären Geist des „Wjechi“; die 

Sozialrevolutionäre – deren Savinkow ein Möchtegern-Wrangel ist – deren Kerenski in einer Front 

mit Struve ist, deren Awksentjew, ein Möchtegern-Savinkow-Kerenski ist – gaben einen Gegenal-

manach heraus. Kurz, die russische Intelligenz wollte im vorgehaltenen Spiegel ihre Fratze nicht an-

erkennen. 

Heute, 13 Jahre nach dem Erscheinen jenes Almanachs, sehen wir, daß das Bild r i c h t i g  war, das 

die Struve und Konsorten gekennzeichnet hatten. 

Aber die Zeit modelt selbst einen „über den Klassen stehenden Stand“ um, – und wir sehen an dem 

Büchlein „Smejena Wjech“, das b e w u ß t  an die „Wjech“ anknüpfen will, welch weiten Weg die 

russische Revolution gegangen ist und wie selbst Vertreter der russischen Intelligenz das begreifen. 
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Diese „Ablösung der Wjechi“ ist ein Dokument, das an sich nicht weniger wichtig ist, als es die 

„Wjechi“ waren. Nur daß die „russische Intelligenz“ in die Winde zerstreut ist und daß jeder, der 

sehen will, sieht, was sie wert ist und war: kein ausgeblasenes Ei. 

IV. 

Zunächst: wer sind die, welche die neuen „Wjechi“ im Jahre 1921 erscheinen lassen? Es sind sechs 

russische „Intelligenzler“, Professoren, Akademiker, Männer der „öffentlichen Wirksamkeit“, wie 

man so schön in Rußland sagt; es sind zum Teil Männer, die an den Kämpfen gegen die Sowjetmacht 

in irgend welchen weißen Lagern teilgenommen haben; es sind B ü r g e r l i c h e, beileibe keine „So-

zialisten“ (nicht einmal von jener zweifelhaften Art der Menschewiken oder Sozialrevolutionäre). 

U n d  e s  s i n d  e h r l i c h e  L e u t e: das ist das Seltene und Wichtige an ihrem Almanach. Es sind 

Leute, die sich durchgerungen haben zu der Erkenntnis: daß die „große russische Revolution“, wie 

sie ohne Ausnahme sagen, eine unumstößliche Tatsache ist, nicht mehr aus der Welt zu schaffen ist, 

und d a ß  e i n  e h r l i c h e r  „P a t r i o t“ i h r  s e i n e  D i e n s t e  w e i h e n  m u ß. 

Diesen Leuten laufen viele Schiefheiten unter; manche Dinge betrachten sie lächerlich einseitig; kind-

lich. Aber das Wichtigste an den besten zwei der 6 Arbeiten des Almanachs ist: daß sie versuchen, 

die russische Revolution zu analysieren, und daß sie dabei viel „sozialistischer“, ja, „marxistischer“ 

sind, als alle anerkannten hochgelahrten „Marxisten“ Internationale Nr. 2 und 2½. 

Und gerade die beiden oben erwähnten Arbeiten stammen von Männern, die noch zur Zeit Denikins 

und Wrangels in deren Lagern a k t i v  mitwirkten. 

Wenn wir deshalb im folgenden sehr viele Zitate bringen werden, so wird das nur von Nutzen sein: 

vergleicht man die Ausführungen dieser Bürgerlichen mit den Sudeleien der Scheidemänner und 

Kautskys, so wird man begreifen, daß nicht nur diese ehrlichen sechs der r u s s i s c h e n  I n t e l l i -

g e n z  einen Spiegel ihrer Schande vorhalten, sondern auch den „Marxisten“ der Welt, die praktisch 

schon heute, – mögen sie sich noch so sehr als „Sozialisten“ spreizen, im Lager der Peter Struve, der 

Savinkow, des Puritschkewitsch, und damit der Piłsudski, Wrangel und Konsorten stehen. (Fortset-

zung folgt.) [416] 

* 

Ein neues Werk des Marxismus. 

N. Bucharin, Oekonomik der Transformationsperiode. 1. Teil: 

Allgemeine Theorie des Transformationsprozesses. Verlag der Kommunistischen Internationale 

(Carl Hoym, Hamburg), 1922. 

Dieses Werk Bucharins ist der großangelegte Versuch einer Analyse der gegenwärtigen Uebergangs-

epoche nach ihrer ökonomischen Seite. Es schöpft aus der heutigen russischen Wirtschaftsstruktur, 

über die später eine konkret-beschreibende Arbeit dem vorliegenden allgemein-theoretischen Teil 

folgen soll. Das Bedürfnis nach einer solchen verallgemeinernden Arbeit ist ungeheuer groß, nicht 

nur, weil reichlich viel Material für die Untersuchung sich angehäuft hat, sondern auch deshalb, weil 

über den Gesamtcharakter des gegenwärtigen Umwandlungsprozesses der kapitalistischen in die 

kommunistische Gesellschaft, über die ganze Größe der Massenkampfaufgabe des Proletariats noch 

unklare Vorstellungen, naive Illusionen reformistischer Natur herrschend sind, die aufs wirksamste 

durch eine solche Aufrollung des Problems in seinem ganzen Umfange bekämpft werden. Bei einer 

Ueberprüfung der ökonomischen Grundbegriffe auf den Grad ihrer heutigen Anwendbarkeit, wie sie 

hier von Bucharin vorgenommen wird, erkennt jeder, daß die kapitalistische Welt tatsächlich aus den 

Fugen geraten ist, wie die warenfetischistischen Hüllen zerreißen, wie das Wertgesetz ins Schwanken 

gerät, da die Bedingungen des beweglichen Gleichgewichts des kapitalistischen Systems fehlen, wie 

die Kategorien Wert, Preis, Geld, Arbeitslohn, Profit, Mehrwert verschwinden, insofern von den 

neuen Produktionskreisläufen die Rede ist. Bucharin zeigt, wie ein gesellschaftliches Gleichgewicht 

auf kapitalistischer Grundlage unmöglich geworden, wie aber nicht nur die Proportionalität zwischen 

Produktion und Konsumtion, wie zwischen den verschiedenen Produktionssphären, sondern auch das 
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Klassengleichgewicht rettungslos erschüttert ist. Diese Oekonomik der Transformationsperiode spie-

gelt nicht nur den gewaltigen Gegenwartskampf wider, sondern ist selbst ein Produkt desselben; wie 

es auch Bucharins unausgesetztes Bestreben ist, zu Ende zu denken, ohne vor irgendwelchen Folge-

rungen zurückzuschrecken. 

Von der Fülle des interessanten Materials, das in diesen Gedankengängen angeschnitten und auf den 

zirka 200 Seiten in fast „algebraischen Formeln“ niedergeschrieben ist, kann die folgende allgemeine 

Inhaltsangabe nur einen schwachen Begriff geben. Den Verfasser beschäftigt die Struktur des Kapi-

talismus, Oekonomik, Staatsgewalt und Kriege; der Zusammenbruch des kapitalistischen Systems; 

die allgemeinen Voraussetzungen des kommunistischen Aufbaues; Stadt und Land im Prozeß, der 

gesellschaftlichen Transformation; die Produktionskräfte, die Unkosten der Revolution und die tech-

nische Umwälzung; allgemeine Organisationsformen der Transformationsperiode; System der Pro-

duktionsverwaltung und der Diktatur des Proletariats; die ökonomischen Kategorien in der Ueber-

gangsperiode; der „außerökonomische“ Zwang in der Uebergengsperiode; der Prozeß der Weltrevo-

lution und das Weltsystem des Kommunismus. 

Bucharins besondere Fähigkeit, wissenschaftlich abstrakt und systematisch zu denken, gepaart mit 

außerordentlicher Belesenheit und einer tatsächlich plastischen Ausdrucksweise, hat uns hier ein 

Werk beschert, das uns sehr fehlte: eine umfassende, man darf vielleicht sagen klassische Begrün-

dung der kommunistischen Theorie in Beziehung zur Gegenwart. Bucharin gibt uns einen rechten 

Begriff davon, daß theoretisch sehr viel Arbeit zu leisten war und noch zu leisten ist. In Zeitengroßer 

geschichtlicher Aktivität eilt die Praxis der Theorie stets weit voraus. Durch die ungeheure Katastro-

phe gefesselt, in der er selbst sich mitten drin befindet, schreibt Bucharin die Oekonomik der Ueber-

gangsperiode. Aber können wir eigentlich von einer Uebergangsperiode reden? Leben wir nicht in 

gewissem Sinne stets in einer Uebergangsperiode? Wo Bucharin den von ihm behandelten Zeitab-

schnitt gegen den „vollendeten“ Kommunismus abgrenzt, wird er stellenweise etwas lapidar und 

schematisch. Ich führe einige der sehr wenigen Stellen an, wo ich mit Bucharin deshalb nicht völlig 

konform gehe, weil er hier etwas primitiv evolutionistisch denkt. „Der Kommunismus ist nicht mehr 

die Form der Uebergangsperiode, sondern ihre Vollendung, Dies ist eine klassen- [417] und staaten-

lose Struktur, die in allen ihren Teilen durchaus harmonisch aufgebaut ist. Erst hier taucht zum ers-

tenmal die absolut einheitlich organisierte ‚Gesamtheit‘ auf. Die Diktatur des Proletariats ‚reift‘ auf 

dem Wege der Evolution zum Kommunismus und stirbt zugleich mit der Staatsorganisation der Ge-

sellschaft ab.“ (S. 133) 

Der Horizont eines Kommunismus in der Vollendung einer „absolut einheitlich organisierten Ge-

samtheit“ wird uns stets unerreichbar, wolkenfern bleiben. Ein steter Hinweis darauf ist auch agita-

torisch nicht ohne Bedenken wegen der Berührung mit der sozialdemokratischen Agitation, die die 

Massen füttert mit den Utopien des nahen, vollendeten Sozialismus, der angeblich ohne politische 

Erschütterung der Entwicklung zur staatskapitalistischen Reife auf dem Fuße folgt. Wenn alle in die 

sozialdemokratische Massenpartei einträten, so sei der „reine Demokratie“-Sozialismus nicht fern. 

Ebenso nenne ich es zu primitiv, fast anarchistisch gedacht, wenn Bucharin (S. 179) sagt: „In der 

kommunistischen Gesellschaft wird eine absolute Freiheit der ‚Persönlichkeit‘ sein und irgendwelche 

äußere Regelung der Beziehung zwischen den Menschen fehlen, also Selbstaktivität ohne Zwang 

bestehen.“ Selbst wenn an die „Stelle der Disziplin von außen die einfache Arbeitslust des normalen 

gesellschaftlichen Menschen getreten“ sein wird, besteht kein Zustand, von dem man sagen könnte, 

„der Zwang wird, in welcher Form auch, ein für alle Mal verschwinden.“ (S. 183) Stets wird ein 

Wechsel der Arbeit und der Arbeitenden erforderlich sein, der niemals völlig reibungslos, d. h. ohne 

Zwang vor sich gehen kann. Wenn auch diese Umgruppierung aller vorhandenen menschlichen Ar-

beitskräfte schließlich nicht mehr auf die Widerstände stoßen wird, die sich anfangs dem Uebergang 

vom bürgerlich-kapitalistischen zum proletarisch-kommunistischen System entgegenstellen. Eine 

grundsätzliche Unterscheidung zwischen Uebergangsperiode und vollendetem Kommunismus halte 

ich für nicht zulässig. Bucharin dagegen läßt hier eine deutliche Abgrenzung eintreten: „Erst nach 

dem Umbau des menschlichen Arbeitsapparates, dem Umbau, der die Hindernisse zur Entfaltung der 

Produktivkräfte beseitigt und die ‚Hülle‘ sprengt, die sich aus ‚Entwicklungsformen‘ in ‚Fesseln der 
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Entwicklung‘ verwandelt hat, erst danach wird die letzte Phase der Revolution möglich: die techni-

sche Umwälzung, die Umwälzung nicht in den Beziehungen der Menschen, sondern in den Bezie-

hungen zwischen der menschlichen Gemeinschaft und der äußeren Natur.“ (S. 122) 

Die Mobilisierung der lebendigen Produktivkräfte, die Selbstorganisierung der werktätigen Massen 

ist ein Moment, das von der Umwälzung in den Beziehungen zwischen der menschlichen Gemein-

schaft und der äußeren Natur nicht zu trennen ist, sondern mit ihr ständig Hand in Hand geht. Eine 

rein technische Umwälzung ohne gleichzeitigen fortgesetzten Umbau des menschlichen Arbeitsap-

parates kann es nicht geben. Der „Kampf des Menschen mit den Menschen“ wird also in irgendeiner 

Form sich fortsetzen, auch wenn „die ganze Menschheit zu einer Gemeinschaft“ zusammen ge-

schweißt ist, die „die unzähligen Reichtümer der Natur rasch erfaßt.“ (S. 196) Denn die also z u -

s a m m e n g e s c h w e i ß t e  Gemeinschaft ist nicht ohne „äußere Regelung der Beziehungen zwi-

schen den Menschen“ zu denken. Sie ist mit „absoluter Freiheit der Persönlichkeit“, mit „Selbstakti-

vität ohne Zwang“ unvereinbar. In der Uebergangsperiode ist der naturideologischen Anschauung 

zufolge die Rolle der Spontaneität in der Entwicklung nur eine bescheidene, sie wird durch den Klas-

senkampf gedämpft; aber sie entfaltet sich in der „letzten Phase der Revolution“, der „technischen 

Umwälzung“, wo die „Natur“ endlich zu ihrem Rechte kommt. In Bucharins Anschauung von dem 

„in allen seinen Teilen harmonisch“ aufgebauten System des vollendeten Kommunismus zeigt sich 

also noch eine Tendenz zur Ueberschätzung des organischen Charakters der geschichtlichen Entwick-

lung“, wenn auch nicht entfernt in dem Ausmaße, wie sie Georg Lucacz in Rosa Luxemburgs „Kritik 

der russischen Revolution (Internationale)“ feststellte. 

Im Zusammenhange mit diesen Beanstandungen steht die praktisch unerheblich, aber theoretisch in-

teressante Frage, ob die Bezeichnung „Sozialisierung“ gerechtfertigt ist. Bucharin meint: „Insofern 

wir den ganzen Prozeß in seiner Gesamtheit betrachten, angefangen mit der gewaltsamen Expropria-

tion bis zum Absterben der proletarischen Diktatur, – was ja auch ein P r o z e ß  ist, – wird der Unter-

schied zwischen dem Proletariat und der Gesamtheit der gesellschaftlichen [418] Arbeiter immer ge-

ringer und geringer und verschwindet schließlich ganz.“ Damit ist für Bucharin die Rechtfertigung 

der Bezeichnung „Sozialisierung“ gegeben. Er verkennt jedoch nicht eine „gewisse Ungenauigkeit 

der Bezeichnung.“ „Denn in der Uebergangsperiode zwischen dem Staatskapitalismus und dem Kom-

munismus ist das bewußt wirtschaftende Subjekt nicht die ‚Gesamt-Gesellschaft‘, sondern die orga-

nisierte Arbeiterklasse, das Proletariat.“ (S. 134, 135) Ein Name wie „Proletarisierung“ wäre hier also 

mehr „am Platze und zwar nicht nur für die „Uebergangsperiode“; da es stets eine Proletarisierung 

sein und bleiben wird, wenn die Massen der „gesellschaftlichen“ Arbeiter allmählich sich auf den 

Boden des Proletariats stellen, der proletarischen Ordnung sich fügen werden. Das „bewußt wirt-

schaftende Subjekt“, der neue Besitzer der Produktionsmittel, wird stets nur die organisierte Arbei-

terklasse, das Proletariat, sein und dieses, nicht die „Gesamt-Gesellschaft“, muß den Vorgängen der 

ökonomischen Revolution mit dem Stempel seines Willens auch seinen Namen aufprägen. Eines lan-

gen und zähen Kampfes bedarf es zum Ausbau der proletarischen Willensverhältnisse, die nicht im 

mindesten ein Aufgeben des proletarischen Willens und Wesens zugunsten der „Gesellschaft“ bedeu-

ten wird. 

So wäre in Einzelheiten bei Bucharins Schrift doch einiges zu erinnern, worüber sich auch unter 

Kommunisten fruchtbringend streiten ließe. Bucharin selbst ist sich der Notwendigkeit einer weiteren 

Ausführung seiner Gedankengänge durchaus bewußt und drückt dieses mit reichlicher Bescheiden-

heit aus. Aber wenn er den energisch eingeschlagenen Weg nach meiner Meinung auch nicht in allen 

Punkten ganz zu Ende geht, so ändert das doch nichts daran, daß er mit diesem theoretischen Teil 

seiner „Oekonomik“ ein Werk von monumentaler Bedeutung geschaffen hat, dessen Wirkung im 

praktischen Kampfe des Proletariats noch nicht abzusehen ist. H. E. 

* 
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Notizen 

Deutscher Parlamentarismus. 

In einem Artikel ihrer Berliner Redaktion vom 11. April enthüllt die „Frankfurter Zeitung“ ihr demo-

kratisches Herz und die Altersschwäche des parlamentarischen Systems. Nachdem sie bedauernd 

festgestellt hat, daß der jetzige Reichstag das „Ergebnis der mit verkehrter Front geführten Wahlen 

des Jahres 1920“ ist – die Demokratie hatte nach dem Kapp-Putsch den Halt verloren und baumelte 

hilflos zwischen rechts und links – fährt sie fort: „Und bevor nicht die Neuwahlen die Zusammenset-

zung des Parlaments im ganzen entscheidend geändert haben, ist eine Konsolidierung nicht zu erwar-

ten. Bis dahin bleibt nichts übrig als durch g e s t e i g e r t e  i n n e r e  D i s z i p l i n  nach Möglichkeit 

die Krisenpunkte zu überwinden.“ Es folgt die für diese tapferen Deutschen und charaktervollen Re-

publikaner bezeichnende Feststellung, daß die Hörigkeit von der Entente die Besserung der parla-

mentarischen Disziplin nötig mache. Schon „um unserer äußeren Reputation willen“ hätte der Reichs-

tag den Haushaltplan rechtzeitig bis 1. April fertigstellen sollen. Die Frankfurterin kann sich trösten, 

der neue Etat wird doch nur ein Fetzen Papier bleiben, dessen Inhalt von der weiteren Entwicklung 

der deutschen Finanzen illusorisch gemacht wird. 

Der Artikel der „Frankf. Zeitung“ ist die Begleitmusik zu der Verschlechterung der Reichstagsge-

schäftsordnung, die der Ausschuß beim Wiederzusammentritt dem Reichstagsplenum vorschlagen 

wird. Die kommunistische Opposition gegen die Durchpeitschung der Steuergesetze hat die bürger-

lichen Parteien im Verein mit den Sozialdemokraten zur Ausarbeitung einiger Hausknechtsparagra-

phen veranlaßt, deren offen eingestandener Zweck ist, den Kommunisten einen Maulkorb vorzubin-

den. Der deutsche Parlamentarismus spricht sich mit diesen Maßnahmen selbst das Urteil – es zu 

vollziehen wird das deutsche Proletariat imstande sein, wenn es sich zusammenschließt zur Einheits-

front und diese sich richtet gegen jene, die es um die Früchte seines Kampfes gegen die Kapprebellen 

betrogen haben. In dem Sinne war die Front von 1920 verkehrt, darin hat die „Frankf. Zeitg.“ recht, 

daß das deutsche Proletariat die Hohlheit und Windigkeit der Demokratie noch nicht genügend er-

kannt hatte. Der Anschauungsunterricht der vergangenen zwei Jahre hat aufklärend ge-[419]wirkt. 

Die nächste Schlacht am Brandenburger Tor oder sonstwo wird es weisen. F. R. 

* 

Arbeiter und Arbeiterinnen aller Länder! 

Genossen und Genossinnen! 

Die Hilfsaktion für ungarische Flüchtlinge, Eingekerkerte und Internierte, die in Wien ihren Sitz hat 

und seit dem Ausbruch der Konterrevolution in Ungarn unablässig bemüht ist, die N o t  der um ihrer 

sozialistischen Ueberzeugung willen Verfolgten und Mißhandelten zu lindern, wobei sie wiederholt 

von den Arbeiterorganisationen anderer Länder in hochherziger Weise unterstützt wurde, wendet sich 

neuerlich an euch, Arbeiter und Arbeiterinnen, um die dringende Bitte aufs eindringlichste zu befür-

worten, die kürzlich der Hilfsverband der ungarischen Eingekerkerten und Internierten (siehe „Ar-

beiter-Zeitung“, Wien, vom 5. Februar 1922) in einem Aufruf an euch gerichtet hat. 

Noch immer wütet der Weiße Schrecken ungeschwächt in Ungarn, noch immer schmachten Tausende 

und aber Tausende unschuldiger Männer, Frauen und Kinder in den ungarischen Kerkern und Inter-

niertenlagern und ein großer Teil von ihnen stirbt dahin durch Hunger, Kälte und grausame Mißhand-

lungen. Ein anderer Teil, der sich durch Flucht zu retten vermochte, kämpft den schwersten Kampf, 

um die Erhaltung seines nackten Lebens in der Fremde. 

Dem Einfluß der Arbeiterschaft in Oesterreich ist es bisher gelungen, das Asylrecht der politisch 

Verfolgten gegen jeden Angriff und jeden Beschränkungsversuch durch die bürgerlichen Parteien zu 

schützen, so daß Proletarier, denen es gelungen ist, den ungarischen Kerkern zu entrinnen, auf dem 

Boden unseres Landes unangefochten leben können. 

Wenn wir aber auch unsere verfolgten Brüder und Schwestern, sobald sie den Boden Oesterreichs 

betreten, in ihrer persönlichen Freiheit zu schützen wissen, so vermögen wir ihnen doch nur im aller-

kärglichsten Maße die Mittel und Bedingungen materieller Existenz zu verschaffen 
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Leider gewähren aber andere Länder, in denen gleichfalls das Proletariat zu einem beträchtlichen 

Maße von Macht und Ansehen gelangt ist, trotzdem den Opfern der ungarischen Konterrevolution 

keine Zufluchtsstätte, so daß unser verelendetes Land allein als Aufenthaltsort für sie in Betracht 

kommt. 

Wir rufen darum die Genossen aller Länder auf, ihren Einfluß geltend zu machen, damit die Staaten, 

in denen sie leben, den politisch Verfolgten die Grenzen öffnen mögen, wie es das Gebot einfachster 

Menschlichkeit erheischt. 

Wir wenden uns ferner an die Genossen aller Länder mit dem dringenden Ersuchen, auf die Regie-

rungen ihrer Staaten in dem Sinne einzuwirken, daß sie von der ungarischen Regierung fordern mö-

gen, die Scheinamnestie, die sie bisher erlassen hat, einzig zu dem Zweck, um Europa Sand in die 

Augen zu streuen und es dadurch blind zu machen für die Greuel, die sich in Ungarn abspielen, durch 

eine wirkliche Amnestie aller politisch Verfolgten zu ersetzen. 

Schließlich aber vereinigen wir unsere dringende Bitte mit der des Hilfsverbandes der ungarischen 

Eingekerkerten und Internierten, um euch, Arbeiter und Arbeiterinnen, zu bewegen, sowohl als ein-

zelne als auch durch eure Organisation helfend, lindernd und trostbringend einzugreifen. 

Spendet an Geld, Kleidern und Wäsche, um die in den ungarischen Kerkern Verschmachtenden zu 

sättigen, zu wärmen und ihnen das erlösende Gefühl zu geben, daß sie in ihrem Jammer nicht ganz 

und gar verlassen sind, daß es vielmehr in allen Ländern Proletarier, mitfühlende Brüder und Schwes-

tern gibt, die zu Opfern bereit sind, um ihnen zu helfen. Und gewährt eure Hilfe schnell und ausgiebig, 

ehe der Tod der armen Märtyrer sie überflüssig macht. 

Unsere Hilfsaktion umfaßt Vertreter aller proletarischen Parteien Oesterreichs und Ungarns. 

Für die Hilfsaktion für ungarische politische Flüchtlinge, Eingekerkerte und Internierte. 

Wien V, Rechte Wienzeile 97: 

T h e r e s e  S c h l e s i n g e r, 

Mitglied des österreichischen Parlaments 

Vorsitzende, 

A n t o n  J e n s c h i k, 

Kassier. 

Spenden sind zu senden an das Hilfskomitee für ungarische Flüchtlinge, Eingekerkerte und Inter-

nierte, Wien V, Wienzeile 97. [420] 

* 

Bücherschau 

Clara Zetkin: Der Kampf der kommunistischen Parteien, gegen Kriegsgefahr und Krieg, (Bericht 

auf der Konferenz der Erweiterten Exekutive der Kommunistischen Internationale am 2. März 1922 

in Moskau ) Preis 7 M. (Organisationsausgabe 3 M.) 

L. Trotzki: Die Fragen der Arbeiterbewegung in Frankreich und die Kommunistische Internationale. 

(Zwei Reden, gehalten auf der Konferenz der Erweiterten Exekutive der Kommunistischen Interna-

tionale am 26. Februar und 2. März 1922 in Moskau) Preis 6 M. (Organisationsausgabe 3 M.) 

Karl Radek: Genua, die Einheitsfront des Proletariats und die Kommunistische Internationale. (Rede 

auf der Konferenz der Moskauer Organisation der Kommunistischen Partei Rußland.) Preis 7 M. 

(Organisationsausgabe 3 M.) 

N. Lenin und G. Sinowjew: Gegen den Strom. (Gesammelte Aufsätze aus den Jahren 1914-17.) 

Preis geb. 80 M., brosch. 60 M. (Organisationsausgabe geb. 45 M, brosch. 30 M) 

N. Bucharin: Oekonomik der Transformationsperiode. Preis geb. 60 M., brosch. 45 M, (Organisati-

onsausgabe geb. 30 M, brosch. 20 M.) 
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M. Philips Price: Die russische Revolution. (Erinnerungen aus den Jahren 1917-1919) Preis geb. 50 

M., brosch. 44 M. (Organisationsausgabe geb. 35 M., brosch. 18 M) 

Karl Radek: Wege der russischen Revolution, Preis 8 M. (Organisationsausgabe 4,50 M.) 

L. Trotzki: Die Rote Armee der Sowjetrepublik auf der Wacht (Rede auf dem 9. Sowjetkongreß in 

Moskau) Preis. 10 M. (Organisationsaugabe 5 M.) 

A. Warski: Rosa Luxemburgs Stellung zu den taktischen Problemen der Revolution. Preis 4 M. (Or-

ganisationsausgabe 2 M) 

E. Varga: Die Lage der Weltwirtschaft und der Gang der Wirtschaftspolitik in den letzten drei Jahren, 

Preis 4 M. (Organisationsausgabe 2,50 M.) 

Gebhardt: Der demokratische Gedanke. P Stamers Verlag, Leipzig. 7,50 M. 

Spranger: Der Völkerbund. P. Stamers Verlag, Leipzig. 4,50 N. 

Julian Borchardt: Das Papiergeld in der Revolution 1797-1920. Firnverlag. 2,50 M. 

Almanach des Verlags der K. I. 

A. Warski, Rosa Luxemburgs Stellung zu den taktischen Problemen der Revolution. 

Genosse Warski beschäftigt sich in seiner Broschüre mit der von Paul Levi herausgegebenen Nach-

laßschrift Rosa Luxemburgs. Er kommt nach eingehender Untersuchung der von Rosa Luxemburg in 

der Zeit von November 1918 bis Januar 1919 eingenommenen Stellung zu den Fragen des Terrors 

und der Demokratie zu der Feststellung, daß Rosa Luxemburg ihre kritische Position gegen die Bol-

schewiki selbst korrigiert und größtenteils aufgegeben hat. Die Broschüre enthält trotz ihrer Kürze 

viel wertvolles Material und – besonders auch zur Beurteilung der Agrarfrage in Rußland – wichtige 

Feststellungen und Fingerzeige für die kommunistische Taktik. F. R. 

[421] 
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Die Internationale  

Jahrg. 4 ⁕ Ausgegeben 30. April 1922 ⁕ Heft 19 

Neurussische und neudeutsche Diplomatie in Genua. 

Δ B e r l i n, den 2. April. 

Auch dem Widerstrebendsten drängt sich auf, daß Sowjetrußland in dem diplomatischen Ringen in 

Genua vollauf seinen Mann stellt. Die Stellung der Abrüstungsfrage, der Abschluß des Abkommens 

mit Deutschland, die Zurückdrängung des Londoner Gutachtens, alles das sind offenkundige Beweise 

dafür, daß der Arbeiterstaat auch auf dem diplomatischen Boden mit Geschick, Zähigkeit und Ueber-

legenheit zu kämpfen weiß. Es hieße natürlich die Dinge sehr oberflächlich nehmen, der diplomati-

schen Technik auf der einen und der anderen Seite eine ausschlaggebende Rolle zuzuschreiben. Sie 

ist gewiß nicht zu unterschätzen, so wenig militärische Technik zu unterschätzen ist, aber letzten 

Endes wird ihr Spielraum bestimmt durch die grundlegenden politischen Faktoren. Eine Parallele 

zwischen der Rolle der alten zaristischen Diplomatie und der der neuen sowjetrussischen ist vielleicht 

nicht ohne Interesse. Die erstere hat Fr. Engels in seinem Aufsatz über die auswärtige Politik des 

russischen Zarentums meisterhaft analysiert.*) Die alte zarische Diplomatie der klassischen Zeit 

rekrutierte sich aus der „adlig-bürgerlichen Aufklärung des 18. Jahrhunderts“. Sie bildete einen „in-

ternationalen Jesuitenorden“, dessen Stärke, nebst dem Talent, das Freisein von Privat- und Famili-

eninteressen war. Worauf beruhte der gewaltige Einfluß auf die europäische Geschichte? Engels ant-

wortet: „Sie haben nicht etwas Neues aus Nichts geschaffen. Sie haben nur eine vorhandene tatsäch-

liche Situation richtig ausgebeutet. Die russische Diplomatie hat für alle ihre Erfolge eine sehr hand-

greifliche Unterlage.“ Diese Unterlage bestand für die alte zarische Diplomatie des 18. und der ersten 

Hälfte des 19. Jahrhunderts in dem riesigen Gebiet, der Gleichartigkeit einer geistig stagnierenden 

konservativen Bevölkerung, dem Schutz durch Unwegsamkeit, Ausdehnung, der Armut des Landes 

und dem Mangel eines politischen Zentrums, kurz in der fast unangreifbaren Stärke seiner Verteidi-

gung. Andererseits hatte dieses „homogene fast unangreifbare Land zu Nachbarn lauter Länder, die 

sich scheinbar oder wirklich im Verfall befanden, sich der Auflösung näherten, also reine matière à 

conquèles**) waren“. 

Abgesehen von dem geographisch-strategischen Faktor war ausschlaggebend der soziale Zustand des 

Landes, seine historische Rückständigkeit, die ihm seine verhältnismäßig innere Festigkeit sicherte 

und erlaubte, die soziale und staatliche Unstetigkeit des Westens für seine [422] Zwecke auszunützen. 

Sobald diese Grundlage, die soziale Festigkeit, ins Schwanken kam, sobald die bürgerliche Revolu-

tion ihre Minierarbeit in dem Riesenreich begann, schlug dieser ehemalige Faktor der Stärke in einen 

Faktor der Schwäche um. Und zwar von zwei Seiten her: durch die Rückständigkeit der herrschenden 

Klassen des Landes wie durch den revolutionären Reifegrad seiner unterdrückten Klassen. Die ehe-

mals so talentierte zarische Diplomatie erntete am Ende nur noch Blamagen und Prügel. 

Die sowjetrussische Diplomatie ist in ihres Wesens Kern wie in den tatsächlichen Quellen ihrer Kraft 

so grundverschieden von der alten, daß von den bleibenden strategisch-geographischen Verhältnissen 

abgesehen, durchgehends die alten Faktoren mit entgegengesetzten Vorzeichen zu versehen sind. Ge-

blieben als Faktoren der Stärke in der Verteidigung sind natürlich die Riesengröße des Landes, die 

nationale Gleichartigkeit (die Zahl der Großrussen) und schließlich die Armut. An Stelle des „inter-

nationalen Jesuitenordens“ der bürgerlichen Aufklärung ist ein anderer „internationaler Jesuitenor-

den“ getreten, der des Marxismus. Die innere Geschlossenheit, ehedem ein Produkt der sozialen 

Rückständigkeit des Landes, ist heute ein Produkt der sozialen Fortgeschrittenheit gegenüber dem 

Westen, des revolutionären Bundes des modernen Proletariats mit den kleinbäuerlichen Massen. Auf 

Grund sozial entgegengesetzter Faktoren hat Rußland aufs neue eine riesige Verteidigungskraft ge-

wonnen. Die Umgebung dagegen ist im Verfall, im Abstieg, sozial und staatlich zerklüftet, unstabil. 

Wenn der Times-Korrespondent bemerkt, daß Großrußland eine geschlossene politische Linie in 

 
*) Neue Zeit VIII, 145-154, 198-213. 
**) Eroberungsstoff. 
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Genua vertritt, während die kapitalistischen Staaten vierzig Linien haben, so ist das durchaus im Ein-

klang mit dieser Grundtatsache. Wenn es für die Arbeiterklasse wichtig ist, die dauernden Grundlagen 

der Stärke der russischen Diplomatie zu verstehen, um sich zu schützen vor den Illusionen der Schwä-

che, wozu das äußere Bild und die riesige bürgerliche Propaganda verführen möchte, so ist es nicht 

minder wichtig, sich keinen Illusionen über das tatsächliche augenblickliche Kräfteverhältnis in Ge-

nua hinzugeben. Solange die Arbeiterklasse der Westländer gegenüber dem Angriff des Weltkapitals, 

der seit 1919 systematisch vorgetrieben wird, noch nicht einmal zum Stehen gekommen ist, kann 

Sowjetrußland nicht mehr als eine bestimmte Rückzugsstellung verteidigen, sich eingraben und be-

festigen in dieser Stellung. Niemand kann erwarten, daß das westliche Proletariat v o n  h e u t e  a u f  

m o r g e n  durch einen Angriff auf „seine Bourgeoisie“ Sowjetrußland ermöglichen wird, rasch vor-

zurücken. Aber es kann und es muß schnellstens wenigstens seine V e r t e i d i g u n g  organisieren 

und das schließt ein die Verteidigung der Stellung, die Sowjetrußland unbedingt halten muß, damit 

es als Reservestellung der westeuropäischen proletarischen Revolution erhalten bleibt, wenn diese 

wieder vorrücken kann. Diese Verteidigungsstellung Sowjetrußlands ist kein diplomatisches Geheim-

nis, sie ist klar genug bestimmt durch die Tatsachen und festgelegt durch die Beschlüsse des 11. 

Parteitags der KPR. Die große Industrie in der Hand des Sowjetstaates, das Eigentum des Arbeiter-

staates, Fabriken, Eisenbahn, Grund und Boden, das sind die Schlüsselstellungen, die unbedingt ge-

halten werden müssen – abgesehen von der [423] politischen Ordnung selbst, der Räteordnung. Kon-

zessionen, Verpachtungen, Nutzungen, Schuldenanerkennung, Entschädigungen für die Rationalisie-

rung, das sind wohl praktisch eminent wichtige Fragen, um die Schritt für Schritt gekämpft werden 

muß, auch vom westeuropäischen Proletariat. Aber das Eigentum an Fabriken und Land sowie die 

Sowjetordnung selbst, das ist sozusagen die „Hindenburglinie“. Sie muß das Proletariat der Westlän-

der genau kennen und sie muß es mit äußerster Entschlossenheit verteidigen, denn daran ist sein 

eigenes Schicksal für die absehbare Zeit gebunden. Daran hängt seine eigene Verteidigung gegen das 

Kapital heute und morgen und sein künftiger Vormarsch zum Sieg. An diese Stellung ist das interna-

tionale Kapital in Genua dicht herangerückt und es ist mehr als Zeit, daß die Arbeiterklasse ihrerseits 

zu ihrer entschlossenen Verteidigung aufmarschiert. 

Eine Hauptrolle fällt dabei neben der englischen und französischen der deutschen Arbeiterklasse zu. 

Wie verächtlich auch die Motive sein mögen, die die Vertreter der deutschen Regierung in Genua 

veranlaßten, den Vertrag von Rapallo abzuschließen, wie wenig auch der Vertrag Sowjetrußland gibt, 

er ist tatsächlich eine Bresche in der Ententestellung und darum setzt die Entente Himmel und Hölle 

in Bewegung, um sie wiederaufzufüllen. Frankreich geht hier an der Spitze der Sturmkolonne, aber 

es wäre durchaus falsch, zu glauben, daß es allein das schwarze Schaf unter unschuldweißen Lämm-

lein ist. Es ist nur vorgeschickt. Jedenfalls, wenn das deutsche Proletariat mit die allgemeine Aufgabe 

hat, die Schlüsselstellungen Sowjetrußlands zu verteidigen, so hat es noch die besondere, den 

deutsch-russischen Vertrag in seines Wesens Kern zu halten. Daß es dabei „seine“ glorreiche demo-

kratische Regierung mit kräftiger Faust anfassen muß, beweisen die Tatsachen. Des Wesens Kern 

dieses Vertrages ist ein erster zaghafter und z w e i d e u t i g e r  Schritt zur Emanzipation aus der be-

dingungs- und besinnungslosen Hörigkeit unter die Entente und zur Annäherung an Sowjetrußland. 

Der Rückfall in die alte e i n d e u t i g e  Entente-Hörigkeit wird mit einer Beflissenheit, die einer bes-

seren Sache würdig wäre, propagiert von der deutschen Sozialdemokratie und ihrem „Vorwärts“. Der 

blies Chamade sofort nach Vertragsabschluß und drohte mit Rebellion im Parlament, wenn der „alte 

Kurs“ der Entente-Hörigkeit im Ernst verlassen würde. Die Regierung h a t  schon wieder einen 

Schritt zurück getan. Sie hat sich in Genua selbst aus der Rußlandkommission ausgeschieden, was 

nichts anderes heißt, als daß sie der Entente freie Hand läßt, ihrerseits Rußland auszubeuten, soweit 

sie nur kann. Ein Kind sieht, daß auf diesem Wege außer der verdienten Verachtung nur um so härtere 

Stockprügel für Deutschland abfallen. Für die Dummheit und Niedertracht, die darin liegen würde, 

wenn Deutschland das, was das Wesen des Rapallovertrags ausmacht, preisgeben würde, hat man 

sich gleich ein historisches Schlagwort zurecht gelegt, das vom „Rückversicherungsvertrag“. Wobei 

man vergißt, daß das Schlagwort heute jeden realen Sinn verloren hat. Bismarck suchte bekanntlich 

durch seinen Rückversicherungsvertrag Oesterreich durch Rußland auszubalancieren und umgekehrt. 

Wo in aller Welt braucht Deutschland heute außerpolitisch eine Sicherung gegen Sowjetrußland, und 
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wo ist irgend ein gemeinsames Interesse zwischen Deutschland und [424] der Entente? Man weiß 

nicht, was man an dieser genialen Idee mehr bewundern soll, die politische oder die historische 

Starblindheit. Das hat nichts gelernt und alles vergessen, außer der Zweideutigkeit. 

Wie wenig selbst die Unabhängigen von dem alten elenden Kurs seit November 1918 sich freimachen 

können, beweist das Klagegeschrei, das sie wieder einmal darüber erheben, daß die Sowjetrepublik 

es ablehnt, prinzipiell sich darauf zu verpflichten, wenn die Sozialrevolutionäre schießen, nicht wie-

der zu schießen. 

Nach alledem ist klar, daß mit der Diplomatie Sowjetrußlands in Genua die Diplomatie der Rathenau-

Wirth u. Co. ungefähr soviel verwandt ist, wie die des alten Preußen mit der der französischen Revo-

lution verwandt war und daß nur das wachsame Auge und die harte Faust des deutschen Proletariats 

verhüten können, daß der Rapollovertrag ein Messer wird, das den eigenen Herrn schneidet. 

Die russische Diplomatie in Genua hat eben durch den vollkommenen Bruch mit den Methoden und 

den Grundlagen der alten zarischen Diplomatie eine unvergleichliche Geschmeidigkeit und Stärke 

erlangt, die Diplomatie der deutschen bürgerlichen Republik hat von der alten Bismarckischen nur 

den heuchlerischen Schein gerettet, mit der sie ihre kleinbürgerliche Zweideutigkeit und Nichtigkeit 

historisch drapiert. Ehe nicht die deutsche Arbeiterklasse in eigener Person die historische Bühne 

betritt, hat sie nichts anderes zu gewärtigen, als diese Spottgeburt einer Diplomatie. 

* 

Kritisches zur Berliner Konferenz. 

Unmittelbar nach Abschluß der Berliner Konferenz der drei Internationalen veröffentlichte Lenin, 

und nach ihm Sinowjew kritische Betrachtungen über ihr Ergebnis in der „Prawda“. Beide Artikel 

sind, wie Sinowjew selbst angibt, geschrieben, ohne vollständige Kenntnis der Einzelheiten der Kon-

ferenz. 

Wir bringen sie zur Kenntnis deutscher Leser, sowohl wegen dieser Kritik, die an der Hand der Tat-

sachen nachgeprüft werden muß, als vor allem wegen der grundlegenden Bestätigung der Einheits-

fronttaktik, die beide Artikel, trotz aller Einzelkritik, mit allem Nachdruck unterstreichen. 

Wir wollen gleich bemerken, wo in beiden Artikeln unserer Ansicht nach tatsächliche Irrtümer vor-

liegen. Der wichtigste ist die Ueberschätzung der Bereitwilligkeit der 2. Internationale, überhaupt die 

Konferenz zu irgend einem Ergebnis kommen zu lassen und der Stärke des Drucks, den die in der 2. 

Internationale organisierten Arbeiter in diesem Augenblick in der Richtung der Einheitsfront schon 

ausüben. Tatsächlich arbeitete die 2. Internationale offenkundig und planmäßig während der ganzen 

Konferenz auf die Sprengung hin. Wie sehr der Druck von unten noch i n  d e n  A n f ä n g e n  ist, 

beweist die Tatsache, daß es der Führung der SPD noch gelungen ist, am 20. April in den m e i s t e n  

B e z i r k e n  ihre Mitglieder von der gemeinsamen Demonstration fernzuhalten, und daß in einigen 

Bezirken selbst die Bezirksleitungen der USP ihre Mitglieder fernhalten konnten (z. B. in Leipzig, in 

Baden, in Württemberg). Diese Tatsachen bedingten den Preis, der augenblicklich zu zahlen war. 

Worin bestand dieser Preis? Auch hier [425] scheinen Irrtümer vorzuliegen. Eine V e r p f l i c h t u n g  

für die Sowjetregierung, keine Todesurteile gegen die SR zu fällen, hat die Delegation der Komintern 

a u s d r ü c k l i c h  abgelehnt. Sie hat sich auf die M i t t e i l u n g  dessen beschränkt, was die Sowjet-

behörden bereits selbst bekannt gegeben hatten. Die Zulassung Vanderveldes als Verteidiger der SR 

scheint uns keine schwerwiegende Konzession. Im Falle von Georgien usw. hat die Delegation sich 

für die Vorlage der Dokumente an eine Kommission der 3 Internationalen ausgesprochen, die aller 

Oeffentlichkeit vorgelegt werden. Ein „Spruch“ kann nur gefällt werden, wenn die Vertreter aller 3 

Exekutiven zustimmen, also keinesfalls g e g e n  die Vertretung der Komintern. Die wirkliche Kon-

zession besteht in dem Verzicht darauf, auf der Behandlung der konterrevolutionären Gewaltakte und 

Justizattentate der Parteien der 2. und 2½ Internationale gegen Kommunisten zu bestehen. 

Zweifellos ist der Preis hoch, den wir Kommunisten bezahlt haben, zweifellos werden wir in Zukunft 

die Ansprüche der 2. und 2½ Internationale herabdrücken müssen. Aber unserer festen Uebezeugung 
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nach, bekamen wir ohne die gezahlten Preise diesmal die Tür überhaupt nicht auf. Jetzt w o  w i r  

i n n e r h a l b  d e r  T ü r  sind, wo wir imstande sind, den Massendruck auf die Führer der 2. und 2½ 

zu verstärken, können und müssen wir darauf bestehen, daß Wert um Wert getauscht wird. 

Redaktion der „Internationale“. 

Wir lassen nunmehr die Artikel Lenins und Sinowjews im Wortlaut folgen: 

Wir haben zu teuer bezahlt.  
Von N. L e n i n. 

Stellen Sie sich vor, daß die Vertreter der Kommunisten in einen Raum eindringen müßten, in welchen 

die Bevollmächtigten der Bourgeoisie vor einer sehr zahlreichen Arbeiterversammlung ihre Propa-

ganda abhalten. Stellen Sie sich ferner vor, daß für den Zutritt zu diesem Raume die Bourgeoisie von 

uns eine hohe Zahlung verlangte. Wenn die Zahlung nicht vorher vereinbart wäre, müßten wir selbst-

verständlich handeln, um das Budget unserer Partei nicht zu belasten. Wenn wir für den Eintritt zu 

diesem Raume zu teuer bezahlt haben, so haben wir ohne Zweifel einen Fehler begangen. Aber in jedem 

Fall ist es besser, teuer zu bezahlen – solange wir noch nicht gebührend zu handeln verstehen, – als die 

Möglichkeit aufzugeben mit seinem Wort aufzutreten vor Arbeitern, die bis zu dieser Zeit ausschließ-

lich, sozusagen „Eigentum“ der Reformisten d. h. der aufrichtigsten Freunde der Bourgeoisie sind. 

Dieser Vergleich kam mir in den Sinn, als ich in der heutigen „Prawda“ die telegraphische Mitteilung 

aus Berlin las, unter welchen Bedingungen es zu einem Uebereinkommen zwischen den Vertretern 3 

Internationalen gekommen war. 

Unsere Vertreter haben nach meiner Ansicht nicht recht daran getan, daß sie auf folgende zwei Be-

dingungen eingingen: 1. daß die Rätemacht nicht die Todesstrafe in Sache der 47 Sozialrevolutionä-

ren anwenden soll; 2. daß die Rätemacht den Vertretern aller 3 Internationalen die Anwesenheit bei 

dem Gerichte erlaubt hat. 

Diese beiden Bedingungen sind nichts anderes, als eine politische Konzession, die das revolutionäre 

Proletariat der reaktionären Bourgeoisie gemacht hat. Wenn jemand die Richtigkeit einer derartigen 

Definierung bezweifelt, so braucht man zur Entdeckung der politischen [426] Naivität eines solchen 

Menschen nur ihm die Frage zu stellen, ob die englische oder eine andere derzeitige Regierung ihr 

Einverständnis dazu gebe, daß die Vertreter aller 3 Internationalen bei dem Prozeß in Sachen der 

Beschuldigung der irländischen Arbeiter am Aufstande Anteil nehmen können? Oder bei dem Prozeß 

in Sachen der Beschuldigung der Arbeiter Südafrikas in dem kürzlichen Aufstande? Gibt in diesen 

oder ähnlichen Fällen die englische oder eine andere Regierung ihr Einverständnis dazu, daß ihnen 

das Versprechen gemacht würde, für ihre politischen Feinde nicht die Todesstrafe anzuwenden? Eine 

kleine Ueberlegung in dieser Frage ist hinreichend, um folgende einfache Wahrheit zu verstehen: Wir 

haben vor uns in der ganzen Welt den Kampf der reaktionären Bourgeoisie gegen das revolutionäre 

Proletariat. Im gegebenen Falle macht die Komintern, der Vertreter der einen Seite bei diesem 

Kampfe der anderen Seite, der reaktionären Bourgeoisie, eine politische Konzession. Denn alle Welt 

weiß, (mit Ausnahme derer, die die offensichtliche Wahrheit verbergen wollen), daß die Sozialrevo-

lutionäre auf die Kommunisten geschossen haben und gegen sie Aufstände inszeniert haben, indem 

sie tatsächlich arbeiteten und manchmal auch formal in der Einheitsfront mit der gesamten internati-

onalen reaktionären Bourgeoisie, gegen das Proletariat auftraten. 

Es fragt sich, welche Konzession die internationale Bourgeoisie uns als Entgelt für das gemacht hat? 

Hierauf kann es nur eine Antwort geben: Sie hat uns gar keine Konzession gemacht. 

Nur Ueberlegungen, die diese einfache und klare Antwort des Klassenkampfes verdunkeln, nur 

Ueberlegungen, welche den Arbeitern und den werktätigen Massen Sand in die Augen streuen, kön-

nen diese augensichtliche Wahrheit verdunkeln wollen. In dem Abkommen, das in Berlin von den 

Vertretern der 3. Internationale unterschrieben wurde, haben wir der internationalen Bourgeoisie 

schon zwei politische Konzessionen gemacht. Als Ersatz dafür erhielten wir von ihr keine Konzes-

sion. 
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Die Vertreter der Internationalen 2 und 2½ spielten hierbei die Rolle des Herauspressers einer politi-

schen Konzession, die das Proletariat der Bourgeoisie machte, und lehnten entschieden die Einbrin-

gung einer Konzession oder wenigstens den Versuch einer Konzession für das revolutionäre Proleta-

riat seitens der internationalen Bourgeoisie ab. Natürlich wurde diese unanfechtbare politische Tat-

sache von den kunstgerechten Vertretern der bürgerlichen Diplomatie verdunkelt (Die Bourgeoisie 

lehrte die Vertreter ihrer Klasse lange Jahrhunderte hindurch gute Diplomaten zu sein); aber der Ver-

such, die Tatsache zu vertuschen, ändert die Tatsache selbst nicht im geringsten. Unmittelbar oder 

mittelbar waren diese oder jene Vertreter der Internationalen 2 und 2½ mit der Bourgeoisie verbunden 

– d. i. im gegebenen Falle vollständig eine Frage 10. Ranges. Wir beschuldigen sie nicht der direkten 

Verbindung. Das macht zur Sache garnichts aus, ob hier eine direkte Verbindung oder eine ziemlich 

verborgene indirekte Verbindung bestanden hat. Zur Sache ist nur, daß die Komintern der internati-

onalen Bourgeoisie unter dem Drucke der Bevollmächtigten der Internationalen 2 und 2½ eine poli-

tische Konzession gemacht hat und daß wir als Entgelt keine Konzession empfangen haben. 

Welcher Schluß folgt daraus? 

Vor allem der Schluß, daß die Genossen Radek, Bucharin und andere, die die Kommunistische Inter-

nationale vertreten haben, nicht richtig gehandelt haben. 

[427] Ferner. Folgert daraus, daß wir das von ihnen unterschriebene Abkommen zerreißen müssen? 

Nein. Ich denke, daß ein ähnlicher Schluß nicht am Platze sein würde und daß wir das unterschriebene 

Abkommen nicht zerreißen würden. Wir dürfen daraus nur den Schluß ziehen, daß die bürgerlichen 

Diplomaten sich dieses Mal kunstgerechter als die unsrigen erwiesen haben und daß beim nächsten 

Male – wenn das Eintrittsgeld in den Raum nicht vorher ausgemacht sein wird, – wir handeln und 

kunstgerechter manövrieren müssen. Wir müssen uns zur Regel machen, der internationalen Bour-

geoisie keine politischen Konzessionen zu machen (wie künstlich auch diese Konzessionen von ir-

gend welchen Vermittlern verdeckt werden), falls wir nicht als Entgelt mehr oder minder wichtige 

Konzessionen seitens der internationalen Bourgeoisie für Sowjetrußland oder für andere Abteilungen 

des internationalen mit dem Kapitalismus kämpfenden Proletariats erhalten. 

Es ist möglich, daß die italienischen Kommunisten und ein Teil der französischen Syndikalisten und 

Kommunisten, die gegen die Einheitsfront waren, aus obenangeführten Erwägungen den Entschluß 

ziehen, daß die Taktik der Einheitsfront verfehlt sei. Dieser Schluß wird sichtlich nicht richtig sein. 

Wenn die Bevollmächtigten der Kommunisten ein zu hohes Eintrittsgeld bezahlt haben, ein Eintritts-

geld zu einem Raume, in welchem sie sich ein wenig wenn auch nicht viel an die Arbeiter wenden 

können, die bislang sich in dem ausschließlichen „Besitze“ der Reformisten befinden, so muß man 

sich bemühen, diesen Fehler beim nächsten Male zu berichtigen. Aber ein unvergleichlich größerer 

Fehler wäre die Ablehnung jeder Bedingung, und jeder Zahlung für den Zutritt zu dieser scharf be-

wachten, verschlossenen Behausung. Das Versehen der Gen. Radek, Bucharin und anderer ist nicht 

groß; es ist um so weniger groß, daß wir zu gewärtigen haben, daß, ermutigt durch die Ergebnisse der 

Genueser Konferenz die Gegner Sowjetrußlands 2-3 womöglich erfolgreiche Attentate auf einzelne 

Personen verüben. Denn sie wissen jetzt voraus, daß sie auf Kommunisten schießen können, wobei 

ihnen in Aussicht gestellt ist, daß eine Konferenz, ähnlich der Berliner, die Kommunisten an dem 

Gegenstück verhindern wird. 

Aber in jedem Falle haben wir eine Bresche in die verschlossene Behausung gelegt. In jedem Falle 

ist es dem Gen. Radek gelungen, wenn auch nur vor einem Teil der Arbeiter, die Enthüllung zu ma-

chen, daß die zweite Internationale sich weigert, eine Aenderung des Versailler Vertrages in die Zahl 

ihrer Demonstrationslosungen aufzunehmen. Das größte Versehen der italienischen Kommunisten 

und eines Teils der französischen Kommunisten und Syndikalisten besteht darin, daß sie sich zufrie-

den geben mit dem Wissen, welches sie haben. Sie geben sich damit zufrieden, daß sie gut wissen, 

daß die Vertreter der Internationalen 2 und 2½ wie auch die Herren Paul Levi, Serrati usw. die kunst-

gerechtesten Bevollmächtigten der Bourgeoisie und die Leiter ihres Einflusses sind. Aber diese Leute 

und diese Arbeiter, die das in Wirklichkeit gut wissen, wirklich die Bedeutung dessen verstehen, sind 

unzweifelhaft in Italien, wie auch in England, Amerika und Frankreich in der Minderzahl. Die 
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Kommunisten sollen nicht im eigenen Fette schmoren, sondern arbeiten lernen, vor keinem Opfer 

Halt machen, die anfangs unvermeidlichen Fehler, die eine jede neue und schwere Arbeit mit sich 

bringt, zu vermeiden und in die verschlossene Behausung einzudringen, in der die Vertreter der Bour-

geoisie die Arbeiter bearbeiten. Die Kommunisten, die das nicht verstehen wollen, und die für die 

Lehre nicht zu gewinnen sind, können nicht auf den Erwerb der Mehrheit unter den Arbeitern rech-

nen, in jedem Falle aber er-[428]schweren und verlangsamen sie die Sache eines solchen Mehrheits-

erwerbes. Und das ist schon für die Kommunisten, für alle wahren Anhänger der Arbeiterrevolution 

eine ganz unverzeihliche Sache. 

Die Bourgeoisie hat sich in der Person ihrer Diplomaten noch einmal kunstgerechter gezeigt, als die 

Vertreter der Kommunistischen Internationale waren. Es war eine Lehrstunde der Berliner Konferenz. 

Diese Lehrstunde werden wir nicht vergessen. Aus dieser Lehrstunde ziehen wir alle notwendigen 

Schlüsse. Die Vertreter der Internationale 2 und 2½ brauchen die Einheitsfront, denn sie hoffen, uns 

durch übermäßige Konzessionen unsererseits zu schwächen; sie hoffen, in unsere kommunistische 

Behausung ohne jede Zahlung einzudringen; sie hoffen, vermittels der Taktik der Einheitsfront die 

Arbeiter von der Richtigkeit der reformistischen und der Verkehrtheit der revolutionären Taktik zu 

überzeugen. Wir brauchen die Einheitsfront, weil wir die Arbeiter vom Gegenteil zu überzeugen hof-

fen. Die Fehler unserer kommunistischen Vertreter werden wir auf sie und jene Parteien wälzen, die 

diese Fehler machen, aber sich bemühen, am Beispiel dieser Fehler zu lernen und dazu zu kommen, 

um sie in Zukunft nicht zu wiederholen. Aber in keinem Falle werden wir die Fehler unserer Kom-

munisten auf die Proletariermassen abwälzen, die in der ganzen Welt vor dem Sturm des über sie 

hereinbrechenden Kapitals stehen. Um diesen Massen im Kampfe mit dem Kapital zu helfen, um 

ihnen zu helfen, die listigen Machinationen der beiden Fronten in der ganzen internationalen Oeko-

nomik und in der ganzen internationalen Politik zu verstehen, haben wir die Taktik der Einheitsfront 

angenommen und führen sie bis zum Schluß durch. 9. April 1922. 

* 

Perspektiven der proletarischen Einheitsfront.  
Von G. Sinowjew. 

Die Berliner Konferenz der drei Internationalen ist abgeschlossen. In dem Moment, wo wir diese 

Zeilen schreiben, wissen wir bei weitem nicht alle Einzelheiten dieser ersten Konferenz. Insofern wir 

mit ihnen bekannt sind, solidarisieren wir uns völlig mit dem, was der Genosse Lenin über die zu 

große Nachgiebigkeit in seinem Artikel „Wir haben zu teuer bezahlt“ gesagt hat. Wenn wir die Di-

rektiven, die die Exekutive einstimmig der Berliner Delegation vor ihrer Abreise gab, mit den Kon-

zessionen, die unsere Delegation gemacht hat, vergleichen, kommen wir zu der Ansicht, daß die ge-

samte Exekutive der Komintern sich den Ausführungen des obengenannten Artikels Lenins anschlie-

ßen wird. Die endgültige offizielle Meinung der Exekutive der Komintern wird selbstverständlich 

erst nach dem Bericht unserer Delegation und nach Kenntnisnahme aller wichtigen Dokumente der 

Berliner Konferenz ermöglicht. Wie dem auch sei, ein erster kleiner Ansang ist gemacht. Aus den 

begangenen Fehlern werden wir selbstverständlich die nötigen Lehren ziehen müssen, um sie keines-

falls zu wiederholen. Aber diese Einzelheiten dürfen uns die allgemeinen Perspektiven nicht ver-

schleiern. Diese oder jede konkrete Situation auf der ersten Konferenz ist am Ende nur eine Episode. 

Wir sollen uns hüten, den Wald vor Bäumen nicht zu sehen. Schaut nicht nach oben, schaut nach 

unten, werden wir den Arbeitern aller Länder sagen. Denkt daran, was sich in den Hunderttausenden 

und Millionen Arbeitern und Arbeiterinnen abspielt, weil das und nicht die Tricks dieser oder jener 

Führer der 2. und 2½ Internationale lehren Endes den wahren politischen Kampf bestimmt. 

Es ist selbstverständlich nicht uninteressant zu sehen, wie der geschickteste Opportunist Serrati die 

Gelegenheit ergreift, um seine in den Augen der revolutionären Arbeiter Italiens ins Wanken geratene 

Situation dadurch zu verbessern, daß er in Berlin fast wie ein überzeugter Anhänger der Dritten In-

ternationale auftritt. Es ist spaßig, zu beobachten, wie Otto Bauer und Friedrich [429] Adler mit der 

ernstesten Miene die Rolle von fast unparteiischen Leuten in dem großen Streit zwischen der Roten 

und der Gelben Internationale spielen und ein ganz bestimmtes Gefühl erweckt bei jedem 
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klassenbewußten Arbeiter das Komödiantenpathos des verkleideten Bourgeois Vandervelde, der im-

mer noch in der Rolle eines Verteidigers der Arbeiterklasse auftritt. Man lächelt unwillkürlich, wenn 

man erfährt, daß Vandervelde, Faure, Shaw, Wels und andere Sozialisten Sr. Majestät des Kapitals 

nach Abschluß der Konferenz sich sogar an dem Gesang der „Internationale“ beteiligt haben. Sie 

haben also die internationale Arbeiterhymne noch nicht ganz vergessen. Aber dies alles sind bloß 

Einzelheiten. Schaut nach unten, Arbeiter, und dann werdet Ihr begreifen, warum sogar die Herren 

Vandervelde und Scheidemann trotz ihres fast geborenen Hasses gegen die Komintern gezwungen 

sein werden, den Weg der Bildung einer proletarischen Einheitsfront zu beschreiten oder wenigstens 

Miene zu machen, es zu tun. Versucht die Ereignisse zu überblicken, die in den wichtigsten Ländern 

vorkommen. Was steht im Mittelpunkt bei den Arbeitern Englands? Angefangen von dem Bergar-

beiterstreik im Jahre 1921 bis zur Aussperrung in der Maschinenindustrie, die bis zum 29. März. 1922 

350.000 Arbeiter umfaßte, und der Aussperrung in der Werftindustrie, die bis zum 29. März 1922 

350.000 Arbeiter betraf, sehen wir ein und dasselbe: das Kapital dringt auf der ganzen Linie vor, 

drängt die Arbeiter Schritt für Schritt zurück, vermindert ihren Arbeitslohn und beraubt sie sogar 

jener minimalen Mitbestimmungsrechte bei Festsetzung der Arbeitsbedingungen, die sie im vorigen 

Jahre mit so großer Mühe erobert haben. 

Schaut nach Deutschland. Die ganze zweite Hälfte des Jahres 1921 ist durch gewaltige Streiks und 

Aussperrungen ausgefüllt. Der Eisenbahnerstreik vom 2. bis 9. Februar ergreift a. 800.000 Arbeiter. 

70.000 städtische Arbeiter Berlins streikten vom 5. bis 10. Februar. In den letzten Wochen beteiligen 

sich neue Hunderttausende Metallarbeiter und Mitglieder anderer Gewerkschaften an den Streik-

kämpfen und werden Aussperrungen ausgesetzt. 

Die Ursache ist die gleiche: Verlängerung der Arbeitszeit, Verminderung der Tarife usw. 

Schaut nach der Tschecho-Slowakei. An dem Bergarbeiterstreik, der vom 23. Januar bis zum 10. 

Februar 1922 dauerte, waren alle Bergarbeiter der Tschecho-Slowakei (ca. 200.000) beteiligt. 

Die Ursache dieses Streiks war der beabsichtigte Lohnabbau seitens des Unternehmertums. Eine Ge-

werkschaft nach der anderen, eine Gruppe nach der anderen bis zu den Bankangestellten hinauf, strei-

ken, durch die Unternehmeroffensive dazu gezwungen, in der Tschecho-Slowakei. 

Was sehen wir in Frankreich? Einen Textilarbeiterstreit vom 16. August bis zum September 1921, 

der Hunderttausend Menschen ergreift. Er wurde durch eine Lohnherabsetzung von 10 Frank verur-

sacht. In Lille streikten 20.000 Bergarbeiter ebenfalls infolge Lohnabbaus, und so überall. 

In Italien dasselbe Bild. Die Textilarbeiterstreiks vom September 1921 eröffnen eine ganze Reihe 

ähnlicher wirtschaftlicher Kämpfe. Ein Schlag nach dem anderen trifft die Arbeiter. In Schweden, 

Norwegen, Dänemark, Holland, in all diesen friedlichen Eldorados der Bourgeoisie treffen die Ar-

beiter ähnliche Schläge. Die jüngsten Ereignisse in Südafrika, die manchen streikenden Arbeitern das 

Leben gekostet haben, vollenden das Bild. 

Die entscheidenden, kompaktesten, wichtigsten proletarischen Massen in den größten Ländern Euro-

pas und Amerikas durchleben schwere Prüfungen. Die Bourgeoisie bekämpft planmäßig die wich-

tigsten Arbeitergruppen. Heute sind es eine Million Bergleute, morgen eine halbe Million Eisenbah-

ner, übermorgen eine halbe Million Metallarbeiter oder Maschinenbauer. Eine Gruppe nach der an-

deren wird in den Kampf gezerrt. Und jede von diesen wichtigsten Gruppen des Proletariats geht aus 

dem Kampfe mit der Ueberzeugung heraus: wenn wir uns nicht einigen, wenn wir nicht alle Kräfte 

der Arbeiter zu einer Faust zusammenballen, werden wir sogar unsere elementarsten Rechte gegen 

die von Haß trunkene, rachsüchtige Bourgeoisie, die den Augenblick nützt und sich für die kürzlich 

gehabten Unannehmlichkeiten revanchiert, nicht mit Erfolg verteidigen können. 

Die Niederlagen, die die Arbeiter in den gewaltigen ökonomischen Kämpfen, die sich vor unseren 

Augen abspielen, erleiden, demoralisieren natürlich einen [430] bestimmten Teil des Proletariats. 

Darauf sind alle Bestrebungen der Bourgeoisie und der „Sozialisten“, die ihre Helfer sind, gerichtet. 

Dafür aber wird ein anderer und bedeutend größerer Teil des Proletariats durch diese Prüfungen ge-

stählt, er gewinnt an Erfahrung und sieht zum ersten Male seinen Kampf in neuem Lichte. Aus der 
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Brust von Hunderttaufenden und Millionen Arbeitern, die diese Prüfungen erleiden, drängt sich der 

einheitliche Ruf: schließt eure Reihen gegen die Kapitalisten. Heute sehen diese Arbeiter noch nicht 

die politischen Folgen ihrer neuen Stimmung. Morgen werden sie den zweiten Schritt tun. Uebermor-

gen werden sie unser sein. Um diesen Tag zu beschleunigen, müssen wir den Weg der Einheitsfront-

taktik gehen. 

Schaut nach unten, erforscht den gewaltigen, großartigen Prozeß, der in den Arbeitermassen Europas 

und Amerikas vor sich geht und dann werdet Ihr verstehen, warum sogar die Herren Vandervelde und 

Scheidemann nicht offen sagen konnten, daß sie gegen die Taktik der proletarischen Einheitsfront 

sind. Die Lage der Arbeiterschaft ist eine äußerst schwere. Der elementare Drang breiter parteiloser 

Arbeitermassen zur Einheit für den Kampf gegen die Kapitalisten ist so gewaltig, daß jedem, der 

offen gesagt hätte: „ich bin gegen eine solche ‚Einigkeit‘“, der Arbeiter sofort geantwortet hätte: 

„gehe mir aus dem Wege. 

Das sind die Gründe, warum die Taktik der proletarischen Einheitsfront eine große Zukunft hat, un-

abhängig von dieser oder jener Episode, unabhängig von dem Grad von Frechheit und Heuchelei 

dieses oder jenes Führers der 2. und 2½ Internationale. 

Man kann uns aber erwidern: wenn die Einigkeit ausschließlich auf dem Boden der ökonomischen 

Kämpfe vor sich geht, warum braucht man Unterhandlungen mit Führern feindlicher politischer Par-

teien? All dies sind doch nur Wirtschaftsfragen, wird uns z. B. unser Freund, Genosse Bordiga, sagen. 

Nein, italienische kommunistische Genossen, Ihr seid im Unrecht. Habt Ihr denn nicht z. B. den Ei-

senbahnerstreik in Deutschland beobachtet? Diejenigen, die diesen beachtenswerten Streik durch-

führten, wollten keine Politik haben, waren subjektiv gegen den politischen Kampf gestimmt und 

haben doch in der Tat einen erstklassigen p o l i t i s c h e n  Streik durchgeführt. Es ist jetzt weniger als 

jemals möglich, die Wirtschaft von der Politik zu trennen. Und gerade, um die Führer der 2. und 2½ 

Internationale zu entlarven, müssen wir ihnen als politischen Führern die Frage über ihre Stellung-

nahme zu den großen wirtschaftlichen Konflikten stellen. Es wäre z. B. gar nicht schlecht, die Führer 

der englischen Labour Party zu zwingen, eine klare und präzise Antwort darauf zu geben, wie diese 

– mit Verlaub zu sagen – Arbeiterpartei sich zu der Aussperrung der Maschinenbauer Englands stellt. 

Dies hätte den Führern und Helden der 2. Internationale die Maske vom Gesicht gerissen. 

Der erste Schritt ist getan, jetzt beginnen ernste Prüfungen für jede kommunistische Partei. Jede Sek-

tion der Komintern wird durch die Tat zeigen müssen, was sie zu machen versteht, um die Massen 

auf ihre Seite zu bringen und die sozialdemokratischen Führer zu entlarven. Das, was in Berlin vor-

gekommen ist, ist weder eine organisatorische Vereinigung, noch ein politischer Block. Nur Kinder 

können dies nicht verstehen. Die Berliner Konferenz verpflichtet die kommunistischen Parteien kei-

nesfalls, ihre Polemik gegen die Verräter der Arbeiterklasse abzuschwächen. Bei den Demonstratio-

nen am 20. April und 1. Mai müssen die Kommunisten volle Selbständigkeit der Agitation haben. 

Beweist durch die Tat, daß Ihr es versteht, zu den Massen auf neuen Wegen heranzukommen, daß Ihr 

in der gegenwärtigen komplizierten Situation es versteht, die Sozialverräter so zu geißeln, daß jeder 

Eurer Pfeile sie richtig trifft, so daß jeder parteilose Arbeiter und jede Arbeiterin zu sehen beginnt, 

daß Ihr im Recht und die Führer der 2. und 2½ Internationale im Unrecht sind. 

Die Einheitsfront ist nicht ein Friedensfest mit den Führern der 2. und 2½ Internationale. Sie ist nicht 

die Vertuschung der Differenzen innerhalb der Arbeiterschaft, nicht die Abstumpfung der Gegensätze. 

Das Beispiel der deutschen Kommunistischen Partei zeigt dies augenscheinlich. Je stärker die Kom-

munisten in Deutschland werden, um so erbitterter wird die Polemik und der Kampf zwischen ihnen 

und den Parteien der 2. und 2½ Internationale. So wird es überall sein. Die Taktik der Einheitsfront 

ist die Mobilisation [431] der Arbeitermassen gegen die Kapitalsten. Und gegen die Kapitalisten heißt 

auch gegen die Sozialverräter. Heute ist dies einer kleinen Minderheit, morgen wird es der gesamten 

Arbeiterklasse klar sein. 

Die Einheit der Arbeiter gegen die Kapitalisten und die verräterlichen Führer, das ist die Perspektive 

der proletarischen Einheitsfront. Wenn diese Perspektive Fleisch und Blut werden wird, dann wird 

man sagen können, daß der Sieg naht. 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 379 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

Die italienischen Thesen.  
Von P a u l  B ö t t c h e r.  

(Fortsetzung.) 

Die Kommunistische Partei Deutschlands hat zweimal Gelegenheit gehabt, praktisch im aktiven 

Kampfe gegen Angriffe der konterrevolutionären Rechten vor den Massen der deutschen Arbeiter zu 

kämpfen. Im Kapp-Putsch war die Haltung der KPD schwankend. Die Haltung der Arbeiter war klar. 

Sie kämpften mit der Waffen gegen die konterrevolutionären Generale. Ein überwiegender Teil der 

kämpfenden Arbeiter war sich dabei völlig im klaren über die Grenzen und den Inhalt dieses Kamp-

fes, er war sich bewußt, daß am Ausgang dieses Kampfes nicht die Rätediktatur, sondern die Koali-

tionsregierung stehen würde. Noch klarer war die Situation beim E r z b e r g e r m o r d. Nach der Er-

mordung Erzbergers hat sich die KPD offen an die Spitze der kämpfenden Arbeiter gestellt. Sie hat 

ihre Forderungen in die Massen geworfen und im Verlaufe des Kampfes beständig die Schwankungen 

und das Versagen der Sozialdemokratie und der Koalitionsregierung kritisiert. Die Partei hat es je-

doch nicht verschmäht, a k t i v  am Kampfe teilzunehmen. Sie hat durch ihr positives Verhalten wäh-

rend des Kampfes unter dem Proletariat ein Maß von Vertrauen erworben, das zur Grundlage der 

weiteren Erfolge der Partei wurde. Wir zweifeln nicht, daß das italienische Proletariat in einem 

Kampfe zwischen der offenen Faszistendiktatur und einer Koalitionsregierung sich zweifellos an die 

Seite der letzteren stellen würde. Will sich die KPI nicht selbst ausschalten in einer so großen Mas-

senbewegung, dann muß sie an die Seite der kämpfenden Proletarier treten. Reicht die Kraft der Ar-

beiterklasse in jenem Moment zur Durchsetzung der kommunistischen Losungen nicht aus, würde 

die Beteiligung der KPI im Endeffekt z u n ä c h s t  auf eine Unterstützung der Koalitionsregierung 

hinauslaufen. Leider läßt die Fassung der Thesen über diesen wichtigen Punkt an Exaktheit der For-

mulierung zu wünschen übrig, sodaß Zweideutigkeiten sehr leicht möglich sind. 

Gegenüber dieser ungenauen Formulierung über die Teilnahme der Partei an Massenkämpfen ist in 

einem vordergehenden Passus, im Absatz 36, die H a l t u n g  d e r  P a r t e i b e i M a s s e n b e w e -

g u n g e n, die Forderungen der Sozialdemokratie zur Ursache haben, klar und eindeutig dargestellt. 

Gleichzeitig sind in diesem Abschnitt auch die D i f f e r e n z p u n k t e  enthalten, die die italienischen 

Thesen in Gegnerschaft bringen zu den Thesen der Exekutive über die E i n h e i t s f r o n t. Der Absatz 

36 lautet: 

„Die von den linksstehenden Parteien und besonders von den Sozialdemokraten aufgestellten Forderungen 

sind häufig solcher Art, daß es vorteilhaft ist, das Proletariat aufzufordern, zu ihrer Erreichung direkte Bewe-

gungen einzuleiten; denn falls der Kampf eingeleitet werden solle, würde es sich sofort erweisen, daß die 

Mittel, mit denen die Sozialdemokraten ein für das Proletariat vorteilhaftes Programm realisieren wollen, voll-

kommen unzulänglich sind. D i e  k o m m u n i s t i s c h e  P a r t e i  w i r d  i n  d i e s e m  F a l l e  d i e-[432]s e l -

b e n  F o r d e r u n g e n, n u r  n o c h  s t ä r k e r  u n t e r s t r i c h e n  u n d  k l a r e r  b e s t i m m t, a l s  K a m p f -

l o s u n g e n  d e s  g a n z e n  P r o l e t a r i a t s  p r o p a g i e r e n, w o b e i  s i e  d a s  P r o l e t a r i a t  a n t r e i b t, 

d i e  P a r t e i e n, d i e  n u r  a u s  O p p o r t u n i s m u s  d a f ü r  s p r e c h e n, z u  z w i n g e n, d e n  W e g  z u r  

E r r e i c h u n g  d i e s e r  F o r d e r u n g e n  z u  b e t r e t e n  u n d  z u  E n d e  zu g e h e n. Sei es, daß es sich 

um wirtschaftliche Forderungen handelt, sei es, daß sie einen politischen Charakter tragen, die Kommunisti-

sche Partei wird sie immer a l s  K a m p f z i e l e  e i n e r  K o a l i t i o n  d e r  G e w e r k s c h a f t s o r g a n i s a -

t i o n e n  v o r s c h l a g e n, w o b e i  s i e  d i e  B i l d u n g  v o n  l e i t e n d e n  K a m p f- u n d  A g i t a t i o n s -

k o m i t e e s  v e r m e i d e t, i n  d e n e n  n e b e n  d e n  a n d e r e n  p o l i t i s c h e n  P a r t e i e n  a u c h  d i e  

k o m m u n i s t i s c h e  P a r t e i  v e r p f l i c h t e t  u n d  v e r t r e t e n  ist. Dies zu dem Zwecke, um die Auf-

merksamkeit der Massen dauernd auf das spezifische kommunistische Programm zu lenken und die eigene 

Bewegungsfreiheit zu bewahren für den Moment, in dem sie die Aktionsplattform wird erweitern müssen, über 

die anderen Parteien hinwegschreitend, die sich als ohnmächtig erwiesen haben und von den Massen verlassen 

werden. Die in solcher Weise aufgefaßte gewerkschaftliche Einheitsfront ermöglicht Gesamtaktionen der gan-

zen Arbeiterklasse, aus denen nur die kommunistische Methode erfolgreich hervorgehen kann, die einzige 

Methode, die der einheitlichen Bewegung des Proletariats einen Inhalt zu geben vermag und die sich von jeder 

Mitverantwortung am Werke jener Parteien freihält, die aus Opportunismus und mit gegenrevolutionären Ab-

sichten vorgehen, die proletarische Sache zu unterstützen.“ 

Die vorstehende These stellt zunächst fest, daß demagogische Forderungen der Sozialdemokratie, 

von der Kommunistischen Partei aufgenommen, stärker unterstrichen und klarer bestimmt, zu Hebeln 
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folgenreicher Massenbewegungen gemacht werden können. Die Kommunistische Partei als solche 

soll jedoch von der Führung des Kampfes fernbleiben. Die Partei wird sowohl die wirtschaftlichen 

wie auch die politischen Forderungen „a l s  K a m p f z i e l e  e i n e r  K o a l i t i o n  d e r  G e w e r k -

s c h a f t s o r g a n i s a t i o n e n“ vorschlagen. Die Bildung von leitenden Kampf- und Agitationsko-

mitees, in denen neben den anderen politischen Parteien auch die Kommunistische Partei „verpflich-

tet und vertreten“ ist, soll die Partei „vermeiden“. Hier liegt der Kernpunkt der Differenz. D i e  i t a -

l i e n i s c h e n  T h e s e n  l e h n e n  d i e  „p o l i t i s c h e“ E i n h e i t s f r o n t  a b  u n d  v e r p f l i c h -

t e n  d i e  K P I  a u f  d i e  B i l d u n g  d e r  „n u r  g e w e r k s c h a f t l i c h e n“ E i n h e i t s f r o n t. Nach 

der Auffassung unserer italienischen Genossen ermöglicht die gewerkschaftliche Einheitsfront, wie 

sie sie auffassen, Gesamtaktionen der ganzen Arbeiterklasse, aus denen nur die kommunistische Me-

thode erfolgreich hervorgehen kann. Die Kommunistische Partei müsse sich von jeder Mitverantwor-

tung am Werke jener Parteien freihalten, die aus Opportunismus und mit gegenrevolutionären Ab-

sichten vorgeben, die proletarische Sache zu unterstützen. 

Zunächst muß hierzu bemerkt werden, daß für die KP in der Taktik der Einheitsfront oder bei Einlei-

tung gemeinsamer Aktionen mit den anderen Arbeiterparteien nicht die A b s i c h t e n, d i e  d i e  R e -

f o r m i s t e n  u n d  Z e n t r i s t e n  i n  i h r e m  s t i l l e n  B u s e n  h e g e n, entscheidend sind, sondern 

der Nutzen und Effekt, der sich aus solchen Unternehmungen für die gesamte Arbeiterklasse ergibt. 

Liegt die Aktion [433] auf dem Wege der politischen Machterweiterung des Proletariats, dann sind 

die Kommunisten verpflichtet, diese Aktionen unbedingt zu unterstützen resp. zu leiten. In der Dia-

lektik des Kampfes werden die arbeiterfeindlichen Absichten der Reformisten zuschanden, sodaß die 

KP auch die Verantwortung für das Geschehene vor der Arbeiterklasse nicht zu scheuen brauchen. 

Eins jedoch übersehen unsere italienischen Freunde völlig: a u c h  d i e  E i n h e i t s f r o n t  i n  d e n  

G e w e r k s c h a f t e n  v e r p f l i c h t e t  d i e  P a r t e i  p o l i t i s c h. Es ist doch kindlich naiv, wenn 

nicht der Ausfluß syndikalistischer Strömungen, zu glauben, der Kampfboden der Gewerkschaften 

sei nur „wirtschaftlich“ und verpflichte nicht die politische Partei. 

Die Amsterdamer haben die Gewerkschaftsbewegung im r e f o r m i s t i s c h e n  Sinne politisiert. Der 

Kampf der RGI gegen die Amsterdamer geht um die Politisierung der Gewerkschaften nach r e v o -

l u t i o n ä r e n  Grundsätzen. Da die italienische Partei auf dem Kongreß gebilligt hat, daß die Kom-

munisten auch als Minderheiten in die ausführenden und beschließenden Körperschaften der Gewerk-

schaften eintreten sollen, ist die Sachlage doch absolut klar und die Unhaltbarkeit jener These erwie-

sen. Abgesehen von der falschen theoretischen Einstellung muß sich in der politischen Praxis die 

Partei selbst in Widerspruch mit ihren Parteitagsbeschlüssen stellen. Da die Partei „die Bildung von 

leitenden Kampf- und Agitationskomitees, in denen neben anderen politischen Parteien auch die 

Kommunistische Partei verpflichtet und vertreten ist“ ablehnt, schlägt sie die Bildung „einer Koali-

tion der Gewerkschaftsorganisationen“ vor, eine „Alleanze del Lavoro“. Die Verfasser der Thesen 

hegen den beneidenswerten kindlichen Glauben, daß sie durch o r g a n i s a t o r i s c h e  Maßnahmen 

einer p o l i t i s c h e n  Fragestellung ausweichen können. In den Vorständen der Gewerkschaften sind 

die kommunistischen Vertreter nicht weniger Kommunisten wie in den Reihen der KP. Es entschei-

den in den Spitzenkörperschaften der Gewerkschaften oder in der „Alleanze del Lavoro“ über die 

politischen Fragen nicht die gewählten Vertreter der Gewerkschaft der Eisenbahner, Metallarbeiter 

oder Landarbeiter, sondern es entscheiden die p o l i t i s c h e n  Grundsätze der K o m m u n i s t e n  

oder R e f o r m i s t e n. Hieraus ergibt sich, daß die Partei auch in den Gewerkschaften praktisch für 

die Einheitsfront verantwortlich ist, solange ihre gewerkschaftlichen Vertreter in der „Koalition der 

Gewerkschaftsorganisationen“ tätig sind. Umsomehr, da in den Thesen besonders hervorgehoben 

wird. „daß die innere Disziplin der Gewerkschaftsorganisationen“ durch Mitglieder der KP nicht ver-

letzt werden darf. Es ist also ganz unmöglich, sich der politischen Verantwortung durch organisato-

rische Maßnahmen zu entziehen. Die These 36 ist theoretisch und praktisch völlig abwegig von den 

Grundsätzen der Komintern und muß unbedingt abgelehnt werden. 

6. Die „direkte“ taktische Aktion. 

Es ist schon oben darauf hingewiesen worden, welchen Unterschied die Thesen zwischen der „indi-

rekten“ und „direkten“ taktischen Aktion machen. Im Abschnitt über die direkte taktische Aktion 
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konkretisieren die Verfasser in These 41 die Voraussetzungen, unter denen die Partei selbständig die 

Initiative eines Angriffs auf die bürgerliche Staatsmacht ergreifen kann. Die These lautet: 

„Unter dem Ausdruck ‚d i r e k t e‘ T a k t i k  im eigentlicheren Sinne versteht man die Aktion, welche die P a r -

t e i  in einer Situation unternimmt, die es ihr ratsam erscheinen läßt, s e l b s t ä n d i g  d i e  I n i t i a t i v e  e i -

n e s  A n g r i f f s  a u f  d i e  b ü r g e r l i c h e  [434] S t a a t s m a c h t  z u  e r g r e i f e n, um sie entweder z u  

s t ü r z e n oder ihr einen Schlag zu versetzen, der sie stark ins Wanken bringt. Um eine solche Aktion unter-

nehmen zu können, muß die Partei über eine kräftige innere Organisation verfügen, die ihr die sichere Gewähr 

bietet, daß die Anordnungen der zentralen Leitung mit strenger Disziplin durchgeführt werden; sie muß fer-

nerhin auf die Disziplin der von ihr geleiteten gewerkschaftlichen Kräfte rechnen können, um sicher zu sein, 

daß ihr ein großer Teil der Masse folgen wird und muß außerdem eine m i l i t ä r i s c h e  O r g a n i s a t i o n  

von einer gewissen Schlagkraft besitzen; endlich muß sie über ein ganzes System von Einrichtungen für die 

i l l e g a l e  O r g a n i s a t i o n  verfügen, vor allem über V e r b i n d u n g s- u n d  K o m m u n i k a t i o n s -

m ö g l i c h k e i t e n, die sich der Kontrolle der bürgerlichen Regierung entziehen und die es ihr ermöglichen, 

die Leitung der Bewegung sicher in der Hand zu behalten, auch falls sie, was ja vorauszusehen ist, von der 

Regierung durch Ausnahmegesetze außer Gesetz gestellt werden sollte. Bei Ergreifung des Entschlusses, eine 

O f f e n s i v a k t i o n  durchzuführen, von der das Schicksal einer langjährigen Vorbereitungstätigkeit abhän-

gen kann, muß die Partei von einer P r ü f u n g  d e r  S i t u a t i o n  ausgehen, die ihr nicht nur die Disziplin die 

direkt von ihr organisierten und geleiteten Kräfte gewährleistet, die sie nicht nur voraussehen läßt, daß die 

Bande, die sie mit dem Kern der Proletariermasse verbinden, im Kampfe intakt bleiben würden, sondern die 

auch erwarten läßt, d a ß  d i e  G e f o l g s c h a f t  d e r  P a r t e i  unter den Massen und der Umfang der Teil-

nahme des Proletariats an der Bewegung i m  L a u f e  d e r  A k t i o n  f o r t s c h r e i t e n d  z u n e h m e n  

w ü r d e n, denn in ihrem Verlaufe werden Tendenzen gewerkt und in Wirksamkeit gesetzt werden, die natür-

licherweise in den tiefen Schichten des Proletariats verbreitet sind.“ 

Der vorstehende Absatz ist für die Exekutive der italienischen Partei die Blankovollmacht zur Durch-

führung einer Märzaktion. Zwar ist leicht erkennbar, daß die Diskussionen über die deutsche März-

aktion auf dem 3. Weltkongreß nicht ganz spurlos an unseren italienischen Freunden vorübergegan-

gen sind, die O f f e n s i v t h e o r i e  wirkt jedoch noch in ihnen nach. Die direkte Aktion „im eigent-

lichen Sinne“ ist nach den Verfassern der Thesen e i n e  A k t i o n  d e r  K P  z u m  S t u r z e  d e r  

b ü r g e r l i c h e n  S t a a t s g e w a l t. Die Voraussetzungen zur Durchführung einer solchen Aktion 

sehen die Thesen nicht in der Gewinnung der M e h r h e i t  des industriellen und ländlichen Proleta-

riats und Kleinbauerntums für p o l i t i s c h e  Ziele, sondern in der Schaffung o r g a n i s a t o r i s c h e r  

Garantien. Die Partei soll erstens über eine kräftige i n n e r e  Organisation verfügen, zweitens soll sie 

auf die D i s z i p l i n  der von ihr geleiteten g e w e r k s c h a f t l i c h e n  Kräfte rechnen können, um 

sicher zu sein, daß ihr „e i n  g r o ß e r  T e i l  (!)“ der Masse folgen wird, drittens wird eine militärische 

Organisation von einer „gewissen Schlagkraft“ verlangt und schließlich viertens ein guter illegaler 

Apparat. Neben diesen organisatorischen Voraussetzungen wird von den Thesen eigentlich n u r  

e i n e  p o l i t i s c h e  G a r a n t i e  für eine Parteiaktion gefordert. Einleitung einer Offensivaktion 

müsse nämlich eine Situation vorhanden sein, die erwarten (!) läßt, daß die Gefolgschaft der Partei 

unter den Massen und der Umfang der Teilnahme, des Proletariats an der Bewegung i m  L a u f e  

d e r  A k t i o n  f o r t s c h r e i t e n d  z u n e h m e n  werde“. Diese „Erwartung“ ist selbst bei beschei-

densten Ansprüchen als politisches Pfand für das Gelingen der politischen Machteroberung ver-

dammt wenig. [435] Auch die Vertröstung, daß im Verlause der Aktion die Gefolgschaft der Partei 

unter den arbeitenden Massen fortschreitend zunehmen wird, vermag die Sache nicht schmackhaft zu 

machen. Eins ist sicher. Die Formulierung der These läßt den gewagtesten Experimenten breitesten 

Spielraum. Es kommt in ihr eine gefährliche U n s i c h e r h e i t  in der Taktik zum Ausdruck und ein 

mangelndes Verständnis für die eindeutigen Beschlüsse des 3. Weltkongresses. Wir glauben, daß 

unseren italienischen Freunden das gründliche Studium der Entwicklung der Kommunistischen Partei 

in Deutschland sowohl für die theoretische Klärung wie für die politische Praxis von großem Nutzen 

sein könnte. 

Die These über die direkte Aktion ist umso unverständlicher, da sich im Absatz 44 die Verfasser über 

die Zwecklosigkeit der Vorstöße kleiner Minderheiten im Klassenkampfe ganz klar aussprechen. Der 

Absatz lautet: 
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„Die Partei muß es vermeiden, sich die Illusion zu machen und zu verbreiten, daß in einer Situation, die durch 

die Erlahmung der Kampfkraft des Proletariats gekennzeichnet ist, es möglich sei, d e n  K a m p f g e i s t  d e r  

M a s s e  z u  w e c k e n  e i n f a c h  d u r c h  d a s  B e i s p i e l  e i n e s  H ä u f l e i n s  V e r w e g e n e r, die sich 

in den Kampf stürzen und Handstreiche gegen die Institutionen der Bourgeoisie unternehmen. Die Ursachen, 

die ein Erwachen des Proletariats aus einem Depressionszustand ermöglichen, sind in der realen Entwicklung 

der wirtschaftlichen Situation zu suchen. Die Taktik der Partei kann und muß zu diesem Prozeß beitragen, aber 

durch eine viel gründlichere und anhaltendere Arbeit als durch die laute Geste einer zum Sturmangriff vorge-

stoßenen Avantgarde.“ 

Schließlich wird die These über die direkte Aktion noch weiter eingeschränkt durch die Feststellung, 

daß es sich bei ihrer Durchführung um „Ausnahmefälle“ handelt, in denen die revolutionären Situa-

tionen sich in ganz außergewöhnlicher Weise überstürzen. (Schluß folgt.) 

* 

Die russische Intelligenz und die Revolution.  
Von Iwan D u r a k.  

(Fortsetzung) 

V. 

Was wollen die Verfasser des Almanachs? 

Sie wollen die russischen Emigranten, die russische Intelligenz zur Besinnung rufen und ihnen „ihre 

Pflicht gegen das Vaterland“ zeigen. 

Einige von ihnen spüren, daß das ein fruchtloses Bemühen ist: ein Zug von Resignation geht durch 

ihre Ausführungen. Andere wiederum sind, trotz aller Erfahrungen, noch nicht losgekommen von 

ihrer lächerlichen Selbstüberhebung. Da schreibt zum Beispiel Herr P o t j e s c h i n  über den Zick-

zackkurs der russischen Revolution und sagt: 

„Dieser Zickzackweg wird zu einem breiten urwüchsigen, geraden Wege des echten Fortschritts werden, wenn 

zusammen mit dem Volk auch die Intelligenz zur praktischen Arbeit schreitet.“ 

Oder ein anderer, Tschachotin, schreibt in einem Artikel, der „Nach Canossa“ heißt: 

„und wir, die russische Intelligenz, das Gehirn des Landes, haben kein Recht, beiseite zu stehen und zu warten, 

wie die Krisis enden wird, mit Gesundung oder Tod.“ 

Er schreibt: „Nach Canossa!“ und glaubt wahrlich, daß diese „Intelligenz“ das „Geschick des Landes“ 

ist. 

[436] Ein anderer spricht einmal von der Intelligenz, die „über den Klassen“ steht – aber alles das 

sind nur Kleinigkeiten. Das Bild, das von der russischen Intelligenz gezeichnet wird, zeigt uns andere 

Züge. Und gerade in der Polemik gegen diese ruchlose, verfaulte, erzreaktionäre, schuftige Intelligenz 

entwickeln die sechs bürgerlichen Intelligenzler desto klarer das erhabene Antlitz der großen russi-

schen Revolution. 

VI. 

„Der russische Intelligenzler, der, solange es seine Geschichte gibt, sich voll Ekel von der Bürgerlichkeit ab-

wandte, der die Bezeichnung ‚Kleinbürger‘ für den größten Schimpf ansah, fühlte sich während der Revolution 

in allem Ernst als ‚Bourgeois‘ und warf sich kopfüber, der Nase lang, zusammen mit der echten Bourgeoisie.“ 

schreibt der schon zitierte Potjechin. Für ihn ist das verwunderlich – natürlich, da er die Intelligenz 

als einen Geist Gottes über den Klassen ansieht. Und doch müßte er begreifen, daß es nicht durch 

„Zufall“ sich gefügt hat, daß die „Intelligenz“ mit der Bourgeoisie ging; daß sie ein Bestandteil der 

Bourgeoisie war und ist. Derselbe Potjechin schreibt, sehr richtig, folgendes: 

„Jahrzehntelang wartete die Intelligenz auf die Revolution ... Es heißt garnichts von der russischen Revolution 

verstehen, wenn man die Märzrevolution dem November gegenüberstellt ... Mir scheint, daß es im Jahre 17 in 

Rußland gar keine politische Revolution gab. Das, was man so für sie zu halten pflegt – Ende Februar und 

Anfang März – das war der schnelle Tod der Monarchie, die längst an eitrigen Blutvergiftungen krankte, und 
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die am Schrecken starb, als sie die Hungerrevolte erblickte. Erst im November hat das Volk bewußt seinem 

Willen Gestalt gegeben. Der Brester Frieden und Lenin sind die eigentlichen Errungenschaften der Revolution.“ 

Potjechin begreift bei alledem eben e i n e s  nicht: daß die „Intelligenz“ die Intelligenz der Bourgeoi-

sie war, für die der Sturz der Monarchie „die Revolution" bedeutete, und die vom „Volk“ so getrennt 

war, wie es Herschensohn in dem von uns gebrachten Zitat aus dem Jahre 1909 unbewußt prophezeit 

hatte. Und doch kommt Potjechin der Wahrheit so nahe, wenn er schreibt: 

„Im März wurde die Freiheit nicht vom Volk erobert, sondern blieb als Erbe der verstorbenen Monarchie; im 

Oktober hat es mit dem Erbe so geschaltet, wie es ihm paßte. Denn in jenen Tagen wollte das dumpfe Volks-

bewußtsein tatsächlich Lenin anstelle Kerenskis. Aber nie gab es einen Moment, wo es statt des Nikolaus oder 

Michael Romanow den Fürsten Lwow oder Kerenski gewollt hätte; statt der Duman, gewählt nach dem Gesetz 

vom 3. Juni – die Konstituante, gewählt nach dem Proporz.“ 

Eine solche Stelle ist wichtig: hier ist schon keine Spur mehr von der Behauptung, die Bolschewiki 

waren durch einen schnöden „Putsch“ zur Macht gekommen, und ihre Hauptschandtat bestünde darin, 

daß sie die famose Konstituante zum Teufel gejagt haben. Von solchen Behauptungen findet man im 

ganzen Büch nichts, wohl aber in j e d e m  der sechs Artikel die gegenteilige Behauptung. Ist das nicht 

ein Schlag ins Gesicht, nicht nur der russischen „Intelligenz“, sondern auch aller „Sozialisten“, die 

dieselbe blödsinnige Melodie ableiern? Man höre, was die b ü r g e r l i c h e n  Professoren dazu sagen: 

Miljutschnikow im Leitartikel: 

„Plötzlich geschah unter der Einwirkung des Weltkrieges im russischen Leben eine neue Wendung: es flammte 

eine neue Revolution auf. Erst schien es, daß die Revolution dort stehen bleiben würde, um dessentwillen sie 

begann; beim parlamentarischen Ministerium. Nein, sie blieb noch nicht stehen. – Es schien, daß hauptsächlich 

Sozialdemokratie und Sozialrevolutionäre an die Regierung kommen müßten. Nein, aus irgend einem Grunde 

[437] beeilte sie sich, an einen ‚Haufen von Bolschewiki‘ überzugehen. – Es schien, daß die bolschewistische 

Regierung nach zwei Wochen ‚zerplatzen‘ müßte. Sie besteht seit schon beinahe vier Jahren – und platzt immer 

noch nicht. Es schien, daß man sie leicht, mit Hilfe von freiwilligen Offiziersarmeen stürzen könne. Nein, trotz 

aller ihrer Heldentaten haben sie sie nicht gestürzt. – Die Arbeiter der ganzen Welt werden ihrer Greuel wegen 

sich von ihr abkehren? Die Arbeiter werden immer weiter von ihr angezogen und unterstützen sie. 

Kurz, die Revolution hat alle Schranken überwunden, ist herrisch ins russische Leben eingegangen und hat 

sich gewaltig darin festgesetzt. Gelungen ist ihr das gerade deshalb, weil sie auf die Liberalen und alle diesen 

Näherstehenden nicht gehört hat, sondern ein großes Spiel gespielt und große Ziele aufgestellt hat.“ 

Das schreibt ein Bürgerlicher, und derselbe Miljutschnikow hält der Intelligenz den folgenden Spie-

gel vor: 

„Jede Partei war überzeugt, daß gerade jetzt ihre Zeit sei. – Ihre Führer beschlossen, – Gott weiß weshalb – 

daß sie, weil sie Parteiführer sind, auch Führer des Volkes sein müssen ... Erschrocken, weil die Revolution 

immer mehr nach links geht, werfen sie sich automatisch nach rechts und befinden sich in der freudigen Um-

armung der Gegner von vorgestern.“ 

Wir wollen jetzt nicht unnötig Zitate häufen. Drei der sechs Verfasser haben wir zu diesem Punkt 

angeführt; über zwei der noch nicht genannten Artikel werden wir noch ausführlich sprechen. Wir 

fassen jetzt das vorläufige Ergebnis zusammen: 

Diese „russische Intelligenz“ hat die Märzrevolution für „ihre“ Revolution gehalten, die w i r k l i c h e, 

die soziale Revolution im November „nicht anerkannt“. Sie ging g e s c h l o s s e n  ins Lager der Wei-

ßen, tröstete sich mit dem baldigen Sturz der Bolschewiki, und erst allmählich beginnt bei einigen 

wenigen Vertretern der russischen Intelligenz – bei Bürgerlichen, nicht bei so klugen „Marxisten“ 

wie Martow – das Bewußtsein zum Durchbruch zu kommen, daß die russische Revolution eine g e -

s c h i c h t l i c h e  N o t w e n d i g k e i t  war und daß die russische Intelligenz „nach Canossa“ muß, d. 

h. nach Rußland, um am Aufbau des Neuen, das dort wächst, teilzunehmen. Mit der echten Ueberhe-

bung des echten Intellektuellen nehmen einige von ihnen an, daß sie für Rußland schier unentbehrlich 

sind. Aber im großen und ganzen überwiegt – wir werden das noch an Zitaten zeigen – das Bewußt-

sein, daß die Emigranten zum Tode verurteilt sind in ihrer Wurzellosigkeit, wenn sie nicht nach Ruß-

land zurückehren und e h r l i c h  versuchen, sich dort einzuwurzeln. 
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VII. 

Die beste und wertvollste Arbeit ist die von L u k j a n o w. Eine wertvolle Arbeit ist auch die von 

Bobritschew-Puschkin. Auf beide wollen, wir etwas näher eingehen. Beide Verfasser haben gegen 

die Sowjetregierung gekämpft. Ihre Erfahrungen sind deshalb besonders wichtig. 

Der ziemlich umfangreiche Artikel von Bobritschew-Puschkin heißt: „Der neue Glaube“. Er springt 

mitten in die Materie – der Almanach ist ja schon im Juli 1921 erschienen – mit der These: „Eine 

dritte Revolution wird es nicht geben“. 

Das ist wie ein Peitschenschlag für die, welche auf ein neues Kronstadt, auf Hungerrevolutionen spe-

kulieren. Und Bobritschew-Puschkin fügt, zu den Emigranten gewandt, hinzu: 

„Der Bürgerkrieg ist endgültig verloren, Rußland schreitet längst auf seinem, nicht auf Eurem Weg voran. Die 

Lage ist klar. Entweder – Ihr an-[438]erkennt dieses Euch verhaßte Rußland, oder Ihr bleibt ohne Rußland; 

denn ein ‚drittes Rußland‘ nach Euren Rezepten gibt es nicht und wird es nicht geben.“ 

Warum kann B.-P. so kategorisch reden? Nun, er analysiert die Illusionen der russischen Intelligenz 

(die die Illusionen der Bourgeoisie auf der ganzen Welt sind, inklusive der „Sozialisten“ Nr. 2 und 

2½). 

„Man muß sich Rechenschaft geben, worauf die Hoffnungen auf den Sturz der Sowjetregierung beruhen, auf 

die Wiederaufrichtung eines solchen Rußland, in das zurückzukehren der Emigrant geruhen wird. Früher gab 

es reale Möglichkeiten: Intervention, weiße Armee, Die fehlen jetzt. Es kann keine Hoffnung auf Intervention 

geben, nachdem die Stellung der Arbeiter und Soldaten eines beliebigen Landes klar geworden ist, nach der 

Meuterei der Franzosen in Odessa, nach der Weigerung der Arbeiter, Munition für Wrangel und für Polen zu 

verfrachten, nach der Stellungnahme der englischen Labour Party.“ 

„Eine weiße Armee existiert nicht mehr. Solange man ein Lotterielos hat, kann man auf Gewinn hoffen. Hat 

man kein Los, kann man auch nicht auf Gewinn rechnen.“ 

„Das Dorf gegen die Stadt? ... 

Erstens hat das Dorf vom Sowjetregime gewonnen – schon deshalb, weil es nichts zu verlieren hatte. Sein 

Wohlstand hat sich vergrößert. Vergrößert hat sich auch, und zwar in unerwartetem, sehr großem Maße, auch 

seine Entwicklung. Die russische Geschichte ging ihren Gang und der Bauer hatte mit ihr nichts zu tun: das 

war, wie im Altertum die Geschichte der Götter, Helden und Könige, während er in seiner Hütte blieb ... ohne 

einen Schritt in seiner Entwicklung zu machen. Daß er jetzt ins Staatsleben, in die Staatskämpfe hineingezogen 

ist, daß er sich Rechenschaft ablegen muß von dem, was vorgeht, und, was die Hauptsache ist, daß man ihn so 

braucht, das hat seine Entwickelung so mächtig vorwärts gestoßen. Er ist vom toten Punkt gekommen und 

wird jetzt auf dem Weg weiter gehen, der vor ihm offensteht.“ 

Das ist sehr klar gesprochen und das führt B.-P. als zweites an, daß der Bauer während der Herrschaft 

der Weißen, von Skoropadski bis Denikin und Wrangel, erfahren hat, was „Befreiung von den Bol-

schewisten“ heißt, die Gutsbesitzer mit ihrem „zügellosen Appetit“ waren sofort da mit Erscheinun-

gen, für die wir etwas später Zitate bringen werden. 

„Drittens: Die herrschenden Klassen selbst haben das Volk hartgeschmiedet. Sie haben ihm nichts gegeben. 

Selbst aus der Leibeigenschaft wurde ohne Land ‚befreit‘“, 

und darauf fügt er hinzu: 

„Haben dem Dorf die Eisenbahnen und ähnliche technische Errungenschaften viel gegeben? Hat ihm die Stadt 

mit ihrem Handel und ihrer Industrie viel gegeben? Und dieses an Entbehrungen gewohnte Dorf sollte sich 

über Leiden wundern? Dieses Dorf soll sich zum Aufstand erheben, weil die Eisenbahntransporte langsamer 

gehen und weil Wagenklassen fehlen? Oder soll es sich nach den Strafexpeditionen unter den Romanows, 

unter Storopadski, unter Denikin wegen der Sowjetregierung empören?“ 

Das sind die drei Möglichkeiten – und alle drei sind Unmöglichkeiten. Aber dabei bleibt B.-P. nicht 

stehen. 

Er sieht noch eine letzte Möglichkeit: 

„Die Anarchie. Das ist Kronstadt, das ist der Zar Machno“. 
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Und er fügt sofort hinzu, daß das zerstörende Kräfte sind. Und nun fragt er: nehmen wir einmal an, 

diese Kräfte – nebenbei wollen wir bemerken, daß sie augenblicklich nicht mehr existieren – werden 

die Sowjetregierung stürzen. Was dann? 

„Man kann sich, bei der hitzigsten Phantasie, die Bilder an Wut und Rache vorstellen. Im Vergleich mit solcher 

Wirklichkeit würden jene Damen, die einst ihre Spitzenschirme in den Wunden der niedergeschlagenen Kom-

missare herumdrehten, als zahme barmherzige Schwestern erscheinen.“ 

[439] Und er fügt hinzu: 

„Machno war der Zwillingsbruder der Kronstädter Matrosen. Da haben wir noch einen, zum Glücke Rußlands, 

unterdrückten Versuch, Rußland in einen Abgrund zu zerren.“ 

Und schließlich fügt er hinzu: 

„In Wirklichkeit ist die Sowjetregierung bei all ihren Fehlern das Maximum an Macht, die in einem Rußland, 

das eine Revolutionskrise durchlebt, existiert.“ 

B.-P. fragt, weshalb? Und antwortet klar und deutlich, weil die demokratischen Illusionen des Kapi-

talismus ü b e r a l l, nicht nur in Rußland, zerplatzt sind wie Seifenblasen, sodaß – das sagt ein Bür-

gerlicher – a l l e  Regierungen die Kommunisten in ihrem eigenen Lande fürchten müssen, auf alle 

bürgerliche „Freiheit“ pfeifen, die Kommunisten einsperren, als sie sich dadurch vor der sozialen 

Revolution schützen könnten. (Fortsetzung folgt!) 

* 

Landarbeiterstreiks in Deutschland.  
Von H. Rau. 

Die Agrarkapitalisten der hauptsächlichsten großagrarischen Gebiete befinden sich z. Zt. in einer 

großangelegten Offensive. In Hunderten von Versammlungen und Konferenzen fordern sie „Schutz 

vor Produktionsstörungen“, um das sogenannte „Hilfswerk der Landwirtschaft“ nicht zu gefährden. 

Obwohl der Hauptvorstand des Deutschen Landarbeiterverbandes, Georg Schmidt, ebenfalls für das 

Hilfswerk eintritt, also den „Schutz vor Produktionsstörungen“ zusichert, versuchen die Agrarkapi-

talisten, sich diesen Schutz selbst zu schaffen. 

Sie erkennen, daß infolge der steigenden Opposition im D. L. V., der zunehmenden Revolutionierung 

des Landproletariats die Unterschrift des Hauptvorstandes des D. L. V. keine genügende Gewähr 

gegen Streiks der Landarbeiter bietet, zumal das „Hilfswerk der Landwirtschaft“ eine weitere Herab-

drückung der Lebenslage des Landproletariats erfordert und damit Verschärfung der Gegensätze zwi-

schen Ausgebeuteten und Ausdeutern. 

Die im Landbund organisierten Großgrundbesitzer und Junker drängen deshalb darauf, die von ihnen 

ins Leben gerufene wirtschaftsfriedliche „Arbeitnehmergruppe des Landbundes“ so rasch wie mög-

lich auszudehnen und die freigewerkschaftliche Organisation der Landarbeiter, den D. L. V. zu zer-

schlagen. Dazu ist notwendig, daß die „Arbeitnehmergruppe des Landbundes“ zu den Tarifverhand-

lungen zugelassen 'wird und rechtsgültige Tarife abzuschließen in der Lage ist. 

Vor kurzer Zeit hatte das Reichsarbeitsministerium mit Recht die „Arbeitnehmergruppe des Land-

bundes“ nicht als Vertreter der Landarbeiter anerkannt, weil sie ein Bestandteil der Arbeitgeberorga-

nisation ist. Die Arbeitnehmergruppe konnte demnach nicht in die Arbeitsgemeinschaft aufgenom-

men werden und Tarifverträge abschließen. Dies war für sie ein Hindernis, zumal sie gleichzeitig 

dadurch zur Arbeitgeberorganisation gestempelt war, was sie in Wirklichkeit auch ist. 

Die Agrarkapitalisten gingen in einzelnen Kreisen Brandenburgs dazu über, aus den Arbeitsgemein-

schaften auszutreten und mit ihren Arbeitnehmergruppen Tarife abzuschließen, ohne Hinzuziehung 

des D. L. V. Zu dem darauf im Kreise Neuruppin ausgebrochenen Streik von 2000 Landarbeitern 

schreibt der „Brandenburgische Landbund“ No. 16: 

„Der Kampf wird geführt darum, ob in Zukunft in Brandenburg das Tarifprivileg des sozialistischen Landar-

beiterverbandes und damit letzten Endes auch die Einreihung des letzten Landarbeiters in die sozialistische 
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Front aufrecht erhalten und in die Wege geleitet werden soll, oder ob [440] die Landwirte in Brandenburg sich 

stark genug zeigen werden, die wirtschaftsfriedlich gesinnten Landarbeiter zu decken und bei sich festzuhalten.“ 

Dieselben Gründe wie in Brandenburg führten auch in Mecklenburg-Strelitz zum Streik von etwa 

5000 Landarbeitern. Dort gab der Landbund zusammen mit der Arbeitnehmergruppe des Landbundes 

Richtlinien für die Lohn- und Arbeitsverhältnisse der Landarbeiter heraus. Die Annahme der Richt-

linien würde für die Landarbeiter eine beträchtliche Herabsetzung des Einkommens bedeuten, und 

zugleich eine Anerkennung der Arbeitnehmergruppe des Landbundes. 

In Westpreußen, im Kreise Dt. Krone, mußte sogar der Christliche „Zentralverband der Landarbeiter“ 

zusammen mit dem D. L. V. am 18. April die Landarbeiter zum Streik aufrufen, weil dort der „Pom-

mersche Landbund“ mit seiner Arbeitnehmergruppe, die nur etwa 200 Mitglieder dort zählt, einen 

Tarifvertrag abgeschlossen hat. Die beiden Landarbeiter-Gewerkschaften waren trotz ihren etwa 20 

mal mehr Mitgliedern nicht zu den Verhandlungen eingeladen und sollten den Landbundtarif-Vertrag 

unbesehen anerkennen, 

Die immer „Hilfswerk in Gefahr“ krakeelenden großagrarischen Landbündler versuchen also ohne 

Rücksicht auf die Gefährdung der Aussaat ihre Interessen durchzudrücken. Das ausgebeutete Land-

proletariat muß mit derselben Rücksichtslosigkeit für seine Interessen eintreten, zumal die Preise der 

Agrarprodukte heute die Weltmarktpreise erreicht haben und dem so oft hörbaren Wort von der 

„Schädigung der Volksernährung“, besonders der Industriearbeiter, jeder Boden der Berechtigung 

fehlt. 

Aber selbst, wenn dies nicht der Fall wäre, erfordert der Angriff der Agrarkapitalisten den rücksichts-

losesten Abwehrkampf! Was tut aber der Hauptvorstand des D. L. V.? Sorgt er dafür, daß der Kampf 

auf eine breite Grundlage gestellt wird, daß die ganze Kraft des Landproletariats eingesetzt wird? 

Daß der Kampf so wuchtig wie nur möglich gestaltet wird? Nein! Er sieht seine Aufgabe darin, den 

Streik möglichst auf kleine Gebiete zu lokalisieren. Und der Erfolg? Der am 24. April abgebrochene 

oder abgewürgte Streit im Kreise Neuruppin (Brandenburg) endete mit einer glatten Niederlage des 

D. L. V., der freigewerkschaftlich organisierten Landarbeiter. 

Der D. L. V. mußte die Arbeitnehmergruppe als tariffähig anerkennen, mußte anerkennen, daß dem 

Schiedsspruch der zwischen dem Landbund und seiner Arbeitnehmergruppe abgeschlossene Tarif-

vertrag zugrunde gelegt wird. Die D. L. V.-Bürokraten haben durch ihre Lokalisierungsbestrebungen 

den Kampfwillen der dortigen Landarbeiter gebrochen, so die Niederlage herbeigeführt. Nicht nur 

die Landarbeiterbewegung, sondern die gesamte freigewerkschaftliche Arbeiterbewegung treffen 

diese Nackenschläge, verschuldet durch unfähige oder verräterische Bürokraten. 

Soll der Streik in Mecklenburg, soll der Streik in Westpreußen nicht ebenfalls mit einer Niederlage 

enden, so muß alles versucht werden zur Ausdehnung dieser Kämpfe. 

Die Möglichkeit zu dieser Ausdehnung ist vorhanden. Die Landarbeiter Pommerns, vor allem Vor-

pommerns, sind stark in Gärung. Dort hat der Landbund im letzten Jahre mit seiner Arbeitneh-

mergruppe einen nicht ungünstigen Tarifvertrag abgeschlossen, um den D. L. V. zu zerschmettern. 

Bis zu einem gewissen Grade ist ihm dies gelungen. Doch heute sehen doch die Landarbeiter, daß sie 

betrogen wurden, daß man ihnen leere Versprechungen machte. Die Herren Landbündler weigern 

sich, den versprochenen Lohn auszubezahlen. Bereits standen deshalb in Wolgast (Vorpommern) 138 

Landarbeiter im Streik und erzwangen durch ihr entschlossenes Vorgehen und besonders günstige 

Umstände das Einhalten der gegebenen Versprechungen, ja darüber hinaus noch einige Zugeständ-

nisse, die in den inzwischen gestiegenen Lebenshaltungsosten ihre Begründung finden. 

Die Landarbeiter Vorpommerns fordern nun allgemein, in die gleichen Rechte wie die Wolgaster 138 

Landarbeiter eingesetzt zu werden. Sie sind gewillt, dafür zu kämpfen. Anstatt diesen Kampfwillen 

mit in die Waagschale zu werfen, ihn zur Tat werden zu lassen, und so den Erfolg der bereits schon 

streikenden Landarbeiter zu sichern, bemüht sich die D. L. V.-Bürokratie, mit allen [441] Mitteln die 

dortigen Landarbeiter von einem Streit zurückzuhalten. Wie sie verhinderte, daß die 138 Wolgaster 

Landarbeiter von ihren übrigen Kollegen Vorpommerns unterstützt wurden. 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 387 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

Auch in Schleswig-Holstein ist vor zirka 4 Wochen im Kreise Seegeberg ein Streik der Landarbeiter 

ausgebrochen, der sie gegen die Erhöhung der Arbeitszeit, gegen die Entlassung von 4 Arbeitern, die 

als Wortführer der Arbeiterschaft des Gutes Seedorf austraten, wendet. Den Arbeitern des Gutes See-

dorf schlossen sich die Landarbeiter weiterer 11 Güter an. Nach längeren Verhandlungen hat dort der 

D. L. V. den Streik sanktioniert unter der Bedingung, daß keine „kommunistische Hetze“ betrieben 

würde, d. h., daß nicht versucht wird, den Streik über den jetzigen Rahmen hinaus auszudehnen. 

Trotzdem ist zu erwarten, daß die Landarbeiter weiterer Güter sich dem Streik anschließen. 

Während die angeführten Abwehrkämpfe der Landarbeiter vom Hauptvorstand des D. L. V. durch-

weg sanktioniert wurden, weil die Agrarkapitalisten gegen den D. L. V. direkt als Organisation, gegen 

sein Tarifrecht vorstoßen, wurde der als Lohnkampf entbrannte Streik der 1500 Landarbeiter in Thü-

ringen von der Leitung des D. L V. nicht anerkannt, sondern als „wilder“ Streik erklärt. Die Landar-

beiter Thüringens, die wohl zu den gewerkschaftlich bestgeschulten Deutschlands zählen, ließen sich 

jedoch dadurch nicht verblüffen. Sie setzten selbständig eine provisorische Kreisleitung ein, die den 

Streik führt. 

Nach der gegenwärtigen Lage des Streits ist wohl zu sagen, daß gerade der Streik in Thüringen am 

meisten Aussicht auf Erfolg hat, weil er von großem Enthusiasmus der Landarbeiter getragen ist, weil 

es andererseits von der Industriearbeiterschaft unterstützt wird. Die Gewerkschaftskartelle und Be-

triebsräte der Industriearbeiter im Streikgebiet haben in verschiedenen Konferenzen und Tagungen 

beschlossen, den Streik moralisch wie finanziell zu unterstützen. Damit stellen sie sich im Gegensatz 

nicht nur zur Bürokratie des D. L. V., sondern auch zur sozialistischen Regierung Thüringens die 

mittels Sicherheitspolizei und Technischer Nothilfe die Landarbeiter niederzuknütteln sucht. Damit 

ist der Streik über einen Lohnkampf hinausgewachsen und von politischer Bedeutung. 

Der Thüringer Landarbeiterstreik wird und hat Illusionen, die auf die sozialistische Regierung gesetzt 

wurden, in großem Maße zerstört. Die Arbeiter sehen, daß es nicht genügt, einige Ministersessel für 

sogenannte Arbeitervertreter zu erobern, sondern daß ihre Existenz von niemand anders von ihnen 

selbst in hartem Ringen gegen die Ausbeuter gesichert und gehoben werden kann. 

Summieren wir die angeführten Tatsachen, so ergibt sich, daß die Taktik der arbeitsgemeinschaftli-

chen Führer des D. L. V. nicht im Interesse der Landarbeiter liegt, nicht genügt gegen die Offensive 

des Agrarkapitals! Aufgabe der kommunistischen Landarbeiter und auch Industriearbeiter muß es 

sein, die Landarbeiter auf den Weg der Massenkämpfe zu führen! 

* 

Notizen 

Levis Schwanengesang. 

In Heft 7 von „Unser Weg“ besingt Paul Levi die Not der Stunde, die ihn und seine Freunde zur USP 

und die USP dem Einheitsfrontgedanken näher gebracht habe. Er sagt dazu: „Wir sind in die Unab-

hängige sozialdemokratische Partei eingetreten, ohne ‚Hurrastimmung‘ und wir glauben aus mehr als 

Zeichen annehmen zu können, daß auch bei unseren jetzigen Parteigenossen die Hurrastimmung 

fehlte.“ Die große Geste und der lyrische Schwung sind dahin, im Zeichen des abnehmenden Mondes 

vollzog sich die Vereinigung. Auf der folgenden Seite sagt Levi noch: „Daß etwa die KAG zur USPD 

übergetreten ist, daß aus der USPD einzelne Genossen ausgetreten sind: das alles beweist deutlich, 

daß die deutsche proletarische Bewegung nicht in ihrer natürlichen Ruhelage ist, sondern noch im 

Fluß und in der Umbildung ist.“ Die natürliche Ruhelage der proletarischen Bewegung erblickt Levi 

anscheinend im stagnierenden Parteikampf der Vorkriegszeit. Wir sind der Ueberzeugung, daß die 

deutsche proletarische Bewegung solange sich noch „in der Umbildung“ befinden wird, [442] bis um 

ein starkes kommunistisches Kraftzentrum die Massen des Proletariats sich geschart haben – im 

Kampf für den Kommunismus. 

* 
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Antibolschewismus. 

In der „Parvus-Glocke“ vom 24. April beweist Eduard Bernstein erneut, daß er die russische Revo-

lution ebensowenig verstanden hat wie vor 3 Jahren die deutsche und vor 25 Jahren die Marxsche 

Theorie. Er schreibt: „Der bolschewistische Umsturz hatte nicht einen Augenblick auch nur eine Spur 

von jenem Freiheitsrausch der Nation erzeugt, der zum Beispiel im Jahre 1789 Frankreich beseelte 

und selbst 1848 noch eine Weile nachwirkte. Mehr als neun Zehntel der Nation fühlten sich vom 

ersten Tage an unterdrückt, und das Verhältnis des Durchschnittsrussen zu den neuen Machthabern 

war um kein Haar breit intimer, als es unter der Zarenherrschaft gewesen war.“ Und dieses zu neun 

Zehnteln unterdrückte revolutionäre Volk kämpfte drei Jahre lang mit unvergleichlichem Heldenmut 

gleichzeitig auf den verschiedensten Fronten, hungerte und darbte und war von einer Begeisterung 

beseelt, die jeder, der in Rußland war, bei jeder Berührung mit den Massen spüren mußte. Eduard 

Bernstein war nicht in Rußland und kennt die Dinge nicht, über die er urteilt – daß er trotzdem solches 

Zeug zu schreiben vermag, beweist nur, daß der Antibolschewismus selbst grauhaarige Männer in 

dumme Schwätzer verwandeln kann. 

* 

Bücherschau 

Dr. Moritz Dub: D i e  w e i t e r e  E n t w i c k l u n g  d e r  K a t a s t r o p h e n h a u s s e  i n  O e s t e r -

r e i c h  m i t  S t r e i f l i c h t e r n  a u f  D e u t s c h l a n d. 80. Heft der Finanz- und volkswirtschaftli-

chen Zeitfragen. Verlag von Ferdinand Enke in Stuttgart. Preis 4 M. 20 S. 

Im Mittelpunkt der Ausführungen des Verfassers steht der Nachweis, daß das unausgesetzte Steigen 

der Industrie- und Bankaktien nicht einer Erhöhung des inneren Wertes entspringt, sondern nur den 

Reflex der stetigen Geldverschlechterung darstellt. Er schreibt: „So sind die Kurse das Spiegelbild 

der Valuta und in den meisten Fällen nur dieses, da sich ja in der inneren Situation der Gesellschaften 

wenig geändert hat. Würde man diese letztere der Zeit vor dem Kriege gegenüberstellen, so würde 

man bei den meisten Unternehmungen keinen Aufschwung, sondern eine wesentliche Verschlechte-

rung erkennen. Die Maschinen und Einrichtungen sind abgenützt und für eine Erneuerung konnte bei 

der schwindelnden Höhe der Anschaffungspreise nur im Rahmen des absolut Unentbehrlichen vor-

gesorgt werden. Die Anlagen sind nur in den seltensten Fällen auf der Höhe erhalten worden, die 

Maschinen vielfach veraltet, moderne Einrichtungen, die eine weitgehende Betriebsökonomie ermög-

lichen würden, sind nur bei den reichsten Gesellschaften angeschafft.“ 

Der Verfasser stellt zwei Reihen Berechnungen auf, eine für Wien und eine für Berlin, in denen er 

eine Anzahl von Aktienkursen in Dollars umrechnet und nachweist, daß die meisten Unternehmungen 

und Aktien weit weniger wert sind als vor dem Kriege. 

Daß jeder Versuch, die Entwertung des Geldes und die wahnwitzige Börsenhausse in Effekten zu 

stoppen, die Schwierigkeiten für die Kapitalistenklasse, noch vergrößert, zeigen folgende Ausführun-

gen des Verfassers, in denen er von einem Währungswechsel spricht: „Eine neue Währung muß an 

die Stelle der jetzt so tief diskreditierten treten, aber es hätte k e i n e n  S i n n, d e n  W ä h r u n g s -

w e c h s e l  d e r  i n  O e s t e r r e i c h  w i e  i n  D e u t s c h l a n d  k o m m e n  m u ß, z u  ü b e r e i l e n, 

(bei dem Verfasser gesperrt) solange nicht halbwegs die Gewähr dafür geboten ist, daß die herabge-

setzte Währung auch aufrechterhalten werden kann. Eine Stabilisierung kann aber nicht auf dem ge-

genwärtigen, allerniedrigsten, sondern muß doch wohl auf einem gebesserten Stande erfolgen, der 

a l l e r d i n g s  s e i n e r  h i m m e l s t ü r m e n d e n  A u f w ä r t s b e w e g u n g, d i e  m i t  d e r  

s c h w e r s t e n  w i r t s c h a f t l i c h e n  K r i s e  b e z a h l t  w e r d e n  m ü ß t e, (von uns gesperrt) 

Raum geben darf.“ Zwischen der Furcht vor dem mit der sogenannten Stabilisierung der Valuta un-

vermeidlichen riesengroßen Börsenkrach und [443] dem ebenso unvermeidlichen Zusammenbruch 

durch die weiterschreitende Verschlechterung der Valuta schwanken die kapitalistischen Börsenjäger 

hin und her und jeder Versuch ihrer literarischen Vertreter, zu zeigen, wie man sich am eigenen Zopf 

aus dem Sumpf ziehen soll, beweist nur aufs neue, daß der Boden ihnen immer mehr entschwindet. 

Die Broschüre ist ein Beweis dafür. F. R. 
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Russische Korrespondenz, Jahrgang III, Band 1, Nr. 1-3; Januar – März 1922, Kommissionsverlag 

Karl Hoym Nachf. Louis Cahnbley, Hamburg. Preis 18 M. 226 S. 

Diese Nummer bringt reichhaltiges Material über die Durchführung der neuen Wirtschaftspolitik 

Sowjetrußlands. Sie enthält u. a. den vollständigen Wortlaut der auf dem 9. Sowjetkongreß gehalte-

nen Referate und der angenommenen Resolutionen: so u. a. die Rede L e n i n s, das Referat K r e s t -

i n s k i s  über F i n a n z e n  u n d  B u d g e t, sowie die Rede C h i n t s c h u c k s  über die G e n o s s e n -

s c h a f t e n  und' die Rede O s s i n s k i s  über die L a g e  d e r  L a n d w i r t s c h a f t  auf der Partei-

konferenz der KPR im Dezember 1921. Der Bericht Ossinskis ist besonders interessant. An Hand von 

genauen Daten wird festgestellt, daß die Durchführung der Naturalsteuer und des freien Handels im 

allgemeinen produktionsfördernd auf die Landwirtsaft eingewirkt hat. Der Rückgang im Jahre 1921 

ist ausschließlich auf das Konto der Mißernte zu buchen. Ueber die E r g e b n i s s e  d e r  P a r t e i -

s ä u b e r u n g  berichtet S a l u t z k i: Während der Parteisäuberung wurde nur ein verschwindender 

Prozentsatz von Arbeitern in den Betrieben ausgeschlossen. Das Hauptkontingent der Ausgeschlos-

senen stellen die Bauern und die Sowjetangestellten und die Angehörigen freier Berufe. Durch die 

Parteisäuberung hat das Arbeiterelement in der Partei durchweg zugenommen. Die Säuberung hat 

das Ansehen der Partei bei den Massen gehoben. Sie führte zu einer genauen Registrierung der Par-

teimitglieder. „Die Partei muß danach streben, ihre Front nicht nur dem Sowjetapparat, den gewerk-

schaftlichen Verbänden und anderen Organen, sondern auch den Massen selbst zuzuführen.“ Das sei 

die nächste Aufgabe. Ein Artikel von Chrjaschtschew über „D i e  E v o l u t i o n  d e r  K l a s s e n  i n -

n e r h a l b  d e r  B a u e r n s c h a f t“ beschäftigt sich mit den Perspektiven, die sich aus der Durchfüh-

rung der neuen Wirtschaftspolitik für die soziale Schichtung im Dorf ergeben. Die Revolution hat 

eine Gleichmäßigkeit der Bodenverteilung gebracht. Jetzt werde ein Differenzierungsprozeß eintre-

ten. Aber da die Großindustrie keine Anziehungskraft auf die proletarisierten Bauern ausübe, werden 

alle Konflikte sich im Rahmen des Klassenkampfes im Dorfe selbst abspielen. 

Ueber „D i e  A u f g a b e n  d e s  A r b e i t e r s c h u t z e s  i n  d e r  n e u e n  W i r t s c h a f t s p o l i t i k“ 

schreibt Tschernomordik: Es sei hier zu unterscheiden zwischen den Staatsbetrieben und den privaten 

Pacht- und Konzessionsbetrieben. In den Staatsbetrieben, ist die Hauptaufgabe der Arbeiterschutzor-

gane, die engste Zusammenarbeit mit dem wirtschaftlichen Leiter dieser Unternehmungen herbeizu-

führen. Das Hauptziel sei, die Lebensbedingungen der Arbeiter zu verbessern. In den Privatbetrieben 

müssen die Arbeiterschutzorgane als Regierungsorgane auftreten und durch ihre Kontrolle für die 

Durchführung der gesetzlichen Bestimmungen sorgen. Ein Artikel von A. W. informiert über die 

„Auswirkung der neuen ökonomischen Politik in der Provinz.“ Die Durchführung der neuen Wirt-

schaftspolitik, der wirtschaftlichen Verrechnung der Vertrustung und der Kollektivversorgung für die 

Arbeiter hat allgemein zu einer Produktionssteigerung geführt. Die Leistungen der Arbeiter übertref-

fen in einzelnen Fällen die Vorkriegsnorm. Auch die Löhne der Arbeiter sind gestiegen, es herrscht 

das allgemeine Bestreben, sie dem Existenzminimum anzupassen. Doch vollzieht sich die Durchfüh-

rung der neuen Politik begreiflicherweise nur allmählich und nicht ohne Reibung. Einige Artikel von 

M e s c h t s c h e r i a k o w, W a r d i n  behandeln die neueste Phase in der Entwicklung der russischen 

Emigration: Die Herausbildung der G r u p p e  „S m e n a  W j e c h“, die für die Anerkennung der Sow-

jetmacht eintritt, d i e  S p a l t u n g  d e r  K a d e t t e n p a r t e i  i n  z w e i  F l ü g e l  usw. 

* 

Die Kommunistische Internationale, Organ des Exekutivkomitees der kommunistischen Internatio-

nale, Nr. 19, 2. Jahrgang. Verlag, Petrograd, Smol-[444]ny, Zimmer 62, Tel. 1-19. Preis 15 M. 217 S. 

Neben Artikeln von S i n o w j e w  über die E i n h e i t s f r o n t. V a r g a  über die S t e u e r f r a g e, H e -

c k e r t  über den W e g  P a u l  L e v i s  v o n  d e r  S e k t e  z u r  M a s s e n p a r t e i  ist ein Artikel von 

T r o t z k i  über „M i l i t ä r i s c h e  D o k t r i n  o d e r  p s e u d o m i l i t ä r i s c h e r  D o k t r i n a r i s -

m u s“ hervorzuheben, Trotzki setzt sich mit einzelnen Stimmen unter den russischen Kommunisten 

auseinander, die bestrebt sind, für die Rote Armee eine neue proletarische und revolutionäre „Mili-

tärtheorie“ zu schaffen. Trotzki stellt fest, daß eine prinzipielle Frage des revolutionären Angriffs-

krieges nicht besteht. „Aber was diese ‚Theorie‘ anbetrifft, so muß der proletarische Staat dasselbe 
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sagen, was zu dem revolutionären Angriff der Arbeitermassen in den bürgerlichen Staaten (Offensiv-

theorie) der letzte Weltkongreß gesagt hat: Nur ein Verräter kann gegen die Offensive auftreten. Nur 

ein Simpel kann die ganze Strategie auf diese Offensive zurückführen.“ Man muß die Reglements 

und Programme nicht unter dem Gesichtspunkte der doktrinären Formel der reinen Offensive, son-

dern vom Gesichtspunkte vierjähriger Erfahrungen durchsehen. R o y  zeichnet in seinem Artikel 

„U e b e r  I n d i e n  i n  d e r  U e b e r g a n g s e p o c h e“, ein allgemeines Bild der Entwicklung des 

Kapitalismus in Indien. Ein Artikel von R. über „Die gegenwärtigen Ereignisse in Indien“ gibt ein 

Bild von der Bewegung des Anhänger Ghandis. Die nationalistische Bewegung in Indien hat ihre 

Schranken und Grenzen. Sie kann den Arbeitern, besonders den Handarbeitern, armen Bauern, die 

bestrebt sind, das Joch der Grundbesitzer abzuschütteln, mit ihren Losungen nichts Reales geben. 

Borodin berichtet über die Ergebnisse des Cardiffer-Kongresses der englischen. Gewerkschaften. 

H u m b e r t-D r o z  schreibt über die „S y n d i k a l i s t e n  und Kommunisten in Frankreich“. 

* 

Berichtigung.* 

Im Heft 15 der „Internationale“ ist in dem Artikel von E. Unfried in Folge eines Versehens der Setzer 

der Artikel unzusammenhängend gedruckt worden. Der Abschnitt S e i t e  341, der mit dem Satz be-

ginnt: „Bei der Beurteilung der politischen Bedeutung dieser Frage sind zwei Punkte besonders zu 

beachten“, ist bis zum Schluß einzufügen a u f  S e i t e  339 unter dem Absatz: „von ebenso großer 

Wichtigkeit für den Sieg des Proletariats über den Kapitalismus ist die Bauernfrage.“ 

In Heft 15 der „Internationale“ müssen also die Abschnitte folgendermaßen eingereiht werden 

1. Bauernfrage. 

2. Neutralität der Bauern. 

3. Die Siedler- und Pächterbewegung, 

Die nachfolgenden Abschnitte bilden dann den Schluß des Artikels, der also enden muß mit den 

Worten: „die Voraussetzung für den Aufbau des Kommunismus zu schaffen.“ 

[445] 

  

 
* Die Druckfehler wurden beseitigt. KWF 
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Die Internationale  

Jahrg. 4 ⁕ Ausgegeben 7. Mai 1922 ⁕ Heft 20 

Die Kommunisten, die Rote Gewerkschaftsinternationale und die Syndikalisten.  
Von H. B r a n d l e r. 

Die erweiterte Sitzung der Exekutive, die sich mit der Gewerkschaftsarbeit der Kommunisten und 

der RGI beschäftigte, hat die bisherige Arbeit gut geheißen. Die Tagung des Rates der RGI, die den 

Bericht über die bisherige Tätigkeit entgegennahm, war mit der bisher geleisteten Arbeit ebenfalls 

einverstanden. Die Tätigkeit der Kommunisten und der RGI zielte darauf ab, die Gewerkschaften zu 

erobern, sie zu Kampforganen der proletarischen Revolution zu machen. Eine umfangreiche Arbeit 

ist geleistet worden. Es galt, Klarheit zu schaffen über die Kampfmöglichkeiten und Kampfmittel, 

die in der jetzigen Periode angewendet werden können. In den verschiedenen Ländern kam es zu 

verschiedenen Differenzen. Vor allem die Frage des Verhältnisses des revolutionären Vortrupps zu 

den breiten Arbeitermassen, die sich in den verschiedenen Stadien der revolutionären Gärung befin-

den, war der Inhalt dieser Differenzen. Die Frage Eroberung oder Zerstörung der Gewerkschaften 

war die erste Formulierung, in der dieses Verhältnis geklärt werden mußte. Wir können heute ohne 

Uebertreibung konstatieren, daß diese Streitfrage zu Gunsten der kommunistischen Auffassung ent-

schieden ist. Ueberall ist es uns gelungen, den über die Praxis der alten Gewerkschaften enttäuschten 

Arbeitermassen klar zu machen, daß es Aufgabe aller Revolutionäre ist, die Gewerkschaften nicht zu 

zerstören, sondern zu erobern, aus Organen zur Stützung der Macht der Bourgeoisie in Kampforgane 

um die proletarische Herrschaft umzuwandeln. In allen Ländern ist zwar noch ein Teil der Arbeiter-

massen leicht geneigt, in den alten Fehler zurückzuverfallen und aus den Gewerkschaften auszutreten. 

Das sind Begleiterscheinungen des Kampfes um die Eroberung der Gewerkschaften, die nur bewei-

sen, daß immer neue Schichten von der Revolutionierung erfaßt werden, Schichten, die anfangs leicht 

geneigt sind aus der begreiflichen Stimmung der Verärgerung heraus auszutreten. 

In der Berichtsperiode hatten wir uns schon mit den entgegengesetzten Extremen, mit dem Liquida-

torentum, zu beschäftigen. In Deutschland, in der Tschechoslovakei, in der Schweiz und in Norwegen 

machten und machen sich solche Tendenzen bemerkbar. In Deutschland ist diese Krise, wenn wir das 

Versagen einiger Führer eine Krise nennen wollen, bereits überwunden. Die kommunistische Ge-

werkschaftsarbeit zeigt gerade in Deutschland, daß zähe und zielklare Arbeit zu Erfolgen führt. Die 

Wahlen zu den Betriebsräten und Gewerkschaften in den letzten Monaten zeigen überall ein Anwach-

sen des kommunistischen Einflusses. Der beste Beweis für die Richtigkeit einer Taktik ist immer der 

Erfolg. Die Arbeit, die die Kommunisten und die Anhänger der RGI in Deutschland geleistet haben, 

die trotz vorübergehender Schwankungen auf die Eroberung der Gewerkschaften einge-[446]stellt 

ist, die die Demokratie ausnützt, gegen die „absoluten Demokraten“, die sich sofort in absolute Dik-

tatoren umwandeln, wenn ihr Einfluß gefährdet wird, diese Taktik hat sich bewährt. Bei dieser Arbeit 

in den Gewerkschaften um die Gewerkschaften, müssen uns unsere Gegner widerwillig Hilfe leisten. 

Als es den Kommunisten gelungen war, den alten Stamm der aktiven Gewerkschaftsmitglieder für 

unsere Auffassung zu gewinnen, spielte die Gewerkschaftsbürokratie den Landsturm der Gewerk-

schaftsmitglieder gegen uns aus. Durch die für Deutschland ganz neue Praxis der Urwahlen und Ur-

abstimmungen bei jeder passenden und unpassenden Gelegenheit wurden die trägen Elemente der 

Gewerkschaft in den Kampf hineingezogen. Das ist gerade Wasser auf unsere Mühlen. Indem die 

Gewerkschaftsbürokratie diese zurückgebliebenen Arbeiterschichten gegen uns mobilisiert und in 

den Kampf wirft, anfangs auch mit Erfolg, schafft sie uns nur ein breiteres Rekrutierungsfeld. 

Ein ernster Kampf um die breitesten Arbeitermassen für ihre Gewinnung zum revolutionären Kampf 

ist planmäßig allerdings nur in den Ländern der deutschen Form der Arbeiterbewegung geführt wor-

den. Das ist kein Zufall. Es sind das jene Länder, die im Brennpunkt der revolutionären Umgestaltung 

der wirtschaftlichen und politischen Verhältnisse stehen. Es befinden sich neben dem besiegten 

Deutschland auch jene Länder, die während des Krieges als neutrale abseits des Völkermordens stan-

den, nach Kriegszusammenbruch jedoch in den Strudel der kapitalistischen Endkrise hineingezogen 

wurden. Wo dieser ernsthafte Kampf planmäßig in Angriff genommen wurde, hat er Erfolge aufzu-

weisen, so in Deutschland, der Tschechoslovakei, der Schweiz und in Norwegen. 
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Auch in England und Amerika hat ein zäher Kampf um die Eroberung der Gewerkschaften begonnen. 

Er weist auch in England und in Amerika bereits Erfolge auf. In den Vereinigten Staaten steigt der 

Einfluß der Anhänger der RGI, in der Federation of Labour und auch in den unabhängigen Gewerk-

schaften, die schon seit Jahren nicht mehr der von Gompers beherrschten Federation of Labour ange-

hören. 

Anders steht es in den lateinischen Ländern. In Italien, Spanien und Frankreich hat der ernsthafte und 

planmäßige Kampf um die Eroberung der syndikalistischen Gewerkschaften noch nicht begonnen. 

Daran sind wir Kommunisten nicht ganz unschuldig. Die RGI und die Komintern stehen bis heute 

auf dem Standpunkt, daß in diesen Ländern der syndikalistischen Gewerkschaftsbewegung es mög-

lich sei, ohne diesen ernsthaften Kampf innerhalb der syndikalistischen Gewerkschaften diese dem 

internationalen Kraftzentrum zum Kampf um die Herrschaft des Proletariats einzuverleiben. Wir gin-

gen in der RGI und in der Komintern dabei von der Voraussetzung aus, daß wir in den syndikalisti-

schen Gewerkschaften bereits mit revolutionären Gewerkschaften zu tun hätten. Von dieser Beurtei-

lung der syndikalistischen Gewerkschaften ausgehend schlugen Komintern und Profintern die Taktik 

ein, die syndikalistischen Gewerkschaften ohne weiteres als revolutionäre Organisationen in die RGI 

aufzunehmen. Die erweiterte Exekutivsitzung der Komintern und die Tagung des Rates der RGI hat 

diese Taktik erneut gut geheißen, obgleich sich die Syndikalisten sehr sonderbar betragen haben. Der 

Rat der RGI richtete erneut die Aufforderung an alle Syndikalisten, an dem zweiten Kongreß der RGI 

teilzunehmen und es wurde ausdrücklich betont, daß man wegen der Meinungsverschiedenheiten 

über organisatorische Frage erneut auf dem zweiten Kongreß mit den Syndikalisten verhandeln wolle. 

In der letzten Zeit sind jedoch in Italien und in Frankreich Kundgebungen gemacht worden, die uns 

Kommunisten verpflichten, unser Verhältnis zu den Syndikalisten einer ernsten Nachprüfung zu un-

terziehen. 

[447] Auf dem ersten Kongreß der RGI wandten sich die Vertreter der Syndikalisten gegen die enge 

Verbindung mit der Komintern. Die meisten Vertreter erklärten sich persönlich für den Anschluß, 

versprachen dafür zu wirken, lehnten aber den sofortigen Anschluß ab. Die Kommunisten übten Ge-

duld, weil sie wußten, daß auf Grund der Erfahrungen der Arbeiterschaft in den romanischen Ländern 

mit den proletarischen und halbproletarischen Parteigebilden, eine starke antipolitische Stimmung in 

der romanischen Arbeiterschaft vorhanden ist, die wir als Ausdruck des völligen Versagens dieser 

Parteien begreiflich fanden. Wir waren des Glaubens, daß mit der raschen Herausbildung wirklich 

revolutionärer und kommunistischer Parteien in Frankreich, Italien und Spanien dieser Rückfall in 

kleinbürgerliche Verkennung der Aufgaben des revolutionären Klassenkampfes bald überwunden 

sein würde. Statt dessen sehen wir, daß umgekehrt, diese antipolitische Tendenz der syndikalistischen 

Gewerkschaften die Entwicklung wirklicher kommunistischer Parteien in diesen Ländern hemmt. 

Die aus Rußland heimgekehrten Delegierten taten in ihren Ländern nichts oder fast nichts, um den 

Standpunkt der revolutionären Gewerkschaftsbewegung zu verfechten. Ein Teil der Delegierten und 

mit ihnen die Mehrheit der syndikalistischen Gewerkschaftsmitglieder in Frankreich und Italien 

lehnte den Eintritt in die RGI ab. En anderer Teil beschränkte sich auf vage Sympathieerklärungen 

und stellte Bedingungen für den Anschluß an die RGI. Der Einfluß der syndikalistischen Elemente 

auf die komm. Partei in Frankreich ist größer als der Einfluß der Kommunisten auf die Syndikalisten. 

In Italien ist die komm, Partei zwar lebendiger, weil die Existenzverhältnisse des italienischen Prole-

tariats kritischer sind wie in Frankreich, dennoch beeinflußt die syndikalistische Krankheit die Ent-

wicklung der komm. Partei in Italien ungünstig. Die Stellung der Komintern und der RGI zu den 

Syndikalisten bestärkt die Kommunisten in Frankreich und in Italien noch in ihrer falschen und ge-

fährlichen Stellung, so daß die kommunistischen Parteien dieser Länder beide Augen zudrücken ge-

genüber dem antikommunistischen Verhalten der Syndikalisten. Die Anarchisten in Frankreich, Ita-

lien und Spanien haben dadurch in den Gewerkschaften an Einfluß gewonnen. 

Am 5. März hielt die CGTU ihre erste Generalversammlung nach der Spaltung der französischen 

Gewerkschaften ab, in welcher sie folgende Resolution annahm: 

„Das nationale konfederale Komitee sendet bei Beginn seiner Arbeit seinen brüderlichen Gruß an die Proletarier aller 

Länder und versichert der russischen Revolution seine volle Sympathie. 
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Das Komitee erklärt seine völlige Solidarität mit allen jenen, welche in allen Ländern einerlei von welchen Regierungen 

für ihre Ideen und Prinzipien und infolge ihres Kampfes für die Realisation einer rein proletarischen Revolution verfolgt 

und eingekerkert sind. 

Es protestiert gegen die Auslieferung unserer Genossen Fort und Conception, welche von der deutschen Regierung unter 

Mithilfe der französischen Regierung den spanischen Repressalien überliefert wurden, sowie gegen das von der amerika-

nischen Regierung gegen unsere Genossen Sacco und Vancetti vorbereitete Verbrechen. 

Es fordert die Befreiung aller Eingekerkerten aller Länder. 

Das CGTU konstatiert, daß ein unqualifizierbarer Akt gegen unseren Sala stattgesunden hat, welcher während eines zu 

Marseilles abgehaltenen Meetings ermordet worden ist und empfindet tiefstes Beileid mit seiner Gattin und seinen Kin-

dern, denen es seine Kondolation und sein Mitgefühl ausspricht, mit den Ausdrücken der tiefsten Solidarität.“ 

[448] Diese Resolution stellt die erste Arbeiter- und Bauernregierung der Welt, die die proletarische 

Revolution nur retten konnte, indem sie den weißen Terror mit dem roten Terror niederwarf, die heute 

noch umlagert von einer Welt von Feinden auf das schwerste um ihre Existenz ringt, auf eine Stufe 

mit den kapitalistischen Regierungen in Frankreich, Deutschland, Spanien und Amerika. Diese Re-

solution wurde direkt der Sowjetregierung und der komm. Partei Rußlands übermittelt. Ob diese selbe 

Resolution auch der deutschen, spanischen, amerikanischen und französischen Regierung zugestellt 

wurde, wissen wir nicht. Nur das eine wissen wir, daß sich die französischen Syndikalisten bisher auf 

bloße Proteste gegen alle Gewaltmaßnahmen der französischen Regierung beschränkt haben. In ver-

schiedenen Fällen bei den verschiedenen Gewalttaten zur Durchführung des Versailler Friedensver-

trages verzichteten sie sogar auf billige Proteste. Das ungeheuerliche auf dieser Tagung ist, daß kein 

einziger der zahlreich anwesenden Kommunisten sich der Annahme dieser Revolution widersetzt hat. 

Die Kommunisten haben sich von Syndikalisten und Anarchisten mißbrauchen lassen zu einem An-

griff auf die Grundsätze der eigenen Partei und auf die Sowjetregierung. Die „Humanité“ hat zu dieser 

Hetze gegen den Kommunismus und Sowjetrußland geschwiegen. In Frankreich und in allen roma-

nischen Ländern führen die Anarchisten und große Teile der Syndikalisten einen erbitterten Feldzug 

gegen den Kommunismus und die russische Sowjetmacht im besonderen. Monmousseau und Vade-

card protestierten zwar während der Diskussion, als die heftigsten Angriffe gegen den Kommunismus 

geschleudert wurden. Die Resolution wurde jedoch, wie berichtet wird, einstimmig angenommen. 

Auf dieser ersten Tagung der CGTU wurde nicht etwa über konkrete Kampfmahnahmen gegen die 

Unternehmeroffensive beraten, die in Frankreich immer brutalere Formen annimmt, es wurden viel-

mehr einzig und allein alte syndikalistische und anarchistische Prinzipienerklärungen beraten und 

beschlossen, ohne daß die anwesenden Kommunisten ihren Standpunkt verfochten hätten. Die kom-

munistische Presse schweigt die Vorfälle tot, die zweite Resolution des Kongresses, in welcher aller 

alte anarchistische und syndikalistische Hausrat untergebracht ist, wird sogar von der „Humanité“ 

abgedruckt mit einem Kommentar des Genossen Tourette, worin er sich beschränkt festzustellen, daß 

diese Resolution nicht der Charte von Amien gleich ist. Monmousseau beschränkt sich auf einen 

Artikel im „Voix du Peuple“ betitelt „Moskau trotz alledem“, wo er auf eine Auseinandersetzung mit 

den antikommunistischen Beschlüssen der Konferenz verzichtet, den Beitritt zur RGI fordert, um 

innerhalb der RGI für die Prinzipien des Syndikalismus zu kämpfen. Er schreibt, daß die französi-

schen Syndikalisten die Disziplin der RGI nicht wollen, und daß sie innerhalb derselben ihre Unab-

hängigkeit wahren werden und nur wenn diese garantiert ist, will er beitreten. 

Wir Anhänger der RGI wollen gewiß nicht diese radikal sein sollenden Prinzipien und Redenarten 

überschätzen, aber auf dieser ersten Konferenz wurden Beschlüsse gefaßt, die den Grundsätzen der 

RGI und der kommunistischen Gewerkschaftsarbeit direkt ins Gesicht schlagen. Obgleich sie sich im 

Titel „Unitaire“ (Einige) nennen, haben sie beschlossen, auf ihren ersten Kongreß im Juni zu St. 

Etienne keine Gewerkschaften zuzulassen, die mit der CGTU von Jouhaux nicht gebrochen haben. 

Das bedeutet den völligen Sieg der bornierten kleinbürgerlich anarchistelnden Säulenheiligen, die 

sich als die besten Revolutionäre der Welt abkapseln von den übrigen Arbeitermassen. Der Sieg die-

ser Tendenzen bedeutet, wenn er nicht überwunden wird, die Unfähigkeit der französischen Minder-

heitsgewerkschaften zur Führung des revolutionären Klassenkampfes in Frankreich, er macht sie so-

gar unfähig zum ernsthaften Kampf um die Verbesserung der Lohn- und Arbeitsbedingungen inner-

halb der bestehenden Machtverhältnisse. 
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[449] Unsere Genossen in Italien haben einen weit größeren Einfluß in den Gewerkschaften als unsere 

Genossen in Frankreich. Aber auf der Konferenz der italienischen Syndikalisten ließen sich unsere 

Genossen von Borghi in die Defensive drängen. Der Vertreter der französischen Syndikalisten, Toti, 

Mitglied der KPF, stimmte mit Borghi gegen die Kommunisten. In Italien wie Frankreich stellen die 

Syndikalisten der RGI die Bedingung, ihren zweiten Kongreß nicht in Moskau, sondern in einem 

anderen Lande abzuhalten. Ebenso verlangen sie die Lösung der gegenseitigen Vertretung in der Pro-

fintern und Komintern. Hinter diesen Bedingungen versteckt jedoch mehr. Es ist gewiß keine Prinzi-

pienfrage und es lohnt nicht zu streiten darüber, wo der zweite Kongreß stattfinden soll. Wenn die 

Syndikalisten der romanischen Länder die Gewähr dafür übernehmen können, daß die von den kapi-

talistischen Regierungen verfolgten Kommunisten, vor allem unsere russischen Delegierten, an dem 

Kongreß teilnehmen können, sind wir gern bereit, eine Einladung nach Paris, Rom oder Madrid an-

zunehmen. Wir tagten alle viel lieber in einer dieser Städte. Leider reicht der Einfluß der Syndikalis-

ten in ihren Ländern nicht aus, um ihre Regierungen zu zwingen, den Kongreß zu dulden. Wenn die 

Frage der Lösung des Verhältnisses der gegenseitigen Vertretung von Komintern und Profintern eine 

rein organisatorische Formfrage wäre, ließe sich darüber reden. Sie ist aber eine Kriegserklärung an 

die kommunistische Auffassung vom proletarischen Klassenkampf. Die Kongresse in Frankreich und 

in Italien beweisen das. Deshalb ist diese Frage undiskutabel. 

Wenn die Syndikalisten in den romanischen Ländern uns durch die Praxis bewiesen haben, daß sie 

imstande sind, mit ihren Auffassungen von der Rolle der Staatsmacht und des Kampfes um die Herr-

schaft des Proletariats ihre Kapitalisten und ihre Regierungen zu stürzen, dann sind wir gern bereit 

uns zu ihren Grundsätzen zu bekennen. So lange das nicht der Fall ist, müssen wir Kommunisten an 

den Erfahrungen aller revolutionären Kämpfe in der Geschichte und vor allem an den Erfahrungen 

der russischen Revolutionen vom Jahre 1905 und 1917 festhalten. Wenn sich die Syndikalisten ge-

wollt oder ungewollt zu Helfershelfern der Weltkonterrevolution gebrauchen lassen, so müssen wir 

mit ihnen den Kampf aufnehmen. Wir wollten lieber gemeinsam mit ihnen gegen die Bourgeoisie 

kämpfen. Wenn sie sich mit der Bourgeoisie gegen uns solidarisieren, dann werden wir mit diesen 

Ueberbleibseln der Denkweise der kleinen Bourgeoisie sicher schneller fertig werden, als mit den 

Machtmitteln der Großbourgeoisie. 

Es gibt sogar noch einen zweiten Weg. Sollen sich die Syndikalisten international zusammenschlie-

ßen. Sollen sie uns zeigen, daß sie mit ihren Kampfmitteln, die sie für revolutionär halten, w i r  für 

rückständige unzulängliche Ueberbleibsel aus der Arbeiterbewegung der Vorkriegszeit in Ländern 

mit rückständiger kapitalistischer Entwicklung, sollen sie uns zeigen, daß sie wenigstens imstande 

sind, die Unternehmeroffensive abzuwehren. Wir werden dann mit ihnen Schulter an Schulter kämp-

fen und wir können uns dann, obgleich in getrennten internationalen Organisationen, von Fall zu Fall 

gegenseitig unterstützen. Wir glauben nicht daran, daß sie dazu imstande sind, aber wir werden sie 

nur insofern scharf bekämpfen, als sie ein Hindernis für den Befreiungskampf des Proletariats in ihren 

Ländern und international sind. 

Auf dem vierten Kongreß der Kommunistischen Internationale wird die Komintern ihr Verhältnis zu 

den Syndikalisten der verschiedenen Länder ernst nachprüfen müssen. Die RGI wird auf ihrem zwei-

ten Kongreß zu dieser Frage ebenfalls Stellung nehmen müssen. Die Komm. Parteien Frankreichs, 

Italiens und Spaniens müssen jedoch schon jetzt den von den [450] Anarchisten und Syndikalisten 

begonnenen Kampf gegen den Kommunismus aufnehmen. Das wird die beste Vorbereitung und Klä-

rung dieser Frage zu beiden Kongressen sein. 

* 

Der Rückzug ist beendet.  
Der 11. Parteitag der KPR.  

Von Y g r e c. 

Der wirtschaftliche Rückzug des Proletariats ist beendet. Die Richtung der neuen Wirtschaftspolitik 

ist endgültig festgelegt. Das Proletariat hält jetzt jene Stellungen, die notwendig sind, um die prole-

tarische Staatsmacht zu erhalten. Das hat der 11. Kongreß der kommunistischen Partei Rußlands 
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festgestellt. Er hat sich darum der Aufgabe gewidmet, einmal die Methoden und Mittel festzustellen, 

die es dem Proletariat möglich machen, sich inmitten der heranwachsenden kleinbürgerlichen und 

kapitalistischen Elemente zu behaupten und zu stärken, zum anderen, wie die revolutionäre Partei 

ihre Führerrolle in einer solchen, ganz neuartigen, ohne jedes Beispiel in der Geschichte dastehenden 

Situation ausüben will. 

xxxNach außen wie nach innen ist die Russische Arbeiterrepublik genötigt, sich auf ein Zusammen-

leben mit dem Kapitalismus einzurichten. Dieses Zusammenleben wird ein fortwährender Kampf 

sein. Es ist aber ein Kampf mit anderen Mitteln. Solange, bis keine neue Welle der Weltrevolution 

kommt, solange als der Imperialismus die Welt politisch wie wirtschaftlich beherrscht, kann das sieg-

reiche Proletariat Rußlands sich ihm gegenüber nicht anders behaupten, als daß es versucht, ihn mit 

den eigenen Waffen zu schlagen. Die russische Räterepublik muß politisch alle Waffen der Diploma-

tie gegen den Imperialismus ausnützen. Sie muß wirtschaftlich lernen Handel zu treiben, wie Lenin 

das ausgedrückt hat. D. h. die Großindustrie, die sich in den Händen des Proletariats befindet, muß 

auf einen so hohen Stand der Produktivität gebracht werden, daß sie imstande ist, die Konkurrenz 

sowohl des ausländischen Großkapitals als des sich im Inlande entwickelnden Kleinkapitals auszu-

halten. Politisch ist das vor allem die Frage, wem das Bauerntum folgen wird. Die einigermaßen 

weitsichtigen Konterrevolutionäre glauben alle nicht mehr an Interventionen; wenn sie aber daran 

glauben, so wissen sie, daß sie diesmal ebenso Schiffbruch erleiden, werden wie früher. Alle sehen 

sie jetzt auf die Karte des russischen Bauern. Sie sind bereit, ihm sein Land zu lassen, wenn er nur 

hilft, in der Stadt dem Kapitalismus zur Herrschaft zu verhelfen. Das ist die jetzige Politik des linken 

Flügels der Kadetten und der Sozialrevolutionäre, der Miljukow und Tschernow. Das ist auch die 

stille Hoffnung der ausländischen Kapitalisten. Unzweifelhaft wird infolge des freien Handels eine 

soziale Differenzierung auf dem Dorfe eintreten. Das Großbauerntum wird versuchen, seine verlore-

nen Stellungen wiederzugewinnen. Aber ebenso unzweifelhaft bietet die Tatsache, daß sich die Groß-

industrie und der Außenhandel in den Händen des Proletariats befindet, der proletarischen Staats-

macht die Handhabe, die großen Massen des Bauerntums an sich zu fesseln, wenn sie ihnen die nöti-

gen Industrieprodukte liefert. Da der Warenaustausch zwischen Stadt und Land jetzt im freien Handel 

stattfindet, müssen die Kommunisten, um diese Aufgabe zu erfüllen, Handel treiben. 

[451] Das bringt eine Umstellung in der Leistung der Wirtschaft und des Staates. Die wirtschaftlichen 

Unternehmungen des Staates müssen von Fachleuten geleitet werden. Der ganze Staatsapparat muß 

umgestellt werden. Er muß in ein geregeltes Staatsbudget eingespannt werden. Die Beilegung der 

Finanzkrise, die Stabilisierung des Rubels sind für den Wiederaufbau der Wirtschaft notwendig. War 

der Staatsapparat der Sowjetrepublik in den Jahren des Bürgerkrieges ein Instrument des Krieges und 

der Agitation, so wird er jetzt mehr und mehr zu einem Verwaltungsapparat. Es ist klar, daß die 

kommunistische Partei jetzt ein anderes Verhältnis zu dem Sowjetapparat einnehmen muß. Sie ist 

und bleibt die regierende Partei, sie wird auf diese ihre Rolle nicht verzichten, aber sie kann sich jetzt 

auf die allgemeine Leitung beschränken, ohne in das Getriebe der Wirtschaft und des Staates in jeder 

einzelnen Frage einzugreifen. 

Wird aber die Sowjetregierung nicht ihres Charakters als Arbeiterregierung entkleidet? Ist der Staats-

kapitalismus der Sowjetregierung kein Kapitalismus? Muß da nicht die proletarische Diktatur aufhö-

ren? Nein. Lenin hat richtig festgestellt, daß es falsch ist, den Staatskapitalismus der Arbeiterregie-

rung Kapitalismus zu nennen. Es ist die Beherrschung des entscheidenden Teiles der Wirtschaft durch 

die Regierung der Arbeiter. Die Form der Beherrschung wird bestimmt durch die Umgebung, durch 

die Tatsache der Stabilisierung der russischen Revolution und der allgemeinen Rückständigkeit der 

russischen Wirtschaft. Diejenigen, die die Methoden kritisieren, unter denen sich die russische pro-

letarische Staatsmacht behauptet, müssen notwendigerweise auch diese selbst verleugnen. Das ist das 

Schicksal der sog. „Arbeiteropposition“, die, sobald sie konkrete Losungen aufstellte, sich in die 

nächste Nähe der Menschewiki usw. begab. 

Es ist selbstverständliche Voraussetzung für die Durchführung der neuen Wirtschaftspolitik, daß der 

Charakter der proletarischen Diktatur unveräußerlich gewahrt bleibt. Das russische Proletariat ruft 

die Kapitalisten nicht zum Herrschen, wie einst die Herren von Nowgorod die Waräger. Es will von 
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ihnen Waren. Für menschewistische und andere konterrevolutionäre Politik hat es keine Verwen-

dung. 

Aber wenn das Proletariat diese gewaltige Aufgabe erfüllen soll, muß es vor allem selbst seine Kräfte 

als Klasse wiederherstellen. Nicht nur die russische Wirtschaft hat unter den Folgen des Bürgerkrie-

ges gelitten. Das Proletariat, die siegreiche und führende Klasse der Revolution, hat in seinem Hel-

denkampfe schwere Wunden davongetragen. Die vorgeschrittensten Elemente der Arbeiterklasse 

kämpften und starben in der Roten Armee. Sie wurden im Staatsdienst verwandt. Sie zerstreuten sich 

in den weiten Räumen Rußlands. Die Industrie verfiel. Die Arbeiter waren gezwungen, sich schlecht 

und recht irgendwie durchzuschlagen. Viele zogen aufs Land. Andere gingen dazu über, Handel zu 

treiben oder zu handwerkern. So steht heute das russische Proletariat, das eine Welt von Feinden 

besiegt hat, geschwächt und zerstreut da. Wenn aber die russische Revolution erhalten bleiben soll, 

muß seine Urkraft, das Proletariat, wieder hergestellt sein. Das kann nur durch die Wiederherstellung 

der Großindustrie geschehen. Aber zugleich damit muß die revolutionäre Partei die Arbeitermassen 

in den Betrieben eng erfassen, um sie vor dem Einfluß des kleinbürgerlichen Milieus zu schützen und 

sie weiter als feste Stütze der proletarischen Regierung zu erhalten. 

Die Notwendigkeiten ist von dem Parteitag der KPR durch die Beschlüsse über die Gewerkschaften 

und über den Parteiausbau Rech-[452]nung getragen. Die Gewerkschaften werden von den Aufgaben 

der Leitung der Industrie entlastet und dienen der Erhaltung und Hebung des Lebensniveaus der Ar-

beiterklasse. 

Die kommunistische Partei selbst ergreift alle Maßnahmen um den kleinbürgerlichen Einfluß fernzu-

halten. Nur so kann die regierende Partei im proletarischen Staat ihre Aufgabe unter den gegenwär-

tigen Verhältnissen erfüllen. Die Parteireinigung hat das proletarische Element innerhalb der Partei 

erheblich gestärkt. Die Reste der Arbeiteropposition, in der sich eine Gruppe mit ausgesprochen 

kleinbürgerlicher Ideologie zusammenschloß, sind ausgeschlossen worden. 

Bis zum nächsten Kongreß wird die KPR überhaupt keine neuen Mitglieder mehr ausnehmen. Das 

ist keine Absperrung von den Massen und keine Verwandlung der Partei in eine Sekte. Umgekehrt, 

es ist die Voraussetzung, um das Vertrauen der Partei bei den Arbeitermassen zu befestigen und ihnen 

zu zeigen, daß diese Partei, die regiert, die den Kapitalisten Konzessionen macht, ihre Partei ist und 

bleibt. Die KPR schließt sich von den Arbeitermassen nicht ab. Bei der Abgrenzung der Partei- oder 

der Sowjetarbeit, bei der Wiederbelebung der Industrie wird ihr Einfluß auf die Massen unmittelbarer: 

er wird nicht nur vermittelt durch die öffentliche Agitation, sein Hauptgewicht liegt im engsten 

Kreise, im Betrieb. 

Die Parteireinigung hat bei den Menschewisten die verschiedensten Urteile hervorgerufen, Manche 

sahen darin die Tatsache, daß die KPR sich zum Werkzeug des Bonapartismus mache. Der Bonapar-

tismus ist ja die menschewistische Prognose für die Zukunft der russischen Revolution. Die neue 

Wirtschaftspolitik wird als Bestätigung dieser Prognose angesehen. Man braucht nur auf die Wirk-

lichkeit zu sehen, um zu wissen, daß diese Parallele nicht stimmt. Die besitzlosen Schichten, die in 

der französischen Revolution die Regierung bestimmten, konnten nie über die Produktionsverhält-

nisse der bürgerlichen Gesellschaft hinausschreiten. Sie halfen nur das neue große bürgerliche Eigen-

tum zu schaffen. Sie rieben sich auf in diesem Widerspruch. Das russische Proletariat hält auch nach 

seinem Rückzug die entscheidenden Teile der Wirtschaft in der Hand. Das Proletariat kann dem Bau-

ern viel realere Sachen geben, als ein neuer Napoleon. Von der internationalen Umgebung während 

der französischen Revolution und jetzt schon ganz zu schweigen. 

Das russische Proletariat ist an der Macht: es hat seinen Rückzug eingestellt, es ist fest entschlossen 

sich zu behaupten, das ist die Prognose, die der 11. Parteitag der KPR gestellt hat. 

* 
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Der Prozeß gegen die Sozialrevolutionäre und die georgische Frage.  
Sentiment, Dialektik, Politik, Bluff.  

Von A. M a s l o w. 

I. 

Daß auf der Berliner Konferenz der drei Exekutiven von zweien zwei Fragen in den Vordergrund 

geschoben werden sollten, die georgische und die der Sozialrevolutionäre, war von vornherein und 

lange vor der Konferenz klar. Wäre von uns Kommunisten die Konferenz so vorbereitet worden, wie 

es gut gewesen wäre, so hätte man diese Fragen vielleicht nicht behandeln müssen. Es kam, trotzdem 

die Londoner Internationale ohne Zweifel diese Fragen zur Sprengung der Konferenz benützen 

wollte, zu einem Kompromiß. Das Wesen dieses Kompromisses wollen wir betrachten. Es sei aber 

bemerkt, daß es zu einem Kompromiß nur kommen konnte, weil der auf die Exekutive [453] der 

zweiten Internationale ausgeübte Druck der ihr angeschlossenen Arbeiter so stark war, daß selbst 

Vandervelde sich fragen mußte, ob er sich nicht den Hals brechen würde, wenn er und seine Freunde 

die Konferenz sprengen würden. 

II. 

In der Frage der Sozialrevolutionäre hat die K. I. sachlich überhaupt nicht nachgegeben. Die Interna-

tionale Nr. 2 verlangte anfangs kategorisch, die Internationale 2½ dringend, die Freilassung der „po-

litischen Gefangenen“ (in Rußland natürlich, nicht in Deutschland, Amerika, Polen, Jugoslawien, der 

Tschechoslowakei usw.). Diese dreiste Forderung wurde pariert durch die Gegenforderung für 

Deutschland (und auch in England sollen Kommunisten wohlverwahrt hinter Schloß und Riegel sit-

zen, Herr Macdonald!). 

Die zweieinhalbte Internationale begründete diese Forderung nur durch Sentiment. Die zweite Inter-

nationale versuchte es mit Bluff: Der „Vorwärts“ veröffentlichte eine „Ehrentafel“ der Sozialrevolu-

tionäre, die die Jahre der Gefängnis-, Zuchthaus- und Verbannungszeit der jetzt vor Gericht gestellten 

S. R. enthielt. Die Wiener Internationale schematisierte sentimental: Wir verlangen die Freilassung 

der politischen Gefangenen in Rußland wie in den kapitalistischen Ländern. Beide zweiten Internati-

onalen fügten hinzu: zumal die Taten schon lange, meist Jahre zurückliegen. Irgend jemand von der 

Gesellschaft fügte hinzu: Die Kommunisten in Deutschland haben für die Freiheit gekämpft, die S. R. 

in Rußland auch. Also ist es Heuchelei, wenn die Kommunisten in Deutschland Freilassung, in Ruß-

land Verurteilung der politischen Gefangenen fordern. Und es soll Genossen bei uns geben, die sie 

fragen, ob es „taktisch“ richtig ist, den Prozeß der S. R. „grade jetzt“ zu führen. 

Die Beurteilung „politischer Gefangenen“ ist aber keine Frage des Sentiments, sondern eine Frage 

der Dialektik. Die Frage, ob der Prozeß jetzt geführt werden soll, ist keine Frage der „Taktik“, sondern 

eine Frage der Politik, denn unter Taktik verstehen in diesem Fall diejenigen, die von ihr reden, auch 

nur Bluff: man schweige doch solange, bis alles eingerenkt ist. 

Wie oft haben wir das dumme Geschwätz gehört: Jede Diktatur ist verwerflich! Die pazifistischen 

und demokratischen Narren, die eine proletarische Diktatur in einem Atem mit der bürgerlichen nen-

nen, wollen von der Dialektik der Revolution nichts wissen. Bürgerliche Diktatur ist: Druck einer 

winzigen Spitze auf eine große Basis, und zwar unerträglicher Druck (für die große Basis, das Prole-

tariat und auch die Mittelschichten, die sich selbst zur Bourgeoisie rechnen). Proletarische Diktatur 

ist Druck der breiten proletarischen Massen auf diese winzige Spitze (die Bourgeoisie und ihre Mit-

läufer). Gewiß ist dieser Druck hart für die Betroffenen und vom „allgemein menschlichen“ (d. h. 

sentimentalen) „Standpunkt“ aus bedauerlich. Da es aber keinen „allgemein menschlichen Stand-

punkt“ gibt, (außer in den Wolken, bei Kautsky und bei alten Kaffeeschwestern, die infolgedessen 

allesamt mit der Bourgeoisie gehen), so setzt sich die harte dialektische Wirklichkeit durch. Ebenso-

wenig gibt es politische Gefangene „an sich“. Der politische Gefangene, der im bürgerlichen Staat 

gegen die herrschende Klasse gekämpft hat, ist ein Revolutionär und wir Kommunisten fordern seine 

Befreiung und kämpfen für ihn. Hätten wir in Deutschland Sozialrevolutionäre, mit ihren blödsinni-

gen, individual-terroristischen Akten, wir würden und wir müßten uns auch für deren Befreiung aus 

den Gefängnissen der Bourgeois-Diktatoren einsetzen. Denn sie wären Revolutionäre, trotz ihrer 
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falschen Theorie und blödsinnigen Taktik. In Rußland haben die Bolschewiki sich natürlich bis zur 

proletarischen Revolution auch für die S. R. eingesetzt, wenn sie eingekerkert wurden. Aber die S. R. 

blieben auf halbem Wege stehen, und in demselben Moment, wo die Revolution eine proletarische 

wurde, wo sich gar eine proletarische Staatsmacht herausgebildet hatte, in demselben Moment waren 

die S. R. nicht mehr Revolutionäre, sondern Konterrevolutionäre. Ihre blödsinnigen Attentate waren 

nicht mehr politische, sondern gewöhnliche kriminelle Taten, auch wenn die Attentäter selbst natür-

lich glaubten, wunder was für politische Heldenleistungen zu vollbringen. 

Für welche „Freiheit“ kämpften sie denn? Das Proletariat war frei; die Bourgeoisie war unfrei. Der 

Kampf der S. R. für die „Freiheit“ unter der proletarischen Diktatur war der Kampf für die Freiheit 

der niedergezwungenen [454] Bourgeoisie, für die kleinbürgerliche Anarchie oder für die Entente 

und die Weißgardisten. Eine andere Möglichkeit fehlt. 

Wenn diese Taten schon Jahre zurückliegen, – desto schlimmer für die Täter: Denn heute ist Rußland 

nicht mehr im Krieg, aber damals bedeutete jede „Tat“ der S. R., mochten sie sie meinen, wie sie 

wollten, eine aktive Unterstützung der weißgardistischen Generäle. Die „Ehrentafel“ der Strafen un-

ter dem Zarismus soll mildernde Umstände verschaffen? Im Gegenteil: an Deserteuren und Ueber-

läufern der Revolution muß das Urteil unerbittlich gefällt werden. 

Aber muß der Prozeß gerade jetzt stattfinden? Jawohl, grade jetzt. Denn Einheitsfront bedeutet für 

uns nicht opportunistisches Abgehen von Grundsätzen, sondern Kampf; auch mit Halunken verhan-

deln wir in diesem Kampf, aber Konzessionen machen wir ihnen nicht. Gerade daß der Prozeß jetzt 

stattfindet, ist „taktisch“ richtig: der Zeitpunkt darf nicht abhängig gemacht werden von Kämpfen, 

die mit dieser Angelegenheit nicht das geringste zu tun haben und zwar weder politisch, noch „mo-

ralisch“ (d. h. sentimental) noch gar „taktisch“ (d. h. als Zurückweichen vor dem – Bluff der Halunken 

Vandervelde und Co.). Das „Zugeständnis“ an die Zweite Internationale, daß Vandervelde die S. R. 

verteidigen darf, ist kein Zugeständnis: ein jeder blamiert sich, so gut er kann. Und wenn wir einem 

Führer der zweiten Internationale Gelegenheit geben können, sich im Weltmaßstab zu blamieren, so 

wären wir Narren, wenn wir das nicht täten. 

III. 

In der georgischen Frage ist in Berlin von unserer Seite ein Zugeständnis gemacht worden, das m. E. 

unnötig war. 

Was ist die „georgischen Frage“? Auch hier haben wir eine Mischung von Sentiment, Dialektik, Po-

litik und Bluff. 

Die georgische „Volksrepublik“ wurde „gegründet“ von russischen Menschewisten, die zufällig aus 

Georgien stammten. Sie waren großrussische Sozialpatrioten, waren gegen das „Selbstbestimmungs-

recht“ der „Randvölker“. Als die Bolschewiki die Macht übernahmen, flüchteten sie nach Transkau-

kasien, rissen die „Demokraten“ nach dem plötzlich entdeckten „Selbstbestimmungsrecht“, ohne die 

Bevölkerung zu befragen, Transkaukasien von Rußland los; sie zerspalteten Rußland in drei Teile, 

die sich blutig bekriegten; die Bevölkerung wurde wiederum nicht befragt, ob sie damit zufrieden sei. 

Die georgischen Menschewisten riefen die deutschen Besatzungstruppen ins Land; die Bevölkerung 

wurde wieder nicht befragt. Eine Nationalversammlung riefen sie erst ein Jahr später ein. Die Deut-

schen zogen ab, die Engländer wurden gerufen. Die Bevölkerung wurde wieder nicht gefragt. Die 

„Sozialisten“ vom Schlage Zeretellis unterstützten due südrussischen, weißgardistischen Unterneh-

mungen gegen Sowjetrußland; die Bevölkerung wurde niemals gefragt. Die Bauern erhoben sich ge-

gen den Adel; im Verein mit den russischen Weißgardisten wurden sie von den „Sozialisten“ nieder-

geschlagen, ausgeplündert, gemordet. Die wachsende kommunistische Welle wurde mit eiserner 

Faust, mit Hilfe der Engländer niedergeschlagen. Die Kommunisten wurden ermordet, eingekerkert. 

Und die Weißgardisten (Denikin, Wrangel) mit Geld, Truppen, Petroleum, Lebensmitteln unterstützt. 

Das war Georgien, das menschewistische Paradies! 
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Als Wrangel geschlagen war, rechnete die Zeretellibande natürlich damit, daß Rußland mit ihnen jetzt 

aufräumen würde. Rußland räumte aber mit ihnen aus politischen Gründen nicht auf. (Das war rich-

tige Taktik! Es war die Zeit der Unterhandlungen mit England um Handelsverträge.) Rußland schloß 

mit ihnen vielmehr einen Vertrag. Den die „Sozialisten“ nicht hielten. Und als ein bolschewistischer 

Aufstand in Georgien losbrach, trotz aller Verfolgungen und trotz der bürgerlichen Diktatur dieser 

„Demokraten“, da marschierte die Rote Armee ein und die „Volksrepublik“ stürzte zusammen, trotz 

der englischen Kriegsschiffe (und trotz Kautsky und Mrs. Snowden). 

[455] Jetzt wurde die Bevölkerung befragt: und die Sowjets in Georgien ergaben kommunistische 

Mehrheiten. Selbst ein nüchterner englischer Kaufmann, ein Herr Dodge, schreibt (23.1.22.) in der 

gewiß nicht kommunistenfreundlichen „Times“, daß die Bevölkerung mit dem Wechsel zufrieden 

gewesen ist („er ist populär“), und daß die nationalistischen Metzeleien (zwischen Georgiern, Tarta-

ren, Armeniern) aufgehört haben. Das ist Sowjetgeorgien. 

Welches Selbstbestimmungsrecht ist verletzt worden ? Das der Bevölkerung Georgiens, das von den 

Zeretellis nie um seine Meinung befragt wurde, oder das der englischen Petroleumindustriellen? Nur 

dieses. Und auf den „Naphtakommunismus“ des „geistreichen Herrn Abramowitsch gehört die Ant-

wort: der ist besser als der „Royal Dutch“-Sozialismus nebst Wrangel-Demokratie und Thompson-

Selbstbestimmung. 

Das Sentiment in der Forderung der „Selbstbestimmung“ für Georgien ist in Wirtlichkeit: Politik der 

Entente. Schaffen Sie erst die Entente-Schlachtschiffe aus dem Schwarzen Meer, Herr Vandervelde, 

und machen Sie ihnen die Wiederkehr unmöglich und reden Sie dann von Selbstbestimmung. 

Und wenn Macdonald von der georgischen Selbstbestimmung redet, muß man da nicht lachen? Für 

einen „ordentlichen“ englischen Bonzen ist der Georgier, der weder Crikett noch Golf spielen kann, 

eine Art Wilder, so etwas wie bin besserer Kaffer. Aber für das Selbstbestimmungerecht der Kaffern, 

ja, der Iren, Hindus, Aegypter, setzt sich Herr Macdonald nicht ein. Wenn diese Herrschaften vom 

Selbstbestimmungsrecht schwatzen, so ist das ein Bluff, um eine bestimmte Politik zu machen: die 

der Royal Dutch. 

Wenn wir Kommunisten das Selbstbestimmungerecht für kleine Nationen fordern, tun wir das nicht 

in der blauen Luft: es sind bestimmte politische Voraussetzungen nötig. Dasselbe Wort birgt ver-

schiedenen dialektisch einander entgegengesetzten Inhalt: wir fordern das Selbstbestimmungsrecht 

gegen den Imperialismus. Die Bande, die es heute für Georgien „fordert“, tat das (bewußt oder unbe-

wußt) für die Royal Dutch. 

Und eben, weil das für uns völlig klar ist, war m. E. die Konzession einer „Kommission“ zur Prüfung 

der „georgischen Frage“ unnötig. Der Tatbestand ist klar: das „sozialistische“ Georgien führte mit 

Hilfe der Imperialisten und für die Imperialsten Krieg gegen Rußland; es blieb Aufmarschgebiet für 

die Imperialsten; es war im Innern eine demokratische Larve vor einem Weißgardistenstaat. Die Sow-

jetmacht hatte das Recht, das Land, das im Krieg sich auf Leben und Tod auf die Seite der Feinde 

Rußlands gestellt hatte, nach den „Gesetzen“ der imperialistischen Mächte, mit denen Georgien sich 

verbunden hat, zu besetzen. Rußland hatte die Pflicht, dem georgischen Proletariat zu helfen, als es 

das Joch seiner imperialistischen Verwalter abwarf. Rußland hatte die Pflicht, wenn die Frage schon 

ganz brutal um das Petroleum ging, das Petroleum dem Proletariat zu sichern und nicht den Imperia-

tisten zu lassen. Die Narren, die erklären, Ludendorff habe genau so im Falle Belgiens gesprochen, 

begreifen wiederum nicht, daß unsere Begründung das genaue dialektische Gegenteil von der impe-

rialistischen Brutalität Ludendorffs ist. 

Und wer vom Sowjetimperialismus reden kann, ohne – als „Sozialist“ – an dem Wort zu ersticken, 

mit dem wird man in keiner Kommission sich verständigen können, weil unter demselben Wort 

(Selbstbestimmung) zwei dialektisch entgegengesetzte Begriffe sich verstecken werden, und weil 

zwischen uns und den famosen Verteidigern des „sozialistischen“ Georgien ein klaffender Abgrund 

gähnt, über den keine Brücke führt, sintemal wir dialektisch denken und handeln und jene –. imperi-

alistisch. 
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Die italienischen Thesen.  
(Schluß) 

Die Einheitsfront und die Arbeiterregierung. 

Die vom zweiten Kongreß der Kommunistischen Partei Italiens angenommenen Taktikthesen sind in 

der wichtigen Frage der A r b e i t e r-[456]r e g i e r u n g  voll Unklarheiten und Widersprüchen. Es 

fehlt in den Thesen über diesen Punkt erstens die zusammengefaßte exakte Formulierung, zweitens 

wird kein Unterschied zwischen sozialdemokratischer und Arbeiterregierung gemacht und drittens 

werfen die Thesen sozialdemokratische Regierung und Kollaborationismus beständig durcheinander. 

Indessen läßt sich mit Sicherheit aus den Thesen wenigstens die Tatsache entnehmen: d i e  K. P. I. 

l e h n t  d i e  B e t e i l i g u n g  a n  e i n e r  A r b e i t e r r e g i e r u n g  a b. 

Arbeiterregierung ist für die italienischen Genossen der Inbegriff des vollendeten Opportunismus und 

Reformismus. Sie sind gern bereit, den Sozialdemokraten die Bildung einer sozialistischen Regierung 

zu überlassen und in „diesem weiteren Abschnitt des Leidensweges des Proletariats“ als Zuschauer 

abzuwarten, bis die große Stunde der K. P. I. schlägt. Warum sind die Thesen in dieser aktuellen 

westeuropäischen Frage so negativ-kritisch? Wir haben in der Stellung der Thesen zur E i n h e i t s -

f r o n t  Widersprüche, Schwankungen und Fehler festgestellt. Als Grund für diese Tatsache ergab 

sich der Mangel einer klaren Perspektive der wirtschaftlichen wie nationalen Entwicklung. Die itali-

enischen Thesen sind ein Lufthaus, es fehlt ihnen das solide ökonomische und politische Fundament. 

O e k o n o m i s c h  ist die Lage in Italien der englischen relativ gleich. Die Wirtschaftskrise, die Ab-

satzstockung sind verbunden mit einer zunehmenden S t i l l e g u n g  v o n  B e t r i e b e n  und E i n -

s c h r ä n k u n g  d e r  A r b e i t s z e i t. Die Krise wirft die Arbeiterklasse in die Verteidigung. Kämpfe 

gegen die Herabsetzung der Löhne, gegen die Maßregelung politisch mißliebiger Arbeiter stehen auf 

der Tagesordnung. Naturnotwendig hat der ökonomische Abwehrkampf zur Bildung der „Alleanze 

del Lavoro“ geführt. Die K. P. I. erkannte diese Notwendigkeit und übernahm die Führung. Die 

w i r t s c h a f t l i c h e  Einheitsfront im Kampf ums Brot wurde auf diese Weise hergestellt. 

Da jedoch die ökonomischen Kämpfe zugleich politische Kämpfe sind, muß die Abwehrfront der 

Gewerkschaften einschneidende p o l i t i s c h e  Maßnahmen durchführen. Sonst ist der Kampf gegen 

die Unternehmer aussichtslos, solange diese unbeschränkt die politische Macht durch die Regierungs-

gewalt besitzen. Will die Arbeiterklasse Erfolge erkämpfen, dann muß sie die Front der U n t e r n e h -

m e r  und der R e g i e r u n g  g l e i c h z e i t i g  mit vereinter Kraft berennen. Das hat natürlich zur 

Voraussetzung die Taktik der Einheitsfront auch mit den p o l i t i s c h e n  Parteien des Proletariats. 

Die italienischen Genossen bleiben auf halbem Wege stehen 

Man fühlt sich versucht, an dieser Stelle die italienische Fabrikbesetzung zum Vergleich heranzuzie-

hen. Ausgehend von dem Kampfe der Metallarbeiter, ergriffen Ende 1929 bekanntlich die Indust-

rieproletarier und Landarbeiter hauptsächlich in Oberitalien Besitz von den großen Fabriken. Wo-

chenlang hielten sie die Industrieunternehmungen besetzt. Während ein Teil der Belegschaft die mi-

litärische Sicherung der Betriebe übernahm, bewaffnete Kämpfe führte gegen die Polizei, führte der 

andere Teil die Produktion weiter. Ueber den größten Werken Italiens wehte stolz die rote Fahne. Die 

Bourgeoisie war ohnmächtig und auf alles gefaßt. Es war damals die große geschichtliche Schuld der 

sozialdemokratischen Partei, daß sie nicht sofort die von den Arbeitern errungenen ökonomischen 

Positionen in politische Macht ummünzte und an die Regierung Forderungen stellte oder sie über-

haupt zum Teufel jagte. Dieses Beispiel zeigt in geradezu herausfordernder Weise, wie [457] gefähr-

lich und verkehrt die Beschränkung auf den ökonomischen Kampf ist. Die K. P. I. sollte an dieser 

Tatsache nicht achtlos vorübergehen. 

Die p o l i t i s c h e  Lage Italiens fordert den Kampf um die A r b e i t e r r e g i e r u n g. Die bürgerliche 

Regierung windet sich in ewigen Krisen. D e  F a c t a  ist das Werkzeug Giollittis, des anonymen Va-

ters des Faszismus. Der Faszismus ist von der Regierung legalisiert worden. Die Unternehmer, die 

ihn zur Zeit der akuten revolutionären Gefahr, nach der Fabrikbesetzung, als ihren Retter organisier-

ten und bezahlten, fühlen sich jetzt sicher genug, nun ohne Faszisti den Kampf gegen die Arbeiter 

führen zu können. Die Regierung hat neben dem regulären, politisch unzuverlässigen Militär, ihre 
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eigenen weißen Garden und ihre Polizei. Die Exekutivgewalt des Staates ist bestens ausgerüstet. 

Diese Tatsachen sind die Ursache für eine wahrscheinliche Spaltung der Faszisten in nächster Zeit. 

Was vom Faszismus noch bleibt, sind Kriminalerbrechen. Die Regierung hat ein gerüttelt Maß voll 

von Sünden. Sie betreibt eine aufreizende Klassenjustiz gegen das Proletariat, sie ist schuld an allen 

Verbrechen des weißen Terrors, sie organisiert und schützt ihn. Bei allen Zusammenstößen zwischen 

Arbeitern und Faszisten wurden nie Faszisten, sondern in jedem Falle n u r  A r b e i t e r  verhaftet und 

bestraft. An diese Sünden reihen sich noch eine Unzahl konkreter anderer Verbrechen der Regierung 

wider das Proletariat. Die Sozialdemokraten treiben seit langem bereits s a c h l i c h  Koalitionspolitik. 

Sie sind in noch stärkerem Maße anonyme Regierungspartei wie die Unabhängigen in Deutschland. 

Turati ist seit Jahren Minister ohne Portefeuille. Das ist eine allgemein bekannte Tatsache. Jetzt wol-

len die Sozialdemokraten aus ihrer Anonymität heraus zum o f f e n e n  K o l l a b o r a t i o n i s m u s. 

Die Früchte der Koalitionspolitik fallen allenthalben nur der Bourgeoisie in den Schoß. Das Proleta-

riat muß sich mit den Dornen begnügen. Die K. P. I. darf sich deshalb nicht beschränken auf die 

Demaskierung des verräterischen und arbeiterschädlichen Inhalts des Kollaborationismus. Sie muß 

der negativen Kritik p o s i t i v e  V o r s c h l ä g e  an die Seite stellen und dem Proletariat sagen, was 

sie an Stelle des Kollaborationismus vorschlägt. 

Wird die K. P. I. die Massen gewinnen, wenn sie mit verschränkten Armen die Führer der Sozialde-

mokratie als Renegaten und Verräter brandmarkt und dem Proletariat lediglich die Räterepublik als 

einzigen Ausweg zeigt? Kann die kommunistische Partei in Italien unmittelbar die Sowjetmacht 

durchsetzen? Wenn sie es nicht kann – und sie kann es nicht – dann muß sie d e n  B o d e n  f ü r  d i e  

S o w j e t s  s c h a f f e n, dann muß sie den Kampf führen um das unmittelbare Ziel, dann muß sie 

d e m  K o l l a b o r a t i o n i s m u s  d i e  A r b e i t e r r e g i e r u n g  g e g e n ü b e r s t e l l e n. Das ist für 

Italien die aktuelle politische Losung. 

Werden die kommunistischen Arbeiter diese Schwenkung, diese neue Taktik verstehen? So fragen 

unsere italienischen Freunde. Die kommunistische Partei hat doch erst in L i v o r n o  die Spaltung 

vollzogen, sie beweist der Arbeiterschaft täglich an praktischen Beispielen die Unentschlossenheit, 

Halbheit und den reformistischen Charakter der sozialdemokratischen Mandarinen, jetzt sollen wir 

mit diesen Führern unter Umständen zusammengehen. Das bedeutet vor den Augen der Arbeiter doch 

eine Rehabilitierung dieser Chefs. Die kommunistische Internationale leugnet nicht, daß die Anwen-

dung der Einheitsfronttaktik nicht nur große Schwierigkeiten in sich birgt, sondern auch große Ge-

fahren. Ja, sie hat zur Voraussetzung eine starke grundsatz- und taktiksichere kommunistische Partei. 

Auch läßt sich eine solche taktische Schwenkung nicht mit einem Ruck vollziehen. Die deutsche 

Partei begann die neue Taktik mit dem [458] Offenen Brief. Der überwiegende Teil der Partei war 

sich bei der Offenen Briefkampagne des eigentlichen Inhalts dieser Taktik entweder nur halb oder 

gar nicht bewußt. Mit vollem Bewußtsein begann die deutsche Partei die Anwendung dieser Taktik 

erst auf dem Zentralausschuß vor dem Jenaer Parteitag. Dann setzte vor und nach dem Jenaer Partei-

tag eine Periode innerer Selbstverständigung über die Taktik ein, die ihren Abschluß mit der Liqui-

dation der K. A. G. gefunden hat, also über ein halbes Jahr dauerte. 

Wenn innerhalb der italienischen Partei gegen die Anwendung der Einheitsfront-Taktik Widerstände 

sind, so ist das eine ganz natürliche Erscheinung. Hier liegt nun die große Aufgabe der Parteiführung: 

Ohne schwere Erschütterungen und Krisen die Schwenkung der Partei zu vollziehen. Das setzt na-

türlich voraus, daß die Parteileitung selbst absolut sicher in der Taktik ist. Die Schwäche der italieni-

schen Parteileitung und damit auch der ganzen Partei liegt darin, daß sie den ersten Schritt in der 

Einheitsfront nur halb macht. Wie kann sie also den nächsten wagen? Unsere italienischen Freunde 

fürchten den g a n z e n  ersten Schritt zu tun, deshalb bleiben sie zagend und zögernd an der Schwelle 

der Einheitsfront, deshalb verstecken sie ihre taktische Schwäche hinter dem Argument: wirtschaft-

liche Einheitsfront, ja – aber nicht politische Einheitsfront. Nimmt die italienische Partei die Einheits-

fronttaktik uneingeschränkt an, tut sie diesen Schritt ganz, dann muß sie sich auch auf den nächsten 

Schritt vorbereiten und ihre Stellung in der Frage der Arbeiterregierung revidieren. Es kann ihr dann 

nicht schwer fallen, sich auch in dieser Frage nicht nur aus Disziplin, sondern aus Ueberzeugung und 

Erkenntnis den Beschlüssen der Komintern anzuschließen. 
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Im Schlußkapitel der italienischen Thesen, das die konkrete S t e l l u n g  d e r  P a r t e i  z u r  p o l i t i -

s c h e n  L a g e  i n  I t a l i e n  e n t h ä l t, ist die Auffassung der K. P. I. über die historische Rolle der 

sozialdemokratischen Regierung niedergelegt. These 52 geht davon aus, daß die gegenwärtige Situation 

in Italien gleichzustellen sei mit der Lage, wie sie nach einem siegreichen militärischen Putsch einträte. 

„Die fortwährenden Gewalttaten, die der Reihe nach die normalen Bedingungen des sozialen Lebens 

einer ganzen Klasse von Staatsbürgern umstoßen, die Mißachtung der Bestimmungen des geschriebe-

nen Gesetzes, durch die Willkür von Gruppen und von Einzelnen, die Straflosigkeit, die diesen zugesi-

chert ist, und die Verfolgungen, die ihre Gegner treffen, das alles hat dieselben Resultate gezeitigt, die 

eine einzige gewaltsame und mit starken Kräften gleichzeitig durchgeführte Tat erreicht hätte.“ Das 

Bürgertum ist sich dieser Situation wohl bewußt. Es lehne deshalb einen gewaltsamen Umsturz, der nur 

mit der offenen Militärdiktatur enden kann, ab. Es genüge der besitzenden Klasse, daß die jetzige Staats-

form ihre Privilegien hinreichend schützt. „Keine neue Staatsform könnte mehr als die gegenwärtige 

die Freiheit, die erworbenen und anerkannten Rechte, das Leben der Arbeiter, mißachten. Nur in einem 

vervollkommneten demokratischen Staat, der fähig wäre, das eigentliche Wesen des diktatorischen 

Regimes der Bourgeoisie zu verhüllen, kann diese ihr Ziel erblicken. U n d  d i e s  w i r d  e r r e i c h t  

w e r d e n  d u r c h  d i e  B i l d u n g  e i n e r  s o z i a l d e m o k r a t i s c h e n  R e g i e r u n g.“ 

Wir finden hier die historische Rolle der sozialdemokratischen Regierung gekennzeichnet als 

Schleier für das diktatorische Wesen der Bourgeoisie. Diese Einschätzung entspricht der Auffassung 

des z w e i t e n  Weltkongresses, jener Auffassung, die auch die deutsche Partei in ihrer Haltung ge-

genüber der sozialdemokratischen Regierung bis vor dem Jenaer Parteitag vertreten hat. In den Jahren 

1918 und 1919, in der [459] Zeit des proletarischen Vormarsches, war tatsächlich die sozialdemokra-

tische, parlamentarische Regierung ein Schutzwall der Bourgeoisie vor den weitergehenden Forde-

rungen des Proletariats. Massiv ausgedrückt wird diese Rolle der sozialdemokratischen Regierung 

durch den Noskekurs. Inzwischen hat aber die Bourgeoisie neue politische Positionen bezogen, und 

die Arbeiterklasse in die Verteidigung gedrängt. In dieser Phase der revolutionären Entwicklung 

l i e g t  e s  a n  d e r  A r b e i t e r s c h a f t, d i e  h i s t o r i s c h e  F u n k t i o n  e i n e r  s o z i a l d e m o -

k r a t i s c h e n  R e g i e r u n g  z u  b e s t i m m e n. Ist sich die kommunistische Partei dieser Tatsache 

voll bewußt, und stellt sie sich an die Spitze der Arbeitermassen, kritisiert sie nicht nur die Schwan-

kungen und den Verrat dieser Regierung, sondern macht sie p o s i t i v e  V o r s c h l ä g e, wie die Lage 

der Arbeiter politisch und ökonomisch gebessert werden kann, dann bietet eine sozialdemokratische 

Regierung tatsächlich Möglichkeiten für eine politische Machterweiterung des Proletariats. Die I n i -

t i a t i v e  zu ihrer vollen Ausnutzung liegt allerdings e i n z i g  u n d  a l l e i n  b e i  d e n  K o m m u -

n i s t e n. Denn die Sozialdemokraten fürchten in jedem Fall den Konflikt mit der Bourgeoisie, sie 

fühlen sich gebunden an die bürgerlich-demokratisch-parlamentarischen Formen. 

D e r  n ä c h s t e  S c h r i t t  – darüber muß man sich bei der Anwendung dieser Taktik absolut klar 

sein – i s t  d i e  V e r b r e i t e r u n g  d e r  B a s i s  d e r  s o z i a l d e m o k r a t i s c h e n  R e g i e r u n g  

u n d  d i e  B i l d u n g  e i n e r  A r b e i t e r r e g i e r u n g. Bei Erfüllung bestimmter Forderungen durch 

die Sozialdemokratie und bestimmter Voraussetzungen durch die Massen, m u ß  d i e  k o m m u n i s -

t i s c h e  P a r t e i  a n  d i e s e r  A r b e i t e r r e g i e r u n g  t e i l n e h m e n. Das bedeutet eine wichtige 

Verschiebung des Kräfteverhältnisses zwischen Bourgeoisie und Arbeiterklasse zugunsten der letz-

teren. Eine Verschiebung, deren wichtigste Aeußerungen im a u ß e r p a r l a m e n t a r i s c h e n  

Kampfe zur Geltung kommen müssen. In der Arbeiterregierung sehen die Kommunisten nicht den 

Abschluß des Kampfes zwischen Bourgeoisie und Proletariat, sondern d e n  B e g i n n  e i n e r  

n e u e n  e n t s c h e i d e n d e n  E p o c h e. Sie ist das Aufmarschgebiet unmittelbar vor der Eroberung 

der politischen Macht. (Diese Einschätzung der Arbeiterregierung schließt natürlich nicht aus, einen 

zeitweiligen Rückfall der Sozialdemokratie in den Kollaborationismus oder in eine bürgerliche Re-

gierung. Die Entwicklung in den Klassenkämpfen ist bekanntlich nie kontinuierlich.) 

Wie wenig klar die Thesen diese Taktik aufzeigen, sei an These 53 dargelegt, die folgenden Wortlaut 

hat: 

„Die gegenwärtige Situation in Italien ist für diesen weiteren Abschnitt des Leidenswegs des Proletariats reif. 

(Gemeint ist die Bildung einer sozialdemokratischen Regierung. B.) Von zwei Seiten strebt man diesem Ziele 
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zu: eine starke Strömung in der sozialistischen Partei einerseits und andererseits die Parteien der bürgerlichen 

Linken sondieren die Lage, um einen, für ihr B ü n d n i s  günstigen Berührungspunkt zu finden. Beide begrün-

den ihre Aktion nur mit der Notwendigkeit, eine Verteidigung gegen die vernichtende Gewalttätigkeit des 

Faszismus zu finden und herzustellen, und auf diesem Boden verlangen sie ein Uebereinkommen zwischen 

allen radikalen Parteien und fordern, daß man allen Polemiken und gegenseitigen Angriffen ein Ende setze. 

Wenn eine sozialdemokratische Regierung die Kraft haben wird, den Faszismus zu bekämpfen und zu besie-

gen, was wir stark bezweifeln, sowohl auf Grund unserer theoretischen Ueberzeugung, als auch auf Grund der 

Beispiele der jüngsten Geschichte und es daher notwendig erscheinen sollte, ein für ihre Bildung günstiges 

Terrain vorzubereiten, so [460] wird dieses um so leichter und um so rascher herzustellen sein, je entschiedener 

und unermüdlicher die Kommunisten in ihrer Polemik gegen die sozialistische Partei fortfahren werden. Der 

Angriff der Kommunisten verleiht der sozialistischen Partei in den Augen der Bourgeoisie den Wert einer 

Zielscheibe für die revolutionäre Gewalttätigkeit und eines Hindernisses für die Entfesselung des Klassen-

kampfes und erhöht dadurch die Wahrscheinlichkeit eines U e b e r e i n k o m m e n s  und B ü n d n i s s e s  zwi-

schen ihnen. Man darf in der Tat nicht vergessen, daß die Kollaboration der Sozialisten in Italien von links 

stehenden Gruppen der Bourgeoisie von dem Moment als durchführbar hingestellt zu werden begann, als mit 

der Spaltung in Livorno die sozialistische Partei von jeder kommunistischen Tendenz befreit wurde. Ein Nach-

lassen des Kampfes zwischen Sozialisten und Kommunisten würde die ersteren in die scheinbare und falsche 

Stellung von Anhängern der Theorie und Praxis der 3. Internationale zurückversetzen, was das Erstarken jedes 

Vertrauens verhindern würde, was die Voraussetzung zur Bildung eines sozialdemokratischen Blocks ist. 

Deshalb muß auf dem Gebiete des politischen Kampfes den anderen radikalen Parteien gegenüber eine abso-

lute Intransigenz beobachtet werden, auch in der für uns trügerischen Voraussetzung, daß ein Wechsel von 

Staatsmännern bei gleichzeitiger Beibehaltung der Staatsform, für das Proletariat von Vorteil sein könnte.“ 

Ein grundlegender Widerspruch, der unbedingt Verwirrung anrichten muß, sticht n dieser These zu-

erst in die Augen: Kollaborationismus und sozialdemokratische Regierung werden gleichgestellt, 

während sie in Wirklichkeit zwei sehr verschiedene politische Formen darstellen. Der zweite Irrtum 

dieser These liegt darin, daß die Verfasser der Meinung sind, die Bildung der Einheitsfront habe zur 

Voraussetzung das Einstellen der Kritik der sozialdemokratischen Partei und Regierung durch die 

Kommunisten. Weder die sozialdemokratische Regierung noch die sozialistische Partei noch die Ko-

alitionsregierung sind auch nur im entferntesten Anlaß für die Kommunisten, eine „schonende Tak-

tik“ anzuwenden. Die deutschen Erfahrungen sagen hierüber genug. Auch diese These ist für die 

Komintern völlig unannehmbar. 

Zur Information der deutschen Genossen sei hier noch eine Uebersetzung der letzten These gegeben, 

die sich mit den H a u p t a u f g a b e n  d e r  i t a l i e n i s c h e n  K o m m u n i s t e n  i n  d e r  g e g e n -

w ä r t i g e n  S i t u a t i o n  b e s c h ä f t i g t. Sie lautet: 

„Die K. P. I., die die Möglichkeit, daß sich aus der unstabilen Situation für die Bourgeoisie die Gele-

genheit zu einer Gewaltaktion ergeben könnte, keineswegs ausschließt, sondern im Gegenteil in 

Rechnung stellt, und die infolgedessen die notwendigen Mittel vorbereite, um ihr die Stirn zu bieten 

und sie zu überwinden, nimmt dem Problem der direkten Aktion gegenüber eine v o r b e r e i t e n d e  

S t e l l u n g  ein. 

Die Weltkrise der kapitalistischen Wirtschaft hat einen verderblichen Einfluß ausgeübt auf den revo-

lutionären Elan des Proletariats, das den Zusammenbruch seiner stärksten Organisation erlebte, die 

die Krise nicht vorausgesehen, und sich daher nicht vorbereitet hat, sie siegreich zu bestehen. Die 

Partei ist des Erachtens, daß es nun gilt, die frühere Festigkeit wieder herzustellen, in der sicheren 

Ueberzeugung, daß in einer Situation wie die verflossene, ein festorganisiertes und von der revoluti-

onären Partei geführtes Proletariat erfolgreich zur Offensive übergehen könnte. D i e s e  P a r t e i  

a u f b a u e n  u n d  i h r e n  E i n f l u ß  a u f  d i e  M a s s e n  z u  e r w e i t e r n, d e n  e i g e n e n  A n h ä -

n g e r n  Z u s a m m e n h a l t, D i s z i p l i n  u n d  r e v o l u t i o n ä r e  V o r b e r e i t u n g  z u  v e r l e i -

h e n, i m m e r  b r e i t e r e  S c h i c h t e n  d e r  A r b e i t e r k l a s s e  m i t  s i c h  z u  r e i ß e n, d a s  

s i n d  d i e  H a u p t a u s g a b e n  d e r  i t a l i e n i s c h e n  K o m m u n i s t e n, die zu erfüllen sind auf 

Grund der Thesen, die vom gegenwärtigen Kongreß zu den verschiedenen Fragen (Gewerkschafts-

frage, Agrarfrage usw.) diskutiert und angenommen werden. [461] 
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S c h l u ß b e m e r k u n g e n. 

Die 55 Thesen über die Taktik, die wir oben in ihren Hauptpunkten einer kritischen Betrachtung 

unterzogen haben, und die nach dem Willen ihrer Verfasser dem vierten Weltkongreß zur Entschei-

dung vorgelegt werden sollen, wurden auf dem März-Parteitag der K. P. I. in Rom gegen eine kleine 

Opposition angenommen. Der Parteitag gab seiner Entscheidung eine Deklaration, die besagt, daß 

sich der Parteitag der Disziplinarerklärung der italienischen Vertreter auf der Sitzung der erweiterten 

Exekutive in Moskau anschließt. Das heißt, die italienische Partei wird in loyaler Weise auf dem 

Boden der Moskauer Beschlüsse arbeiten und macht ihre Vorbehalte in der Frage der Einheitsfront. 

Inzwischen wendet die italienische Partei ihre bisherige Taktik in dieser Frage weiter an. Sie bildet 

die Einheitsfront in den Gewerkschaften. 

Die kommunistische Internationale ist eine Weltpartei. Ihre Stärke besteht gerade darin, daß sie die 

Landessektionen einer zentralen Disziplin unterwirft, daß sie nicht, wie die zweite Internationale, die 

Parteien der einzelnen Länder auf eigene Faust Politik machen läßt. Auf dem vierten Weltkongreß 

spitzt sich die Situation infolge der italienischen Thesen zu auf die Frage: Nimmt die Komintern die 

italienischen Thesen an oder unterwirft sich die italienische Partei der Komintern? Das erstere ist 

ausgeschlossen. Bleibt nur noch die zweite Frage. Sie ist nicht ganz einfach. Bekanntlich haben auf 

der erweiterten Exekutivsitzung die Lateiner (Italiener, Franzosen, Spanier) eine „Einheitsfront“ her-

gestellt gegen die „Einheitsfront“. 

Wird es zu einer Krise der Komintern auf dem vierten Weltkongreß kommen? 

Die Feinde der Komintern sollen mit ihrem Triumphgeheul zurückhalten. Sie haben so oft schon die 

deutsche Partei totgesagt. Sie haben oft der Komintern den Leichenbitter bestellt und aller Wege war 

ihr Bemühen und ihre Freude eitel. Die deutsche Partei ist aus ihren verschiedenen Krisen jedesmal 

stärker und gefestigter hervorgegangen. Die Komintern aber ist heute eine so solide Macht, daß sie 

Auseinandersetzungen über taktische Fragen schon gar nicht zu fürchten hat. Was uns in der italieni-

schen Frage als n ä c h s t e  A u f g a b e  u n b e d i n g t  n o t w e n d i g  e r s c h e i n t, i s t  e i n e  i n t i m e  

K o o r d i n a t i o n  d e r  A r b e i t  a l l e r  w e s t e u r o p ä i s c h e n  P a r t e i e n, i n s b e s o n d e r e  d e r  

d e u t s c h e n, t s c h e c h o s l o w a k i s c h e n, i t a l i e n i s c h e n  u n d  f r a n z ö s i s c h e n  P a r t e i. 

Das Kindesalter der Komintern, in dem verschiedenen Parteien vom Moskauer Mutterhause Ammen 

und Turkestaner gesandt wurden, ist vorüber. D i e  P a r t e i e n  m ü s s e n  s i c h  j e t z t  s e l b s t  h e l -

f e n. Die wichtigen Erfahrungen der deutschen Revolution und der kommunistischen Partei müssen 

in viel größerem Umfang wie bisher den übrigen westeuropäischen Parteien nutzbar gemacht werden. 

Die westeuropäischen Parteien müssen endlich die Forderung des Genossen Lenin auf dem dritten 

Weltkongreß, die enge Verbindung zwischen den Parteien p o l i t i s c h  und p e r s o n e l l  zu schaffen, 

erfüllen. Wir sehen hier einen Weg, auf dem die, im übrigen vorzüglich arbeitende italienische Partei, 

sich die deutschen Erfahrungen in der Einheitsfronttaktik aneignen kann. Das gegenseitige kamerad-

schaftliche Zusammenarbeiten zwischen den Parteien ist das geeignetste Mittel, um taktische Hem-

mungen und Schwankungen zu überwinden. Nehmen die italienische und die deutsche Partei sofort 

diese Zusammenarbeit auf, dann leisten sie für den vierten Weltkongreß notwendige, aber aussichts-

reiche positive Vorarbeit. [462] 
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* 

Die Stellung der KPD zu den §§ 218 und 219 des Strafgesetzbuches. 

Die A b t r e i b u n g s p a r a g r a p h e n  sind eine Schmach des alten kaiserlichen Deutschland, die 

auch die sogenannte Novemberrevolution nicht auslöschte. Noch heute wüten in der deutschen Re-

publik Polizei und Gerichte mit der Handhabe der §§ 218 und 219 gegen die proletarischen Frauen, 

die durch die Not gezwungen, immer häufiger zum Mittel der Abtreibung greifen. 

Das F r a u e n r e i c h s s e k r e t a r i a t  der KPD hat sich in mehreren Sitzungen mit dieser Frage 

beschäftigt und ihre prinzipielle Stellung in einer Denkschrift an die Zentrale festgelegt, die sich die 

Zentrale in ihrer Sitzung am 19. April zu eigen gemacht hat. Die Denkschrift hat folgenden Wortlaut: 

§ 218 d e s  StGB l a u t e t: 

„Eine Schwangere, welche ihre Frucht vorsätzlich abtreibt, oder im Mutterleibe tötet, wird mit 

Zuchthaus bis zu fünf Jahren bestraft. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe nicht unter 6 Monaten ein. 

Dieselben Strafvorschriften finden auch auf denjenigen Anwendung, welcher mit Einwilligung der 

Schwangeren die Mittel zu der Abtreibung oder Tötung bei ihr angewendet oder ihr beigebracht 

hat.“ 

§ 219 d e s  StGB l a u t e t: 

„Mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren wird bestraft, wer einer Schwangeren, welche ihre Frucht abgetrie-

ben oder getötet hat, gegen Entgelt die Mittel hierzu verschafft, bei ihr angewendet oder ihr beige-

bracht hat.“ 

Die Bewegung der proletarischen Frauen gegen diese Schandparagraphen ist im ganzen Reiche im 

Zunehmen begriffen. Teilweise ohne unser Zutun durch das reaktionäre Verhalten der Behörden, die 

die proletarischen Frauen wegen Uebertretung dieser Paragraphen verfolgen, teilweise durch unsere 

Kampagne, die wir in der Woche des Internationalen Frauentages entfaltet haben, ist diese Sache 

immer mehr ins Rollen gekommen. So haben unsere Genossen in Stuttgart im Landtage in einer aus-

führlichen Rede unseres Genossen S t e t t e r  schon einen Vorstoß gegen diese Paragraphen gemacht. 

Die Rede Stetters wurde unter dem Titel „D i e  w e i ß e  S c h m a c h“ als Broschüre herausgegeben. 

In S t u t t g a r t, M ü n c h e n  und in anderen Städten Bayerns und Württembergs wurden auch ohne 

speziellen Auftrag der Zentrale oder des Frauenreichssekretariats Massenversammlungen mit der Ta-

gesordnung „Protest gegen die §§ 218 und 219“ abgehalten. 

D i e  K P D  h a t  d i e  P f l i c h t, a n  H a n d  d i e s e r  k o n k r e t e n  F r a g e  d i e  p r o l e t a r i s c h e n  

F r a u e n  z u  m o b i l i s i e r e n  u n d  s i e  f ü r  d e n  K l a s s e n k a m p f  z u  g e w i n n e n. Wir müs-

sen gerade bei dieser die Arbeiterfrauen bedrückenden Verfolgung den ganzen S c h w i n d e l  d e r  

D e m o k r a t i e  aufzeigen, die scheinbar gleiches Recht für alle walten läßt, in Wirklichkeit den Da-

men der guten Gesellschaft die Tore der Sanatorien zur Abtreibung öffnet, während die Proletarier-

frauen den Kurpfuschern in die Hände geliefert werden. Sie verfallen auch gerade auf solche Stellen, 

wo die [463] Schnüffeleien der Polizei vorgenommen werden. Die armen Opfer dieser polizeilichen 

Verfolgungen werden in die Gefängnisse gesteckt, die schon am Leben befindlichen Kinder schon zu 

Hause oft dem Hunger und der Verwahrlosung überlassen. So hat beispielsweise in Württemberg 

nach Ausspruch des Justizministers im Landtage die Zahl der wegen Abtreibung A b g e u r t e i l t e n  

s t a r k  z u g e n o m m e n. Während im Jahre 1920 dort nur 277 Personen verurteilt wurden, fielen im 

Jahre 1921 795 Personen diesem Strafgesetz zum Opfer. Das Anschwellen dieser Zahl ist weniger 

auf die Verbreitung der Abtreibung, als vielmehr auf die z u n e h m e n d e  V e r f o l g u n g  der prole-

tarischen Frauen zurückzuführen. 

Trotz der strengen Handhabung der barbarischen Gesetzesparagraphen des StGB n i m m t  d i e  A b -

t r e i b u n g  i n  l e t z t e r  Z e i t  u n g e h e u e r  z u. Genaue Statistiken sind dazu unmöglich zu erhal-

ten, da die Mehrzahl der Fälle nicht einmal den Aerzten bekannt sind, eine große Zahl sogar von den 

Frauen selbst mit den primitivsten Mitteln und unter Lebensgefahr ausgeführt wird. Auch die Zahl 

der S t e r b e f ä l l e  a n  m i ß l u n g e n e r  A b t r e i b u n g, die von Kurpfuschern, ungelernten Heb-

ammen, oder gar von Laien ausgeführt wurde, ist nicht zu ermitteln. Nach Schätzungen von ärztlicher 
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u n k u n d i g e  H a n d  v o r g e n o m m e n e n  A b o r t u s. Sehr häufig wird eine andere Todesursache 

angegeben, vielfach wenn die Vermutung auf Abtreibung nicht nahe liegt, wird von Aerzten selbst 

bei der Obduktion der Leiche eine andere Krankheit als Ursache des tödlichen Ausgangs angenom-

men. Viele tausende Frauen werden durch die mit unkundiger Hand vorgenommene Operation a u f  

L e b e n s z e i t  k r a n k, oft für immer gebärunfähig, obwohl sie zu anderen Zeiten gerne die Mutter-

schaft auf sich nehmen wollten. 

Das Ueberhandnehmen der Abtreibung gerade in der Zeit nach dem Kriege, wo sonst in normaleren 

Zeiten immer ein Anschwellen der Geburtenziffer zu vorzeichnen war, erklärt sich a u s  d e m  g e -

s t e i g e r t e n  E l e n d  d e r  A r b e i t e r k l a s s e. Eine große Kinderzahl drückt auf die ganze Lebens-

haltung der Familie, in Zeiten der Teuerung und Not, wie wir sie jetzt durchleben, wird oft dadurch, 

daß mehr Kinder auf die Welt gebracht werden, die wirkliche Zahl der überlebenden Kinder nicht 

gesteigert. Denn je mehr auf die Welt kommen, um so eher verfallen die jungen Mütter dem frühen 

Tode. Die die Zeit des Elends und der Not überlebenden Kinder siechen als junge Menschen früh 

dahin. D e r  R ü c k g a n g  d e r  G e b u r t e n z i f f e r  i s t  m i t  e i n e r  d e r  V e r f a l l s e r s c h e i -

n u n g e n  d e r  g a n z e n  h e u t i g e n  G e s e l l s c h a f t. Die Arbeiterklasse ist in der Zeit der Ver-

elendung nicht imstande, sich selbst zu reproduzieren. Sie greift in der Not zu den Mitteln, die ihr am 

nächsten liegen, um ihre einfachste Lebenshaltung möglich zu machen. 

Die A b t r e i b u n g  an sich ist ein u n ö k o n o m i s c h e s  und für die Frauen g r a u s a m e s  M i t t e l  

d e r  G e b u r t e n r e g e l u n g. Nur durch die Heuchelei und Geheimnistuerei der heutigen Gesell-

schaft, die empfängnisverhütende Mittel für das Volk unbekannt oder schwer erhältlich macht, muß 

die Masse der Proletarierfrauen zu diesem letzten Mittel greifen, um Kinder nicht in die Welt zu 

setzen, für die kein Brot vorhanden ist. 

D e r  K P D  s t e h t  e s  f e r n, d i e  A b t r e i b u n g  a l s  e i n  I d e a l  z u  e m p f e h l e n. Aber wir müs-

sen uns entschieden dagegen [464] wenden, daß die proletarischen Frauen von der kapitalistischen 

Gesellschaftsordnung gezwungen werden, Kinder in die Welt zu setzen, für die der Staat keine Le-

bensmöglichkeiten schaffen kann. Wir müssen den Polizeiparagraphen, die die Abtreibung verbieten, 

die Forderung nach M ü t t e r- u n d  S ä u g l i n g s h e i m e n, nach u n e n t g e l t l i c h e r  A e r z te- und 

H e b a m m e n h i l f e  entgegensetzen. Solange eine Gesellschaft nicht imstande ist, den Frauen die 

Mutterschaft materiell möglich zu machen, hat sie auch kein Recht, von den Frauen die Uebernahme 

der Leiden und Lasten, die aus der Mutterschaft hervorquellen, zu verlangen. Die s c h l e c h t e  E n t -

l o h n u n g  der Frauenarbeit, die V e r f e m u n g  d e r  u n e h e l i c h e n  M u t t e r, die erst in der letz-

ten Reichstagsdebatte über die unehelichen Beamtinnen wieder zum Ausdruck kam, sind mit ein An-

trieb, die Frauen zur Abtreibung zu zwingen. 

Unsere Anträge im Reichstag zur Abtreibung v e r l a n g e n  n i c h t  a l l e i n  A b s c h a f f u n g  der §§ 

218 und 219, sondern zureichende ö f f e n t l i c h e  F ü r s o r g e  f ü r  S c h w a n g e r e  u n d  W ö c h -

n e r i n n e n, f ü r  S ä u g l i n g e  u n d  K i n d e r. Im Falle, daß vom Staate diese Fürsorge nicht ge-

währt werden kann, verlangen wir für die Frauen das Recht, in öffentlichen Anstalten von approbier-

ten Aerzten ihre Leibesfrucht unentgeltlich beseitigen zu lassen. 

Die USP verlangt die Streichung der §§ 218 und 219, ohne unsere positiven Vorschläge, daß die 

Abtreibung in öffentlichen Anstalten von approbierten Aerzten vorgenommen wird, in ihren Antrag 

aufzunehmen. Das würde die Frauen noch mehr als heute den Kurpfuschern und Winkelärzten in die 

Arme treiben. 

Die SPD will, daß in den ersten drei Monaten die Abtreibung, sofern sie im Einverständnis mit der 

Schwangeren von einem ärztlich approbierten Arzte vorgenommen wurde, straflos sei. Sie zeigt da-

mit ihre Befangenheit in der christlichen Weltanschauung, die glaubt, daß nach einer gewissen An-

zahl von Monaten der Schwangerschaft die Leibesfrucht beseelt, die Abtreibung also als Tötung zu 

betrachten sei. 

Die bürgerlichen Parteien verteidigen diese Schandparagraphen und wollen deren Aufrechterhaltung. 
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Wir müssen die Heuchelei der bürgerlichen Gesellschaft enthüllen, die sich unter verschiedenen Vor-

wänden gegen die Abtreibung ausspricht. Sei es nun vom m e d i z i n i s c h e n  Standpunkt, von dem 

aus sie die gesundheitliche Schädigung der Abtreibung beweisen will, während sie doch bei den 

Frauen der Bourgeoisie ohne Bedenken von den bekanntesten Professoren vorgenommen wird, sei es 

vom moralischen Standpunkt, der die Abtreibung als eine Art Tötung eines beseelten Wesens hin-

stellt. Alle diese verschiedenen Vorwände sind in Wirklichkeit d i k t i e r t  v o m  K l a s s e n i n t e -

r e s s e  d e r  b ü r g e r l i c h e n  G e s e l l s c h a f t, die im Geburtenrückgang eine Gefahr für sich sieht. 

Die Bourgeoisie fürchtet, daß sich die Objekte ihrer Ausbeutung vermindern könnten, daß ihr in den 

Z e i t e n  d e r  H o c h k o n j u n k t u r  die nötigen Arbeitskräfte fehlen könnten, die ihr auch in den 

Zeiten der Krise und der Depression als ein Heer von L o h n d r ü c k e r n, als eine i n d u s t r i e l l e  

R e s e r v e a r m e e, die auf dem Lebensstandard der ganzen Arbeiterklasse drückt, willkommen ist. 

Noch mehr fürchtet sie, bei ihrem nächsten Kriege um die Aufteilung der Welt zu kurz zu kommen, 

wenn nicht g e n ü g e n d  K a n o n e n f u t t e r  vorhanden ist. 

Die KPD muß in ihrem Kampfe gegen dieses Ausnahmegesetz gegen die proletarischen Frauen den 

Frauen das Recht zugestehen, über [465] sich selbst zu bestimmen, selbst zu urteilen, ob sie imstande 

sind, ein neues Wesen aufzuziehen, solange die Gesellschaft die Versorgung der Mutter und die Auf-

zucht der Kinder nicht übernehmen will. 

Wir müssen dabei besonders auf die G e f a h r  h i n w e i s e n, die die Abtreibung für die Frauen hat, 

die Kurpfuschern in die Hände fallen und oft ihr Leben bei einer solchen Operation einbüßen. Auch 

dürfen wir nicht vergessen, daß ein U e b e r h a n d n e h m e n  d e s  G e b u r t e n r ü c k g a n g e s  letz-

ten Endes auch die Arbeiterklasse an Zahl und Stärke verringern kann, also n i c h t  i m  I n t e r e s s e  

d e s  K l a s s e n k a m p f e s  g e l e g e n  i s t. Aber wir sind uns bewußt, daß man diesen Uebelständen 

nicht durch Gesetzesparagraphen, sondern nur durch planmäßige Fürsorge für Mutter und Kind ent-

gegenarbeiten kann. 

Deshalb nehmen wir diesen konkreten Fall, um dabei die Heuchelei und Niedertracht der ganzen 

bürgerlichen Gesellschaft aufzuzeigen, den Widerspruch dieser Gesellschaft, die in verschwenderi-

scher Weise Menschen in die Welt setzen will, die ohnehin einem frühen Tode und Siechtum geweiht 

sein müssen. 

Die heutige kapitalistische Gesellschaft ist nicht mehr imstande, ihren Sklaven das nackte Leben zu 

sichern, sie ist nicht imstande, ihnen das primitivste R e c h t  d e s  M e n s c h e n  a u f  F o r t p f l a n -

z u n g  u n d  V e r m e h r u n g  zu gewährleisten. 

Wir kämpfen für die B e s e i t i g u n g  d i e s e r  S c h a n d p a r a g r a p h e n, die sich gerade gegen die 

Frauen richten. Wir wollen an ihrer Hand die proletarischen Frauen g e g e n  d i e  h e u t i g e  G e -

s e l l s c h a f t s o r d n u n g  m o b i l i s i e r e n, sie für den Klassenkampf gewinnen. Aber der Wider-

spruch, der in der ganzen Gesellschaftsordnung liegt, und auch in dieser Frage wieder an die Ober-

fläche kommt, kann nur mit der kapitalistischen Gesellschaftsordnung selbst vollständig beseitigt 

werden. W i r  m o b i l i s i e r e n  d a m i t  d i e  F r a u e n  z u m  K a m p f e  g e g e n  d i e  g a n z e  G e -

s e l l s c h a f t s o r d n u n g  d e s  K a p i t a l i s m u s. 

* 

Entstaatlichung im Bergbau.  
Von W i l h e l m  D ü w e l l. 

Das Unternehmertum hat mit großem Erfolg die Sozialisierungsbremse angesetzt. Der kapitalistische 

Wiederaufbau bekam ziemlich unbeschränkten Freilauf im Preistreiben. 

Die Sozialisierung marschiert! Die Sozialisierung des Bergbaues ist schon da! – So verkündeten die 

Scheidemann-Noske Anfang März 1919. Grelle Plakate gaben die Verheißung der Bevölkerung 

kund. Geschäftige Federn und bewegliche Zungen verherrlichten die Errungenschaft der SPD-Politik 

in glühenden Farben und jubelnden Tönen. Es war das Präludium zu der militärischen Aktion der 

Scheidemann-Noske gegen das Proletariat, das die reaktionäre Politik der SPD-Führer durchschaute 

und glaubte, sie durch revolutionäres Ausbäumen durchkreuzen zu können. 
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Blut floß. Man trug Tote hinaus. Hinter revolutionären Arbeitern schlossen sich Gefängnistore. Unter 

der glorreichen Mitwirkung [466] der Ebert-Sozialisten hatte die Konterrevolution einen entschei-

denden Schlag gegen das Proletariat geführt. Die „Sozialisierung“ marschierte weiter. 

Die tatsächlichen Verhältnisse stehen heute mit dem, was die Scheidemann-Leute unter Sozialisie-

rung verstehen, nämlich die Verstaatlichung, in krassem Widerspruch. Gerade in der Frage der recht-

lichen und wirtschaftlichen Bestimmung über den Bergbau kommt der Gegensatz zwischen den Ver-

sprechungen der SPD-Minister und dem Lauf der Dinge am sinnfälligsten zum Ausdruck. 

Die für eine Sozialisierung objektiv reifste Industrie ist unzweifelhaft der Bergbau. Das wird auch 

von den Arbeitsgemeinschaften und der SPD-Presse nicht bestritten. Im Gegenteil. Jedes Mal, wenn 

das Grubenkapital mit der Waffe der Preissteigerung einen neuen Angriff auf die Verbraucher sieg-

reich durchgeführt hat, dann erschallt aus dem Presseorchester der SPD lauter und ausdringlicher das 

Lied von der Sozialisierung des Bergbaues. Der gewohnte Trick, mit dem man die Arbeiter und Spie-

ßer einfängt. Die kräftigen Schalmeien veranlassen sie, weiter auf die Sozialisierung von oben zu 

warten; derweil wird ihnen vom Grubenkapital das Fell über die Ohren gezogen. 

* 

Die Haupteinwände, die man im allgemeinen gegen das Verstaatlichen erhebt, sind die folgenden: 

Die Verwaltung industrieller Betriebe erfordert kaufmännische Beweglichkeit und Wagemut, Eigen-

schaften, die der Fiskus als Werkbesitzer nicht aufbringt; die Kompliziertheit des Produktionsprozes-

ses, die Vielgestaltigkeit der Warenerzeugung bedingt schöpferische Initiative, die den erforderlichen 

Antrieb nur in der Aussicht auf Gewinnsteigerung und Reichtum erhalten kann. – Selbst wenn man 

diese Einwände gelten lassen wollte, für den Bergbau sind sie nicht stichhaltig. Der Staat ist längst 

Bergbautreibender und seine Unternehmungen stehen denen der Privatindustrie verwaltungstech-

nisch nicht nach. Die Verkaufsorganisationen für Kohle sind so ausgebaut, daß eine Veränderung des 

Besitztitels den Vertrieb der Kohle nicht im geringsten zu stören braucht. Auf absehbare Zeit ist zu-

dem in Deutschland für Kohle die größere Sorge nicht der Absatz, sondern die Deckung des Bedarfs. 

Und die letzten Abschlüsse der staatlichen Gruben lassen erkennen, daß sich der Fiskus als Industri-

eller auch auf das Gewinnmachen versteht. 

Trotzdem hat der preußische Handelsminister (ein Sozialdemokrat) dem Drängen des Privatkapitals 

nachgebend, das Zusammenfassen aller Staatsbetriebe in eine Aktiengesellschaft und die Einfluß-

nahme privater Interessen zugesagt. Hier kommt das Zurückdrängen des Sozialisierungsgedankens, 

ein stärkeres Betonen des ausgesprochen kapitalistischen Prinzips, sogar das Abwenden vom Staats-

kapitalismus, der nach der Theorie der Reformsozialisten ein Vorläufer des Sozialismus sein soll, 

unverkennbar zum Ausdruck. 

* 

Dem Grubenkapital genügt die bisher erreichte Festigung seiner wirtschaftlichen Macht in der Re-

publik mit einem starken Prozentsatz sozialistischer Minister nicht. Es hat sein Recht, Arbeiter und 

Konsumenten ausbeuten zu dürfen, nicht nur behauptet, das Kapital konnte die Tendenz der Ausbeu-

tung sogar noch verschärfen. Für das Gruben-[467]kapital ist die Frage: Wie befreien wir uns von 

Kriegsschulden- und Reparationslasten, wie wälzen wir sie den Verbrauchern auf, gut und sicher 

gelöst. Die Arbeitsgemeinschaften und der „Sozialisierungs-Reichskohlenrat“ leisteten dabei alle er-

wünschte Mithilfe. 

Nun quält die Kapitalisten noch eine kleine Sorge. Ihre absolute Herrschaft über die Kohle ist staats-

rechtlich und juristisch noch etwas bedroht. Zwar verfügen die Grubenbesitzer unbeschränkt über die 

Kohlenschätze, sie rechnen und schalten mit ihnen wie mit einem unantastbaren privaten Eigentum. 

Staatsrechtlich besitzt jedoch der Grubenbesitzer nur das Ausbeuterecht, nicht aber das Eigentums-

recht an den Bodenschätzen. Sie sind immer noch Eigentum des Volkes. Sein Besitztitel ist juristisch 

festgehalten durch die Regale (Abgabepflicht). Zwar verzichtet der Staat als Eigentumsoberhoheit 

auf die Erhebung der Regale, dagegen erfreuen sich die ehemaligen Reichsunmittelbaren als Regal-

herren ungehindert des Genusses der ihnen zufließenden Bergwerksabgaben. 
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Es ist verständlich, daß die privaten Grubenbesitzer nun auch noch den juristischen Faden zerschnei-

den möchten, an den die Sozialisierungsbestrebungen anknüpfen könnten. Das formaljuristische 

Recht des Volkes an den Bodenschätzen soll beseitigt werden. Glückt der Plan, dann sind wir auf 

dem Wege der Sozialisierung, resp. der Verstaatlichung nicht vorwärts gekommen, sondern weit hin-

ter den Zustand der Vorkriegszeit zurückgeworfen. 

* 

In aller Stille werden die Vorbereitungen zu einer „Reform“ des Bergwerks betrieben; nicht nur für 

Preußen, sondern für das ganze Reich. Es kommt dabei vornehmlich die Bestimmung in Betracht, die 

den Begriff des Eigentums umgrenzt. Das wirtschaftspolitisch führende Organ der Großindustrie 

(Deutsche Bergwerks-Ztg. No. 92, 23. Jahrg.) beschäftigt sich mit der Angelegenheit. Der Verfasser 

des Aufsatzes meint, es sei Sache der Beteiligten, dafür zu sorgen, daß der Begriff des Bergwerksei-

gentums wieder an Bedeutung gewinne. Inhalt und Wesen müsse scharf herausgearbeitet werden. Er 

gibt den Rat, dem Eigentumsrecht der mit dem Bergbau kollidierenden Interessen (Haus- und Grund-

besitz) möglichst weite Konzessionen zu machen. So, meint er, würde das private Grubenkapital sein 

Eigentumsrecht an den Bodenschätzen am besten verteidigen. Er hat auch eine Philosophie des Ei-

gentums zur Hand, mit der er den Anspruch auf die Bodenschätze für die Grubenbesitzer rechtfertigt. 

Eigentum werde erworben durch Kauf, Tausch, Schenkung, Erbschaft und Besitzergreifung herren-

loser Güter. Auch der Wertzuwachs und abgeleitete Besitztitel gehörten zu den unveräußerlichen 

Rechten. Das so erworbene Eigentum stehe so hoch, daß kein Mensch und kein Gemeinwesen es 

angreifen könne. Nur in einem Falle sei der Angriff auf das Eigentum gestattet, dann nämlich, wenn 

die dringendsten Bedürfnisse eines Menschen, der in höchster Not sei, der buchstäblich um seine 

Existenz kämpft, den Angriff veranlaßten. Der Angriff würde jedoch nicht weiter gehen, als daß mit 

ihm die Sicherung der nackten Existenz erreicht werde. Was für den Einzelmenschen gelte, gelte auch 

für ein Gemeinwesen und den Staat. 

Der Verfasser meint vielleicht, daß das Grubenkapital Besitzerin der Bodenschätze geworden sei, 

indem es sich herrenloses Gut angeeignet habe. Hier hat die Logik aber ein Loch. Wohl hat sich das 

Grubenkapital der Bodenschätze bemächtigt, beutet sie zu seinem Vorteil aus, [468] aber es handelt 

sich dabei ausdrücklich um ein nur verliehenes Nutzungsrecht, aber nicht um die Uebertragung des 

Eigentums an dem Gut. Trotzdem schreibt der Verfasser wörtlich: 

„Das auf Grund eines ursprünglichen Titels oder auf Grund eines abgeleiteten Titels gerecht erworbene Berg-

werkseigentum ist danach unantastbar und muß unantastbar bleiben. Wollte der Staat oder irgend ein anderer 

in seiner derzeitigen rechtlichen Substanz irgend etwas abbröckeln, so müssen sie also zunächst nachweisen, 

daß ihre eigene Existenz erheblich bedroht ist.“ 

Daß der Staat in seiner Existenz infolge der Kriegsnachwirkungen erheblich bedroht ist, kann ernst-

haft niemand bestreiten. Nach den Begriffen des Privatkaufmanns ist der Staat längst bankrott. Er 

häuft Schulden auf Schulden, während die Nutznießer des Volksvermögens riesenhafte Gewinne für 

sich hereinholen. 

Wir wissen, daß es sich letzten Endes bei dieser Frage in Wirklichkeit garnicht um Rechtsfragen, 

sondern ganz einfach um Machtfragen handelt. Weil das Privatkapital sich stark genug fühlt, weil die 

Politik der Arbeitsgemeinschaftler und der sozialistischen Minister das Kapital in seinem Machtbe-

wußtsein ganz außerordentlich gekräftigt haben, darum glauben die Grubenbesitzer, die Stunde sei 

gekommen, daß sie mit Erfolg dem Volk nun auch rechtlich den Besitz an den Bodenschätzen streitig 

machen können. Während die Arbeiter mit Tiraden über Sozialisierung abgespeist werden, holt das 

Grubenkapital zu einem Vorstoß aus, mit dem es sich zum unbeschränkten Herrn aller Bodenschätze 

machen will. Daß ein Gelingen des Planes alle „Sozialisierungspläne“ auf absehbare Zeit vollständig 

illusorisch macht, das wird auch der einfachste Arbeiter verstehen. Er wird aber auch begreifen, daß 

die Unternehmer ihr Ziel erreichen, wenn er nicht gegen die Politik der Arbeitsgemeinschaftler und 

der SPD-Führer ganz energisch sich auflehnt. 

Gelingt der geplante Raubzug auf die Bodenschätze, dann bedeutet das auch wieder Wasser auf die 

Mühlen der Entstaatlichungspolitiker. Stinnes kommt dann mit seinem Angriff auf die Reichsbahn 
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schnell ans Ziel und aus der Aktiengesellschaft der Staatsbergwerke wird ebenfalls ein fetter Happen, 

den das Privatkapital schluckt. 

Die ganze Entwicklung in der Nachkriegszeit, auf die das Führertum der SPD und der Gewerkschaf-

ten maßgebenden Einfluß hatten, bildet eine Kette von Erfolgen des Privatkapitals gegen die Interes-

sen der Allgemeinheit. Verhindert die Arbeiterschaft nicht den geplanten neuen Raub des Grubenka-

pitals, dann hat es eine der besten Waffen im Kampfe für die Eroberung der Kohlenindustrie aus der 

Hand gegeben. 

[469] 
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Die Internationale  

Jahrg. 4 ⁕ Ausgegeben 14. Mai 1922 ⁕ Heft 21 

Pazifistendämmerung. 

† Berlin, 10. Mai 1922. 

Durch die Haltung der 2. Internationale ist der Zusammentritt der Neuner Kommission der drei Exe-

kutiven, die einen proletarischen Weltkongreß vorbereiten sollte, unmöglich gemacht worden. Es ist 

einleuchtend, daß diese Politik der 2. Internationale, der Internationale der Regierungsparteien, nur 

die allgemeine Politik der bürgerlichen Regierungen in Genua widerspiegelt. 

Die Reklameschilder auf dem Jahrmarkt von Genua sind zerfetzt. Kein Mensch glaubt mehr an die 

Phrasen, keiner hängt noch an den Hoffnungen, mit denen die Konferenz eröffnet wurde. Wiederauf-

bau? Einige nichtssagende Resolutionen sind das Ergebnis von endlosen Sitzungen der Finanz- und 

Wirtschaftskommission. Keine Sieger und Besiegte? Aber nur der Widerstand Rußlands kann es vor 

den Ausplünderungsplänen der Herren von der Entente schützen. Und im Hintergrunde rasselt Poin-

caré recht vernehmlich mit dem Schwerte. Solidarität der Völker? Die Herrschaften können sich nicht 

einmal zum gemeinsamen Raub einigen, von Wiederaufbau gar nicht zu reden. In der russischen 

Frage tanzt Frankreich und sein belgischer Vasall ganz erheblich aus der Reihe. Jeder Tag in Genua 

fördert neue Gegensätze zutage. Man kam nach Genua, um eine neue Aera des Friedens zu begrün-

den, und jetzt spricht selbst Lloyd George, der Hauptbeteiligte an der Konferenz, von der Gefahr 

eines neuen Krieges. 

Die Zurückhaltung der 2. Internationale ist nunmehr begreiflich. Sie kann jetzt nicht vor das Forum 

des Weltproletariats treten. Denn das würde verpflichten. Es würde verpflichten zu sagen, was in 

Genua von der Bourgeoisie gespielt wird, daß die pazifistische Politik, die in der Genua-Konferenz 

ihren Ausdruck gefunden hat, die Politik, die das A und O der Sozialdemokratie darstellt, nicht nur 

nicht fähig ist, etwas neues zu schaffen, sondern allen reaktionären Kräften direkt Vorschub leistet; 

daß der einzige Hort des Friedens Sowjetrußland, der einzige Weg für die Arbeiter der Klassenkampf 

gegen die Bourgeoisie ist. Denn was wir jetzt erleben, ist die Götterdämmerung des Pazifismus. Die 

Konferenz von Genua, die den Höhepunkt des Einflusses der pazifistischen Ideologie darstellt, hat 

sein wahres Gesicht enthüllt. Es ist gut so. 4 Jahre lang [470] hat man die Arbeiter mit der Ideologie 

des Krieges gefüttert, 4 Jahre lang hat der Sozialpatriotismus das Feld beherrscht. Bis das alles kläg-

lich zusammenbrach. Dann aber trat der Pazifismus die Herrschaft über die Köpfe der Arbeitermassen 

an. Der „wahnsinnige“, „unvernünftige“ Kapitalismus, der Kriege führt, hatte versagt; vielleicht 

konnte ein „vernünftiger“, „friedlicher“ Kapitalismus neues Leben bringen. Die Arbeiter hofften auf 

eine Verständigung, auf den Wiederaufbau durch die Kapitalisten. Nun: die Konferenz von Genua, 

die Konferenz ohne Sieger und Besiegte, die Konferenz des Wiederaufbaus hat gezeigt, daß der Pa-

zifismus nur ein Militarismus in Unterwäsche ist, daß der Sozialpazifismus die notwendige Ergän-

zung, Voraussetzung und Folge des Sozialpatriotismus ist. Der Kapitalismus kann nicht über seinen 

eigenen Schatten springen. Die Konkurrenz zwischen den einzelnen imperialistischen Staaten kann 

nicht aus der Welt geschafft werden. Er kann wohl darauf eingehen, einige Zeit die Konkurrenz-

kämpfe nicht mit dem Schwert auszufechten. Aber nicht auf die Dauer. Umgekehrt, jeder Versuch, 

den „friedlichen“ Kräften des Kapitalismus neue Entfaltung zu geben, muß neuen Zündstoff zutage 

fördern. Eine internationale Solidarität des Kapitalismus ist unmöglich. Was aber tun jetzt die Pazi-

fisten? O, sie haben sich schnell angepaßt. Ist der Völkerbund, die internationale Solidarität im Rah-

men des Kapitalismus unmöglich, so sind die Herren Sozialdemokraten zu Verfechtern einer Bünd-

nispolitik, wie sie sie selbst immer als rein imperialistisch gebrandmarkt haben, geworden. Der Völ-

kerbund ist unmöglich: also Bündnisse der Staaten gegen die imperialistischen Ruhestörer: also 

Bündnisse, die neue Kriege vorbereiten; dabei ist der Ruhestörer stets ein anderer, nämlich der, der 

gerade der eigenen Bourgeoisie im Wege steht. Schon auf der Frankfurter Fünfländer-Konferenz ha-

ben die Sozialdemokraten der 2. und 2½ Internationale ihre stillschweigende Zustimmung dazu ge-

geben, daß die belgischen und französischen Sozialdemokraten das französisch-belgische Bündnis 

gebilligt haben. Der „Vorwärts“, der in der Weltpolitik das Gras wachsen hört, predigt ein deutsch-
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englisch-französisches Bündnis, dessen Spitze, was der „Vorwärts“ wohlweislich verschweigt, gegen 

Sowjetrußland gerichtet sein würde. Sonst aber lobt der „Vorwärts“ täglich Lloyd George, obwohl 

wir annehmen, daß die Vertreter Englands die „Vorwärts“redakteure nicht mit derselben Zuvorkom-

menheit behandeln, wie die Stinnesparteiler. Aber die Freunde seiner Freunde sind auch des „Vor-

wärts“ und der S. P. D. Freunde. 

Im gleichen Atem aber wenden sich die Sozialpazifisten gegen jedes Zusammengehen mit Sowjet-

rußland. Der „Vorwärts“ und der große und lange Pazifist Breitscheid sind die giftigsten Gegner des 

deutsch-russischen Vertrags, obgleich dies der einzige wirkliche Friedensvertrag ist, den Deutschland 

bisher unterzeichnet hat. Die Herren Pazifisten begeistern sich für den Versailler Frieden! Der 

deutsch-russische Vertrag aber bringt sie in Harnisch. Die Gründe sind klar. Ein ehrliches Zusam-

mengehen mit Sowjetrußland würde die Herrschaften verpflichten, gegen die Politik der imperialis-

tischen Staaten aufzutreten. [471] 

* 

Sozialdemokratisch-kommunistische Regierung?  
Von P a u l  B ö t t c h e r. 

1. D i e  L a g e  i n  S a c h s e n. 

Seit einigen Wochen befindet sich das sächsische Landesparlament und mit ihm die sozialdemokra-

tische Regierung in einer offenen Krise. Das Bürgertum bildet im Sachsenparlament gegenüber den 

drei Arbeiterparteien in allen wichtigen Fragen eine geschlossene Front. Es hat den Kampf erneut 

aufgenommen und nicht nur einen Antrag auf Auflösung des Landtags gestellt, sondern gleichzeitig 

auch das Verlangen nach dem Volksbegehren und dem Volksentscheid über die Auflösung des Land-

tages. Die sozialdemokratischen Parteien und ihre Regierung nahmen in dieser Situation eine passive 

Verteidigungsstellung ein. Die Kommunisten forderten die sofortige Auflösung des sächsischen 

Landtages durch die Regierungsparteien. Sie wollten damit erzielen, daß dem Bürgertum die Initia-

tive aus der Hand geschlagen und der Angriff in die Hände des Proletariats gelegt wird. Die kommu-

nistische Partei erklärte gleichzeitig, daß die Forderung der Landtagsauflösung im doppelten Sinne 

p o s i t i v  s e i. Erstens würde durch eine Landtagsauflösung die Angriffskraft der Arbeiterklasse ge-

stärkt und zweitens ergäbe sich durch Neuwahlen die Möglichkeit, d i e  B a s i s  d e r  R e g i e r u n g  

z u  v e r b r e i t e r n. Für die Verbreiterung der Regierungsbasis sieht die kommunistische Partei zwei 

Möglichkeiten: erstens kann durch Neuwahlen eine größere Stimmenzahl für die Arbeiterparteien 

erzielt und dadurch der Boden der Regierung in den Massen gefestigt werden. Zweitens besteht aber 

außerdem die Möglichkeit, die Basis der Regierung zu verbreitern durch den E i n t r i t t d e r  k o m -

m u n i s t i s c h e n  P a r t e i  i n  d i e  R e g i e r u n g. Diese Verbreiterung der parlamentarischen Re-

gierungsgrundlage hat selbstverständlich auch eine Verbreiterung der Basis in den proletarischen 

Massen außerhalb des Parlaments im Gefolge. 

Die Regierungskrise in Sachsen ist nicht gehoben, sondern durch eine vorübergehende Verständigung 

der drei Arbeiterparteien lediglich v e r t a g t  worden. Innerhalb kurzer Frist wird deshalb die kommu-

nistische Partei gezwungen sein, die Frage nach dem Eintritt in die Regierung positiv zu beantworten. 

Es ist also notwendig, die Partei auf diese Situation vorzubereiten und innerhalb der Partei das Für und 

Wider eines so bedeutenden Schrittes ernstlich abzuwägen. Jedoch nicht nur die deutsche Partei muß 

auf diesen Schritt vorbereitet werden, sondern die gesamte Kommunistische Internationale. Die Ar-

beiterregierung ist nur ein Teil der Einheitsfronttaktik der Komintern. Die italienische, französische 

und spanische Partei haben durch ihre Beschlüsse zu erkennen gegeben, daß sie mit der Exekutive der 

Komintern über die Taktik der Einheitsfront nicht einer Meinung sind. Die italienische Partei hat erst 

auf ihrem Kongreß in Rom Thesen angenommen, die im offenen Widerspruch stehen mit den Thesen 

der Exekutive über die Einheitsfront. Die italienische Partei lehnt nicht nur die Einheitsfront, sondern 

naturgemäß auch die Teilnahme an einer Arbeiterregierung ab. Der 4. Weltkongreß der Kommunisti-

schen Internationale wird über diese Fragen eine endgültige Entscheidung herbeiführen müssen. Die 

Erörterung dieser überaus wichtigen taktischen Probleme an der Hand praktischer politischer Erfah-

rungen liegt deshalb im Interesse der gesamten Kommunistischen Internationale. [472] 
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2. D i e  S t e l l u n g  d e r  K P D  z u r  s o z i a l i s t i s c h e n  R e g i e r u n g. 

Anläßlich der Bildung der gegenwärtigen sozialistischen Regierung in Sachsen gab die kommunisti-

sche Fraktion am 9. Dezember 1920 im sächsischen Landtag eine Prinzipienerklärung ab, in der es 

heißt: 

„Die Erfahrungen der zwei Jahre deutscher Revolution, nicht zuletzt in Sachsen, haben schlagend bewiesen, 

daß auch eine sogenannte sozialistische Regierung nichts anderes sein kann als d i e  G e s c h ä f t s f ü h r e r i n  

d e r  K a p i t a l i s t e n k l a s s e, d i e  d a s  P r o l e t a r i a t  a u f s  G r i m m i g s t e  u n d  B r u t a l s t e  b e -

k ä m p f t.“ 

In einem anderen politischen Dokument der Partei, in der politischen Resolution des Zentralausschus-

ses vom 16./17. November 1921, wird der gleiche Gedanke wie folgt zum Ausdruck gebracht: 

„Der Glaube der Arbeiterschaft an die Fähigkeit einer sozialistischen Regierung, die Arbeiterinteressen gegen-

über der Bourgeoisie zu vertreten, kann nur durch die Wirksamkeit einer solchen Regierung selbst entwurzelt 

werden.“ 

Die politische und ökonomische Erstarkung der deutschen Bourgeoisie, die mit Hilfe der Sozialre-

formisten nach der Revolution einsetzte, war nur möglich durch eine ebenso große politische und 

ökonomische Schwächung der Arbeiterklasse. In den Parlamenten und Betrieben wurde das Proleta-

riat von seinen Feinden planmäßig zurückgedrängt. Das Proletariat stand diesen Angriffen zunächst 

kampfmüde, enttäuscht, gespalten gegenüber. Dieser Zustand konnte jedoch bei der organisatori-

schen und politischen Reife des deutschen Proletariats nur ein vorübergehender sein. Es zeigte sich 

bald, daß die deutschen Arbeiter rasch begriffen, daß sie ihren Existenzkampf und ihr Ringen ums 

tägliche Brot nur siegreich bestehen konnten, wenn sie eine geschlossene Front bildeten. 

Der 3. Weltkongreß der Kommunistischen Internationale ging von der Voraussetzung aus, daß die 

geschichtliche Geburt Sowjetrußlands das Ergebnis der ersten Welle der Weltrevolution sei. Und daß 

in Europa das Proletariat seine Kräfte neu formieren und sammeln müsse, um die nächsten revoluti-

onären Erfolge vorzubereiten. Der Ruf „Heran an die Massen!“ fand seinen politischen Ausdruck in 

dem stürmischen Verlangen der kommunistischen Arbeiter nach der E i n h e i t s f r o n t  d e s  P r o -

l e t a r i a t s. Die Umgruppierung und Sammlung der proletarischen Kräfte leitet eine neue Epoche 

der revolutionären Bewegung ein. In dieser Epoche baut das Proletariat alle seine Organisationen aus, 

versetzt sie in Verteidigungszustand. Insbesondere die Gewerkschaften und die Betriebsräte werden 

von den arbeitenden Massen als die festen Formationen angesehen, mit denen der ökonomische 

Kampf gegen die Bourgeoisie geführt werden muß. 

Die nächste politische Perspektive der Einheitsfront, das Kampfobjekt des Tages, ist die A r b e i t e r -

r e g i e r u n g. Der Bankrott der sozialdemokratischen Koalitionspolitik im Zusammenhang mit der 

veränderten Stimmung innerhalb der Arbeiterklasse bereitet dieser Losung unter dem Proletariat den 

Boden. Die kommunistische Partei findet deshalb mit ihrer Forderung nach der Arbeiterregierung 

unter den breiten Massen weitgehendes Verständnis und Zustimmung. Das Proletariat sieht, daß es 

selbst parlamentarisch-demokratische Positionen benutzen und ausbauen muß, um seine politische 

Machterweiterung durchzusetzen. 

[473] Die Kommunistische Partei, die früher, wie wir oben zeigten, in der sozialistischen Regierung 

lediglich ein I n s t r u m e n t  z u r  D e s i l l u s i o n i e r u n g  d e r  M a s s e n  sah, kann in der jetzigen 

Situation mit dieser Taktik innerhalb der Arbeiterschaft nicht mehr erfolgreich politisch arbeiten. Im 

Kampfe der Arbeiter ums tägliche Brot mußten die sozialdemokratischen Landesregierungen zu 

S t ü t z p u n k t e n  d e r  A r b e i t e r k l a s s e  ausgebaut werden, Die n e g a t i v-kritische Taktik wurde 

von der Partei preisgegeben zugunsten p o s i t i v e r  Vorschläge. Diese Schwenkung wurde von dem 

Januar-Zentralausschuß bestätigt durch die Annahme der politischen Resolution, in der es heißt: 

„In der Erkenntnis, daß eine Arbeiterregierung gegenüber einer offenen oder verkappten Stinnes-Regierung 

d i e  M ö g l i c h k e i t  e i n e r  p o l i t i s c h e n  M a c h t e r w e i t e r u n g  d e s  P r o l e t a r i a t s  b e d e u t e t  

(z. B. durch Auflösung der legalen und illegalen gegenrevolutionären Verbände, Umwandlung der Polizei und 

Justiz zu Klassenorganen des Proletariats, Freilassung der verurteilten Revolutionäre, Erweiterung der Rechte 
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der Betriebsräte usw.), ist die KPD bereit, u n t e r  b e s t i m m t e n  V o r a u s s e t z u n g e n  i n  e i n e  A r -

b e i t e r r e g i e r u n g, s e i  e s  i m  R e i c h e, s e i  e s  i n  d e n  L ä n d e r n, e i n z u t r e t e n. Der Eintritt der 

Kommunisten in eine solche Arbeiterregierung hängt ab von dem Kampfwillen der Arbeitermassen und der 

sich auf diese Massen stützenden Parteien, sowie von den realen Möglichkeiten, die gegeben sind, um die 

Arbeitermacht zu befestigen und auszudehnen.“ (Politische Resolution, Abs. V.) 

Diese Auffassung des Zentralausschusses machte Schluß mit der alten Vorstellung, daß die sozialis-

tische Regierung nur ein Schutzwall der Bourgeoisie sei. Sie bestätigte, d a ß  e s  v o n  d e r  A r b e i -

t e r k l a s s e  s e l b s t  a b h ä n g t, w e l c h e  R o l l e  d i e  s o z i a l i s t i s c h e  R e g i e r u n g  i m  

K l a s s e n k a m p f  s p i e l e n  s o l l. Die Partei ging mit Energie an die Auswirkung ihrer Beschlüsse 

und Erfahrungen, insbesondere in Sachsen und Thüringen. Die kommunistischen Fraktionen dieser 

Landesparlamente zwangen die Regierungen durch bestimmte positive Vorschläge und Anträge, die 

sie im Interesse der Arbeiterschaft einbrachten, zu bekennen, ob sie b ü r g e r l i c h e  o d e r  p r o l e -

t a r i s c h e  P o l i t i k  treiben wollen. Sie forderten von den Landesregierungen nicht nur praktische 

Maßnahmen zugunsten der Besitzlosen innerhalb der durch die Reichsgesetzgebung und Verfassung 

gezogenen objektiven Schranken, sondern sie verlangten von der Regierung, d a ß  s i e  a u c h  g e -

g e n  d i e  R e i c h s r e g i e r u n g  a u f t r e t e n  m u ß. Um ihre Position dabei zu stärken, forderte die 

kommunistische Partei die Regierungen auf, sich durch ein inniges Zusammenarbeiten mit der Ar-

beitermasse eine genügend breite Basis für diesen Kampf zu verschaffen. Unmittelbares Ziel und 

Inhalt der Tätigkeit der kommunistischen Partei in den Ländern mit sozialistischer Regierung ist d i e  

M o b i l i s i e r u n g  d e r  M a s s e n  z u r  A k t i v i s i e r u n g  d e r  R e g i e r u n g s p o l i t i k. Die par-

lamentarische Aktivität der Partei ist jedoch lediglich der Ausdruck einer noch größeren außerparla-

mentarischen Propaganda und Agitation unter den Massen. Das Schwergewicht der kommunistischen 

Arbeit liegt in den arbeitenden Schichten außerhalb des Parlaments. 

3. K o m m u n i s t i s c h e  M i n i s t e r. 

Nach den Neuwahlen zum Thüringer Landtag, die ungefähr ein halbes Jahr zurückliegen, erklärte die 

kommunistische Partei bei der [474] Bildung der sozialistischen Regierung, daß sie zwar die Regie-

rung parlamentarisch unterstützen werde, daß jedoch ein Eintritt in die Regierung für die kommunis-

tische Partei nicht in Frage komme, da sie auf dem Boden des Rätesystems stehe. Der Zentralausschuß 

der KPD hat sich bereits im Januar grundsätzlich f ü r  e i n e n  E i n t r i t t  i n  e i n e  A r b e i t e r r e -

g i e r u n g  e r k l ä r t. Die Partei ist also in dieser Frage bereits festgelegt. Es ist jedoch nicht ausge-

schlossen, daß manche Kommunisten kopfscheu werden, wenn die Partei diesen Beschluß praktisch 

durchführen muß. Wenn es in Sachsen zur Auflösung des Landtages kommt, dann wird tatsächlich 

die Durchführung dieses Beschlusses aktuell. Einen Eintritt in die sächsische Regierung durch eine 

bloße Umbildung der jetzigen sozialdemokratischen Regierung lehnt die kommunistische Partei ab, 

da sie in einem bloßen Personenwechsel keinerlei Garantien für die Durchführung einer energischen 

proletarischen Politik sieht. Wenn jedoch Neuwahlen stattfinden, dann muß natürlich wieder eine 

Regierung auf parlamentarisch-demokratischer Basis gebildet werden, denn es liegen gar keine An-

zeichen dafür vor, daß innerhalb kurzer Frist in Deutschland das Proletariat die Sowjets erkämpfen 

wird. Ein so hochentwickelter Industriestaat wie Sachsen mit einer überwiegenden Arbeiterbevölke-

rung wird auch bei Wahlen ganz zweifellos wiederum eine Mehrheit an Arbeiterstimmen haben. 

Bei der R e g i e r u n g s b i l d u n g  n a c h  d e n  N e u w a h l e n  gibt es drei Möglichkeiten. Erstens die 

Bildung einer b ü r g e r l i c h e n  R e g i e r u n g, zweitens die Bildung einer K o a l i t i o n s r e g i e -

r u n g  und drittens die Schaffung einer A r b e i t e r r e g i e r u n g. Die Arbeiterklasse wird sich nicht 

lange besinnen, sondern sich die Losung der Kommunistischen Partei: Arbeiterregierung! zu eigen 

machen. Kann in einer solchen Situation eine Arbeiterpartei, wie es die Kommunistische Partei ist, 

dem Verlangen der Massen nach Beteiligung der Kommunisten an der Arbeiterregierung auswei-

chen? Nein. Sei muß vor der Arbeiterschaft den Mut zur Verantwortung haben und zeigen, daß sie in 

jeder Situation und zu jeder Stunde als treuer Kamerad und Führer der arbeitenden Klasse auftritt. 

Allerdings geht die Kommunistische Partei nicht mit sozialreformistischen Illusionen in die Arbei-

terregierung, sondern mit der festen theoretischen Sicherheit, die ihr ihre Grundsätze über die revo-

lutionären Kämpfe, ihr Kampf um die proletarische Diktatur und die Arbeiterräte, gewähren. Sie geht 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 415 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

in die Arbeiterregierung, um in derselben mit Hilfe der proletarischen Massen außerhalb der Regie-

rung den Boden vorzubereiten für das Sowjetsystem. 

Die Kommunistische Partei muß jedoch ihren Eintritt in eine Arbeiterregierung auch abhängig ma-

chen von bestimmten Richtlinien und Bedingungen, die sie sich selbst vorschreibt. Beteiligt sich die 

Kommunistische Partei an einer Arbeiterregierung, sei es im Reiche, sei es in einem Lande, dann 

muß sie sich in erster Linie zur Durchführung ihres Regierungsminimalprogramms Garantien in den 

arbeitenden Massen verschaffen. Solche sind: 

1. Alle wichtigen Gesetzesvorlagen der sozialdemokratisch-kommunistischen Regierung müssen 

durch ein Arbeiterparlament (Betriebsräte) beraten werden. 

2. Die Aktion der Partei unter den Massen zum Sturze des demokratischen Staates, zur Errichtung 

der Räterepublik darf auf keinen Fall durch die Teilnahme der Partei an einer parlamentarisch-demo-

kratischen Arbeiterregierung gehemmt werden. [475] 

3. Die Partei kann nur unter der Erfüllung bestimmter Bedingungen durch die anderen beteiligten 

Parteien an der Regierung teilnehmen. 

4. Die Minister sind Beauftragte der Partei und müssen bei allen wichtigen Entscheidungen im Ein-

verständnis mit der Partei handeln. 

Die Erfüllung dieser Forderungen bei einem Eintritt in eine Arbeiterregierung gibt der Partei volle 

Bewegungsfreiheit, die sie zur Durchsetzung ihrer großen politischen Ziele braucht. Die Partei doku-

mentiert damit, daß für sie die Arbeiterregierung nicht Endziel, sondern nur ein Mittel zur Eroberung 

der politischen Macht durch die Arbeiterklasse ist. 

4. A u s w i r k u n g e n  d i e s e r  T a k t i k. 

Es ist klar, daß diese Taktik der Partei nicht ohne tiefe politische Wirkungen auf die Mitglieder der 

Kommunistischen Partei selbst und auf die sozialdemokratischen Parteien bleiben kann. Die Gefah-

ren der Taktik der Einheitsfront sind den deutschen Genossen nicht unbekannt. Je mehr die Partei 

manövriert, desto intensiver muß sie an der S c h u l u n g  d e r  M i t g l i e d e r  arbeiten und die V e r -

t i e f u n g  d e r  k o m m u n i s t i s c h e n  G r u n d s ä t z e  und Ideologie betreiben. Sie muß aufmerk-

sam die Fehler, die die Partei in der Anwendung der Einheitsfronttaktik macht, studieren und diesel-

ben energisch beseitigen. Ebenso wichtig wie diese Arbeit ist jedoch eine erhöhte politische Aktivi-

sierung der Mitglieder der Kommunistischen Partei. Nach kurzen Anleitungen und Erfahrungen müs-

sen die kommunistischen Vertrauensleute in den Betrieben ohne Anregung von außen in der Lage 

sein, die Belegschaften bei wichtigen politischen Anlässen zur Stellungnahme zu bewegen. Die Po-

litisierung der Großbetriebe muß zunächst mindestens soweit gesteigert werden, daß jede größere 

politische Handlung einer Regierung in den Betrieben sofort ein Echo weckt. Sei es in Form von 

Resolutionen, Delegationen oder Ausständen. 

Die S o z i a l d e m o k r a t i e  fügt sich nur mit Widerstreben der Bildung der Einheitsfront und mit 

noch größerem Widerstreben und Unbehagen fühlt sie sich in einer Landesregierung durch die Un-

terstützung der Kommunisten gebunden. Bestehen heute schon zwischen den sozialdemokratischen 

Parteien einzelner Länder und zwischen der Parteizentrale, in Berlin in konkreten Fragen ernste Dif-

ferenzen, so müssen diese Differenzen durch eine Beteiligung der Kommunisten an einer sozialde-

mokratisch-kommunistischen Regierung erheblich vertieft werden. Die Sozialdemokratie in den Lan-

desregierungen wird gezwungen, gegen die Stinneskoalition im Reiche vorzugehen, sie wird gezwun-

gen, entgegen prominenten Führern der SPD entschieden für den Achtstundentag einzutreten und der 

Einheitsfront namhafter SPD-Führer mit der Bourgeoisie die Einheitsfront mit den Proletariern ge-

genüber zu stellen. 

Nicht minder bedeutungsvoll ist die Wirkung dieser kommunistischen Taktik auf die unabhängige 

Sozialdemokratie. Diese Partei der Schwäche und politischen Halbheit, die ohne festen Halt zwischen 

dem Reformismus und dem Lippenbekenntnisse zur proletarischen Diktatur hin und her pendelt, wird 

durch unsere Taktik vor die schwerwiegendsten Entscheidungen gestellt. Die Gefahr, zerrieben zu 
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werden, wächst damit für die USP stündlich. Der Klärungsprozeß innerhalb des Proletariats, die Ver-

schiebungen im Kräfteverhältnis unter der Arbeiterschaft werden damit zugunsten der Kommunisti-

schen Partei beschleunigt. 

[476] Die Kommunistische Internationale muß sich jedoch von vornherein darüber im Klaren sein, 

daß die Anwendung dieser Taktik, die Beteiligung an der Arbeiterregierung, eine feste sichere poli-

tische Führung voraussetzen. Nicht zögernd und schwankend, sondern energisch und klar über alle 

weiteren Schritte muß die Kommunistische Internationale diesen Weg gehen. Dann allein ist sie im-

stande, daß sie diese Taktik im Interesse der politischen Machtergreifung des Proletariats ohne Nach-

teile und Verluste der arbeitenden Klasse anwenden kann. 

* 

Die russische Intelligenz und die Revolution.  
Von I w a n  D u r a k.  

(Schluß) 

VIII. 

Nach den lapidaren Ausführungen geht Bobritsch-Puschkin zu andern Argumenten über, die die Geg-

ner der Bolschewiki gegen sie vorzubringen pflegen. 

Da ist zunächst die alte Litanei: Der Bolschewismus zerstört die Kultur. Ganz abgesehen davon, daß, 

wie B.-P. sagt: „die russische soziale Revolution ein erstaunlich sorgfältiges und rührendes Verhalten 

Kulturwerten gegenüber gezeigt hat“ – was bedeutet dieser Vorwurf? Und nun stürzt er sich mit wah-

rem Ingrimm auf diese heuchlerische Phrase: 

„Als die herrschenden Klassen es nötig hatten, da wurde unter der Losung ‚alles für den Krieg‘ die gesamte 

junge und auch alte Generation ins Trommelfeuer geworfen. Es gingen Künstler und Schriftsteller unter und 

alle rühmten kühl ihren Heldentod und sahen ihn als etwas Notwendiges an. Aber wenn ein solches Opfer auf 

dem Altar des Vaterlandes nötig ist, weshalb nicht auch auf dem Altar der Revolution? Also, n i c h t  d a r a u f  

k o m m t  e s  a n, d a ß  g e o p f e r t  w i r d, s o n d e r n  w o f ü r. W i r d  d a s  B l u t  f ü r  u n s e r e  G ö t t e r  

v e r g o s s e n, – s i n d  w i r  g e r ü h r t; w i r d  a u f  d e n  A l t ä r e n  u n s  f e i n d l i c h e r  G ö t t e r  v e r -

g o s s e n, b r ü l l e n  w i r  v o m  U n t e r g a n g  d e r  K u l t u r. Ja, war man denn eben noch während des Bür-

gerkrieges nicht bereit, alle Werte Rußlands zu vernichten, um nur die Bolschewiki zu stürzen?“ 

Und dann sagt er: 

„Diese Hottentottenmoral findet sich auch bei der Frage der ‚Freiheiten‘; sind wir an der Macht, dann unter-

werfen sich die Freiheiten den ‚Notwendigkeiten des Staates‘; sind wir in der Opposition, dann heißt es: die 

Regierung mißachtet die Freiheit.“ 

Für einen Bourgeois erstaunlich offenherzig. Und ingrimmig setzt er hinzu, daß, was Bequemlich-

keiten betrifft, sicher Europa mehr bietet – f ü r  d i e  h e r r s c h e n d e  K l a s s e; daß aber in Rußland 

heute jedes Drecknest sein Theater hat, während in Europa der Proletarier die „bequeme Kultur“ mit 

hungrigem Bauch durchs Schaufenster betrachten kann. 

Das Sowjetsystem ist schlecht, weil der Parlamentarismus wegfällt? B.-P. sagt klipp und klar: 

„Man kann, trotz des Streiks der Intelligenz, der alles verzerrt hat,*) sagen, daß das Sowjetsystem, verglichen 

mit dem Parlamentarismus, ein Schritt vorwärts ist, weit es die wirtschaftliche Sklaverei beseitigt.“ 

[477] Aber die Sowjetmacht hält sich nur durch Terror? 

Der Terror ist der Prüfstein für viele, die sich für „Revolutionäre“ halten; Diktatur, Rätesystem – alles 

was Ihr haben wollt, nur keinen Terror. Da ist es doppelt wertvoll, zu sehen, wie dieser Bürgerliche, 

dieser früher einmal Liberale und vor garnicht so langer Zeit Weiße, mit der Frage des Terrors um-

geht, die er nicht „theoretisch“, wie Kautsky, oder „moralisch-philiströs“ wie Ledebour, oder schar-

latanmäßig wie Longuet oder gaunerhaft-sentimental wie Martow behandelt, sondern aus dem Erleb-

nis heraus, w a s  T e r r o r  i s t  u n d  w i e  e r  w i r d. Freilich, einen klaren Standpunkt findet er nicht; 

 
*) Er meint dadurch, daß geistige Kräfte entzogen wurden, dafür aber der Bürgerkrieg notwendig war. 
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aber wem er, ohne es deutlich auszusprechen, recht gibt, das zeigen die folgenden Stellen, trotz der 

„ethischen“ Bedenken: 

„Da Sowjetsystem wurde erbittert, schwer, oft ungerecht; aber es war Anlaß genug dazu, da, wo, während des 

ersten halben Jahres, vor den asiatischen Kunststücken der Sozialrevolutionären, den politischen Morden, vor 

den Meuchelmorden an Wolodarski, am Grafen Mirbach, an Urizki, vor den zwei Attentaten an Lenin die 

Sowjetregierung, soweit sie konnte, der Intelligenz entgegenkam. Versammlungen der Rechtsanwälte und an-

derer Organisationen gab es bis zum September 1918 – und sie befaßten sich nur mit der Annahme antibol-

schewistischer Resolutionen. Fast bis zur gleichen Zeit existierten „bürgerliche“ Zeitungen, die wütend auf die 

Bolschewiki schimpften. Die ganze Dosis der Freiheit, die der Intelligenz belassen wurde, wurde darauf ver-

wendet, was man juristisch „Bestrebungen zum Sturz der bestehenden Regierung“ nennt. Welche Regierung 

hätte das geduldet? Die Sowjetregierung hat das lange geduldet und kam endlich zum Schluß, daß auf Versöh-

nung keine Hoffnung bestand, daß die Intelligenz ihre Freiheit nur zum Kampf gegen die Sowjetregierung 

benutzen wird. Da wurde mit der Freiheit Schluß gemacht. Lange schwankte man zwischen Terror und Idyll. 

– Die Unversöhnlichkeit der Intelligenz und der beginnende Bürgerkrieg vernichteten das Idyll gänzlich und 

entfalteten den Terror.“ 

Man kann nicht sagen, daß B.-P. sanft mit der Intelligenz umspringt; die Schuld am Terror und am 

Bürgerkrieg fällt auf die Intelligenz, nicht auf die Bolschewiki; seine Darstellung zeigt uns im Ge-

genteil, die Bolschewiki allzulange geduldig gewartet haben. Da scheint doch das von B.-P. beiläufig 

gebrauchte Wort von der „Ungerechtigkeit“ des Sowjetsystems schlecht am Platze. Nun zu den ei-

gentlichen Schilderungen des Terrors, den B.-P. im Lager der Weißen, in Noworossisk während der 

Denikinzeit miterlebt hat, um von vornherein zu zeigen, wie er diese famose Regierung nachträglich 

beurteilt, das folgende Selbstbekenntnis: 

„Mein ursprünglicher Glaube an diese Regierung, alles, was ich im Süden nach meinen schwachen Kräften 

schrieb und tat, um ihr zu helfen – das wird für immer meine schwerste Erinnerung sein, der traurigste Fehler 

meines Lebens.“ 

Und er fügt das Soldatenwort hinzu: 

„Man muß bei den Weißen gewesen sein, um ein Roter zu werden.“ Und nun einige Schilderungen, 

die B.-P. gibt, um erstens der Intelligenz zu zeigen, daß sie mit ihrer „Hottentottenmoral“ nicht das 

geringste Recht zur Empörung hat, und dann auch – hier ist eben sein Gedankengang nicht recht klar 

– weil er sich selbst noch die liberale Fiktion retten will (an die er kaum selbst glaubt), daß Terror 

überhaupt schlecht oder unsittlich sei. 

„Auch jetzt, trotz ihrer Empörung über den Terror der Bolschewiki, haben die, die behaupten, sie wollten 

Rußland vom Terror befreien, von Noworossisk allein Arbeiter und Bauern, Männer und Frauen erschossen, 

daß ihre von Stacheldraht umwickelten Leichen am Strand aufgeschwemmt [478] wurden, wo die „Bourgeoi-

sie“ badete und nicht wenig sich darüber empörte: ‚daß man dieses Gesindel vernichtet, ist ja vorzüglich; aber 

man sollte sie doch ordentlich forträumen‘. Burzew war in Noworossisk während des tollsten Wütens des 

weißen Terrors – sagte kein Wort; er unterstützte doch den Denikin.“ 

Lebt in dieser kleinen Szene nicht die Bourgeoisie, w i e  s i e  i s t? Dieses „Gesindel“, noch im Tode 

stört es die Bourgeoisie beim Baden! 

„Mein erster Eindruck, als ich die Front überschritt, bereit, die Freiwilligen und ihre dreifarbige Fahne anzu-

beten, waren die Erzählungen der Offiziere, die mit den Foltern prahlten, denen sie die Gefangenen unterwar-

fen und mit den Zahlen der Erschossenen, die ich damals für mein ganzes Leben behielt: bei Armawis 11.000, 

bei Bjelaja Gli 7000. Ich muß betonen, daß der Terror ... nicht die Ausschweifung einzelner Personen war, 

sondern Regierungsakt.“ 

Und B.-P. fährt fort: 

„Ich war vor den Roten geflohen, eben weil mich der Terror erschüttert hatte. Ich empörte mich über den 

Mangel an Freiheit. Ich stieß auf Terror und sah das Volk in solcher Knechtschaft, vor allem die Bauern, die 

den Gutsbesitzern zur ‚Bearbeitung‘ überlassen waren, daß davor die kommunistische Diktatur verblaßte. Frei-

lich, unter ihr litt meine Klasse, während im Süden die Arbeiter und Bauern unterdrückt wurden. Mit einem 

Wort, alle negativen Seiten des Sowjetsystems, um derentwillen es so angegriffen wird, sah ich schon im 

Süden, oft noch viel krasser.“ 
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Und nachdem er noch einiges über den Terror „an sich“ – recht schief – redet, sagt er: 

„Die Sowjetregierung steht fest, nicht wegen des Terrors, sondern trotz des Terrors.“ 

Was bleibt den guten Emigranten noch an „Gründen“ gegen die Sowjetregierung? Ja, die Bolschewiki 

haben das Eigentum, das heilige Privateigentum, aufgehoben. Auch hierauf gibt B.-P. gründliche 

Antwort. Wir wollen nun nicht Zitate häufen, obwohl seine Beispiele von durchschlagender Kraft 

sind. Nur zwei Punkte wollen wir anführen. Der eine ist für einen Bürgerlichen wiederum erstaunlich: 

„Darf man wirklich den Thron zerstören, nicht aber die Banken? Schreibt gegen Gott – natürlich ist 

das keine Revolution. Schreibt gegen die Behörden – das ist Opposition. Schreibt gegen den Kapita-

lismus – das ist eine höchst gefährliche Revolution. Hier greifst du die Starken an. 

Die politische Revolution trifft sie nicht. Die Revolution, die das existierende Eigentum zerstört, trifft ins Ziel. 

Sie allein ist wirkliche Revolution. Und eben, weil sie richtig verwundet, schreibt man sie sei unrichtig. Aber 

ist denn Treffsicherheit ein Verbrechen? Wenn „Geld allein die Welt regiert“, so drängt sich der Revolution 

von selbst die Taktik auf, gerade dieses Heiligtum zu treffen und mit siegreichem Lächeln sich das verwirrte 

Jammergeheul der Priester dieses Heiligtums anzuhören. Mögen sie die Augen mystisch zum Himmel drehen, 

diejenigen, welche dieses Heiligtum angreifen, Söhne des Teufels nennen oder die ganze große Revolution auf 

gestohlene silberne Löffel reduzieren – sie bezeugen damit nur die Plattheit und Enge ihres Horizonts. Nicht 

Gestohlenes benutzt das russische Volk, sondern Fortgenommenes. Fortgenommen mit Recht; nicht mit dem 

Eigentumsrecht, das aus trüben Quellen begründet wird, sondern mit dem Recht jahrhundertelanger Leiden, 

jahrhundertelanger Sklaverei und Arbeit ... Beim Bruch aller sozialen Beziehungen müßte man alle alten 

Rechte zerbrechen.“ 

Das ist absolut klar, absolut richtig und absolut – unbürgerlich. Und B.-P. zieht sofort den richtigen 

Schluß; daß klar ist, weshalb „das Volk“ die Sowjetregierung als s e i n e  Regierung ansieht, während 

noch nie und nirgend ein Volk ein Parlament geschützt hat; das „Volk“ weiß, daß die Sowjetregierung 

Fleisch von seinem Fleisch und Blut von seinem Blut ist. Das macht die Sowjetregierung unbesiegbar. 

[479] Die zweite Stelle, die wir noch anführen wollen, ist eine Stelle, die zeigt, wie klug die Sowjet-

regierung selbst in Punkte Privateigentum vorgeht, und wie gut unser B.-P. die Taktik der Bolsche-

wiki begreift. Als die Bolschewiki 1919 Südrußland besetzten, hatten sie viele Erbschafts- und 

Grundstücksfragen zu regeln: 

„Keinem Kommissar fiel es ein, der Besitzerin eines kleinen Häuschens, irgend einer gewesenen Kleinbürgerin 

Stepanida Petron oder den Erben des Bauern Sidorow, die kamen, um das Erbe zu teilen, zu erklären, daß ihr 

Eigentum nicht ihnen gehörte. Die Revolution war gegen bestimmte Kategorien von Besitzern gerichtet, denen 

man die Macht weder entreißen konnte noch durfte, ohne ihnen auch den Besitz zu entreißen.“ 

Wahrhaftig, dieser Bourgeois hat das Wesen der Revolution wieder viel besser begriffen, als der 

große „Marxist“ Kautsky, der den umgekehrten Weg wie Bobritschew-Puschkin gegangen ist: von 

den Roten zu den Weißen. (Mit Abstecher nach dem „sozialistischen“ Georgien, wo er schon keinen 

Terror sah, aber den „reinsten wissenschaftlichen“ Sozialismus an allen Ecken.) 

IX. 

Wir verlassen jetzt diesen sehr interessanten Artikel und wenden uns dem besten aller 6 Artikel zu, 

dem von L u k j a n o w, der „Revolution und Regierung“ heißt. Hier ist ein Versuch, die Revolution 

soziologisch und m a t e r i a l i s t i s c h  zu begreifen, und zwar ein im ganzen gelungener Versuch. 

Lukjanow stellt die Frage von vornherein richtig: Naivität und dummes Geschwätz ist es, die Sow-

jetmacht auf die so oft hierzu bemühten „gekauften“ Bajonette der Chinesen und Letten zurückzu-

führen, Dummheit, die durch den „Terror“ zu begründen, d e n n  d e r  T e r r o r  s e l b s t  m u ß t e  j a  

o r g a n i s i e r t  w e r d e n, also muß man die Revolution g e s c h i c h t l i c h  begründen, d. h. aus den 

sozialen Kämpfen, sozialen Umwälzungen – wir sagen: Klassenkämpfen – heraus begreifen. 

Und nun führt Lukjanow einen breit angelegten Vergleich durch zwischen der großen Revolution 

unserer Tage in Rußland und der russischen Revolution des 16. und 17 Jahrhunderts, die den russi-

schen Staat aus einer Reihe loser Fürstentümer schuf, und mit der – sie wird von den bürgerlichen 
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Historikern, die „finstere“ oder die „verworrene'“ Zeit genannt – die „Intelligenz“ so gern die jetzige 

Periode vergleichen möchte. (Das ist kein Wunder: am Ende der „finsteren“ Zeit kam die Monarchie 

der Romanows, auf ein ähnliches Ende hoffen die „Intelligenten“ auch heute.) 

Diese Parallele ist von Lukjanow g u t  und im wesentlichen r i c h t i g  durchgeführt: er versteht sehr 

gut, daß die Revolution des 16. und 17. Jahrhunderts nicht ein Sammelsurium zwischen allerlei Fürs-

ten, „Falschen Demetriussen“ und „Dieben“ war, wie die damaligen Historiker die aufständischen 

Bauern nannten, sondern Klassenkämpfe, in deren Verlauf gewisse soziale Gruppen – eben die Fürs-

ten – untergingen, andere, die Bauern, die sogenannten „Diebe“, um alles geprellt wurden, und ein 

neuer „Stand“ sich bildete, der Beamten- und Hofadel, der die absolutistische, feudalistische Monar-

chie stützte, – bis zu den Tagen der Märzrevolution 1917. Lukjanow begreift, daß die soziale Basis, 

auf der der russische Staat bis 1917 ruhte, viel zu eng war und er sagt: 

„Im Suchen nach dieser ‚breiteren Basis‘ einem naiven und sinnlosen Suchen, zuckte das Leben Rußlands vom 

Februar bis November. Während dieser Zeit zeigte sich, in all ihrer Tragik, jene Hypnose, unter deren Einwir-

kung die russische Gesellschaft zu der vorrevolutionären Periode sich entwickelt, die ganze Wirklichkeits-

fremde des russischen politischen Denkens, die [480] bis heute jeden einigermaßen sorgfältigen Beobachter in 

Erstaunen seht, der durch den Willen des Schicksals in Rußland nach Paris verpflanzt ist, ins Zentrum der 

russischen Emigration mit ihrer „neuen Taktik“ des Häufleins Pariser Kadetten und des ‚nationalen Kongres-

ses‘ mit seiner Taktlosigkeit, die an völlige Paralyse grenzt. Die ersten Ansprüche auf Macht wurden im Feb-

ruar 1917 natürlich von den Elementen angemeldet, die schon vor der Revolution bereit waren, auf die Not-

wendigkeit der Begrenzung des Absolutismus zu ihren Gunsten zu drängen und mit denen die Regierung bereit 

war, das Spielchen Politik zu spielen und sogar Verfassung. – Die Unfähigkeit des Absolutismus, einen Aus-

weg aus der Sackgasse der russischen, sozialen und wirtschaftlichen Bedingungen im 19. und 20. Jahrhundert 

zu finden, entstand hauptsächlich daraus, daß die U n t e r s t ü t z u n g  der Regierung durch ihre soziale Basis 

ausblieb, die überdies noch im scharfen Gegensatz zu den Interessen des Staates stand. Durch diese Abhän-

gigkeit erklären sich die verfehlten Versuche, einzelner Regierungsvertreter, erst die Bedingungen einer mög-

lichen Verbreiterung der Basis zu schaffen und dann erst der Basis selbst beim Entstehen zu helfen. Ich habe 

im Auge die zweideutige Politik des Absolutismus den Bauern gegenüber, diese unaufrichtige Politik mit ihren 

Ansprüchen auf „Radikalismus“, der sich regelmäßig an der Opposition des Grundbesitzer zerschlug, die Po-

litik mit ihren Einsätzen auf einen Bauern, den sie sich selbst ausgesucht hatte und auf den Stolypinschen 

Stellenbesitzer.“*) 

„Auf diese Weise hing die durch die Märzrevolution vorgeschobene ‚zeitweilige Regierung‘ in der Luft. Da 

sie, was ihre soziale Basis betrifft, mit den überlebten und im Verhältnis zu den Rußland obliegenden Aufgaben 

ungenügenden Elementen der Bevölkerung verbunden war, mußte sie unbedingt reaktionär sein, während ein-

zelne ihrer Mitglieder, die die Notwendigkeit einer ‚breiteren Basis‘ begriffen in Wirklichkeit zu nichts fähig 

waren, weil Tradition und die alten Bajonette – auf der einen Seite, das Fehlen eines klaren Bewußtseins und 

einer Organisation bei den Bauern – auf der andern, ihnen nicht erlaubten, mit der Reaktion radikal zu brechen. 

Die Schwierigkeit ihrer Lage, die Schwierigkeit, diese Lage zu begreifen, bestand, eben darin, d a ß  e i n e  

v ö l l i g  f e r t i g e  r e a l  g r e i f b a r e  u n d  e i n i g e r m a ß e n  o r g a n i s i e r t e  s o z i a l e  B a s i s  fe h l t e. 

Wem konnte zu jener Zeit in den Sinn kommen, daß aus Feinden des ‚Krieges bis zum siegreichen Ende‘, aus 

den Predigern des extremsten Internationalismus, aus Leuten, die anfangs 100 prozentige Besteuerung, dann 

völlige Vernichtung der Bourgeoisie forderten, daß aus diesen Elementen die doch durch und durch staats-

feindlich und anational**) schienen, sich eine wirkliche Grundlage einer künftigen russischen, bis in die Tiefe 

staatlichen und absolut ‚nationalen‘ Regierung herausbilden konnte.“ 

Dadurch, daß Lukjanow im letzten Beiwort „national“ selbst in Gänsefüße setzt, zeigt er, daß er schon 

begreift, irgendwie sei diese Regierung ganz anders „national“, als die vorangegangenen. Wenn weite 

Kreise der russischen Intelligenz – und einige unserer 6 Verfasser dazu – die Sowjetregierung aus 

 
*) Gemeint ist die Stolypinsche Agrarreform, die von der – unsäglich verlogenen – Fiktion ausging, daß der, sozusagen, 

„Normalbauer“ nicht der landarme und landhungrige Landproletarier ist, sondern ein begüterter „Stellenbesitzer“ mit 

Haus, Hof und Acker, der durch das bis dahin noch vorhandene Gemeindeeigentum, den „Mir“, in der Entwicklung seiner 

für den Staat unentbehrlichen Initiative gehindert werde. Diese Agrarreform war ein ungeheurer Raubzug gegen die arme 

Bauernschaft zugunsten der „Kulaki“ (Dorfwucherer) und der Großgrundbesitzer. 
**) Hier sieht L falsch, weil er den Begriff des Staates wie den der Nation starr, statisch und nicht dialektisch versteht. 

„Der Staat“ ist für ihn der b ü r g e r l i c h e  Staat, „die Nation“ das, was die Lakaien der Bourgeoisie so nennen. Einen 

proletarischen Staat haben die Kommunisten, im Gegensatz zu den Anarchisten, immer gefordert. 
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irgend einem Nationalismus unter-[481]stützen, und wenn die Sowjetregierung diese Unterstützung 

annimmt, wie etwa während des Krieges gegen Polen, so zeigt das: daß erstens die Bourgeoisie nicht 

begreift, daß für i h r e n  (Bourgeois) Nationalismus absolut kein Raum mehr ist im proletarischen 

Rußland. Und daß zweitens die Sowjetregierung stark und klug genug ist, auch solche Strömungen, 

wie den primitiven, bürgerlichen Nationalismus auszunützen zum Wohl dessen, was jetzt die „Na-

tion“ in Rußland ausmacht: das befreite Proletariat. Nur Esel und Sozialdemokraten können darin 

etwas „Unerlaubtes“ sehen. 

Aber diese kleinen Schiefheiten in der Darstellung Lukjanows zerstören doch nicht die großen, rich-

tigen Linien seiner Analyse. Wir könnten lange vortreffliche Zitate anführen, in denen er über die 

Periode von März bis November 1917 v o l l k o m m e n  r i c h t i g  spricht. Wir verzichten darauf und 

geben nur einige Stellen wieder, nachdem wir kurz den Inhalt des Vorangehenden wiedergegeben 

haben. 

Jene soziale Basis fehlte also im Anfang des Jahres 1917, und die „zeitweilige Regierung“, die Luk-

janow sehr richtig, als „Regierung der Verstorbenen“ bezeichnet, war unfähig eine solche zu schaffen. 

Eine solche Basis hätte nur das Proletariat und die Bauernschaft – richtiger: die landarme Bauern-

schaft – bilden können. Selbst das Bauerntum allein hätte vielleicht ausgereicht – wenn nicht der 

Absolutismus gründlich dafür gesorgt hätte, daß die Bauernschaft eine unorganisierte Masse blieb. 

Zwei Wege, so meint L., waren theoretisch möglich, entweder 

„erst Beruhigung, dann Reformen und als Resultat – ein Bauernrußland und seine Regierung“. 

Aber die t h e o r e t i s c h e  Möglichkeit war nie praktisch möglich, weil sie vorausgesagt hätte: 

„eine ‚hochgesinnte‘ bürgerliche, rechtliche und ‚kulturelle‘ Regierung: ... dann einen nicht weniger ‚aufrich-

tigen‘ Verzicht der Großgrundbesitzer auf ihre privilegierten sozialen und wirtschaftlichen Lebensumstände 

und endlich ein sentimentales Vertrauen des russischen Bäuerleins auf alle rührenden Versprechungen seines 

jahrhundertelangen Klassenfeindes.“ 

Daß diese theoretische „Möglichkeit“ vielleicht im Paradies vorhanden ist, ist richtig. Auf Erden ist 

sie, schon durch die weißgardistischen Bestrebungen, wie L. sehr richtig bemerkt, als Utopie unmög-

lich. 

Bleibt also ein zweiter Weg: 

„erst Reformen, dann Beruhigung. Aber was heißt das: ‚Reformen‘? Das ist die Schicksalsfrage, bei deren the-

oretischer und praktischer Beantwortung alle Regierungsparteien ohne Ausnahme durchfinden, angefangen 

mit der „Partei der Volksfreiheit‘*)und aufgehört mit den halblinken Sozialrevolutionären und Menschewiken. 

Sie alle räsonnieren mehr oder weniger so: Reformen sind nötig, aber sie dürfen nicht die wirtschaftliche, 

finanzielle und kriegerische Macht des Landes schwächen und die – wenn auch der Mehrheit des Volkes frem-

den – kulturellen und rechtlichen Werte zerstören. Gerade in dieser Vorsicht der Politiker der ersten Hälfte 

von 1917 bestand ihr größter, ihr unverzeihlicher Fehler vor der Revolution; also auch vor Rußland. Diese Leute 

begriffen nicht, daß die soziale, wirtschaftliche und politische Neuschöpfung Rußlands vorausgesetzt das Em-

portauchen solcher Elemente an die Oderfläche des Staatslebens, die in ihren kulturellen, rechtlichen und poli-

tischen Vorstellungen in der fernen und keineswegs schönen Vergangenheit leben und daß diese Elemente die 

Rolle einer sozialen Basis nur unter der Bedingung erfüllen können, daß ihnen verständlich und nahe erscheinen 

nicht nur die fernen Ziele und Ideale der Regierung, sondern auch die nächsten konkreten Aufgaben.“ 

[482] Und er schließt diese Analyse mit der Feststellung, daß den Bauernmassen wie den proletari-

schen Massen nur die Bolschewiki solche Ziele und Aufgaben weisen konnten, und daß nur die Bol-

schewiki die Macht übernehmen, sie organisieren, sie halten konnten. Dabei ist es ihm absolut klar, 

daß die Form der Diktatur und der rote Terror keine „Erfindungen“ der bösen Bolschewiki sondern 

g e s c h i c h t l i c h  n o t w e n d i g e  Erscheinungen sind. 

„Die sogenannte Diktatur des Proletariats und die Unterdrückung, die in einem bestimmten Moment des ge-

schichtlichen Prozesses den unvermeidlichen, wenn auch deshalb nicht minder gräßlichen Charakter des 

 
*) Das sind die K. D. (konstitutionellen Demokraten) meist Kadetten genannten Bürgerlichen. 
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Terrors annahm, d i e  n o t w e n d i g  s i n d  w ä h r e n d  d e r  P e r i o d e  d e r  B i l d u n g  u n d  O r g a n i -

s i e r u n g  e i n e r  n e u e n  B a s i s  d e s  s t a a t l i c h e n  L e b e n s  u n d  d e r  R e g i e r u n g s g e w a l t, ver-

ändern sich unvermeidlich mit der Festigung der Basis.“ 

L. begreift also sogar den dialektischen Charakter des Terrors – bekanntlich ein Punkt, an dem alle 

Sozialdemokraten versagen. 

Ueber den Rest des Artikels, sowie den übrigen Inhalt des Buches wollen wir nichts mehr sagen. 

X. 

Fragt man, wozu eigentlich der vorliegende Artikel mit seinen vielen Zitaten und seinem für jeden 

Kommunisten selbstverständlichen Inhalt geschrieben ist, so ist die Antwort leicht gegeben. 

Einmal nämlich sind die vorliegenden Zeilen eine kleine Studie über einen an sich nicht unwichtigen 

Gegenstand – die russische Emigration und die russische Intelligenz, die oft falsch beurteilt werden. 

Der Spiegel, der ihr hier vorgehalten wird, zeigt ihr wahres Bild. Sie ist aus Rußland davongelaufen. 

Nicht nur, wie einer unserer sechs Autoren es sich, uns und ihr einreden will, eines Mißverständnisses 

wegen: „die Hasen haben gehört, es ist eine Verfügung erlassen worden, wonach alle Kamele mit 

Hufeisen beschlagen werden sollen“, da sind sie alle aus ihrem Wald davongelaufen, weil sie Bour-

geois sind; und sie werden zum größten Teil nach Rußland („nach Canossa“) nicht zurückkehren – 

wieder weil sie Bourgeois sind, bis sie auch aus ihren jetzigen Zufluchtsstätten, wie Ahasver durch 

die soziale Revolution zum Teufel gejagt werden. 

Zum andern haben wir diese Arbeit nicht für unnütz gehalten, weil manche sozialdemokratischen 

Arbeiter, wenn ihnen diese Stimmen b ü r g e r l i c h e r  Intellektueller zu Ohren kommen sollten, sich 

doch fragen werden, ob denn nun wirklich alles von Cunow oder Kautsky, von Longuet oder Hender-

son über die russische Revolution gesagte richtig ist und ob diese wirklich nur deshalb so schlecht 

ist, weil Mrs. Snowden in Rußland kein Parfüm und keinen Plum Cake fand, sondern nur mißduftende 

Transtiefel und sehr saures Brot. 

Und zum dritten endlich sind diese Zeilen geschrieben, weil mit Ingrimm in ihnen zwar die „russische 

Intelligenz“ gezaust wird, weil aber die grinsende Fratze des Abkonterfeiten, mit wenigen, ganz we-

nigen Aenderungen, die jeder Bourgeoisie ist, so daß mit Recht beim Lesen des Artikels der Aus-

spruch des unsterblichen Kosjima Prutkow*) im Gedächtnis behalten werden kann: 

„Siehst Du einen Käfig, darin einen Elefanten, und am Käfig die Inschrift: Büffel – so traue Deinen Augen 

nicht!“ [483] 

* 

Angewandte materialistische Geschichtsauffassung.  
Von H. W u r m. 

Synoptische Tabellen für den geschichtlichen Arbeitsunterricht. 

Herausgeber F r. K a w e r a u, Verlag F r a n z  S c h n e i d e r, Berlin, 

Die Tabellen sind nach dem Vorwort in erster Linie für die Oberstufe in Vollanstalten gedacht. Kein 

Quellenmaterial, sondern durch die Stichworte soll das Bedürfnis nach den Quellen geweckt werden. 

Zweifellos ist die Arbeit, als erster Schritt, den Geschichtsunterricht aus dem Gebiet der Metaphysik 

zu verbannen und sondicionale Betrachtungsweise anzuwenden, zu begrüßen. Ob das gesteckte Ziel 

in allen Teilen erreicht wurde, muß bezweifelt werden. 

Es kann bei der grundlegenden Veränderung in der Betrachtung des historischen Stoffes, die erzielt 

werden soll, nicht genügen, in einigen Allgemeinheiten von der neuen anzuwendenden Methode zu 

sprechen, sondern es wäre notwendig gewesen, in der Einleitung die Methode der materialistischen 

Geschichtsauffassung klarzulegen. Das Bedürfnis für Lehrer sowohl wie Schüler ist umsomehr 

 
*) Eine Type des genialen russischen Satirikers Ssaltykow-Schtschedrin. 
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gegeben, als über dieses Gebiet wenig brauchbare Arbeiten vorhanden sind. Wohl besitzen wir von 

Marz die klassischen Ausführungen im Vorwort „zur Kritik der politischen Oekonomie“, 

Aber der hier auf wenige Seiten zusammengedrängte Stoff bedarf zum guten Verständnis der Me-

thode notwendig einer Verbreiterung, worunter allerdings nicht Verflachung sich äußern darf. Doch 

auch aus einem weiteren Grunde ergibt sich die Notwendigkeit, die Methode klar zu legen. Die An-

ordnung des Stoffes zwingt dazu, um Mißverständnisse und falsche Auslegung des historischen Ma-

terialismus zu vermeiden. 

Die Aufstellung der Reihen, ausgehend von der Basis Wirtschaftl. Zustand, bezw. Produktionsver-

hältnisse – und von hier aus übergehend zu den verschiedensten Reihen des Ueberbaues – Soz. Be-

wegung usw. kann mit die Veranlassung einer oberflächlichen Anwendung der mat. Methode geben, 

indem die Beschaffenheit der Reihen des Ueberbaues ihre einzige und umfassende Erklärung findet 

in den Produktionsverhältnissen, wodurch eine starre mechanische Betrachtungsweise entstehen 

kann. Dabei ist zu erwähnen, daß gerade die bürgerlichen Historiker von dieser Seite des historischen 

Materialismus sprechen. Dabei hätte sich als gut erwiesen zu erwähnen, wie z. B. durch die zuneh-

mende Arbeitsteilung einzelne Gebiete im Ueberbau der Spezialisierung unterworfen sind, wodurch 

sie eine scheinbare Selbständigkeit erlangen und nach der Oberfläche hin betrachtet sich entwickeln, 

unabhängig von funktionellen Veränderungen in der Basis – gleichsam über allen Wassern als Hei-

ligtum schwebend. Dies tritt stärker zu Tage, je weiter die Entfernung vom Gebiete der Oekonomie 

ist. Die Entstehung des Dogmas – Moral, Religion usw. Weiter wie unter dem Deckmantel „unab-

hängige Wissenschaft“ hereinbrechende gesellschaftliche Eruptionen im Interesse der Herrscher-

klasse beeinflußt werden. 

Die Hemmung, die gerade jene Reihen jeder weiteren Entwicklung entgegensetzten, wie z. B. Stel-

lung der wissenschaftlichen Autoritäten zur Ursache des Weltkrieges, oder zur Revolution 1918. An-

derseits die Betrachtung einer umgekehrten Tendenz in den Reihen des Ueberbaues, z. B. wie eine 

umgehende Anpassung an die veränderte Produktionsform in einer der Reihen des Ueberbaues eine 

beschleunigte [484] Entwicklung in der Basis zum Ergebnis hat. Als Beispiel die Schaffung des fran-

zösischen Rechts und die dadurch ermöglichte weitgehende Entfaltung der kap. Produktivkräfte. 

So erweist sich die eingehende Darstellung der angewandten Methode zu einwandfreier Betrachtung 

des Stoffes unumgänglich, um dadurch die gewisse Starrheit, die so in allen Reihen hervortritt, durch 

eine eingehende Darlegung der Dialektik der Dinge wieder aufzuheben. 

Ein solche Betrachtung im Flusse, im ständigen Werden mußte auch bei den zusammenfassenden 

Darstellungen einer größeren zusammenhängenden Geschichtsepoche in den Vordergrund gerückt 

werden, während sie hier fehlt. 

Die Zerlegung des Stoffes in die vorgezeichneten Reihen dürfte sich ja, ohne größere Mängel zu 

erzeugen, nicht ermöglichen lassen. Sie können nur als Einheiten im Allgemeinen betrachtet werden, 

Die Trennung nach dem Auseinander der Dinge so vorzunehmen zu einer systematischen Anordnung, 

wird immer auf Kosten des Zusammenhanges im ganzen Geschichtsverlauf sich äußern. 

Vielleicht hätte man bei der kurzen gedrängten Uebersicht über eine Ursache unter Anwendung von 

Seitenlinien ein besseres Resultat erzielen können. 

II. 

Doch auch bei näherer Betrachtung der Stichworte zeigen sich Mängel, die in ihren Hauptzügen kurz 

aufgezeichnet werden sollen. 

So auf Seite 1 A. Eine Definition der Manufaktur als ökonomische Kategorie nach ihrer zentralen 

und dezentralen Seite dürfte nicht übersprungen werden. Wenn weiter auf Seite 1 B gesprochen wird 

von der Vertiefung der Gegensätze zwischen herrschender Klasse und dem niederen Volke, so ist 

dies keine historisch materialistische Terminologie. Gerade auf ihre richtige Anwendung bei Stich-

worten muß größter Wert gelegt werden. Wenn weiter von dem vorherrschenden Einfluß Spaniens 

und Italiens die Rede ist, so wäre es zumindest notwendig, die Hauptursachen hierbei festzuhalten. 
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Dann unter 1 C. Die Reformation in ihrer Tiefe, eine soziale Bewegung als religiöse Bewegung fest-

zuhalten, ist zweifellos falsch, wenn auch die Erscheinungsformen des Kampfes vielfach religiösen 

Charakter annahmen, entspringt dieser doch aus der ökonomischen Rolle, die die römische Kirche 

zur damaligen Zeit spielte. Weiter unter 1 D ist die Berufung Luthers auf das Gewissen als revoluti-

onär bezeichnet – nicht auch konterrevolutionär? Das richtet sich ganz danach, unter welche Bezie-

hung das Prädikat gesetzt wird. 

Auf Seite II B wird von dem Reich der Inka als einem theokratischen Sozialismus gesprochen, wäh-

rend doch längst nachgewiesen ist, daß es sich nur um einen Agrarkommunismus handeln kann, der 

sich übrigens bei den verschiedensten Völkern in ihrer Entwicklung äußert. 

Weiter kann es bei der revolutionären Erhebung der Reichsritterschaft nicht genügen, ihr negatives 

Ziel aufzuzeichnen, sondern auch die positive Seite der Bewegung. Versuch der Schaffung einer 

Adelsdemokratie nach dem Vorbilde Polens. Sozialwirtschaftliche Faktoren, die eine solche Zielset-

zung unmöglich machten, konnten dabei auch in einem Stichwort festgehalten werden. 

Zweifellos erscheint es auch unrichtig, erst im 15. Jahrhundert vom Verfall der Markgenossenschaf-

ten zu sprechen, die spätestens im 7. und 8. Jahrhundert durch den Fronhof und die Dorfwirtschaft 

erledigt werden. 

[485] Bei dem Bauernkrieg wäre es von großer Wichtigkeit festzuhalten, woran der Sieg der Bauern 

scheiterte. 

Wenn dann auf Seite 4 A davon gesprochen wird, daß das Kapital die Anwendung von Maschinen 

ermöglicht, so ist dies auch nur eine einseitige Feststellung, denn die Erschließung des größeren Wirt-

schaftsgebietes schafft erst die Voraussetzung ihrer rationellen Anwendung und erst von diesem Mo-

ment datiert die ökonomische Bedeutung der Maschine. 

Besonders fällt ein Stichwort auf Seite 12 H auf. „Für den Gr. Kurfürsten bedeuten Handel und See-

fahrt Säulen des Staates, wodurch allein heimische Manufakturen unterhalten werden können“. Sol-

che Formulierungen können leicht zur Legendenbildung beitragen, die doch vermieden werden soll. 

Auch der große Kurfürst stößt auf die ökonomischen Schranken seiner Zeit. 

Bei dem Ueberblick B von 1760-1920, der in einer Stufung zu weit gezogen ist, wird wohl von einem 

Ausstieg des Proletariats gesprochen, nicht aber auf die mindestens seit 1918 ständig, fortschreitende 

Senkung seines Lebensniveaus, und die damit in Zusammenhang zu bringenden Faktoren eingegangen. 

Sehr eigenartig erscheint auch die Formulierung über Kant auf derselben Seite. „Es gibt keinen Got-

tesbeweis“. Jawohl. Aber bedeutet dies nach Kant die Ablehnung des Glaubens? Mit nichten. Kant, 

der mittels seiner Erkenntnistheorie dem lieben Gott den Weg in die Philosophie versperrt, derselbe 

Kant hat ihn doch in seinem bekannten „Ding an sich“ auf metaphysische Art wieder auf die getreue 

Welt losgelassen. 

Dann bei der Formulierung der französischen Revolution. Was soll eine solche Formulierung wie „im 

Hintergrunde der parlamentarischen Kämpfe steht die Erhebung der Bauern und großstädtischen 

Klassen“ vom Standpunkt des Marxismus? Haben nicht erst jene den Boden geebnet, auf dem das 

bürgerliche Parlament erstehen konnte? Soll hier mit der Idee der friedlichen Umwälzung auf parla-

mentarischem Wege gespielt werden? Dann weiter „Kampf um die vollendete Demokratie zwischen 

besitzendem Bürgertum und den kleinbürgerlich-proletarischen Schichten“. Solche formale Betrach-

tungen sind keine historisch materialistischen Wertungen, und nur auf solche kommt es an. 

Dann auf Seite 20 B. 1824 „Beginn des zielbewußten Kampfes zwischen Kapital und Arbeit“. Diese 

Feststellung ist objektiv falsch, denn erst mit der Formulierung des wissenschaftlichen Sozialismus 

durch Marx und Engels sind die Voraussetzungen eines zielbewußten Kampfes zwischen Lohnarbeit 

und Kapital gegeben. 

Wenn dann auf Seite 21 B von der Chartistenbewegung erwähnt wird, daß sie nur politische Ziele 

verfolgt, so ist dies nur insofern richtig, wenn man in der Eroberung der politischen Macht durch die 

Arbeiterklasse nur eine politische Maßnahme sieht. Aber der Chartismus, der in sich absolut keine 
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einheitliche Bewegung war (wir unterscheiden drei Hauptrichtungen) wollte doch vor allem die so-

zialistische Umwälzung als Hauptziel. Auch waren sie garnicht so demokratisch gesonnen, denn Aus-

sprüche von ihnen wie: „Peacefully if we may – forcefully if we must“1 besagen in dieser Richtung 

genug. 

Oder auf derselben Seite D. Preußen: „Edikt der Bauernbefreiung“. Warum nicht gleich hinzufügen, 

daß sie ein Trick auf dem Papier verblieb? 

[486] Auf Seite 27 A finden wir den bemerkenswerten Satz: Deutsche Eisenbahnen: Kapital durch 

Agitation von Fr. List aufgebracht. Solche hervorstechende Allgemeinheit hätte vermieden werden 

können. 

Dann auf Seite 30 A über Imperialismus. Wenn man in einem Stichwort das Wesen des Imperialismus 

als eine Stufe des modernen Kapitalismus formulieren will, so kann man unmöglich zusammenhän-

gende Erscheinungen, wie Diplomatie, Bankkapital und Schwerindustrie bannen und zusammenge-

führt als Imperialismus bezeichnen. Damit ist nicht das Kernproblem des Imperialismus, Akkumula-

tionsunfähigkeit im Mutterlande, festgehalten. 

Was soll weiter ein solches moralisches Werturteil, wie „verhängnisvolle Verbindung zwischen 

Presse und Großkapital“. Solche Wertungen sind vom Standpunkt des Marxismus unzulässig. 

Auf Seite 32 A wird vom wachsenden Staatssozialismus gesprochen, während genau formuliert nur 

von einer Tendenz zum Staatskapitalismus die Rede sein kann, denn dieser Staat ist nicht das Herr-

schaftsinstrument der Arbeiterklasse, sondern der Bourgeoisie. 

Auf Seite 31 H hätte es bei der Darstellung der Pariser Kommune auch gelohnt, die Rolle Bismarcks 

zu erwähnen, die den internationalen Charakter der Bourgeoisie im Kampfe gegen die Arbeiterklasse 

klarlegt. 

Auf Seite 36 E ist zu bemängeln, daß nicht die innerpolitischen Faktoren die Frankreich zum Krieg 

1870-71 trieben, erwähnt werden, da sie sich zur Erklärung der Pariser Kommune als notwendig er-

weisen. 

Dann auf Seite 46 C die Bemerkung vom „übersteigerten Kapitalismus“, als könne der Kapitalismus 

sich in seinem Rahmen über sich selbst hinaus heben. 

Das läuft darauf hinaus, den Imperialismus als nicht unbedingt notwendige Kategorie des Kapitalis-

mus hinzustellen, und führt zum Pazifismus, dem ja in dem Werke n i c h t  a l l z u w e n i g  Rechnung 

getragen wird. 

Auf Seite 55 D zeigt sich ein Mangel, daß die Betrachtung Chinas mit 1915 abschließt, und nicht auf 

die gegenwärtige Bedeutung Chinas eingegangen wird. Z. B. Versuch der wirtschaftlichen Erschlie-

ßung zur Ueberwindung, der Weltkrise, und der daraus resultierende Interessengegensatz zwischen 

Amerika und Japan. Auf Seite 59 B lesen wir dann von der „Besitzergreifung der Macht durch das 

Proletariat November 1918.“ Ist es nicht gerade das eigentümliche der Novemberbewegung, daß sie 

durch den Mangel an historischer Reife des Proletariats und dank der Haltung der Sozialdemokratie 

n i c h t  z u r  M a c h t e r g r e i f u n g  führt? Soll etwa eine der ersten Handlungen der Volksbeauftrag-

ten „Zurückgabe der Befehlsgewalt an die Offiziere“ ein Akt der p r o l e t a r i s c h e n  D i k t a t u r  

gewesen sein? Dieser ganze Absatz bietet überhaupt eine mangelhafte historische Analyse. 

Auf Seite 60 B hätte es sich nicht nur zweckmäßig erwiesen, die Wirkungen, die durch Krieg und 

Revolution entstanden, zu bannen, sondern auch die Kämpfe und Opfer der historisch zur Herrschaft 

kommenden Klasse, den Taten der zum Untergang gezwungenen Masse gegenüberzustellen. Bei der 

Schilderung der revolutionären Ereignisse auf Seite 61 D zeigen sich manche Mängel. Um nur einen 

Fall herauszugreifen. „6.-13. Januar 1919. Aufstand der Unabhängigen und Kommunisten“. Hätte es 

nicht besser gelautet: Erste Provokation der [487] revolutionären Arbeiter in größerem Maßstabe 

(Eichhorn) heraufbeschworen von einer sogenannten sozialistischen Regierung? 

 
1 Friedlich, wenn wir dürfen – gewaltsam, wenn wir müssen. 
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Die Spottgeburten Sozialisierungskommissionen, genannt, haben auf Seite 63 eine unverdiente Wür-

digung erfahren. Hätte man nicht sagen können, die Sozialisierungskommissionen stellen einen voll-

kommen unhistorischen Versuch dar, den Sozialismus dem Proletariat mittels Dekret zu bringen. An-

derseits scheinbare Abgabe eines Quantums von Macht durch die Bourgeoisie, um die qualitative 

Veränderung durch die proletarische Klasse zu verhindern. Dies hätten schöne Beispiele historischer 

Dialektik sein können. Abschließend sei noch darauf hingewiesen, daß die stärkere Herausarbeitung 

der Handelsbeziehungen der Länder untereinander, und das Festhalten der Hauptrichtungen der Han-

delswege des Mittelalters notwendig erscheint. Man hätte sich vielleicht mit einigem Kartenmaterial 

helfen können. 

Weiter hat man dem Gebiete der Strategie und Waffentechnik und seiner funktionellen Abhängigkeit 

von den Wirtschaftsverhältnissen zu wenig Interesse entgegengebracht. 

Ein nicht zu unterschätzender Mangel erweist sich jedoch bei der genetischen Anordnung des Stoffes 

in dem Fehlen einer kurzen programmatischen Zusammenfassung der früheren Geschichte Zentraleu-

ropas, um so zum leichteren Verständnis des Ausgangspunktes der ganzen Arbeit beizutragen. Gerade 

die Zerrissenheit Deutschlands, die zu einer verhältnismäßig späten Entwicklung der kapitalistischen 

Produktionsweise ohne tiefgehende Revolutionen beiträgt, erklärt sich durch bestimmte Entwick-

lungsphasen, die der angezeigten Stufe von 1560 vorauslaufen. 

Trotz der vorgezeichneten Hauptmängel wird das Werk dem Lehrer sowie Schulen gute Dienste leis-

ten und weiter auch für die Bildungstätigkeit im Proletariat in Frage kommen. Bei kritischer Betrach-

tung gibt es doch noch soviel Anregung zur Tätigkeit in Arbeitsgemeinschaften, daß man über die 

vorhandenen Mängel hinwegkommt. Auch vom Standpunkt der Kritik darf nicht vergessen werden, 

daß es der Beginn einer Tätigkeit auf verfahrenem Boden ist. Darüber hinaus erhebt sich die Aufgabe 

für die Verwendung und Anwendung der Tabellen in den Schulen Sorge zu tragen. 

Zu einer späteren Auflage sei noch gesagt, daß sich meines Erachtens eine Neuaufteilung der Reihen 

als notwendig erweist, so, daß unter Zusammenfassung einzelner Reihen des geistigen Lebens eine 

weitere Gliederung in wirtschaftlicher Entwicklung und innerstaatlichen Organisation vorgenommen 

werden kann. 

Hoffen wir, daß es diese Neuauflage bald erlebt und unter den angegebenen und noch zu erwartenden 

Verbesserungsvorschlägen ein noch mehr dem historischen Materialismus entsprechendes Gesicht 

erhält. [488] 

* 

Zwei Schriften über das Geldwesen.  
Von E. L u d w i g  

1. Dr. H e i n r i c h  K ö n i g, „Die Befestigung der Kauftraft des Geldes“. Bonn 1922. (91 Seiten.) 

2. Prof. Dr. M. I. B o n n, „Die Stabilisierung der Mark“. Berlin, Verlag für Politik und Wirtschaft. 

(60 Seiten.) 

I. 

Solange – bis zum Kriege – das Geldwesen der führenden kapitalistischen Staaten im Gleichgewicht 

war, solange die regelmäßigen Schwankungen zwischen den einzelnen Währungen, den regelmäßi-

gen Pulsschlägen eines Gesunden vergleichbar, in der Mechanik der Wechselkurse ausgeglichen 

wurde, beschränkte sich die Erörterung des Geldproblems auf einen kleinen Kreis von Spezialisten, 

ohne daß deren oft gelehrten und eingehenden Untersuchungen die im ersten Band des „Kapital“ 

aufgedeckten Gesetzmäßigkeiten des kapitalistischen Geldwesens widerlegt ober in entscheidenden 

Punkten über sie hinausgeführt hätten. Heute, da die Geldzerrüttung vor den ehemals so festen Wäh-

rungen kapitalistischer Großmächte nicht halt gemacht hat, da die wilden Valutaschwankungen das 

augenfälligste Symptom der Erkrankung der kapitalistischen Wirtschaft sind, heute ist das Geld- und 

Valutaproblem in den Mittelpunkt der praktischen Wirtschaftserörterung gerückt. In Genua mühen 

sich die angeblich führenden Wirtschaftssachverständigen der Welt vergeblich ab, das aus den Fugen 
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gegangene Geldwesen wieder einzurenken. Jeder Börsenschriftsteller, der etwas auf sich hält, sucht 

mit mehr oder weniger weisen Ratschlägen dem Uebel beizukommen. 

Die beiden angezeigten Schriften behandeln die Frage der Festigung des Geldwertes, die Stabilisie-

rung der Valuta, wie das Zauberwort lautet, von dem die Vulgärökonomie die Gesundung des Kapi-

talismus erhofft. Beide vermögen allenfalls von zwei verschiedenen Seiten das Problem zu umreißen, 

das die wirtschaftliche Entwicklung der letzten Jahre dem Kapitalismus stellt; sie vermögen es aber 

nicht zu lösen, so wenig der Kapitalismus selbst es noch zu lösen vermag. 

II. 

Dr. Heinrich König bewegt sich in der reinen Theorie. Ihm ist der Zusammenbruch der deutschen 

Währung nur Anlaß, nicht Gegenstand der Untersuchung. Er stellt die grundlegende Frage, ob es 

überhaupt möglich sei, ein Geld zu schaffen, dessen „Kaufkraft“ auch in normalen Zeiten unverän-

derlich sei. Erst wenn diese Frage bejahend beantwortet werden könnte, wäre der theoretische Aus-

gangspunkt für eine Währungspolitik gefunden, deren Ziel die Fixierung der heute wild hin- und 

herschwankenden Valuten wäre. 

König verneint die Möglichkeit einer dauernden Befestigung der Kaufkraft des Geldes, indem er die 

Vorschläge des amerikanischen Geldtheoretikers Irving Fishers kritisiert, die diese Befestigung her-

beiführen sollen. Fisher von der Goldwährung und der Quantitätstheorie ausgehend, glaubt auf zwei 

Weisen die Schwankungen des Geldwertes vermeiden zu können: Entweder durch die Schaffung ei-

nes Zentralstaates, der unter Aufrechterhaltung der Goldwährung je nach dem durch genaue Index-

zahlen festzustellenden Schwanken der Kaufkraft des Geldes diese durch Abgabe oder Ankauf von 

Gold reguliert; die übrigen Staaten, die die freie Goldprägung einzustellen hätten, stehen mittels 

Golddevisen mit dem „Zentralstaat“ in Verbindung. Oder aber in jedem Lande wird der Gehalt der 

Goldmünzen je nach der Veränderung der Kaufkraft des [489] Geldes herauf- oder herabgesetzt, so 

daß tatsächlich die Kaufkraft unverändert bleibe, während der Goldgehalt des Geldes schwankte. 

König verwendet großen Scharfsinn darauf, um das Utopische der Vorschläge Fishers darzutun. Er 

hätte sich den größten Teil seiner Bemühungen sparen können, wenn er die Marx’sche Geldlehre zu 

Hilfe genommen hätte. Wer mit Marx eingesehen hat, daß das Gold seine Funktion als Maß der Werte, 

als Zirkulations- und Zahlungsmittel, als Geld, aus seiner Eigenschaft als Ware erhält, deren Wert 

durch dieselben gesellschaftlichen Faktoren bestimmt wird wie der der auszutauschenden Waren, für 

den ist die Frage nach einer dauernden Befestigung der Kaufkraft des Geldes kein ernst zu nehmendes 

wissenschaftliches Problem. So sicher nach dem Wertgesetz der Geldwert, gleich dem Warenwert, 

eine objektiv feststehende Größe ist, so sicher ist ein Aufheben der Schwankungen in den Wertgrö-

ßen, die gesellschaftlich bedingt sind, durch eine Einwirkung auf die sich hinter dem Rücken der Pro-

duktionsagenten sich durchsetzende Gesetzmäßigkeiten unmöglich. Das Resultat Königs: 

„Wir müssen uns wohl oder übel damit abfinden, daß eine dauernde feste Kaufkraft des Geldes eine wirtschaft-

liche Quadratur des Zirkels, ein zwar so weit wie möglich anzustrebendes, aber niemals erreichbares Ideal 

bedeutet“ (Seite 89), 

ist richtig. Der Weg, auf dem er dahin kommt, ist falsch. 

III. 

Die Broschüre Bonns verliert sich nicht in theoretischen Erörterungen. Im Ton einer Denkschrift – 

sie ist im Auftrage des Reichsfinanzministeriums geschrieben, dessen Sachverständiger Bonn ist – 

erörtert sie die praktischen Möglichkeiten einer Stabilisierung der Mark. Eine wirkliche Stabilisie-

rung, d. h. die vollkommene Zurückführung der deutschen Papierwährung auf die frühere Goldparität, 

so daß für 100 Mark Banknoten fünf Zwanzigmarkstücke gezahlt werden, hält Bonn für ausgeschlos-

sen. Aber auch dem geringeren Ziel der Regulierung der Valuta durch Setzung einer oberen und 

unteren Grenze für den Preis der fremden Devisen stehen die erheblichsten Schwierigkeiten entgegen. 

Ist es schon höchst kompliziert, bei den ständigen Schwankungen der Mark einen mittleren Kurs zu 

finden, von dem aus die Höchst- und Mindestpreise für die Devisen festzusetzen sind, so ist es fast 

unmöglich, diese Preise festzuhalten. Ein Mindestpreis für die fremden Devisen, also gleichzeitig ein 
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Höchstpreis für die Mark, kann, da die mächtigen Interessentengruppen der Ausfuhrindustrie einer 

Erhöhung des Marktwertes von vornherein feindlich gegenüberstehen, nur niedrig sein. Zudem 

würde, wie Bonn hervorhebt, ein Höchstpreis für die Mark, der eine Schranke für weiteres Steigen 

ist, die bisher zurückgehaltenen Milliarden deutsche Papiermark, deren Besitzer auf eine weitere 

Werterhöhung hofften, sofort auf dem Markt erscheinen lassen mit der Wirkung, daß die Preisfest-

setzung über den Haufen geworfen würde. Bonn verzichtet darum darauf, eine untere und obere Preis-

grenze vorzuschlagen: er bescheidet sich bei der Forderung einer einseitigen Valutaregulierung durch 

Festsetzung eines Höchstpreises für die Golddevisen, also einer unteren Grenze der Markentwertung. 

Selbst diese einseitige Regulierung der Wechselkurse vermag der deutsche Kapitalismus nicht mehr 

aus eigener Kraft durchzuführen: das ist das Resultat, zu dem Bonn kommt. Die Markentwertung ist 

die Folge der Passivität der deutschen Zahlungsbilanz, die zwei Hauptursachen hat: den Verlust der 

deutschen Kapitalausfuhrgebiete und imperialistischen Interessensphären in Verbindung mit der Zer-

rüttung, der Produktion in Deutschland durch den Krieg und die Ueberwälzung der Weltkriegsschul-

den auf Deutschland. Das Problem der Wechselkurse ist also das Problem der Ausgleichung der Zah-

lungsbilanz, die aus diesen Ursachen hervorwächst. 

Die beiden gemachten Vorschläge führen nicht zum Ziel. Eine Steigerung der deutschen Ausfuhr als 

Folge der Markentwertung erfolgt nach Bonn nur auf Kosten des inneren Konsums, namentlich der 

niedrig bezahlten Arbeiter, [490] deren geringe Löhne die deutsche Konkurrenz erst möglich machen. 

Die Produktion selbst wird nicht gesteigert, sondern von der „verhältnismäßig starren Produktion 

mehr ausgeführt, ohne daß die Einsparung am inneren Konsum durch Mindereinfuhr oder Mehraus-

fuhr ausreicht, die Zahlungsbilanz einschließlich der Reparation auszugleichen.“ (Seite 39) 

Auch von der von den Alliierten geforderten Bilanzierung des Staatshaushaltes und der Einstellung 

des Notendrucks verspricht sich Bonn keinen Erfolg für die Regulierung der Valuta. Sie wäre durch 

diese Mittel nach seiner Meinung nur dann zu erreichen, wenn sie es ermöglichten, die Einfuhr so 

einzuschränken, und die Ausfuhr so zu steigern, daß der deutsche Konsum um die drei Milliarden 

Goldmark der jährlichen Reparationsleistung eingeschränkt und der äußere Markt Waren in diesem 

Umfange ausnehmen würde – was ihm unmöglich zu sein scheint. Uebrigens ist in den letzten Mo-

naten, als die Handelsbilanz durch die Verengerung der Einfuhr und das Wachsen der Ausfuhr aktiv 

wurde, das Experiment mit dem Erfolge gemacht worden, daß die Notenpresse stärker arbeitete als 

je zuvor und die Inlandspreise, statt zu fallen, schneller als je in die Höhe gingen, während das Defizit 

im Staatshaushalt mehr und mehr wuchs. 

Wenn das Spiel der Wechselkurse und die Einstellung der Notenausgabe versagen, so bleibt Regie-

rungssachverständigen als letzte Auskunft die Herabsetzung der Reparationsverpflichtungen und die 

Abwälzung des verbleibenden Teils durch eine feste internationale Anleihe an Deutschland. Da das 

Frankreich nicht leiden darf, so soll nach Bonns Vorschlag der auf eine Milliarde Mark Gold jährlich 

geschätzte Wiedergutmachungsbeitrag Frankreichs in eine von Deutschland zu verzinsende Anleihe 

von 5 bis 7 Milliarden Goldmark verwandelt werden. 

Damit landet Bonn bei Keynes: bei dem immer wieder erörterten und immer wieder gescheiterten 

Plan des internationalen Abbaues der Kriegsschulden unter gleichzeitiger Anleiheunterstützung 

Deutschlands. Bonn schließt seine Schrift vorsichtig mit der Bemerkung, er wolle nicht untersuchen, 

ob die vorgeschlagenen Maßnahmen politisch möglich seien. Genua zeigt, daß sie augenblicklich, 

solange die kapitalistischen Staaten über das Schicksal der Welt beraten und zu entscheiden haben, 

unmöglich sind. Mag Bonn Recht haben, daß die Stillegung der Notenpresse, das Gleichgewicht im 

Staatshaushalt nicht Ursachen, sondern erst Folgen einer Regulierung der Wechselkurse sein können, 

mögen die in Genua versammelten Sachverständigen darin einig sein, daß die Währungen in Ordnung 

gebracht werden müssen: sie alle wissen keinen wirklichen Ausweg, weil sie die kapitalistische Wirt-

schaftsordnung als die von Gott gewollte Ordnung anerkennen, weil sie die imperialistische Zerrei-

ßung und Ausplünderung der Welt für unabänderlich halten und nur um ihren Anteil an der Beute 

streiten. Bei Bonn findet sich kein Wort von der Notwendigkeit eines rücksichtslosen Eingriffes in 

den kapitalistischen Besitz, was ein erster Schritt zur wirklichen Hebung der deutschen Produktion 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 428 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

und damit zur Festigung der Valuta wäre, weit der Kapitalbesitz ihm heilig ist. In Genua werden die 

im Ziele einigen Sachverständigen sofort uneins, wenn es an die Beratung der Mittel geht, die zu 

diesem Ziel führen sollen, weil die Gegensätzlichkeiten der kapitalistischen Staaten, die gerade in 

Genua in voller Schärfe ausgebrochen sind, keine gemeinschaftliche Aktion zum Wiederaufbau der 

Welt zulassen, wie z. B. Tschitscherin sie in der Verteilung der Goldvorräte der Welt auf die einzelnen 

Staaten vorgeschlagen hat. 

Ueberall, wo wir auch hinsehen, stößt die Entfaltung der Produktivkräfte der Menschheit auf die poli-

tischen und wirtschaftlichen Schranken des Kapitalismus. Seinem theoretischen Wortführer bleibt da-

her nur das mehr oder weniger verschleierte Zugeständnis, daß er aus eigener Kraft der Schwierigkei-

ten nicht mehr Herr werden kann, die nur das Ergebnis seiner eigenen Gesetzmäßigkeiten sind. [491] 

* 

Notizen 

Georgien. 

„Sie können eine so schöne Geste machen“, rief Herr Vandervelde auf der Berliner Konferenz den 

Delegierten der Kommunistischen Internationale zu und forderte die Räumung Georgiens durch die 

Sowjetmacht. Die Liebe zur „gemordeten georgischen Demokratie“ ließ Vandervelde Macdonald und 

ihre Kollegen von der 2. Internationale alles vergessen: die Forderung der Arbeiter nach der Einheits-

front, den Angriff der Kapitalisten auf der ganzen Front: Vandervelde sah nur Georgien, er wollte 

keine Einheitsfront, nur Georgien, Georgien! Wollte er eine schöne Geste von den Bolschewiki sehen, 

schlug ihm das Herz um die geschändete Demokratie so stark? Die „Frankfurter Zeitung“ lüpft indis-

kret einen Zipfel der Toga des Anklägers gegen „den bolschewistischen Imperialismus“. Sie schreibt 

anläßlich der Meldungen über Verhandlungen zwischen Sowjet-Rußland und England in der Frage 

von Petroleumkonzessionen: 

„Man geht wohl nicht fehl, wenn man annimmt, daß die von den Sozialisten aller Länder, besonders den eng-

lischen, mit Nachdruck erhobene Forderung auf Unabhängigkeit Georgiens (zuletzt ist das auf dem Internati-

onalen Sozialistenkongreß in Frankfurt geschehen) irgendwie mit den Verhandlungen, die zwischen der Sow-

jetregierung und den Engländern angebahnt werden, in Zusammenhang steht.“ 

Also keine schöne Geste, nur ein gutes Geschäft für die englischen Petroleummagnaten! Das bürger-

liche Blatt ist ehrlicher als die Herren Sozialdemokraten. Keine geschändete Demokratie, kein Selbst-

bestimmungsrecht, nur Naphta, Naphta! Allerdings ein Grund, um einen Vorwand für die Sabotage 

der Einheitsfront zu finden. 

Sozialdemokratische Ostpolitik. 

Nach dem Blatt, das sie fertiggestellt haben, müssen die Redakteure des „Vorwärts“ bei Eintreffen 

der Nachricht vom Abschluß des deutsch-russischen Vertrages in Rapallo nicht besonders geistreich 

ausgesehen haben. Die „Freiheit“ aber verkündete unverdrossen, daß der Vertragsabschluß mit Ruß-

land einer alten Forderung der I. S. B. entspräche. Das kürzeste Gedächtnis wird aber nicht die bis-

herige Politik der sozialdemokratischen Parteien im Verhältnis zu Sowjet-Rußland vergessen, die 

dazu führen mußte, daß ein Keil zwischen die deutsche und russische Arbeiterschaft hineingetrieben 

wurde. Umsomehr, als die genannten Zeitungen, nachdem sie sich vom letzten Schreck erholt hatten, 

bald in offener, bald in versteckter Form gegen den deutsch-russischen Vertrag Front machten. 

Es seien hier ein paar Sätze aus einem Artikel von Alfons Paquet in der „Glocke“ des Herrn Parvus 

zitiert, die den Sozialdemokraten beiden Richtungen ein paar derbe Wahrheiten über ihre russische 

Politik sagen: 

„Haase, als Volkskommissar, in den letzten Tagen noch einmal mündlich vor die Frage gestellt, war 

hilflos, ohne Verständnis. Keiner von denen, die die Macht ergriffen hatten, kannte Rußland, keiner 

klammerte sich mit allen Kräften der Vernunft, der Liebe und des Glaubens an diesen ungemeißelten 

Felsblock, in dem doch das Bild des Menschen schlummert; keiner traute sich Entscheidung zu. Und 

es ist so weiter gegangen die vier Jahre. Ein Heer und eine Sorte von russischen Emigranten bekam Zeit 
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und Gelegenheit, die Gastfreundschaft, die sie genoß, als Ohrenbläser in der Wilhelmstraße, zum Un-

glück Deutschlands, zu mißbrauchen. Wir sehen nichts von Kronstadt, wir werden Scapa Flow erleben. 

Denn nicht ohne unsere Schuld ist aus der Sowjet-Regierung eine Gewaltmacht geworden, die bis ins 

unerträgliche mit konterrevolutionären Taten, Entschlüssen, Irrungen und Grausamkeiten der Not-

wehr belastet ist. Es ist leicht, auf diese Regierung Steine zu werfen. Laßt sie erst verschwunden sein, 

laßt ihren schon gelockerten Bau zerfallen. Ihr würdet dann ein Rußland erleben, vor dem des zarische 

ein Kindergarten war. Und dann würdet ihr spüren, was es hieße, die Last des Zeitalters allein auf 

den Schultern zu haben, denn getragen muß sie werden.“ 

Die Parvus’sche Glocke, die diese wuchtigen Anklagen druckt, sammelt etwas von „Sünden der Mos-

kauer Päpste“: [492] wahrscheinlich haben die „Moskauer Päpste“ Herrn Parvus nicht zu verdienen 

gegeben, zum Unterschied von den dänischen reformistischen Gewerkschaftsführern. 

Das Schuldkonto der Sozialdemokratie gegenüber Sowjet-Rußland ist ungeheuer. Es kann nicht ver-

gessen werden. 

Sein Weg. 

Gestern noch auf stolzen Rossen – heute Arm in Arm mit Breitscheid und Hilferding, das ist der Weg 

Paul Levis geworden. In Heft 9 der Zeitseift „Unser Weg“, die über Nacht auch den Firmentitel ge-

ändert und den Anspruch aufgegeben hat, kommunistische Politik zu machen, sagt Levi dasselbe, 

was Hilferding vor vier Monaten und Breitscheid vor acht Tagen gesagt hat. Der Unterschied ist nur: 

Levi sagte es mit und Breitscheid sagte es ohne Schmalz. 

Levis Ausflüge in die Weltpolitik waren noch immer stark von der Phantasie gespeist. Seine neueste 

Entdeckung ist der traute Zusammenschluß aller englischen Kolonien einschließlich des untreu ge-

wordenen Kindes, der Vereinigten Staaten, zum angelsächsischen Weltreich, das sich durch die 

schärfste Militärmacht der Welt, Frankreich, geniert fühlt. Nur schade, daß auch diese Idylle, ebenso 

wie die Begeisterung der Internationale 2½ für das georgische Traumland, durch Petroleum gestört 

wird –der Protest Amerikas gegen jede Ausbeutung der russischen Erdölquellen durch den englischen 

Oeltrust paßt nicht recht in das Levische Bild. 

Wie gründlich die Annäherung zwischen Levi und Breitscheid sich vollzogen hat, zeigt die Tatsache, 

daß Levi sich gegen den deutsch-russsischen Vertrag wendet. Wenn er davon schreibt, daß nur die 

Deutschnationalen sich über diesen Vertrag gefreut haben, so stimmt dies zum ersten nicht mit den 

Tatsachen überein und zum zweiten – Minister Hermes, der jetzt im Auftrag von Stinnes nach Frank-

reich fährt, ist ein Bundesgenosse, wie ihn sich die Breitscheid und Levi nicht proletarischer wün-

schen können. Daß Levi in Sowjetrußland nur noch einen Leichnam sieht, vor dem er die deutschen 

Arbeiter glaubt warnen zu müssen, eine konsequente Weiterführung der antibolschewistischen Linie, 

die er seit einem Jahr zur Spezialität ausgebildet hat. 

* 

Eingelaufene Schriften. 

Besprechung behält sich die Redaktion vor. 

Max Schippel. D i e  P r a x i s  d e r  H a n d e l s p o l i t i k. 2. ergänzte Auflage, Berlin 1922, Verlag für 

Sozialwissenschaft, 136 S. 

F. Ginsburg. D a s  r u s s i s c h e  K i n d e r s t e r b e n. Berlin 1922. Verlag für Sozialwissenschaft. 62 S. 

Erwin Kaufmann. D e r  A r b e i t s-N a c h w e i s  u n d  d i e  A n g e s t e l l t e n. Berlin 1922. Verlag 

f. Sozialwissenschaft 96 S. Preis Mk. 14,–. 

Oskar Hübner. D a s  L e s e b u c h  d e r  R e p u b l i k. Berlin 1922, Vereinigung internationaler Ver-

lagsanstalten (Viva). 64 S. 10 Mark. 

Karl Korsch. Q u i n t e s s e n z  d e s  M a r x i s m u s. Berlin 1922. Vereinigung internationaler Ver-

lagsanstalten (Viva). 64 S. 4 Mark. [493] 
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Die Internationale  

Jahrg. 4 ⁕ Ausgegeben 21. Mai 1922 ⁕ Heft 22 

Die Arbeiten des Zentralausschusses der KPD.  
Von Ernst Meyer. 

In der Tagespresse ist die letzte Sitzung des Zentralausschusses vom 14. und 15. Mai vornehmlich 

gewertet worden als Ausdruck der zunehmenden Festigung der Partei. In der Tat war die letzte Sit-

zung des Zentralausschusses seit mehr als einem Jahre die erste, die sich nicht mit inneren Parteiaus-

einandersetzungen zu beschäftigen hatte und deren Arbeiten sich aufbauten auf die uns mit Stolz und 

den Gegner mit Neid erfüllenden sichtbaren Erfolge unserer Partei in den letzten Monaten. Es darf 

dabei nicht vergessen werden, daß die früheren Auseinandersetzungen in der Partei die Basis für die 

jetzigen Erfolge bilden: einmal in dem Sinne, daß wir unkommunistische Elemente durch diese De-

batten erkennen und ausscheiden, zum anderen dadurch, daß wir unsere eigenen Fehler und Schwä-

chen überwinden lernten. Niemand in unserer Partei kann leugnen, daß die Partei in der Beurteilung 

der Situation und in den taktischen Folgerungen zuweilen sich geirrt hat. Und wenn jetzt unsere Partei 

so einheitlich und unbeirrbar an der Taktik der proletarischen Einheitsfront festhält, so ist das zum 

Teil zurückzuführen auf die manchmal bitteren Erfahrungen, die unsere Partei in dem letzten Jahre 

gemacht hat. 

Die innere Festigung der Partei zeigte sich nicht nur in dem Fehlen von Parteidebatten im engeren 

Sinne des Wortes, sondern auch in der Tatsache, daß alle Resolutionen einstimmig angenommen 

wurden. Selbst so komplizierte Fragen, wie die Stellungnahme zu den rein sozialistischen Regierun-

gen und zum Eintritt von Kommunisten in, eine Arbeiterregierung wurden im Zentralausschuß fast 

gleichlautend beantwortet. Die Resolution über die Landtagsauflösung in Sachsen wurde gegen eine 

Stimme, die Resolution über die Einheitsfront bei drei Stimmenthaltungen angenommen. Die nähere 

Prüfung der ablehnenden Stimmen ergibt indessen, daß hinter ihnen keinerlei ernsthafte oder auch 

nur nennenswerte Abweichungen von der Linie der Gesamtpartei stehen. 

Die Diskussion über die Taktik der Einheitsfront ergab, daß die Gesamtpartei prinzipiell auf dem 

Boden dieser Taktik steht. Unzulänglichkeiten bei der praktischen Anwendung der Taktik wurden 

selbstverständlich gerügt. Aber gerade die scharfe Hervorhebung dieser Fehler ist ein Beweis dafür, 

daß die Partei nicht im mindesten Gefahr läuft, die [494] Taktik nicht zu verstehen oder durch ihre 

Anwendung in das Fahrwasser zentristischer Parteien zu geraten. 

Bei der Diskussion über die Berliner Konferenz ergab sich überraschenderweise, daß die Vertreter 

der Organisationen in Hamburg und Berlin die Auffassung Lenins teilten, daß die Beschlüsse der 

Berliner Konferenz zu teuer bezahlt seien. In den beiden genannten Organisationen ist bisher ein 

solcher Widerspruch gegen die angeblichen Konzessionen der kommunistischen Delegationen nicht 

laut geworden. Die Berliner und Hamburger Genossen dürften daher ebenso erstaunt sein wie die 

Mitglieder des Zentralausschusses, daß ihre Vertreter nicht die Billigung der Gesamthaltung, sondern 

nur die der allgemeinen Linie der kommunistischen Delegation aussprechen wollten. Der Mangel an 

genügendem Rückhalt ihrer stimmungsmäßigen Bedenken in den von ihnen vertretenen Organisati-

onen veranlaßte dann auch wohl die genannten Vertreter, ihre Bedenken nicht in die Form der Ab-

lehnung der Resolution, sondern nur der Stimmenthaltung zu kleiden, 

Der Zentralausschuß in seiner Gesamtheit hat durch seine Resolution sich hinter die Delegation der 

Exekutive gestellt. Er hat es zugleich für notwendig befunden, auch die Argumente der ausländischen 

Bruderparteien zurückzuweisen, die in der Taktik der Einheitsfront eine opportunistische und in der 

Errichtung der Neunerkommission zur Vorbereitung des Weltkongresses eine organisatorische Ge-

fahr erblicken. Eine wirklich fruchtbare Anwendung der Taktik der Einheitsfront wird in der Tat erst 

dann möglich sein, wenn auch die französische und die italienische Partei nicht nur aus Disziplin, 

sondern mit innerer Ueberzeugung den Beschlüssen der erweiterten Sitzung der Exekutive gerecht 

zu werden versuchen. Da die einzelnen kommunistischen Parteien nur Sektionen e i n e r  Gesamtpar-

tei, nämlich der Internationale, bilden, lag sowohl das Recht wie die Pflicht der deutschen Partei vor, 

andere Sektionen auf die eigenen Erfolge mit der Taktik der Einheitsfront hinzuweisen. 
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Im übrigen muß betont werden, daß die Vertreter des Zentralausschusses, die sich bei der Abstimmung 

über die Resolution zur Einheitsfront der Stimme enthielten, keineswegs die ablehnende Haltung der 

französischen Partei gegenüber der Einheitsfront billigen, wenn sie auch inkonsequenterweise ähnlich 

wie die französischen Genossen manche Schritte der Delegation für überflüssig erklärten. 

In der Frage, wie in Deutschland die proletarische Einheitsfront herzustellen ist, waren sich die Mit-

glieder des Zentralausschusses im ganzen einig. Alle betonten mit Recht, daß der Kampf gegen die 

auf den Schultern der Arbeiterschaft ruhenden Lasten den Inhalt der Taktik und den Boden für den 

Zusammenschluß der Arbeiter bilden müsse. Die Forderung der Einberufung des Arbeiterweltkon-

gresses ist nur eine Form, um die Forderungen dieses Kampfes zusammenfassen. Der Arbeiterkon-

greß wird nur dann Beschlüsse im Sinne der internationalen Durchführung und Verbreiterung dieses 

Kampfes führen können, wenn er getragen wird von dem Kampfeswillen der breiten Massen in den 

verschiedenen Ländern. Die Forderung des Arbeiterweltkongresses ist aber damit zugleich eine Lo-

sung, die diesen Willen zum Kampfe zu wecken und zu sammeln geeignet ist. 

[495] Der Zentralausschuß war sich weiter darüber klar, daß dieser Kampf für die Einheitsfront und 

für den Arbeiterweltkongreß auch organisatorisch auf breiterer Basis geführt werden muß als bisher. 

Unsere Partei wird in erster Linie in den Gewerkschaften und Betrieben dafür wirken müssen. Die 

Forderung, überall Arbeiterkomitees zur Einberufung des Kongresses zu bilden, wurde zwar von dem 

Zentralausschuß nicht ausdrücklich in seine Resolution aufgenommen. Trotzdem herrschte Einigkeit 

darüber, daß a l l e  organisatorischen Mittel anzuwenden sind, um die Propaganda für den Arbeiter-

weltkongreß zu erweitern, wobei bei entsprechender Bewegung der Gesamtarbeiterschaft auch die 

Arbeiterkomitees, gebildet aus den Vertretern der drei Parteien oder aus den Delegierten der Betriebe, 

ihren Platz finden werden. 

Die Notwendigkeit, die politischen Erfolge in der Partei auch organisatorisch auszunützen und zu 

verankern, bestimmte die gesamten Debatten des Zentralausschusses. Sie wurde nicht nur bei Erör-

terung der einzelnen politischen Frage betont; der Zentralausschuß widmete ihr auch ein besonderes 

Referat mit anschließender Diskussion. Nur die Zusammensetzung des Zentralausschusses, der nicht 

in allen seinen Gliedern aus den Trägern der Organisationsarbeit unserer Partei besteht, hatte zur 

Folge, daß diese Debatte sich vielfach in Einzelheiten verlor und hauptsächlich Mängel der zentralen 

Stellen hervorkehrte, dagegen aber die Methoden zur Festigung des breiten Organisationsapparates 

in den unteren Zellen nicht genügend berücksichtigte. 

Die Taktik der sächsischen Landtagsfraktion, die auf eine Verbreiterung der Basis für die sozialisti-

sche Regierung und auf die Bildung einer Arbeiterregierung eingestellt ist, fand bei der Abstimmung 

über die entsprechende Resolution nur einen Gegner. Dieser Genosse fürchtete offenbar, daß die aus 

dieser Taktik sich ergebende evtl. Unterstützung einer sächsischen Arbeiterregierung durch den Ein-

tritt von Kommunisten den kommunistischen Charakter unserer Partei in Gefahr bringe. Der Zentral-

ausschuß hat zwar bereits im Januar grundsätzlich die Frage des Eintritts von Kommunisten in eine 

Arbeiterregierung bejaht. Jetzt, wo nach einer Auflösung des Landtages in Sachsen unter Umständen 

diese Frage faktisch an uns herantritt, werden auch sonst Bedenken dagegen laut werden. Die Debatte 

und die Resolution über die Situation in Sachsen müssen deshalb in allen Organisationen Veranlas-

sung geben, die Frage noch einmal den Mitgliedern unserer Partei theoretisch klarzulegen. Die prin-

zipielle Bejahung des Eintritts von Kommunisten in eine Arbeiterregierung besagt natürlich keines-

wegs, daß ein solcher Schritt unter allen Umständen unternommen werden muß. Die Gefahren, die 

sich aus einem solchen Schritt ergeben können, sind für unsere Partei in der Tat so groß, daß der 

Zentralausschuß recht daran tat, sich selbst als oberste Körperschaft der Partei die endgültige Be-

schlußfassung über den Eintritt von Parteigenossen in eine Arbeiterregierung in jedem einzelnen Falle 

vorzubehalten. 

Schließlich hat der Zentralausschuß erneut die Beschlüsse unserer Partei über unsere Stellung zu den 

Gewerkschaften bestätigt und es jedem Parteigenossen nochmals zur Pflicht gemacht, aufs Intensivste 

in den gewerkschaftlichen Organisationen mitzuarbeiten. Die Stellung [496] unserer Partei zu den Ge-

werkschaften bedürfte kaum noch der Erörterung, da sowohl unsere Partei wie die Kommunistische 
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Internationale wie auch die Rote Gewerkschaftsinternationale sich völlig einig darüber sind, daß die 

Kommunisten im Interesse der Revolution und des Klassenkampfes aufs energischste gegen jede 

Spaltung und Einzelaustritte aus den Gewerkschaften Stellung zu nehmen haben. Die verantwor-

tungslose Haltung der Gewerkschaftsbürokratie, die die rührigsten Gewerkschaftsmitglieder aus-

schließt, und die indifferenten Arbeiter nicht zu halten oder heranzuziehen vermag, wirft indessen 

immer von neuem die Frage auf, wie wir diesen Schäden und Nachwirkungen der Politik der Ge-

werkschaftsbürokratie entgegenwirken müssen. Die Debatten über diesen Punkt zeigten auch hier 

eine sichtbare Klärung innerhalb unserer Mitgliedschaft. 

Wenn wir zum Schluß darauf hinweisen, daß der Zentralausschuß die Parteigenossen aufforderte, mit 

allen Mitteln gegen die Demonstrationen der Konterrevolution, gegen die Klassenjustiz und gegen 

die schmachvolle Auslieferungspolitik der deutschen Regierung aufzutreten, dann haben wir damit 

zwar nicht alle, aber doch die wesentlichsten politischen und organisatorischen Aufgaben der Partei 

genannt, mit denen der Zentralausschuß sich in seiner zweitägigen Sitzung beschäftigte. 

* 

Klasse, Partei, Führer. 
(Aus „Theorie des historischen Materialismus“, gemeinverständliches Lehrbuch der marxistischen Soziologie,  

Moskau 1922, russisch)*) 

Von N. B u c h a r i n. 

Wenn man von einer Klasse spricht, so versteht man darunter eine Gruppe von Personen, die durch 

gemeinsame Lage in der Produktion, folglich durch die gemeinsame Lage in der Distribution, also 

auch durch gemeinsame Interessen (Klasseninteressen) vereinigt sind. Es wäre jedoch absolut naiv 

vorauszusetzen, daß jede Klasse ein durchaus einheitliches Gebilde darstellt, wo alle Teile gleich 

sind, wo Hinz genau dasselbe ist, wie Kunz. 

Um dies an einem Beispiel zu erklären, betrachten wir die moderne Arbeiterklasse. Hier handelt es sich 

nicht darum, daß keine Gleichheit im Verstand und in den Fähigkeiten besteht. Sogar die Lage, das 

„Dasein“ der verschiedenen Teile der Arbeiterklasse ist ungleich. Das kommt daher, 1. weil seine völ-

lige Gleichartigkeit der wirtschaftlichen Einheiten vorhanden ist, und 2. weil die Arbeiterklasse nicht 

fertig vom Himmel fällt, sondern sich beständig aus dem Bauerntum, der Handwerkerschaft, dem städ-

tischen Kleinbürgertum usw., d. h. aus anderen Gruppen der kapitalistischen Gesellschaft bildet. 

In der Tat, ist es denn nicht klar, daß ein Arbeiter eines glänzend installierten Großbetriebes etwas 

ganz anderes ist, als ein Arbeiter einer kleinen Werkstätte? Hier bildet die Verschiedenartigkeit der 

Betriebe selbst und der ganzen Art der Arbeit, die Ursache der Verschiedenheit. Eine andere Ursache 

ist sozusagen das proletarische „Alter“. Ein Bauer, [497] der soeben in eine Fabrik eingetreten ist, ist 

etwas ganz anderes, als ein Arbeiter, der von Kindesbeinen in der Fabrik arbeitet. 

Der Unterschied im „Sein“, spiegelt sich im Bewußtsein wider. Das Proletariat ist u n e i n h e i t l i c h  

seinem Bewußtsein nach, genau so wie es seiner Lage nach nicht einheitlich ist. Es ist m e h r  o d e r  

w e n i g e r  einheitlich im Vergleich mit den anderen Klassen. Betrachtet man aber seine verschiede-

nen Teile, dann entsteht das soeben geschilderte Bild. 

Die Arbeiterklasse zerfällt also, ihrem K l a s s e n b e w u ß t s e i n  nach, d. h. inbezug auf ihre dauern-

den, allgemeinen, nicht gewerblichen, nicht persönlichen und Gruppeninteressen, sondern inbezug 

auf die Interessen der Gesamtklasse, i n  e i n e  R e i h e  v o n  G r u p p e n  u n d  U n t e r g r u p p e n, 

w i e  e i n e  e i n z i g e  K e t t e  a u s  e i n e r  R e i h e  v o n  R i n g e n  v o n  u n g l e i c h e r  D a u e r -

h a f t i g k e i t  b e s t e h t. 

Diese U n g l e i c h a r t i g k e i t  d e r  K l a s s e  ist auch die Ursache dessen, daß die P a r t e i  notwen-

dig wird. 

In der Tat. Sehen wir einen Augenblick lang voraus, daß die Arbeiterklasse vollkommen und absolut 

gleichartig ist, dann hätte sie jedes Mal in der ganzen Masse auftreten können. Zur Leitung aller 

 
*) Deutsche Ausgabe in Vorbereitung. 
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Aktionen hätte man die Menschen oder Gruppen von Menschen d e r  R e i h e  n a c h  wählen können: 

eine ständige Organisation der Leitung wäre überflüssig, wäre unnötig. 

In Wirklichkeit aber liegen die Dinge ganz anders. Der Kampf der Arbeiterklasse ist unvermeidlich. 

Die Leitung dieses Kampfes ist notwendig. Sie ist um so mehr notwendig, da der Gegner mächtig 

und tückisch ist, und der Kampf mit ihm ein harter Kampf ist. Wer soll die ganze Klasse leiten? 

Welcher Teil der Klasse? Natürlich der fortgeschrittenste, der geschulteste und geschlossenste Teil. 

Dieser Teil ist die P a r t e i. 

Die Partei ist nicht die Klasse, sondern ein, mitunter geringer Teil der Klasse. Aber die Partei ist der 

Kopf der Klasse. Aus diesem Grunde ist es höchst unsinnig, die Partei der Klasse gegenüberstellen 

zu wollen. Die Partei der Arbeiterklasse ist dasjenige, was die Interessen der K l a s s e  am Besten 

zum Ausdruck bringt. Klasse und Partei kann man auseinander halten, wie man den Kopf und den 

ganzen Menschen auseinanderhält. Man kann sie aber n i c h t  g e g e n ü b e r s t e l l e n, wie man einem 

Menschen den Kopf nicht abtrennen kann, wenn man ihm langes Leben wünscht. 

Wovon hängt der Erfolg des Kampfes unter diesen Umständen ab? Von dem r i c h t i g e n  V e r -

h ä l t n i s  zwischen den verschiedenen Teilen der Arbeiterklasse, und vor allem, von dem richtigen 

Wechselverhältnis zwischen der Partei und den Parteilosen. Es gilt, einerseits, zu leiten und zu kom-

mandieren. Andererseits heißt es: erziehen und überzeugen. Ohne Erziehung und Ueberzeugung kann 

man hier auch nicht leiten. Einerseits ist es nötig, daß die Partei zusammengeschlossen und besonders 

organisiert sei, als T e i l  der Klasse. Andererseits muß sie sich immer enger und enger mit den par-

teilosen Massen zusammenschließen und einen immer größeren Teil dieser Massen in ihre Organisa-

tion hineinziehen. Das geistige Wachstum der Klasse findet also seinen Ausdruck im Wachstum der 

Partei dieser Klasse; und umgekehrt: der [498] Niedergang der Klasse drückt sich im Niedergang der 

Partei oder in ihrem sinkenden Einfluß auf die Parteilosen aus. 

Wir haben bereits gesehen, daß die Ungleichartigkeit der K l a s s e  ihren Ausdruck findet in der Not-

wendigkeit der P a r t e i  dieser Klasse. Aber die kapitalistischen Daseinsbedingungen und das tiefe 

Kulturniveau nicht nur der Arbeiterklasse, sondern auch der übrigen Klassen, erzeugen eine Lage, da 

auch die A v a n t g a r d e  des Proletariats, d. h. ihre Partei, ebenfalls ungleichartig ist. Sie ist mehr 

oder weniger gleichartig, wenn man sie mit den a n d e r e n  Teilen der Arbeiterklasse vergleicht. 

Nimmt man aber die v e r s c h i e d e n e n  T e i l e  d i e s e r  V o r h u t, d. h. der Partei selbst, so werden 

wir mit Leichtigkeit ihre innere Ungleichartigkeit feststellen können. 

Hier lassen sich genau dieselben Betrachtungen anwenden, wie im Fall der Klasse. 

Stellen wir uns einen der Wirklichkeit entgegengesetzten Fall vor, nämlich die völlige Gleichartigkeit 

der Partei – nach dem Klassenbewußtsein, der Erfahrung, dem Vermögen zu leiten usw. Dann 

brauchte man natürlich keine Führer. Die Funktionen der „Führer“ könnten der Reihe nach, ohne 

jeden Schaden für die Sache selbst von Allen ausgefüllt werden, 

Aber in Wirklichkeit besteht keine völlige Gleichartigkeit sogar in der Avantgarde. Und das ist die 

Grundursache, die die Notwendigkeit mehr oder weniger stabiler Gruppierungen der einzelnen lei-

tenden Personen hervorruft, die man als „Führer“ bezeichnet. 

Gute Führer sind deshalb Führer, weil sie am besten die richtigen Tendenzen der Partei zum Ausdruck 

bringen. Und genau so, wie eine Gegenüberstellung von Partei und Klasse unsinnig ist, ist es unsin-

nig, die Partei den Führern dieser Partei gegenüberzustellen. 

Wir haben dies dennoch getan, als wir die Arbeiterklasse den sozialdemokratischen Führern oder die 

Massen der organisierten Arbeiter ihren Führern gegenüberstellten. Aber wir taten und tun dies, um 

die Sozialdemokratie zu z e r s t ö r e n, um den Einfluß der Bourgeoisie zu der sich durch die s o z i -

a l v e r r ä t e r i s c h e n  Führer geltend macht. Es wäre jedoch höchst sonderbar, wollten wir die Me-

thoden der Zerstörung einer feindlichen Organisation auf uns selbst übertragen und dies als Ausdruck 

unseres besonderen Revolutionarismus hinstellen. 
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Dieselbe Lage besteht auch in den anderen Klassen. Nehmen wir z. B. das moderne England. Dort 

herrscht als Klasse die Bourgeoisie. Sie herrscht jedoch durch die Partei Lloyd Georges, und Lloyd 

Georges Partei regiert durch ihre Führer. 

Daraus ergibt sich unter anderem auch die Sinnlosigkeit aller Kritiken über die Diktatur der Partei 

der Bolschewiki in Rußland, einer Diktatur, die von den Feinden der Revolution der Diktatur der 

Arbeiterklasse g e g e n ü b e r g e s t e l l t  wird. Nach dem Obengesagten ist klar, daß die Klasse unbe-

dingt durch ihr H a u p t, d. h. die Partei regieren muß, und nur so kann sie regieren. Wenn aber ihr 

Haupt, d. h. die Partei zerstört wird, dann wird auch die Klasse selbst als Klasse an sich zerstört und 

verwandelt sich aus einer bewußten und selbständigen gesellschaftlichen Kraft in einen einfachen 

Faktor der Produktion, und nicht mehr. 

Anders natürlich sieht die Sache Herr H e i n r i c h  C u n o w. 

[499] „Eine Partei fragt den, der sich ihr anschließen will, nicht: ‚Gehörst Du einer bestimmten Klasse 

an?‘ Auch die sozialdemokratische Partei nicht. Wer sich im wesentlichen zu ihren Grundsätzen und 

Forderungen, zu i h r e m  P r o g r a m m  bekennt, kann ihr beitreten. Und dieses Programm enthält 

nicht nur gewisse wirtschaftliche Interessenforderungen, sondern gleichzeitig, wie die Programme 

anderer Parteien auch, bestimmte a u ß e r h a l b  d e r  w i r t s c h a f t l i c h e n  I n t e r e s s e n s p h ä r e  

l i e g e n d e  p o l i t i s c h e  u n d  p h i l o s o p h i s c h e  A u f f a s s u n g e n. (Das letztere von uns ge-

sperrt. N. B.) Sicherlich, die Grundlage der meisten Parteien bildet eine gewisse Klassengruppierung; 

aber in ihrer Struktur ist jede Partei zugleich ein ideologisches Gebilde, die Vertreterin eines beson-

deren politischen Gedankenkomplexes, und manche Personen treten einer Partei nicht deshalb bei, 

weil die von dieser vertretenen speziellen Klassenforderungen auch die ihrigen sind, sondern weil sie 

von diesem Gedankenkomplex ... angezogen werden.“ (Die Marx’sche Geschichts-, Gesellschafts- 

und Staatssoziologie, Berlin 1921 Bd. II, Seite 68). Diese Betrachtungen des jetzigen Haupttheoreti-

kers der Sozialdemokratie sind außerordentlich lehrreich. Herr Cunow stellt unbekümmert die politi-

schen und philosophischen Auffassung des Parteiprogramms den ö k o n o m i s c h e n  F o r d e r u n -

g e n  dieses Programms g e g e n ü b e r. Wie kann man bloß, Bürger Cunow!? Und was ist von Ihrem 

Marxismus übriggeblieben? Das Programm ist der höchste Grad der B e w u ß t h e i t  in allen „Ge-

dankenkomplexen“. Die „politischen und philosophischen Auffassungen“ hängen keineswegs in der 

Luft, sondern erwachsen aus den Daseinsverhältnissen dieser Klassen. Sie widersprechen nicht nur 

den Daseinsverhältnissen nicht, sondern d r ü c k e n  im Gegenteil diese Daseinsverhältnisse aus, und 

insoweit es sich um programmatische Forderungen handelt, ist es klar, daß der philosophische und 

der politische Teil dieser Programme als Hülle ihres ökonomischen Teiles dient. 

Das kann man sogar an der Partei des Herrn Cunow, an der deutschen Sozialdemokratie verfolgen. 

Da sie immer mehr Nichtarbeiter aufsaugt und von der Arbeiterklasse abrückt, indem sie sich in der 

Arbeiterklasse hauptsächlich auf die qualifizierte Aristokratie stützt, so hat sich auch der geistig po-

litische Komplex ihres „Programms“ geändert. Sie wurde in ihren Forderungen außerordentlich ge-

mäßigt; in ihrer Ideologie macht sie d e s h a l b  im zugestutzten, mit Verlaub zu sagen, kastrierten 

Marxismus des Herrn Cunow, wählt zum Ausleger ihres Programms den Herrn Bernstein (den alten 

Verräter am Marxismus) und macht zu ihrem offiziellen Philosophen den Herrn Vorländer, einen 

idealistischen Kantianer. [500] 

Zur Theorie der gesellschaftlichen Durchschnittsprofitrate.  
Von E r n s t  K r a f t. 

I. 

Wenn auch in der Frage „langsamere oder raschere Umwälzung“ „Erholung oder Zusammenbruch“ 

des Kapitalismus die rückwirkenden Veränderungen des sozialpolitischen Ueberbaues (oder wie es 

manche Genossen ungenauer zu sagen pflegen, die subjektiven Momente) eine wichtige Rolle spie-

len, so sind doch die Veränderungen in der ökonomischen Unterlage das Primäre. Eine Untersuchung, 

welche sich mit dieser für die Taktik des gesamten Proletariats ausschlaggebenden Frage wissen-

schaftlich beschäftigen will, muß hier an diesem Punkte ansetzen. Nachdem es uns gelingt, in der 
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materiellen Grundlage Veränderungen in dieser oder in jener Richtung „naturwissenschaftlich treu 

zu konstatieren“, harrt das nicht minder schwierige Problem, aus diesen ökonomischen Veränderun-

gen, die durch sie bedingten und auf ihre Weiterentwicklung zurückwirkenden Veränderungen in dem 

Klassenüberbau mit ähnlicher Genauigkeit abzuleiten, seiner Lösung, was uns jedoch nicht hindern 

kann, vom A zu beginnen. 

Hier auf dem wirtschaftlichen Gebiete, schrieb man in der letzten Zeit viel von Produktivkräften und 

brachte verschiedene Statistiken der Produktion, Aus- und Einfuhr, Arbeitslosigkeit, Produktivität 

und dergl. mehr, alles, um zu beweisen, daß die ökonomische Grundlage des Kapitalismus sich auf- 

oder abwärts entwickelt. Abgesehen von der Frage der Sicherheit solcher Statistiken, im Zusammen-

hang mit ihrem wirtschaftlichen Umfange, wollen wir annehmen, daß sie uns ein einwandfreies Bild 

von der Bewegung der Produktion, der Arbeitslosigkeit usw., sagen wir im Weltmaßstabe, geben 

würden. Dann bleibt aber die Frage, wie aus den Bewegungen dieser ökonomischen Einzelfaktoren 

auf die Bewegung der Gesamtgrundlage zu schließen, wie die Resultierende aus diesen Komponenten 

zu gewinnen, damit ihre Bewegung die gesamte wirtschaftliche Entwicklung tatsächlich charakteri-

siert. Diese Frage hat bereits Marx beantwortet: Die ökonomische Entwicklung spiegelt sich in den 

Veränderungen der gesellschaftlichen Durchschnittsprofitrate ab. 

An der D u r c h s c h n i t t s p r o f i t r a t e  haben wir das ökonomische Thermometer. Mit ihren Geset-

zen müssen wir uns beschäftigen, wenn wir die wirtschaftliche Entwicklung beherrschen wollen. Wie 

wir weiter zeigen werden, bietet die Erforschung dieser Gesetze nicht geringe Schwierigkeiten. Dazu 

kommt aber, daß zwischen dem abstrakten Gesetz und seiner konkreten Anwendung ein Raum liegt, 

der von einer Wirrnis statistischen Materials ausgefüllt ist. Es scheint, daß es heutzutage kaum men-

schenmöglich ist, aus dieser Wirrnis sichere konkrete Zahlen zu gewinnen, um sie anstelle der abs-

trakten Größen in das gewonnene Gesetz zu setzen. Diese Schwierigkeit, welche manchen Leser ver-

anlassen wird, das „leere Theoretisieren“ beiseite zu legen, haftet jedoch, da sie in der Anarchie der 

Warenwirtschaft wurzelt, mehr oder weniger der gesamten ökonomischen Wirtschaft an: trotzdem 

daß es zum Beispiel unmöglich ist, den Arbeitswert einer gegebenen Ware faktisch festzustellen, 

verliert die Marxsche Werttheorie nicht ihre Bedeutung. 

[501] Aber nicht nur in der ökonomischen Wissenschaft, die, da sie ihr Tatsachenmaterial unmittelbar 

aus der Wirtschaft schöpfen muß, sich hier in besonderer Lage befindet, auch in den exakten Natur-

wissenschaften, welche mehr indirekt von der gesellschaftlichen Unorganisiertheit beeinflußt wer-

den, muß oft die Theorie lange Zeit auf ihre konkrete Anwendung warten. Wenn es dort seinen haupt-

sächlichen Grund in der planlosen Fortentwicklung der Wissenschaften hat, so müßte gerade in un-

serem Falle des Profitrategesetzes die Kluft zwischen dem Abstrakten und dem Konkreten geradezu 

anspornen, sie zu überbrücken. Verliert ja die Profitrate als Gradmesser der Wirtschaftsentwicklung 

auch für die nachkapitalistische Periode ihren Sinn nicht, insofern sie nämlich als eine gewisse Funk-

tion bestimmter Arbeitswerte betrachtet werden kann, ungeachtet dessen, daß sie natürlich als Rate 

des Profites ebenso wie die Begriffe Kapital, Mehrwert, Ausbeutungsrate mit dem Fallen des Kapi-

talismus fällt. 

II. 

Seine Erforschung der kapitalistischen Wirtschaftsordnung führt Marx auf dem Wege der abstrakten 

Analyse. 

Nachdem er auf Grund der einfachen Warenwirtschaft das Wertgesetz hergeleitet hat, geht er an die 

Untersuchung eines isoliert gedachten kapitalistischen Betriebes. Hier werden bekanntlich die Be-

griffe des konstanten Kapitals c (Produktionsmittel), des variablen Kapitals v (Arbeitskraft) geprägt, 

zu deren Summe, dem vorgeschobenen Betriebskapital k, während des Produktionsprozesses der 

Mehrwert m tritt, wodurch das gesamte Warenkapital w entsteht. Das Verhältnis zwischen dem Mehr-

wert und dem variablen Kapital ist die Mehrwertrate oder Ausbeutungsrate A. Das Verhältnis zwi-

schen dem Mehrwert und dem Betriebskapital ist die Profitrate P des gegebenen Betriebes. Für ir-

gendeinen bestimmten Produktionszyklus (z. B. ein Jahr) können diese Beziehungen auch so darge-

stellt werden: 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 436 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

(1) k – c + v, w – k + m, A – 
m

v
, P – 

m

k
, 

woraus auch folgt: 

(2) m – Pk, w – k + Pk – (1 + P) k, 

was besagt, daß das Gesamtkapital dem Betriebskapital plus einem durch die Profitrate ausgedrückten 

prozentuellen Zuwachs dieses Betriebskapitals gleicht. 

Von der Fiktion eines isolierten Betriebes schreitet Marx zur Fiktion einiger gemeinsam existierender 

kapitalistischen Betriebe und leitet so den Begriff der Durchschnittsprofitrate ab. Der Warenmarkt 

verbindet Betriebe desselben, wie auch verschiedener Produktionsgebiete, reguliert durch immerwäh-

rendes Hin- und Herfluten der Arbeitskraft, die Ausbeutungsrate, bringt – wenigstens in der Tendenz 

– durch ähnliche Ueberflutung des Kapitals in die den meisten Profit abstoßenden Betriebe die Pro-

fitrate auf einen Durchschnitt, um welchen die Profitraten der Einzelbetriebe immerwährend schwan-

ken. Diese Durchschnittsprofitrate ist es, welche den Profit eines jeden Betriebes von nun an be-

stimmt, so daß er sich jetzt von dem Mehrwert unterscheidet. Aus diesem Profite und den Kosten-

preisen setzt sich der Produktionspreis zusammen, der sich also ebenfalls von dem Warenwerte un-

terscheidet. 

Marx geht dann zu der Fiktion einer r e i n-kapitalistischen Gesamtwirtschaft über. Auf sie wird der 

gewonnene Begriff der Durch-[502]schnittsprofitrate als gesellschaftliche Durchschnittsprofitrate 

übertragen; die weitere Untersuchung liefert das Gesetz ihres tendenziellen. Fallens. 

Dazu kommt die Erforschung der Realisationsmöglichkeiten und wiederum geht hier Marx vom Ver-

einfachten zum Komplizierteren. Bevor er zur erweiterten Reproduktion schreitet, schafft er erst die 

Fiktion der einfachen Reproduktion. 

Marx konnte, wie bekannt, seine Forschung nicht zu Ende führen, nur Bruchstücke seiner Analyse 

der reinkapitalistischen Gesamtwirtschaft gab Engels im zweiten und dritten Bande des „Kapitals“ 

heraus. In ihrer „Akkumulation des Kapitals“" beantwortete Rosa Luxemburg die vielen bei Marxkri-

tikern und auch bei Marxisten auftauchenden Unklarheiten in der Frage der Realisationsmöglichkei-

ten und erweiterte die Marxsche Analyse über die Rahmen einer reinkapitalistischen Gesamtwirt-

schaft auf die wirkliche imperialistische Weltwirtschaft, mit ihren Ueberresten vorkapitalistischer 

Wirtschaftsformen, welche diese ebenso notwendig zum Leben braucht, wie sie gezwungen ist, die-

selben zu vernichten. 

Doch ist die von uns oben kurz wiedergegebene Ableitung der Durchschnittsprofitrate und der Pro-

duktionspreise ebenfalls nur eine Zwischenstufe der Forschung, wie solche Zwischenstufen auf dem 

Wege der abstrakten Analyse vom Einfachen zu immer Komplizierterem immer unvermeidlich sind. 

Tatsächlich schließt die auch bei Kautsky „Karl Marx Oekonomische Lehren“ wiedergegebene Her-

leitung der Durchschnittsprofitrate und der Produktionspreise einen Widerspruch in sich und wer 

aufmerksam den folgenden Satz Marxens lesen wird, kann nicht im Zweifel sein, daß sich Marx des-

sen völlig bewußt war: 

„Es findet insofern kein Unterschied statt zwischen Profit und Mehrwert, als zum Beispiel der Mehr-

wert von A in das konstante Kapital von B eingeht. Für den Wert der Waren ist es ja völlig gleich-

gültig, ob die in ihnen enthaltene Arbeit aus bezahlter, oder unbezahlter Arbeit besteht. Dies zeigt 

nur, daß B den Mehrwert von A zahlt. In der Gesamtrechnung kann der Mehrwert von A nicht zwei-

mal zählen. 

Aber der Unterschied ist der: außer daß der Preis des Produkts zum Beispiel vom Kapital B abweicht, 

von seinem Wert, weil der in B realisierte Mehrwert größer oder kleiner sein mag, als der im Preis 

der Produkte von B zugeschlagene Profit, s o  g i l t  a u c h  d e r s e l b e  U m s t a n d  w i e d e r  f ü r  

d i e  W a r e n, d i e  d e n  k o n s t a n t e n  T e i l  d e s  K a p i t a l s  B, u n d  i n d i r e k t, a l s  L e b e n s -

m i t t e l  d e r  A r b e i t e r, a u c h  s e i n e n  v a r i a b l e n  T e i l  b i l d e n. Was den konstanten Teil 

betrifft, so ist er selbst gleich Kostpreis plus Mehrwert, also jetzt gleich Kostpreis plus Profit, und 

dieser Profit kann wieder größer oder kleiner sein, als der Mehrwert, an dessen Stelle er steht. Was 
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das variable Kapital angeht, so ist der durchschnittliche tägliche Arbeitslohn zwar stets gleich dem 

Wertprodukt der Stundenzahl, die der Arbeiter arbeiten muß, um die notwendigen Lebensmittel zu 

produzieren, aber diese Stundenzahl ist selbst wieder verfälscht durch die Abweichung der Produkti-

onspreise der notwendigen Lebensmittel von ihren Werten. Indes löst sich dies immer dahin auf, daß, 

was in der einen Ware zu viel, in der anderen zu wenig für Mehrwert eingeht, und daß daher auch die 

Abweichungen vom Wert, die in den Produktionspreisen der Waren stecken, sich gegenseitig aufhe-

ben. Es ist überhaupt bei der ganzen kapitalistischen Produktion immer nur in einer sehr verwickelten 

und annähernden Weise als nie festzustellender Durchschnitt ewiger [503] Schwankungen, daß sich 

das allgemeine Gesetz als die beherrschende Tendenz durchsetzt.“ 

(III. Band des „Kapitals“, 9. Kapitel, Seite 139 in der 5. Auslage von Otto Meißners Verlag, Hamburg 

1921.) 

Dieses Zitat, dessen für uns wichtigsten Grundgedanken wir hier sperren, bezieht sich, wie ersicht-

lich, auf Bildung der Durchschnittsprofitrate und der Produktionspreise im Gesamtprozeß der rein-

kapitalistischen Wirtschaft mit ihren Zirkulationsbedingungen. 

Es erweist sich, daß die Durchschnittsprofitrate, welche wir oben nach Marx auf Grund von Werten 

der einzelnen Teile des Gesamtkapitals berechnet haben, nicht nur die Größe der Gesamtkapitalien, 

sondern auch die ihrer Teile „verfälscht“. Da aber das Zustandekommen der Durchschnittsprofitrate 

i m  Z i r k u l a t i o n s p r o z e s s e  s e l b s t  geschieht, so müssen diese Größenveränderungen derjeni-

gen Teile es Gesamtkapitals in den einzelnen Produktionssphären, die jetzt anstelle der c, v und m 

stehen, eine bestimmte Wirkung auf die Bildung der Durchschnittsprofitrate ausüben, auf ihre Größe 

und Abhängigkeit von den grundlegenden Arbeitswerten. Auf diese Weise sind wir in einen Kreislauf 

ohne Ende geraten: Die Durchschnittsprofitrate bestimmte die Produktionspreise, wird jedoch ihrer-

seits von ihnen bestimmt. Es ist kein Wunder, daß manche Marxkritiker (wie z. B. Tugan-

Baranowsky), diesen Widerspruch instinktiv fühlend, gerade an dieser Stelle ihre Kritik ansetzen 

konnten. 

III. 

Um aus diesem „ewigen Kreislauf“ zu geraten, betrachten wir die Bildung der gesellschaftlichen 

Durchschnittsprofitrate, jedoch so, daß wir die Zirkulationsbedingungen von vornherein mit in Rech-

nung ziehen. Dabei wollen wir uns vorläufig auf die einfache Reproduktion beschränken. 

Die gesamte Produktion soll in zwei Produktionssphären geteilt werden: 

I. Produktion der Produktionsmittel, 

II. Produktion der Konsumtionsmittel. 

Die Zusammensetzung des Gesamtkapitals wird in diesen beiden Abteilungen sein: 

(3) k1 – c1 + v1, w1 – k1 + m1, 

 k2 – c2 + v2, w2 – k2 + m2. 

Für die einfache Reproduktion gilt: 

(4) w1 – c1 + c2 

 w2 – v1 + m1 + v2 + m2, 

ein Ausdruck dafür, daß in der 1. Abteilung die gesamten Produktionsmittel, in der 2. die gesamten 

Konsumtionsmittel erzeugt werden. 

Nehmen wir außerdem an, daß sich die Ausbeutungsrate für die beiden Abteilungen ausgeglichen 

hat, so daß: 

(5)  
m1

v1
– 

m2

v2
 – A 

Während die Profitraten in den einzelnen Produktionsgebieten sind: 
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(6) P1 – 
m1

k1
, P2 – 

m2

k2
, 

so ist nach Marx die Durchschnittsprofitrate nicht etwa dem arithmetischen Durchschnitt dieser Pro-

fitraten gleich, sondern sie ergibt sich als das Ver-1 

[504] 

 P – 
m1

k1
 + 

m2

k2
. 

Diese Durchschnittsprofitrate würde dann in den beiden Abteilungen folgende Profite erzeugen: 

(8) m1
,
 – Pk1, m2

,
 – Pk2, 

so daß sich die Produktionspreise ergeben: 

(9) w1
,
 – k1 + m1

,
, w2

,
 – k2 + m2

,
 

In Wirklichkeit aber treten überall Produktionspreise anstelle der Werte. Bezeichnen wir diese Pro-

duktionspreise zum Unterschied von den ihnen korrespondierenden Arbeitswerten (c, v, m, k, w) mit 

gotischen Buchstaben (c, v, k, m, w), die aus ihnen zu berechnende Durchschnittsprofitrate ebenfalls 

P statt P. Dann ergeben sich ohne weiteres die Beziehungen: 

(10) k1 – c1 + v1, w1 – k1 + m1, 

 k2 – c2 + v2, w2 – k2 + m2, 

und: 

(11) 

aus welchen auch folgt 

(12) m1 – Pk1, w1 – k1 + Pk1 – (1 + P) k1, 

 m2 – Pk2, w2 – k2 + Pk2 – (1 + P) k2, 

oder 

(13) w1 – (1 + P) (c1 + v1) 

 w2 – (1 + P) (c2 + v1). 

Hiermit ist der Produktionspreis der Gesamtprodukte in den beiden Abteilungen durch die Produkti-

onspreise der konstanten und variablen Kapitalteile ausgedrückt. 

Die Produktionspreise c1 und c2 sind jedoch nur bestimmte Quoten des in dieser Abteilung erzeugten 

Produktionspreises w1 des gesamten konstanten Kapitals. Da in dem Zirkulationsprozesse die beiden 

Abteilungen, die ihnen in Arbeitswerten zuständigen Quoten des konstanten Kapitals erhalten müs-

sen, wenn die einfache Reproduktion bestehen bleibt, so wird bei der Verteilung des Gesamtwertes 

w1 im Verhältnis c1 : c2 in demselben Verhältnis der Produktionsprei w1 auf die beiden Teile c1 und 

c2 sich verteilen. Von dem ganzen konstanten Kapital w1 mit dem Produktionspreis w. entfällt also 

auf eine Einheit des Arbeitswertes, auf c1 aber 

in Produktionspreisen. Somit ergibt sich für die Produktionspreise der konstanten Kapitalteile: 

(14) 

 
1 An dieser Stelle bricht der Text ab. In späteren Ausgaben gibt es keine Korrektur. KWF 

P – 
m1 

– 
m2 

k1 k2 

c2 
w1 
w1 

c1 – c1 
w1 

c2 – c2 
w2 

w1 w1 
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Aehnliches gilt auch für das variable Kapital, welches aus den in der 2. Abteilung produzierten Kon-

sumtionsmitteln deren Gesamtwert w2 ist und deren gesamter Produktionspreis w2 ist, genommen 

werden muß. Seine Produktionspreise werden in den beiden Abteilungen sein: 

(15) 

[505] Sehen wir diese Ausdrücke in die Gleichungen ein, [o erhalten wir 

(16) w1 – (1 + P) (w1 
c1

w1
 + w2 

v1

w1
) 

 w2 – (1 + P) (w1 
c2

w1
 + w2 

v2

w2
) 

zwei Grundbeziehungen zwischen den drei Unbekannten: Den Produktionspreisen w1, w2 und der 

Durchschnittsprofitrate P. 

Dazu kommt als dritte Grundbeziehung diejenige, welche ausdrückt, daß bei dem ganzen Zirkulati-

onsprozeß nur eine neue Verteilung des Mehrwertes vor sich geht, daß keine neuen Werte geschaffen 

und keine vernichtet werden. Sie lautet: 

(17) w1 + w2 – w1 + w2 

Die Beziehungen (16) und (17) genügen vollständig, um die gesuchten Größen auf einfachem Wege 

zu berechnen*), insbesondere erhalten wir für die Durchschnittsprofitrate den Ausdruck: 

(18) p – 
c1w2+ v2w1 +√(c1w2− v2w1 )

2+ 4c2w1w2

2 (c1v2+ c2v1 )
 

welche wir bei der Annäherungsrechnung ungebraucht lassen, bestätigt, welcher uns zeigt, wie we-

sentlich anders die gesellschaftliche Durchschnittsprofitrate von den grundlegenden Arbeitswerten 

abhängt, als es die Marxsche Berechnung ergibt. 

Während nach Marx die Durchschnittsprofitrate nur von den Profitraten der einzelnen Produktions-

zweige und von der Verteilung des gesamten vorgeschossenen Kapitals auf dieselben, oder anders 

ausgedrückt nur von der Verteilung des gesamten Warenkapitals auf die beiden Abteilungen abhängt: 

(19) P – 
m1+ m2

k1+ k1
 + 

P1k1+ P2k2

k1+ k2
 – 

A w2

(1+A) w1+ w2
 – 

A P1(P1+1)

A (P1+1)−(P2 − P1)
 

ist sie in Wirklichkeit, nach unserer Berechnung (18) oder (20): 

 p – 
A(P2+1)−(P2−P1)−√[A(P2+1)−2P2(P1+1)]2+4P1(P1+1)(P2+1)(A− P2)

2 (P2− P1)
 

außerdem von der Zusammensetzung des Kapitals in einem jeden der beiden Produktionsgebiete für 

sich abhängig und drückt sich auch auf eine viel kompliziertere Weise durch die Teilprofitraten der 

Produktionsgebiete aus. 

Selbstverständlich muß sich dieser Unterschied auch in Zahlenbeispielen bemerkbar machen. Um 

dies augenscheinlich zu machen, wählen wir – den Bedingungen der einfachen Reproduktion ent-

sprechend und für A – 100% – sonst beliebige Zahlenwert: 

 c1 – 160, v1 – 16, c2 – 32, v2 – 48, 

 
*) (16) und (17) führen zu einer quadratischen Gleichung in P und ebenso für w1 und w2. Dasselbe Resultat kann auch aus 

den Relationen (16) allein gefunden werden, wenn man die Werte w1, w2, P als die ersten, die Marx’schen Produktions-

preise w1’ w2’ als die zweiten Annäherungen für w1, w2, P ansieht. Der Annäherungsprozeß führt zu einer Differenzen-

gleichung, deren Lösung für den Grenzfall mit (18) identisch ist. Auf diese Weise wird auch die Grundbeziehung (17), 

welche wir bei der Annäherungsrechnung ungebraucht lassen, bestätigt. 

v1 – v1 
w2 

v2 – v2 
w2 

w2 w2 
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berechnen sowohl nach Marx als auch nach den neuen Formeln die in Frage kommenden Größen, so 

daß wir folgende Tabelle erhalten: [506] 

A – 100 % c v m k w P m1 w2 c v m k w P 

I 

II 

160 

32 

16 

48 

16 

48 

176 

80 

192 

128 

1/11 

⅗ 

44 

20 

220 

100 

200 

40 

10 

30 

30 

10 

210 

70 

240 

80 

⅐ 

⅐ 

Insgesamt 192 64 64 256 320 ¼ 64 320 240 40 40 280 320 ⅐ 

Vergleichen wir die Differenzen zwischen den Marx’schen Produktionspreisen und den Arbeitswerte 

 w1 + w'1 – + 28, w'2 – w2 – – 28 

mit den Differenzen zwischen den von uns berechneten Produktionspreisen und den Marx’schen: 

 w1 + w'1 – + 20, w2 – w'2 – – 20 

oder die beiden Profitraten 

 P – 25%, P–14,3%, 

so sehen wir, daß solche erhebliche Unterschiede jedenfalls nicht dort vernachlässigt werden können, 

wo es sich um die Herleitung eines exakten Gesetzes handelt. 

Der Hinweis Marx’ darauf, daß sich die Abweichungen der Produktionspreise von ihren Werten in 

der Gesamtheit des Warenbreies auflösen und weiter, daß sich die Wirtschaftsgesetze des Kapitalis-

mus nur als Tendenzen durchsetzen, können nicht als ein Verzicht auf diese Gesetze gedeutet werden 

– das hat Marx durch sein „Kapital“ bewiesen. Diejenigen aber, die vielleicht aus unserem Versuche 

heraus geneigt wären, Marx für überwunden zu erklären, würden dadurch nur denselben Weg gehen, 

wie diejenigen Marxkritiker, die den sogenannten „großen Widerspruch“ zwischen dem ersten und 

dritten Band des „Kapital“ nicht begriffen haben, den „schwerfälligen Apparat der Marxschen Wert- 

und Mehrwerttheorie“ verbannten, weil dieser zu Gesetzen führt, die das kapitalistische Wirtschafts-

system „nur“ in dem Maße beherrschen, wie etwa das abstrakte Schweregesetz den konkreten Fall 

der physischen Körper. In Wirklichkeit ist nur erwiesen, daß aus der scharfen Konzeption Marx’sens 

immer neue Probleme uns auftauchen und ihrer Lösung im Rahmen der Marxischen, der wissen-

schaftlichen Oekonomie harren. 

Die gefundenen Ausdrücke (18), (20) für die gesellschaftliche Durchschnittsprofitrate bilden einen 

Ausgangspunkt für die Erforschung der V e r ä n d e r u n g e n, welche die Profitrate durch die kapita-

listische Entwicklung erhält. Doch reicht die Grundlage der einfachen Reproduktion dafür nicht mehr 

aus; die weitere Untersuchung, die das G e s e t z  der Durchschnittsprofitrate für die Gesamtheit einer 

rein kapitalistischen Wirtschaft, also diese nicht nur statisch, sondern d y n a m i s c h  umfaßt, muß auf 

der breiteren Grundlage der erweiterten Reproduktion unternommen werden. [507] 

* 

Die Einheitsfront in Frankreich,  
Von A. Thalheimer. 

I. 

In zweitätigen Debatten hat am 22. und 23. April der Zentralausschuß unserer französischen Bruder-

partei zur Taktik der Einheitsfront und ihrer Anwendung in Frankreich und in internationalem Maß-

stab Stellung genommen. Die Debatte und ihr Ergebnis sind von weittragender internationaler Be-

deutung, denn es ist klar, daß die Einstellung unserer französischen Bruderpartei zur Taktik der Ein-

heitsfront eine starke internationale Auswirkung hat. Andererseits berührt sie aufs unmittelbarste die 

Tätigkeit der Kommunistischen Partei Deutschlands. Unsere französischen Genossen haben sowohl 

in ihren Debatten wie in ihrer Resolution zur Anwendung der Einheitsfronttaktik in Deutschland Stel-

lung genommen. Es ist selbstverständlich, daß die deutsche Sektion offen und klar dazu Stellung 

nimmt. Endgültig wird die Exekutive Stellung zu nehmen haben. 
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Geben wir zunächst die Hauptgesichtspunkte der Debatte wieder. Zunächst gab R e n o u l t  einen Be-

richt über die erweiterte Sitzung der Exekutive in Moskau. Die Parteileitung habe von vornherein 

wahrgenommen, daß hinter der Einheitsfront die Verständigung mit den reformistischen Führern ste-

cke. Die Ereignisse hätten diese Vermutung bestätigt. 

Die Entscheidungen seien bei Eröffnung der Moskauer Konferenz bereits gefallen gewesen. Die De-

legierten seien vor vollendeten Tatsachen gestanden. In Berlin hätten bereits Verhandlungen zwi-

schen R a d e k  und A d l e r  stattgesunden. Das Prinzip der internationalen Konferenz sei bereits fest-

gelegt gewesen. Solche Praktiken seien bedauerlich. Ein solcher Zentralismus sei der der Unverant-

wortlichkeit. S i n o w j e w  habe von der italienischen Partei verlangt, mit Serrati gemeinsame Sache 

zur Eroberung der Macht zu machen, T r o t z k i  habe, um den Linksblock in Frankreich zu verhin-

dern, die Aufstellung gemeinsamer Wahllisten zusammen mit den Dissidenten verlangt. In Rußland, 

in der Tschechoslowakei, in Jugoslawien, in Polen sei die Anwendung der Einheitsfront unmöglich 

oder schwierig und trotzdem hätten die Delegierten dieser Länder d a f ü r  gestimmt. Von der N e u -

n e r k o m m i s s i o n, die in Berlin eingesetzt worden sei, sei nie zuvor die Rede gewesen. Die Dele-

gation der 3. Internationale habe die Forderungen der 2. Internationale angenommen. Die Berliner Kon-

ferenz habe nicht nur eine U e b e r e x e k u t i v e  geschaffen, sie habe auch eine Annäherung der Ro-

ten und der Amsterdamer Gewerkschaftsinternationale eingeleitet. Dieser Beschluß könne zu schweren 

Reibungen zwischen der französischen Partei und den radikalen Gewerkschaften (C. G. T. U.) führen. 

Er fürchte, man betrete mit diesen Entscheidungen den in Tours verurteilten Weg des Opportunismus 

und Reformismus. Der Hauptgrund für die Verkündigung der Einheitsfront sei seiner Meinung nach, 

die schwierige Lage des Kommunismus in Deutschland, wo der Märzputsch üble Folgen gehabt habe. 

Eine Verbindung mit den Dissidenten (Longuet usw.) sei unmöglich. Die Resolution der Parteileitung 

sei ungenügend und müsse verschärft werden. Die Partei habe das Recht auf eigene Meinung und 

behalte sich eine Berufung von den Entscheidungen des Exekutivkomitees an den kommenden vier-

ten Weltkongreß vor. 

[508] F r o s s a r d  gab einen Bericht über die B e r l i n e r  K o n f e r e n z. Er sei zur Berliner Konfe-

renz nicht als Vertreter der französischen kommunistischen Partei, sondern der Exekutive gegangen. 

Vor einem Jahre habe die 3. Internationale ihre Bedingungen gestellt. In Berlin habe sie Konzessionen 

gemacht. 

Durch die Schaffung der Neunerkommission und die Anbahnung von Beziehungen zwischen Roter 

und Amsterdamer Internationale sei ein Band geschaffen worden, dessen Bedeutung man nicht ver-

heimlichen dürfe. D i e  E i n h e i t s f r o n t  s e i  k e i n  V e r s u c h  g e g e n s e i t i g e r  P r e l l e r e i, 

s i e  s e i  e i n e  P o l i t i k, d i e  n i c h t  z u f ä l l i g  u n d  v o r l ä u f i g, s o n d e r n  d u r c h  d i e  a l l -

g e m e i n e  L a g e  b e s t i m m t  s e i. Das beweisen die gemachten Konzessionen. D i e  3. I n t e r -

n a t i o n a l e  w o l l e  n i c h t  d i e  o r g a n i s a t o r i s c h e  E i n h e i t. Sie glaube nicht, daß die Einheit 

der Aktion zur organisatorischen Einheit führe. Sie verstehe deshalb nicht, daß wir in Frankreich eine 

solche Befürchtung haben. Aber in Frankreich müsse die Einheit der Aktion unvermeidlich (fatale-

ment) zur organisatorischen Einheit führen. Die internationale Einheitsfront sei gefährlich für die 

Werbekraft der Partei, wenn der Zentralausschuß nicht eine klare kommunistische Politik festlege. 

Eine andere Gefahr tauche auf bei den Wahlen. Schon regen sich in gewissen Bezirken gewisse Wün-

sche, nach einer erweiterten Einheitsfront (mit den Bürgerlich-Radikalen). Die vollständige Einheits-

front sei in Frankreich infolge der gewerkschaftlichen Lage unmöglich. Man müsse wählen zwischen 

den radikalen oder den reformistischen Gewerkschaften. Man habe sich für die radikalen Gewerk-

schaften entschieden. Diese könnten sich täuschen, der Partei die Faust zeigen, aber wir werden nicht 

mit ihnen kämpfen. Kämpfe man mit ihnen, so sei man eine Sekte. Die Opposition gegen die Ein-

heitsfront dürfe aber nicht negativ sein. M a n  m ü s s e  e i n e  r e a l i s t i s c h e  P r o p a g a n d a  t r e i -

b e n, u m  z u m  s e l b e n  Z i e l  z u  g e l a n g e n  w i e  d i e  I n t e r n a t i o n a l e. Auf eine Frage, wie 

er sich diese Propaganda denke, erklärt Frossard, sie müsse positiver sein, als das vielfach der Fall 

sei. Die Ankündigung der Revolution auf ein bestimmtes Datum oder die Verbreitung einer Art re-

volutionären Fatalismus seien unklug. 
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M é r i c  erklärt, an Stelle des Appells an die Massen sei in Berlin die Konferenz mit den Führern 

getreten. Die Gefahr der neuen Politik sei die T e i l n a h m e  a n  d e r  R e g i e r u n g, zu der sie un-

fehlbar führe und die schon in b e s t i m m t e n  d e u t s c h e n  S t a a t e n  praktiziert werde. Eine an-

dere Gefahr sei die offene Tür für die Einheit. Er lehne sie nicht ab, aber sie müsse nach links gemacht 

werden, Aber was jetzt in Frage steht, sei eine politische Rechtsschwenkung. 

B o u t h o n n i e s  (Dordogne) bringt einen Antrag ein, der erklärt, der Grundsatz der Einheitsfront 

könne nach seiner Annahme durch die erweiterte Exekutivsitzung nicht mehr zur Diskussion gestellt 

werden. Man könne nur noch über die M o d a l i t ä t e n  d e r  A n w e n d u n g  diskutieren. Auf Ein-

spruch von L a f o n t, R e n a u d  J e a n, F r o s s a r d  und P i o c h  wird der Antrag beseitigt. Renaud 

Jean erklärt: die Annahme dieses Antrages sei ein Akt der Diktatur, dem sich einige nicht beugen 

würden. Der Antrag wurde unterstützt von T r e i n t. T r e i n t  verteidigt die Einheitsfront in ausge-

zeichneter Weise. Die Exekutive hat das Recht, Entscheidungen zu fällen. Zu den angeblichen 

Schwierigkeiten der Einheitsfront in Frankreich erklärt er: W i r  d ü r f e n  d e n  r a d i k a l e n  G e -

w e r k s c h a f t e n  n i c h t  i n  a l l e n  i h r e n  I r r-[509]t ü m e r n  f o l g e n. Wenn sie nicht die Ein-

heitsfront wollen, wenn sie glauben, allein handeln zu müssen, so gehen sie sicheren Niederlagen 

entgegen. Im Kampf gegen das Kapital riskieren sie mit ihren ungenügenden Truppen, aufgerieben 

zu werden. Die Reformisten suchen sie dazu zu verleiten. Wir müssen ihnen helfen, solchen Fallen 

aus dem Wege zu gehen. Es gibt Massen, die nicht ohne die Führer in die Aktion zu bringen sind. 

Aber i n  d e r  A k t i o n  werde das Proletariat seine wahren Führer erkennen. 

Von ganz besonderem Interesse sind die Ausführungen von G u y  J e r r a m  (aus dem industriellen 

Norden), der ganz offensichtlich aus der Praxis seines Bezirks heraus spricht und, obwohl befangen 

durch die bisherige Propaganda gegen die Einheitsfront, ihre objektive Notwendigkeit aufzeigt. Vor 

zwei Jahren sei eine Lage gewesen, die zu den größten revolutionären Hoffnungen berechtigte. Heute 

sei die Müdigkeit unbestreitbar; die r e v o l u t i o n ä r e  F l u t  i s t  l e i d e r  z u r ü c k g e e b b t. E i n e  

n e u e  T a k t i k  s e i  e r k l ä r l i c h. Im Norden gibt es keine Zentristen. E i n  B r u c h  i s t  e i n g e -

t r e t e n  z w i s c h e n  d e n  S o z i a l c h a u v i n i s t e n  (social-jusqu’auboutistes) u n d  d e n  R e v o -

l u t i o n ä r e n. T r o t z d e m  w i r d  d i e  E i n h e i t s f r o n t  v o n  d e n  M a s s e n  g e w ü n s c h t, d i e  

i n  d i e s e r  G e g e n d  m i t  e i n e m  u n e r b i t t l i c h e n  u n d  k l u g e n  K a p i t a l i s m u s  z u  

k ä m p f e n  h a b e n. D i e s e  M a s s e n  w i s s e n, d a ß  d i e  k o m m u n i s t i s c h e n  o d e r  r e v o -

l u t i o n ä r e n  g e w e r k s c h a f t l i c h e n  O r g a n i s a t i o n e n  n i c h t  a l l e i n  d i e  O f f e n s i v e  

d e s  K a p i t a l s  b r e c h e n  k ö n n e n, d i e  s i c h  z u r  S t u n d e  a u f  s i e  s t ü r z e. Der Nordbezirk 

ist nicht für die ganze und endgültige Annahme der Einheitsfront, aber er glaubt, daß man ebensowe-

nig Methoden ablehnen könne, die unter bestimmten Umständen notwendig seien. Dies ist die denk-

bar wirksamste und realste Begründung der Einheitsfront, und wenn dann Jerram sich beklagt über 

die „brutale“ Art, wie die Internationale die Losung der Einheitsfront ausgegeben habe, so ist darin 

nur die Wirkung der in der französischen Partei n a c h  wie vor der Exekutivsitzung betriebenen Pro-

paganda gegen die Einheitsfront zu erblicken. D o n d i c o l  bemerkt am Eingang der Debatte des 

zweiten Tages, die Redner, die von den revolutionären Gewerkschaften sprechen, sollen dies mit 

Vorsicht und Takt tun. Auf wirtschaftlichem Gebiet kann sich die Einheitsfront nur im Schoße der 

revolutionären Gewerkschaften (C. G. T. U.) verwirklichen. Er erinnert daran, daß am letzten Freitag 

die C. G. T. U. d i e  E i n h e i t s f r o n t  d i s k u t i e r t  u n d  s i e  e i n s t i m m i g, m i t  E i n s c h l u ß  

d e r  K o m m u n i s t e n, v e r w o r f e n  hat. 

P e r c i v a l  (Untere Seine): Muß man die Einheitsfront als internationalen Beschluß annehmen und 

sich vorbehalten, sie national nicht anzuwenden? Das führe unfehlbar zu einem internationalen 

Bruch. Um an die unorganisierten Massen zu kommen, muß man ihnen konkrete Losungen geben, 

die sie mitreißen. Man muß sich der Betriebsräte, der Mieterbewegung mit bestimmten Forderungen 

annehmen, den Kampf gegen die Lohnsteuer führen usw. Die endgültige Entscheidung habe der vierte 

Weltkongreß. 

P l a u c h o n  (Seine) spricht gegen die Resolution der Parteileitung, die selbst gefährlicher sei als die 

der Anhänger der Einheitsfront. Die gewerkschaftliche Einheitsfront muß sich nicht nur auf die re-

formistischen, sondern selbst auf die christlichen Gewerkschaften erstrecken. Diese haben sich, z. B. 
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bei Verteidigung des Achtstundentages, sogar energischer gezeigt als die reformistischen Gewerk-

schaften. Zum Kampf gegen [510] die Militärgesetze müsse man die Einheitsfront sogar bis zu den 

Sozialdemokraten und den Bürgerlich-Radikalen ausdehnen. Auch diese Ausführungen sind höchst 

interessant. Wo der Redner die Tatfachen des Lebens berührt, sprechen seine Argumente f ü r  die 

Einheitsfront. B a r r é-Vieure spricht für die Einheitsfront. K e r, von der Parteileitung, erklärt sich für 

die Annahme des Prinzips der Einheitsfront, aber die Nichtanwendung in Frankreich. Man riskiere, 

den Reformisten wieder Kredit zu geben, um zur organisatorischen Einheit zu kommen. Der Zentral-

ausschuß solle sich also „für das allgemeine Prinzip und für seine intelligente Anwendung“ erklären. 

P i r o t  (I s è r e): „Das Prinzip der Einheitsfront kann nur verwirklicht werden, wenn der Kommunis-

mus international verwirklicht ist. Viele Sektionen der Kommunisten wollen sie nicht oder brauchen 

sie nicht. Dafür seien nur diejenigen, die sich in einer „unbestimmten Lage“ befinden. (Die „unbe-

stimmte Lage“ ist kostbar. Red. d. „I.“) Im Norden, wo man in den letzten Streiks die Einheitsfront 

gemacht habe, sei man mit den konkreten Losungen geschlagen worden, von denen man spreche, 

weil die Aktion von den Reformisten geführt war, ebenso in den Vogesen. 

R e n a u d  J e a n, der Bauernagitator der französischen Partei erklärt unter anderem: „Die Einheits-

front ist unmoralisch“; auf Proteste hin erklärt er, er könne doch nicht zusammen mit Boncour über 

Lohnfragen reden. Die 20 Millionen französischer Bauern wollen von der Einheitsfront nichts wissen. 

Er bedauert, daß man sich mit solchen „byzantinischen Diskussionen“ beschäftigt. Die Parteikrise 

hänge in etwa damit zusammen, 

Das stärkste in Angriffen gegen die Einheitsfront leistete sich Ernest L a f o n t, Er ist gegen die Re-

solution der Parteileitung. Souverän sei nur der Kongreß der Internationale. Die Politik der Einheits-

front sei aus dem Geschwätz (parlotes) einiger Personen (personnalités) hervorgegangen. Sich mit 

der 2. Internationale treffen, heißt sie rehabilitieren. Sie hat bei unseren Konzessionen alles zu ge-

winnen. Ich will jetzt weder die Einheitsfront, noch die Einheit. Ich will nicht mit der Internationale 

brechen, aber ebensowenig mit der französischen Arbeiterklasse. 

F r o s s a r d  erstattete schließlich den Bericht der Kommission, die die Resolution der Mehrheit aus-

arbeitete. Die Resolution vereinige die Ansprüche der internationalen Disziplin mit denen der Partei. 

In der ersten Hälfte des September werde der Parteitag stattfinden, er werde dem 4. Kongreß der 

Internationale vorangehen. Dieser habe die endgültige Entscheidung. T r e i n t  begründet die Resolu-

tion der Minderheit. 

Beide Resolutionen folgen im Wortlaut. Die Abstimmung ergibt folgendes Resultat: 

Für die Resolution der Kommission 337 Mandate, 

für die Resolution Treint 627 Mandate, 

Enthaltungen 235 Mandate, 

Abwesend 355 Mandate. 

Die Resolution der Mehrheit beruft sich auf die „rein revolutionären Prinzipien“ der drei ersten Welt-

kongresse der Komintern, um zu erklären, Teilaktionen dürften nicht zum Aufgeben der Ziele der 

Machtergreifung führen; die französische Partei werde sich der Wiedergeburt des Reformismus und 

Opportunismus, unter welchem Namen er auch [511] auftrete, widersetzen. Die natürliche Tendenz 

zum einheitlichen Kampf sei schädlich, wenn sie den sozialdemokratischen und reformistischen Par-

teien erlaube, wieder Kredit zu gewinnen. Der Zentralausschuß hält seine Einwände ausrecht, sei aber 

gleichzeitig bereit, i n  a l l g e m e i n e r  W e i s e  b r ü d e r l i c h  b e i  d e r  A k t i o n  d e r  I n t e r n a -

t i o n a l e  m i t z u w i r k e n. Er widersetzt sich grundsätzlich Vereinbarungen mit den Leitungen der 

Sozialisten oder reformistischen Gewerkschaften. E r  b e d a u e r t  d i e  E x p e r i m e n t e  p a r l a -

m e n t a r i s c h e r  Z u s a m m e n a r b e i t  m i t  d e r  S o z i a l d e m o k r a t i e, d i e  i n  v e r s c h i e -

d e n e n  L ä n d e r n  (w i e  S a c h s e n, T h ü r i n g e n, B r a u n s c h w e i g, S c h w e d e n, Red. d. „I.“) 

v o n  d e n  k o m m u n i s t i s c h e n  P a r t e i e n u n t e r n o m m e n  w o r d e n  s i n d. Er verwirft die 

Projekte der Teilnahme an der Regierung, die als Anwendung der Taktik der Einheitsfront verkündet 

worden sind. Die Resolution enthält sodann eine Warnung vor den Gefahren der Neunerkommission. 
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Sie schaffe ein o r g a n i s c h e s  B a n d  zwischen den drei Internationalen, ihre Existenz, ihre Funk-

tion ohne zeitliche Begrenzung, selbst ihre Aufgaben erscheinen dem Zentralausschuß unerträglich 

mit der organisatorischen Unabhängigkeit der kommunistischen Bewegung. Die Vertreter der Partei 

bei der Exekutive werden beauftragt, dahin zu wirken, daß die Neunerkommission ausschließlich auf 

die Vorbereitung der Weltkonferenz beschränkt bleibe. Die Partei wird zusammen mit der C. G. T. U. 

die Maidemonstration machen, unter den Hauptlosungen: Wiederaufnahme der politischen Beziehun-

gen mit der Sowjetrepublik und Kampf gegen Weltreaktion. Die Konferenz billigt die Ablehnung des 

Angebots der sozialistischen Partei zur Mitwirkung. 

Die Resolution der Minderheit bedarf keiner Erläuterung. 

* 

Die Resolution der Mehrheit lautet: 

„Der Nationalrat erklärt, daß die rein revolutionären Grundsätze, auf denen die Kommunistische Internationale 

durch die drei ersten Weltkongresse aufgebaut wurde, als unantastbar angesehen werden mossen. Jede Verlet-

zung dieser Grundsätze würde dem internationalen Kommunismus die Daseinsberechtigung entziehen. Doch 

erklärt der Nationalrat, daß neue Kampfbedingungen, die sich aus der politischen und wirtschaftlichen Lage 

ergeben, zwar für, die einzelnen Kommunistischen Parteien gewisse Aenderungen in ihrer Taktik rechtfertigen 

können, daß diese jedoch unter keinen Umständen die vorerwähnten Grundprinzipien beeinträchtigen dürfen. 

Der Nationalrat erneuert deshalb seine Zustimmung zu den Losungen des 3. Weltkongresses der Kommunis-

tischen Internationale und betrachtet es in Uebereinstimmung mit der ständigen Uebung der Arbeiterbewegung 

als seine Pflicht, zu den Massen hinabzusteigen, indem er ihnen konkrete Kampfziele in Vorschlag bringt. 

Gleichzeitig aber erinnert der Nationalrat daran, daß die Kommunistische Internationale nicht ohne Gefahr 

geneigt erscheinen darf, wegen solcher Teilkämpfe ihre allgemeine revolutionäre Aktion preiszugeben. Mehr 

denn je muß der Kommunismus in der gegenwärtigen Lage bei jedem Anlaß zeigen, daß alle Teilsiege, ja 

sogar diejenigen, die den Arbeitern bei ihren Kämpfen eine wirkliche Hilfe bieten können, die Arbeiter niemals 

vergessen lassen dürfen, daß es für das Proletariat keine Befreiung gibt außer auf dem Wege der Machtergrei-

fung im Staate. Die Kommunistische Partei Frankreichs wird allzeit jedem Wiedererstehen des von der Kom-

munistischen Internationale verurteilten Reformismus und Opportunismus, unter welchen Namen und in wel-

chen Formen sie auch immer auftreten mögen, den schärfsten Widerstand entgegensetzen. 

Die Entwicklung der kapitalistischen Offensive, die sich in der dreifachen Form der politischen, ökonomischen 

und militärischen Reaktion vollzieht, drängt die Massen, die ein schnelles Niederringen vermeiden wollen, zur 

Erreichung eines Maximums von Einheit im Abwehrkampfe. Allein diese natürliche Tendenz zur Einheit im 

Kampfe würde für das Proletariat die verhängnisvollsten Folgen zeitigen, sofern sie den sozialdemokratischen 

und reformistischen Gewerk-[512]schaftsführern, deren verräterische Vergangenheit auch zugleich für ihre 

Zukunft zeugt, erlauben sollte, das Vertrauen zurückzugewinnen, das sie heute verloren haben. 

Die Kommunistische Partei Frankreichs hat gegen die Taktik der Einheitsfront lediglich aus dem Grunde Ein-

wendungen erhoben, weil sie unter allen Umständen den Radikalismus und die Unabhängigkeit der internati-

onalen kommunistischen Bewegung aufrechterhalten wissen will. 

Der Nationalrat kann bis zur endgültigen Entscheidung des französischen Kommunismus durch den nationalen 

Parteitag, der spätestens in der ersten Hälfte des September zusammentreten soll, nicht anders als die früher 

von der Partei gemachten Einwendungen aufrechterhalten. Gleichwohl bekundet er seinen festen Willen, im 

Allgemeinen bei dem Kampfe der Kommunistischen Internationale brüderlich mitzukämpfen. 

Der Nationalrat spricht sich grundsätzlich und in Uebereinstimmung mit der Erklärung von Marseille gegen 

alle Vereinbarungen mit den Generalstäben der Sozialisten und der reformistischen Syndikalisten aus. Er be-

dauert die Experimente der parlamentarischen Zusammenarbeit mit den Sozialdemokraten, die in verschiede-

nen Ländern von den Kommunistischen Parteien zur Zeit gemacht werden, und verwirft die Pläne einer Re-

gierungsbeteiligung, die als Mittel zur Durchführung der Taktik der Einheitsfront empfohlen worden sind. 

Der Nationalrat nimmt die vom Erweiterten Exekutivkomitee beschlossenen Resolutionen zur Kenntnis, er-

klärt jedoch, daß allein der souveräne Beschluß des 4. Weltkongresses die strittigen Fragen mit der erforderli-

chen Autorität endgültig zu entscheiden vermag. 

Der Nationalrat bestätigt, daß vorbehaltlich aller Rechte der Partei wie der Internationale es notwendig ist 

unbedingt an dem Grundsatz der Disziplin festzuhalten. In diesem Geiste hat das Zentralkomitee der Partei 

den Genossen Frossard ermächtigt, an der Konferenz in Berlin teilzunehmen. Und in demselben Geiste hat das 
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Zentralkomitee die Resolutionen dieser Konferenz geprüft. Der Nationalrat glaubt, zunächst das Exekutivko-

mitee in Moskau auf die Gefahr hinweisen zu müssen, die mit der in Berlin beschlossenen Einrichtung der 

Neunerkommission verbunden ist. Denn diese stellt zwischen den drei politischen Internationalen ein organi-

satorisches Band dar und ist soeben vom Exekutivkomitee ratifiziert worden. 

Die Existenz, die in ihrer Dauer unbeschränkte Tätigkeit, und sogar die Befugnisse dieser Neunerkommission 

erscheinen dem Nationalrat unvereinbar mit der organisatorischen Unabhängigkeit der kommunistischen Be-

wegung. Das wenigste, was er dazu sagen kann, ist ein Hinweis darauf, daß die Neunerkommission einer An-

näherung, die nach den Absichten der Kommunistischen Internationale selbst nur zufällig, zeitweilig und pro-

visorisch sein sollte, einen unannehmbaren Dauercharakter verleiht. 

Der Nationalrat beauftragt die Vertreter der Partei, im Exekutivkomitee zu beantragen, daß die endgültige 

Zustimmung der Internationale zur Einsetzung der Neunerkommission unter allen Umständen von der Zusi-

cherung abhängig gemacht werde, daß Tätigkeit und Dauer dieser Kommission ausschließlich auf die Vorbe-

reitung des vom Erweiterten Exekutivkomitee angenommenen und im Prinzip von der Berliner Konferenz 

beschlossenen allgemeinen Arbeiterkongresses beschränkt bleiben muß. Der Nationalrat beschließt, daß das 

Zentralkomitee der Partei rechtzeitig einen Landesparteitag einzuberufen hat, damit die Partei über die auf 

dem allgemeinen Arbeiterkongreß einzunehmende Haltung vorher Beschluß fassen kann. 

In bezug auf die Massendemonstration, deren Datum auf den 20. April oder auf den 1. Mai festgesetzt worden 

war, hat das Zentralkomitee mit Recht beschlossen, daß der 1. Mai den verfolgten Zielen weit besser entspricht 

als der 20. April. Die Demonstration wird mither m Einklang stehen mit der von der Einheitlichen Allgemeinen 

Arbeitskonföderation (GGTU) bereits ergriffenen Initiative. 

Die Partei hat deshalb ihren Aufruf mit dem der CGTU zu verbinden, um dem 1. Mai den Charakter einer 

imposanten Klassendemonstration zu verleihen zugunsten des Programms der nächstliegenden Tagesforde-

rungen, die den [513] gewerkschaftlichen und kommunistischen Organisationen gemeinsam sind und aus de-

nen besonders die Forderungen der Wiederaufnahme der politischen Beziehungen zu Sowjet-Rußland und des 

Kampfes gegen die Weltreaktion hervorgeheben werden müssen. 

Eine derartige Demonstration schießt keinerlei andere proletarische Mitwirkung aus. Doch ist es Aufgabe der 

Kommunistischen Partei, diese Demonstration vorzubereiten und durch die Arbeit ihrer Presse, ihrer Redner 

und der Gesamtheit ihrer Funktionäre zum vollen Erfolg zu führen. Die Partei ist der Ueberzeugung, daß sie 

so am besten den Interessen der französischen Arbeiterschaft, der russischen Revolution und der Kommunis-

tischen Internationale dient. Unter diesen Voraussetzungen billigt der Nationalrat die Haltung des Zentralko-

mitees der Partei, die das Angebot zum Zusammengehen mit der Sozialistischen Partei (SFIO) abgelehnt hat. 

Er rechnet auf die Hingebung aller Parteigenossen, damit der 1. Mai durch die spontane Uebereinstimmung 

aller revolutionären Willensäußerungen und Ueberzeugungen im Gefolge der CGTU und der Kommunisti-

schen Partei in der Tat die Einheitsfront der breitesten Arbeitermassen zur Wirklichkeit macht.“ 

Im Namen der Minderheit wurde dem Nationalrat folgende Resolution vorgelegt: 

„Der Nationalrat bedauert, daß die Mißdeutung der Thesen der Exekutive über die Einheitsfront seitens des 

großen Parteipresse, es den Sektionen und Föderationen nicht ermöglicht habe, eine genaue Grundlage zu 

nützlichen Diskussionen zu besitzen. Er bedauert auch, daß das Zentralkomitee die Informationen über die 

Anwendung der Einheitsfront in den verschiedenen Sektionen der Kommunistischen Internationale nicht zur 

Verfügung der Partei gestellt habe, was jedermann ermöglicht hätte, sich durch Tatsachen vom Werte der 

vorgeschlagenen Taktik zu überzeugen. 

Die Einheitsfront wurde systematisch als eine Rückkehr zur organisatorischen Einheit dargestellt, wogegen 

die Thesen der Exekutive die Notwendigkeit, die vollkommene organisatorische Unabhängigkeit der Kommu-

nistischen Partei sowie ihre vollste Freiheit der Kritik in der Anwendung dieser Taktik auf das sorgfältigste zu 

wahren, besonders hervorheben. 

Auch wurde die Einheitsfront als eine den ständigen Interessen des Kommunismus entgegenwirkende, zum 

Wohle der russischen Revolution jedoch notwendige Taktik hingestellt. Auf dieser Grundlage konnte sich eine 

Kampagne entwickeln, welche die Interessen der russischen Revolution von denen der übrigen Arbeiter der 

Welt loszulösen versuchte. 

Der Nationalrat erinnert an die Erklärung des Genossen Renoult, die er im Namen der Delegation der Partei 

abgab, und die folgendermaßen lautete: ‚Wir haben bereits erklärt, daß wir in dieser Diskussion den Geist der 

vollsten Disziplin wahren. Wir hatten das Recht und die Pflicht, unsere Auffassung auf das kategorischste zu 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 446 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

verteidigen, sind aber disziplinierte Soldaten der Internationale und werden uns folglich, was immer eure Ent-

schließung sein sollte, derselben fügen, wie es die kommunistische Pflicht von uns verlangt.‘ 

Andererseits sind die Beschlüsse des Exekutivkomitees gemäß Artikel 5 der Statuten der Internationale durch 

die nationalen Sektionen unmittelbar durchzuführen. 

Dieser Artikel besagt: ‚Der internationale Kongreß wählt ein Exekutivkomitee der Kommunistischen Interna-

tionale, welches in der Zeitspanne zwischen den Sektionen des Weltkongresses die höchste Instanz der Kom-

munistischen Internationale darstellt.‘ Diese Bestimmungen wurden vom Kongreß in Tours vorbehaltlos an-

genommen. 

Unter solchen Umständen kann den einzigen Gegenstand der Beratungen des Nationalrates bloß die Festset-

zung bilden, in welcher Art und Weise die Taktik der Einheitsfront in Frankreich durchgeführt werden soll. 

Was die Konferenz der drei Internationalen anbelangt, bedauert der Nationalrat, daß das Zentralkomitee nicht 

die Initiative in den Mahnahmen zur [514] Durchführung der Berliner Beschlüsse ergriffen habe, wodurch sie 

die Vorteile dieser Initiative anderen Organisationen überließ. 

Der Nationalrat beschließt, an alle Organisationen, die sich der Arbeiterklasse angehörig betrachten, sowie an 

alle Arbeiter eine Mahnung zu richten, einen Aufruf, sich an den von der CGTU organisierten Demonstratio-

nen am 1. Mai zu beteiligen und dortselbst für folgende Parolen einzutreten: 1. Für den Achtstundentag; 2. Für 

die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, welche durch die Reparationspolitik der kapitalistischen Mächte gren-

zenlos gesteigert wurde; 3. Für die Aktionseinheit des Proletariats gegen die kapitalistische Offensive; 4. Für 

die russische Revolution, für das hungernde Rußland, für die Wiederaufnahme der politischen und wirtschaft-

lichen Beziehungen aller Staaten mit Sowjet-Rußland; 5. Für die Wiederherstellung der Einheitsfront des Pro-

letariats in allen Ländern und in der Internationale. 

Indem der Nationalrat feststellt, daß die Berliner Beschlüsse vom Exekutivkomitee der Kommunistischen In-

ternationale bestätigt worden sind, fordert er das Zentralkomitee auf, den von der nächsten Sitzung herauszu-

gebenden Weisungen zu entsprechen. 

Der Nationalrat weist jede Maßnahme zurück, die, im Widerspruche zu den vom Generalsekretär der franzö-

sischen Sektion in Berlin auf sich genommenen Verpflichtungen anderen nationalen und internationalen Or-

ganisationen durch Nichteinhaltung dieser Verpflichtungen einen Vorwand liefern würde, sich der Durchfüh-

rungspflicht der gemeinsam gefaßten Resolutionen zu entheben und die Verantwortung auf die Kommunisti-

sche Internationale abzuwälzen, die für ihre französische Sektion verantwortlich ist. 

Die Presse sowie die Propaganda der Partei müssen dazu verwendet werden, die Einheitsfront zu erklären und 

verständlich zu machen. Die Untersuchung dieser Taktik wird von unseren Organisationen nach wie vor an 

der Tagesordnung gehalten, um ihre Anwendung zu erleichtern. 

In dem Augenblick, wo die Kommunistische Partei Frankreichs als diszipliniertes Glied der Kommunistischen 

Internationale mit der Anwendung der Einheitsfront-Taktik beginnen soll, erklärt der Nationalrat die Notwen-

digkeit, jeden antikommunistischen Einfluß aus seiner Mitte auszumerzen und erbarmungslos gegen jene Ten-

denzen anzukämpfen, welche die Taktik der Einheitsfront dazu benützen möchten, mit den Dissidenten in eine 

organische Einheit zusammenzutreten.“ 

* 

Wir haben die leitenden Gedanken der Debatte über die Einheitsfront so ausführlich wiedergegeben, 

weil wir glauben, daß diese Wiedergabe für unsere deutschen Genossen uns den größten Teil der 

Kritik ersparen wird. Das soll nicht im Sinn irgend einer Ueberheblichkeit gesagt sein, es besagt nur, 

daß die deutsche Partei in der Lage ist, diese Frage auf Grund mannigfacher praktischer Erfahrungen 

zu behandeln. [515] 

Notizen 

Die Breitscheidemänner. 

Im „Sozialist“, der nach dem Redaktionswechsel in der „Freiheit“ neben der „Leipziger Volkszei-

tung“ das Hauptorgan der SPD-Leute in der USP darstellt, schreibt Breitscheid über „Genua und die 

Arbeiterklasse“. Eine selbständige Außenpolitik der Arbeiterklasse sei notwendig; Breitscheid zitiert 

die Inaugural-Adresse von Karl Marx. Vor dem Kriege habe man dies versäumt. Aber wer verhinderte 
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vor dem Krieg ein außenpolitisches Auftreten der Arbeiterklasse in ihrem Kampf gegen den Imperi-

alismus, wenn nicht das marxistische Zentrum mit seinem verwaschenen Pazifismus? Was hat Breit-

scheid aber jetzt zu sagen? Selbständige Außenpolitik im proletarischen Sinne treibt heute Sowjet-

Rußland: jede Außenpolitik der Arbeiterschaft muß sich notwendig nach Sowjet-Rußland orientieren. 

Herr Breitscheid empfiehlt aber: 

„Sicher wollen wir mit Sowjet-Rußland im besten Einvernehmen leben, aber da Deutschland und Rußland bei 

der engsten, wirtschaftlichen Gemeinschaft auf die Beziehungen zu den übrigen Staaten angewiesen bleiben, 

und da vor allem ein an sich noch so anerkennenswerter Vertrag mit Rußland Deutschland über die Schwie-

rigkeiten der nächsten Zukunft nicht hinweghelfen kann, sind wir eben genötigt, unsere auswärtige Politik im 

großen und ganzen in den Bahnen zu halten, die seit dem Mai des vergangenen Jahres eingeschlagen hat. 

Das, was wir E r f ü l l u n g s p o l i t i k  nennen, ist weder Feigheit noch Schwäche, sondern das durch Gesamt-

lage und durch die Interessen des Proletariats Gebotene.“ 

Schöne Außenpolitik des Proletariats! Es war nicht der Mühe wert, die Inaugural-Adresse zu zitieren, 

um den alten Kohl schmackhaft zu machen. 

Die Erfüllungspolitik nach außen bedingt eine Steuerpolitik nach innen, die dem Arbeiter die Lasten 

der Wiedergutmachung aufbürdet. Der andere der Breitscheidmänner, Paul H e r t z, tut ein übriges, 

wenn er für indirekte Steuern eintritt. In derselben Nummer des „Sozialisten“ schreibt er: 

„Ich halte meine Behauptung, daß die Formulierung im Leipziger Manifest über die indirekten Steuern gerade 

deshalb gewählt worden ist, um die Möglichkeit offen zu lassen, daß für den Fall ausreichender Besitzsteuern 

und bei Eindämmung der Inflation auch die Unabhängige Reichstagsfraktion Verbrauchssteuern zustimmen 

könnte, d u r c h a u s  a u f r e c h t. Ursprünglich hieß es nach meiner Erinnerung der Passus: 

‚Die USP lehnt jede weitere Belastung der Massen durch neue indirekte und Verbrauchssteuern auf das ent-

schiedenste ab.‘ 

Der Unterschied in den beiden Formulierungen ist gewaltig, aber auch eindeutig. Während die erste 

Formulierung nur die Möglichkeit vorsieht, daß Verbrauchssteuern eine neue Belastung darstellen, unterschei-

det die später angenommene ausdrücklich das, was die USP strikt a b l e h n t, nämlich die weitert Belastung 

der Massen – von dem, was sie nur b e k ä m p f t  – den neuen indirekten Verbrauchssteuern.“ 

Man beachte die scholastischen Kniffe, mit denen Hilferdingleute ohne an die radikalen Ecken des 

Programms anzustoßen, ihre Politik durchgesetzt haben. Aber noch heute üben die offenen SPD-

Leute einen entscheidenden Einfluß auf die Politik der USP aus. Man braucht nur in die „Freiheit“ 

hinein zu schauen. Wenn es sich nicht um eine inhaltslose Deklamation handelt, spricht dort noch 

immer, wenn nicht Hilferding, so doch sein Geist. 

* 

Bücherschau 

J. Wardin: Die Partei der Menschewiki in der russischen Revolution. 1922. V e r l a g  d e r  

K o m m u n i s t i s c h e n  I n t e r n a t i o n a l e. 

G. Ssemjonow (Wassiljew): Die Partei der Sozialrevolutionäre in den Jahren 1917/18. (I h r e  

K a m p f f ä h i g k e i t  u n d  m i l i t ä r i s c h e n  A k t i o n e n). K a r l  H o y m  N a c h f. L o u i s  

C a h n b l e y, H a m b u r g. 

Beide Schriften erscheinen zur rechten Zeit. Die Sozialdemokraten aller Rich-[516]tungen suchen 

aus den Sozialrevolutionären und Menschewiki Märtyrer der Arbeiterklasse zu machen, um den 

Kampf, den sie überall gegen Sowjet-Rußland und die Komm. Internationale führen, einigermaßen 

zu rechtfertigen. Die beiden Broschüren Wardins und Ssemjonows zeigen die wahre Haltung der 

Menschewiki und Sozialrevolutionäre während der russischen Revolution. Die Broschüre Wardins 

stützt sich auf reiches urkundliches Material, die Broschüre Ssemjonows ist selbst eine Urkunde: es 

sind die Bekenntnisse des einstigen Leiters der militärischen Organisationen der Partei der Sozial-

Revolutionäre. 
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Wardin stellt nüchtern fest, auf die Seite welcher Klasse sich die Menschewiki in jedem einzelnen 

Stadium der russischen Revolution geschlagen haben. Er kommt zu dem Schluß: „Nirgends blieben 

die Menschewiki neutral in unserem Kampfe gegen die Bourgeoisie.“ Und zwar standen sie überall 

auf der Seite der Bourgeoisie gegen die revolutionäre Arbeiterschaft. Sie haben mit Koltschak in 

Kasan, mit Denikin in der Krim zusammengearbeitet. Sie haben sich für die Intervention gegen Sow-

jet-Rußland ausgesprochen. Aber das waren nur die rechten Menschewiki – wird man sagen: der linke 

Martow übernimmt dafür keine Verantwortung, er war stets brav. Wardin bringt überzeugendes Ma-

terial dafür, daß Martow nie den Bruch mit dem offen weißgardistischen Flügel der Partei gewagt 

hat, und daß dieser Flügel tatsächlich die Politik der Menschewiki bestimmt. Die ganze Haltlosigkeit 

der menschewistischen Politik wird durch die Tatsache illustriert, daß Martow, prinzipieller Gegner 

der Todesstrafe, weil es einen roten Terror gibt, es unter der provisorischen Regierung nicht wagte, 

sich p r i n z i p i e l l  gegen die Todesstrafe zu erklären; daß Dan, Lieber und Zeretelli, die die Diktatur 

des Proletariats bekämpfen, für eine Diktatur sogar mit Zwangsmaßnahmen unter der bürgerlichen 

Koalitionsregierung eintraten. Eine eingehendere Darstellung und Kritik der Menschewistischen Lo-

sungen und Programme bringt jedoch Wardin nicht. Seine Arbeit beschränkt sich darauf, die politi-

sche Praxis der Menschewiki und ihre Kooperation mit der Gegenrevolution darzustellen. 

Ssemjonows Broschüre schildert in nüchternem Stil eines militärischen Berichtes die Tätigkeit der 

Sozialrevolutionäre nach der Oktoberrevolution. Wir sehen da: den Zug mit Kerenski und Krasnow 

gegen Petrograd, Vorbereitungen zum bewaffneten Aufstand gegen die Sowjetmacht; dann Zusam-

menarbeit mit allen möglichen Weißgardisten, auch Monarchisten; immer tiefer geht es: Zusammen-

arbeit mit dem deutschen Generalstab, mit der Entente. Noch einen Schritt weiter: Mordanschläge 

gegen die Führer der Kommunisten; dann der letzte Akt: Expropriationen im Bunde mit Kriminal-

verbrechern ohne jede Spur politischen Zwecks und politischen Charakters. Die erprobtesten Kämp-

fer der Sozialrevolutionäre wenden sich enttäuscht von diesem Sumpf ab. Unter ihnen Ssemjonow. 

Märtyrer der Arbeiterklasse? Die Tatsachen zeigen, daß die Menschewiki und Sozialrevolutionäre 

stets Helfershelfer der Weißgardisten gewesen sind. 

[517] 
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Die Internationale  

Jahrg. 4 ⁕ Ausgegeben 28 Ma 1922 ⁕ Heft 23 

Ueber unsere parlamentarische Arbeit.  
Von Ernst Meyer. 

In der letzten Zeit ist innerhalb der Partei das Interesse für die Arbeit der kommunistischen Parla-

mentsfraktionen gestiegen. Die Hauptursache dafür liegt in der wachsenden Bedeutung der Stellung-

nahme unserer Partei in den Ländern, deren Parlamente über eine Mehrheit der drei Arbeiterparteien 

verfügen. Die Unterstützung von rein sozialistischen Regierungen und die Frage des Eintritts von 

Kommunisten in eine Arbeiterregierung sind keine rein parlamentarischen Angelegenheiten; sie be-

rühren weit mehr als irgend eine andere parlamentarische Angelegenheit die politische Haltung der 

Gesamtpartei. Es ist daher selbstverständlich, daß die Parteiorganisation gerade in diesen Fragen das 

größte Interesse an dem Auftreten der Parlamentsfraktionen hat. So hat sich die letzte Sitzung des 

Zentralausschusses nicht nur eingehend mit der parlamentarischen Lage in Sachsen beschäftigt, son-

dern sich auch das Recht vorbehalten, die Frage des Eintritts in eine sächsische Arbeiterregierung 

endgültig zu entscheiden. 

Aber abgesehen von der besonders wichtigen Frage der kommunistischen Parlamentsarbeit in Län-

dern mit rein sozialistischer Regierung, ist auch sonst die Anteilnahme breiterer Kreise der Mitglied-

schaft an der Politik der kommunistischen Fraktionen gestiegen. In unserer Presse nimmt die Wie-

dergabe kommunistischer Anträge und Anfragen und die Behandlung parlamentarischer Angelegen-

heiten (Besprechung von Gesetzentwürfen usw.) einen breiteren Raum ein als früher. Weder quanti-

tativ noch qualitativ besser geworden ist allerdings die Berichterstattung über die öffentlichen und 

die Kommissionssitzungen der Parlamente. Auch in den Mitgliedschaften wird häufiger als früher 

die Arbeit unserer Parlamentsfraktionen erörtert. Im allgemeinen zielt jede Diskussion über die par-

lamentarische Arbeit darauf ab, die Verbindung zwischen Parteiorganisation und Parlamentsfraktion 

enger zu gestalten. Nach den Statuten der Dritten Internationale und unserer Partei soll jede Parla-

mentsfraktion nur als Organ der Gesamtpartei auftreten. Tatsächlich hat es aber bei einzelnen Frakti-

onen gelegentlich an der Verbindung mit der Organisation, und bei der Organisation vielfach an dem 

Interesse und der Kontrolle gegenüber den Fraktionen gefehlt. Daher ist jede Anregung zu begrüßen, 

die dieses engere Verhältnis zwischen Partei und Fraktion herzustellen geeignet ist. 

Als ich auf dem Gründungsparteitage im Dezember 1920 die Eingliederung der Parlamentsarbeit in 

die politische Arbeit der Gesamtpartei forderte und auf die Bedeutung der Parlamentstribüne für die 

revolutionäre Propaganda hinwies, entgegnete P a u l  L e v i, daß die Situation für die kommunisti-

schen Parlamentarier wesentlich ungünstiger sei als etwa während des Krieges, als Karl Liebknecht 

im Reichs-[518] und Landtage den Klassenfeinden seine Anklagen ins Gesicht schleuderte. Nun, in 

Wirklichkeit haben sich die Gegensätze zwischen Proletariat und Bourgeoisie und zwischen der kom-

munistischen und den sozialreformistischen Parteien seit dem Kriege noch vorschärft. Die Gelegen-

heit zur revolutionären Betätigung im Parlament ist daher keineswegs geringer geworden, und ver-

schiedene kommunistische Fraktionen haben auch häufig, was selbst der am meisten kritisch veran-

lagte Genosse nicht wird bestreiten können, solche Gelegenheiten richtig ausgenutzt. 

In der letzten Zeit ist die Frage aufgeworfen worden, worin eigentlich der r e v o l u t i o n ä r e  Cha-

rakter der Parlamentsarbeit besteht. Die Thesen des 2. Weltkongresses geben für die Beantwortung 

dieser Frage recht beachtenswerte Anhaltspunkte. Es ist bezeichnend, daß Parteimitglieder, die unsere 

Partei in eine reformistische oder sozialrevolutionäre umwandeln wollten wie Ernst Friesland, an 

diesen Thesen Anstoß genommen haben und eine andere „Formulierung“ für zweckmäßig hielten. In 

Wirklichkeit entspricht die in den Thesen des 2. Weltkongresses niedergelegte Beurteilung des bür-

gerlichen Parlamentarismus in der gegenwärtigen Epoche durchaus der kommunistischen Auffas-

sung, und auch die in den Thesen enthaltenen Anweisungen für die revolutionäre Arbeit in den Par-

lamenten sind keineswegs überholt. Nach diesen Thesen muß die kommunistische Parlamentsarbeit 

ständig in engster Verbindung mit der außerparlamentarischen Arbeit der Partei stehen. Große Mas-

senbewegungen müssen ihren Niederschlag und ihren Widerhall in dem Auftreten der Kommunisten 
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in den Parlamenten finden. Zu erwartende oder sich ankündigende Bewegungen der Arbeiterschaft 

sind im Parlament durch Erörterung ihrer Ursachen vorzubereiten. Die Notlage des Proletariats in 

allen ihren Formen ist jederzeit kritisch zur Sprache zu bringen. In Anträgen und Gesetzentwürfen 

sind die Wege zur Besserung der Lebenslage des Proletariats aufzuweisen, wobei der Inhalt der An-

träge häufig insofern einen „demonstrativen“ Charakter tragen wird, als eben eine wirkliche Beseiti-

gung der Nöte des Proletariats innerhalb der bürgerlichen Demokratie unmöglich ist. Aber auch die 

Ausstellung noch erfüllbarer Forderungen ist notwendig, weil die Bourgeoisie mit allen Mitteln jede 

Verringerung ihrer Profitmöglichkeiten, und jede Erweiterung proletarischer Machtpositionen ab-

wehrt. Im ganzen werden die kommunistischen Fraktionen stets die „Offensive“ zu ergreifen haben, 

um die Widersprüche und die Wirkungen des kapitalistischen Systems aufzudecken und die Arbei-

terverrätereien der reformistischen Parteien zu brandmarken. 

Um diese Aufgabe erfüllen zu können, werden die kommunistischen Parlamentarier mit der größten 

Sorgfalt alles Material über die Notlage des Proletariats und die kapitalistische Anarchie zu sammeln 

haben. Es ist daher wünschenswert, daß jeder kommunistische Parlamentarier nicht nur eng mit dem 

Proletariat und insbesondere mit der Partei seines Wahl- oder Wohnbezirks verwachsen ist; er wird 

auch zweckmäßigerweise einzelnen politischen Fragen sein besonderes Augenmerk zuwenden müs-

sen. Zu diesem Zweck ist die Verbindung des kommunistischen Parlamentariers mit Betriebsräte- 

und Gewerkschaftsfraktionen, Elternbeiräten, Berufsverbänden je nach dem Inhalt der von ihm bear-

beiteten Spezialfrage notwendig. Infolge ihrer Tätigkeit in dem Verwaltungsapparat und den Gewerk-

schaften verfügt z. B. die SPD bei allen Debatten über eine ausgedehnte Kenntnis der in Frage kom-

menden parlamentarischen Angelegenheiten. Unsere kommunistischen Parlamentarier werden da-

nach streben müssen, sich eine gleiche bis ins einzelne gehende Sachkenntnis zu erwerben. 

[519] Je größer diese Kenntnis, umso wirkungsvoller wird auch für die außerparlamentarische Oef-

fentlichkeit die Kritik ausfallen. Die Schärfe der Kritik ist natürlich nicht abhängig von der Häufung 

von Schimpfworten, so sehr die Verrätereien unserer Gegner auch dazu Anlaß geben mögen; sondern 

die geschickte Zusammenstellung des Stoffes, die klare Herausarbeitung der Ursachen und Wirkun-

gen und die einfache Darlegung der politischen Schuld unserer Gegner wird außerhalb des Parlaments 

den stärksten Widerhall wecken und die Arbeiter für unsere Ueberzeugung gewinnen. Karl Lieb-

knecht z. B. war einer der besten Vertreter des revolutionären Parlamentarismus. Wenn man seine 

inzwischen gesammelten Parlamentsreden („Reden und Aufsätze“) nachliest, wird man nie ein 

Schimpfwort darin finden. Und trotzdem wirkten seine Reden ätzend durch die Gegenüberstellung 

der Phrasen und der Taten aller Arbeiterfeinde, durch die Aufdeckung jeder Lüge und Verdunkelung, 

deren sich Regierung und Parteien im Kriege noch häufiger als vorher schuldig machten. Am emp-

findlichsten wurden die Kriegshetzer und Kriegsfreunde durch Liebknechts Kleine Anfragen im 

Reichstage getroffen, die ohne jede Kritik nur in sehr geschickter Form durch Fragen die schwächsten 

Stellen der deutschen Kriegslüge berührten. 

In einigen Parteikreisen ist das Mißverständnis entstanden, als ob die auch in den Thesen des 2. Welt-

kongresses verlangte „herausfordernde Haltung“ kommunistischer Parlamentarier sich in turbulenten 

Szenen und Sitzungssprengungen allein oder auch nur sinnfälliger äußern könne als durch Beobach-

tung der Richtlinien, die oben kurz skizziert wurden. Karl Liebknecht hat kaum je ein beleidigendes 

Wort gebraucht, nie eine Trillerpfeife verwandt, noch irgend eine Sitzung gesprengt – und doch war 

sein Wirken mindestens nicht weniger revolutionär als das derjenigen Genossen, die auf d i e s e m  

Gebiete Liebknecht weitaus übertreffen. Liebknechts Reden und Anträge wirkten dagegen so, daß 

Regierung, Parlamentspräsidenten und Parteien jedes geschriebene oder gesprochene Wort zu unter-

drücken versuchten und vor Wut aufzischten, wenn Liebknecht durchzudringen sich bemühte. Gewiß 

ist heute manche Form der Kriegspsychose und die Zensurängstlichkeit geschwunden, die es Karl 

Liebknecht saurer als den heutigen Parlamentariern machten, sich durchzusetzen. Aber gerade des-

halb bietet das Studium der Parlamentsreden Liebknechts Belehrung für die richtige Anwendung und 

Differenzierung der parlamentarischen Kampfmittel. 

Es ist ein Symptom einer falschen Einstellung gegenüber unserer kommunistischen Parlamentsarbeit, 

wenn kürzlich öffentlich gerade die Unterlassung einer Sitzungssprengung als Beweis für die Mängel 
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unserer Parlamentsarbeit herangezogen wurde. Die Tätigkeit unserer Fraktionen gibt gewiß Anlaß 

genug, Kritik zu üben, aber diese Kritik müßte sich nicht gerade vornehmlich mit der Nichtausnut-

zung des Obstruktionsmittels beschäftigen. Auch hier besteht offenbar bei manchen Parteigenossen 

ein Mißverständnis. Rosa Luxemburg hat anläßlich der Anwendung der Obstruktion durch die alte 

Reichstagsfraktion bei der Beratung der Lex Heinze sich grundsätzlich über die Obstruktion geäußert. 

Sie schreibt dazu: 

„Als ein Versuch der parlamentarischen Minderheit, unter Benutzung der parlamentarischen Rechte, die Mehr-

heit n ihren Beschlüssen zu verhindern, also den Parlamentarismus durch den Parlamentarismus selbst zu be-

kämpfen, die a u ß e r parlamentarische Mehrheit gegen die parlamentarische im Parlament zur Geltung zu 

bringen, bildet die Obstruktion dem Wesen nach ein Bindeglied und eine Uebergangsform zwischen parla-

mentarischem und außerparlamentarischem Kampfe. 

[520] Dieser zwieschlächtige Charakter der Obstruktion äußert sich auch darin daß sie stets nur bei kräftiger 

Unterstützung von ‚der Straße‘ möglich ist, ob diese sich in Zeitungskundgebungen von Professoren, Massen-

versammlungen der Intelligenz und der Arbeiter oder in Straßentumulten der Volksmenge äußert. 

Weil aber die Obstruktion schon eine Vereinigung des Kampfes in und außerhalb des Parlaments, eine Ein-

führung des außerparlamentarischen Druckes in das Parlament hinein darstellt, so ist sie auch die l e t z t e  und 

ä u ß e r s t e  F o r m  d e s  p a r l a m e n t a r i s c h e n  K a m p f e s. Schärfere Waffen zur Verteidigung der 

Volksmehrheit im Parlament als die Obstruktion besitzt eine Minderheit von Volksvertretern nicht. Es stellt 

sich deshalb, nachdem nun diese schärfste und letzte Waffe von unseren Vertretern im Reichstag zum ersten 

Male ins Treffen geführt worden ist, von selbst die Frage ein: Welches war die Situation, die unsere Parlamen-

tarier zum Aeußersten getrieben, welches das Interesse, um das es sich gehandelt hat? ...“ 

In diesen Sätzen wird mit aller Deutlichkeit hervorgehoben, daß nicht das Mittel an sich über seinen 

Wert entscheidet, sondern daß je nach der Situation die Anwendung eines Mittels berechtigt ist oder 

nicht. Nach einer genauen Prüfung der damaligen Situation kommt Ross Luxemburg zu einer Ver-

werfung der Obstruktion bei der Lex Heinze. Sie schreibt: 

„Auch hier besteht eine Analogie zwischen unserer Obstruktion und der Dreyfußkampagne in Frankreich. Wie 

hier die Sozialisten in vollkommen gerechtfertigter Weise einen Einzelfall als die Erscheinungsform großer 

sozialer Gegensätze erkannten, im Kampfe selbst aber sich durch ungenügende Hervorhebung des allgemeinen 

politischen Hintergrundes und zu starke Betonung der den Einzelfall ausmachenden Ungerechtigkeit um einen 

guten Teil agitatorischer Wirkung als Klassenpartei gebracht haben, so scheint auch unsere Partei die Obstruk-

tion hauptsächlich auf einen Boden gestellt zu haben, wo sie als K r a f t v e r g e u d u n g  erscheint, die Mo-

mente aber nicht betont zu haben, die sie völlig gerechtfertigt erscheinen lassen ...“ 

An dieser Kritik der Genossin Luxemburg ist zweierlei wichtig. Genossin Luxemburg verwirft die 

Obstruktion bei der Beratung der Lex Heinze als „Kraftvergeudung“, und sie übt diese scharfe Kritik 

gegenüber einer Fraktion, der sie sonst stets Opportunismus zum Vorwurf gemacht hat. 

Franz Mehring hat einmal gesagt, daß es für den Politiker eine entscheidende Hauptfrage ist, stets das 

richtige Maß der Dinge zu finden. Diese Angleichung der Mittel an den politischen Inhalt und Zweck 

muß auch das Verhalten unserer kommunistischen Fraktionen bestimmen. Unsere Fraktionen werden 

viel mehr noch als bisher, in engster Verbindung mit den breiten Massen und unserer Parteiorganisa-

tion, zum Sprachrohr der Nöte und Kämpfe des Proletariats werden müssen. Bei der Wahl der parla-

mentarischen M i t t e l  werden aber unsere Fraktionen nicht die Worte Mehrings und Rosa Luxem-

burgs und das Beispiel Karl Liebknechts vergessen dürfen. [521] 

* 

Die Einheitsfront in Frankreich.  
Von A. Thalheimer. 

II. 

Die Resolution der französischen Partei über die Einheitsfront macht eine formelle Verbeugung vor 

der Taktik der Einheitsfront und der internationalen Disziplin und gibt vor, nur eine „Modalität“ ihrer 

Anwendung zu enthalten. In Wirklichkeit wird die Anwendung der Taktik der Einheitsfront für 
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Frankreich von der französischen Partei abgelehnt. Ausdrücklich hat die Partei den Gedanken abge-

lehnt, die reformistischen Gewerkschaften zu gemeinsamen Aktionen heranzuziehen. Für den 20. 

April ist nichts unternommen worden. Gründe technischer Art gibt es dafür nicht, denn daß Demonst-

rationen am 20. April möglich waren, haben außer der deutschen, die österreichische und einige an-

dere Sektionen der Kommunistischen Internationale bewiesen. Für den 4. Mai hatten die Longuetisten 

zu gemeinsamem Vorgehen aufgefordert. Auch das ist zurückgewiesen worden. Die Teilnahme an 

der internationalen Aktion für die Einheitsfront beschränkte sich auf die Entsendung des Genossen 

Frossard zu den Berliner Verhandlungen. Die Partei als solche hat keinerlei ernste Propaganda für 

die internationale Einheitsfront entfaltet. Das Resultat der Berliner Verhandlungen erregte in der fran-

zösischen Sektion nur Beklemmungen. Vor der Neunerkommission, die ein Propagandaorgan für den 

Weltkongreß sein soll, erfaßte die französische Sektion die beinah abergläubische Furcht, sie könnte 

sich zu einem dauernden internationalen Organ auswachsen, die organisatorische Vereinigung der 

drei Internationalen einleiten. Und das, obwohl ein Blinder mit dem Krückstock fühlen konnte, daß 

die 2. Internationale die Neunerkommission und den Weltkongreß offen und direkt und aktiv, die 2½ 

versteckt, indirekt und durch Passivität sabotiert, daß die 2. Internationale sich gegen ihn wehrte wie 

gegen einen Henkerstrick. 

Höflichkeit ist schön, aber wenn sie die Wahrheit verdeckt und die Klärung hindert, ist sie vom Uebel. 

Die 3. Internationale ist kein Diplomatenkongreß, der sich mit rein formellen Prinzipienerklärungen 

abspeisen läßt, die praktisch in den Wind geschlagen werden. Diese Methoden, die die 2. Internatio-

nale den respektiven Regierungen abgeguckt hätte, sind in der 3. Internationale absolut unzulässig. 

Die 2. Internationale ist mit solchen Prinzipienerklärungen, denen die einzelnen Parteien nach Belie-

ben praktisch eine Nase drehten, in den Sumpf des August 1914 geraten, in dem sie heute noch steckt. 

Es ist dies eine der spezifischen opportunistischen Methoden. Und es macht sich besonders reizend, 

wenn man, mit den Eierschalen der Methoden der 2. Internationale behaftet, sich als den Hüter des 

kommunistischen Prinzips gegenüber der Kommunistischen Internationale aufspielt, ein übler 

Scherz, den sich unser Freund Renoult geleistet. „Aussprechen, das was ist“, war das einzig Mögli-

che, der französischen Sektion und der Internationale dienlicher. Und das ist die Ablehnung der Tak-

tik der Einheitsfront, die formelle Verbeugung vor der Taktik der Einheitsfront und der internationa-

len Disziplin aber ist die Irreführung sowohl der französischen Partei wie der Internationale. Das 

auszusprechen, ist unbedingt notwendig im Interesse der Klärung der kommunistischen Taktik in 

Frankreich. Wir sind überzeugt, daß die Kommunistische Internationale auf die vollständige Klärung 

der Taktik der Einheitsfront in Frank-[522]reich drängen wird, einfach weil sie darauf drängen muß. 

Denn ist sie in Frankreich unanwendbar, ist sie international ein Schritt zur organisatorischen Verei-

nigung mit der 2. und 2½. Internationale, sowie die augenblickliche Mehrheit der französischen Partei 

es befürchtet, dann geht es nicht um die „Modalitäten“ der Anwendung, sondern um diese Taktik 

überhaupt. Dann müßte sie annulliert werden. Und wenn die französische Parteimehrheit klar und 

folgerichtig sein wollte, so müßte sie selbst ihre Annullierung fördern. Jede Zweideutigkeit, Unklar-

heit und Diplomatie ist in dieser Frage unmöglich, denn hier handelt es sich um nicht weniger, als um 

die Grundzüge der kommunistischen Taktik in der gegebenen Lage des Klassenkampfes. 

Daß die Taktik der Einheitsfront in den einzelnen Ländern Modalitäten und Grenzen ihrer Anwen-

dung hat, ist von niemand bestritten, ist in den Beschlüssen der erweiterten Exekutive ausdrücklich 

anerkannt. Diese Begrenzung kann soweit gehen, daß die Taktik in einem Lande sogar unanwendbar 

wird. Welches sind diese Grenzen? Die äußerste Grenze, die Nichtanwendbarkeit, ist dann gegeben, 

wenn entweder die kommunistische Partei die M e h r h e i t  d e r  A r b e i t e r k l a s s e  hinter sich hat 

und faktisch die alleinige Arbeiterpartei des Landes ist, oder aus dem umgekehrten Grund, wenn sie 

erst in den Anfängen ist und sich noch in der Hauptsache auf die Propaganda beschränken, den grund-

sätzlichen Gegensatz zum Reformismus erst herausarbeiten muß. Die Umschreibung dieser Grenzen, 

wie sie Genosse Trotzki in der Debatte über die Einheitsfront auf der Tagung der erweiterten Exeku-

tivesitzung gegeben hat, läßt an Schärfe und Bestimmtheit nichts zu wünschen übrig, und es ist des-

halb am Platz, sie wieder in Erinnerung zu bringen. Trotzki führte aus: 

„Von diesem Standpunkt aus und wie die Massen zu erobern sind – teilen sich die Parteien ganz natürlich und 

ganz logisch in drei große Gruppen: 
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Da sind zunächst die Parteien, die erst am Anfang ihrer Erfolge stehen, und die noch nicht imstande sind, eine 

große Rolle in der unmittelbaren Aktion der Massen zu spielen. Diese Parteien haben natürlich eine große 

Zukunft, wie alle anderen kommunistischen Parteien, aber gegenwärtig können sie nicht sehr auf die Aktion 

der proletarischen Massen rechnen, weil sie als Organisationen zahlenmäßig schwach sind. Diese Parteien 

müßten folglich einstweilen für die Eroberung der Basis, der Möglichkeit kämpfen, das Proletariat in seiner 

Aktion zu beeinflussen (unsere englische Partei geht jetzt aus dieser Situation mit immer steigendem Erfolg 

hervor). 

Andererseits gibt es Parteien, die das Proletariat vollständig beherrschen. Ich glaube, Genosse Kolarow be-

hauptet das mit Recht von Bulgarien. Was will das sagen? Das bedeutet, daß Bulgarien reif ist für die proleta-

rische Revolution, und daß nur die internationalen Verhältnisse dem im Wege stehen. Es ist klar, daß in einer 

solchen Situation die Frage der Einheitsfront fast gar nicht existiert. In Belgien und England bedeutet sie da-

gegen den Kampf um die Möglichkeit, das Proletariat zu beeinflussen und an seiner Bewegung mitzuarbeiten. 

Zwischen diesen beiden Extremen gibt es Parteien, die eine Macht darstellen, nicht bloß ideell, sondern auch 

durch ihre zahlenmäßige und organisatorische Stärke. In solcher Lage befindet sich bereits die Mehrheit der 

kommunistischen Parteien. Ihre Kraft mag ein Drittel der organisierten Avantgarde betragen, ein Viertel, sogar 

die Hälfte und etwas darüber – das ändert im allgemeinen nichts an der Situation.“*) 

[523] Die Modifikationen, die Formen der Einheitsfront hängen, außer von dem wechselseitigen or-

ganisatorischen Stärkeverhältnis der Arbeiterparteien noch in hohem Maße ab von drei Faktoren: 

Erstens, von dem Grad der Organisiertheit der Arbeiterklasse überhaupt, d. h. von dem Verhältnis des 

organisierten Kerns zu der unorganisierten Masse, zweitens von dem Grad der Verbundenheit der 

unorganisierten Massen mit dem organisierten Kern und drittens von der Spannung des Klassenkamp-

fes in einer gegebenen Lage. So macht es natürlich einen sehr beträchtlichen Unterschied, ob der 

organische Kern nur eine kleine Minderheit oder einen bedeutenden Teil der Arbeiterklasse vorstellt, 

und in welchem Grade dieser Kern die unorganisierten Massen beherrscht. Eine kommunistische Par-

tei kann die Mehrheit des organisierten Kerns haben und nur eine Minderheit der Arbeiterklasse be-

einflussen. Sie kann umgekehrt, in bestimmten Situationen, als organisierte Minderheit die breitesten 

Massen beherrschen, in der Regel dann, wenn die revolutionäre Welle hochgeht und die anderen 

proletarischen Organisationen abwirtschaftet haben. Je nachdem werden die Formen der Einheits-

front verschieden sein müssen. In Ländern mit starken Organisationen, wie in Deutschland, England 

ist in Zeiten, wo das Niveau des Klassenkampfes niedrig ist, ohne Vereinbarungen unter den Arbei-

terorganisationen an keine breiten Massenkämpfe zu denken. Geht die revolutionäre Welle hoch, so 

werden sich, wie in Rußland 1905, in Deutschland 1918 in irgend einer Form Arbeiterräte als ge-

meinsame Organe des Klassenkampfes im Stadium der Revolution bilden. In Rußland 1905 wurde 

die Bildung von Arbeiterräten gefördert durch die verhältnismäßige Kleinheit des organisierten Kerns 

(die Gewerkschaften waren erst in den Anfängen), in Deutschland 1918 waren breite proletarische 

Massen in die Unorganisiertheit zurückgefallen oder ihr Vertrauen zu den Gewerkschaften war gelo-

ckert. Die Arbeiterräte sind die höchst entwickelte Form der proletarischen Einheitsfront. Sie machen 

i n  d e r  R e g e l  Vereinbarungen zwischen den politischen Parteien überflüssig (nicht immer); die 

Mehrheit des Arbeiterrats entscheidet. Aber Arbeiterräte lassen sich nicht willkürlich schaffen, wie 

wir das in Deutschland zur Genüge erfahren haben, sie lassen sich nicht einmal nach Belieben am 

Leben halten, wenn sie schon da sind. Die zurückflutende Ebbe der Revolution läßt sie am Strand 

liegen. Aber Arbeiterräte sind nicht nur an die revolutionäre Situation gebunden, s i e  m ü s s e n  

d u r c h  u n s e r e  A r b e i t  v o r b e r e i t e t  w e r d e n. Ohne unsere bewußte Vorarbeit für einheitli-

che proletarische Aktion keine Arbeiterräte, die des Namens wert sind. Die Taktik der Einheitsfront 

liegt auf dem Weg der Arbeiterräte, wobei dieser Weg mehr oder weniger lang sein kann. 

Wie nahe oder wie ferne auch die revolutionäre Situation sein mag, aus der Arbeiterräte hervorgehen 

werden, sie werden nicht entspringen wie Minerva aus Jupiters Haupte, sie werden die Frucht unserer 

Vorarbeit im Sinne der Einheitsfront sein. Die tatsächliche allgemeine Lage des proletarischen Klas-

senkampfes erlaubt keine Illusionen über die unmittelbare Nähe dieses Zeitpunktes. Die Arbeiterklasse 

 
*) Trotzki, die Fragen der Arbeiterbewegung in Frankreich und die Kommunistischen Internationale. 1922. Verlag der 

Kommunistischen Internationale, S. 6. 
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in Mittel- und Westeuropa, in Amerika ist immer noch auf dem Rückzug, die Bourgeoisie im Vor-

dringen. Es gilt zu allererst die breiten proletarischen Massen, wenn auch in noch so rückwärtigen 

Positionen, zum Stehen zu bringen, sie zu einer Kampflinie der Verteidigung zu formieren. Dazu 

brauchen wir auch die Führer der reformistischen und zentristischen Parteien, solange noch Massen 

hinter ihnen stehen, und solange nicht die revolutionäre Situation die Arbeiterräte als ureigenes In-

strument der einheitlichen proletarischen Klassenaktion wiedergeboren oder neugeboren hat. 

[524] Wie stehts nun in Frankreich? Fällt es außerhalb der angegebenen Grenzen der Taktik der Ein-

heitsfront? Bei Trotzki kann man den nüchternen zahlenmäßigen Nachweis lesen, wie der gesamte 

organisierte Kern des französischen Proletariats nur eine Minderheit, eine sehr kleine Minderheit dar-

stellt. Es ist gar keine Frage, daß die große Mehrheit der französischen Arbeiterklasse noch nicht der 

kommunistischen Führung folgt. Und man braucht sich nur die Beschlüsse der C. G. T. U., der. revo-

lutionären Gewerkschaften in Bezug auf Sowjetrußland und die Rote Gewerkschaftsinternationale 

anzusehen, um zu finden, daß heute noch nicht einmal die revolutionären Gewerkschaften Frankreichs 

(hoch gerechnet 300.000 Mann bei 10 Millionen Arbeitern!) unter kommunistischer Führung stehen, 

sondern eher umgekehrt. Unsere französischen Genossen lieben es so darzustellen, als ob die dissi-

dentischen Sozialisten (die Longuet usw.), das eine Täuschung ist, daß diese, trotz ihrer organisato-

rischen Schwäche, eine quantité négligeable, eine zu vernachlässigende Größe wären. Genosse Trotzki 

hat bereits darauf aufmerksam gemacht, daß (vielleicht 30.000 Mann) noch einen sehr starken Einfluß 

in den unorganisierten proletarischen Massen besitzen. Die jüngsten Generalratswahlen in Frankreich 

haben diese Einschätzung bestätigt. Die „Dissidenten“ sind noch ziemlich nahe an die Stimmenzahlen 

der Kommunisten herangerückt und die Zahlen zeigen außerdem, daß die Mehrheit der französischen 

Arbeiterklasse selbst noch rechts von den Dissidenten steht. In diesen Tatsachen ist nichts, was unsere 

französische Bruderpartei entmutigen könnte; entmutigend wäre nur, wenn sie sich nicht klar Rechen-

schaft geben würde über diesen Tatbestand und an die Stelle eine Taktik, die darauf zugeschnitten ist, 

Illusionen setzen würde, die unfehlbar zu schweren Krisen und Niederlagen führen mußten. 

Darüber schließlich, daß etwa unsere französischen Genossen auf die Anwendung der Taktik der 

Einheitsfront verzichten könnten, weil die Lage des Klassenkampfes in Frankreich schon darüber 

hinaus wäre, ist kein Wort zu verlieren. 

Die Lage des proletarischen Klassenkampfes in Frankreich hat auf der Tagung des Nationalrats (Zent-

ralausschusses) der französischen Partei keiner klarer und richtiger beschrieben als der Vertreter des 

Nordens, der Genosse Guy Jerram. Er sagte: 

„... Vor zwei Jahren war eine Situation, die zu den größten revolutionären Hoffnungen berechtigte. Heute ist 

die Mattigkeit unbestreitbar; die revolutionäre Flut ist leider zurückgeebbt ... Es gibt im Norden keine zentris-

tischen Elemente. Der Bruch hat stattgefunden zwischen Sozialchauvinisten und Revolutionären. Die Einheits-

front wird trotzdem von den Massen gewünscht, die in dieser Gegend mit einem unerbittlichen und nur klugen 

Kapitalismus zu kämpfen haben. Diese Massen wissen, daß die Kommunisten oder die revolutionären Ge-

werkschaftsorganisationen allein nicht die Unternehmeroffensive zurückschlagen können, die sich zur Stunde 

gegen sie richtet.“ 

Diese Ausführungen eines Vertreters des industriellen Nordens, die offensichtlich aus der praktischen 

Erfahrung gegriffen sind, erscheinen uns als die wertvollsten und wichtigsten des ganzen National-

ausschusses. Der Schluß aus ihnen ist zwingend, zwingend für die Anwendung der Einheitsfront für 

Frankreich, nicht zur „Rettung Sowjetrußlands“, sondern zuallererst zur Verteidigung der französi-

schen Arbeiterklasse. 

Wenn nun weder von Jerram selbst (der sich zwar nicht gegen die Einheitsfront ausspricht, aber ihr 

zweifelnd und zögernd gegenübersteht) noch von der Mehrheit des Nationalrats diese Schlüsse klar 

und unzweideutig gezogen worden sind, so muß das natürlich seine Gründe haben. 

[525] Ein Blick in das Zentralorgan der Partei vor und nach der erweiterten Exekutivsitzung, vor und 

nach der Berliner Konferenz der drei Internationalen, vor und nach dem Nationalrat genügt, um diese 

Gründe zu entdecken. Das Zentralorgan der Partei und eine ganze Phalanx führender Genossen der 

Partei haben ohne Unterlaß gegen die Taktik der Einheitsfront gearbeitet. 
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Einige Proben aus der Riesenfülle des Materials: Unmittelbar nach der Berliner Konferenz (am 13. 

April) schreibt D. R e n o u l t  in der „Humanité“ einen Artikel, der nicht mehr und nicht weniger 

besagt, als daß vermittelst der Neunerkommission jeder Kommunist nunmehr auch der 2. und der 2½. 

Internationale unterstellt sei. F r o s s a r d  antwortet am folgenden Tage, er weist zwar die grotesken 

Uebertreibungen Renoults an der Hand der Dokumente zurück, aber nur um sich ebenfalls gegen die 

Berliner Konferenz auszusprechen. Am 13. April ein Artikel Frossards „Das Maximum der Einheit“, 

in dem gemeinsame Aktionen mit den Longuetisten zurückgewiesen werden und gesagt wird: 

„Wir können uns keine Einheitsfront außerhalb der C. G. T. U. (den revolutionären Gewerkschaften) denken 

und wir wissen, daß die Einheitsfront mit der C. G. T. U. die Einheitsfront mit den Gewerkschaftsspaltern der 

C. G. T. (den reformistischen Gewerkschaften) der Rue Lafayette ausschließt. Man muß wählen.“ 

In derselben Nummer zieht Renoult gegen Rosmer zu Feld, der die Phantasien Renoults über die 

Berliner Konferenz berichtigt hatte. In der Nummer vom 21. reitet wieder einmal Méric Attacke ge-

gen die Einheitsfront, dem am folgenden Tag Ker antwortet. Gegen einen Artikel Rosmers in einer 

Nummer des Humanité gleich 3 Artikel, von Méric, Cachin und Frossard! 

Wir denken, das genügt. 

Um den H i n t e r g r u n d  dieses erbitterten Kampfes gegen die Einheitsfront zu gewahren, muß man 

sich die Beschlüsse der C. G. T. U. ansehen. Der Aufruf der C. G. T. U. zum 1. Mai schließt mit 

folgender Wendung, die eine wahre Perle ist: 

„Daher ruft die C. G. T. U. über die Köpfe alle Führer und Generalstäbe, über sich selbst weg (!!) aus aller 

Kraft den werktätigen Massen zu: Arbeiter, vereinigt euch!“ 

Höher geht der Blödsinn wirklich nicht mehr. Eine Konferenz von Eisenbahnern vom 6. Mai, die sich 

mit der Einheitsfront beschäftigt, erklärt sich mit allen gegen 1 Stimme gegen die Bildung eines Kar-

tells der verschiedenen Eisenbahnerorganisationen, erklärt eine Annäherung an die Führer der 

„Neusyndikalisten“ (Jouhaux usw.) für ausgeschlossen und fordert die völlige Unabhängigkeit der 

Roten Gewerkschaftsinternationale von der kommunistischen Partei. 

Statt gegen diesen Unsinn anzukämpfen, hat die Mehrheit der französischen Parteileitung von ihm 

ins Schlepptau nehmen lassen, ja hat ihn noch befördert und bestärkt. Man kann sehr wohl verstehen, 

daß angesichts einer solchen Einstellung in dem revolutionären Teil der Gewerkschaften die kommu-

nistische Partei keinen Bruch provoziert. Aber es ist schon der purste Opportunismus und hat am 

allerwenigsten mit kommunistischen Grundsätzen zu tun, wenn die Partei, statt gegen diesen Strom 

syndikalistischen Unverstandes anzukämpfen, sich willenlos von ihm treiben läßt. 

Inzwischen aber haben die Dinge ihre eigne Logik. Während Frossard, Chachin, Méric usw. dem 

syndikalistischen Gebot getreu an den Grenzen der C. G. T. U. eine Verbotstafel aufrichten, setzt sich 

ohne und [526] gegen die Führung der wirkliche Klassenkampf über diese Spinnwebfäden hinweg. 

In der „Internationale“ vom 25. April berichtet Maurice Chambellan über die Einheitsfront zwischen 

minoritaires und majoritaires während des fünfwöchigen Streiks in den Vogesen und er weist darauf 

hin, daß der Einheitsfront nicht die relative Niederlage, sondern die Bedeutung der Bewegung ge-

schildert sei. 

Am 1. Mai hatte die Partei sich vollständig. ins Schlepptau der C. G. T. U. begeben, die C. G. T. aber 

wie die Sozialisten ignoriert. Aber aus M a r s e i l l e  berichtet das Zentralorgan der Partei von einer 

Vereinbarung zwischen den feindlichen Brüdern der C. G. T. und der C. G. T. U. Aus N a n t e s  wird 

von einer „vorübergehenden Vereinbarung der beiden Tendenzen“ zur Feier des 1. Mai berichtet. In 

N i z z a  wird das Maimeeting geleitet von einem „comité intersyndikal“, einem gemeinsamen Komi-

tee der beiden Gewerkschaftsrichtungen, in T o u l o n  von einem „conseil d’administration de Union 

des chambres syndicales“, vom Verwaltungsrat der Union der Gewerkschaftskammern. 

Diese Tatsachen, die wir aus der Humanité selbst entnehmen, sind sicherlich nur ein Bruchteil der 

gemeinsamen Veranstaltungen. Wir fragen unsere französischen Genossen: darf eine kommunisti-

sche Partei solche Tatsachen als Ketzereien betrachten, darf sie hinter ihnen herhinken, oder muß sie 
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sie fördern? Es scheint also wohl, daß die Taktik der Einheitsfront nicht nur, wie Genosse Lafont es 

haben will, der Einfall einiger Personnagen in Moskau und Berlin ist, sondern auch der Einfall fran-

zösischer Proletarier, die aus den praktischen Notwendigkeiten heraus, instruktiv und vereinzelt das 

tun, was bewußt und systematisch zu tun die Aufgabe einer Partei wäre, die die Führerin der Arbei-

terklasse zu sein beansprucht. 

Zum Schluß noch ein Wort über die Politik der deutschen Partei in Sachsen und Thüringen, die einer 

Anzahl unserer französischen Genossen soviel Kummer macht und die sie mit dem Ekelnamen des 

„Ministerialismus“ belegt haben. Bekanntlich war die kommunistische Partei Rußlands vor wie nach 

dem 7. November 1917 bereit, alle in den Räten vertretenen Parteien, die das wollten, entsprechend 

ihrer Stärke, in die Räteregierung zuzulassen, eine zeitlang waren die linken S.-R. in der Sowjetre-

gierung vertreten, während die Menschewiki den 2. Rätekongreß verließen. Es ist klar, daß eine Ar-

beiterregierung allen Arbeiterparteien den Zugang offen lassen muß, die bereit sind, auf der revolu-

tionären Plattform in sie einzutreten. Wenn man das „Ministerialismus“ nennt, so aus derselben Ge-

dankenwirkung heraus, die die revolutionären Syndikalisten die russische Arbeiterregierung mit den 

bürgerlichen Regierungen auf eine Stufe stellen läßt. 

Die teils syndikalistische, teils schlechtweg opportunistische Gedankenverwirrung, aus der in Frank-

reich die Opposition gegen die Taktik der Einheitsfront hervorgeht, zu überwinden, ist eine Lebens-

frage der kommunistischen Partei Frankreichs. Die Kommunistische Internationale wie jede ihrer 

Sektionen ist verpflichtet, ihr dabei zu helfen. Die Schärfe und Offenheit unserer Kritik entspricht der 

Gefahr, die diese Konfusion für unsere französische Bruderpartei bedeutet. [527] 

* 

Anarchismus und Marxismus in der Gewerkschaftsbewegung.  
Von A. Losowsky. 

Der Anarchismus hat sich sowohl theoretisch als auch praktisch stets dem Marxismus gegenüberge-

stellt. Er ging von der Voraussetzung aus, daß die Massenbewegung ihrem Wesen nach eine anar-

chistische Bewegung ist und daß die Aufgabe darin besteht, diese Massenbewegung zu entfalten, sie 

zu verschärfen, ohne sie in Formen zu gießen und ohne ihr einen endgültigen organisatorischen Rah-

men zu geben. Die Persönlichkeit und die aktive Minorität spielen die Rolle des Erweckers der Er-

eignisse, des Ferments der Massenbewegung, aber die Bewegung bestimmt ihre Ziele selbst, unab-

hängig von den Theoretikern und Führern. Die Gegenüberstellung von Arbeitern und Intellektuellen 

kommt besonders scharf in den Lehren der Anarchisten zum Ausdruck, wobei dies gerade seitens der 

am meisten qualifizierten und am meisten von der Arbeitermasse losgelösten Intellektuellen prakti-

ziert wurde. „Wir glauben an die Massenbewegung, wir glauben an den Verstand der Werktätigen, 

sie werden selbst alles machen“ – das ist im großen ganzen die Philosophie des Anarchismus. Und es 

sollte scheinen, als ob die Anarchisten bei einem solchen Glauben an die Masse, bei einer solchen 

Verneigung vor dem Verstand der elementaren Strömung, als ob die Anarchisten am befugtesten 

seien, die Ideen dieser Massen widerzuspiegeln und die Massenbewegung Theorie und Praxis des 

Anarchismus bestätigen müßte. In Wirklichkeit liegt die Sache gerade umgekehrt. Je breiter sich die 

Massenbewegung entfaltet, je mehr die Arbeiterklasse in den Kampf gezogen, wurde, umsomehr ver-

ringerte sich der Einfluß der Anarchisten. In dieser Beziehung ist besonders die Rolle charakteristisch, 

die die Anarchisten gegenüber den Marxisten-Kommunisten in den revolutionären Ereignissen der 

letzten Jahre überhaupt und in der Gewerkschaftsbewegung im besonderen gespielt haben. 

Der Krieg hat die Reihen der Anarchisten noch viel stärker gelichtet als jene der Sozialisten. Die 

prinzipiellen Gegner des Parlamentarismus erwiesen sich in vielen Ländern als die Troubadoure eines 

gerechten Krieges und als Schrittmacher ihrer Regierungen. Den revolutionären Marxisten gelingt es 

als den Ersten, sich aus diesem Wirbel der Ereignisse freizumachen. In ihren Reihen entwickelt sich 

der Protest, sie bilden die ersten internationalen Zellen, sie berufen die Konferenz von Zimmerwald 

und Kienthal ein, wo sei die tiefe Krise zum Ausdruck bringen, die die Arbeiterbewegung seit August 

1914 erfaßt hatte. Der revolutionäre Marxismus deckte sofort die Ursachen dieser Krisis auf, welche 
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in dem Massenübergang der sozialistischen Parteien auf die Seite der Bourgeoisie wurzelte und zeigte 

die Kampfmethoden gegen den Krieg und gegen den Reformismus. 

Der Krieg hat mehr als einmal die Richtigkeit der marxistischen Analyse der Klassenkräfte bewiesen 

und der Marxismus ist in dieser Klassenkrise von den Schlacken gereinigt worden, die sich an ihm im 

Verlaufe der organischen Entwicklung der bürgerlichen Gesellschaft angesetzt hatten. – Er ging aus 

dem Kriege reicher hervor; besonders viel [528] schöpfte er auf dem Beginn der russischen Revolution 

und aus jenen grandiosen Ereignissen, die sich auf der Grundlage dieser Revolution entwickelten. 

Der Marxismus ging stets von der Hegelschen Anschauung aus, daß die Wahrheit konkret sei und 

fand deshalb eine feste Basis in diesem Wirbelsturm von Ereignissen. Er legte die kranken Stellen 

der modernen Gesellschaft bloß und zeigte, in welcher Richtung zu wirken sei, um die Risse im Klas-

sengefüge der kapitalistischen Gesellschaft zu verbreitern und zu vertiefen. Der revolutionäre Mar-

xismus kristallisierte sich in der Periode des Krieges und der Revolution zum Kommunismus, der 

seinen internationalen Ausdruck in der Kommunistischen Internationale fand. 

Das besondere Charakteristikum des Marxismus besteht darin, daß er immer die wirkliche Sachlage 

studiert, daß er seine Taktik und sein Vorgehen auf den unmittelbaren Erscheinungen des Lebens 

gründet, daß er aufs Genaueste die vorhandenen Kräfte abwägt und erst nach diesem Studium sein 

Vorgehen festlegt. Aus diesem Grunde erkämpfte er sich seinen Einfluß und wurde zum Grundfaktor 

im Klassenkampfe unserer Zeit. Aus diesem Grunde sind Kommunistische Internationale und Kom-

munistische Partei die Hauptfeinde der modernen Gesellschaft, denn die leitende Schicht der Bour-

geoisie weiß nur zu gut, wo sich ihr gefährlichster Feind befindet. 

Das gilt aber nicht von den Anarchisten. Der besondere Charakterzug der anarchistischen Ideologie 

ist ihre Irrealität. Die anarchistische Taktik ist die gleiche zu allen Zeiten und bei allen Völkern. Sie 

baut sich nicht auf dem konkreten Studium der Wirklichkeit, sondern auf abstrakten, ein für allemal 

festgelegten Formen auf. Und ungeachtet der beständigen Berufungen auf die Masse, auf die Verbeu-

gungen vor der Masse, ungeachtet der feierlichen Erklärung, daß der Verstand der elementaren Mas-

senströmung die Werktätigen auf den richtigen Weg führen wird – ungeachtet aller dieser feierlichen 

Deklarationen, schwebt der Anarchismus über dem wirklichen Leben. Während des Krieges war er 

nicht imstande, irgend etwas Konkretes zu schaffen. Nach dem Kriege und zum Beginn der Revolu-

tion beherrschte er weder die Massenbewegung, noch schuf er eine bestimmte Theorie. Der Kulmi-

nationspunkt in der Entwicklung des Anarchismus in der Revolutionsperiode war M a c h n o, den, 

wie bekannt, das Banditenunwesen geboren hatte. Und dies konnte auch nicht anders sein, denn die 

Ideologie des Anarchismus mit ihrem abstrakten theoretischen Kultivieren der Masse und der fakti-

schen Verehrung der Person und der initiativen Minorität, ist nichts anderes als eine Apologie des 

Individualismus. Während der Periode der gewaltigsten Ereignisse bilden die Anarchisten eine Art 

von rationalistischem Zirkel; jedesmal, wenn sie versuchten, sich in die lebendige Bewegung einzu-

mischen, erblickten sie sich an der Spitze der kleinbürgerlichen Strömung, die die Oberhand über sie 

bekam und sie an die Spitze der großbäuerlichen Bewegung trieb. Und so hat der Anarchismus bei 

seiner Berührung mit der revolutionären Masse dieser Bewegung keine Form zu geben gewußt, hat 

sie nicht geleitet, ihr leine bestimmten Losungen gegeben und keine Richtung gewiesen, schwamm 

ohne Ruder und Segel und verlor die letzten Reste seiner Theorie und seines Programms. 

Die Revolution ist ein überaus guter Prüfstein für die Theorie. Was ist geeigneter als die Revolution, 

um die Festigkeit des Marxismus und des Anarchismus zu erproben? Falls bis zur Revolution der 

[529] theoretische Streit über die künftigen Formen und Methoden des Kampfes zum Sturze des Ka-

pitalismus ging, so verlangt die Revolution die praktische Durchführung der Theorie, sie zwingt jede 

Gruppe, jede Partei, nicht nur Losungen zu verkünden, sondern sie auch zu verwirklichen, nicht nur 

von der Zukunft zu s p r e c h e n, sondern auch in der Gegenwart zu h a n d e l n. Revolution – das ist 

elementare Gewalt, welche Hungert Millionen von Menschen erfaßt. Sie hat ihre Gesetze – und jene 

politische Gruppe, die diese Gesetze nicht versteht, die ihre eigenen Entwicklungsgesetze für die 

revolutionären Ereignisse aufstellen will, wird unbarmherzig weggefegt: die Revolution sehreitet 

über ihre Köpfe weiter. Dies sahen wir bei der russischen Revolution. 
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Noch ausdrucksvoller ist die Haltlosigkeit und die vollkommene Isoliertheit des Anarchismus, wenn 

wir zur Gewerkschaftsbewegung übergehen. Bisher hatten wir es mit der unorganisierten Masse zu 

tun, die sich nach besonderen schwer zu berechnenden Gesetzen bewegt. Aber die Gewerkschaftsbe-

wegung – das ist bereits organisierte Masse. Vor uns steht da ein Teil der Werktätigen, welche auf 

Grund des elementaren Gefühls der Solidarität und der elementaren Bedürfnisse der Selbstverteidi-

gung zusammengefaßt wird. Die Gewerkschaften sind Organe des Selbstschutzes der Arbeiterklasse 

und nur nach langen Jahren des Kampfes, verwandeln sie sich aus Organen des Selbstschutzes in 

Angriffsorgane gegen die gesamte kapitalistische Gesellschaft. 

Der Anarchismus hat in der Gewerkschaftsbewegung einiger Länder Wurzeln gefaßt, wobei vor al-

lem bemerkt werden muß, daß die Zahl dieser Länder eine ziemlich begrenzte ist, daß es sich vor-

wiegend um die romanischen Länder: Frankreich, Italien, Portugal, Argentinien usw. handelt. 

Womit ist die Tatsache zu erklären, daß der Anarchismus vorwiegend in den lateinischen Ländern 

blüht und daß er in den angelsächsischen und germanischen Ländern nur eine verschwindend kleine 

Größe darstellt? Die Erklärung findet man in der Struktur dieser Länder mit einer vorwiegend klein-

bäuerlichen Wirtschaft und dem Ueberwiegen des Handwerks über die Großindustrie. Der Einfluß 

des Anarchismus in der Gewerkschaftsbewegung – ist der Abklatsch der eigenartigen ökonomischen 

Struktur dieser Länder. Aber insoweit der Anarchismus mit den Gewerkschaften in Berührung kam, 

hat er sich umgebildet; er verlor seinen reinen Inhalt von früher; denn jede Arbeiterorganisation, was 

immer sie auch sei, beeinflußt allein durch die bloße Tatsache ihrer Existenz eine ganze Reihe der 

heiligsten Prinzipien der anarchistischen Ideologie. Dort wo eine Organisation besteht, gibt es Mehr-

heit und Minderheit, Disziplin und Unterordnung usw. Die freie anarchistische Persönlichkeit rechnet 

damit nicht. In den lateinischen Ländern entstand aus der Synthese des abstrakten Anarchismus und 

der Gewerkschaftsbewegung die unter dem Namen des revolutionären Syndikalismus bekannte The-

orie, welche zweifellos die Züge der revolutionären Massenbewegung und des abstrakten anarchisti-

schen Rationalismus in sich vereinigt. Der revolutionäre Syndikalismus schuf seine eigene Theorie 

zur Befreiung der Arbeiterklasse. Als Grundlage nimmt er die bekannte Formel Karl Marx: „Die 

Befreiung der Arbeiterklasse ist Sache der Arbeiter selbst“, wobei er dies so auslegt, daß die Gewerk-

schaften die soziale Revolution vorbereiten, sie durchführen und die Resultate des sozialen Umstur-

zes verwerten. Keine anderen Organisationen können und sollen sich mit der Frage der Arbeiterbe-

wegung befassen. Wenn es Kommunisten gibt, die gegen die [530] Bourgeoisie kämpfen wollen, so 

mögen sie Intelligenz und Bauernschaft organisieren, aber die Arbeiterklasse ist das Monopolgebiet 

der revolutionären Syndikalisten. Darauf baut sich die Theorie der absoluten Unabhängigkeit der Ge-

werkschaftsbewegung und die Gegenüberstellung der Gewerkschaften zu den kommunistischen Par-

teien und zur kommunistischen Internationale auf. 

Hier sehen wir dieselben Züge, welche dem Anarchismus eigen sind. In der Gewerkschaftsbewegung 

zeigte sich die ganze Schwäche der anarchistischen Ideologie. Indem sie vollkommen richtig den 

Gedanken entwickelten, daß die fundamentale Aufgabe der Gewerkschaften der Sturz der Bourgeoi-

sie sei, ziehen sie hieraus den Schluß, daß der Kampf um die alltäglichen Interessen der Arbeiter eine 

Frage zweiten Ranges und unwichtig sei; sie wollen den internationalen Sozialismus, d. h. die Revo-

lution selbst. Und je mehr sie diese Anschauung vertreten, desto mehr entfernen sich die Massen von 

ihnen, denn die breiten Massen kennen nur zu gut die glänzenden Theorien der Anarchisten: sie 

kämpfen deshalb, weil sie kämpfen m ü s s e n, und die Aufgabe der Führer besteht nicht darin, von 

früh bis abends vom internationalen Sozialismus zu schreien, sondern darin, die Arbeiterschaft auf 

dem Boden ihrer unmittelbaren Nöte zu organisieren, die Arbeitermassen in ihrem alltäglichen Kampf 

zu führen, auf dem Boden dieses Kampfes die Armee zum Sturm auf den Kapitalismus zu kräftigen 

und zu konsolidieren. 

Betrachten wir die Gewerkschaftsbewegung im Weltmaßstab, so bildet der Anarchismus auf dem 

linken Flügel dieser Bewegung nur eine unscheinbare Größe. Der revolutionäre Syndikalismus hat in 

einigen Ländern einen gewissen Rückhalt, aber er ist nicht gleichartig. Innerhalb seiner Reihen be-

kämpfen einander einige Strömungen, von welchen eine dem Kommunismus am nächsten kommt, 
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da sie von dem wirklichen Kräfteverhältnis ausgeht und aus den Perspektiven des Krieges und der 

Revolution die entsprechenden Schlußfolgerungen zu machen bestrebt ist, 

Die Analyse der revolutionären Bewegung im ganzen, die Analyse aller Massenbewegungen der letz-

ten Jahre und die Kämpfe der bewußtesten Arbeiter zur Eroberung der Gewerkschaften zeigen das 

Kräfteverhältnis zwischen dem revolutionären Marxismus und dem Anarchismus. Auf der einen Seite 

– Weltfremdheit, rationalistische Stimmung, Verehrung der elementaren Strömung und Unfähigkeit 

diese zur Erringung bestimmter Ziele zu lenken, und auf der anderen Seite – das dialektische Begrei-

fen der Ereignisse, das konkrete und genaue Studium der Wirklichkeit, das Vereinen aller kämpfen-

den Kräfte, die Anpassung der Taktik an die wirkliche Sachlage und die unabweichbare, hartnäckige 

und beständige Vorwärtsbewegung zu dem einmal gesteckten Ziel – zum Kommunismus. 

Die letzten Monate des ideellen Kampfes innerhalb des linken Flügels der internationalen Gewerk-

schaftsbewegung haben mit besonderer Augenscheinlichkeit den Schwerpunkt des revolutionären 

Marxismus und des Anarchismus in der Gewerkschaftsbewegung aufgezeigt. Bei der Bewertung der 

Ereignisse gehen die Kommunisten stets von der Klasse aus. Sie manövrieren mit revolutionären 

Massengrößen, sie legen ihre Linie fest, indem sie mit historischen Kategorien operieren. Die Anar-

chisten gehen bei der Festlegung ihrer Taktik vom Standpunkt der Persönlichkeit und im besten Falle 

– vom Standpunkt der aktiven Minorität aus. Deshalb greifen die Anarchisten jedesmal, wenn eine 

neue Lage zu bewerten, die Taktik in diesem Hexenkessel von Ereignissen zu bestimmen ist, in ihr 

Arsenal der alten Wahrheiten und schöpfen dort das Material [531] für ihre Taktik. Der Kommunist 

arbeitet seine Taktik aus, indem er nicht von Formen ausgeht, sondern vom wirklichen Leben, vom 

Zusammenstoß der Klassenkräfte. Er studiert die Massenbewegung und legt die Linie fest, auf der die 

Arbeitermasse gehen muß. Diesen Widerspruch zweier Weltanschauungen, zweier Methoden, an die 

Massen heranzutreten und die Ereignisse zu bewerten, sahen wir bei der Frage über die Einheitsfront, 

bei den Beziehungen zu der Revolution überhaupt und zur russischen Revolution im besonderen. 

Falls die Ereignisse den Bau der anarchistischen Theoretiker erschüttern, oder mit dem Programm 

divergieren, welches etwa die revolutionären Syndikalisten aufstellen, dann sagen sie: „Umso ärger“. 

Sie halten ihren Bau für so fest, daß sie es nicht für möglich finden, auf die trockene Prosa des Lebens 

Rücksicht zu nehmen. Deshalb spielen sie in der internationalen Arbeiterbewegung eine zweitklas-

sige Rolle und deshalb wird der Anarchismus dort, wo die Revolution beginnt, wo die Massen in 

Bewegung geraten, in den Hintergrund gedrängt; soweit er zum Vorschein kommt, so geschieht dies 

in Form von individuellen Expropriationen, Ueberfällen usw. 

Die Stärke der Marxisten liegt in ihrem ständigen Studium. Sie werden niemals sagen: „Umso ärger 

für die Tatsachen“, falls ihre Lehren von dem Leben negiert werden. Sie sind stets bereit; eine neue 

Taktik und eine neue Linie auszuarbeiten, wenn ihre Konstruktion der Praxis nicht entspricht. Damit 

erklärt sich der wachsende Einfluß des revolutionären Marxismus in der internationalen Arbeiterbe-

wegung und damit kann man auch erklären, daß die Weltbourgeoisie in der kommunistischen Inter-

nationale und in den kommunistischen Parteien ihren ernstesten Feind sieht. 

Die russische Revolution und der sich entfaltende Kampf um die Gewerkschaftsbewegung der Welt 

haben gezeigt, daß der Anarchismus entweder ein Abklatsch der kleinbürgerlichen Strömung ist, wel-

che gegen das Proletariat gerichtet ist, oder aber eine lebenzunfähige, tote Theorie, welche die Arbei-

terklasse von den vor ihr stehenden revolutionären Aufgaben ablenkt. 

Moskau, den 15. März 1922. [532] 

* 

Die neue Pachtschutz-Ordnung.  
Von H. R a u. 

Um 30. Mai d. J. läuft die bisherige Reichspachtschutzordnung ab. Das Reichsarbeitsministerium hat 

einen Entwurf zur Verlängerung der Reichspachtschutzordnung vorgelegt, der an Auslegungsmög-

lichkeiten und an Nichtrücksichtnahme auf die soziale Gliederung der Pächter nichts zu wünschen 

übrig läßt. Der Entwurf ist ganz und gar nicht eingestellt auf Schutz der kleinen Pächter, um 
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derentwillen die Pachtschutzordnung angeblich erlassen wurde, sondern er ist dazu angetan, die Rie-

fenprofite der Großpächter auch weiterhin zu garantieren und zu schützen. 

Ehe wir darauf eingehen, welch enormer Schaden den Staat oder besser gesagt, das arbeitende Volk 

mit Beibehaltung der bisherigen Begünstigungen für die Großpächter trifft, wollen wir den Entwurf 

des Reichsarbeitsministeriums in seinen hauptsächlichsten Punkten etwas näher betrachten. 

I. 

Kündigung der Kleinpachten. 

Zunächst wird durch den § 1 der Anschein erweckt, als ob es sich wirklich um einen Schutz der 

kleinen Pächter handeln würde. Es heißt dort: 

„Die obersten Landesbehörden werden ermächtigt, für ihr gesamtes Gebiet oder für alle Teile davon Pachtei-

nigungsämter zu errichten. Diese Einigungsämter können für Grundstücke, die zu landwirtschaftlicher oder 

gewerbsmäßiger gärtnerischer Nutzung verpachtet oder verliehen sind oder bei denen sonst die Uebertragung 

des Genusses der Erzeugnisse – gegen Entgelt – erfolgt ist, unter Ausschluß des Rechtswegs bestimmen 

a für Grundstücke unter 2,5 Hektar 

1. daß Kündigungen unwirksam werden und daß gekündigte Verträge bis zur Dauer von zwei Jahren fortzu-

setzen sind; 

2. daß ohne Kündigung ablaufende Verträge bis zur Dauer von zwei Jahren verlängert werden; 

3. daß Verträge vor Ablauf der vereinbarten Zeit ausgehoben werden.“ 

Des weiteren heißt es in dem Entwurf, daß die Pachteinigungsämter von diesen Bestimmungen re-

gelmäßig nur Gebrauch machen sollen, wenn dem Pächter oder Nutzungsberechtigten sonst nicht 

insgesamt 5 Hektar Land zur Bewirtschaftung verbleiben würden; eigenes oder sonst genutztes Land 

sei dabei anzurechnen. 

Bestimmungen nach den obigen Richtlinien dürfen die Einigungsämter nur treffen, „wenn sich das 

Verhalten eines Beteiligten entweder als wucherische Ausbeutung der Notlage, des Leichtsinns oder 

der Unerfahrenheit, oder unter Berücksichtigung der veränderten wirtschaftlichen Verhältnisse of-

fenbar als eine schwere Unbilligkeit darstellt oder, wenn es zur Folge hätte, daß der andere Teil in 

eine wirtschaftliche Notlage gerät.“ 

Damit sind nicht einmal die kleinsten Pachten geschützt, ganz zu schweigen von denen mit 5 bis 10 

Hektar Land. Alle Entscheidungen sind in die Hände der Pachteinigungsämter gelegt. Der Schutz der 

kleinen Pächter ist von diesen abhängig, sie entscheiden, ob eine wirtschaftliche Notlage des kleinen 

Pächters eine Verlängerung des Pachtvertrages, der bei Kleinpachten meistens nur 1 bis 2 Jahre läuft, 

erforderlich ist. 

Ein Blick auf die Zusammensetzung dieser Pachteinigungsämter genügt, um zu erkennen, was die 

Kleinpächter dort zu erwarten haben. Die Beisitzer sind zur Hälfte aus den Kreisen der Pächter und 

Verpächter, und über oder unter diesen thront ein „unparteiischer“ Vorsitzender. 

[533] Da die Pachteinigungsämter gewöhnlich in Verbindung mit dem Amtsgericht stehen, so ist 

meistens der Amtsrichter der „Unparteiliche“. Hinzu kommt, daß die Beisitzer von seiten der Pächter 

mehr als wünschenswert aus Großpächtern bestehen, die neben gesellschaftlichen Beziehungen zu 

den nachbarlichen Grundbesitzern, den Verpächtern, gemeinsame wirtschaftliche Ziele mit diesen 

haben, da sie oft selbst kleine Parzellen verpachten. Soweit aber wirklich kleine Pächter als Beisitzer 

fungieren, sehen sie sich meistens gezwungen, ein willfähriges Werkzeug in den Händen der Ver-

pächter zu sein, eine rücksichtslose Vertretung ihrer Klassengenossen bedeutet für sie die Gefahr, daß 

sie nach Ablauf ihres Vertrages selbst kein Pachtland mehr erhalten. 

II.  

Aenderung der Pachtzinse. 

So wenig als die Kleinpächter vor Entziehung des Pachtlandes geschützt sind, ebensowenig sind sie 

auf Grund der für die Festsetzung der Pachtzinse vorgeschlagenen Bedingungen vor Wucherzinsen 

geschützt. 
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Es heißt in der Pachtschutzordnung, „daß Leistungen, die unter den veränderten wirtschaftlichen Ver-

hältnissen nicht oder nicht mehr gerechtfertigt sind, anderweit festgesetzt worden“ Auch hier tritt 

dieselbe Einschränkung (Leichtsinn, Unerfahrenheit, wirtschaftliche Notlage und dergl.) in Kraft, wie 

bei der Verlängerung der Pachtverträge. 

Entscheidungen sind also von dem Urteil der Pachteinigungsämter, d. h. von deren Zusammensetzung 

abhängig. Bei den kurzfristigen Kleinpachten dürften sie kaum eine Rolle spielen. Diese Punkte sind 

bereits in der jetzt ablaufenden Pachtschutzordnung vom 9. Juni 1920 enthalten; wir sehen, wie trotz-

dem die Preise für Kleinpachten ganz gewaltig in die Höhe geschraubt werden, da ja die Kleinpachten 

in kurzen Zeitabständen immer wieder neu versteigert werden. Ich verweise auf den „Pflug“, das 

Kleinbauernorgan der KPD, das fast in jeder Nummer Beispiele über Pachtwucher bei Kleinpächter 

gibt. Nicht selten handelt es sich um 70- und 80fache Steigerung der Pachtzinsen. 

Die Bestimmungen über Aenderung der Pachtzinsen gelten aber nicht nur für Kleinpächter, sondern 

„für Grundstücke jeder Größe“. Für die Großpächter, die Pachtverträge auf 10, 15 und mehr Jahre 

abschließen, bedeuten diese Bestimmungen ein S i c h e r u n g  i h r e r  G e w i n n e. Da der Staat als 

Großverpächter an erster Stelle steht, geht dies vor allen Dingen auf seine Kosten. 

Allein Preußen hatte vor dem Kriege einen Domänenbesitz von rund 440.000 Hektar. Nach dem ste-

nographischen Bericht über eine Anfrage der Sozialdemokraten im Preußischen Landtage bekommt 

die preußische Domänenverwaltung nach den Aufstellungen, die sie dem Landtag vorgelegt hat, für 

einen Hektar 22 M. (!) Pachtgeld. In der Provinz Sachsen, in einem Gebiet mit besten Boden, werden 

von den Domänenpächtern rund 130 bis 135 M. (!) pro Hektar Pachtzins gezahlt. Man stelle dem die 

Pachtpreise gegenüber, die die Kleinpächter heute bezahlen. Pachtpreise von 10.000 und 20.000 M. 

und teilweise sogar noch mehr pro Hektar. 

Es bedarf keiner besonderen Beispiele für die enormen Profite der Domänenpächter, die ihre Erzeug-

nisse um keinen Pfennig billiger verkaufen, als jene Kleinpächter mit hohen Pachtzinsen. 

Nicht nur dem Staat, sondern auch vielen Kommunen wird dadurch eine nicht unbedeutende Einnah-

mequelle verstopft. Im „Vorwärts“ vom 5. April d. J. schreibt der Stadtverordnete K o r t ü m-

Stralsund: 

„Bei uns zulande sind die Pächter – es ist hier immer nur die Rede von g r ö ß e r e n  Pächtern, nicht von Klein-

pächtern – g l ü c k s t r a h l e n d  ü b e r  d i e  P a c h t s c h u t z o r d n u n g; sie haben sich in einer Vereinigung 

zusammengeschlossen und lehnen mit verschwindenden Ausnahmen jede Pachtpreiserhöhung rundweg ab, da 

sie ihre Rechtslage mit Recht für durchaus gesichert halten. Ueber dieses Verhalten der Pächter herrscht in 

allen davon betroffenen Städten die größte Entrüstung in der gesamten Einwohnerschaft, ohne Rücksicht auf 

die Parteirichtung. Das Anrufen der Pachteinigungsämter hat trotz der größten Bemühungen der Verpächter 

nach Kenntnis kaum jemals bisher einen nennenswerten Erfolg [534] gehabt. Es ist uns keine einzige rechts-

kräftige Entscheidung bekannt geworden, in welcher der Pächter verurteilt wird, eine auch nur annähernd den 

heutigen Verhältnissen entsprechende Pacht zu zahlen.“ 

Diese allgemein zu beobachtenden Zustände werden durch die vom Reichsarbeitsministerium vorge-

schlagene „Neufassung der Pachtschutzordnung“ weiterhin aufrecht erhalten. 

III. 

Reform oder revolutionäre Umgestaltung. 

Für die Kleinpachten*) ist ein wirksamer Schutz nur möglich, wenn diese Pachten völlig u n k ü n d -

b a r  sind. Das würde nach bürgerlichen Rechtsbegriffen einen schweren Eingriff in das 

 
*) Wenn wir von Kleinpachten sprechen, so verstehen wir darunter landwirtschaftliche Pachtbetriebe bis zur Größe einer 

selbständigen Ackernahrung. Das Agrarprogramm der KPD definiert den Begriff einer vollen Ackernahrung, eines Klein-

betriebes folgendermaßen: 

„Landwirtschaftliche Kleinbetriebe sind diejenigen Betriebe, die fremde Arbeitskraft nicht oder nur in der Weise 

beschäftigen, daß sie der Hauswirtschaft nach Lebensweise oder Arbeitsweise angegliedert sind, wie die Besitzer 

oder ihre Familienangehörigen selbst, und deren Ertrag nicht ganz oder gerade noch ausreicht, um ihre Besitzer zu 

erhalten.“ 
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Eigentumsrecht der Bodenkapitalisten bedeuten. Die Kleinpächter müssen also, um nur die V o r b e -

d i n g u n g e n  f ü r S c h u t z  v o r  A u s w u c h e r u n g  zu erlangen, in harten Kampf gegen das bür-

gerliche Eigentumsrecht treten. 

All dies zeigt den Kleinpächtern, daß die Lösung der Pachtfrage garnicht zu trennen ist von der Lö-

sung aller übrigen Fragen, die den Kampf des arbeitenden Volkes erfordern. 

Kann die bürgerliche Regierung aber nicht etwa im „Pachtschutzgesetz“ dahingehend Bestimmungen 

aufnehmen, daß wenigstens die Domänenverwaltung den Zinsen der Kleinpächter entsprechende 

Preise erlangen kann? Gewiß kann sie das! Sehen wir ab davon, daß sie etwa nicht will, weil der 

Einfluß der Großpächter (nach deren Pfeife auch der „Reichslandbund“ tanzt) ein ziemlich großer ist. 

Nehmen wir an, die Pachtschutzordnung erlaube dem Staat bei den Domänen und den übrigen Groß-

verpächtern Pachtpreise zu fordern, die der Geldentwertung entsprechen würden. Eine solche Rege-

lung würde in der Praxis noch keineswegs bedeuten, daß die Großpächter, die Domänenpächter nun 

Pachtzinse von auch nur 5000 M. pro Hektar bezahlen würden. Warum nicht? 

Das ganze Inventar, Geräte, Maschinen, Vieh bei Großpachten ist durchweg E i g e n t u m  d e r  

P ä c h t e r  und stellt heute Millionenwerte dar. Eine Weigerung der gutorganisierten Großpächter, 

höhere Pachtzinse zu bezahlen, hätte unmittelbar zur Folge, daß der Staat und die übrigen Großver-

pächter für ihre Besitze keine Pächter mehr finden würden, denn die großen Summen für Inventaran-

kauf bedingen einen beschränkten Kreis von Großpachten. Darin liegt ihre große wirtschaftliche 

Macht. Diese Tatsache erschwert es dem bürgerlichen Staat auch äußerst, die Domänen zur Selbst-

bewirtschaftung an sich zu nehmen. Ein Beispiel dafür zeigt Dr. Rhodovi: („Die Mißstände im Pacht-

wesen. Berlin 1922.“) 

„Auch bei den Domänenverpachtungen tritt zutage, daß sich schwer Pächter finden, welche die für das Inventar 

von den abziehenden Pächtern geforderten riesigen Summen aufbringen können. 

Für das Inventar der nur 315 Hektar großen Domäne Salder im Kreise Wolfenbüttel hat der Braunschweigische 

Staat schon im Jahre 1920 (!) dem Pächter 1½ Millionen Mark ausbezahlt. Die schönsten Wucher- und Spe-

kulationsblüten entwickeln sich.“ 

Wir sehen also auch hier, daß einer Reform des Pachtwesens innerhalb des jetzigen Stadiums der 

kapitalistischen Wirtschaft sehr enge Grenzen gezogen sind und darum von einer bürgerlichen Re-

gierung – trotz ihrer sozialdemo-[535]kratischen Kulisse – nicht einmal ein sozialreformerischer 

Fortschritt zu erwarten ist. Klar und deutlich zeigt sich auch in dieser Frage, daß sie, wie alle übrigen 

im Interesse der arbeitenden Bevölkerung, einer r e v o l u t i o n ä r e n  L ö s u n g  bedarf. 

Revolutionäre Lösung bedeutet aber vor allem: Kampf um die politische Macht durch die Werktäti-

gen in Stadt und Land! Die große Masse der Kleinpächter, die zum Teil unter der Führung der Groß-

pächter steht und für deren Zwecke mißbraucht wird, muß sich über diese Konsequenzen einer wirk-

lich im Interesse der Kleinpächter wie des übrigen arbeitenden Volkes liegenden Lösung der Pacht-

frage klar sein. Sie muß diese Konsequenzen ins Auge fassen und danach handeln! Seite an Seite mit 

der revolutionären städtischen und ländlichen Arbeiterschaft! Dann wird verwirklicht werden, was 

im „Agrarprogramm des KPD“ ausgesprochen wird und die revolutionäre Umgestaltung des Prob-

lems bedeutet, wie es den Interessen aller Werktätigen entspricht. Es heißt dort: 

„Aller Großgrundbesitz, der im Großbetrieb bewirtschaftet wird, wird samt lebendem und totem Inventar und 

den dazu gehörigen gewerblichen Betrieben und dem Betriebskapital ohne Entschädigung vom sozialistischen 

Staat enteignet. Er wird Gemeineigentum der sozialistischen Gesellschaft. ... Landwirtschaftlicher Großgrund-

besitz, soweit er nicht im Großbetriebe bewirtschaftet wird, sondern in kleine Pachten aufgeteilt ist, wird 

ebenso, wie die Großbetriebe, ohne Entschädigung enteignet. Soweit dieser Landbesitz im Kleinen bewirt-

schaftet wurde, wird er zur weiteren Nutzung und Bewirtschaftung an die örtlichen Landarbeiter- und 

 
Was im Zusammenhang mit obigen Ausführungen unter Kleinpachten zu verstehen ist, kann noch etwas erweitert werden, 

etwa in der Weise, wie es im „Vorwärts“ in zwei Artikeln erwähnt ist: „bis zur Größe eines Betriebes, der ordnungsmäßig 

mit zwei Pferden bewirtschaftet wird“. Selbstverständlich ist bei dieser Größe des Betriebes nicht nur Pacht-, sondern 

auch Eigenland mit eingerechnet. 
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Kleinbauernräte überwiesen. Diese haben seine Nutzung und Betriebsart unter Beachtung der Interessen der 

bisherigen kleinbäuerlichen Bewirtschaftung zu regeln. 

Die staatlichen Domänen, soweit sie nicht in Kleinpachten zerteilt sind, bilden Muster- und Versuchswirt-

schaften unter unmittelbarer Leitung der provinziellen oder Staatszentrale. Ihnen werden landwirtschaftliche 

Fach- oder Hochschulen angegliedert. 

Das Privateigentum des Klein- und Mittelbauern an Land und Arbeitsmitteln bleibt unangetastet. E r  e r h ä l t  

d a s  b i s h e r  v o n  i h m  b e w i r t s c h a f t e t e  L a n d  z u r  f r e i e n  V e r f ü g u n g  ü b e r w i e s e n.“ 

In diesen Punkten liegt nicht nur die Lösung der Inventarfrage, die einzige Möglichkeit der Mobili-

sierung des Großgrundbesitzes, die restlose Nutzbarmachung der Domänen nach den Interessen des 

gesamten arbeitenden Volkes, sondern speziell auch die tiefgehende Regelung des Kleinpachtwesens, 

Schutz vor Kündigung, Schutz vor wucherischen Pachtzinsen. Gelöst wird das Pachtproblem in die-

sem Sinne nur durch den Befreiungskampf des Gesamtproletariats, in den sich die Kleinpächtermas-

sen einreihen müssen, da ihre nächsten Interessen dies erfordern. 

* 

Aus der Internationale 

Offener Brief der Komm. Partei Schwedens an die Sozialdemokratische Partei. 

Unsere schwedische Bruderpartei hat am 19. Mai einen Offenen Brief an die Branting-Partei gerich-

tet, der ausführlich eingeht auf die Lage der Arbeiterklasse in Schweden und auf die Haltung der SPS, 

die bekanntlich in Schweden Regierungspartei ist und das Ministerium gestellt hat. In diesem Briefe 

heißt es u. a.: 

„Die Parolen der Arbeiterklasse fallen zusammen mit den nächsten Forderungen des Tages: den Arbeitslosen 

muß tatsächlich geholfen werden, der Versuch der Arbeitgeber, die Lebenshaltung der Arbeiter vollständig 

herunterzudrücken, muß verhindert werden. Die Angriffe gegen den Achtstundentag müssen zurückgeschla-

gen werden, die Verteuerung der Lebenshaltung durch eine neue Steuerpolitik nebst hohen indirekten Steuern 

muß bekämpft werden. Gewisse Anzeichen eines Wiedererstarkens des Militarismus muß entgegengetreten 

werden. Unter diesen Losungen gingen die Arbeiter Schwedens zur Wahlurne und es gelang ihnen auch, einen 

großen Wahlsieg zu erkämpfen. Alle Arbeiterparteien stärkten wesentlich ihre Stellungen, während die bür-

gerlichen Parteien zurückgedrängt wurden.“ 

[536] Der Offene Brief stellt dann fest, daß in der zweiten Kammer sich 9 Stimmen für eine sozialis-

tische Majorität ergaben, sodaß die Arbeiter ohne Rücksicht auf Partei- und Gewerkschaftsrichtung, 

eine Arbeiterregierung fordern, Es heißt dann weiter: 

„Eure Partei als die älteste und größte der Arbeiterparteien bildete auch die neue Regierung und die SPD muß 

die Verantwortung für die Handlungen dieser Regierung und ihrer allgemeinen Politik tragen. 

Sicherlich haben die schwedischen Arbeiter von einer sozialdemokratischen Regierung keinen stahlharten 

Klassenkampf oder auch nur irgendwelche umfassenden Reformen zum Besten des schwedischen Proletariats 

erwartet.“ 

Der Offene Brief geht dann auf die elende Lage der Arbeitslosen in Schweden und auf die militaris-

tischen und bürokratischen und autokratischen Tendenzen in Schweden ein. Die Arbeitslosen-Unter-

stützungskommission werde auf eine Stufe mit den Kapitalisten gestellt, die durch Aussperrung und 

rücksichtsloses Vorgehen gegen die Arbeiter, unter Duldung der Regierung die Arbeiterschaft in brei-

ter Front angreifen. Gleichzeitig wird betont, daß die Regierung den Banken, die in schwierige Lage 

geraten, alle Hilfe, sogar durch direkte Finanzunterstützungen angedeihen läßt, ausschließlich zum 

Nutzen der Schieber, Spekulanten und Börsenjobber. 

„Gleichzeitig sehen wir, daß dieselbe Regierung es duldet, daß der wichtige Handelsvertrag mit Rußland Mo-

nat um Monat sabotiert wird. Wir sehen, wie die zivile und militaristische Bürokratie ihr Haupt frecher erhebt 

als seit langer Zeit. Was z. B. die Offiziere sich gegen die Soldaten herausnehmen, die an Arbeiterdemonstra-

tionen teilnehmen, ist in jeder Beziehung empörend. Aber die Regierung schweigt. Es läßt sich sogar in ver-

schiedener Beziehung ein wachsendes Nachgeben gegenüber der kapitalistischen Pressemeinung feststellen, 

ein Nachgeben, das auf die weitesten Arbeiterkreise niederdrückend wirkt.“ 
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Aus all diesen Gründen stellt die KPS an die Regierung folgende Forderungen: 

1. Abschaffung des herrschenden Systems der Arbeitslosenunterstützung; Aufhebung der süd- und 

nordschwedischen Staatsarbeiten und Uebertragung der Notstandsarbeiten an die Kommunen und die 

eigenen Genossenschaften der Arbeiterschaft. 

2. Unmittelbare Durchführung und Ratifizierung des schwedisch-russischen Handelsvertrages. 

3. Ablehnung Regierungs-Gesetzentwurfes über Einfuhrsteuern. 

4. Ablehnung der Kaffeesteuern. 

5. Kampf gegen die Offizierskamarilla. 

Zum Schluß macht der Offene Brief auf die Stimmung der Arbeiterschaft aufmerksam und stellt fest, 

daß die SPS die Beschlüsse der Berliner Konferenz sabotiere. 

Resolution der KP Polens über die Einheitsfront. 

1. Gemäß den Beschlüssen der 2. Parteikonferenz und des Parteiausschusses von 1921, wie den Be-

schlüssen des 3. Weltkongresses der Kommunistischen Internationale hat die Partei die Teilforderun-

gen zu formulieren, die der ganzen Arbeiterklasse ohne Rücksicht auf ihre Parteizugehörigkeit ge-

meinsam sind. 

In den Massenkämpfen bedeutet die Aufstellung von Teilforderungen, die den täglichen dringenden 

Bedürfnissen selbst derjenigen Arbeiter entsprechen, die der Losung der sozialen Revolution und der 

proletarischen Diktatur noch gleichgültig oder selbst feindlich gegenüberstehen, nicht nur keine op-

portunistische Versumpfung der Bewegung, sondern im Gegenteil eine durch und durch revolutionäre 

Methode. In der Vorkriegszeit betonten die Opportunisten ausschließlich die Teilforderungen und die 

kleinen konkreten Eroberungen, die damals in keiner Weise über die Schranken des sich entwickeln-

den Kapitalismus hinausgingen und seine Entwicklung förderten. Heute dagegen sabotieren, zer-

schlagen, verraten die opportunistischen Führer der Gewerkschaften und der sozialistischen Parteien 

jeden proletarischen Kampf um die wirtschaftlichen wie um die politischen Teilforderungen, denn 

jeder derartige Kampf hemmt den kapitalistischen Wiederausbau und droht sich zur sozialen Revo-

lution auszuwachsen. Darin äußert sich der Unterschied zwischen beiden Epochen: der Vorkriegs-

epoche der kapitalistischen Entwicklung und der Nachkriegsepoche der sozialen Revolution. 

2. Die Losung der proletarischen Einheitsfront brauchen vor allem die werktätigen Massen selber. 

Die organisatorische Zersplitterung des Proletariats, die immer wachsende Schwierigkeit der Abwehr 

der Kapitalangriffe, die immer offensichtlichere Hoffnungslosigkeit der zersplitterten Kämpfe, die 

Erfahrungen selbst solcher hartnäckiger Aktionen, die von der ganzen Arbeitermasse eines ein-

[537]zelnen Industriezweiges geführt, aber von der gesamten Arbeiterklasse nicht unterstützt wurden 

(der dreimonatige Streik der englischen Bergarbeiter von 1921, der Generalstreik der tschechoslowa-

kischen Bergarbeiter, der Eisenbahnerstreik im Februar 1922 in Deutschland usw.).bewirken es, daß 

die Masse das Vertrauen zu ihren Kräften verliert, daß die Bande der Klassensolidarität sich lockern, 

daß die organisatorische Passivität und Apathie, die Massenflucht aus den gewerkschaftlichen Orga-

nisationen Platz greifen. Diese Sachlage bildet eine Gefahr, sowohl für die Massen, wie für die inter-

nationale kommunistische Bewegung, die sich nur mit dem Wachstum der Massenkämpfe und im 

Prozeß dieser Kämpfe entwickeln kann. Die Kommunistischen Parteien müssen dem Proletariat zei-

gen, daß sie nicht wie die Rechtssozialisten der Sorge um die „Staatsnotwendigkeiten“ leben, sondern 

mit den Sorgen und Leiden der Massen, mit den schmerzlichen Erfahrungen ihrer zerrissenen und 

zersplitterten Kämpfe mitempfinden. Die Losung der Einheitsfront kann den breiten Massen den 

Glauben an ihre Kraft, die Begeisterung und den Kampfschwung wiedergeben, ohne die die Entwick-

lung der Revolution undenkbar ist. 

Gleichzeitig ist die Losung der Einheitsfront für die Kommunistischen Parteien und für die Kommu-

nistische Internationale das schärfste Mittel ihrer Kritik gegenüber den Führern der sozialistischen 

Parteien und der Amsterdamer Internationale, die im Interesse des kapitalistischen Wiederaufbaues 

der bürgerlichen Staaten alles aufbieten werden, um auch künftighin jeden Kampf zu brechen und die 

in Bildung begriffene Einheitsfront der Arbeiterklasse zu hintertreiben. 
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Die Losung der Einheitsfront ist ein wirksames Mittel, das den Kommunistischen Parteien die Mög-

lichkeit gibt, an der Spitze der Massen zu schreiten und sie im Prozesse des Kampfes zu der Ueber-

zeugung zu bringen, daß es ohne die Revolution und die proletarische Diktatur keinen Ausweg aus 

der Hölle des Kapitalismus geben kann. 

3. Um die breitesten Massen in den Kampf um die Teilforderungen hineinzuziehen, um die Geschlos-

senheit und die Kampffähigkeit der Masse zu steigern, muß die Kommunistische Partei Polens sich 

an die sozialistischen Parteien und an die Freien Gewerkschaften mit der Ausforderung zum gemein-

samen Kampf wenden. 

Idem sie sich an die sozialistischen Parteien und an die Freien Gewerkschaften mit der Aufforderung 

zum gemeinsamen Kampfe um die bestimmten Teilforderungen wendet, muß die Kommunistische 

Partei offen vor den Massen ihr Streben zur proletarischen Diktatur und zur polnischen Sowjetrepub-

lik, den Unterschied zwischen der kommunistischen Internationale und der Roten Gewerkschaftsin-

ternationale einerseits und der Zweiten und Zweieinhalbten, wie der Amsterdamer Internationale an-

dererseits unterstreichen. Gleichzeitig muß die Partei den Massen den revolutionären Zusammenhang 

klarmachen, der zwischen den Teilforderungen und Teilkämpfen und der jetzt gegenwärtigen Krise 

des Kapitalismus besteht, und sie muß die Teilforderungen mit der Losung der sozialen Revolution 

und der proletarischen Diktatur verknüpfen. 

4. Den internationalen Machenschaften der großen und kleinen kapitalistischen Staaten, die die Plün-

derung der Welt bezwecken und mit dem Ausbruch eines neuen imperialistischen Massenmordens 

drohen, muß die Arbeiterklasse ihre eigene Politik entgegensetzen, die sich die Verteidigung der 

Klasseninteressen der werktätigen Klassen als Zweck stellt und sich auf die internationale proletari-

sche Solidarität stützt. 

Von den obigen Voraussetzungen ausgehend, stellt die Konferenz die Notwendigkeit fest, die Losung 

der Einheitsfront im internationalen Maßstabe anzuwenden, und sie betrachtet die Berliner Konferenz 

der drei Internationalen als den ersten Schritt in dieser Richtung. 

* 

Bücherschau. 

Die Quintessenz des Marxismus.*) 

Von Dr. H e r r m a n n  Duncker 

(Gotha.) 

Auf knapp 20 Seiten eine „Quintessenz des Marxismus“ herausbringen, die „in der größten Verdich-

tung doch a l l e n  w e s e n t l i c h e n  G e h a l t  seiner Lehre in sich haben soll“, und zwar „in g e -

m e i n v e r s t ä n d l i c h e r  D a r l e g u n g“, durch die auch „dem A n f ä n g e r  ein selbständiges Ein-

dringen in das marxistische System ermöglicht“ werden soll, daß hieße ein Meisterwerk schaffen, 

wie es nur aus einer umfassenden Beherrschung des [538] Marxismus und einer seltenen Fähigkeit 

gedrungenster populärer Darstellung geboren werden könnte! Ein Werk, das dann in der Tat eine 

geradezu gewaltige Lücke in der kommunistischen und sozialistischen Literatur ausfüllen würde! 

Leider ist dem Genossen Karl Korsch in seiner soeben im Viva-Verlag veröffentlichten „Quintessenz 

des Marxismus“ ein solches Werk noch nicht gelungen. Es bleibt ein Versuch – anerkennenswert 

durch das erstrebte Ziel – aber ungenügend nach Inhalt und Form des tatsächlich Gebotenen. Wenn 

Gen. K. im Vorwort seiner Schrift „mit Bezug auf die ökonomische Lehren eine Quintessenz des 

Marxismus v o l l  e r r e i c h t  zu haben“ glaubt, so scheint er sich der unüberwundenen Schwierigkei-

ten noch gar nicht bewußt geworden zu sein. Und das wäre das Allerbedenklichste angesichts einer 

notwendigen gründlichen Umarbeitung des Schriftchens, durch das es erst seinen Zwecken als Kurs-

grundlage usw. zu dienen wirklich nutzbar gemacht werden könnte! 

 
*) Die Quintessenz des Marxismus von Karl Korsch. Viva-Verlag 1922. 
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Die außergewöhnliche Bedeutung aber, die eine gelungene Quintessenz des Marxismus für Partei 

und Proletariat, ja für die ganze Internationale haben würde, verlangt und rechtfertigt eine eingehen-

dere kritische Behandlung des vorliegenden Versuches. 

Gen. K. stellt dem ökonomischen Hauptteil eine sehr knappe, allzu knappe Darstellung der Marx-

schen Gesellschaftslehre voran. Die eingestreute graphische Darstellung (Ziffer 6), die den „Zusam-

menhang der verschiedenen Bestandteile der menschlichen Gesellschaft miteinander“ im Sinne der 

m a t e r i a l i s t i s c h e n  G e s c h i c h t s a u f f a s s u n g  widerspiegeln soll, zeigte da im „Ueberbau“ 

ein mehr als seltsames Gemenge: es erheben sich über dem ökonomischen Unterbau zunächst „Fa-

milie und Staat“, dann „Kirche, Schule und freie Vereine“, alsdann „Recht, Sitte und Gewohnheiten“ 

und schließlich die „Ideen in den Köpfen der Menschen“. Wir müssen schon sagen, daß die Hausord-

nung, nach der Gen. K. diese 4 Stockwerke des Ueberbaues mit Mietern belegt und die Auswahl der 

glücklichen Mieter sein Geheimnis bleibt. Könnten nicht z. B. „Recht, Sitte und Gewohnheiten“ un-

bedingt die unterste Wirtschaftsordnung zunächst belegene Etage beziehen? Sind aber nicht auch das 

bereits „Ideen in den Köpfen der Menschen“? usw. Kurz, weder kann man in 4 Stufen derart den 

ganzen geistigen Ueberbau erschöpfen, noch kann man die Stufen so bezeichnen und aufeinander 

folgen lassen, wie es möglicht“ werden soll, daß hieße ein Gen. K. hier tut. Eine solche Darstellung 

erweckt geradezu ein völlig schiefes Bild der materialistischen Geschichtsauffassung! 

Die logisch berechtigte und notwendige Gegenüberstellung einer „politischen“ und einer „gesellschaft-

lichen Unfreiheit“, von denen beiden das Proletariat befreit werden muß (Ziffer 3), verleitet Gen. K. 

wenigstens die p o l i t i s c h e  F r e i h e i t  „in den demokratisch-republikanischen Staaten als ge-

währt“ anzusehen. Die Rechtslage der kommunistischen Presse und Versammlungen, die Rechtssicher-

heit der kommunistischen Führer usw. in der deutschen demokratischen Ebertrepublik zeigen denn 

doch auf Schritt und Tritt, daß der Gebrauch der bürgerlichen Freiheiten dem kommunistischen Prole-

tarier hier nicht nur „durch seine Klassenlage“ versperrt ist (Ziff. 4). Uebrigens gibt auch das von K. 

beigefügte Zitat von Anatole France uns eine indirekte Beweisführung des zu illustrierenden Satzes. 

Der 2. Hauptteil bringt die Marxsche Wertlehre. Hier hätte K. vor allen Dingen zunächst die Waren-

produktion, von der der Kapitalismus ja nur ein Teil ist, als eine Unterperiode in der Geschichte der 

menschlichen Güterproduktion überhaupt kennzeichnen müssen. Statt dessen erscheint in Ziff. 10 der 

Tauschwert anfänglich als eine dem Gebrauchswert des Produftes völlig gleichgeordnete absolute 

ökonomische Kategorie: 

„Der Gebrauchswert (die Nützlichkeit des Produkts b e s t e h t  f ü r  d e n, der es für sich haben will, der 

Tauschwert (Verkaufswert) für den, der es nicht für sich haben will (z. B. Rizinusölfabrikant).“ 

K. scheint bemüht, neue Ausdrücke für die Marxschen Begriffe zu bringen. Hier sicherlich auf Kosten 

der Klarheit! Denn schließlich „versteht“ der Tauschwert auch gegenüber dem an der Nützlichkeit 

interessierten Käufer. Und die scharfe antithesische Gegenüberstellung macht dann das erwünschte 

Vorstellungsbild nur undeutlicher. So auch, wenn K. fortfährt: 

„Die Gebrauchswerte der Produkte sind nicht genau meßbar, ihre Tauschwerte sind stets genau meßbar (Wert-

messer: das ‚Geld‘).“ 

Die der allgemeinen Wertform der Ware historisch vorausgehende entfaltete Wertform, – d. h. also 

der Naturaltausch vor Auftreten der Geldware – läßt den Tauschwert der Ware noch keineswegs [539] 

als „stets genau meßbar“ erkennen, und die Erweiterung des Tauschwertes zum Preis in der kapita-

listischen Gesellschaft hebt leider die genaue Meßbarkeit des Tauschwertes im Einzelfall völlig auf. 

Uebrigens hat K. mit der in dieser Ziff. 10 und Ziff. 11 beigefügten Bemerkung – Wertmesser und 

Zirkulationsmittel das „Geld“ – das Geld für die ganze Darlegung seiner Schrift abgetan. Das ist 

angesichts der heutigen praktischen und theoretischen Geldverwirrung doch eine unzulängliche Be-

schränkung! 

Aber weit bedenklicher als solche Schiefheiten des Ausdrucks ist der Umstand, daß in Ziff. 12 der 

Begriff „g e s e l l s c h a f t l i c h  n o t w e n d i g e  A r b e i t“ als wertbestimmend in die Darlegung hin-

einschneit ohne die geringste Erläuterung zu erfahren. Gerade dieser Fundamentalbegriff der ganzen 
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Marxschen Wertlehre, dessen Verkennung stets die bösesten theoretischen Irrtümer nach sich gezo-

gen hat, bedurfte dringend einer Auslegung und „Illustration“, wie K. die Beifügung seiner erläutern-

den Beispiele nennt. Wenn dann im „Zusatz“ zu Ziff. 12 versprochen wird: „die Gründe, warum die 

tatsächlich bezahlten Preise, diesem Wertverhältnis der Waren gewöhnlich nicht entsprechen, werden 

später erklärt werden“, so sucht der Leser vergebens nach der Erfüllung. Denn die beiläufige Notiz 

in Ziff. 30 bleibt inbezug auf das hier angeschnittene Problem völlig ungenügend. 

Noch bedenklicher aber wird die Darstellung im 3. Teil: „die Ergänzung des Mehrwerts im kapitalis-

tischen Einzelbetrieb“. Wir sehen davon ab, daß in Ziff. 19 der „H a n d e l s g e w i n n“ als außerhalb 

des Mehrwerts erwachsen hingestellt wird; im Zahlenbeispiel in Ziff. 21 korrigiert des K. ja still-

schweigend selbst. Es ist auch nur ein leicht zu behebender Mangel, daß K. die Marxsche Kapitalein-

teilung – c + v übernimmt, ohne dem Leser die Bedeutung dieser zwei Buchstaben zu erklären. Selbst 

eine Definition des Begriffes „Kapital“ sucht der Leser bei K. vergebens. Nein, das Angreifbarste ist 

die Beantwortung der Frage: Wie entsteht in der Produktion der Mehrwert des Produkts?“ (Ziff. 20): 

„Durch die produktive Arbeit aller an der Produktion beteiligten Arbeiter.“ Hätte K. es dabei bewen-

den lassen, wäre nichts weiter daran auszusetzen. Aber K. fährt nun fort: 

„Gesellschaftlich betrachtet, wird dieser Mehrwert w e d e r  d u r c h  d e n  K a p i t a l i s t e n, n o c h  d u r c h  

d i e  A r b e i t e r  s e i n e s  B e t r i e b e s, n o c h  d u r c h  b e i d e  z u s a m m e n  a l l e i n  geschaffen. Vielmehr 

wird durch die in diesem Betriebe geleistete Arbeit, unter den durch die gleichzeitige Tätigkeit vieler anderer 

Betriebe geschaffenen gesellschaftlichen Bedingungen, außer dem Ersatz der produktiv verbrauchten Werte 

(Rohstoffe usw. und Arbeitskraft – c + v) noch ‚f r e i e r‘ Mehrwert (m) geschaffen.“ 

Dieser „Zusatz“ muß eine gräßliche Verwirrung im Kopfe des Lesers auswirken. 

1. warum wird hier der „Kapitalist“ den „Arbeitern eines Betriebes“ als eventuell möglich erschei-

nender Mehrwertproduzent gedanklich gleichgestellt? Der Kapitalist gehört doch nicht mit zu den an 

der Produktion beteiligten Arbeitern! 

2. worum wird nur verneint, daß der Mehrwert nicht durch beide zusammen allein geschaffen wird? 

Also könnte der Kapitalist eventuell doch noch m i t beteiligt sein! 

3. inwiefern wird der betreffende Mehrwert nicht durch die produktiven Arbeiter des Betriebes „al-

lein“ geschaffen? Was sollen hier die „gesellschaftlichen“ Bedingungen bedeuten, die durch die 

gleichzeitige Tätigkeit vieler anderer Betriebe geschaffen werden und nach Gen. K. den Mehrwert 

erst m i t schaffen? Wäre K. in Ziff. 12 sich über den Begriff der „gesellschaftlich notwendigen Ar-

beit“ gründlich klar geworden, so hätte er einsehen müssen, daß die „gegebenen allgemeinen Produk-

tionsbedingungen“ oder die „gesellschaftlich normalen Produktionsbedingungen“ (Marx Kapital I S. 

7) bei Marx schon im Begriff der wertbildenden Arbeit enthalten sind und daher nicht wieder Mehr-

wert entsteht, wie die Statisten im Theater noch einmal aufmarschieren können. Die Produktivitäts-

entwickelung eines Betriebes ist natürlich nur möglich, weil der Betrieb im Rahmen einer gesell-

schaftlichen Entwickelung und eines gesellschaftlichen Geflechtes steht. Aber wenn ein Jäger einen 

Hasen schießt, so wird er auch nicht erzählen: ich u n d  der Erfinder oder Hersteller des Schießge-

wehrs haben heute zusammen einen Hasen geschossen! Uebrigens sagt Gen. K. später in Ziffer 22 

ganz einwandfrei: „durch den Gebrauch der Arbeitskraft im Betrieb wird neuer Wert geschaffen“, 

und darin ist doch eben auch der Mehrwert enthalten! Und in Ziff. 24 [540] redet K. ebenfalls ganz 

richtig von den Unternehmern und dem „in ihren Betrieben geschaffenen Mehrwert“. Was soll daher 

in Ziff. 20 diese sinnentstellende Darstellung!? Dann würde aber auch K. dort nicht zu der sehr irre-

führenden Kennzeichnung des Mehrwertes als eines „E r z e u g n i s s e s  d e r  N a t u r k r a f t“ gekom-

men sein. Natur und Arbeitskraft stehen sich im Wertbildungsprozeß schroff gegenüber. Das sollte 

man auch nicht durch den Stil verwischen. 

4. Was soll nun gar die Bezeichnung des Mehrwertes als „f r e i e r“ Mehrwert? Frei, durch was? Frei, 

wovon? Frei, für wen? Diese Bezeichnung ist halt eine „freie“ Erfindung den Gen. K., die wir ihm 

raten, schleunigst fallen zu lassen. (Fortsetzung folgt.) 

* 
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Die Krise der kapitalistischen Weltwirtschaft.*) 

Die zweite Auflage des Buches ist gegenüber der ersten Auflage ein fast ganz neues Werk. Die Lü-

cken der ersten Auflage, die der Mangelhaftigkeit des damals dem Verfasser zur Verfügung stehen-

den Materials geschuldet waren, sind ausgefüllt. Die statistischen und wirtschaftlichen Uebersichten 

sind bis Ende 1920 ergänzt. Die neuen aus der Krise geborenen Probleme der Weltwirtschaft sind in 

neuen zugefügten Kapiteln erörtert: die Symptome der Besserung der Wirtschaftslage im Jahre 1921; 

die Tendenzen und Bestrebungen zur Ueberwindung der Krise, darunter die Reparationsfrage, von 

der Genosse Varga mit Recht sagt, daß ihre Lösung noch keineswegs mit der Ueberwindung der Krise 

identisch ist; das Problem China und schließlich Sowjetrußland. 

Sicherlich ist das Buch des Genossen Varga wegen seiner auf verhältnismäßig geringem Raum über-

sichtlich geordneten Wirtschaftsdaten ein wertvoller Beitrag zur Untersuchung der Weltkrise, die an 

Allseitigkeit und Intensität alle früheren Krisen übertrifft. 

Ob es dem Genossen Varga gelungen ist, auch theoretisch die Bewegungsgesetze der Krise ganz 

aufzudecken, halte ich für zweifelhaft. Der von ihm als hauptsächliche Krisenursache abgegebene 

Zerfall der Weltwirtschaft in ein Gebiet relativer Ueberproduktion und ein Gebiet absoluter Unter-

produktion erschöpft m. E. das besondere Wesen und die Tendenzen der augenblicklichen Krise 

nicht. Es müßte noch gezeigt werden, wie dieser Zerfall der Weltwirtschaft das Resultat der Gesetze 

der kapitalistischen Entwicklung selbst ist, der Kapitalakkumulation in Verbindung mit den Gesetzen 

von der Profitrate; und wie der Imperialismus in seinem Eroberungszuge durch die Welt die ökono-

mischen Grundlagen für die Endphase des Kapitalismus schafft, als deren Erscheinungsformen der 

Krieg und die Weltkrise zu fassen sind. Vom Zentralproblem der Akkumulation aus würde auch die 

fortschreitende Industrialisierung der Kolonien, die veränderte ökonomische Stellung der Bauern-

schaft gegenüber dem Industriekapital, die Genosse Varga zutreffend immer wieder als eine Eigen-

tümlichkeit dieser Krise hervorhebt, ihre hinreichende theoretische Erklärung finde. 

Die nicht genügende theoretische Herausarbeitung der Krisentendenzen ist umso mehr zu bedauern, 

als gerade das Material des Genossen Varga ein schlagender Beweis dafür ist, daß der Kapitalismus 

trotz aller Schwankungen, die die Krise aufweist, in sein Endstadium eingetreten ist. e. l. 

[541] 

  

 
*) E. Varga: Die Krise der kapitalistischen Weltwirtschaft, zweite vermehrte und umgearbeitete Auflage. Verlag der 

„Kommunistischen Internationale“. Hamburg. Karl Hoym Nachf. 147 Seiten. 
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Die Internationale  

Jahrg. 4 ⁕ Ausgegeben 4. Juni 1922 ⁕ Heft 24 

Paris, Rapallo und das Proletariat. 

E. H. Berlin, den 31, Mai 1922. 

Der 31. Mai, der Tag, an dem das Moratorium der Reparationskommission abläuft und die Zwangs-

maßnahmen in Kraft treten sollten, falls die deutsche Regierung nicht den endgültigen und genauen 

Plan für die Aufbringung der Reparationszahlungen vorlegt, ist da. Aber weder liegt der Zahlungsplan 

vor, noch marschieren französische Truppen ins Ruhrgebiet. Es scheint, daß die deutsche Bourgeoisie 

einen neuen Aufschub erhalten habe. Aber es scheint nur so. Das Moratorium soll bis zum Ende des 

Jahres verlängert werden. Dafür aber hat die deutsche Bourgeoisie ihren Kopf tief in der Schlinge der 

Pariser Anleiheverhandlungen stecken und die Bedingungen, die sie zur Umwandlung der Reparati-

onsschuld in Schulden an das ausländische große Bank- und Industriekapital, vor allem das amerika-

nische – Regierungskredite gibt das amerikanische Kapital dem bankerotten Europa überhaupt nicht 

– eingehen soll und einzugehen im Begriffe ist, sind derart, daß die Regierung sich hütet, sie in der 

Reichstagsdebatte zur Sprache zu bringen. Man debattiert über G e n u a, nachdem und weit Genua 

v o r ü b e r  ist. Die Pariser Verhandlungen aber „sind noch im Fluß“ und „dürfen deswegen nicht 

gestört werden“. Es könnte sonst sein, daß der Unwille eines Teils der Bourgeoisie oder gar die Re-

bellion des Proletariats gegen die Aufhalsung immer neuer Lasten, die aus der doppelten Ausbeutung 

des einheimischen und des ausländischen Kapitals erwachsen, einen unzeitigen Ausdruck fände. 

Ueber das Pariser Abkommen wird man sprechen, wenn es – a b g e s c h l o s s e n  ist. Der Reichstag 

wird dann so oder so Ja und Amen sagen müssen und mit möglichster Beschleunigung die neuen 

Steuern apportieren, den notwendigen Abbau der Gehälter, die Verlängerung der Arbeitszeit in den 

Staatsbetrieben und vielleicht noch die Auslieferung der Staatsbetriebe an das Privatkapital beschlie-

ßen. Die öffentliche Meinung wird von der bürgerlichen Presse entsprechend zurechtgemacht, die 

sozialdemokratischen Zeitungen verbreiten sie mit den notwendigen Abtönungen und Abänderungen 

unter dem Proletariat, und das Proletariat selbst reckt sich noch immer nicht empor, um die Schranken 

zu zertrümmern, die dem wirklichen Wiederaufbau der zerstörten Welt im Wege stehen. 

Auf jede geschichtliche Versäumnis des Proletariats folgt die geschichtliche Strafe auf dem Fuße. 

Das Weltproletariat und vor allem das deutsche hat es versäumt, zur Zeit der Genuakonferenz, als die 

breitesten Massen aus dem kapitalistischen Schacher Früchte für den Wiederaufbau der Weltwirt-

schaft erwarteten und sich in dieser Erwartung enttäuscht sahen, ihre großen politischen Organisati-

onen wenigstens zu einer K u n d g e b u n g  für den Wiederaufbau der Weltwirtschaft durch die [542] 

einzig dazu befähigte gesellschaftliche Kraft, das Weltproletariat, zu mobilisieren. Sie hat es zuge-

lassen, daß die Bemühungen der energischsten Vertreter des Proletariats, der Kommunisten, dies zu 

erreichen, vereinzelt und darum zunächst vergeblich blieben. Allerdings ist sicher: Eine mächtige 

proletarische Kraftenfaltung, selbst in Deutschland allein, hätte den Ereignissen eine andere Wen-

dung gegeben. Das Ententekapital wäre dann gezwungen gewesen, nicht mit ihrem halb widerstre-

benden, halb willfährigen Vasallen, der Regierung Wirth über die Reparationen zu verhandeln, son-

dern mit Vertretern des deutschen Proletariats, die seinen Forderungen die L e b e n s n o t w e n d i g -

k e i t e n  d e r  d e u t s c h e n  A r b e i t e r  e n t g e g e n g e s e t z t  und sich kraftvoll an die Seite Sow-

jetrußlands in seinem Kampfe um das Gemeineigentum an den Produktionsmitteln gestellt hätten. 

Aber das deutsche Proletariat hat den Ereignissen tatenlos zugesehen und so seinen sozialdemokrati-

schen Führern erlaubt, das Gleiche zu tun, ja noch mehr: kämpfenden Sowjetdelegation durch alle 

Mittel der Verleumdung in den Rücken zu fallen. 

So ist von dem ganzen Genuaspuk nur etwas übrig geblieben, der R a p a l l o-V e r t r a g  mit Sowjet-

rußland. Kein Bündnis zwischen dem proletarischen Rußland und einem proletarischen Deutschland 

zu gegenseitiger brüderlicher Hilfe und gegenseitigem Schluß vor den Uebergriffen und Ausbeu-

tungsgelüsten des Weltkapitals. Sondern ein Abkommen zwischen dem bankrotten deutschen Impe-

rialismus und dem von den Ausbeutungsabsichten der Entente bedrohten russischen Sowjetstaat, ge-

genseitig keine Forderungen aus Kriegs- und Revolutionsschäden aneinander zu richten. Ein 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 470 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

Abkommen, das dem deutschen Kapital eine gewisse Selbständigkeit zurückgeben könnte, ja selbst 

ihm neue Profitmöglichkeiten erschlösse, wenn es nicht rettungslos in den Netzen von Versailles 

gefangen wäre. Ein Abkommen, das Sowjetrußland eine gewisse, wenn auch sehr beschränkte Stär-

kung gegen die Entente bieten und den Bezug von Maschinen und anderen Industrieprodukten, deren 

es zum Aufbau seiner Industrie und Landwirtschaft bedarf, ermöglichen soll. Ein „Frieden ohne An-

nexionen und Kontributionen“, der eigentlich ganz nach dem Herzen der kleinbürgerlichen Erfül-

lungspolitiker sein müßte, die während des Krieges die großen imperialistischen Räuber fort und fort 

um den „Verständigungsfrieden“ angefleht haben. Nur daß d i e s e r  „Verständigungsfriede“ eben 

n i c h t  durch eine Verständigung imperialistischer Raubstaaten zustandegekommen, sondern aus ei-

ner eigentümlichen, vorübergehenden Phase des Kampfes zwischen Bourgeoisie und Proletariat im 

Weltmaßstabe erwachsen ist. Aber der 31. Mai mit den Pariser Anleiheverhandlungen hat den Punkt 

bereits ü b e r h o l t, an dem der Vertrag von Rapallo abgeschlossen werden konnte. Das amerikani-

sche Kapital fordert als B e d i n g u n g  für die Anleihen zur Deckung der Reparationsschuld die 

A u f h e b u n g  des Rapallovertrages. Sicherlich nicht die formale Aufhebung, denn ein Stück Papier 

wiegt leicht. Aber es wird dafür sorgen, daß Rapallo nicht m e h r  wird als ein Stück Papier, daß aus 

seinem negativen Inhalt – der Streichung gegenseitiger Forderungen – keine positiven Konsequenzen 

gezogen oder diese doch auf ein für die Mächtigen der Welt harmloses Maß reduziert werden. Und 

damit dürfte sich auch die deutsche Bourgeoisie zufrieden geben. 

Die kleine Regierungskrise, von der die Pariser Verhandlungen begleitet waren, wurde beigelegt, kaum 

daß sie entstanden war. Ihr oberflächlicher Charakter bewies die tatsächliche Geringfügigkeit des 

Gegensatzes innerhalb der deutschen Bourgeoisie, zwischen den Vertretern [543] der Erfüllungspolitik 

mit und ohne imperialistische Hintergedanken, der Unterschied herabgesunken ist. Nichts weiter war 

an ihr bemerkenswert als die drollige Vertauschung der Rollen zwischen Wirth und Hermes, die den 

Erfüllungspolitiker Wirth als Gegner des Pariser Abkommens und den Vertrauensmann der Stinnes-

partei, Hermes, als Erfüllungspolitiker bis zum Aeußersten und Gegner des Rapallo-Vertrages zeigte. 

Die Oberflächlichkeit der Regierungskrise war jedoch zugleich das Symptom einer viel wichtigeren, 

der grundlegenden Tatsache der heutigen deutschen Politik: d e r  m o m e n t a n e n  P a s s i v i t ä t  

d e s  d e u t s c h e n  P r o l e t a r i a t s. Es hat die Durchpeitschung des Steuerkompromisses durchge-

hen lassen. Es hat zugegeben, wie den süddeutschen Metallarbeitern nach heroischem Kampfe der 

Achtstundentag genommen wurde. Es hat die Sprengung der Neunerkommission, der ersten sichtba-

ren Verkörperung der erst im Werden begriffenen proletarischen Einheitsfront zugegeben. Es bleibt 

heute noch stumm, wo offenbar ist, daß die Verlängerung des Moratoriums durch einen wahren R a t -

t e n s c h w a n z  i m m e r  n e u e r  S t e u e r n, die bei jeder weiteren Teuerung und Inflation einsehen 

und ihrerseits die Teuerung und Inflation immer weiter vermehren werden, erkauft werden soll, ja 

bereits erkauft worden ist. 

Für die Kommunistische Partei ergibt sich aus dieser Sachlage die ganze Größe ihrer Aufgabe, ihre 

Anstrengungen noch zu steigern, um die Mehrheit der Arbeiter von den bewußten oder unbewußten 

Agenten des Kapitals, die sie heute noch als ihre Führer betrachten, loszulösen, um sie mit dem Be-

wußtsein der Ungeheuerlichkeit der sie bedrohenden Gefahren, der Unausweichlichkeit der kommen-

den Kämpfe, der Erkenntnis des zu beschreitenden Weges und der Möglichkeit des Sieges zu erfüllen. 

* 

Die Bilanz von Genua.  
Von A. Thalheimer. 

Was ist die Bilanz von Genua? Positiv, Null oder eine negative Größe? Sie ist nicht mit einem Wort 

oder einer Zahl zu erledigen. Will man zu einem genauen Ergebnis kommen, so muß man die ver-

schiedenen Konten scheiden. 

E r s t e n s: D e r  W i e d e r a u f b a u  E u r o p a, die kapitalistische Neuordnung. Das allgemeine Prob-

lem läßt sich auf eine ziemlich einfache Formel bringen: Liquidierung der Weltkriegsschulden und 

Uebertragung von Kapital aus den Gebieten der Ueberproduktion in die Gebiete der Unterproduktion 
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(Mitteleuropa und Sowjetrußland). Unter kapitalistischen Verhältnissen ist diese Uebertragung nur 

auf dem Wege von Krediten möglich. Von dieser Uebertragung hängt alles weitere ab: die Sanierung 

der Valuten usw. 

Die Liquidierung der Kriegsschulden unter den Alliierten selbst schied aus, denn der größte Gläubiger 

unter den Alliierten, die Vereinigten Staaten, glänzten durch Abwesenheit. Die Liquidierung der deut-

schen Kriegsschuld war, infolge des französischen Einspruchs, überhaupt von der Debatte ausge-

schlossen. Kredite an Rußland oder an Deutschland sind auf der Genua-Konferenz nicht gegeben 

worden. Das unmittelbare Ergebnis ist also Null. Nur ein europäisch-amerikanischer [544] Kongreß 

hätte die Lösung anbahnen können. Das war nicht nur da, sondern die imperialistischen Rivalitäten 

zeigten sich in Genua schärfer als in irgend einem Augenblick seit Kriegsende. Die entscheidenden 

kapitalistischen Gruppierungen zeigten sich bei der Erdölfrage: eine englische Gruppe gegen eine 

amerikanisch-französische Gruppe, Shell Company gegen Standard Oil. Die Bilanz dieses Postens ist 

nicht nur Null, sie ist unter Null, eine negative Größe. Denn die Konferenz hat die Zerklüftung der 

Weltwirtschaft nicht so gelassen wie sie war, sie hat sie vertieft. Das „positive Produkt“ dieses Kon-

tos, die Leitsätze der Wirtschaftskommission und die in Aussicht genommene Konferenz der Noten-

banken muß man daher unter die imaginären (Schein-)Größen rechnen. Papier, und auf dem Papier 

fromme Wünsche und Unsinn. 

Z w e i t e n s: S o w j e t r u ß l a n d. Auf dem Rücken Sowjetrußlands spielte sich der wütende Konkur-

renzkampf der beiden großen kapitalistischen Gruppen ab. Die Losungen dieses Kampfes waren: hie 

Entschädigung für das nationalistische Eigentum, hie Zurückgabe. „Entschädigung“ bedeutete, kapi-

talistisch gesprochen, das Recht auf Neuverteilung der Konzessionen, Rückgabe, daß die Konzessio-

nen dem früheren kapitalistischen Besitzstand in Rußland entsprechen. Im Mittelpunkt steht wieder 

das Napthta, in weiterer Folge aber dreht es sich dabei um die kapitalistischen Einflußsphären in 

Sowjetrußland. Die Verteilung des Erdöls ist der Schlüssel zu vielen anderen industriellen Positionen. 

Bei dieser Balgerei der Konkurrenten ging Sowjetrußland zunächst mit leeren Händen aus, aber ge-

rade die scharfe Konkurrenz um Rußlands Schätze eröffnet die Aussicht, daß in Genua noch nicht 

das letzte Wort gesprochen ist. 

Dieser Bilanzposten ist also noch nicht abgeschlossen. 

D r i t t e n s: D a s  w e l t p o l i t i s c h e  R e s u l t a t. Offenkundig ist die Vertiefung des französisch-

englischen Gegensatzes. Die Entente ist noch nicht zerbrochen, aber sie hält nur noch äußerlich zu-

sammen. Wenn sie wieder lose geleimt wurde, so hat das verschiedene Gründe. Zunächst kontinental 

betrachtet: die Entente mit Frankreich völlig aufgeben, hieße für England eine neue Festlandsgrup-

pierung g e g e n  Frankreich schaffen. Aber wer ist dafür? Nur Deutschland und Sowjetrußland. Kein 

Zweifel, daß diese Gruppierung in irgend einer Form in der Linie der Entwicklung liegt, wobei na-

türlich klar ist, daß der Faktor Sowjetrußland nie a k t i v  und p o s i t i v  der Faktor einer imperialisti-

schen Rechnung sein kann und daß die deutsche Republik ein sehr unsicherer Faktor in einer solchen 

Rechnung ist. England kann also nicht mit einem Sprung sich in eine solche neue Konstellation be-

geben. Im größeren Maßstab betrachtet sind die Bedenken noch größer. Man hat in Deutschland in 

letzter Zeit viel gefabelt von einer englisch-amerikanischen imperialistischen Weltgenossenschaft. 

Daß das Dichtung ist, erwies sich bereits bei der Erdölfrage, und wird sich weiter erweisen. Weltpo-

litisch ist der englisch-amerikanische Gegensatz noch nicht scharf herauskristallisiert. Aber er ist im 

Werden und zwar als der übergreifende beherrschende imperialistische Gegensatz der Zukunft. 

Frankreich aber steht zwischen beiden. Sein Beitritt zur einen oder anderen Seite ist entscheidend für 

die Konstellation des nächsten Weltkriegs. Als G e g n e r  einer feindlichen Gruppe ist Frankreich für 

England gefährlicher als irgend eine andere europäische Macht es je gewesen ist oder werden kann. 

Dies der entscheidende Grund, warum die auswärtige Politik Englands dicht vor dem Reißen der 

Fäden immer aufs neue zurückschreckt. 

[545] Bildet Rapallo das Anfangsglied einer neuen weltpolitischen Gruppierung? Nein und ja. Nein, 

soweit die jetzige oder irgend eine künftige bürgerliche Regierung in Deutschland in Betracht kommt. 

Die Wirth, Rathenau und ihre eventuellen Nachfolger werden es in dieser Sache nie weiter bringen 
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als zur Gangart des Echternacher Springers: einen Schritt vorwärts, zwei Schritte zurück. Aber da die 

Sache notwendig ist, so wird sie sich durchsetzen g e g e n  die augenblicklichen Vortänzer. Insofern 

also ja. 

Sowjetrußland hat sich weltpolitisch in Genua zweifellos vorangearbeitet. Zum erstenmal waren die 

kapitalistischen Mächte gezwungen, mit ihm von Macht zu Macht zu verhandeln. Es hat den Kreis 

der Isolierung politisch gesprengt. Im Ganzen gesehen ist das weltpolitische Konto von Genua un-

verkennbar: ein Stück weiter, nicht zur „Befriedung“, sondern zur Herauskristallisierung einer Neu-

gruppierung der imperialistischen Mächte und das heißt, wenn die proletarische oder die koloniale 

Revolution nicht zuvor eingreift, ein Schritt zum zweiten Weltkrieg 

Auch das ist nicht Null, es ist ein Konto mit negativen Vorzeichen. 

V i e r t e n s: D a s  K o n t o  d e s  W e l t p r o l e t a r i a t s. Dank der Sabotage der zweiten und der 2½ 

Internationale trat der tief zerklüfteten imperialistischen Welt die Weltarbeiterklasse nicht als Macht 

entgegen. Sowjetrußland ausgenommen, konnten die imperialistischen Herren unter sich bleiben. 

Dieses Konto schließt mit einem mißglückten Versuch der Weltarbeiterklasse, hoch gerechnet also 

mit einer unendlich kleinen Größe. Man muß das klar sehen, aber man darf daraus keine pessimisti-

schen Folgerungen ziehen. Dieser Versuch muß erneuert werden, und wird erneuert werden. Ansätze, 

wenn auch noch so geringe, in den proletarischen Massen sind da. Man muß sie beharrlich entwickeln 

und sie können entwickelt werden, denn die proletarischen Interessen laufen in der Richtung der Bil-

dung einer Kampffront und sie müssen um so offenbarer werden, je tiefer auf der bürgerlichen Seite 

die Zerklüftung und die Unfähigkeit zur Neuordnung der Weltwirtschaft sich offenbart. Der interna-

tionale Menschewismus, verkörpert in den Parteien der 2½. Internationale hat sich in diesen Tagen 

ein neues Schlagwort geschaffen, um sich von der revolutionären Verpflichtung gegenüber Sowjet-

rußland zu drücken. Es ist das Schlagwort vom „kapitalistischen“ Sowjetrußland. Das Patent für diese 

neue Erfindung gebührt, wie es scheint, Herrn Paul Levi, die Erfindung ist jedoch nicht ganz originell. 

Ehre, wem Ehre gebühret. Es war Serrati, der bereits vor zwei Jahren die Entdeckung machte, daß 

die bolschewistische Bauern- und Kolonialvölkerpolitik ein kapitalistischer Sündenfall sei. Heute ret-

tet Serrati das kommunistische Prinzip zusammen mit Turati, und die Levi, Crispien, Adler retten es 

an der Seite der Scheidemänner und der Sozialrevolutionäre. Da Sowjetrußland dem westeuropäi-

schen Kapital Konzessionen machte, so muß man im Westen – es um so schärfer und geschlossener 

bekämpfen? – nein, so darf man im Westen direkt oder indirekt Koalitionspolitik treiben und muß 

man die Feinde des Kommunismus von rechts, Sozialrevolutionäre und Menschewiki unterstützen. 

Das ist Logik. [546] 

* 

Um das Erdöl.  
Von S. Erkner. 

1. Die Bedeutung des Erdöls als Faktor der Wirtschaft. 

Im Vordergrund politischer Verhandlungen, Verträge und Gegensätze steht heute der Kampf um das 

Erdöl. Was ihn von dem Wettstreit um diesen Rohstoff in der Vergangenheit unterscheidet, ist nicht 

allein der Grad der Schärfe, mit dem er geführt wird, sondern ein neues Moment, das vielleicht für 

die kommenden kapitalistischen Methoden charakteristisch werden kann. In der Vorkriegszeit mach-

ten sich die imperialistischen Mächte ganz allgemein „Kolonien“, „Einflußsphären“ streitig. In Frage 

stand in erster Linie die p o l i t i s c h e  Zugehörigkeit oder Abhängigkeit einer bestimmten Kolonie, 

in der die konkurrierenden Mächte Rohstoffe, Lebensmittel, billige Arbeitskräfte, Absatzmöglichkei-

ten für ihre Waren suchten. Beim Erdöl geht heute der Kampf – wenigstens vorläufig – nicht so sehr 

um die politische Aufteilung der Erdölgebiete, sondern, fast losgelöst von der Frage ihrer staatlichen 

Zugehörigkeit um den Anteil an dem E r d ö l v o r k o m m e n  dieser Gebiete, um das Erdöl selbst. 

Zwei politische Ereignisse sind für diese Feststellung bezeichnend. 

Im November 1920 hatte die amerikanische Regierung gegen die Verständigung, die England und 

Frankreich über die mesopotamischen Erdölvorkommen getroffen hatten, in einer Note protestiert. In 
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dem Protest war noch nicht ausdrücklich vom Petroleum die Rede, trotzdem es offensichtlich gemeint 

war. Deutlich wurde erst die amerikanische Regierung, als sie im vergangenen Jahre gegen die Ver-

teilung der Gerechtsame in Djambi (Niederländisch-Indien) an die Koningklijke Shell Gruppe, an der 

niederländisches und englisches Kapital beteiligt ist, Einspruch erhob. In der mesopotamischen Frage 

konnten sich die Vereinigten Staaten noch auf ihr Recht berufen, als Bundesgenosse ihr Stück von 

der Beute zu erhalten und brauchten daher die Erdölfrage nicht besonders anzuschneiden. In der 

Djambi-Angelegenheit lag aber der Fall anders. Niederländisch-Indien ist eine holländische Kolonie 

und Holland ist ein „freier“ Staat. Der „Staatshoheit“ Hollands, über das Gebiet seiner Kolonie zu 

verfügen, konnten die Vereinigten Staaten nur ihren Willen entgegenhalten, keinerlei Monopolver-

leihungen an den englischen Oelkonzern zu dulden. In dem Mittelpunkt des Konfliktes stand also 

nicht ein „Mandat“, eine „Einflußsphäre“ oder eine „Kolonie“, das heißt eine Kolonie, um deren 

Besitz England und Amerika rivalisierten, sondern ohne jede Verhüllung und Umschreibung der 

Kampf um den Anteil an der Erdölausbeute Niederländisch-Indiens. 

Die außergewöhnliche Rolle, die das Erdöl in der modernen Wirtschaft spielt, ist erklärlicherweise 

die Ursache des heißen Streites um diesen Rohstoff. Neuerungen in der Technik sind der Grund der 

hervorragenden Bedeutung des Erdöls. Auf der ganzen Linie ist zwischen dem Oel und der Kohle ein 

Wettkampf entbrannt, in dem gewisse Vorteile des Erdöls diesem das Uebergewicht geben. Und die 

Bedeutung des Oels muß wachsen, je mehr die Technik in der Ausnutzung der natürlichen Vorteile 

des Oels Fortschritte macht. So besitzt das Heizöl einen größeren Heizwert als die Kohle, die mit 

Heizöl betriebene Maschine hat bei gleichem Quantum Heizmaterial einen größeren Aktionsradius 

als die Maschine mit Kohlenfeuerung. Weitere Vorzüge sind die ein-[547]fachere Handhabung des 

Heizöls, was Personenersparnis bedeutet, die bequemere Lagerung und die einfachere Transportmög-

lichkeit. Kohlenfeuerung bedeutet eine große Raumverschwendung für die Ozeandampfer, die 

Oelfeuerung verringert die tote Last und vergrößert dementsprechend den Nutzraum für die Frachten, 

Schiffe mit Kohlenfeuerung können im Gegensatz zu solchen mit Oelfeuerung eine längere Reise nur 

bei mehrfacher Auffüllung ihrer Bunker zurücklegen. 

Daher schreiten immer mehr Staaten dazu, ihre Flotte auf Oelfeuerung umzustellen. Fast sämtliche 

Staaten haben bereits den größten Teil ihrer Kriegsflotte auf Oelfeuerung umgestellt. Doch auch bei 

den Handelsflotten wächst der Prozentsatz der Oelschiffe. So setzten sich laut „Times“ die englische 

Handelsflotte nach Betriebsart folgendermaßen zusammen: 

 1914 1921 

Segler  7,5 %  5,05 % 

Del  3,09 %  22,85 % 

Kohle  88,96 %  72,30 % 

Der Anteil von Oelschiffen ist also vom Jahre 1914 bis zum Jahre 1921 von 3,09 % auf 22,65 % 

gestiegen. 

Für die amerikanische Handelsflotte sind uns die entsprechenden Zahlen unbekannt. Doch ist hier das 

Verhältnis für die Oelschiffe bestimmt noch günstiger. Aus dem stark gestiegenen Bedarf der ameri-

kanischen Handelsflotte an Oel kann man auf den stark gewachsenen Anteil der Oelschiffe an der 

Gesamtflotte schließen. Die Dampfer der U. S. Shipping Board haben im Jahre 1921 trotz der schwe-

ren Krise in der Schiffahrt 16,9 Millionen bbls Heizöl verbraucht gegen 8,7 Millionen bbls im Jahre 

1920 („Petroleum“ 1. Mai 1922). Demnach hat sich der Heizölverbrauch in einem Jahre verdoppelt. 

Auch das Bunkergeschäft mußte sich den neuen Faktoren der Schiffahrt – dem Motorschiff und der 

Oelfeuerung – anpassen. Die Wege des Weltverkehrs sind heute derartig mit Oelbunkerstationen be-

setzt, daß es den auf Oel angewiesenen Schiffen möglich ist, sämtliche Länder aufzusuchen. Nach 

dem Stand des letzten Halbjahres 1921 gab es in Europa 77, in Amerika 113, in Asien 47, in Afrika 

12, in Australien und Polynesien 7 Oelbunkerstationen. Von ungefähr 400 Weltplätzen, die für die 

moderne Bunkerung eingerichtet sind, kann man heute 256 Plätze, etwa 65 %, für Oelbunkerung 

benützen. („Berliner Börsenzeitung“, 1. März 1922) 
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Ferner wird der Oelbedarf vergrößert durch die rasche Entwicklung der Flugtechnik, die immer zu-

nehmende Verwendung der Kraftwagen, insbesondere der Lastautos, den von sämtlichen „alliierten“ 

Staaten mit großem Eifer betriebenen U-Bootbau. Außerdem findet das Erdöl als Leucht-, Schmieröl 

usw. Verwendung. Daher hat der Oelverbrauch in fast allen Staaten so stark zugenommen, daß für 

jede Großmacht die Verfügung über die Erdölvorkommen von ausschlaggebender Bedeutung wird. 

2. Die Rolle der Vereinigten Staaten am Erdölmarkte. 

In den ersten Jahrzehnten seiner Erdölausbeute fühlte sich das amerikanische Oelkapital so stark, daß 

ihm seine Monopolstellung unantastbar zu sein schien. Es beherrschte die Naphtawelt. Aus der Pet-

roleumwelt der Vereinigten Staaten wuchs der gewaltigste Trust, den bisher die Welt gesehen hat, 

die Rockefellersche Standard-Oil-Company heraus. Durch ein kunstvolles System finanzieller Ver-

schachtelung, [548] das diesem Trust die Kontrolle über den bedeutendsten Teil der amerikanischen 

Erdölproduktion und -Bearbeitung vermittelte, wußte die Standard-Oil-Company ihre Herrschaft in 

den Bereinigten Staaten fest zu sichern. Mit ihren Absatzorganisationen umklammerte sie beinahe 

die gesamte Welt. Vor dem Jahre 1900 wurden nur spärlich neue Petroleumfundstätten dem Bedarf 

erschlossen. Neue Petroleumgesellschaften wurden aber von der Standard-Oil-Company rasch zu 

Tode konkurriert. In Europa hatte die russische Oelproduktion allerdings schon seit Mitte der 80er 

Jahre verhältnismäßig sehr hohe Förderungsergebnisse. In den Jahren 1898-1901 übertraf die russi-

sche Naphtaausbeutung sogar die amerikanische. Doch produzierte Rußland hauptsächlich für den 

eigenen Markt, nicht für den Weltmarkt. Sein Napthaverbrauch war seit dem Jahre 1884 bis zu dem 

Jahre 1902 weitaus größer als der amerikanische. Noch im Jahre 1901 konsumierte Rußland fast dop-

pelt so große Erdölmengen als die Vereinigten Staaten. Doch war die russische Napthaausfuhr ver-

glichen mit der amerikanischen sehr gering und ging hauptsächlich nach Mitteleuropa, sodaß sie dem 

amerikanischen Erdölexport für den Weltmarkt niemals ein allzu lästiger Konkurrent wurde. 

Um das Jahr 1900 meldeten sich auch andere Länder am Markte, so Ostgalizien und Rumänien, die 

sich ohne weiteres niederkonkurrieren ließen. Ein Versuch der Standard-Oil-Company, in den Besitz 

der rumänischen Quellen zu kommen, um sie dann stillzulegen, mißlang im letzten Augenblick. Deut-

sches Kapital hate den amerikanischen Trust aus dem Feld geschlagen und die Ausbeutung der ru-

mänischen Oelgebiete übernommen. Damals erlebten Rumänien und auch Ostgalizien die Hochkon-

junktur einer Gründungsperiode. Zwar wurde die Konkurrenz dieser Gebiete dem amerikanischen 

Erdöltrust manchmal unangenehm, aber sie konnte aus ähnlichen Gründen wie die russische nicht die 

amerikanische Weltherrschaft auf dem Erdölmarkt stören. Denn auch diese Erdölfelder abseits vom 

Weltmeer gelegen, versorgten nur einen eng umgrenzten Markt und kamen für den Weltmarkt kaum 

in Betracht. 

Ein Umschwung trat erst ein, als neue Gebiete für die Erdölproduktion erschlossen wurden, und diese 

infolge des Fortschritts der Technik und infolge des wachsenden Erdölbedarfes immer neuen Antrieb 

erhielt. Es war dies die Zeit unmittelbar vor dem Kriege. Der Krieg selbst revolutionierte hier die 

Verhältnisse nach allen Seiten. Vom ersten Kriegsjahr bis zum vergangenen Jahr befand sich die 

Weltproduktion an Erdöl in ständigem Wachstum. 1913 beträgt sie 383,5 Millionen Barrels (etwa 

51,8 Millionen Tonnen), 1921 ist sie mit 747 Millionen Barrels (rund 100 Millionen Tonnen) fast 

doppelt so groß. („The Manchester Guardian Commercial“, 13. April 1922.) Auch die Erdölausbeute 

der Vereinigten Staaten erlebt einen ähnlichen Aufschwung. Sie stieg von 33,1 Millionen Tonnen im 

Jahre 1913 auf etwa 61 Millionen Tonnen im Jahre 1921. In den ersten Kriegsjahren entwickelt sich 

die Erdölförderung der Vereinigten Staaten rascher als die Weltproduktion. Der Anteil der Vereinigten 

Staaten an der Weltausbeute an Erdöl beträgt 1913 63,4 % und erreicht im Jahre 1917 mit 69,13 % 

seinen Höhepunkt. Auch in den folgenden Jahren steigt die Erdölausbeute der Vereinigten Staaten 

den absoluten Mengen nach. Doch der Anteil an der Weltproduktion beginnt ständig zu fallen, und 

im Jahre 1921 ist er mit etwa 62,6 % bereits geringer als 1913. 

Es wurde oben darauf hingewiesen, daß vor allem die starke Ausfuhr den Vereinigten Staaten die 

Vorherrschaft auf dem Weltmarkt [549] erobert hat. Hier ist nun eine große Wandlung eingetreten. 

Wohl hat sich die Erdölausbeute der Vereinigten Staaten gewaltig gehoben, aber ihr Erdölverbrauch 
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hat in einem weit größeren Maße zugenommen. Die Bedürfnisse der Kriegs- und Handelsflotte, des 

Lustverkehrs und des riesigen Kraftwagenparkes – von 8 Millionen Kraftwagen der Welt befinden 

sich allein in den Vereinigten Staaten 7,56 Millionen – haben eine solche Steigerung erfahren, daß 

die Erdölausbeute der Vereinigten Staaten den eigenen Verbrauch nicht mehr deckt. Der Inlandsver-

brauch im Jahre 1921 war trotz der scharfen Depression des gesamten Wirtschaftslebens und trotz 

der gestiegenen Förderungsziffer gegenüber den Vorjahren um 85,8 Millionen Barrels größer als die 

Eigenerzeugung. Bekannt sind die so oft und so eindringlich geäußerten amerikanischen Befürchtun-

gen, daß sich bei der stetigen Produktionszunahme die amerikanischen Petroleumquellen in längstens 

20 Jahren erschöpfen müßten, trotzdem die Vereinigten Staaten mit etwa 27,6 Millionen Barrels von 

sämtlichen Erdölgebieten noch immer über den größten Reservevorrat verfügen. Mögen diese Anga-

ben auch aus sehr durchsichtigen Gründen vielleicht etwas übertrieben sein, so steckt dennoch hinter 

ihnen viel Wahrheit. Tatsache ist, daß bereits jetzt die Erschöpfung der Oelfelder mit hochwertigen 

Oelen stark fortgeschritten ist. Infolge des wachsenden Inlandsverbrauches erfährt die Ausfuhr eine 

immer erheblichere Einschränkung. Im Jahre 1917 wurden aus den Vereinigten Staaten noch 65,5 

Millionen Barrels Erdöl und Erdölprodukte ausgeführt, 1920 war die Ausfuhr auf 50,7 Millionen, 

1921 auf 46,8 Millionen Barrels gefallen. („Manchester Guardian“.) Nur durch die Aufnahme des 

weitaus größten Teils der mexikanischen Oelförderung ist es den Vereinigten Staaten möglich, über-

haupt noch auszuführen. 1921 kamen etwa 75 % des aus Mexiko exportierten Erdöls nach den Ver-

einigten Staaten. („Petroleum“, 1.5.1921.) Mit Recht fürchten die amerikanischen Oelmagnaten die-

sen schwachen Punkt ihrer heute noch immer sehr starken Machtstellung. Es geht nicht allein um die 

Verdrängung der Vorherrschaft vom Weltölmarkte, sondern bei einer besonders unglücklichen Situ-

ation kann auch der Inlandsmarkt gefährdet werden. Gerade an dieser empfindlichen Stelle wurde der 

erste Versuch gemacht, in die Weltherrschaft des amerikanischen Oeltrusts eine Bresche zu schlagen. 

Dies geschah in den letzten Friedensjahren, als Mexiko als Petroleumneuland entdeckt wurde und 

englisches Kapital in kluger Voraussicht der kommenden Entwicklung sich dort festsetzte. 

3. Der Kampf um Mexiko. 

Die Erdölausbeute Mexikos hat im Kriege einen riesigen Aufschwung genommen. 1910 förderte Me-

xiko 3,6 Millionen Barrels (etwa 450.000 Tonnen). 1914 21,1 Millionen Barrels (2,8 Millionen To.), 

1920 war die Förderung auf 159,8 Millionen Barrels (etwa 21 Mill. Tonnen, 1921 auf 187,5 Millionen 

Barrels (etwa 25 Millionen To.) hinaufgeschnellt. („Manchester Guardian“) Im Jahre 1914 betrug sie 

5 % der Weltausbeute, 1921, 21 %. Den absoluten Mengen nach ist sie in dieser Zeit auf das Neun-

fache gestiegen. Dabei hätte die mexikanische Produktion im Jahre 1921 bedeutend höhere Mengen-

ziffern aufgewiesen, wenn nicht die Vereinigten Staaten wegen der Erhöhung des Zolles auf die me-

xikanische Ausfuhr ihre Einfuhr, stark eingeschränkt hätten, sodaß die Erdölförderung in Mexiko 

gedämmt werden mußte. 

Der Streit um den mexikanischen Erdölmarkt hatte zwischen England und den Vereinigten Staaten 

knapp vor Ausbruch des Welt-[550]krieges begonnen. Das kapitalkräftige, von der englischen Re-

gierung unterstützte Pearson-Syndikat hatte in Mexiko Fuß gefaßt. Mit allen Mitteln versuchte das 

amerikanische Oelkapital die Engländer aus Mexiko zu verdrängen. In den Kampf der beiden Riesen 

wurde auch Mexiko selbst hineingezogen. Jahrelang dauerten diese „Wirren“, die in Mexiko von den 

Napthakönigen entfacht und geschürt wurden. In London und New-York wurden die Präsidenten und 

Gegenpräsidenten nominiert, mit englischem und amerikanischem Geld die „Aufstände“ finanziert! 

Gerne hätten damals die Vereinigten Staaten die Monroedoktrin („Amerika den Amerikanern!“) zu 

einer handelspolitischen Doktrin erhoben. Doch damals war Großbritannien die erste Großmacht, die 

City das Finanzzentrum der Welt, die Vereinigten Staaten dagegen ein Schuldnerstaat, weltpolitisch 

zu schwach, um mit England einen offenen Kampf aufnehmen zu können. Der englische Konzern 

schien das Rennen zu gewinnen. Da brach der Weltkrieg aus. Er verlangte von England immer grö-

ßere Opfer. England verlor damals im Auslande und vor allem in Amerika viele seiner Machtpositi-

onen. Auch in Mexiko begann es langsam den Rückzug anzutreten. Und als die Vereinigten Staaten 

selbst in den Weltkrieg eingriffen, da baute das Pearson-Syndikat plötzlich eine stärksten Stellungen 
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in Mexiko ab. Fast schien es, als wäre zwischen den Vereinigten Staaten und England ein Abkommen 

getroffen worden, durch das sich die Vereinigten Staaten ihre Stellung in Mexiko sicherten. 

(Schluß folgt.) 

* 

Kommunistische Minister*)  
Von W. Thomas. 

Die latente Krise, in der sich die sächsische Regierung seit einigen Wochen befindet, scheint akut 

geworden zu sein. Die Mehrheit des Landtages, d. h. die rechte und linke Opposition, verlangt Auf-

lösung des Parlamentes und Neuwahlen; die Bürgerlichen rufen noch obendrein nach Volksbegehren 

und Volksentscheid. 

Unsere Partei kann sich freisprechen von dem eventuellen Vorwurf, als bekenne sie sich deshalb 

besonders für Neuwahlen, weil sie ihre fortschreitend sich festigende Position in einer erhöhten Man-

datsziffer im Parlament zum Ausdruck bringen möchte. Unsere Partei ist für einen möglichst oft wie-

derkehrenden Appell an die Meinung des schaffenden Volkes. Aus diesem Grunde begrüßt sie die 

eventuellen Neuwahlen in Sachsen als eine Gelegenheit, das Proletariat zu befragen, ob es zufrieden 

ist mit den Taten der sog. sozialistischen Regierung, oder ob es zurückehren will auf den Weg Jener, 

die uns diesen herrlichen Zeiten entgegenführten oder ob es gewillt ist, der revolutionären wirtschaft-

lichen Entwicklung entsprechend auch politisch revolutionär zu votieren. 

Optimisten glauben annehmen zu dürfen, daß die Neuwahlen uns eine so große Mandatsziffer brin-

gen, daß sich unsere Partei ernstlich mit der Frage der offiziellen Teilnahme an der Regierung befas-

sen müsse. Man braucht nun besagten Optimismus nicht zu teilen und muß doch zu der Frage der 

Teilnahme an einer Regierung Stellung [551] nehmen, wenn nicht unsere Forderung nach einer Ar-

beiterregierung, uns ,wenn auch in demagogischer Absicht, als Phrase vorgeworfen werden soll. 

In Heft 21 der „Internationale“ beantwortet Gen. Böttcher die Frage der eventuellen Teilnahme an 

der sächsischen Regierung bejahend. Er glaubt, daß die „Arbeiterregierung“ die Fortsetzung der Linie 

ist, in der sich das seit der Revolution in die Verteidigung gedrängte Proletariat bewegt. Die ersten 

Positionen waren die Gewerkschaften und die Betriebsräte, die, neu ausgebaut, die Formationen sein 

sollten, mit denen der ökonomische Kampf gegen die Bourgeoisie geführt werden sollte. 

Hier dürfte bereits der erste Fehler liegen, wenn angenommen wird, daß die „Arbeiterregierung“ tat-

sächlich im Prinzip dieselben Funktionen erfüllen könnte, wie die beiden andern Organisationen. Es 

ist zwar richtig, daß die Gewerkschaften zunächst einmal einen großen Teil der Arbeiter erfassen, die 

Einrichtung der Betriebsräte einen noch größeren, und eine auf Grund der Mandatszahl zusammen-

gesetzte Arbeiterregierung schließlich mehr als die Hälfte des Volkes hinter sich hat. Und doch dürfen 

diese drei Dinge nicht in einen Topf geworfen werden. 

Gewerkschaften sind nach ihren Statuten Kampforganisationen, von den A r b e i t e r n  ins Leben ge-

rufen und zu ihrer Größe und relativen Stärke gebracht; die Betriebsräte sind eine Institution, die eine 

Konzession der Kapitalisten an die im November 1918 allgemein gewordene Forderung der Arbeiter 

nach „Räten“ darstellt, die schon nicht mehr ganz Kampforganisationen f ü r  das Proletariat ist, son-

dern den Arbeitern verpflichtet, sich auch für die Erhaltung des Betriebs (lese Profits) zu interessie-

ren. Nur an ganz wenigen Stellen in Deutschland ist es der Arbeiterschaft gelungen, alle ihnen be-

triebsrätegesetzlich zustehenden Rechte zu realisieren, während das Unternehmertum seine Rechte 

ungeschmälert behauptet. So kam der Kapitalismus um den Rätegedanken herum. 

Der innere Gehalt der Betriebsräteinstitution macht diese nun, trotz der zahlenmäßigen Ueberlegen-

heit gegenüber den Gewerkschaften, schwächer als diese. Die nächste Position nun, die Arbeiterre-

gierung, wird dieselben Erscheinungen zeitigen; sie wird, als Vertreterin einer bestimmten Wähler-

zahl, noch schwächer als die zusammengefaßten Betriebsräte oder gar die Gewerkschaften sein, 

 
*) Wir eröffnen hiermit die Diskussion über die Frage der Teilnahme von Kommunisten an einer Arbeiterregierung. Die 

Red. d. „I“. 
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schwächer im Sinne des Klassenkampfes, auf den unsere Partei ausschließlich eingestellt sein soll 

und will. Eine Arbeiterregierung hat etwas anderes zu tun, als sich, wie es die Gewerkschaften kön-

nen, wenn sie wollen, auf den Kampf mit dem Kapitalismus einzustellen, anderes als die Betriebsräte, 

deren größter Energieteil doch noch auf den Klassenkampf konzentriert werden kann. Gewerkschaf-

ten und Betriebsräte sind ihrem Wesen nach M i t t e l  z u m  Z w e c k  und deshalb im Prinzip revolu-

tionär; R e g i e r u n g e n  s i n d  S e l b s t z w e c k  und deshalb konservativ. (Es soll hier bewußt das 

Wort „konterrevolutionär vermieden werden.) Die konservative Eigenschaft jeder Regierung wird 

nun nicht dadurch beseitigt, daß sich Kommunisten an ihr beteiligen, wenn anders das Urteil unserer 

Partei über kapitalistische Regierungen (kapitalistisch nicht nach ihrer Zusammensetzung, sondern 

nach ihrer Aufgabe), das in der von Gen. B. (z. teilweise wiedergegebenen Erklärung unserer Genos-

sen im sächsischen Landtage vom 9. Dezember 1920 nicht in sein Gegenteil verkehrt werden soll. 

Zur Desillustrierung der Auffassung in den Proletariermassen, daß sog. sozialistische Regierungen 

die Interessen der Arbeiterklasse der Bour-[552]geoisie gegenüber wirksamer zu vertreten imstande 

seien, war es, nach der ebenfalls angezogenen Resolution des Zentralausschusses unserer Partei vom 

17. November 1921, notwendig, den Glauben der Masse an solche Fähigkeiten und Möglichkeiten 

durch die tatsächliche Wirksamkeit der sozialistischen Regierungen selbst entwurzeln zu lassen. 

Dieser Gedanke ist heute noch so richtig wie im November vorigen Jahres und wird seine Richtigkeit 

auch dann nicht verlieren, wenn nach einer Neuwahl zu irgend einem Landesparlament eine Ver-

schiebung des Stärkeverhältnisses hauptsächlich unter den Arbeiterparteien vor sich geht. 

Ist es nun wirklich notwendig, daß zur restlosen Beseitigung des oben angeführten Köhlerglaubens 

auch die KPD den Beweis de facto bringt, daß j e d e  Regierung im kapitalistischen Staate dem Ka-

pital dienen muß? 

Wenn Aussicht bestände, daß dieses Exempel erzieherisch wirke, dann könnte es ruhig angewendet 

werden. Die Praxis hat aber etwas anderes gezeigt. Haben die SPD- und USPD-Arbeiter ihre Vertreter 

aus den verschiedenen Regierungen gerufen, als sie dort ausgesprochen antiproletarische Politik 

machten? Sind die Arbeiter dieser Parteien durch das Possenspiel, das die kapitalistischen Verhält-

nisse mit ihren „regierenden“ Genossen trieben, von der Auffassung geheilt worden, daß durch Ar-

beiter„regierungen“ die politische Macht erobert werde? Mit nichten. 

Und warum? 

Weil ihnen die notwendige Aktivität fehlt, ihre Genossen zurückzurufen und weil ihnen die Kraft 

mangelt, das was sie fordern, s e l b s t  zu verwirklichen. 

Diese Erscheinung ist nicht zufällig, sie ist bedingt und muß bedingt sein, wenn man sich die politisch 

verschiedene Einstellung der Arbeiter der drei politischen Parteien erklären will, die doch unter voll-

kommen gleichen Verhältnissen leben und zugestandenermaßen ein und dasselbe Ziel verfolgen. 

Diese Erscheinung ist eine notwendige Folge des „Regierens“ oder des „Mitregierens“. Nicht die 

tagtägliche Blamage ihrer Führer sahen die Arbeiter (sie glaubten an die sog. vorläufigen Schönheits-

fehler), sondern der Glaube an die Macht und die Fähigkeit einer Regierung nahm ihnen die Aktivität. 

Man wird genau feststellen, daß die Arbeiter der SPD und der USP jede selbständige Aktivität mit 

dem Tage verloren, als ihre Vertreter in irgend eine Regierung traten. Es ist selbstverständlich, daß 

jeder Mensch an sein Ziel zu streben sucht mit den einfachsten, ihn und sein natürliches Ruhebedürf-

nis am wenigsten gefährdenden Mitteln. Kennt er nur einen Weg, dann geht er diesen, ob mit Lust 

und Freude oder mit Knurren. Aber er geht ihn. Hat er zwei oder mehr Wege zur Auswahl, dann sucht 

er sich gewiß nicht den steinigsten. Unsere Partei nun bei kapitalistischen „Arbeiterregierungen“ zu 

engagieren heißt, dem Arbeiter (nicht alle, nicht einmal eine starke Minderheit ist so geschult, daß 

sie der Gefahr besser widerstehen, als die SPD- und USPD-Arbeiter) einen zweiten Weg zeigen, den 

er aus ganz natürlichen Gründen lieber geht als den steinigen, den er bisher gegangen ist, zum großen 

Teil freudig, weil er einen andern Weg zum Ziel als nicht gegeben ansah. 

Es ist deshalb zum mindesten stark abwegig von den wirklichen Tatsachen, wenn Gen. B. annimmt, 

daß, bei eventueller Teilnahme unserer Genossen an einer sozialistischen Regierung, „jede größere 
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politische Handlung von ihr in den gesteigert politisierten Großbetrieben ein Echo [553] „weckt.“ 

Obgleich er seine Annahme in die Form eines vom kategorischen Imperativ beherrschten Wunsches 

kleidet, geht er doch objektiv von dieser Annahme aus. Der Irrtum liegt auf der Hand, wenn man 

bedenkt, daß das Echo verhältnismäßig selbst d a n n  nur s e h r  schwach ist, wenn die Regierungen, 

gleich welcher Couleur, nicht nur eine „größere politische Tat“ inszenierten, sondern selbst dann, 

wenn sie sich eine ausgemachte Schandtat erlaubten. Unweigerlich wäre das Echo in jedem Falle 

irgend einer Regierungshandlung bedeutend lebhafter gewesen, wenn diese von sozialistenreinen Re-

gierungen ausgegangen wäre. Zutreffend ist die Dialektik des Gen. B. nur dann, wenn Kommunisten 

ihre Tätigkeit in einer Regierung einzig darin sehen, daß sie schlummernde Konflikte wecken und zu 

ihrer Lösung die Massen mobil machen. Wenn man die Art sieht, wie sich z. B. die Arbeiter in den 

Gewerkschaften gehaben, die doch ausschließlich Organisationen zur Bloßlegung und Lösung von 

Konflikten zwischen den beiden feindlichen Klassen sind oder doch sein sollen, dann darf man mit 

Recht den letzten Rest von Optimismus aufgeben. Sollte aber doch das Unwahrscheinliche eintreten, 

dann würden mindestens die SPD-Führer aus „Verantwortungsgefühl“ die Zusammenarbeit mit den 

weiter linksstehenden Parteien ablehnen und die große Koalition firm machen. 

Ob die SPD und die USP die vier formulierten Forderungen akzeptiert, ist fraglich, denn in der Regel 

schluckt man solche Brocken nur dann, wenn einem besonders viel an der Freundschaft eines anderen 

gelegen ist. Das dürfte nicht der Fall sein, wenn es sich um die KPD handelt. 

Man mag also das Problem anfassen, wo man will, es scheint in seiner Lösung entweder eine große 

Gefahr zu liegen, oder sie ist überhaupt unmöglich. 

Natürlich hat seine Realisierung nichts zu tun mit der Forderung unserer Partei nach Bildung einer 

Arbeiterregierung, da man bei der programmatischen Festlegung dieser Forderung nicht an die Be-

setzung der sächsischen Ministerstühle gedacht hat. Die Verwirklichung dieser Forderung in dem 

konkreten Fall in Sachsen wäre nur eine Karikatur einer Verwirklichung. 

* 

Liquidatoren des historischen Materialismus.  
Von R u d o l f  F r a n z. 

Der Ausdruck Liquidatorentum ist zum Schlagwort geworden, aber er beruht auf einem Tatbestand 

und ist unentbehrlich. Dem politischen Liquidatorentum, dieser jüngsten Auflage des Revisionismus, 

die zum Glück nun auch vergriffen sein dürfte, entspricht eine Erscheinung auf theoretischem Gebiet, 

von der sich das gleiche leider nicht sagen läßt. Der dürftige und zerfahrene Charakter des ideologi-

schen Teils unserer Presse und Literatur ist wesentlich bedingt durch die Unklarheit über das Wesen 

des historischen Materialismus. Das sogenannte Feuilleton der kommunistischen Presse zeigt meist 

ein Durcheinander wie Kraut und Rüben. Daran hat auch die Beilage einer Feuilletonkorrespondenz 

zum kommunistischen Pressedienst nichts geändert. Im Gegenteil, dadurch wurde die Sache noch 

schlimmer. 

Um ein beliebtes Mißverständnis zu verhüten: im Folgenden werden sich die Ausdrücke „Ideologie“ 

und „ideologisch“ nicht immer vermeiden [554] oder durch gleichwertige ersetzen lassen. Sie sind 

aber doppelsinnig, denn sie können einmal ganz sachlich so etwas wie den geistigen Ueberbau be-

deuten, während sie in anderen Fällen den geläufigeren polemischen Sinn eines Gegenteils vom Ma-

terialismus haben. Aehnlich zweideutig wird ja der Ausdruck Idealismus angewendet, indem er ent-

weder als philosophischer Begriff auftritt und etwa dasselbe bedeutet wie Ideologie im zweiten, im 

polemischen Sinne – oder als sittliches Prinzip. Das eine Mal steht er im Gegensatz zum philosophi-

schen oder speziell zum historischen, das andere Mal zum ethischen Materialismus. Natürlich soll 

jene Zweideutigkeit nach Möglichkeit durch Umschreibung und Erläuterung ausgeschaltet werden, 

wie es der schwierige Gegenstand der Untersuchung erfordert. 

Was ist der Sinn jenes Strebens nach Liquidation des historischen Materialismus? Natürlich werden 

sich die Liquidatoren energisch dagegen verwahren, daß sie ihn überhaupt liquidieren wollten. Sie 

werden sagen, er müsse lediglich ergänzt, erweitert, verbessert werden, weil er in seiner bisherigen 
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Gestalt nicht genüge, weil er keine befriedigenden Antworten auf die Fragen zu geben vermöge, die 

der Erkenntnisdrang stellt. Das sind aber natürlich nur andere Worte für dieselbe Sache, für die Li-

quidation. 

Zugegeben, daß der historische Materialismus nicht alle Fragen beantworten kann. Aber auch festge-

stellt, daß er nie behauptet hat, das zu können! Ein Grundzug des historischen Materialismus wie des 

Marxismus überhaupt ist gerade seine Bescheidenheit. Nichts liegt ihm ferner, als sich für einen Uni-

versaldietrich auszugeben. Vielmehr ist die Beschränkung auf das Mögliche und Notwendige eben 

das Kennzeichen seiner echten Wissenschaftlichkeit, im Unterschied von der bürgerlichen Gelehr-

samkeit, die entweder sich einbildet, Rätsel erklärt zu haben, wo sie lediglich neue Rätsel aufgibt, 

oder die an der Möglichkeit der Erkenntnis überhaupt verzweifelt und vor Entzücken über den Tri-

umph der Relativität außer sich gerät, weil sie die Relativität der Relativität vergißt, kurz weil ihr die 

einzig fruchtbare Denkmethode der Dialektik abhanden gekommen ist. 

Mit der Dialektik sind wir schon mitten drin im Problem. Warum kann die bürgerliche wie jede herr-

schende Klasse mit der Dialektik nichts anfangen? Weil sie beharren muß und so sehr entwicklungs-

feindlich ist, daß sie selbst die dialektische Entwicklung in der Vergangenheit nur soweit zugibt, als 

diese das Vorspiel zur glorreichen und endgültigen Errungenschaft der Gegenwart bildet. Droht ein 

Neues in Erscheinung zu treten, so zeigt sich allerdings aus guten Gründen ein gewisser Sinn für 

Dialektik: Als die schöne liberale Welt durch Umsturz bedroht schien, fand ein naturwissenschaftli-

cher Ableger der Dialektik wie die Relativitätstheorie ein aufmerksames Publikum, teils aus Angst 

vor dem Umsturz, teils zur Beruhigung über die Vergänglichkeit des Umsturzes. 

Das Fehlen und noch mehr, die Korrumpierung des dialektischen Denkens ist aber auch ein Kennzei-

chen jener Liquidatoren des historischen Materialismus in unseren eigenen Reihen. Es ist kein Zufall, 

daß auch dieses Liquidatorentum zu einer Zeit auftrat und auftritt, wo die Revolution und wo auch 

die kommunistische Politik ein ganz anderes Gesicht bekam. Die romontische Periode ist vorbei. Die 

Romantiker schlugen sich, teils rechts – teils links, seitwärts in die Büsche, und ein dritter Teil sucht 

wenigstens auf ideologischem Gebiete noch zu retten, was zu retten ist. Ihm geht es wie den anderen, 

den Buschleuten, die sich auch nicht daran gewöhnen können, daß nun eine Epoche begonnen hat, in 

der [555] nicht das Gefühl, sondern der Verstand zu sprechen hat, und vom Gefühl höchstens das 

Verantwortlichkeitsgefühl. An die Stelle der dithyrambischen Politik tritt die wissenschaftliche, an 

die Stelle der großen Worte die Kleinarbeit, ja sogar an die Stelle der großen Taten die kleinen Taten, 

die für jene erst wieder den Boden vorbereiten müssen. 

Daß den Romantikern die sogenannte Nüchternheit des historischen Materialismus nicht genügt, läßt 

sich begreifen. Freilich, wenn man näher zusieht, so ist ja der historische Materialismus ebenso wenig 

nüchtern, wie es die Geschichtsbetrachtung überhaupt zu sein braucht. Die Romantiker glauben nun 

aber, der historische Materialismus sei bisher nicht „richtig“ angewandt worden. Zum großen Teile 

beruht diese Behauptung auf Unkenntnis dessen, was Mehring, Kautsky, Fuchs usw. in Anwendung 

der Methode des historischen Materialismus geleistet haben, und insofern ist jene Behauptung einer 

literatenhafte Leichtfertigkeit, die schon gekennzeichnet wird durch die abstrakte und deduktive Be-

weisführung, statt einer konkreten und induktiven, wie sie gerade von den Genannten früher aus-

schließlich angewendet worden ist. Zum andern Teile aber spricht sich in der Klage über die „falsche“ 

Anwendung des historischen Materialismus nur der Drang aus, dessen Methode überhaupt zu revi-

dieren, nämlich zu verwässern. Was nun gezeigt werden soll. 

Um aber nicht selber in den Fehler einer abstrakten Beweisführung zu verfallen, zitiere ich konkrete 

Fälle, wodurch zugleich die Grundlage für eine zweckmäßige und nicht uferlose Polemik über diese 

Dinge geschaffen wird. Denn gerade das machte die zitierten Vorstöße gegen den historischen Mate-

rialismus so unfruchtbar, daß sie allgemein gehalten waren und verallgemeinerten, statt an bestimm-

ten Beispielen zu zeigen, was falsch und was richtig sein solle. Schon diese Verschwommenheit 

spricht nicht für die Stichhaltigkeit der eigenen Argumente, ja sie spricht geradezu gegen die Festig-

keit der eigenen Ueberzeugung. 

Beiläufig verdient auch die P s e u d o n y m i t ä t  in wissenschaftlichen Artikeln eine Brandmarkung. 

Es verrät immer wenig Zutrauen zur eigenen Sache, wenn man seinen Namen versteckt, ohne 
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zwingende Gründe, etwa politischer Art, dafür zu haben. Bei unseren Autoren liegen solche Gründe 

um so weniger vor, als sie nicht etwa in einer staatlichen oder privaten Abhängigkeit stehen, sondern 

als kommunistische Schriftsteller wirken. 

Zunächst einen Beweis für die Unverantwortlichkeit, mit der Behauptungen aufgestellt werden, um 

nur ja „revolutionär“ zu erscheinen. In der Unterhaltungsbeilage unseres E r f u r t e r  Blattes stand am 

8. Oktober 1921 ein Artikel „K o m m u n i s t i s c h e  W i s s e n s c h a f t“ von X. Darin heißt es: 

Es „grassiert dort, wo das Bürgertum sich demokratisch zeigt, die pazifistische Idee der Natur, die allen Men-

schen gemeinsam und in ihrem innersten Wesen, nichts als Güte sei, zugleich der Natur als Schöpferin aller 

Dinge, namentlich als Mutter des Reichtums. Die feindlichen Brüder, Arbeiter und Kapitalisten, reichen sich 

in der Produktion die Hände, und dem Kapital werden die produktiven Kräfte der Arbeiterklasse beigelegt, so 

daß das Privatkapital nun als eigentliches Produktionsmittel erscheint und zu dem in der vergöttlichten Natur 

wirkenden schöpferischem Prinzip wird. Die Arbeiterklasse zieht also bei dieser Fusion den kürzeren, die Ehre 

als der produzierenden Klasse wird ihr genommen. 

[556] D i e s e  b ü r g e r l i c h e n  T h e o r i e n, wonach also das Gute nicht ‚von oben‘, sondern allein ‚von 

unten auf‘ kommt, nicht von Gott, sondern aus der Gesellschaft, stammen einesteils aus der Zeit, als das Bür-

gertum noch revolutionär war, als es noch von unten nach oben strebte und sich der Hilfe der linksstehenden 

Massen versichern mußte. Diese die Klassengegensätze verwischende Ideologie, deren geschichtliche Wurzel 

und gesellschaftliche Rolle hier nur angedeutet werden kann, findet heute noch Boden in der Arbeiterschaft, 

wo diese zur Passivität und zum Pazifismus neigt; hier hält auch der Opportunismus stets reichliche Ernte. Es 

kann daher nicht wunder nehmen, daß die Sozialdemokratie beider Richtungen, wo sie wissenschaftlich sein 

will, nicht im Klassenkampfe oder überhaupt in gesellschaftlichen Gegensätzen, sondern i n  e i n e m  a u ß e r -

h a l b  z u  s u c h e n d e n  ‚N a t u r‘-P r i n z i p  d i e  T r i e b k r a f t  d e r  h i s t o r i s c h e n  E n t w i c k l u n g  

u n d  d e n  E r k l ä r u n g s g r u n d  a l l e r  D i n g e  s i e h t. 

Mußten d i e s e  T h e o r i e n  d e r  C u n o w  u n d  K a u t s k y sich auf dem Gebiet der Tagespolitik im Zu-

sammenstoß der kämpfenden Klassen bald als das enthüllen, was sie waren, als revolutionsfeindlich, reaktio-

när, so führten sie eine noch unbestrittene Herrschaft auf den dem politischen Gegenwartskampfe scheinbar 

entfernt liegenden, weil scheinbar unpolitischen Gebieten der Religion, der Mythologie, der Volkskunde, der 

Völkerpsychologie, den Fragen der Blutsverwandtschaft, der Moral usw., zumal auch Marx und Engels hier 

nicht nur vieles unbearbeitet gelassen, sondern hier auch die bürgerlich-demokratische Naturtheorie des unpo-

litischen Allgemeinmenschlichen nicht überwanden.“ 

Wer so etwas schreibt, von dem kann man getrost behaupten, daß er in Marx und Engels höchstens 

geblättert, in Kautskys und Cunows historische Werke aber überhaupt nicht hineingesehen hat. Hätte 

er das getan, so wären ja seine Behauptungen bewußte Unwahrheiten. Leider schöpfen manche Kom-

munisten ihren Marxismus lediglich aus der Unmenge von taktischer Literatur, die heute geboten 

wird, während sie in den wenigen Jahren seit dem Kriege zum Studium des theoretischen Marxismus 

noch keine Zeit gefunden haben. Es ist eine beispiellose Unwissenheit oder eine noch schlimmere 

Fälschung, den Historikern Kautsky und Cunow zu unterstellen, sie sähen in einem Naturprinzip statt 

in gesellschaftlichen Gegensätzen die Triebkraft der historischen Entwicklung oder gar den Erklä-

rungsgrund aller Dinge. Man mag zu den Kautsky und Cunow von heute stehen, wie man will, – die 

geschichtstheoretischen Leistungen besonders Kautskys so zu verleumden, ist eine Dreistigkeit, die 

um der Ehre des Kommunismus willen zurückgewiesen werden muß. 

Dieser Genosse X. ist allerdings nicht ein „Liquidator“ des historischen Materialismus, aber dafür 

kompromittiert er ihn nach der andern Seite in einer Weise, die beinahe noch schlimmer wirkt. Er 

läßt sich jenen Leuten vergleichen, deren Gehaben Mehring als „Aesthetik der schwieligen Faust“ zu 

bezeichnen pflegte. Ihre Methode bestand darin, alles als „bürgerlich“ abzulehnen, was nicht sozusa-

gen auf der Grundlage des Erfurter Programms geschaffen war. So wütete vor etwa einem Dutzend 

Jahren der holländische Dramatiker Heijermanns unter dem Namen „Heinz Sperber“ im Feuilleton 

des „Vorwärts“, das schon damals unmarxistisch war, gleichsam als Uebermarxist umher und räumte 

mit der gesamten bürgerlichen Literatur so gründlich auf, daß selbst von Goethe kein Hund mehr ein 

Stück Brot genommen hätte. 

[557] Auch heute haben wir noch solche Aesthetiker der schwieligen Faust, und es ist kennzeichnend 

für das Durcheinander, daß ein Teil unserer Presse zwischen den Extremen des Liquidatorentums und 
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der schwieligen Faust hin- und herschwankt. Gegen die schwielige Faust gerichtet war wohl ein Ar-

tikel von B r u n o  S c h ö n l a n k  über „R o t e s  M u c k e r t u m“, der im Dezember 1921 in einigen 

Blättern abgedruckt wurde. Aber leider war Schönlanks Polemik so allgemein gehalten, daß man 

nicht erkennen konnte, gegen welche Autoren sie sich richtete. Das ist umso mehr zu tadeln, als 

Schönlanks Wort von den Leuten, die sich „bei jeder Betrachtung irgend einer Erscheinungsform des 

mannigfaltigen Daseins“ abquälen, „noch eine klassenkämpferische Moral anzuwenden“ (anzuhän-

gen?), ebenso mehrdeutig erscheint, wie die Wendung, daß „alle inneren Quellen lebendig bleiben“ 

müßten, wenn auch das Proletariat sich über die wirtschaftlichen Triebkräfte klar sein solle. 

Hier entsteht nämlich der Verdacht, daß wir es bei den „inneren Quellen“ mit demselben Ding zu tun 

haben, das bei einem anderen Autor als „Dämon“ auftritt. In einer Besprechung, die als Nr. 10 der 

F e u i l l e t o n-K o r r e s p o n d e n z  (wohl vom 7. Sept. 1921) erschien, schrieb G. G. L. 

„In diesem S h a k e s p e a r e-B u c h  L a n d a u e r s  fühlen wir, wie auf dem Boden des Kommunismus eine 

unbedingte Vorurteilslosigkeit erwächst, wie sie eben nur in dieser Sphäre möglich ist. Was die m e c h a n i -

s i e r e n d e  A n w e n d u n g  des historischen Materialismus außer Acht läßt, daß die Art des dichterischen 

Erlebnisses eines Künstlers bestimmt ist einmal durch den Charakter, den D ä m o n  d e s  K ü n s t l e r s, das 

andere Mal durch seine historische soziale Situation, das wird durch Landauers Shakespeare-Erklärung ent-

hüllt in allen Einzelheiten.“ 

Auch hier die allgemein gehaltene Polemik gegen die „mechanisierende Anwendung des historischen 

Materialismus“. In einer Kontroverse gegen G. G. L. aus anderem Anlaß schrieb schon L u  M ä r t e n  

(„Rote“ Fahne“ vom 29. Mai 1921) sehr richtig: 

„Der historische Materialismus ist kein Zahnstocher, mit dem man gerade nur bis auf die kritischen Schäden 

gelangt, sondern ein Wurzelinstrument. Als solches hat er die Aufgabe nicht des ‚intuitiven Erkennens‘, die 

ein ideologisches Ideal ist, sondern die der ‚induktiven‘*) exakten Tatsachenbeweisführung. Die Angst vor der 

Verflachung (wenn es das ist), die eine solche Operation in ihren Resultaten zeitigen könnte, ist ebenfalls die 

Angst des Ideologen, der immer meint, die von ihm geliebte Erscheinung – ‚Seele‘ oder ‚Kunst‘ – würde 

vernichtet, wenn sie in ihrem Grundmaterial einmal nackt zum Vorschein kommt.“ 

C. G. L. spricht also von einer Verflachung oder Mechanisierung, weil die Berücksichtigung des 

„Dämons“ und des „intuitiven Erkennens“ fehlt. 

Auch in einem Aufsatz „A u f g a b e n  d e s  P r o l e t k u l t s“ („Hamburger Volkszeitung“ vom 10. 

September 1921 wird von F e l i x  S t i e m e r  eine Wendung gebraucht, die zu den „lebendigen inne-

ren Duellen“ und dem „Dämon“ paßt: 

„Weder genügt es, die jüngste Kunst als Verfallsprodukt einer Wirklichkeitsflucht zu definieren, noch stellt 

die bloße Darstellung der [558] historischen Zusammenhänge zwischen Klassenkämpfen und Stilveränderun-

gen das zunächst Wesentliche auf. Gegenwart und Vergangenheit der Kunst müssen zur Auseinandersetzung 

mit dem in ihr verkörperten Geiste werden. Dies geschieht aber erst durch ein l e b e n d i g e s  V e r h ä l t n i s  

jedes einzelnen zu jedem einzelnen Werk, das dann die Grundlage zur historisch-materialistischen Betrachtung 

bildet.“ 

In Wirklichkeit handelt es sich bei alledem, bei den „lebendigen inneren Quellen“, dem „Dämon“ 

oder dem „lebendigen Verhältnis", um Dinge, deren Bedeutung kein marxistischer Aesthetiker je 

übersehen hat; aber, gerade jeder marxistische Aesthetiker muß sich darüber klar sein, daß diese 

Dinge gar nicht in das Gebiet des historischen Materialismus gehören, sondern, sofern man sie über-

haupt wissenschaftlich und nicht „intuitiv“ behandeln will, in das der N a t u r w i s s e n s c h a f t. 

Das Lustige oder auch Traurige bei dieser ganzen Verwässerungsaktion ist ihre Dagewesenheit. Vom 

Engelsschen Anti-Dühring ganz zu schweigen, der sich schon vor fast einem halben Jahrhundert ge-

gen ähnliche Tendenzen wehren mußte, hat es auch vor einem kleinen Menschenalter einen ganz 

speziellen Fall gegeben, der dem unsrigen, heutigen verteufelt ähnlich sieht. 1896 veröffentlichte die 

Wiener Monatsschrift „D i e  Z e i t“ einen Artikel des englischen Sozialisten B e l f o r t  B a x  über die 

„M a t e r i a l i s t i s c h e  G e s c h i c h t s a u f f a s s u n g“, in dem es hieß: 

 
*) „D e duktiven“ ist wohl [ein] Druckfehler. 
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„Das Bestreben, d a s  G a n z e  d e s  m e n s c h l i c h e n  L e b e n s  auf ein Element allein zurückzuführen, alle 

Geschichte auf der Basis der Oekonomie zu erklären, übersieht die Tatsache, daß jede konkrete Realität zwei 

Seiten haben muß, also wenigstens zwei Grundelemente ... Wie ich glaube, verlangt die besprochene Theorie 

eine Verbesserung in dem folgenden Sinne: Die spekulativen, ethischen, künstlerischen F ä h i g k e i t e n  des 

Menschen existieren als solche in der menschlichen Gesellschaft, wenn auch unentwickelt, von Anbeginn an 

und sind nicht bloß Produkte der materiellen Faktoren des menschlichen Daseins, obwohl ihre Aeußerungen 

zu jeder Zeit in der Vergangenheit immer in geringerem und sehr oft in bedeutendem Maße durch diese Fak-

toren modifiziert wurden. Die ganze Entwicklung der Gesellschaft ist in einem weit höheren Grade durch ihre 

materiellen Grundlagen modifiziert worden, als durch irgend eine spekulative, ethische oder künstlerische Ur-

sache. Aber dies ist nicht gleichbedeutend mit der Behauptung, daß jede solche ‚ideologische‘ Ursache sich in 

eine rein materielle Bedingung auflösen lasse ... Ich gebe vollständig zu, daß die eigentümliche Form einer 

Bewegung, sei sie nun eine intellektuelle, ethische oder künstlerische, durch die materiellen Verhältnisse der 

Gesellschaft bestimmt wird, in welchen sie Leben und Gestalt gewinnt, aber sie wird ebenso bestimmt durch 

die fundamentalen psychologischen Tendenzen, von welchen sie erzeugt worden ist. Das Denkvermögen z. B., 

die Kraft der Generalisierung, der Darstellung der Ereignisse als Ursache und Wirkung, können gewiß nicht 

auf die ‚psychologische Rückspiegelung der ökonomischen Bedingungen‘ zurückgeführt werden ... Fassen wir 

die Ansichten zusammen, die ich im Gegensatz zu der extremen Richtung der materialistischen Geschichts-

auffassung hier vertreten habe. Für diese sind die m e n s c h l i c h e n  A n g e l e g e n h e i t e n  einzig und allein 

durch ä u ß e r e, physische Ursachen bestimmt, ebenso wie für den entgegengesetzten Standpunkt einzig und 

allein durch innere, [559] psychologische oder idealistische Ursachen. Beide Ansichten halte ich für einseitig.“ 

Da haben wir also, etwas anders ausgedrückt, Schönlanks „innere Quellen“ und Stiemers „lebendiges 

Verhältnis", samt dem „Dämon“ und der „Intuition“ von G. G. L. 

In der „N e u e n  Z e i t“ nahm Kautsky sich Herrn Bax vor (14. Jahrgang, Band 2, S. 652 ff.) und setzte 

bei dieser Gelegenheit die Grenzen von materialistischer Geschichtsauffassung und „p s y c h o l o g i -

s c h e m  A n t r i e b“, wie er es nannte, so scharf auseinander, daß es wirklich ein paar Jahrzehnte lang 

vorgehalten hat, aber leider nicht länger. Kautsky führte zu der zitierten Stelle folgendes aus: 

„Schälen wir aus diesem philosophischen Tiefsinn den Kern heraus, dann finden wir, daß Bax sagen will, Sitte, 

Religion, Kunst, Wissenschaft werden nicht allein durch die ökonomischen Bedingungen erzeugt; es ist auch 

notwendig, daß diese Bedingungen auf Menschen wirken mit gewissen ethischen, künstlerischen, spekulativen 

Fähigkeiten. Nur durch das Zusammenwirken beider Faktoren entsteht eine gesellschaftliche, künstlerische, 

ethische usw. Bewegung.“ 

Kautsky stellt fest, daß kein Marxist diese Auffassung bestreite, obwohl Bax diese behaupte. Man 

sieht, auch die Methode, Ungenannten fälschlich etwas zu unterstellen, hat Bax vorweggenommen. 

Kautsky fährt fort: 

„Es wäre eine offenbare Hirnlosigkeit, anzuerkennen, das Wollen und Denken der Menschen werde, wie Bax 

die ‚extreme Richtung der materialistischen Geschichtsauffassung‘ sagen läßt, ‚einzig und allein durch äußere, 

physische Ursachen bestimmt‘. Es ist selbstverständlich, daß der menschliche Organismus bei der Produktion 

der Ideen ebenso eine Rolle spielt, wie die Außenwelt. H a t  s i c h  a b e r  d e r  m e n s c h l i c h e  O r g a n i s -

m u s, sein Denkvermögen, seine künstlerische Fähigkeit usw. i n  h i s t o r i s c h e r  Z e i t  m e r k l i c h  v e r -

ä n d e r t? S i c h e r  n i c h t. Die Denkfähigkeit eines Aristoteles ist wohl kaum übertroffen; ebenso wenig das 

künstlerische Vermögen der Antike. Was hat sich andererseits in der Außenwelt geändert? Die Natur? Auch 

nicht. Ueber Griechenland lacht heute derselbe blaue Himmel, wie zur Zeit des Perikles. Aber die G e s e l l -

s c h a f t  hat sich geändert, das heißt, in letzter Linie die ö k o n o m i s c h e n  V e r h ä l t n i s s e; und soweit 

Natur und Menschen sich geändert haben, ist es unter der Einwirkung der ökonomischen Verhältnisse gesche-

hen. 

Die ökonomischen Verhältnisse sind also nicht das Einzige, was die ‚menschlichen Angelegenheiten‘, das 

‚Ganze des menschlichen Lebens‘ bestimmt, sie sind aber unter den für die menschlichen Angelegenheiten 

maßgebenden Faktoren das einzige variable Element. Die anderen sind konstant, ändern sich gar nicht oder 

unter dem Einfluß der Veränderungen des variablen Elements; sie sind also nicht Triebkräfte der historischen 

E n t w i c k l u n g, wenn sie auch unentbehrliche Elemente des m e n s c h l i c h e n  L e b e n s  sind. 

Der materialistische Historiker ‚übersieht‘ keineswegs, er unterschätzt nicht einmal die Bedeutung des ‚psy-

chologischen‘ Faktors in der Geschichte. Aber weit entfernt, als Triebkraft der geschichtlichen Entwicklung 

zu wirken, entpuppt sich vielmehr dieser Faktor als ein wesentlich k o n s e r v a t i v e s  Element. Jeder 
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Historiker weiß, welche große Kraft in der Geschichte die T r a d i t i o n  darstellt. [560] Während die ökono-

mische Entwicklung keinen Stillstand kennt, hat das menschliche Bewußtsein das Bestreben, in den einmal 

gewonnenen Denkformen zu verbleiben ... 

Dank dieser Trägheit des menschlichen Bewußtseins erscheint bei oberflächlicher Betrachtung der Fortschritt 

der Gesellschaft als das Produkt der Ideen, die einzelnen gottbegnadeten Geistern ‚vom Himmel zufallen‘, um 

einen Ausdruck zu gebrauchen, der Bax besonders geärgert hat, der Ideen, für die dann die Vorkämpfer des 

Fortschritts die Masse der Menschen gewinnen. Es erscheint so, als ob es die Ideen wären, die die Bewegung 

der Gesellschaft erzeugten. Nichts naiver, als wenn die Vertreter des Idealismus den Materialisten vorwerfen, 

daß, sie diese Rolle der Ideen in der Geschichte ‚übersehen‘. Als ob das möglich wäre ...! Nein, die Materia-

listen ü b e r s e h e n  nicht diesen Prozeß, aber sie b e g n ü g e n  sich nicht damit, gleich der herkömmlichen 

Geschichtsschreibung, bei ihm, das heißt, an der Oberfläche der Erscheinungen stehen zu bleiben. Sie forschen 

tiefer, und sie finden, daß die Auseinanderfolge der Ideen keine zufällige und willkürliche, sondern eine ge-

setzmäßige ist; daß jeder bestimmten ökonomischen Epoche der Menschheit auch bestimmte Formen der Re-

ligion, der Sitte, des Rechts entsprechen, die man in allen Klimaten, bei allen Rassen wiederfindet, und daß, 

wo immer die entsprechenden Veränderungen sich verfolgen lassen, die Veränderung der ökonomischen Ver-

hältnisse vorangeht und die Veränderung der Anschauungen der Menschen ihr nur zögernd folgt, daß also 

diese durch jene zu erklären ist, nicht umgekehrt.“ 

Der ganze Artikel Kautskys von 1896 ist sehr lesenswert, und es wirkt ergötzlich, daß im weiteren 

Verlauf eine kleine Polemik erwähnt wird, die Marx, wiederum ein Menschenalter vorher, gegen 

einen amerikanischen Kritiker in einer ähnlichen Angelegenheit unternommen hatte, und die er übri-

gens in einer Note des „Kapitals“ erledigte. Dabei erklärte er dann seinerseits die Einwände des Kri-

tikers schon für „weltbekannte Redensarten“. Gewisse Irrtümer sind schwer totzukriegen, aber es 

stimmt nachdenklich, daß ähnliche Argumente, wie sie vor sechs und drei Jahrzehnten aus Amerika 

und England kamen, nunmehr im klassischen Lande des Marxismus selber, und obendrein in der 

kommunistischen Presse, gedruckt werden können. Ein Trost ist höchstens, daß es sich nicht, wie bei 

den Gegnern von Marx und Kautsky, um ökonomische und historische Fragen handelt, sondern bloß 

um ästhetische, die zwar noch komplizierter, aber dafür immerhin weniger wichtig als jene sind. 

Das Resultat, zu dem wir gelangen, gipfelt in der Feststellung: der wesentliche Unterschied der mar-

xistisch-materialistischen Methode von der ideologischen oder psychologischen ist der, daß jene die 

treibenden Kräfte in der Entwicklung der Gesellschaft erforscht – d i e  s i c h  e r k l ä r e n  l a s s e n  –, 

während die ideologische Methode es mit den im großen und ganzen seit Menschengedenken unver-

änderten psychologischen Vorgängen zu tun hat – die sich deute wenigstens noch n i c h t  e r k l ä r e n  

l a s s e n, und deren Erklärung an sich eine Frage der Naturwissenschaft wäre und nur insofern eine 

solche des historischen Materialismus, als etwaige V e r ä n d e r u n g e n  festgestellt werden könnten, 

die dann eben wiederum nur durch die materialistische Geschichtsauffassung zureichend erklärt wer-

den könnten. 

Die Berufung auf Marx und Engels, vollends auf Kautsky – obwohl sie nicht um der Namen, sondern 

um der Argumente willen er-[561]folgte –, ist nun freilich geeignet, die gemachten Ausführungen 

über die Liquidatoren des historischen Materialismus bei manchen Kommunisten zu diskreditieren. 

Ein Genosse, der einen ä s t h e t i s c h e n  Artikel (über „M o d e r n e  K u n s t“) als M u c k  zeichnet, 

obwohl er als politischer Schriftsteller sonst seinen wahren Namen zu nennen pflegt, und der damit 

natürlich auch nicht zur Verstärkung seiner Beweiskraft beiträgt, benutzt die Pseudonymität ebenfalls 

zu anonymen Angriffen, nämlich gegen ungenannte Gegner, von denen er schreibt („Rote Fahne“, 6. 

Januar 1922, Abendausgabe): 

„In kommunistischen Kreisen ist eine geistige Richtung vorhanden, die man als klassizistische bezeichnen 

kann. Und zwar klassizistisch nicht bloß in der Beziehung, daß die Aussprüche der Klassiker des Sozialismus, 

Marx und Engels, als Maßstab aller geistigen Werte gelten, sondern auch in der, daß an der klassischen Kunst 

des Bürgertums, des 17. und 18., höchstens noch der Anfänge des 19. Jahrhunderts, alle Kunst überhaupt 

gemessen wird. Schon Kunstformen und Kunstrichtungen des 19. Jahrhunderts, erst recht aber solche der jet-

zigen Zeit, werden nur noch als Verfallserscheinungen einer absterbenden Kultur, der kapitalistischen, gewer-

tet und dementsprechend – gewissermaßen als konterrevolutionär – negiert.“ 

Der ganze Artikel Mucks läuft dann auf eine Ehrenrettung des E x p r e s s i o n i s m u s  hinaus: „Trotz 

Romantik, Metaphysik und Mystik, wenn das alles Zufallserscheinung sein soll, dann gute Nacht 
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Poesie.“ Da haben wir’s. Die gefühlsmäßige, verschwommene Einstellung des Expressionismus ent-

spricht in der Tat vollkommen dem „dämonisch“, „intuitiv“, aus „inneren Quellen“, durch ein „le-

bendiges Verhältnis“ geschöpften Aufguß des historischen Materialismus, diesem geistigen Nah-

rungsersatz, der dem Proletariat empfohlen wird. 

Um eins nicht zu vergessen: Wenn hier der kommunistischen Presse der Vorwurf gemacht wurde, sie 

begünstige das „Liquidatorentum“ in Hinsicht auf den historischen Materialismus, so soll sich nicht 

etwa die sozialistische Presse einbilden, bei ihr sei es besser bestellt. In der sozialistischen Presse sind 

die ehemaligen vereinzelten Ansätze zur Methode des historischen Materialismus schon lange völlig 

liquidiert. Bei ihr hat die psychologische, die ideologische, kurz die bürgerliche Methode gerade auch 

in der Kunstbetrachtung auf der ganzen Linie gesiegt, während es sich bei uns lediglich um die An-

fänge einer Verquickung dieser Scheinmethode mit der einzig fruchtbaren materialistischen handelt. 

Diesen Anfängen sollte hier gewehrt werden. [562] 

* 

Bücherschau 

Die Quintessenz des Marxismus.*) 
Von Dr. H. Duncker.  

(Fortsetzung) 

Bei der in Ziff. 21 folgenden Erörterung, durch welche Mittel der Kapitalist den Mehrwert erlangt, 

behauptet Gen. Korsch, daß der Kapitalist „durchschnittlich auch dem Arbeiter den vollen Wert sei-

ner Arbeitskraft bezahle“. 

„Nur ausnahmsweise wird in einzelnen Betrieben, Industriezweigen (z. B. Heimarbeit), Ländern (z. B. über-

seeische Kolonien) die Arbeitskraft dauernd unter ihrem Wert gekauft.“ 

Die „Quintessenz des Marxismus“ ist 1922 und in Deutschland erschienen. Welcher deutsche Arbei-

ter erhält heutzutage den Tauschwert seiner Arbeitskraft? Welcher Proletarier hier kann seine veraus-

gabte Arbeitskraft mit Hilfe des Lohnes wirklich wiederherstellen?! Gewiß schafft solcher „Raub-

bau“ an der menschlichen Arbeitskraft nicht den normalen kapitalistischen Mehrwert, aber dieser 

Raubbau besteht deshalb doch in einem in der wachsenden Verelendung unheimlich zutage tretenden 

Grade und leider gar nicht „nur ausnahmsweise“. 

K. will sodann die Schaffung des Mehrwertes in der Produktion beleuchten und sagt: 

„Durch den Gebrauch der Arbeitskraft im Betrieb wird neuer Wert geschaffen und zwar desto mehr, je mehr 

Produkte durch sie hergestellt werden, d. h. je länger und intensiver die Arbeitskraft produktiv gebraucht wird.“ 

(Ziff. 22.) 

Auch hier ist die Darstellung schief. Intensität und Produktivität der Arbeit hätten logisch auseinan-

dergehalten werden müssen. Steigerung der Produktenmenge bei gleichbleibender Arbeitszeit bedeu-

tet keineswegs unbedingt einen größeren Wertbetrag. Hat sich die Produktivität der Arbeit allgemein 

gehoben, so verkörpert sich der alte Wert nur in einer größeren Produktenmenge. Siehe Marx Kapitel 

I, S. 13: „Dieselbe Arbeit ergibt daher in denselben Zeiträumen stets dieselbe Wertgröße, wie immer 

die Produktivkraft wechsle.“ 

Einer auch für ihn selbst irreführenden Begriffsneubildung bedient sich K., wenn er des weiteren im 

Wertbildungsprozeß von einer Notwendigkeit der „W i e d e r e r z e u g u n g“ der durch ihren Ge-

brauch produktiv verbrauchten Werte (Rohstoffe usw. Arbeitskraft) spricht (Ziff. 23). Rohstoffe usw. 

d. h. also das konstante Kapital wird aber im Wertbildungsprozeß nicht „wiederzeugt“. Kein „Bruch-

teil des Arbeitstages“ ist für den Ersatz der produktiv verbrauchten Rohstoffe usw.“ erforderlich, wie 

K. zu glauben scheint. K. hätte das leicht aus der genialen Verspottung von „Seniors letzter Stunde“ 

bei Marx ersehen können. Der Arbeiter, soweit er nicht Mehrwert schafft, ersetzt nur den Tauschwert 

seiner Arbeitskraft (d. h. das variable Kapital) und dabei überträgt er durch die besondere Qualität 

 
*) Die Quintessenz des Marxismus, von Karl Korsch, Viva-Verlag 1922. 
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seiner Arbeitskraft gleichzeitig den im konstanten Kapital bereits vorhandenen alten Wert in das neue 

Produkt. Der Neuwert dagegen ist nur v+ m. 

In seinem 4. Hauptteil will K. die „Verteilung des Mehrwerts in der kapitalistischen Gesellschaft“ 

darstellen. Es ist völlig richtig, daß eine Quintessenz des Marxismus heutzutage an diesen Problemen 

des 3. Bandes des Kapitels nicht mehr vorübergehen darf. K. weist in diesem Sinne die Vorstellung 

zurück, als ob jeder kapitalistische Einzelunternehmer in der Lage sei, den in seinem Betrieb geschaf-

fenen Mehrwert auch völlig einzusacken. 

„Dagegen regelt sich das Maß der Beteiligung jedes einzelnen Unternehmers am gesellschaftlichen Mehrwert 

in der kapitalistischen Gesellschaft unabhängig davon, wieviel Mehrwert gerade in seinem Betriebe erzeugt 

worden ist.“ (Ziff. 24.) 

Aber wie und wodurch findet denn diese Regelung statt? Darüber sagt K. wieder kein Wort. Denn 

die Aeußerung, daß es eine Aufteilung „in verschiedenen Formen“ sei, ist doch auch äußerst „for-

mal“! Und die dazu beigefügte „Illustration“: 

„Es tritt z. B, der heute durch die Mehrarbeit der Eisenbahner geschaf-[563]fene Mehrwert in die Erscheinung 

als Profit der Kohle- und Eisenproduzenten“, 

verwirrt die ganze Darstellung mehr als daß sie sie veranschaulicht. K. hätte von dem bei ihm völlig 

unerwähnt gebliebenen Gesetz der gleichen Profitrate ausgehend, die Bildung des „Produktionsprei-

ses“ darlegen müssen, anders ist die Mehrwertverteilung in der kapitalistischen Gesellschaft nicht 

theoretisch verständlich zu machen. Und erst so läßt sich die „Abweichung der Preise von den Wer-

ten“, deren in Aussicht gestellte Erklärung in Ziff. 30 nur höchst unvollkommen angeschnitten wird, 

wirklich erläutern. K. beschränkt sich dagegen auf eine kurze Aufzählung der „wichtigsten Erschei-

nungsformen des Kapitalprofits“ (Ziff. 26): Unternehmergewinne, Zins, Grundrente. In der prakti-

schen Illustration dazu wird dann – an sich richtig – noch der Handelsgewinn mit hineingezogen, der 

in dem vorangestellten Hauptsatz fehlt und wie wir sehen, in Ziff. 19 als Extragewinn bezeichnet 

worden war. Die von K. in Ziff. 27 erwähnten gesellschaftlichen Dienste leistenden gesellschaftlichen 

Dienste leistenden Personen lassen sich dagegen nicht so restlos, wie K. es tut, als Schmarotzer am 

Mehrwert hinstellen. In der Illustration zu Ziff. 27 erwähnt K. selbst, daß auch der Arbeiter aus sei-

nem Einkommen (also doch nicht Mehrwert!) Dienstleistungen bezahlt. Diese Schichten sind also, 

wie Ross Luxemburg in ihrer Antikritik S. 17 klar gezeigt hat, „Mitesser der b e i d e n  großen Mas-

sen: Kapitalisten und Arbeiter.“ 

Statt der notwendigen Klarlegung, wie sich die Werttheorie zur Produktionspreistheorie erweitert, 

bringt K. in Ziff. 29 einen längeren Passus über das Geflecht der kapitalistischen Produktionsweise. 

K. hätte solchen „kapitalistischen Kommunismus“, wie Marx in einem Brief an Engels einmal diesen 

ganzen Beziehungskomplex genannt hat, kürzer und klarer mit Marx eigenen Worten kennzeichnen 

können: 

„Jedes einzelne Kapitel bildet nur ein vervollständigtes, sozusagen mit individuellem Leben begabtes Bruch-

stück des gesellschaftlichen Gesamtkapitals, wie jeder einzelne Kapitalist nur ein individuelles Element der 

Kapitalistenklasse“ (Marz, Kapitel II, S. 324). 

In der von K. gewählten Darstellungsform erscheint doch Gestalt und Weiterentwicklung der kapita-

listischen Wirtschafts- und Gesellschaft allzusehr als letztes gemeinsames Ziel der Kapitalistenklasse 

und das profitwirtschaftliche Streben jedes Kapitalisten tritt bedenklich in den Hintergrund. (Welche 

tiefere theoretische Einsicht übrigens dabei aus der von K. vorgenommenen Satzumkehrung gewon-

nen werden kann: „Die Kapitalisten sind in der Lage, sich den Mehrwert anzueignen, sie besitzen 

also die Produktionsmittel“, bleibt schleierhaft) Auch in Ziff. 30 werden die Kapitalisten noch allzu-

sehr als Diener des „gesellschaftlichen Gesamtinteresses“ hingestellt. In der gegenwärtigen Periode 

der kapitalistischen Entwicklung im Monopolkapitalismus, – dessen schwerwiegenden Einfluß auf 

die der Marxschen Werttheorie zugrunde liegende Wirtschaft der freien Konkurrenz K. nirgends auch 

nur streift! – im Zeitalter des Weltkrieges und der Weltkrise sind die gesellschaftsfeindlichen Renta-

bilitätsinteressen des Kapitals derart vorwiegend, daß man da eigentlich nicht mehr von einem „zwie-

spältigen“ sowohl – als auch sprechen kann. 
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Im letzten 5. Teil (Ziff. 31 u. 37) beleuchtet K. die „Verwirklichung des Kommunismus“. Die Not-

wendigkeit des Untergangs der kapitalistischen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung wird im An-

schluß an die Darstellung in Rosa Luxemburgs „Akkumulation des Kapitals“ begründet. In einer 

späteren Bearbeitung wären vielleicht aus Bucharins Oekonomik der Transformationsperiode, noch 

einige Gedankenreihen zur Kennzeichnung des Uebergangs von der kapitalistischen zur kommunis-

tischen Gesellschaft einzuschalten. Immerhin ist dieser letzte Teil K. noch am besten gelungen. 

Möchte eine s e h r  g r ü n d l i c h e  D u r c h a r b e i t u n g  des Schriftchens auch die anderen Teile ein-

wandfrei gestalten, der Dank aller am Marxismus Interessierten wäre K. sicher! 

* 

J. M. Keynes: Revision des Friedensvertrages, D u n c k e r  u n d  H u m b l o t, Leipzig 1922, 242 

Seiten. 

Das neue Buch des englischen liberalen Oekonomen ist eine Abhandlung des schon in früheren 

Schriften des Verfassers wiederholt behandelten Themas von der wirtschaftlichen Unhaltbarkeit des 

Versailler Friedens. Keynes macht mit dem immerhin klügeren Parvus die Theorie zur politischen 

Praxis des Wirth-Kabinetts in der Wiedergut-[564]machungsfrage. Der Verfechter der Interessen des 

englischen Handelskapitals, dem die gewaltsamen Methoden des Imperialismus als geschäftsstörend 

und Krisen verursachend zu-[...] [...]1 Geschäftsführern des deutschen Kapitalismus, der friedlich ge-

worden ist, weil ihm die schimmernde Wehr zerbrochen wurde. 

Voll Eifer müht sich Keynes, mit Gründen des Rechts und der Moral die Notwendigkeit der Revision 

des Friedensvertrages plausibel zu machen. Für die Diplomaten, die der verheerenden wider sind, 

trifft sich mit den politischen Weltkrisen, dem immer mehr sich verschärfenden Konflikte ohmmäch-

tig gegenüberstehen, hat er Worte ironischen Spotts und beißenden Hohnes; für das Proletariat Euro-

pas, das trotz wachsenden Elends und unerträglicher Bedrückung seine Kraft dem Wiederaufbau des 

Kapitalismus gewidmet hat, bezeichnender Weise Worte lobender Anerkennung. Sowjetrußland, das 

Land der Barbaren, das Land der proletarischen Revolution, aus der, getragen von den Arbeitern aller 

Ländern, die Revision des Friedensvertrages allein geboren werden kann, existiert für den zivilisier-

ten Engländer nicht. 

Als praktische Maßregel für die Revision des Vertrages schlägt Keynes das schon genugsam erörterte 

Mittel der gegenseitigen Liquidierung der Kriegsschulden vor. Wenn die Vereinigten Staaten, was er 

mit Recht in Frage stellt, nicht den ersten Schritt dazu tun wollen, so soll England als Erlöser der 

Welt damit anfangen. Es soll darauf einwirken, daß die deutschen Reparationsverpflichtungen herab-

gesetzt werden. Von diesen Reparationsschulden müßte die Forderung auf Ersatz der Militärpensio-

nen in Höhe von 14 Milliarden Mark, die nach Keynes Auffassung zu Unrecht von Deutschland ein-

getrieben werden, gestrichen werden. Bei richtiger Berechnung des Gesamtschadens bliebe ein Wie-

dergutmachungsbetrag von 30 Milliarden, zu denen noch 6 Milliarden Mark der belgischen Kriegs-

schuld hinzutreten. Diese 36 Milliarden sollen mit 5% verzinst und mit 1% getilgt werden. So kommt 

Keynes zu folgendem einfachen Plan der Revision des Vertrages: 

1. Großbritannien und wenn möglich auch Amerika annullieren alle den europäischen Regierungen 

von ihnen gewährten Anleihen und verzichten auf ihren Teil an der deutschen Wiedergutmachung. 

2. Deutschland zahlt 1260 Millionen Goldmark per Jahr für 30 Jahre, und stellt eine Gesamtsumme 

von 1 Milliarde Goldmark an England zur Unterstützung Polens und Oesterreichs zur Verfügung, 

3. Diese Jahreszahlung wird in Anteilen von 1080 Millionen bezw. 180 Millionen an Frankreich und 

Belgien überwiesen (Seite 202). 

Der Ausgang der Genuakonferenz und die Bettelreise des Finanzministers nach Paris sind die beste 

praktische Kritik an diesen liberalen Sanierungsvorschlägen. e. l. 

[565]  

 
1 Hier fehlt Text. In späteren Ausgaben der „Internationale“ gibt es keine Korrekturhinweise. KWF 
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Die Internationale  

Jahrg. 4 ⁕ Ausgegeben 18. Juni 1922 ⁕ Heft 25 

Der europäische Imperialismus und die russische Revolution im Saal des Obersten Tribunals.  
Von A. A l e x e j e w. 

... den 14. Juni 1922. 

Worin liegt die internationale Bedeutung des Prozesses gegen die Partei der Sozialrevolutionäre? 

Diese Frage kann man folgendermaßen beantworten: im Saal des Tribunals wird lediglich der fünf-

jährige Kampf zwischen der russischen Revolution und dem Weltimperialismus fortgesetzt. 

Der Kampf wurde an den Fronten geführt. Die Entente war genötigt, ihn einzustellen, weil er für sie 

hoffnungslos geworden war, 

Der Kampf wurde geführt durch Blockade und die Politik des „Stacheldrahts“ um Rußland. Der Sta-

cheldraht und die Blockade sind durchbrochen. Der beste Beweis dafür ist Genua. 

Der Kampf wurde geführt und wird geführt an der wirtschaftlichen Front. Hier kann trotz der Schwä-

che Sowjetrußlands und trotz der Uebermacht des Weltimperialismus, dieser keinen entscheidenden 

Sieg davontragen. Er zwingt Sowjetrußland einen Schritt nach rückwärts zu gehen, bis es erstarkt 

sein wird. Aber die Entente hat keinerlei Hoffnung auf den Sieg. Müssen nicht jetzt in allen Ländern 

Europas die Arbeiter nach langwährenden Streiks auf eine Kürzung der Löhne gehen? Leider müssen 

sie es. Aber wer außer Trotteln und Verrätern kann behaupten, daß die Bourgeoisie endgültig gesiegt 

hat, wenn sie den Proletariern einige Groschen entrissen hat? Dasselbe gilt von den Konzessionen, 

die Sowjetrußland den Kapitalisten macht, um die russische Wirtschaft wiederherzustellen. 

Aber es gibt noch eine Front, die mehr als die anderen versteckt, doch gefährlicher ist als sie. Alle 

anderen Fronten sind nicht gefährlich,solange das Proletariat geschlossen und organisiert bleibt, so-

lange es, der Ziele und Methoden seines Kampfes voll bewußt, ihn mit der gleichen Festigkeit in den 

Tagen des Sieges und den Tagen der Niederlagen führt. Wenn das russische Proletariat den unzähli-

gen mächtigen Feinden erfolgreich widerstanden hat, so nur dank seiner Festigkeit, seiner Einheit 

und Organisiertheit, seinem Glauben an den Sieg, seiner Bereitschaft um der großen Ziele willen 

Opfer zu bringen. 

[566] Hier setzen die Bemühungen des Weltimperialismus ein. Der Traum der Feinde der Revolution 

ist, die Feste der Revolution von innen heraus zu sprengen oder zum mindesten die Standhaftigkeit 

ihrer Besatzung zu untergraben. Aber wie sollen sie das tun? 

Es wäre einfach dumm, wenn unsere Feinde unter eigenem Banner auftreten würden. 

Wenn in einer Arbeiterversammlung in Rußland ein Mann erscheinen wollte, der sagt: „Russische 

Arbeiter, ihr irrt, wenn ihr Lenin auf dem Wege zum Kommunismus folgt; ihr müßt mir folgen; mein 

Name ist Stinnes-Krupp-Creusot-Vickers-Morgan-Putilow-Nobel, ich bin der Kapitalist. Ich rufe 

Euch auf, mir zu folgen, und für die Ideale des Kapitalismus zu kämpfen“; – so würden die Arbeiter 

einen solchen Redner verprügeln. 

Die Kapitalisten sind aber keine Idioten und wagen diese Offenheit nicht. Statt dessen kommt in die 

Versammlung ein Mann, der mit süßlicher Stimme erzählt: „Genossen, ich bin ein Sozialrevolutionär. 

Ich habe in den zaristischen Gefängnissen gelitten. Ich rufe Euch auf, die Kommunisten und die Sow-

jets zu stürzen. Folgt mir im Namen der Demokratie. Dort erwartet Euch wahre Freiheit ohne Diktatur 

und Gewalt. Nieder mit den Kommunisten!“ 

Das läuft letzten Endes auf dasselbe wie im ersten Falle hinaus. Auch hier handelt es sich um den 

Sturz der Kommunisten und der Räte. Aber es wird nicht von einem Kapitalisten, sondern von einem 

„Sozialisten“ gefordert. Nicht um den Kapitalismus soll gekämpft werden, sondern um „Sozialismus 

und Demokratie“. 
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Der Kapitalist kann ruhig im Büro seiner Bank sitzen. Mit den verhaßten Kommunisten kämpfen 

geeignetere Leute. Der Kapitalist erntet nur die Früchte, wenn die Agitation des Sozialisten das ge-

wünschte Resultat, den Sturz der Räte, erreicht. 

Einige Tage und einige Wochen lang werden dann die Agenten von den Kapitalisten noch geduldet. 

Aber bald werden die Herren Sozialrevolutionäre, die jetzt unnötig sind, zum Teufel gejagt. Die 

Hauptsache haben sie getan. Sie haben einen Teil der Werktätigen vom Kampfe für den Kommunis-

mus abgelenkt, unter ihren Einfluß gebracht, und zum Sturz der Sowjetmacht geholfen. Alles Uebrige 

kann das Kapital selbst machen. 

In den meisten Ländern Europas sind diese Tatsachen noch nicht durch Material erhärtet, das die 

Rolle der Sozialisten als Agenten des Kapitals zeigt; in Rußland ist in den vier Jahren der Revolution 

genügend Material gesammelt worden. 

Der Prozeß der S.-R. wird an Hand von Tatsachen zeigen, daß überall da, wo es den S.-R. gelungen 

war, die Macht der Räte zu stürzen, sofort eine grausame Diktatur des Kapitals und dabei fast immer 

des ausländischen, ans Ruder kam. Die Sozialrevolutionäre sind die Agenten des Imperialismus. Das 

soll der Prozeß zeigen. Sie sind die Knechte der Entente. Sie haben im Rücken der Roten Armee 

deren Befehle ausgeführt. Alles Gerede darüber, daß die S.-R. nur mit „geistigen Waffen“ gegen die 

Kommunisten gekämpft hätten, und daß die Kommunisten Gesinnungen verfolgten, ist nicht einen 

Pfifferling [567] wert. Der Prozeß wird zeigen, daß es sich hier um eine Front des Imperialismus 

gegen die Revolution handelt. 

Was die Methoden des „geistigen Kampfes“ der gegen den Kommunismus anbelangt, so wird der 

Prozeß sie endgültig entlarven. Bomben, mit Kurare vergiftete Kugeln, Sprengungen von Zügen, wo-

bei die Sprengstoffe und das Geld aus der französischen Mission stammten, Raubzüge gegen Lebens-

mittelorganisationen, nächtliche Einbrüche, Raubüberfälle auf Privatpersonen, das sind die geistigen 

Waffen der S.-R. 

Die Hauptaufgabe des Prozesses ist es, den Werktätigen der ganzen Welt zu zeigen, daß der Imperi-

alismus in den Reihen des Proletariats seine Agenten hat, die desorganisierend wirken sollen, die sich 

aber unbedingt „Sozialisten“ nennen. 

Der Umstand, daß der Sozialimperialist Vandervelde seine Gesinnungsgenossen verteidigt, zeigt mehr 

als alles andere, daß der Prozeß keine lokale russische, sondern eine internationale Bedeutung hat. 

* 

Über die prinzipielle Begründung unserer Taktik.  
Von A. T h a l h e i m e r. 

I. 

Unseres Wissens unterliegt die p r a k t i s c h e  N o t w e n d i g k e i t  unserer gegenwärtigen Taktik 

keiner Bezweiflung in den Reihen der KPD. Soweit vereinzelt Kritik laut geworden ist, erstreckt sie 

sich ausgesprochenermaßen nicht auf den Grundcharakter dieser Taktik, sondern auf Einzelheiten, 

auf Modalitäten ihrer Anwendung. So z. B. in jüngster Zeit auf die Taktik der kommunistischen Inter-

nationale auf der Berliner Konferenz, und auf deutschem Boden etwa auf unsere Taktik in Sachsen. 

Dasselbe gilt von dem augenblicklich prägnantesten und augenfälligsten Teilstück kommunistischer 

Taktik, nämlich von der Taktik der KPR, wie sie sich in der „Neuen Wirtschaftspolitik“ ausprägt. 

Nicht einmal in den Reihen der sogenannten Arbeiteropposition der KPR wurde die praktische Not-

wendigkeit der Neuen Wirtschaftspolitik bestritten. Sowohl auf der erweiterten Exekutivsitzung wie 

auf dem 11. Parteitag der KPR stellte sich die Arbeiteropposition ausdrücklich auf den Boden dieser 

Politik. Was die übrigen Sektionen der kommunistischen Internationale anlangt, so hat sowohl der 3. 

Weltkongreß, wie die erweiterte Exekutivsitzung die Neue Wirtschaftspolitik bestätigt. Diese Bestäti-

gungen waren keine bloßen Formalitäten. Die KPR ist, vermöge der gegebenen geschichtlichen Lage, 

die führende Partei der kommunistischen Internationale. Sie ist außerdem, als erste und einzige, un-

mittelbar verantwortlich für die Führung eines großen Staates. Die Tatsache, daß auf den Kongressen 
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und Konferenzen der kommunistischen Internationale die Beurteilung der Taktik der KPR äußerlich 

nicht den Raum einnimmt, wie die taktischen Fragen anderer Sektionen, darf nicht darüber wegtäu-

schen, daß sie an realem Gewicht an erster Stelle steht, so wie in der 2. Internationale, vor ihrem 

Zusammenbruch, die Taktik der deutschen Sozialdemokratie führend und ausschlaggebend war. 

Also über die praktische Notwendigkeit, ja Unvermeidlichkeit der Taktik der kommunistischen In-

ternationale, wie sie durch den 3. Weltkongreß bestimmt wurde, herrschen keine Zweifel. 

[568] Aber wie steht es mit ihrer g r u n d s ä t z l i c h e n  Z u l ä s s i g k e i t? Offen sind Zweifel daran 

ausgesprochen worden in den jüngsten Debatten, die innerhalb der kommunistischen Partei Frank-

reichs über Einheitsfront geführt worden. Der Genosse Daniel Renoult trat bei dieser Gelegenheit 

offen als Verfechter der kommunistischen Grundsätze gegenüber dem „Opportunismus“ der kommu-

nistischen Internationale auf. Es handelt sich hier natürlich nicht um die Person des Genossen Re-

noult, sondern lediglich um die Tatsache, daß innerhalb der Reihen der Komintern die grundsätzliche 

Zulässigkeit und Richtigkeit ihrer Taktik in Frage gestellt wird. Diese Bezweiflung geht weit hinaus 

über die Zulässigkeit der Taktik der Einheitsfront in Frankreich und auf internationalem Maßstab. 

Die Resolution der Mehrheit auf dem letzten Nationalrat der K. P. Fr. drückte ausdrücklich ihre Zwei-

fel aus an der von der deutschen Partei aufgestellten Forderung der „Arbeiterregierung“ und der dar-

aus folgenden Taktik in Sachsen, Thüringen usw. 

Und wie steht es in der KPD selbst? Eine g r u n d s ä t z l i c h e Bezweiflung unserer gegenwärtigen 

Taktik hat sich noch nirgends gezeigt. Das vor allem deswegen, weil ihre praktische Notwendigkeit 

sich jedem aufdrängte und weil sie sich als f r u c h t b a r  erwiesen hat. „Nichts ist so erfolgreich, als 

der Erfolg“, sagt ein amerikanisches Sprichwort. Aber eine ganze Reihe von Einzelheiten in den Dis-

kussionen deuten auf theoretische Unsicherheit und Unklarheit. Sie äußert sich vorläufig nur in aller-

lei Skrupeln an Einzelheiten unserer Taktik, aber was u n a u s g e s p r o c h e n  zugrunde liegt, ist of-

fenbar der Zweifel an der grundsätzlichen Zulässigkeit und Richtigkeit unserer Taktik. Wie wenig 

oder wieviel Berechtigung man solchen Zweifeln zuschreiben mag – wir halten sie für durchaus un-

begründet – sie geben jedenfalls Anlaß, unsere Taktik inbezug auf die grundsätzliche Richtigkeit zu 

überprüfen. Eine solche Ueberprüfung ist von Zeit zu Zeit unbedingt erforderlich und nützlich. Die 

Vagheit und Unbestimmtheit, die Unfaßbarkeit der auftauchenden Zweifel deuten jedenfalls auf die 

Notwendigkeit hin, die Begründung unserer Taktik theoretisch zu vertiefen. Aber auch ohne das ist 

diese Vertiefung notwendig. Die praktische Tagesarbeit der Partei breitet sich immer mehr aus und 

spezialisiert sich immer weiter. Das führt leicht zur Verflachung, zur Außerachtlassung der tieferen 

Zusammenhänge, der weiteren Perspektiven. Augenscheinlich spürt die Partei diese Gefahr. Ein Be-

dürfnis nach mehr Theorie tut sich kund. 

Dabei scheint uns besonders wichtig, auf eines hinzuweisen. Bei manchen unserer jüngeren Genossen 

ist es nicht genügend klar, daß die Theorie des Kommunismus nichts anderes ist als die Anwendung 

der marxistischen Methode auf die gegenwärtige Epoche und daß der Marxismus nicht erst mit dem 

Jahre 1918 beginnt, sondern eine sehr lange Geschichte hat; daß das Jahr 1918 in der Theorie des 

Marxismus keinen absoluten Bruch bedeutet. Vielfach ist die Verbindung mit der theoretischen Ver-

gangenheit des Marxismus abgebrochen oder nicht aufgenommen. Es ist sehr notwendig, daß man 

sich klar macht, daß diese Verbindung hergestellt werden muß. 

II. 

Was macht den Grundzug unserer gegenwärtigen Taktik aus? 

Offenbar dies, daß alle unsere gegenwärtigen Aktionsparolen nicht u n m i t t e l b a r  „kommunistisch“ 

sind, d. h. daß sie weder über den Rahmen der bürgerlichen Demokratie noch der kapitalistischen 

Ordnung hinausgehen. Politisch gipfeln diese Etappenforderungen in der Forderung der „Arbeiterre-

gierung“. Die „Arbeiterregierung“ steht a n  d e r  G r e n z e  des bürgerlich-demokratischen Staates, sie 

muß notwendiger-[569]weise über diese Grenze hinausführen, aber sie b e g i n n t  d i e s s e i t s  dieser 

Grenze: Sie hat einen zwiespältigen, widerspruchsvollen Doppelcharakter. Sie hat f o r m e l l  noch zu 

ihrer Voraussetzung parlamentarische Institutionen. M a t e r i e l l  ist jedoch ihre Voraussetzung und 
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Grundlage eine solche starke Machtorganisation der Arbeiterklasse, daß diese Regierung befähigt ist, 

ein Machtinstrument der Arbeiterklasse gegen die Bourgeoisie zu sein. Es besteht also ein Wider-

spruch zwischen der Form dieser Regierung (die noch bürgerlich-demokratisch ist), und ihrem mate-

riellen Inhalt (der proletarisch ist). Der proletarische Inhalt dieser Regierung muß daher, wenn er zur 

Geltung gebracht wird, die bürgerlich-demokratische Form sprengen. Der Nachweis im einzelnen ist 

schon des öfteren erbracht worden, braucht daher hier nicht wiederholt zu werden. Die Voraussetzung 

für die Arbeiterregierung ist offenbar die, daß die Arbeiterklasse noch zu großen Teilen in den Vor-

stellungen der bürgerlichen Demokratie befangen ist, daß sie jedoch bereits rebellisch gegen den bür-

gerlichen Klasseninhalt der Demokratie wird, daß sie also glaubt, den proletarischen Klasseninhalt 

noch in die Form der bürgerlichen Demokratie gießen zu können. Die Arbeiterregierung erlaubt den 

breiten Massen des Proletariats durch ihre eigene Massenerfahrung, an der Hand praktischer Notwen-

digkeiten, die bürgerlich-demokratische Illusion abzustreifen. Das und nichts anderes ist der Sinn der 

Arbeiterregierung. Denselben dialektischen Charakter hat z. B. die Forderung der „Erfassung der 

Sachwerte“. Die Forderung hält sich zweifellos noch im Rahmen des bürgerlich-demokratischen 

Staates und des kapitalistischen Wirtschafts- und Finanzsystems. Aber sie steht an der Grenze. For-

mell tastet sie das kapitalistische Privateigentum nicht weiter an, als andere Steuermahnahmen. Ma-

teriell, inhaltlich versetzt sie dem privatkapitalistischen Verfügungsrecht einen mächtigen Stoß, vo-

rausgesetzt einen solchen Umfang der Beschlage von kapitalistischen Vermögen und Einkommen in 

Sachgestalt, daß die Staatsgewalt (die Arbeiterregierung!) den dominierenden Einfluß, die wirkliche 

„Kontrolle“ im amerikanischen Sinn des Wortes des kapitalistischen Gesamtgetriebes hat. Auch hier 

muß alsbald der sozialistische Inhalt mit der kapitalistischen Form in Widerstreit geraten und diese 

sprengen. 

Einen gleichen Charakter trägt unsere Forderung im Kampf gegen die Teuerung. 

Kritik oder Zweifel an dieser Taktik können t a t s ä c h l i c h e r  oder grundsätzlicher Art sein. Inbezug 

auf ihre tatsächliche Grundlage kann man fragen, erstens, ob die Situation nicht möglich macht, die 

Etappenziele höher zu stecken, zweitens, ob die aufgestellten Teilziele, wenn man voraussetzt, daß 

für u n m i t t e l b a r  kommunistische Ziele im Augenblick die Lage nicht reif ist, diese Teilziele kor-

rekt, der Lage angemessen sind. 

Die g r u n d s ä t z l i c h e  K r i t i k, auf die es uns ankommt, kann sich offenbar nur darauf beziehen, 

ob es überhaupt zulässig ist, Teilforderungen und Teilziele aufzustecken, die sich noch im Rahmen 

des bürgerlich-demokratischen Staates und der kapitalistischen Eigentumsordnung halten? Es ist klar, 

daß diese Frage nur u n t e r  f o r t g e s c h r i t t e n e n, e n t w i c k e l t e n  V e r h ä l t n i s s e n  des Klas-

senkampfes die alte Frage vom Verhältnis der Reform und der Revolution wiederholt. Es liegt hier 

also grundsätzlich nichts neues, unerwartetes vor. Der Marxismus hat diese Frage längst mit aller 

Klarheit entschieden. Das neue kommt nur hierzu durch die Anwendung der alten marxistischen Me-

thode auf eine neue geschichtliche Lage, auf neue Tatsachen, die so noch nicht dagewesen sind. 

[570] Für dieses grundsätzliche Verhältnis hat Rosa Luxemburg gegenüber Bernstein folgende zu-

treffende Formulierung gefunden: 

„Der weltpolitische Vormarsch des Proletariats bis zu seinem Siege ist tatsächlich ‚keine so einfache Sache‘. 

Die ganze Besonderheit dieser Bewegung liegt darin, daß hier zum erstenmal in der Geschichte die Volksmas-

sen selbst und g e g e n  alle herrschenden Klassen ihren Willen durchsetzen, diesen Willen aber ins Jenseits 

der heutigen Gesellschaft, über sie hinaussetzen müssen. Diesen W i l l e n  können sich die Massen aber wie-

derum nur in ständigem Kampfe mit der bestehenden Ordnung, nur ihrem Rahmen ausbilden. Die Bereinigung 

der großen Volksmasse mit einem über die ganze bestehende Ordnung hinausgehenden Ziele, des alltäglichen 

Kampfes mit der großen Weltreform, das ist das große Problem der sozialdemokratischen Bewegung, die sich 

auch folgerichtig auf dem ganzen Entwicklungsgang zwischen den beiden Klippen: zwischen dem Ausgeben 

des Massencharakters und dem Aufgeben des Endziels, zwischen dem Rückfall in die Sekte und dem Umfall 

in die bürgerliche Reformbewegung, zwischen Anarchismus und Opportunismus vorwärts arbeiten muß.“ 

(Rosa Luxemburg, Sozialreform oder Revolution, Leipzig 1899, S. 61, 62.) 
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III. 

Der konkrete Inhalt der Etappenziele ist nicht in unserer Willkür, er wird durch die jeweilige ge-

schichtliche Lage bestimmt. Diese läßt sich in zwei Faktoren zerlegen: den objektiven, die materiel-

len, wirtschaftlichen Bedingungen, und den subjektiven, den Grad der Erkenntnis und Kampfbereit-

schaft der Massen. 

Man muß sich also genau Rechenschaft ablegen, wo die geschichtliche Bewegung in Deutschland 

augenblicklich steht. Eine der gewöhnlichen Wendungen ist die von der „objektiv revolutionären 

Lage“. Sie trifft unzweifelhaft in Deutschland zu. Im Rahmen der bürgerlichen Republik und der 

kapitalistischen Wirtschaftsordnung ist keines der grundlegenden Probleme des heutigen Deutsch-

land zu lösen. Aber das ist nur die eine Seite der Lage. Die andere ist die, daß mit dem Rückmarsch 

der Roten Armee Sowjetrußlands vor Warschau und mit dem Kapp-Putsch der revolutionäre Sturm 

und Drang der deutschen Arbeiterklasse vorläufig abgeschlossen ist, daß vorläufig die deutsche Ar-

beiterklasse die Frage der politischen Macht nicht mehr aufgerollt hat. Der erste revolutionäre Ab-

schnitt in Deutschland ist abgeschlossen, der zweite bereitet sich vor, aber er hat noch nicht begonnen. 

Wie lange dieses Zwischenstadium dauert, in dem die Volksmasse noch nicht die Machtfrage aufrollt, 

ist unbestimmt. 

Es fragt sich nun: wie unterscheidet sich dieses Zwischenstadium von dem vorrevolutionären Sta-

dium, vor 1918, wie unterscheiden sich demgemäß die Etappenziele, die wir heute aufstellen, von 

denen, die wir etwa vor dem Krieg ausstellten? Wirtschaftlich war der deutsche Kapitalismus bis 

1914 noch im Aufstieg, und zwar in einem stürmischen Aufstieg. An diesem Aufstieg nahmen zum 

mindesten Teile der Arbeiterklasse teil. Ihre Lebenshaltung, so sehr sie zurückblieb im Vergleich zu 

der Bereicherung der Bourgeoisie, hob sich, absolut genommen. Die Niederlage des deutschen Im-

perialismus in Verbindung mit der allgemeinen Zerrüttung der Weltwirtschaft, macht die anhaltende 

absolute Senkung der Lebenshaltung des Proletariats zum Gesetz der Zeit. Die Akkumulation von 

Kapital geht heute in riesigem Ausmaß vonstatten auf Kosten des Arbeitslohns. In geringerem Um-

fang war dies schon vor dem Krieg der Fall, auf dem begrenzten Gebiet des Militarismus. Vermittelst 

der indirekten Steuern verwandelte das Kapital einen Teil des Arbeitslohns in einen Akkumulations-

fonds, in das Anlagefeld des Rüstungskapitals. Heute hat sich diese Methode v e r a l l g e m e i n e r t. 

Der einfache [571] Kampf gegen indirekte Steuern und gegen Lebensmittelzölle reicht also nicht 

mehr aus als Etappenziel. Die „Steuerreform“ muß tiefer greifen. Sie muß unmittelbar die kapitalis-

tische Akkumulation und in der einschneidendsten Weise die kapitalistische Konsumtion angreifen. 

Der Angriff auf die kapitalistische Akkumulation, bei gleichzeitiger Steigerung der Produktion kann 

aber nur so geschehen, daß die Arbeiterklasse vermittelst gewaltsamen staatlichen Eingriffs einen 

entscheidenden Teil des Kapitals in seiner Sachgestalt in Beschlag nimmt und ihrer Kontrolle unter-

wirst. So lange die Arbeiterklasse nicht überhaupt die kapitalistische Ordnung und die bürgerliche 

Klassenmacht praktisch in Frage stellt, ist dies die gegebene Form ihrer Verteidigung und der gege-

bene Ansatz zum Angriff. 

Ob auf dieser Plattform der Kampf wirklich entbrennt, das ist damit noch nicht gesagt, aber sie ist 

das der objektiven Lage wie des subjektiven Reise entsprechende Mittel, ihn zum Entbrennen zu 

bringen. 

Politisch war vor dem Krieg der Höhepunkt der Reformforderungen der Kampf um das preußische 

Wahlrecht und die Forderung der Republik. (Bekanntlich hat die Sozialdemokratie diese Forderung 

der damaligen marxistischen Linken abgelehnt). Auch diese Forderungen sind natürlich heute über-

holt. Die demokratische Republik in all ihrer Schöne ist das Resultat des imperialistischen Zusam-

menbruchs und der ersten revolutionären Welle. Die nächste Etappenforderung kann nur die der Ar-

beiterregierung sein, wobei wieder zu sagen ist, daß damit keineswegs feststeht, daß diese Etappe nun 

auch wirklich durchlaufen werden wird. 

IV. 

Besteht die Gefahr, daß wir auf dem Wege der Etappenforderungen in den Sumpf des Opportunismus 

geraten? Natürlich besteht die Gefahr opportunistischer Abirrungen. Die KAG ist der handgreifliche 
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Beweis dafür. Und wir haben an ihrem Beispiel auch sinnenfällig gesehen, wie diese Gefahr sich 

äußert: darin, daß die Etappenforderung S e l b s t z w e c k  wird, und die Grundsätze des Kommunis-

mus als Hindernis für ihre Verwirklichung beiseite geworfen werden. Prinzipiell Neues ist daran 

nicht. Es ist die Wiederholung des Bernstein’schen: die Bewegung ist uns alles, das Endziel nichts. 

Die KAG-Gefahr ist überwunden, die Partei hat sie verhältnismäßig leicht abgeschüttelt. Das bedeutet 

natürlich nicht, daß opportunistische Abirrungen sich nicht in anderer Form wiederholen können. 

Konkret ist im Augenblick jedoch nichts derartiges sichtbar, eher vereinzelte Symptome entgegenge-

setzter Abweichungen, die sich aber erst noch ganz unbestimmt und konfus äußern, in Stimmungen 

gegen unsere Gewerkschaftsarbeit, Mißstimmungen in Bezug auf die Einheitsfront usw. usw. 

Zur „Einheitsfront“ mögen hier noch einige Bemerkungen am Platze sein. Sie ist das einfache Ergeb-

nis der Tatsache, daß wir uns noch Stadium des Etappenkampfes befinden, und in der Bewegung der 

deutschen Arbeiterklasse die Momente der „Reform“ und der Revolution sich organisatorisch ge-

trennt haben. Diese Trennung ist im Stadium des Etappenkampfes nur auf dem Wege der „Einheits-

front“ zu überwinden; ist dieses Stadium überschritten, d. h. tritt die proletarische Masse in eine neue 

revolutionäre Bewegung ein; so wird diese Form hinfällig, weil überflüssig. Dann wird der Arbeiter-

rat wieder die organisatorische Form der einheitlichen Klassenaktion. Die „Einheitsfront“ in der ge-

genwärtigen Form ist an das Stadium des Kampfes um Etappenziele gebunden. [572] 

* 

Falsche Schlußfolgerungen. Eine Replik zur sächsischen Frage.  
Von Paul Böttcher. 

Leipzig, 3. Juni 1922. 

„Wie Kinder seid ihr vor einer kleinen Schwierigkeit erschreckt, die euch heute bevorsteht 

und begreift nicht, daß ihr es morgen und übermorgen werdet lernen müssen, dieselben 

Schwierigkeiten in unermeßlich bedeutenderem Umfange zu überwinden.“ (L e n i n.) 

Das Wesen der Frage. 

Die Diskussion in der Parteipresse über die sächsische Frage hat gezeigt, daß die Taktik der Einheits-

front innerhalb der Kommunistischen Partei sowohl „rechts“ wie „links“ Mißverständnisse entwickelt 

hat. Die theoretische Unsicherheit in der Frage, die bis in die höchsten Funktionärkreise der Partei 

reicht, ist natürlich unter den kommunistischen Arbeitern in den Mitgliedschaften in noch viel grö-

ßerem Maße vorhanden. Es ist nicht zu leugnen, daß breite Kreise der Parteimitglieder der Taktik der 

Einheitsfront nicht nur mißtrauisch, sondern ablehnend gegenüberstehen. Diese Ablehnung ist nicht 

irgendwie theoretisch fundiert, sie ist instinktiv. Sie ist geboren aus der Furcht, daß die kommunisti-

sche Partei durch die Anwendung der Einheitsfronttaktik ihre Grundsätze und revolutionären Erfah-

rungen preisgeben und in der Wolfsschlucht des Opportunismus verschwinden könnte. Diese instink-

tiven Regungen erhalten einerseits ihre Nahrung aus den hundertfältigen Enttäuschungen, die das 

Proletariat mit seinen Führern erlebte, andererseits sind sie der Ausdruck einer mangelnden marxis-

tischen Schule, einer theoretischen und praktisch-politischen Schwäche. Wenn die Einheitsfronttaktik 

von kommunistischen Arbeitern, von einem gesunden Mißtrauen begleitet, nur zaghaft, nach und 

nach angenommen wird, so ist das kein Unglück. Die Partei hat tausend Mittel, diese Schwankungen 

zu überwinden. Anders liegen jedoch die Dinge, wenn verantwortliche leitende Funktionäre der Partei 

in dieser Frage an die Stelle der Erkenntnis und Erfahrung den I n s t i n k t, den radikalen Opportunis-

mus setzen. Das sind bedenkliche Krankheiten, die überwunden werden müssen. Dazu soll diese 

kurze Gegenrede dienen. 

Die sächsische Frage ist infolge ihrer Konsequenzen zum Prüfstein der Einheitsfronttaktik geworden 

Alle jene Genossen, die der Taktik der Einheitsfront an sich innerlich ablehnend gegenüberstehen, 

die sich dieser Taktik nur aus Disziplin unterwerfen, verlieren bei der Beurteilung der Perspektive 

der Partei in der Frage der Arbeiterregierung am ersten den Boden unter den Füßen und kommen 

rettungslos ins Rutschen. Ihr kleinbürgerlicher Intellektualismus, fern vom Mutterboden des Werk-

stattlebens, sieht die Partei bereits „mit Riesenschritten den Weg nach Görlitz“ wandern. Ihnen ist die 
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Reinheit des kommunistischen Grals erstes Gebot. Angesichts dieser Stimmung ist es notwendig, mit 

einigen Worten die Grundlagen unserer jetzigen Taktik zu besprechen. Sowohl in der Sachsenpolitik 

wie im Kampfe um das tägliche Brot handelt es sich letzten Endes um die Frage: W i e  k a n n  [573] 

m a n  E t a p p e n z i e l e  m i t  k o m m u n i s t i s c h e n  G r u n d s ä t z e n  v e r b i n d e n? 

Der dritte Weltkongreß hat diese Frage bereits beantwortet. Der vierte Weltkongreß wird sie durch 

Erfahrungen erweitern und vertiefen. Der dritte Weltkongreß umgrenzte die Fragen der Taktik des 

Kampfes um die proletarische Diktatur. Sie beziehen sich auf die Mittel der Eroberung der Mehrheit 

der Arbeiterklasse für die Grundsätze des Kommunismus und auf die Mittel der Organisation so-

zial-entscheidender Teile des Proletariats für den Kampf um seine Verwirklichung, sie beziehen sich 

auf das Verhältnis zu den proletarisierten, kleinbürgerlichen Schichten, auf die Mittel und Wege der 

schnellsten Zersetzung der Organe der bürgerlichen Macht, ihrer Zertrümmerung und des endgültigen 

internationalen Kampfes um die Diktatur. 

Die Taktik der Einheitsfront ist nichts anderes als ein Mittel zur Eroberung der Mehrheit der Arbei-

terklasse zum Sturze der bürgerlichen Staatsgewalt. Die Kommunisten können sich für ihren Kampf 

das Terrain nicht beliebig aussuchen. Ebensowenig wie sie die Revolution auf ein bestimmtes Kalen-

derdatum festsehen können, ebensowenig können sie die subjektiven und objektiven Bedingungen 

der Revolution nach einem fertigen Reglement bestimmen. Nein: die Revolution ist und war ein 

Kampf der lebendigen Kräfte auf gegebenen historischen Grundlagen. Wenn die historische Reife 

der Situation die Diktatur des Proletariats ausschließt, dann muß die Partei alle Hebel ansetzen, um 

die Reife für diesen Moment herbeizuführen. Das aber kann ausschließlich und nur geschehen mit 

der Hilfe der Eroberung der proletarischen M a s s e n. Dies wiederum ist keine Frage der Doktrin, 

sondern der aktivsten politischen und ökonomischen Praxis des Tageskampfes. Die als intransigent 

bekannte italienische Partei bezeichnet es in ihren Thesen über die Taktik als einen „lächerlichen 

Irrtum“, zwischen der Teilnahme an Kämpfen für zeitweilige und beschränkte Ziele und der Vorbe-

reitung des allgemeinen revolutionären Endkampfes einen Widerspruch erblicken zu wollen. 

Der Gegensatz zwischen den Kommunisten und den Sozialdemokraten im Kampfe um Etappenziele 

besteht darin, „daß die Sozialdemokraten der t a t s ä c h l i c h e n  E n t w i c k l u n g  d e r  R e v o l u -

t i o n  e n t g e g e n w i r k e n, indem sie sowohl in der Regierung wie in der Opposition die W i e d e r -

h e r s t e l l u n g  d e s  G l e i c h g e w i c h t s i m  k a p i t a l i s t i s c h e n  S t a a t e  mit allen Kräften för-

dern, während die Kommunisten alle Wege, alle Methoden und alle Möglichkeiten dazu ausnützen, 

um den kapitalistischen Staat zu stürzen und ihn durch die Diktatur des Proletariats zu vernichten.“ 

Auf dieser Grundlage, die, wie eben erwähnt, bereits vom dritten Weltkongreß resolutiv niedergelegt 

wurde, ist auch die Taktik der Einheitsfront errichtet. Sie bestimmt unsere Haltung in der Frage der 

Arbeiterregierung ebenso wie in allen anderen Fragen. 

Die Terminologie. 

Bevor wir zur Auseinandersetzung mit der Kritik übergehen, ist noch eine terminologische Klarstel-

lung notwendig. Hans N a g e l schreibt in „Taktik und Organisation“ Nr. 19, in der er den Berliner 

Bezirksparteitag vorbereitet: „Seit 1½ Jahren besteht in Sachsen eine Regierung der SPD und USP, 

die man fälschlich ‚Arbeiterregierung‘ genannt hat.“ Leider unterläßt es Genosse N., den „man“ näher 

zu bezeichnen. Aber an sich besteht die Tatsache, daß in der Terminologie innerhalb der Partei „s o -

z i a l i s t i s c h e  R e g i e r u n g“ und „A r-[574]b e i t e r r e g i e r u n g“ des öfteren fälschlicherweise 

durcheinandergeworfen werden. (Auf dem letzten Zentralausschuß wurde in die Resolution zur Lage 

in Sachsen durch Annahme des letzten Absatzes wiederum irrtümlicherweise die Terminologie ver-

wirrt.) Das muß zu politischen Unklarheiten führen. Wir haben unsererseits von jeher mit allem Nach-

druck die eindeutige Anwendung der Bezeichnungen vertreten. (Siehe Zentralausschuß vom 14. und 

15. Mai und früher.) 

W e l c h e s  s i n d  d i e  p o l i t i s c h e n  U n t e r s c h i e d e  z w i s c h e n  e i n e r  s o z i a l i s t i s c h e n  

R e g i e r u n g  u n d  e i n e r  A r b e i t e r r e g i e r u n g? 
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Die s o z i a l i s t i s c h e  Regierung hat der Bourgeoisie die oberste Staatsgewalt abgenommen auf 

Grund parlamentarischer Mehrheiten. Die Sozialdemokratie kann ihrem Wesen nach über die demo-

kratisch-bürgerliche Staatsform nicht hinaus, sie kann den Rahmen der Verfassung nicht sprengen. 

Ihr ökonomisches Programm ist die Wiederherstellung der Wirtschaft auf k a p i t a l i s t i s c h e r  

Grundlage. Die Sozialdemokratie geht also in den Grundfragen mit dem Bürgertum einig. Diese öko-

nomische Interessenbindung an die Bourgeoisie hat ganz zwangsmäßig zur Folge, daß sich die sozi-

alistische Regierung dem Druck der Bourgeoisie fügt. Das ist wiederum nur möglich, weil der Druck 

der Bourgeoisie auf die sozialistische Regierung stärker ist als der Druck der Arbeiterklasse. Hierbei 

fällt noch verschärfend ins Gewicht der Einfluß des reaktionären Verwaltungsapparates und der ho-

hen konterrevolutionären Bürokratie, mit der die sozialistische Regierung arbeitet. Die sozialistische 

Regierung ist also wie jede andere Regierung der Ausdruck des Kräfteverhältnisses zwischen Bour-

geoisie und Proletariat im Moment des Zustandekommens der Regierung. In Wirklichkeit ist die Kraft 

des Proletariats naturgemäß größer als sie sich in Parlamentsziffern ausdrückt, da ja die Wahlen in 

der Klassengesellschaft stets durch das ökonomische Uebergewicht der besitzenden Klasse gefälscht 

werden. Versteht es die Arbeiterklasse, ihre außerparlamentarischen Kräfte während der parlamenta-

rischen Wirksamkeit dieser Regierung zu verstärken und ihre Macht zu erweitern, dann ist sie auch 

imstande, methodisch und mit Bewußtsein auf den politischen Charakter der Regierung einzuwirken. 

Die sozialistische Regierung gerät dann in einen Schwebezustand zwischen passiver Sicherung par-

lamentarisch-demokratischer Positionen und der planmäßigen Erweiterung der demokratischen 

Rechte der Arbeiterklasse. Tritt die Arbeiterklasse außerparlamentarisch nicht aktiv auf, dann wird 

die sozialistische Regierung ein Spielball der bürgerlichen Klasse. 

Aus dem Vorhergehenden läßt sich bereits der Charakter der A r b e i t e r r e g i e r u n g  schlußfolgern. 

Die Arbeiterregierung ist eine Regierung des Kampfes oder sie ist nicht. Obwohl ihr Zustandekom-

men auf parlamentarisch-demokratischer Grundlage beruht, sind ihr jedoch jene Kräfte immanent, 

die über die parlamentarisch-demokratischen Formen des bürgerlichen Staates hinausdrängen. 

O h n e  a k t i v e  a u ß e r p a r l a m e n t a r i s c h e  S t ü t z p u n k t e  k a n n  e i n e  A r b e i t e r r e g i e -

r u n g  d e n  K a m p f  g e g e n  d i e  B o u r g e o i s i e  s e l b s t  i n  d e n  S c h r a n k e n  d e r  V e r f a s -

s u n g  ü b e r h a u p t  n i c h t  f ü h r e n. Sieht sich die besitzende Klasse einer solchen proletarischen 

Machtposition gegenüber, dann beschränkt sie sich selbstverständlich nicht auf die parlamentarische 

Opposition gegen diese Regierung, sondern sie führt den Kampf auf der ganzen Linie. In jeder Dorf-

gemeinde, in allen Verwaltungsstellen und Behörden hat diese Regierung ihre Gegner sitzen; Gegner, 

die nur neutralisiert oder überwunden werden können durch die [575] Kontrolle der Arbeiter an Ort 

und Stelle. Unter den gegebenen Machtverhältnissen müssen diese Kontrollorgane die B e t r i e b s -

r ä t e  oder G e w e r k s c h a f t e n  sein. D i e  E x i s t e n z  d e r  A r b e i t e r r e g i e r u n g  i s t  d e s -

h a l b  g e b u n d e n  a n  d i e  E x i s t e n z  d e s  B e t r i e b s r ä t e k o n g r e s s e s  r e s p. s e i n e r  E x e -

k u t i v e. Ja, die Geburtshilfe für die Arbeiterregierung muß der Betriebsrätekongreß leisten. Im jet-

zigen Stadium der Gegnerschaft der Sozialdemokratie gegen die Arbeiterregierung und die Erweite-

rung der Rechte der Betriebsräte ist der Kampf um die Arbeiterregierung gleichzeitig ein Kampf um 

den Betriebsrätekongreß. Die Führer der Sozialdemokratie werden niemals freiwillig, sondern nur 

unter dem Druck der Arbeiter an einer solchen Regierung teilnehmen. Es ist also der Kampf um die 

Arbeiterregierung die Mobilmachung aller lebendigen Kräfte im Proletariat, die P o l i t i s i e r u n g  

d e r  B e t r i e b e, der Kampf um die elementarsten Forderungen der arbeitenden Klasse. Die Losung 

Arbeiterregierung ist im gegenwärtigen Moment die a k t i v s t e  Losung, eine gute „linke“ Parole, 

unter der die Kommunistische Partei kämpft. 

Die Einwände. 

Das hervorstechende Merkmal an der Kritik der Taktik der Partei in der sächsischen Frage ist ihr 

n e g a t i v e r  Charakter. Da es sich also nicht um Auseinandersetzungen mit neuen Argumenten han-

delt, ist diese Arbeit bald getan. Der Aufsatz von W. T h o m a s  in der Nummer 24 der „Internatio-

nale“ lehnt die Teilnahme an einer Arbeiterregierung in Sachsen ab. Genosse Thomas kommt am 

Schluß seines Artikels zu dem Ergebnis, daß die Realisierung der sächsischen Frage „nichts zu tun 

hat mit der Forderung unserer Partei nach Bildung einer Arbeiterregierung, d a  m a n  b e i  d e r  
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p r o g r a m m a t i s c h e n  F e s t l e g u n g  d i e s e r  F o r d e r u n g  n i c h t  a n  d i e  B e s e t z u n g  d e r  

s ä c h s i s c h e n  M i n i s t e r s t ü h l e  g e d a c h t  h a t. Die Verwirklichung dieser Forderung in dem 

konkreten Fall in Sachsen wäre nur eine Karikatur einer Verwirklichung“. Um auch in formaler Hin-

sicht sofort allen Mißverständnissen zu begegnen, sei an dieser Stelle noch einmal auf den Beschluß 

des Januar-Zentralausschusses verwiesen, in dem es heißt, daß die KPD. bereit ist, „unter bestimmten 

Voraussetzungen in eine Arbeiterregierung, sei es im Reiche, s e i  e s  i n  d e n  L ä n d e r n, einzutre-

ten“. Die Schlußfolgerung des Genossen Th. ist also bereits durch die Parteibeschlüsse widerlegt. Ein 

weiterer Irrtum des Genossen Th. besteht darin, daß er annimmt, irgend jemand wolle einer Arbeiter-

regierung dieselben Funktionen zuweisen, wie den Gewerkschaften und Betriebsräten. Ich weiß nicht, 

gegen wen Th. polemisiert, wenn er schreibt: 

„Hier dürfte bereits der erste Fehler liegen, wenn angenommen wird, daß die ‚Arbeiterregierung‘ tatsächlich 

im Prinzip dieselben Funktionen erfüllen könnte, wie die beiden anderen Organisationsarten. Es ist zwar rich-

tig, daß die Gewerkschaften zunächst einmal einen großen Teil der Arbeiter erfassen, die Einrichtung der Be-

triebsräte einen noch größeren und eine auf Grund der Mandatszahl zusammengesetzte Arbeiterregierung 

schließlich mehr als die Hälfte des Volkes hinter sich hat. Und doch dürfen diese drei Dinge nicht in einen 

Topf geworfen werden.“ 

Die Arbeiterregierung kann weder die Aufgaben der Gewerkschaften noch die der Betriebsräte über-

nehmen. Sie muß aber, bevor sie durch das Sowjetsystem abgelöst wird, unter die K o n t r o l l e  der 

Gewerkschaften und Betriebsräte gestellt werden, im weiteren Sinne also unter die Kontrolle des 

gesamten organisierten Proletariats. 

[576] Nur die enge, rein parlamentarische Einstellung, mit der Thomas an die Frage herangeht, läßt 

ihn schlußfolgern, daß die Arbeiterregierung „S e l b s t z w e c k“ sei. Die Zweckbestimmung liegt in 

diesem Falle vollkommene Proletariat und nicht in den Ministerien. Nur wenn die Regierung als eine 

parlamentarische Körperschaft losgelöst und außerhalb der Massen steht, kann sie solchen Irrtümern 

zum Opfer fallen. Was Thomas neben anderen Schiefheiten in seinem Aufsatz noch äußert, läßt sich 

zusammenfassen in die Worte: P e s s i m i s m u s  und M u t l o s i g k e i t. Wie wenig Thomas die Exis-

tenz der Arbeiterregierung an die Mitarbeit und politische Kontrolle der Massen bindet, sei kurz an 

einigen Stellen seines Aufsatzes zitiert: 

„Nicht die tägliche Blamage ihrer Führer sahen die Arbeiter, (sie glaubten an die sog. vorläufigen Schönheits-

fehler), sondern der Glaube (!) an die Macht und die Fähigkeit einer Regierung nahm ihnen die Aktivität. 

Wenn man die Art sieht, wie sich z. B. Arbeiter in den Gewerkschaften gehaben, die doch ausschließlich 

Organisationen zur Bloßlegung und Lösung von Konflikten zwischen den beiden feindlichen Klassen sind 

oder doch sein sollen, d a n n  d a r f  m a n  m i t  R e c h t  d e n  l e t z t e n  R e s t  v o n  O p t i m i s m u s  a u f -

g e b e n.“ 

Wer mit solchem verzweifelten Skeptizismus an die schwersten Aufgaben herangeht, der bezieht al-

lerdings von vornherein eine hoffnungslose Position; er ist schließlich auch nicht durch die beweis-

kräftigsten politischen Argumente zu überzeugen. Die kommunistische Partei kann ihre historische 

Funktion aber nur erfüllen, wenn sie gewillt ist, mit der größten politischen Beweglichkeit und Tat-

kraft den Kampf der Arbeiter zu führen. Dabei muß sie den passiven Pessimismus, der sich in die 

Löwenhaut des Radikalismus vermummt, um die Arbeiter zu täuschen, endgültig und gründlich aus 

ihren Reihen verbannen. In p o s i t i v e m  Sinne weiß Thomas zur sächsischen Frage nichts zu sagen. 

Er macht keinerlei Vorschläge, weiche Taktik die KP in der jetzigen Situation einschlagen soll. 

Mit humoristischen Gefühlen könnte man dem Amoklauf zusehen, den Martha H e l l e r-Kiel in ei-

nem Aufsatz vorführt, wenn nicht die Tatsache beschämend wäre, daß so etwas in der kommunisti-

schen Presse abgedruckt wird. Um mir nicht den Vorwurf des Zitatenkünstlers zuzuziehen, seien an 

dieser Stelle von den 95 Borgiszeilen Zeitungsformat des Hellerschen Artikels 45 Zeilen abgedruckt. 

Sie sind nur einmal durch abschweifende Auslassungen unterbrochen und lauten: 

„Die drohende Auflösung des sächsischen Landtages und die bevorstehende Wahlkampagne hatte aber unsere 

sächsischen Genossen scheinbar ganz aus dem Häuschen gebracht. S i e  b r a u c h e n  f ü r  i h r e  W a h l a g i -

t a t i o n  (!) d a s  W o r t  A r b e i t e r r e g i e r u n g  (!) u n d  v e r g e s s e n, d a ß  s o l c h e  V e r t u s c h u n g s- 

u n d  V e r w i r r u n g s m a n ö v e r  (!) l e t z t e n  E n d e s  n u r  g e g e n  u n s  a u s s c h l a g e n  m ü s s e n. 
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Paul Böttcher bereitete die Sitzung des Zentralausschusses, die sich mit dieser Frage beschäftigte, mit einem 

Artikel vor, der die irreführende Ueberschrift: ‚Der Kampf um die Klassenregierung‘ trug. 

P l ö t z l i c h  i s t  a l l e s, w a s  w i r  b i s  d a h i n  f ü r  e i n  G e m e i n g u t  a l l e r  K o m m u n i s t e n  h i e l -

t e n, v e r s c h w u n d e n. D i e  R e v o l u t i o n, d e r  M a s s e n k a m p f  u m  d i e  Z e r t r ü m m e r u n g  d e s  

w i r t s c h a f t l i c h e n  u n d  p o l i t i s c h e n  M a c h t a p p a r a t e s  d e r  B o u r g e o i s i e  w i r d  w e g e s -

k a m o t i e r t, u n d  w i r  b e k o m m e n  d i e  K l a s s e n r e g i e r u n g  d e s  P r o l e t a r i a t s  e i n f a c h  

d u r c h  S t i m m z e t t e l a b g a b e, d u r c h  u n s e r e  A n n a h m e  v o n  M i n i s t e r p o s t e n. (!!!) 

Dies ist die Wurzel der Einstellung unserer sächsischen Genossen, wenn sie es heute auch noch leugnen wol-

len. Das geht aus der Diskussion im [577] Zentralausschuß hervor. Böttcher, scheinbar einer der Väter der 

sächsischen Klassenregierung, s p r i c h t  z u m  e r s t e n  M a l  d a s  W o r t  ‚k o m m u n i s t i s c h e  M i n i s -

t e r‘ aus. Ferner betont er die Notwendigkeit der V e r t i e f u n g s a r b e i t, die wahrscheinlich so tief werden 

soll, daß man ihren Grund überhaupt nicht mehr ersieht. 

K o a l i t i o n  o d e r  N i c h t k o a l i t i o n  s t e h t  a u c h  f ü r  u n s  a u f  d e r  T a g e s o r d n u n g, so unglaub-

lich es für manchen auch klingen mag. Aber wenn wir eine Koalition (!) in Sachsen bilden, warum dann nicht 

überall, warum dann nicht im Reiche? Genosse Siewert deutet dies in der Diskussion auch scheu an, wenn er 

sagt: ‚De sächsische Frage ist eine ernste Frage, die alle angeht, da bei wachsender Sympathie die kommunis-

tische Partei überall in dieselbe Situation kommen kann! 

Ja, aber wenn wir in eine kleinbürgerlich-demokratische Regierung eintreten, warum sollen wir uns gerade 

darauf steifen, daß diese Kleinbürger sich den Namen Sozialisten beilegen? K ö n n t e n  w i r  n i c h t  e b e n s o  

g u t  m i t  d e m  Z e n t r u m, m i t  d e n  D e m o k r a t e n  u n d  s c h l i e ß l i c h  m i t  – d e r  D e u t s c h e n  

V o l k s p a r t e i  g e g e n  e i n e  n o c h  m e h r  r e a k t i o n ä r e  P a r t e i, g e g e n  d i e  D e u t s c h n a t i o -

n a l e n, e i n e  R e g i e r u n g  b i l d e n? 

Die Konsequenz liegt auf der Hand. Man braucht nichts anderes als die Revolution und den Massenkampf 

wegzudenken und man wandert mit Riesenschritten den Weg nach G ö r l i t z. Obsta principiis!1 Ueberlege 

.den ersten Schritt!“ 

Der Aufsatz der Genossin Heller ist voller Widersprüche und wirkt weder durch seine Oberflächlich-

keit noch durch seinen sonstigen Inhalt überzeugend. Zunächst muß richtig gestellt werden, daß der 

angezogene Aufsatz von mir nicht der Vorbereitung des Zentralausschusses diente, sondern für eine 

ganz konkrete Situation für Sachsen in der „S. A. Z.“ geschrieben wurde. Für die Vorbereitung des 

Zentralausschusses diente Aufsatz „Sozialdemokratisch-Kommunistische Regierung?“ in Nr. 21 der 

„Internationale“. Wieso die Ueberschrift „Der Kampf um die Klassenregierung“ irreführend sein soll, 

ist bis heute noch das Geheimnis der Genossin Heller. Wenn sie unterstellt, daß die „Klassenregie-

rung“ das Resultat der Stimmzettelabgabe und der Fähigkeit, Ministersessel auszufüllen, ist, so 

braucht man sich in einer kommunistischen Partei wahrhaftig nicht gegen diese Unterstellung beson-

ders zu verteidigen. Wer die Arbeit der sächsischen Genossen verfolgt, der wird finden, daß sich 

dieser Kampf weit anders abspielt wie im Kopfe der Genossin Heller. Was politisch hierzu zu sagen 

ist, wurde bereits oben dargelegt. Die Genossin Heller wirft uns sodann zwei konkrete Verbrechen 

vor: erstens habe ich den freventlichen Mut besessen, zum ersten das Wort „kommunistische Minis-

ter“ auszusprechen und zweitens bin ich so niederträchtig gewesen, die „Notwendigkeit der Vertie-

fungsarbeit“ zu betonen. Der Zentralausschuß vom 14./15. Mai hat zu diesem meinem Verbrechen 

ein so eindeutiges Votum abgegeben, daß ich mir hier Wiederholungen ersparen kann. Hoffentlich 

nimmt sich die Genossin Heller jener Arbeit, die die Vertiefung der kommunistischen Ideologie zum 

Ziele hat, recht gewissenhaft an. Sehen wir in der Auffassung des Genossen Thomas Konsequenz, so 

in derjenigen der Genossin Heller nur einen Haufen Verwirrung. Sie schreibt nämlich in ihrem Auf-

satz: „Auf dem Wege zur Koalition?“ neben dem oben Zitierten noch folgendes: 

„W i r  h a b e n  s e l b s t v e r s t ä n d l i c h  d i e  P f l i c h t, s o l c h e  R e g i e r u n g e n, d i e  i m m e r h i n  e i -

n e n  F o r t s c h r i t t  b e d e u t e n, d e r  R e a k t i o n  g e g e n ü b e r  z u  u n t e r s t ü t z e n.“ 

Und weiter unten: 

„T r o t z d e m  w ä r e  e i n  E i n t r i t t  i n  e i n e  a u s  S o z i a l d e m o k r a t e n  u n d  U n a b h ä n g i g e n  g e -

b i l d e t e  R e g i e r u n g  f ü r  u n s  m ö g l i c h.“ 

 
1 Wehre den Anfängen. KWF 
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[578] Da jedoch die Genossin Heller die ganze Frage aus der Perspektive des parlamentarischen Kre-

tinismus betrachtet, löst sich bei ihr bezeichnender Weise der Kampf der Arbeiter in einen allgemei-

nen „Klamauk“ auf. Die Bewegung der Proletarier in den Betrieben, die politischen Auseinanderset-

zungen in den Gewerkschaften, die Willenskundgebungen der Massen in Demonstrationen und Ver-

sammlungen – das alles ist bei der Genossin Heller „Klamauk“, über dessen Wert man im Kaffeehaus 

streitet. 

Die letzten Schlußfolgerungen der Genossin Heller sind so unkommunistisch, sie zeugen von so gro-

ßer Verwirrung in grundlegenden taktischen Fragen, daß es schade ist um jedes Wort, das man an sie 

verschwenden muß. Die Argumente der Genossin Heller werden nicht wertvoller dadurch, daß sie 

bereits durch die Praxis der russischen Revolution widerlegt sind. Die Bolschewiki haben sich nicht 

gescheut, während des Krieges ein gewisses Kompromiß mit den linken Menschewiki und zum Teil 

mit den „Sozialrevolutionären“ Tschernow und Nathanson einzugehen. Sie gingen noch weiter. Nach 

dem Oktoberumsturz verwirklichten sie einen formalen politischen Block mit den „linken Sozialre-

volutionären“, i n d e m  s i e  d i e s e l b e n  a n  d e r  R e g i e r u n g  b e t e i l i g t e n. Die Sozialrevolu-

tionäre sprengten diesen Block nach Abschluß des Brester Friedens. Wenn heute die kommunistische 

Partei bereit ist, mit Sozialdemokraten eine Arbeiterregierung zu bilden, dann ist es Kinderei oder 

Verantwortungslosigkeit, der Partei vorzuwerfen, sie liebäugele mit der Koalitionspolitik. Die Ge-

samtauffassung der Genossin Heller ist im höchsten Grade p a s s i v. Sie unterläßt es ebenso wie 

Thomas, der Partei Vorschläge zu machen, wie sie sich vor der „drohenden Koalition“ retten soll. 

Mit negativer Kritik kommt jedoch die Partei keinen Schritt weiter. Wer in der Diktatur des Proleta-

riats mehr als eine Diskutierformel erblickt, wer darin einen hartnäckigen Kampf, einen blutigen und 

einen unblutigen, einen militärischen und einen wirtschaftlichen, einen gewaltsamen und einen fried-

lichen sieht, der muß mit unbeugsamer Energie alle unangenehmen Aufgaben und Schwierigkeiten, 

die dem Proletariat zum Besten dienen, auf sich nehmen. Jenen Genossen, denen dieser Weg nicht 

radikal genug erschien, antwortete Lenin: 

„Ein großer Fehler, der teuer zu stehen kommen wird, ist der Versuch, sich von einer der unangenehmen Auf-

gaben oder Schwierigkeiten auf einem Arbeitsgebiete loszusagen, sie abzuschütteln. Man muß lernen und es 

erlernen, alle Arbeits- und Tätigkeitsgebiete ohne Ausnahme zu beherrschen, alle Schwierigkeiten und alle 

bürgerlichen Gewohnheiten, Traditionen, Methoden überall zu besiegen. Diese Frage anders behandeln, ist 

nicht ernst, ist einfach Kinderei.“ 

Schließlich noch einige Bemerkungen zu einem Aufsatz von Hans N a g e l  in Nr. 19 von „T. O.“. 

Was Nagel in seinem Aufsatz „Zur sächsischen Regierungsfrage“ positiv sagt, ist der Standpunkt, 

den die Partei vor Wochen in ihren offiziellen Dokumenten im sächsischen Landtag formuliert hat. 

Nagel schließt sich diesem Standpunkt an. Nur geht ihm der „Sturz“ der Regierung nicht schnell 

genug. Er fürchtet „Versumpfung in der anonymen Regierungspolitik“. Wir unterscheiden uns von 

ihm also in der Frage des Tempos der jetzigen Kampagne. Es ist jedoch eine etwas kindische Naivität, 

um einen Ausspruch Engels’ zu gebrauchen, die eigene Ungeduld für ein theoretisches Argument 

auszugeben. Wenn Genosse Nagel weiß, daß das „Zwingen“ zu einer Arbeiterpolitik nicht durch ge-

schicktes Operieren im Parlament, sondern nur von unten aus den Betrieben, aus den Gewerkschaften, 

durch die Arbeiterschaft erfolgen kann, so wird er lernen müssen, daß die Partei [579] bei ihrem 

Kräfteverhältnis gegenüber den sozialdemokratischen Parteien in Sachsen, keine Sprünge machen 

kann, w e n n  d i e  p a r l a m e n t a r i s c h e  A b s t i m m u n g  s i c h  a u f  e i n e  r e a l e  a u ß e r p a r -

l a m e n t a r i s c h e  M a c h t  s t ü t z e n  s o l l. Bei dieser Gelegenheit sei gleich bemerkt, daß alle un-

sere Freunde, denen es jetzt plötzlich nicht schnell genug geht, vor der Einleitung unserer Kampagne 

in Sachsen mäuschenstill in ihren Büschen saßen und für die Aktivisierung unserer Politik in Sachsen 

noch keine Lanzen brachen. 

Wenn diese Zeilen im Druck erscheinen, wird die sächsische Frage bereits in einem weiteren Stadium 

sein. Dann wird sich Gelegenheit finden, gründlicher die theoretische und politische Bilanz aus der 

sächsischen Kampagne zu ziehen und die gewonnenen Erfahrungen im Interesse des Gesamtproleta-

riats zu verwerten 

* 
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Um das Erdöl.  
von S. E r k n e r.  

(Fortsetzung). 

4. Der Erdölkampf nach dem Kriege. 

Gleich nach dem Kriege setzte der Streit um die Herrschaft am Weltölmarkte mit verschärfter Hef-

tigkeit ein. Riesenkonzerne führten ihn und ihren Interessen mußte sich die Politik der Großmächte 

unterordnen. Die englische Zeitschrift „New Statesman“ brachte im Januar ds. Js. einige bemerkens-

werte Angaben über die Gruppierungen in der Oelindustrie. Demnach steht die gesamte Petroleum-

industrie jetzt unter der Herrschaft von drei oder sogar nur zwei mächtigen internationalen „Combi-

nes“. Weniger als fünfzig Männer kontrollieren Produktion, Transport und Verteilung fast des ge-

samten in der Welt konsumierten Petroleums. Voran steht die amerikanische Standard Oil Company, 

die in Europa durch verschiedene Tochtergesellschaften vertreten wird. Sodann folgen die Royal 

Dutch Shell Gruppe und die Burmah-Anglo-Persian Gruppe. Die Royal Dutch Shell Gruppe entstand 

im Jahre 1907 aus der Vereinigung der englischen „Shell Transport and Trading Company“ und der 

„Royal Dutch Petroleum Company“. Diese brachte die großen Oelländereien mit, jene vor allem ei-

nen ausgedehnten Verteilungs- und Verkehrsapparat. Mit den Untergesellschaften verfügt dieser 

Trust über gewaltige, Erdölgebiete, eigene Oelraffinerien und ganze Flotten von Oeltransportschif-

fen. Der Shell Trust erwarb im Jahre 1918 die Kontrolle über die „Mexican Eagle“ (das Pearson 

Syndikat). Neben den niederländisch-indischen und den mexikanischen Erdölgebieten hat diese 

Gruppe in Kanada, in Venezuela, Aegypten, Neuseeland und Rumänien Besitzungen. Die russischen 

Interessen vertraten ein Anlagekapital von weit über 1 Milliarde Goldfranken. 

Die Anglo Persian Oil Company, von deren Aktienkapital die britische Regierung zwei Drittel in den 

Händen hält, hat ihre größten Interessen in Vorderasien. Die Oelkonzessionen für Persien sind mit 

Ausnahme von fünf Nordprovinzen in ihrem Besitz. Auch in Südamerika, in Argentinien hat sie Kon-

zessionen erworben. Mit der Shell Gruppe ist sie in ihrer Preispolitik durch Abmachungen verbunden 

und hat mit ihr einen Transport- und Verteilungsvertrag abgeschlossen. Dieser läuft Ende dieses Jah-

res ab und soll nicht mehr erneuert werden, da die Anglo-Persian eine eigene Vertriebsorganisation 

geschaffen hat. Doch ist sie mit der Shell-Gruppe auf einen neuen, [580] auf 5 Jahre lautenden Vertrag 

eingegangen, der die Ausbeutung und den Vertrieb der verschiedenen Erdölerzeugnisse nach gemein-

samen Gesichtspunkten regelt. 

Der Kampf zwischen den amerikanischen und englischen Gruppen nahm oft so heftige Formen an, 

daß man folgern konnte, er müßte in absehbarer Zeit zu einem bewaffneten Konflikt zwischen den 

Vereinigten Staaten und Großbritannien führen. Man versteht das Wesen dieses Kampfes nicht, wenn 

man ihn nicht im Zusammenhang mit der wirtschaftlichen und politischen Neugestaltung der Welt 

durch den Krieg bringt. Denn folgendes ist zu bedenken: noch immer ist der Einfluß der Amerikaner 

auf dem Weltölmarkte dominierend. Abgesehen davon, daß in den Vereinigten Staaten noch über 

62% der gesamten Weltproduktion an Erdöl gefördert werden, kontrolliert das amerikanische Oelka-

pital etwa ¾ der gesamten Weltausbeute, sodaß es auf diese Weise seinen Vorbrauch und seine Aus-

fuhr vollkommen aus der eigenen Produktion deckt. Wenn die amerikanischen Oelmagnaten ent-

schlossen sind, um das vierte Viertel selbst einen Krieg zu wagen, so geht es ihnen in erster Linie 

nicht so sehr um die erzeugten Mengen der Erdölgebiete, auf deren Produktion sie Anspruch erheben. 

Andere, wesentlich höhere Gesichtspunkte bestimmen diesen Kampf. Mit dem Besitz dieses Viertels 

sind nämlich handelstechnische und strategisch-politische Vorteile verbunden. Diese Vorteil sind 

aber für die Erkämpfung der Weltherrschaft entscheidend. 

Nach dem Kriege hat die Welt in mannigfacher Beziehung ein anderes Gesicht erhalten. Wirtschaft-

lich und politisch hatte die Welt der Vorkriegszeit ihr stärkstes Zentrum in Europa und um dieses 

lagerte sich die übrige Welt. Diese Struktur ist durch den Krieg gewaltig erschüttert worden. Noch 

immer stecken wir in einer schweren ökonomischen und politischen Krise, die nichts anderes dar-

stellt, als den Weg zu einer neuen Lagerung, zu einer neuen Ordnung der Weltverhältnisse. Neben 

und mit dem Ringen der alten kapitalistischen Welt mit der neuen proletarischen sieht man Kräfte 
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sich entwickeln, die der nachkapitalistischen Welt eine neue Gleichgewichtslage zu sehen suchen. 

Für diese kapitalistische Welt kann man heute eines mit Sicherheit feststellen: ihr Schwerpunkt liegt 

nicht mehr in Europa, ein neues Zentrum, eine neue Lagerung bildet sich. In einer neuen Welt wird 

sich die Weltherrschaft mehr denn je auf die Seeherrschaft gründen müssen. Denn in dieser Welt muß 

die Arbeitsteilung eine höhere Stufe erreichen, der internationale Gütertausch, die Verbindung der 

verschiedenen Märkte mit dem Weltmarkt eine stärkere werden. Auf den großen Ozeanen wird die 

kapitalistische Weltmachtstellung entschieden, sowohl die strategische wie die handelstechnische 

Ueberlegenheit. Diese sichert eine starke Kriegs- und Handelsflotte und diese erfordert die möglichst 

uneingeschränkte Verfügung über ihren Betriebsstoff, über das Erdöl. 

Doch nicht diejenige Macht beherrscht die Welt, die ihre gesamten Kraftquellen, ihren Kapitalreich-

tum und auch ihren Reichtum an Erdöl in einem verhältnismäßig engen Raum zusammengeballt hat, 

sondern diejenige, die ihn auf möglich viel Punkte der Welt verteilt hat. Das war der Grundgedanke 

der englischen Expansion und es entspricht vollkommen der „Tradition“ Englands, wenn es eine ähn-

liche Politik auch im Kampfe um das Erdöl befolgt hat oder, vielleicht richtiger gesagt, auf Grund 

der Struktur seines auf Weltherrschaft aufgebauten Imperiums befolgen kann. England hat es ver-

standen, im Laufe der Zeit auf die für die Weltwirtschaft wichtigsten Erdölgebiete Hand zu legen und 

Amerika ins Hintertreffen zu bringen. Amerika ringt um seine Weltmachtstellung, wenn es mit be-

sonderer Energie den Kampf um die außerhalb der Vereinigten Staaten liegenden Erdölgebiete führt. 

[581] So liegt Mexiko an dem Atlantischen und Stillen Ozean und ist durch Mittelamerika mit Süd-

amerika verbunden. Je kräftiger sich der Welthandel entfalten wird, umso stärker wird infolge der 

neutralen Lage Mexikos im Stillen und Atlantischen Ozean die Bedeutung des mexikanischen Erd-

ölmarktes hervortreten. In diesen Teilen der Welt kommt Mexiko mit seinem großen Erdölreichtum 

als mächtiges Erdölreservoir für die Handel- und Kriegsflotte zunächst in Betracht. Auf dem Wege 

zum Panamakanal, zu den wichtigsten Häfen Mittelamerikas, auf der Ost- und Westküste Südameri-

kas gibt es heute schon eine Reihe von Oelbunkerstationen, die am günstigsten von Mexiko aus mit 

Erdöl versorgt werden können. 

Nun hat sich in Mexiko ein kräftiger englischer Kapitalklotz hineingeschoben, der die Kontrolle über 

den größeren Teil der mexikanischen Erdölgebiete an sich gerissen hat. Man braucht nicht besonders 

herausstreichen, wie lästig dieser neue Konkurrent den amerikanischen Oelmagnaten beim friedli-

chen Rennen um den südamerikanischen Markt werden kann. Viel Verdienstmöglichkeit ist den ame-

rikanischen Kapitalisten schon im Frieden dadurch entgangen, daß den größten Teil des amerikani-

schen Schiffahrtsverkehrs die Engländer bestritten haben. Im Jahre 1913-14 verkehrten in den ame-

rikanischen Häfen Schiffe mit rund 27 Millionen Brutto Registertonnen unter amerikanischer Flagge. 

Damals deckte die amerikanische Flagge nur ein Viertel des gesamten Seeverkehrs des Landes. 1920-

21 waren es schon 67 Millionen Brutto Registertonnen amerikanischer Schiffe, gegen 70 Millionen 

Brutto Registertonnen fremder Schiffe. Doch ist der amerikanische Anteil nur auf ungefähr die Hälfte 

des gesamten Schiffsverkehrs hinaufgegangen bei einer Steigerung der Tonnage um das dreifache. 

(„Industrie- und Handelsztg.“ 1. Febr. 1922.) Jede Tonne fremden Schiffsraums ist der Gewinn des 

fremden Kapitalisten und der Verlust des amerikanischen. Um diesen Schiffsraum wird die amerika-

nische Flotte einen harten Frachtratenkrieg mit der englischen Flotte ausfechten müssen. Die Englän-

der in Mexiko können durch eine geschickte Petroleumspreispolitik ihre Handelsflotte in der Kon-

kurrenz um die amerikanischen Frachten kräftig unterstützen. 

Die strategische Gefahr, die darin besteht, daß ein mit Japan gegen die Vereinigten Staaten operie-

rendes England sich auf Mexiko stützen könnte, ist nicht so einfach von der Hand zu weisen. Dies 

wäre in einem Kriege zwischen den Vereinigten Staaten und England allerdings die allerunglück-

lichste Situation für die Vereinigten Staaten. Doch jeder Stratege muß mit solchen Situationen rech-

nen, um eine Vorbereitung zu treffen, die ihnen vorbeugen könnten. In ihrer Propaganda gegen Japan 

führt die amerikanische Presse an, Japan habe Absichten auf die Philippinen und die Hawaii-Inseln, 

Japan spinne Ränke gegen die Vereinigten Staaten in Chile und in Mexiko, namentlich um einen 

Flottenstützpunkt in der Nähe des Panama-Kanals zu errichten; seine Einwanderer in Kalifornien, 

wirtschaftlich „unerwünscht“, „völkisch“, ein Fremdkörper bilden, eine Art Vorhut für ein etwaiges 
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Einfallsheer. Eine solche Propaganda mag in der Gegenwart stark übertrieben erscheinen. Aber ge-

rade der Westkrieg war reich an Ueberraschungen gewesen und eine der größten war für viele das 

Eingreifen einer amerikanischen Millionenarmee auf dem europäischen Kriegsschauplatz. 

(Fortsetzung folgt). [582] 

* 

Die proletarische Opposition in der Genossenschaftsbewegung.  
Geschichtliche Reminiszenzen.  

Von K a r l  B i t t e l. 

„Aus ihrer krämerhaften Furcht vor allen wirklich großen Dingen entspringt das ununterbrochene 

Salbadern über die von der S o z i a l d e m o k r a t i e  bedrohten Konsumvereine, das im Grunde ge-

nommen doch nichts anderes ist, als ein Ruf nach der – Polizei! 

Wer um eine Verkörperung der Goethe’schen Kennzeichnung des P h i l i s t e r s: ‚ein hohler Darm 

voll Furcht und Hoffnung, daß Gott erbarm!‘ verlegen ist, dem sei der Anwalt des Genossenschafts-

verbandes angelegentlichst empfahlen.“ 

Dieses Wort stammt au der zweiten Periode des Kampfes, d e n  S o z i a l s t e n  g e g e n  e i n e  

k l e i n b ü r g e r l i c h e  I n s t a n z e n k l i q u e  innerhalb der deutschen Konsumvereinsbewegung 

führen mußten. Es richtet sich gegen Hans Crüger und steht am Ende der „Betrachtungen aus der 

Froschperspektive“, einer besonders heute sehr interessanten Broschüre, die A u g u s t  M ü l l e r  sei-

nerzeit geschrieben hat. Damals waren die erfolgreichen Kämpfe, die vor und nach Kreuznach (1902) 

geführt worden und die die proletarischen Interessen der Mitgliedermassen gegenüber der allgewal-

tigen Verbandsbürokratie verfochten. 

Die erste Periode dieses Kampfes liegt weitere 30 Jahre zurück. Damals war es E d u a r d  P f e i f f e r  

der mit Schulze-Delitzsch im Kampfe lag, weil dieser die Konsumvereine seinen Mittelstandsinteres-

sen unterordnen wollte. Da die Unterstützung der Arbeiterschaft, bei der feindlichen Haltung der 

Partei gegenüber den Konsumvereinen ausblieb, unterlag damals die Opposition. Der „Verband Deut-

scher Consumvereine“ (1867) und die Zeitschrift „Der Consumverein“ (1867) kamen 1871 ums Le-

ben, die Groß-Einkaufs-Genossenschaft (Mannheim 1869) löste sich im Juli 1872 auf. Die ganze 

Konsumvereinsbewegung war auf einem toten Punkt, bis 1894 mit der Hamburger Großeinkaufsge-

nossenschaft der Kampf in der Richtung Pfeiffers wieder aufgenommen wurde. 

Die d r i t t e  P e r i o d e  des gleichen Kampfes innerhalb der Genossenschaftsbewegung erleben wir 

heute. Es ist wieder, wie vor zwanzig Jahren, eine proletarische Opposition, die nicht will, daß die 

Bewegung abgesondert wird von den großen Kämpfen dieser Zeit, die das Proletariat als Klasse führt. 

Wieder richtet sich der Unwille derer, die vorwärts wollen, gegen die hemmende Bürokratie. Wieder 

ist es so, daß die „berufenen Anwälte“ durch eine falsche Einstellung und eine unsäglich dumme 

Politik der Bewegung schwere Schläge versetzen und den proletarischen Massen schaden. Und wie-

der ist es so, daß von oben als Abwehr eine einfältige Verhetzung betrieben wird und anstelle von 

Vernunft der brutale Gewaltstandpunkt herrscht. 

Die Verhältnisse von heute und damals reizen zum Vergleich. Insbesondere, da vor 20 Jahren die 

Anwälte der proletarischen Interessen S o z i a l d e m o k r a t e n  waren, auf die so ähnlich eingehauen 

wurde, wie heute auf uns. 

Damals wurde von einer kleinbürgerlichen Führerklique gegen den konsequenten Ausbau der Kon-

sumvereinsbewegung gekämpft, insbesondere gegen die Eigenproduktion, gegen die GEG und gegen 

die gewerkschaftlichen Grund-[583]sätze. Heute geht es gegen die i n  d e r  h e u t i g e n  Z e i t  lie-

gende konsequente Entwicklung zur „Sozialisierung des Handels“ in die Hände der Konsumvereine, 

durch die das Ziel darstellende Konsum-Kommune. Damals wurden die Roten begeifert und be-

schmutzt, heute schreiben die F e u e r s t e i n, G r u n d k e  und K a s c h  dieselben Verleumdungen. 

Heinrich K a u f m a n n  konnte es wagen, auf dem letzten Genossenschaftstag gegen die Kommunis-

ten – ohne einen Beweis – die infamsten Beschuldigungen zu erheben. Damals, „entgegen allen 
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Rechtsbegriffen, Brutalität und Vergewaltigung“ –- heute dasselbe von denselben die sich damals 

empörten. 

Professor S t a u d i n g e r  schrieb darüber in seiner Broschüre „Von Schulze-Delitzsch bis Kreuz-

nach“ (S. 63): 

„Aus Angst, ihre Mehrheit zu verlieren, aus instinktiver Abneigung vor den Sozialisten, aus altgewohnter 

Nichtachtung dieser Leute, die man behandeln zu dürfen glaubte, wie eine lästige Mücke, die ins Ohr summt 

..., konnten jene Bürgersleute und Beamte allesamt so blind und kurzsichtig sein, daß sie eine so unerhörte 

Mißhandlung aller Grundbegriffe von Recht und Gesetzlichkeit gutzuheißen imstande waren.“ 

Damals waren die Konsumvereine noch in dem „Allgemeinen Verband“ organisiert, in welchem der 

mittelständlerische Crüger seinen Terror ausübte und jede proletarische Regung als „verbandsschä-

digend“ und „genossenschaftszerstörend“ mit allen Mitteln bekämpfte. Seinen Höhepunkt erreichte, 

der Kampf der Bürokratie gegen die Arbeiterschaft, als auf dem Genossenschaftstag in B a d e n-B a -

d e n  1901 in die Leitsätze der Konsumvereine folgender Passus aufgenommen wurde: 

„D i e  V e r f o l g u n g  p o l i t i s c h e r  Z w e c k e  – u n m i t t e l b a r  o d e r  m i t t e l b a r  – u n d  d i e  U n -

t e r s t ü t z u n g  v o n  K l a s s e n- u n d  S t a n d e s o r g a n i s a t i o n e n  s t e h t  i m  W i d e r s p r u c h  m i t  

d e n  A u f g a b e n  d e s  K o n s u m v e r e i n s“. 

Wohlgemerkt, das war nicht 1921, sondern 1901! Wäre die heutige Genossenschaftsbürokratie ehr-

licher und offener, dann hätte sie im vorigen Jahre in Baden-Baden, eben denselben Baden-Badener 

Passus wortwörtlich wiederholt. Heinrich Kaufmann schrieb damals auf die Beschuldigung, daß man 

„verdienstvolle Führer“ absetzen wolle, um die Leitung „gänzlich unbekannten Händen und politi-

schen Führern zu übertragen“, folgendes: 

„Man arbeitete nach berühmten Mustern mit dem r o t e n  S c h r e c k e n , um, wie Barth so treffend gesagt 

hatte, die Gedankenfaulen gruselich zu machen.“ 

Der Kampf der Zentralinstanzen gegen die politischen und klassenbewußten Tendenzen innerhalb 

der Konsumvereinsbewegung richtete sich damals, und heute wieder, insbesondere gegen die sächsi-

schen Konsumvereine, die ja hauptsächlich von Arbeitern gebildet wurden. Diese hatten sich bereits 

Anfang der 90er Jahre einen eigenen sächsischen Konsumvereinsverband „Vorwärts“ gegründet. Als 

der Kampf gegen die Umsatzsteuer – der in Sachsen 1899/1900 entbrannt war – für alle sächsischen 

Konsumvereine eine Einheitsfront wünschenswert machte, faßte der „Vorwärts“ den Beschluß, ge-

schlossen dem Allg. Verbande beizutreten. Wunschgemäß meldeten sich die Vereine einzeln zur Auf-

nahme an. Anstatt der Aufnahmebescheinigung erhielten sie jedoch ein Formular folgenden Wort-

lauts zur vorherigen Unterschrift: 

„Wir erklären hiermit, daß wir die genossenschaftliche Organisation weder mittelbar, noch unmittelbar zur 

Verfolgung politischer Zwecke gebrauchen werden.“ 

Das ist der berühmte R e v e r s, der die Arbeiterkonsumvereine zur politischen Neutralität und Passi-

vität verpflichten wollte, und der damals ein ungeheures Aufsehen erregte und in Kreuznach 1902 

zur Spaltung des Genossen-[584]schaftsverbandes führte. Im Juni 1901 wurde auf dem sächsischen 

Verbandstag in Aue ein flammender Protest gegen dieses Ansinnen losgelassen. Es ist hier nicht ge-

nügend Platz, auf Einzelheiten einzugehen; aber, wer Gelegenheit hat, der lese die Presseerörterungen 

jener Zeit, insbesondere die Artikel in der „Neuen Zeit“, die energisch die Eingliederung der Kon-

sumvereine in den gemeinsamen proletarischen Kampf forderten. Als Beleg sei hier angeführt, wie 

sich diese Kämpfe in einer von der s ä c h s i s c h e n  R e g i e r u n g  im März 1902 veröffentlichten 

Denkschrift abspielten: 

„Der in Baden-Baden abgehaltene Genossenschaftstag nahm angesichts der Gefahr, die den Konsumvereinen 

durch die E i n m i s c h u n g  s o z i a l d e m o k r a t i s c h e r  P a r t e i p o l i t i k  in die Tätigkeit der Vereine er-

wächst, den Leitsatz an: (oben bereits abgedruckt) ... Neuerdings regt sich unter den von Sozialdemokraten 

geleiteten Konsumvereinen der Gedanke, die Konsumvereine, die sich bisher als ein Glied der bestehenden 

Wirtschaftsordnung fühlten, zur Umgestaltung dieser Ordnung in eine sozialistische zu benutzen. Der bishe-

rige Standpunkt wird als ‚kleinbürgerlich‘ und ‚krämerhaft“ getadelt. Die genossenschaftlich organisierten 
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Konsumenten, sagt man, sollen die Produktion in ihr Machtbereich ziehen. Der Genossenschaftstag hat jedoch 

diese Aenderung des Standpunktes (gegen wenige Stimmen) verworfen.“ 

Im Mittelpunkt der Kämpfe standen die sächsischen Konsumvereine, die die proletarischen Kampf-

truppen der Konsumvereinsbewegung waren. Eine Anzahl von ihnen waren bereits im Allg. Verband, 

als der nächste Genossenschaftstag (in Kreuznach 1902) stattfand. Hier wurde auf diese 66 sächsi-

schen Vereine ein „heimtückischer Ueberfall, wie er feiger und hinterlistiger nicht gedacht werden 

konnte“ (Heinrich Kaufmann), gemacht, indem diese, sowie die GEG in Hamburg, und 32 weitere 

„moderne und fortschrittliche Konsumvereine“ einfach aus dem Allg. Verband hinausgeworfen wur-

den. Der Rechtsanwalt Schnittberger aus München erklärte in Kreuznach, nachdem er bereits vorher 

einen Antrag des Konsumvereins Cannstadt-Feuerbach, der mehr Demokratie und Selbstbestimmung 

innerhalb der Organisation forderte, als Blödsinn erklärt hatte: 

„Wir können nicht prüfen, ob wir im Recht sind, sondern wir müssen erwägen, daß wir heute noch die Mehrheit 

haben. Wenn sie jetzt die Gelegenheit aus den Händen schlüpfen lassen, heute, wo sie die Macht haben, dann 

werden sie später nie wieder diese Gelegenheit haben!“ 

Den 99 ausgeschlossenen Genossenschaften folgten zahlreiche weitere Konsumvereine und traten 

aus. Im Jahre darauf, 1903, wurde von diesen der „Zentralverband deutscher Konsumvereine“ (Ham-

burg) gegründet. 

Die Geschichte hat stets ihre Parallele. Denn so wie vor 20 Jahren die Crüger und Schmittberger – 

nur unter andrem Namen – gegen die klassenbewußten Strömungen ihr verhängnisvolles Handwerk 

betrieben haben, so liest man auch in dem Rundschreiben des Verbandsdirektors O p p e r m a n n  aus 

jener Zeit, wo es heißt: „daß die Sozialdemokratie aus den Konsumvereinen ein gefügiges Werkzeug 

zur Bearbeitung der breiten Massen für parteipolitische Sonderzwecte schmiede“, dasselbe, was heute 

die Kaufmann, Kasch, Feuerstein und Co., allerdings nicht mehr gegen die SPD (die hat ja selbst den 

Klassenkampf aufgegeben), um so kräftiger aber gegen die KPD-Genossenschafter schreiben. 

Wieder ist heute, wie vor 20 Jahren, eine p r o l e t a r i s c h e  k l a s s e n b e w u ß t e  O p p o s i t i o n  

innerhalb der Konsumvereinsbewegung vorhanden. Wieder sind ihre aktiven Kräfte gerade in Sach-

sen und in Thüringen. Heute ist es so weit, daß den Mitgliedern, (wie der Fall in E s s e n, sowie die 

Antwort des C h e m n i t z e r  Konsumvereins auf eine Eingabe seiner Mitglieder beweist) ihre ele-

mentarsten demokratischen Rechte vorenthalten werden, nur da-[585]mit die Bürokratie ihre Stellung 

bewahrt. Als die sächsischen und thüringischen Konsumvereine Anfang dieses Jahres S o n d e r -

k o n f e r e n z e n  hatten, auf denen zu den wichtigsten Genossenschaftsfragen eine Stellung einge-

nommen wurde, die der „Hamburger Richtung“ entgegengesetzt ist, wurden sie [in] der Fachpresse 

totgeschwiegen. Bis heute wurden diese wichtigen Vorgänge der Gesamtbewegung unterschlagen! 

Wieder schwingt die Zentralbürokratie die Knute gegen alle „Unbotmäßigen“, wobei die widerlichs-

ten Verleumdungen nicht fehlen. Sie treibt eine Wirtschafts- und Steuerpolitik, die wir offen als ein 

V e r b r e c h e n  a n  d e r  p r o l e t a r i s c h e n  K l a s s e  bezeichnen. 

Wie fordern von den Mitgliedermassen, daß sie sich den Bestrebungen, die die Konsumvereinsorga-

nisation immer mehr zu einem kleinbürgerlich-kapitalistischen Klassenorgan machen, mit aller Ener-

gie entgegenstemmen. Die Millionen Mitglieder haben es in ihrer Hand, sobald als sie wollen, den 

mächtigen Konsumvereinsapparat in ihre eigenen Hände zu nehmen und nach ihren Anschauungen 

und in ihrem Interesse zu verwerten. Es ist an der Zeit, daß die Mitglieder das bald tun. 

Die oppositionellen Strömungen sind mannigfacher Art. Zahlreiche Gruppen, SPD-, USPD-, KPD-

Genossenschaftler und Betriebsräte kritisieren. Wenn man die einzelnen Aeußerungen (z. B. über den 

letzten Genossenschaftstag) nebeneinanderlegt, sieht man, wie scharf auf allen Seiten geurteilt wird 

und wie stark die Genossenschaftsbürokratie (eine durch Inzucht steril gewordene Klique), ob ihrer 

falschen und verhängnisvollen Führung und ihrer Vergewaltigung der demokratischen Rechte ange-

griffen wird. 

Diese verschiedenen, von der Bürokratie gehaßten Oppositionsgruppen müssen sich z u s a m m e n -

f i n d e n, um gemeinsam ihr Ziel zu erreichen! Ihre gemeinschaftliche Aufgabe ist, die deutsche 
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Konsumvereinsbewegung wieder auf die richtige Bahn zu führen, wo sie zum wirksamen Instrument 

wird für das um seine Existenz kämpfende Proletriat. 

Die Parole ist die gleiche wie vor 20 Jahren: Einigkeit – diesmal der proletarischen Mitgliedermassen 

– führt zum Siege über die philisterhafte kleinbürgerliche reaktionäre Bürokratie. 1922 gilt wieder 

die Parole, die R e i n h o l d R i e h n zur Gründung des Zentralverbundes 1903 telegraphiert hat: 

Rächt Euch am Haß der Philister, 

Indem Ihr einig werdet und stark! 

[586] 

* 

Bücherschau. 

Eine Antikritik. 

(Motto): Sei im Besitze und Du wohnst im Recht! 

Die „eingehende kritische Behandlung“, die Genosse Duncker meinem Schriftchen „Quintessenz des 

Marxismus“ angedeihen läßt, verlangt eine schleunige Erwiderung. Da diese Erwiderung grundsätz-

licher Natur ist, braucht der Patient die Fortsetzung der „Behandlung“ nicht abzuwarten. Die „gräß-

liche Verwirrung“, die im Kopfe meines „einfachen Lesers“ schon durch den ersten Teil meiner 

Schrift entstanden ist, wird sich ja im zweiten Teil, wo die wirklichen Schwierigkeiten erst beginnen, 

zwangsläufig noch zu völliger Ratlosigkeit steigern müssen. Diejenigen Leser, die keine Marx-Phi-

lologen sind, bitte ich um Verzeihung, wenn ich im folgenden öfter den Anschein entstehen lasse, als 

handele es sich zwischen D. und mir vorwiegend um die Frage, was Karl Marx buchstäblich und 

wörtlich über bestimmte Fragen gesagt hat. In Wirklichkeit handelt es sich für mich dabei um die 

Sache. Und hur, weil mein Streit mit D. zugleich den Kampf eines von vornherein als Usurpator 

betrachteten Neulings gegen einen jahrzehntelangen rechtmäßigen Besitzer und Verkünder der mar-

xistischen Heilswahrheiten darstellt, muß ich mich hier und da ausdrücklich auf den Wortlaut be-

stimmter Marx-Stellen beziehen, die von D. in Gemeinschaft mit vielen anderen heutigen „Marxis-

ten“ gewöhnlich übersehen oder mißverstanden werden. 

Als eine Art Vorreiter der Behandlung der „Quintessenz“ erscheint eine gleichfalls vom Erbpächter 

Duncker herrührende, und ihrer Absicht nach wohl geradezu als „wohlwollend“ zu bezeichnende 

Besprechung meiner anderen kleinen Schrift „Kernpunkte der materialistischen Geschichtsauffas-

sung“, die auf dem üblichen Wege der gesamten Tagespresse unserer Partei zugeleitet worden ist. Sie 

hier kurz zu erwähnen, ist deshalb wichtig, weil sie besonders nett den „Standpunkt“ enthüllt, von 

dem D. bei der „Behandlung“ meiner Schriften von vornherein ausgeht. Seine gesamten Einwendun-

gen gegen die „Kernpunkte“ lassen sich nämlich in die eine einfache Formel zusammenfassen, daß 

er mir vorwirft, daß ich die Sache nicht ebenso vortrage, wie sie Genosse D. nun schon seit Jahrzehn-

ten in Wort und Schrift seinen Hörerschaften vorgetragen hat. Positiv und negativ erscheint dieser 

Gesichtspunkt. a) Positiv: „Ungern vermißt“ er in meinen Kernsätzen „den bekannten Passus“ aus 

Engels’ Grabrede für Marx 1883. Nun, Genosse Dunckers Gefühle von „gern“ und „ungern“ in Eh-

ren. Warum aber legt sich Genosse D. nicht ein einziges Mal die Frage vor, aus welchen G r ü n d e n  

ich diese sympathisch gemeinverständlichen, aber höchst oberflächlichen „Redensarten“, so nämlich 

hätte und hat Marx selbst dergleichen bezeichnet, vergl. die Briefe an Kugelmann, Neue Zeit 20 II S. 

541 u. anderw. – am Ende vielleicht a b s i c h t l i c h  weggelassen habe?! – b) Negativ: Mit „bürger-

lichen“ Denkern, die nach Marx geschrieben hätten, hätte ich mich zuviel abgegeben. Meines Wis-

sens habe ich als einen ernst zu nehmenden Förderer der materialistischen Geschichtsauffassung nur 

einen einzigen bürgerlichen Denker nach Marx berücksichtigt, den erstaunlichen Dilthey, dessen 

Werke jeder Marxist mit größtem Vorteil lesen wird (vergl. auch die ausgezeichnete Würdigung von 

Dilthey’s Hegel-Werk, die kürzlich Lukács im Feuilleton der „Rot. Fahne“ veröffentlicht hat!) Was 

aber den „Geistesblitz“ von Wilhelm Ostwald betrifft, den ich außerdem noch zitiert haben soll, o 

Genosse Duncker: Si tacuisses!1 Jedes Kind kann aus meiner in Klammern hinzugefügten Bemerkung 

 
1 Wenn du geschwiegen hättest. KWF 
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und aus dem sofort folgenden Satze von Marx herauslesen, daß ich dieses Wort als ein bloßes Beispiel 

zur Veranschaulichung einer stockbürgerlichen Kriegspsychosenideologie in die Sammlung aufge-

nommen habe! Warum wirst denn Genosse D. nicht auch Karl Marx selber vor, daß er verschiedene 

bürgerliche Autoren zitiert, um sie zu widerlegen, zu ironisieren und lächerlich zu machen? Doch 

wohl nur darum, weil Marx eben kein unbeachtlicher marxistischer Neuling ist, und darum von D. 

sorgfältiger gelesen und zu verstehen gesucht wird. 

Daß von diesem seinem nur wenig verhüllten Grundstandpunkt aus Genosse D. weder den Sinn der 

von mir gewählten Gruppierung der Kernsätze, noch den Sinn [587] der „Anhänge“, noch den meiner 

einleitenden eigenen Abhandlung verstehen konnte, ist selbstverständlich. Nach seiner Meinung hätte 

ich die H a u p t s a c h e  des ganzen, die berühmte Stelle aus dem Vorwort zur Kritik der politischen 

Oekonomie als „Anhang“ bringen, und auf meine „für den einfachen Leser mehr verwirrende als 

klärende“ Einleitung lieber ganz verzichten sollen. Ich nehme zur Kenntnis, wie diese Einleitung auf 

Genossen D. gewirkt hat. Er hat daraus entnommen, daß der Kommunismus zwar keine „Wissen-

schaft im bürgerlichen Sinne“, doch aber immerhin Gott sei Dank jedenfalls noch eine „wissenschaft-

liche Kritik“ sei, die sich dann näher aus den beiden Teilen „Kritik in Worten“ und „revolutionierende 

Tat“ zusammensetzt. Nun gut, dann möge sich Genosse D. in Gottes Namen weiter als einen berufe-

nen Vertreter und Lehrer des „wissenschaftlichen Kommunismus“ betrachten, nur darf es ihm dann 

freilich nicht passieren, daß er meinen Satz, wonach Karl Marx „sich nur durch eine harte und lange 

währende Denkerarbeit von seinem ideologischen Standpunkte habe loslösen können“, leichten Her-

zens für falsch erklärt. Dies zu sagen, mag ein crimen laesae majestatis1 sein. Über daß es eine einfa-

che und ganz unbestreitbare historische Tatsache ist, kann jeder unbefangene Leser der Marxschen 

Jugendwerke unschwer erkennen und das weiß, von D. abgesehen, heute eigentlich doch auch schon 

die gesamte Marxphilologie. 

Bisher haben wir die „wohlwollende“ Behandlung Dunckers kennen gelernt. Es bleibt noch die übel-

wollende zu erörtern, die er in seiner Besprechung, die fast eben so lang ausgefallen ist, wie ihr un-

würdiger Gegenstand selbst, meiner „Quintessenz“ angedeihen läßt.*) Wir kennen bereits den Stand-

punkt, von dem aus unser „einfacher" Kritiker schreibt. Auch hier habe ich sträflich gesündigt, weil 

ich in einem leichtsinnigen und verhängnisvollen Streben nach Selbständigkeit von meiner vortreff-

lichen Vorlage, der Schrift des Genossen D. selbst über den gleichen Gegenstand, teilweise abgewi-

chen bin. Wer nun da recht hat, wo es sich um Meinungsverschiedenheiten zwischen D. und mir 

handelt, will ich anderen überlassen zu entscheiden. Hinweisen möchte ich aber darauf, daß es dem 

Genossen D. in seinem oben nachgewiesenen wirklichem Uebelwollen passiert ist, daß er statt auf 

mich auf den längst aller Dunckerschen Behandlung entrückten Karl Marz losschlägt. Nicht ich arm-

seliger Schächer bin der Sünder, der die menschliche Arbeitskraft zuerst eine köstliche „Naturkraft" 

nennt, die nur leider in der kapitalistischen Gesellschaft von einer besitzenden Minderzahl ausgebeu-

tet wird, sondern das ist Karl Marx selber. Und auch jener andere Ausdruck fällt Karl Marx selbst zur 

 
1 Majestätsbeleidigung. KWF 
*) Daß es sich hier wirtlich um eine „übelwollende“ Kritik handelt, beweisen am peinlichsten die zahlreichen Stellen, wo 

D. gegen einzelne aus dem Zusammenhang gerissene Sätze meiner Schrift polemisiert, und ihnen zur Berichtigung gerade 

diejenigen Sätze entgegenstellt, die in meiner Schrift selbst auf die beanstandeten Sätze unmittelbar folgen. So z. B. mit 

Bezug auf die Bedeutung der „politischen Freiheiten“ des Proletariats in der bürgerlichen Republik, wo D. mich absicht-

lich und ohne jeden Grund dahin mißversteht, als ob ich meinte, die bürgerliche Republik gewähre den Proletariern volle 

politische Freiheit, und sich dagegen auf das Wort von Anatole France beruft, welches ich selbst eigens für den Zweck, 

die Nutzlosigkeit dieser nur „politisch“ garantierten Freiheiten anschaulich zu machen, an dieser Stelle angeführt habe 

(und welches Wort übrigens das, was D. daraus liest, gerade n i c h t  beweist. Denn dem „Armen“ fehlt eben tatsächlich 

„n u r  durch seine Klassenlage“ die Gleichheit vor dem Gesetz!). – An einer anderen Stelle passiert D. ein ganz unmög-

liches Mißverständnis meines 19. Artikels, und er beruft sich dagegen auf die in meinem Zahlenbeispiel Nr. 26 enthaltene 

„Korrektur“ dieses Schnitzers. (Ganz ähnlich wie die bürgerlichen Marz-Kritiker behaupten, Karl Marx „korrigiere“ im 

3. Bande die Irrtümer, die er im ersten [588] begangen habe!) – Das Schlimmste aber ist das „Mißverständnis“, in dem 

D. mir unterschiebt, ich hielte den Kapitalisten für einen Miterzeuger des Wertes oder Mehrwertes. O Gott, Gen. Duncker, 

Sie dürfen doch im Eifer des Gefechtes einen so treuen Parteigenossen wie mich nicht mit Herrn Dr. Striemer verwech-

seln! Zumal ich doch an der betreffenden Stelle (Nr. 20) nach Ihrer eigenen Angabe a u s d r ü c k l i c h  s a g e, daß aller 

Wert und Mehrwert „durch die in diesem Betrieb geleistete A r b e i t“ geschaffen wird! und wo doch fast der gesamte 

vierte Teil meiner Schrift (Nr. 24-30) ausdrücklich der Widerlegung dieser bürgerlichen Wahnvorstellung gewidmet ist. 
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Last, über den Genosse D. das größte Jammergeschrei anstimmt, die Bezeichnung des Mehrwerts als 

„freier“ Mehrwert. (Die betreffenden Stellen kann sich Genosse D. aus den Marxschen Werken selbst 

heraus suchen, und diese ihm ganz gemäße Beschäftigung wird ihn sicher mit innigster Befriedigung 

erfüllen!) Und wenn Genosse D. wörtlich fragt: „Frei, durch was? frei, wovon? frei, für wen?“, so 

zeigt er allerdinge meines Ermessens nicht nur eine für einen Marxphilologen höchst bedauerliche 

Unkenntnis von Karl Marx selbst, sondern darüber hinaus auch ein bedenkliches Unverständnis ge-

rade der neuesten marxistischen Literatur, die den Begriff der „Reproduktion“ mehr als früher in den 

Mittelpunkt stellt. „Frei“ ist natürlich der Mehrwert insofern, als [588] er nicht wie der Wert für den 

einfachen Reproduktionsprezeß gebunden ist, vielmehr der Kapitalist ihn, wie Karl Marx sich aus-

drückt, wenn er auf die Akkumulation verzichten wollte, ganz beliebig auch „bis auf die Hefen ver-

jubeln“ könnte. – Durch nichts anderes, als den schon erwähnten, ganz eigentümlichen „Standpunkt“ 

der Dunckerschen Besprechung ist es schließlich zu verstehen, warum in aller Welt ich nach D. bei 

der Darstellung der Marxschen Wertlehre, statt ebenso zu verfahren, wie Karl Marx im 1. Band des 

Kapitals tatsächlich verfahren ist, ausgerechnet so verfahren sollte, wie in solchen Fällen Kautsky 

und Duncker und andere „Marxisten“ zu verfahren pflegen. Nicht ich begehe den „groben Schnitzer“, 

den Tauschwert gleich anfangs „als ein dem Gebrauchswert des Produkts völlig gleichgeordnete ab-

solute ökonomische Kategorie“ zu betrachten, sondern Karl Marx auf der 2. Seite des 1. Bandes des 

Kapitals*). Duncker seinerseits, der mir mein törichtes Bemühen durch „neue Ausdrücke“ alte Miß-

verständnisse auszuschalten, als ärgste Ketzerei ankreidet, „erweitert“ den „wissenschaftlichen Mar-

xismus“ durch die Behauptung, daß der Tausehwert in der kapitalistischen Gesellschaft „zum Preis 

erweitert“ (!) würde. Welche von D. ganz ungeahnte Schwierigkeiten in diesem Teil des marxisti-

schen Systems noch der Klärung im marxistischem Geiste harren, so daß ich geradezu g e n ö t i g t  

war, auf diesen für alle praktisch revolutionären Zwecke unmittelbar ziemlich bedeutungslosen Prob-

lemkreis in meiner kurzen Darstellung nur mit einigen wenigen, für die Eingeweihten durchaus zu-

reichenden Andeutungen (Nr. 12 u. 30) hinzuweisen, kann ich meinem „einfachen Kritiker“ erst in 

einer demnächst erscheinenden größeren Untersuchung vor Augen führen. Bis dahin muß ich seine 

kritische „Mißhandlung“ in diesem Punkte mit möglichster Ruhe ertragen suchen und werde jeden-

falls streng vermeiden, nun etwa zur Freude des Bürgertums und des Reformsozialismus meinerseits 

zum Gegenangriff überzugehen. Karl Korsch, Jena, den 31, Mai 1922. 

Nachbemerkung der Redaktion. 

A. Th. Wir haben die Antikritik des Genossen Korsch gegen die Kritik des Genossen Dunckers ge-

bracht, o b w o h l  sie sehr persönlich gehalten ist. Die Kritik Dunckers ist, wie eine Ueberprüfung 

zeigt, streng sachlich gehalten. Die Tatsache, daß die Schrift von Korsch im Parteiverlag erschienen 

ist, macht selbstverständlich eine strenge Kritik um so notwendiger. Ueber Zweck und Ziel dieser 

Kritik kann kein Zweifel sein: sie soll bei einer neuen Bearbeitung verwertet werden. Ueber die von 

Duncker aufgezeigten Mängel der Schrift von Korsch helfen keine Redensarten von „Erbpächtern 

des Marxismus“ usw. hinweg. 

[589] 

  

 
*) Um einfache Leute nicht erneut zu „verwirren“, bemerke ich, daß Wirklichkeit natürlich weder Karl Marx in seiner 

Wertlehre noch ich in der Wiedergabe dieser Marx’schen Wertlehre den „Tauschwert“ als eine „absolute ökonomische 

Kategorie“ behandele. In Wirtschaften, in denen nicht getauscht wird, gibt es auch keinen Tauschwert. Wenn aber die 

Kritik Dunckers in diesem Punkt überhaupt jemand träfe, so träfe sie Marx und mich nur insofern, als ich Marx treu 

wiedergegeben habe. 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 506 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

Die Internationale  

Jahrg. 4 ⁕ Ausgegeben 27. Juni ⁕ Heft 26 

Haag und das Proletariat.  
Von P i e r r e  P a s c a l. 

B e r l i n, den 23. Juni. 

Die Konferenz von Genua hat keinerlei Resultate gezeigt, sofern man sie vom Standpunkt der Bour-

geoisie betrachtet. Sie hat die Frage der Ausbeutung der Naturschätze Rußlands nicht gelöst. Sie hat 

für die Wirtschafts- und Finanzfragen nur Wortlösungen gefunden, die man schon anderswo festge-

stellt und als ohnmächtig erkannt hatte. Sie zeigte sich außerstande, die europäische Wirtschaft – 

selbst wenn man von Rußland absieht –, wieder aufzubauen. 

Politisch hat sie den Riß zwischen England und Frankreich erweitert und das schon geborstene Ge-

bäude der Entente Stößen ausgesetzt, die seinen endgültigen Zusammensturz beschleunigen müssen. 

Vom Standpunkt der bürgerlichen Interessen aus gesehen, hat der kreißende Berg ein Mäuslein ge-

boren. Die Konferenz hat die Ursachen der allgemeinen Zerrüttung sogar noch gefördert. 

Und wie sieht es vom Standpunkt des Proletariats aus? Die Konferenz in Genua hat angesichts der 

ganzen Welt den Sieg des revolutionären Rußlands gekrönt und offiziell sanktioniert. Das russische 

Volk hat die alten Götzen, die alten Heuchelgestalten gestürzt und mit Füßen getreten. Es hat die 

Bündnisse denunziert, die Geheimverträge an das Tageslicht gezerrt, die Wucheranleihen aufgehoben 

und das adelige Grundbesitzertum seiner Güter beraubt. Es hat in den Provinzen und Bezirken die 

Arbeiter von gestern zu der regierenden Gewalt erhoben. Es hat mit einem Worte eine Regierung 

geschaffen, deren Richtschnur einzig und allein in der Beobachtung der Interessen der werktätigen 

Massen besteht. Für alles dies hat man das russische Volk als feig und barbarisch und seine Führer 

als Räuber und Mörder beschimpft. Aus diesen Gründen hat man ebenfalls gegen dieses Volk und 

seine Regierung vier Jahre lang einen Krieg auf Leben und Tod und mit allen Mitteln geführt. Mili-

tärische Expeditionen, Verschwörungen im Innern, terroristische Attentate, Lebensmittel-, Industrie- 

und Finanzblockade – das waren die Waffen! Und schließlich sieht sich die kapitalistische Welt zäh-

neknirschend gezwungen, die Vertreter dieser Wilden und dieser Mörder als gleichberechtigte Gäste 

zu ihrem Tische zu laden. [590] Sie ist gezwungen, die Existenz einer proletarischen Welt in der 

internationalen Politik anzuerkennen. Und hierin besteht der Erfolg für Sowjetrußland. 

Das Beispiel Rußlands sollte den Völkern Mut einflößen, die da sagen: „Wir würden wohl Revolution 

machen, aber wenn wir als erste anfangen, so werden wir von Krieg oder von der Blockade zermalmt 

werden.“ Gewiß hatte Rußland ein großes Gebiet und den berühmten „General Winter“, der schon 

Napoleon zum Verhängnis wurde, zu Verbündeten. Aber wieviel andere Faktoren hatte es nicht gegen 

sich: technische Armut, Kräftezersplitterung, eine zögernde Bauermasse, und vor allem seine voll-

kommene Isolierung. Andere Völker werden gewiß weniger freies Feld zum Zurückweichen oder zu 

ihrer Verpflegung haben. Dafür besitzen sie aber weit mehr materielle Hilfsquellen, und vor allem 

eine gewaltige Stütze in Rußland selbst. Was nun die andern Faktoren anbetrifft, der Zusammenhang 

der führenden Partei, die Opferfreudigkeit der Menschen, der Wille zum Siege, so hängt das einzig 

und allein von uns ab. Sobald sie vorhanden sind, werden wir gleich Rußland den Sieg, und zwar zu 

weit billigerem Preise als dieses davontragen. 

So hat das russische Volk die Konferenz von Genua aufgefaßt. Es verfolgte Tag für Tag in seiner 

Presse alle Wechselfälle der dort gepflogenen Diskussionen, die aufgeworfenen Probleme und das 

Eingreifen seiner Delegierten. Es eilte in Massen zu den Kinovorstellungen, die diese Nachrichten 

durch Bilder illustrierten, es verschlang geradezu die veröffentlichten Bücher und Broschüren: „Von 

Washington nach Genua“, „Von der Oktoberrevolution bis zu Genua“, usw. usw. ... Doch vor allem 

hatte man seit langer Zeit nicht mehr einen so großen Versammlungsbesuch feststellen können. Auch 

heute noch interessiert die Frage von Genua die Arbeiter von ganz Rußland auf das lebhafteste. Die 

Redner werden darüber mit zahllosen Fragen bestürmt; alle inneren Fragen Rußlands treten ihretwe-

gen in den Hintergrund. 
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Man macht sich im Ausland absolut kein hinreichendes Bild davon, in welchem Maße das russische 

Volk sich für die Rolle Rußlands in der Welt interessiert. Früher verfolgte Miljukow mit einigen 

anderen kadettischen Professoren und Rechtsanwälten die Außenpolitik Rußlands, heute kümmert 

sich das gesamte Land darum. Die Bulletins des Volkskommissariats der Auswärtigen Angelegen-

heiten gehören zu den gesuchtesten Veröffentlichungen. Sie liefern bis in die abgelegensten Bezirke 

Rußlands den Stoff zu Vorträgen, Zeitungsartikeln und leidenschaftlichen Diskussionen. Diese öf-

fentliche Meinung stellt eine gewaltige Macht dar. 

Wie erklärt sich nun dieses Interesse für die Konferenz von Genua, dessen Intensität ein gleichwohl 

unerwartetes Niveau erreicht hat? Es erklärt sich daraus, daß durch alle diplomatischen Wortkünste 

und Intriguen hindurch das russische Volk sehr deutlich herausgefühlt hat, worum es sich eigentlich 

handelt. In der Tat, was auf dem Spiel stand, das war eine der wichtigsten Eroberungen der Oktober-

revolution. Es stand in der Tat die Befreiung Rußlands vom Joch der fremden Ausbeuter auf dem 

Spiel. Die Bezahlung der zaristischen Schulden, und besonders [591] die Rückgabe der früheren Un-

ternehmungen an die ausländischen Kapitalisten würde in der Tat und Wirklichkeit die russischen 

Arbeiter und Bauern unter ein Joch gebeugt haben, das nicht minder verabscheuenswürdig wäre, als 

das des Zarismus. Man hat die russische Oktoberrevolution sehr schlecht verstanden, wenn man in 

ihr nicht diesen Gesichtspunkt der nationalen ökonomischen Befreiung erkannt hat. Jeder beliebige 

russische Bauer oder Arbeiter würde hundertmal lieber Riabuschinski selbst nach Moskau zurück-

kehren sehen, als die Giraud und die Siou. Gestern traf ich einen früheren Buchhalter der französi-

schen Fabrik von Dutfoy, der heute im Auswärtigen Amte beschäftigt wird, keineswegs Kommunist 

ist, aber mir gleichwohl über die Grausamkeit und die Verachtung seiner ehemaligen Arbeitgeber 

Rußland gegenüber klagte. „Der Russe ist kein Mensch!“ Die kapitalistische Ausbeutung wurde 

durch die ausländischen Unternehmer, und besonders, glaube ich, durch das französische Unterneh-

mertum durch eine riesige Dosis nationaler Unterdrückung verstärkt. Und dieses Regime hat der rus-

sische Arbeiter nicht vergessen. Um keinen Preis der Welt wird er es wieder herstellen lassen. Keine 

Regierung wird jemals stark genug sein, um diese wichtigste Eroberung der Revolution, die tief in 

das Volksbewußtsein eingedrungen ist, preiszugeben. Man soll ja nicht vergessen, daß eine der Maß-

nahmen, die bis in die abgelegensten Dörfer am meisten Besorgnis und Aufregung ausgelöst hat, das 

Gesetz vom November 1920 über die allgemeinen Grundsätze der Konzessionspolitik war. Was 

würde aber erst werden, wenn man nicht mehr im Prinzip, sondern in der Tat und Wirklichkeit, und 

nicht mehr als streng überwachte Konzessionsinhaber, sondern als wirkliche Eigentümer im Donetz-

gebiet, im Ural, in Moskau, in Petrograd ausländische Ausbeuter, deren Name heute noch verhaßt ist, 

wieder in ihren Besitz einführen wollte! Die Volkswut würde sich sofort gegen diese Individuen keh-

ren, und wir würden ganz bestimmt eine systematische Ausrottung dieser verabscheuten Rückkehrer 

erleben. Ich wiederhole, die nationale, wirtschaftliche Befreiung ist neben der Aufhebung des Groß-

grundeigentums die Errungenschaft der Revolution, die am tiefsten verankert ist. 

Die Konferenz von Genua wird in den nächsten Tagen im Haag neu eröffnet werden. Die kapitalisti-

schen Mächte hoffen vielleicht, daß Rußland in Holland die Zugeständnisse machen wird, die es in 

Italien verweigert hat. Wäre dem wirklich so, so wäre das von ihrer Seite die reinste Torheit, denn 

Rußland hat seine Auffassung über diesen Punkt nicht geändert und wird sie niemals ändern. Und 

auch die Sowjetregierung ihrerseits ist nicht töricht genug, um sich dem allgemeinen Willen des rus-

sischen Volkes und der ganzen Masse der kommunistischen Partei entgegenzustellen. Man möge es 

im Haag wie in Genua von vornherein klar und scharf wissen, daß hinter der russischen Delegation, 

falls es notwendig sein sollte, sie zu führen und wieder aufzurichten, 130 Millionen russischer Arbei-

ter und Bauern stehen, die eine eigene Meinung haben, und die diese zuweilen in sehr deutlicher Form 

kund zu tun wissen. Die russische Delegation wird im Haag genau so standhaft bleiben, wie sie in 

Genua war. Aufgabe des westlichen Proletariats ist es, sie in ihren Anstrengungen zu unterstützen. 

[592] Die für die Welt unbedingt notwendige und von Rußland auf das lebhafteste gewünschte Ver-

ständigung zwischen der kapitalistischen Hälfte Europas wird unter keinen Umständen durch neue 

Konzessionen der russischen Delegation erkauft werden können. Sie ist nur erreichbar durch die Zu-

stimmung der übrigen Delegationen zu den hinreichend vorteilhaften Bedingungen, die die Russen 
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bereits zugestanden haben. Wir rechnen bestimmt auf einen kräftigen Druck unserer westlichen Ge-

nossen, um diese Zustimmung zu erzwingen. 

* 

Der Kampf um die Arbeiterregierung.  
Von A. K l e i n e. 

Die sozialistische Regierung der Volkebeauftragten bereitete systematisch den Boden für die Herr-

schaft der Großbourgeoisie vor. Die Kette der Niederlagen des deutschen Proletariats zieht sich von 

den Bluttaten eines Noske bis zu den Beschlüssen von Görlitz. Die durch Krieg erschöpften Massen 

glaubten ihren reformistischen Führern, die die Diktatur des Proletariats als den Weg des Hungers, 

der Not und des Elends bezeichneten und ihnen versprachen, allmählich Schritt für Schritt im Laufe 

der deutschen Revolution den politischen Einfluß der organisierten Arbeiterschaft zu stärken. Mit 

Hilfe dieser Theorie verlor das Proletariat eine Stellung nach der anderen. Jeder Schritt weiter brachte 

eine Machterweiterung des organisierten Kapitals. Als das Schiff „Carl Legien“ vom Stapel gelassen 

wurde, dankte Stinnes in seiner Rede Legien und Ebert offen dafür, daß sie in der gefährlichen Peri-

ode der Demobilmachung „das Vaterland“, d. h. die Herrschaft des Kapitals gerettet hatten. Diese 

Verbrüderung der Gewerkschaftsbürokratie und der SPD mit dem Großkapital, die am 4. August 

1914 ihren Anfang nahm, kam am klarsten während der Regierung der Volksbeauftragten, die ein 

Bündnis mit der russischen Revolution ablehnte, zum Ausdruck. Diese Verbrüderung dauert noch 

heute an. 

Wenn die Herrschaft von Stinnes in Deutschland noch nicht durch eine Regierung der Volkspartei 

gekrönt worden ist, so ist das kein Verdienst der SPD, sondern das Resultat der Furcht der französi-

schen Militärpartei vor einer allzu großen Erstarkung der deutschen Bourgeoisie. Frankreich braucht 

eine kleinbürgerliche deutsche Regierung, die nicht wagt aufzumucken, die die Bourgeoisie und das 

Proletariat fürchtet und die alle Befehle der Reparationskommission ausführt. Die Macht der Groß-

bourgeoisie und die formelle Herrschaft der kleinbürgerlichen Regierung in Deutschland sind das 

Resultat des internationalen Kräfteverhältnisses. Der Einfluß der SPD-Führerschaft innerhalb ihrer 

Arbeitsgemeinschaft mit der Bourgeoisie reicht nur soweit, als es das Interesse der Bourgeoisie zu-

läßt. Eine selbständige, wenn auch nur reformistische Tätigkeit dieser Führerschaft im Interesse der 

Arbeiterschaft ist infolge der gegenwärtigen wirtschaftlichen und internationalen Lage Deutschlands 

ausgeschlossen. 

Wenn die Führer der SPD gezwungen sind, gegen den Achtstundentag, gegen den Eisenbahnerstreik, 

gegen das Bündnis mit Sowjetrußland zu kämpfen, um den wankenden Kapitalismus der Nachkriegs-

zeit zu retten, so kann ihrerseits keine Rede von einer Reformpolitik im Interesse der Arbeiterschaft 

sein. D i e  F ü h r e r  d e r  S P D  s i n d  [593] j e t z t  k e i n e  R e f o r m i s t e n  m e h r, s i e  s i n d  L i -

q u i d a t o r e n  a l l e r  R e f o r m e n  u n d  E r r u n g e n s c h a f t e n  d e s  P r o l e t a r i a t s  n i c h t  n u r  

w ä h r e n d  d e r  l e t z t e n  J a h r e, s o n d e r n  w ä h r e n d  d e r  l e t z t e n  d r e i  u n d  v i e r  G e n e -

r a t i o n e n  (A c h t s t u n d e n t a g, S t e u e r k o m p r o m i ß  usw.) 

Diese Tatsache ist äußerst wichtig und bestimmt in einem bedeutenden Maße die Taktik unserer Par-

tei. Die breiten Arbeitermassen kümmern sich um die Probleme der Revolution nicht, sondern sind 

bestrebt, ihre ökonomischen Positionen nicht zu verlieren und ihre Lebenshaltung nicht weiter her-

abdrücken zu lassen. 

Gestern hatte diese reformistische Einstellung der Massen noch die Isolierung der Kommunisten und 

die Stärkung der SPD- und USPD-Führerschaft zur Folge; heute ruft sie schon einen Gärungsprozeß 

in diesen Parteien hervor, und zwingt sie von Zeit zu Zeit mit den Kommunisten über die Einheitsfront 

zu verhandeln; morgen wird sie die Isolierung der Reformisten von gestern und Reaktionäre von 

heute innerhalb der Arbeiterbewegung und die kämpfende proletarische Einheitsfront unter Führung 

der Kommunisten zeitigen. Dieser Prozeß ist unaufhaltsam. Er würde sich vollziehen, auch wenn man 

den letzten Kommunisten eingekerkert hätte. Aber Kommunistische Partei besteht, sie wächst und 

sie hat die Aufgabe, die wirtschaftlichen Kämpfe mit dem politischen Kampfe zu verbinden, denn 
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ohne ihn würden alle Streikwellen zu neuen ernsthaften Niederlagen und Enttäuschungen des Prole-

tariats führen. Diese Aufgabe stellt die Kommunistische Partei erneut vor die Frage, wie der Kampf 

der breitesten Massen um die Macht geleitet werden soll, wie die Partei sich zu den sozialistischen 

Regierungen stellen soll, welches die Uebergangsstufen bis zur Ausübung der politischen Macht 

durch die Arbeiterschaft als organisierte Klasse – zur Diktatur des Proletariats sind. 

Die antireformistische Politik eines Teiles der SPD- und USPD-Führerschaft, die besonders kraß im 

letzten Jahre zutage trat, rief in den Reihen unserer Partei die Tendenz hervor, den sozialistischen 

Regierungen Sachsens, Thüringens und Braunschweigs die Mittel zu versagen. Die Politik dieser 

Regierungen wurde trotz der Linksorientierung großer Teile der sozialistischen Arbeiterschaft Sach-

sens und Thüringens immer deutlicher antiproletarisch. Die wirtschaftliche Lage der Massen ver-

schlechterte sich weiter. Die Orgesch, die deutschen und russischen Konterrevolutionäre organisier-

ten sich und wirkten in den „sozialistisch“ regierten Ländern ebenso frei wie in dem übrigen Deutsch-

land. Kleine, aus Not begangene Vergehen gegen das Bürgerliche Gesetzbuch wurden mit harten 

Gefängnisstrafen geahndet. Das Vertrauen der Arbeiterschaft zu den sozialistischen Regierungen ver-

mindert sich täglich. Einige unserer Genossen neigten im Zusammenhang damit sogar zur Parole 

„Sturz der sozialistischen Regierungen.“ 

Diese Schlußfolgerung ist gänzlich falsch und schädlich. Nehmen wir an, daß eine große Minderheit 

der Arbeiterschaft durch die Politik der sozialistischen Regierungen enttäuscht ist; es bleibt doch eine, 

wenn auch nur schwache Mehrheit der Arbeiterschaft, die diesen Regierungen noch Vertrauen entge-

genbringt. Am wichtigsten aber ist, daß alle Arbeiter die sozialistische Regierung einer rein bürgerli-

chen oder einer Koalitionsregierung vorziehen. Die Arbeiter, die durch die Politik der sozialistischen 

Regierungen enttäuscht worden sind, oder die sich auf dem Wege zur Enttäuschung befinden, sind 

von der Kommunistischen Partei noch nicht [594] zum Kampf für eine neue politische Form organisiert 

worden, der Glaube an ihre eigenen Kräfte ist in den Massen noch nicht genügend geweckt worden. 

Die Kommunistische Partei hat in den Augen der Arbeitermassen der sozialistischen parlamentari-

schen Regierung, in der die Führer der SPD und der USPD allmählich alle Positionen der Arbeiter-

schaft liquidieren, noch keine andere Regierungsform, die noch keine Rätediktatur wäre, entgegen-

gesetzt. Der Kampf für die Arbeiterregierung hat noch nicht begonnen. Unsere p a s s i v e  T a k t i k  

d e n  s o z i a l i s t i s c h e n  R e g i e r u n g e n  g e g e n ü b e r  bedeutete unter all diesen Umständen die 

bedingungslose Zustimmung zu ihrem Budget und unsere Unterwerfung unter den Stinnesflügel in 

der Arbeiterbewegung, (wir waren gezwungen das zu tun, als wir der Grundsteuer in Sachsen zustim-

men mußten), – oder aber sie bedeutet die Ablehnung des Budgets und die Uebernahme der Verant-

wortung für die Entstehung einer bürgerlichen Koalitionsregierung durch uns. Beides ist unzulässig 

und falsch. Eine bürgerliche Koalition kann freilich, wie es in Braunschweig der Fall gewesen ist, 

über Nacht durch die Schiebungen der rechten SPD- und USPD-Leute kommen, aber dann sehen die 

Massen klar, daß die Schuld dafür nicht die KPD, sondern die SPD und die USPD trifft. Die KPD 

hatte die Pflicht aus ihrer verhängnisvollen Passivität gegenüber den sozialistischen Regierungen un-

bedingt herauszukommen. Um aus der unerträglichen Situation zu kommen, haben einige Genossen 

die Frage unserer Beteiligung an einer sozialistischen Regierung aufgeworfen. Schon die Fragestel-

lung gerade in dieser Form war schlecht. 

Die sozialistischen Regierungen Sachsens und Thüringens beruhen auf einer Verständigung zwischen 

den Führern der SPD und USPD. Sie befinden sich unter dem organisierten Druck von Stinnespreu-

ßen, der bürgerlichen Reichsregierung und der bürgerlichen Einheitsfront der eigenen Länder, wäh-

rend die Kräfte des Proletariats zersplittert sind. Eine sozialistische Regierung muß unter diesen Um-

ständen die Massen für ihre Interessen und Forderungen mobilisieren, oder sie besorgt die Geschäfte 

der Bourgeoisie. Es ist besonders nach den Erfahrungen der letzten Zeit höchst naiv zu glauben, daß 

die Führer der SPD u. USPD im Falle unseres Eintritts in die Regierung mit uns die proletarische 

Einheitsfront bilden und die Arbeitermassen mobilisieren würden. Die Annahme, daß wir, wenn wir 

in der Regierung sein werden, die Massen leichter gegen die Führer der SPD und USPD mobilisieren 

könnten, ist absolut unbegründet. Die Arbeitermassen werden zunächst große Hoffnungen auf uns 

setzen, bald aber enttäuscht sein. Unsere Funktionäre werden das Vertrauen zur eigenen Partei 
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verlieren und wir werden an Stelle einer erhöhten Aktivität unserer Partei ein Diskussionsfieber und 

Kämpfe innerhalb der Partei bekommen. Von solchen Experimenten müssen wir ein für allemal ka-

tegorisch Abstand nehmen. Unter keinen Umständen kann die KPD sich an einer ähnlichen sozialis-

tischen Regierung beteiligen. Die sozialistischen Regierungen stehen nicht unter proletarischer Kon-

trolle, sie haben die Massen niemals mobilisiert, sie haben sie im Gegenteil zu wiederholten Malen 

entwaffnet. Die sozialistischen Regierungen sind in der Praxis antireformistisch; trotzdem die Massen 

für Reformen sind, werden diese von den Führern sabotiert. Wir können den sozialistischen Regie-

rungen nicht beitreten, aber wir werden sie nicht stürzen, solange die Arbeitermassen noch hinter 

ihnen stehen. Wir werden den Führern der SPD und USPD den Weg zur bürgerlichen Koalition nicht 

erleichtern und werden den breiten Massen die Möglichkeit geben, die sozialistischen Regierungen 

in ihrer Praxis gründlich kennen zu lernen. 

[595] Unser Uebergang von der bedingungslosen Unterstützung der sozialistischen Regierungen zu 

einer aktiven Politik, die Aufstellung von konkreten Forderungen im Interesse der Arbeiterschaft an 

die sozialistische Regierung durch uns haben eine Reihe von Fragen ausgerollt. Wir mußten vorerst 

die rein demagogischen Behauptungen unserer Gegner parieren, die etwa so lauten: „Die Kommu-

nisten befassen sich nur mit Kritik, sie wollen selber nichts anderes tun, als nur ihr Parteisüppchen 

kochen, sie sind gegen die Einheitsfront.“ Wir antworten darauf, daß unsere Stellung zu der sozialis-

tischen Regierung und unser Eintritt in eine solche ganz und gar von der Politik dieser Regierung 

abhängig sei. Diese Antwort ist richtig. Wenn die sozialistische Regierung der SPD und USPD die 

Sachwerte erfassen, und die Bourgeoisie entwaffnen wird, werden wir mit ihr im Kampf dafür durch 

dick und dünn gehen. Aber wir wissen sehr gut, daß die SPD und USPD den Willen von Stinnes 

erfüllen und nichts im Interesse des proletarischen Kampfes tun werden. 

Die Aktivität unserer Partei in diesen Fragen bedeutete für uns in Sachsen zunächst die Bereitschaft 

nach einer Neuwahl der sozialistischen Regierung beizutreten. Aber die Praxis hat uns vieles gelehrt 

und wir lernen doch hauptsächlich aus der Praxis. Unsere elementarsten Forderungen im Interesse 

der Arbeiterschaft waren für die sozialdemokratische Führerschaft schon eine allzu schwere Bürde. 

Der „linke“ SPD-Mann Fellich lehnte sie ebenso ab, wie sein rechter Parteigenosse Fräßdorf. Die 

USP erwies sich erneut als unfähig, eine selbständige Politik zu betreiben und verkroch sich hinter 

die SPD. Unser Vorschlag, den Landtag gemeinsam aufzulösen, wurde von der SPD und USPD ab-

gelehnt. Die Einberufung eines Betriebsrätekongresses wurde von der SPD und USPD ebenfalls als 

völlig unannehmbar abgelehnt. Die sozialistische Regierung fürchtet eine Verbindung mit den Arbei-

termassen und tritt im Falle von Massenbewegungen ihnen ebenso wie die bürgerlichen Regierungen 

mit bewaffneter Macht entgegen. Die Ueberwindung des rechten Flügels der SPD und USPD, die 

Stärkung ihres linken Flügels und die Kontrolle der sozialistischen Regierung durch die organisierte 

Arbeiterschaft sind die Voraussetzungen für den Kampf der Massen um lebenswichtige Reformen. 

Das sind gleichzeitig die Vorbedingungen, die wir für unsern Eintritt in eine sozialistische Regierung 

aufstellen. D i e  D u r c h f ü h r u n g  d i e s e r  F o r d e r u n g e n  b e d e u t e t  a b e r  d i e  S c h a f f u n g  

e i n e r  A r b e i t e r r e g i e r u n g. Nur durch den schärfsten Klassenkampf wird das Proletariat den 

Achtstundentag sichern, billiges Brot und billige Wohnungen erkämpfen. Bei diesem Kampfe muß, 

damit er erfolgreich ist, der Druck der organisierten Arbeiterschaft auf die Regierung stärker sein als 

der Druck der Bourgeoisie. Eine unmittelbare Einwirkung der Arbeitermassen auf die Regierung und 

deren Kontrolle durch sie bedeutet eine Arbeiterregierung, die von einem Betriebsrätekongreß mit-

bestimmt und durch seinen zu diesem Zweck gewählten Ausschuß kontrolliert wird. 

Eine solche Regierung ist noch eine parlamentarische, aber sie stützt sich gleichzeitig auf das orga-

nisierte Proletariat und wird deshalb in ihrer Tätigkeit nicht innerhalb der engen Schranken der bür-

gerlichen Demokratie bleiben können. Der Kampf des Proletariats um seine Selbsterhaltung muß 

unvermeidlich zum Kampf gegen die bürgerliche Demokratie werden. Die Aufgabe unserer Genossen 

in der Arbeiterregierung muß es sein, die Massen in diesem Kampf für [596] die Arbeiterregierung 

zu mobilisieren. Wenn einige Genossen glauben, daß es noch nicht an der Zeit sei, die Parole der 

Arbeiterregierung in den Vordergrund zu schieben, so irren sie. Die Frage wird von Tag zu Tag ak-

tueller. 
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Die schwere „Niederlage“ der Metall- und Textilarbeiter an vielen anderen Orten stellen jeden Arbeiter 

vor die Frage, was er zu tun und wie er zu kämpfen hat. Wir müssen den Arbeitern eine klare Antwort 

auf die verdammten Fragen geben. In Sachsen wandte sich die sozialistische Regierung im wesentli-

chen offen gegen die elementarsten Forderungen der Arbeiterschaft. In Thüringen (in Gotha) veran-

staltet die Orgesch öffentlich konterrevolutionäre Demonstrationen. Die Betriebe nehmen zu alledem 

Stellung. Den breiten Arbeitermassen liegt die Idee der proletarischen Diktatur noch fern, aber sie 

glauben an die Koalitionspolitik und die parlamentarische Verständigungspolitik ihrer Führer nicht 

mehr. Eine wirksame Beteiligung des Proletariats am politischen Leben ist eine unvermeidliche Phase 

des Kampfes. Die Beteiligung liegt im Interesse der Arbeitermassen und somit im Interesse unserer 

Partei. Wir müssen aktiv für den Betriebsrätekongreß und zugleich für die Arbeiterregierung kämpfen. 

Wann es uns gelingen wird, die Arbeiterschaft für den Kampf um die Arbeiterregierung zu mobilisie-

ren, ob früher oder später, ist eine rein praktische Frage. Die Richtigkeit der Parole hängt davon nicht 

ab. Die Behauptung, daß eine Arbeiterregierung nur im offenen Bürgerkrieg entstehen wird, kann be-

stritten werden. Wenn sich das Proletariat im offenen Kampfe befinden wird, kann dabei auch eine 

Arbeiterregierung entstehen. Es wird dann Aufgabe der Kommunistischen Partei sein festzustellen, ob 

diese Regierung in diesem Augenblick den Zweck haben soll, das revolutionäre Feuer des Klassen-

kampfes zu löschen, da das Proletariat schon in der Lage sein kann, sich des Staatsapparates vollkom-

men zu bemächtigen oder ob sie einen großen Schritt vorwärts zur Eroberung der politischen Macht 

durch das Proletariat bedeutet. Dann wird die Frage viel klarer und einfacher für die Kommunistische 

Partei sein; denn in einer revolutionären Massenbewegung fühlt die Partei sich stärker und sicherer. 

Die Parole der Arbeiterregierung dient zur Mobilisierung der Massen in der Uebergangsperiode. 

Wenn die Arbeiterregierung durch den Betriebsrätekongreß mitbestimmt wird und sich unter der 

Kontrolle eines von ihm gewählten Organs befindet, werden wir uns trotz aller für die der damit 

verbundenen Gefahren an der Regierung beteiligen, denn eine solche Regierung bedeutet wirklich 

die Einheitsfront, in der die Massen zusammengeschlossen sind und nicht nur die Führer miteinander 

mit dem geheimen Wunsch einander los zu werden verhandeln, (siehe die Haltung der 2. und 2½. 

Internationale auf der Berliner Konferenz, die Besprechung der drei Parteien in Sachsen). 

Wir sind bereit, für ein k ä m p f e n d e  proletarische Einheitsfront Opfer zu bringen. Die Gefahren 

einer Beteiligung der Kommunistischen Partei an einer Arbeiterregierung sind groß. Darüber muß 

Klarheit herrschen. Die Betriebsräte sind politisch noch nicht revolutionär. Der Einfluß der SPD und 

USPD ist noch groß und wird sich geltend machen. Die Zusammensetzung der Betriebsräte, ihre 

Entstehung und Entwicklung sind für den proletarischen Kampf ungünstig. Wir werden sie kritisieren 

und werden mit großer Mühe Schritt für Schritt für eine klare politische Auffassung in ihren Reihen 

kämpfen. Wenn die sozialdemokratischen Parteien wirklich für Reformen eintreten würden, so hätten 

sie ohne Zögern der Einberufung des Betriebsrätekongresses zu-[597]gestimmt, denn er befindet sich 

ja noch in ihren Händen. Aber die Führer fürchten sich vor den Massen. Sie wissen, daß die Betriebs-

räte für die Forderungen der Arbeiterschaft eintreten und darum praktisch mit uns gehen werden. Das 

macht diesen Weg trotz aller seiner Schwierigkeiten für uns annehmbar. 

Unsere Aufgabe wir nicht in allgemeiner Propaganda und Kritik bestehen. Wir werden vielmehr auf 

Grund eines konkreten Programms in der Wohnungsfrage, in der Steuerfrage, in der Arbeitslosen-

frage, in der Frage des Kampfes gegen die konterrevolutionären Organisationen (Orgesch, Techni-

sche Nothilfe), gegen die Teuerung, für ausreichenden Mutter- und Kinderschutz und dergl. mehr, 

das für jeden Arbeiter annehmbar ist, die Massen zusammenfassen und ihre Unzufriedenheit in 

Kampf verwandeln müssen, wobei wir mit aller Schärfe die Frage der Koalition mit dem Bürgertum 

aufzurollen haben. 

Der Kampf der Arbeitermassen ist der Kampf unserer Partei für die Macht des Proletariats als Klasse. 

Jede weitere Phase der Organisierung der Massen ist eine weitere Etappe in unserem Eroberungs-

kampf. 

Wir entziehen den sozialistischen Regierungen solange unsere Unterstützung nicht, bis sie sich offen 

auf die Seite des Feindes stellen. Eine Arbeiterregierung trägt dazu bei, die Massen zum Kampf für 
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ihre Forderungen zu organisieren. Wir werden den Arbeitern auch offen und ohne jegliche Demago-

gie sagen, daß wir keine Wunder in der Arbeiterregierung schaffen und daß unsere Minister sie nicht 

retten werden. Wir werden vielmehr den Arbeitern helfen, sich zu organisieren und die Einheitsfront 

zum Kampf für ihre Forderungen zu schaffen; wir werden das Selbstvertrauen der Arbeiterschaft 

stärken. Das Proletariat muß das gesamte ökonomische und politische Leben durch seine Kontrollor-

gane erfassen. Die Bourgeoisie muß unter die Kontrolle des Proletariats gestellt werden; das ist die 

erste Aufgabe, die das deutsche Proletariat erfüllen muß, wenn es nicht untergehen will. Darin liegt 

die Bedeutung der Etappe „Arbeiterregierung“: sie muß der Offensive des Kapitals Einhalt bieten 

und die Kräfte der Arbeiterschaft mobilisieren. In dieser Periode wird unsere Partei wie immer mit 

den Massen sein und ihnen voranschreiten. Unter den schwersten Bedingungen hat unsere Partei 

Kämpfe auf sich genommen. Sie wird auch im Kampf für die Arbeiterregierung auf dem Posten sein 

und wird nochmals beweisen, daß sie nicht nur zu kritisieren versteht, sondern daß ihr Weg der ein-

zige wirkliche Weg der Befreiung für die ausgebeuteten werktätigen Massen Deutschlands ist. 

* 

Der 4. bulgarische Parteikongreß.  
Von W i l h e l m  P i e c k. 

I. 

Der 4. Kongreß der bulgarischen kommunistischen Partei, der vom 4. bis 7. Juni in Sofia stattfand, 

fiel in eine für Bulgarien, wie für den Balkan äußerst gespannte politische Situation. Die bulgarische 

Regierung, die dem von der Entente unterhaltenen General Wrangel mit seiner 20.000 Mann starken 

Armee Zuflucht gewährt hatte, als dieser von der Roten Armee Sowjetrußlands zurückgeschlagen 

war, mußte ihn aus dem Lande weisen. Die von den Kommunisten gemachten Enthüllungen über das 

Treiben der Wrangel-Generäle und der bulgarischen Monarchisten und ihrer gemeinsamen Ver-

schwörungen [598] hatten die gesamte, in der Mehrzahl bäuerliche Bevölkerung so aufgebracht, daß 

die Regierung schnellstens zur Ausweisung greifen mußte. Dabei steht fest, daß sie mit Wrangel im 

Geheimen, wegen der Unterstützung eines weiteren militärischen Ueberfalles auf Sowjetrußland und 

wegen seiner Verwendung gegen die einheimischen Kommunisten, verhandelt hat. Wenn deshalb 

Wrangel gegen die Regierung öffentliche Drohungen erläßt, so ist seine Wut über diese Erbärmlich-

keit der Regierung verständlich, die er im Bunde mit den bulgarischen Monarchisten zum Teufel 

jagen wollte, weil sie ihrer Ansicht nach noch nicht reaktionär genug ist. Aber mit der Ausweisung 

Wrangels ist die Krise keineswegs beseitigt. Im Gegenteil, die Offiziere und der aus Nationalliberalen 

und Demokraten bestehende schwarze Block arbeiten fieberhaft, um ihre durch die kommunistischen 

Enthüllungen erschütterte Position wieder zu befestigen, wobei sie der Unterstützung durch die En-

tente sicher sind. Sie einzige Macht, die der Konterrevolution die Spitze bieten kann, ist die bulgari-

sche kommunistische Partei, die die gesamte werktätige Bevölkerung in Stadt und Land hinter sich 

hat. Die Regierung, die ihren Rückhalt im Landwirtschaftsbunde hat, der in seiner Mehrheit nichts 

von Wrangel wissen will, sieht sich zwei Feinden gegenüber, den Kommunisten und dem schwarzen 

Block. Letzterer möchte gern selbst die Regierung in seine Hände bekommen, um eine gegen Sow-

jetrußland gerichtete aktive Politik zu treiben. In Bulgarien befindet sich eine große Unzahl von alten 

Zarenoffizieren, auch sonst sind in der bulgarischen Bourgeoisie sehr starke russophhile Tendenzen 

vorhanden. Die Bauernregierung, die vollständig in ihrer reaktionären Einstellung mit dem schwarzen 

Block übereinstimmt, kann sich jedoch in aktiv feindliche Maßnahmen gegen Sowjetrußland nicht 

einlassen, weil damit der ziemlich starke kleinbäuerliche demokratische Flügel im Landwirtschafts-

bunde nicht einverstanden ist. Der andere Feind der Regierung, die Kommunisten, könnte infolge 

seines Einflusses bei den Massen jeden Tag die Regierung stürzen und die Rätemacht aufrichten. 

Dieser Gefahr ist sich nicht nur die Bourgeoisie Bulgariens, sondern auch die Entente bewußt, und 

deshalb möchten sie gerne diese Gefahr durch eine Provokation der Kommunisten bannen und sie in 

einem großen Blutbade niederschlagen. Wenn die Kommunisten noch nicht den Vorstoß zum Sturz 

der Regierung machen, so deshalb, weil eine bulgarische Sowjetrepublik auf dem Balkan sich jetzt 

wahrscheinlich noch nicht halten läßt. Die Entente würde nicht nur das Land vollständig blockieren 

– Bulgarien ist auf große Einfuhr angewiesen –, sie würde auch die ihr unterworfenen Regierungen 
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der umliegenden Länder, Rumänien, Jugosslavien, Griechenland und Ungarn zu militärischen Akti-

onen gegen eine bulgarische Sowjetrepublik veranlassen. Das Proletariat dieser Länder ist vorläufig 

noch so unterdrückt, daß es seine Bourgeoisie von einem solchen Vorgehen nicht abhalten könnte, 

Anders würde sich wahrscheinlich die Situation gestalten, wenn etwa die Entente durch Wrangel 

versuchen sollte, die kommunistische Bewegung Bulgariens im Blute zu ersticken. Dann würde das 

sicher dazu beitragen, daß sich nicht nur das Proletariat der umliegenden Länder, sondern das der 

ganzen Welt, insbesondere Frankreichs und Englands, gegen diesen Angriff erheben würde. So spitzt 

sich in Bulgarien eine Krise zu, deren Lösung für die Kapitalisten wie für die Kommunisten von 

größter Bedeutung ist. Die kommunistische Partei Bulgariens ist zum Sturz der Regierung und zur 

Uebernahme der Regierungsmacht stark genug, zur Erhaltung der eroberten Position bedarf sie je-

doch der stärksten Unterstützung durch die Kommunisten der anderen Länder, deren Einfluß auf das 

Proletariat aber noch sehr stark gesteigert werden müßte. [599] 

II. 

Die kommunistische Partei Bulgariens ist die einzige Arbeiterpartei in Bulgarien und die städtischen 

und bäuerlichen Massen folgen ihr mit großem Vertrauen. Die sozialdemokratische Arbeiterpartei 

(die sogenannten „Weitherzigen“), die vor und während des Krieges einen starken Einfluß in den 

Massen besaß, hat diesen Einfluß durch ihre erbärmliche Politik, die nur der Bourgeoisie nützte und 

das Proletariat schwächte, vollständig verloren. Im Parlament ist sie zwar noch mit 7 Abgeordneten 

vertreten, die sie aber wahrscheinlich bei den nächsten Wahlen verlieren wird. Sie behauptet zwar, 

daß sie noch 10.000 Mitglieder hat, aber außer bei den Buchdruckern und bei den Staats-, Gemeinde- 

und Bankangestellten hat sie kaum noch einen Anhang, aus dem sich eine solche Mitgliederzahl er-

geben könnte; fast niemand spricht noch von ihr. Die KPB zählt zwar auch nur 38.000 Mitglieder, 

aber die Partei macht absichtlich die Aufnahme in die Partei von verschiedenen Voraussetzungen 

abhängig, um sich die absolute Zuverlässigkeit der Parteimitglieder zu erhalten. Und diese ist gerade 

jetzt, wo die Partei jeden Tag vor schwere Entscheidungen gestellt werden kann, mehr denn je not-

wendig. Die Partei, die vor dem Kriege 3000 Mitglieder hatte, enthält den Stamm der alten sozialde-

mokratischen Partei Bulgariens, von dem sich 1903 die „Weitherzigen“ abspalteten. Sie verfügt über 

eine straffe Organisation und über einen großen Stamm tüchtiger Funktionäre. Die Parteileitung und 

die 43 Mann starke Parlamentsfraktion bestehen aus alten, im Kampfe erprobten Genossen. Wenn sie 

auch meistens Intellektuelle sind, so sind sie doch politisch wie menschlich so eng mit den Arbeitern 

verbunden, daß die fruchtbarste Zusammenarbeit besteht. Die Arbeiter hängen mit einer Liebe an 

ihnen, wie sie nur durch jahrelang erprobte Treue erworben wird, sie wurden nie von ihnen betrogen 

oder enttäuscht. An der Spitze der Partei steht der greise Führer und Begründer der Partei, Genosse 

Blagojeff, der auch der Begründer der ersten sozialdemokratischen Organisation in Rußland ist. Zu 

Tausenden waren die Arbeiter aus der Provinz nach Sofia gekommen, um die Führer der Partei zu 

begrüßen, so daß neben der Eröffnungsfeier im Kongreßlokal gleichzeitig eine solche vor dem Lokal 

stattfinden mußte. Den Höhepunkt des Parteikongresses bildete das am Schluß abgehaltene Meeting 

vor dem im Neubau befindlichen Volkshause. Von 6 Tribünen sprachen ausländische und bulgarische 

Genossen zu den erschienenen 15.000 Sofioter Arbeitern und Arbeiterinnen, die mit nicht endenwol-

lendem Jubel und Beifall die Redner begrüßten und ihre Reden begleiteten. Es war ein Bild von ge-

waltiger Wirkung, als sich ihre Hände wie zu einem heiligen Eidschwur für die Resolution erhoben, 

um Kampf und Arbeit für die Revolution zu geloben. 

III. 

Der Verlauf des Parteitages zeugte von der inneren Geschlossenheit der Partei. Die drei Referate und 

Resolutionen über die innere Lage Bulgariens, über die Taktik der Einheitsfront und über die Arbeit 

in den Gewerkschaften wurden debattelos und einstimmig angenommen. Bei dem Bericht der Zent-

rale über ihre Tätigkeit. und über die Organisation gab es dagegen eine lange Debatte, nicht negative 

Kritik, sondern positive Arbeit, bei der besonders von den Delegierten aus den Dörfern viele beach-

tenswerte Vorschläge für die Steigerung der Propaganda und den Ausbau der Partei gemacht wurden. 

Der gedruckte Jahresbericht, der mündlich auf dem Parteitag ergänzt wurde, gibt ein Bild der reichen 

Arbeit der Partei. In 87 Stadt- und 1452 Dorforganisationen zählte die Partei am Schluß des vorigen 
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Jahres 35.000 Mit-[600]glieder, darunter leider nur 652 Frauen. Aber die Frauenagitationsarbeit wird 

durch besondere Frauenkommissionen geleistet, von denen 72 mit 4500 weiblichen Mitgliedern be-

stehen. Die Frauenzeitung wird in 10.000 Exemplaren, das Zentralorgan der Partei in 24.000 Exemp-

laren vertrieben. Neben diesem wird noch für das Dorf eine besondere Dorfzeitung in 14.000 Exemp-

laren herausgegeben. Diese, wie alle anderen Zeitungen (für Emigranten 3000, für Türken 2000, für 

Juden 2000, für Kriegsgefangene 3000, für Kriegsinvaliden 1500) und Zeitschriften der Partei (Neue 

Zeit 5000, Kommunistische Internationale 2000, Humoristische Wochenschrift 4000) werden von 

der Genossenschaft herausgegeben, die von der Partei geschaffen worden ist und von ihr geleitet 

wird. Sie zählt 51.000 Mitglieder und hat einen Jahresumsatz von 20 Millionen Mark. Für das hun-

gernde Rußland schickte sie 9 Millionen Kilogramm Getreide und eine halbe Million Kilogramm 

Mehl. Auch die Gewerkschaftsorganisationen wurden von der Partei geschaffen und werden von ihr 

geleitet. Der Allgemeine Gewerkschaftsbund besteht aus 19 Verbänden mit 479 Ortsvereinen und 

29.319 Mitgliedern. Es ist auffallend, daß die Gewerkschaften weniger Mitglieder haben als die Par-

tei, doch erklärt sich dieses zum Teil aus dem geringen Umfang der bulgarischen Industrie. Immerhin 

ist noch ein großes Feld von den Gewerkschaften zu beackern. Die kommunistische Lehrerorganisa-

tion zählt 2206 Mitglieder, außerdem besteht eine kommunistische Ingenieurgruppe mit 52 Mitglie-

dern. Die Jugendorganisation hat 382 Ortsgruppen mit 13.216 Mitgliedern, davon allein auf dem 

Lande 218 Gruppen mit 6408 Mitgliedern. Die Jugendzeitung wird in 14.000 Exemplaren vertrieben. 

Von der Jugend sind Kindergruppen in 40 Orten gebildet, in denen 1200 Kinder unterrichtet werden. 

Durch eine Parteischule, die drei Einmonatskurse abhielt, wurden 152 Genossen unterrichtet, daneben 

wurden in den Kreisen noch besondere Kurse abgehalten. In den Gemeinden und Schulräten ist die 

Partei sehr stark vertreten. Sie erhielt bei den Gemeindewahlen im letzten Winter 126.464 Stimmen 

und hat 3623 Gemeindevertreter, 1496 Schulräte und 115 Kreisräte. In 9 Städten und 104 Gemeinden 

mit 139 Orten verfügt die Partei über kommunistische Mehrheiten und in 13 Städten und 139 Ge-

meinden hat sie die Mehrheit in den Schulräten. Aber diese Mehrheiten können sich nicht im Sinne 

unserer Forderungen praktisch auswirken, weil die Bauernregierung, an die sich die Gemeinden um 

Bestätigung ihrer Maßnahmen wenden müssen, sich gegen jede fortschrittliche Maßnahmen der Ge-

meinden wendet und die Unterstützung versagt. 

Die Folge davon ist, daß von diesen kommunistischen Gemeinden sehr stark darauf gedrängt wird, daß 

die Partei die Massen zum Sturz der Regierung aufruft und selbst die Regierungsmacht übernimmt. 

Die Schwierigkeiten, die gegen eine solche Aktion sprechen, haben wir bereits eingangs dargelegt. Die 

Partei verfügt über eine sehr gute Organisation und ihr Einfluß auf die Massen in Stadt und Dorf ist 

ein außerordentlich starker und unbestrittener, so daß bis zu einem gewissen Grade die proletarische 

Einheitsfront in Bulgarien hergestellt ist. Es gilt, diese Front zu vertiefen und die noch fernstehenden 

Massen für die Gewerkschafts- und Parteiorganisation zu gewinnen. Außerdem stehen noch einige ge-

werkschaftliche Verbände außerhalb des Gewerkschaftsbundes, so der Verband der Buchdrucker, der 

Verband der Staats-, Gemeinde- und Bankangestellten, der Verband der Gymnasiallehrer und ein klei-

ner nationaler Verband der Volksschullehrer. Diese Organisationen gilt es heranzuziehen, um so alle 

für den proletarischen Klassenkampf in Frage kommenden Massen zu gewinnen. [601] 

IV. 

Vor dem Parteitag fand eine Frauenkonferenz und nach dem Parteitag eine Jugendkonferenz statt, die 

beide von der gleichen Begeisterung und Kampfesstimmung wie der Parteikongreß getragen waren, 

und auch auf ihnen wurde ernste Arbeit für die weitere Propaganda geleistet. Die Kommunistische 

Internationale hat in ihrer bulgarischen Sektion eine Kampftruppe, die neben der russischen zu ihren 

besten gehört. Sie steht auf einem sehr weit vorgeschobenen Posten auf dem Balkan, der ihr eine 

große Verantwortung auferlegt, der aber auch die übrigen Sektionen der Kommunistischen Internati-

onale, besonders die des Balkans verpflichtet, alle Kräfte anzuspornen, um schnellstens den Kommu-

nisten Bulgariens nachzurücken und die Kräfte des Gegners zum mindesten so zu beschäftigen, daß 

er sie nicht gegen die bulgarische kommunistische Bewegung verwenden kann, wenn diese gezwun-

gen sein sollte, jetzt schon zum entscheidenden Schlage gegen die Bourgeoisie auszuholen. Es besteht 

kein Zweifel, daß eine solche Maßnahme außerordentlich anfeuernd auf die revolutionäre Bewegung 
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wirken würde, aber auch nur dann, wenn es den bulgarischen Kommunisten möglich ist, die errun-

gene Position zu erhalten und auszubauen. Und das liegt nicht allein bei ihnen, sondern dazu ist unter 

den gegebenen Umständen starke Hilfe von außen notwendig. Wie diese zu schaffen ist, das lehrt die 

Arbeit der bulgarischen Kommunisten, die diese für die revolutionäre Bewegung geleistet haben. 

* 

Nach dem Kampfe in der süddeutschen Metallindustrie.  
Von A. S c h r e i n e r. 

Gewaltige wirtschaftliche Kämpfe hatte das deutsche Proletariat in den letzten Monaten zu führen. 

Es sei hier nur erinnert an den gewaltigen Eisenbahnerstreik im Anfang des Jahres, an die Bewegung 

der Landarbeiter und an den in der letzten Maiwoche abgeschlossenen Kampf der süddeutschen Me-

tallarbeiter. Den gewaltigen wirtschaftlichen Kämpfen der deutschen Arbeiterschaft in den letzten 

Monaten ist eins gemeinsam: es waren Abwehrkämpfe. Die Wucht und Entschlossenheit, mit der sie 

geführt wurden, sprechen durchaus nicht dafür, daß eine große Depression und Kampfmüdigkeit un-

ter den breiten Massen vorhanden ist. Vielmehr muß man aus diesen Kämpfen, wenn man sie miter-

lebte, zu der Erkenntnis kommen, daß sie ein Zeichen wachsenden Klassenbewußtseins breiter Pro-

letarierschichten sind, die in den bisherigen Kämpfen kein Aktivposten auf Seiten des Proletariats 

waren. Allerdings ist die Erkenntnis breiter in diese Kämpfe verwickelter Schichten des Proletariats 

noch nicht so weit gediehen, jene noch vorhandenen Hemmnisse in den Reihen der Arbeiterschaft zu 

beseitigen, die einen großen Teil Schuld an der Ergebnislosigkeit der geführten Kämpfe tragen. Diese 

Hemmnisse sind die arbeitsgemeinschaftlichen und reformistischen Führer, die leider noch einen be-

stimmenden Einfluß auf die Organisationen des Proletariats ausüben, und die noch weit verbreitete 

Illusion, daß es der Arbeiterklasse schließlich doch ohne den Klassenkampf mit seinen schweren un-

vermeidlichen Opfern, möglich sei, sich notdürftig zu behaupten. 

[602] Diese reformistische Einstellung der Führer war von besonderem Nachteil beim eben beendeten 

Kampf in der süddeutschen Metallindustrie. Wohl wurde der Kampf geführt vom Hauptvorstand des 

D. M. V., der sich auf seinem letzten Verbandstag in Jena für den Klassenkampf festlegte, doch ist 

der Hauptvorstand auf demselben Verbandstag zusammengesetzt worden aus Leuten, die sämtlich 

stramme Arbeitsgemeinschaftspolitiker sind. Diese Tatsache wurde zum Verhängnis des süddeut-

schen Metallarbeiterkampfes. Der Kampf selber wurde in erster Linie um ein ideelles Ziel geführt. 

Im Vordergrund stand die Einhaltung der 46 Stundenwoche. Wenn die süddeutschen Metallarbeiter 

während des Streikes in wiederholten Urabstimmungen sich ausgesprochen haben für das unbedingte 

Festhalten an der 46stündigen Arbeitswoche, wenn sie allen Verlockungen und Zugeständnissen, die 

auf dem Gebiet der Lohnfrage gemacht wurden, erfolgreich widerstanden, so ist auch dies ein Zeichen 

wachsender Widerstandskraft des Proletariats. Es ist ferner ein Zeichen dafür, daß die Arbeiterschaft 

gewillt ist, der internationalen Unternehmeroffensive gegen den Achtstundentag und für die Herab-

setzung der Löhne, insgesamt für die Verschlechterung der Lebenslage des Proletariats, geschlossen 

Widerstand entgegenzusetzen. Denn nur im Rahmen der Kämpfe, die sich gegenwärtig in allen kapi-

talistischen Ländern zwischen Kapital und Arbeit abspielen, ist der Kampf in der süddeutschen Me-

tallindustrie in seinem vollen Wert zu erfassen. Der Abbau des Achtstundentages ist seit langem 

schon das Feldgeschrei des deutschen Unternehmertums. Namhafte sozialdemokratische Politiker 

und Gewerkschaftler bereiteten innerhalb der Arbeiterschaft den Boden für den Generalangriff des 

Unternehmertums auf den Achtstundentag vor. Die Unternehmer, wie ihre sozialdemokratischen Tra-

banten wollen glauben machen, daß zur Wiedergesundung des Wirtschaftslebens die Beseitigung des 

Achtstundentages ein Haupterfordernis sei. Die Arbeiter sollen durch vermehrte Ausbeutung und ver-

längerte Arbeitszeit den Wiederaufbau der kapitalistischen Profitwirtschaft ermöglichen. So will es das 

deutsche Unternehmertum, und so wollen es die K a l i s k i, K e i l, L i n d e m a n n, S c h i p p e l  usf. 

Die erste Angriffsgelegenheit auf den Achtstundentag bot sich dem deutschen Unternehmertum in 

der süddeutschen Metallindustrie. Die Bezirke W ü r t t e m b e r g, B a d e n  und F r a n k f u r t  waren 

an einem Rahmentarif interessiert, der die 46stündige Arbeitswoche für diese Bezirke festlegte, 

ebenso existierte in Bayern der sogenannte Vierstädtetarif, umfassend M ü n c h e n, N ü r n b e r g, 
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F ü r t h  und A u g s b u r g. Dieser Tarif enthielt gleichfalls die 46 Stundenwoche. Anfang dieses Jah-

res unternahmen die Metallindustriellen der erstgenannten drei Bezirke einen Vorstoß gegen die 46 

Stundenwoche. Das Abkommen wurde durch die württembergischen Metallindustriellen gekündigt. 

Bei den gemeinsamen Verhandlungen aller drei Bezirke, die im Februar in Heidelberg stattfanden, 

forderten die Metallindustriellen entschieden die 48 Stundenwoche. Die Metallarbeiter aller drei Be-

zirke lehnten in einer Urabstimmung das Ansinnen der Industriellen ab. Die Metallindustriellen lie-

ßen nicht locker. Sie riefen den Schlichtungsausschuß an. Dieses „unparteiische“ Institut ergriff Partei 

für die Unternehmer und entschied sich für die 48 Stundenwoche. D i e  w ü r t t e m b e r g i s c h e n  

M e t a l l a r b e i t e r  t r a t e n  d a r a u f h i n  a m  1 7. M ä r z  i n  d e n  S t r e i k. Ende März wurde der 

Rest der württembergischen Metallarbeiter ausgesperrt. 

[603] In B a y e r n  hatte der Kampf bereits einige Wochen früher eingesetzt. Die M ü n c h e n e r  M e -

t a l l a r b e i t e r  standen seit dem 24. Februar im Streik, denen schlossen sich am 15. M ä r z  d i e  

A u g s b u r g e r, N ü r n b e r g e r  und F ü r t h e r  Metallarbeiter an. Nachdem auch in Baden der 

Schiedsspruch zu Gunsten der Metallindustriellen und der 48 Stundenwoche gefällt war, traten am 

31. M ä r z  die Metallarbeiter in M a n n h e i m-L u d w i g s h a f e n  gleichfalls in den Streik. Im 

F r a n k f u r t e r  G e b i e t  erfolgte die Kündigung zum 27. Mai, in K a r l s r u h e  zum 2. Juni. Wäh-

rend ein Teil der Metallarbeiter aus dem Frankfurter Bezirk noch kurze Zeit am Kampf beteiligt wa-

ren, kam für die Mittelbadischen Metallarbeiter die Kündigung nicht mehr zur Auswirkung. Insge-

samt waren am Streit cirka 150.000 Metallarbeiter beteiligt. Charakteristisch für diesen Kampf war, 

daß unter den Streikenden und ausgesperrten Metallarbeitern ein erheblicher Prozentsatz christlicher, 

Hirsch-Dunckerscher und gewerkschaftlich unorganisierter Metallarbeiter befunden hat. Es verdient 

festgehalten zu werden, daß diese ebenso entschlossen und hartnäckig den Kampf um die Erhaltung 

der 48 Stundenwoche wie ihre freigewerkschaftlich organisierten Kollegen geführt haben. Auch dies 

ist ein Merkmal wachsenden proletarischen Klassenbewußtseins breiter Schichten des Proletariats. 

Es wird von Seiten des Hauptvorstandes des D. M. V. nach Abschluß des Kampfes versucht, seine 

Niederlage zu bemänteln, indem er behauptet, wie es Robert Dißmann in Nummer 22 der Metallar-

beiterzeitung tut: 

„D i e  G e s a m t r e g e l u n g  d e s  A r b e i t s- u n d  L o h n v e r h ä l t n i s s e s  s t a n d  i m  V o r d e r g r u n d“. 

Es soll also der Anschein erweckt werden, als ob der Kampf infolge der Zugeständnisse in der Lohn-

frage ein erfolgreicher gewesen wäre. Damit will man die vernichtende Niederlage in der Arbeits-

zeitfrage vertuschen und aus der Welt reden, daß der Kampf geführt wurde zur Abwehr des Unter-

nehmerangriffs auf die 46 Stundenwoche. 

Um dieser Fälschung versuchen zu steuern, ist es notwendig, einige unverdächtige Zeugen dafür an-

zuführen, daß der Kampf vornehmlich um die Erhaltung der 46 Stundenwoche geführt wurde. So 

schreibt die „Metallarbeiterzeitung“ Nr. 18 am Schluß ihres Leitartikels: 

„Die süddeutschen Metallarbeiter führen den Kampf um die 46stündige Arbeitswoche, um den Achtstundentag 

überhaupt für die ganze deutsche Arbeiterschaft. Wenn deren süddeutsche Vorhut unterliegen sollte, hat sie in 

ihrer Gesamtheit eine ausschlaggebende Schlacht verloren. Dessen sind sich die süddeutschen Metallarbeiter 

voll bewußt. Darum kämpften sie unverdrossen die vielen Wochen, darum werden sie unverdrossen weiter-

kämpfen.“ 

Ebenso betonte ein Aufruf des I n t e r n a t i o n a l e n  M e t a l l a r b e i t e r b u n d e s, der Mitte März 

erschien: 

„In Süddeutschland stehen zurzeit 100.000 Metallarbeiter im Kampf, um die versuchten Verschlechterungen 

und namentlich die Verlängerung der wöchentlichen Arbeitszeit von 46 auf 48 Stunden abzuwehren.“ 

In gleicher Weise drückt sich der A f a-B u n d  in einem Aufruf an seine Mitglieder zur Unterstützung 

der streikenden Metallarbeiter aus, wenn er schreibt: 

„Der Gesamtvorstand des Afabundes erblickt in der vom organisierten Unternehmertum der süddeutschen 

Metallindustrie geforderten Verlängerung der tariflichen 46stündigen Arbeitswoche einen wohldurchdachten 

Angriff auf [604] den Achtstundentag, dessen Erhaltung im Mittelpunkt der höchsten gemeinsamen sozialen 

Interessen aller Arbeiter, Angestellten und Beamten liegen muß.“ 
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Dieser Zeugenkreis möge genügen. Kein vernünftiger Mensch, außer dem Hauptvorstand des D. M. V., 

der nach alter reformistischer Gewerkschaftstradition am Abschluß eines jeden Kampfes unbedingt 

einen Erfolg benötigt, wird an die Auslegungskünste des Hauptvorstandes glauben. 

Obwohl die Wichtigkeit des Kampfobjektes von allen Seiten anerkannt war, ergriff der Hauptvor-

stand des D. M. V. nicht die Maßnahmen, die notwendig gewesen wären, um dem Angriff auf den 

Achtstundentag erfolgreich zu begegnen. Während des Kampfes hat unsere Presse und die Partei-

zentrale wiederholt darauf hingewiesen, daß ein erfolgreicher Kampf nur möglich ist, wenn der 

Hauptvorstand im Einvernehmen mit dem A. D. G. B. oder einzelnen Gewerkschaften dazu übergeht, 

die Kampfbasis zu erweitern, den Sympathiestreik der übrigen Arbeiterschaft Süddeutschlands her-

beizuführen. Der Hauptvorstand hat das beharrlich abgelehnt. Er glaubte offenbar diesen groß ange-

legten Angriff des Unternehmertums abweisen zu können mit Mitteln, die heute nicht einmal mehr 

zu einem Erfolg bei einem Lohnkampf führen. Es ist wohl eine Binsenwahrheit, die auch reformisti-

sche Gewerkschaftsführer einsehen dürften, daß bei der Ermattungsstrategie gegenüber dem Unter-

nehmertum die Gewerkschaftsorganisationen immer die zuerst ermatteten sein werden, sofern sie sich 

nur auf ihre Kassenschränke stützen. Wenn der Hauptvorstand des D. M. V. allerdings von vornherein 

mit einem Mißerfolg in der Arbeitszeitfrage gerechnet hat, dann war es ein Verbrechen von ihm, den 

Kampf überhaupt zu beginnen. 

War überhaupt die Möglichkeit einer Erweiterung der Kampfbasis in Süddeutschland gegeben? Die 

Frage muß unbedingt bejaht werden. Der Kampf in der süddeutschen Textilindustrie fiel zeitlich mit 

dem in der Metallindustrie zusammen. Auch bei den Textilarbeitern handelte es sich vornehmlich um 

die Abwehr des Angriffes auf den Achtstundentag. Ebenso haben sich zahlreiche andere Berufsgruppen 

in Süddeutschland bereit erklärt, auf Anruf des Hauptvorstandes des D. M. V. oder des A. D. G. B. in 

einen Solidaritätsstreik für die Metallarbeiter einzutreten. Es seien hier nur genannt die Heizer und 

Maschinisten in Mannheim-Ludwigshafen, deren Einbeziehung in den Kampf die Lahmlegung der 

gesamten chemischen Industrie in Baden bedeutet und damit eine ebenso brutale Unternehmergruppe, 

wie es die Metallindustriellen sind, empfindlich getroffen hätte. 

Statt der Erweiterung der Kampffront kuschte der Hauptvorstand des D. M. V. vor dem Machtwillen 

der Metallindustriellen und gab Schritt für Schritt die 46 Stundenwoche preis. Bei den Verhandlun-

gen, die in der Osterwoche in Heidelberg unter dem Vorsitz des Reichsarbeitsministers B r a u n s  

geführt wurden, hat der Hauptvorstand prinzipiell auf die 46 Stundenwoche zugunsten der 47 Stun-

denwoche vernichtet. Nachdem die Unternehmer abgelehnt hatten, auf diesen Vorschlag einzugehen, 

zog sich auch die Verhandlungskommission, unter Führung von Robert Dißmann, von ihrer Zusage 

zurück. Allerdings, die Zusage war prinzipiell gemacht. Bekanntlich lehnten die süddeutschen Me-

tallarbeiter nahezu einmütig das Heidelberger Verhandlungsergebnis in einer Urabstimmung ab. An-

statt nun dem unzweideutigen Kampfwillen der Metallarbeiter Rechnung zu tragen und verschärfte 

Maßnahmen zur Sicherung der 46-Stundenwoche zu ergreifen, wartete der Hauptvorstand ab, um 

nach einiger Zeit einen Vermittlungsvorschlag des Reichsarbeitsministers Brauns anzuerkennen, der 

in verblümter Form die 48 Stundenwoche für die Metallindustrie vorsah. 

[605] Endgültig wurde dem Kampf in der süddeutschen Metallindustrie das Genick gebrochen bei 

den achttägigen V e r h a n d l u n g e n  i n  M ü n c h e n  in der letzten Hälfte des Mai. Zwar ist das Ver-

handlungsergebnis von München über die Arbeitszeitfrage sehr raffiniert abgefaßt, doch täuscht es 

niemand darüber hinweg, daß von seiten des Hauptvorstandes des D. M. V. die 48-Stundenwoche 

geschluckt wurde. Der Passus in dem Abkommen über die Arbeitszeitfrage hat folgenden Wortlaut: 

„In allen unter den Vertrag fallenden Betrieben bleibt die bisherige regelmäßige, reine wöchentliche 

Arbeitszeit bestehen. Wenn die Betriebsleitung die Notwendigkeit für gegeben erachtet, ist nach vorheriger 

Verständigung des Arbeiterrates die Arbeitszeit soweit zu verlängern, daß auch die 48-Stundenwoche gearbei-

tet wird, wobei für letztere ein Zuschlag für eine Stande in der Höhe zu bezahlen ist, wie es für Ueberstunden 

tariflich vereinbart ist. 

Die dadurch sich ergebende Gesamtarbeitszeit kann auf Verlangen der Betriebsleitung in der Arbeitsordnung 

in die reine wöchentliche Arbeitszeit ohne Einrechnung der Pausen ausgenommen werden.“ 
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Daß der Hauptvorstand sich zu bezirksweisen Sonderverhandlungen überhaupt bereit erklärt hat, war 

ein Beweis dafür, daß er kein Interesse an der Sicherung des Kampfobjektes durch die Erhaltung einer 

geschlossenen Kampffront hatte. Deutlicher trat es noch in Erscheinung, indem er über das Verhand-

lungsergebnis die Abstimmung zugelassen hat, bevor in allen Bezirken die Verhandlungen abge-

schlossen waren. In München entschied der Hauptvorstand das Geschick des Metallarbeiterkampfes 

zuungunsten der Metallarbeiter. 

Dißmann, der im Auftrage des Hauptvorstandes den Kampf und die Verhandlungen leitete, versucht 

in dem oben genannten Artikel, seine Niederlage in der Arbeitszeitfrage zu bemänteln mit den „Er-

folgen“, die er in der Lohnfrage erzielt habe. Doch ist es mit diesem „Erfolg“ sehr windig gestellt. 

„Der jedem erwachsenen Facharbeiter im Lohn garantierte Stundenverdienst (nicht eingerechnet besondere 

Zulagen einzelner Arbeitergruppen, soziale Zulagen usw.) betrug in: 

Bayern  10,10 M. Januar 1922 23,– M. Mai-Juni  

Württemberg  8,33 " " 22,05 "  " "  

Mannheim  12,– " " 26,10 "  " "  

Frankfurt a. M.  12,30 " " 22,– "  " bis Ende Mai, für Juni werde neue. 

      Löhne festgesetzt 

Dieser Erfolg ist keiner, wenn man in Betracht zieht, daß ein Vierteljahr gestreikt wurde, und daß 

nach den Indexzahlen der „Frkftr. Ztg.“ die Preise im Großhandel für 77 Waren im Durchschnitt von 

184 im November 1921 auf 543 im April stiegen, sich also mehr als verdreifacht haben. 

Die bezirksweise vorgenommene Abstimmung in Bayern hat die Unternehmer in den übrigen Bezir-

ken ermuntert, ihrerseits weitgehendere Forderungen zu stellen, als sie in dem Münchener Abkom-

men erzielt waren. Aus der Gegenüberstellung der erreichten Lohnziffern in den verschiedenen Be-

zirken ist das ohne weiteres ersichtlich. 

Trotz dieses kläglichen Ergebnisses in der Arbeitszeit- und in der Lohnfrage, empfahl der Hauptvor-

stand des D. M. V. seinen Mitgliedern die Verhandlungsergebnisse zur Annahme. Die Beteiligung an 

der Abstimmung war in den einzelnen Bezirken prozentual sehr gering. In B a y e r n  stimmten 29.157 

für die Annahme des Angebots und 5600 dagegen. In W ü r t t e m b e r g  erklärten sich etwa 75 Proz. 

der Ab-[606]stimmenden für die Annahme, darunter stimmten in S t u t t g a r t  3525 mit ja und 3395 

mit nein. In M a n n h e i m  waren etwa 80 Proz,, ebenso auch im F r a n k f u r t e r  Bezirk für die An-

nahme. Ein großer Prozentsatz der Streikenden hat sich aus Erbitterung gegen dieses schändliche 

Kompromiß an der Abstimmung nicht beteiligt. Das war eine schwere Unterlassungssünde. Es muß-

ten gerade, wie es die kommunistische Partei forderte, die Gegner des Kompromisses sich an der 

Abstimmung beteiligen. Die Kommunisten forderten bis zum letzten Augenblick die Ablehnung des 

Kompromisses bei gleichzeitiger Betonung, daß eine Weiterführung des Kampfes nur möglich sei 

auf erweiterter Grundlage. Die Kommunisten mußten ablehnen, auch nur einen Bruchteil der Verant-

wortung durch ihr Eintreten für die Annahme des Verhandlungsergebnisses auf sich zu nehmen für 

einen Kampf, der vom Hauptvorstand des D. M. V. mit unzulänglichen Mitteln geführt wurde und 

deshalb mit einem Mißerfolg enden mußte. 

Mit dem Ausgang des süddeutschen Metallarbeiterkampfes ist der Kampf um die Erhaltung des Acht-

stundentages in Deutschland nicht beendigt. Er ist nur in ein gefährlicheres Stadium eingetreten. Das 

Unternehmertum wird nach der Niederlage der süddeutschen Metallarbeiter im ganzen Reiche ver-

suchen, der Arbeiterschaft den Achtstundentag betriebs-, industrie- oder bezirksweise zu rauben. 

So wenig, wie das internationale Unternehmertum, wird das deutsche auf seinen Lorbeeren ausruhen. 

Es wird im Gegenteil versuchen, seinen Erfolg weiter auszubauen und neue Vorstöße gegen die 

Grundrechte der Arbeiterschaft unternehmen. Die Arbeiterschaft des ganzen Reiches muß ein wach-

sames Auge haben für die Machenschaften des Unternehmertums. Noch wachsamer muß sie jedoch 

sein, gegenüber ihren reformistischen Führern. Wenn diese dem wachsenden Kampfwillen des Pro-

letariats Rechnung tragen würden, dann wäre das Unternehmertum bald in die Defensive gedrängt. 

Freilich, eine solche Taktik stellt hohe Anforderungen an die Arbeiterklasse, erfordert riesenhafte 

Opfer. Aber der Weg, der das Proletariat aus dem würgenden Sumpfe des Kapitalismus herausführt 
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zum Kommunismus, ist nun einmal ein Golgathaweg. Solange die Arbeiterklasse nicht entschlossen 

und bereit ist, für ihre Interessen mit derselben Zielklarheit und Rücksichtslosigkeit einzutreten, wie 

es die Kapitalisten für ihre Interessen tun, wird sie weiter Schritt um Schritt zurückgedrängt, wird 

ihre Lebenslage immer elender werden. Wir fordern nicht, daß sich die Gewerkschaften einsetzen 

sollen, für Ziele, die mit ihren ureigenen Aufgaben im Widerspruch stehen. Nein umgekehrt, die Ge-

werkschaften können heute der ihren gestellten Aufgabe, ihre Mitglieder vor weiterer Verelendung 

zu schützen, nur gerecht werden, wenn sie dazu übergehen, die gesamte Macht der Arbeiterklasse in 

die Waagschale zu werfen. Weil die Gewerkschaftsführer, auch solche, die wie Dißmann theoretisch 

den Klassenkampfgedanken anerkennen, vor jeder proletarischen Massenaktion zurückschrecken, 

deshalb haben die Unternehmer noch immer leichtes Spiel. Aus diesem Grund muß die Arbeiterschaft 

nach dem verlorenen Kampf in Süddeutschland mit mehr Eifer als bisher daran gehen, seine Organi-

sationen zu wirklichen Organisationen des Klassenkampfes zu machen. [607] 

* 

Ein Versuch mit der „Einheitsfront“ im Schulkampfe.  
(Die Elternbeiratswahlen in Groß-Berlin.)  

Von S. Ausländer. 

I. 

Es ist ein Zeichen für die innere Notwendigkeit und revolutionäre Logik der Bewegung zur proleta-

rischen Einheitsfront, daß sie sich auch auf Gebieten äußert, die an der Peripherie des Massenkampfes 

liegen: Die nachfolgende Darstellung eines kommunistischen Versuchs, für die schulpolitischen 

Kämpfe, zunächst einmal in Groß-Berlin, eine Einheitsaktion der drei Arbeiterparteien zustande zu 

ringen, will über die lokale und partielle Bedeutung hinaus als ein Beispiel für Bedingungen und 

Möglichkeiten kommunistischer Taktik gewertet werden. 

Vorbedingung für jeden Versuch, an irgend einem Punkte das Proletariat zum Zusammenschluß für 

gemeinsame Aktion zu bringen, ist objektiv das S c h e i t e r n  d e r  s o z i a l d e m o k r a t i s c h e n  

K o a l i t i o n s p o l i t i k, subjektiv die E m p f i n d u n g  d i e s e s  F i a s k o s  wenigstens in einem 

Teile der organisierten Massen auch außerhalb der kommunistischen Partei, und drittens steigender 

Druck der d u r c h  d e n  V o r m a r s c h  d e r  R e a k t i o n  e r z e u g t e n  N o t  u n d  G e f a h r. 

Alle drei Umstände sind auf dem Schulgebiet gegeben. Man braucht nur die Namen der vier preußi-

schen Kultusminister seit der Novemberrevolution zu nennen – Adolf Hoffmann, Hönisch, Becker, 

Boelitz –, um die Vorstellung der schulpolitischen Rutschbahn auf den Rummelplatz der demokrati-

schen Republik zu erwecken. Wer auch nur den zahmsten schulreformerischen Maßstab anlegt, steht 

erschüttert vor solchem absoluten Versagen. Die Schulverwaltung ist fast ganz in den Händen der 

alten wilhelminischen Bürokratie; sie hat es auch hier verstanden, die zahlenmäßig gar nicht einmal 

so sehr geringen sozialdemokratischen Schulverwaltungsbeamten (Provinzialschulräte, Kreisschul-

rat, Stadtschulräte) aufzusaugen und s i c h  zu assimilieren oder sie zum mindesten – siehe Paulsen in 

Berlin – kaltzustellen. In der Lehrerbildung hat sich nichts geändert; und was nun schon 3 Jahre lang 

den Volksschullehrern vorgegaukelt wird – höhere Schul- und Universitätsbildung –, würde die so-

ziale Auslese des Lehrerstandes nur im Sinne einer Vertiefung der Kluft zwischen Lehrerschaft und 

Proletariat verändern. Von der „Einheitsschule“ ist sogar das bißchen vierjährige Grundschule durch 

dreijährige Förderklassen und Privatschulunfug zur Farce gemacht. Von Arbeits- und Produktions-

schule unterhält man sich in pädagogischen Diskutierklubs, oder – was noch schlimmer – man ver-

wässert dieses grundlegende Prinzip der proletarischen Erziehung und Schule zu dem irreführenden 

Surrogat von ein bißchen Basteln, Kneten und Blumengießen. Der nationalistisch-kirchlich-antisozi-

alistische Gesinnungsdrill, der früher mit naiver Selbstverständlichkeit geschah, wird heute bewußt 

in gegenrevolutionärer Absicht geübt. An Stelle des Weltlichkeit droht im kommenden Reichsschul-

gesetz die verstärkte Verkirchlichung des Schulwesens. 

Objektiv liegt also das F i a s k o  d e r  s o z i a l d e m o k r a t i s c h e n  S c h u l r e f o r m  klar zutage 

und wird auch nicht einmal von der sozialdemokratischen Partei geleugnet. Wenn jetzt Konrad 

Hänisch gegen seinen Nachfolger Boelitz, den Volksparteiler und „Geist von Potsdam“, Opposition 
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macht und als Versammlungsredner und Publizist*) für die dürftigen Ergebnisse seiner 2½jährigen 

Ministerschaft um mildernde Umstände plädiert, so ist diese Art der der Rechtfertigung ebenso kläg-

lich, grundsatz- und hilflos wie die des Unterstaatssekretärs Heinrich Schulz, der sein eigenes Werk, 

den Reichsschulgesetzentwurf, pädagogisch preisgibt und ihn einzig mit dem Hinweis auf p o l i t i -

s c h e  Notwendigkeiten verteidigt (Reichstagsrede vom 23.1.22). 

Hier sind wir an dem springenden Punkte. Es gibt heute selbst in der SPD niemand, der anders als 

mit diesen „Notwendigkeiten“, d. h. mit der [608] Rücksicht auf die K o a l i t i o n s r e g i e r u n g  die 

sozialdemokratische Schulpolitik verteidigt. Schon beim Abschluß des Weimarer Schulkompromis-

ses im Juli 1919, dieser Wurzel alles schulpolitischen Uebels, waren sich in der SPD selbst Leute wie 

Hänisch und Wolfgang Heine über das Verhängnisvolle dieses Verrats der Schule an das Zentrum 

klar. Paul Oestreich, der Führer der entschiedenen Schulreformer, opponierte bereits  damals heftig, 

rücksichtslos, während der sanfte Konrad sich löblich unterwarf und auf seinem Sessel weiter klebte, 

obgleich er öffentlich gestand, daß sich auf diesem Beden keine ersprießliche Schulpolitik treiben 

lasse. Heinrich Schulz aber ließ damals seinen Adjunkt Richard Lohmann das Schulkompromiß im 

„Vorwärts“ mit dem Ruf begrüßen: „Die Bahn ist frei“! Es ist das die schulpolitische Parallele zu den 

berühmten Sozialisierungsplakaten. 

Die Erkenntnis von dem Verhängnis des in Weimar beschrittenen Weges ist dann mächtig gefördert 

worden, als Heinrich Schulz endlich im April 1921 das mit dem Zentrum gezeugte Kind dem Reich-

tage präsentierte. Der Kulturtag der SPD im vorigen Sommer hat ebenso wie die jüngste Reichs-

tagstagung der sozialdemokratischen Lehrer in Hamburg im April 1922 verhältnismäßig entschie-

den diesen R e i c h s s c h u l g e s e t z e n t w u r f  abgelehnt. Es ist daher kein Zufall, daß gerade jetzt 

ein prominenter sozialdemokratischer Pädagoge, Siegfried Kawerau, der ebenso wie Paul Oestreich 

in seiner Partei von denen um Schulz und Lohmann beiseite geschoben wird, g r u n d s ä t z l i c h e  

Kritik am Görlitzer Programm der SPD übt. „Das Görlitzer Programm. Eine kritische Studie“, Ver-

lag Schwetschke und Söhne, Berl. 1929). 

Für den Schulpolitiker und Pädagogen, der das Fiasko der Koalitionspolitik auf seinem besonderen 

Arbeitsgebiete seit drei Jahren erlebt hat, war mit dieser Erfahrung die psychologische Hemmung weg-

geräumt, um gegen das Zentrum der sozialdemokratischen Politik überhaupt vorzustoßen. Doch ist das 

natürlich ein Einzelfall. Im ganzen geht, zum Teil unbewußt, in der SPD ein Spiel mit verteilten Rollen 

vor sich. Die Kulturpolitiker vertreten vor dem befriedigten Volke die „höheren Interessen“ der Schule 

– solange, bis die noch höheren „Staatsnotwendigkeiten“ bei den Führern und Intellektuellen unter den 

Sozialdemokraten wie in Weimar siegen. Aber sie alle haben jedenfalls ein schlechtes Gewissen. 

Ist so das Gefühl und die Einsicht da, daß ihre Partei nach wie vor S c h u l e  u n d  K u l t u r  d e r  

a l l g e m e i n e n  K o a l i t i o n s p o l i t i k  z u m  O p f e r  b r i n g t, so spürt die Elternschaft die Aus-

wirkungen von all dem in dem wachsenden S c h u l e l e n d  ihrer Kinder. Keine Unentgeltlichkeit der 

Lernmittel, wie es die Reichsverfassung vorschreibt, steigende Kosten für jedes Heft und jeden Blei-

stift, keine Kindergärten, kein ausreichendes Schularztwesen, keine kommunale Schulspeisung; dafür 

unentwegt die alten monarchistisch-kirchlichen Lesebücher,**) Monarchen- und Kriegsbilder in den 

Aulen und Korridoren, Schulgebete in steigendem Maße, Schikane und Benachteiligung der vom 

Religionsunterricht Abgemeldeten, Backpfeifen und Stockschläge wie in den guten alten Zeiten, bei 

den dringendsten Schul- und Kulturforderungen die ständige Antwort der Organe der Stinnesrepub-

lik: „Kein Geld!“ und sie selbst trotz oder vielmehr gerade durch den Elternbeiratserlaß des Ministers 

Hänisch und die Bestimmungen über die Oeffentlichkeit des Unterrichts auch in der demokratischen 

Republik so gut wie rechtlos! 

Nun wird man fragen: Wenn hier die Dinge für kommunistische Kritik so günstig liegen, warum gehen 

denn die Kommunisten nicht gerade allein vor, in klarster Herausarbeitung der kommunistischen Kri-

tik und der kommunistischen Forderungen? Heißt es nicht, die proletarische Elternschaft durch einen 

Bund mit der Partei eines Hänisch und Heinrich Schulz in falschen Illusionen bestärken? 

 
*) Konrad Hänisch, „Neue Bahnen der Kulturpolitik“. Vorwärts-Verlag 1922. 
**) Oskar Hübner, „Das Lesebuch der Republik“, Viva-Verlag 1922. 
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Demgegenüber ist zu betonen: Die „proletarische Einheitsfront“ ist keine beliebige faktische Erfin-

dung der Kommunisten. (Gerade dazu möchten sie unsere Gegner gern stempeln.) Sondern sie ist 

eine proletarische Notwendigkeit, von der Kommunistischen Partei ins Bewußtsein der Massen erho-

ben und vertreten. Auch hier auf dem Schulgebiete liegt keineswegs eine bloße Nachahmung der 

sonstigen Taktik nach gegebenem Rezept vor. Sondern gerade hier haben sich die Kommunisten erst 

verhältnismäßig spät entschlossen, dem Drängen der [609] Elternmassen nach einheitlichen Aktionen 

die organisatorische und taktische Form zu geben. 

Es handelt sich um die E l t e r n r ä t e, über die nunmehr das Wichtigste zu sagen ist. 

Auch der Ursprung der Elternräte fällt in die Phase des proletarischen Ansturm 1919. Sie entstanden 

als Vortrupp der Arbeiter-Elternschaft mit der Aufgabe, direkte revolutionäre Kontrolle und Arbeit 

an jeder einzelnen Schule zu leisten. Sie bedeuteten die erste Bresche in jene Mauer zwischen Schule 

und Oeffentlichkeit, die im Klassenstaat notwendig ist, um das Eindringen des proletarischen Ein-

flusses in die öffentlichen Unterrichtsanstalten zu verhindern. Wenn das „Kommunistische Manifest“ 

die Aufgabe der Kommunisten dahin formulierte, daß sie „die Erziehung dem Einfluß der herrschen-

den Klassen entreißen“, so entspricht das genau dem, was die ersten „wilden“ Elternbeiräte als ihre 

Aufgabe empfanden. Daher anfangs der geschlossene Widerstand der reaktionären Lehrerschaft, der 

Schulbehörden und Rechtsparteien gegen diese proletarischen Organe. Ihre Aufgabe formulierte der 

Einigungsparteitag der VKPD im Dezember 1920 in den folgenden Sätzen, die auch weiterhin unsere 

Richtschnur bleiben: 

„Die proletarischen Eltern- und Schülerräte müssen Schritt um Schritt in zähem Kampfe gegen die bürgerliche 

Schulgesetzgebung und Schulverwaltung in engster Gemeinschaft mit den sozialistischen Lehrern und mit den 

übrigen Organisationen des Proletariats die Volksschule umwandeln aus einer Drillanstalt der Gegenrevolution 

in eine Pflanzstätte revolutionärer Kämpfer und tüchtiger Werkleute des kommunistischen Aufbaus.“ 

Auch hier folgt der kurzen Phase des Vormarsches jenes traurige Kapitel, das die Arbeiter von den 

Betriebsräten her kennen. Auch die Elternräte werden „verankert“. Der preußische E l t e r n b e i -

r a t s e r l a ß  v o m  5. N o v. 1 9 1 9, der scheinbar den Elternvertretern offiziell die Schultüre öffnet, 

bedeutet in Wahrheit den Versuch der Bourgeoisie und der Bürokratie, m i t  d e n  E l t e r n b e i r ä t e n  

d u r c h  Z e r m ü r b u n g  i h r e s  r e v o l u t i o n ä r e n  G e i s t e s  f e r t i g  z u  w e r d e n. Die Eltern-

vertreter haben seitdem in 2½ Jahren bitter erfahren, was es heißt, nur „beratender Natur“ zu sein, 

beschränkt zu fein auf „Wünsche und Anregungen“, keinen Einblick in die behördlichen Erlasse und 

Verfügungen zu haben, keine Elternversammlung ohne Zustimmung des Lehrkörpers berufen zu dür-

fen, kurzum von jeder Mitbestimmung im Schulbetrieb ausgeschlossen zu sein und dort vor den Leh-

rern die Rolle des lästigen und jederzeit zu ignorierenden Eindringlings zu spielen. Kann man sich 

wundern, daß gerade die energischsten Elternbeiräte es vielerorts satt bekamen, sich nach Art veran-

kerter Schiffe ums festgelegte Achterteil im Kreise zu drehen? 

Indessen ist natürlich dieser Erlaß (und ähnliche in anderen Bundesstaaten) und seine Wirkung nur 

der Ausdruck für das zu Ungunsten des Proletariats verschobene Kräfteverhältnis. Die ministerielle 

Verfügung bot immerhin genügend Handhaben, innerhalb der Schulz festen Fuß zu fasen und die 

Arbeit im oben gekennzeichneten Sinne anzugreifen. Und in der Tat blicken wir auch hier auf eine 

Reihe von sehr eindrucksvollen und heftigen Kämpfen zurück, die zeigen, was für revolutionäre Mög-

lichkeiten in diesen Elternräten schlummern. 

Bald genügte auch diese Entmannung der Elternräte der Reaktion noch nicht. Seit einiger Zeit geht 

sie mit steigendem Erfolge daran, die Elternräte für ihre Zwecke einzuspannen. (Nur Raummangel 

verbietet uns an dieser Stelle grundsätzlich klarzulegen, welch eine Rolle hier die Kleinfamilie als 

reaktionärer Faktor spielt.) Das nennt Herr Boelitz neuerdings ihre „Bewährung“. 

Die Gegner, mit denen wir es hier zu tun haben – Schulbehörden, Lehrerschaft, Schulmänner der 

Rechtsparteien, Kirche – haben es besser als die Arbeiterschaft begriffen, was Elternräte im Schul-

kampf bedeuten können. Sie haben das letzte Jahr gründlich ausgenutzt. Fast unbemerkt und ohne 

großes Geschrei ist eine bürgerliche Elternorganisation entstanden, die mit unerschöpflichen Geld-

mitteln arbeiten kann, in der christlichen Priesterschaft die gerissensten Seelenfänger besitzt und 
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heute auch rein zahlenmäßig etwas bedeutet. U n t e r  d e r  F i r m a  „c h r i s t l i c h-u n p o l i t i s c h“ 

s t e h t  d e r  B ü r g e r b l o c k  g e s c h l o s s e n  d a. S e i n  Z i e l  i s t, d i e  E l t e r n r ä t e  e n d g ü l t i g  

a u s  O r g a n e n  d e s  P r o l e t a r i a t s  z u  O r g a n e n  d e r  B o u r g e o i s i e  u m z u b i l d e n. 

[610] Im Augenblick, wo die Elternräte überwiegend „christlich-unpolitisch“ besetzt sind, „schlägt 

die Quantität in die Qualität um“; sie finden, wie wir bereits zur Genüge erfahren haben, bei Lehrer-

schaft und Schulbehörde alle Förderung und Berücksichtigung, werden gegen die kommunistischen 

und sozialistischen Kinder, Lehrer und Eltern, in Bewegung gesetzt und geben allen schulreaktionä-

ren Umtrieben ihren „demokratischen“ Sege. 

Die proletarischen Elternmassen spüren instinktiv diese Gefahr. In Thüringen und Mecklenburg 

kämpfen bereits bei den letzten Elternbeiratswahlen die drei Arbeiterparteien gemeinsam. In Thürin-

gen und Braunschweig bestehen gemeinsame S c h u l a u s s c h ü s s e  d e r  d r e i  P a r t e i e n, in denen 

besonders auch die Elternräte vertreten sind. In einigen Bezirken Groß-Berlins gibt es seit Jahr und 

Tag sogenannte „Arbeitsgemeinschaften“ der proletarischen Elternräte, die freilich in mancherlei 

Dingen die Brüderschaft über das Maß einer „Aktionsgemeinschaft“ hinaus ausdehnten. 

Notizen 

Kautskys Kriegserinnerungen. 

Karl Kautsky schreibt in Breitscheids „Sozialist“ (Nr. 19-20 vom 27. Mai) die Geschichte seiner 

Stellung zur USPD, die, wie er selbst sagt, ein Beitrag zur Parteigeschichte sein soll. Nicht um der 

Geschichte willen tut er das, sondern um der Moral willen, die diese Geschichte für ihn hat. Er stellt 

den fundamentalen Satz auf: 

„Das Denken des Menschen ist eben nicht ein leerer Zeitvertreib, auch das, wenn man so sagen darf, gedan-

kenlose Denken nicht, sondern es hat bei tatenlustigen Menschen sehr ernsthafte Konsequenzen.“ 

Die glücklicherweise nicht ernsthaften Konsequenzen, die das gedankenlose Denken des tatenunlus-

tigen Karl Kautsky hat, die Moral seiner Geschichte, ist seine alte Forderung der sofort durchzufüh-

renden Einigung der USPD mit der SPD unter Ausschluß der Kommunisten. Zurück zu 1875, zum 

Gothaer Kongreß der Verschmelzung der Eisenacher mit den Lassalleanern: das ist die Lehre, die 

Kautsky aus dem Zusammenbruch der 2. Internationale, aus der Kriegs- und Burgfriedenspolitik der 

Vandervelde, Scheidemann und Co., aus der russischen, der deutschen Revolution zieht. Wobei der 

Historiker übersieht, daß die Einigung von 1875, die unter tatsächlicher Preisgabe wesentlicher Er-

kenntnisse des wissenschaftlichen Sozialismus geschah, gerade in Marx und Engels ihr schärfsten 

Kritiker fand. Wenn Kautsky bei den Erinnerungen seiner Jugend stehen blieb: das Proletariat ist 

weitergegangen. Es hat, so groß die Vorteile der Einigung von 1875 auch in der Folge waren, aus den 

Erfahrungen der letzten 10 Jahre gelernt, daß die Wiederholung der Gothaer Einigung nur die Wie-

derholung seiner Fehler sein würde, eine Kapitulation seines marxistischen Flügels vor Scheidemann 

und Hilferding. 

Wenn Kautsky die Verschmelzung mit der SPD schon selbst nicht mehr als eine schmähliche Preis-

gabe seiner Haltung während der letzten Jahre findet, so ist das nur ein Zeichen dafür, daß zwar 

Menschewisten und Sozialpatrioten sich in manchen taktischen Fragen unterscheiden, daß sie beide 

aber ein Abgrund trennt von der revolutionären Praxis des Proletariats. 

Wie tief dieser Abgrund ist, das wird erschreckend klar in der Geschichtserzählung, die Kautsky um 

jener Einigungsmoral willen geschrieben hat. Ueber 8 Jahre gewaltigsten Geschehens, tiefster Er-

niedrigung, leidenschaftlichster Erregung des deutschen Proletariats, über seine Spaltungen, Kämpfe, 

die Revolution und den Bürgerkrieg will Kautsky Rechenschaft geben. Aber nicht ein Wort, ein 

Buchstabe seiner seitenlangen Erörterungen spiegelt den Sturm der Zeit, das Erleben und die Rolle 

der Arbeiterschaft in ihm wider. „Der Heer hat’s gegeben, der Herr hat’s genommen, der Name des 

Herrn sei gelobt.“ „Der Krieg gab die Spaltung, das Kriegsende beseitigt sie, kehren wir reuig zur 

Gesamtpartei zurück“. Das ist die Quintessenz der Kriegserinnerungen Kautskys. 
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Alles, was im Kriege gegen und durch das Proletariat geschah, was zur ideologischen Loslösung des 

revolutio-[611]nären Teils der Arbeiterklasse vom Reformismus führte, was zur Herausbildung einer 

revolutionär-marxistischen Partei diente, die durch aktives Eingreifen in den von ihr erkannten 

Ga[ttung]1 der Geschichte sie zum Vorteil des Proletariats wenden wollte: all das geschah wider den 

Willen Kautskys und seiner Freunde Bernstein und Wurm. Die Gründung der USPD auf der Gothaer 

Konferenz von 1917, die Vereinigung mit dem Spartakusbund: gegen Karl Kautskys Willen geschah 

es. Irrtum war alles nur, nur ein Versehen. Und wenn es nicht ging, wie Kautsky es der Geschichte 

vorgeschrieben hat, so sind die Kommunisten daran schuld, die Kautsky so ganz nebenbei mit einer 

kleinen Geschichtsfälschung zu den Urhebern des von Noske entfesselten Bürgerkrieges macht. 

Kautsky hat die revolutionäre Seite des Marxismus und damit den Kommunismus nie begriffen. Aber 

seine Geschichtserzählung kennzeichnet am besten den grundsätzlichen Gegensatz, der ihn seit 1905, 

seit der ersten russischen Revolution und den Auseinandersetzungen mit Rosa Luxemburg über den 

Massenstreik, vom Kommunismus trennt. Es ist jene Beschaulichkeit – von Kautsky selbst „Ermat-

tungsstrategie“ getauft, – die das Gesetz der Geschichte als unabänderliches Fatum empfängt, sich 

mit ihm abfindet, und dabei auf einmal in der Gesellschaft der Bourgeoisie befindet; während dem 

Kommunismus die Erkenntnis der geschichtlichen Gesetze zum Hebel für das Eingreifen des Prole-

tariats in das geschichtliche Geschehen, zur umwälzenden Praxis wird. 

Der Prozeß, der, 1914 einsetzend, den revolutionären Marxismus vom Reformismus scheidet, ist noch 

nicht zu Ende. Er geht weiter in den Reihen der USP, von der Kautsky sagt, daß eine Partei wie diese, 

voller unvereinbarer Widersprüche in Programm und Politik, noch nicht da war. Wenn sie aber da ist, 

so eben als Sammelbecken dieser Widersprüche, die im Proletariat leben und leben werden, bis es 

durch die Erfahrungen seiner täglichen Kämpfe sich ganz vom Reformismus und Menschewismus 

befreit hat. Dazu wird – wiederum wider seinen Willen – Kautsky mit seiner Schrift dienen. Sie sam-

melt – das gibt ihr allein eine gewisse politische Bedeutung – die rechte Opposition der USPD mit 

der Einigungslosung zum offenen Angriff gegen die linke der Partei. Sie muß damit zum offenen 

Ausbruch der nur vertuschten Krise beitragen. 

Schon ein amüsanter Streit zwischen „Vorwärts“ und „Freiheit“ über die Auslegung der Worte des 

Meisters entstanden, wobei die Logik auf Seiten des „Vorwärts“ ist. Denn die praktische Politik der 

Dittmann und Crispien ist troß Ledebours revolutionärem Temperament die Erfüllung der Kautsky-

Forderung nach der Unterstützung der Koalitionsregierung. Wer, wie Crispien und Dittmann, das 

Wirth-Kabinett aus jeder Gefahr herauspaukt, der hat sich selbst der Möglichkeit begeben, Kautsky 

zu widerlegen. 

Anders als die „Linken“ hat denn auch Seger von der „Leipziger Volkszeitung“ den Mut der Konse-

quenz, wenn er, den Fußtapfen seines Meisters folgend, in Nr. 21/22 des „Sozialist“ zugibt: 

„Die Scheidelinie zwischen dem positiven und negativen Teil der Arbeiterbewegung geht mitten durch unsere 

Partei.“ 

Und er fügt, um jeden Zweifel an dem, was „positiv“, was „negativ“ sei, sofort hinzu: 

„Die Rechtssozialisten sind der positive, die Kommunisten der negative Teil.“ 

Wobei Seger sich selbstverständlich zum positiven Teil der USPD und damit zur SPD, die Dittmann 

und Crispien zum negativen Teil, aber damit nicht zu den Kommunisten, sondern den Wirrköpfen 

rechnet. 

Seger und die ganze Rechte der USPD hat das Verdienst, die Frage der theoretischen und politischen 

Linie so klar gestaltet zu haben, daß selbst der „Linken“ das Lavieren auf die Dauer schwer fallen 

wird. Paul Levi kann für sich beanspruchen, daß er, der „Retter des Kommunismus“ und der USPD, 

auch in dieser Frage auf der rechten Seite zu stehen – trotz seiner großen Worte von der Notwendig-

keit einer Scheidung der Arbeiterbewegung in einen reformistischen und revolutionären Flügel. In 

seinem Weg (Nr. 11) antwortet er auf Kautskys Erinnerungen historisch. Er schlägt sich mit Kautsky 

 
1 Dieses Wort ist nicht eindeutig zu entziffern. Aber ich vermute, daß es das Wort Gattung sein soll. KWF 
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– heute! – um die Kriegskredite herum, beweisend, wie verdienstvoll Spartakus in der Vergangenheit 

gewesen sei. So verwandelt er die Frage, die h e u t e  die Arbeiterschaft p o l i t i s c h  trennt, in einen 

Streit über den 4. Au-[612]gust 1914. Das überhebt ihn der für einen KAG-USP-Mann immerhin 

unangenehmen Notwendigkeit, zu dem in der USP brennenden, von Kautsky mit aller Schärfe auf-

gestellten Problem der o r g a n i s a t o r i s c h e n  Verschmelzung der USP mit der SPD Stellung zu 

nehmen. Aber das beredte Schweigen Levis’ über dieses Problem verrät uns, daß er, der Lobredner 

des vergangenen Spartakus, heute politisch tatsächlich bei Kautsky steht. 

Wieder einmal ist einem großen Teil der Arbeiterschaft – diesmal der USP – die Frage: Hie Men-

schewismus, hie revolutionärer Marxismus – klar gestellt. Wenn die Antwort nicht im Sinne Kautskys 

ausfällt, wenn die deutsche Arbeiterschaft den geschichtlichen Fortschritt, eine revolutionäre marxis-

tische Partei unter schweren Kämpfen herausgebildet zu haben, nicht mehr auf 20 Jahre, etwa den 

Standpunkt des Dresdner Parteitages von der Partei der revolutionären Phrase aber der opportunisti-

schen Politik, zurückschwanken wird: haben Kautskys Beitrag zur Parteigeschichte und Levis Pole-

mik gegen ihn nicht zum wenigsten dazu beigetragen. c. l. 

* 

Bücherschau 

Karl Marx, Randglossen. Programm der deutschen Arbeiterpartei mit einer ausführlichen Ein-

leitung und 6 Anhängen. Herausgegeben von K a r l  K o r s c h. (Vivaverlag 1922.) 

Es ist eine merkwürdige Unterlassungssünde, daß ausgerechnet in der deutschen Arbeiterbewegung, 

die sich vor dem Proletariat der übrigen Welt als eigentlicher Erbe Marxschen Geistes fühlt – (selbst 

die kleinbürgerlich-nationalsoziale SPD von heute gibt vor, noch auf Marx’ Lehre zu fußen!) – eine 

Reihe wichtiger grundsätzlicher Darlegungen von Marx im Buchhandel fehlten. So waren die I n -

a u g u r a l a d r e s s e, die R a n d g l o s s e n  zum Gothaer Programm, die B r i e f e  a n  K u g e l m a n n  

nur in den Bänden der Neuen Zeit vertraut oder in dem dicken Wälzer des Bebel-Liebknechtschen 

Hochverratsprozesses versteckt. 

Nachdem 1920 bereits Gen. K. Kreibich für die Deutschen der Tschechoslowakei eine Ausgabe der 

Marxschen Randglossen veranstaltet hatte, von der aber in Deutschland kaum Notiz genommen wor-

den ist, hat jetzt Gen. Karl Korsch die „R a n d g l o s s e n  z u m  P r o g r a m m  d e r  d e u t s c h e n  

A r b e i t e r p a r t e i“ neu herausgegeben. Die SPD hat übrigens in diesen Tagen auch die „I n a u g u -

r a l a d r e s s e“ erscheinen lassen. Und wir möchten wünschen, daß die KPD nun noch die Briefe an 

Kugelmann mit der Leninschen Einleitung herausbrächte! 

Die vorliegende Schrift ist angesichts der Entwicklung der SPD in höchstem Grade aktuell. Ihr Gör-

litzer Programm von 1921 ist ja noch hinter das Gothaer Programm von 1875 zurückgegangen. Was 

man damals noch nicht k l a r  z u  s e h e n  v e r m o c h t e  und daher, wie Marx zeigt, fehlerhaft und 

verschwommen zum Ausdruck brachte, das w i l l  m a n  j e t z t  n i c h t  m e h r  s e h e n  und lenkt be-

wußt ab vom revolutionären und internationalen Marxismus. Die der Lassalleschen Ideologie ent-

sprechende Staatsillusion feiert nun erst recht im Burgfrieden und der Stinneskoalition ihre eigentli-

chen Triumphe. Auf Staathilfe geht man emsig aus, und aus der Staatskrippe fressen begierig die 

Führer. Es ist begreiflich, daß in der Gegenbewegung gegen solche ungeheuerliche Versumpfung der 

SPD der große Führer des modernen Kommunismus, Lenin, grade auch an die Marxkritik, wie sie 

sich in den Randglossen so scharf und schneidend offenbart, angeknüpft hat (s. L e n i n, Staat und 

Revolution) 

Die von Karl Korsch sorgfältig vorbereitete Ausgabe der „Randglossen“ bringt im Anhang unter an-

derem die Begleitbriefe von Marx und Engels zur Gothaer Programmkritik. In einer längeren Einlei-

tung wird der historische Rahmen abgesteckt und die wichtigsten Streitpunkte aus dem Gegensatz 

von Marx und Lassalle heraus analysiert. Ein Fremdwörterverzeichnis erleichtert die Lektüre, die wir 

jedem Genossen, der sein kommunistisches Wissen vertiefen will, dringend ans Herz legen. 

Dr. Hermann Duncker. 

[1] 
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Die Internationale  

Jahrgang 5 ⁕ Ausgegeben am 23. Juli 1922 ⁕ Heft 1/2 

Der Sinn der Sache. 

P. F. Berlin, 7. Juli 1922. 

Der Rathenau-Mord hat in Deutschland eine so schwere politische Krise hervorgebracht, wie wir sie 

seit Jahren nicht erlebt haben. Die Massen sind in einer ungeheuren Erregung, Demonstrationen von 

nie gesehenem Umfang in allen Städten des Reiches: überall bricht der Wille durch, schärfere Mittel 

des politischen Kampfes anzuwenden. 

Es geht um die bürgerlich-demokratische Republik. Die Massen stehen auf, um dieselbe bürgerliche 

Republik zu retten, die sie seit ihrem Bestehen unterdrückt und ausgeplündert hat, die Arbeiterblut in 

unzähligen Schlachten vergoß, die eben den Massen die Hundert-Milliardenlast neuer Steuern auf-

bürdete und die selber die Gefahren großzüchtete, von denen sie jetzt bedroht ist. Wenn jetzt diese 

Republik an die Arbeiter appelliert und die Arbeiterklasse wie ein Mann aufsteht, um diese Republik 

zu verteidigen, so sollte man doch wohl an jedem politischen Instinkt des Proletariats verzweifeln. 

Und wenn man gar die Kommunistische Partei mitten in dieser Kampffront sieht, am stärksten von 

allen Parteien hingegeben an den Kampf der Verteidigung der Republik, so scheint dies allerdings 

ein starker Beweis für die sichere Demoralisierung alles Parteiwesens zu sein, von der die Syndika-

listen so viel zu reden wissen. 

Ist dem so? Nur wer an den äußeren Erscheinungen der Dinge haftet, kann dieser Meinung sein. Es 

ist ganz gewiß, daß in den Millionen, die in diesen Tagen allenthalben in Deutschland ausmarschier-

ten, die verschiedensten Auffassungen über den Sinn des Kampfes lebendig sind. Aber der allgemeine 

Gedanke ist kein Trug: die Verteidigung der Republik ist die Aufgabe der Arbeiterklasse. Denn sie 

ist in Wirklichkeit nicht die Verteidigung der Staatsform an sich, nicht die Verteidigung der bürger-

lichen Republik, sondern die Verteidigung der Lebensinteressen des Proletariats. 

Klarheit darüber bringt schon die politische Bedeutung des Rathenau-Mordes. Man braucht nicht alle 

Beteuerungen der reaktionären Parteien, daß sie Attentate verwerfen, als eitel Heuchelei zu betrach-

ten. Das aber ist nicht zu leugnen, daß die kapitalistischen Parteien bewußt den Boden bereitet haben, 

auf dem diese Attentate gedeihen. Sie haben planmäßig in Deutschland eine Armee der Konter-[2]re-

volution geschaffen, haben die Verwaltung durchseht mit einer monarchistischen Organisation, haben 

im bayerischen Staat der Republik eine Kugel ans Bein geschmiedet, die sie an allen republikanischen 

Sprüngen hindert. Sie haben die monarchistische Propaganda mit ihren Radauversammlungen, ihren 

Theater-Demonstrationen, ihrer antidemokratischen Hetze auf das Wirksamste gefördert. Deutschna-

tionale wie Deutsche Volkspartei. Für allen Klamauk der Kapitalisten lieferten die Kapitalisten das 

Geld. Der Zweck dieser großkapitalistischen Kreise war klar: Schaffung eines mächtigen konterre-

volutionären, arbeiterfeindlichen Apparats und monarchistische Umnebelung aller jener Schichten 

des Bürgertums, die durch Krieg, Weltkrise und großkapitalistische Politik deklassiert und proletari-

siert worden sind. Stärkung der kapitalistischen Macht, Schwächung des Proletariats – das ist der 

Sinn dieser Politik. 

Die Frage der Staatsform ist den Kapitalisten dabei an und für sich gleichgültig. Sie waren unter 

Wilhelm II. Monarchisten, weil die Monarchie die bequemste Form für die Vereinigung der beiden 

großen Ausbeuterklassen, industrielles und agrarisches Großkapital, ermöglichte weil unter der Füh-

rung der Monarchie großkapitalistische Machtpolitik und Imperialismus mit den geringsten Hem-

mungen getrieben werden konnten. Aber die Kapitalisten wissen zugleich, daß in einer honneten 

Bourgeoisrepublik die Ausplünderung der Massen im Innern noch leichter zu betreiben ist. 

Feinde der Republik ohne den Willen, sie unmittelbar zu stürzen, mit dem Willen aber, sie zu unter-

minieren, bis die Zeit zu einer neuen ausgesprochen imperialistischen Politik reif sein wird, Feinde 

der Republik sind sie, weil in den Arbeitermassen das Bewußtsein lebt, daß sie allein, gegen den 

Willen der anderen Klassen die Republik geschaffen haben. Der Monarchismus des Großkapitals ist 
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eine ausgesprochen arbeiterfeindliche Politik auf längere Sicht. Herr Stresemann hat diesen Gedan-

ken sehr glücklich ausgedrückt, als er mit berechtigter Berufung auf Rathenau erklärte, daß sie sich 

trotz ihrer monarchistischen Gesinnung der Republik zur Verfügung stellen „um des Staates willen“. 

Diese monarchistischen Republikaner dienen der Republik, weil und solange sie ihnen dient. 

Zwiefach sind die Gefahren einer Stellungnahme zu dem Problem der Republik, wenn es nicht er-

kannt wird als ein Problem des Klassenkampfes. Schon einmal war die Frage in der alten Internatio-

nale gestellt und damals wurden praktisch diese zwiefachen Gefahren nicht vermieden. Nur theore-

tisch ist damals die Lösung gefunden worden und besonders die Genossin Luxemburg hat sich um 

diese Lösung verdient gemacht. 

Es war in den neunziger Jahren, als die französische Republik wie heute die deutsche, zerfressen von 

Korruption aus einem Skandal in den anderen getaumelt war, als der Panama-Affäre das Boulogne-

Abenteuer, die Südbahn-Korruption und schließlich der Dreyfus-Skandal gefolgt waren. Damals 

wurde nicht nur der moralische Morast aufgedeckt, sondern es wurde vor aller Welt offenbar, daß das 

ganze Heer monarchistisch verseucht war, daß die Legitimisten und Bonapartisten und besonders die 

Klerisei einen zähen und immer freche-[3]ren Kampf gegen die Republik führten. Die Republik war 

in großer Gefahr. 

Wie stellten sich die verschiedenen sozialistischen Parteien Frankreichs zu der Frage? Die sozialis-

tisch-revolutionäre Partei, die unter der Führung von Guesde und Vaillant damals die Entwicklung 

vom Blanquismus zum Marxismus vollzog, erklärte: Für uns gibt es nur eine Aufgabe, die Erkämp-

fung der sozialen Republik. Deshalb ni l’un, ni l’autre1, weder für die Monarchisten noch für die 

Bourgeois-Republikaner. Der häusliche Streit in der Bourgeoisie hat für die Arbeiterklasse kein In-

teresse, als voller Ekel die Demoralisierung des Feindes festzustellen. Was war die Folge? Die Partei 

Guesdes und Vaillants stand neben dem großen Kampf, der ganz Frankreich aufwühlte. Die Arbei-

termassen verstanden diese Politik nicht. Sie wandten sich von der Partei, die bis dahin ihr Vertrauen 

genossen hatte und für die jetzt gerade die Zeit der Aktivität und des Wachsens gekommen war. 

Sektiererisch war ihre Politik. Zur Sekte drohte sie zu werden. 

Die rechten sozialistischen Gruppen stürzten sich unter Führung von Jaurès und an der Seite der bür-

gerlichen Republikaner in den Kampf. Sie zogen große Massen des Proletariats an sich heran. Aber 

sie führten den Kampf nicht unter eigenen Fahnen. Sie kämpften nur für die demokratische Republik, 

Sie grenzten sich von der republikanischen Bourgeoisie nicht ab. Deshalb waren sie gezwungen, 

Schritt für Schritt gemeinsam mit der Bourgeoisie und dem Kleinbürgertum zu machen. Am Ende 

gestatteten sie im Sommer 1899 Millerand den Eintritt in die Regierung, in das „Ministerium zur 

Rettung der Republik“. Die Folge war die Entmannung der sozialistischen Politik, die Aufgabe des 

Klassenkampfes, die Unterstützung einer arbeiterfeindlichen Regierungspolitik durch die Vertu-

schung ihres Wesens und das Betrügen der Massen. 

Diese zwiefach falsche Politik, von der sich die Guesdisten noch am ehesten befreiten, hat die fran-

zösische Arbeiterbewegung auf lange Zeit geschwächt, hat die Arbeiterklasse durcheinander gewir-

belt, sie von einer Gruppe zur anderen und wieder zurückgetrieben und die notwendige Einigung für 

lange Zeit unmöglich gemacht. 

Die Kritik der Ministerialismus, der Jauresisten, die Rosa Luxemburg ein paar Jahre später*) gab, 

wirkt wie eine Kritik der heutigen Zeit: 

„Die Verhandlungen über das Gesetz der Kongregationen (zwecks Auflösung der monarchistischen klerikalen 

Verbände und Orden. R. F.) sind eine fortgesetzte Reihe von Niederlagen und Kapitulationen der ‚Regierung 

der republikanischen Verteidigung‘. Von vornherein eine Mißgeburt, gerichtet, gleichzeitig gegen den Klerus 

und gegen die sozialistische Arbeiterschaft, purzelte das Gesetz im Laufe der Kammerdebatten in tollen Sprün-

gen immer tiefer und tiefer, indem alle Spuren der radikalen Reform darin Schritt für Schritt ausgemerzt, da-

gegen seine reaktionären Keime entwickelt wurden. Erst gab die Regierung ihr Projekt preis, die Ordensgüter 

 
1 weder das eine noch das andere. KWF 
*) Neue Zeit, 19. Jahrgang, 2. Band. 1901, Seite 204. 
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den Arbeiterpensionskassen zuzuführen, dann verzichtete sie überhaupt auf das Recht, die Vermögen für die 

aufgelösten Orden für die Staatskasse zu reklamieren, dann gestand sie den ‚Berechtigten‘ eine dreißigjährige 

Frist zur Rückförderung der frei-[4]gewordenen Ordensgüter zu. Gleichzeitig wurde die Bestimmung in das 

Gesetz ausgenommen, wonach jede politische oder gewerkschaftliche Dekret ausgelöst werden kann. Endlich 

schrumpfte die ganze Aktion gegen die Geistlichkeit zu einem Verbot des Unterrichts für nicht autorisierte 

Orden zusammen. 

Das Assoziationsgesetz war die Schluß- und Feuerprobe sowohl für die Regierung ‚der republikanischen Ver-

teidigung‘, wie für die Jaurès’sche Theorie der sozialistisch-radikalen Regierungsfähigkeit und sie fiel für 

beide gleich vernichtend aus. Die ‚republikanische Majorität‘ erwies sich als ein Bollwerk nicht der republi-

kanischen Verteidigung gegen die Reaktion, sondern der kapitalistischen Verteidigung gegen die Arbeiter-

klasse, die radikal-sozialistische Regierung erwies sich als gehorsame Dienerin dieser kapitalistischen Mehr-

heit und die ministeriellen Sozialisten als die Dupes (Gefoppten) der ‚republikanischen Allianz‘“. 

Was folgt für unsere gegenwärtige Politik aus diesen Feststellungen? Hätte etwa die Kommunistische 

Partei erklärt: Wir haben tausendfache Beweise, daß diese Republik der Feind der Arbeiterklasse ist, 

wir wissen, daß nicht die bürgerliche Demokratie der Arbeiterschaft das geben kann, dessen sie be-

darf, deshalb rühren wir zu ihrem Schutz keinen Finger! Hätte sie das erklärt, dann hätte sie nicht nur 

das Wesen der Frage gründlich erkannt, sondern sie hätte ebenso gründlich die Massen von sich ab-

gestoßen. Sie wäre unter unfruchtbaren Raisonnements aus einer wirklichen Massenbewegung aus-

geschieden. 

SPD und USP aber müssen zwangsläufig eine Politik wie die Jaurèsisten 1899 treiben, wenn sie glau-

ben, es handle sich allein um die Verteidigung der Republik, wenn sie nicht einsehen, daß es sich um 

einen ausgesprochenen Klassenkampf handelt, und nicht nach dieser Erkenntnis handeln. Verstand 

man die Zeichen der Zeit, dann mußte stärker noch, eifersüchtiger noch als sonst die Politik von 

seinem Klassenstandpunkt ausgeführt werden. Das erste Versagen kam bei der Frage der Brotpreis-

erhöhung. An dieser Frage konnte die Regierungskoalition scheitern. Aus Furcht davor kam nach den 

feierlichsten Erklärungen der beiden sozialistischen Parteien das Kompromiß mit den bürgerlichen 

Parteien zustande. Was war die Folge? Die Arbeitermassen mußten an dem Kampfwillen der Parteien 

zweifeln. Die Bourgeoisie aber sah sofort, daß hinter der ganzen Aktion zum Schutze der Republik 

kein fester Wille zum Kampf stand. Von Stund an ging sie zum Angriff vor. Als 1793 das Konvents-

mitglied Lepeletier von Konterrevolutionären ermordet worden war, forderte Danton die Bewaffnung 

der Volksmassen zum Schutz der Republik gegen den inneren Feind und eine besondere Besteuerung 

der Reichen. Danton verstand, wie man den Kampf gegen den politischen Mord als Kampf der Klas-

sen führen muß. Marx nannte ihn den stärksten Taktiker der Revolution. 

Das zweite Versagen der sozialistischen Parteien bestand darin, daß die SPD nicht beim ersten An-

zeichen Schwäche der Regierungsparteien im Kampf gegen rechts nicht sofort die Regierungskoali-

tion zerbrach. Das Zeichen war gegeben, als die Regierungsverordnung vor Kahr-Bayern, dem Hort 

der Mordorganisationen, Halt machte. Es wurde unterstrichen, als das Gesetz zum Schutze der Re-

publik den Kampf gegen links ermöglichte, und ihn damit angesichts der [5] Zustände in unserer 

Verwaltung proklamierte. Der Verrat der Republik wurde offenbar, als Zentrum und Demokraten von 

der Volkspartei, den erklärten Monarchisten, den Eintritt in die Regierung forderten, ohne daß die 

Sozialdemokratie sofort aus der Regierung ausgetreten wären. 

Weiter konnte die Bereitschaft der USP zum Eintritt in die Koalitionsregierung nur erklärt werden, 

wenn diese Partei das Wesen des jetzigen Kampfes verkannte oder wenn trotz richtiger Erkenntnis 

nicht gewillt war, ihn als Klassenkampf zu führen. Sie handelte so trotz aller Erfahrungen (Geschichte 

der SPD, Millerand usw.), die es als historisches Gesetz erweisen, daß in Koalitionsregierungen die 

Sozialisten stets als Schutzschild für arbeiterfeindliche Politik wirken. Damit sprach die USP wiede-

rum klar aus, daß sie aus den Reihen der Revolution ausgeschieden ist. 

Rosa Luxemburg hat seinerzeit ihr Urteil über die Enthaltsamkeitspolitik der Guesdisten und den 

Ministerialismus der Jaurèsisten dahin zusammengefaßt, daß beide Gruppen nicht verstanden, das 

sozialistische Endziel mit der praktischen Tagesarbeit zu verbinden. Indem die Kommunistische Par-

tei den Kampf für die Republik als Klassenkampf erkannte, wurde ihr die Taktik vorgeschrieben als 
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Aufgabe, den Tageskampf mit dem Endziel zu verbinden. Diese Taktik mußte zugleich das Wesen 

des Gedankens der Einheitsfront und der Etappenziele bloßlegen. Wollten wir die Krise durch den 

Klassenkampf lösen, so mußten wir versuchen, auch die ganze Klasse in den Kampf zu führen. Da 

dies die KPD noch nicht aus eigener Kraft kann, so waren die Vereinbarungen mit den anderen Ar-

beiterorganisationen notwendig. Wir konnten dabei uns auf ein ganz eng umgrenztes Aktionspro-

gramm beschränken, wenn nur beachtet wurde, daß der Klassencharakter des Kampfes dabei nicht 

aufgegeben wurde. Wir mußten uns selber im Rahmen des Programms halten und nur bereit sein, 

Alarm zu schlagen, wenn von der anderen Seite dieser verlassen und damit der Klassenkampf abge-

sagt wurde. 

Wir waren uns bewußt, daß die ernste Durchführung des Programms zu einer Verschärfung des 

Kampfes führen mußte und daß dann die Tatsachen selber über das Programm hinausführen würden. 

Schon jetzt stehen die beiden sozialistischen Parteien vor der Entscheidung, Aufgabe des Berliner 

Abkommens oder Aufgabe der Koalitionspolitik. Und wenn sich weiter ergibt, daß die Durchführung 

des Abkommens ergibt entweder Druck auf den Reichstag durch den Generalstreik oder Auflösung 

des Reichstages und Wahlkampf unter der Losung: Gegen die Konterrevolution!, so ist das wiederum 

eine Rechtfertigung unserer Taktik. Anscheinend wollen SPD und USP der Alternative ausweichen 

mit der Behauptung, die eine wie die andere Entscheidung sei die Proklamierung des Bürgerkrieges. 

Wäre das absolut richtig, was sich nur aus der Erfahrung ergeben kann, so würde das nur beweisen, 

wie heute jeder Kampf um ein kleines Etappenziel den Endkampf herausfordert. Das aber ist sicher, 

wird keine dieser Entscheidungen gefaßt, dann wird die Konterrevolution kampflos siegen und die 

sozialistischen Parteien werden ihr den Steig-[6]bügel halten. Das bedeutet, daß der Arbeiterklasse 

der Kampf später und unter schwereren Bedingungen aufgezwungen wird. 

* 

EH, Berlin, 21. Juli 1922. 

Der vorstehende Artikel wurde vor 14 Tagen geschrieben, zur Zeit, als die Leitungen der sozialdemo-

kratischen Parteien und des Gewerkschaftsbundes eben durch Abbruch der Aktionsgemeinschaft mit 

den Kommunisten unter den nichtigsten Vorwänden sich die Bahn für die Preisgabe der Berliner For-

derungen freimachten. Die weiteren Ereignisse haben den obenstehenden Ausführungen mehr und 

schneller recht gegeben, als irgend jemand voraussehen konnte. Auf den Abbruch des außerparlamen-

tarischen Kampfes folgte der parlamentarische Kuhhandel um Regierungssessel für die Unabhängi-

gen und schließlich die parlamentarische Kapitulation der beiden sozialdemokratischen Parteien durch 

die Annahme des Gesetzes „zum Schutze der Republik“. Zugleich vollzog sich die Kapitulation der 

Unabhängigen vor der alten Sozialdemokratie durch die Bildung der Arbeitsgemeinschaft der beiden 

sozialdemokratischen Parlamentsfraktionen, der Ausdruck der Tatsache, daß die Existenzberechti-

gung der unabhängigen Sozialdemokratie mit ihrem Bekenntnis zur Koalitionspolitik erloschen ist. 

Das Resultat des vierwöchigen Kampfes, seiner Beschränkung auf parlamentarische Mittel seitens 

der Sozialdemokratie, des Uebergangs zur Koalitionspolitik seitens der Unabhängigen ist: Stärkung 

der Bourgeoisie, die es immer weniger nötig hat, sich außerparlamentarischer Mittel gegen die Ar-

beiterschaft zu bedienen, Vereitelung aller Ansätze zu einer Ueberwältigung der monarchistischen 

Konterrevolution, zu einer wirklichen Republikanisierung der Republik, und Schaffung eines Geset-

zes, in dem, wie Rosa Luxemburg von dem Gesetz der Kongregationen sagte, alle Spuren der radi-

kalen Reform Schritt für Schritt ausgemerzt, dagegen seine reaktionären Keime entwickelt wurden, 

ein Gesetz, das die „republikanische Majorität“ von Stinnes bis Levi als Bollwerk der kapitalistischen 

Verteidigung gegen die Arbeiterklasse und die ministeriellen Sozialisten beider Färbung als die Ge-

foppten des Blockes „zum Schutze der Republik“ erwies. 

Das weitere Resultat ist aber eine Zuspitzung der Klassengegensätze, die alle Illusionen, daß der 

Kampf im Rahmen der bürgerlichen Demokratie durchgefochten werden könne, grausam gründlich 

Lügen straft. Die Bildung des bürgerlichen „Blocks der Mitte“, dem monarchistische wie „republi-

kanische“ Parteien angehören, beweist, daß es der Bourgeoisie weniger um die Form, als um den 

Inhalt der Herrschaft, weniger um die Monarchie als um die Beseitigung der 
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Revolutionserrungenschaften der Arbeiterklasse geht. Gleicht doch das parlamentarisch-monarchi-

sche Regiment in England oder Italien dem parlamentarisch-republikanischen in Frankreich wie ein 

Ei dem andern, besitzt doch das konterrevolutionärste Land der Welt, Horthy-Ungarn, eine Militär-

diktatur mit nur nominell monarchischer Spitze. In der Niedergangsepoche des Kapitalismus wird die 

bürgerliche Demokratie unerträglich für die Klasse, die in ihr ihre vollendetste Herrschaftsform ge-

schaffen hat, für die Bourgeoisie selbst. Ihre poli-[7]tischen und wirtschaftlichen Existenzbedingun-

gen erheischen immer mehr die Entrechtung und schrankenlose Ausbeutung der Arbeiter. Die kon-

sequente Fortbildung der bürgerlichen Demokratie führt über sie selbst hinaus – zur Arbeiterregie-

rung und damit zur proletarischen Revolution. Darum eben ist der Kampf um die bürgerliche Demo-

kratie auch in der Epoche der proletarischen Revolution revolutionär. Er kann im Rahmen der bür-

gerlichen Demokratie, durch parlamentarische Mittel allein, nicht zu Ende geführt werden. So geführt 

endet er mit Niederlagen, die jedoch die Bürgschaft kommender Siege sind, wenn nur das Proletariat 

die notwendigen Lehren aus ihnen zieht. 

Der unschätzbare Gewinn für die Arbeiterschaft aus der verflossenen Etappe des Kampfes ist die 

endgültige reinliche Scheidung in ihrem eigenen Lager. Das sozialdemokratische „Zentrum“, aus der 

sterilen Opposition gegen den imperialistischen Krieg geboren, hatte schon mit dem Anbruch der 

proletarischen Revolution seine Existenzberechtigung verloren. Aber als Sammelbecken für die sich 

zum Kommunismus entwickelnden Massen erlebte es gerade zu Anfang der Revolution seine höchste 

Blüte. Jahre waren notwendig, um das „Zentrum“ endlich unwiderruflich dahin zu treiben, wohin es 

als nurparlamentarische Opposition gegen den Krieg gehörte: auf den Boden der bürgerlichen Demo-

kratie als Grenze des Kampfes und damit in die Arme der burgfriedlichen, seit Jahren fest mit der 

Bourgeoisie verbundenen Sozialdemokratie. Dieser Prozeß ist jetzt in vollem Gange, die Unabhän-

gige Sozialdemokratie in voller Auflösung begriffen. Soweit die Arbeiter ihre Reihen nicht verlassen, 

wird sie binnen weniger Monate von der alten Sozialdemokratie verschlungen sein. Der Auflösung 

der unabhängigen in die alte Sozialdemokratie wird die der 2½. in die 2. Internationale folgen. Die 

vereinigten Sozialdemokraten aber werden, durch die Logik ihrer eigenen Politik getrieben, als An-

hängsel der bürgerlichen Politik noch ohnmächtiger, als Büttel der Arbeiterklasse noch skrupelloser 

sein. Zwischen der Verteidigung der bourgeoisen Interessen im Namen der Interessensolidarität von 

Bourgeoisie und Proletariat und der Verteidigung der Arbeiterinteressen auf Grund des unversöhnli-

chen Klassengegensatzes wird es nichts Drittes mehr geben. 

Den Jaurèsisten von heute, den Scheidemännern und Hilferdingen, steht aber nicht, wie ihren Vor-

gängern um die Jahrhundertwende in Frankreich, ein Häuflein Guesdisten gegenüber, mit denen sie 

sich später nach mancherlei Wandlungen und Wirren zur Sozialistischen Partei verbanden, sondern 

die aus der imperialistischen Epoche geborene und in revolutionären Kämpfen gestählte Kommunis-

tische Partei und Internationale. Mögen die Unabhängigen sich in nichts auflösen, sie bleibt, als der 

einzige Todfeind der Bourgeoisie und der einzige wirkliche Schutzwall der Republik, den die Arbei-

termassen durch ihren Zustrom immer stärker machen. Sie bleibt, als einzige proletarische Partei, die 

es in diesem Kampfe verstanden hat, das Endziel mit den Tagesaufgaben zu verbinden, und die daraus 

einen ungeheuren Kräftezuwachs für die kommenden entscheidenden Auseinandersetzungen mit der 

vereinigten Bourgeoisie und der vereinigten Sozialdemokratie schöpfen wird. [8] 

* 

Der Leipziger Gewerkschafts-Kongreß.  
Von A. E n d e r l e. 

Die nur alle 3 Jahre stattfindenden Kongresse der in einem Bund (ADGB) vereinigten freien Gewerk-

schaften, haben in den Augen der Arbeiterschaft wie auch der Bourgeoisie mit jeder Tagung an Be-

deutung zugenommen. Während früher die Gewerkschaftskongresse in der Bewertung ihrer Wich-

tigkeit durch die Oeffentlichkeit weit hinter die alljährlichen Parteitage der Sozialdemokratischen 

Partei zurücktraten, wurde schon 1919 dem Nürnberger und erst recht dem diesjährigen 11. Gewerk-

schaftskongreß, der vom 19.-24. Juni in L e i p z i g  tagte, allgemein eine größere Bedeutung zuge-

messen als den Tagungen der verschiedenen Parteien. Die Erklärung dieser Tatsache liegt nicht allein 
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– wie von alten SPD- und USPD-Führern vielfach behauptet wird – in der Spaltung der Arbeiterpar-

teien, während die Gewerkschaften geschlossen blieben, sondern die Ursache dieser Machtverschie-

bung ist die Folge einer Entwicklung, in der die wirtschaftlichen Organisationen unter Zurückdrän-

gung des Einflusses der rein politisch-parlamentarischen Faktoren in immer steigenderem Maße das 

Gesellschafts- und Staatsleben beherrschen, d. h. Streik und Bewegungen der Gewerkschaften oder 

Aussperrung und Maßnahmen der organisierten Unternehmer beeinflussen heute das Staatsleben weit 

fühlbarer als alle Parlamentsbeschlüsse. Aus diesem Grunde ist es für eine politische Arbeiterpartei 

von ausschlaggebender Bedeutung, wie groß ihr Einfluß in den Gewerkschaften ist. 

Von diesem Gesichtspunkte aus betrachtet mußte es lächerlich erscheinen, wenn die Kommunisten 

an den Leipziger Gewerkschaftskongreß auch nur die geringsten Erwartungen in bezug auf eine re-

volutionäre Fortentwicklung stellten, denn von 691 Delegierten gehörten nur 90 der KPD an, während 

die USPD 138 und die SPD mit ihren 463 Delegierten allein die ⅔ Mehrheit besaß. Wäre die zahlen-

mäßige Vertretung der Delegierten auf die einzelnen Parteien wirklich das getreue Spiegelbild des 

kommunistischen Einflusses auf die Gewerkschaften, so wäre das ein trauriges Zeichen für die KPD. 

Doch dem ist nicht so! In vielen zum Teil sehr großen Verbänden wurden die Delegierten nicht durch 

Urwahl von den Mitgliedern gewählt, sondern von den Vorständen ernannt oder auf Konferenzen 

oder Verbandstagen bestimmt. Daß dabei nicht ein einziger Kommunist „gewählt“ wurde, ist selbst-

verständlich. Aber auch in den Verbänden, wo Urwahl stattfand, sorgte eine raffinierte Wahlkreisge-

ometrie oder das Zusammengehen der USPD und der SPD für eine Unterdrückung der Kommunisten. 

So kam es, daß die kommunistische Richtung auf dem Kongreß nur mit ⅛ der Delegierten vertreten 

war, während sich ihr wirklicher Einfluß in den Gewerkschaften auf mindestens ⅓ der Mitglieder 

erstreckt. Wenn trotz dieser Zusammenfassung der, mit nur einer Ausnahme nur aus Rechtssozialisten 

bestehende Bundesvorstand in drei Hauptfragen auf dem Kongreß eine Niederlage erlitt, so zeigt das 

einmal, daß er mit seiner Politik vielfach in Widerspruch zur Masse steht und zum anderen, daß sich 

hier der kommunistische Einfluß und die Ausklärung in den Gewerkschaften geltend machte. 

Unsere Agitation gegen die A r b e i t s g e m e i n s c h a f t, gegen ein vom Bundesausschuß vorgeschla-

genes S t r e i k r e g l e m e n t, das das Mitbestimmungsrecht der Mitglieder vollständig auszuschalten 

drohte und unser Eintreten für die Schaffung von I n d u s t r i e v e r b ä n d e n, hatte bewirkt, daß im 

ganzen Reiche die Mitglieder dementsprechende Anträge gestellt hatten und es viele SPD- und 

USPD-[9]Delegierte nicht wagen konnten, gegen den Willen ihrer Wähler zu stimmen. Der Bundes-

vorstand wollte dieser Tatsache nicht Rechnung tragen und resigniert klagte der Bundesvorsitzende 

L e i p a r t  bei der Abstimmung über die Arbeitsgemeinschaft, daß „sie“, d. h. der Bundesvorstand, 

doch eine so große und sichere Mehrheit hätten und daher die Abstimmung nicht verstehen können, 

die nach außen den Eindruck mache, als ob die Kommunisten und Unabhängigen die deutschen Ge-

werkschaften beherrschen. Angesichts dieser auf dem Kongreß in Erscheinung getretenen Wirkung 

unserer Tätigkeit in den Gewerkschaften ist es mehr als kühn, wenn die Leiterin der Frauenabteilung 

im ADGB, Gertrud Ha n n a , in einer Besprechung des Kongresses in der „Neuen Zeit“ schreibt: „Es 

ist nicht zu viel gesagt, wenn ausgesprochen wird, daß auf dem nächsten Gewerkschafts-Kongreß 

diese Art der Opposition kaum noch anzutreffen sein wird. Die Erfahrung in nahezu sämtlichen Ge-

werkschaften berechtigt zu dieser Annahme.“ Doch mag Frau Hauk diese Hoffnung weiter hegen, 

um so gründlicher wird ihre Enttäuschung später sein. 

Der Kongreß hatte die unmögliche Aufgabe, ein Riesenpensum von Arbeit in einer Woche zu leisten. 

Es sollte das Fazit aus der Tätigkeit der Gewerkschaften in den letzten drei so überaus ereignisreichen 

Jahren gezogen und die Richtlinien für die vielgestaltige Gewerkschaftsarbeit für die nächsten drei 

Jahre festgelegt werden. Der Vorstand glaubte, dieser Ausgabe in folgender viel zu eng begrenzten 

Tagesordnung gerecht zu werden: 

1. Erledigung der geschäftlichen Angelegenheiten (Wahl der Kommissionen, Prüfung der Mandate). 

2. Bericht des Bundesvorstandes (Ref. Leipart). 

3. Betriebsräte und Gewerkschaften (Ref. Nörpel). 

4. Organisationsformen und Methoden der Gewerkschaftsbewegung (Ref. Tarnow). 
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5. Arbeitsgemeinschaften und Wirtschaftsräte (Ref. Wissel). 

6. Das zukünftige Arbeitsrecht in Deutschland (Ref. Prof. Sinzheimer) 

7. Aenderung der Bundessatzungen. 

8. Wahl des Bundesvorstandes. 

9. Erledigung sonstiger Anträge. 

Unter Ablehnung eines kommunistischen Antrages, die „Taktik der Gewerkschaften“ in einem be-

sonderen Punkt zu behandeln und zu jedem Tagesordnungspunkte einen Korreferenten zuzulassen, 

mußte sich die Leitung noch bequemen, zu Punkt 4. den Unabhängigen D i ß m a n n und zu Punkt 5. 

den Unabhängigen S i m o n  als Korreferenten zuzulassen. Außerdem sah sich der Kongreß gezwun-

gen, zum Bericht der Bundesleitung je einen Redner der drei verschiedenen Richtungen mit bis zu 

einer Stunde verlängerten Redezeit sprechen zu lassen. Dadurch wurde zum Aerger einiger verbisse-

ner Bürokraten vom Kongreß die so sehr verpönte Fraktionsbildung o f f i z i e l l  anerkannt. 

Es ist klar, daß abgesehen von den schon erwähnten Niederlagen des Vorstandes die gewaltige Mehr-

heit der SPD dem Verlauf der Tagung seinen Stempel aufdrückte. Schon bei der Wahl des Büros wur-

den sowohl unseren Genossen als auch der USPD k e i n  Sitz eingeräumt. Nachdem die sehr zahlrei-

chen Gäste als Vertreter der ausländischen Gewerkschaften der Reichs- und Landesregierungen und 

der kommunalen Behörden zum Teil sehr interessante Begrüßungsansprachen gehalten hatten, erläu-

terte L e i p a r t  in einer 1½stündigen sehr matten Rede den gedruckt vorliegenden Bundesbericht. 

[10] Entgegen aller Gepflogenheit mußte der Genosse W a l c h e r  als Fraktionsredner der kleinsten 

Gruppe z u e r s t  sprechen. Er entledigte sich seiner Aufgabe in glänzender Weise. Er wies in seiner 

Rede nach, daß trotz des Anwachsens der Mitgliederzahl auf 8 Millionen, und trotz des gesteigerten 

politischen Einflusses des ADGB die arbeitsgemeinschaftliche Tätigkeit der Gewerkschaftsleitung 

die Schuld und Ursache an der wachsenden Verelendung des Proletariats ist. Demgegenüber stellte 

er die von uns auch in einer grundlegenden Resolution vertretene Auffassung der Kommunisten über 

die Aufgaben der Gewerkschaften. 

D i ß m a n n, der als Führer des Metallarbeiter-Verbandes sich in seinen Taten fast in nichts von denen 

der rechtssozialistischen Gewerkschaftsführern unterschiedet, übte als Vertreter der USPD eine 

scharfe Kritik an einzelnen Maßnahmen der Bundesleitung, ohne aber grundsätzlich allzuviel von 

ihrer Taktik abzurücken. Er bemühte sich daher durch Angriffe auch gegen die Kommunisten und 

durch die starke Betonung der Versöhnlichkeit den Eindruck zu erwecken, daß er trotz alledem mit 

Amsterdam durch Dick und Dünn geht. 

B r e y als Sprecher der SPD war nur der Verteidiger des Bundesvorstandes. Seine von ihm vorgetra-

gene Auffassung über die wirtschaftliche Entwicklung erregte wegen ihrer Rückständigkeit selbst bei 

seinen Freunden Kopfschütteln. Nicht ungeschickt war seine Polemik gegen die Unabhängigen, wo-

rin er nachwies, daß sie als Minister (Lipinski) und als Gewerkschaftsführer genau dasselbe machen 

wie die SPD-Führer. 

An die ausgedehnte Diskussion über diesen Punkt schlossen sich die Abstimmungen über eine große 

Anzahl von Resolutionen und Anträge. Die Resolution unserer Genossen zum Vorstandsbericht so-

wie die der Unabhängigen wurden abgelehnt und gegen eine starke Minderheit dem Vorstand ein 

Vertrauensvotum ausgesprochen. Weil sich unsere Genossen nicht an einer groben Täuschung des 

Proletariats der ganzen Welt beteiligen wollten, stimmten sie gegen eine Resolution, die den Beschluß 

des Internationalen Gewerkschaftskongresses in Rom im Frühjahr 1922 begrüßt und gutheißt, in der 

für den Fall eines Krieges der Generalstreik angedroht wird. Unsere Genossen gaben zu dieser Ab-

stimmung eine Erklärung ab, worin gesagt wird, daß sie sich nicht an einer innerlich unwahren Kund-

gebung beteiligen wollen, denn dieselben Gewerkschaftsführer, die in dauernder Arbeitsgemein-

schaft mit dem Kapital stehen, könnten unmöglich im Kriegsfalle den Generalstreik proklamieren. 

Die Kommunisten sind selbstverständlich jederzeit bereit, diese Waffe anzuwenden. Voraussetzung 

dazu wäre aber sofortige Aufgabe der Arbeitsgemeinschaft und konsequente Klassenkampfpolitik. 
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Eine von unseren Genossen eingebrachte Resolution f ü r  d i e  B e f r e i u n g  d e r  p o l i t i s c h e n  

Gefangenen i n  D e u t s c h l a n d  wurde mit Mehrheit angenommen. Das ist um so erfreulicher als 

die Resolution feststellt, daß die Kämpfe in Mitteldeutschland im Frühjahr 1921 das Werk einer Pro-

vokation preußischer Regierungsorgane waren. Selbstverständlich stimmten unsere Genossen trotz 

des Geheuls der Amsterdamer gegen eine Resolution, die mit den russischen Sozialrevolutionären 

sympathisierte und deren sofortige Freilassung verlangte. 

Das Referat N ö r p e l  (SPD) über die Betriebsrätefrage enttäuschte allgemein und der gute Mann, 

der glaubte, auf dem Gewerkschaftskongreß die Unternehmer vor dem Vorwurf, daß sie das Betriebs-

rätegesetz sabotieren, in Schutz nehmen zu müssen, mußte sich in der Diskussion von den unabhän-

gigen und rechtssozialistischen Delegierten (unsere Genossen kamen nicht zu Wort) bittere Wahrhei-

ten [11] sagen lassen. Doch wurde in der Abstimmung unter Ablehnung der kommunistischen Reso-

lution den von Nörpel ausgestellten Richtlinien, die die Unterordnung der Betriebsräte unter die Ge-

werkschaftszentrale ausdrücklich festlegten, zugestimmt. 

Professor S i n z h e i m e r  erwies sich als der typische Kathedersozialist. Er lieferte in einer sehr ge-

lehrten Rede die theoretische Grundlage für die A r b e i t s g e m e i n s c h a f t  und K o a l i t i o n s p o -

l i t i k. Für ihn ist das Recht, also auch die soziale Gesetzgebung, nicht eine Macht, sondern eine 

Frage der Durchsetzung der Gerechtigkeitsprinzips. Das glaubt er am besten zu erreichen durch Be-

lehrungen und Ermahnungen der bürgerlichen Richter. Weil das Proletariat 1918, als es urplötzlich 

die Macht in Händen hatte, sich als nicht reif erwies, muß es sich diese Reife auf Arbeiterakademien 

und in Arbeitsgemeinschaften mit dem Unternehmertum erwerben. Obwohl seine Ausführungen 

keine Spur von marxistischer Kenntnis aufwiesen, sondern rein bürgerlichen Gedankengängen ent-

sprachen, wurden sie von den SPD- und USPD-Leuten in ehrfurchtsvoller Stille angehört und in der 

sozialdemokratischen und Gewerkschaftspresse als der Höhepunkt des Kongresses bezeichnet. Das 

ist eine beschämende Tatsache für die deutsche Arbeiterbewegung. 

Die Konsequenz der von den Gewerkschaften im Sinne Sinzheimers getriebenen Politik jeden Kampf 

aus dem Wege zu gehen, kam in der Abstimmung sehr scharf zum Ausdruck. Die Unabhängigen 

beantragten zu einer Resolution des Bundesvorstandes, in der alle möglichen Verbesserungen der 

s o z i a l e n  G e s e t z g e b u n g  gefordert werden, folgenden Zusatzantrag: 

„Der Kongreß erklärt, daß die Gewerkschaften die Gesetzwerdung der Zwangsschlichtungsordnung 

mit allen gewerkschaftlichen Mitteln verhindern werden.“ 

Dieser Zusatzantrag wurde in namentlicher Abstimmung mit 425 gegen 250 Stimmen abgelehnt. 

Ebenso die von unseren Genossen eingebrachte Resolution. Der Absatz 4 der kommunistischen Re-

solution verlangte die sofortige Aufhebung der Ebertverordnung vom November 1920, in der der 

Streik der gewerblichen Arbeiter in gemeintätigen Betrieben verboten wird. Auf Antrag wurde über 

diesen Absatz getrennt abgestimmt, doch obwohl sich die Führer des Gemeinde- und Staatsarbeiter-

verbandes und einige andere Verbände für die Annahme dieses Absatzes einsetzten, wurde er von der 

Kongreßmehrheit abgelehnt. (Schluß folgt.) [12] 

* 

9 Monate Praxis der „sozialistischen“ Regierung in Thüringen.  
Von T h. N e u b a u e r. 

Mitten in die Wahlkämpfe für den Thüringer Landtag fiel die Ermordung Erzbergers. Zum ersten 

Male seit dem Kapp-Putsch traten die Arbeiter aller drei Parteien gemeinsam und unter den gleichen 

Parolen zu eindrucksvollen Kundgebungen auf die Straße. In diesen Tagen nahm die Losung „Ein-

heitsfront des Proletariats“ zum ersten Male feste Gestalt an. Aus ihr entwickelte sich, besonders 

durch die USPD propagiert, die weitere Parole der „sozialistischen“ Regierung für Thüringen. 

Die Wahlen endeten mit einer Mehrheit der drei Linksparteien. Damit wurde die Frage der Regie-

rungsbildung akut. 

Die SPD hatte ihr Görlitz eben hinter sich. Dort war allerdings die Thüringer rechtssozialistische 

Organisation als Opposition gegen die „große Koalition“ gewesen. Aber es war kein Geheimnis, daß 
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es mit dieser Opposition nicht weit her war. Die alten Führer der Thüringer Sozialdemokraten, die 

Frölich, Hartmann, A. Hofmann, Leber usw. waren offen Verfechter der Stinnes-Koalition. Hartmann 

sprach sich in einem scharfen Artikel im Saalfelder Volksblatt gegen die „sozialistische“ Regierung 

aus. Es war nicht die Stärke des linken Flügels, sondern vielmehr der Druck von unten, der diese 

Leute zwang, der Frage einer „rein sozialistischen“ Regierung näher zu treten. 

Die USPD, die aus den Wahlen beträchtlich geschwächt hervorgegangen war, hatte alles Interesse an 

einer „reinsozialistischen“ Regierung; dadurch hoffte sie, ihren Einfluß bei den Massen wieder zu 

stärken und in den Regierungsapparat hineinzukommen. Sie legte den Parteien und der Oeffentlich-

keit ein „Minimalprogramm“ vor, das eine Grundlage für die Regierungsbildung abgeben sollte. Dies 

Dokument ist interessant genug, um es hier in seinem Wortlaut abzudrucken. Es lautet: 

Die USPD verlangt für die Tätigkeit der reinsozialistischen Regierung in der nächsten Zeit das fol-

gende 

Minimalprogramm: 

I. Entschiedene Einwirkung auf die Reichsregierung für die Sicherung der Republik,  

insbesondere durch 

1. Sofortige Aushebung des Ausnahmezustandes im Reiche, Amnestie aller Revolutionskämpfer; 

2. Demokratisierung der Wehrmacht; 

3. Beseitigung der Unabsetzbarkeit der Richter; 

4. Demokratisierung der Verwaltung; 

5. Enteignung und Landesverweis der regierenden Häuser. 

Ueber diese politischen Forderungen hinaus verlangt die USP entschiedene Einwirkung auf die 

Reichsregierung in der Richtung: 

6. Der Vergesellschaftung der Produktionsmittel und des Warenaustauschs, insbesondere der Boden-

schätze, der Energieerzeugung und der Wasserkräfte; 

7. Ausbau der Steuergesetzgebung durch Erfassung der Sachwerte; 

8. Ausbau der Sozialgesetzgebung, 

II. In Thüringen: 

1. Beseitigung der Reste der Verwaltung der ehemaligen Thüringischen Freistaaten, raschester Abbau 

der Gebietsregierungen; 

2. Aufbau einer demokratischen Verwaltung; dabei dürfen als obere Verwaltungsbeamte, sowie als 

Vorstände aller Reichs- und Landesgerichte, sowie endlich als Leiter aller Schulen nur solche Perso-

nen [13] in Betracht kommen, die durch ihre persönliche Haltung eine Gewähr dafür bieten, daß sie 

mit ihrer Ueberzeugung zweifelsfrei auf dem Boden der Republik stehen. Neueinteilung der Kreise 

nach wirtschaftlichen und verkehrstechnischen Gesichtspunkten ohne Rücksicht auf das historisch 

Geworbene, Schaffung einer einheitlichen Städte-, Kreis- und Landgemeindeordnung auf der Grund-

lage freiester Selbstverwaltung; 

3. Unbedingte Sicherstellung der Landespolizei gegen alle gegenrevolutionären Einflüsse. 

4. Die staatlichen Domänen, Forsten, Kohlen- und Kalibau, Elektrizitätserzeugung sind in Thüringen 

gemeinwirtschaftlich umzustellen, die Domänen zu landwirtschaftlichen Musterbetrieben auszu-

bauen und die Arbeiter zur Mitwirkung an der Produktion und der Verwaltung heranzuziehen; 

5. Soziale Arbeitspolitik im Rahmen der Mantelgesetze des Reiches: 

a) Errichtung eines Landesarbeitsamtes, 

b) Fürsorge für die Erwerbslosen; 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 534 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

6. Staatliche Regelung der gesamten sozialen Fürsorge, des Gesundheitswesens, Anerkennung des 

Rechts auf Hilfe für alle Bedürftigen; 

7. Der Wohnungsbau ist nach gemeinwirtschaftlichen Grundsätzen zu fördern; die Staatsforsten sind 

in den Dienst des Wohnungsbaus zu stellen; 

8. Nach Schaffung des Mantelgesetzes durch das Reich ist die Trennung der Kirche vom Staat durch-

zuführen; 

9. Schnellster Auf- und Ausbau der Einheitsschule, Berufsfortbildungsschule, Volkwirtschaftsschule 

für Betriebsräte; 

10. Ausbau des Steuerwesens nach sozialen Grundsätzen, Heranziehung von Grundbesitz und Ge-

werbe unter Schonung der kleinen Existenzen. 

Um dieses Minimalprogramm durchzusetzen und in der Regierung der Gegenrevolution wirksam 

entgegenarbeiten zu können, stellt die USPD die Bedingung, daß sie den entsprechenden Einfluß in 

der Regierung erhält. Unter diesen Bedingungen ist die USPD bereit, in die Regierung einzutreten. 

E r f u r t, den 20. September 1921. 

Bezirksvorstand der USPD Groß-Thüringens. 

So bescheiden dies „Minimalprogramm“ auch war, wir wußten von vornherein, daß die beiden sozi-

alistischen Parteien weder den Mut noch die Kraft haben würden, seine Forderungen und Verheißun-

gen zu erfüllen. Die SPD akzeptierte es. 

Die Stellung der KPD zur Regierungsbildung war durch eine ausgiebige Diskussion in den Mitglied-

schaften geklärt. 

Die KPD erklärte den beiden sozialistischen Parteien, daß sie es ablehnen müsse, in die Regierung 

einzutreten, daß sie aber bereit sei, den beiden Parteien eine Regierungsbildung zu ermöglichen, und 

daß sie dieser Regierung in allen Dingen, wo sie die Interessen des Proletariats vertrete, loyale Un-

terstützung zusage; deshalb werde sie der Regierung auch die notwendigen Mittel im Rahmen der 

Reichsgesetzgebung bewilligen, müsse aber diese Bewilligung von der jeweiligen politischen Lage 

abhängig machen. 

Auf dieser Grundlage kam denn auch die neue „sozialistische“ Regierung in Thüringen zustande. Das 

Ministerium wurde gebildet durch: Frölich (Wirtschaft und Arbeit), Hartmann (Finanzen) und von 

Brandenstein (Justiz) von der SPD, sowie Hermann (Inneres) und Greil (Volksbildung) von der 

USPD. Dazu zwei Staatsräte, d. h. Minister ohne Portefeuille, von der USPD und einer von der SPD. 

Die erste Folge war die: die bürgerlichen Parteien traten geschlossen in schärfste Opposition. Was 

freilich für die Kommunisten [14] kein Grund war, sich über das Wesen der Regierung täuschen zu 

lassen. Denn die beiden USP-Männer gehören dem rechten Flügel ihrer Partei an, und die drei rechts-

sozialistischen Minister hatten schon der sozialdemokratisch-demokratischen Koalitionsregierung 

des 1. Landtages angehört und standen auf dem Boden der Görlitzer Beschlüsse. Es war deshalb 

notwendig, daß wir die Worte und Taten dieser Regierung mit kühlster und kritischster Aufmerksam-

keit verfolgten. 

Was ein rechter Parteiroutinier ist, dem macht es selbstverständlich auch keine Schwierigkeiten, eine 

„sozialistische“ Regierung „aufzuziehen“. Abschaffung des Bußtages und des Reformationsfestes als 

gesetzliche Feiertage und Erhebung des 9. November zum gesetzlichen Feiertage: großes Theater, 

fulminante Reden; damit der schlichte Prolet draußen im Lande denken sollte: Donnerwetter, was 

sind das für forsche Kerle! Die Reaktion sabotierte ganz offen in den Schulen wie in den Amtsstuben. 

Der Gothaer Magistrat erklärt unumwunden, er brauche sich nicht um das Gesetz zu kümmern. Aber 

die Regierung tat ... nichts, weil es ihr ja auch bloß um – Theater zu tun war. Das war schon bös! 

Noch schlimmer wurde es bald darauf. Die 10 Punkte des ADGB hatten in den Arbeitermassen ein 

starkes Echo gefunden. Da stellte die SPD im Thüringer Landtag den Antrag: die Regierung soll 

beauftragt werden, sich beim Reiche für diese 10 Forderungen der Gewerkschaften einzusehen. 
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Wieder dieselbe Theaterpolitik: für Erfassung der Sachwerte, für Sozialisierung usw. Wenige Tage 

später schloß die SPD in Berlin das schamlose Steuerkompromiß. Hier mußten wir sie in ihren 

Schwindelmanövern zum ersten Male vor der Arbeiterschaft entlarven. 

Zu den ersten Vorlagen der „sozialistischen“ Regierung gehörte eine Beamtenbesoldungsreform. Alle 

Parteien waren mit der Regierung darin einig, daß die reichsgesetzliche Regelung der Beamtenbesol-

dung in höchstem Maße unsozial war. Wir Kommunisten hatten dabei die Aufgabe, den Parteien und 

der Regierung Gelegenheit zu geben, ihren schönen Worten die Tat folgen zu lassen; wir beantragten 

also Verminderung der Besoldungsgruppen von 13 auf 4, Zugrundelegung des Existenzminimums 

als Basis der Besoldungsberechnung, gleitende Gehaltsskala usw., alles Forderungen, die, so berech-

tigt sie auch waren, gegen die reichsgesetzliche Regelung verstießen. Resultat: Ablehnung mit der 

Begründung: die Schranken der Reichsgesetzgebung stehen entgegen. Etwas weiter wurde die Re-

gierung in der Ernährungsfrage vorwärts getrieben. Nach langen Redeschlachten erklärte schließlich 

der Minister Frölich, er werde ein Kartoffelausfuhrverbot erlassen, auch wenn es durch Reichsgesetz 

verboten sei. Das war kühn gesprochen. Und wirklich wurde es erlassen; aber sobald der Herr Reich-

sernährungsminister mit dem großen Stock der Reichsexekution winkte, nahm der forsche Frölich 

sein Ausfuhrverbot zurück. Wie kann auch die SPD in Weimar eine Politik machen, die die SPD in 

Berlin in die größte Verlegenheit bringt! 

SPD und USPD zu „positiver Arbeit“ vereint – und es war ihr größter Stolz vor den Kommunisten, 

daß sie „positive Arbeit“ leisteten – erblickten ihre Hauptausgabe in den für den „Aufbau“ Thüringens 

nötigen Organisationsgesetzen. Aus begreiflichen Gründen; denn ihnen waren ja durch die Politik 

ihrer Parteien im Reich alle Wege zu einer festen politischen Linie versperrt. Sie freuten sich schon 

im voraus auf den Tag, wo sie sagen könnten: seht, Arbeiter, wir haben positiv gearbeitet, während 

die Kommunisten immer nur kritisieren können! Allerdings gab es da zunächst billige Früchte zu [15] 

ernten: ein Gesetz über Abschaffung der Adelsvorrechte (das haben die französischen Bourgeois 

schon in jener berühmten Augustnacht des Jahres 1789 fertig gebracht); ferner ein Gesetz über Auf-

hebung der Fideikommisse in Ausführung des Artikels 155 der Reichsverfassung; weiter ein Gesetz 

über Pflichten der Beamten in der Republik, das den Artikel 118 der Reichsverfassung breit trat. 

Endlich die großen Gesetze über die Neueinteilung der Kreise, Wohlfahrtsgesetz und Kreis- und Ge-

meindeordnung; dazu das „Einheitsschulgesetz“. Aber diese letzten 4 nahmen doch geraume Zeit in 

Anspruch, und währenddessen hatte sich die „sozialistische“ Regierung schon ein Dutzend Mal 

schwer blamiert. 

Es zeigte sich sehr bald, daß die „sozialistische“ Regierung wohl Gesetzesparagraphen zu schmieden 

vermochte, daß es ihr aber durchaus an Mut und Kraft fehlte, etwas zu tun. Während sie über dem 

Wohlfahrtsgesetz brütete, enthüllte die Kommunistische Fraktion die geradezu ungeheuerlichen Miß-

stände an der „christlichen“ Fürsorgeanstalt zu Gotha. Die bürgerlichen Parteien wurden dadurch aufs 

schwerste kompromittiert. Die Regierung brauchte nur zuzugreifen, um Wandel zu schaffen. Aber 

sie konnte sich weder aufschwingen, diese Mordanstalt zu schließen, noch ihre Leitung zu entfernen, 

noch auch gegen die verantwortlichen Oberpeiniger der unglücklichen Proletarierkinder, einen 

deutschnationalen Oberhofprediger und einen dito Landgerichtspräsidenten, den Staatsanwalt mobil 

zu machen. Während sie ihr Beamtenpflichtengesetz vorlegte, liefen ihr die Meldungen ein über die 

zahllosen Fälle von Sabotage der Beamten. Die Minister selbst führten im Landtage wiederholt dar-

über Beschwerde. Aber nicht einen einzigen haben sie zur Rechenschaft gezogen. Die Forderung des 

Minimalprogramms nach Demokratisierung der Verwaltung blieb auf dem Papier. Ja, schlimmer; als 

ein Stinnesblatt der Regierung den Vorwurf machte, daß sie einen sozialistischen Beamten im Minis-

terium angestellt habe, veröffentlichte das offizielle Regierungsorgan, das rechtssozialistische „Volk“ 

in Jena, eine rechtfertigende Entschuldigung, aus der sich ergab, daß die Regierung nach sechsmo-

natlicher Tätigkeit noch immer mit einem durchaus reaktionären Beamtenapparat arbeitete. Danach 

waren im Wirtschaftsministerium unter 26 höheren Beamten und 6 Angestellten im ganzen drei So-

zialisten, im Innenministerium unter 28 nur 6, im Justizministerium unter 9 nur 2, im Volksbildungs-

ministerium unter 16 nur 4, im Finanzministerium unter 23 höheren Beamten nicht ein einziger So-

zialdemokrat! Ferner war von 23 Landratsstellen nur eine einzige mit einem Sozialdemokraten 
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besetzt. In der überwältigenden Mehrzahl ihrer Entscheidungen sind diese „rein sozialistischen“ Mi-

nister also von ihren reaktionären Ministerialdirektoren und Räten vollkommen abhängig. Das heißt: 

diese „rein sozialistische Regierung“ ist in Wirklichkeit eine Koalition von der USP bis zu den 

Deutschnationalen! 

Die erste Gelegenheit, zu zeigen, ob die Regierung gewillt war, die proletarischen Interessen wahr-

zunehmen, bot sich gleich in den ersten Tagen ihres Bestehens. Ein zehnwöchiger Streik der Metall- 

und Porzellanarbeiter hatte zahlreiche Familien in schwere Not gestürzt; da er durch ein Kompromiß 

endete, hinterließ er große Flauheit. Hier schien es notwendig, im Interesse der Thüringer Arbeiter-

bewegung helfend einzugreifen; einzelne Orte wie Suhl und Zella hatten zur Unterstützung der durch 

den Streik in Not geratenen Arbeiterfamilien beträchtliche Opfer gebracht. Die Thüringer „sozia-

[16]listische“ Regierung hätte durch eine ähnliche Unterstützung nicht nur helfen können; sie hätte 

auch dem zum Angriff übergehenden Kapital beweisen können, daß sie nicht willens war, die Arbei-

terschaft der wirtschaftlichen Uebermacht des Kapitals schutzlos preiszugeben. Die Kommunistische 

Fraktion stellte deshalb den Antrag, daß der Landtag für die in Not geratenen Streikenden eine 

Summe von 7 Millionen auswerfen, sowie die sofortige Einreihung der Gemaßregelten in den Pro-

duktionsprozeß und ihre Unterstützung in Höhe der Erwerbslosenunterstützung bis dahin beschließen 

wolle. Entsetzen darob im Lager der SPD und USPD! Umständliche Palaver. Zwei Gewerkschafts-

bonzen werden zur Hilfe gerufen; der eine kneift; der andere erklärt, seine Gewerkschaft könne auf 

eine solche staatliche Unterstützung verzichten! Was war denn nun das Fürchterliche an dem kom-

munistischen Antrag? Daß der Staat, diese nach menschewistischen Gesichtspunkten „neutral“ sein 

sollende Stelle, für streikende Arbeiter Partei ergreifen sollte! Das war ja etwas ganz Neues! 

Nach solchen Erfahrungen mußten wir doppelt Wert darauf legen, die Regierung vor Fragen zu stel-

len, wo sie Farbe bekennen mußte. Wir brachten einen Antrag auf Gewährung der in Artikel 145 der 

Reichsverfassung „verfassungsmäßig verbrieften“ Lernmittelfreiheit ein. Nachdem die Regierung 

lange gekniffen hatte, legte sie dem Landtage eine Vorlage vor, auf Grund deren sie von Ostern 1922 

ab drei Bücher der Grundschule unentgeltlich liefern wollte. Also halbe Ablehnung! Wir stellten den 

Antrag, daß die von der vorhergehenden Regierung wider Recht aus der Landespolizei ausgeschlos-

senen Kommunisten wieder eingestellt würden. Wieder suchte die Regierung diese Sache zu ver-

schleppen und erklärte sich schließlich außerstande dazu. Wir brachten eine Interpellation ein über 

das Finanzelend der Stadt. und Dorfgemeinden. Die Regierung weigerte sich, der Oeffentlichkeit das 

Zahlenmaterial über die ungeheuere Verschuldung der großen und kleinen Thüringer Gemeinden zu 

übergeben, „um ihren Kredit nicht noch mehr zu erschüttern“, geschweige denn, daß sie etwas ernst-

liches getan hätte. Als aber die 50 Gemeinden im Kreise Sonneberg im Herbst vorigen Jahres ihren 

Bankerott erklären mußten, schickte ihnen der unabhängige Innenminister einen Regierungskommis-

sar auf den Hals, der die Aufgabe hatte, in ihre Etats alle die Steuern und Gebühren zu den höchsten 

möglichen Sätzen einzustellen, die noch eingestellt oder erhöht werden konnten. Nun, dazu brauchte 

man also eine „sozialistische“ Regierung. Die kommunistische Fraktion stellte einen ausführlichen 

Antrag zur Bekämpfung des Kinderelends. Erst wurde er verschleppt; dann erklärte die Regierung, 

daß sie ja schon sehr viel täte, indem sie die Quäkerspeisung nach dem Ausscheiden der Quäker 

weiterführe; das mache monatlich 3 Millionen! Endlich stellte die kommunistische Fraktion eine 

Reihe von Fragen über die Größe des Wohnungselends in Thüringen, ohne daß die Regierung dadurch 

zur Initiative gedrängt werden konnte. Alle diese Interpellationen hatten den Zweck, die „sozialisti-

sche“ Regierung ganz konkret immer wieder vor die Frage zu stellen: was gedenkt ihr zur Wahrung 

der proletarischen Interessen zu tun? Auf alle diese Fragen gab die Regierung die Antwort: nichts! 

Es war deshalb Pflicht der Kommunisten, den Proletariern zu sagen: seht, hier wäre es notwendig, 

daß die Regierung zur Wahrung Eurer Interessen und um Eure Not zu lindern, eingriffe, aber das tut 

sie nicht; die 6 Kommunisten im Parlament sind zu schwach, wenn nicht die Arbeitermassen von sich 

aus einen Druck auf die Regierung ausüben. 

[17] Schwerer allerdings als die parlamentarischen Fragen traten vor die Regierung die Fragen der 

politischen Entwicklung. 
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Das Kapital war zum offenen Angriff übergegangen; die Reichsregierung arbeitete die berüchtigte 

„Schlichtungsordnung“ aus, das Antistreikgesetz. Als dieses Schandgesetz im Reichsrat zur Verhand-

lung gelangte, stimmte der Vertreter Thüringens dafür. Darüber von der kommunistischen Landtags-

fraktion zur Rede gestellt, erklärte der Minister Frölich: „Die Schlichtungsordnung soll dazu dienen, 

daß unser Wirtschaftsleben“ so ruhig wie möglich sich entwickeln soll; es hat die Vergangenheit 

gelehrt, daß nicht gerade der Vorteil, den die Arbeiterschaft erzielt, immer durch Streiks gegeben ist. 

Im Gegenteil. Ich habe oft Gelegenheit gehabt, im Leben wahrzunehmen, daß man das, was man 

durch den Streik erobert hat, auch auf gütlichem Wege haben konnte, und Sie werden mir doch zu-

geben, meine Damen und Herren, daß der Schlichtungsausschuß, ein Ueberbleibsel aus der Kriegs-

zeit, nicht ganz unvorteilhaft gewirkt hat, daß nicht gesagt werden kann, daß diese Schlichtungsein-

richtung für die Arbeiterschaft irgendwie Nachteile zu verzeichnen hätte. In der Regel ist es so, daß 

keine der Parteien zufrieden ist, wenn der Schlichtungsausschuß gesprochen hat. Aber wer über den 

Parteien steht und mit Ruhe die Dinge beobachtet, muß sagen, hier ist ein Weg gefunden, auf den 

sich die Parteien begeben können, ohne Nachteile zu haben, und ein Schlichtungssystem, mit dem 

sich beide Teile abfinden können. Das ist nach meiner Auffassung wichtiger, als wenn wochenlang 

gestreikt wird, letzten Endes soundso viele auf dem Pflaster liegen bleiben und die Not in den Fami-

lien viel größer ist, als wie sie geworden wäre, wenn in ruhiger, sachlicher Weise durch eine Zwi-

schenstelle entschieden wäre.“ Verheerend, wenn alte Gewerkschaftsbonzen als Minister solches 

Zeug reden; verheerender aber noch, wenn sich die Arbeiter zu Millionen durch solches Zeug dumm 

machen lassen. Gewiß mußten wir dies vor den Arbeitern brandmarken; aber die großen Massen 

werden erst zur Einsicht kommen, wenn sie das Antistreikgesetz am eigenen Leibe spüren müssen. 

Im Januar kam der Eisenbahnbeamtenstreik. Der erste große Beamtenstreik, den Deutschland erlebt 

hat. Mit SPD und Reichsregierung nahm auch die Thüringer „sozialistische“ Regierung gegen den 

Streik und gegen die Streikenden Stellung. Zur Rechenschaft gezogen, formulierte sie ihren Stand-

punkt dahin, daß der Artikel 159, der allen Berufsgruppen Koalitionsfreiheit zugesteht, auf Beamte 

keine Anwendung finden könne; daß vielmehr die „umstrittene Frage, ob den Beamten das Streik-

recht zusteht, der gesetzlichen Regelung“ bedürfe. Das war nichts anderes als ein verschleiertes Nein! 

Im Februar kam der Holzwucherskandal. Die Regierung versuchte die Staatsforsten zur Füllung ihrer 

Kassen unter schärfster Ausbeutung des Proletariats auszunutzen, indem sie die bis dahin bestehen-

den rationierten Holzzuweisungen an die Gemeinden aufhob und freie Auktionen anordnete, wo als-

bald die Preise eine furchtbare Höhe erreichten. Die Bevölkerung der zahlreichen Gemeinden im 

Thüringer Walde mußte darunter aufs schwerste leiden; denn den Meter Holz mit 500-2000 Mark zu 

bezahlen – und so hoch sind die Auktionspreise geklettert! – ist natürlich keinem Proletarier möglich. 

Die Kommunistische Partei war die einzige, die die Massen aufrief. Es war natürlich, daß dabei die 

sämtlichen Halbheiten und Missetaten der Regierung besprochen wurden. Diese Kampagne wurde 

mit großer Schärfe geführt; es fehlte nicht viel, so wäre die schöne „sozialistische“ Regierung [18] 

darüber zu Tode gekommen. Aber es war nicht unsere Absicht, sie deswegen zu stürzen. Die Regie-

rung trat einen Rückzug an, indem sie wenigstens den Minderbemittelten ein geringes (allerdings 

außerordentlich geringes!) Quantum Brennholz zuweisen ließ. Aber wie wir voraussahen, konnte da-

mit die Angelegenheit noch nicht erledigt sein. Was wird im Herbst werden, wenn die jetzt zugeteilten 

2 Raummeter verbraucht sein werden und der harte Winter vor der Tür steht? – Mit der Holzwucher-

geschichte hängt auch die Verteuerung des Bauholzes aus den staatlichen Forsten zusammen. Auf 

diesem Wege hat es der Finanzminister Hartmann glücklich soweit gebracht, daß überhaupt kein Pri-

vatier mehr bauen kann, ausgenommen natürlich Agrarier und Industrielle. 

Die arme „sozialistische“ Regierung kam nicht mehr zur Ruhe. Kaum war die Holzgeschichte abge-

würgt, da brach im Gothaischen ein Landarbeiterstreik aus. Der unabhängige Innenminister erwies 

sich der Situation gegenüber ganz und gar nicht gewachsen. Er schützte die Streikbrecher durch seine 

Landespolizei; sein Ministerialdirektor, auch ein Unabhängiger, drohte damit, Streikende verhaften 

zu lassen. Aus dem Zuchthaus Gräfentonna wurden die Strafgefangenen als Streikbrecher den Agra-

riern zugeführt. Die rechtssozialistische und unabhängige Presse tobte gegen den „kommunistischen“ 

Streik. Die Lage war höchst gespannt. 
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Um dieselbe Zeit veranstaltete der Jungdeutsche Orden in Gotha einen großen nationalistischen Rum-

mel mit Fackelzug. Seine Vorstandsmitglieder erklärten dem Innenminister, daß der Orden bewaffnet 

sei. Aber weit entfernt, gegen diesen Jungdo einzuschreiten, stellte Hermann seine Polizei beim Fa-

ckelzuge zum Schutze der monarchistischen Provokateure zur Verfügung. Was allerdings nicht ver-

hinderte, daß die nationalistischen Heldenjünglinge tüchtig gerupft den Schauplatz ihres Heldentums 

verließen. Um sich zu revanchieren, beschlossen sie die Demonstration zu stören, die für den nächsten 

Sonntag von der Arbeiterschaft geplant war, um ihre Gefallenen aus dem Kapp-Putsch zu ehren. Was 

aber tat Hermann? Er verbot die Demonstration der Arbeiter nach dem Friedhofe! Was nicht hinderte, 

daß die Arbeiterschaft trotzdem ihre Feier abhielt. Darüber wieder große Entrüstung bei der SPD und 

USPD, weil man ihrem Minister nicht gehorcht hatte. Deshalb erklärte er sich außerstande, ein Regi-

mentsfest, das Pfingsten in Gotha stattfand, zu verbieten. 

Es war selbstverständlich, daß die KPD in engster Zusammenarbeit von Landtagsfraktion, Organisa-

tion und Presse alle die Dinge, so nachdrücklich wie möglich, der Arbeiterschaft zu Bewußtsein 

brachte. Den sozialistischen Parteien ging allmählich die Lust zu ihrer „reinsozialistischen“ Regie-

rung aus. Zu Beginn der Etatsberatung erklärte der Minister Frölich als Vorsitzender des Staatsmi-

nisteriums: „Vielleicht müssen sich auch die Parteien, die einander nahestehen, wieder zusammen-

finden, um Regierungsmehrheiten zustande zu bringen, die lebensfähig und besser arbeitsfähig sind, 

als es bisher den Regierungen vergönnt war. (Hört! Hört! rechts). Auf lange Zeit hinaus irgendwelche 

Tätigkeit in Sicht zu nehmen, ist bei der heutigen Konstellation leider nicht möglich.“ Das war eine 

offene Erklärung für eine Umbildung der Regierung; die „rein sozialistischen“ Minister waren es 

müde, sich dauernd von den Kommunisten kritisieren zu lassen und von ihren abhängig zu sein. 

Gleichzeitig sprach daraus die Befürchtung, daß die Kommunisten den Etat, so wie er jetzt zum ersten 

Male vorgelegt war, nicht an-[19]nehmen würden. Dieser Etat war allerdings für das bereits abgelau-

fene Jahr aufgestellt und deshalb nichts weiter als eine Rechnungslegung. Aber es standen Posten 

darin, die zu schärfster Kritik herausforderten. So unter anderem für 2 Panzerautos für die Landespo-

lizei 1,2 Millionen Mark! Die kommunistische Fraktion erklärte, sie werde diesen Posten auf keinen 

Fall bewilligen können. Trotzdem wurde ihr Antrag auf Streichung im Haushaltsausschuß von den 

beiden sozialistischen Parteien unter Stimmenthaltung der Bürgerlichen niedergestimmt. Das bedeu-

tet die Krise! Denn die Bürgerlichen würden im Plenum den gesamten Etat ablehnen, sobald sie mer-

ken würden, daß die Kommunisten dagegen stimmten. Damit wäre jedenfalls der Polizeietat und der 

Innenminister, vielleicht auch die ganze Regierung gefallen. Es war kein Zweifel, daß die SPD ein 

solches Ereignis begrüßt hätte, um sich aus der Abhängigkeit von den Kommunisten zu lösen. Frölich 

hatte in einer Funktionärsitzung seiner Partei schon die Möglichkeit einer neuen Koalition mit den 

Landbündlern angekündigt. Deshalb wurde die Arbeiterschaft von der KPD alarmiert. Wirkung: die 

Regierung trat den Rückzug an. Inzwischen sind die Agitationschancen der SPD nicht besser gewor-

den. Die Kreiseinteilung ist zwar erledigt, aber unter schärfster Gegnerschaft der Bürgerlichen. Das 

Wohlfahrtsgesetz ist nun auch erledigt, aber anders, als die SPD gehofft hatte Es sollte ihr Gesetz 

werden, von ihrem Minister Frölich und ihren Regierungsrat Otto; aber nun ereignete sich das Un-

glück, daß die Regierung sich sagen lassen mußte, sie sei Schritt vor Schritt vor den Kommunisten 

zurückgewichen, und dies Gesetz sei somit das Werk der Kommunisten. Noch steht die Gemeinde- 

und Kreisordnung aus. Aber auch sie hat unter unserem Einfluß erhebliche Aenderungen erfahren 

und wird den Agitationsbedürfnissen der Menschewisten daher nicht in dem Maße zugute kommen 

wie gehofft. 

Inzwischen aber – und das ist das wichtigste Ergebnis der Thüringer Landespolitik! – ist die Stellung 

der weitesten Kreise der proletarischen Massen zur Frage der „sozialistischen“ Regierung eine ganz 

andere geworden als sie noch vor einem Jahre war. Sie ist ihnen nicht mehr Beruhigung und Schlaf-

mittel, sondern ein Problem des politischen Kampfes. Nicht eine einzige der großen wirtschaftlichen 

und sozialen Fragen hat diese „sozialistische Regierung“ ernstlich in Angriff genommen. Ihre Ein-

wirkung auf die Politik der Stinnesregierung des Reiches ist null geblieben; die „sozialistische“ Re-

gierung hat ja nicht einmal den Versuch dazu gemacht. Im Gegenteil: sie hat für die Schlichtungsord-

nung gestimmt, und der Finanzminister Hartmann hat sich in der Konferenz der deutschen 
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Finanzminister zu Würzburg für eine Erhöhung der Umsatzsteuer eingesetzt! In Thüringen hat die 

„sozialistische Regierung“ wohl Verwaltungsreformen gemacht, aber sie hat den Verwaltungsapparat 

nicht demokratisiert, sie hat die Landespolizei nicht von monarchistischen Elementen gesäubert, sie 

hat nichts getan, um die Bewirtschaftung der Domänen, Forsten und des Bergbaus gemeinwirtschaft-

lich umzustellen, wie das Minimalprogramm versprach. Im Gegenteil: sie hat mit dem Ertrag der 

Forsten das Proletariat ausgewuchert. Sie hat die Staatsforsten nicht in den Dienst des Wohnungsbaus 

gestellt, wie das Minimalprogramm verhieß, sondern mit dem Bauholz so schnöden Wucher getrie-

ben, daß alle Bautätigkeit unterbunden wurde. Das ist ein politischer Anschauungsunterricht. Heute 

scheuen SPD und USPD vor Neuwahlen; sie scheuen auch vor einer Umbildung der Regierung. Die 

Stellung [20] der Kommunisten ist nicht nur im Landtage, sondern vor allem in den proletarischen 

Massen eine viel günstigere, als sie noch vor einem Jahre war. 

Wir können heute den Arbeitern beweisen: wir haben unser Versprechen bei der Regierungsbildung 

gehalten, die „sozialistische Regierung“ in allen Fragen des proletarischen Interesses zu unterstützen, 

loyal gehalten; aber diese Regierung hat ihr Versprechen, eine Politik zu treiben, wie sie das Interesse 

des Proletariats erfordert, nicht gehalten. 

Eins muß gesagt werden: die Politik, die von den Kommunisten in Thüringen getrieben wurde, war 

nur möglich dadurch, daß die Partei und die Fraktion stets ihre volle Ellenbogenfreiheit gewahrt hat; 

und daß sie dies konnte, war wiederum nur möglich dadurch, daß sie immer in der Offensive war. 

Wir haben kein Interesse daran, diese „sozialistische Regierung“ parlamentarisch zu stürzen. Wir 

sehen mit Ruhe zu, wie sie sich selbst abwirtschaftet. Aber wir brauchen auch selbst ihren Sturz nicht 

zu fürchten. 

Unsere Aufgabe ist es, den Massen klar zu machen: ihr müßt weiter! Denn Ihr seht, mit einer „sozia-

listischen Regierung“ ist Euch noch nicht gedient. Aber diese Weiterentwicklung vollzieht sich nicht 

im Parlament, sondern im Klassenkampfe der Massen. Wir Kommunisten sind nichts als die Organe 

der notleidenden und schwerkämpfenden proletarischen Klasse. Allein das Thüringer Proletariat muß 

entscheiden, ob und wann an die Stelle dieser heutigen Regierung etwas Besseres treten soll. 

Vorausgesetzt, daß bei den jetzigen Verhandlungen im Landtage die „sozialistische“ Regierung noch 

einmal alle Klippen umschifft – und das liegt ganz bei ihr – so steht sie doch immer wieder vor ihrer 

Existenzfrage: ob sie gewillt ist, die wirtschaftlichen und sozialen Aufgaben wirklich im Interesse 

des Proletariats zu lösen. Das heißt: ob sie bereit ist, für die proletarische Klasse den ernsten Kampf 

zu führen! [21] 

* 

Ein neues Gesetz der gesellschaftlichen Durchschnittsprofitrate?  
Von E v a  H e i n e. 

In Nr. 22 der „Internationale“ führt Genosse Ernst K r a f t  eine Untersuchung über das Gesetz der 

gesellschaftlichen Durchschnittsprofitrate, bei der er zu dem Resultat gelangt, daß die Durchschnitts-

profitrate nicht wie bei Marx durch einfache Division des Gesamtprofits durch das gesamte vorge-

schossene Kapital erhalten werden könne, sondern aus drei Gleichungen mit 3 Unbekannten, von 

denen zwei vom zweiten Grade, berechnet werden müsse, sich somit als ein komplizierter mathema-

tischer Ausdruck darstelle (Formel 18, S. 505), der den meisten Lesern einen nicht geringen Schre-

cken eingejagt haben mag. Bei der Anwendung seiner Rechnungsweise auf ein Zahlenbeispiel erhält 

Genosse Kraft an Stelle der marxistischen Profitrate von ¼ – 25 Prozent eine solche von ⅐ – 14,3 

Prozent, also einen Unterschied, der beweist, daß wenn diese Rechnungsweise richtig ist, die Erfor-

schung der Durchschnittsprofitrate und ihrer Gesetze in der Tat auf eine ganz neue Grundlage gestellt 

ist. Der Gedankengang und das Resultat der Untersuchung müssen daher genau auf ihre Richtigkeit 

geprüft werden. 

Genosse Kraft geht aus von jener Stelle im 3. Bande des „Kapital“ (Kapitel 9 über die Bildung der 

Durchschnittsprofitrate und die Verwandlung der Warenwerte in Produktionspreise), an der Marx 

hervorhebt, daß der Produktionspreis des Produktes nicht nur darum von seinem Wert abweicht, weil 
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statt des Mehrwertes der Durchschnittsprofit in ihm realisiert wird, sondern auch darum, weil in dem 

Kostpreis der Ware nicht die Werte, sondern die Produktionspreise der vorgeschossenen Produkti-

onsmittel und Lebensmittel eingehen. Eine Untersuchung der damit verbundenen Veränderungen 

führt Marx nicht durch, sondern begnügt sich mit der immer wiederholten und für das Verständnis 

der marxistischen Lehre wie der gesamten politischen Oekonomie grundlegenden Feststellung: „Es 

ist überhaupt bei der ganzen kapitalistischen Produktion immer nur in einer sehr verwickelten und 

annähernden Weise, als nie festzustellender Durchschnitt ewiger Schwankungen, daß sich das allge-

meine Gesetz als die beherrschende Tendenz durchsetzt.“ 

Es war daher von vornherein eine interessante und lohnende Aufgabe, die Genosse Kraft sich stellte, 

den durch das Eintreten der Produktionspreise in das vorgeschossene Kapital etwa hervorgerufenen 

Aenderungen der Durchschnittsprofitrate und der Produktionspreise selbst nachzuspüren. Aus dem 

Gesagten ergibt sich aber bereits, daß es sich nicht, wie Genosse Kraft meint, um eine K o r r e k t u r  

der marxistischen Berechnung der Durchschnittsprofitrate handeln wird, sondern um die E r g ä n -

z u n g  und A u s f ü h r u n g  eines Gedankenganges, den Marx nur kurz skizziert hat. 

Die Darstellung des Genossen Kraft krankt an einen großen Fehler: einer völligen U n d u r c h s i c h -

t i g k e i t  d e s  e i n g e s c h l a g e n e n  G e d a n k e n g a n g e s. Diejenigen Leser, die sich durch das 

Formelgewirr des Abschnittes III nicht von der Lektüre haben abschrecken lassen, werden schwerlich 

sogleich verstanden haben, was als g e g e b e n  vorausgesetzt und was b e r e c h n e t  werden soll. Sie 

werden sich z. B. nicht wenig gewundert haben, daß die Größe (gotisch P)*), die sich in [22] den 

Formeln (11) auf die einfachste Art zu berechnen schien, unter (16) als U n b e k a n n t e  in einem 

System von quadratischen Gleichungen erscheint, und daß desgleichen die Größen w’1, und w’2, die 

sich aus den Formeln (10) berechnen, unbekannt sein sollen. Es ist ein Leichtes, nachzuweisen, daß 

unter diesen Umständen überhaupt s ä m t l i c h e  Größen des Systems (10), des Systems der einfa-

chen Reproduktion, von dem der Verfasser a u s g e h t, u n b e k a n n t  sind. Bekannt dagegen sind die 

Größen eines a n d e r e n  Systems der einfachen Reproduktion unter (3), in dem im Gegensatz zu (10) 

die Profitraten in den beiden großen Produktionsabteilungen nicht zur Durchschnittsprofitrate ausge-

glichen sind. Den Zusammenhang zwischen dem System (3) und dem System (10) zu erraten, bleibt 

fast ganz dem Leser überlassen. Hier lag aber gerade die A u f g a b e: unter der Voraussetzung der 

einfachen Reproduktion die Veränderung der Durchschnittsprofitrate infolge der Veränderung der in 

das vorgeschossene Kapital eingehenden Produktionspreise zu untersuchen. 

Zunächst ist, eines zu bemerken: in der Weise, wie Genosse Kraft sich das vorstellt, existiert das 

Problem überhaupt nicht. E r  geht von der Vorstellung aus, daß in den Kapitalvorschuß, auf den die 

Profitrate berechnet wird, zunächst – wenigstens theoretisch – die Werte der Produktionsmittel und 

Arbeitskräfte eingehen, und es nun Aufgabe der weiteren Untersuchung sei, die Werte durch die 

P r o d u k t i o n s p r e i s e  zu ersehen. Dies ist aber nicht der Fall. Es ist für den Kapitalvorschuß voll-

ständig g l e i c h g ü l t i g, ob Werte, Produktionspreise oder Marktpreise der Produktionsmittel in ihn 

eingehen. Der Kapitalvorschuß ist einfach derjenige Teil des Gesamtwerts des Produktes, der von 

dem Kapitalisten hat b e z a h l t  werden müssen im Gegensatz zu dem u n b e z a h l t e n  Teil, dem 

Mehrwert. Schon gleich eingangs des 3. Bandes definiert Marx den Kostpreis der Ware als den Wert-

teil, „der den P r e i s  der verzehrten Produktionsmittel und den P r e i s  der angewandten Arbeitskraft 

ersetzt.“ (S. 2.) Es wird sich also nicht darum handeln, i n n e r h a l b  d e s s e l b e n  R e p r o d u k t i -

o n s k r e i s l a u f s  die Werte durch die Produktionspreise zu ersehen – von vornherein gehen nicht 

Werte, sondern Produktionspreise resp. Marktpreise in das vorgeschossene Kapital ein – sondern die 

V e r ä n d e r u n g  der Produktionspreise und der Durchschnittsprofitrate durch die Bildung der 

Durchschnittsprofitrate im Hinblick auf den F o r t g a n g  des Reproduktionsprozesses zu prüfen. 

Ferner: Für die Bildung der Durchschnittsprofitrate faßt Genosse Kraft die Produktionszweige in die 

beiden großen Hauptkategorien: Produktion von Produktionsmitteln und Produktion von Konsumti-

onsmitteln zusammen. Er unterstellt dabei, wie das von ihm gewählte Zahlenbeispiel zeigt, eine sehr 

 
*) Wir werden wegen der leichten Verwechselbarkeit der verschiedenen Druckschriften die gotischen Buchstaben überall 

durch gestrichene, z. B. gotisch P durch P' usw. ersetzen. 
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viel höhere organische Zusammenlegung des Kapitals in der Sphäre der Produktionsmittelproduktion 

als in der Sphäre der Konsumtionsmittelproduktion. Aber selbst wenn man eine sehr weitgehende 

Uebertreibung eines wirklich bestehenden Unterschiedes als erlaubt betrachtet, kann man die Zuläs-

sigkeit der von Genossen Kraft gewählten Annahme nicht zugestehen. Er unterstellt eine organische 

Zusammensetzung in der Kategorie der Produktionsmittel von 10 : 1, in der Kategorie der Konsumti-

onsmittel dagegen von 2 : 3, um auf dieser Basis den Ausgleich der Profite zum Durchschnittsprofit 

vorzunehmen. Er hat dabei offenbar die niedrigere organische Zusammensetzung des Kapitals in der 

A g r i k u l t u r  im Auge und vergißt ganz, daß der in der Agrikultur über den Durch-[23]schnittsprofit 

hinaus erzeugte Profit g a r  n i c h t  o d e r  d o c h  n u r  z u  e i n e m  g e r i n g e n  T e i l  i n  d i e  A u s -

g l e i c h u n g  d e r  P r o f i t e  e i n g e h t, weil das Grundeigentum ihn in Gestalt der absoluten Grund-

rente absängt. Die kapitalistische Bewirtschaftung der Agrikultur und die damit verbundene Teilung 

des agrikolen Profits im Profit für den Pächter und Grundrente jetzt ja die Bildung der Profitrate in 

den ü b r i g e n  Industriezweigen, u n a b h ä n g i g  v o n  d e r  A g r i k u l t u r  voraus. Die Agrikultur 

scheidet also gerade für unsere Betrachtung ganz oder so gut wie ganz aus. Schiede sie nicht aus, so 

wäre zu bedenken, daß einerseits die Agrikulturprodukte nur einen Teil der Konsumtionsmittel aus-

machen, während andere Zweige der Konsumtionsmittelproduktion, wie namentlich die Textilindust-

rie, h o h e  organische Zusammensetzung des Kapitals besitzen, daß andererseits Bodenprodukte, die 

höheren als den Durchschnittsprofit enthalten, auch in der Kategorie der Produktionsmittel auftreten, 

vor allem die K o h l e, das P e t r o l e u m, dann auch ausgesprochene Agrikulturprodukte, wie das 

M e h l  in der Baumwollindustrie, und daß schließlich überhaupt dieselben Produkte fortwährend in 

die produktive und in die individuelle Konsumtion eingehen. Es liegt also kein ersichtlicher Grund 

vor, in der Sphäre der Produktionsmittelproduktion eine bedeutend höhere, geschweige denn 15fache 

organische Zusammensetzung des Kapitals anzunehmen, als in der Sphäre der Konsumtionsmittelpro-

duktion. Ist überhaupt ein Unterschied vorhanden, so dürfte er nicht mehr als einige Prozente betragen. 

Nach diesen allgemeinen Feststellungen, die die Behandlung des Problems bereits qualitativ etwas 

verschieben und quantitativ stark einschränken, gehen wir an die Nachprüfung des Gedankenganges 

des Genossen Kraft im einzelnen heran. 

* 

Der Verwertungsprozeß des Kapitals in den beiden Kategorien der Produktion: Produktion von Pro-

duktionsmitteln und Produktion von Konsumtionsmitteln stelle sich dar in den Gleichungen 

(1) c1 + v1 +m1 – w1 

 c2 + v2 +m2 – w2 

Hierbei ist also zu erinnern, daß c1 und v1, c2 und v2, wie Genosse Kraft annimmt, die Werte der 

vorgeschossenen Produktionsmittel und Arbeitskräfte sind, sondern deren Produktionspreise, da wir, 

wenn wir die Ausgleichung der Profite zum Durchschnittsprofit in d i e s e m  Reproduktionskreislauf 

unterstellen, wir dieselbe Annahme auch für den vorangegangenen Kreislauf der Reproduktion ma-

chen müssen. Ferner setzt Genosse Kraft voraus: gleiche Mehrwertsrate in beiden Kategorien 

(2) 
m1

v1
 – 

m2

v2
 

Und niedrigere Profitrate (höhere organische Zusammensetzung des Kapitals) in der Sphäre der Pro-

duktionsmittelproduktion: 

(3) 
m1

c1+ v1
 – 

m2

c2+ v2
 

Die Durchschnittsprofitrate berechnet sich dann aus dem Ausdruck 

(4) P – 
c1+ v1+ c2+ v2

m1+ m2
 –  

und es sind die auf die beiden Abteilungen entfallenden Profite 

(5) m1' – P (c1 + v1), m2' – P (c2 + v2) 
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[24] wobei m'1 den in der Abteilung I erzeugten Mehrwert m1 um ebenso viel übersteigt, als m'2 kleiner 

ist als m2. 

Der Zustand der e i n f a c h e n  R e p r o d u k t i o n, auf den Gen. Kraft mit Recht seine Untersuchung 

zunächst beschränkt, drückt sich aus in der Gleichung 

(6) c1 + c2 – w1 

d. h. der Wert der neuproduzierten Produktionsmittel ersetzt den Preis der verbrauchten Produktions-

mittel. 

Die Gleichungen (1) gehen bei der Ausgleichung der Profite über in die Gleichungen 

(7) c1 + vv + m'1 – w'1 

 c2 + v2 + m2 – w'2 

wo w'1 und w'2 die Produktionspreise der Produktmassen der beiden Abteilungen sind, w'1 > w1, 

w'2 < w2 und w'1 + w'2 – w1 + w2. 

Zunächst springt hier eins ins Auge: die Bedingung der einfachen Reproduktion erscheint z e r s t ö r t. 

Da c1 + c2 – w1, kann c1 + c2 nicht – w'1 sein. Der Breis der neuproduzierten Produktionsmittel ü b e r -

s t e i g t  jetzt den Preis der in der Produktion verbrauchten Produktionsmittel. Umgekehrt ersetzt der 

Preis der neuproduzierten Lebensmittel nur noch einen T e i l  der von den Arbeitern und den Kapita-

listen während des Reproduktionsprozesses verzehrten Lebensmittel. Hier liegt eine Schwierigkeit, 

die Gen. Kraft nicht bemerkt hat. Er setzt im Gegenteil kurzerhand v o r a u s, daß die Bedingung der 

einfachen Reproduktion auch beim Ausgleich der Profitraten erhalten bleiben wird. 

Indessen leuchtet ein, daß in der Tat die Ausgleichung der Profite an der Tatsache der einfachen 

Reproduktion nichts ändern kann. Einfache Reproduktion findet dann statt, wenn das gesellschaftli-

che Neuprodukt nicht nur dem Werte resp. Preise nach, sondern auch nach seiner s a c h l i c h e n  

G e s t a l t  die während des Produktionsprozesses produktiv verzehrten Produktionsmittel, sowie die 

von den Arbeitern und den Kapitalisten verzehrten Lebensmittel ersetzt. War dies ursprünglich der 

Fall, so kann es nicht dadurch aufgehoben werden, daß von den der Kapitalistenklasse anheimfallen-

den Lebensmitteln die Abteilung 1 einen größeren, die Abteilung 2 einen entsprechend kleineren Teil 

als ursprünglich bekommt. Die Ausgleichung der Profite vollzieht sich vielmehr gerade in der Weise, 

daß die Abteilung 1 ihre Produktionsmittel über ihren Wert verkaufen kann, die Abteilung 2 dagegen 

ihre Lebensmittel unter ihrem Wert losschlagen muß, wodurch der Abteilung 2 ein Teil ihres Profits 

von der Abteilung 1 abgeknöpft wird. 

Sehen wir nun zu, auf welche Weise sich nach dem Ausgleich der Profitraten die Verteilung des 

gesellschaftlichen Gesamtproduktes vollzieht. 

In den Gleichungen (7) 

 c1 + vv + m'1 – w'1 

 c2 + v2 + m2 – w'2 

stellen die Produktionsmittel zum Preise von w'1 nach wie vor dasjenige Quantum dar, das zum Ersatz 

der während des Reproduktionsprozesses verbrauchten Produktionsmittel notwendig ist. Der Preis 

dieses Quantums ist aber von w1 auf w'1, der Preis jedes aliquoten [25] Teils im Verhältnis von 
w1

′

w1
 

gestiegen. Die Produktionsmittel, die die Abteilung 1 selber braucht, kosten jetzt statt c1 c1 
w1

′

w1
. Die 

Produktionsmittel, die die Abteilung 2 der Abteilung 1 abkaufen muß, kosten statt c2 c2 
w1

′

w1
. Umge-

kehrt ist der Preis des produzierten Gesamtquantums an Lebensmitteln und entsprechend der Preis 

jedes seiner aliquoten Teile gefallen im Verhältnis von 
w2

′

w2
. Die Lebensmittel, die Abteilung 1 zur 

Fortführung ihrer Produktion auf derselben Stufenleiter für ihre Arbeiter braucht und von Abteilung 
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2 kaufen muß, kosten nicht mehr v1, sondern nur v1 
w2

′

w2
, hie Lebensmittel, die Abteilung 2, für ihre 

eigenen Arbeiter zur Verfügung stellen muß, kosten nicht mehr v2, sondern nur v2 
w2

′

w2
. Diese Preis-

veränderungen finden wir in den Gleichungen (14) und (15) des Gen. Kraft richtig dargestellt. 

Soll also der nächste Kreislauf der Reproduktion mit Produktionselementen von derselben sachlichen 

Gestalt beginnen, so müssen die vorgeschossenen Kapitale folgendermaßen zusammengesetzt sein: 

(8) c1' – c1 
w1

′

w1
  v1' – v1 

w2
′

w2
 

 c2' – c2 
w1

′

w1
  v2' – v2 

w2
′

w2
 

Wir sehen also folgendes: Trotz Wiederholung des Reproduktionsprozesses auf derselben techni-

schen Basis s t e i g t  d i e  W e r t z u s a m m e n s e t z u n g  d e r  K a p i t a l e  in beiden Abteilungen, da 

die Preise der konstanten Kapitalteile gestiegen, die der variablen gefallen sind. Sofern in beiden 

Abteilungen der Anteil des konstanten Kapitals stark überwiegt, wird auch der G e s a m t p r e i s  des 

vorgeschossenen Kapitals in jeder Abteilung s t e i g e n, da die Preiserhöhung des konstanten Kapi-

talteils stärker ins Gewicht fällt als die Preissenkung des variablen. 

Um denselben Betrag, um den die Preissumme des vorgeschossenen Gesamtkapitals steigt, wird der 

Preis der für die Kapitalistenklasse produzierten Lebensmittel fallen. Dasselbe Lebensmittelquantum, 

dessen Preis vorher m1 + m2 oder, was dasselbe m'1 + m'2 war, kostet jetzt (m2 + m1) w2. D. h. ein 

Teil des Mehrwertes m u ß  f ü r  d e n  E r s a t z  d e s  v o r g e s c h o s s e n e n  K a p i t a l s  v e r w e n -

d e t  w e r d e n. Es ist dies nicht Akkumulation, sondern die bei Marx oft erwähnte Bindung von Ka-

pital durch Preissteigerung der Produktionselemente. Außerdem aber findet diese Bindung von Mehr-

wert nicht in beiden Abteilungen gleichmäßig, sondern in der Abteilung 1 in höherem Maße statt, da 

hier infolge der höheren organischen Zusammensetzung die Presssteigerung des vorgeschossenen 

Kapitals verhältnismäßig größer ist. 

Messen wir den neuen Preis des Mehrprodukts an dem neuen Preis des vorgeschossenen Kapitals, jo 

bekommen wir 

(9) P′ – 
(m1+ m2) 

w2
′

w2

(c1+ c2) 
w1

′

w1
+ (v1+ v2) 

w2
′

w2

 

oder, wenn wir den gesamten Mehrwert wieder mit M, den Gesamt-[26]preis des vorgeschossenen 

Kapitals wieder mit K und die Differenz zwischen dem alten und neuen Preis des Mehrprodukts mit 

D bezeichnen, 

(10) P' – 
M−D

K+D
, 

wo 

(11) D – (m1 + m2) (1 – 
w2

′

w2
) – (m1 + m2) ∙ 

m2 −(c2 + v2)P

c2 +v2 + m2
 

Welches ist aber die ökonomische Bedeutung von P'? Die Antwort ist leicht zu geben: P' ist die 

D u r c h s c h n i t t s-P r o f i t r a t e  d e s  n ä c h s t e n  R e p r o d u k t i o n s k r e i s l a u f s  unter der Vo-

raussetzung der einfachen-Reproduktion. Dasselbe Mehrprodukt, unter den Bedingungen des nächs-

ten Reproduktionskreislaufs produziert, wird sich im Preise von M–D darstellen. Der Kapitalvor-

schuß in beiden Abteilungen für denselben sachlichen und persönlichen Produktionsapparat ist dage-

gen von K auf K + D gestiegen. Was daher in der gegenwärtigen Reproduktionsperiode als Verhältnis 

des konsumierbaren Teils des gesellschaftlichen Gesamtprodukts zu dem für den Ersatz des vorge-

schossenen Kapitals bestimmten Teil erscheint, erscheint in der nächsten Reproduktionsperiode als 

die Durchschnittsprofitrate. Das Problem löst sich in der Weise, daß zwar nicht die marxische Be-

rechnung der Profitrate eine Veränderung erfährt, sondern die Durchschnittsprofitrate selbst sich von 

Reproduktionsprozeß zu Reproduktionsprozeß auch unter Voraussetzung einfacher Reproduktion 
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ändert. Und zwar s i n k t  die Profitrate, wenn es richtig ist, daß die organische Durchschnittszusam-

mensetzung des Kapitals in der Abteilung der Produktionsmittel die höhere ist. Im entgegengesetzten 

Falle wäre D eine negative Größe und es würde Steigen der Profitrate eintreten. Dabei versteht sich, 

wie schon eingangs betont, daß die hier nachgewiesene Tendenz zum Sinken der Profitrate quantitativ 

kaum in Betracht fällt im Vergleich zu den Haupttendenzen, die den Fall der Profitrate bewirken resp. 

ihn aufhalten. Insbesondere wird die Tendenz zur Verteuerung der Produktionsmittel bei weitem 

überflügelt durch die entgegengesetzte Tendenz infolge des Steigens der organischen Zusammenset-

zung des Kapitals in den Industriezweigen, die Produktionsmittel produzieren, also gerade durch die-

selbe Entwicklung, deren Ueberwiegen in den Produktionsmittel produzierende Zweigen die relative 

Verteuerung der Produktionsmittel gegenüber den Konsumtionsmitteln hervorruft. 

Wir müssen also dem Genossen Kraft gegenüber dreierlei feststellen: 

1. die marxische Berechnung der Profitrate ist r i c h t i g, auch unter der – von Marx niemals außer 

Acht gelassenen – Voraussetzung des Eintretens von Produktionspreisen in die vorgeschossenen Ka-

pitale; 

2. die Veränderung, die mit der Durchschnittsprofitrate vor sich geht, bezieht sich auf den F o r t -

g a n g  des Reproduktionsprozesses, d. h. unter den gemachten Voraussetzungen s i n k t  die Durch-

schnittsprofitrate auch bei einfacher Reproduktion, ein Resultat, das durch Erhöhung des vorgeschos-

senen Kapitals auf Kosten der Konsumtion der Kapitalistenklasse zustandekommt; 

3. die Durchschnittsprofitrate des nächsten Reproduktionskreislaufs berechnet sich eindeutig und le-

diglich mit Hilfe der vier elementaren [27] arithmetischen Operationen aus den bekannten Größen 

des vorliegenden Reproduktionskreislaufes. 

* 

Nach diesen Feststellungen muß uns das Resultat des Genossen Kraft noch mehr in Staunen setzen. 

Selbst in dem Fall, daß er sich nur in der Deutung geirrt hätte, das für die korrigierte Durchschnitts-

profitrate gehalten hätte, was in Wirklichkeit die Durchschnittsprofitrate der nächsten Reprodukti-

onsperiode war, kann seine Berechnung nicht stimmen. Wie gelangt er dazu, die Durchschnittspro-

fitrate aus einer quadratischen Gleichung zu berechnen? Was ist das für eine Profitrate, die er auf 

diese Weise erhält? 

Ebenso ergeht es uns mit seinem Zahlenbeispiel. Das System der einfachen Reproduktion, von dem 

er ausgeht, lautet: 

(12) 160 c1 + 16 v1 + 16 m1 – 192 w1 

 32 c2 + 48 v2 + 48 m2 – 128 w2 

Die Durchschnittsprofitrate ist 64/256 – ¼. Nehmen wir den Ausgleich der Profitraten vor, so zeigt 

sich, daß infolge der Preissteigerung der Produktionsmittel und des Preisfalls der Lebensmittel die 

vorgeschossenen Kapitale in der nächsten Reproduktionsperiode folgendermaßen zusammengesetzt 

sein müssen: 

(13) 183⅓ c'1 + 12½ v'1 

 136⅔ c'2 + 37½ v'2 

Die Gesamtgröße des vorgeschossenen Kapitals ist von 256 auf 270 gestiegen. (Nebenbei gesagt, zeigt 

sich hier die Unzulässigkeit des gewählten Zahlenbeispiels daran, daß infolge der übertrieben niedri-

gen Zusammensetzung des Kapitals in der Abteilung der Konsumtionsmittel die Größe des vorge-

schossenen Kapitals in dieser Abteilung s i n k t  anstatt zu steigen.) Die Gesamtgröße des Mehrwerts 

ist entsprechend von 64 auf 50 gesunken. Die neue Durchschnittsrate des Profits ist also 50/270 – 5/27. 

Gen. Kraft erhält dagegen aus dem Anfangssystem (12) folgendes System 

(14) 200 c'1 + 10 v'1 + 30 m'1 – 240 w'1 

 40 c'2 + 30 v'2 + 10 m'2 – 80 w'2. 
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das mit jenem insofern in Zusammenhang steht, als die Preisgröße des Gesamtprodukts dieselbe ge-

blieben und als dieselben Quanten Produktionsmittel und Konsumtionsmittel dieselben proportionel-

len Preisveränderungen erfahren haben. Auch die Bedingung der einfachen Reproduktion ist erfüllt 

– und noch mehr: d i e  P r o f i t r a t e  i s t  i n  b e i d e n  A b t e i l u n g e n  d i e s e l b e  – ⅐. Das Einzige, 

was nicht klappt, ist, daß dies System (14) g a r  n i c h t  d u r c h  A u s g l e i c h u n g  d e r  P r o f i t r a -

t e n  e n t s t a n d e n  i s t, denn daß man dabei andere Zahlen erhält, haben wir ja eben gesehen. Wir 

bemerken jetzt aber auch, worauf es Genosse Kraft eigentlich abgesehen hatte: er hat ein System 

konstruiert, bei dem die Profitraten beider Abteilungen dieselben geworden sind. Dies ist aber nicht, 

wie Genosse Kraft offenbar geglaubt hat, eine B e d i n g u n g  unseres Problems, sondern l ä u f t  d e n  

B e d i n g u n g e n  u n s e r e s  P r o b l e m s  d i r e k t  z u w i d e r, was aus folgender Ueberlegung her-

vorgeht: 

Durch die Veränderungen, die mit den Produktionspreisen vor sich gehen, werden die organischen 

Zusammensetzungen der Kapitale der beiden Abteilungen einander nicht angeglichen. Ihr Verhältnis 

bleibt vielmehr völlig unverändert, da die Erhöhung der organischen Zusammensetzung in beiden 

Abteilungen genau proportional erfolgt. [28] Aber auch die Mehrwertsraten bleiben beim Uebergang 

zur nächsten Reproduktionsperiode dieselben, da bei einfacher Reproduktion die Quanten Lebens-

mittel, die für die Arbeiter bestimmt sind, und die Quanten Lebensmittel, die den Kapitalisten an-

heimfallen, unverändert bleiben müssen, also auch, bei proportionaler Preisänderung, das Verhältnis 

ihrer Preisgrößen. Sind aber die Mehrwertraten der Voraussetzung nach gleich und die organischen 

Zusammensetzungen der Voraussetzung nach verschieden, nämlich in Abteilung 1 höher als in der 

Abteilung 2, s o  k ö n n e n  die Profitraten der beiden Abteilungen g a r  n i c h t  g l e i c h  w e r d e n. 

Gen. Kraft hat sein System unter e i n e r  f a l s c h e n  V o r a u s s e t z u n g  k o n s t r u i e r t, anstatt den 

wirklichen Prozeß der Ausgleichung der Profite und die damit verbundenen Veränderungen zu ver-

folgen. Man könnte sich sein neues System aus den alten etwa entstanden denken aus einer Preisstei-

gerung des Gesamtprodukts an Produktionsmitteln von 192 auf 240 und einem gleichzeitigen Preis-

fall des Gesamtprodukts an Lebensmitteln von 128 auf 80. Jedoch der liebe Gott allein weiß, wieso 

die Produktionsmittel uns den Gefallen tun, ihre Preise ausgerechnet so zu verändern, daß dadurch in 

beiden Abteilungen dieselbe Profitrate entsteht! Der wirkliche Vorgang ist umgekehrt: Infolge der 

Tendenz zur Ausgleichung der Profitraten entfallen auf die beiden Abteilungen veränderte Anteile 

am Gesamtprofit, und diese Veränderung bestimmt ihrerseits die Preisänderung der Produktionsmit-

tel und der Lebensmittel. 

Gen. Kraft hat also unversehens eine ganz a n d e r e  A u f g a b e  gelöst, als die, die er sich gestellt 

hat, nämlich folgende: Welche Preisänderung in den Produktionsmitteln und in den Lebensmitteln 

muß in einem System einfacher Reproduktion eintreten, damit die Profitrate in beiden Produktions-

abteilungen dieselbe wird? Die ursprünglich von ihm selbst gestellte Aufgabe lautete hingegen: Was 

geschieht mit einem System einfacher Reproduktion, insbesondere mit dessen Durchschnittsprofit-

rate unter Voraussetzung der Abwandlung der Werte zu Produktionspreisen? Die zweite Aufgabe ist 

sinnvoll, denn sie spürt einem sich in der Wirklichkeit abspielenden Prozeß nach; die erste dagegen 

ist sinnlos, ist eine bloße Gedankenspielerei, weil sie in der Wirklichkeit sich abspielenden Prozeß 

zum Gegenstand hat. 

* 

Der gedankliche Fehler, durch den der Gen, Kraft sich seine eigene Aufgabe in eine andere, sinnlose 

Aufgabe verwandelt hat, spiegelt sich natürlich auch in dem von ihm aufgestellten Formelsystem ab. 

Wir haben seine Betrachtung mit Absicht bis nach der völligen Aufklärung der Frage verschoben, um 

den Nachweis des Fehlers nicht mathematisch, sondern oekonomisch zu führen. Der mathematische 

Nachweis sei, um die Leser der „Internationale“ nicht mit ungewohnten Formeln und Betrachtungen 

zu ermüden, nur kurz angedeutet: 

Genosse Kraft erhält, um aus den bekannten Größen des ursprünglichen Systems der einfachen Re-

produktion die unbekannten Größen des abgeleiteten (wie er glaubt, korrigierten) Systems zu berech-

nen, neun Gleichungen mit neun Unbekannten. Es sind dies die bei ihm mit den Ziffern (10), (13), 
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(14), (15) und (17) nummerierten Gleichungen, wobei aus den Gleichungen (10) die Größen k zu 

eliminieren sind.) Dabei hat er jedoch zwei der wichtigsten Beziehungen in Formeln zu bringen ver-

gessen, nämlich die, in denen zum Ausdruck kommt, daß die Produktionspreise der Gesamtprodukte 

an Produktionsmitteln und Lebensmitteln durch den Ausgleich der Profitraten in dem bekannten [29] 

System der einfachen Reproduktion entstehen. Diese Formeln würden lauten: 

(15) w1' – (1 + P) (c1 + v1) 

 w2' – (1 + P) (c2 + v2) 

und sind, wie sich sehr leicht nachweisen läßt, mit feinen Gleichungen (13) u n v e r e i n b a r, außer 

in dem Spezialfall, wo die organische Zusammensetzung der Kapitals, von denen ausgegangen wird, 

die gleiche wäre, was der Voraussetzung der Aufgabe nach ausgeschlossen ist. Die Gleichungen (13) 

sind aber just diejenigen, in denen Gen. Kraft seine irrtümliche Bedingung, die Gleichheit der Profi-

traten beider Abteilungen in dem neuen System formuliert hat. Hätte er seine Gleichungen vollständig 

aufgestellt, so hätte er bemerken müssen, daß er zuviele Gleichungen für seine Unbekannten erhalten, 

also z u v i e l  u n d  e i n a n d e r  w i d e r s p r e c h e n d e s  v o r a u s g e s e t z t  h a t. 

Es bliebe nun noch übrig, die Untersuchung auf den Fall der e r w e i t e r t e n  R e p r o d u k t i o n  aus-

zudehnen. Dieser Fall liefert jedoch fein prinzipiell neues Resultat. Gleichviel, ob der gesamte Mehr-

wert in die individuelle Konsumtion der Kapitalisten eingeht oder ein Teil davon zum Kapital ge-

schlagen wird, ruft die Ausgleichung der Profitraten in dem Fall, wo die organische Zusammenset-

zung des Kapitals in der Abteilung 1 die höhere ist, eine Preissteigerung bei den Produktionsmitteln 

und eine Preissenkung bei den Konsumtionsmitteln hervor. Diese bewirkt – ganz abgesehen von der 

Akkumulation – eine Erhöhung des vorgeschossenen Gesamtkapitals, proportionelle Erhöhung der 

organischen Zusammensetzung des Kapitals in beiden Abteilungen, Einschränkung der individuellen 

Konsumtion der Kapitalisten und, unter der Voraussetzung gleichbleibender Mehrwertrate, Sinken 

der Durchschnittsprofitrate. Der Akkumulationsprozeß vergrößert nur die Stufenleiter, auf der sich 

dies vollzieht, wobei es allerdings noch ganz von dem V e r h ä l t n i s  der infolge des Akkumulati-

onsprozesses einsehenden Steigerungen der organischen Zusammensetzung der Kapitale in beiden 

Abteilungen abhängen wird, ob diese Tendenzen verstärkt oder abgeschwächt werden. Steigt in der 

Abteilung der Produktionsmittel die organische Zusammensetzung der Kapitale infolge des Akku-

mulationsprozesses r a s c h e r  als in der Abteilung der Konsumtionsmittel, so nimmt die Tendenz der 

relativen Verteuerung der Produktionsmittel gegenüber den Konsumtionsmitteln zu. Steigt sie l a n g -

s a m e r, so wird diese Tendenz abgeschwächt, oder ganz aufgehoben, oder in ihr Gegenteil: relative 

Verteuerung der Konsumtionsmittel gegenüber den Produktionsmitteln verwandelt, je nachdem der 

Vorsprung, den die Abt. 1 in bezug auf die Höhe der organischen Zusammensetzung der Kapitale be-

sitzt, nur abgeschwächt, aufgehoben oder in sein Gegenteil verwandelt wird. Außerdem wäre noch zu 

bemerken, daß, wenn die Größe des vorgeschossenen Kapitals infolge rascherer Akkumulation z. B. 

in der Abteilung 1 relativ zur Abteilung 2 steigt, die Preisveränderung im selben Maße weniger die 

Produkte der Abteilung 2, die Konsumtionsmittel betreffen wird (und umgekehrt), denn je größer das 

relative Gewicht einer mit bestimmter Profitrate sich verwertenden Kapitalmasse innerhalb des ge-

sellschaftlichen Gesamtkapitals, desto mehr muß sich die Durchschnittsprofitrate dieser Profitrate 

anpassen. Es folgt daraus, daß im Verlauf des Akkumulationsprozesses sich nicht nur die relative 

Verteuerung der Produktionsmittel gegenüber den Konsumtionsmitteln steigern, abschwächen oder 

in ihr Gegenteil verkehren kann, [30] sondern auch die Preisänderung je nach der Stärke der Akku-

mulation die Produktionsmittel oder die Konsumtionsmittel in höherem Maße betreffen kann. 

Wir glauben hiermit im wesentlichen die Gesichtspunkte erschöpft zu haben, die in den Rahmen 

dieser Untersuchung fallen. Wir hoffen auch, durch diese Kritik den Eindruck nicht zerstört, sondern 

vielmehr verstärkt zu haben, daß es sich bei der Untersuchung des Gen. Kraft – unbeschadet der 

Fehler, die ihn nicht zum richtigen Resultat gelangen ließen – um einen höchst anregenden und nach-

ahmenswerten Versuch handelt, sich mit den zahlreichen in Marxens Kapital nur andeutungsweise 

gelösten Fragen auseinanderzusehen und sich damit auch für die Auseinandersetzung mit den aktu-

ellen theoretischen Fragen zu schulen. 
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Die Bildungsarbeit der KPD.  
Von E r w i n  H o e r n l e . 

Daß politische Schulung unserer Mitgliedermassen und Funktionäre dringendes Bedürfnis ist, darüber 

besteht in der Kommunistischen Partei kein Streit. Die Frage ist nur, ob über die allgemeine Kampf-

schulung, über die Aufklärung durch die Parteipresse, gelegentliche Broschüren, Rundschreiben, Ver-

sammlungen und Konferenzen hinaus eine systematische Vertiefungsarbeit, die dann auch entspre-

chend organisiert sein muß, notwendig ist? Diese Frage wird kaum irgendwo mehr offen verneint. Um 

so schlimmer aber ist die starke Gleichgültigkeit weiter Parteikreise gegenüber den Bildungsveran-

staltungen der Partei, die sich nicht nur in mangelhafter Organisierung und schlechtem Besuch äußert, 

sondern oft auch in einer kleinbürgerlichen Ueberschätzung der Oberstufe (Parteischule) bei gleich-

zeitiger grober Vernachlässigung der bildenden Kleinarbeit, die doch den Erfolg der Parteischule erst 

verbürgt. Damit zeigen diese Genossen, daß sie in Wirklichkeit noch g e g e n  ernsthafte Bildungsar-

beit eingestellt sind, ihre Bedeutung nicht erkennen, ihre Zweckmäßigkeit bezweifeln. 

Zum Teil ist diese Einstellung einfach die Reaktion auf die reformistische und illusionenreiche, vom 

Klassenkampf ablenkende Bildungsarbeit der kleinbürgerlichen Sozialreformer. Diese haben das 

Wort „Bildung“ bei den klassenbewußten, revolutionären Proletariern derartig in Mißkredit gebracht, 

daß viele das Wort nicht mehr hören können, ohne damit Vorstellungen zu verbinden von ethischen 

und ästhetischen Salbadereien, von Versuchen, die hungrigen Proleten mit Brosamen vom Tische der 

bürgerlichen „Intelligenz“ zu sättigen. Und doch müssen wir lernen, alte Worte mit neuem Inhalt zu 

füllen, den alten Klang mit neuen Begriffen zu verbinden. 

Die Bildungsarbeit der Kommunistischen Partei kann natürlich nur Kampfbildung sein, eine Bildung, 

die aus den Bedürfnissen unseres Kampfes hervorwächst und ihrerseits dem Kampf wieder dient 

(vergl. Leitsätze zur Bildungsarbeit der KPD, Internationale, Jahrgang 3, Nr. 18/19). 

Zum Teil hängt jedoch die oben skizzierte praktische Ablehnung der Bildungsarbeit mit der allge-

meinen Unterschätzung geistiger Arbeit [31] im Proletariat zusammen. Wie sollte das auch anders 

sein? Eine beherrschte, geistig von oben gegängelte Klasse besitzt keine klare Vorstellung von der 

großen p r a k t i s c h e n  Bedeutung einer gut organisierten, systematischen und zielbewußten, ideo-

logischen Bearbeitung der Köpfe. Sie ist ja immer nur das Objekt dieser Beeinflussung. Sie weiß 

nicht die gewaltige Ueberlegenheit zu schätzen, die theoretisches Wissen dem Besitzer gewährt. Und 

nachdem es den reformistischen Quacksalbern gelungen war, die dämmernde Erkenntnis, daß Wissen 

M a c h t  sei, in die kleinbürgerlich-idealistische Phrase umzulügen „Wissen macht frei“, war es auch 

kein Wunder, wenn gerade revolutionär gesinnte Arbeiter von der „Theorie“ nichts mehr hören woll-

ten, ihre ganze Hoffnung auf die „Tat“ setzten und auf die „Bildungsarbeit“ herabsahen als auf ein 

Betätigungsfeld für Leute, die dem Kampfe ausweichen, die, statt mitten im Gewühl zu kämpfen, 

gleichsam als Schlachtenbummler und Raisonneure die Armee begleiten. 

Hierzu kommt ein falsch aufgefaßter „historischer Materialismus“, der – dank unseren „Vulgärmar-

xisten“ “ die Revolution als eine in den „Verhältnissen“ begründete „Naturnotwendigkeit“ ansah und 

ganz vergaß, daß die Geschichte ein d i a l e k t i s c h e r  Prozeß ist, in dem die Menschen nicht nur 

Produkte, sondern gleichzeitig auch Produzenten ihrer Verhältnisse sind, daß also die Revolutionie-

rung der Massen nicht kommt durch die wachsende Not allein, sondern durch das Zusammenwirken 

von wachsender Not mit revolutionärer Aufklärung. 

Die herrschenden Klassen wissen den Wert planvoll organisierter Bildungs- und Schulungsarbeit 

wohl zu schätzen. Sie wissen genau, daß die Revolutionierung der Arbeiterköpfe verhindert oder doch 

hintangehalten werden kann mit den Mitteln ideologischer Beeinflussung. Wir müssen von ihnen 

lernen zum entgegengesetzten Zwecke: Um die Revolutionierung der Arbeiterköpfe voranzutreiben 

und mindestens auf gleicher Höhe zu halten mit der fortschreitenden Revolutionierung der objektiven 

Verhältnisse. Theorie und Praxis ist folglich für uns kein Widerspruch, sondern eine Einheit. 

Eine Reihe praktischer Gründe kommen für die Partei noch hinzu. Jeder Tag bringt uns neuen Kampf, 

neue Aufgaben, und jeden Tag empfinden wir schmerzlich den Mangel an geschulten Funktionären, 
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sei es im Betrieb oder in den Gewerkschaften, sei es in den Parlamenten und Gemeindeverwaltungen, 

in Genossenschaften oder Mieterorganisationen, im Schulkampf oder in der Landpropaganda. Wir 

sind eben eine junge Partei, jung, was das Alter und die Erfahrungen der Organisation anbetrifft, jung 

auch in Hinsicht auf das politische Alter der Mehrzahl unserer Mitglieder. Was gute Tradition für 

eine Partei bedeutet, sehen wir deutlich an der Leistungsfähigkeit einzelner guter Bezirke und vor 

allem an der russischen Bruderpartei. 

Zur Jugend und Unerfahrenheit der Partei tritt noch hemmend der starke Abgang, mit dem jede revo-

lutionäre Partei in revolutionärer Zeit zu rechnen hat. Unsere Verlustlisten sind lang und vermerken 

eine Anzahl der besten Namen. Immer wieder fordert die weiße Justiz, fordern die Mörderzentralen 

der Reaktion ihre Opfer. Wie manche Kraft irrt flüchtig durch die Lande, wie mancher Genosse harrt 

in Sowjet-Rußland auf die Gelegenheit zur Rückkehr! Und immer öfter muß die deutsche Partei noch 

jüngeren und noch schwächeren Bruderpartei diese oder jene leitende Kraft zur Verfügung stellen. 

Nicht allein dies! Die Kommunistische Partei Deutschlands befindet sich gleichzeitig in raschem, 

anhaltendem Wachstum. Wir haben endlich – nach manchen Irrungen – die Verbindung mit den brei-

ten Massen gefunden, die unter dem Druck wirtschaftlicher und politischer [32] Not uns zuströmen, 

unsere Partei als Sympathisierende umgeben, und auch dann, wenn sie unser Mitgliedsbuch schon in 

der Tasche haben, erst noch lernen müssen, kommunistisch zu denken und zu handeln. 

Ein wichtiger Gesichtspunkt darf nicht übersehen werden. Die mangelnde politische Schulung der 

Mitglieder zeitigt naturgemäß eine gewisse Autokratie der angestellten Sekretäre und Redakteure. In 

politisch ernsten Situationen hängt die Entscheidung oft ab von der Einsicht und Tatkraft ganz weni-

ger Personen. Ganze Bezirke folgen mitunter blindlings der Führung einer Lokalgröße. Die Rückwir-

kung äußert sich dann ebenso primitiv in einem allgemeinen Gezeter über „Bonzenwirtschaft“. Mit 

„Mißtrauen in die Führer“ allein aber wird nichts gebessert, wenn es nicht gepaart ist mit politischer 

Einsicht der Mitgliedermassen. Wir wollen die „Bonzen“ nicht wechseln, sondern überwinden. 

Die Zeit stellt uns vor immer neue und kompliziertere Aufgaben. Nicht nur, daß die Arbeitsgebiete der 

Partei ständig wachsen, nein, die gewerkschaftlichen Kämpfe selbst werden von Jahr zu Jahr gewal-

tiger, zahlreicher, heftiger, stellen immer höhere Anforderungen an die Festigkeit, Klarheit, Schlag-

fertigkeit und Beweglichkeit der Partei. Die Kommunistische Partei von heute kann nicht geleitet 

werden durch eine Handvoll Führer wie irgend ein sozialdemokratischer Wahlverein. Kommunisti-

sche Politik unterscheidet sich ja nicht bloß im Programm von der sozialdemokratischen. Sie unter-

scheidet sich eben so stark in den Methoden ihrer Arbeit und Organisation. Es ist genug gesprochen 

und gestritten worden über die „Z e l l e n t a k t i k“ Sie ist im Grunde nichts anderes als der organisa-

torische Ausdruck dafür, daß die Kommunistische Partei weder ein bloßer „Wahlverein“ ist, noch eine 

bloße Propagandagesellschaft, sondern ein lebensvolles Organ zur Revolutionierung der Massen. Wo 

proletarische Massen leben, leiden und kämpfen, da steht der Kommunist mitten unter ihnen. Aber 

nicht als Einzelner, als Privatperson, sondern als Glied seiner kommunistischen Fraktion, als Beauf-

tragter seiner Partei, ihren Weisungen gehorchend, ihr verantwortlich, für sie werbend. Er kann und 

muß das, sintemal die Kommunistische Partei keine Sonderinteressen hat neben den allgemeinen In-

teressen des Proletariats, sondern nur deren tatkräftigster, zielklarster Vorkämpfer und Anwalt ist. 

Es leuchtet ein, daß die recht verstandene „Zellentaktik“ ein außerordentliches Maß von politischer 

Schulung, von Kenntnissen, geistiger Gewandtheit, Disziplin, Pflichtfreude, Opfermut bei jedem ein-

zelnen Mitglied der KPD voraussetzt, ein Maß, das nicht durch gelegentliche, sondern nur durch 

organisierte, für jeden Genossen verbindliche Bildungsarbeit erreicht werden kann. 

Noch dringlicher wird diese Bildungsarbeit durch die gegenwärtige Taktik der „Einheitsfront“. Wir 

stehen in einer Periode revolutionärer Schwankungen. Der Kapitalismus hat sich politisch und orga-

nisatorisch gestärkt. Nachdem er die Demobilmachungskrise überwunden hat, macht er sich anhei-

schig, auch die Weltwirtschaftskrise auf Kosten des Proletariats zu überwinden. Elementar drängen 

die enttäuschten, wirtschaftlich und politisch bedrängten Massen zur geschlossenen Abwehr, zur 

„proletarischen Einheitsfront“. 
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Die Kommunistische Partei hat nun die Aufgabe, nicht nur diesen Drang nach geschlossener Abwehr 

zu stärken, sondern gleichzeitig den Begriff der „Einheitsfront“ zu klären, um so ihre Verwirklichung 

auf allen Gebieten des Klassenkampfes in den Köpfen und in der Praxis voranzutreiben. Die Anwen-

dung der Taktik der Einheitsfront nicht leicht. Die Stärke, aber auch die Gefahr dieser Taktik, liegt in 

[33] ihrer Beweglichkeit und Elastizität. Die Praxis stellt uns fast jeden Tag vor neue Möglichkeiten 

und Formen der Anwendung dieser Taktik. Wir erinnern nur an das Problem des Steuerkampfes und 

der „Erfassung der Sachwerte“, an die Frage der Unterstützung sozialistischer Regierungen, an die 

Losung der „Arbeiterregierung“, an den Versuch der Herstellung einer internationalen Einheitsfront 

(Berliner Konferenz, Neunerkommission), an die gemeinsamen Aktionen nach dem Rathenaumord 

usw. Auch in der Wirtschaftspolitik, in den Gewerkschaften sieht die Frage der Einheitsfront in den 

verschiedensten Abwandlungen auf der Tagesordnung. Ebenso bei unserer Arbeit in den Mieterorga-

nisationen, Invalidenorganisationen, Elternorganisationen. Immer und immer wieder steht vor uns die 

praktisch zu lösende Frage: Wie verbinden wir unsere grundsätzlich revolutionäre Ueberzeugung mit 

dem sachlich notwendigen Anknüpfen an die Tagesnöte und dem Verständnis der breiten Massen, 

wie verbinden wir Agitation und Aktion, wie können wir nicht nur t r o t z, sondern d u r c h  prakti-

sches Zusammengehen mit Reformisten in einzelnen Aktionen die Massen von der reformistischen 

Ideologie und von den reformistischen Führern loslösen? 

Die Partei macht zurzeit einen Kursus in praktisch angewandter Dialektik durch. Wie wenige unserer 

Genossen vermögen aber dialektisch zu denken? Und wie sollen wir als bewegende Kräfte in der 

gesellschaftlichen Dialektik wirksam werden, wenn wir nicht endlich fernen dialektisch zu denken? 

Wie lange hat es gedauert, bis unsere Partei die Notwendigkeit und Möglichkeit begriff, z. B. der 

revolutionären Ausnützung des demokratischen Parlamentarismus? Wie lachte man anfänglich über 

den logischen Widerspruch: Revolutionärer Parlamentarismus ? Und wie schlecht ist noch heute die 

Praxis hierbei? Wie lange hat es gedauert, bis die Partei begriff, daß es nicht darauf ankommt, revo-

lutionäre Parolen den reformistischen Parolen mechanisch gegenüber zu stellen, sondern daß die Auf-

gabe der Kommunisten darin besteht, die Massen, die an die reformistischen Parolen noch glauben, 

zum Kampf um eben diese Parolen zu mobilisieren, in der klaren Einsicht, daß der Kampf selbst, und 

n u r  dieser Kampf die Massen von ihren Illusionen heilen und aus innerer Zwangsläufigkeit über die 

reformistischen Aktionsziele hinaus zum Konflikt mit der bürgerlichen Demokratie führen wird? Wie 

lange hat ferner es gebraucht, bis die Partei begriff, daß es falsch ist, die „Erfassung der Sachwerte“ 

als eine kleinbürgerliche Utopie und sozialdemokratisches Täuschungsmanöver zu denunzieren, son-

dern daß sie tatsächlich möglich ist durch Mobilisierung der Massen, freilich nicht im Rahmen der 

formalen Demokratie, wie die Sozialisten glauben, wohl aber als Maßnahme einer „Arbeiterregie-

rung“, nicht als juristischer Akt auf dem Boden der „Verfassung“, sondern als erstes Machtwort einer 

über die Kapitalisten triumphierenden Arbeiterklasse. Jetzt erst begreifen wir die volle Bedeutung 

jener Zeilen im Kommunistischen Manifest, in denen Marx, der unübertroffene Dialektiker, spricht 

von „despotischen Eingriffen in das Eigentumsrecht und in die bürgerlichen Produktionsverhält-

nisse“, von Maßregeln, die zwar „ökonomisch unzureichend und unhaltbar erscheinen, die aber im 

Lauf der Bewegung über sich selbst hinaustreiben und als Mittel zur Umwälzung der ganzen Produk-

tionsweise unvermeidlich sind.“ 

Dialektisch denken heißt also, die Tatsachen nicht als starre Gegensätze sehen, sondern in ihrer Bewe-

gung, in ihrem Aufeinanderwirken, kurzum in ihrer Entwicklung begreifen; dialektisch handeln be-

deutet, sich selber als bewegende Kraft in diesen Prozeß einreihen. Nicht [34] darauf kommt es an, den 

Gegner immer nur zu kritisieren und möglichst laut das Ziel zu verkünden, sondern darauf, praktisch 

die Massen in der Richtung auf das Ziel in Bewegung zu sehen, was natürlich viel schwieriger ist. 

Die Kommunistische Partei bewegt sich also formal in Widersprüchen. Der mechanisch Denkende 

macht ihr deshalb den Vorwurf der Inkonsequenz, des Zickzackurses, und wenn er zugleich ihr Gegner 

ist, auch den Vorwurf der Doppelzüngigkeit und Hinterhältigkeit. Für den KAP-Mann ist deshalb jede 

Einheitsfront nichts anderes als „Verrat“, für den SPD-Mann ein „demagogischer“ Trick der Kommu-

nisten. Aus der mechanischen Denkweise erklärt sich auch die nervöse Angst unserer „Linken“, die 

überall eine Preisgabe der revolutionären Prinzipien wittern, die die Einheitsfront nur „von unten“ 
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wollen, und auch dann, wenn sie gegen ein Verhandeln mit den Spitzenkörperschaften nichts einwen-

den, immer wie die Maus nach dem Schlupfloch suchen, durch das sie sich der unangenehmen Lage 

entziehen können. Und in der Tat, die Taktik der Einheitsfront ist weder angenehm noch ungefährlich, 

ihr Weg ist oft nur ein schmaler Grat zwischen zwei Abgründen. Sie ist aber unvermeidlich in der 

gegebenen Situation und ihre innere Folgerichtigkeit jedem dialettisch Denkenden vollkommen klar. 

Unsere Pflicht ist es, nicht den einfachsten und bequemsten, sondern den richtigen Weg zu wählen. 

Eine revolutionäre proletarische Partei hat ja nicht die Aufgabe, die Welt gleich den bürgerlichen 

Philosophen nur zu „interpretieren“ sondern zu „verändern“. Sie kann dies nur tun, indem sie gleich-

zeitig sich von den Massen abhebt und zu ihnen zurückkehrt, sich dem Verständnis der Massen anpaßt 

und über sie hinausführt. Das heißt aber heute praktisch: indem sie die demokratischen Einrichtungen 

der bürgerlichen Republik für die Forderungen der Masse ausnutzt, sogar, wenn es not tut, die „Re-

publik“ gegen rechts verteidigt und doch gleichzeitig, oder besser gesagt, eben dadurch die proletari-

sche Diktatur nicht nur propagiert, sondern aktiv vorbereitet; indem sie sich mit den reformistischen 

Führern an einen Tisch setzt und eben dadurch die Massen von diesen Führern ablöst; indem sie die 

10 Punkte des ADGB oder die „Berliner Forderungen“ als ungenügend kritisiert, und, um ihre Kritik 

zu erhärten, mit ganzer Kraft für deren Durchsetzung im Massenkampf eintritt. 

Es ist ganz klar, daß unsere Partei eine so schwierige und gefährliche, aber von der geschichtlichen 

Situation gebotene Taktik nur dann erfolgreich durchführen kann, wenn sie die politische und theo-

retische Schulung ihrer Mitglieder, d. h. vor allem die Erziehung zu dialektisch-materialistischem 

Denken nicht dem Zufall und dem Selbststudium oder gelegentlichen Broschüren und Konferenzen 

überläßt, sondern organisiert und ein Mindestmaß politisch-theoretischen Wissens für jedes Mitglied 

und in höherem Maße für jeden Funktionär gewährleistet. 

Und nicht nur, um die richtige Taktik zielklar und klug bei jeder Gelegenheit durchzuführen, muß sie 

das tun, sondern auch, um ihre Mitglieder instandzusetzen, die Beweisführungen und Gedankengänge 

der Gegner aufzulösen, ihre Hiebe geschickt zu parieren. Jedes Mal, wenn eine gemeinsame Aktion 

der Arbeiterschaft im Sande verläuft, erheben die Reformisten das Geschrei: Die Kommunisten sind 

schuld. Was antworten unsere Genossen in den Betrieben? Mit einem bloßen Gezänk ist der Sache 

nicht geholfen. Wie oft aber stehen unsere Genossen irgend einer Tatsache, oder einer „Enthüllung“ 

der Gegner zunächst hilflos gegenüber und müssen warten, bis die Parteizeitung ihnen die Antwort 

in den Mund legt! Einfach deshalb, weil sie theoretisch nicht [35] geschult genug sind, um aus der 

allgemeinen Grundeinstellung zu richtiger Einschätzung des gegnerischen Angriffs, zur richtigen Be-

urteilung der Situation zu gelangen. Auch ein bestimmtes Maß positiver Kenntnisse aus der eigenen 

und der gegnerischen Bewegung, eine gewisse Gewandtheit des Denkens und sprachlichen Aus-

drucks sind unerläßlich. Wie oft kann ein geschickter Fechter den Gegner mit der eigenen Waffe 

schlagen! 

Ueber dreierlei also muß der Kommunist verfügen: 1. Kenntnis der Grundsätze und taktischen Richt-

linien seiner und der gegnerischen Parteien; 2. Fähigkeit die marxistische Methode anzuwenden auf 

alle Vorgänge des gesellschaftlichen Lebens, vor allem auf Politik und Wirtschaft; 3. Kenntnis der 

Geschichte des proletarischen Klassenkampfes seiner verschiedenen Stadien, organisatorischen For-

men, jeweiligen Kampfmöglichkeiten, Aufgaben und Resultate. Die organisierte kommunistische 

Bildungsarbeit hat die Aufgabe, den proletarischen Klassenkämpfern, vor allem denen innerhalb der 

Partei, aber auch den zu uns Kommenden dies notwendige Rüstzeug auf den Weg zu geben. Sie kann 

diese Aufgabe nur erfüllen, wenn sie in ihren Mitteln und Methoden neue Wege geht, Wege, die eine 

kleinbürgerlich-reformistische Bildungsarbeit nicht gehen kann noch gehen will. 

* 

Mit Feuer und Schwert.  
(Die Praxis der georgischen Sozialdemokratie.)  

Von W. B y s t r j a n s k i  

Die Apologeten, des Menschewismus begrüßten in der georgischen „Demokratie“ einen Versuch der 

Verwirklichung des Sozialismus durch friedliche „evolutionäre“ Methoden. 
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Wie aber verhielt es sich damit in Wirklichkeit? 

Die Antwort auf diese Frage gibt das von der Druckerei der ehemaligen georgischen Regierung ge-

druckte und herausgegebene Buch von W a l i k o  D s c h u g e l i: „D a s  s c h w e r e  K r e u z. A u f -

z e i c h n u n g e n  e i n e s  V o l k s g a r d i s t e n“ (Tiflis 1920). 

Das Buch ist ein Tagebuch Dschugelis, der an der Spitze der sogenannten Volksgarde stand, und hat 

darum die Bedeutung einer wichtigen historischen Quelle, die uns von Tag zu Tag mit den „Helden-

taten“ der Volksgardisten in der Sache der Festigung der „Demokratie“ vertraut macht. 

Dem Tagebuch geht ein Bericht Dschugelis in dem Tisliser Sowjet der Arbeiterdeputierten vom 11. 

Dezember 1918 voraus. Der Referent erklärt offen, daß die Tisliser Menschewiki sich fürchteten, den 

Arbeitern Waffen in die Hand zu geben. 

Nach der Februarrevolution 1917 – erzählt Dschugeli – gelang es ihm und seinen Freunden, einige 

Wassen zu sammeln. 

„Wir beschlossen diese Waffen zu verteilen, sie in die zuverlässigen Hände des Tifliser Proletariats 

zu geben. Da wir uns selbst nicht zu diesem verantwortungsvollen Schritt entschlossen, zogen wir 

einige alte revolutionäre Genossen heran und besprachen mit ihnen lange die Frage, was wir mit den 

Waffen tun sollten. Einige der erfahrensten Genossen sagten, daß man diese Waffen nicht den Arbei-

tern in die Hände geben dürfe, denn eine Waffe sei eine große Versuchung, diese Waffen könnten 

diese Handvoll bewaffneter Arbeiter zu einem ganz unerwünschten Schritt hinreißen.“ 

[36] Wie wir sehen, befürchteten die Menschewiki eine Bewaffnung der Arbeiter, da sie ganz richtig 

erwarteten, daß jene die Waffen gegen die Bourgeoisie wenden würden; das war für die Lakaien der 

Bourgeoisie natürlich „unerwünscht“. 

Als sich schließlich die „Volksgarde“ aus den von den Menschewiki betrogenen Arbeitern gebildet 

hatte, wurde sie gegen ihre eigenen Brüder geführt, gegen die Arbeiter und Bauern, die sich gegen 

die Bourgeoisie erhoben hatten. 

Dschugeli zählt die „Feldzüge“ auf, an denen sich die Tifliser bewaffneten Arbeiter beteiligen mußten. 

„Zu allererst, Genossen, begaben wir uns mit unserer kleinen Abteilung nach Gori und entwaffneten 

dort, wie ich sagte, das zu einer Schar von Hooligans gewordene georgische Regiment. Darauf ent-

waffneten wir in Kutais zwei Regimenter, in Buschet wurde ein Kavallerieregiment entwaffnet, das 

den Weg des Hooligantums eingeschlagen hatte, in Telaw – das 8. Regiment, in Sadochlo hatten wir 

ein richtiges Gefecht mit tatarischen Banden. 

Darauf wurde die Garde nach Cinchwal geführt. In Cinchwal hatten wir etwa zwei Wochen den 

Kampf mit den Banden auszuhalten, die von den Bolschewiki provoziert worden waren. 

In diesem Moment brach der Aufstand der Bolschewiki in Mingrelien aus, und wir mußten uns eilig 

dorthin begeben. 

Zu dieser Zeit breitete sich eine neue verbrecherische Provokation im Kreise Suchum aus. 

Wir mußten die Front von Batum verlassen und den Suchumer Feldzug antreten. 

Wir hatten noch nicht Zeit gehabt, die Expedition nach Bortschalich endgültig zu liquidieren, als die 

Bolschewiki von Duschet her gegen uns vorzurücken begannen. Die Aufständischen von Duschet 

besetzten den ganzen Bezirk Duschet, zerschlugen unsere regulären Abteilungen bei Natachtari und 

näherten sich Mnust. 

Trotzdem die Duscheter Aufständischen Unterstützung in Form von Waffen, Soldaten, Artillerie und 

Maschinengewehren von Wladikawkas her bekommen, gelang es uns, sie endgültig zu schlagen. Ich 

denke, daß dies eine der ruhmvollsten, der glanzvollsten Seiten der Geschichte unserer Volksgarde ist.“ 

So also stand es im Eldorado der Zweiten Internationale: Die glanzvollsten Seiten seiner Geschichte 

waren nach dem Eingeständnis der georgischen Menschewiki selbst die Siege über die Aufständi-

schen, über die Arbeiter und Bauern, die sich gegen die Sozialverräter erhoben hatten. 
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Dschugeli behauptet, daß er anfangs mit den Bolschewiki sympathisiert habe. Am 5. November 1917 

ist bei ihm folgendes eingetragen: „In Petersburg spielen sich grandiose Ereignisse ab, und stehe ganz 

auf ihrer Seite.“ 

Dann aber heißt es bei ihm: „Die Sprengung der Konstituierenden Versammlung hat mich endgültig 

von dem Bolschewismus mit seinem Uebereifer entfremdet, und ich bin einfach Sozialdemokrat ge-

worden.“ 

Und nun beginnt die Erzählung von dem bewaffneten Kampfe gegen die Arbeiter und Bauern Geor-

giens. 

Unter dem 8. April 1918 trägt unser Menschewik folgendes ein: 

„Am Morgen gingen wir in aufgerollter Kolonne gegen Intschuchri vor und umzingelten dieses arme 

Gebirgsdorf von allen Zeiten. 

Es gelang nicht die Aufständischen zu greifen; sie hatten sich rechtzeitig retiriert. 

In Intschuchri riefen wir ein großes Meeting zusammen. 

Ich hatte rechtzeitig unsere Artillerie befohlen einige Luftschüsse im Moment der Eröffnung des 

Meetings abzugeben. Kaum war ich auf die Kirchenmauer gestiegen, um eine Rede zu halten, als die 

Schüsse los-[37]donnerten und die Geschosse mit bögartigem wütendem Pfeifen über uns hinweg-

flogen. Die Menge fuhr erschrocken zusammen und wurde still. Der Eindruck war ein sehr starker. 

Ich beruhigte die Menge schnell ...“ 

Man muß den georgischen Menschewiki Gerechtigkeit widerfahren lassen: eigenartige Methoden der 

Veranstaltung von Meetings haben sie sich ausgedacht, aber eine derartige Agitation sieht nicht nach 

Demokratismus aus. Dschugeli gibt auch selbst zu, daß es mit der Sache nicht ganz richtig stehe. 

„Schlimm ist es – schreibt er – wenn man zu derartigen Improvisationen greifen muß. Es ist kein 

Glück, wenn man die Idee der Landesverteidigung und die Resolutionen mit Geschützsalven in die 

Köpfe einhämmern muß ... Das Volk in diesem Rayon ist arm ... Und mißtrauisch ... Es hört auf uns, 

gibt sich den Schein, daß es uns glaubt, gibt Versprechungen, aber nur um sie nicht zu erfüllen.“ 

Schon hatte sich Dschugeli mit seinen Volksgardisten daran gemacht, gegen die Türken Krieg zu 

führen, als er von neuem an die „innere Front“ hinübergeworfen wird. 

Laut Eingeständnis des Menschewiks sind alle Sympathien der Bevölkerung auf Seiten der Aufstän-

dischen, und er schreibt am 6. Juli in seinem Tagebuch: 

„Die Bauernschaft begrüßt uns hier mürrisch. Offenbar hält sie uns für Feinde.“ 

Die Bevölkerung leistet den Landsknechten der Demokratie hartnäckigen Widerstand. 

„Der Aerger packt einem: Die Ossetinen weigern sich hartnäckig die Waffen abzuliefern,“ schreibt 

Dschugeli am 6. August 1918. „In den Dörfern sind die Weiber, Kinder und Greise zurückgeblieben: 

Die ganze bewaffnete Jugend ist in die Wälder und Berge fortgegangen. Die Gegend hier ist wild 

aber schön, die Bevölkerung ist arm, ungebildet, unkultiviert. Die Dörfer sind jämmerlich und 

schmutzig.“ 

Der Leser wird bemerken, daß die „Volksgardisten“ die ganze Zeit gegen die arme Bevölkerung 

Krieg führen, und dieser Umstand kann kein zufälliger sein. 

Nachdem der Menschewik die Volksbewegung mit Eisen und Blut unterdrückt hat, beginnt er von 

der Ausbauarbeit zu schwärmen. Am 9. November 1913 schreibt er: „Jetzt ist gemeinsame, ernste 

und schöpferische Arbeit nötig: Die Revolution muß schneller und vollständiger verwirklicht werden. 

Sonst droht der Revolution eine äußerst große Gefahr. Aber diese ernsten schöpferischen Kräfte sind 

nicht vorhanden. Besonders in der Provinz nicht.“ 

Die „Beruhigung“ ist also vorhanden, die „Reformen“ sind aber noch nicht zu sehen ... 
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Maschinengewehre, Artillerie, Kartätschen dienen für Dschugeli als Kampfmittel gegen die „Anar-

chie“ als beliebte Methoden der „demokratischen“ Einwirkung. 

Reste revolutionären Gewissens machen sich bemerkbar – aber Dschugeli beruhigt sich mit trügeri-

schen Sophismen: „Im Namen der Demokratie und Freiheit muß man streng sein. Im Namen der 

Gerechtigkeit muß man grausam sein. Im Namen der Revolution muß man verbrecherisch sein“ (11. 

September 1918). 

Im Namen der Errettung der bourgroisen Herrschaft ist also alles erlaubt! 

Die Unvermeidlichkeit der Evakuierung Georgiens durch die deutschen Truppen nach der Niederlage 

der Zentralmächte im Weltkriege, verursacht unserem „Revolutionär“ ernsthafte Unruhe, er befürch-

tet, daß die „Anarchie“, [38] wie er die Arbeiter- und Bauernrevolution bezeichnet, ihren Kopf noch 

höher erheben werde. Am 6. Oktober 1918 schreibt er: 

„Nach dem Fortgehen der Deutschen kann bei uns eine neue Anarchie beginnen, ihr Fortgang kann unseren 

zahlreichen Feinden Flügel verleihen, und wir müssen genug Kraft zum Kampfe gegen sie haben.“ 

Am 31. Oktober spricht Dschugeli von den Angriffen der Bourgeoisie auf die Volksgarde: die Bour-

geoisie habe, nachdem sie mit den Händen eines durch die Menschewiki betrogenen Häufleins von 

Arbeitern die Arbeiter- und Bauernbewegung in Georgien erdrosselt habe, gesagt: „Der Mohr hat 

seine Schuldigkeit getan, der Mohr kann gehen.“ Dschugeli öffnet „mit Stolz“ die „Gesetzestafeln 

der Volksgarde“, indem er ihre Tätigkeit im Kampfe gegen das Volk lobpreist: 

„Herstellung der revolutionären (?) Ordnung in Tiflis, Eroberung des Arsenals, Feldzug nach Gori, Expedition 

nach Duschet, Entwaffnung des 8. Regiments in Telaw, Entwaffnung des 1. und 115. Regiments in Kutais 

Sadochlo, Entwaffnung des ersten Kavallerieregiments in Tiflis, Pchiniwali, Mingrelien, Noganebi. Feldzug 

nach Suchum, Expedition nach Bortschalinsk, Letschchum, Achalitz, Feldzug nach Duschet und Schwarz-

meerexpedition. Das alles ist eine trockene Aufzählung, aber auf diesen Namen baut sich die Geschichte auf. 

Genügen denn nicht diese Namen, um schon garnicht von der täglichen, unsichtbaren, nervösen, aber oftmals 

blutigen Arbeit zu reden? Das alles gehört bereits der Vergangenheit an, und die ausgezählten Namen sind 

vielen schon aus dem Gedächtnis geschwunden. Und wenn heute dieselben Leute, die in den ‚Unruhetagen‘ 

die Säume der Kleider der Volksgardisten zu küssen bereit waren, jetzt die Garde mit Schmutz bewerfen wol-

len, so wissen wir, daß dieser Schmutz nicht an ihr haften bleiben wird.“ 

Die Herren Bourgeois haben sich ein wenig übereilt: wie wir aus dem Buche Dschugelis erfahren, 

wird der menschewistischen weißen Garde noch viel „blutige Arbeit“ zufallen, denn die Arbeiter und 

Bauern Georgiens haben auch nicht für eine Minute aufgehört, gegen ihre Unterdrücker zu kämpfen, 

die sich „Sozialdemokraten“ nennen. 

* 

Auf die Szene tritt ein neuer politischer Faktor – die siegreichen Imperialisten der Entente, die auch 

in Georgien an die Stelle der deutschen Imperialisten getreten sind. 

Am 27,. Dezember 1918 macht Dschugeli folgende Eintragung: 

„Anfangs verhielten sich die Alliierten hochmütig, sie hatten eingebildet, sie befänden in ihren afrikanischen 

Kolonien. Aber unsere Demokratie zwingt sie immer mehr, auf sie Rücksicht zu nehmen (?).“ 

Darauf geht Dschugeli zum Erzählen über den „Krieg mit Denikin“ über: Es stellt sich heraus, daß 

die georgischen Sozialdemokraten hier viel weniger Energie an den Tag gelegt haben, als im Kampfe 

gegen den inneren Feind. 

Die Heerführer des unabhängigen Georgiens tanzen nach der Flöte des alliierten Oberkommandos, 

das sie angeblich zwingen, „auf sie Rücksicht zu nehmen“. 

Am 12. Februar 1919 schreibt Dschugeli: 

„Heute kam zu uns ein englischer Marineoffizier. Auf einem Minensucher. Er erkundigte sich nach 

uns, über unsere Absichten und bat, daß man nicht zum Angriff übergehe. Ueberhaupt ist das Ver-

halten der Engländer ein sehr sonderbares. Was wollen sie?“ fragt der naive Dschugeli, ohne zu 
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ahnen, daß die englischen Imperialisten, sowohl Denikin als auch Georgien im Kampfe gegen die 

Sowjetmacht ausnützen wollten. [39] Alsbald jedoch lassen die Hoffnungen der „Sozialisten“ auf die 

englischen „Demokraten“ nach. Am 15. Februar schreibt Dschugeli: 

„Zu guter Letzt werden wir alle Hindernisse überwinden und den schwarzen Gegner vertreiben, wenn uns nur 

die Engländer nicht daran hindern. Welche Ironie! Wir hofften, daß diese große Demokratie uns behilflich sein 

würde, uns auf unsere eigenen Füße zu stellen ... Vorläufig sehen wir aber das Gegenteil ...“ 

Der Krieg gegen Denikin blieb eine leere Phrase. 

Die Entente-„Demokratie“ beginnt aber bereits ihre Krallen auszustrecken ... 

Am 8. Mai 1919 schreibt Dschugeli: 

„General Millon war in Jekaterinodar und hatte dort mit Denikin eine Zusammenkunft. In Tiflis dagegen lehnte 

er es demonstrativ ab, mit einem Vertreter unserer Regierung zusammenzutreffen. Er ist uns für unser Verbre-

chen an Denikin sehr böse und würde uns gern jede beliebige Schändlichkeit einbrocken ...“ 

Und so wird Dschugeli bereits von der Sehnsucht nach dem deutschen Imperialismus ergriffen. 

„Ich beginne mich immer öfter an den Aufenthalt der Deutschen bei uns zu erinnern. Ich habe sie nicht geliebt. 

Ich hielt mich von ihnen fern und hielt sie für Feinde unserer Demokratie, aber ich komme jetzt zu der Ueber-

zeugung, daß sie bei uns eine ehrlichere und offenere Politik betrieben ... Ueber das Kommen Englands aber 

haben wir uns alle gefreut. Dieses Kommen war mit vielen Hoffnungen und mit Tränen verknüpft. Aber jetzt 

müssen wir uns mit Trauer an die Deutschen erinnern und über die Engländer enttäuscht sein. 

England hat nicht nur Transkaukasien keinen Frieden gebracht, sondern hat es endgültig empört, und darin 

besteht sein Verbrechen.“ 

Die georgischen „Sozialisten“ aber waren ihm bei diesem „Verbrechen“ behilflich. 

Am 24. Mai macht Dschugeli vor dem Bolschewismus Bücklinge. 

„Ich verfolge mit Entsetzen die schwindelerregenden Erfolge Koltschaks und leide unter den ständigen Miß-

erfolgen der Bolschewiki ... 

Mit dem Untergang des Bolschewismus im heutigen Rußland wird die Revolution zugrunde gehen, denn es 

gibt schon keine dritte progressive Macht mehr, die in Rußland die Bolschewiki ablösen könnte. Es ist Zeit 

verloren worden, und alle geeigneten Augenblicke sind verpaßt, jetzt gibt es in Rußland nur noch zwei Wege: 

Den Bolschewismus und die Freiwilligen.“ 

Die Arbeit der Selbstkritik geht immerhin weiter. 

Am 9. Juli lesen wir folgendes: 

„Oft denke ich an die Macht und an die Minister. Leider hat sich bei uns der Ministerialismus stark entwickelt 

und vielen ist die Macht angenehm und teuer geworden.“ 

Am 13. Juli schreibt Dschugeli anläßlich eines mißlungenen Versuches der Unterordnung der Volks-

garde unter das Kriegsministerium und folglich faktisch unter die Generalität und die Militärkaste: 

„Das Spießertum beginnt sich unserer zu bemächtigen. Die Kleinbürger beginnen sich allmählich 

unserer Fraktion und sogar des Staates zu bemächtigen. Der Spießer beginnt zu triumphieren.“ Der 

georgische Menschewik gibt in diesen Worten die Richtigkeit unserer Analyse ihres Sozialismus zu, 

als einer kleinbourgeoisen Ideologie, als einer Ideologie der Spießerdemokratie! 

Ende 1919 treten die georgischen Menschewiki, ich weiß nicht zum wievielten Mal, an die „Liqui-

dierung des inneren kriegerischen Bolsche-[40]wismus“ heran, der jedoch nach jeder Niederlage wie 

ein Phoenix von neuem aus der Asche ersteht. 

Am 10: November schreibt Dschugeli: 

„In Landhuty wurden etwa 100 Aufständische mit Waffen und Bomben gefangen genommen, in Supsy gegen 

40, Tschochatauri war noch gestern in den Händen der Aufständischen; aber die Garde hat sich von allen 

Enden Guriens und Samtrudiens dorthin in Bewegung gesetzt und wird den Banditen eine Lehre erteilen.“ 
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Am 23. Dezember konstatiert Dschugeli mit Befriedigung, daß die „anarchistischen Holiganauf-

stände überall liquidiert und einige der Schuldigen hingerichtet sind.“ 

Am 10- Januar 1920 schreibt Dschugeli folgendes: 

„Die Bolschewiki schlagen uns ein militärisches Bündnis gegen Denikin vor. Aber wir mischen uns nicht in 

den grandiosen russischen Bürgerkrieg ein, wir sind eine neutrale Demokratie.“ 

Ja, den russischen Arbeitern gegen Denikin helfen, wie wäre das möglich! Schon allein dieser Ge-

danke erzeugt bei dem „Internationalisten“ Dschugeli eine Gänsehaut. 

Die georgische Sozialdemokratie sinkt immer tiefer und tiefer. Unter dem 15. Januar 1920 lesen wir 

die Eintragung: 

„Die Hoffnungen haben uns betrogen ... die sozialdemokratische Fraktion hat die Hissung der roten Fahne auf 

dem Schloß abgelehnt. Damit hat sie die rote Fahne abgelehnt ...“ 

Am 16. Januar gibt Dschugeli folgende Erläuterung: 

„Diese Fahne war das Symbol der fortdauernden Revolution. Sie war unser revolutionärer Traum, unsere End-

hoffnung. Aber die Fahne wurde heruntergerissen, und der Traum ist erbarmungslos vernichtet. Und zwar 

nicht durch die Nationaldemotraten, sondern durch die Sozialdemokraten ... Durch einige Sozialdemokraten 

... Es ist eine Schande. 

Und die rote Fahne ersetzte man durch die Nationalfahne. Sie haben also zwei Fahnen einander feindlich 

gegenübergestellt. Wollen sie denn wirklich diese Feindschaft? Möge es so sein. Schließlich wird die rote 

Fahne siegen, die Fahne der Revolution und des Sozialismus. Mir werden die Hände gelöst. Und ich wende 

mich von vielen ab.“ 

Die letzten Worte sind jedoch eine ohnmächtige Fronde. Wie wir gleich sehen werden, verzichtet 

Dschugeli nicht darauf, sein blutiges Werk fortzusetzen. 

Im Juni begibt sich unser Malborough zu einem neuen Feldzug – diesmal gegen die ossetinische arme 

Bevölkerung. 

„Die Bolschewiki, – klagt Dschugeli am 8. Februar 1990 – haben einen verbrecherischen Aufstand in Südos-

setien erhoben, und dieser Aufstand wird von Wladikawkas unterstützt. Wir haben diese endlosen Aufstände 

schon satt. Und wir werden den südossetinischen Banden jede Lust zum bewaffneten Impressionismus ver-

treiben. Unsere ganze Demokratie und alle unsere verantwortlichen Genossen sind über die ossetinischen Auf-

stände unwillig.“ (9. Juni) 

Ein Umstand verursacht unseren Sozialisten Trauer – die Alliierten sind doch fortgegangen und haben 

die georgischen Menschewiki ihrem Schicksal überlassen. 

Unterdessen liefern die Gardisten Dschugelis die Dörfer und Fluren Ossetiens dem Feuer und Schwert 

aus. 

„Aber unter den Gardisten herrscht eine furchtbare Erregung gegen unsere unermüdlichen Feinde, und es sind 

darum schon einige Häuser abgebrannt. Es ist jetzt Nacht. Ueberall sieht man Feuer leuchten ... Das sind die 

brennenden Häuser der Ausständischen ... Ich bin es aber [41] bereits gewohnt und blicke fast mit Ruhe, mit 

ruhigem Herzen darauf.“ (12. Juni.) 

Am 13. Juni versucht Dschugeli sich von neuem zu beruhigen: 

„Ueberall rings um uns brennen die ossetinischen Dörfer. Es ist eine furchtbare Exekution, aber es gibt keinen 

anderen Weg. Wir konnten ihn nicht finden. Niemand konnte ihn finden. Man mußte entweder den Aufstand 

unterdrücken und unsere Demokratie erretten, oder unsere Demokratie zugrunde richten und die blutige 

Vendée zum Triumphe kommen lassen. Und wir trafen ohne zu schwanken die Wahl. Denn wir sind schon der 

Worte, der Ermahnungen und Bitten müde. Wir waren schon zweimal mild, human, nachsichtig.“ 

Heute geht Dschugeli mit Artillerie vor. Er lästert, indem er den Namen des Proletariats und des 

Sozialismus unnütz im Munde führt. 

„Im Interesse der kämpfenden Klasse, im Interesse des künftigen Sozialismus werden wir grausam sein. Ja, 

wir werden es sein. Ich habe meinem Herzen schon Zwang angetan. Ich blicke mit ruhiger Seele und reinem 
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Gewissen auf die Brandstätten und auf die Rauchwolken. Ich bezwinge, ich töte den Schmerz meines Herzens, 

ich ersticke die Trauer meiner Seele und ich bin vollständig ruhig. Ja, ich bin ruhig.“ 

Doch war das georgische Volk nicht ruhig, solange noch die Herren Dschugeli an der Macht standen, 

deren Hände von seinem Blut rotgefärbt sind. 

Am Abend des gleichen Tages schreib? Dschugeli wieder: 

„Es brennen die Feuer, Die Häuser brennen ... 

Mit Feuer und Schwert ...“ 

Und am nächsten Tage, am 14. Juni, morgens, schreibt er: 

„Und die Feuer brennen und brennen ...“ 

In der Nacht des 14. Juni schreibt Dschugeli wieder: 

„Jetzt sind überall Feuer ... Sie brennen und brennen ... die verkündenden Feuer ...“ 

„Und die Feuer brennen ... Sie brennen überall ...“ 

Und erst am 15. Juni, nachdem das revolutionäre Ossetien ganz niedergebrannt war, fiel es der men-

schewistischen Obrigkeit ein, alle Kommandeure der Truppenteile und die Mitglieder der Stäbe zu-

sammenzurufen und die „Frage der Brandstiftungen und des Marodeurtums“ auszuwerfen. „Es wurde 

einstimmig beschlossen, die Feuersbrünste einzustellen, das Marodeurtum zu beseitigen und strenge 

Ordnung herzustellen.“ 

Zur selben Zeit macht Dschugeli eine äußerst wichtiges Eingeständnis: es stellt sich heraus, daß die 

menschewistische Republik, die mit dem Kampfe gegen den inneren Feind beschäftigt ist, im Laufe 

der zwei Jahre ihres Bestehens nicht nur keinen Schritt zur sozialen Revolution, sondern sogar keinen 

Schritt auf dem Gebiete der Sozialreform gemacht hat. 

„Wir müssen die Gesellschaft aufrütteln – schreibt Dschugeli – wir sind verpflichtet, die grundlegenden sozi-

alen Fragen ziemlich scharf in Angriff zu nehmen. Sie in ihrem ganzen Umfang auszurollen. Die Grundsätze 

der Sozialisierung, nicht aber die des Kommunismus, müssen bei uns ein breites Anwendungsfeld finden. Der 

Staat ist verpflichtet, den Weg umfassender sozialer Reformen einzuschlagen.“ 

Offenbar war bis dahin in der menschewistischen Republik, die die Herren Vandervelde u. Co. so 

sehr entzückt hat, in dieser Hinsicht noch nichts getan worden. 

Dschugeli schließt sein Buch mit den uns bekannten Motiven: mit der Rechtfertigung des weißen 

Terrors. 

[42] „Es ist sehr schwer, einen neuen Staat auszubauen. Mit Feuer, Blut und Tränen wird er errichtet, 
aber es gibt keinen anderen Weg. Zu unserem Unglück und Entsetzen gibt es ihn nicht ...“ 

In dem „Nachwort“ kommt der Menschewik wieder auf jenes „schwere Kreuz“ zu sprechen, das für 

ihn die bewaffnete Verteidigung der Interessen der Demokratie war. „Das ist eine sehr ehrenvolle, 

schwere, heilige und verbrecherische Sache. Man kann nicht Revolution in Glacéhandschuhe ma-

chen. Oftmals werden nicht nur die Hände, sondern auch die Seele beschmutzt ...“ 

Die „Seele“ der Herren Dschugeli ist beschmutzt, denn er machte nicht Revolution, sondern Konter-

revolution, er vollbrachte die Kainsarbeit der Erdrosselung der zu neuem, freien Leben strebenden 

werktätigen Massen! 

* 

Das Buch Dschugelis erstreckt sich auf eine Zeit von über zweieinhalb Jahren. Fast am nächsten Tage 

nach der Proklamierung der Unabhängigkeit Georgiens mußte seine menschewistische Regierung 

ihre weiße Garde zur Unterdrückung der an alten Enden des Landes – im Norden, im Süden, im 

Westen und im Osten – aufflammenden Volksaufstände entsenden. Fast die ganzen zweieinhalb Jahre 

befand sich die „Volksgarde“ unter den Waffen, erschoß Arbeiter und Bauern, verbreitete mit Feuer 

und Schwert das Evangelium des Demokratismus. 
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Das Buch Dschugelis erstreckt sich auf eine Zeit von über zweieinhalb [Jahre] [Es ist] auf diese Weise 

der beste Kommentar zur Praxis der georgischen Demokratie, dieser Zierde und dieses Stolzes der 2. 

Internationale. Die Praxis der Demokratie erhebt, wie wir sehen, den Bürgerkrieg zum Prinzip, doch 

ist es ein Bürgerkrieg, der nicht, wie in Rußland, gegen die Gutsbesitzer und Kapitalisten gerichtet 

ist, sondern ein mit seiner Spitze gegen die Arbeiter und Bauern gerichteter Krieg, die für ihre Be-

freiung vom Joch der Gutsbesitzer und Kapitalisten kämpfen. 

In der deutschen Literatur gibt es etwas dem Buche Dschugelis Aehnliches: es ist dies das 1920 er-

schienene Buch des berühmten Noske „Von Kiel bis Kapp“, in welchem der Henker des deutschen 

Proletariats mit epischer Ruhe von seinen blutigen Exekutionen berichtete, die er an den revolutionä-

ren deutschen Arbeitern vornahm, in dem er berichte, wie er im Laufe von anderthalb Jahren, vom 

Beginn der deutschen Revolution im November 1918, bis zum Kapp-Putsch die Bourgeoisie rettete, 

indem er mit Eisen und Blut in Deutschland die Diktatur des Kapitals festigte. Der kleine Unterschied 

zwischen dem Buch Dschugelis und dem Buch Noskes besteht darin, daß Dschugeli zuweilen von 

Gewissensbissen befallen wird, daß vor seinen Augen von Zeit zu Zeit jene furchtbare Henkersarbeit 

der blutigen Unterdrückung der Volksmassen in ihrem wahren Lichte ersteht, dieser Arbeit, die er 

auf sich genommen hat – aber diese Minuten dauern nicht lange, und Dschugeli versteht es, sich 

durch Worte von der Notwendigkeit, die Revolution mit Blut zu zementieren, zu beruhigen. Bei 

Noske, das müssen wir hinzufügen, kann von einer solchen Zwiespältigkeit gar keine Rede sein. 

Zweifel und Schwanken sind ihm fremd, er ging unbeirrt seinen Weg der Exekution gegen die revo-

lutionäre Arbeiterschaft, vom Anfang bis zum Ende. 

* 

Das Buch Dschugelis ist auch in jener Hinsicht wertvoll, daß es uns ein wahres Bild vom mensche-

wistischen Georgien gibt, diesem verheißenen [43] Land der 2. Internationale, das sie als die Verkör-

perung demokratischer Methoden Sowjetrußland gegenüberstellte, als dem Land, in dem die Praxis 

der proletarischen Diktatur verwirklicht wird. 

Das Zeugnis des Menschewik zeigt uns, daß ihre Versicherungen Lügen waren, daß die georgische 

sozialistische Demokratie sich nur durch unversöhnlichen Bürgerkrieg halten konnte, aber nicht einen 

Bürgerkrieg gegen die Exploiteure – wie dies in Sowjetrußland der Fall war –, sondern durch erbar-

mungslose Unterdrückung der erniedrigten und exploitierten Massen, die sich nicht mit den Ketten 

der kapitalistischen Sklaverei aussöhnen und ununterbrochen immer wieder neue Versuche machen, 

das Joch des Gutsbesitzers und des Fabrikanten von sich abzuschütteln. 

Aus dem Buche Dschugelis geht auch ein anderer, äußerst wertvoller Schluß hervor. Es zeigt, daß die 

Regierung des menschewistischen Georgiens auf einem Vulkankrater tanzte, daß ihre Macht durch 

die ununterbrochenen Aufstände der Arbeiter- und Bauernmassen langsam untergraben wurde, daß 

die Verwandlung Georgiens in eine Sowjetrepublik, in eine wahre Demokratie – eine Demokratie 

nicht für Gutsbesitzer und Kapitalsten, sondern für Arbeiter und Bauern – ein unvermeidliches Re-

sultat der in Georgien anwachsenden revolutionären Massenbewegung und nicht ein Werk der russi-

schen Roten Armee war, wie dies die heute zum Zwecke der Vorbereitung einer Intervention in Eu-

ropa gastierenden Menschewiki, die Exminister von Georgien, behaupten. 

Das wußten wir schon lange von unseren Genossen, den georgischen Kommunisten. Jetzt sind ihre 

Angaben, ihre Prognose vollständig bestätigt durch das Zeugnis des georgischen Menschewiks, des 

Scharfrichters des georgischen Proletariats und der georgischen Bauernschaft, des Führers der Volks-

garde, die mit ihren Bajonetten die Regierung der georgischen Sozialdemokraten gegen den Zorn der 

Volksmassen schützte. Georgien mußte unvermeidlich zur Sowjetrepublik werden – das ist die 

Schlußfolgerung, die unwiderleglich aus dem Buch Dschugelis hervorgeht. [44] 

* 
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Bücherschau 

Karl Kautsky: Die proletarische Revolution und ihr Programm. Stuttgart-Berlin. Dietz-„Vor-

wärts“. 1922, 338 Zeiten. 

Das als Programmschrift sich ausgebende neue Buch Karl Kautskys kommt in die Hände des Rezen-

senten in dem Augenblick, in dem die Gründung der sozialdemokratischen  Arbeitsgemeinschaft im 

Reichstag bekannt wird. Hatten bisher Karl Kautskys theoretische Arbeiten das Schicksal, den Ereig-

nissen hinterherzuhinken, so kommt sein neues Werk gerade recht, die theoretische Begleitmusik zur 

Kapitulation der USP vor Görlitz aufzuspielen. 

Schon ein erstes flüchtiges Durchsehen des Kompendiums Kautskyscher Gemeinplätze zeigt, daß der 

Wälzer keinen Gedanken enthält, der nicht schon in den antibolschewistischen Schriften des schreib-

seligen alten Herrn gestanden hätte. Die ganze theoretische Arbeit Kautskys während der letzten Jahre 

und auch sein Programm der proletarischen Revolution ist charakterisiert durch sein völliges Unver-

mögen, die besondere Formbestimmtheit der gegenwärtigen ökonomischen und politischen Phase des 

Kapitalismus in ihrer gesetzmäßigen Abwandlung und ihrem Unterschieb gegenüber den früheren 

Stadien des Kapitalismus aufzuzeigen. Für Kautsky ist der Kapitalismus seinem Wesen nach derselbe 

geblieben, der er zur Zeit seiner glücklichen Jugend, der Entstehung des Erfurter Programms, gewe-

sen ist (S. 62). Das Wort „Imperialismus“ findet sich auf keiner der 338 Seiten, geschweige denn 

auch nur der leiseste Versuch, die imperialistische, gewalttätige Epoche des Kapitalismus mit ihren 

weltpolitischen Konflikten und ihren ersten proletarischen Revolutionen auch nur zu erörtern. Krieg, 

Geldentwertung, Weltwirtschaftskrise sind ihm nur störende, unbequeme, das „normale“ Funktionie-

ren der Produktion hemmende Erscheinungen, nicht das Zentralproblem der marxistischen For-

schung, ohne dessen Klarstellung jede Voraussetzung gerade für ein Uebergangsprogramm fehlt. 

Dafür finden sich nach der üblichen Kautskyschen Manier zahllose gelehrte und wissenschaftlich 

sein sollende, das Begreifen der bunten Wirklichkeit vortäuschende Unterscheidungen und schul-

meisterhafte Belehrungen. Aber diese Scholastik führt Kautsky glücklich ins Jenseits aller ökonomi-

schen und politischen Realität, jenseits der einzigen für den marxistischen Forscher und die Schöp-

fung eines Uebergangsprogramms entscheidenden Fragen nach den ökonomischen Funktionen der 

imperialistischen Kriege, der durch sie bedingten Wandlungen der kapitalistischen Wirtschaft, der 

Krisengestaltung, der Lage des Proletariats, kurz der Frage, wie die konkreten Erscheinungen der 

Endphase des Kapitalismus theoretisch zu begreifen sind. 

Bei diesem Mangel einer marxistischen Grundlegung, über den auch die zahlreich eingestreuten 

Marxzitate nicht hinweghelfen, versteht es sich von selbst, daß die Auseinandersetzung mit dem 

Kommunismus und insbesondere Lenin, die vor allem Kautsky zu seinem Buch veranlaßt zu haben 

scheint, mit Wissenschaft nichts zu tun hat, sondern auf kleinlich-gehässige Rechthaberei eines [45] 

alten Mannes herausläuft. Wenn Kautsky in der Gewaltlosigkeit und dem Kampfmittel des Stimm-

zettels immer noch das unterscheidende Merkmal der proletarischen von der bürgerlichen Revolution 

sieht; wenn er immer noch in der demokratischen Republik, und zwar, wie er ausdrücklich hinzusetzt, 

in der durch die Weimarer Verfassung gestalteten Republik die Staatsform des Proletariats in der 

Uebergangszeit sieht, so ist das in der Zeit, in der nach dem Rathenaumord der erbittertste, vom Bür-

gerkrieg kaum noch zu unterscheidende Kampf zwischen Bourgeoisie und Proletariat nicht um die 

Form, der Republik, sondern um ihren politischen Inhalt tobt, nicht ein Beweis für die Richtigkeit 

seiner Behauptungen, sondern eben dafür, daß Kautskys Marxismus die unbequeme Wirklichkeit 

souverain verachtet. Es genügt, Kautskys Standpunkt zur Diktatur des Proletariats durch ein Zitat zu 

erhellen. Den bekannten Satz von Karl Marx, daß der Staat der politischen Uebergangsperiode „nichts 

anderes sein kann als die revolutionäre Diktatur des Proletariats“ variiert Kautsky „nach den Erfah-

rungen der letzten Jahre“ dahin: 

„Zwischen der Zeit des rein bürgerlich und rein proletarisch regierten Staates liegt eine Periode der Umwand-

lung des einen in den anderen. Dem entspricht auch eine politische Uebergangsperiode, deren Regierung in 

der Regel die Form einer Koalitionsregierung bilden wird.“ (S. 106.) 

Ich glaube, das genügt als Kostprobe. 
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Bernsteinerei im übelsten Sinn, seichtester Reformismus ist Kautskys revolutionäres Uebergangspro-

gramm: 

„Ueber das, was Marx als ‚erste Phase des Kommunismus‘ bezeichnete, können wir ... heute noch nicht hin-

aussehen. Alles, was wir uns über die zweite Phase vorstellen können, ist nicht Folgerung aus bekannten Tat-

sachen, sondern bloßes Hirngespinst, das als Denkübung seinen Wert haben mag, aber ganz untauglich dazu 

ist, unserem Tun bestimmte Ziele zu geben.“ (Seite 107/08.) 

Das Endziel ist damit aufgegeben. Kautsky gibt als Feind solcher Denkübung seinem Tun das Ziel, 

die unangenehmen Seiten des Kapitalismus auf 338 Seiten wegzuschwätzen und einen von seinen 

Ungezogenheiten und Schlechtigkeiten gereinigten, gezähmten Kapitalismus des geruhigen Klein-

bürgers als programmatische Aufgabe dem Proletariat hinzustellen, welches Tun Marx bereits im 

„Elend der Philosophie“ genügend gekennzeichnet hat. 

Es kann nach alledem nicht verwundern, daß – Karl Kautsky, der den Marxismus um der Beschau-

lichkeit des Kleinbürgers willen preisgibt, auch sein eigenes Erfurter Programm im Stich läßt. Im 

ersten Teil der Arbeit, die formell der Verteidigung des Erfurter Programms gegen das Görlitzer ge-

widmet ist, weicht er Schritt für Schritt gerade in den entscheidenden Fragen, z. B. des Untergangs der 

Kleinbetriebe, der Verelendung und Krisen, vor der alten Bernsteinschen Kritik zurück. Seine mit 

Zitaten aus dem Kommunistischen Manifest und dem „Kapital“ verzierten „Umformulierungen“ des 

Erfurter Programms vermögen diesen kläglichen Rückzug des Führers der Zentristen vor dem ober-

flächlichsten Reformismus nicht zu verdecken. Kautsky bringt es fertig, in der Zeit, in der das Wort 

des Kommunistischen Manifestes, daß die Bourgeoisie unfähig ist, ihrem Sklaven die Existenz selbst 

innerhalb seiner Sklaverei zu sichern, zur furchtbaren Wirklichkeit für Millionen von Proletariern ge-

worden ist, die Verelendungstheorie in ihrer Vorkriegsform als Tendenz aufrechtzuerhalten. Der Im-

perialismus und der Krieg stehen eben nicht in seinen Akten. – In der Zeit, in der die Weltkrise von 

nie gekannter Allseitigkeit und Intensität die Grundfesten der kapitalistischen Wirtschaft erschüttert, 

bringt er es fertig, kein Wort über diese Krise, ihre Ursache und Funktion, zu sagen, aber den Satz im 

Erfurter [46] Programm über die Krisen auf die nichtssagende Allgemeinheit zu „modifizieren“: 

„Die Unsicherheit der Existenz für die arbeitenden Klassen wird am qualvollsten und erbitterndsten in Zeiten 

der Krisen, die jedem wirtschaftlichen Aufschwung folgen und im Wesen der kapitalistischen Produktions-

weise tief begründet sind.“ (S. 61.) 

Jeder Buchstabe mehr würde in der Tat Kautskys Programm von der Friedlichkeit der proletarischen 

Umwälzung elend über den Haufen werfen. – 

Was Kautsky über die Sozialisierung eben so lang wie langweilig auf vielen Seiten sagt, ist kürzer 

und klarer in jeder anderen der zahlreichen Sozialisierungsschriften gesagt. 

Alles in allem: Karl Kautsky hat seinen eigenen Nekrolog geschrieben. 

E. L u d w i g. 

E. Bernstein: Was ist Sozialismus? Verlag für Sozialwissenschaft. Berlin 1922. 

Die kleine Schrift ist die Neuauflage eines Vortrages, den Bernstein am 28. Dezember 1918 noch als 

unabhängiges Regierungsmitglied gehalten hat. Da der Vortrag vor gemischtem Publikum populär 

sein sollte, sei ihm manches zugute gehalten, selbst dort, wo er ganz flach wird. Er ist ein ganzer 

Bernstein mit seiner Biederkeit und seinem spießbürgerlichen Optimismus. Ein paar Dinge seien her-

vorgehoben, weil sie nicht nur für Bernstein charakteristisch sind. Er fußt bei allen entscheidenden 

Punkten nicht auf Marx, sondern auf Lassalle, und zwar auf dessen Rückständigkeiten. Er ist dazu 

gezwungen, um für seine alten und nun in den Novembertagen geil ins Kraut geschossenen Illusionen 

Boden zu schaffen. 

So sagt er, daß das Proletariat dem Staate angesichts einer gewissen Stufe der Entwicklung und einer 

bestimmten Verfassung feindlich gegenüberstehen müsse. „Was jedoch,“ so fährt er fort, „die Funk-

tion des Staates betrifft als Zusammenfassung des großen Ganzen der Nation, als berufener Hüter des 

großen. Gemeininteresses, da stehen die Arbeiter mit ihm auf einem Boden.“ Da ist von der Staats-

auffassung des Marxismus kein Rest geblieben. Um das zu unterstreichen, fügt er hinzu, daß freilich 
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die „Gesellschaft nicht dauernd als Staat, sozusagen, durch den Staat zusammengefaßt“ werden 

müsse. Das heißt, die wichtigste Funktion der Arbeiterklasse gegenüber dem Staate, nämlich seine 

Auslösung, tut Bernstein in einem Nebensatze, und dazu mit einem sehr wackeligen „Vielleicht“ ab. 

Das braucht er, um sein Tabernakel, die Demokratie, gehörig in die Sonne zu stellen. 

Wie er die Demokratie anpreist, dafür ein lehrhaftes Beispiel. Er redet von den Reformen, die im 

Verlauf der Zeit errungen worden sind, und sagt: „Zu Deutschland wiederum wäre mehr erreicht 

worden, wenn nicht das Wahlrecht in dessen größtem Staate beschränkt gewesen wäre, und im Reich, 

wo es ja nur formal gleich, faktisch aber ungleich war ... die Machtverhältnisse in Staat und Gesell-

schaft der vollen Auswirkung des Wahlrechts noch entgegenstanden.“ Nehmen wir an, der schiefe 

Satz stehe gerade. Weiter im Text: „Aber die Tatsache, die große potentielle Kraft der Demokratie, 

des demokratischen Wahlrechts ist erwiesen. Und die Machtverhältnisse, die der Geltendmachung 

seiner vollen Wirkungskraft im Wege standen, sind nun heute durch die Revolution gefallen.“ Also 

die Machtverhältnisse sind gefallen! Schönes Deutsch nach einer Durchsicht in bezug auf den Stil. 

„Verhältnisse“ können nur in einem Falle „fallen“. So kann man sagen: Die Sozialdemokratie „fiel“ 

am 4. August und wurde das „Verhältnis“ der Kriegspartei. Bernstein ist gewissermaßen zu diesem 

Lapsus verpflichtet gewesen. Hätte er gesagt, daß die gegnerische Macht gefallen gewesen sei, so 

hätten ihm die Arbeiter erklärt: Noch nicht tief genug. Und das hätte geheißen prinzipielle Anerken-

nung der spartakistischen Parole: Sturz der Bourgeoisie. Darum das stilistisch falsche, faktisch nichts-

sagende Fallen der Machtverhältnisse. Hier wie überall kommt der Gedanke zum Ausdruck, daß ei-

gentlich die politischen Machtverhältnisse nur im Par-[47]lament wesentlich sind und das Wahlrecht 

ihr Schöpfer sei. Und dieser Mann hat anderthalb Jahrzehnt mit Engels zusammen gelebt! 

Im übrigen ist natürlich das Schriftchen voller Dummbelten über Sozialisterung (nach Bernstein nur 

Verstaatlichung oder Kommunalisierung), über den Bolschewismus usw. Es lohnt sich nicht, das 

Ding zu lesen.  P. F. 

Aus der Arche Noahs. 

Unter dem bunten Viehzeug, das sich aus Rußland „gerettet“ hat und nun im Ausland sein Leben 

fristet, findet sich vielerlei Menschewistengetier. Die Sorte um Martow herum ist bekannt genug: 

diese zahnlosen Kläffer, deren Antibolschewismus nur komisch wirkt und deren Clowns von der 

Sorte des Abramowitsch durch die Lande ziehen, um den lebendigen Beweis zu liefern dafür, daß 

nicht nur eine Klapper Lärm machen kann, sondern auch lebendige Menschen, sind die „Fachleute“ 

der Rußlandpolitik der revolutionären USP, und dadurch erhalten sie eine gewisse Bedeutung. 

Eine andere Spielart gibt jetzt eine Zeitschrift in Berlin heraus (die der Martow-Leute, „Sozialisti-

scher Bote“ ist bekannt). Das Ding heißt „Sarja“ („Die Morgenröte“) und wird von Sozialpatrioten 

verbrochen, denen die Martow-Clique noch nach Bolschewismus riecht. 

Das Ding heißt sich: „Organ des sozialdemokratischen Gedankens“. Und in der Tat kann man gerade 

an dieser wurzellosen Zeitschrift einiger Nationalisten, die 3 Dutzend marxistische Phrasen aufge-

schnappt haben, sehr wohl das Wesen des „sozialdemokratischen Gedankens“ verfolgen: diese Kari-

katur einer „Arbeiterbewegung“, dieses geistige, reaktionäre, chauvinistische Gegeifer, dieser leiden-

schaftliche Haß gegen die Revolution ist a l l e n  Sozialdemokraten in a l l e n  Ländern gemeinsam; 

und dort, wo die Herrschaften die Macht dazu haben, werden sie zu Noskes oder Radbrüchen. ... 

Wer sind die Leute, die auf den Flügeln dieser „Morgenröte“ den trivialen Weg in den Sumpf aller-

stupidesten Antibolschewismus nehmen? Es sind Leute, die fast alle zu jener Gruppe der Liquidatoren 

zählen, die bereits vor dem Kriege kein vernünftiger Mensch für Sozialisten halten konnte, und die 

bei Kriegsbeginn mit fliegenden Fahnen ins Lager des borniertesten Chauvinismus übergingen. Wenn 

schon Martow, der dem Wesen nach Fleisch von ihrem Fleische ist, ihrer Zeitschrift das Zeugnis gibt, 

daß sie „in a l l e n  Fragen, die sich auf Sozialismus beziehen, eine geradezu jungfräuliche Unbildung“ 

zeige, kann man sich denken, was für „marxistische“ Perlen solch ein Heft bietet. 

Und in der Tat handelt es sich um nichts anderes, als ganz gewöhnliche Schwarzhunderter-Pamphlete, 

in denen nur a b  u n d  z u  an Stelle des sonst beliebten Ausdrucks „russisches Volk“ der „marxisti-

sche“ Terminus „russisches Proletariat“ gebraucht wird. 
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Da schreibt ein Herr St. I w a n o w i t s c h  einen Artikel über den ersten Mai, und siehe, eigentlich 

geht es dem Proletariat glänzend (findet der Herr); und es wird ihm noch glänzender gehen, denn: 

„das Proletariat hat den Haupthebel des gesellschaftlichen Fortschritts erobert, die Demokratie, und solange es 

ihr nicht untreu werden wird, solange wird sie ihm nicht untreu werden.“ 

Da schreibt ein „Nicht-Diplomat“ über Genua, und siehe, er ist unzufrieden mit dem Rapallovertrag, 

weil 

„die Welt einen a l l g e m e i n e n  Frieden braucht. Am wenigsten tragen hierzu bei Separatverträge einzelner 

Länder, und am meisten können hier Vereinbarungen mit den Sowjetdiktatoren schaden.“ 

Ueberdies konstatiert unser Originalgenie, das einzige „Positive“ an Genua sei – die „Anerkennung 

des Versailler Vertrags durch die Bolschewisten“. Schade, daß der Mann, der sich bescheiden „Nicht-

Diplomat“ nennt, nicht Minister bei Wrangel war: der wäre dann sicher nicht so elend gescheitert, 

wenn er eine solche Kraft zur Seite gehabt hätte! 

[48] Ein anderer Herr verbreitet sich über das geistreiche Thema: Von Jekaterinburg bis Genua, worin 

der Marxist“ von der Schwarzhundertfraktion es nicht begreifen kann, weshalb „die Bolschewisten“ 

den seligen Nikolaus „ermordet“ haben, wenn sie doch in Italien, sogar mit Zylinder, den Emanuele 

besucht haben. 

In diesem Stile geht es fort, ohne Witz, ohne Grazie. Das ist der „Sozialismus“ der „echt russischen“ 

Leute, d. h. der ordinärsten Schwarzhunderter, und ihre Revue, die auf ihrem Umschlag um Geldun-

terstützung bettelt, wird sicher all den Herrschaften willkommen sein, die Rußland „wiedererwachen“ 

machen wollen – mit der Knute der Zarenkosaken. 

Andere Bedeutung hat das Geschreibe unserer Menschewisten nicht. id. 

[49] 
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Die Internationale  

Jahrgang 5 ⁕Ausgegeben am 1. August 1922 ⁕ Heft 3 

Die unrettbare Republik. 

A. Th. Berlin, 29. Juli. 

Schneller als gedacht, bestätigt der Lauf der Tatsachen, wie windig es bestellt ist um den Versuch der 

bürgerlichen Republik in Deutschland, sich am eigenen Schopfe aus dem Sumpf zu ziehen, in den sie 

durch eigene Schuld geraten ist, und was es prinzipiell auf sich hat, die bürgerliche Republik a l s  

bürgerliche Republik zu retten. Die Gesetzgebung zum Schutze der Republik, die nach dem 

Rathenau-Mord zustande kam, war unzulänglich genug. Jedes Wort der Kritik, die von kommunisti-

scher Seite an ihren Halbheiten und Zaghaftigkeiten geübt wurde, ist tausendfach berechtigt. Und 

trotzdem, wenn es so vollkommen wäre, wie es unvollkommen ist, wäre es dasselbe. Das Schutzge-

setz, so wie es ist, liegt bereits, kaum daß die Tinte trocken geworden ist, mit dem es geschrieben 

wurde, unter dem Ansturm Orgesch-Bayerns zerbrochen am Boden, und keine bürgerliche Macht 

kann es mehr retten. Die einfache Tatsache ist, daß die E x e k u t i v e  der bürgerlichen Republik nicht 

wagt, von den diktatorischen Vollmachten gegen die monarchistische Reaktion Gebrauch zu machen, 

daß sie zurückschaudert vor den Waffen, die ihr eine mächtige Bewegung proletarischer Massen in 

die Hand gedrückt hat. Das Schutzgesetz bestimmte ein Ausnahmegericht und Ausnahmeexekutivor-

gane (eine Reichskriminalpolizei), deren klarer Sinn war, den Widerstand der reaktionären richterli-

chen und Exekutivorgane in den Einzelstaaten zu brechen. Beim ersten Stirnrunzeln aber der Landes-

regierung, die zur Hochburg der Reaktion geworden ist, zeigten sich die Berliner Robespierres und 

Dantons sofort bereit, dieselben reaktionären Richter-, Polizei- und Militärbeamten zu Vollstreckern 

des Gesetzes zu machen, das sich gegen sie richtet. Ein bayerischer Senat beim Ausnahmegericht, 

eine bayerische Abteilung bei der famosen „Reichskriminalpolizei“ – man wäre geneigt, diese Vor-

schläge für tolle Fastnachtsscherze, für blutige Satire zu halten, aber es sind wirkliche Vorschläge, 

die offiziös in die Presse lanziert werden. Bayern soll die also kastrierten und in ihr praktisches Ge-

genteil verkehrten Schutzgesetze dann auch formell annehmen, was es sicher hohnlachend tun wird, 

wenn ihm nicht die Zeit gekommen scheint, gleich die Gelegenheit beim Schopf zu nehmen, um 

weiter zu gehen. Es ist klar, daß der tatsächliche Sieg Orgesch-Bayerns, der sicher ist, wenn nicht die 

proletarischen Massen [50] das verräterische Spiel der Reichsregierung durchkreuzen, nicht nur be-

deuten würde die Legalisierung der weiteren Vorbereitung des monarchistischen Staatsstreichs in 

Bayern, und von Bayern aus für das Reich, nicht nur die Legalisierung der Ausnahmebehandlung der 

Arbeiterklasse, sondern auch eine weitere Etappe in der Auflösung des Reichs. 

Die „bayerische Frage“ führt uns unmittelbar zur Kernfrage der Verteidigung der Republik, zur Frage, 

ob in Deutschland die bürgerliche Republik a l s  bürgerliche Republik überhaupt zu retten ist. Unseres 

Erachtens ist diese Frage von der Partei noch nicht mit der genügenden Schärfe erfaßt worden, und 

noch ist dies absolut notwendig, soll die Partei sich nicht in gefährliche Abwege verirren und soll der 

Fortgang der Arbeiterklasse über die bürgerliche Republik hinaus nicht genügend beschleunigt wer-

den. Man braucht nur die Beweggründe der wiederholten monarchistischen Angriffe gegen die deut-

sche Republik und die Ursachen ihrer schwächlichen Verteidigung sich vor Augen zu halten, um zu 

dem sicheren Schluß zu gelangen, daß die deutsche bürgerliche Republik als bürgerliche Republik 

nicht zu retten ist. Welches sind die treibenden Kräfte der monarchistischen Reaktion? Zu allererst 

natürlich das Junkertum, die deklassierten Offiziere (die bürgerlichen Bluts nicht minder wie die 

blaublütigen), die hohe Bürokratie, also die Kaste, die ehedem unumschränkt im wilhelminischen 

Deutschland herrschte und die bis Ende ihrer Tage versuchen wird, die schönen Tage wieder herauf-

zuführen, wo sie über die deutschen „Untertanen“ die Peitsche schwang. Diese Kaste ist ein unver-

söhnlicher Feind der bürgerlich-parlamentarischen Republik, der nur zerbrochen aber nicht gewon-

nen werden kann. Soweit in dieser Kaste nicht das kraß-egoistische Motiv der alten Herrscherstellung 

wirkt und sie zu unversöhnlichen Feinden der bürgerlichen Republik macht, die ihr Herrschaftsmo-

nopol einschränkt, so wirkt bei ihren besten, uneigennützigen Elementen der Ekel vor der fortgesetz-

ten Preisgabe des nationalen Selbstbewußtseins durch die bürgerliche Republik. Diese vereinzelten 

Elemente wird allenfalls eine kraftvolle Räterepublik an sich ziehen können, aber nimmermehr die 
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Republik, die jeden Tag vor ihren imperialistischen Oberherren zu Kreuze kriecht. Wäre es allein 

diese alte Herrenschicht, die der bürgerlichen Republik feindselig ist, so wäre sie immerhin als bür-

gerliche Republik zu retten. Aber in Wahrheit fehlen die bürgerlichen Stützen dieser Republik über-

haupt. Die Rolle der Großbourgeoisie der Republik gegenüber ist am klarsten gekennzeichnet durch 

die Haltung der Stinnes-Partei. Die Republik ist für sie nicht mehr als ein zeitweiliger Notbehelf: 

solange als die reformistischen Teile der Arbeiterklasse schützend vor ihren Kassenschränken fiehen, 

so lange ist die Republik für sie nützlich, ja unentbehrlich; bricht dieser Damm unter der revolutio-

nären Einwirkung des sozialen Drucks zusammen, so kann ihnen die Republik gestohlen werden, sie 

werden sich an die alte feudale Herrenkaste anklammern und auch die obligate monarchische Spitze 

mit in Kauf nehmen. Um es kurz und deutlich zu sagen: die große Bourgeoisie in Deutschland wird 

so lange republikanisch sein, als die Mehrheit der deutschen Arbeiter reformistisch ist. Da sie aber 

[51] voraussehen, daß die Tage des Reformismus gezählt sind, organisiert und subventioniert dieselbe 

Großbourgeoisie in weiser Voraussicht der Zukunft gleichzeitig die monarchistische Reaktion, deren 

kapitalistische Zuverlässigkeit prinzipiell keinem Zweifel unterworfen ist. Wenn bei der feudalen und 

hohen Bürokratenkaste die Feindseligkeit gegenüber der Republik und ihre Sehnsucht nach der Mo-

narchie zugleich eine Sache des Gefühls ist, so ist dagegen die Rolle der deutschen Großbourgeoisie 

der Republik gegenüber ausschließlich von kalter Berechnung eingegeben. Sie haben im geeigneten 

Moment die Monarchie entlassen, so wie sie einen x-beliebigen Kommis entlassen, sie werden mit 

nicht mehr Skrupeln dem lecken Schifflein der Republik den Fußtritt geben, wenn ihr Conto für sie 

ein Minus aufweist. 

Dann das Kleinbürgertum. Zweifellos vollzieht sich im Kleinbürgertum gegenwärtig eine Schwen-

kung von der Republik zur Monarchie. Bayern, das typischste Kleinbürgerland in Deutschland, ist 

der sprechende Beweis dafür. Die bürgerliche Republik drückt sich für das Kleinbürgertum aus in 

ungeheuren Steuern, in Entwertung des Geldes, in der Pauperisierung des kleinen Rentners durch die 

Geldentwertung, in der Degradierung der Beamtenlaufbahn, die in Deutschland der ersehnte Aufstieg 

des Kleinbürgers war, in der Verteuerung der Lebensmittel, in der übermächtigen Konzentration des 

Finanz- und Industriekapitals, in der Fremdherrschaft. Kurz, die bürgerliche Republik hat auf den 

Kleinbürger zusammen mit dem Arbeiter die Kriegslasten abgeladen. 

So ist es nur die Arbeiterklasse, die ernstlich an die Republik gebunden ist; aber die Arbeiterklasse 

kann nicht gegen die monarchistische Reaktion kämpfen, ohne zugleich an den Ketten ihrer sozialen 

Versklavung zu zerren. Jeder Aufmarsch zum Schutz der bürgerlichen Republik muß zugleich in 

einen Aufmarsch gegen die kapitalistische Ausbeutung, gegen die ungeheuerliche Steuerplünderung 

usw. umschlagen. Hinter der „Verteidigung der Republik“ lauern die „Erfassung der Sachwerte“, die 

„Kontrolle der Produktion“ und andere für die Bourgeoisie äußerst unangenehme Dinge. Das ist der 

entscheidende Grund, warum vom Kapp-Putsch bis zum Rathenau-Mord jede proletarische Massen-

bewegung für die Republik von dem reformistischen Flügel der Arbeiterbewegung auf halbem Wege 

aufgehalten und gebrochen worden ist. Der Klassencharakter der bürgerlichen Republik, die dazu 

verdammt ist, der Arbeiterklasse und dem Kleinbürgertum die Quellen des Lebens zu verschütten, 

sie wachsendem ökonomischen Druck auszusetzen, dieser Klassencharakter muß unfehlbar sich ge-

gen die politische Form wenden, indem er die kleinbürgerlichen Massen abstößt und die proletari-

schen Massen immer wieder im Lauf aufhält und verräterisch im Stich läßt. 

Die dritte französische Republik, auch eine Bourgeoisierepublik, konnte sich in der breiten Volks-

masse fest verankern, weil sie sowohl der Bourgeoisie, wie dem Kleinbürgertum und der Arbeiter-

klasse noch soziale und wirtschaftliche Aufstiegsmöglichkeiten bot. Die deutsche bürgerliche Repub-

lik, ein Kind nicht nur der militärischen Niederlage, sondern zugleich des ökonomischen Zusammen-

bruchs und der nationalen Degradierung, verankert allein in der Klasse, die in ihrem Dasein [52] die 

soziale Revolution verkörpert, ist unrettbar als bürgerliche Republik. 

Diese Einsicht muß unseren Kampf zur Verteidigung der Republik bestimmen, sie unterscheidet uns 

theoretisch und praktisch grundsätzlich von den reformistischen Arbeiterparteien. Die sozialdemo-

kratischen Parteien sind gebunden an den b ü r g e r l i c h e n  K l a s s e n i n h a l t  der Republik; dieser 

bürgerliche Klasseninhalt treibt sie bei jeder Welle proletarischer Massenaktion näher an die Seite 
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der Bourgeoisie, läßt sie aber- und abermals selbst die bürgerliche Demokratie verraten, um der bür-

gerlichen Wirtschaftsordnung willen. Um es handgreiflich auszudrücken: Die Verteidigung der bür-

gerlichen Republik, verkoppelt mit dem Brotwucher, mit der Steuerplünderung, mit steigender kapi-

talistischer Ausbeutung, ist eine aussichtslose, unrettbar verlorene Sache. Jede proletarische Partei, 

die das Fangnetz dieses Widerspruchs nicht zu zerreißen vermag, muß in ihm ersticken. 

Was folgt aus dieser Sachlage politisch für uns Kommunisten ? 

Selbstverständlich nicht, daß wir philosophisch die Arme zu kreuzen haben, wenn die bürgerliche 

Republik bedroht ist. 

Es ergeben sich vielmehr aus dieser Sachlage ganz bestimmte Folgerungen für die konkreten Ziele, 

den Inhalt und die Form unseres Kampfes „zur Verteidigung der Republik“. 

E r s t e n s, die konkreten Ziele. Der Schwerpunkt kann für uns nicht liegen in den gesetzgeberischen 

Akten der bürgerlichen Republik, in dem „Stück Papier“, das sie zu ihrer Verteidigung beschreibt 

oder bedruckt, sondern in der Schaffung proletarischer Exekutiv-, Justiz- und Verwaltungsorgane. In 

der gegebenen Lage ist die „Republik“ wirksam nur zu „retten“, indem ihr bürgerlicher durch einen 

proletarischen Unterbau ersetzt wird. Der Schwerpunkt liegt also nicht in dem „Gesetz zum Schutz 

der Republik“, selbst wenn es so vollendet wäre, wie es unvollkommen ist, er liegt in den proletari-

schen Kontroll-, Ueberwachungs- und Exekutivorganen. Mit anderen Worten: Jeder wirkliche Schritt 

zur „Verteidigung der Republik“ muß ein Schritt organisatorischen Abbaues der bürgerlichen Repub-

lik und organisatorischen Aufbaues der proletarischen Republik, der proletarischen Diktatur sein. Die 

Namen, unter denen das geschieht, sind gleichgültig, die Sache selbst kann im Wesen immer nur die 

Bildung proletarischer Kampf- und Staatsorgane sein. 

Z w e i t e n s, der konkrete Inhalt der „Verteidigung der Republik“. Der Kampf ist mit Erfolg nur zu 

führen, wenn mit den politischen Forderungen soziale Klassenforderungen des Proletariats und des 

Kleinbürgertums verbunden werden. Nimmt man als nächste Etappe einer Regierung der „Verteidi-

gung der Republik“ die „Arbeiterregierung“, so ist klar, daß sie nicht bestehen kann, ohne daß ihr 

Programm die „Erfassung der Sachwerte“, die „Kontrolle der Produktion“ usw. einschließt. Wir müs-

sen unbedingt lernen, den politischen Kampf um die Staatsform inhaltlich zu verbinden mit unseren 

wirtschaftlichen und finanziellen Etappenforderungen, Es ist klar, daß für die reformistischen Par-

teien dies nicht akzeptabel ist, und daß sie im Gegenteil in jedem Augenblick bemüht sind, den ein-

heitlichen und untrennbaren Inhalt des proletarischen Klassenkampfes zu zer-[53]spalten in einen 

rein politischen und einen rein sozialen. In der Verbindung beider Inhalte besteht die besondere Auf-

gabe unserer Partei als der revolutionären Partei des Proletariats. Diese Verbindung ist geradezu der 

Lebensnerv des proletarischen Klassenkampfes. D r i t t e n s, die Form des Kampfes. Als proletari-

scher Klassenkampf erfordert er im gegebenen Stadium die proletarische Einheitsfront und die Ar-

beiterregierung, muß er sich mit aller Schärfe wenden gegen jede Koalitionspolitik. In Deutschland, 

wo die Sozialdemokraten offiziell an die bürgerliche Koalitionsregierung gebunden sind, die Unab-

hängigen bereits offiziell an die Sozialdemokraten und damit halboffiziell an die Koalition – in 

Deutschland muß naturgemäß jede Kooperation mit den sozialdemokratischen Parteien an einen 

Punkt führen, wo sie trachten werden, die Einheitsfront selbst der Koalitionspolitik dienstbar zu ma-

chen, den im Gang befindlichen Kampf abzustumpfen, seinen Inhalt zu kastrieren, seine Ziele un-

schädlich zu machen. Der Abbruch der Kooperation, über den im Anschluß an die Aktion nach dem 

Rathenau-Mord so viel in der Partei diskutiert wird, ist naturgemäß durch zwei Momente bestimmt. 

Entweder dadurch, daß wir stark genug sind, die gemeinsam eingeleitete Bewegung allein weiter zu 

führen und zu steigern, oder dadurch, daß von reformistischer Seite versucht wird, die Einheitsfront 

des Kampfes in eine Einheitsfront des Verrates am Kampfe zu verwandeln. Im ersten Falle fällt dem 

revolutionären Teil die Initiative zu, dem reformistischen Teil vor eine Entscheidung zu stellen, im 

zweiten Falle dem reformistischen Teil. Wie allgemein anerkannt wird, waren wir in der hinter uns 

liegenden Bewegung nicht stark genug, das erste zu tun, die Einheitsfront zerbrach an der Preisgabe 

der Ziele der Bewegung durch den reformistischen Teil. In diesem Falle war natürlicherweise die 
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Aufgabe des revolutionären Teils: das Festbleiben bei den gemeinsam aufgestellten Forderungen und 

die Ueberlassung der Verantwortung für den Bruch der Kooperation den Reformisten. 

Es ist kein Zufall, daß die Einheitsfront tatsächlich zerbrach an den Kontrollausschüssen und an der 

Frage der Getreideumlage. Die Kontrollausschüsse – das waren die K e i m e  proletarischer Kampf- 

und Staatsorgane. Die Getreideumlage – das war der soziale antibürgerliche Inhalt des Kampfes. Die 

praktische Kritik des Versuchs der Reformisten, die bürgerliche Republik als bürgerliche Republik 

zu retten, ist bereits in vollem Gang. Diese praktische Kritik trägt die Ueberschrift: „Orgesch-Bay-

ern“. Es ist ein Kapitel der blutigsten Satire. An uns Kommunisten ist es, nachdem wir alles getan 

haben, um dieses Fiasko zu verhindern, den breitesten Massen seine Lehre klar zu machen, die Lehre, 

daß im heutigen Deutschland die Verteidigung der Republik entweder übergehen muß zu Kampf-

maßregeln und organisatorischen Anfängen proletarischer Diktatur, oder daß wenn es die bürgerliche 

Republik sein soll, die nach Form und Klasseninhalt gerettet werden soll – das Ende nur die Kapitu-

lation, der Verrat, die blutige Satire sein kann. [54] 

* 

Zur Praxis der Einheitsfronttaktik.  
Von E r n s t  M e y e r. 

Theoretisch hat unsere Partei die Taktik der Einheitsfront seit langem in ihr Aktionsprogramm auf-

genommen. Diese Taktik, deren Notwendigkeit aus der allgemeinen Situation entsprang, ist auch 

bereits vielfach in die Praxis umzusetzen versucht worden. Wo immer sich eine Gelegenheit ergab, 

eine einheitliche Aktion der Massen für naheliegende und auch den nichtkommunistischen Arbeitern 

verständliche Ziele zu entfachen, zu steigern oder vorhandene Einzelbewegungen zusammenzufas-

sen, hat unsere Parteiorganisation lokal, bezirksweise oder zentral sie auszunützen versucht. Die 

durch das immer mehr offenere Auftreten der Konterrevolution und dann durch die Ermordung 

Rathenaus geschaffene Erregung gab indessen zum ersten Mal unserer Partei die Möglichkeit, prak-

tisch diese Taktik im großen Maßstab über das ganze Reich zu erproben. Es ist daher verständlich, 

daß die Partei sich rasch über die dabei gewonnenen Erfahrungen verständigen wollte, um zugleich 

die notwendigen Lehren für die Zukunft daraus zu ziehen. Die Sitzung des Zentralausschusses vom 

23. Juli diente diesem Zweck. In sehr ausgedehnten Debatten tauschten die Teilnehmer des Zentral-

ausschusses ihre gewonnenen Erfahrungen, ihre kritischen Bedenken und ihre Vorschläge für die 

Zukunft aus. 

Als das erfreulichste Ergebnis dieser Debatten muß vor allem festgestellt werden, daß, die Partei in 

ihrer Gesamtheit sich eine feste Linie praktischer Arbeit geschaffen hat. Die überwiegende Mehrheit 

der Parteimitgliedschaft hat sich auf Grund eigener Erfahrung ein eigenes Urteil gebildet, bewußt und 

bestimmt ihren politischen Weg beschritten und ist festen Willens, sich von diesem Wege nicht ab-

drängen zu lassen. Bei aller Bereitschaft, selbst Kritik zu üben, lehnte die überwältigende Mehrheit 

des Zentralausschusses es unwillig und entschieden ab, sich in der Ausnützung der Situation durch 

gehäufte und übertriebene Bedenken einzelner Kritiker abhalten zu lassen. Die Mehrheit des Zentral-

ausschusses war sich zugleich ihrer Verantwortlichkeit als Vertreter einer Massenpartei bewußt und 

fand daher auch die richtige Form für die notwendige und berechtigte Kritik, um jede Schädigung der 

zukünftigen Arbeit zu vermeiden. 

Da die Partei zum ersten Male längere Zeit hindurch mit den übrigen Arbeiterorganisationen gemein-

sam operierte und zum ersten Male längerwährende zentrale Verhandlungen mit den übrigen Arbei-

terorganisationen pflog, war es selbstverständlich, daß während der gemeinsamen Aktion und der 

gemeinsamen Verhandlungen die Partei sich immer wieder selbst Rechenschaft ablegen mußte, ob 

sie ihrer Aufgabe als Organisation des entschiedensten und klassenbewußtesten Teils der Arbeiter-

schaft auch gerecht werde. Die Partei mußte einerseits die Gefahr vermeiden, aus Aengstlichkeit und 

Unsicherheit in ihrem Verhalten den übrigen Organisationen das Argument in die Hände zu spielen, 

daß die KPD gar nicht ernsthaft die proletarische Einheitsfront wolle. Andererseits mußte die Partei 

sich vor der noch größeren Gefahr hüten, aus dem Wunsch nach Fühlungnahme mit den übrigen 

Organisationen heraus auf die Darstellung des eigenen kommunistischen Standpunktes auch nur 
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teilweise zu verzichten. Darin hatten die Kritiker im Zentralausschuß recht, daß nirgends eine Orga-

nisation sich absichtlich von der Arbeiterschaft und ihren Organisa-[55]tionen ferngehalten habe, 

Dagegen hat an vielen Orten die Rücksichtnahme auf die übrigen Organisationen zu überflüssigen 

Konzessionen geführt. Diese Konzessionen waren weniger sozusagen positiver Natur. Sie drückten 

sich vielmehr meist nur in zu großer Zurückhaltung der Kritik gegenüber dem Versagen der anderen 

Organisationen und in dem Mangel an Entschiedenheit bei der Durchsetzung der eigenen Forderun-

gen und der wirklich erfolgreichen Kampfesmaßnahmen aus. Die Lage der Orts- und Bezirksorgani-

sationen wurde noch dadurch erschwert, daß die Partei in den zentralen Verhandlungen sich auf Min-

destforderungen und einen gemeinsamen Kampf aller Organisationen für dieses Berliner Abkommen 

festgelegt hatte. Die Zentrale wies zwar während der Kampagne Tag für Tag in ihren Rundschreiben 

darauf hin, daß bei zentralen Verhandlungen die Partei und die Arbeitermassen erst recht für die 

kommunistischen Forderungen in den Betrieben mobilisiert werden müßten, um auf die Spitzenver-

bände einen stärkeren Druck auszuüben. Die durch die zentralen Besprechungen gegebene Zurück-

haltung in der F o r m  der Kritik an den übrigen Organisationen konnte nach außen doch leicht den 

Eindruck erwecken, als ob die Kommunistische Partei nicht mehr wolle und nicht entschiedener aus-

trete als die übrigen Organisationen. Da, wo unsere Partei an Zahl und Einfluß stark ist, war diese 

Hemmung am geringsten. Sie war noch geringer dort, wo unsere Organisation so schwach ist, daß 

die übrigen Organisationen überhaupt darauf verzichten konnten, mit unserer Partei zu verhandeln. 

In der schwierigsten Lage befand sich die Zentrale, weil sie das Kräfteverhältnis im Reichsmaßstabe 

berücksichtigen mußte und weil die Berliner Organisation, deren Druck nach der positiven oder ne-

gativen Seite hin unmittelbar die zentralen Verhandlungen am meisten beeinflußt, im Verhältnis zu 

den übrigen Arbeiterorganisationen so schwach ist, daß die Berliner Genossen sogar in eine stumme 

Demonstration ohne Redner am 4. Juli einwilligen mußten. 

Die Gefahr einer gewissen Unsicherheit während der gemeinsamen Verhandlungen für die Gesamt-

partei wurde dadurch vermehrt, daß – wie die Zentrale selbst zugibt – die Zentrale es versäumte, 

sofort nach der Ermordung Rathenaus in einem offiziellen Aufruf oder durch einen Artikel im Zent-

ralorgan sich ausführlich zu der Situation und den Aufgaben der Partei zu äußern. 

Aber trotz dieser Mängel hat die Partei im allgemeinen absolut richtig gehandelt. Keine Organisation 

ließ sich dazu verleiten, Aktionen auf eigene Faust zu unternehmen, oder Kampfesziele aufzustellen, 

die der Situation nicht entsprachen oder dem Verständnis oder dem Willen der überhaupt aktionsfä-

higen und aktionsbereiten Massen zu weit voraus eilten. Kaum ein Organ unserer Partei verfiel in 

eine Kritik, die nicht unmittelbar an die Situation und an das Verständnis breiterer Arbeiterschichten 

anknüpfte. Kein Parteifunktionär gefiel sich in dem hohlen Scheinradikalismus zahlreicher SPD- und 

USP-Redner, die in dem aufgeregten Stile etwa der rechtssozialistischen Duisburger „Volksstimme“ 

ihren Mangel an wirklichem Aktionswillen zu vertuschen suchten. Die Partei und ihre Presse übten 

die notwendige Kritik an dem Berliner Abkommen und anderen illusionserweckenden gemeinsam 

unterzeichneten Aufrufen. Bei der Bildung von Kontrollausschüssen und bei der Propaganda des Ge-

neralstreiks zur Durchführung des Berliner Abkommens ging unsere Partei überall voran. Die Spra-

che unserer Parlamentsvertreter war im Reichstag und in den Landtagen klar, populär und scharf. Die 

Parlamentsanträge unserer [56] Fraktionen zwangen die übrigen Organisationen überall, vielleicht 

mit einer Ausnahme in Sachsen, zur klaren Entscheidung und damit zur Selbstentlarvung. Eine Un-

zahl von Versammlungen und in Massen verbreitete Flugblätter dienten der Mobilisierung der brei-

testen Schichten. Auch in den Betrieben und Gewerkschaften wurde in den meisten Bezirken tüchtig 

gearbeitet; obgleich hier noch mehr hätte geschehen können. 

Das Resultat dieser zähen und fleißigen Arbeit der Partei und ihre im ganzen richtige Einstellung 

wirkt sich aus in einem gesteigerten Vertrauen der Arbeiterschaft zu unserer Partei. Im Rheinland 

eine nicht unbeträchtliche Zunahme der Leser unserer Parteipresse, in Sachsen eine beachtenswerte 

Zahl von Uebertritten in unsere Partei, im ganzen Reich besser besuchte Versammlungen mit Zuhö-

rern aus USP und SPD – das alles in Verbindung mit dem Bankrott der USP und dem offenen Bruch 

des Berliner Abkommens durch USP, SPD und ADGB hat der KPD eine stärkere Position verschafft 

als je zuvor. 
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Der berechtigte Stolz über die errungenen Erfolge darf selbstverständlich nicht in Selbstzufriedenheit 

umschlagen. Der gewonnene Einfluß muß auch organisatorisch ausgewertet werden. Die Erfolge ver-

pflichten zu neuen Anstrengungen. Die in breiteren Schichten der Arbeiter auftretende Einsicht in das 

Wesen der bürgerlichen Demokratie muß vertieft werden. Aufklärungsarbeit und Vorbereitung für 

neue Kämpfe bei jeder sich zuspitzenden Situation (Bayern!) müssen Hand in Hand gehen. 

Jede Kritik, die der Steigerung der Aktionsfähigkeit unserer Partei dient, ist nur zu begrüßen. Manche 

Arten der Kritik, die erfreulicherweise von der überwältigenden Mehrheit des Zentralausschusses 

scharf zurückgewiesen wurden, konnten dagegen leicht dazu dienen, die allgemeine Linie unserer 

Partei zu verwirren. Die Forderung, künftig oder auch für die nächsten Wochen, zentrale Verhand-

lungen mit den Spitzenverbänden abzulehnen, läuft auf eine rein schematische Einstellung hinaus, 

der grundsätzliche Bedenken gegen die Taktik der Einheitsfront zugrunde liegen und die unserer Par-

tei an der Ausnutzung günstiger Situationen nur hindern könnte. Der von anderen Kritikern ausge-

sprochenen Warnung vor „organisatorischen“ Beziehungen mit den übrigen Verbänden liegt das 

Mißverständnis zugrunde, daß gemeinsame Verhandlungen oder gar gemeinsame Verabredungen 

über Aktionen die organisatorische oder politische Selbständigkeit unsere Partei gefährden könnten. 

Die Betonung der Aktion im Gegensatz zur Propaganda zieht künstlich eine Trennungslinie, die in 

der Praxis des Klassenkampfes nicht besteht. Falsch ist die Einstellung, daß die Kräfteverhältnisse 

zwischen unserer und den übrigen Arbeiterparteien sich bereits derart geändert hätten, daß unsere 

Partei bereits wieder selbständig, und sei es auch nur zu begrenzten Protestaktionen, aufrufen könnte. 

Am gefährlichsten aber ist der Wunsch einzelner Kritiker, daß unsere Partei zwar nicht selbständig 

vorgehen, aber auch größte Zurückhaltung gegenüber Verhandlungen und gegenüber einem gemein-

samen Vorgehen für naheliegende Etappenziele üben solle. Das ist ein Scheinradikalismus, der auf 

Passivität hinausläuft, der unsere Partei von den Arbeitern abkapselt, unsere Partei in der Gewinnung 

politischen Einflusses beschränken und die Entwicklung des Klassenkampfes faktisch hindern würde. 

Der Zentralausschuß empfand instinktiv derartige Kritiker als die schlimmsten Hemmnisse der Partei 

und wies sie sehr entschieden zurück. Auch das ist ein erfreuliches Zeichen der inneren Festigung 

unserer Partei. [57] 

* 

Zur Taktik der Einheitsfront.*)  
Von R u t h  F i s c h e r. 

I. 

Die Bedeutung der Verschmelzung der beiden sozialdemokratischen Parteien läßt sich heute schon 

nach zwei Richtungen hin übersehen. Zunächst stellt sie dar die Schaffung einer besonders günstigen 

Situation in unserem Kampfe um die Gewinnung der Arbeiterklasse für die Revolution; und zwar 

nicht nur infolge der einfachen und leicht zu übersehenden Tatsache, daß der Kampf um das revolu-

tionäre Bewußtsein der Arbeiterschaft leichter zu führen ist, wenn nicht mehr d r e i  Parteien um das 

Proletariat ringen, wenn nicht mehr neben der offenen reformistischen SPD die mit revolutionären 

Phrasen umhüllte USPD steht, sondern vor allem auch deshalb, weil sie p o l i t i s c h  einen Zustand 

schafft, bei dem sich die Koalitionspolitik bis zum legten enthüllen muß. Jede Illusion von der Mög-

lichkeit der Durchsetzung auch nur der einfachsten Arbeiterforderungen auf dem Wege des Burgfrie-

dens wird jetzt bald zerstört werden. Diese politische Bedeutung der Vereinigung klar zu machen, 

der eigenen Partei wie auch der Arbeiterschaft außerhalb der Reihen der Kommunisten, ist deshalb 

von so besonderer Wichtigkeit, weil nur aus einer richtigen Würdigung der Vereinigung der sozial-

demokratischen Parteien man sich innerhalb der Kommunistischen Partei wird vor der Illusion be-

wahren können, als ob der Klärungsprozeß der Arbeiterschaft nun so gehen würde, daß mit der Ver-

einigung der beiden sozialdemokratischen Parteien große Absplitterungen der USP-Organisationen 

und starke zahlenmäßige Uebertritte zur Kommunistischen Partei s o f o r t  erfolgen m ü s s e n. Ge-

rade weil die Vereinigung der Sozialdemokratischen Parteien uns, der Kommunistischen Partei, ein 

 
*) Der Aufsah der Gen. R. F. erscheint als Diskussionsartikel. Die Red. d. „I.“ 
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besonders günstiges Kampffeld verschafft, gerade deshalb muß man aussprechen, daß sich die Ver-

einigung der Sozialdemokratie z u n ä c h s t  auswirken wird als eine S t ä r k u n g  d e r  B o u r g e o i -

s i e. Bedeutet doch der Uebertritt der USPD in das sozialdemokratische Lager nicht nur die Aufgabe 

der scheinrevolutionären Phraseologie dieser Partei der Halbheit, sondern zunächst auch die Abwen-

dung eines großen Teiles der USPD-Arbeiter vom Glauben an die Möglichkeit der Durchsetzung 

ihrer Forderungen mit revolutionären Mitteln. Es wäre töricht, an der Tatsache vorüber zu gehen, daß 

Organisationen der USPD, wie z. B. Berlin, die noch vor wenigen Monaten die Hilferding-Leute aus 

der Freiheits-Redaktion entfernt haben, die einmütig gegen die Hilferdingpolitik protestiert haben, 

daß dieselben Organisationen jetzt mit großer Mehrheit in das Lager der Reformisten übergehen. 

Nach dem jahrelangen heftigen Kampfe, der von Seiten der USPD gegen die Koalitionspolitik der 

Scheidemänner geführt worden ist, bedeutet diese „plötzliche“ Hinwendung zur Koalitionspolitik 

eine tiefgehende Enttäuschung der USPD-Arbeiter, nicht nur an ihrer eigenen Partei, sondern auch 

an ihrem Programm, bedeutet sie eine S t i m m u n g  d e s  P a z i f i s m u s  u n d  d e r  P a s-[58]s i v i -

t ä t, die ihre Wurzeln in den fortwährenden Niederlagen des deutschen Proletariats hat. 

Gewiß kann man einwenden, daß dieser Umfall der USPD im Wesen dieser Partei selbst begründet 

liegt; daß selbst eine USP nicht ungestraft spielen darf mit anonymer Koalitionspolitik und zweideu-

tiger Haltung in allen wesentlichen politischen Fragen, die in kritischen Situationen immer wieder 

konterrevolutionär wurde. Aber die tiefsten Ursachen dieses Umschlagens der Stimmung der USPD-

Arbeiter liegen in dem veränderten Tempo der revolutionären Entwicklung seit 1920. Die Schwierig-

keiten wachsen für die Arbeiterschaft von Tag zu Tag. Zugleich wachsen die Machtpositionen der 

Bourgeoisie und mit der Steigerung der Macht der Bourgeoisie beschleunigt sich das völlige Ueber-

laufen der SPD-Führer und Gewerkschaftsbürokraten in das Lager der Arbeitsgemeinschaften und 

des Burgfriedens. W i r  s t e h e n  a l s o  h e u t e  i n  e i n e r  E n t w i c k l u n g, d i e  d u r c h  d i e  

U S P D  d i e  K l a s s e n g e g e n s ä t z e  e r s t  r e c h t  a u f  d i e  S p i t z e  t r e i b t  u n d  d e n  G e -

g e n s a t z  z w i s c h e n  d i e s e r  P o l i t i k  d e r  S o z i a l d e m o k r a t e n  u n d  d e n  n o t w e n d i -

g e n  F o r d e r u n g e n  d e r  A r b e i t e r s c h a f t  a u f s  S c h ä r f s t e  a u f z e i g e n  w i r d. Die Ent-

wicklung der Massen zum Kommunismus wird sich nicht vollziehen in einer geraden Linie des or-

ganisatorischen Ueberspringens der USP-Arbeiter zur Kommunistischen Partei, sondern darin, daß 

in den nächsten Wochen und Monaten die reformistischen Illusionen bei einem Teil der deutschen 

Arbeiterschaft zunächst sich n o c h  v e r s t ä r k e n; allerdings nicht im Sinne eines Glaubens an „die 

Demokratie“ – dieser Glaube an die „Demokratie an sich“ ist durch vier Jahre deutscher Revolution 

reichlich genug erschüttert worden –, sondern in der Illusion, daß die „große sozialdemokratische 

Partei“ mit ihren 189 Abgeordneten im Parlament kraft der Organisation imstande sein wird, neben 

einer energischen Durchsetzung der Arbeiterforderungen gegenüber der Reaktion auch die wirt-

schaftliche Lage des Proletariats zu verbessern. 

Die Zuspitzung der wirtschaftlichen Lage in Deutschland und die unausbleiblichen Lohnkämpfe und 

Kämpfe gegen die Teuerung werden jedoch erst recht die von dem Phantom der großen sozialdemo-

kratischen Partei angezogenen Arbeitermassen zurückwerfen in eine der Politik des Burgfriedens und 

der Arbeitsgemeinschaft f e i n d l i c h e  Stellung. D a b e i  i s t  n o c h  z u  b e a c h t e n, d a ß  n e u e  

P r o v o k a t i o n e n  d e s  r e c h t e n  F l ü g e l s  d e r  B o u r g e o i s i e  u n d  V e r w i c k l u n g e n  

m i t  B a y e r n  u n e r w a r t e t e  u n d  ü b e r r a s c h e n d e  S i t u a t i o n e n  g e n u g  s c h a f f e n  

k ö n n e n. Die von der sozialdemokratischen Partei dann zurückströmenden Arbeitermassen wenden 

sich dann von der Stinnes-Wirth-Scheidemann-Crispien-Politik ab. Diese Arbeitermassen erst wer-

den die organisatorische, ausschlaggebende Verbreiterung der Kommunistischen Partei ermöglichen. 

II. 

Untersucht man näher, unter welchen Parolen der Uebertritt der USPD zur SPD sich vollzieht, so 

steht im Vordergrunde der Argumente der Befürworter der Koalitionspolitik d a s  S c h l a g w o r t  

d e r  „E i n h e i t s f r o n t“. Ja, die Schlachten innerhalb der USPD-Organisationen werden im wesent-

lichen siegreich geschlagen [59] mit der Begründung: man müsse doch in der Einheitsfront kämpfen. 

Die Kommunisten hätten sich „leider“ nicht bewährt, deshalb bliebe nichts anderes übrig, als zur SPD 

zu gehen. Aber es ist ohne weiteres klar, daß hier das Schlagwort von der Einheitsfront einen ganz 
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anderen Sinn erhält als den, d e n  d i e  K a m p f l o s u n g  d e r  K o m m u n i s t i s c h e n  P a r t e i  i n  

d e n  l e t z t e n  M o n a t e n  h a t t e. Die Einheitsfronttaktik bedeutet nach der Auffassung der Kom-

munisten: die Zurückstellung der Endforderungen einer revolutionären Partei, damit möglichst breite 

Massen in den Kampf geführt werden können, für engbegrenzte Ziele, die aus den augenblicklichen 

Tagesnöten hervorwachsen i n  d e m  B e w u ß t s e i n, d a ß  h e u t e  j e d e r  K a m p f, a u c h  u m  T a -

g e s f o r d e r u n g e n, ü b e r  s i c h  h i n a u s w a c h s e n  m u ß  u n d  s i c h  u m w a n d e l n  m u ß  i n  

r e v o l u t i o n ä r e  A u s e i n a n d e r s e t z u n g e n  z w i s c h e n  B o u r g e o i s i e  u n d  P r o l e t a -

r i a t; bei den USP-Führern läuft die Einheitsfrontphraseologie im wesentlichen auf die Anschauung 

hinaus, daß d i e  U r s a c h e n  d e r  N i e d e r l a g e  d e s  P r o l e t a r i a t s  e i n z i g  u n d  a l l e i n  d i e  

S p a l t u n g  s e i, daß die zahlenmäßige Schwächung der Arbeiterorganisationen der Bourgeoisie die 

Eroberung ihrer Machtposition ermöglicht hat, und daß für einen Fortschritt der Arbeiterbewegung 

nichts anderes notwendig sei als eine m ö g l i c h s t  g r o ß e  O r g a n i s a t i o n  u n d  e i n  A u f h e -

b e n  d e r  S p a l t u n g. Das ist der Köder, mit dem die USP-Führer die Arbeiterschaft ins Garn lo-

cken. Diese wissen ganz genau, daß sie die große sozialdemokratische Partei nicht für den revolutio-

nären Klassenkampf, sondern für Burgfriedenspolitik wollen. Aber daß dieser Köder so lockend wirkt 

für die USPD-Arbeiter, das erklärt sich eben aus der Ueberschätzung der Organisation an sich, die 

der deutschen Arbeiterbewegung von jeher eigentümlich war, und aus der allgemeinen Stimmung der 

Schwäche und Passivität. Es ist ganz klar: will die Kommunistische Partei die Arbeitermassen für 

den Kommunismus gewinnen, so muß sie d i e s e  Auffassung der Einheitsfront, d i e s e  Einstellung, 

a l s  o b  d i e  F r a g e  d e s  K l a s s e n k a m p f e s  l e d i g l i c h  e i n e  F r a g e  d e r  O r g a n i s a t i o n  

w ä r e, m i t  d e r  g r ö ß t e n  S c h ä r f e  b e k ä m p f e n  u n d  i n  i h r e r  e i g e n e n  P o l i t i k  v o n  

s o l c h e r  V e r w i r r u n g  d e r  E i n h e i t s f r o n t t a k t i k  v ö l l i g  f r e i  h a l t e n. Diese Vorausset-

zung, ist unbedingt notwendig, weil nur die U e b e r w i n d u n g  d i e s e r  I l l u s i o n e n  den Weg in 

Deutschland frei machen wird zu einer Politik des Klassenkampfes. Ferner ist es klar, daß, wenn die 

Komm. Partei in ihrer Propaganda diese organisatorische Auffassung der Einheitsfront stärten würde, 

sie damit den Z u s t r o m  d e r  A r b e i t e r m a s s e n  z u r  P a r t e i  s e l b s t  d i r e k t  v e r h i n d e r n  

w ü r d e, d e n n  d i e  o r g a n i s a t o r i s c h e  A u f f a s s u n g  d e r  E i n h e i t s f r o n t  v e r s t ä r k t  

n i c h t  n u r  d a s  G e f ü h l  d e r  S c h w ä c h e  u n d  d e r  P a s s i v i t ä t, s o n d e r n  f ü h r t  i n  d e r  

P s y c h o l o g i e  d e s  p r i m i t i v e n  A r b e i t e r s  n a t ü r l i c h  n i c h t  n u r  z u r  U e b e r s c h ä t -

z u n g  d e r  O r g a n i s a t i o n  a n  s i c h, s o n d e r n  z u r  S c h ä t z u n g  d e r  g r ö ß t e n  O r g a n i -

s a t i o n  ü b e r h a u p t, und das ist vorläufig noch die SPD. Deshalb wird die Position der KPD nur 

gestärkt durch eine fortwährende scharfe Selbstkritik und Ueberprüfung der Partei und ihrer Taktik; 

die Linie der kommunistischen, der revolutionären Massenpartei gegenüber der reformistischen Mas-

senpartei so hervorzuarbeiten, daß in den kommenden Kämpfen alle revolutionär gesinnten Arbeiter 

zu uns getrieben werden. [60] 

III. 

Die organisatorische Auffassung der Einheitsfronttaktik spielt jetzt nicht nur bei der USP eine be-

stimmte Rolle in den Parteidebatten, sondern hat auch bereits einmal innerhalb der KPD zu schweren 

Auseinandersetzungen geführt. Die A u s e i n a n d e r s e t z u n g  m i t  d e r  K A G  war nichts anderes 

als eine Auseinandersetzung mit einer Auffassung, deren Perspektive, Programm und Taktik darin 

bestand, d a ß  j e n e  e i n e  U r s a c h e  d e s  l a n g s a m e n  T e m p o s  d e r  d e u t s c h e n  R e v o l u -

t i o n  i n  d e r  S p a l t u n g, i n  d e r  o r g a n i s a t o r i s c h e n  S c h w ä c h e  d e r  K o m m u n i s t i -

s c h e n  P a r t e i  e r b l i c k t e n, und deren Heilmittel schließlich darin bestand, eine ständige und 

dauernde Koalition mit den anderen Arbeiterparteien vorzuschlagen; das hat in seinen Konsequenzen 

nicht nur zu der völligen Verwischung des Gesichts der Kommunistischen Partei, sondern überdies 

zur Anbindung der KPD an die Burgfriedenspolitik der Menschewisten und zu ihrer schließlichen 

völligen Liquidierung führen müssen. Die P a r t e i  h a t  d a m a l s  d i e s e  A u f f a s s u n g  d e r  E i n -

h e i t s f r o n t t a k t i k  b e k ä m p f t  u n d  d i e  E r k e n n t n i s  g e w o n n e n, d a ß  d i e  r i c h t i g e  

E i n h e i t s f r o n t t a k t i k  d a r i n  b e s t e h t  („O f f e n e r  B r i e f“), z u  v e r s u c h e n, f ü r  T a -

g e s f o r d e r u n g e n  d i e  A r b e i t e r s c h a f t  i n  d e n  K a m p f  z u  f ü h r e n  a u s  d e r  E r -

k e n n t n i s, d a ß  j e d e r  K a m p f  h e u t e  i n  D e u t s c h l a n d, u n d  s e i  e s  u m  2 P f g. 
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L o h n e r h ö h u n g , e i n e  r e v o l u t i o n ä r e  A u s w i r k u n g  r i n g e n  k a n n. D a s  V e r h a n -

d e l n , d a s  S i c h-B i n d e n  a n  d i e  S p i t z e n, d a s  E i n g e h e n  v o n  B ü n d n i s s e n  i s t  n i c h t  

d i e  F r a g e  d e s  P r i n z i p s, s o n d e r n  e i n e  F r a g e  d e r  Z w e c k m ä ß i g k e i t, wobei die Partei 

zwar immer ihre prinzipielle Bereitwilligkeit mit den anderen Arbeiterorganisationen zusammenzu-

gehen zu betonen hat, jedoch nur u n t e r  d e r  V o r a u s s e t z u n g, d a ß  d i e s e s  Z u s a m m e n g e -

h e n  w e d e r  e i n e  B e s c h r ä n k u n g  d e r  k o m m u n i s t i s c h e n  P r o p a g a n d a, n o c h  e i n  

Z u s a m m e n g e h e n  z u r  T ä u s c h u n g  d e r  A r b e i t e r m a s s e n  s e i n  d a r f, s o n d e r n  n u r  

e i n  M i t t e l, u m  g e m e i n s a m  d a s  P r o l e t a r i a t  i n  K ä m p f e  h i n e i n z u f ü h r e n. Diese 

richtige Auffassung von der Einheitsfronttaktik setzte sich, wie gesagt, in der Partei restlos durch, 

aber die Schwierigkeiten in Deutschland sind heute so groß, und die Kommunistische Partei ist trotz 

ihrer großen Erfahrungen als Partei noch so jung, daß sich in der Folge weder theoretische noch 

praktische Abschwenkung von dieser einmal gefundenen Linie ganz vermeiden ließen. Die Kritik an 

diesen Abweichungen ist jetzt n i c h t  n u r  geboten i m  I n t e r e s s e  d e r  i d e o l o g i s c h e n  K l a r -

h e i t, s o n d e r n  s i e  i s t  e i n  E r f o r d e r n i s  d e r  S t u n d e  a n g e s i c h t s  d e r  V e r e i n i g u n g  

d e r  S o z i a l d e m o k r a t i e n. 

IV. 

Die Kommunistische Partei ist in den letzten Monaten durch drei Bewegungen gegangen, in denen 

sie überall versucht hat, die Taktik der Einheitsfront anzuwenden. Aus diesen Bewegungen ging sie 

gestärkt und gefestigt hervor. In diesen drei Bewegungen hat die KPD die Taktik der Einheitsfront 

nicht gleichförmig angewandt, sondern mit Unterschieden, die zum Teil in der Situation begründet 

waren. 

[61] Im E i s e n b a h n e r s t r e i k  beschränkte sich die KPD darauf, die Parolen, die die Massen der 

Streikenden und der mit den Streikenden Sympathisierenden ausgaben, zu unterstützen und sie nur 

sehr vorsichtig und allmählich zu erweitern. Irgendwelche Verhandlungen oder Bündnisse mit den 

Spitzenorganisationen konnten hier schon deshalb nicht stattfinden, weil die Spitzenorganisationen 

dem Streik von Anfang an unverhüllt feindlich gegenüberstanden und an nichts anderes dachten, als 

an seine Abwürgung, und das auch ganz offen zugaben. Die Partei wandte sich an ihre Presse mehr-

mals mit vollster Entschiedenheit und Klarheit an den ADGB und an die sozialdemokratischen Par-

teien und verlangte eine Unterstützung der Streikenden und eine W e i t e r f ü h r u n g  d e r  B e w e -

g u n g. D i e s e  T a k t i k  h a t  d e r  P a r t e i  e i n e n  v o l l e n  E r f o l g  g e b r a c h t. Die Enttäu-

schung der Arbeiter an den ADGB-Führern nach dem Niederbruch des Streiks war groß; die KPD 

nahm nicht nur an Mitgliedern und Abonnenten zu, ihre ganze Anziehungskraft, i h r e  W e r b e -

k r a f t, i h r  A n s e h e n  in der Arbeiterschaft war erhöht, das Selbstbewußtsein der Partei gesteigert. 

In der Bewegung um die N e u n e r k o m m i s s i o n, um die Einberufung des Arbeiterweltkongresses, 

war die Situation von vornherein nicht so günstig wie die Entwicklung der revolutionären Bewegung. 

Die Kommunistische Internationale ging in die Verhandlungen und den Spitzenorganisationen, 

machte dort sogar bestimmte Zugeständnisse, stellte aber eine Reihe von Forderungen, vor allem die 

ultimative Forderung des Arbeiter-Weltkongresses, die zu einer Enthüllung der Sabotage der Inter-

nationale 2 und 2½ führten. Der Abbruch der Verhandlungen durch die KI., die ultimative Aufstel-

lung der Forderung des Arbeiterweltkongresses gaben der Kommunistischen Partei Gelegenheit, eine 

großzügige Kampagne gegen die Menschewisten aller Schattierungen und für die Kommunistische 

Internationale zu entfalten. 

Wieder anders ging die KPD vor in der Bewegung anläßlich der E r m o r d u n g  R a t h e n a u s. Hier 

wandte sie sich von allem Anfang an die Spitzenorganisationen zwecks Einleitung von Verhandlun-

gen. Die Partei ging hier so weit, ein Abkommen mit den Menschewisten zu unterzeichnen, das nicht 

nur eine Reihe von unzulänglichen Parolen enthielt, sondern auch in seinem ganzen Grundton die 

Tendenz auswies, die demokratischen Illusionen der Arbeiterschaft zu stärken. Die Partei unter-

schrieb dieses Abkommen. Die Partei unterschrieb dieses Abkommen, um der Arbeiterschaft zu be-

weisen, daß die Spitzenorganisationen nicht einmal um die minimalsten Forderungen den Kampf 

ehrlich durchführen wollen, und um den Spitzenorganisationen nicht den Vorwand zu geben, daß die 
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Kommunisten sich vom gemeinsamen Kampf ausschließen. D a s  B e r l i n e r  A b k o m m e n  

b r a c h t e  e i n e  E i n s c h r ä n k u n g  d e r  p o l i t i s c h e n  B e w e g u n g s f r e i h e i t  d e r  K P D. 

Die Partei war auch in der Wahrung dessen gehemmt, was man das kommunistische Gesicht genannt 

hat und die langwierigen Verhandlungen mit den Spitzenorganisationen und die Verpflichtung, nicht 

weitergehende Parolen als diese aufzustellen, haben praktisch in den Organisationen zu mancherlei 

Abweichungen in der Richtung der o r g a n i s a t o r i s c h e n  Auffassung der Einheitsfronttaktik ge-

führt. Ebenso schränkte diese Taktik auch die B e w e g u n g s f r e i h e i t  d e r  P r e s s e  e i n. 

Die Gegenüberstellung dieser drei Bewegungen und der Vergleich der Mittel, die die Partei bei der 

Durchführung angewandt hat, [62] zeigt nicht nur klar das Wesen der Taktik der Einheitsfront, son-

dern auch die Fehler und die Gefahren, die vorhanden sind. 

Der Zentralausschuß der KPD hat das Verhalten der Partei während der Rathenau-Kampagne 

g r u n d s ä t z l i c h  g e b i l l i g t. E s  w a r  r i c h t i g, n i c h t  v o n  A n f a n g  a n  w e i t e r g e h e n d e  

P a r o l e n  f ü r  d i e  G e s a m t a r b e i t e r s c h a f t  a u f z u s t e l l e n; es war richtig, nur langsam und 

vorsichtig diese Parolen zu erweitern; es w a r  r i c h t i g  d i e  B e r e i t w i l l i g k e i t  z u  z e i g e n, mit 

den Spitzenorganisationen im Kampfe zusammenzugehen. Aber der Zentralausschuß hat auch man-

ches kritische Wort gesprochen darüber, daß bei der Durchführung der Taktik auch Fehler unterlaufen 

sind, die nicht nur als Einzelfehler zu betrachten sind, s o n d e r n  a u f  e i n e  g e w i s s e  V e r w i r -

r u n g  i n  d e r  A u f f a s s u n g  d e r  E i n h e i t s f r o n t t a k t i k  h i n w e i s e n. Man kann sehr vieles 

einzeln tadeln, z. B., um nur einen der wesentlichen Punkte zu nennen, d a ß  n i c h t  u n m i t t e l b a r  

a n  d a s  B e r l i n e r  A b k o m m e n  s i c h  a n s c h l i e ß e n d, e i n e  e i g e n e  k l a r e  E r k l ä r u n g  

d e r  K o m m u n i s t i s c h e n  P a r t e ig e g e b e n  w u r d e; aber das wesentliche ist, daß das zau-

dernde zurückhaltende und nicht genügend selbständige Auftreten der Partei zum Teil jener USPD-

Vorstellung von der organisatorischen Form der Einheitsfront entsprang, und daß diese Dinge be-

kämpft werden müssen, v o r  a l l e m, u m  d i e  A k t i v i t ä t  d e r  P a r t e i  z u  f ö r d e r n, u n d  a u c h, 

u m  s i e  v o r  n o c h  g e f ä h r l i c h e r e r  V e r w i r r u n g  z u  b e w a h r e n. Der Zentralausschuß hat 

sehr richtig erkannt, daß diese Auffassung „konsequenterweise zu reformistischen Abweichungen 

führen muß“, hat sich auch nicht verhehlt, daß diese reformistischen Abweichungen auch während 

dieser Bewegung nicht ganz vermieden worden sind. So heißt es in der Resolution des ZA: 

„Darüber hinaus muß die KPD in Agitation und Propaganda stets die Endziele im Auge behalten und 

die Notwendigkeit ihrer Verwirklichung den Arbeitern klar machen. Einzelne Organe der Partei haben 

im Interesse eines gemeinsamen Kampfes und zur Herstellung der Einheitsfront schon zu weitgehende 

Konzessionen an andere Arbeiterorganisationen gemacht, zuweilen hat die übertriebene Furcht, iso-

liert zu werden, die notwendige Kritik an dem Zögern und an dem mangelnden Kampfwillen der üb-

rigen Spitzenorganisationen unnötigerweise zurückgedrängt. I n  e i n z e l n e n  F ä l l e n  w u r d e  s o -

g a r  d i e  N o t w e n d i g k e i t  d e s  u n b e d i n g t e n  Z u s a m m e n g e h e n s  m i t  d e n  a n d e r e n  

O r g a n i s a t i o n e n  ü b e r  d i e  w e s e n t l i c h s t e n  G r u n d s ä t z e  d e r  r e v o l u t i o n ä r e n  

I d e o l o g i e  u n s e r e r  P a r t e i  g e s t e l l t, w a s  i n  b e s o n d e r s  k o n k r e t e n  S i t u a t i o n e n  

k o n s e q u e n t e r  W e i s e  z u  r e f o r m i s t i s c h e n  A b s c h w e n k u n g e n  f ü h r e n  k a n n.“ 

Trotz mancher Unklarheiten in der Formulierung enthält dieses Zitat aus der Resolution doch im 

wesentlichen eine Warnung an die Partei vor reformistischen Abschwenkungen und ideologischer 

Verwirrung. Diese Linie noch schärfer herauszuarbeiten, sie in der Partei zu verankern, wird vor 

allem auch die Aufgabe der Wochen vor dem Parteitag im Ringen um die programmatische und tak-

tische Plattform zum Parteitag und Weltkongreß sein. 

V. 

Es kann nicht verschwiegen werden, daß diese Auffassung der Einheitsfront i m  Z e n t r a l a u s -

s c h u ß  n o c h  n i c h t  g e n ü g e n d  k l a r  u n d  n i c h t  o h n e  g r o ß e  W i d e r s t ä n d e  h e r -

a u s g e-[63]a r b e i t e t  w o r d e n  i s t, und zwar unter dem merkwürdigen Umstand, daß verschie-

dene Redner der Zentrale, darunter auch der Referent und verschiedene Vertreter der Bezirke, die 

Gefahr der reformistischen Abschwenkung der Partei nicht nur nicht sehen wollten, sondern auch 

heftige Attacken gegen die „Linken“ ritten; natürlich unter derselben Formel, mit der das Levi gegen 
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Ledebour jetzt tut; „die ‚Linken‘ seien ‚g e g e n  d i e  E i n h e i t s f r o n t‘ ü b e r h a u p t“. Ganz abge-

sehen davon, daß die E i n h e i t s f r o n t t a k t i k  n i c h t  d a s  „P r o g r a m m“ der KI. ist und deshalb 

eine etwaige Gegnerschaft gegen diese Taktik noch kein Verbrechen am Kommunismus wäre, muß 

doch festgestellt werden, daß es i n n e r h a l b  d e r  d e u t s c h e n  P a r t e i  h e u t e  k e i n e  G e g n e r  

d e r  T a k t i k  d e r  E i n h e i t s f r o n t  g i b t; allerdings gibt es Gegner einer Strömung, w e l c h e  

d i e  T a k t i k  d e r  E i n h e i t s f r o n t  z u m  P r o g r a m m, z u m  a l l e i n  s e l i g m a c h e n d e n  

P r i n z i p  d e r  K o m m u n i s t i s c h e n  I n t e r n a t i o n a l e  m a c h e n  m ö c h t e und die die prakti-

schen Konsequenzen dieser Politik für die KPD daraus ziehen will. Es muß aber, um der Wahrheit 

die Ehre zu geben – gesagt werden, daß geschichtlich gesehen, die Linke in der KPD konsequent die 

Taktik der Einheitsfront befolgt hat. Es sei nur erinnert an den Streik im Waldenburger Revier mit 

seinen innerparteilichen Konferenzen, an solche Konferenzen im Ruhrrevier, an der Wasserkante, an 

die Sechserkommission in Berlin und an die Durchkämpfung der Parole der A r b e i t e r r e g i e r u n g, 

gegenüber auch einem Teil derjenigen, die sich heute ihre Polemik sehr leicht machen mit dem nichts-

sagenden Argument „die Kritiker seien überhaupt gegen die Einheitsfront“, während sie früher mit 

derselben Heftigkeit die interparteilichen Konferenzen ablehnten und die Zentralparole der Taktik, 

die Parole der Arbeiterregierung völlig mißverstanden und schon gar denunzierten als unzulässige 

„Abschwenkung“. 

Die Resolution des Zentral-Ausschusses setzte sich durch gegen den Referenten und gegen einen 

großen Teil derjenigen Zentral-Ausschußmitglieder, die überhaupt keine Fehler und auch eine refor-

mistischen Abschwenkungen sehen wollten. Sie ist zwar ein Kompromiß, aber eines, d a s  m e h r  

v o m  G e i s t e  d e r  b e k ä m p f t e n  K r i t i k e r  e n t h ä l t, a l s  v o m  G e i s t  i h r e r  B e k ä m p f e r. 

Das zeigt nunmehr, daß die theoretische Klärung in den Auseinandersetzungen mit der KAG doch 

soweit gediehen ist, daß die Partei klare Formulierungen g e g e n  r e c h t s  sucht. 

* 

Es gibt Genossen in der Partei, die jede Kritik heute für schädlich halten im Interesse der Propaganda 

und der Werbekraft. Wie falsch das ist, haben wir oben schon auseinandergesetzt. Und es sei wieder-

holt, d a ß  d i e  K o m m u n i s t i s c h e  P a r t e i  d i e  A r b e i t e r m a s s e n  n u r  a n z i e h e n  w i r d, 

w e n n  s i e  i n  s i c h  k l a r  i s t, w e n n  s i e  d i e  r e v o l u t i o n ä r e  P a r t e i  d e s  d e u t s c h e n  

P r o l e t a r i a t s  i s t, die unerschütterlich ihren Weg verfolgt und den Kampf aufnimmt um die Er-

oberung der Arbeitermassen, die unerschütterlich kämpft gegen alle Illusionen und Verdunkelungs-

künste der Reformisten. Sie wird und sie muß die Taktik der Einheitsfront anwenden, als ein Schwert 

im Klassenkampfe, und das deutsche Proletariat wird nach so vielen Rückschlägen und Enttäuschun-

gen wieder vorwärts marschieren, v e r e i n t  i m  K a m p f e  gegen Elend, Hunger und Ausbeutung, 

v e r e i n t  i m  K a m p f e  f ü r  d i e  R e v o l u t i o n! [64] 

* 

Ein Versuch mit der „Einheitsfront“ im Schulkampfe.  
(Die Elternbeiratswahlen in Groß-Berlin).  

Von F. A u s l ä n d e r. 

II. 

So war die Lage, als die Zentrale der Kommunistischen Elternräte Groß-Berlins sich an die Spitze 

dieser Bewegung stellte, um sie in die allgemeinen Bahnen der Parteipolitik zu lenken. Nach der 

Ermordung Erzbergers gingen unsere Bemühungen dahin, die in der Arbeiterschaft entstandene Be-

wegung gegen die drohende reaktionäre Gefahr auch für den Schulkampf auszunutzen und eine Ver-

bindung mit den Elternbeiratszentralen der SPD und USPD zum Z w e c k e  g e m e i n s a m e r  

s c h u l p o l i t i s c h e r  A k t i o n e n  zustande zu dringen. (Schreiben vom 13.9.21). 

Die von uns damals vorgeschlagenen Kampfziele waren s c hu l p o l i t i s c h e r  A r t, aktuelle Tages-

forderungen, wie sie damals in der Luft lagen, die ergänzten (Wir ergänzten sie später durch soziale 

und pädagogische Forderungen). Wir riefen auf zum Kampf für die Säuberung der Schulaussichtsbe-

hörden von notorischen Anhängern der antirepublikanischen Reaktion, zur Entfernung der 
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Monarchen-, Kriegs- und Kriegsheldenbilder, Säuberung der Lehrbücher und Bibliotheken von mo-

narchistischem und militaristischem Schrifttum, Erweiterung der Elternrechte in der später im Wahl-

abkommen (s. u.) formulierten Richtung. 

In der Tat wurden diese Forderungen auch von den E l t e r n v e r t r e t e r n  der beiden andern Parteien 

als eine Verhandlungsgrundlage anerkannt. Dann aber setzten merkwürdige monatelange Stockungen 

in den zur Gründung eines s t ä n d i g e n  p a r i t ä t i s c h e n  A k t i o n s a u s s c h u s s e s angeknüpften 

Verhandlungen ein. Erst als wir in der „Roten Fahne“ öffentlich Alarm schlugen und man an die 

Elternbeiratswahlen denken mußte, deren Termin man damals im März erwartete, kamen die Bespre-

chungen in Fluß. Am 11. M ä r z  d. Js. kam dann für diese Wahlen der Wahlvertrag zum Abschluß, 

der weiter unten behandelt werden wird. 

Wir betonen: die Absicht der Kommunistischen Elternbeiratszentrale ging also in Uebereinstimmung 

mit der Reichszentrale und dem Berliner Bezirksvorstand – dahin, die Möglichkeit eines gemeinsa-

men Kampfes von einzelnen dringenden Gegenwartsaufgaben zu erproben. Denken wie uns etwa den 

Kampf gegen den „Lesebuch-Skandal“ in den Schulen aller Bezirk, in denen sozialistische Elternbei-

räte sitzen, gleichzeitig aufgenommen, die Elternschaft mobil gemacht, die Schulbehörde zur Ent-

scheidung gedrängt und in Verbindung mit den Fraktionen in den städtischen Körperschaften gegen 

die Benutzung dieser Bücher aus der Hohenzollernzeit eine bis zur Verweigerung der Anschaffung, 

nötigenfalls bis zum Schulstreik sich steigernde Bewegung durchgeführt. Es handelte sich dabei im-

mer wie bei allen Forderungen nicht um kommunistische Zielforderungen, sondern um Dinge, zu 

deren Durchführung g e r a d e  d i e  r e g i e r e n d e  r e p u b l i k a n i s c h-d e m o k r a t i s c h e  P a r t e i  

d e r  S P D  v e r p f l i c h t e t  i s t. 

Nach dem oben Dargelegten ist es verständlich, daß die einflußreichsten Führer der SPD, sobald sie 

von den Verhandlungen der Arbeitervertreter Kunde bekamen, die Bremse ansetzten. Daher der 

schleppende Gang der Verhandlungen, sobald es sich um die Zustimmung der „Spitzen“ handelte. 

Wenn schon, wie gezeigt, die allgemeine schulpolitische „Linie“ der SPD sich nicht mit einer prole-

tarischen Einheitsfront verträgt, so kommen hier noch besondere Bedenken hinzu, wo es sich um die 

Elternräte handelte. Denn von Anfang an hat die Parteileitung der SPD die Elternbeiräte nicht als 

Organe des Klassenkampfes aufgefaßt, sondern als rein pädagogische Institution, bestimmt zur 

Ueberbrückung des Gegensatzes zwischen „Schule und Haus“. Diese Tendenz beherrscht die offizi-

elle SPD-Literatur vollkommen. Sie drückt sich klar aus in dem Elternbeiratserlaß des Ministers 

Hänisch, in der von der Parteileitung den sozialdemokratischen Elternräten wiederholt zum Bezug 

empfohlenen [65] Zeitschrift „Der Elternrat“ des rechtssozialistischen Regierungsrats Wille, in dem 

von der SPD für Elternräte auch sonst herausgegebenen Material, in den Kundgebungen des sozial-

demokratischen Lehrertages. Diese Harmonieduselei, die darauf hinausläuft, die Elternräte zu harm-

losen pädagogischen Kränzchen zu machen, hat das meiste dazu getan, die Elternräte von innen her-

aus zu entmannen. 

Und nun war es die ausgesprochene Tendenz der von den Kommunisten angeregten Aktionsgemein-

schaft, die Elternräte zum K a m p f e  zu führen. Was tun? Die SPD-Arbeiter, die tagtäglich die Re-

aktion spüren, wollen kämpfen. Wie bei den Gewerkschaften muß die SPD auch hier ihren wahren 

Charakter hinter Phrasen verschleiern. Was kann man nicht alles unter dem Worte „Kampf“ verste-

hen! Und dann: Man braucht im Hinblick auf das kommende Reichsschulgesetz, um nicht völlig von 

den Kirchenparteien überrannt zu werden, das Bündnis mit der USPD. 

Nachdem aber die ersten Schritte zur schulpolitischen Aktionsgemeinschaft von der KPD ausgegan-

gen waren und gegen unsere Forderungen sich nicht gut irgendetwas, einwenden ließ, m u ß t e  m a n  

w o h l  o d e r  ü b e l  d i e  K o m m u n i s t e n  i n  d e n  K a u f  n e h m e n, immer in der Hoffnung, sie 

im Laufe der Bewegung abschütteln und vor der Arbeiterschaft als unmögliche Bundesgenossen hin-

stellen zu können. 

Diese Möglichkeit haben wir ihnen nicht gegeben. Man konnte ganz gewiß zweifelhaft sein, ob man 

recht daran tat, die Wahlen der Elternvertreter an öffentlichen Schulen überhaupt als „Aktion“ 
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aufzufassen, und es sind zwar nicht zahlreiche aber ziemlich heftige Stimmen in unserer Partei auf-

getaucht, die wohl die „Aktionsgemeinschaft“ billigten, aber das Wahlbündnis ablehnten. Die Ge-

nossen sind grundsätzlich und taktisch im Irrtum. Es galt, nicht locker zu lassen und SPD und USPD 

auf der Linie des gemeinsamen Kampfes gegen die Schulreaktion festzuhalten. Es handelte sich nicht 

um a l l g e m e i n  politische Wahlen. Und es handelte sich um die Abwehr eines gewaltig erstarkten 

und gerüsteten Gegners, den überhaupt erst einmal zu erkennen das Proletariat geschult werden muß. 

Dazu kommt noch folgendes: Auf dem Gebiete der Erziehung und Schule ist die Selbstverständigung 

des Proletariats immer noch in den ersten Anfängen begriffen. Während in Wirtschaft und allgemei-

ner Politik seit mehr als einem halben Jahrhundert die Arbeiterlasse sich klar gegen das Bürgertum 

abzugrenzen gelernt hat, fehlt es an dieser klaren Erfassung des Gegensatzes von bürgerlicher und 

sozialistischer Pädagogik i n  d e n  b r e i t e n  M a s s e n  noch sehr. Und gar die in den legten Jahren 

herausgearbeiteten Grundsätze k o m m u n i s t i s c h e r  S c h u l p o l i t i k  u n d  P ä d a g o g i k  sind 

selbst unsere mit Partei- und Gewerkschaftsarbeit überhäuften Genossen größtenteils nicht geläufig. 

Erst seit Beginn dieses Jahres haben wir eine pädagogische kommunistische Monatsschrift „Das pro-

letarische Kind“; ein durchgeführtes kommunistisches Schulprogramm liegt trotz aller dafür bereits 

geleisteten Vorarbeiten noch nicht vor, weil die Kräfte bislang dafür nicht freizustellen waren. Vor 

allem aber hätten wir mit besonderen kommunistischen Schulversammlungen bei der allgemeinen 

Lauheit der enttäuschten Arbeiterelternschaft „keinen Hund hinter dem Ofen hervorgelockt“, dage-

gen hätten sich, wenn wir in den Versammlungen der SPD und USPD die Opposition gemacht hätten, 

nur die Christlichen gefreut, indes die Arbeiterschaft in uns die Zerstörer der Einheitsfront erblickt 

auf einem Gebiet, wo ihr die Unterschiede der Parteien überhaupt nicht klar sind. SPD und USPD 

aber wären – jedenfalls – gemeinsam in den Wahlkampf gegangen. Diesen Gefallen, uns selbst kalt 

zu stellen, taten wir ihnen nicht. 

Wir Kommunisten stellten uns vielmehr in diesem Kampf gegen die unter der Firma „Unpolitisch-

Christlich“ vereinigte bürgerliche Schulreaktion an die Spitze. Bei den Verhandlungen zeigt es sich, 

daß, da wir uns auf die dringendsten proletarischen Augenblicksforderungen beschränkten, die Ar-

beiter uns sofort zustimmten und die Parteileitungen wohl oder übel nachträglich ihren Segen geben 

mußten. 

Wir lassen den Wahlvertrag (11.3.22) folgen und weisen ganz besonders darauf hin, daß er in allem 

Wesentlichen unsern Vorschlägen entspricht. Die Unterstreichungen haben die besonders interessan-

ten Punkte hervor. [66] 

Grundsätze für das Zusammengehen der SPD, USPD und KPD bei den  

kommenden Elternbeiratswahlen 

1. Zweck der Aktion ist g e m e i n s a m e r  K a m p f  g e g e n  d i e  S c h u l r e a k t i o n. 

2. Aufstellung von E i n h e i t s l i s t e n, Herausgabe g e m e i n s a m e r  F l u g b l ä t t e r  für alle Be-

zirke. Keine Sonderflugblätter ohne Zustimmung des Aktionsausschusses. Wahlversammlungsrefe-

renten nach Vereinbarung. Es ist dafür Sorge zu tragen, daß in jeder Versammlung R e d n e r  a l l e r  

d r e i  P a r t e i e n  z u  W o r t e  k o m m e n. 

J e d e  P a r t e i  h a t  d a s  R e c h t, in einem für die gemeinsame Liste werbenden Flugblatt i h r  P r o -

g r a m m  z u  e n t w i c k e l n. Der Aktionsausschuß verpflichtet sich, dafür Sorge zu tragen, daß alle 

Angriffe auf die anderen sozialistischen Parteien oder ihre Vertreter unterbleiben. 

3. Mit vollzogener Wahl hat j e d e  P a r t e i  i h r e  v o l l e  H a n d l u n g s f r e i h e i t  w i e d e r, n a -

m e n t l i c h  d a s  R e c h t  a u f  F r a k t i o n s b i l d u n g. 

4. Vorschlag für die Bezeichnung der gemeinsamen Liste: Bereinigte Liste der SPD, USPD und KPD: 

„Für weltliche Einheits- und Arbeitsschule“. 

5. Die Aufstellung der Einheitsliste erfolgt unter Kontrolle eines in jedem Bezirk aus den Vertretern 

der drei sozialistischen Parteien zu bildenden Wahlausschusses, Grundsatz der Parität: Verfahren bei 

der Aufstellung: Jede der drei Fraktionen präsentiert ein Drittel der aufzustellenden 
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Elternbeiratskandidaten. Die Verantwortung für jeden Kandidaten trägt seine Partei. Ueber die Rei-

henfolge innerhalb der Dreiergruppe entscheidet, wenn keine Einigung erfolgt, das Los. 

6. Die in dem gemeinsamen Wahlaufruf zu erhebenden und von allen Kandidaten zu vertretenden 

g e m e i n s a m e n  F o r d e r u n g e n: 

I. S o z i a l e  u n d  p ä d a g o g i s c h e  F o r d e r u n g e n: 

a. Kampf gegen die körperliche Verelendung unserer Schuljugend. Ausbau des Schularzt- und Schul-

schwesterwesens. Uebernahme der Schulspeisung durch die Kommune. Durchführung einer forttau-

fenden Statistik über die Gesundheits- und Bekleidungsverhältnisse der Schullinder. Bereitstellung 

ausreichender Mittel für die Reinigung des Schulräume, für Bad- und Brausebadanlagen. Ausbau des 

Ferienkoloniewesens usw. 

b. Kampf gegen den Abbau und Zusammenbruch unserer Bildungseinrichtungen. U n e n t g e l t -

l i c h k e i t  d e s  U n t e r r i c h t s  u n d  d e r  L e h r m i t t e l, U e b e r n a h m e  i h r e r  H e r s t e l l u n g  

u n d  i h r e s  V e r t r i e b e s  i n  s t ä d t i s c h e  R e g i e. B e r e i t s t e l l u n g  v o n  a u s r e i c h e n d e n  

M i t t e l n  für die Wiederherstellung und den zeltgemäßen Ausbau des Anschauungsmaterials, der 

chemischen, physikalischen, geographischen Apparate und Sammlungen und der Bibliotheken, Ein-

richtung von Schulkinos, Schmuck der Schulräume, usw. 

c. Umgestaltung des veralteten Schulbetriebes in Richtung auf die A r b e i t s- u n d  P r o d u k t i o n s -

s c h u l e. 

d. H e r a b s e t z u n g  d e r  K l a s s e n f r e q u e n z e n, Einrichtung obligatorischer Kindergärten. (Zu-

sammenfassung der 5-7jährigen als Anfang.) 

e. V e r b o t  d e r  P r ü g e l s t r a f e. 

f. Eintreten für die W e l t l i c h k e i t  d e r  S c h u l e, Propaganda für die Abmeldung der Kinder vom 

Religionsunterricht. 

II. S c h u l p o l i t i s c h e  F o r d e r u n g e n. 

Kampf gegen die politische und kirchliche Schulreaktion. Kampf gegen jede antirepublikanische Pro-

paganda in der Schule. Entfernung aller Monarchen-, Kriegs- und Kriegsheldenbilder aus allen Schul-

räumen; Säuberungen der Bibliotheken und Lehrbücher von allen monarchistischen militaristischen 

und pfäffischen Schrifttum. T a t k r ä f t i g e s  E i n t r e t e n  f ü r  d i e  s o z i a l i s t i s c h e n  u n d  

k o m m u n i s t i s c h e n  L e h r k r ä f t e. 

III. E r w e i t e r u n g  d e s  E i n f l u s s e s  d e r  E l t e r n- u n d  S c h ü l e r s c h a f t  a u f  d a s  g e -

s a m t e  S c h u l l e b e n. O e f f e n t l i c h k e i t  d e s  g e s a m t e n  U n t e r r i c h t s. 

[67] Mitbestimmungsrecht der Elternbeiräte bei der Aufstellung der Lehr- und Stundenpläne, bei Sittennoten 

und Anstaltsverweisungen, in allen Fragen der Schulhygiene, sowie bei allen Veranstaltungen, Festen und 

Feiern der Schule; Einblick in sämtliche behördlichen Erlasse und Verfügungen, Teilnahme an allen Konfe-

renzen des Lehrkörpers; Recht auf Einberufung von Elternversammlungen auch ohne Zustimmung des Lehr-

körpers; Einrichtungen von Schülerräten, Verpflichtung der Lehrerschaft zur Teilnahme an den Sitzungen des 

Elternrats. 

Wer noch im Zweifel ein konnte, ob die von uns verfolgte Taktik die richtige gewesen ist, dem hat 

der „Vorwärts“ in seinem Leitartikel vom 29. Mai 22 die beste Aufklärung gegeben. Gewiß, die Ver-

einigte Liste der SPD, USPD und KPD. – „Für weltliche Einheits- und Arbeitsschule“ ist von der 

„Unpolitisch-Christlichen“ am 28. Mai geschlagen worden.*) Wenn aber der „Vorwärts“ jetzt die 

Schuld auf das Wahlbündnis mit den Kommunisten schiebt, und in dürren Worten die Aktionsge-

meinschaft kündigt, so ist das nicht nur ein überaus gemeiner Vertragsbruch (denn noch waren kei-

neswegs alle Wahlen abgeschlossen), sondern ein Ausbruch tölpelhafter Wut über die geschickte und 

bei den Arbeitern überall als durchaus proletarisch und loyal anerkannte Arbeit der KPD. Wir hätten 

 
*) Es werden als gewählt angegeben 4255 „christliche“ und 2350 sozialistische und kommunistische Elternräte. 
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das Geschrei hören mögen, wenn wir Kommunisten gegen SPD und USPD in Opposition gestanden 

hätten! Wir haben es erreicht, daß die SPD-Leitung die Maske abgeworfen und sich als Z e r s t ö r e r  

d e r  E i n h e i t s f r o n t  vor der Arbeiterschaft auch hier enthüllt hat. 

Denn daß es selbst vom Standpunkt eines Mehrheitssozialisten völlig sinnlos ist, die Niederloge auf 

das Bündnis mit den Kommunisten zu schieben, liegt klar zutage. Was den „Vorwärts“ wurmt, ist die 

paritätische Listenverbindung, ist ferner der Umstand; daß unsere Redner das Ohr der Massen hatten. 

Wenn er nach der Sprengung des Arbeiterweltkongresses auch sogar die kleine schulpolitische Ein-

heitsfront zu zertrümmern sucht, ist das zwar konsequent, aber für die Arbeiter ein trefflicher An-

schauungsunterricht. 

Wenn die proletarische Liste unterlag, so aus handgreiflichen andern Gründen. Die Gegner hatten 

nicht nur die Geldmittel und Organisationen der Rechtsparteien, sondern dazu noch die Kirchen hinter 

sich, die in diesem Wahlkampf ihre ureigenste Angelegenheit sahen. Ferner ist es nicht gelungen, die 

Arbeiterelternschaft aus ihrem Schlafe aufzurütteln und sie restlos für diesen Wahlkampf mobil zu 

maßen. Die gleichzeitige internationale Zertrümmerung der proletarischen Einheitsfront durch SPD 

und USPD hat dann noch in der letzten Woche besonders lähmend gewirkt. Und drittens: das verei-

nigte Bürgertum konnte auch diesmal noch den Kampf unter der M a s k e  d e r  R e l i g i o n  führen 

und dadurch das Proletariat spalten. 

An diesem Punkte zeigt sich wieder der p r i n z i p i e l l e  S t r u k t u r f e h l e r  d e r  S P D-P o l i t i k. 

Seit dem Weimarer Kompromiß hat sich leider in den Köpfen eines großen Teils der Arbeiter der 

Gedanke festgesetzt, als drehe es sich im Schulkampf in erster Linie und hauptsächlich um die Frage 

der Religion in der Schule. Nach dem Artikel 196, Abs. 2 der Reichsverfassung sollen bekanntlich 

die „Erziehungsberechtigten“ jeder Gemeinde darüber entscheiden, welcher Art die Schule ihrer 

„Weltanschauung“ nach sein soll. 

Das drohende Reichsschulgesetz sieht in Ausführung dieses Artikels vier nach der Weltanschauung 

verschiedene Schularten vor. Die Sozialdemokratie weiß, daß sie auf den Holzweg geraten ist, kann 

aber wegen der Koalition mit dem Zentrum nicht zurück. So hat sie nur noch das eine Ziel, die Gegens-

ätze verschleiern. Sie propagiert den religiösen Frieden in der Schule durch reinliche Scheidung der 

Kinder nach der „Weltanschauung“, schwätzt offiziell davon, daß der Kampf um die „weltliche“ 

Schule, nicht nur kein Kampf gegen d i e  R e l i g i o n, sondern auch nicht gegen die Kirche sei. Der 

„Vorwärts“ verkündet in seinem angeführten Artikel daher in Uebereinstimmung mit der Politik eines 

Heinrich Schulz, daß der Wahlkampf um die Frage geführt sei: „Konfessionelle oder weltliche Schule.“ 

Demgegenüber kommt es aber gerade darauf an, dem Proletariat klar zu machen, daß alle w a h r e n  

S c h u l k ä m p f e  h e u t e  K l a s s e n k ä m p f e  [68] sind. Es liegt, wie die Elternbeiratswahlen wieder 

besonders klar erwiesen haben, im Interesse der Reaktion, den Religionskampf vorschieben zu können. 

Und es liegt überhaupt nicht im Interesse des Proletariats, einzelne „weltliche“ Schulen zu errichten, 

die weder nach Lehrstoff und Methode noch hinsichtlich ihrer Verfassung und Verwaltung proletari-

schen Charakter tragen, und nur gerade keinen Religionsunterricht haben. Der Wahlkampf hat gezeigt, 

daß in allen Bezirken, wo sich der energischste und kampfesfreudigste Teil des Proletariats mit seinen 

Kindern in weltlichen Schulen isoliert hat (Adlershof, Neukölln, Lichtenberg, Spandau) ein Eindringen 

in die christlichen Schulen, ja auch nur eine Propaganda unserer Anschauungen kaum möglich war. 

Wir Kommunisten haben mit Nachdruck von Anfang an die sozialen, pädagogischen und schulpoli-

tischen Forderungen vorangestellt, und die SPD- und USPD-Vertreter haben das als richtig anerkannt. 

Es bedeutet das, daß der Schulkampf als K l a s s e n k a m p f  und nicht als K u l t u r k a m p f  zu führen 

ist. Jetzt verkündet der „Vorwärts“ genau das Gegenteil, er l e h n t  d e n  K l a s s e n k a m p f  f ü r  

d i e  S c h u l e  a b, dort handle es sich nicht um den Gegensatz „bürgerliche oder sozialistische Poli-

tik“. (Das ist das glatte Gegenteil von Wortlaut und Sinn des gemeinsamen Wahlflugblattes, dass von 

uns vorgelegt, sogar von Richard Lohmann akzeptiert wurde!) 

Dam i t  a b e r  s e t z t  e r  s i ch  i n  W i de r sp r uch  z u  j enen  s o z i a l d e m o k r a t i s c h e n  E l -

t e r nve r t r e t e r n, d i e  da s  Wah lb ü ndn i s  m i t  uns  s c h l o s sen  und  den  S a t z  vo r ans t e l l -

t e n: „Zwec k  de r  A k t i o n  i s t  g e m e i n s a m e r  K a m p f  g e g e n  d i e  Sc h u l r e a k t i o n .“ 
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Die Wirkung ist zunächst diese: die sozialdemokratischen Elternvertreter rücken vom „Vorwärts“ ab 

und erklären offiziell, an der vereinbarten Grundlage festhalten zu wollen; ob es ihnen aber bei allem 

guten Willen gelingen wird, sich in ihrer Partei durchzusetzen, das ist eine anders Frage.*) 

Wenn auch darüber die zentrale Aktionsgemeinschaft zunächst in die Brüche gehen sollte, so ist da-

mit die Taktik der schulpolitischen Einheitsfront natürlich nicht erledigt. Denn die Vereinbarung ist 

nicht nur für den Wahltag geschlossen, sondern eine Verpflichtung für die Zukunft. W i r  K o m m u -

n i s t e n  w e r d e n  d i e  E i n l ö s u n g  d e s  W e c h s e l s  f o r d e r n. Ueberall werden wir die Sozial-

demokraten und Unabhängigen auffordern, mit ihren Elternbeiräten, Lehrern, städtischen  und parla-

mentarischen Funktionären den Kampf für die unterschriebenen Forderungen aufzunehmen. Dann 

wird die Arbeiterschaft erkennen, wer wirklich den Kampf um die Schule zu führen bereit ist und wer 

– nur Wahlphrasen macht. 

Fassen wir das Ergebnis zusammen: Das Bündnis für die Elternbeiratswahlen in Groß-Berlin an 28. 

Mai war nur ein Spezialfall der bereits seit Oktober vereinbarten Aktionsgemeinschaft der drei sozi-

alistischen Elternratszentralen zum Kampfe gegen die Schulreaktion. Es stellt den Versuch einer Bil-

dung der proletarischen Einheitsfront für den von den Elternräten in den Gemeindesehulen gegen die 

kirchlich-nationalistische Reaktion zu führenden Kampf dar. Insbesondere war das Ziel, die Arbei-

terschaft auf die Notwendigkeit des K l a s s e n k a m p f e s  auch auf diesem Gebiete hinzulenken, die 

Kirche als Machtinstitution der Bourgeoisie zu entlarven und zu verhindern, daß die Reaktion aus 

den Elternbeiräten Organe zum Kampfe g e g e n  das Proletariat macht. Dieser Appell an das Klas-

senbewußtsein des Proletariats fand in den Massen Widerhall. Widerstand aber fand er mindestens 

bei einem Teile der SPD-Leitung. Neigt die neusozialistische Theorie überhaupt dahin, den Klassen-

kampf vor den Türen der Schule Halt machen zu lassen, so ist er mit der Koalitionspolitik schlechthin 

unvereinbar. „Gefährlich“ konnte freilich die proletarische Einheitsaktion nur werden, wenn das 

Bündnis nicht nur die USPD, sondern auch die Kommunisten umfaßte, und wenn dadurch eine prin-

zipielle konsequente Weiterführung dieser Linie über ein taktisches Wahlbündnis hinaus-[69]drohte. 

Daher versucht jetzt der „Vorwärts“ den Sieg der Christlichen damit zu erklären, das Bündnis mit der 

KPD habe viele Eltern der Reaktion in die Arme getrieben, und er kündigt für die Zukunft statt ge-

meinsamer Aktionen schärfsten Kampf gegen die Kommunisten an. Er muß sich dabei gegen seine 

eigenen Anhänger wenden. So hat dieser erste Versuch zweierlei erreicht: Der Arbeiterschaft die 

Möglichkeit und die Bedingungen gemeinsamer Aktion aufgezeigt, die sozialdemokratische Partei-

leitung als Zerstörerin der werdenden Einheitsfront entlarvt und innerhalb dieser Partei die latente 

schulpolitische Krise verschärft. 

* 

Inzwischen hat die SPD auch hier die Aktionsgemeinschaft völlig zerschlagen. Unter dem Druck 

ihrer Instanzen lehnten die Vertreter der Elternräte es ab (endgültig in einer Sitzung vom 3. Juli), eine 

Erklärung abzugeben, daß sie an der von allen drei Arbeiterparteien beschlossenen Arbeitsgemein-

schaft für die Durchführung schulpolitischer Aktionen festhalten. Daraufhin mußten die kommunis-

tischen Vertreter den Aktionssauschuß für erledigt erklären. Sie forderten jedoch – angesichts der 

Bewegung nah dem Rathenaumord – zu einer Kundgebung gegen die Schulreaktion, veranstaltet von 

den drei Parteien, auf, als Einleitung zu einer Aktion für Durchführung des Berliner Abkommens im 

Schulwesen. Zu der entscheidenden Sitzung ist ein Vertreter der SPD n i c h t  erschienen. Die Unab-

hängigen haben diesen Auseinandersetzungen als hilflose Statisten ohne eigene Entscheidungsmög-

lichkeit beigewohnt. [70] 

* 

  

 
*) Bezeichnend für das Kräfteverhältnis ist das folgende Ergebnis der Auseinandersetzungen innerhalb der Berliner SPD: 

Die Elternbeiratsobleute der 20 Bezirke (also die Arbeiterschaft) haben sich einstimmig g e g e n den „Vorwärts“-Artikel 

erklärt. Dagegen wurde er in einer Sitzung der SPD-Parteileitung Berlins mur mit 18 gegen 12 Stimmen abgelehnt. 
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Kommunistische Bildungsarbeit.  
(Zur Frage der Lehrkurse.)  

Von Ch. W u r m. 

Die Schulungsarbeit in der Partei gewinnt im gegenwärtigen Moment eine aktuelle Bedeutung, da 

sich eine Konferenz der verantwortlichen Leiter der Bildungsarbeit mit dieser Frage beschäftigen 

soll. 

Ueber die Notwendigkeit, die politische und theoretische Schulung der Genossen im gegenwärtigen 

Moment auf ein Höchstmaß zu steigern, dürften sich im allgemeinen in der Parteiauffassung keine 

Differenzen ergeben, wohl aber bei der Frage wie diese Arbeit erledigt werden soll. 

Die hohe Wertschätzung der theoretischen Arbeit ergibt sich allgemein betrachtet aus der gegenüber 

der Vorkriegszeit wesentlich veränderten wirtschaftspolitischen Situation. D e r  S o z i a l i s m u s  a l s  

e h e m a l i g e  Z u k u n f t s a r b e i t, p r a k t i s c h  p o l i t i s c h e  F r a g e  d e r  G e g e n w a r t  g e -

w o r d e n. Die stabilen Verfassungsgrundlagen der Vorkriegszeit, bestimmten sozialen Machtverhält-

nissen entsprechend sind gelöst, und haben einer republikanischen Regelung auf dem Papier Platz 

gemacht. Die gegenwärtige Verfassung entspricht in keiner Weise dem sozialen Unterbau, was bei 

jeder hervortretenden politischen Erscheinung sich zeigt. Der vulkanische Boden, auf dem die Ver-

fassung beruht, kann am besten bei seinem aus ihm hervortretenden Widerspruch der ständigen Be-

tonung des Festhaltens an dieser Verfassung –, beobachtet werden. 

D e r  W i e d e r a u f b a u  d e r  W i r t s c h a f t  w e i s t  g e s e l l s c h a f t l i c h  b e t r a c h t e t  a u f  d e n  

S o z i a l i s m u s  a l s  s o z i a l e  L ö s u n g, u n d  d i e s e  B e h a u p t u n g  w i r d  b e s t ä t i g t  d u r c h  

d i e  w i r t s c h a f t l i c h e  E n t w i c k l u n g  d e r  l e t z t e n  d r e i  J a h r e. Unfähig auch nur in gerin-

gem Maße die Lage des Proletariats zu verbessern, zeigt sich die wirtschaftspolitische „Arbeit“ im 

Gegenteil in einer ständigen Verschlechterung der Lage der Arbeiterklasse. 

Dieser gesellschaftlichen Notwendigkeit stehen aber stark verwurzelte soziale Kräfte gegenüber, die 

dank der politischen Haltung der Sozialdemokratie in jeder Phase der Revolution verstärkt wurden. 

S o  t r i t t  z u  d e r  g e s t ä r k t e n  w i r t s c h a f t l i c h e n  M a c h t  e i n e  g e w a l t i g e  p o l i t i s c h e  

S t ä r k u n g. Diese bedingt wieder eine entsprechende Realisierung, die mit dem Schlagwort Stin-

neskoalition ihre allgemeinste Formulierung erhält. Jene Ergebnisse sind aber nicht wirkungslos auf 

ven entgegengesetzten Pfeilern des Kapitalismus, dem sozialistisch orientierten Proletariat geblieben. 

Mit der zunehmenden wirtschaftlichen und politischen Festigung des Kapitalismus, die sich auf dem 

breiten Rücken der Proletariermassen vollzieht, geht konform ein sich steigerndes Klassenbewußt-

sein, und das Streben nach einer gemeinwirtschaftlichen Regelung der Wirtschaft. Diese Bewußt-

seinsentwicklung wird allerdings wiederum durch eine Reihe von Faktoren gehemmt, von denen nicht 

gering anzuschlagen ist die Mießmacherei der revisionistischen Theoretiker bis zu Kautsky, die stän-

dig betonen, daß die Beschaffenheit der Wirt-[71]schaft eine sozialistische Wirtschaftsführung in der 

Gegenwart unmöglich mache. 

Im Rahmen eines festgefügten kapitalistischen Staatswesens tritt nun die dialektische Form der Tak-

tik nicht so scharf an die Oberfläche. Die Langsamkeit der Entwicklung an einem Menschenleben 

gemessen, verleitet zu der Annahme, daß man es innerhalb der Entwicklung überhaupt nur mit einem 

logischen Prozeß zu tun habe. Die hervortretenden Ergebnisse der praktischen Politik, Verbesserung 

der Lohn- und Arbeitsverhältnisse, Gemeindepolitik, Parlamentarismus verstärken diesen Schein, 

und dieser Schein wird innerhalb des Revisionismus zum Bewußtsein erhoben. E s  t r i t t  a n  S t e l l e  

d e s  D i a l e k t i s c h e n, d a s  E n t w e d e r-o d e r  – d e r  l o g i s c h e  P r o z e ß. So mußte theoretisch 

betrachtet der Revisionismus auch zur Ablehnung der marxistischen Dialektik kommen. 

I n  d e r  E p o c h e, i n  d e r  n u n  d e r  K l a s s e n k a m p f  e i n e n  o f f e n e n  C h a r a k t e r  a n -

n i m m t  – i n n e r h a l b  d e r  R e v o l u t i o n  – t r i t t  d e r  d i a l e k t i s c h e  P r o z e ß  w e i t  s c h ä r -

f e r  a n  d i e  O b e r f l ä c h e, u n d  w i r k t  s i c h  h i e r  i n  d e r  F o r m  e i n e s  N i c h t v e r s t e h e n s  

d e r  E n t w i c k l u n g  i n n e r h a l b  d e s  P r o l e t a r i a t s  a u s. Das Bewußtsein über die bestehen-

den Verhältnisse ist aber Voraussetzung einer Auslösung des Klassenkampfes im praktischen Sinne. 

Die theoretische Erkenntnis ist Voraussetzung der Angriffe. – Der Entwicklungsprozeß jedoch ist 
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außerordentlich kompliziert, und so erwächst für die Partei die Notwendigkeit einer allgemeinen 

Schulung ihrer Funktionäre. Hier tritt mit erschreckender Deutlichkeit zu Tage, wenn man die Taktik 

der Partei in bezug auf ihre Auswirkung auf die Mitglieder an vielen Orten betrachtet. Da kommt die 

Parole der Einheitsfront, die sich bei verschiedenen Gruppen auswirkte in ein Aufgeben ihrer takti-

schen Gegensätzlichkeiten gegenüber der anderen sozialistischen Parteien. Logisch betrachtet weist 

die Parole der Einheitsfront auf eine solche Linie, und auf die Spitze getrieben zur organisatorischen 

Einheit. Es ist darum nicht zu verstehen, daß man so oft von Proletariern hört, die Zersplitterung des 

Proletariats in verschiedene Parteien muß endlich aufhören. Diese Auffassung wird durch die objek-

tive Tatsache begünstigt, daß die Zersplitterung der Klasse ihre Kampfesenergien schmälert. Doch 

ändert diese Tatsache nichts an der historischen Notwendigkeit dieser Parteigruppierungen. Das an-

geführte Beispiel könnte vervielfacht werden. 

In einer Zeit, in der sich die revolutionäre Epoche in ständig erweiterten und verschärften Massenak-

tionen auswirkt, kann der Phraseur allenfalls noch durchschlüpfen, aber in einer Zeit in der zähe Po-

sition um Position gerungen wird, kann nur die Qualität der Arbeit den Erfolg sichern. Es ist darum 

die Aeußerung vieler Genossen zu verwerfen, die da lautet: nur die Tat, nur das aktive Handeln kann 

uns retten. Wir brauchen keine Theorie. Hier wird ein Gegensatz konstruiert, der für einen Kommu-

nisten überhaupt nicht existieren darf. N i c h t  e n t g e g e n g e s e t z t  i s t  d i e  N a t u r  v o n  T h e o -

r i e  u n d  P r a x i s, s o n d e r n  e i n a n d e r  e r g ä n z e n d. Eine solche Feststellung stellt an den Ein-

zelnen erhöhte Anforderungen, das ist klar, aber auch die Voraussetzungen des Erfolges. Dies tritt 

besonders bei unserer praktischen Gewerkschaftsarbeit in Erscheinung. 

Steht so die theoretische Schulung unserer Genossen als unabweislich fest, so bleibt noch das wie zu 

erörtern. [72] 

II. 

Sprechen wir erst über den Inhalt der Arbeit. 

Hier können wir im Großen drei Auffassungen innerhalb der Partei unterscheiden. Die eine, die in 

der Partei im Reiche vorherrschend sein dürfte ist die, daß eine Schulung über praktische Fragen, die 

das Proletariat besonders bewegen, notwendig sei. Zu einer systematischen Schulung sei keine Zeit 

vorhanden, darum müsse man sich mit den praktischen Gegenwartsfragen begnügen. Richtig wäre 

diese Problemstellung, wenn bei den in Betracht kommenden Genossen eine allgemeine theoretische 

Grundlinie gegeben wäre. Dieser Mangel aber macht sich gerade allenthalben bemerkbar. Also ist es 

unmöglich so zu verfahren. Ein Verstehen der in der Gegenwart besonders hervortretenden Probleme 

ist bei keinen gegebenen Voraussetzungen vom Standpunkt marxistischer Betrachtungsweise un-

denkbar, die isolierte Betrachtung unmöglich. So wird z. B. die Unterscheidung der heutigen Wirt-

schaftskrise gegenüber der Krisen des aufsteigenden Kapitalismus dem Arbeiter erst verständlich 

durch eine Kenntnis nicht nur des Gesetzmäßigen der Gegenwart, sondern auch des Vergangenen, da 

zwischen beiden ein Bedingtheitsverhältnis besteht. Was man mit einer solch einseitigen Betrachtung 

von Gegenwartserscheinungen erreichen kann ist höchstens, den Arbeiter mit einigen Begriffen zu 

belasten, die mangels einer Unkenntnis der Zusammenhänge zu einem Phrasenschwall sich verdich-

ten, Diskussionsredner mit im Voraus fabrizierten Manuskripten. Für solche Propaganda aber müssen 

wir uns bedanken. 

Reicht somit eine Behandlung der Gegenwartsprobleme nicht aus, so bei der entgegengesetzten An-

schauung der Fehler begangen, auf Spezialgebiete und auf das historische, sowie auf die Entwicklung 

der verschiedensten sozialistischen Erscheinungen das Hauptgewicht zu legen. Es ist aber durchaus 

nicht von Wichtigkeit dem Arbeiter in der heutigen Zeit ein bis in alle Einzelheiten gehende syste-

matische Darstellung des hinter uns Liegenden vorzuführen, und eine absolut systematische Richtung 

einzuschlagen. Man soll im Gegenteil nur soviel historisch gewordenes zur Kenntnis bringen, als es 

für ein Verständnis der Gegenwartkämpfe erheischt. Andernfalls besteht die Gefahr, den Arbeiter mit 

totem Stoffe zu belasten, der doch in kürzester Zeit wieder verflogen ist. 

Den Fehler, in dieser Form vorzugehen, trifft hauptsächlich die gewerkschaftliche Bildungsarbeit, 

insbesondere bei der Schulung der Betriebsräte. 
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Jedoch erklärt sich diese fehlerhafte Einstellung aus einer Auffassung über die Rolle der Betriebsräte 

im Betrieb sowohl, wie in den allgemeinen wirtschaftspolitischen Kämpfen. Die Taktik der zentralen 

Körperschaften zielt darauf hinaus, die Betriebsräte zum Aufbau der kapitalistischen Wirtschaft wirk-

sam zu verwenden. (Die Betriebsräte sollen die Steigerung der Produktion im Auge haben.). 

Hier muß natürlich dem historischen Sinn der Betriebsräte proletarische Organe der offenen entschei-

denden Auseinandersetzung zwischen Kapital und Arbeit zu sein, in sein Gegenteil verkehren.  O r -

g a n e, d i e  i m  b e w u ß t e n  G e g e n s a t z  z u r  b e s t e h e n d e n  W i r t s c h a f t s o r d n u n g  s i c h  

b i l d e n, k ö n n e n  u n m ö g l i c h  a l s  f u n k t i o n e l l e r  T e i l  d e s  B e s t e h e n d e n  e i n g e -

f ü h r t  w e r d e n, o d e r  s i e  m ü s s e n  i h r e  s p e z i f i s c h e  R o l l e  a u f g e b e n. Letzterer Fall ist 

aber bereits praktische Tatsache, und dieser ist die gewerkschaftliche Bildungsarbeit angepaßt. Sehen 

wir uns [73] einen solchen Lehrplan an, so taucht neben allgemeiner Volkswirtschaftslehre und Be-

trachtung der sozialistischen Lehrmeinungen, wissenschaftliche Betriebslehre, experimentelle Psy-

chologie, Arbeitsrecht, Tarifwesen, Buchhaltung, Bank-, Börsen-, Bilanzwesen und ähnliches auf. 

Man versucht dem Arbeiter spezifische Kenntnisse zu geben zur praktischen Verwendung im techni-

schen Gebiet des Betriebs, statt den Hauptwert auf jene Gebiete zu legen, die eine Ueberwindung der 

Ordnung erleichtern. Bestenfalls erreicht man in einer ganzen Reihe von Gebieten eine Selbsttäu-

schung der Arbeiter, und eine Ablenkung von ihrer entscheidenden Aufgaben. Wie kann der Betriebs-

rat als Organ der Klasse funktionieren, wenn er etwa Kenntnisse besitzt von Eignungsprüfungen für 

bestimmte Berufe. Oder soll er durch einen Kursus über Bilanzwesen befähigt sein, Bilanzverschlei-

erungen zu entwirren? Daran glaubt wohl im Ernste kein Mensch. Der Betriebsrat soll weniger durch 

Spezialkenntnisse im Betrieb seinen Mann stellen, sondern gestützt auf die gesamte Belegschaft pro-

letarischen Forderungen zum Durchbruch verhelfen. Hierfür benötigt er ebenfalls eine theoretische 

Grundlage über Oekonomie, Kapitalismus und Sozialismus und im Übrigen ein ausgesuchtes Klas-

senbewußtsein. W a s  h i e r  g e t r i e b e n  w i r d  i s t  d e r  A u s f l u ß  d e s  p r a k t i s c h e n  R e v i -

s i o n i s m u s  i n n e r h a l b  d e r  G e w e r k s c h a f t e n, u n d  e s  i s t  d a r u m  n i c h t  z u  v e r w u n -

d e r n, w e n n  H e r r  D r. S t r i e m e r  e i n e  d i e s e r  A r b e i t  e n t s p r e c h e n d e  „v o l k s w i r t -

s c h a f t l i c h e  L e h r m e i n u n g“ e n t w i c k e l t. 

Bleibt noch die dritte Auffassung, die auch in der Praxis durch die Wanderkurse die weitgehendste 

Bedeutung bekommen hat. Ausgehend von dem Gesichtspunkte, daß zum Verständnis der Gesamt-

erscheinungen eine systematische Schulung der Genossen notwendig ist, wird die oekonomische und 

gesellschaftliche Theorie des Marxismus von dem historischen Material aus betrachtet. Die kompli-

zierten Vorgänge der Gegenwart können am besten durch eine praktische Betrachtung den Arbeitern 

zum Bewußtsein gebracht werden. Ist dann die Methodik zum Bewußtsein gebracht, an Hand einer 

empirischen Betrachtung, dann können praktisch-politische Probleme unter Anwendung der Methode 

untersucht werden. H i e r  h e r r s c h t  a l s o  d e r  G r u n d s a t z  v o r, s o  v i e l  h i s t o r i s c h e  B e -

t r a c h t u n g  z u  g e b e n, a l s  z u r  V e r s t ä n d n i s  d e r  G e g e n w a r t  e r h e i s c h t  w i r d. 

III. 

Gehen wir nun in knappen Umrissen auf die Methode ein, die bestmöglichst praktische Verwendung 

findet. 

Am meisten hat sich wohl in der Praxis der akademische Vortrag eingebürgert, entweder in Form einer 

Vorlesung oder freier Rede. Diesem schließt sich dann eine kurze Diskussion an, um eventuelle Fra-

gen, die austauchen, noch klar zu stellen. Diese Form der Betrachtung ist zweifellos vom Standpunkt 

des Vortragenden aus als die einfachste zu bezeichnen, zeigt aber, da sie in erster Linie nur dem 

Lehrer gerecht wird, recht bedenkliche Mängel, die um so schärfer hervortreten, wenn man sie unter 

dem Gesichtspunkt der Teilnehmer betrachtet, die für unsere Veranstaltungen in Frage kommen. 

Unser Material besteht aus Arbeitern, die tagsüber einer angestrengten körperlichen Tätigkeit unter-

worfen sind. Sie gehen also mit einem gewissen Ermüdungsgrad an die theoretische Arbeit. Die [74] 

außerordentlich zugespitzte Arbeitsteilung im Betrieb macht sie gegen eine Tätigkeit, die außerhalb 

dieses Rahmens fällt, bis zu einem gewissen Grade immun, selbst wenn ein Wille zur Schulung vor-

handen ist. Selbst wenn sie nun angestrengt den Redner verfolgen, erschweren noch zweierlei Dinge 
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die Aufmerksamkeit. Einmal fehlt der lebendige Zusammenhang. Nehmen wir außerdem größte Auf-

merksamkeit an – so kommt doch ein Punkt, wo die Darstellung nach der subjektiven Beschaffenheit 

der Teilnehmer betrachtet, zu schwierig wird und ein weiteres Verstehen der Probleme dadurch aus-

geschlossen erscheint. Ein solcher Teilnehmer wird dann unbefriedigt nach Hause gehen. Wenn Leh-

rer und Schüler von getrennten Gesichtspunkten ausgehen – wie bei den Volkshochschulen –, so wäre 

dies weiter nicht von Bedeutung. Da aber unsere theoretische Arbeit nur den Zweck hat, die Kämpfe, 

in der Praxis zu vertiefen und ihnen eine weitere Basis zu geben, kann uns das Ergebnis einer solchen 

Arbeit nicht einerlei sein. 

So die Dinge betrachtet ist es an sich selbstverständlich, anstelle einer akademischen Betrachtungs-

weise die seminaristische Methode zu setzen. A u s  d e r  a l l g e m e i n e n  G e e i g n e t h e i t  d i e s e r  

M e t h o d e  f ü r  u n s e r e  t h e o r e t i s c h e  A r b e i t  e r g i b t  s i c h  a b e r  n o c h  l a n g e  n i c h t  

i h r e  G e e i g n e t h e i t  f ü r  j e d e n  F a l l, i n  d e m  s i e  V e r w e n d u n g  f i n d e t. Die Methode 

kann auch dann nur ihrem Zweck entsprechen, wenn der Lehrer sie lebendig gestalten kann. Hierzu 

genügt es nicht, daß der Vortragende über das notwendige Maß von Wissen und Kenntnisse verfügt, 

n e i n, e i n e  u n b e d i n g t e  V o r a u s s e t z u n g  f ü r  p r a k t i s c h e  E r f o l g e  i s t  d a s  V e r -

w a c h s e n s e i n  m i t  d e r  A r b e i t e r b e w e g u n g, u n d  s p e z i e l l  p ä d a g o g i s c h e  u n d  

p s y c h o l o g i s c h e  F ä h i g k e i t e n. Anpassung der Fragen an die Beschaffenheit des Hörerkrei-

ses, und doch Einhaltung einer allgemeinen Linie, daß sich auch hier ein logischer Ausbau vollzieht. 

Persönliche Einwirkung auf die Teilnehmer, daß selbst der Ruhigste aus seiner Ruhe gebracht wird. 

Da außerdem im allgemeinen ein begriffliches Denken nicht vorausgesetzt werden darf, muß auch 

der bildlichen, plastischen Betrachtungsweise Rechnung getragen werden. Anschauungsmaterial, das 

ich in meinen Kursen vielfach verwandte, hat sich außerordentlich zweckmäßig erwiesen. 

Es hat also keinen Sinn die seminaristische Methode allgemein zur Anwendung zu empfehlen, son-

dern sie kann zugleich nur mit Personenfrage erledigt werden. Jede starre Anwendung muß auch hier 

ihren Zweck verfehlen. 

IV. 

Werfen wir noch einen Blick auf die Formen, unter denen sich unserer Bildungsarbeit vollziehen soll. 

Zunächst – wie es nicht sein soll. Ich wähle hier als erstes Beispiel die drei Tageskurse, die im Bezirk 

Rheinland-Westfalen stattfanden. Hier soll der Mangel an theoretischer Schulung durch Schnelligkeit 

überwunden werden. Der Hauptfehler ist wohl der, daß die Kurse der einzelnen Lehrer nicht ineinan-

dergreifen, sondern nebeneinander herlaufen. Sehen wir uns den Unterrichtsplan an, so ist es geradezu 

erstaunlich, was da nicht alles in einer Vorlesungsgruppe erreicht wird. Z. B. theoretische National-

ökonomie. Da wird in 6 Stunden Ware, Wert, Geld, Kapital, Mehrwert, Arbeiterlohn, Krise, Finanzka-

pital, Akkumulation und Imperialismus behandelt. Wenn die Aufsteller des Planes [75] allein der 

Täuschung unterworfen wären, so ginge dies noch hin; wie muß aber die Rückwirkung auf den Schü-

lerkreis sein, dem man vormacht, mit ihm ein so umfangreiches Feld durchzuarbeiten? In dem vor-

gezeichneten Sinne ist der ganze Plan aufgestellt. So z. B. 1½ Stunden für die Erklärung der russischen 

Wirtschaftspolitik. Dem Aufsteller des Planes muß man schon zurufen: „In der Beschränkung zeigt 

sich der Meister.“ Dann ist das methodische Verfahren geradezu unmöglich. Nachdem man 1 Stunde 

theoretische Nationalökonomie betrieben, kommt 1 Stunde praktische Oekonomie. Bei der ersten 

wird man bestenfalls Ware, Wert und Geld erklärt haben, und von hier aus macht man einen Sprung 

zur Weltwirtschaftslage. Die praktische Oekonomie soll das Material bieten für die theoretische Un-

tersuchung, also geht dem voraus oder konform, eine Darstellung der historischen Kategorie Kapitalis-

mus. Da aber bringt man Leipziger Allerlei, das dann das bedauernswerte Objekt verdauen muß. 

Auswirkung? Wegbleiben der Teilnehmer und Unbefriedigtsein. So bleibt eine solche Arbeit erfolglos, 

selbst dann, wenn die Teilnehmer das Gegenteil behaupten. Ja letzten Endes ist eine solche Tätigkeit 

dazu angetan, daß die Genossen von einer Fortsetzung ihrer theoretischen Schulung Abstand nehmen. 

Doch eine weitere Frage erhebt sich noch. Ist ein Arbeiter, der täglich seine spezielle körperliche 

Tätigkeit verrichtet, dann in der Lage so angestrengt hintereinander geistig zu arbeiten? Ich will diese 

Frage offen lassen, nur sollen wir uns keiner Täuschung hingeben. 
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Diese Mängel treffen auch vielfach auf die im vorigen Jahre stattgefundene Parteischule zu, die ja 

noch besonders unter den taktischen Auseinandersetzungen innerhalb der Partei litt. Dann die zentrale 

Einstellung den Lehrern gegenüber, deren Lehrtätigkeit als eine Nebenaufgabe angesehen wurde. 

Bei den Vorbereitungen einer neuen dreimonatigen Schule sind ja die hervortretenden Mängel beho-

ben. Vor allem ist es zu begrüßen, daß mindestens zwei Kräfte für die Dauer der Schule ihr ganz zur 

Verfügung stehen sollen. So wird wenigstens ein lebendiges Glied zwischen Schüler und Leitung 

hergestellt. Dann die einsetzenden praktischen und seminaristischen Uebungen, die täglich stattfinden 

sollen, sind von größter Bedeutung. Vorschlagen möchte ich, daß die Auswahl der Teilnehmer nicht 

allein durch die Zentrale, sondern mit Hinzuziehung der Lehrer vorgenommen werden sollte, da letz-

tere in stärkerem Kontakt mit den in Betracht kommenden Genossen stehen. Ihre Erfahrungen können 

dabei gute Verwendung finden. 

Bleibt nur übrig mit wenigen Zeilen auf die Wanderkurse, die heute stattfinden einzugehen. Sie wur-

den eingerichtet von der KPD (Spartakusbund) im Dezember 1919. Ich war zu jener Zeit als alleiniger 

Kursusleiter tätig und hatte damals nur eine sehr lose organisatorische Verbindung mit der Zentrale. 

Für jeden Kursus waren mindestens 12 Abende festgelegt. Schon nach kurzer Zeit war ein reges 

Bedürfnis im ganzen Reich zu verzeichnen und man ging daran, einen Kursus auf 8 Abende zu be-

grenzen, und einige neue Lehrer zu gewinnen. Später wurde die Arbeit von drei Genossen aufgenom-

men. Schon von der Aufnahme dieses Gebietes in die Parteiarbeit an zeigte sich ein Mangel, daß von 

Seiten der Zentrale aus nur organisatorische Arbeiten erledigt wurden. Man teilte die Kursuslehrer 

den einzelnen Bezirken zu, gab auch ab und zu einige Anweisungen, aber eine enge Verbindung 

zwischen den Lehrern und der Partei bestand nicht. Dies mußte auch seine Rückwirkung haben [76] 

auf die Partei. Die meisten Bezirksleitungen oder die Gesamtpartei betrachtete diese Dinge nur von 

der organisatorisch-vorbereitenden Seite, ohne lebendig mit dem Aufgabenkomplex verwachsen zu 

sein. Diese Tatsache machte sich ständig unangenehm für den Lehrer bei Beginn des Kursus bemerk-

bar. Wahlloses Zusammenwerfen der Teilnehmer, ständiges Fehlen der verantwortlichen Parteiarbei-

ter, keine Vorbereitungsabende, mangelnde Organisation. Ein außerordentlicher Uebelstand ist der, 

daß die Genossen, denen theoretische Schulung am meisten Not tut, sich nie an den Kursen beteiligen. 

Auch hatte man keine Linien, nach welchen Orten zweckmäßig der Kursus gelegt wurde. Schwache, 

nicht tragfähige Organisationen wurden vielfach zur Kursusveranstaltung ausgefordert, wobei viel-

fach der Kursus scheiterte. Durch die Schaffung der Abteilung Bildung ist die Sache wesentlich ge-

bessert. Besserer Konnex zwischen Lehrer und Zentrale und stärkeres Einwirken auf die Gesamtpar-

tei ist das erste günstige Resultat, das festzustellen ist. Die Arbeiten der Abteilung Bildung werden 

vielfach noch durch verschiedenartige Mängel gehemmt, wie dies aus dem Bericht der Abt. Bildung 

hervorgeht. Doch auch hier wird der Mangel an Stärke, der sich für die Partei bemerkbar macht, für 

jene hemmenden Faktoren der beste Lehrmeister sein. 

Eine Frage ist die, ob es genügt, in Zukunft die theoretisch grundlegenden Kurse auf 8 Abende zu 

beschränken. Für eine solche Beschränkung spricht nichts als die Tatsache, daß in der Vorkriegszeit 

im allgemeinen 8 Abende als ausreichend erachtet wurden. Das Gebiet ist aber durch die Kriegs- und 

Nachkriegsentwicklung außerordentlich erweitert, und so dürfte sich eine Verlängerung der Kurse 

notwendig erweisen. Ratsam wäre es, nach 4 Wochen eine kleine Ruhepause vorzunehmen, um so 

den Teilnehmerkreis zusammenzuhalten. An der Stoffeinteilung dürfte im allgemeinen nichts zu ver-

ändern sein, sowie an der Form der Darstellung. An einer systematischen Darstellung muß für diese 

Hauptkurse unter allen Umständen festgehalten werden. Eine der wichtigsten Fragen ist die, was ge-

schieht mit den Teilnehmern an einem Kursus nach seiner Beendigung. Heute bestehen hierüber keine 

allgemeinen Richtlinien, d. h. man geht auseinander. Hierbei herrscht die Gefahr, daß eine systema-

tische Schulung zwecklos gewesen ist, da ja sie voraussetzt, daß sich die Schüler auch nach Beendi-

gung eines Kursus mit Vertiefungsarbeit beschäftigen. Es wäre zweckmäßig, aus den Reihen der 

Kursusteilnehmer Arbeitsgemeinschaften zu bilden, die wöchentlich einmal aktuelle Probleme nach 

der Seite der Theorie hin beleuchten. Dies kann natürlich nur von Erfolg sein, wenn ein geeigneter 

Leiter der Abende gefunden wird. 
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In diesem Zusammenhang möchte ich auch noch unsere Stellung zur Volkshochschulbewegung strei-

fen. Wir stehen im allgemeinen der Volkshochschulbewegung ablehnend gegenüber. Wir lassen uns 

nicht bei unserer Bildungsarbeit allein von der Bildungshungrigkeit der Arbeitermassen leiten, da un-

sere Tätigkeit auf diesem Gebiete der Zielsetzung des proletarischen Kampfes unterworfen ist. D i e  

V o l k s h o c h s c h u l e  s o  w i e  s i e  h e u t e  i s t, i s t  a l l e n f a l l s  g e e i g n e t, d i e  A r b e i t e r  

v o m  K l a s s e n k a m p f  a b z u l e n k e n. Was soll er mit Kunst, Mathematik, Philosophie, Astrono-

mie und was sonst noch alles gelehrt wird. Nicht Selbstzweck soll für uns die Bildungsarbeit sein, son-

dern Mittel zum Zweck. Aber auch noch so genaue Kenntnis der Bewegungsvorgänge im Universum, 

werden nicht im geringsten die soziale Bewegung des Proletariats fördern. Und darauf kommt es an. 

[77] Auch kann nicht entscheidend sein, ob irgend ein sich Kommunist nennender Dozent einige 

Kurse übernommen hat. Ich erwähne dabei die Vorgänge in Remscheid, wo der kommunistische' 

Dozent zum praktischen Siedlungswesen überging. Sollen wir uns an der Volkshochschule beteiligen, 

so muß dies von der Partei ausgehen, unter Wahrung aller Freiheiten, die wir für einen seminaristi-

schen Unterricht benötigen. Jedoch auch hier ist der Schülerkreis von größter Wichtigkeit. Wir haben 

keine Zeit, dem Bürgertum Lektionen über den Sozialismus zu erteilen, das soll so weit als nötig 

praktisch geschehen. Es handelt sich also darum, Arbeiter im Schülerkreis zu haben. Sind beide Vo-

raussetzungen gegeben, so steht einer Tätigkeit desselben nichts im Wege. 

Dasselbe trifft auch zu bei den Betriebsrätekursen. Dort wird man auch oft sagen, die Sache soll 

wissenschaftlich, parteineutral aufgezogen werden. Schelme, die glauben, der Marxismus sei eine 

reine Wissenschaft, nein, spezielle Wissenschaft der proletarischen Befreiungskämpfer, auch jenes 

ist nun einmal eine politische Aufgabe. Die Praxis zeigt, wie unter dem Deckmantel der „unvorein-

genommenen Wissenschaft“ der Marxismus kastriert wurde. Das machen wir nicht mit. Dadurch, das 

die Theorie praktische Verwendung findet, soll nun sie politisch werden. Schließlich läuft ja auch das 

Manöver darauf hinaus, die kommunistische Bewegung zu brechen. 

V. 

Fassen wir zusammen. Einrichtung lokaler Kurse, jedoch unter dem Gesichtspunkt der Lehreraus-

wahl durch Abteilung Bildung. Die Wanderkurse müssen beibehalten und ausgebaut werden, viel-

leicht unter Festlegung der Lehrer für bestimmte Bezirke. 

Weiter muß die Partei, wenn irgend möglich, eine ständige Parteischule einrichten. Es ist mir klar, 

daß die finanziellen Anforderungen an die Partei durch ein solches Projekt außerordentlich hohe sind. 

Doch wäre es eine zweifellos glänzende Verzinsung des Kapitals, das in ein solches Unternehmen 

hineingesteckt wird. Die Dauer der Schule muß mindestens 3, bestmöglichst 6 Monate, betragen. Der 

Teilnehmerkreis muß auch begrenzt bleiben und darf nicht durch Genossen, die die Kosten selbst 

tragen wollen, wesentlich vergrößert werden. 

Ausnützung aller Objekte, soweit dies nicht unserer allgemeinen Einstellung zuwiderläuft. 

So werden wir auch die theoretischen und organisatorischen Mängel, die sich bei einer so jungen und 

schnell gewachsenen Partei zeigen, am besten überwinden. D i e  G e s a m t p a r t e i  m u ß  s i c h  a u f  

d i e s e  A r b e i t  e i n s t e l l e n, u n d  a u ß e r d e m  w i r d  e s  n o t w e n d i g  s e i n, d a ß  s i c h  d e r  

4. K o n g r e ß  d e r  K o m m u n i s t i s c h e n  I n t e r n a t i o n a l e  e i n g e h e n d  m i t  d i e s e r  

F r a g e  b e s c h ä f t i g t. [78] 

* 

Bücherschau 

N. Auerbach: Marx und die Gewerkschaften. Viva, SW 61. Berlin-Leipzig 1922. 163 Zeiten, geh. 

ca. 30,– M., geb. ca. 50,– M. 

Das Buch stellt einen Versuch dar, eine abgeschlossene Gewerkschaftstheorie von Marx zu geben. 

Dabei will die Verfasserin a l l e  Ergebnisse der Marx’schen ökonomischen Lehre miteinbeziehen, 

auch diejenigen, die im zweiten und dritten Band „Kapital“ und in den „Theorien über den Mehrwert“ 

niedergelegt sind. In Wirklichkeit gibt das Buch in seinem ersten, bedeutend kürzeren Teil, der 40 
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von den 163 Seiten umfaßt, einen Abriß der ökonomischen und sozialökonomischen Theorie der Ge-

werkschaften bis Marx, im zweiten aber eine kritische Betrachtung der deutschen Gewerkschaftsbe-

wegung vom Standpunkt der Marx’schen Theorie aus. In einem kurzen Schluß weist die Genossin 

Auerbach darauf hin, daß die geschichtliche Entwicklung der deutschen Gewerkschaftsbewegung sie 

dahin gebracht hat, daß die Totalität des revolutionären Prozesses zerrissen worden ist; daraus ergebe 

sich die Aufgabe, die in der Realität zerstörte dialektische Einheit (mit Rosa Luxemburgs Worten 

gesagt) „durch die Bewegung selbst mit Hilfe der von Marx gelieferten Waffen herzustellen.“ 

Im ersten Teil ihrer Arbeit gibt die Verfasserin, wie gesagt, eine Darstellung der Marx’schen Gewerk-

schaftstheorie. Sie legt dementsprechend die Theorie des Arbeitslohnes, setzt sich vom Standpunkt 

dieser Theorie aus mit dem „ehernen“ Lohngesetz auseinander, sucht die Aufgaben der Gewerkschaf-

ten in bezug auf die Regelung des Verlaufs der Arbeitskraft festzusetzen (Lohnerhöhungen zur Rea-

lisierung des Wertes der Arbeitskraft, zur Erhöhung des Wertes der Arbeitskraft, Bedeutung der 

Lohnerhöhung angesichts der Preiserhöhungen). Es wird des weiteren die Bedeutung der Krisen, der 

Durchschnittsprofitrate und des tendentiellen Falls der Profitrate für die gewerkschaftliche Tätigkeit 

untersucht. Im Resultate dieser Untersuchung kommt die Verfasserin zum Schluß, daß die Gewerk-

schaften untrennbar mit dem Lohnsystem verbunden sind, daß der Gang der kapitalistischen Entwick-

lung aber ihre rein ökonomische Tätigkeit in steigendem Maße erschwert. Ganz kurz wird dann die 

Rolle der Gewerkschaften in der Sozialtheorie von Marx dargelegt, also die Gewerkschaften als Bild-

ner des Klassenbewußtseins untersucht, die Beziehungen zwischen den Gewerkschaften und der Par-

tei, wobei die Einheit des Klassenkampfes dargelegt wird, um dann die Bedeutung der Streiks auch 

von diesem Gesichtspunkt aus darzulegen. 

Der geschichtlich-kritische Teil untersucht die Entwicklung der deutschen Gewerkschaftsbewegung 

in zwei großen historischen Perioden: vor dem Sozialistengesetz und dann von 1891 bis 1913; die 

Untersuchung wird bis auf die Gegenwart nicht fortgesetzt, weil die Verfasserin meint, daß, erstens, 

die Ereignisse der Kriegs- und Revolutionszeit noch so klar im Gedächtnis aller stehen, daß eine 

ausführliche Darstellung derselben weniger vonnöten sei, daß, zweitens, dieser Abschnitt der Ge-

schichte der deutschen Gewerkschaften keine prinzipiell neuen Gesichtspunkte darbiete. 

Im Gegensatz zu Hermann Müller, der den „Widerspruch“ zwischen Sozialreform und Revolution 

bei Marx, getreu dem Geiste des Reformismus, dadurch zu erklären sucht, daß das „Kapital“ nur das 

Produkt jener Zeit, mit verhältnismäßig schwacher Fabrikgesetzgebung und den ersten Ansätzen der 

Gewerkschaftsbewegung, sei, verficht die Verfasserin, im Geiste des revolutionären Marxismus von 

Kautsky, Parvus (beide nach alter Manier), Rosa Luxemburgs, daß das Zugleichsein von gewerk-

schaftlichem [79] und revolutionärem Kampf „allerdings ein Widerspruch, aber kein kontradiktato-

rischer, sondern ein dialektischer“ sei und dieser seinerseits nur getreue Widerspiegelung der Wider-

sprüche der kapitalistischen Gesellschaft ist. Wenn schon im rein darstellenden Teil die Verfasserin 

viel zu bündig und zu wortkarg ist, und man bedauern muß, daß dieser Teil der Arbeit viel zu kurz 

im Vergleich mit dem historisch-analytischen Teil ausgefallen ist, so ist das besonders der Fall in 

bezug auf diesen s p r i n g e n d e n  Punkt der Marxschen Gewerkschaftstheorie. Der Nachweis, daß 

Marx Entschuldigungen nach der Art der reformistisch-„marxistischen“ Ausführungen von einem 

Müller nicht braucht (seine Auffassungen seien nur das Produkt seiner Zeit!). ist besonders in u n -

s e r e r  geschichtlichen Periode eine dankbare und verlockende Aufgabe, weil sich gegenwärtig am 

besten erweist, daß die Marxschen Gesetze der sozialen Entwicklung sich t r o t z  und im G e g e n -

s a t z  zu dem ganzen angeblichen Ausstieg des Proletariats im Kapitalismus durchsetzen. Mit diesem 

Vorbehalt muß man aber feststellen, daß das Buch N. Auerbachs eine interessante und lesenswerte 

Schrift ist. Es ist insbesondere jedem in der Gewerkschaftsbewegung praktisch oder theoretisch täti-

gen Gewerkschafter zu empfehlen. 

Prof. W. Kljutschnikow, „Am großen Scheideweg der Geschichte“ (russisch); Berlin, 1922, Ver-

lag „Smena Wjech“, 

Der Sprengel der russischen Intellektuellen, der sich um die unlängst in der „Internationale“ bespro-

chene Zeitschrift „Smena Wjech“ („Umstellung der Wegzeichen“) gruppiert, bildet, wie in jener 
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Besprechung gezeigt, keineswegs eine homogene oder auch nur ideologisch irgendwie bestimmt ori-

entierte Gruppe. Das einzige, was diese Leute eint, ist der Gedanke: daß die russische Revolution eine 

Tatsache ist, unumstößlich ist, und daß man eigentlich „stolz“ auf diese „große russische“ Revolution 

sein müsse. Man kann diese Einstellung nicht einmal national-bolschewistisch nennen: es handelt 

sich um ein seltsames Konglomerat von Gedanken Intellektueller, die sich mit der Revolution ausei-

nanderzusetzen suchen. 

Einer von ihnen, K l j u t s c h n i k o w, früherer Koltschakminister, schreibt ein Buch, das er für ein 

„wissenschaftliches“ „politisches“ und sehr „unabhängiges“ Buch zu halten scheint. 

In Wirklichkeit stellt es eine öde, dazu noch schlecht geschriebene, schematisierende Arbeit dar, die 

„ideologisch“ über die Maßen kindlich ist. 

Der Herr Professor will eine „geschichtliche“ Untersuchung anstellen. Er legt sich zwei Fragen vor: 

a) gibt es soziale Gesetzmäßigkeit? 

b) können wir radikal genug unsere Art der Einmischung in den Gang der Ereignisse ändern? 

Beide Fragen bejaht der Herr Professor; und er glaubt, die „sozialen Gesetze“ aufzuzeigen, wenn er 

folgendes Schema (allen Ernstes) vorbringt: 

„das Gebiet des Ethischen zerfällt drei engere Hauptgebiete: Moral, Recht und Politik.“ 

Weshalb „Ethik“? Weil 

„die Dynamik des sozialen Lebens ihr Dasein der Dynamik des menschlichen Geistes verdankt.“ 

Nachdem der Herr Professor auf diese (nicht eben, originelle) Weise das „Fundament“ der „Gesell-

schaft“ wieder einmal „entdeckt“ hat, fängt er an, ins Blitzblaue zu phantasieren. 

Es gibt nämlich, so erzählt er treuherzig, dreierlei Typen, von „Staaten“: die „moralischen“, „rechtli-

chen“ und die „politischen“. (Weshalb auch nicht?) 

Als Muster eines Staates, der nur von „Moral“ gelenkt wurde, sieht Kljutschnikow – man staune – 

das Wilhelminische Deutschland an. Er erzählt ein langes und breites über deutschen Nationalismus, 

Militarismus, über Religiosität und einiges andere und bewegt sich vergnügt in diesem Tümpel von 

Geschwätz. den er für „historische Analyse“ hält. 

Der auf „Recht“ gebaute Staat mit „liberaler“, „fortschrittlicher“ Politik (das „moralische“ Deutsch-

land machte nach K. „reaktionäre“ „konservative“ Politik) ist – man [80] staune weiter – das Wilson-

sche Amnerika (immerhin ist das Buch 1922 erschienen; aber für einen „Historiker“, ist es unwesent-

lich, ob das „Wilsonsche Amerika“ je existiert hat oder nicht). 

Ob Sowjetrußland ein „politischer“ Staat ist, das läßt sich schwer feststellen aus den Tiraden des 

Herrn Professor. 

Sicher ist, daß der gute Mann Rußlands Politik revolutionär nennt, und eine „Analyse“ Lenins zu 

geben glaubt, den er Wilhelm dem Zweiten und Wilson entgegenstellt. 

Die Analyse ist wiederum kindlich. K. redet einiges über Bakunin, über einen Dekabristen, Pestel, 

über Marx und versucht dann – wie geistreich! – eine „Formel“ zu finden: Lenin – Marx  Bakunin, 

oder „noch besser“: Lenin – Marx  Bakunin + Pestel. 

Das Buch ist ein typisches Zeichen für die Desorientierung derjenigen Intellektuellen, die klug genug 

sind, um zu begreifen, daß ein Sturz der Sowjetregierung weder in Aussicht steht, noch für irgendwen, 

außer die Anarchie und die schwärzeste Reaktion, von Vorteil wäre, die aber unfähig sind, die bür-

gerliche „Geschichts“auffassung von sich zu werfen, die überdies den typischen russischen Intellek-

tuellendünkel an sich haben (die Intelligenz ist das Rückgrat Rußlands) und sich nun neue Idole 

schaffen – auf dem Papier und im Ausland natürlich – und seien das selbst Lenin und Tschitscherin. 

Als Zeiterscheinung ist das Buch bemerkenswert, als „wissenschaftliche“ Leistung nur lächerlich. 

[81] 
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Die Internationale  

Jahrgang 5 ⁕ Ausgegeben am 20. August 1922 ⁕ Heft 4 

„Deutschland über alles.“ 

◿ Berlin, den 15. August. 

Am 11. August feierte das „Reich“ die dritte Wiederkehr der Weimarer Verfassung. Die Feier hatte 

mit dem deutschen Volke herzlich wenig zu tun, und kein offiziöser Zeitungslärm kann an dieser 

Tatsache etwas ändern. Der Haß der breiten Massen gegen die monarchistische Konterrevolution ist 

tief und ehrlich, aber die Begeisterung für die Stinnes-Republik hat bei diesen Massen nie existiert, 

sie existiert nicht einmal bei den eigentlichen „bürgerlichen Republikanern“, die wir in Deutschland 

haben, dem Trotz der sozialdemokratischen Partei- und Gewerkschaftsfunktionäre, die sich nach den 

Novembertagen an den mageren Tisch der Republik gesetzt haben und die an diesem Tisch nicht als 

die Herren sitzen, sondern nur als die einstweilig Geduldeten. So hatten sich die Neuankömmlinge 

den Weg zur Macht und den Genuß der Macht nicht erträumt. Ueber die wirkliche Verfassung dieser 

Republik an ihrem dritten Jahrestag gab übrigens die Feier allerlei lehrreiche Aufschlüsse. Herr Ebert 

unternahm es an diesem Tag, das „Deutschland über alles“, das Trutzlied der Gegenrevolution und 

des Monarchismus, zu republikanischen Ehren zu bringen. Er ließ durch feine Offiziösen männiglich 

kund tun, daß das gegenrevolutionäre Trutzlied ursprünglich ein demokratisches Freiheitslied gewe-

sen ist und daß die Republik es wieder „ehrlich“ machen will. Nun war das „Deutschland über alles“ 

nie eine revolutionäre Kampfhymne, es war nie mehr gewesen als ein sentimentaler Sang der 

schwarz-rot-goldenen vormärzlichen Spießbürgerschwärmerei für die Verfassung mit dem mittelal-

terlichen Kaisertrödel. Aber selbst wenn das anders wäre, so bestimmt über den politischen Sinn des 

Liedes nicht das, was gewesen ist, sondern das, was ist. Die Marseillaise, einst das Sturmlied der 

großen französischen Revolution, ist von der Geschichte zur Nationalhymne der dritten Republik, 

zum Symbol der Reaktion degradiert worden, und wenn die französischen Arbeiter der Revolution 

huldigen wollen, so singen sie die „Internationale“ oder das Revolutionslied. Die deutsche Bourgeoi-

sie hat denn auch für diese Huldigung an die Gegenrevolution und an den verfaulten Imperialismus 

sofort verständnisinnigst quittiert und selbst die sicherlich nicht allzu revolutionären und zahlreichen 

Arbeiter, die die „Organisation“ und vielleicht auch Neugier zu der banalen „Verfassungsfeier“ in 

Berlin [82] herbeigerufen hatte, antworteten in einer Aufwallung der Scham auf das gegenrevolutio-

näre Trutzlied mit der „Internationale“. Das einzige ehrliche Wort, das bei der Gelegenheit der Ver-

fassungsfeier fiel, stammt von dem Mann, der ihr wirklicher Geburtshelfer und Schuhpatron ist, von 

Noske. Er pries die Republik als das „Bollwerk gegen Rätewirtschaft und Bolschewismus“. Das Wort 

ist, soweit die Absichten und Handlungen der Regenten und Diener der Republik in Betracht kom-

men, tausendmal wahrer als die ganze blöde Heuchelei der anderen Offiziösen; aber freilich, was die 

Festigkeit dieses Bollwerks gegen „Rätewirtschaft und Bolschewismus“ anlangt, so erlauben wir uns 

etliche Zweifel. 

Noch bezeichnender dafür, wohin die Stinnes-Republik heute steuert, als diese symbolischen Vor-

gänge, sind die Tatsachen der gegenwärtigen deutschen Republik. Das „Gesetz zum Schutze“ der 

Republik, so fragwürdig es war, ist von den Regenten der Republik vor dem Stirnrunzeln Orgesch-

bayerns glatt preisgegeben worden und dieser sie wird von der bayerischen Konterrevolution restlos 

ausgenutzt. Sie zeigt keinerlei Geneigtheit, die Unterwerfung der Republik anzunehmen und schickt 

sich an, zu weiterem Angriff vorzustoßen. 

Die weisen und mutigen Kämpfer der Stinnes-Republik haben natürlich ihre „Gründe“ auch für diese 

Kapitulation. Wo wußte die Schwäche nicht Vorwände und „Gründe“ zu finden? Die Vorwände sind 

die äußere Lage. Poincaré pocht an den Toren der Ruhr. Ist es da staatsmännisch, den Konflikt mit 

der Konterrevolution und dem Partikularismus auszufechten ? 

Aber die elementarste politische Logik und geschichtliche Erfahrung sagen es umgekehrt. Jedes Zu-

rückweichen vor dem bayerischen Partikularismus ermutigt die separatistischen Strömungen im üb-

rigen Reich und ist Wasser auf die Mühlen der französischen Generale und Schwerindustriellen, die 
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nach der Ruhr lechzen, nach der Vereinigung der lothringischen Erze und der französischen Kohle 

unter französischer Spitze und nach der Balkanisierung Deutschlands. Es ist klar, daß die separatisti-

schen Bewegungen, wo immer sie auftauchen, ihnen dieses Geschäft erleichtern. Die Konterrevolu-

tion, die hinter diesen Bewegungen steht, fürchten sie nicht. Sie hilft, Deutschland zu zertrümmern 

und sie führt den Säbel nur im Munde – wenigstens soweit der „Feindbund“ in Betracht kommt. Das 

Säbelrasseln der Ludendorffe und Helfferiche ist ihnen ein willkommenes Reizmittel, um den täglich 

mehr schwindenden Glauben der französischen Massen an seine Generale und den nationalen Block 

wieder aufzufrischen. 

Der Heißhunger der militärischen und schwerindustriellen Kreise um Poincaré war in der Tat der 

eigentliche Drehpunkt der Londoner Konferenz, die jetzt unter offenem Bruch der „Verbündeten“ 

und ohne jedes Resultat auseinandergeht. Die Beschlagnahme der linksrheinischen Bergwerke und 

Wälder wird von England offen als der Grund des Bruchs angegeben. England versteht, daß diese 

Beschlagnahme eine nicht mehr rückgängig zu machende Etappe zur Besitzergreifung der Ruhr durch 

Frankreich ist. Es begreift, daß ihm in dem [83] Frankreich, das die Ruhr an sich gerissen hat, ein 

politisch, militärisch und wirtschaftlich ganz anders gefährlicher Gegner entsteht, als das imperialis-

tische Deutschland es war. Es begreift, daß die Zertrümmerung Deutschlands das ganze kapitalisti-

sche Europa unfehlbar dem Ruin – und der Revolution zuführt. Seine Presse und seine Zeitschriften 

sind voll von Alarmrufen nach dem Bau der großen Luftflotte, die imstande ist, der ungeheuren Luft-

rüstung Frankreichs die Spitze zu bieten. 

Aber England ist heute weder bereit noch fähig, es gegenüber Frankreich aufs äußerste ankommen 

zu lassen. „Warum“, so fragt der bekannte amerikanische Bankier Vanderlip in einem aus München 

datierten Brief an die englische Zeitschrift „Nation“*) „entwirft nicht England, das so stark ist in ge-

sundem Menschenverstand, so erfahren, Schwierigkeiten praktisch zu lösen, selbst wenn praktische 

Lösungen theoretische Prinzipien vergewaltigen – warum sollte nicht ein solches England ein Pro-

gramm für den wirtschaftlichen Wiederausbau planen und erzwingen?“ Und er antwortet: „Was, wie 

ich glaube, der wahre Grund für die halbe Lähmung des britischen Eingreifens ist, hat auf mich als 

die größte Erschütterung gewirkt von allem, was ich in Europa erfahren habe. Buldogg-England, mit 

einer Geschichte voll solchen Muts, daß es nichts zu fürchten schien, fürchtet heute einen Bruch mit 

Frankreich. Es fürchtet 2700 französische Flugzeuge, die von den kühnsten und geschicktesten Pilo-

ten der Welt bemannt sind. Es hat 800.000 Gründe, die französische Militärmacht zu fürchten, denn 

Frankreich hat das gewaltigste Heer in der Welt. Es fürchtet jene Unterseeflotte, die Frankreich be-

harrlich gebaut hat angesichts eines Weltverlangens nach Abrüstung. Diese Furcht ist es, die England 

hindert, einen so scharfen Kurs einzuschlagen, daß er in einen Bruch mit Frankreich mündet und 

wenn es nicht einen solchen Kurs einschlägt, so ist nicht zu erwarten, daß Frankreich, beherrscht 

durch seine finanziellen Schwierigkeiten und seine Furcht vor einem wiederhergestellten Deutsch-

land seine Ideen über seine Rechte aus den verschiedenen Pariser Friedensverträgen so weit aufgibt, 

um die Verwirklichung eines Programms zu erlauben, das den ökonomischen Zusammenbruch (di-

saster) abwendet, der den Kontinent bedroht.“ 

Es versteht sich, daß der Appell des amerikanischen Bankiers an die „moralischen Kräfte“ seines 

eigenen Landes nur ein Strohhalm ist. Nicht nur, daß die Vereinigten Staaten davor zurückschrecken, 

ihr Geld in einem so zweifelhaften Unternehmen anzulegen, wie es das krachende Europa ist: die 

Tatsache, daß sie in dem Gegensatz zwischen Frankreich und England weltpolitisch noch nicht Stel-

lung genommen haben, daß sie sich freie Hand lassen, verlängert ins Unabsehbare den Zustand, wo 

Deutschland zwischen diesen beiden Mühlsteinen zermalmt wird. 

Und nicht nur Deutschland. Oesterreich ist bereits in einem Zustand, wo ihm mit kapitalistischen 

Mitteln nicht mehr zu helfen ist. Die Londoner Konferenz hat sich denn auch für unfähig erklärt, 

helfend einzugreifen. Der Zerfall Italiens, Polens geht weiter. Sowjet-[84]rußland kann sich, auf seine 

eigenen Kräfte angewiesen, nur langsam vorwärts arbeiten. 

 
*) Nummer vom 5. August S. 616, 17 f. 
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Die Londoner Konferenz hat ein Moratorium für Deutschland abgelehnt. Sie hat die Frage der Repa-

rationskommission überwiesen, in der der französische Einfluß dominiert. 

Inzwischen wächst täglich, ja fast stündlich die Unsicherheit und der ökonomische Druck auf die 

arbeitenden Massen in Deutschland. Die Mark rast in verzweifelten Sprüngen nach abwärts, die Le-

bensmittelpreise nach aufwärts, das „freie Spiel“ der kapitalistischen Kräfte, das unter dem Segen der 

Sozialdemokratie wieder hergestellt wurde, saugt der Arbeiterklasse den letzten Tropfen aus den 

Adern und vernichtet den letzten Rest der Stabilität der deutschen Wirtschaft. 

Wo der Rettungsweg liegt, ist von uns Kommunisten mit aller Genauigkeit aber- und abermals gesagt 

worden: Die Bändigung des inneren kapitalistischen Wirtschaftschaos durch die rücksichtlose Faust 

der Arbeiterklasse und der engste Anschluß an die Sowjetmacht. Unter dem zermalmenden Druck 

der inneren und äußeren Lage wird dieser Gedanke sich unwiderstehlich Bahn brechen. 

Nur ein hoffnungsloser Tor wird erwarten, daß die Regenten von Gnaden Noskes und v. Seeckts und 

der Weimarer Verfassung, mit der neuen republikanischen Nationalhymne des „Deutschland über al-

les“ und dem Gesetz zum Schutz der Konterrevolution den herannahenden Sturm beschwören werden. 

Außer der Kommunistischen Partei ist in Deutschland heute keine bewährte Kraft mehr, die fähig 

wäre, an der Spitze der Massen den Ausweg zu bahnen. 

Auf den Schultern der Partei liegt eine Riesenaufgabe. Ihr Ringen um die Massen tritt in ein neues, 

in das entscheidende Stadium. [85] 

* 

Nochmals zur Taktik der Einheitsfront.  
Von A. K l e i n. 

Der Aufsatz des Genossen Klein erscheint ebenso wie der bereits veröffentlichte der Genossin R. 

Fischer als Diskussionsmaterial. Wir werden in der nächsten Nummer auf die kritischen Bemerkun-

gen der beiden Genossen eingehen. Die Redaktion der „Internationale“ 

In seinem Artikel „Zur Praxis der Einheitsfronttaktik“ hat sich der Genosse Meyer seine Aufgabe 

sehr vereinfacht. Er beschuldigt einige seiner Kritiker der Furcht vor gemeinsamen Verhandlungen 

mit den Spitzenkörperschaften, kennzeichnet die Arbeit des Zentralausschusses als einen Kampf ge-

gen einzelne Uebertreibungen in der Kritik der Haltung der Partei und stellt sich zur Tätigkeit der 

Partei nach der Ermordung Rathenaus ein, als ob sie eine der ersten Erfahrungen der Partei bei der 

Durchführung der Einheitsfronttaktik wäre. Und da die Partei nicht genügend stark war, um selbstän-

dig eine Aktion einzuleiten (was übrigens auch niemand vorgeschlagen hatte), beweist er auf diese 

Weise, daß alles gut geklappt hat und daß nur einzelne böse Leute den Erfolgen der Partei einen 

Schlag versetzen wollten. 

Der Artikel des Genossen Meyer ist ein krasses Beispiel dafür, wieviel Pessimismus und Verkennung 

der politischen Situation bei einigen Genossen vorhanden ist. Wir glauben, daß solche Einstellungen 

das größte Hemmnis für das Wachstum und die Festigung unserer Partei bilden, zumal jetzt, wo die 

sozialdemokratische Führerschaft nach ihrem letzten Verrat jeglichen Ausweg aus der politischen 

Sackgasse verloren hat und ausschließlich von ihrer Fingerfertigkeit lebt. 

Auf dem Zentralausschuß war kein Streit darüber, ob wir in der Bewegung nach Rathenaus Ermor-

dung die Taktik der Einheitsfront anwenden oder zu einer selbständigen Aktion der Kommunistischen 

Partei greifen mußten. Die Rede war nur davon, w i e  wir die Einheitsfronttaktik anwenden, w i e  wir 

in der Tat die Arbeitermassen für den Kampf um ihre Forderungen vereinigen sollten. W i r k l i c h  

v e r e i n i g e n  f ü r  e i n e n  K a m p f  – das war unsere Aufgabe. 

Wir haben niemals daran gezweifelt, daß die Führer der beiden sozialdemokratischen Parteien die 

Zusammenfassung der Massen zum Kampf nicht wollen, und deshalb die wahre Einheitsfront nicht 

zulassen können; denn die Massen wollen die Einheitsfront für den Kampf, und jeder Kampf bedeutet 

bei den heutigen Verhältnissen in Deutschland wie in der ganzen Welt einen revolutionären Kampf 

gegen das Bündnis mit der Bourgeoisie. Dabei ist es gleichgültig, ob dies ein Kampf für die 
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Verhaftung Ludendorffs, für die Unterwerfung Bayerns dem Reiche oder für eine wirkliche Entwaff-

nung und Verhaftung der Führer terroristischer Mordorganisationen ist. Hinter der gesamten Konter-

revolution steht der allmächtige Stinnes, hinter Stinnes – Wirth, hinter Wirth – Ebert, hinter Ebert – 

Parvus, hinter Parvus – Kautsky, hinter Kautsky – Crispien und hinter Crispien mit saurer Miene und 

blutendem Herzen – Kurt Rosenfeld. 

[86] Diese Kette Stinnes–Crispien–Rosenfeld ist ziemlich fest. Aber zwischen der Schwerindustrie 

und dem Finanzkapital, die hinter Stinnes stehen, und den revolutionären Arbeitern, die noch Crispien 

und Rosenfeld folgen, ist zweifellos nichts Gemeinsames. Die Waffe der Reform und die Phraseolo-

gie des Kampfes, vermittels deren sie die Arbeiter betörten, um sie zu entwaffnen, sind stumpf ge-

worden. Die sozialdemokratischen Führer können jetzt den Arbeitern keine wirtschaftlichen Konzes-

sionen geben, jetzt ist es gefährlich, mit revolutionären Worten des Leipziger Aktionsprogramms zu 

spielen. All das ist klar und einfach. Die Kommunistische Partei muß in dieser Situation nur k l a r  

s a g e n, w a s  i s t, und dauernd, ohne irgendetwas zu verschleiern, ohne Diplomatie zu treiben und 

ohne jemandem – sei es auch nur um ein Jota – nachzugeben, aussprechen, was ist. Sie braucht nichts 

zu übertreiben, und es ist auch unmöglich geworden, jetzt noch zu übertreiben! 

Die Führer unterzeichnen das Berliner Abkommen. Wir wissen, daß dies ein Betrug, eine Lüge ist, 

daß die Führer uns in die Einheitsfront der Passivität, des Betrugs hereinziehen wollen. Wir wissen, 

daß dies ein Schlafpulver für die erwachenden kampflustigen Massen sein soll, daß bereits morgen 

die sozialdemokratischen Führer zusammen mit den Monarchisten für ein Gesetz gegen Arbeiter 

stimmen werden. Sie schreien: „Verhaften, entwaffnen“, aber wir wissen, daß sie es nicht wagen 

werden, den reaktionären Offizieren auch nur ein Härchen zu krümmen, daß sie durch ein verbreche-

risches Band mit der bürgerlichen Demokratie verbunden sind, die reaktionäre Offiziere und Spitzel 

braucht, die sogar Mörder geduldet, geschützt hat und noch weiter duldet, wenn sie nicht auf den 

Minister des Auswärtigen schießen. Wir wußten das alles, und mußten es genügend laut und deutlich 

der Arbeiterschaft sagen. Unsere Verhandlungen mit den Instanzen sind weder ein diplomatischer, 

noch ein geschäftlicher Vertrag. Sie bedeuten unsererseits einen ehrlichen Appell an alle Arbeiter 

zum Kampfe. Wir ziehen in Betracht die politische Rückständigkeit bestimmter Teile der Arbeiter-

schaft und erleichtern ihnen den Weg zum gemeinsamen Kampfe. Aber eben deshalb gibt es keinen 

Preis, für den wir auch nur ein Lot Wahrheit verkaufen, die wir als Kommunistische Partei verpflich-

tet sind, der Arbeiterschaft zu sagen. In den Tagen, wo unsere Presse bemüht war, die Miene eines 

unschuldigen Mädchens zu machen, das in Wirklichkeit glaubt, daß „die „Freiheit“ noch immer nicht 

verstehen will“ („Rote Fahne“) warf sich die „Freiheit“, getreu dem Rezept Kautskys, in die Arme 

von Parvus-Stinnes. Durch solches Verhalten führten wir nicht die Taktik der Einheitsfront, sondern 

die Taktik der Unsicherheit und der Schwankungen unserer Partei durch, die noch nicht genügend 

fest das Steuer des proletarischen Klassenkampfes in der Hand hält, zu dem nur sie allein die Massen 

führen kann. Als wir die Auflösung des Reichstages statt der Mobilisierung der Massen zum Kampfe 

vorschlugen, lenkten wir die Aufmerksamkeit der Arbeiterschaft auf das parlamentarische Gebiet und 

erleichterten dadurch den Instanzen ihre Arbeit. 

Darum handelte es sich auf dem Z.-A., Genosse Meyer! Und diese Kritik hat der Zentralausschuß in 

seiner Resolution anerkannt, in der Resolution, gegen die Sie in Ihrem Artikel Opposition treiben. 

Die Vorsichtigkeit ist eine vorzügliche Sache, aber nur bis zu einer bestimmten Grenze. Darüber 

hinaus muß man sich mit großer Vorsicht zu einer solchen Vorsichtigkeit stellen. 

[87] Die sogenannten „vorsichtigen“ Genossen sagen: „Es stimmt, daß die Massen gegen die Politik 

von Crispien und Ledebour, gegen die Gründung der VSPD sind, aber warum strömen diese Massen 

nicht zu uns? Die Erfüllungspolitik ist bankrott, ein Brot kostet 31 Mark, die Valuta geht zum Teufel, 

Bayern macht, was es will, die Konterrevolution macht sich lustig über die Phrasen republikanischer 

Schwätzer. Die Republik kann sich nur auf die Arbeiterschaft stützen. Aber die Republik fürchtet 

sich vor der Arbeiterschaft, und die Arbeiter wollen diese Stinnes-Republik nicht. Das alles ist richtig. 

Aber große Teile der Arbeiterschaft folgen noch den Sozialverrätern, und nicht uns, und Ihr, Oppo-

sitionsleute, seid unvorsichtig, Ihr wollt eine selbständige Kritik unsererseits, Ihr seid gegen Konzes-

sionen an die Instanzen, für die selbständige Mobilisierung der Massen und sogar unter bestimmten 
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Umständen für eine begrenzte Protestaktion seitens der Kommunistischen Partei.“ Letzteres kann 

Genosse Meyer überhaupt nicht verdauen. 

Wir antworten darauf, daß unsere „vorsichtigen“ Genossen sich rein mechanisch den Prozeß der Re-

volutionierung der Massen vorstellen und dadurch beweisen, daß sie viel zu wenig aus den Erfahrun-

gen der deutschen Revolution gelernt haben. Die Umgestaltung revolutionärer Stimmungen, die wir 

vor und während der letzten Demonstrationen überall gesehen haben, und die auch bei der letzten 

Berliner Betriebsrätevollversammlung zum Ausdruck kamen, in revolutionäre Organisation, i n  d e n  

U e b e r g a n g  d e r  M a s s e n  z u r  K o m m u n i s t i s c h e n  P a r t e i, e r f o r d e r t  e i n e  g r o ß e  

b e h a r r l i c h e  A r b e i t  u n d  v o r  a l l e m  d i e  g r ö ß t e  p o l i t i s c h e  K l a r h e i t  u n s e r e r  

P a r t e i, s o w i e  e i n e  u n z w e i d e u t i g e  S t e l l u n g  u n s e r e r s e i t s  z u  d e n  F ü h r e r n  d e r -

j e n i g e n  P a r t e i e n, d i e  d i e  A r b e i t e r  v e r l a s s e n  s o l l e n  u n d  v ö l l i g e  S e l b s t ä n d i g -

k e i t  u n s e r e r  P a r t e i. Haben wir all diese Vorbedingungen erfüllt? Wir erfüllen sie leider auch 

heute noch nicht. Und sie sind unumgänglich notwendig für große Erfolge unserer Partei und somit 

der Revolution. 

Die Thesen der Komintern sagen klar: „Die Partei muß immer den Massen einen Schritt voran gehen. 

Die Partei ist der Kopf des Proletariats.“ Wir dürfen uns also von den Massen nicht trennen, müssen 

ihnen aber einen Schritt vorangehen. Der Genosse Meyer meint dagegen, daß die Zentrale der Kom-

munistischen Partei nach der Durchschnittstärke der einzelnen Bezirke zu handeln und sich zu be-

nehmen hat. In Thüringen waren die Kommunisten entschiedener, weil unsere dortigen Organisatio-

nen stärker sind. Die Berliner Organisation und die Zentrale benahmen sich bescheidener, gemäß der 

Stärke der Organisationen, die hinter ihnen standen. Dies ist die mathematische Formel des Opportu-

nismus und nicht des revolutionären Kampfes. Wenn dem so wäre, wäre es sehr leicht, Politik zu 

machen. Man müßte einen Mathematiker laden, ausrechnen, wieviel Arbeiter hinter uns, wieviel hin-

ter den anderen stehen, addieren, dividieren und ausrechnen, welche Parole wir auf Grund unserer 

Stärke aufstellen können: Arbeiterregierung, Rätediktatur oder Unterstützung sozialistischer Regie-

rungen. All dies ist eine alte Mechanik, Genosse Meyer, die Mechanik des Zentrismus. 

Bei ihren Verhandlungen mit den Instanzen vertritt unsere Partei die Interessen des kämpfenden Pro-

letariats, und ob zwei, ob [88] dreieinhalb Millionen hinter ihr stehen, muß sie ebenso entschieden 

auftreten und ebenso klar den Massen die Situation kennzeichnen, vielleicht noch entschiedener dann, 

wenn sie nur die Waffe der Kritik und noch nicht die Waffe der selbständigen Aktion besitzt. Nur auf 

diesem Wege werden wir das Vertrauen der Massen erobern und in der Lage sein, gegen den Willen 

der verräterischen Führer seinen revolutionären Kampf zu leiten. 

So und nur so haben wir die Einheitsfront verstanden, als wir gegen die KAG kämpften, die die 

Selbständigkeit unserer Partei für gemeinsame Schritte mit den Instanzen, die natürlich nicht im In-

teresse des Proletariats waren, verkaufen wollten. 

Die SPD und USPD prostituieren die Idee der proletarischen Einheit für ihre Parteizwecke, sie schlie-

ßen eine Arbeitsgemeinschaft mit der Bourgeoisie und verraten damit offen den proletarischen Klas-

senkampf. Sie sägen damit den Ast ab, auf dem sie sitzen. „Aber dies wird ihre Position stärken“ 

sagen einige „vorsichtige“ Genossen. Alles hängt von der politischen Lage ab. Es ist möglich, daß 

sie sogar vorübergehend durch diesen Verzweiflungsakt ihre Positionen nicht stärken werden, es ist 

möglich, daß sie sich dadurch für einige Zeit organisatorisch festigen werden. Wir glauben zwar an 

letzteres nicht, aber nicht das ist das Entscheidende. Es geht nicht um Monate, es handelt sich darum, 

wie sollen wir diese Tatsache ausnützen, wie sollen wir den breitesten Massen den bodenlosen Verrat 

derjenigen klarstellen, die noch gestern Kautsky auslachten und ihn als einen politischen Leichnam 

darstellten und heute nach seinem Rezept sich mit der Noske-Partei vereinigen. Diese Aufgabe durch 

mathematisches Philosophieren, durch die Frage, auf wieviel Wochen sich die VSPD festigen wird 

und ob sie es wird, abzuschwächen, ist falsch und schädlich. 

Der Ton unserer Presse, ihre blasse Gesichtsfarbe, zeugen von einem inneren, durch nichts begrün-

deten Pessimismus. Die Genossen haben sich von den Niederlagen von 1920 und 1921 noch nicht 

erholt. Durch das Glas vergangener Niederlagen, nicht durch das künftiger Siege sehen sie auf die 
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heranrollende neue, starke Welle des proletarischen Kampfes. Die Niederlagen der Vergangenheit 

sind für die Kommunisten eine Schule des Kampfes, nicht der Furcht. 

Wir sind damit einverstanden, daß die Partei in der Bewegung nach Rathenaus Ermordung die Taktik 

der Einheitsfront angewendet hat, aber nicht damit, wie diese Taktik angewendet wurde. 

Es ist gut, daß wir die Instanzen an das Berliner Abkommen festgenagelt haben. Aber wie und wo 

haben wir diese Tatsache für die breiteste Mobilisierung der Massen auszunützen versucht? Wo blieb 

unsere scharfe selbständige Kritik vom ersten Tage an? Wann und mit welcher Kraft gaben wir die 

Parole der Kontrollorgane aus? Warum haben wir unseren „Verbündeten“ gestattet, unsere Partei mit 

Schmutz zu bewerfen und bewahrten selbst, gelinde gesprochen, Vorsicht gegenüber den Instanzen? 

Von dieser Vorsicht stammt die Vorsicht in der Enthüllung all ihrer Verrätereien, die Vorsicht den 

Bankrott der bürgerlichen Demokratie in Deutschland zu enthüllen, und schließlich die „Theorie der 

Durchschnittsstärke“, nach der das Auftreten einer revolutionären Partei nach der genauen Zahl ihrer 

Anhänger bestimmt wird. 

[89] Die Partei kann nicht warten, bis die Massenbewegung sie vorwärts stößt, sonst versäumt sie 

ihre einzige Aufgabe, die Massen vorwärtszustoßen, zusammenzufassen und zu führen. 

Die einzelnen Fehler der Partei im Kampfe sind für sie minder gefährlich als die Ueberreste opportu-

nistischer Theorien, die nichts Gemeinsames mit der Einheitsfronttaktik haben und, indem sie sich 

hinter sie verstecken, nur unverdientes Mißtrauen zu dieser Taktik säen, die nicht genügend richtig 

und zuweilen auch falsch in letzter Zeit von unserer Partei angewendet wurde. 

Unser Hauptstreit mit dem Genossen Meyer besteht in der Wertung der Erfahrungen unserer Vergan-

genheit. An der Schwelle neuer großer Kämpfe muß unsere Partei eine so gesunde, rücksichtslose 

Kritik an sich selber üben, deren sie nur fähig ist. Diese Kritik wird sie nicht schwächen. Die billige 

Freude sozialdemokratischer Bankrotteure darf uns in dieser für die Partei wichtigen Arbeit nicht 

stören. Wir können nicht von den Niederlagen der Sozialdemokratie leben, sondern müssen von un-

seren Erfolgen leben. Und diese Erfolge können nur ein Resultat unserer klaren Stellungnahme sein. 

Die Genossen, die uns auf dem Zentralausschuß ausforderten, im Namen der Zukunft die Vergangen-

heit zu vergessen, sahen nicht die entschiedene Wendung in der Arbeiterbewegung, vor der wir ste-

hen. Alle Ereignisse nach dem letzten Zentralausschuß, der Aufmarsch der bayerischen Konterrevo-

lution, der katastrophale Marksturz, die Londoner Konferenz und die sieben Punkte Poincarés, die 

Spaltung in der italienischen sozialistischen Partei und das schnelle Bekenntnis ihrer Mehrheit zur 

Komintern beweisen, daß wir, die von dem beschleunigten Tempo der politischen Entwicklung in 

Westeuropa in letzter Zeit sprachen und die Partei aufforderten, sich zu ernsten Kämpfen zu rüsten, 

recht hatten, und nicht diejenigen die nicht prinzipiell Neues in den letzten Ereignissen anerkennen 

wollten und die Partei aufforderten, sich auf wirtschaftliche Kämpfe zu konzentrieren. 

Wir kämpften auf dem Zentralausschuß und werden uns weiter in der Partei dafür einsetzen, daß sie 

der neuen Situation gerecht wird. Die Einigkeit der Arbeiterschaft ist ein Mittel zum Kampf. Wie 

diese Einigkeit zu erreichen ist, ist eine wichtige und komplizierte Frage, und sie ignorieren, hieße 

einen Teil der Selbständigkeit der Partei und der Klarheit ihrer Einstellung preisgeben. 

Die Partei muß wissen, ob sie sich zu einer längeren Etappe ökonomischer Kämpfe oder zu großen 

politischen Kämpfen vorbereiten soll. Ihre Führer müssen es ihr klar und unzweideutig sagen, und 

nicht durch nichtssagende offiziöse Artikel sich dieser Aufgabe entledigen, Genosse Meyer! 

Unsere Partei hat im letzten Jahre eine Reihe ökonomischer Kämpfe und politischer Kämpfe durchge-

macht und ihre Verbindung mit den Massen erweitert und gefestigt. Nicht nur qualitativ, sondern 

auch zahlenmäßig ist sie eine ernste politische Kraft geworden. Sie muß zu ernsten, entscheidenden 

Kämpfen rüsten. Der wirtschaftliche und politische Zusammenbruch Deutschlands, die Krise der bür-

gerlichen Demokratie, der offensichtliche Führerverrat können zu einer so plötzlichen Aenderung in 

den Stimmungen großer Massen führen, so wie eine reife Frucht plötzlich zur Erde fällt. Aber dieser 

Umschwung und diese Massenbewegungen bieten noch keine Garantie für den [90] Sieg, solange un-

sere Partei nicht auf die revolutionäre Situation eingestellt ist. Die Hauptaufgabe ist es jetzt, unsere 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 592 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

Partei auf ein revolutionäres Tempo der Entwicklung einzustellen. Demgemäß muß auch der Ton 

unserer Propaganda geändert und aktiver werden. Unsere Zeitungen dürfen sich nicht den letzten Te-

legrammen anpassen, sondern müssen systematisch und ununterbrochen den Massen den Sinn des 

Führerverrats klarlegen, den Zusammenhang dieses Verrates mit den neuen Erfolgen der bayerischen 

Konterrevolution, den Zusammenhang der Stärkung der Konterrevolution mit der Erfüllungspolitik 

und der Teuerung und schließlich den Zusammenhang der schweren Krise Deutschlands mit der Kne-

belung des Proletariats und der Koalitionspolitik der sozialdemokratischen Führerschaft. Praktisch 

müssen wir überall die entscheidenden Großbetriebe eines Ortes miteinander verbinden und in allen 

Industriestädten die kommunistischen Gewerkschafts- und Betriebsfunktionäre zusammenfassen und 

sie ebenso wie die Hundertschaftsführer politisch schulen. Als einzige Frage müssen wir die Frage 

stellen, wie sie in den Betrieben arbeiten sollen, wie sie ihre Zusammenfassung und die Vollver-

sammlung der Betriebsräte vorbereiten sollen, wie sie die Betriebe mit unserer Presse verbinden sollen. 

Diese ganze Arbeit ist noch nicht genügend durchgeführt, weil unsere Partei sich noch nicht auf eine 

Periode ernster Kämpfe eingestellt hat, weil sie noch zum Teil in den Stimmungen des vorigen Jahres 

steckt. Der Partei zu helfen, sich in dieser Richtung zu entwickeln, bedeutet, zur Organisierung der 

Revolution beizutragen. 

Diese Fragen verwischen, die Kritik fürchten und warten, bis hinter dem Fenster kampfbereite Mas-

sen stehen werden, bedeutet, die Wege des uns bekannten Opportunismus zu gehen und die Entwick-

lung der Partei in der Revolution zu hemmen. [91] 

* 

Ede-Kautsky.  
Zu Kautskys Programmichrift*)  

Von A. T h a l h e i m e r. 

I. 

Wie das Erfurter in das Görlitzer Programm verwandelt wird.  

Ein Probestück politischer Alchimie 

Die Vorrede Kautskys zu seiner Programmschrift ist vom Juni datiert. Damals war Hilferding und 

sein Stab in großem Bogen aus der „Freiheit“ geflogen. Die Einigung der beiden sozialdemokrati-

schen Parteien, auf die Hilferding seit Jahr und Tag hingearbeitet hatte, schien wieder in weite Ferne 

gerückt. Hilferding hatte zwar die politische Vorarbeit zur Wiedervereinigung der beiden feindlichen 

Brüder unter ständiger Verleugnung seines Herrn und Meisters Kautsky gemacht, das hinderte diesen 

jedoch nicht, die programmatische Begleitmusik dazu in Angriff zu nehmen. Die wechselseitige Ver-

leugnung von Meister und Schüler war ja nur scheinbar, nur ein Mißverständnis. Nur durch eine 

Maskerade, durch einen Scheinkampf, konnte den unabhängigen Arbeitern die Hochzeit mit der Par-

tei Scheidemann–Noske schmackhaft gemacht werden, und wir werden sehen, wie Kautskys Pro-

grammschrift selbst eine fortgesetzte Maskerade, ein Hanswurst-Theater ist, dem nur die Naivität 

abgeht. Das Görlitzer Programm selbst konnte, wie bekannt, seinerseits nur durch die Ueberrumpe-

lung der Partei an den Mann gebracht werden. 

Die Vereinigung beider Parteien im Ehebette des schmutzigsten Opportunismus und des schamloses-

ten Verrats am Sozialismus bedurfte dieser Art Vorbereitung. Sie wäre unmöglich, wenn die Mitglie-

dermasse jeder der beiden Parteien sich selbst und ihren Partner nüchtern sehen würden, wie sie sind. 

Sie müssen beide zuerst über ihr eigenes Wesen und dann über das des anderen getäuscht werden, um 

sich im tiefen Schmutz des Opportunismus zu verewigen. Je tiefer dieser Schmutz, um so frecher und 

zynischer die erforderliche Täuschung, um so zuversichtlicher muß die Fälschung des Marxismus sein. 

Die vorliegende Programmschrift Karl Kautskys stellt, wie wir sehen werden, alles in den Schatten, 

was Kautsky selbst bisher in Verfälschung des Marxismus und Verleugnung seiner eigenen 

 
*) Karl Kautsky: Die proletarische Revolution und ihr Programm. Stuttgart-Berlin, 1922, Z. H. W. Dietz Nachfolger, G. 

m. b. H. Buchhandlung Vorwärts, G. m. b. H. VIII, 338 Seiten. 
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Vergangenheit geleistet. Die Methode der Schrift ist, wie nicht anders möglich, gröbste Sophistik von 

vorn bis hinten. Um sie schreiben zu können, galt es nicht nur Marx zu verfälschen, sondern vor allem 

sich selbst. 

Wir wüßten in der Geschichte keiner politischen Partei Westeuropas ein Gegenstück dazu. Die Bri-

and, Millerand usw. haben das Renegatentum zu guter Letzt nicht „marxistisch“ begründet. Gegen-

stücke sind höchstens in dem Kautsky so verpönten Osten zu finden: die Parvus, Plechanow, Martow 

usw. 

Die ausführliche Behandlung des Kautskyschen Programmbuches dient zwei Zwecken. Erstens, um 

den unabhängigen Arbeitern das große theoretische Blendwerk auflösen zu helfen, mit dem sie in den 

[92] glatten Verrat am Sozialismus hineingeschwindelt werden sollen. Wenn Kautsky in der Vorrede 

zu seinem Programmbuch noch an der Vereinigung verzweifelte, so muß man sie jetzt als sichere 

Tatsache nehmen. Der Rathenau-Mord hat die unabhängige Partei gezwungen, sich endgültig prak-

tisch zu entscheiden, ob sie im Lager der Bourgeoisie oder des Proletariats und der Revolution steht. 

Sie hat sich für den Eintritt in die bürgerlich-sozialistische Koalition entschieden, und damit ist na-

türlich auch die endgültige Entscheidung über die Grundsäge der Partei gefallen. Zwischen der USP 

und SPD steht nur noch die „revolutionäre“ Phraseologie, nichts Reelles mehr. Die „sozialistische 

Einigung“ ist also der Sache nach bereits entschieden. Diese „Einigung“ auf deutschem Boden bahnt 

natürlich der internationalen Einigung des Zentrismus und offenen Reformismus, der 2. und der 2½. 

Internationale den Weg. Kautskys Buch wird also auch eine internationale Wirkung haben. 

Der praktische Zweck von Kautskys Buch rechtfertigt bereits eine ausführliche „Behandlung“. Indes-

sen würde der theoretische Nutzen nicht groß sein. Um den auf den Bernstein und Stampfer gekom-

menen Kautsky abzufertigen, genügt es, ihn Schritt für Schritt mit dem Kautsky zu konfrontieren, der 

den Marxismus gegen Bernstein, Stampfer usw. verteidigte. Die Dokumente für diese Konfrontierung 

sind bergehoch und jedermann zugänglich. Wir werden uns auf einige ausgesuchte Proben beschrän-

ken müssen. 

Damit für den kommunistischen Leser etwas Positives herausspringt, werden wir, und das ist unser 

zweiter und wichtigerer Zweck, an der Hand der Kautskyschen Programmschrift positiv das kommu-

nistische Programm aufzeigen. Dem kommenden 4. Weltkongreß der Kommunistischen Internatio-

nale ist als eine seiner wichtigsten Aufgaben die Ausarbeitung des Programms der Internationale 

zugewiesen. Ferner haben die stärksten Parteien der Internationale, darunter die deutsche, gleichfalls 

den Auftrag, ihre Parteiprogramme vorzubereiten. Kautsky kommt uns gerade zupaß. 

* 

Damit die USP sich ideologisch und programmatisch mit der SPD und durch sie mit der Bourgeoisie 

vereinigen kann, ist eine ganze alchimistische Hexenküche nötig. Erstens muß man aus dem Pro-

gramm der USP (Leipziger Aktionsprogramm usw.) alle revolutionären Bestandteile, die sich einge-

schlichen, ausscheiden. Das macht Kautsky sozusagen hinter der spanischen Wand ab. Auf eine aus-

drückliche Kritik des Leipziger Aktionsprogramms läßt er sich nicht ein. Er betrachtet es einfach als 

non avenue, nicht passiert, er streicht es mit etlichen Scheltworten als russische Kopie. 

So bleiben für den alchimistischen Hokuspokus nur noch die zwei waschechten Erzeugnisse der deut-

schen Sozialdemokratie: das Erfurter und das Görlitzer Programm. Das erste, das Programm des pro-

letarischen Klassenkampfes in dem Stadium, wo die parlamentarische und gewerkschaftliche Aktion 

den Hauptinhalt des Klassenkampfes bildete und der Sozialismus in weiter nebelhafter Ferne erschien; 

das zweite, das Programm der kleinbürgerlichen Verleugnung des Klassenkampfes, die programmati-

sche Grundlage der Koalition mit dem Bürgertum. Das Erfurter Programm verkörpert den ehemaligen 

Marxisten Kautsky, das Görlitzer Programm ist der Niederschlag des Geistes von Eduard Bernstein 

und Stampfer. Die zweite Manipulation ist nun, das Erfurter in das Görlitzer Programm zu verwandeln, 

ihre g r u n d s ä t z l i c h e  Uebereinstimmung herbeizuzaubern. [93] Mit anderen Worten: der ehema-

lige Marxist Kautsky muß sich in Eduard Bernstein und Stampfer verwandeln und zielzackig bewei-

sen, daß diese Umwandlung keine Aufgabe der Grundsätze des Marxismus in sich schließt. Indem er 
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sein früheres Selbst verleugnet, muß Kautsky beweisen, daß er es bestätigt. Er muß also seine Vergan-

genheit so umredigieren, daß der Antibernstein und Bernstein in Eines zusammenfallen. 

Das Kunststück scheint schwierig, aber Kautsky hat es fertig gebracht. Wie bewerkstelligt er dieses 

unerhörte Wunder? Durch die Wiederholung des Wunders, das Bernstein ihm vorgemacht. Bekannt-

lich gab sich Bernstein nicht als Umstürzer von Marx und des alten Erfurter Parteiprogramms, son-

dern als „Ergänzer“*). Kautsky seinerseits „ergänzt“ das Görlitzer Programm. Damit er das Görlitzer 

Programm „ergänzen“ kann im Sinne der Scheidemännischen Sozialdemokratie und damit diese „Er-

gänzung“ gleichzeitig als folgerechte Fortentwicklung des Erfurter Programms erscheinen kann, be-

darf es wieder eines kühnen Kunstgriffes. Das Görlitzer Programm darf nicht die Umkehrung, son-

dern die „Verkürzung“ des Erfurter Programms sein, mit anderen Worten: die beiden Programme 

unterscheiden sich nur noch durch das Längenmaß; sie sind von demselben Grundstoff.*) 

Auf 63 Seiten bemüht sich nun Kautsky im Schweiße seines Angesichts, am grundsätzlichen Teil 

beider Programme die grundsätzliche Uebereinstimmung „nachzuweisen“. Es ist das natürlich nur 

möglich, indem das Erfurter Programm im görlitzischen Sinne und das görlitzische Programm im 

revidierten Erfurter Sinne „erläutert“ wird. 

Zunächst stimmt Kautsky einen Klagegesang an, daß im Görlitzer Programm „die materialistische 

Geschichtsauffassung nicht abgelehnt, aber verdunkelt werde“. Das alte Erfurter Programm ist getra-

gen von der Idee der naturnotwendigen Entwicklung und von der bestimmenden Macht der ökono-

mischen Entwicklung“. Die materialistische Geschichtsauffassung ist also offenbar im Görlitzer Pro-

gramm weggeknapst, „gekürzt“. Kautsky vermißt sie, ihr Fehlen betrübt ihn als alten Präzeptor des 

Marxismus, er möchte sie wieder drin haben. Während aber Kautsky Phrasen vergießt über den ver-

lorenen historischen Materialismus (den er wahrscheinlich wieder bekommen wird), „vergißt“ er das 

Wesentliche, nämlich nicht die Auslassung einer geschichtlichen Doktrin, sondern etwas sehr viel 

Wichtigeres, ja, das Entscheidende, nämlich die A u f g a b e  d e s  p r o l e t a r i s c h e n  K l a s s e n -

k a m p f e s. Nicht des Wortes, das ist drin (der Klassenkampf „als sittliche Forderung“), sondern der 

Sache nach. 

Das Görlitzer Programm beginnt: 

„Die Sozialdemokratische Partei ist die Partei des arbeitenden Volkes in Stadt und Land. Sie erstrebt die Zu-

sammenfassung aller körperlich und geistig Schaffenden, die auf den Ertrag eigener Arbeit angewiesen sind, 

zu gemeinsamen Bekenntnissen und Zielen, zur Kampfgemeinschaft für Demokratie und Sozialismus.“ 

[94] Die Partei des Proletariats ist hier verschwunden. Arbeiter, Kleinbürger, Intellektuelle zerfließen 

in den Brei „der körperlich und geistig Schaffenden, die auf den Ertrag eigener Arbeit angewiesen 

sind.“ Die Klassengrenze zwischen Proletariat und Kleinbürgertum, zwischen dem Besitzer und dem 

Nichtbesitzer von Produktionsmitteln wird aufgegeben. Die Partei erklärt sich durch diese Bestim-

mung bereits als kleinbürgerlich-sozialistische Partei. Das ist natürlich grundlegend. Kautsky ertränkt 

diesen grundlegenden politischen Gegensatz unter präzeptoralen Tränen über den historischen Mate-

rialismus, den die nachlässigen Schüler des Görlitzer Programms vergessen haben, aus der Erfurter 

Vorlage zu kopieren. Das Nichthervorheben dieses grundlegenden p o l i t i s c h e n  Gegensatzes 

kommt direkt einer Fälschung gleich. 

Nachdem nun Kautsky den politischen Grundcharakter des Görlitzer Programms unter doktrinärem 

Geschwätz den Blicken entzogen hat, geht er daran, aus dem Erfurter Programm zwei Hauptsäulen 

auszubrechen, oder vielmehr alchimistisch umzuzaubern, um die Evangelienharmonie zwischen Gör-

litz und Erfurt herzustellen. Die erste dieser Grundsäulen ist die Verelendung. Bekanntlich träumte 

der Revisionismus von einem ununterbrochenen materiellen Aufstieg der Arbeiterklasse im Rahmen 

 
*) „Von größerer Bedeutung als die Frage der Erhöhung der schon auf dem Programm stehenden Forderungen ist heute 

die Frage der Ergänzung des Parteiprogramms.“ Ed. Bernstein, Die Voraussetzungen des Sozialismus und die Aufgaben 

der Sozialdemokratie. Stuttgart, 1889, Seite 152. 

... Aber auch in dieser Form bedeutet das Görlitzer Programm nicht nur Ueberwindung oder eine Höherentwicklung, 

sondern eine Verkürzung des Erfurter Programms (Kautsky, S. 2) Da das Görlitzer Programm nur ein verkapptes Erfurter 

Programm ist (S. 3). 
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der kapitalistischen Ordnung. Die „Verelendungstheorie“ war ihm und mußte ihm ein Stein des An-

stoßes sein. Der Kautskysche Marxismus hat sich während der Periode, wo die Lebenshaltung der 

europäischen Arbeiterklasse im großen Ganzen sich absolut hob, wenn auch nicht im Verhältnis zur 

Vermehrung des kapitalistischen Reichtums, die „Verelendungstheorie“ dahin verkrüppelt, daß die 

Verelendung n u r  relativ, nur im Verhältnis zur Vermehrung des kapitalistischen Reichtums statt-

finde. Inzwischen hat der Kapitalismus in seiner letzten, der imperialistischen Phase, die relative in 

die absolute Verelendung der Arbeiterklasse verwandelt. Dies ist heute die allgemeine, handgreif-

lichste und grundlegende Tatsache der Lage der Arbeiterklasse. 

Für Kautsky existiert diese Tatsache nicht. Er lebt in einer anderen Welt. Er lebt in einer Welt, in der 

die Lebenshaltung der Arbeiterklasse sich immer noch hebt. Er füllt Seiten um Seiten, um zu „bewei-

sen“, daß, auch wenn die Lebenshaltung der Arbeiterklasse sich absolut genommen hebt, sie doch im 

orthodox-marxistischen, nämlich im „psychologischen Sinne“ verelendet. 

Das Proletariat des „entwickelten Kapitalismus“ „erhebt sich immer gewaltiger aus dem Meer von 

Elend, das durch dieses Proletariat des Frühkapitalismus dargestellt wird“. 

Offenbar ist die Arbeiterklasse immer noch in diesem Stadium des „entwickelten Kapitalismus“, und 

wenn sie heute absolut, psychisch verelendet, nicht nur „psychologisch", so ist das für Kautsky nur 

ein Zwischenfall, eine Störung des „normalen“ Verlaufs. 

Der Sinn dieser Sinnlosigkeiten erhellt aus folgender praktischer Nutzanwendung Kautskys: 

„Nicht aus dem Kampf gegen das nackte Elend, sondern aus dem Kampf um Freiheit und Macht wird der 

Sozialismus hervorgehen. Wo das Proletariat noch alle seine Kräfte im Kampfe gegen das Elend aufzuwenden 

hat, da sind die Verhältnisse noch nicht reif für den Sozialismus.“ 

Reif zum Sturz ist also der Kapitalismus nicht dann, wenn er am Ende seines Lebens das absolute 

physische Elend über die Lohnsklaven verhängt, sondern wenn er wieder so weit hergestellt ist, daß 

er seine Sklaven ernähren kann. 

[95] Es lohnt sich nicht, sich bei diesem Stumpfsinn aufzuhalten. Wir stellen nur fest, daß Kautsky 

die tatsächliche Verelendung der Arbeiterklasse ausstreicht, „übersieht“, in eine Phrase verwandelt, 

um sie mit den Görlitzer Kleinbürgern auf die Zeit zu vertrösten, wo sie nur psychologisch verelen-

den, aber tatsächlich aufsteigen. Inzwischen können die Arbeiter mit dem Segen des revidierten Er-

furter Programms sich an die Hebung des Kapitalismus machen, bis zu dem Punkt, wo sie nur noch 

um „Freiheit und Macht“ (die demokratische natürlich), nicht um Brot zu kämpfen haben. Der Kampf 

ums Brot ist unter der historischen Würde der vereinigten Erfurter und Görlitzer Programme. 

Mit einem Kunstgriff macht Kautsky die „Krisen“ harmlos. Die gegenwärtige Weltkrise, die die äu-

ßerste Verschärfung der Widersprüche des kapitalistischen Systems, ihre Unvereinbarkeit mit dem 

Fortbestand der Gesellschaft handgreiflich demonstriert. Sie ist für Kautsky nur ein Zwischenfall, 

den er mit ein paar Sätzen abtut. 

„Es wird noch einige Zeit dauern, meint er mit der Gelassenheit der Weisen, bis die ökonomischen Verhältnisse 

und Gesetze wieder zu völlig normalen Funktionieren gelangen.“ 

Sein Prophetenblick richtet sich in die Zukunft, er spekuliert über die Form der Krisen in der wieder-

hergestellten „normalen“ kapitalistischen Wirtschaft. 

Und da entdeckt sein Fernblick folgendes: 

„Es ist unmöglich, heute schon zu erkennen, welche Formen künftighin der Wechsel zwischen Prosperität und 

Krise annehmen und in welchen Zeiträumen er sich vollziehen wird. Aber eins kann man sagen: Dieses Wech-

selspiel ist heute noch ebensosehr ‚im Wesen der kapitalistischen Produktionsweise begründet‘, wie vor Jahr-

zehnten.“ 

Es lebe die „marxistische“ Wissenschaft. Aus diesem Fernblick zieht Kautsky dann den programma-

tischen Schluß: 

„Der Krisenpassus muß demnach auf bescheidenere Dimensionen redigiert werden. Aber auch seine 

programmatische Bedeutung müssen wir einschränken.“ 
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Kurz und gut: Die Krise ist nicht mehr der „Abschluß und Höhepunkt der Darstellung der zum Sozi-

alismus treibenden Tendenzen.“ Mit anderen Worten, den verstampferten Kautsky revidiert die Auf-

fassung, die aus der marxistischen Analyse des kapitalistischen Systems folgt, daß an einem gewissen 

Punkte der kapitalistischen Entwicklung die inneren Widersprüche des Systems sich in einer unlös-

baren Krise zusammenfassen, unlösbar außer durch den gemeinsamen Untergang der beiden Klassen, 

des Proletariats und der Bourgeoisie oder die Sprengung des Systems durch die proletarische Klasse. 

Das heißt: der objektive Widerspruch des kapitalistischen Systems, die Seele und Spitze der marxis-

tischen Analyse wird von Kautsky preisgegeben. Derselbe Mann, der vorne um den „gekürzten“ his-

torischen Materialismus Phrasen vergossen, kehrt damit tatsächlich zurück zur – ethischen und klein-

bürgerlichen Begründung des Sozialismus zu – Bernstein und Stampfer, 

Von ihnen unterscheidet ihn nur der Mangel an Ehrlichkeit. Er gebraucht die alten Worte, um ihnen 

den Bernsteinschen Sinn unterzuschieben. Er verfälscht nicht mehr nur Marx, sondern schon seine 

eigenen Sätze. 

Damit die USP in der SPD aufgehen und mit ihr offen zur Bourgeoisie übergehen kann, muß Kautsky 

am Ende den Bernstein und Stampfer „ergänzen“. 

Dieses Ende ist wohlverdient. [96] 

* 

Viktor Adler, Engels und Marx.  
Von K a r l  K r e i b i c h  (Prag). 

Der Parteivorstand der deutschösterreichischen Sozialdemokratie hat mit der Herausgabe eines sehr 

verdienstvollen und wertvollen Quellenwerkes begonnen: einer Sammlung der Aufsätze, der Reden 

und des Briefwechsels V i k t o r  A d l e r s. 

Viktor Adler war der Führer der Arbeiterbewegung des alten Oesterreich, die zwar nicht die interna-

tionale Bedeutung der deutschen hatte, aber doch von Wichtigkeit und wegen der besonderen Prob-

leme, die ihn in jenem verschwundenen Staate gestellt wurden, von großem Interesse für die Fragen 

der proletarischen Taktik war und, geschichtlich, besonders in bezug auf das nationale Problem, auch 

bleiben wird. Darüber hinaus war aber Viktor Adler auch eine markante und, gerade weil er in den 

prinzipiellen und taktischen Streitfragen nie eine bestimmte, sichtbare Stellung einnahm, sondern 

mehr hinter den Kulissen vermittelte, einflußreiche Persönlichkeit der zweiten Internationale der Vor-

kriegszeit. Stand er doch zu Paris 1889 an ihrer Wiege und nahm er doch an allen ihren Beratungen 

bis zu der Brüsseler Sitzung bei Kriegsausbruch und der Stockholmer Konferenz 1917 Anteil. Darum 

muß eine quellenmäßige Darstellung des Wirkens dieses Mannes einen tiefen Einblick nicht nur in 

die Geschichte der österreichischen Arbeiterbewegung seit der zweiten Hälfte der achtziger Jahre, 

sondern auch in die der zweiten Internationale, ihren Aufstieg und ihren Verfall und Zusammenbruch, 

gewähren. An allen hatte Viktor Adler den lebhaftesten Anteil, sowohl im Sinne des Verdienstes als 

auch im Sinne der Schuld. Der Aufstieg der österreichischen Arbeiterbewegung, der Aufstieg der 

zweiten Internationale, ihre Siege und Erfolge, sind, soweit die subjektiven Faktoren hier eine Rolle 

spielen und soweit ein einzelner Mensch, wenn auch ein außergewöhnlicher und bedeutender, darauf 

Einfluß nehmen kann, auch ein Stück Verdienst Viktor Adlers. Aber auch das Scheitern der österrei-

chischen Arbeiterbewegung am Hauptproblem jenes Staates, dem nationalen, ihre Zersplitterung und 

ihr schließliches völliges Versagen im Kriege, ebenso wie das Versinken der zweiten Internationale 

im Opportunismus und ihr Zusammenbruch beim Ausbruch des Weltkrieges sind in demselben ein-

schränkenden Sinne ein Stück Schuld Viktor Adlers. Sein Opportunismus, sein Reformismus war für 

die proletarische Revolution sogar gefährlicher und schädlicher als der offene Revisionismus Bern-

steins, der deutliche Opportunismus eines Jaurès und der brutale Ministerialismus eines Millerand. 

Viktor Adlers Spezialität war die unwillige, oft unwirsche Ablehnung und Zurechtweisung der frisch-

fröhlichen Attacken des Revisionismus, soweit er sie mit offenem Visier und keck gehißter Fahne 

ritt, daneben aber emsiges Gegenwirken gegen jede ebenso offene, klare und scharfe Bekämpfung 

besonders des praktischen Revisionismus; zugleich aber die noch schärfere Ablehnung und 
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Bekämpfung des revolutionär-marxistischen Flügels der Internationale (über Rosa Luxemburg äu-

ßerte sich Adler zumeist nur ingrimmig und voll Hohn, jeder Abdruck ihrer Artikel in der österrei-

chischen Parteipresse regte ihn auf) und die fast hemmungslose reformistische Praxis in der Politik. 

[97] Das aber sei nur vorläufig vorausgeschickt. Ein Gesamtbild von Viktor Adlers Wirken und Per-

sönlichkeit von unserem Standpunkt und ein abschließendes Urteil zu geben, wird erst möglich sein, 

wenn das gesamte, ziemlich umfangreich geplante Quellenwerk vorliegen und das Bild, das die per-

sönliche Erinnerung an den einstigen Lehrer und Führer, an seine Artikel und Reden hinterlassen hat, 

und das nur von ungenügendem eigenen Material gestützt wird, ergänzt und vollendet haben wird. 

Von dem Werk, das auf zwölf Hefte berechnet ist und nach Stoffgebieten geordnet wird, liegt bis 

jetzt nur das erste Heft vor, dessen Titel Beziehungen Viktor Adlers zu Friedrich Engels ankündigt*). 

Sein Inhalt und die Ankündigung des Inhalts der anderen elf Hefte zeigen aber, daß aus diesem einen 

Hefte die ganzen unmittelbaren Beziehungen Adlers zu unseren Meistern und ihren Lehren zu erse-

hen sind. Wenn dieses Gebiet im Leben eines Führers von der Bedeutung Adlers, der noch dazu mit 

einem der beiden Meister, Engels, sechs Jahre im persönlichen, brieflichen Verkehr gestanden hat, in 

einem Heft von 192 Seiten erschöpft werden kann, so wirst das ein grelles Licht auf den losen Zu-

sammenhang der Politik Adlers mit der marxistischen Theorie, besonders in den Jahren vom Eintritt 

der österreichischen Arbeiterklasse ins parlamentarische Leben (1897). 

Viktor Adler kannte und beherrschte die sozialistische, die marxistische Literatur wie wenige, er genoß 

das große Glück, sie von einem Engels mündlich und als von einem Duz-Freunde brieflich kommen-

tiert zu erhalten, er war zugleich Chefredakteur des Zentralorgans der österreichischen Partei, ihr unbe-

strittener geistiger Führer und bedeutendster Redner und Agitator. Doch sind die nach außen hin für 

die Bewegung sichtbaren Beziehungen dieses Mannes zu den beiden Meistern des wissenschaftlichen 

Sozialismus und ihren Lehren während voller 28 Jahre intensivster Tätigkeit in drei Reden und zehn 

Aussagen erschöpft, die samt und sonders (mit Ausnahme zweier Rezensionen und einer kurzen Ein-

leitung zur Veröffentlichung eines Briefes von Engels) Geburts- und Todestage zum äußeren zwin-

genden Anlaß haben; das zu erklären, genügt weder die Tatsache und das eigene Eingeständnis, daß 

Adler kein Theoretiker war, noch die gewaltige Arbeitslast, die auf den Schultern dieses Mannes, wie 

eben jedes Parteiführers lastete. Die folgenden Hefte, die Adler bei seiner eigentlichen Arbeit zeigen 

sollen, werden erst den Schlüssel zu dieser Erscheinung geben. Darum sei sie hier nur festgestellt. 

Daß es trotz dem Vielen, das Viktor Adler zu einem revolutionären Marxisten fehlte, zu einer, wie 

der Briefwechsel der beiden zeigt, so innigen persönlichen wie politischen Freundschaft zwischen 

ihm und Engels kam, hat seine persönlichen wie politischen Ursachen und ist durchaus nichts Rätsel-

haftes oder auch nur Unklares. Der Engels, dem Viktor Adler so nahe kam, war der siebzigjährige 

Engels einer nachrevolutionären Zeit, die äußerlich ganz verschieden war von den revolutionären 

Zeiten der vierziger Jahre und bis 1871, in denen Marx und Engels das wurden, was sie uns heute 

noch sind. Dieser gewaltige Unterschied, der eine ganz andere Taktik der Arbeiterbewegung begrün-

dete, konnte keinem so stark, so lebhaft zum Bewußtsein kommen, wie gerade Engels. Aber gerade 

weil es Engels war, konnte ihn das [98] nicht entmutigen. So wie er mit Feuereifer daran ging, die 

der neuen Lage angepaßte Taktik zu finden – daß er in diesem Feuereifer, freilich auch unter dem 

Eindruck übertriebener Darstellungen der Gefahr der radikalen, sogenannten „unabhängigen“ Bewe-

gung in der deutschen Sozialdemokratie anfangs der neunziger Jahre, auch über die Schnur hieb, zeigt 

die berühmte Vorrede zu den „Klassenkämpfen in Frankreich“, dieses Brevier aller Reformisten und 

bezeichnenderweise auch Lieblingszitat Adlers – so hielt er auch lebhaft Auslug1 nach einem revolu-

tionären Umschlag der Lage, so lebhaft, daß er manchmal, gleich Bebel, den „Kladderadatsch“ als 

allzu nahe, einmal für 1898 prophezeite. Daß das dem alten Engels trotz seines tiefsten Einblicks in 

die objektiven Entwicklungsbedingungen passierte, beweist eben nur, wie stark sein subjektives 

 
*) V i k t o r  A d l e r s  A u f s ä t z e, R e d e n  u n d  B r i e f e. Herausgegeben vom Parteivorstand der Sozialdemokrati-

schen Arbeiterpartei Deutsch-Osterreichs. Erstes Heft: V i k t o r  A d l e r  u n d  F r i e d r i c h  E n g e l s. 1922, Verlag der 

Wiener Volksbuchhandlung. 
1 Ausguck. KWF 
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Wollen, Herbeiwünschen der sozialen Revolution im Sinne eines katastrophalen Umsturzes war. Ei-

nem Viktor Adler konnte so etwas nicht unterlaufen, weil bei ihm wohl jener Einblick nicht stärker, 

aber dafür der erwähnte subjektive Faktor einfach nicht vorhanden war. Darum ist seine Frage in 

einem Briefe an Engels („Obwohl ich freilich gerne wüßte, warum Du gerade das Jahr 1898 genannt 

hast“, Brief vom 25.8.1892, Nr. 24, S. 43) ebenso bezeichnend wie seine in den folgenden Zeiten 

ausgesprochene Befürchtung wegen einer „vorzeitigen Explosion“. Als echten Revolutionär ging En-

gels die lebendige Bewegung selbst über alles und die Freude, als er sah, daß die Arbeiterbewegung 

allenthalben auch in dieser nachrevolutionären Periode, nach dem Fall des Sozialistengesetzes in 

Deutschland und des Ausnahmezustandes in Oesterreich, lebhaft vorwärts ging und auch auf diesem 

Boden rasch laufen lernte, trübte sicher auch ein wenig, seinen kritischen Blick. Daß er auch da das 

Tempo der Bewegung in einzelnen Ländern überschätzte, zeigen einige Stellen seiner Briefe an Viktor 

Adler. Wesentlich trug dazu der Umstand bei, daß sich in der deutschen Bewegung die Schattenseiten 

der hauptsächlich parlamentarischen Periode des proletarischen Klassenkampfes, die mit dem Fall 

des Sozialistengesetzes begann, damals noch lange nicht zeigten. Hielten nicht viele von uns recht 

lange, bis zum Weltkriege, für echten revolutionären Geist, was doch nur erstarrte traditionelle Phra-

seologie war? Das Vorwort zu den „Klassenkämpfen in Frankreich“ war weder ein Produkt des hohen 

Alters, noch eine Desertion des Alten zum Reformismus, Engels blieb der Revolutionär, der er immer 

war. Ihm war das Revolutionäre zur Natur geworden, ihm war es etwas Selbstverständliches und so 

wenig der Heerführer den Gebrauch der Waffen abschwört, wenn er mit dem Feinde in Waffenstill-

standsverhandlungen eintritt, so wenig begrub Engels mit jenem Vorwort die revolutionäre Taktik; 

er hätte sie mit aller Behändigkeit und Leidenschaftlichkeit wieder hervorgeholt und verfochten, wenn 

er einen derartigen Umschwung wie die russische Revolution und dem Weltkrieg erlebt hätte. Brachte 

das doch sogar Kautsky nach der ersten russischen Revolution fast noch zustande! Von diesem Selbst-

verständlichen, aber angesichts der ganz veränderten Lage gar nicht Spruchreifem zu reden, hielt En-

gels für überflüssig, er wandte seine ganze Kraft den Erfordernissen der Gegenwart zu und setzte das 

bei ihm, in ihm als das wesentliche Stück seines Selbst Vorhandene auch bei anderen voraus. 

Was Engels zu Viktor Adler hinzog, war vor allem der Umstand, daß dieser eben ein außergewöhn-

licher Mensch war und menschlich sowie rein intellektuell über den Durchschnitt auch der Menschen 

hinausragte, die Engels in der Internationale am Werke sah. Adler war weder eine glühende, hinrei-

ßende Persönlichkeit wie Bebel, [99] noch ein solcher alter Revolutionär von echtem Schrot und Korn 

wie Wilhelm Liebknecht; aber er war jenen intellektuell und als Wissenschaftler und diesem als po-

litischer Taktiker für diese Periode des Klassenkampfes gewiß überlegen. Daß er sich dessen auch 

bewußt war, zeigen seine abfälligen Bemerkungen zu Bebels Buch über Fourier, das er als wertlose 

Arbeit bezeichnet (Nr. 4, Brief an Engels vom 21.1.1890, S. 5), sowie zu Reden des alten Liebknecht, 

die er „Gewäsch“ und „Unsinn“ und deren Verfasser er eine „internationale Landplage“ nennt (Nr. 

24, Brief an Engels vom 25.8.1892, S. 42). Der Kern von Berechtigung, der in dieser Kritik lag – er 

ist ebenso wenig zu leugnen, wie die starken Ausdrücke in einem intimen Briefwechsel zweier Duz-

freunde wörtlich zu nehmen sind – mußte Engels um so mehr für Adler einnehmen, als der Mitschöp-

fer des wissenschaftliche Sozialismus und geniale, scharfblickende Taktiker der Internationale, der 

in diesem Punkte Marx nicht nachstand und ihn nach dessen Tode wohl ersetzte, eine rücksichtslose 

Abneigung gegen wissenschaftliche Unzulänglichkeiten und Dilettantismus auf diesem Gebiete hatte 

und taktische Dummheiten alles eher denn nachsichtig beurteilte. In seiner eigenen Politik aber zeigte 

Viktor Adler sich gerade in der Zeit bis zu Engels Tode nur von seiner glänzenden Seite, damals 

verflocht er auch noch die Lehren der Meister in seine Artikel, Reden und taktische Entscheidungen 

ebenso sehr, wie er sie seit dem Beginn der parlamentarischen Periode der österreichischen Arbeiter-

bewegung immer mehr vermissen ließ. Die „Arbeiter-Zeitung“ bis 1895, als Wochenblatt, war ein 

gutes marxistisches Blatt, die täglich erscheinende „Arbeiter-Zeitung“ verlor immer mehr diesen 

Charakter, bis sie auf den Renner und Leuthner und den „Tag der deutschen Nation“ kam – alles unter 

der Leitung und Mitverantwortung Viktor Adlers. Aber davon konnte der alte Engels unter den ge-

schilderten Umständen nichts vorausahnen. 

Rein menschlich mußte aber Engels noch von einer verwandten Seite Viktor Adlers angezogen werden: 

Adler war gleich Marx und Engels bürgerlicher Herkunft, hatte unter den damaligen Verhältnissen, 
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indem er Sozialdemokrat wurde, alle Brücken zu seiner früheren Umgebung abgebrochen und eine 

glänzende, auch politische bürgerliche Karriere geopfert. (Adler war, ehe er Sozialdemokrat wurde, 

bürgerlicher Demokrat und Mitschöpfer des „Linzer Programms“, jenes Programms des radikalen 

deutsch-österreichischen Bürgertums.) 

Dafür mußte Engels ein tiefes Verständnis besitzen. Wie weit die Würdigung dieses Opfers durch 

Engels ging, zeigt die Tatsache, daß er seinen Freund Viktor Adler sogar mit Geld unterstützte, um 

ihm rein persönliche Erleichterungen zu verschaffen, für welche der Parteivorstand bei der damaligen 

Armut der Partei und den damaligen Ansichten über Lebensführung, die in dem verelendeten Prole-

tariat des elenden Oesterreich vorherrschten, kaum eine Gehaltszulage bewilligt hätte. (Fortsetzung 

folgt.) [100] 

* 

Der Leipziger Gewerkschaftskongreß.  
Von A. E n d e r le. 

(Schluß.) 

Eine große Ueberraschung brachte der Kongreß bei der Frage A r b e i t s g e m e i n s c h a f t. Stimmte 

der Nürnberger Kongreß 1919, trotzdem dort die Opposition, USP und KPD, numerisch bedeutend 

stärker war als in Leipzig, der Arbeitsgemeinschaft grundsätzlich zu, so trat in der Praxis die Un-

fruchtbarkeit der Betätigung in den formellen Arbeitsgemeinschaften zu kraß zu Tage, daß selbst 

viele Verbandsführer, die überzeugte Anhänger der Arbeitsgemeinschaft waren, doch nicht mehr von 

rechten Mut fanden, diese Taktik vor ihren Mitgliedern zu verteidigen. Hinzu kam, daß auch die 

Unternehmer, die ihre Position seit 1918 wieder sehr verstärkt haben, längst kein so großes Interesse 

mehr wie damals an der Aufrechterhaltung der Arbeitsgemeinschaft hatten. Vielfach wurde daher 

angenommen, daß die Bundesleitung wohl pro forma die Arbeitsgemeinschaft verteidigen, aber deren 

offiziellen Beseitigung durch den Kongreß keinen allzu großen Widerstand entgegensetzen würde. 

Doch es kam anders. 

Bundesvorstandsmitglied Wissel trat in seinem Referat nicht nur mit großer Verve für die Arbeitsge-

meinschaft mit all ihren Konsequenzen ein, sondern auch die von ihm im Namen des Vorstandes 

vorgelegte Resolution sprach sich prinzipiell und mit allem Nachdruck für deren Aufrechterhaltung 

und Weiterführung. aus. Wissel verstieg sich sogar zu dem Ausspruch, daß Arbeitsgemeinschaft im 

wahrsten Sinne des Wortes Klassenkampf bedeute. Als Korreferent war es dem Unabhängigen Si-

mon, der sich als Vorsitzender des Schuhmacherverbandes 1¼ Jahre in der Zentralarbeitsgemein-

schaft betätigte, ein Leichtes, an vielen Beispielen aus seiner Erfahrung die Ergebnislosigkeit und 

Schädlichkeit der Zusammenarbeit mit dem Unternehmertum zu beweisen. Doch soviel Simon auch 

mit Kritik an Einzelheiten gegen die Arbeitsgemeinschaft zu Felde zog, so beschränkte sich seine 

„prinzipielle“ Gegnerschaft nur auf das Argument, „die Sache wäre den ewigen Streit in der Mit-

gliedschaft nicht wert“, weshalb er, bzw. sein Verband, ausgetreten sei. 

In der Diskussion sprachen sich die Mehrzahl der Redner, darunter unsere Genossen prinzipiell sehr 

scharf, gegen die Arbeitsgemeinschaft aus. Bei der Abstimmung stellten die Unabhängigen den An-

trag: „Der Kongreß beauftragt den Bundesvorstand, sofort aus der Arbeitsgemeinschaft auszutreten.“ 

Für diesen Antrag stimmten in namentlicher Abstimmung 345 Delegierte, dagegen 327. Doch vertrat 

die Minderheit eine größere Anzahl von Mitgliedern als die Delegiertenmehrheit, so daß formell der 

Antrag mit etwa 300.000 Stimmen Mehrheit – bei 8 Millionen Mitgliedern – abgelehnt wurde. Der 

Vorstand mußte aber einsehen, daß sich die Kongreßmehrheit und der überaus schwachen Mitglie-

der m e h r h e i t  die Arbeitsgemeinschaft nicht halten ließ. Hinzu kam, daß die Gegner fast alles De-

legierten waren, die durch Urwahl gewählt waren, wie Metallarbeiter, Gemeindearbeiter usw., wäh-

rend sich die Befürworter meist aus von der Bürokratie „ernannten“ Delegierten zusammensetzten, 

[101] wie Bauarbeiter, Bergarbeiter, Landarbeiter usw. Hätten in allen Verbänden Urwahlen stattge-

funden, „wäre die Mehrheit gegen die Arbeitsgemeinschaft, sowohl auf dem Kongreß, wie auch nach 

Mitgliederzahl bemessen, ohne Zweifel eine gewaltige gewesen, weil dann selbst die SPD-Delegier-

ten weit mehr unter dem Druck der Mitgliedermassen gestanden hätten. Immerhin, auch so war die 
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Niederlage des Vorstandes offensichtlich, er drohte daher mit dem Rücktritt. Alles wurde versucht, 

um die Abstimmung zu korrigieren. Von SPD-Delegierten, die für den Antrag gestimmt hatten, ver-

langte man, sie sollen die Abstimmung als einen Irrtum erklären und sich nachträglich anders ent-

scheiden. Die Sitzungen wurden einen halben Tag ausgesetzt, um die Krise hinter den Kulissen zu 

erledigen. Das Ergebnis dieser Verhandlungen war eine vom Vorstand vorgelegte Resolution, die den 

unzweideutigen Beschluß auf Austritt dahingehend interpretierte, daß es dem Ermessen des Vorstan-

des überlassen werden soll, wann und ob er den Austritt vollziehen will. Auf den energischen Wider-

spruch der USP und unserer Genossen brachte der Vorstand die Resolution nicht zur Abstimmung, 

die Zustimmung oder Ablehnung durch den Kongreß sollte durch die Stimmenabgabe bei der Vor-

standswahl zum Ausdruck kommen. 

Die nächste zur Debatte stehende Frage, B e r u f s- o d e r  I n d u s t r i e o r g a n i s a t i o n, brachte dem 

Vorstand eine noch größere Niederlage. Bundesvorstandsmitglied und Vorsitzender des Holzarbei-

terverbandes T a r n o w  vertrat in seinem Referat mit unglaublich zünftlerischen Argumenten das 

Prinzip der Berufsorganisation. Dißmann als Korreferent erbrachte nicht nur eine erdrückende Fülle 

von Material gegen die Beibehaltung der Organisationsform nach Berufen, sondern lieferte auch den 

schlüssigen Beweis, daß es sich hier weniger um eine Form – als um eine L e b e n s f r a g e  der Ar-

beiterbewegung handele, denn eine e r f o l g r e i c h e  Gewerkschaftsarbeit wäre nur noch mit Hilfe 

von Industrieorganisationen möglich. In der sehr ausgedehnten Diskussion zeigte sich der Tiefstand 

und die zünftlerische Engstirnigkeit eines großen Teiles der deutschen Gewerkschaftsbürokraten in 

geradezu beschämender Weise. Nicht von dem Gedanken, wie kann die Stoßkraft der Arbeiterschaft 

gehoben, der Gegner erfolgreich niedergeschlagen werden, ließen sich die meisten Gewerkschafts-

führer leiten, sondern nur von der Sorge: gewinnt oder verliert „mein“ Verband Mitglieder, bessert 

sich mein Posten oder verliere ich ihn? Und dieselben Amsterdamer „Demokraten“, die nicht laut 

genug über die „Gewerkschaftszerstörung durch die Kommunisten“ schreien können, drohten offen 

mit dem Austritt und der Sprengung des ADGB, wenn eine Kongreßmehrheit sie zur Aufgabe ihres 

Standpunktes zwinge. 

Unter dem Drucke dieser Drohung wurde die Resolution D i ß m a n n  in langen Verhandlungen unter 

d e n  Verbandsführern, die im Prinzip für die Industrieorganisation waren, immer mehr abge-

schwächt, so daß zuletzt ein faules Kompromiß herauskam. Nach einer langen Darlegung über die 

Konzentrationsentwicklung der Industrie lautet der entscheidende Passus: 

„Ausgehend von dieser Anschauung, beauftragt der Kongreß den Vorstand und Ausschuß des ADGB, in kür-

zester Frist eine Vorlage auszuarbeiten, die einen organischen Aufbau von Industrieverbänden, deren Abgren-

zung usw. vorsieht. Diese Vorlage ist zunächst den beteiligten Gewerkschaften zur weiteren Beratung zu über-

weisen.“ 

[102] Dagegen verlangte bie von unseren Genossen vorgelegte Resolution in ihren wesentlichen 

Punkten klipp und klar: „Der Kongreß bekennt sich zu dem Grundsatz: I n  j e d e m  B e t r i e b  n u r  

e i n  V e r b a n d  und b e s c h l i e ß t, daß die verwandten Organisationen zu Industrieverbänden ver-

einigt werden. Eine vom Kongreß eingesetzte 15-gliedrige Kommission hat bis spätestens 2 Monaten 

den Mitgliedern konkrete Vorschläge über den Aufbau der Gewerkschaften zu unterbreiten und zur 

Diskussion zu stellen. Nach weiteren 3 Monaten legt die Kommission die endgültige Fassung fest. 

Eine U r a b s t i m m u n g  d e r  M i t g l i e d e r  soll dann die Entscheidung treffen, die dann für a l l e  

dem ADGB angeschlossenen Verbände b i n d e n d  ist.“ 

Die kommunistische Resolution wurde abgelehnt, selbst die Unabhängigen stimmten dagegen. In 

namentlicher Abstimmung wurde dann die Resolution Dißmann, der nunmehr auch die Kommunisten 

zustimmten, mit 465 gegen 163 Stimmen angenommen. Der Bundesvorstand hatte sich in vollkom-

mener Verkennung der Sachlage bis zum letzten Moment auch gegen die abgeschwächte Resolution 

Dißmann gewandt und sich so die zweite Niederlage geholt. Ist dieser Beschluß auch längst nicht das, 

was notwendig ist, so bedeutet er doch einen Fortschritt. Die erste Wirkung weist der unlängst statt-

gefundene Kupferschmied-Verbandstag auf, der mit großer Mehrheit den Anschluß an den DMV 

beschloß. 
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Mit dem S t r e i k r e g l e m e n t  erlebte der Vorstand ein klägliches Fiasko. Ist es für eine Vereinigung 

mehrerer Gewerkschaften gewiß notwendig, Richtlinien für das Verhalten der einzelnen Organisati-

onen während eines Kampfes festzulegen, so versuchte der Vorstand die Gelegenheit zu benützen, 

um ganz im Sinne der Schlichtungsordnung der kapitalistischen Regierung Streiks so gut wie ganz 

zu verhindern. In allen „gemeinnützigen“ Betrieben, zu denen auch der Bergbau gezählt wurde, sollte 

überhaupt nur estreikt werden können, wenn „zuvor der Bundesvorstand davon benachrichtigt und 

ihm eine angemessene (?) Frist zur Vermittlung zwecks gütlicher Beilegung belassen worden ist.“ 

Außerdem versuchte der Vorstand durch seine „Regeln“ die Existenz der Berufsorganisationsform 

zu verewigen. 

Mitten in die Debatte über diesen Punkt platzte die Nachricht von der Ermordung Rathenaus und 

unter dem Vorwand, daß sich dadurch eine schnelle Beendigung des Kongresses nötig mache, sollte 

über das Machwerk fast ohne Diskussion abgestimmt werden. Das scheiterte an dem beharrlichen 

Widerstand der Kommunisten, die durch eine Erklärung die „Regeln“ ablehnten. Nunmehr traten 

nacheinander eine Reihe von Führern der größten Gewerkschaften auf und verwarfen die Streikre-

geln. Zum größten Teil nicht deshalb, weil sie konsequentere Klassenkämpfer als der Vorstand sind, 

sondern weil sie erkannten, daß mit der Annahme der Vorlage jede Bewegungsfreiheit der Verbände 

aufgehoben und als Folge die Gewerkschaften zertrümmert würden. Die Bundesleitung wagte keine 

Abstimmung mehr und fast einmütig wurde die Vorlage an den Ausschuß zurückverwiesen. 

Als die Meldung eintraf von der E r m o r d u n g  R a t h e n a u s, gab der Vorsitzende P a e p l o w  im 

Namen der Bundesleitung eine kurze Erklärung ab, in der zwar mit den schärfsten Worten das fre-

velhafte Treiben der monarchistischen Reaktion verurteilt wurde, die aber jede Stellungnahme des 

Bundesvorstandes über konkrete Maßnahmen vermissen ließ. Genosse W a l c h e r  verhinderte ein 

ergebnisloses Hinweggleiten des Kongresses über diese hochpolitische [103] Angelegenheit durch 

eine äußerst wirkungsvolle Rede, in der er die sofortige Aufnahme des Kampfes gegen die kapitalis-

tisch-monarchistische Konterrevolution verlangte. Im Namen der kommunistischen Reaktion unter-

breitete er dem Kongreß eine Erklärung zur Beschlußfassung, in der der ADGB zur Einleitung eines 

Kampfes für die Durchführung der schon im Bielefelder Abkommen festgelegten Forderungen zur 

Bekämpfung der Konterrevolution festgelegt werden soll. Dißmann sprach sich in ähnlichem Sinne 

aus und verlangte, daß die Erklärung Walchers zur Grundlage eines vom Bundesvorstand auszuar-

beitenden Beschlusses genommen werden soll. Nachmittags gab dann der Bundesvorstand seinen 

bekannten Entschluß, der das deutsche Proletariat zu einem 12stündigen Generalstreik und zum ent-

schlossenen Kampf aufrief, bekannt. Dieser Beschluß wurde vom Kongreß einstimmig gutgeheißen. 

Der sehr wichtige Punkt 7: A e n d e r u n g  d e r  B u n d e s s a t z u n g , wurde bei dem vorherrschenden 

Bestreben der Bundesleitung, den Kongreß unter allen Umständen am gleichen Tag, abends 5 Uhr zu 

beendigen, in einer unglaublich leichtfertigen Art behandelt und durchgepeitscht. Alle Abänderungen 

der Bundessatzungen wurden fast ohne Diskussion – nur die Kommunisten versuchten durch Begrün-

dung ihrer Abänderungsanträge die allzu großen Vergewaltigungen zu verhindern – so beschlossen, 

wie sie von der Statutenberatungskommission empfohlen wurden. Abgelehnt wurde der Antrag, den 

Kongreß statt alle drei Jahre, jährlich stattfinden zu lassen. Selbst der unabhängige Vermittlungsvor-

schlag, alle 2 Jahre zu tagen, fand keine Mehrheit. Des weiteren wurde der von vielen Mitgliedschaf-

ten gestellte Antrag, daß sämtliche Kongreßdelegierten durch U r w a h l  in den einzelnen Verbänden 

gewählt werden müssen, a b g e l e h n t. Beschlossen wurde, in Zukunft statt auf 10.000 Mitglieder 

erst auf 15.000 einen Delegierten zu wählen. Ferner sollen Gewerkschaften, die mehr als 50.000 Mit-

glieder haben, einen weiteren Vertreter in den Ausschuß entsenden können. Die Beschlüsse über den 

Aufbau der Bezirks- und Ortsausschüsse des ADGB sind so rückständig und gegen das Mitbestim-

mungsrecht der Mitgliedermassen gerichtet, daß erst die Praxis zeigen wird, wie schlecht die hier 

geleistete Galopparbeit ist, und wie notwendig bei der Fülle des Materials das alljährliche Stattfinden 

des Kongresses wäre. Die „S o n s t i g e n  A n t r ä g e“ unter Punkt 9 wurden ohne Debatte der Bun-

desleitung und dem Ausschuß als Material überwiesen, obwohl in ihnen eine Menge wertvoller An-

regungen aus Mitgliederkreisen steckten, die vom Kongreß unbedingt hätten ausgewertet werden 
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müssen. Mit einem kürzen Schlußwort von Paeplow, das wider aller Erwarten sehr versöhnlich gegen 

die Kommunisten gestimmt war, wurde der Kongreß geschlossen. 

Es dürfte keinen Kommunisten geben, der mit dem Ergebnis und mit den Beschlüssen des 11. Ge-

werkschaftskongresses zufrieden ist. Doch er hat mehr gebracht, als man nach seiner Zusammenset-

zung von ihm erwarten konnte. Widersprechen sich auch die von ihm gefaßten Beschlüsse in mehr 

als einer Hinsicht, so zeigt gerade diese Tatsache, daß sich ein großer Prozentsatz der Gewerkschafts-

bürokratie den nach revolutionärer Betätigung drängenden Mitgliedern nicht mehr widersetzen kön-

nen. Die Verschiedenartigkeit der Beschlüsse ist aber auch ein Beweis für die vollkommene Pro-

gramm- und Prinzipienlosigkeit der Amsterdamer Richtung. Ein Moment, das von unseren Genossen 

in der Agitation weit mehr als bisher ausgenutzt werden muß. Derselben Ursache entsprang auch die 

Tatsache, daß die Unabhängigen, [104] die sich gleich den SPD-Leuten als Anhänger der Amsterda-

mer Internationale ausgeben und draußen in den Betrieben und einzelnen Ortsgruppen vielfach erklä-

ren, nicht mit den Kommunisten zusammen arbeiten zu können, auf dem Kongreß in den allermeisten 

Fragen gleich uns in schärfster Opposition zum rechtssozialistischen Bundesvorstand standen. Aus 

dieser Feststellung ergibt sich, daß in Fragen der Taktik die unabhängigen Arbeiter eine ganz andere 

Auffassung haben als die rechtssozialistischen Gewerkschaftsführer, mit denen sie jetzt nach dem 

Willen der USP-Leitung gemeinsame Sache machen sollen. 

Noch ein beachtenswertes Moment trat auf dem Kongresse mit aller Scharfe in Erscheinung. Es wird 

in wirtschaftlicher und politischer Hinsicht so viel von dem ADGB als einer Körperschaft, die eine 

in sich geschlossene Macht repräsentiert, gesprochen. In den verschiedenen Debatten auf dem Kon-

greß, insbesonders bei den Fragen der Industrieverbände und dem Streikreglement, hat es sich ge-

zeigt, daß der ADGB in seiner heutigen Form ein durch und durch f ö d e r a t i v e s  Gebilde ist, in 

dem die einzelnen angeschlossenen Organisationen nicht im geringsten zur Disziplin und Innehaltung 

der gemeinsam gefaßten Beschlüsse verpflichtet sind. Die straffe Konzentration des kapitalistischen 

Gegners wird auch das deutsche Proletariat zwingen, mit dem Föderalismus im ADGB gründlich 

aufzuräumen, soll der ADGB nicht der Gefahr ausgesetzt werden in kritischen Situationen auseinan-

derzufallen. 

Die von den wirtschaftlichen und politischen Verhältnissen verursachte Klärung unter dem deutschen 

Proletariat hat auch vor den Gewerkschaften nicht Halt gemacht. Eine Unmenge Probleme drängen 

in den wirtschaftlichen Organisationen der Arbeiterbewegung zur Entscheidung. Verstehen es die 

Kommunisten in jeder Frage führend und wegweisend voranzugehen, so wird ihnen die Masse der 

Mitglieder noch weit mehr Vertrauen als bisher entgegenbringen und der nächste Gewerkschaftskon-

greß, der unter dem Zwang der Verhältnisse wahrscheinlich viel früher als geplant stattfindet, wird 

unseren Anforderungen weit mehr als der diesjährige entsprechen. 

* 

B e r i c h t i g u n g: Die Leiterin der Frauenabteilung des ADGB heißt nicht Hauk, wie es im ersten 

Teil des Artikels (siehe Nummer 1/2 der „Internationale“) heißt, sondern Gertrud H a n n a.* [105] 

* 

Der Gesetzentwurf zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten.  
Von Dr. med. K l a u b e r  (Berlin). 

Nach vielem Drängen der sozialistischen Parteien wurde dem Reichstag endlich im Februar ds. J. 

unter Nr. 3523 ein Gesetzentwurf zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten (GE) vorgelegt, über 

den zurzeit in den Ausschüssen verhandelt wird. Es soll hier nicht über die vielen medizinischen 

Lücken des GE gesprochen werden, uns interessiert vielmehr eine Besprechung des Entwurfes vom 

s o z i a l p o l i t i s c h e n  Standpunkte aus. Als Marxisten müssen wir zu den wirtschaftlichen Voraus-

setzungen und Folgen eines solchen Entwurfes allerdings gründlich Stellung nehmen, und tun dies 

am besten, indem wir die wichtigsten Punkte des GE zitieren und dann im einzelnen unsere kritische 

 
* Der Druckfehler wurde beseitigt. KWF 
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Stellungnahme bekanntgeben. Abänderungsvorschläge zum GE sind bereits vom Verfasser dieses 

Aussatzes unserer Reichstagsfraktion zugegangen. Auch wird demnächst eine Besprechung der zu 

unserer Partei gehörigen Aerzte mit Fraktionsmitgliedern stattfinden zwecks endgültiger Festlegung 

unserer Stellungnahme zu dem Entwurfe. 

§ 1 teilt mit, welche Krankheiten von dem Gesetzentwurf betroffen werden. Dieselben Krankheiten 

waren bereits durch Verfügungen der Volksbeauftragten vom 20. November und 11. Dezember 1918 

(Reichsgesetzblatt Seite 1431) Gegenstand besonderer Verordnungen. 

Schon aus dieser Tatsache geht hervor, daß die viel geschmähten Volksbeauftragten auf diktatori-

schem Wege, selbst in diesen spezialistischen Fragen, schnellere Arbeit leisten konnten, als die demo-

kratisch-parlamentarischen Gesetzgebungsmaschinen. In der Tat berufen sich die meisten Bestimmun-

gen des nach so langer Zeit erst vorgelegten Gesetzentwurfes auf die damaligen Verordnungen. 

§ 2 stellt die Behandlungs p f l i c h t  aller Kranken, die an einer mit Ansteckungsgefahr verbundenen 

Geschlechtskrankheit leiden, fest. Dabei soll die Behandlung nur durch einen in Deutschland appro-

bierten Arzt geschehen dürfen. 

Hier erheben sich gleich wichtige Bedenken. Die Annahme dieses Paragraphen in der jetzigen Fas-

sung würde nämlich einen direkten Eingriff in die zurzeit bestehende Kurier- und Behandlungsfrei-

heit bedeuten. Dagegen wehren sich, meiner Ansicht nach mit Recht, die sogenannten nichtappro-

bierten Heilbehandler. Denn, wenn man dieses Krankheitsgebiet zum Vorrecht der Approbierten 

macht, so befürchten sie, daß bald auch andere Krankheiten ihnen entzogen und nur den Aerzten zur 

Behandlung überwiesen werden. Auch in mehreren der folgenden Paragraphen des GE und vor allem 

in der beigefügten Begründung des Gesetzentwurfes kommt die Tendenz klar zum Durchbruch, den 

Arzt stets als den alleinkundigen, sachlichen und idealistischen Berater der Kranken darzustellen. In 

der heutigen kapitalistischen Gesellschaftsordnung, in der auch der Arztberuf zum großen Teil ge-

schäftsmäßig betrieben wird, ist keine Garantie für die Nichtigkeit dieser Auffassung gegeben. An-

dererseits muß aber den Organisationen der nichtärztlichen Heilkundigen, die jetzt Parlamente und 

Parteien mit einer Flut von Zuschriften überschwemmen, entgegengehalten werden, daß auch sie 

nicht die allein seligmachende Heilslehre gepachtet haben, und daß auch nicht alle ihre Angehörigen 

aus reinstem Idealismus ihr Gewerbe ausüben. Unsere Partei muß also diesen Paragraphen entgegen-

wirken, so weit er eine Beeinträchtigung der früher erkämpften Behandlungsfreiheit bedeutet. 

[106] § 3 besagt, daß Personen, die dringend verdächtig sind, geschlechtskrank zu sein und die Ge-

schlechtskrankheit weiterzuverbreiten, angehalten werden können, ein Gesundheitszeugnis eines be-

hördlichen Arztes beizubringen. Auch können solche Personen einem Heilverfahren, eventl. in einem 

Krankenhaus, unterworfen werden. Dabei soll die Anwendung unmittelbaren Zwanges zulässig sein. 

Nur solche Eingriffe, die mit einer ernsten Gefahr für Leben und Gesundheit des Erkrankten verbun-

den sind, dürfen von diesem abgelehnt werden. 

Dieser Paragraph ist ein typischer Willkürparagraph, und als solcher von unserer Seite durchaus ab-

zulehnen. Wenn man ganze Arbeit machen wollte, müßte man a l l e  Personen, die geschlechtskrank 

sind, und nicht nur diejenigen, die der zuständigen Gesundheitsbehörde zufällig bekannt geworden 

sind, zur Untersuchung und Behandlung bis zur Heilung bringen. Hier ist das System der allgemei-

nen, diskreten Anzeige- und Behandlungspflicht, wie es der ehemalige Polizeiarzt Dr. Dreuw als 

„Diskretionismus“ propagiert hat, erwähnenswert. Mit diesem System würde in der Tat der Willkür 

und Korruption, die sich auf diesem Gebiete bald breit machen würde, von vornherein ein Halt gebo-

ten sein. Um im Text des GE zu bleiben, müßte also an Stelle einer „Kann“bestimmung eine „Soll“be-

stimmung treten. Auch müßte die Möglichkeit eines Gegengutachtens gegen die Ansicht eines e i n -

z e l n e n  Arztes offengehalten bleiben, und eventl. ein kommissarisches Obergutachten beizubringen 

sein, wenn der Erkrankte irgendwie an der Objektivität der amtlichen Untersuchungsstelle zweifelt. 

Auch müßte der Hinweis auf die Möglichkeit direkter Zwangsanwendung fortbleiben, um nicht ir-

gend welche untergeordneten Polizeiorgane auf diese Mittel besonders hinzuweisen. Ebenso ist die 

Anwendung von Heilverfahren, die auch nur die g e r i n g s t e  Gefahr für Leben und Gesundheit des 

Erkrankten bieten, dem freien Ermessen des Erkrankten selbst anheimzustellen. 
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§ 4. Hiernach soll jede Person, die den Beischlaf ausübt, obwohl sie geschlechtskrank ist, einer hö-

heren Freiheitsstrafe verfallen. 

Wenngleich diese Bestimmung manchen von der Verbreitung der Geschlechtskrankheiten zurück-

schrecken wird, so darf doch nicht verkannt werden, daß mit diesem Paragraphen der Anzeigewut 

und der Erpressung weitestgehend Vorschub geleistet wird. Auch dieser Gefahr würde man durch 

eine allgemeine Anzeige- und Behandlungspflicht entgehen. 

§ 5 bedroht mit Strafe denjenigen, der an Geschlechtskrankheit leidet und eine Ehe eingeht, ohne 

vorher dem Ehepartner davon Mitteilung gemacht zu haben. 

§ 6 stellt noch einmal den schon erwähnten Grundsatz auf, daß nur approbierte Aerzte Geschlechts-

krankheiten behandeln dürfen. Auch sogenannte annoncierende Aerzte, die Geschlechtskrankheiten 

behandeln, verfallen einer Freiheits- oder Geldstrafe. 

Gegen die letztere Bestimmung müssen wir uns gleichfalls wenden, besonders, da die Gesetzesbe-

gründung diese Aerztekategorie als besonders geldgierig und unmoralisch bezeichnet. Wie schon 

oben erwähnt, leidet der ganze Aerztestand, um aus einer Kundgebung des Sozialistischen Aerzte-

Vereins zu zitieren, unter dem heutigen Konkurrenzkampfe wirtschaftlich und sittlich. Das große 

Fachwissen vieler dieser approbierten, annoncierenden Aerzte sollte meines Erachtens nicht brach-

gelegt werden. Eine besondere S t a n d e s e h r e  der nicht annoncierenden Aerzte zu schützen, hat 

unsere Fraktion keine Veranlassung. 

§ 7 verlangt, de Aerzte, die von ihnen behandelten Geschlechtskranken mit Hilfe eines Merkblattes 

über Wesen und Gefahren ihrer Krankheit aufklären. 

[107] Leider sind heute die vielbeschäftigten Aerzte nicht in der Lage, jedem Erkrankten die an sich 

notwendigen Erklärungen zu geben. Vorbildliches auf dem Gebiete der hygienischen Aufklärung 

durch Wort, Schrift und Bild hat übrigens Sowjetrußland geleistet, worauf Verfasser an anderer Stelle 

schon mehrfach hingewiesen hat. 

§ 8. Dieser Paragraph gibt jedem Arzte das Recht, einen Kranken, der sich seiner Behandlung oder 

Beobachtung entzieht, einer behördlichen Gesundheitsstelle zu weiteren Maßnahmen zu melden. 

Ebenso Kranke, die infolge ihres Berufes oder ihrer persönlichen Verhältnisse, eine besondere Gefahr 

darstellen. 

Von diesem Paragraphen gilt dasselbe was zu Paragraph 2, 3 und 6, gesagt war, daß nämlich in der 

vorliegenden Form dem freien Ermessen des behandelnden Arztes allzu weiter Raum gelassen wird. 

Auch dieser Paragraph wird überflüssig mit der Einführung einer allgemeinen diskreten Anzeige- und 

Behandlungspflicht. Nach dem jetzt vorliegenden Wortlaute würde der Arzt zum Staatsanwalt oder 

Strafrichter, da er selbst entscheiden kann, welcher Kranke infolge seiner „persönlichen Verhältnisse“ 

eine besondere Gefahr für die Menschheit bedeutet. Der Arzt würde, da auch sogenannter „leichtsin-

niger Lebenswandel“ zu den p e r s ö n l i c h e n  V e r h ä l t n i s s e n  eines Menschen gehört, zum Mo-

ralschnüffler im schlimmsten Wortsinne. 

§ 10 ist gleichfalls ein typischer Prüderieparagraph. Er verbietet die Anpreisung und öffentliche Aus-

stellung von Gegenständen, die zur Heilung oder Linderung von Geschlechtskrankheiten dienen. 

Demnach wäre z. B. die Ausstellung einer Injektionsspritze im Schaufenster eines medizinischen 

Geschäftes verboten, aber schon die Ausstellung eines gewöhnlichen chirurgischen Messers; denn 

auch dieses kann zuweilen (Drüsenoperation) zur Linderung von Geschlechtskrankheiten verwandt 

werden. Der ganze Paragraph 19 in seiner mittelalterlichen Prüderie wäre demnach zu streichen, da 

er absolut nicht zu der sonstigen öffentlich-rechtlichen Behandlung paßt, die die Geschlechtskrank-

heiten in dem vorliegenden GE genießen. 

§§ 11 und 12 wollen die Uebertragung der Geschlechtskrankheiten von einer kranten Amme auf ein 

gesundes Kind und umgekehrt, durch Beibringung von Zeugnissen verhindern. Wie in dem ganzen 

GE immer nur von Behandlungs- und Zeugnis p f l i c h t e n, nie aber von den entsprechenden Rechten 

die Rede ist, so fehlt auch hier die erforderliche Ergänzung, daß nämlich die beizubringenden Zeug-

nisse ausgestellt werden müssen, ohne daß daraus der Amme Kosten erwachsen. 
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§ 13 rollt die ganze Prostitutionsfrage auf und verlangt Aenderung der darauf bezüglichen, bis jetzt 

geltenden Paragraphen 180, 184 und 361 Str.-G.-B. § 180 des Str.-G.-B., der sogenannte Kuppelei-

paragraph, der bisher das Vermieten von Wohnungen an Prostituierte unter Strafe stellte und damit 

eine Fülle der Verfolgungen und Entrechtungen gegenüber diesen unglücklichen Opfern unserer heu-

tigen Wirtschaftsordnung bot, soll in dem Sinne geändert werden, daß das Gewähren von Wohnungen 

an Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, nur dann bestraft wird, wenn damit das Aus-

beuten der Person bezw. ein Anwerben oder Anhalten zur Unzucht verbunden ist. 

Auch in dieser Fassung bietet der Paragraph noch genügend Lücken und Möglichkeiten zur Fortset-

zung der bisherigen Polizeischikanen und Ausbeutung der Prostituierten. Wir wissen als Kommunis-

ten genau, daß auch die Entscheidung der Prostitutionsfrage nicht durch eine Begünstigung des „a-

bolitionistischen“ Systems vor dem „reglementaristischen“ endgültig gelöst wird, sondern nur durch 

den Sturz der gesamten kapitalistischen Aus-[108]beutungsgesellschaft. Die Versuche des Gesetzge-

bers, die Prostituierten als eine besondere Ansteckungsgefahr einer Sonderbehandlung zu unterwer-

fen, werden zwecklos sein, wie einer der besten Kenner dieser Frage, der nichtsozialistische Schrift-

steller Sorge in seinem Werke „Die Geschichte der Prostitution“ ausführt. Auch er kommt zu dem 

Schluß, daß allein im kommunistischen Gemeinwesen die Prostitutionsfrage für alle Zeiten und 

gründlich gelöst werden wird. 

§ 184 des Str.-G.-B. soll derart verändert werden, daß das Ausstellen usw. von Gegenständen, die zur 

Verhütung von Geschlechtskrankheiten dienen, straflos sein soll, „soweit es nicht in einer Sitte oder 

Anstand verletzenden Weise erfolgt“. Dieser letzte Passus ist m. E. zu streichen, da er in seiner vor-

märzlichen Prüderie zu unserer heutigen a u s g e k l ä r t e n  (?) Zeit nicht mehr paßt. 

Nach § 361 des Str.-G.-B. soll laut vorliegendem Gesetzentwurf (§ 13, III) an Stelle des bisherigen 

Abs. 6, „die gewerbsmäßige Unzucht“ nur dann bestraft werden, wenn sie öffentlich in einer Sitte 

oder Anstand verletzenden Weise zur Unzucht auffordert oder sich dazu anbietet. Diese Fassung 

schlägt jedenfalls die Reichsregierung vor. Der Reichsrat, unter dem Einflusse Bayerns stehend, will 

an dem alten Entrechtungsparagraphen der Prostituierten festhalten oder nur unwesentliche Aende-

rungen zulassen. 

Selbst der Vorschlag der Reichsregierung bietet noch Handhaben genug, jede mißliebige Prostituierte 

einer Strafverfolgung auszusetzen. Wir wissen genau, welcher unmenschlichen Behandlung heute 

noch diese sogenannten F r e u d e n mädchen vonseiten der Polizeiorgane ausgesetzt sind, um sie 

mürbe zu machen und ein williges Spitzelkontingent in ihnen zu haben. Auch nach dem Regierungs-

entwurf kann jeder Professor Brunner, dem ein Augenaufschlag einer Dirne oder auch eines unbe-

scholtenen Mädchens nicht gefällt, dieses zur Anzeige bringen, wenn er an dem Verhalten der Be-

treffenden seinen berühmten Anstoß nimmt. Nach meiner Ansicht wäre der Paragraph 13 III ganz zu 

streichen, um damit die völlige Aufhebung der heute üblichen Reglementierung der Prostitution zu 

erreichen. Sollte dieser Vorschlag unserer Fraktion nicht angenommen werden, so ist unbedingt ge-

gen die Reichsratvorlage und f ü r  d i e  R e g i e r u n g s v o r l a g e  zu stimmen. 

§ 14 steht die Einrichtung von Beratungsstellen für Geschlechtskranke im ganzen Reichsgebiete vor. 

Die Einrichtung dieser Stellen, deren Wert übrigens von vielen Seiten sehr bestritten wird, bedeutet 

nach unserer Ansicht immer noch eine Halbheit, wenn nicht jedem Erkrankten ein v o l l e s  Behand-

lungs r e c h t, und zwar völlig k o s t e n l o s, gewährleistet wird. Dieses ist meines Wissens in Norwe-

gen bereits durchgeführt. 

Dem ganzen Gesetzentwurfe fehlt, wie bereits gesagt, die einheitliche Linie, die einheitliche Tendenz. 

Die bisherigen Beratungen im Ausschuß haben ergeben, daß gerade über die wichtigsten Paragraphen 

eine Einigung wohl nicht zu erzielen sein wird. Welche Fassung des Gesetzes, auch immer aus den 

Beratungen der Ausschüsse und des Plenums sich ergeben mögen, sicher ist jedenfalls, daß jede so-

zialreformerische Maßnahme, auch auf dem Gebiete der Volksgesundheit, insbesondere der Bekämp-

fung der Geschlechtskrankheiten, in der heutigen Wirtschaftsordnung bestenfalls eine Halbheit dar-

stellen wird. 
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Wie wir bei diesem GE das kostenlose Behandlungsrecht der Geschlechtskrankheiten fordern, so 

verlangen wir auch für jede andere Krankheit die Möglichkeit bester, kostenloser Behandlung und 

Pflege, die natürlich nur geleistet werden kann durch eine „Sozialisierung des gesamtem Heil- und 

Gesundheitswesens.“ [109] 

* 

Der Kunstmarkt im Glaspalast am Lehrter Bahnhof.  
Von G. G. L. 

Im Glaspalast am Lehrter Bahnhof: Gemälde, Plastik, Architektur: ein Riesenangebot, wie in jedem 

Jahr. Für wen? Wo bleibt die Ware? Immer noch beim Kaufkräftigen, und der Rest, die große Masse 

des Ueberangebots beim enttäuschten Produzenten. Warum wird immer wieder ein Haufen Mittel-

mäßigkeit zur Schau gestellt? Es gibt im Verein Berliner Künstler seit Jahren nur noch Mittelmäßig-

keit, Kitsch und noch weniger. Alles Belanglose, Oede, Konventionelle ist hier aufmarschiert zu ei-

nem Block, um sich zu behaupten. Aber man tut gut, davon zu schweigen. Die Sezession fehlt, dafür 

sieht die Düsseldorfer Abteilung, die in der Entwicklungslinie die Sezession ersetzt. Sie bringt außer-

dem noch Historienmalerei des ältesten Düsseldorfer Stils, aber auch Künstler, die der November-

gruppe ihrem Charakter nach zugehören, und die ich mit den Novemberkünstlern nennen werde. Die 

Novembergruppe aber ist Protest. Du trittst auf einmal in eine andere Welt. Es ist die Rebellion gegen 

den Spießer, mehr noch nicht. Des Spießers Ich existiert nicht mehr. Da ist z. B. ein Gemälde von O. 

Wollheim: durch die Tür siehst du es schon von weitem leuchten. Es steht dazu im Katalog eine lange 

Erklärung: „Eine bürgerliche Familie wird von einem prophetischen Geist fluchtartig verlassen.“ Ma-

lerisch, farbig ein Wunderwerk. Es ist die Groteske dieser bürgerlichen Gesellschaft, eine Tragiko-

mödie; man weiß nicht, wo die Panik größer ist, beim „prophetischen Geist“ oder bei der „bürgerli-

chen Familie“. Diese Familie ist aber noch ganz konkret vorhanden. Die Individualitäten sind ins 

Groteske verzerrt. 

Die A u f l ö s u n g  d e r  I n d i v i d u a l i t ä t  i n s  A b s t r a k t e  ist die Signatur der Novemberkünstler. 

Es ist zugleich die Signatur ihrer eigenen Bürgerlichkeit. Wohlverstanden: ihr Lossagen vom Ich ist 

ihre Revolte. Aber ihr Flug ins Abstrakte, das ist kein revolutionärer Akt, das ist ihr Ausweg, in dem 

sie ihr eigenes Noch-Bürgertum dokumentieren. Sie können wahrscheinlich gar nichts anderes, wo 

wäre ihnen denn eine Aufgabe gestellt, die sie über diese Gesellschaft hinaustragen könnte? So voll-

ziehen sie auf ihre Weise ihre Rettung aus dem Chaos. 

Jede Epoche umstellte sich mit ihren Göttern. Jede Zeit schuf in ihrer Kunst das Ebenbild des Men-

schen in der Vollendung die dieser Zeit gemäß und heilig war: die Antike, Aegypten, die altchristliche 

Zeit, die Renaissance – welche Gestalten und welcher Wechsel. Der Gott der bürgerlichen Gesell-

schaft wurde das Ich. Das Individuelle, so und so seiende, aussehende, sich bewegende Ich blickt aus 

allen Werken der bürgerlichen Kunst auch wenn sie nicht Porträts sind. Ueberall Spezialisierungen, 

Individualisierungen. Noch auf der diesjährigen Sezessionsausstellung finden wir Titel unter Gemäl-

den, wie „Die alte Exzellenz S.“, „Rendezvous im Tiergarten“, „Schreiber einer hohen Justizbe-

hörde“, „Tabak liebe ich“! Dieses verfluchte Ich, breit und bürgerlich behäbig oder anspruchsvoll 

grinst überall. 

[110] Auf den Gemälden der Novembergruppe versteckt es sich, es möchte gänzlich verschwinden – 

irgendwo muß es aber doch bleiben. Es versteckte sich bei Picasso in Mauerwerk und Kubismen, 

man sah nur noch Zipfelchen von ihm. Der Expressionist aber war noch vollkommen Individualist. 

Er drückte sich ja noch ganz konkret und stark aus. In diesem Jahr ist von dieser Richtung verhältnis-

mäßig nur noch wenig zu sehen. Heute kommt eine dreifache Form der Ueberwindung des Ich zum 

Vorschein, ich möchte sagen, ein dreifacher Konstruktivismus, obwohl man mit Konstruktivismus 

sonst nur jene Richtung bezeichnet, die die Maschine zum künstlerischen Vorwurf nimmt. Aber alle 

Experimente der Modernen haben das gemein, daß sie aus dem K o n s t r u k t i v e n  der Erscheinungen 

das A b s t r a k t e  entwickeln. Ich sehe also außer dem mechanischen noch einen phantastischen Kon-

struktivismus und einen dritten, der die Mechanik, das konstruktive Prinzip d e r  N a t u r  erfassen 

und zum Ausdruck bringen will. Ins Phantastisch-Konstruktive gehört zweierlei: die Auswirkung in 
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der Farbe und in der Form, die Gestalt des Menschen inbegriffen; sie spukt überall in Verschleierun-

gen und Auflösungen. Dies Phantastisch-Konstruktive, das vom Kubismus herkommt, treibt manch-

mal Blüten von großem Farbenzauber, manchmal eine neue sehr kühne Ornamentik, z. B. bei Heister, 

Rudolf und Otto Möller („Don Quixote“), Vera Steiner „Vanillegeruch“, und Lozowick. Lozowick, 

von dem hier nur zwei Bilder zu sehen sind, der aber eine ganze Reihe von Gemälden und Graphiken 

bei Twardy ausstellte, versucht bei aller Phantasie sich doch nicht ganz von der Wirklichkeit zu ent-

fernen. Er entwickelt eine neue Ornamentik und Farbenharmonie; er bleibt nicht nur Farbenphantast, 

das zeigen seine Gemälde „New-York“ und „Chikago“. Er malt nicht das photographieähnliche Ab-

bild der Großstadt. Die Wolkenkratzer sind hier farbige schöne Gebirgswände und in ihren Abgrün-

den schwingen in wunderbaren Kurven die Konstruktionen der Brücken und Bahnen, Wunderstücke 

der menschlichen Arbeit. Die Tiefen liegen in dunklen Schatten, Abgründe des menschlichen Schick-

sals, das diesem Stein- und Eisenbau verflochten ist. Die Häuser türmen sich in einem lichten. Feu-

erhimmel, der zukunftsträchtig zu brennen scheint. 

Bei Möller und Heister sehen wir am deutlichsten die Auflösung der Individualität, der menschlichen 

Gestalt. 

Schon Poliklet in der Antike und später Signorelli, Lionardo und Dürer in der Renaissance haben in 

Schemata das Konstruktive des menschlichen Körpers ausgedrückt als „goldene Regel“, die als feste 

Grundlage für die anatomische Durchbildung ihrer nackten Figuren gelten sollte. Sie wollten ihre 

Bewegungen richtig, folgerichtig wiedergeben. Man denke sich diese im Bau und in den Bewegungs-

gesehen des Körpers gegebenen Linien aufgelöst, an das Ende ihrer Schwingungen gebracht, ins Abs-

trakte verflüchtigt, aber mit der Absicht, einer bestimmten Charakteristik, und man hat das Geheimnis 

dieses phantastischen Konstruktivismus. Davon zeugen der „Don Quixote“ von Möller, die Entwürfe 

der Xenia Boguslawskaja und in höchster Vollendung und Eigenart die Plastik „Rotation“ von 

Oswald Herzog. Das ist tatsächlich ein schöpferisches Gebilde, für sich, eine Neuschöpfung von zau-

berhaftem Rhythmus, in der zusammenwirken der natürliche und maschinelle Mechanismus zu einer 

neuen Konstruktion. 

Im n a t ü r l i c h e n  K o n s t r u k t i v i s m u s, der in der Linie Kandinskys geht, und von dem An-

klänge sich auch bei Franz Marc finden, kommt zum Ausdruck d a s  G e f ü g e  u n d  d a s  S t r ö m e n  

d e r  i n  d e r  N a t u r  l e b e n d i g e n  K r ä f t e  u n d  F o r m e n. [111] Es ist ein Versuch, die Urfor-

men, das Chaos der Schöpfung selbst zu fassen und darzustellen, Hier ist diese Richtung in zwei 

Bildern von Parnitzke vertreten „Mit Gelbrund“ und „Derbes Gefüge“. 

Alle diese Phantastik wird angewandte Kunst und Ornament in ganz wundervollen kunstgewerbli-

chen Erzeugnissen: Büchereinbänden, Stoffen, Tapeten, Emailleplaketten und anderer Kleinkunst. 

Hier ist Wirklichkeit und keine Abstraktion. Mancher, der die gegenstandslosen Gemälde ablehnte 

und verlachte, muß die gleichen Formen hier in der angewandten Kunst anerkennen und kann sich 

ihrem Zauber und dem Reize ihrer neuen Farbigkeit nicht entziehen. 

Eine bizarre Technik der Plastik, die auch die festen Formen, z. B. das Rund des Kopfes in halbrunde 

Flächen auflöst, formt Masken, die stark expressionistisch aber doch n i c h t  individuell sind. Viel-

leicht haben sie so gut ihre Berechtigung, wie jene Masken der Renaissance, die, halb Blättergebilde, 

halb Menschenantlitz, in der Architektur eine Rolle spielten. 

Der eigentliche Konstruktivismus ist der, der die Mechanik der Maschine, ihre Bewegung, Präzision, 

Exaktheit und Eleganz ausdrückt. Der Künstler des mechanischen Konstruktivismus, hier Lissitzky, 

ist begeistert von der Maschine, er ist eigentlich Ingenieur. Es soll auch Proletarier geben, die ihre 

Maschine lieben. Die meisten hassen sie. Einige sehen nun in diesem Konstruktivismus, der die Ma-

schine zur Kunstform umwerten will, die Keime einer neuen proletarischen Kunst, wie mir scheint, 

aus der naiven Vorstellung heraus, daß die Maschine nun mal zum Proletarier gehört. Aber zugege-

ben, daß auch eine Maschine gewisse ästhetische Reize hat, daß sich in ihrer Bewegung, Kraft, Exakt-

heit, ja Eleganz bergen können – dadurch, daß man sie verherrlicht, ihre Schönheit herausfindet und 

proklamiert, und wenn auch hier und da ein künstlerisch empfindender Prolet das tut –, dadurch wird 

doch noch keine neue Kunst geschaffen. Vor allem aber behält die Maschine innerhalb der 
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kapitalistischen Gesellschaft ihre verhängnisvolle Funktion, daran kann alle Verhimmelung nichts 

ändern. Der Kapitalismus wird dadurch nicht beseitigt, daß auf die Maschine Lieder gesungen, daß 

sie sonst künstlerisch verwertet wird. Die Maschinenstürmer wollten sie einst abschaffen – das war 

die primitive Form der proletarischen Revolution – die Konstruktivisten verherrlichen sie, und glau-

ben revolutionäre Kunst zu machen! Beide haben vielleicht innerhalb der Gesellschaft die gleiche 

Rolle, sie sind Primitivismus der Uebergangsstufe. Der Prolet sei auf der Hut –; wer sein Proletentum 

verherrlicht, ihm mundgerecht macht, kann heute auch sein Feind sein! Auch unbewußt! Wer sagt, 

daß der Konstruktivismus aus dem Zusammenhang mit dem Arbeitsprozeß schöpferische Kräfte und 

neue Formen entwickele, sieht nicht, daß es sich hier auch nur, wie beim phantastischen und natürli-

chen Konstruktivismus, um Abstraktionen handelt, um einen Ausweg aus dem bürgerlichen Sumpf. 

Erst eine neue, umgestaltete Gesellschaft kann neue Aufgaben stellen, die wir noch nicht kennen; es 

ist müßig, über den Konstruktivismus als möglichen Weg zu proletarischer Kunst zu philosophieren. 

Man darf dem Proletariate heute nichts vorspiegeln. Fort mit allen Illusionen? Auch die Konstrukti-

visten sind Maschinenstürmer. Sind Illusionisten! 

Bemerkenswert und charakteristisch für die Novemberkünstler von heute ist, daß die politische Note, 

die Satire, fast ganz fehlt. Sie erwächst sich nicht aus äußerlicher Abstraktionssucht. Außer jener 

„bürgerlichen“ Familie“, von Wollheim, die gesellschaftskritische Aeußerung ist, [112] und einigen 

grotesken Gestalten von Puni, „der synthetische Musiker“, u. a., die noch als Reste des Dadaismus 

dastehen, z. B. auch die Darstellung eines Menschen, aus dessen Knochen vermittels einer Maschi-

nerie, die ihn in Röhren umwickelt, „Leim“ bereitet wird, gehören zur Gesellschaftskritik. Politisch 

ist nur Max Scholz in einigen Zeichnungen, die beißend und grotesk den Kapitalisten und Bürger 

angreifen und charakterisieren: „Entwurf zu einer patriotischen Wanderbühne“, „Apotheose des Krie-

gervereins“, „Die Herren der Welt“ usw. 

Zum Schluß muß festgestellt werden: die Kunst des individuellen Behagens und Genügens, die auf 

der größeren Hälfte dieses Kunstmarkts sich breit macht, hat gegenüber dem kleinen Häuflein derer, 

die aus dem Sumpf herauswollen, keine Berechtigung mehr. In den Werken der Novemberkünstler 

wird die Auflösung dieses Sumpfes bewußt, ohne daß Kraft, Wissen und Zielklarheit da wären, sie 

zu überwinden, etwas Positives an Stelle des Negierten zu sehen! Sie wird vorerst nur ins Abstrakte 

überführt, wo sie den Zusammenhang mit der konkreten Aufgabe der Zeit, das ist die Durchführung 

der proletarischen Revolution, verliert. 

* 

Erklärung. 

Genossin Ruth Fischer behauptet in ihrem Artikel „Zur Taktik der Einheitsfront“ (Nr. 3 der „Interna-

tionale“ vom 1. August), daß die Resolution des Zentralausschusses sich „gegen den Referenten und 

die Zentralausschußmitglieder durchsetzte“, die „überhaupt keine Fehler sehen wollten“. 

Ich stelle demgegenüber fest: 

1. daß ich als Referent sehr ausführlich über von mir anerkannte Fehler gesprochen habe; 

2. daß ich die von Genossin Fischer auf Seite 62 zitierten kritischen Sätze der Resolution, mit Aus-

nahme des letzten, s e l b s t  mehrere Tage vor der Zentralausschuß-Sitzung f o r m u l i e r t  habe; 

3. daß die Genossin Fischer zusammen mit vier oder fünf Genossen gegen die kritischen Absätze der 

Resolution gestimmt hat, während ich für diese Säte gestimmt habe. 

Danach mag jeder Leser beurteilen, wie weit die auch sonst systematisch verbreitete Behauptung der 

Genossin Fischer, gegen die in Wahrheit sich die Resolution des Z.-A. durchsetzte, mit den Tatsachen 

übereinstimmt. 

Zur Zeit M o s k a u, 7. August 1922. E r n s t  M e y e r. 

[113] 
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Die Internationale  

Jahrgang 5 ⁕ Ausgegeben am 1. September 1922 ⁕ Heft 5 

Das Treiben in den Abgrund. 

◿ Berlin, den 1. September. 

Ueber die wirkliche Lage der Dinge in Deutschland und in Europa kann sich niemand mehr täuschen, 

der sich nicht täuschen will. Wir stehen nicht mehr v o r  dem Abgrund, wir sind mitten drin. Wir sind 

nur noch eine Handbreite von Oesterreich entfernt, das bereits am Ende ist und sich jedem anbietet, der 

es haben will. Die Valuta, unser Fieberthermometer, zeigt auf „Lebensgefahr“. Die Lebensgefahr ist 

bereits da für die Arbeiterklasse. Sie hungert buchstäblich. Der Skorbut geht um. Für die jetzige Lage 

der breiten Massen ist nichts so sehr bezeichnend als eine Gerichtsverhandlung, die kürzlich in Berlin 

stattfand. Diese Gerichtsverhandlung war gar nicht besonders „sensationell“, nicht im mindesten dra-

matisch. Es war nur folgendes. Ein kleiner Händler war angeklagt, für Hemden Wucherpreise verlangt 

zu haben. Sein Verteidiger brachte vor, daß bei den heutigen Preisen ein Hemd nicht mehr als Gegen-

stand des täglichen Bedarfs betrachtet werden könne (nur diese fallen unter das „Wuchergesetz“), 

sondern ein „Luxusgegenstand“ sei. Zum Beweis dafür gab er die Preise der gewöhnlichen Hemdens-

orten an. Und das Gericht stimmte der Ansicht des Verteidigers zu. Die ganze Tragödie des deutschen 

Proletariats ist in dieser gerichtlichen Feststellung enthalten. Das Hemd ist ein Luxus geworden. – Es 

ist kein bildlicher Ausdruck mehr, sondern wörtlich wahr, daß das angestammte und das „fremde“ 

Kapital dem deutschen Arbeiter das Hemd ausgezogen haben. Die deutschen Kapitalisten sollten statt 

der schwarz-weiß-roten Farben dies dem Arbeiter ausgezogene Hemd in ihr Wappen nehmen. Denn 

davon leben sie. Alle „Hände“ sind beschäftigt. Sie produzieren ihr eigenes Elend und ihr Elend ist 

es, daß sie produzieren läßt. Und sie produzieren es nicht nur für sich, sondern mehr oder weniger für 

die Arbeiter aller Länder. Das industrielle Fieber, das Deutschland schüttelt, kann nur ein Blinder für 

eine Aeußerung der Kraft ansehen. Diese fieberhafte Arbeit pumpt unaufhaltsam das Lebensblut aus 

den Adern der deutschen Wirtschaft. Der „Ausverkauf“ Deutschlands geht vor sich in den Formen 

der „normalen“ Ausfuhr- und der „normalen“ Bankgeschäfte. Jede ausgeführte Ware wird Träger eines 

Defizits für die deutsche Wirtschaft, denn sie wird unter ihrem Wert bezahlt. Je tiefer die Valuta sinkt, 

um so kleiner der bezahlte Teil des Warenwertes. Und umgekehrt: je kleiner der bezahlte Teil der 

ausgeführten [114] Warenwerte, um so rascher und tiefer sinkt die Valuta. Die Ursache wird Wir-

kung, die Wirkung Ursache. Der Einzelkapitalist hält sich schadlos, indem er die Ware Arbeitskraft 

zu einem noch geringeren Bruchteil ihres Wertes entlohnt. Die Differenz zwischen dem Entwertungs-

grad der Ware und dem Entwertungsgrad der Arbeitskraft ist die Quelle seiner privaten Bereicherung. 

So entsteht der paradoxe, auf den ersten Blick verblüffende Widerspruch: privatkapitalistische Berei-

cherung bei gesamtkapitalistischer Verarmung, oder präziser ausgedrückt, allgemein verkümmerte 

Reproduktion bei individueller Kapitalakkumulation. Dieser Prozeß vollzieht sich nicht nur auf Kosten 

der Arbeiterklasse, sondern gleichzeitig auf Kosten des kleinen und mittleren Kapitals. Sie erliegen 

der sich verengernden Reproduktion. Die Art, die sie erschlägt, ist die „Kreditnot“. In dem Zwischen-

raum zwischen zwei Produktionskreisläufen, in der Phase der Verwertung des erzeugten Mehrwerts, 

preßt ihnen die fortschreitende reale Wertverminderung ihrer Produktion auf dem Weltmarkt die Kehle 

zusammen. Sind sie nicht imstande, in steigendem Umfang zusätzliches Geld und Kapital an sich zu 

ziehen, so geht ihnen am Ende die Lust aus. Es ist klar, daß die periodische Beschaffung des zusätzli-

chen Geldkapitals immer schwieriger werden und auf einen immer engeren Kreis von Kapitalriesen 

sich beschränken muß. Die „Flucht von der Mark“, beschleunigt diesen Prozeß für diejenigen, die nicht 

im selben Tempo fliehen können, wie die Vordersten, oder die Überhaupt nicht fliehen können. Dazu 

kommt noch die direkte Opferung von Teilen der kleinen und mittleren Bourgeoisie, z. B. der Haus-

besitzer, der kleinen und mittleren Rentner usw. Es ist nur bittere Ironie, daß eine Kleinbürgerregie-

rung unter dem doppelten Druck des Kapitals und der Arbeiterklasse die Kleinbürger wegmäht. Dieses 

Faktum erklärt hinreichend die wachsende antirepublikanische Einstellung der Kleinbürger. 

Der a l l g e m e i n e  Stand der Wirtschaft, das Tempo ihrer Verarmung wird angezeigt durch die Va-

luta und die Staatsfinanzen. Wenn die Stinnes und ihre Zeitungsschreiber mit prahlerischer Geste ihre 
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prallen Backen mit den ausgezehrten des Staates vergleichen, so ist das entweder vollendeter Stumpf-

sinn oder zynische Frechheit. Das monopolisierte Riesenkapital zieht von dem sich verringernden 

Gesamtreichtum einen wachsenden Anteil an sich. Ihre Bereicherung stammt zu einem guten Teil aus 

direkter Ausplünderung des Staates (Eisen-, Kohlenpreise usw.) zu einem anderen Teil aus indirekter 

Plünderung der breiten Masse der Lohnarbeiter und Konsumenten durch die Waren, in die alle Kohle, 

Eisen usw. als Wertbestandteil eingeht. Im Vergleich zu dem allgemeinen „normalen“ Schwund des 

„Nationalreichtums“ sind natürlich die direkten Warenentnahmen durch Ausländer, die in Deutsch-

land einkaufen, nur Lappalien. Es gehört die ganze Beschränktheit des demokratischen Kleinbürgers 

dazu, um darin eine wesentliche Gefahr zu sehen. 

Die elementare Zergliederung der Katastrophe, die vor unseren Augen vor sich geht, schien uns un-

erläßlich für das Verständnis der äußerlich so widerspruchsvollen Erscheinungen, in denen sie sich 

vollzieht. Weder die Tatsache, daß die Industrie voll [115] beschäftigt ist, noch daß einzelne Kapita-

listen Riesenprofite machen, darf die Arbeiterklasse darüber täuschen, daß die Katastrophe in rasen-

dem Tempo sich abrollt, die Katastrophe nicht nur der Arbeiterklasse selbst, sondern der Gesamtwirt-

schaft. Der Dollarstand ist nicht nur ein Gradmesser der Unterbezahlung der deutschen Arbeiter, son-

dern der Unterbilanz der deutschen Gesamtwirtschaft, ihres Substanzverlustes. 

Was tut „Europa“, das kapitalistische, was tut die deutsche bürgerliche Republik angesichts der ra-

send beschleunigten Katastrophe? 

Um es mit einem Wort zu sagen: nichts. Die Reparationskommission hat mit einem faulen Kompro-

miß, mit einem neuen Aufschub geendet, an dessen Ende aber die bare Zahlung oder „produktive 

Pfänder“ stehen. Frankreich ist noch im lettten Augenblick zurückgeschreckt vor einem offenen Bruch 

mit England und einem direkten Zugriff auf die Ruhr. Weder England noch Frankreich fühlen sich 

schon geneigt, den Kampf um Deutschland o f f e n  auszufechten. So lange Amerika sich nicht auf 

die eine oder die andere Seite geschlagen hat, ist die imperialistische Kampfgruppierung noch nicht 

vollendet. Außerdem sind weder auf englischer noch auf französischer Seite die militärtechnischen, 

organisatorischen und taktischen Folgerungen aus der Veränderung der Kriegstechnik hinreichend 

ausgewertet; auf englischer Seite bedeutend weniger als auf französischer. Man muß also noch tem-

porisieren mit der entscheidenden Auseinandersetzung; was jedoch nicht hindert, daß England und 

Frankreich in der Gestalt Griechenlands und der Türkei bereits zu einer etwas lebhafteren Form der 

Auseinandersetzung übergegangen sind. Der nahende Zusammenbruch Deutschlands, der vollzogene 

Oesterreichs, statt die kapitalistische Umgebung wenn auch nur für beschränkte und vorübergehende 

Rettungsaktionen zu vereinen, treibt sie vielmehr mit raubgierigen und haßerfüllten Augen gegenei-

nander. Im Gefolge des Krieges hat sich ein neuer Typus von Kolonien gebildet, der die imperialisti-

schen Rivalitäten anfacht: die Industriekolonie. Wenn irgend eines, so ist dieses das sichere Zeichen, 

daß diese Welt rettungslos verloren ist. Das europäische Schiff treibt weiter mit beschleunigter Ge-

schwindigkeit dem Abgrund zu. Das Schiff ist ohne Steuerung. Die Bourgeoisie ist nicht mehr im-

stande dazu, die Arbeiterklasse hat das Steuer noch nicht ergriffen. Dies ist die europäische Lage. 

Und es ist auch die deutsche Lage. Die demokratischen Kleinbürger, die sich einbilden, Deutschland 

zu regieren, sind vollkommen unfähig, gegen die furchtbare Katastrophe anzukämpfen. Sie sind völ-

lig gelähmt, willens- und handlungsunfähig unter den drohenden Blicken des Großkapitals und der 

Finanzoligarchie. Wir müssen mit aller Schärfe, ohne Unterlaß betonen: nur diese willenlose, unbe-

dingte Kettung an die Bourgeoisie ist es, die sie lähmt. Die entscheidende Rettungsmaßregeln, sind 

n o c h  auf dem Boden der bürgerlichen Demokratie, und der bürgerlichen Eigentumsordnung zu b e -

g i n n e n! Die staatliche Kontrolle der Wirtschaft in allen ihren Teilen unter ausschlaggebender Be-

teiligung der Arbeiterschaft und der Angestellten, die Erfassung der Sachwerte, die Gesamtheit, wie 

jede einzelne der nächsten Maßregeln, die wir vorschlagen: sie alle bewegen sich noch [116] im Rah-

men der bürgerlichen Demokratie und des Privateigentums, sind von diesem Boden aus ins Werk zu 

sehen, sind noch nicht sozialistische, geschweige denn kommunistische Maßregeln. 

Wenn die bürgerlich-demokratische Republik und die in ihr ausschlaggebenden sozialdemokrati-

schen Parteien hier versagen, wenn sie das Schiff einfach weiter in den Abgrund treiben lassen, wenn 
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sie nichts weiter wissen als Bettelsuppen und Lappalien und allenfalls noch die blauen Bohnen gegen 

„Krawalle“, so wird die Trennung der breiten Massen von ihnen und ihr schließlicher Untergang 

unabwendbar. 

Wie international, so ist auch im deutschen Rahmen, die wachsende Zerklüftung in der deutschen 

Bourgeoisie selber ein Zeichen der Zeit. Das Verbot des leitenden Stinnesblattes, die unabgebrochene 

Krise in Bayern, sind Zeichen, die sprechen. 

* 

Koalitionspolitik oder Klassenkampf?*)  
Von P a u l  F r ö l i c h. 

(Einleitung zu einer Sammlung von Aufsäßen Rosa Luxemburgs.) 

Die Veröffentlichung dieser Aufsätze verfolgt nicht nur und nicht in erster Linie den Zweck, eine 

Dankesschuld der großen Meisterin und Märtyrerin des deutschen Proletariats gegenüber abzutragen 

durch den Versuch, ihre Gedanken in der deutschen Arbeiterschaft lebendig zu halten. Sie hat eine 

höhere, unmittelbare aktuelle Ausgabe. In der Zeit, wo sich die Unabhängige Sozialdemokratie trotz 

der bekannten verhängnisvollen Folgen dreijähriger Koalitionspolitik der SPD bereit erklärt, in eine 

bürgerliche Regierung einzutreten, zu diesem Zwecke ihr eigenes Programm zerreißt und die Verei-

nigung mit der Partei anbahnt, die sie seit Jahren als die Verräterin der Arbeiterklasse brandmarkt – 

in dieser Zeit ist der Nachweis wesentlich und wertvoll: die Führer der USP tappen nicht blind in ein 

Verhängnis hinein. Sie gehen bewußt einen Weg, der sie zwangsläufig von Verbrechen zu Verbre-

chen gegen das Proletariat führen muß. Sie gehen diesen Weg, obwohl sie seit Jahren und bis in die 

letzte Zeit hinein vor ihm gewarnt, obwohl sie nicht nur die handgreiflichsten Erfahrungen, die auf 

ihm zu sammeln sind, vor Augen hatten, sondern auch wußten, daß diese Erfahrungen nicht nur zu-

fällige, sondern notwendige sind. Denn die verantwortlichen Führer der USP haben von jeher und 

fast durchweg die Lehren anerkannt, die Rosa Luxemburg in den hier gesammelten Aussätzen so 

eindringlich, gründlich und mit der ihr eigenen Kraft des Beweises aus dem ersten Versuch mit der 

sozialistisch-bürgerlichen Koalitionspolitik zieht. 

Um so wertvoller sind diese Lehren, als die Situation, der sie entspringen, die Situation, in der der 

französische Sozialist Millerand Minister eines bürgerlichen Kabinetts wurde, der heutigen verblüf-

fend ähnlich ist. Das freilich unterscheidet das Jahr 1922 vom Jahre 1899, daß heute die Klassenge-

gensätze viel schärfer zugespitzt sind und jeder Fehler viel schlimmere Folgen haben muß, daß heute 

ein Verrat viel niederträchtiger ist, weil heute in einer stark revolutionär geladenen Zeit ganz andere 

Möglichkeiten für den Klassenkampf gegeben sind, als vor einem Vierteljahrhundert, daß also auch 

heute alle Lehren von damals eine viel tiefere Bedeutung haben. 

Wie die Ebert-Republik, so war die dritte französische Republik aus einer schweren militärischen 

Niederlage der Monarchie hervorgegangen. Wie jene hatte auch sie ihren Bourgeoischarakter nur 

wahren können durch die [117] Niederwerfung und Meuchelung des Proketariats. Auch die dritte 

Republik war, von Korruption zerfressen, in ihrem Bestande fortwährend durch monarchistische 

Treibereien bedroht. Ein Skandal jagte den andern, die Volksmassen auswühlend und durcheinander 

wirbelnd. In den Jahren 1886/87 trieb der General Boulanger die Republik an den Rand des Abgrunds. 

Er streckte die Hand nach der Militärdiktatur aus. Es gelang ihm, genau so wie heute den Nationalis-

ten, große Massen des Kleinbürgertums auf seine Seite zu bringen, die, in dieses Elend gestoßen, all 

ihre Hoffnungen auf Demokratie und Republik getäuscht sahen und entsetzt den Düften zu entrinnen 

strebten, die dem faulenden Morast kapitalistischer Politik entstiegen. Das Parlament war ein Mist-

beet, auf dem die Korruption üppig wucherte. Ein Anlauf zur Verstaatlichung der Eisenbahnen hatte 

als einziges Ergebnis eine ungeheuere Bereicherung der Eisenbahngesellschaften auf Kosten des 

Staats gebracht. Die Hände der Deputierten blieben dabei nicht sauber. Die Gesellschaft für den Bau 

des Panamakanals hatte in so schamloser Weise geplündert, daß eine Untersuchung eingeleitet wurde. 

 
*) Die Sammlung, von Aufsätzen Rosa Luxemburgs, die sie zur Frage des Ministerialismus schrieb, erscheint unter obi-

gem Titel soeben im Verlag Viva, Vereinigung Internationaler Verlagsanstalten, Berlin SW. 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 612 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

Sie kam nie zu Rande, weil die Richter stets gekauft wurden. Um sich vor dem Bankerott zu retten, 

forderte die Panama-Gesellschaft vom Parlament die Erlaubnis für eine Lotterieanleihe. Sie ver-

schaffte sie sich 1888 durch die Bestechung von Ministern und etwa 150 Deputierten. Die Direktoren 

der Panama-Gesellschaft waren glühende Boulangisten, die Bestochenen Bourgeois-Republikaner, 

Mitglieder der regierenden Partei. Von 1892 an machten die monarchistischen Boulanger-Leute Vor-

stöße gegen ihre verhaßten Gegner, indem sie Tropfen für Tropfen die Parlamentskorruption zu Tage 

brachten. Wieder wurden Untersuchungen eingeleitet und stets rechtzeitig unterdrückt. Ministerien 

purzelten und standen wieder auf. Das Jobbertum blieb immer obenauf in dieser „Republik ohne 

Republikaner“. 

Bald darauf begann der Sumpf am anderen Ende zu stinken. 1894 wurde der Generalstabshauptmann 

Dreyfus wegen Spionage zugunsten Deutschlands von einem Kriegsgericht verurteilt und nach der 

Teufelsinsel verbannt. Er büßte für einen anderen und war das Opfer eines Rattenkönigs von Mein-

eiden, falschen Gutachten und bewußten Rechtsbrüchen. Die Militärclique hatte in ihm den Angehö-

rigen des verhaßten jüdischen Börsenkapitals getroffen. Aber der Deckel hielt nicht dicht über 

Dreyfus’ Grabe. Der unermüdlichen Arbeit der Vertreter seiner Interessen gelang es, immer tiefer in 

das Dunkel der Schuftereien und Verruchtheiten hineinzuleuchten, die zu seiner Verurteilung geführt 

haben. Die Gegenpartei schritt zu neuen Verbrechen, um sich zu retten. Dadurch wühlte die Sache 

alle Gegensätze der bürgerlichen Klassen und zugleich ihre Fäulnis auf. Die Affäre Dreyfus war zur 

Affäre Frankreichs, des Militarismus und der Justiz. Als dann Zola in den Handel eingriff und im 

Namen der ewigen Gerechtigkeit für den Gefangenen auf der Teufelsinsel Partei nahm, wurde wirk-

lich ganz Frankreich zur Stellungnahme gezwungen und in zwei Parteien geteilt: Revisionisten und 

Antirevisionisten, Dreyfusards und Antidreysusards. 

Die sozialistischen Parteien Frankreichs hatten zunächst der Sache gegenüber gestanden „kühl bis 

ans Herz hinan“. Was ging sie der Krakeel im Lager der Bourgeoisie an. Man solle sie nicht stören 

bei dem Geschäft, sich selber und sich gegenseitig zu besudeln und die Eiterbeulen unter ihrer seide-

nen Wäsche aufzudecken. Und die Gerechtigkeit? Mit einem Male war die Gerechtigkeit die Sache 

des ganzen Frankreichs, weil es sich um ein Millionärssöhnchen handelte, weiß Gott, kein besonders 

hervorragendes Mitglied der Gesellschaf. Warum hatte man nicht aufgeschrien und Himmel und 

Hölle in Bewegung gesetzt, wie jetzt, damals als es sich um die Tausende der Kommunekämpfer 

handelte, die gestandrechtelt wurden und in der Deportation verfault waren? Damals hatte die Bour-

geoisie den Schrei der Gemarterten erstickt. Jetzt mochte sie allein um ihren Hauptmann kämpfen. 

Die „Affäre“ mit all ihrem Drum und Dran konnte nur ein neues Argument gegen die kapitalistische 

Gesellschaft und die mélinistische Reaktion bieten. Jaurès schrieb damals: 

„Bei all den Vorgängen der Affäre Dreyfus-Esterhazy, während der wechselnden Perioden von verschärften 

und abgedämpften Krisen haben [118] die Sozialisten als aufmerksame Chirurgen das Spiel der starken Kräfte 

verfolgt, die sich da einen Kampf lieferten. Als Feinde der Macht des kosmopolitischen Finanzkapitals, wie 

der militaristisch-klerikalen Macht weisen sie auf die inneren Kämpfe hin, die den ganzen sozialen Körper 

schütteln. Aber wir wenden unsere Augen voll Hoffnung auf die andere Macht, die große, die gute, die morgen 

die herrschende und allmächtige sein wird, die täglich zunimmt und wächst, auf die Macht der Arbeiter-

klasse.“*) 

Als dann aber Zola wegen seines „Ich klage an!“ angeklagt und das Opfer neuer Justizverbrechen 

geworden war, stürzte sich Jaurès in den Kampf, und zwar mit der ihm eigenen, an sich bewunde-

rungswürdigen Verve und Ausschließlichkeit. Er legte damit seine Gruppe fest. Die von Guesde und 

Vaillant geführten Gruppen hielten an ihrem Grundsatz fest: Ni l’uni – ni l’autre, weder für die Bör-

jenjobber noch für die Generäle und Jesuiten? 

Rosa Luxemburg hat damals beiden Richtungen den Vorwurf gemacht, daß sie es nicht verstanden, 

das Problem aller proletarischen Taktik zu lösen: den praktischen Tageskampf mit dem Endziel, dem 

Prinzip, organisch zu verbinden. Die um Guesde blieben passiv und erfüllten deshalb nicht das Gebot 

der Stunde, den Kampf gegen den Militarismus. Die um Jaurès segelten, ohne auf Distanz und ohne 

 
*) Charles Rappoport. Jean Jaurès, l’Homme, le Penseur, le Socialiste. Paris 1916. S. 38. 
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auf den Kurs zu achten, mitten in der Flottille der einen bürgerlichen Clique um der ewigen Wahrheit 

und Gerechtigkeit willen. Das Ergebnis war: Ausschaltung der alten sozialistischen Parteien aus der 

Politik und ihre Isolierung, Verkettung des Geschickes der anderen mit dem der Bourgeois-Republi-

kaner, Vertiefung der Parteispaltung. Und die fernere Folge des Ministerialismus, die Koalitionspo-

litik des Herrn Millerand, die Korrumpierung der Sozialistischen Partei und ihrer Politik, die Abwen-

dung proletarischer Massen von der Politik. 

Zum Verständnis der folgenden Artikel Rosa Luxemburgs wie der ganzen Situation dürften einige 

ganz kurze Bemerkungen über die einzelnen Gruppen des französischen Sozialismus nötig sein. Seit 

1879, nachdem die Kommuneniederlage überwunden war, bestanden in Frankreich zwei Parteien, die 

mit ihren Traditionen in die Kommunezeit zurückreichten: die Französische Arbeiterpartei (Parti Ou-

vrier Française). geführt von Jules Guesde mit marxistischen Grundsätzen, und die sozialistisch-re-

volutionäre Partei (Parti Socialiste-révolutionaire) mit blanquistischer Tradition unter Vaillants Füh-

rung. Die Blanquisten näherten sich in der Praxis immer mehr den Marxisten. Beide verschmolzen 

sich 1901 auf dem Kongreß zu Ivri zur Sozialistischen Partei Frankreichs (Parti Socialiste de France), 

nachdem ein Versuch der Einigung aller Gruppen im Jahre vorher wegen der Koalitionspolitik miß-

glückt war. 1882 trennten sich von den Guesdisten die sogenannten Possibilisten unter Brousse ab, 

(Possibilisten, die Partei, die das „Mögliche“ erreichen will). Sie verkamen langsam in simpler Ge-

meindepolitik. Von den Possibilisten spalteten sich dann 1890 die Allemanisten, die stark syndika-

listische Züge trugen. Dafür kam 1893 die linke Gruppe bürgerlicher Radikaler unter Führung von 

Jaurès zum Sozialismus. Sie nannten sich Unabhängige Sozialisten, zeigten eine starke parteibildende 

Kraft und wurden der Kern der 1900 gegründeten Französischen Sozialistischen Partei (Parti Socia-

liste Français). Guesde und Vaillant auf der einen, Jaurès auf der anderen waren die Führer in den 

großen Parteikämpfen jener Tage. Die Jaurèsisten waren 1899 durch die Ueberraschungsmanöver 

Millerands vollkommen an die Politik des Ministerialimus, die Koalitionspolitik, gekettet worden. 

Als Rosa Luxemburg ihre unerbittliche Kritik in den von uns hier wieder abgedruckten Artikeln geübt 

hatte, war Jaurès noch so vom Bewußtsein „wirklicher Macht“ in Gestalt eines Ministerpostens er-

füllt, daß er erklärte, seine Antwort müsse aufgeschoben werden. Der Eintritt eines Sozialisten in ein 

Ministerium bleibe „ein großes Ereignis, das [119] kein Verdammungsurteil aus der Geschichte“ aus-

merzen werde. 1909 war er so weit, drei neuen „sozialistischen“ Ministern, Briand, Millerand und 

Viviani, den Fluch nachzuschleudern, sie seien „Verräter, die sich zum Nutzen des Kapitalismus ge-

brauchen lassen“. Seine Grundauffassung von proletarischer Taktik hat er freilich nicht geändert. 

Unsere Leser, soweit sie nicht vom Glanze eines Ministerfracks geblendet sind, werden neue Beweise 

über das Katastrophale der Millerand-Politik nicht brauchen. Und um aus dem Einzelfall die allge-

meinen Schlüsse zu ziehen, brauchen sie bloß die Tatsachen, die Rosa Luxemburg anführt, mit den 

nackten Tatsachen von heute zusammenzustellen. 

Damals wie heute war die Parole, unter der die Koalitionspolitik geführt wurde, „Rettung der Repub-

lik“. Aber wenn damals keine wirkliche Gefahr für die „Republik“ bestand, so besteht sie heute eben-

sowenig. Unter den jetzigen internationalen Machtverhältnissen ist eine Monarchie in Deutschland 

unmöglich. Sie könnte keine Außenpolitik treiben, und sie würde von der Entente nicht geduldet. Um 

so größere Gefahr besteht für das Proletariat. Wenn an der Wiege der dritten französischen Republik 

der kleine Thiers, selbst Monarchist, den Monarchisten zurief: „Zügelt eure Ungeduld, die Macht fällt 

dem Weisesten zu. Wir walle eine Republik ohne Republikaner machen. Folgt meinem Beispiel, be-

mächtigt euch aller politisch wichtigen Stellen“, so läßt heute der große Stinnes seinen Stresemann 

sagen: „Wir sind zwar Monarchisten von Ueberzeugung, aber wir schützen die Republik gegen rechts 

und gegen links – also gegen linlks!“ Und diese Auch-Republikaner sichern sich unter der Koaliti-

onspolitik die Macht im Staate. Die Folgen für das Proletariat bleiben nicht aus. 

Wo ist denn die Sozialdemokratie hingekommen mit ihrer Koalitionspolitik? Immer schlimmer wird 

die Lage der Arbeiterklasse, immer schrecklicher ihre Aussichten. Nicht der Gang der wirtschaftli-

chen Dinge allein bewirkt das. Die kapitalistische Regierungspolitik, statt zu heilen schlägt der Ar-

beiterklasse stets neue Wunden. Und wenn die Sozialdemokratie durch ihren Scheidemann gelegent-

lich die Regierung und Verwaltung kritisiert, ist diese Kritik dann nicht dasselbe heuchlerische 
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Paradestück, das auch die Jaurèsisten damals ab und zu aufführten, um ihre Anhänger zu beruhigen 

und zu täuschen? Die Sozialdemokraten tragen die Verantwortung. 

Sie tragen die Verantwortung, und sie rechtfertigen auch genau, wie damals die Jaurèsisten, alle 

Schandtaten der Regierungsgewalt. Mehr noch, sie rechtfertigen nicht nur, sie handeln. Wenn damals 

vom sozialistischen Handelsminister der Mißbrauch von Soldaten zum Streikbruch geduldet wurde, 

so organisieren heute die Sozialdemokraten mit staatlichen Mitteln auf breitester Grundlage aus der 

Bourgeoisie die Streikbrechertrupps gemeinsam mit der Organisation C, die Technische Nothilfe. 

Wenn unter Millerand die Jaurèsisten den Antrag ablehnten, der von der Regierung die Zurückzie-

hung der Truppen aus dem Streikgebiet von Monceau forderte, was will das besagen dagegen, daß 

der Sozialdemokrat Severing im März 1921 auf einen Wink des Direktors der Mansfelder Kupfer-

werks eingestandenermaßen mit brutalem Raffinement die Arbeiter herausforderte, um ihnen durch 

einen Aderlaß die „wilden Streiks“ abzugewöhnen! Rosa Luxemburg schildert den zweideutigen 

Charakter der Millerandschen Sozialpolitik. Die heutige Sozialpolitik ist höchst eindeutig: Aufhe-

bung des Beamtenstreikrechts trotz der Verfassung, der Abbau des Achtstundentages, das Antistreik-

gesetz vulgo Schlichtungsordnung. Und die Krönung dieser Sozialpolitik, das Steuerkompromiß mit 

Herrn Stinnes, die Hundert-Milliarden-Last auf den Schultern der Arbeiter! Dieses Verbrechen nach 

all den schönen Tiraden von Sachwerterfassung und Sozialisierung! 

Aber die Sozialdemokraten behaupten stets, daß alles viel schlimmer sein würde, wenn sie nicht das 

Schlimmste im Ministerium verhinderten. Rosa Luxemburg hat nachgewiesen, daß gerade weil Mil-

lerand Minister war, die Regierung sozial so wenig zu leisten brauchte. Den Jaurèsisten war der Mund 

verbunden. Und heute? Gegen eine geschlossene Front der Arbeiterparteien, beseelt vom ernsten 

Kampfwillen, wäre heute seine kapitalistische Politik möglich. Die Sozialdemokratie in der Opposi-

tion würde die Hundert-Milliarden-Steuern verhindert haben. Ohne die Arbeits-[120]gemeinschafts-

politik stände heute der Achtstundentag wie ein rocher de bronce1 unantastbar! Durch die Koalitions-

politik wird die Arbeiterklasse geschwächt. 

Wie in der Sozialpolitik, so kann man die Parallele überall durchführen. Seinerzeit hatte Herr Mille-

rand die Schamlosigkeit, in seinem Blatt, der „Lanterne“, zu schreiben, der Besuch des Zaren in Paris 

sei das kostbarste Pfand der guten und herzlichen Beziehungen zwischen Frankreich und Rußland, 

und es werde dadurch gegenüber den nationalistischen Angriffen der Patriotismus des Ministeriums 

bewiesen. Heute müssen die Sozialdemokraten stets aufs Neue beweisen, daß die Koalitionsregierung 

kapitalistisch-nationale Politik treiben kann. Wie Herr Millerand seinen Kratzfuß vor dem Blutzaren 

machte, so erweist Herr Ebert seine Referenz vor dem Reichsgericht, dieser Inkarnation der Klassen-

justiz, just unmittelbar nach dem Skandal des Kappisten-Prozesses und angesichts der Blutjustiz ge-

gen revolutionäre Arbeiter. „Das ganze Recht!“ rief anfangs Jaurès, um schließlich der Amnestierung 

der Justizverbrecher zuzustimmen und den Arbeitern zuzurufen: „Beruhigt euch, hört endlich auf mit 

der langweiligen Dreyfus-Geschichte!“ Aber dazu brauchte er immerhin drei lange Jahre. Heute rief 

die ganze Koalitionsregierung: „Tod den Mördern! Nieder mit den Monarchisten! Der Feind steht 

rechts!“ Und vierzehn Tage später schon stimmen Sozialdemokraten und – Unabhängige einem tollen 

Ausnahmegesetz zu, von dem der Justizminister Radbruch mit eidesstattlicher Versicherung des 

Herrn Stresemann erklärt, es richte sich „auch“ gegen links. Schutz der Republik! hieß es, und die 

Koalitionsregierung fördert praktisch die Auflösung der Republik des deutschen Reiches durch ihre 

Politik Orgesch-Bayern gegenüber. 

Drei Jahre Koalitionspolitik haben wir in Deutschland erlebt. Ihre Bilanz zeigt kein Aktivum für die 

Arbeiterklasse, nur Passiva. Diese Bilanz ist der Bankerott. Und angesichts dieser Bilanz beschließt 

die Unabhängige Sozialdemokratie ihre Bereitschaft zum Eintritt in die Koalitionsregierung. 

* 

Die USP freilich wird sich auf den Beschluß des Internationalen Kongresses von 1900 in Paris beru-

fen, wonach der Eintritt eines Sozialisten in ein bürgerliches Ministerium als „vorübergehender und 

 
1 eherner Fels. KWF 
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ausnahmsweiser Notbehelf in einer Zwangslage“ zulässig sei. Aber jene Resolution war ein legitimes 

Kind Kautskys. Sie war eine Konzession an Jaurès, um eine einstimmige Annahme zu erwirken. Und 

die Unabhängigen können sich erst darauf berufen, nachdem sie ihr eigenes Parteiprogramm zerfetzt 

haben. 

Wie steht es aber mit der Notlage? Auch Jaurès verstand den Eintritt Millerands ins Ministerium nur 

als Notbehelf zu einem bestimmten Zwecke. Er war aber doch gezwungen, alle Konsequenzen aus 

dem Ministerialismus zu ziehen. Die Unabhängigen werden ebenfalls alle Konsequenzen ziehen müs-

sen bis zum bitteren Ende. Aber es ist nicht wahr, daß die Unabhängigen aus einer augenblicklichen 

Notlage heraus so handeln. Sie treiben in Wirklichkeit schon seit drei Jahren praktische Koalitions-

politik, ohne in der Regierung zu sein. Solange unterstützen sie schon die Koalitionsregierung und 

schützen sie in jeglicher Gefahr. Ihr Eintritt in die Regierung würde nur die letzte und ausdrückliche 

Bestätigung eines bestehenden Zustandes sein. Darum ist die USP auch faktisch verantwortlich für 

die ganze Koalitionspolitik. Sie ist mitschuldig. Müssen die unabhängigen Arbeiter nicht anerkennen, 

daß ihre Partei seit langer Zeit selbst in den zugespitztesten Situationen nur eine Scheinopposition 

getrieben hat? Wie lang müßte das Register werden, wenn wir auszählen wollten? Deshalb wollen 

wir nur auf das Wichtigste hinweisen. So wie praktisch die USP-Führer – wir erinnern an die Haltung 

der „Freiheit“ – in vielen Kämpfen, bei dem Streik der Berliner städtischen Arbeiter, beim Eisenbah-

nerstreik usw., durchaus die verräterische Arbeitsgemeinschaftspolitik der Gewerkschaftsführer ge-

fördert haben, so haben sie ganz bewußt den Kampf gegen das Steuerkompromiß sabotiert. Sie haben 

keinen Finger krumm gemacht, um zusammen mit den Kommunisten die Massen gegen den Steuer-

raubzug aufzuwühlen. Sie ließen die Handvoll Kommunisten im Reichstag unter Bruch der Ge-

schäftsordnung vergewaltigen, ohne sich zu rühren. Sie halfen mit, dafür zu sorgen, daß die Steuern 

ohne Geräusch, ohne Massen-[121]bewegung unter Dach und Fach kamen. Ihre Opposition war Spie-

gelfechterei, ein „Paradestück“. Der Beschluß der Parteileitung der SPD, der die Bereitschaft zum 

Eintritt in die Koalitionsregierung ausspricht, besagt nichts anderes, als daß diese Parteiführer in Zu-

kunft die Maske der Heuchelei abnehmen und diese Politik des Verrats offen und rückhaltlos treiben. 

Dabei wissen diese Führer ganz gut, was sie tun. Ja, sie tappen wirklich nicht blind in das Verhängnis 

hinein. Der entschiedenste Treiber zur Koalitionspolitik in der USP, der große Theoretiker K a u t -

s k y, hat seinerzeit der Kritik dieser Politik durch Rosa Luxemburg nicht nur zugestimmt, er hat die 

hier vorliegenden Aufsätze, soweit sie der „Neuen Zeit“ entnommen sind, nach eigenem Geständnis 

mit ihr vor der Abfassung durchgesprochen. Mehr noch: Kautsky hat sich in der Form noch viel 

schärfer gegen die Koalitionspolitik von Millerand und Jaurès ausgesprochen. Wir werden Zitat an 

Zitat reihen. Die Sprache ist deutlich genug. 

Zu einem Aufsatz von Jean Longuet („Neue Zeit“ 1901/02) machte Kautsky die Anmerkung, die 

Anwesenheit Millerands im Ministerium habe die Partei nicht nur desorganisiert, wie Longuet meine, 

sondern korrumpiert. Und dann heißt es weiter: 

„Jaurès ist der Träger des Systems Millerand, oder vielmehr er ist es, der aus dem lecken System 

eines Strebers ein System der Emanzipation des Proletariats gemacht, der in den Wahnsinn Methode 

gebracht hat ... Jaurès ist es, der den französischen Sozialismus in seine jetzige traurige Lage gebracht 

hat, er ist es, der große Verfechter der Einigkeit, der ihn durch seine Verteidigung Millerands spaltet 

und schwächt, der all das Große, das er für den Sozialismus gewirkt, nun wettmacht durch das Unheil, 

das er für ihn bringt.“ 

Armer Jaurès! Armer Kautsky! Aber weiter im Text. In einem Artikel „Republik und Sozialdemo-

kratie in Frankreich“ („Neue Zeit“ 1904/05, Bd. I) schreibt Kautsky: 

„Die Bourgeoisie ist heute so weit gekommen, daß sie sich der Säbelherrschaft nur erwehren kann 

durch Bewaffnung des Proletariats; die immer drohender heranrückende Herrschaft des Proletariats 

nur hinauszuschieben weiß durch die Herrschaft des Säbels. Beide Faktoren uneingeschränkt zu be-

herrschen, ist ihr nicht mehr gegeben. Aber da sie schließlich die Herrschaft der Offizierskaste doch 

lieber erträgt als die des Proletariats, weigert sie sich hartnäckig, das einzige Mittel zu ergreifen, das 

dem Säbelregime für immer ein Ende machen kann: die Volksbewaffnung.“ 
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„In jeder Republik spitzen sich die modernen Klassengegensätze schärfer zu als in der Monarchie, da 

sich in jener die Klassen unmittelbarer entgegentreten. Am schroffsten müssen sie sich aber in einer 

Republik mit monarchistischen Herrschaftsmitteln (Reichswehr, Orgesch, weiße Justiz usw. P. F.) 

äußern, da hier zur republikanischen Unvermitteltheit der Klassengegensätze noch ihre Verschärfung 

durch der Monarchie entsprechende Ungleichheiten und Unterdrückungen hinzukommt, was einen 

steten Drang nach politischen Umwälzungen erzeugt, der der reinen Demokratie fehlt.“ 

Die Opportunisten „gaben ihr radikales Programm den Massen gegenüber nicht auf, wußten aber 

seine Verleugnung in seine Vollendung umzureden. Durch die Macht der Rede Schwarz in Weiß 

verwandeln, ist eine Grundbedingung der politischen Existenz des Opportunismus ebenso wie der 

‚Kooperation der Klassen‘.“ 

„Dem reaktionären Prinzip wird die demokratische Etikette ausgeklebt (Gesetz zum Schutze der Re-

publik! P. F.), und die Demokratie hat über die Reaktion gesiegt! – Eine Methode, die sicher an 

Friedlichkeit und Sicherheit mit keiner anderen vergleichbar ist. Man kann nur noch Siege erfechten, 

wenn man bereit ist, jede Niederlage einen Sieg zu nennen.“ 

„Worauf beruht die Gefährdung der Republik? ... Es ist die Enttäuschung über die Republik, die als 

Erlöser aus der Not des arbeitenden Volkes begrüßt wurde. Nicht durch Konservierung der kapitalis-

tischen Republik und ihrer parlamentarischen Korruption, sondern nur durch ihre Umwandlung in 

eine wahrhaft soziale Republik ist jene Enttäuschung [122] zu bannen, und nur durch Selbstverwal-

tung und Volksbewaffnung ist sie gegen Staatsstreiche zu sichern.“ 

Je mehr die bürgerlichen Republikaner es versuchen, die Massen dadurch zu ködern, daß sie ihnen als einziges 

nächstes Ziel die Aufgabe stellen, im Verein mit der Bourgeoisie und durch Unterstützung ihres Regimes und 

ihrer Methoden, die Republik zu retten, um so mehr mußten die Sozialisten bei ihrer Propaganda den bürger-

lichen Zielen und Mitteln des Kampfes kritisch entgegentreten und nachweisen, wie wenig für das Proletariat 

dabei herauskommt; nachweisen, daß die proletarische Republik eine andere sei als die bürgerliche: daß die 

proletarischen Methoden, die Republik zu retten ..., grundverschieden seien von den bürgerlichen, und daß die 

Sozialdemokratie es weit von sich. weist, sich durch eine Allianz mit den bürgerlichen Republikanern zu Mit-

schuldigen an allem zu machen, was diese verbrechen und versäumen.“ 

Achtzehn Jahre sind verflossen, seitdem Kaul Kautsky diese Sätze schrieb, und seitdem ist ihr politi-

sches Gewicht hundertfach gestiegen. Kautsky aber ist gesunken, tief unter Jaurès, den er damals en 

canaille behandelte. Unter Jaurès! Denn dieser hat nie ein Fünkchen marxistischen Geistes in seinen 

Ideen gehabt. Er brauchte nichts zu verleugnen. Er täuschte sich, aber er betrog sich nicht selber. Und 

Jaurès führte seine Politik mit jenem und jener Ueberzeugungstreue, die versöhnen, selbst dann, wenn 

er irrt. Kautsky aber tritt seine Vergangenheit mit Füßen, er speit sich selber ins Gesicht. Es möchte 

angehen, wenn er sich begnügte, so nur gegen sein eigen Fleisch zu wüten. Er muß seine besudelten 

Finger nach Größerem ausstrecken. In diesen Aussätzen höhnt Rosa Luxemburg, daß Jaurès das Ue-

bergangsstadium zum Sozialismus in der Koalitionspolitik sah, und sie hatte dabei den Beifall Kaut-

skys. Und Kautsky heute? In seinem neuesten Machwerk „Die proletarische Revolution und ihr Pro-

gramm“ steht folgende Ungeheuerlichkeit auf Seite 196: 

„In seinem berühmten Artikel ‚Zur Kritik des sozialdemokratischen Parteiprogramms‘ sagt Marx: 

‚Zwischen der kapitalistischen und der kommunistischen Gesellschaft liegt die Periode, der revolutionären 

Umwandlung der einen in die andere. Dem entspricht auch eine politische Uebergangsperiode, deren Staat 

nichts anderes sein kann als die revolutionäre Diktatur des Proletariats.“ 

Diesen Satz können wir heute auf Grund der Erfahrungen der letzten Jahre für die Frage der Regierung dahin 

variieren, daß wir sagen: 

‚Zwischen der Zeit des rein bürgerlich und rein proletarisch regierten demokratischen Staates liegt eine Periode 

der Umwandlung des einen in den anderen. Dem entspricht auch eine politische Uebergangsperiode, deren 

Regierung in der Regel eine Form der Koalitionsregierung bilden wird.‘“ 

Das ist der Hüter des Grals, der Mann, der sich heute noch als der wahre Sachwalter von Marx aus-

zuspielen wagt, Karl Kautsky. Man schmeckt den Sätzen noch die Wollust des Renegaten an, mit der 
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er den Marxismus hier entmannt hat. Eine ekelhafte Perversität! Das freilich ist die Konsequenz: Wer 

sich auf die Bahn der Koalitionspolitik begibt, der hat mit Marx vorher schon gebrochen, und er muß 

ihn entehren. 

Warum aber treibt die Sozialdemokratische Partei, warum treiben Unabhängigen Koalitionspolitik 

mit den bürgerlichen Parteien? Diese Politik entspringt der gegenwärtigen Situation. Jetzt, nach dem 

Weltzusammenbruch, kann die Arbeiterklasse vor dem Versinken in schreckliche Not und Unfreiheit, 

vor Hunger und Massensterben nur gerettet werden, wenn es ihr gelingt, den Kapitalismus niederzu-

werfen. Der Fortschritt aller Kultur hängt ab von dem Siege des Proletariats. Wir oder sie! Nieder-

bruch des Proletariats und seiner Bewegung oder Sturz des Kapitals! So ist die Frage gestellt. Rettung 

und Sieg des Proletariats aber hängen ab von zähen, langwierigen, schweren Kämpfen. Und diese 

Kämpfe wollen Sozialdemokraten und Unabhängige nicht auf sich nehmen. Sie wollen Ruhe, sie 

spekulieren auf die automatische Entwicklung. Es geht ihnen wie den Deutschen Fortschrittlern, von 

denen Engels einst sagte: „Die um den Preis der Knechtschaft erkaufte Ruhe erschien ihnen wün-

schenswerter als selbst die bloße Aussicht des Kampfes um die Freiheit.“ Aber [123] dieses Auswei-

chen vor dem Kampfe schwächt die Arbeiterklasse und bringt zugleich über sie alle Folgen der 

schwersten Niederlage. 

Das ist der große Unterschied zwischen Jaurès und den heutigen Führern der Koalitionspolitik: Jaurès 

war im Grunde der bürgerliche Radikale geblieben, und er hielt seine Politik für durchaus selbstver-

ständlich. Die Ebert und Scheidemann und die Crispien und Levi aber betreiben ihre Koalitionspolitik 

nur aus Mangel an politischem Mut. Jaurès konnte den Kurs seiner Politik wenigstens bremsen, als 

ihm endlich die Augen aufgegangen waren. Für die jetzigen Führer der sozialdemokratischen Parteien 

aber gibt es kein Halten mehr, viel weniger ein Zurück auf die Bahn des Klassenkampfes. 

Die deutschen Arbeiter, die heute noch in diesen beiden Parteien, der USP und SPD organisiert sind, 

haben sich also zu entscheiden. Recht gut verstehen wir es, wenn sie in dem Wege, den die USP jetzt 

beschreitet und der sie unbedingt in die Arme der von ihr gehaßten und verketzerten Scheidemann 

und Noske führt, – wir verstehen es, wenn die Arbeiter darin den Weg zur Einheit zu sehen glauben. 

Die Einheit der Arbeiterklasse ist ein großes Ziel, die Voraussetzung für den endgültigen Sieg des 

Proletariats. Aber die Arbeiterschaft muß ernstlich prüfen, ob Rosa Luxemburg recht hatte, als sie in 

Jaurès, dem eifrigsten Verfechter des Einheitsgedankens in Frankreich, doch wegen seiner Koaliti-

onspolitik den schlimmsten Feind der proletarischen Einheit sah. Der Weg der Koalitionspolitik kann 

trotz allen äußeren Scheins nicht zur Einheit führen. Er führt zur Ohnmacht des Proletariats. Er ent-

nervt die Arbeitermassen. Er erzeugt Gleichgültigkeit und Verzweiflung im Proletariat. Er führt ins 

Verderben. Nur der Klassenkampf, die Ausnutzung der proletarischen Kräfte für die Aufgaben, die 

der Tag stellt, stärkt das Vertrauen des Proletariats in die eigene Macht. Er schweißt die Massen 

wirklich zusammen zu einer ehernen geschlossenen Front. Er allein sichert uns den Sieg. 

Vor diese Wahl ist die Arbeiterklasse gestellt: Will sie den Hilferding und Levi zusammen mit Ebert 

und Noske folgen in die Arme von Stinnes? Oder will sie den Weg gehen, den Rosa Luxemburg ihr 

gezeigt hat und den sie gegangen ist, ohne vor dem Tode zu erzittern? 

Die Arbeiterklasse hält in eigener Hand die Entscheidung über ihr Schicksal! Berlin, 15. August 1922. 

* 

Ede-Kautsky.  
Zu Kautskys Programmschrift. 

II. 

Urkautsky, Kautskys letzte Fassung und Bernstein-Stampfer. 

Wir haben hier an einigen charakteristischen Proben zu zeigen, wie der ursprüngliche Kautsky sich 

mit dem Kautsky letzter Fassung, abfindet, als der er in der Programmschrift erscheint. Die Aufgabe 

wird dadurch vereinfacht, daß Kautsky in letzter Fassung zusammenfällt mit den Bernstein und 

Stampfer in allen Fassungen. 
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Wir beschränken uns in diesem Kapitel auf die grundsätzlichen Teile des Görlitzer und des Erfurter 

Programms. Zunächst der Nachweis der grundsätzlichen Aenderung des Görlitzer gegenüber dem 

Erfurter Programm. 

Wir lassen den sozialdemokratischen Auslegern selber das Wort. Sie sprechen deutlich genug aus, 

worin die Aenderung besteht, sprechen sie doch damit ihren endgültigen Sieg über den „orthodoxen 

Marxismus“ in der Kautskyschen beschränkten Form aus. 

B e r n s t e i n*) überblickt mit Genugtuung die Grundsäulen des [124] Marxismus, die im Görlitzer 

Programm zu Fall gebracht worden sind – nach fünfundzwanzigjährigem Berennen durch Bernstein 

und seine Mitrevisionisten. Die wichtigsten Voraussetzungen des Sozialismus waren nach dem Er-

furter Programm „der Untergang des Kleinbetriebes; das Versinken der Mittelschichten – der Klein-

bürger und Bauern; das fortschreitende Anwachsen der Armee überschüssiger Arbeiter; das immer 

umfangreichere und verheerendere Auftreten der im Wesen der kapitalistischen Produktionsweise 

begründeten Wirtschaftskrisen und wachsende Unsicherheit der Existenzen, sowie die Zunahme des 

Elends, des Drucks, der Knechtung, der Erniedrigung, der Ausbeutung des Proletariats und der ver-

sinkenden Mittelschichten. 

Bernstein konstatiert: „die kleinbäuerlichen Betriebe sind nicht untergegangen“, sie haben „eine 

große Lebenskraft“ bewiesen. In Industrie und Gewerbe tritt zwar der Kleinbetrieb zurück und ver-

liert an Bedeutung gegenüber der Großunternehmung“, aber „nicht in dem Maße, wie der Wortlaut 

des Erfurter Programms es vermuten ließ.“ 

Für die Begründung des Sozialismus haben die Nachweise des Untergangs der Kleinbetriebe und der 

kapitalistischen Betriebskonzentration verschiedene Bedeutung. Die kapitalistische Konzentration, 

die Vergesellschaftung der Produktion in kapitalistischer Form ist die p o s i t i v e  wirtschaftliche Vo-

raussetzung der sozialistischen Vergesellschaftung. Der Untergang der Kleinbetriebe, ihr absoluter 

und relativer Rückgang (gegenüber dem Großbetrieb), zielte in erster Linie auf den Nachweis, daß 

die Kräfte des Proletariats die geschichtliche Tendenz haben, der absoluten Zahl nach, wie im zah-

lenmäßigen Verhältnis zur kapitalistischen Klasse und dem Kleinbürgertum zu wachsen. Zur Zeit der 

Abfassung des Erfurter Programms war der letztere Nachweis wichtig. Das Proletariat war in 

Deutschland noch nicht die ausschlaggebende Klasse. Heute berührt ein solcher Nachweis für 

Deutschland einfach komisch. Das Resultat liegt mit Händen greifbar vor. Die Arbeiterklasse ist die 

zahlenmäßig und wirtschaftlich ausschlaggebende Klasse geworden. Die theoretische Demonstration, 

daß ihm aus dem versinkenden Kleinbürgertum immer weitere Kräfte zuwachsen werden, sinkt an-

gesichts der praktischen Tatsachen zu etwas Nebensächlichem herab. Dagegen ist die grundlegende 

Tatsache eine rasende kapitalistische Konzentration, die einigen Dutzend Riesenkapitalisten die Ver-

fügung über die deutsche Wirtschaft in die Hand und dem Kapitalismus ein n e u e s  G e s i c h t  ge-

geben hat. Es galt, 31 Jahre nach dem Erfurter Programm, theoretisch und praktisch Akt zu nehmen 

von der Tatsache des monopolistischen Kapitalismus, der imperialistischen Phase. 

Als Bernstein 1897 mit verfehlten Statistiken den Kleinbetrieb vom Untergang zu retten unternahm, 

was war sein politischer Zweck? Der Nachweis einer Verlangsamung, einer Dämpfung der kapitalis-

tischen Entwicklung und darauf gegründet die Notwendigkeit des Abbrechens der revolutionären 

Spitzen des proletarischen Klassenkampfes und einer Annäherung an das Kleinbürgertum. Die Tat-

sachen haben Bernstein aufs Haupt geschlagen. Im Zeitraum von 1890 bis 1914 hat das monopolis-

tische Kapital in Deutschland, und nicht nur in Deutschland, nicht nur dem selbstarbeitenden Klein-

bürger, sondern den kleinen und mittleren Kapitalisten seiner unumschränkten Herrschaft unterwor-

fen. Wenn das Kleinbürgertum [125] in Deutschland noch lebt, so, abgesehen vom Kleinbauerntum, 

als ein wirtschaftlicher Faktor fünften, sechsten Ranges. 

Die entsprechenden Sätze des Erfurter Programms müßten heute also v e r s c h ä r f t  werden. Es müßte 

gezeigt werden, wie die historische Tendenz der Kapitalskonzentration zur a u s s c h l a g g e b e n d e n  

 
*) Das Görlitzer Programm der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands. Eingeleitet und gemeinverständlich erläutert 

von Eduard Bernstein. Berlin 1922, Verlag für Sozialwissenschaft G. m. b. H. 
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T a t s a c h e  geworden ist. Wie ferner dieser monopolistische Kapitalismus eine parasitische Existenz 

auf Kosten aller übrigen Gesellschaftsklassen führt, und wie er schließlich in einer Reihe der wich-

tigsten Länder eine Schranke der Entwicklung der Produktivkräfte geworden ist. 

Statt dessen stumpft Kautsky die entsprechenden Stellen des Erfurter Programms ab. Die ganze neu-

este Phase des a b s t e i g e n d e n  K a p i t a l i s m u s  hat in seiner Programmrevision keinen Platz. 

Das Görlitzer Programm nimmt in seiner Art Akt von dieser Entwicklung. In seiner Art: d. h. in der 

kleinbürgerlichen Art. Es sieht die „hochkapitalistische“ Entwicklung in ihrer Stärke, mit den Augen 

des Kleinbürgers und des kleinbürgerlichen Arbeiters, der das Riesenkapital ehrfürchtig anstaunt, 

nicht in seiner Schwäche, nicht in seinem bereits ausgebildeten Widerspruch zu den Lebensbedürf-

nissen der Gesellschaft, nicht in seiner wachsenden Unfähigkeit, schlecht oder recht einen regelmä-

ßigen Fortgang der Produktion aufrechtzuerhalten. 

Was Bernstein nicht sagt, sagt Stampfer in seiner Erläuterung*): 

„Es muß mit unerbittlicher Deutlichkeit ausgesprochen werden, daß sich die Erwartung, der Kapitalismus 

werde durch den Weltkrieg und seine Folgen zusammenbrechen, als ganz trügerisch erwiesen hat. D e r  K a -

p i t a l i s m u s  i s t  e i n s t w e i l e n  n u r  g e s t ä r k t, n i c h t  g e s c h w ä c h t  a u s  d e m  K r i e g e  h e r -

v o r g e g a n g e n. (Unterstrichen von Stampfer. A. Th.) Das war ein naturnotwendiger Vorgang. Denn (!) so-

lange sich nicht im Schoß der kapitalistischen Wirtschaftsordnung eine neue entwickelt hat, die bereit ist, jene 

abzulösen, ist der Zusammenbruch des Kapitalismus nur ein mechanischer Zerstörungs-, kein organischer 

Aufbauprozeß, Winter ohne Frühling, Tod ohne Auserstehung. Die Möglichkeiten einer sozialistischen Wirt-

schaft sind heute in den kapitalistischen Hauptländern – Amerika, England, Frankreich, aber auch Deutschland 

– noch nicht so weit entwickelt, daß der Zusammenbruch des Kapitalismus nur noch als Beseitigung eines 

Drucks werden könnte, wodurch neue segenspendende Kräfte frei wurden.“ 

Das Görlitzer Programm und mit ihm Kautsky in seiner letzten Gestalt verschließen die Augen vor 

den handgreiflichen Merkmalen, die den Kapitalismus in seiner imperialistischen Gestalt als die U n -

t e r g a n g s f o r m  des Kapitalismus kennzeichnen. Dieses Unvermögen, von vorwärts, vom Sozia-

lismus her, dem imperialistischen Kapitalismus das Horoskop zu stellen, ist die einfache Folge der 

Tatsache, daß die Sozialdemokratie zum Kapitalismus praktisch übergegangen ist, ihn zu retten ver-

sucht und daher m i t  s e i n e n  A u g e n  s i e h t. Keine historische Klasse kann aber ihren Untergang 

begreifen, es sei denn in der Form des Weltuntergangs, wie Spengler dies tut. Würde sie ihn g e -

s c h i c h t l i c h  begreifen, d. h. als Ausgangspunkt einer neuen und höheren Stufe des gesellschaftli-

chen Aufstiegs, so würde sie damit sich selber als Klasse aufgeben. (Etwas anderes ist es mit der 

Einsicht des einzelnen Angehörigen der bisher herrschen-[126]den Klasse, der eben dann genötigt 

ist, seine Klasse aufzugeben, sei es praktisch, sei es auch nur im Kopf.) Diese geschichtliche 

Starblindheit ist bei Kautsky schon eine Folge des bereits erfolgten Uebergangs zur Sozialdemokratie 

und zum Bürgertum. 

Im engsten Zusammenhang mit dieser bürgerlichen Auffassung vom Wesen und der geschichtlichen 

Perspektive des Kapitalismus steht die Auffassung von der Rolle der W i r t s c h a f t s k r i s e n. Es ist 

eine unausweichliche Folgerung der marxistischen Einsicht in den Grundcharakter des kapitalisti-

schen Systems als eines antagonistischen, in sich widerspruchsvollen (der Grundwiderspruch der ge-

sellschaftlichen Produktionsweise und der privaten Aneignungsweise, zwischen Produktionsweise 

und Austauschweise), daß dieser ihr objektiver Charakter am Ende zu ihrem Zusammenbruch, zu 

ihrer Unmöglichkeit führt. Ueber die besondere F o r m  dieser Endkrise konnte erst die wirtschaftli-

che Entwicklung selbst Aufschluß geben, ihr allgemeiner Inhalt müßte sein: die d a u e r n d e, anhal-

tende Störung des Produktionskreislaufs, letzten Endes der quantitative Rückgang der Produktion 

(verkümmerte Reproduktion). Natürlich genügt diese objektive Voraussetzung nicht, um die soziale 

Revolution zu verwirklichen. Hinzukommen muß der subjektive Faktor, „die Organisation und Klas-

senerkenntnis des Proletariats, das den aktiven Faktor der bevorstehenden Umwälzung bildet“. 

 
*) Das Görlitzer Programm, erläutert von Friedrich Stampfer. J. H. W. Dietz Nachfolger, Buchhandlung „Vorwärts“. 

Berlin 1922, S. 17. 
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Es ist klar, daß für die bürgerliche Auffassung diese Rolle der Krisen nicht existieren kann. Zu leug-

nen sind sie nicht. Aber sie können für diese Auffassung immer nur vorübergehende „Störungen“ des 

periodischen Produktionskreislaufs sein, die g r u n d s ä t z l i c h  immer wieder überwunden werden 

müssen. 

Das sprechen denn die sozialdemokratischen Erläuterer des Görlitzer Programms mehr oder weniger 

deutlich aus. Sie werfen die „Krisentheorie“ resolut über Bord. An ihrer Spitze Bernstein, der in sei-

nen „Voraussetzungen des Sozialismus“ den ersten allgemeinen Angriff im sozialdemokratischen 

Lager gegen sie entfesselt hatte. 

Bernstein sagt darüber in seiner Erläuterungsschrift: 

„Während man noch in den achtziger Jahren des 19. Jahrhunderts hatte meinen dürfen, daß in der Tat die 

Krisen immer häufiger auftreten und immer schwerer die Wirtschaftsverhältnisse bedrücken, daß der Kreis-

lauf, den Wirtschaft zwischen Prosperität – Fieberkonjunktur – Krise – Stagnation – Erholung – neue Prospe-

rität zurückschlage, sich einer Spirale gleich immer mehr verengere, und daß die Perioden der Krise und Stag-

nation immer längere, die der Erholung und Prosperität immer kürzere Zeit andauern würden – während also 

das Erfurter Programm nur aussprach, was allgemein in der Sozialdemokratie geglaubt wurde, gestaltete sich 

von den neunziger Jahren ab das Bild umgekehrt: die Perioden der Erholung und Prosperität dehnten sich aus 

und die der Krise und Stagnation nahmen an Intensität ab und wurden schneller überwunden. Auch der die 

Krisen betreffende Satz im Programm entsprach somit nicht mehr der Wirklichkeit und die aus ihm abgeleitete 

Folgerung, daß die kapitalistische Produktion einem großen wirtschaftlichen Zusammenbruch entgegengehe, 

mußte in eine unbestimmte Ferne verlegt werden.“*) 

Noch akzentuierter spricht Stampfer denselben Gedanken aus, wenn er sagt: 

„Wir haben Katastrophen erlebt von nie erträumtem Ausmaß, aber die K a t a s t r o p h e n t h e o r i e, die den 

Zusammenbruch des Kapitalis-[127]mus und den gleichzeitigen strahlenden Aufstieg des Sozialismus verkün-

dete, hat ihre Hoffnungen zu Grabe tragen müssen. Damit ist nicht gesagt, daß für die Zukunft wirtschaftliche 

Krisen und Zusammenbrüche größten Stils nicht zu erwarten wären, im Gegenteil, die wahnsinnige Wirt-

schaftspolitik der Sieger treibt ja z u  ihnen. Aber das werden immer nur Zusammenbräche i n n e r h a l b  der 

Kapitalisierung bleiben, es wird kein Zusammenbruch des Kapitalismus selber sein.“ 

Als dritter Zeuge möge Paul Kampffmeyer**) auftreten: 

„Das Erfurter Programm sprach von der immer stärker werdenden Wucht der Wirtschaftskrisen und stellte 

ziemlich unverhüllt ein katastrophales Auseinandersprengen der kapitalistischen Produktionsverhältnisse, der 

Eigentumsverhältnisse durch die sich gewaltsam ausdehnenden Produktivkräfte in eine nicht zu ferne Aus-

sicht.“ 

Die Quittung für die stürmische, nur von kurzen Krisen unterbrochene Ausdehnungsperiode des 

Weltkapitalismus war der Weltkrieg von 19141-918, ökonomisch gesehen eine Wirtschaftskrise 

größten Ausmaßes. Ihr folgte nach kurzem Aufschwung die bis heute andauernde chronische Welt-

krise, die sich augenscheinlich von allen bisherigen Krisen in ihrem ökonomischen Wesen unter-

scheidet. Ihre hervorstechendsten Merkmale sind: weite kapitalistische Gebiete, in denen die Repro-

duktion sich verengert, tiefgehende Zerrüttung der Zirkulation und der Zirkulationsmittel, ungeheure 

Passivität der öffentlichen Finanzen, absolute, physische Verelendung von Dutzenden von Millionen 

Arbeitern. 

Die bestimmte Form der Krise, in der der kapitalistische Zusammenbruch sich ausdrückt, ist nicht 

mehr ein Gegenstand der theoretischen Spekulation, sondern eine fürchterliche praktische Tatsache. 

Wie ist es möglich, daß angesichts dieser praktischen Tatsache die Stampfer, Bernstein, Kampff-

meyer und mit ihnen Kautsky mit solcher Zuversicht die theoretische Vorausnahme dieser Tatsache 

glatt leugnen können? Wie ist es zu erklären, daß ein Stampfer (in Uebereinstimmung mit dem 

„Geist“ des Görlitzer Programms) apodiktisch behaupten kann, daß nur vorübergehende und teilweise 

 
*) Bernstein, l. c, S. 18. 
**) Der Geist des neuen sozialdemokratischen Programms. Von Paul Kampffmeyer. Erweiterter Sonderdruck aus Jahrbü-

cher für Nationalökonomie und Statistik. Bd. 118. (Dritte Folge Bd. 83.) Jena. Gustav Fischer, 1922, S. 9. 
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Zusammenbrüche innerhalb des Kapitalismus m ö g l i c h  sind? (Beweise werden von keinem von 

ihnen versucht, denn in dem Hinweis auf die imperialistische Sturm- und Drangperiode 1890-1914 

wird niemand eine Widerlegung des besonderen Charakters der Krise von 1914 bis heute erblicken.) 

Es gibt dafür nur eine, aber zwingende Erklärung: der tatsächliche Uebergang auf die Seite der Bour-

geoisie, z w i n g t  sie, die M ö g l i c h k e i t  eines allgemeinen ökonomischen Zusammenbruchs des 

kapitalistischen Systems zu leugnen, zwingt sie, die bestehende Krise a priori nur als Zwischenfall 

zu betrachten, zwingt sie, an die Wiederkehr der „normalen“ Funktion des Systems zu g l a u b e n. Sie 

bedürfen dieses theoretischen Glaubens, um praktisch sich an der Rettung des Systems zu beteiligen. 

Und es ergibt sich die erstaunliche Tatsache, daß die Bernstein, Stampfer, Kampffmeyer, Kautsky, 

die dem Umfang und der Tiefenwirkung nach bisher größte Krise der kapitalistischen Wirtschaft nur 

als eine beiläufige Erscheinung streifen, die die „Theorie“ von der zugrunde liegenden Harmonie des 

kapitalistischen Systems nicht stört. 

[128] Der „Krisentheorie“ stürzt die „Verelendungstheorie“ in den Abgrund nach. 

Bernstein entdeckt im Jahre des Heils 1922 in Deutschland: 

„Neben L o h n v e r b e s s e r u n g e n, die jeweilig nur mäßig erscheinen, aber summiert eine wesentliche Er-

höhung gegen die früheren Löhne ausmachen, haben die Gewerkschaften bedeutsame Verkürzungen der Ar-

beitszeit erwirkt und auch durch Organisation der Arbeitsvermittlung die Rechtstellung und das Selbstbewußt-

sein der Arbeiter gehoben. Heute ist man geneigt, das auf diesem Gebiet Erreichte als etwas Selbstverständli-

ches gering einzuschätzen. Aber wer da weiß, wie es früher in diesen Dingen stand und den heutigen Stand 

mit dem früheren vergleicht, der muß sich auch sagen, daß ein bedeutender Fortschritt erzielt worden ist.“*) 

Kampffmeyer**) seinerseits unterstreicht: 

„Es (das Görlitzer Programm) läßt ferner die aus dem Erfurter Programm zwar nicht wörtlich, aber dem Sinne 

nach sprechende Verelendungstheorie fallen. Der Satz, daß die monopolistisch-kapitalistische Umwandlung 

für das Proletariat nur die versinkenden Mittelschichten ‚wachsende Zunahme der Unsicherheit ihrer Existenz, 

des Drucks, der Knechtung, der Erniedrigung, der Ausbeutung‘ bedeutet, fand im Görlitzer Programm keine 

Aufnahme.“ 

Abgesehen von ihrer theoretischen Bedeutung als Beweise für die Notwendigkeit der Unterstützung 

des Kapitalismus, haben diese Stellen noch die praktische Bedeutung, daß sie den veränderten Klas-

sencharakter der Sozialdemokratie bezeichnen. Wer ist der Arbeiter, dem man versichert, daß die 

„Verelendungstheorie“ überholt ist, daß er sich schrittweise aus dem physischen Elend emporarbeitet, 

daß der Kampf für den Sozialismus „nicht aus dem Kampfe gegen das nackte Elend, sondern aus dem 

Kampf für Freiheit und Macht hervorgehen“ wird? 

Eine nähere Beschreibung liefert Kautsky. Kautsky sagt in seinem Programmbuch (Seite 86/87): 

„Das Proletariat ist ja in seinem Wesen nicht ganz einheitlich. Wir haben bereits gesehen, daß es in zwei 

Schichten zerfällt: die einen sind durch besondere ökonomische Verhältnisse oder durch die Gesetzgebung so 

begünstigt, daß sie starke Organisationen bilden und durch sie ihre Interessen ausgiebig wahren können: sie 

bilden den aufsteigenden Teil des Proletariats, seine Aristokratie, die den herabdrückenden Tendenzen des 

Kapitalismus erfolgreich Widerstand zu leisten weiß, mitunter so sehr, daß der Kampf gegen die Kapitalisten 

für sie nicht mehr ein Kampf gegen das Elend, sondern ein Kampf um die Macht ist. 

Neben diesen wohldisziplinierten, geschulten, kampffähigen Truppen steht aber das große Heer derjenigen, 

die unter so ungünstige Verhältnisse versetzt sind, daß sie noch nicht vermochten, sich zu organisieren und die 

niederdrückenden Tendenzen des Kapitalismus zu überwinden. Sie bleiben im Elend und versinken vielfach 

immer tiefer in seinem Sumpf. 

Die proletarische Revolution rüttelt auch diese Schichten auf, verleiht ihnen Mut und Kampffähigkeit. Und 

sie, die bisher apathisch dahinvegetierten, werden jetzt zu denjenigen, die stürmisch vorwärts drängen. Für sie 

ist der Klassenkampf ein Kampf gegen das Elend. Der vom Elend Bedrängte kann aber nicht warten, er braucht 

aufs dringendste sofortige Hilfe. Er fügte sich, solange er sich ohnmächtig fühlte. Ist er im Besitz der Macht, 

 
*) Bernstein, l. c. S. 26, 27. 
**) Kampffmeyer, l. c. S. 9. 
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dann will er sofort allem Leid, aller Unterdrückung ein Ende machen. Unwissend, ohne Ahnung der ökonomi-

schen ehernen Gesetze, glaubt er mit Gewalt alles durchsetzen zu können. Dank seiner Unwissenheit und Un-

erfahrenheit wird er in seinem heißen Drange nach [129] Wohlfahrt und Freiheit eine leichte Beute aller De-

magogen, die aus Berechnung oder Leichtfertigkeit ihm die glänzendsten Versprechungen vorgaukeln und 

zum Kampfe gegen die geschulten, altorganisierten Elemente führen, die gewohnt sind, sicherzugehen und 

sich in jedem Moment nur solche Ausgaben zu stellen, zu deren Lösung ihre Fähigkeit und Kräfte ausreichen 

und die bereits über genügende Erfahrungen verfügen, um zu wissen, daß die Probleme, um die es sich handelt, 

nicht so einfacher Natur sind, wie sie dem Fernstehenden erscheinen.“ 

Diese letzteren Elemente sind es nach Kautsky, die die Revolution vorwärts treiben wollen. Ihre 

Kämpfe gegen die Bourgeoisie während der Revolution „waren gleichzeitig auch Kämpfe der Un-

wissenheit gegen ökonomische Einsicht“. (Seite 88.) An einer anderen Stelle schreibt Kautsky: 

„In der proletarischen Revolution ist das ganze Proletariat von der bürgerlichen Führung befreit, wird 

der Kampf der Radikalsten gegen die Gemäßigteren zu einem Kampfe der unwissenden, unerfahre-

nen, unorganisierten, also der rückständigsten Teile des Proletariats gegen die geschulten, erfahrenen, 

organisierten, die höchst entwickelten proletarischen Schichten.“ 

Das heißt, die Arbeiterschicht, auf die die Sozialdemokratie sich stützt, ist ausgesprochenermaßen die 

Arbeiteraristokratie, die von Kautsky mit allen Tugenden ausgestattet wird, während die breiten, tie-

fen Schichten der Arbeiterklasse von ihnen für unfähig erklärt werden, anders als unter Führung, im 

Rahmen, innerhalb der Grenzen dieser Arbeiteraristokratie zu kämpfen. Das ist die Vollendung einer 

Linie, die bereits vor dem Kriege vom Opportunismus und von Kautsky insbesondere eingeschlagen 

worden war. Man erinnert sich, wie nach 1910 in den Debatten über den Massenstreik und über den 

preußischen Wahlrechtskampf Kautsky und die Seinen die Kluft zwischen der organisierten Vorder-

schicht des Proletariats und der unorganisierten Mehrheit der Arbeiterklasse nicht tief genug ausrei-

ßen konnten. Jetzt wird die Arbeiteraristokratie zum auserwählten Träger der Revolution gestempelt. 

Die Revolution versteht sich innerhalb der Grenzen der bürgerlichen Demokratie, der Gewaltlosigkeit 

und des ungestörten Fortgangs der kapitalistischen Produktion. Es ist außerordentlich wertvoll, daß 

der Opportunismus in der Gestalt Kautskys das mit aller Deutlichkeit heute ausspricht. Diese Arbei-

teraristokratie, d. h. die verspießbürgerte konservative Minderheit innerhalb der Arbeiterklasse, das ist 

neben dem Kleinbürgertum die soziale Grundlage der Sozialdemokratie von heute, ihres Programms, 

ihrer Taktik, ihrer Politik. Dabei leistet Kautsky noch das sophistische Manöver, diese Arbeiteraris-

tokratie gleichzusetzen mit der organisierten Arbeiterschaft überhaupt, während die handgreiflichen 

Tatsachen beweisen, daß diese Arbeiteraristokratie unter dem Druck des Kapitalismus in einer Reihe 

der wichtigsten Länder (Deutschland, Frankreich, Italien) bereits nur ein mehr oder weniger großer 

Bruchteil selbst der organisierten Arbeiterschaft geworden ist. Es ist jene verbürgerlichte Schicht der 

Arbeiterklasse, die zuerst als Resultat des Weltmarktmonopols Englands sich in diesem Lande her-

ausgebildet hat (das bürgerliche Proletariat, von dem Engels in einem Briefe an Marx vom 7. Oktober 

1858 spricht). Diese verbürgerlichte Arbeiterschicht hat sich fast in allen Ländern herausgebildet, sie 

ist die soziale Grundlage der Parteien der Zweiten Internationale überhaupt. Darauf hat bereits Lenin 

in seiner Schrift über den Imperialismus mit aller Deutlichkeit hingewiesen. Er schreibt: 

[130] „Freilich, daß die Kapitalisten eines gewissen Industriezweigs oder eines einzigen Landes die hohen 

Monopolprofite herausschlagen, bekommen sie wirtschaftlich die Möglichkeit, gewissen Schichten der Arbei-

ter und vorübergehend selbst deren bedeutende Minorität für sich zu gewinnen und sie auf die Seite der Bour-

geoisie des betreffenden Industriezweiges oder der betreffenden Nation gegen alle übrigen hinüberzuziehen. 

Diese Tendenz wird verstärkt durch den scharfen Antagonismus, der zwischen den imperialistischen Völkern 

wegen der Aufteilung der Welt herrscht. So entsteht ein Zusammenhang zwischen Imperialismus und Oppor-

tunismus, eine Erscheinung, die am frühesten und deutlichsten in England zum Vorschein getreten ist, weil 

dort gewisse imperialistische Elemente der Entwicklung früher als in anderen Ländern auftraten.“ (N. Lenin, 

„Der Imperialismus als jüngste Etappe des Kapitalismus“, Verlag der Kommunistischen Internationale, Ham-

burg 1921, S. 111.) 

Freilich ist dafür gesorgt, daß diese Arbeiteraristokratie immer mehr zusammenschmilzt und immer 

mehr auf das Niveau der übrigen Arbeiterklasse herabgedrückt wird. Das prägt sich besonders deutlich 

aus in dem besonderen Schicksal der deutschen Sozialdemokratie und der deutschen Gewerkschaften. 
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Neben der deutschen Sozialdemokratie bildet sich in Deutschland eine an Stärke unaufhaltsam zu-

nehmende Kommunistische Partei heraus, und innerhalb der Gewerkschaften verliert die opportunis-

tisch-konservative Schicht der Arbeiteraristokratie zusehends an Boden. Das trifft natürlich beson-

ders in den Ländern zu, die unter der Einwirkung der Kriegsfolgen immer mehr der Zerrüttung ihres 

Wirtschaftsapparates anheim fallen. Die Entwicklung der letzten Jahre bestätigt vollkommen die 

Prognose, die Lenin bereits im Jahre 1917 stellte, wenn er sagte: 

„Der Opportunismus kann jetzt nicht mehr als vollkommener Sieger für eine lange Reihe von Jahrzehnten aus 

der Arbeiterbewegung irgend eines Landes hervorgehen, wie er in der zweiten Hälfte des neunzehnten Jahr-

hunderts in England siegreich hervorgegangen ist, sondern in einer Reihe von Ländern ist der Opportunismus 

reif, überreif und faul geworden dadurch, daß er als Sozialchauvinismus mit der bürgerlichen Politik ver-

schmolz.“ (Lenin, l. c., S. 111.) 

Das Görlitzer Programm ist in der Tat nichts anderes als der Versuch, die Bewegung der breiten, 

tiefen Arbeitermasse innerhalb der Grenzen festzuhalten, die diese Arbeiteraristokratie sich selber 

zieht. Diese Grenzen fallen zusammen mit den Grenzen des Kleinbürgertums. Diesen ganz bestimm-

ten Sinn hat es, wenn im Görlitzer Programm die Sozialdemokratie sich nicht mehr als die politische 

Partei der Arbeiterklasse bezeichnet, sondern „als die Partei des arbeitenden Volkes in Stadt und 

Land“, die „die Zusammenfassung aller körperlich und geistig Schaffenden, die auf den Ertrag eige-

ner Arbeit angewiesen sind zu gemeinsamen Erkenntnissen und Zielen zur Kampfgemeinschaft für 

Demokratie und Sozialismus erstrebt“. 

Das Besondere an dieser Bestimmung ist nicht die Zusammenfassung der Arbeiterklasse und des 

Kleinbürgertums überhaupt, sondern der Umstand, daß die politischen Ziele der sozialdemokrati-

schen Parteien nicht mehr bestimmt sind durch die Interessen der breiten, tiefen proletarischen Mas-

sen, sondern durch die des Kleinbürgertums, und zwar des konservativen Kleinbürgertums. Die Ar-

beiteraristokratie, die verkleinbürgerlichte Arbeiterschaft wird politisch dem Kleinbürgertum unter-

geordnet. Ihre Ziele und Grundsätze passen sich denen des Kleinbürgertums an. 

Die Erläuterer des Görlitzer Programms sprechen diese grundsätzliche Umwandlung mehr oder we-

niger deutlich aus. Z. B. Bernstein. Er betont, daß das Görlitzer Programm „mit allem Bedacht“ [131] 

die Sozialdemokratie nicht mehr als die Bewegung der Arbeiterklasse hinstellt. Dabei entdeckt er, 

daß die Angestellten nicht mehr eine proletarische Schicht sind, sondern daß sie im vollen Sinne des 

Wortes eine Klasse darstellen. (Bernstein, S. 16/17.) 

Stampfer erläutert: 

„Der Direktor einer Aktiengesellschaft z. B., der Anteile, an dem von ihm geleiteten Unternehmen besitzt, ist 

ein soziales Doppelwesen: Kapitalist und Arbeiter zugleich. Er ist Kapitalist als Mitbezieher der erzielten Di-

videndengewinne, er ist Arbeiter als geistiger Leiter des Unternehmens. Und so, mag ihm seine soziale Dop-

pelnatur mitunter selber zum Bewußtsein kommen. Wenn seinem Dividendenanteil durch Arbeiterforderungen 

Minderung droht, wird er sehr antisozial fühlen. Wenn aber sein Unternehmen von einem stärkeren Kontra-

henten totgedrückt, oder er selber von der Gesellschaft, die mit den Dividenden unzufrieden ist, davongejagt 

wird, dann wird er gelegentlich auch starke antikapitalistische Anwandlungen bekommen. In dem Augenblick, 

in dem er wieder zu den körperlich und geistig Schafsenden gehört, die auf den Ertrag der eigenen Arbeit 

angewiesen sind, dürfte dann sein inneres Verhältnis zur politischen und gewerkschaftlichen Arbeiterbewe-

gung erst recht eine grundstürzende Wandlung erfahren. Damit ist schon ausgesprochen, daß die Sozialdemo-

kratie den Arbeiter nicht im engsten Sinne, sondern im weitesten und höchsten Sinne des Wortes als ihr zuge-

hörig betrachtet. Arbeiter in diesem Sinne ist dann selbstverständlich auch der Angestellte, aber ebenso auch 

der Beamte.“ (S. 7/8) 

Kampffmeyer erläutert: 

„Der Kampf der Leidenden, Gedrückten, Ausgebeuteten umfaßt mehr als die Angehörigen einer Klasse. Indem 

der demokratische Sozialismus alle diese Elemente zusammenfaßt, macht er sich zum Anwalt aller Notleiden-

den.“ (S. 22) 

Wir wiederholen: das Bezeichnende an der heutigen Sozialdemokratie ist nicht die Zusammenfassung 

der Proletarier, Halbproletarier und Kleinbürger, sondern ihre Zusammenfassung unter der Führung 

nicht der proletarischen, sondern der kleinbürgerlichen Ideologie. Nicht unter dem Gesichtswinkel der 
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gemeinsamen revolutionären Interessen, sondern unter dem Gesichtswinkel der gemeinsamen kon-

servativen, ja reaktionären Interessen und Illusionen. Auch die Kommunistische Partei ist sich bewußt, 

daß in der Phase des niedergehenden Kapitalismus die Arbeiterklasse sich mit den Schichten des 

städtischen und ländlichen Halbproletariats und den gedrücktesten Schichten des Kleinbürgertums zu-

sammenfassen muß. Aber der Kommunismus proklamiert die führende Rolle der Arbeiterklasse. 

Diese kleinbürgerlich gewordene Sozialdemokratie ist keine völlig neue Erscheinung. Sie tritt bereits 

zu Beginn der revolutionären Arbeiterbewegung auf. Die heutige kleinbürgerliche Sozialdemokratie 

reproduziert auf einer höheren Stufe der Entwicklung alle charakteristischen Merkmale dieses uran-

fänglichen kleinbürgerlichen Sozialismus. Bereits das „Kommunistische Manifest“ charakterisiert 

das Wesen dieses kleinbürgerlichen Sozialismus und sondert ihn scharf ab vom proletarischen Kom-

munismus. Das „Kommunistische Manifest“ sagt über ihn: 

„Seinem positiven Gehalte nach will jedoch dieser Sozialismus entweder die alten Produktions- und Verkehrs-

mittel wiederherstellen, und mit ihnen die alten Eigentumsverhältnisse und die alte Gesellschaft, oder er will 

die moderne Produktion und Verkehrsmittel in den Rahmen der alten Eigentumsverhältnisse, die von ihnen 

gesprengt wurden, gesprengt werden mußten, gewaltsam wieder einsperren. In beiden Fällen ist er reaktionär 

und utopistisch zugleich.“ (K. M., 7. Auflage, Vorwärts 1908, S. 40) [132] 

Das „Kommunistische Manifest“ führt zuvor noch die glänzende Analyse der kapitalistischen Wider-

sprüche durch diesen kleinbürgerlichen Sozialismus an (vor allem Sismondi). In dieser Beziehung 

wie in jeder anderen steht der kleinbürgerliche Sozialismus des zwanzigsten Jahrhunderts tief unter 

dem der ersten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts. Eine weitere Charakteristik dieses kleinbürger-

lichen Sozialismus in Frankreich während der 48er Revolution findet sich im „Achtzehnten Brum-

aire“ von Marx. Marx sagt von der damaligen französischen Sozialdemokratie und ihrem Programm: 

„Den sozialen Forderungen des Proletariats war die revolutionäre Pointe abgebrochen und eine demokratische 

Wendung gegeben, den demokratischen Ansprüche des Kleinbürgertums die bloß politische Form abgestreift 

und ihre sozialistische Pointe herausgekehrt. So entstand die Sozialdemokratie, die neue Montagne. Das Er-

gebnis dieser Kombination enthielt, einige Figuranten aus der Arbeiterklasse und einige sozialistische Sektie-

rer abgerechnet, dieselben Elemente, wie die alte Montagne, nur numerisch stärker. Aber im Laufe der Ent-

wicklung hatte sie sich verändert mit der Klasse, die sie vertrat. Der eigentümliche Charakter der Sozialdemo-

kratie faßt sich darin zusammen, daß demokratisch-republikanische Institutionen als Mittel verlangt werden, 

nicht um zwei Extreme, Kapital und Lohnarbeit, beide aufzuheben, sondern um ihren Gegensatz abzuschwä-

chen und in Harmonie zu verwandeln. Wie verschiedene Maßregeln zur Erreichung dieses Zweckes vorge-

schlagen werden mögen, wie sehr er mit mehr oder minder revolutionären Vorstellungen sich verbrämen mag, 

der Inhalt bleibt derselbe. Dieser Inhalt ist die Umänderung der Gesellschaft auf demokratischem Wege, aber 

eine Umänderung innerhalb der Grenzen des Kleinbürgertums.“ („Der achtzehnte Brumaire des Louis Bona-

parte“ von Karl Marx, 4. Auslage, Hamburg 1907, S. 36.) 

Diese Charakteristik sitzt der heutigen Sozialdemokratie, ihrem Görlitzer Programm und dem zu ihm 

zurückgekehrten Kautsky wie auf den Leib gegossen. (Fortsetzung folgt.) 

* 

Die Geldentwertung.  
Von E. L u d w i g. 

I. 

Ein witziger Börsenjournalist schrieb in der zweiten Augusthälfte, als der Dollarkurs bei seinem ers-

ten Vormarsch auf 2000 die Etappe 1500 erreicht hatte, daß die Mark bald auf die Assignaten kom-

men werde – dieses durch) alle Geschichtsbücher geschleifte Schreckensbeispiel revolutionärer 

„Mißwirtschaft“ aus den stürmischen Jugendtagen der Bourgeoisie. Die Prophezeiung des Herrn war 

zu seiner Ueberraschung innerhalb 24 Stunden erfüllt: die Mark hat den seit 125 Jahren gehaltenen 

Rekord der Assignaten, die bis zu ⅓ Prozent ihres Nennwertes gesunken sind, gebrochen, sie ist bei 

einem Dollarpreis von 2400–2600 auf unter ⅕ Prozent entwertet worden. 

Die Assignaten hatten gewiß eines vor der Papiermark voraus: die bessere Deckung. Sie hatten zur 

Grundlage die enteigneten Kirchen- und Emigrantengüter, die Sachwerterfassung, mit der die die 
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politische Bühne betretende Bourgeoisie den Staatsbankerott des feudalen Staates zum Vorteil der 

eigenen Kasse durchgeführt hat. Die Papiermark ist ohne Deckung: die Deckungsvorschriften des 

Reichsbank-[133]gesetzes sind längst selbst zu einem Fetzen Papier geworden*), und die Ueberarbeit 

der Notenpresse dient nicht zur Durchführung, sondern zur Hinauszögerung der Sachwerterfassung. 

Der Markzusammenbruch, die sprunghafte Preissteigerung der ausländischen Zahlungsmittel, ausge-

drückt in Mark, die sich in wildesten Kursschwankungen und Börsenspekulationen durchsetzt, ist mit 

der Wucht einer Naturkatastrophe über den deutschen Nachkriegskapitalismus und seine kleinbür-

gerlichen Repräsentanten in der Regierung hereingebrochen. Die sozialdemokratisch-pazifistische 

Erfüllungspolitik zerbricht unter dem Druck des Marksturzes, zusammen mit den Finanzen der Ebert-

Republik. Und während die Regierungs- und Gewerkschaftsinstanzen vergeblich nach Hausmitteln 

suchen, um aus dem Zusammenbruch herauszukommen, ohne die „erworbenen Rechte“ des Kapitals 

zu verletzen, geht das Kapital daran, diese erworbenen Rechte zu sichern und zu erweitern vermittels 

eben derselben Markentwertung. 

Diese, der Gradmesser des kapitalistischen Zerfalls in Deutschland, wird für die Kapitalistenklasse 

zum wirksamen Mittel, sich den Folgen des Zerfalls zu entziehen, sie in ihrer vollen Schwere auf das 

Proletariat und die proletarisierten Mittelschichten abzuwälzen. 

II. 

Der Fall der Mark auf einen kleinen Bruchteil ihres Goldwertes ist nicht die U r s a c h e  der Gestal-

tung, die der Kapitalismus in Deutschland seit 3½ Jahren angenommen hat. Er ist selbst erst Folge 

der Bedingungen, unter denen der deutsche Kapitalismus heute funktionieren muß, um dann aus ei-

nem Resultat dieser Existenzbedingungen selbst in eine solche umzuschlagen. 

Zwei sich gegenseitig beeinflussende Reihen von Ursachen der Markentwertung laufen nebeneinan-

der: die der Senkung des ä u ß e r e n  Markwertes, der Geltung der Mark auf dem Weltmarkt, und die 

der Senkung des i n n e r e n  Markwertes, der Geltung der Mark auf dem Inlandsmarkt. 

Jene erste Ursachenreihe ist im wesentlichen bestimmt durch die wachsende ä u ß e r e  Verschuldung 

Deutschlands, von der die Reparationsschuld nur ein Teil ist. Es ist das d a u e r n d e  Ueberwiegen 

der Zahlungsverpflichtungen über die an das deutsche Kapital zu leistenden Zahlungen, was die Geld-

entwertung hervorruft. Statt einer aktiven Zahlungsbilanz, wie vor 1914, hat Deutschland nur noch 

eine passive Handelsbilanz, die die Verschuldung seiner kapitalistischen Wirtschaft bisher um mo-

natlich 4-5 Milliarden, im Juli um zehn Milliarden Papiermark vergrößert hat. Statt nach Helfferichs 

Traum seinen Feinden seine Kriegsausgaben aufzuerlegen, ist Deutschland gezwungen, die Welt-

kriegsschulden in den Reparationsleistungen zu zahlen. In letzter Linie ist aber die äußere Markent-

wertung dem Verlust der machtpolitischen Stellung Deutschlands im Konkurrenzkampf der imperi-

alistischen Mächte geschuldet. Die Entwertung der Mark ist der Ausdruck für den Wegfall der selb-

ständigen imperialistischen Existenzmöglichkeit des deutschen Kapitalismus. 

[134] Damit unterscheidet sich der Fall des deutschen Währungszusammenbruchs von früheren Fäl-

len der Geldentwertung in anderen Ländern. War auch hier, wie heute in Deutschland, in der passiven 

Zahlungsbilanz der Anstoß für das Disagio des Papiers gegenüber dem Gold gegeben, so war doch 

diese Passivität selbst verursacht durch die Entwicklungstendenzen des sich in diesen Ländern ent-

faltenden Kapitalismus selbst. Ihre Ueberwindung lag in der Entwicklung der kapitalistischen Pro-

duktivkräfte selbst begründet und wurde daher, wenn auch meist mit schmerzlichen Operationen für 

die Masse der Bevölkerung, im Interesse des beteiligten Finanzkapitals durchgesetzt (z. B. Argenti-

nien)**). Den deutschen Kapitalismus dagegen hat der Verlust seiner imperialistischen Machtstellung 

auf dem Höhepunkt seiner Entfaltung getroffen. Ihm mangeln daher die immanenten Tendenzen, die 

 
*) Das „Berl. Tageblatt“ propagiert den Gedanken der inneren Goldanleihe, bei der die Goldmilliarde, der Reichsbank zur 

Deckung des Goldbonds dienen soll. Es würde bei Verwirklichung dieses Planes der Haufen der Papiergeldmilliarden in 

der Luft schweben und die seltsamen bürgerliche Theorien von dem Eigenwert der staatlich bedruckten Papiergeldzettel 

ihren höchsten, aber auch letzten Triumph seiern. 
**) Vgl. hierzu M. I. Bonn: „Die Stabilisierung der Mark.“ Berlin 1922. 
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die Passivität seiner Zahlungsbilanz überwinden könnten; und schon darum stoßen die Versuche, die 

deutsche Währung mit den in früheren Fällen angewandten Mitteln zu sanieren, in Deutschland von 

vornherein auf kaum überwindbare Schwierigkeiten. Sie würden, wenn sie glücken sollen, in letzter 

Linie die Wiederherstellung des deutschen Imperialismus zum Resultat haben; sie sind darum für die 

übrigen imperialistischen Räuber unanwendbar. – 

Die zweite Ursachenreihe, die den Markwert auf dem i n n e r e n  M a r k t  senkt, ist in den von Marx 

im ersten Band des Kapitals, S. 91 f., entwickelten Gesetzen über das Verhältnis des Papiergeldum-

laufs zur Goldzirkulation aufgezeigt. Wenn nach diesen Gesetzen zur Vermeidung einer Unterwer-

tung des Papiergeldes dessen Ausgabe „auf das Maß zu beschränken ist, worin das von ihm symbo-

lisch dargestellte Gold wirklich zirkuliert“, so ist seit und mit der Einführung des Zwangskurses für 

die deutschen Noten dieses Maß längst überschritten. Heute sind „alle Zirkulationskanäle zum vollen 

Grad ihrer Geldabsorptionstätigkeit mit Papier gefüllt“. Diese Ueberflutung mit Papier ist ja das ein-

zige Mittel, mit dem die Regierung noch die Wirtschaftskatastrophe hinauszuzögern hofft. Aber 

dadurch hat sie nur selbst das Verhältnis gestört, das zwischen Gold und Papier bestehen muß, wenn 

eine Papierentwertung nicht eintreten soll. 

Beide Ursachenreihen wirken auf einander ein. Dauernd findet eine Angliederung des äußeren und 

inneren Markwertes statt. Aber das Nebeneinander beider Ursachen erklärt gleichzeitig die dauernde 

Abweichung des inneren Markwertes von dem äußeren, die Tatsache, daß die Markbewertung im 

Inland nicht alle Schwankungen ihrer Bewertung im Ausland sofort mitmacht und umgekehrt; das 

also in der Regel eine Spannung zwischen beiden Bewertungen, und zwar bis heute zugunsten des 

Inlandwertes, vorhanden ist. 

III. 

Diese Spannung ist das Geheimnis der Valutakonjunktur in Deutschland. So lange es möglich ist, daß 

mit einer einen halben Pfennig am Dollar gemessenen Mark eine 2½ Pfennig im Inland geltende Mark 

gekauft werden kann, so lange kann die deutsche Industrie die Weltmarktpreise unterbieten, so lange 

florieren Ausverkauf, Ueberfremdung, Valuta- und Aktienspekulation. 

Ein Beispiel dafür ist gerade der letzte Marksturz vom Juli und August. Hatten infolge der verhält-

nismäßigen Stabilität des Markkurses während, der Genuakonferenz ein großer Teil, der deutschen 

Industrieprodukte, so Eisen und Textilien, den Weltmarktpreis erreicht, so hat nach dem Markfall der 

letzten acht Wochen allein beim Eisenpreis trotz seiner gewaltigen Erhöhung sich jene Spannung zum 

Weltmarktpreis wieder bis zu 45 Prozent gesteigert. Aehnliches [135] gilt für andere Industriezweige. 

Und so kann der amtliche Wirtschaftsbericht des „Reichsarbeitsblatts“ (Nr. 15 vom 13. August, S. 

434 ff.) die allgemeine Lage im Juli dahin charakterisieren: 

„Das Fieberhafte des deutschen Wirtschaftslebens, das sich seit Monaten zeigt, trat im Juli noch auffallender 

als bisher in Erscheinung, da ein Marksturz eintrat, wie er zuvor noch nicht erfolgt war.“ 

Und er fügt über die Aussichten dieser fieberhaften Anspannung sofort hinzu: 

„Die sichere Aussicht eines schneller wie bisher erfolgenden Ausgleiches des Unterschiedes, der zunächst 

zwischen der Entwertung der Mark im Ausland und im Inland besteht, durch starke Preissteigerung auf dem 

Inlandmarkt zwang zur Erteilung neuer, möglichst kurzfristiger Aufträge, um den kommenden Teuerungszu-

schlägen, soweit wie irgend angängig, zu entgehen.“ 

In der Tat: die Grenzen der deutschen Zerfallskonjunktur sind in der stets zu erneuernden und stets 

auszugleichenden Spannung zwischen Auslands- und Inlandswert der Mark gegeben. Dieselben Ur-

sachen, die diesen Unterschied erzeugen, sehen die allmählich mehr und mehr überwiegenden Ten-

denzen zu seiner Aufhebung. Ist die deutsche Valutakonjunktur einerseits an den Prozeß der dauern-

den Markentwertung gebunden, so ist andererseits die Wiederaufnahme der Produktion auch nur auf 

gleicher Stufenleiter wie bisher, also selbst die e i n f a c h e  R e p r o d u k t i o n  gebunden an die Rea-

lisierung zumindest eines Goldwertes in Höhe des vorgeschossenen Geldkapitals von der Realisie-

rung des Durchschnittsprofits ganz abgesehen. Nicht nur wird jede Kalkulation dem Kapitalisten un-

möglich, die Reproduktion muß ins Stocken geraten, wenn im Laufe des Produktionsprozesses der 
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Geldwert so stark sinkt, daß trotz aller vorher berechneten Risikoprämien der in Mark ausgedrückte 

und realisierte Erlös geringer geworden ist, verglichen mit dem Ausgangskapital. 

Solche Fälle sind nach Zeitungsberichten in der vor allem auf ausländische Rohstoffe angewiesenen 

Textilindustrie eingetreten. Hier hat die Dollarhausse eine derartige Steigerung für die Auslagen an 

zirkulierendem Kapital bewirkt – ein Kilo Rohbaumwolle ist von 80-90 M. Anfang dieses Jahres auf 

250 M. am 12. Juli in Bremen gestiegen –, daß der Erlös aus dem letzten Kapitalumschlag oft nicht 

ausreicht, um neue Rohstoffe in gleicher Menge, wie bisher zu beschaffen. 

„Der Münchener Handelskammerbericht weist darauf hin, daß Grossisten und Fabrikanten, welche für das 

dritte Vierteljahr 1922 und darüber hinaus verkauft haben, ungefähr die Hälfte des Geldes hereinbekommen, 

das sie zur Bezahlung der Rohstoffe bezw. der Menge, die sie verkauft haben, benötigen. Für die Bezahlung 

der gesamten Menge wird Bankkredit gegen hohen Zins in Anspruch genommen werden müssen.“ („Reichs-

arbeitsblatt“ a. a. O., S. 438.) 

So trägt die Konjunktur in der Textilindustrie, die mit dem neuen Markfall überall wieder eingesetzt 

hat, in ihren Ursachen ihren Todeskeim. Das gleiche gilt von den übrigen deutschen Industriezwei-

gen, die heute, mehr denn je, auf den Stoffwechsel mit dem Weltmarkt angewiesen sind. Dasselbe 

Mittel, das dem deutschen Kapital den Weltmarkt öffnet, der Markzusammenbruch, muß schließlich 

zu einer gewaltigen Wirtschaftskrise innerhalb des deutschen Wirtschaftszerfalls führen. Die Mark-

entwertung verwirklicht zwar das Schwundgeld Silvio Gsells, aber der Geldschwund muß schließlich 

Produktions- und Betriebsstockungen auslösen, wie sie in den letzten Tagen mit Stillegungen in der 

Lederindustrie schon begonnen haben. 

[136] Vorläufig äußert sich dieses Dilemma, in dem der deutsche Kapitalismus funktioniert, vor allem 

in zwei Erscheinungen: in der Kreditnot und der Markflucht und der damit verbundenen Entnationa-

lisierung des deutschen Kapitals, welche selbst wieder zu weiteren Ursachen der Markentwertung 

werden. 

IV. 

Kreditnot bei wachsender Inflation, bei einem Notenumlauf von über 200 Milliarden scheint ein Wi-

derspruch in sich zu sein. Wie aber das Kreditbedürfnis unmittelbar aus eben jener Inflation und 

Geldentwertung erwächst, zeigt der oben zitierte Bericht der Münchener Handelskammer, der nur 

e i n  Aufschrei aus der tiefen Not der ganzen deutschen Industrie ist. 

Je tiefer die Mark sinkt, je größer also der Notenumlauf wird, um so größer werden die Bedürfnisse 

der Unternehmer nach paraten Betriebsmitteln, um so größer wird die Nachfrage nach Kredit, um so 

höher steigt der Zinsfuß, um so dringender wird bei der eben durch die Markschwankungen hervor-

gerufenen allgemeinen Unsicherheit der Lage schließlich die Kreditnot. 

So fügt sich zu den übrigen Konjunktursymptomen und Krisenvorzeichen in Deutschland noch das 

Symptom des steigenden Zinsfußes und der Diskonterhöhung. Während der englische Bankdiskont 

– ein Zeichen der fortdauernden Krise in England – auf 3 Prozent ermäßigt ist, hat die Reichsbank 

ihren Diskont am 28. August auf 7 Prozent erhöht, nachdem sie erst 14 Tage vorher den seit 1914 

geltenden Satz von 5 Prozent verlassen hatte. 

Diese Kreditnot, der die Reichsbank einerseits abwehrend durch die Diskonterhöhung, andererseits 

nachgebend durch Ausgabe von nicht weniger als 10 Milliarden neuer Papiergeldzeichen während 

der zweiten Augustdekade zu begegnen hofft, äußert sich in der auffallenden Zunahme von Handels-

wechseln. Diese Handelswechsel, als Grundlage der Notendeckung von der Reichsbank nach Kriegs-

ende ersehnt, werden ihr jetzt zur Plage. Ihr Bestand bei der Reichsbank ist nach dem Bericht des 

Reichsbankpräsidenten im Zentralausschuß der Reichsbank vom 23. Juni bis 23. Juli um 2,8 Milliar-

den Mark, vom 23. Juli bis 23. August um 9,7 Milliarden Mark gestiegen. 

Gleichzeitig damit ist im engsten Zusammenhang mit dieser Kreditnot der Privaten der Kredit des 

Reiches bei ihnen mehr und mehr gesunken. Parallel mit dem Wachsen des Umlaufs an Handels-

wechseln geht der Rückfluß der Schatzwechsel des Reiches, der Reichsschatzanweisungen, in die 

Kassen der Reichsbank. In dem zitierten Bericht des Reichsbankpräsidenten heißt es: 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 628 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

„Die schwebende Schuld des Reiches beträgt zurzeit im ganzen 316,2 Milliarden Mark. Davon wurden von 

der Reichsbank 293,6 Milliarden Mark übernommen; am 23. August befanden sich 224,5 Milliarden Mark 

Reichsschatzanweisungen im Besitze der Reichsbank. Die Zunahme der sehwebenden Schuld des Reiches 

belief sich in der Zeit vom 23. Juni bis 3. Juli auf 11,7 Milliarden Mark. 23. Juli bis 23. August auf 13,9 

Milliarden Mark. Die Bestände der Reichsbank an Reichsschatzanweisungen dagegen nahmen zu in der Zeit 

vom 23. Juni bis 23. Juli um 28,4 Milliarden Mark, 23. Juli bis 23. August um 28,5 Milliarden M.“ 

Die Industriellen konkurrieren mit dem Reich um den Kredit bei der Reichsbank, wobei das Reich 

der unterliegende Teil ist: einmal, indem es höhere Zinsen als bisher zahlen muß und weiter trotzdem 

weniger Schatzwechsel in Verkehr bringen kann. 

[137] Die Geldentwertung, die bei einem Umrechnungsfuß von 1 : 200 die fundierte Schuld des Rei-

ches von rund 100 Milliarden auf eine halbe Milliarde Goldmark reduziert, macht die Anlegung von 

Geld in den sich mit der Mark entwertenden Schatzanweisungen immer mehr unmöglich*). 

Aber auch der Handelswechsel ist, wenn er auch augenblicklicher Kreditnot steuert, gegen diese Ent-

wertung um so weniger, gefeit, je länger seine Laufzeit. Daher ist neben die Nachfrage nach inländi-

schem Kredit mehr und mehr die Nachfrage nach ausländischen Zahlungsmitteln: die Flucht vor der 

Mark. 

V. 

Der Geldschwund ruft aus den Bedürfnissen der Zirkulation und der Reproduktion spontan das Be-

dürfnis nach einem wertbeständigen Geld hervor. Dessen Vertreter auf dem Weltmarkt ist der Dollar. 

Im Dollar mißt sich die Mark. Es wird aus dem Wertmesser zum Rechengeld für deutsch-ausländi-

sche Geschäfte, vom Rechengeld zum Zirkulations- und Zahlungsmittel zwischen Deutschland und 

dem Weltmarkt und schließlich Zirkulations- und Zahlungsmittel unter den Industriellen und Groß-

händlern im Inland selbst. Dieser Prozeß vollendet sich während der gegenwärtigen Markkatastrophe. 

Auf der Leipziger Herbstmesse, die infolge der heftigen Devisenschwankungen schlecht verläuft, 

haben nach einem Bericht des „Berliner Lokal-Anzeigers“ die deutschen Einkäufer gegen das Ver-

langen der Verkäufer, die Käufe in ausländische Valuta zu bezahlen, demonstriert. Ein Zeichen dafür, 

daß der Dollar und neben ihm der Schweizer Frank als Zahlungsmittel auf dem innerdeutschen Markt 

vordringt. 

Die Flucht zu einer wertbeständigen Valuta ist im Rahmen der Zirkulation in der Tat die einzige 

Möglichkeit für die Kapitalisten, im Zeitalter der fortdauernden Markentwertung, sich vor Verlusten 

zu schützen, ja überhaupt ihren Profit in Geld zu realisieren. Diese Markflucht aber, die die Kapi-

talzirkulation und -reproduktion sichern soll, gibt in ihrem Resultat dem deutschen Kapitalismus in 

seinen entscheidenden Produktionszweigen mehr und mehr ein anderes Gepräge. Sie entnationalisiert 

das deutsche Kapital. 

Der deutsche Textilindustrielle, der zum Einkauf von Baumwolle ausländische Devisen braucht, ver-

schafft sie sich durch den Verkauf seiner Produkte – zunächst ins Ausland – und jetzt auch nach dem 

Leipziger Beispiel im Inland – gegen Dollar-, Pfund- oder Frankenzahlung. Der Erlös bleibt als Geld 

in Holland und der Schweiz, wird durch Beteiligung des deutschen Unternehmers an „neutralen“ 

Bank- und Holdingunternehmungen – ein Verfahren, das sich auch aus Steuergründen für die Herr-

schaften empfiehlt – in holländisches und schweizerisches Geld umgetauft und kehrt zu neuer Kapi-

talfunktion nach Deutschland, aber eben als fremdes Geld, zurück. Versippt mit fremdem Kapital 

hilft so das vor der Mark fliehende deutsche Kapital die Entnationalisierung der deutschen Produkti-

onsmittel durch die „Ueberfremdung“ mit vollziehen, für die die Geldentwertung Anstoß und Durch-

führungsmittel ist. Nicht nur wird durch den Marksturz der Inlandmarkt mehr und mehr verödet zu-

gunsten der zahlungsfähigen Dollar- und Frankennachfrage; das in Deutschland fungierende produk-

tive [138] Kapital wird mehr und mehr zum Anhängsel internationaler finanzkapitalistischer Interes-

sen. Nicht nur die in Deutschland produzierten Waren strömen ins Ausland ab; ein immer wachsender 

 
*) Von den übrigen für den Staatshaushalt verheerenden Folgen der Geldentwertung (Erhöhung der Reparationsleistungen, 

aller übrigen Ausgaben, Rückgang der Steuereinnahmen, namentlich der von den Kapitalisten gezahlten) soll hier abge-

sehen werden. 
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Teil des in Deutschland produzierten Mehrwerts wird nicht mehr in Deutschland, sondern von jenen 

in der Schweiz, in Holland, in Schweden sitzenden Finanzgruppen angeeignet, was wiederum die 

deutsche Zahlungsbilanz verschlechtert und damit auf den Markwert drückt. 

Die Krönung dieser Versippung des deutschen Kapitals mit dem fremden ist der deutsch-französische 

Erz-Montantrust unter der Führung Poincaré-Stinnes. Es ist die offene Desertion des deutschen 

Schwerkapitals unter die französischen Bajonette, die Eroberung des Weltmarkts nicht mehr durch 

das versagende Mittel der deutschen Valutakonkurrenz, sondern durch die Macht des imperialisti-

schen Frankreich. 

VI. 

Die Jagd nach dem Dollar, Pfund und Frank in ihrer Naturalform, die Verdrängung der Papiermark 

auch aus ihrer Funktion als innerdeutsches Zirkulations- und Zahlungsmittel führt schließlich in im-

mer beschleunigterem Tempo zur Ausgleichung jener Spanne zwischen Inlands- und Auslandswert 

der Mark, die die Existenzbedingung der deutschen Valutakonjunktur ist. Die sich stets vollziehende 

und stets wieder auszuhebende Ausgleichung äußert sich durch das „Fieberhafte des deutschen Wirt-

schaftslebens“, von dem das Reichsarbeitsblatt spricht. 

Der deutsche Kapitalismus löst dieses Problem der stets sich wieder aufhebenden Ausgleichung durch 

Fortsetzung der Markentwertung unter Abwälzung ihres Risikos auf die proletarisierten Mittelschich-

ten und auf das Proletariat. 

Die Bezahlung der Großunternehmer und Großhändler in Dollar oder Pfund auch auf dem deutschen 

Markt ist der Ruin aller kapitalschwachen oder nichtkapitalistischen Unternehmer, Händler und De-

taillisten, die sich die fremden Zahlungsmittel – anders als die Schwer- und Finanzkapitalisten, die 

Herren und Nutznießer der Devisenspekulation – nur an der Börse verschaffen können. Sie zahlen 

die Profite der Großen aus der Markspekulation, um schließlich deren Opfer zu werden. Die Leipziger 

Demonstration der deutschen Einkäufer spricht eine deutliche Sprache. Sie kommen beim Wettlauf 

nicht mit! Die Geldentwertung, die das deutsche Kapital entnationalisiert, wird zu einem der Hebel 

der Kapitalzentralisierung in Deutschland. 

Mit noch größerer Wucht trifft der Marksturz die gegen Lohn und Gehalt Arbeitenden, von den Ren-

ten- und Pensionsempfängern, diesen in krassester Armut Verendenden, zu schweigen. Die Ersetzung 

der Markzirkulation durch wertbeständiges Geld macht nämlich an einem Punkte halt: bei der Lohn-

zahlung, bei der Auslage der Kapitalistenklasse an variablem Kapital. 

Die deutsche Währung wird, wie der technische Ausdruck lautet, zur „gebrochenen“ Währung. Die 

ausländischen Bestandteile des in Deutschland funktionierenden Kapitals sollen danach in ausländi-

scher Valuta, die inländischen in Mark bezahlt werden. Da nun auch die inländischen Bestandteile des 

fixen und zirkulierenden Kapitals schon mehr und mehr in Auslandswährung bezahlt werden, wie 

Leipzig beweist, so tritt die Brechung ein beim variablen Kapitalteil. Nur noch die Löhne und Gehälter 

werden in der ständig sich entwertenden Mark gezahlt. 

[139] Das konstante Kapital vergrößert sich im Verhältnis zum variablen. Aber diese durch die Geld-

entwertung hervorgerufene Aenderung in den Wertbeziehungen zwischen c und v ist nicht identisch 

mit einer höheren organischen Zusammensetzung des deutschen Kapitals, mit einer wachsenden Ent-

faltung der gesellschaftlichen Produktivkräfte auf kapitalistischer Grundlage. Es fehlt ihr das ent-

scheidende Kennzeichen für diese Entfaltung: die mit dieser Wertänderung zusammengehende Ver-

größerung und technische Verbesserung des Sachkapitals, der Maschinerie und Rohstoffe, die von 

einer im Verhältnis zu diesem Wachstum immer mehr abnehmenden Menge lebendiger Arbeit in 

Bewegung gesetzt werden. Im Gegenteil: der sachliche Bestandteil des deutschen Kapitals vergrößert 

sich kaum, weder seiner technischen Größe noch seinem (in Goldmark ausgedrückten) Werte nach. 

Dagegen wächst die von jener Maschinerie angewandte lebendige Arbeit mehr und mehr: die indust-

rielle Reservearmee ist von der Valutakonjunktur fast ganz aufgesaugt worden. Das variable Kapital 

ermäßigt sich nicht durch die Ueberflüssigmachung bisher beschäftigter Arbeiter, durch bessere Ma-

schinen, sondern allein durch die Geldentwertung. 
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Das variable Kapital verringert sich im Verhältnis zum konstanten dadurch, daß die Geldentwertung 

den Lohn dauernd mehr und mehr unter den Wert der Arbeitskraft senkt. 

Die Formel c wachsend zu v, die im aufsteigenden Kapitalismus die Entfaltung der gesellschaftlichen 

Produktivkräfte und damit die Höherorganisierung des Kapitals ausdrückt, erhält im deutschen Nach-

kriegskapitalismus einen ganz anderen ökonomischen Inhalt. 

Kuczynski zeigt diese Aenderung auf, wenn er in seiner „Finanzpolitischen Korrespondenz“ Nr. 26 

sagt: 

„Die Löhne, die Gehälter aber sind bei uns, im Verhältnis zu den Verkaufspreisen so gering, daß ein Ersatz für 

menschliche Kräfte durch arbeitssparende Maschinen (c wachsend zu v vor dem Kriege E. L.) zumeist unrati-

onell wäre und man überhaupt der Zahl der beschäftigten Arbeiter keine besondere Bedeutung beilegt.“ 

Diese Feststellung des bürgerlichen Statistikers, die im Vorbeigehen der Legende ein Ende macht, 

daß die Teuerung den maßlosen Lohnerhöhungen geschuldet sei, bestätigt nur, daß das Verschwinden 

der Arbeitslosigkeit in Deutschland wie die ganze Valutakonjunktur im letzten ruht auf dem brutalen 

Raub eines Teiles des variablen Kapitalteils durch die Kapitalistenklasse zu ihren Profitzwecken, 

durch die dauernde Kürzung des Lohnes vermittels der Geldentwertung. Die ganze Manipulation 

läuft auf eine Steigerung des absoluten Mehrwerts, der Mehrwert- und Profitrate für das in Deutsch-

land fungierende, mit deutscher Mark die Arbeiter entlohnende Kapital heraus. 

Das produktive Kapital in Deutschland, das nicht mehr nichtkapitalistische Ausbeutungsgebiete hat 

– der Anstoß für die Entwertung der Mark – plündert mittels der Markentwertung die breiten Massen 

der Arbeitenden bis zum Weißbluten aus. 

Es ermäßigt den Kostpreis der Waren nur noch durch die Reduzierung des variablen Kapitals weit 

unter das Existenzminimum und sichert dadurch allein noch auf Zeit die Konkurrenzfähigkeit der 

deutschen Industrie. 

Der widerspruchsvolle Zirkel, in dem sich der von der Geldentwertung regierte Nachkriegskapitalis-

mus bewegt, beweist die Ausweglosigkeit aus seiner Zerfallkrise, die der Marksturz anzeigt. Die 

[140] Zersetzung des deutschen Kapitalismus muß auf die Länge umschlagen aus den Formen der 

Valutakonjunktur in die Formen der Wirtschaftskrise in ihrer furchtbarsten Gestalt mit Massenar-

beitslosigkeit, Massenelend und Massensterben, mit dem ökonomischen und politischen Auseinan-

derfallen Deutschlands. 

Moratorium und auch die internationale Anleihe, auf die alle Kleinbürger hoffen als auf das rettende 

Wunder, bringen keine dauernde Besserung, wie in weiteren Aufsätzen gezeigt werden soll. Sie ver-

längern nur die Illusion und verzögern damit das Erwachen der Arbeiterklasse, die allein die Macht 

und die Mittel hat, den Bankrott der Staatsfinanzen zu vollziehen und damit den Schutt aus dem Wege 

zu räumen, der den Ausbau der sozialistischen Wirtschaft hemmt. 

* 

Kritik, Tatsachen und Phantasien.  
Von E r n s t  M e y e r. 

Wer die lebhafte Kritik des Genossen Klein und der übrigen Kritiker auf der letzten Sitzung des 

Zentralausschusses miterlebt hat, wird einigermaßen erstaunt sein, wie stark abgeschwächt in der 

Form und vor allem im Inhalt die Ausführungen des Genossen Klein und der Genossin Fischer im 

Heft 3 und 4 der „Internationale“ ausgefallen sind. Auch die Ansätze zu schärferen Wendungen gegen 

meine Person in dem Artikel des Genossen Klein täuschen darüber nicht hinweg. 

Genosse Klein und Genossin Fischer machen sich die Polemik leicht, indem sie erklären, man hätte 

überhaupt keine Fehler sehen wollen. Mein Referat und die gegen die Stimmen einiger Genossen um 

Ruth Fischer angenommene Resolution beweisen das Gegenteil. So sehr beide Genossen sich auch 

bemühen, mich in die Position eines Gegners jeder Kritik an dem Verhalten der Partei in der 

Rathenaukampagne zu drängen, so wenig habe ich Veranlassung, diese Position, in der ich mich nie 
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befand, nachträglich zu beziehen. Aber die Anerkennung der Notwendigkeit kritischer Selbstverstän-

digung und der Berechtigung mancher Kritik im einzelnen bedeutet keineswegs die kritiklose Aner-

kennung der Berechtigung j e d e r  Kritik und insbesondere derjenigen der Genossin Fischer und des 

Genossen Klein. 

Genossin Fischer meint, daß die Einheitsfronttaktik auch in unserer Partei bereits rein organisatorisch 

aufgefaßt werde; sie beklagt die Einschränkung der politischen Bewegungsfreiheit der Partei und der 

Parteipresse. Genosse Klein wiederholt in anderer Form die gleichen Vorwürfe. Auch ich leugne 

nicht, wie es in der von mir formulierten Stelle in der Resolution des Zentralausschusses heißt, daß 

„zuweilen die übertriebene Furcht, isoliert zu werden, die notwendige Kritik an dem Zögern und an 

dem mangelnden Kampfwillen der übrigen Spitzenorganisationen unnötigerweise zurückgedrängt 

hat.“ Gegenüber den Kritikern, die aber nichts als diese Schwächen sehen und wie der Genosse Klein 

behaupten, daß die Partei nicht die Taktik der Einheitsfront, sondern die „Taktik der Unsicherheit und 

der Schwankungen“ durchführte, muß darauf verwiesen werden, daß unsere Partei im ganzen es wohl 

verstanden hat, trotz der gemeinsamen Abkommen, Aufrufe und Demonstrationen sich die notwen-

dige Bewegungsfreiheit zu sichern. Einen überzeugenden Beweis dafür liefert u. a. der Inhalt der 

Denkschrift des ADGB über die Verhandlungen der Gewerkschaften mit den Arbeiterparteien („Ist 

eine Einheitsfront mit den Kommu-[141]nisten möglich?“ Verlagsgesellschaft des ADGB). Die in 

dieser Denkschrift veröffentlichten Dokumente, die Briefe der Zentrale der KPD und die Artikel der 

„Roten Fahne“, widerlegen ohne weiteres die Uebertreibungen der Genossen Klein und Fischer. 

Genosse Klein vermißt weiter, daß unsere Partei nicht aktiv und selbständig genug aufgetreten sei. 

Auch das gibt der von mir formulierte Satz in der Resolution des Zentralausschusses zu, worin, es 

heißt: „Einzelne Organe der Partei haben aus Interesse an dem gemeinsamen Kampfe und zur Her-

stellung der Einheitsfront schon zu weitgehende Konzessionen an andere Arbeiterorganisationen ge-

macht.“ 

Genosse Klein geht aber auch hier in seiner Kritik viel weiter. So hat Genosse Klein gelegentlich die 

Teilnahme der KPD an den großen Demonstrationen vom 4. Juli sogar als „Verbrechen“ bezeichnet. 

Genosse Klein erlaubt sich weiter den falschen Schluß, daß die „vorsichtigen“ Genossen überhaupt 

„gegen begrenzte Protestaktionen der KPD unter bestimmten Umständen“ seien. Niemals ist diese 

vom Genossen Klein eingeschmuggelte Unterstellung von mir oder irgend einem Parteimitglied aus-

gesprochen worden. Wie überhaupt das in Gänsefüßchen gesetzte Zitat (S. 87), was „vorsichtige“ 

Genossen sagen, eine freie Erfindung einer lebhaften Einbildungskraft ist. Die „bestimmten Um-

stände während der Rathenaubewegung zwangen unsere Partei, möglichst gemeinsam mit den übri-

gen Arbeiterorganisationen aufzutreten und nur da selbständig vorzugehen, wo die übrigen Organi-

sationen nichts oder nicht mit uns zusammen unternehmen wollten. In ganz anderen bestimmten Si-

tuationen ist natürlich ein selbständiges Vorgehen der KPD von vornherein möglich und notwendig. 

Aber diese Frage stand bei der Erörterung des Verhaltens der Partei in der Rathenaukampagne gar 

nicht zur Debatte. 

Genosse Klein unterstellt mir weiter, ich hätte gemeint, daß die Zentrale der KPD „nach der Durch-

schnittsstärke der einzelnen Bezirke zu handeln und sich zu benehmen hat.“ Sein Vorwurf der oppor-

tunistischen „Theorie der Durchschnittsstärke“ wäre berechtigt, wenn ich jemals so etwas vertreten 

hätte. Selbstverständlich muß unsere Partei, einschließlich der Zentrale, bei jeder Bewegung weitge-

hende Forderungen aufstellen und mit aller Kraft dahin wirken, daß durchgreifende Kampfesmaß-

nahmen ergriffen werden. In diesem Geiste sind nicht nur die Verhandlungen zu führen, sondern auch 

die Massen zu mobilisieren, um einen Druck auf die übrigen Organisationen auszuüben, mit denen 

man verhandelt. Meine Ausführungen dagegen stellten nur die banale Tatsache fest, daß das objektive 

Resultat dieser Verhandlungen bestimmt wird durch das organisatorische und politische Kräftever-

hältnis unserer Partei gegenüber den übrigen Organisationen, wobei schon die größtmöglichste An-

strengung der eigenen Partei in politischer und organisatorischer Beziehung vorausgesetzt wird. Daß 

diese Anstrengungen manches zu wünschen übrig ließen, habe ich selbst betont, und Genosse Klein 

brauchte in seinem Don-Quichote-Eifer nicht gegen die Flügel einer Zentristen-Windmühle zu kämp-

fen, die nicht existiert. Ich empfahl niemals „bescheidenes“ V e r h a l t e n, sondern konstatierte nur 
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„bescheidene“ R e s u l t a t e, wo, wie in Berlin, unsere Partei hinter den anderen Organisationen zu-

rücksteht. 

Genosse Klein sucht seine unbegründete übertriebene Kritik an der Partei zu verstärken durch eine 

Polemik gegen eine angeblich falsche Beurteilung der kommenden Situation. Auch hier findet seine 

Phantasie unbegrenzten Spielraum. Der Schematismus, der den Genossen Klein sehr häufig zu Kon-

struktionen verführt, läßt ihn dabei in bezug [142] auf die zukünftige Entwicklung nur eine Frage 

auswerfen: ob die Partei sich zu einer längeren Etappe ökonomischer Kämpfe o d e r  zu großen poli-

tischen Kämpfen vorbereiten soll. Eine solche Scheidung wäre völlig verfehlt. Die Partei muß auf 

beide Möglichkeiten eingestellt sein. Die gegenwärtige Situation ist indessen dadurch charakterisiert, 

daß die Arbeiterschaft ökonomische Kämpfe führen muß, die ihren Ursachen, ihren Begleiterschei-

nungen und ihren Wirkungen nach in politische Kämpfe umschlagen, wozu unsere Partei bewußt 

mithelfen muß. Sowohl über die Stärke wie über das Tempo der revolutionären Entwicklung herrscht 

in den Reihen der Parteimehrheit keineswegs der Pessimismus, den Genosse Klein uns andichtet. 

Wenn Genosse Klein schon Pessimismus sucht, dann findet er ihn viel eher in den Reihen der Kritiker 

zu seiner linken Hand um Ruth Fischer. 

Merkwürdigerweise übt aber Genosse Klein gegenüber diesen pessimistischen Auffassungen, wie sie 

aus dem Artikel der Genossin Fischer sprechen, dieselbe zarte Schonung, mit der Ruth Fischer und 

Genossen auf dem Zentralausschuß und auch sonst die ihrer eigenen Auffassung diametral entgegen-

gesetzte grundsätzliche Einschätzung der gegenwärtigen Situation durch den Genossen Klein behan-

deln. 

Wenn Genosse Klein glaubte, daß die zukünftige Haltung der Partei zu wünschen übrig lassen wird, 

so wird er sich hoffentlich durch die gegenwärtige Arbeit der Partei gegenüber der Teuerung davon 

überzeugt haben, daß er zu schwarz gesehen hat. Auch hier liegt es mir fern, die Leistungen der Partei 

zu überschätzen und kritiklos zu bewerten. Aber wo ist die Verkennung der gegenwärtigen Situation, 

wo das Bestreben der Herstellung einer rein organisatorischen Einheitsfront, wo das passive Hinter-

herschlendern hinter den übrigen Arbeiterorganisationen, wo die Unterlassung einer scharfen Kritik 

an der Führerschaft der Spitzenverbände, wo die Auswirkung der Ueberreste opportunistischer KAG-

Theorien, wo die ideologische Verflachung unserer Propaganda zugunsten einer falsch verstandenen 

Einheitsfronttaktik als Programm unserer Partei? – von der die Kritiker Klein und Fischer als festste-

hende Tatsachen jammern. 

Gerade weil die Kritik der Genossen Klein und Fischer nicht unmittelbar in Beziehung steht zu den 

gegenwärtigen Ausgaben der Partei und nicht für diese Arbeit brauchbare praktische Fingerzeige bie-

tet, lehnte der Zentralausschuß mit Recht diese Art von Kritik ab. Insofern unterscheidet sich auch 

die von den beiden Genossen geübte Kritik nicht zu ihren Gunsten von den notwendigen und frucht-

baren Debatten innerhalb unserer Partei nach dem Kapp-Putsch, nach der Märzaktion und während 

der KAG-Krise. 

* 

Viktor Adler, Engels und Marx.  
Von K a r l  K r e i b i c h  (Prag). 

(Schluß.) 

Was Viktor Adler nach Engels Tode über Marx und Engels und ihre Lehren geredet und geschrieben 

hat, füllt, einschließlich der beiden Aufsätze über den Tod des alten Kommunarden Leo Frankel und 

Marxens Tochter Eleonor, 58 Seiten des ersten Heftes seiner Reden und Aufsätze. Alle diese Seiten 

zeigen, wie Adler in beider Lehren und Schriften zu Hause war, und es gibt da auch Stellen, die wie 

Lichtblicke anmuten, in denen der revolutionäre Sinn der Lehren der Meister aufleuchtet. So wenn er 

von den Dekreten des „Arbeitsministers“ der Pariser Kommune, Leo Frankel, schreibt, daß sie „mit-

ten im Waffenlärm den Arbeiterschutz in Paris weiter förderten als jahrelange parlamenta-[143]rische 

„Quälereien“ (Nr. 67, S. 140); ferner, wenn er in der Gedenkrede bei der Marx-Feier 1903 in Wien 

von den Opfern der Kommune sagt, sie seien weiser gewesen „und fruchtbringender als diese Weisen, 

die heute wissen, wie kostbar jeder ihrer Blutstropfen ist, die heute wissen, daß man ja nichts anfangen 
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darf, dessen Ende man nicht absehen kann“ (Ar. 71, S. 158). Diese Stelle der Festrede klingt wie eine 

Prophezeiung der Politik der österreichischen Sozialdemokratie und – Viktor Adlers nach dem Aus-

bruch des Weltkrieges, ebenso wie eine andere Stelle derselben Rede wie eine Vorhersage des Ver-

haltens der „Wiener Marxisten“ zur russischen und zur ungarischen Kommune anmutet, nämlich die 

Stelle, wo Adler Marxens Verhalten zur Pariser Kommune schildert, vor welcher Marx vorher so 

ernst und nachdrücklich gewarnt hatte, während er nach ihrer Proklamierung und ihrem Fall – nun, 

man lese diese Sätze in Viktor Adlers Rede: „... er (Marx) hat nicht, wie das heute möglich und 

traurige Wirklichkeit geworden ist, den Versuch gemacht, die Kommune als einen Fehler hinzustellen 

... Aber während andere die Kommunarden im Stiche gelassen hatten, die, weil sie Marx nicht gehört 

haben, so Furchtbares über sich gebracht, stand Marx in dem Moment, wo die Kommune entzündet 

war, in dem Moment, wo die Kommune erlag, mit der gesamten Internationale bei ihr und war mit 

ihr solidarisch, als ob die Kommune auf den Rat von Marx unternommen worden wäre“ (S. 165). 

Den wirklichen Viktor Adler, dem die russische Oktoberrevolution und die Gründung der Roten Ar-

mee nichts mehr zu sagen hatten, zeigen freilich deutlicher die Stellen über den „Marx der ersten 

Periode“ (Behauptung des Mehringschen Nachlasses von Marx, Engels und Lassalle, Nr. 70, S, 153) 

und über den Sinn der militärischen Studien Engels’ (Besprechung des Briefwechsels von Marx und 

Engels, Nr. 74, S. 183), die zeigen, daß er beides nur als interessante historische Erscheinungen zu 

erfassen imstande war, die ihm praktisch für die Gegenwart nichts mehr zu sagen vermochten. 

Die Adlersche Art des echten Reformismus, der zugleich das offene, die Arbeiter warnende und stut-

zig machende Reden, Schreiben und Handeln der Revisionisten so trefflich zu räsonieren wußte (im 

Artikel „Ein Gedenktag“ zum zehnjährigen Todestag von Engels, Nr. 72, S. 175), zeigt aber geradezu 

plastisch eine Stelle des Aufsatzes „Was uns Karl Marx ist“ in der Marx-Festschrift der österreichi-

schen Sozialdemokratie vom März 1903 (Nr. 69, S. 148), wo Adler den Satz aus Engels vom allge-

meinen Wahlrecht, „das bisher ein Mittel der Täuschung war“, das aber „in ein Mittel der Befreiung“ 

umgewandelt wurde, zitiert und mit der unschuldigsten Miene fragt: „... warum sollte es von vornhe-

rein und gänzlich ausgeschlossen sein, den wachsenden Einfluß auf die Staatsverwaltung, die bisher 

die Maschinerie der Klassenherrschaft war und ist, im Interesse des Proletariats zu nützen?“ Dieser 

„wachsende Einfluß auf die Staatsverwaltung“ war nichts anderes als der Ministerialismus Mille-

rands, der damals die ganze Internationale beschäftigte, den die „Wiener Arbeiter-Zeitung“ unter Ad-

lers Leitung protegierte und der indirekt die Beschlüsse des Dresdner Parteitages und direkt das Vo-

tum des Amsterdamer internationalen Kongresses provozierte. 

Das traurige Finale dieses Kapitels aus Viktor Adlers Leben und Wirken ist sein letzter Aufsatz „Das 

Jahrhundert von Karl Marx“ anläßlich Marxens 100. Geburtstages, geschrieben im April 1918 (Nr. 

75, S. 187). Adler war ein hoher Sechziger und ein kranker Mann, als er das schrieb; sieben Monate 

später starb er. 

[144] Aber nicht dieser Umstand, sondern das Wesen Adlers, der ganze Politiker Adler spricht aus 

diesem Artikel, der zeigt, daß eben Adler nie ein revolutionärer Marxist war. 

Schon das Blatt, für das der Essay bestimmt war, sagt viel: der Stuttgarter „Wahre Jacob“, dieses 

schon immer geist- und witzlose „Witzblatt“ der deutschen Sozialdemokratie, das während des Welt-

krieges ganz und gar auf das Niveau der kriegshetzerischen deutschen Siegfriedensjournaille herab-

sank. 

Für einen Führer der Internationale geradezu erschreckend ist die Unfähigkeit auch nur des Erkennens 

und Erfassens der welthistorischen Lage im Weltkriege, die sich in hilflosen Phrasen äußert wie: „... 

Mitten in einer blutigen Umwälzung der ganzen Welt, deren Ausgang und Ergebnis noch kein Sterb-

licher zu erfassen vermag ...“ 

„... Was wird, weiß heute niemand“. Das wird nicht gemildert durch das folgende Wort vom „gewal-

tigen Bankerott eines weltumfassenden Systems“, diese billigste Binsenwahrheit, die sich ein Viktor 

Adler als früherer Duzfreund und Schüler von Engels sozusagen schuldig war. Noch trauriger wirkt 

die vollständige Impotenz, die aus einem leidenschaftslosen Gestammel spricht wie: „... in jener 
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furchtbaren Katastrophe, die uns den Atem raubt und fast die Besinnung nimmt ... Trotzdem werden 

sie (nämlich die Proletariate der einzelnen Länder) vom Wirbel erfaßt und mit fortgerissen, auseinan-

dergerissen, gegeneinander geschleudert ... Wir mußten das Schicksal des Krieges auf uns nehmen 

bis in alle seine Konsequenzen ... Wir mußten ... uns auf den Boden des Nationalkrieges begeben ...“ 

Und das wurde fünf Monate nach der russischen Proletarierrevolution geschrieben, die für Adler zu 

dieser Zeit noch nicht vorhanden gewesen zu sein schien; denn er bringt in dem ganzen Aufsatz mit 

der vielversprechenden und zu vielem verpflichtenden Uebeschrift über die russische Revolution 

nichts anderes als die demokratische Versammlungsphrase vom „heißersehnten Sieg über den Zaris-

mus“. Für ihn existierte eben die russische Revolution, auch zu dieser Zeit noch, nur als bürgerliche 

Revolution. So benahm sich der Mann, der einst Marxens so kühne und große und doch für einen 

Marx so selbstverständliche Parteinahme für die Pariser Kommune als leuchtendes Vorbild gepriesen 

hatte, im April 1918 gegenüber der russischen Riesenkommune! Viktor Adler hat die Kriegspolitik 

der deutschen Sozialdemokratie verteidigt; es sei nur an die erste Reichskonferenz der österreichi-

schen Sozialdemokratie nach Kriegsausbruch erinnert, die im Mai oder Juni 1915 in Wien stattfand, 

und auf welcher er den Bekämpfern dieser Politik entgegentrat. In seinem Aufsatz: „Das Jahrhundert 

von Karl Marx“ rechtfertigt er sie nur halb mit dem erwähnten „Wir mußten“ und dann mit dem 

einleitenden Nebensatze: „Da ist es denn kein Wunder, daß ...“ usw. Das ist wieder die gefährliche, 

versteckte Methode Adlers, die reformistische Politik einzuschmuggeln. Und der Ausklang dieser 

letzten Arbeit Adlers über Marx, geschrieben in einer Zeit, die wirkliche revolutionäre Marxisten zur 

Höhe des Erkennens, zur vollen Tatbereitschaft und zum Vorgefühl des Sieges führen mußte und die 

auch schon zur russischen Proletarierdiktatur geführt hatte? 

In diesem peinlichen Finale der Beziehungen eines ihres bedeutendsten Führers zu den Lehren von 

Marx und Engels spiegelt sich der ganze Zusammenbruch der zweiten Internationale. So enthält das 

Heft „Viktor Adler und Friedrich Engels“ ein Stück dieser Tragödie und auch einen Schlüssel zum 

Verständnis der ganzen Tragödie der internationalen Arbeiterbewegung nach Kriegsausbruch. 

[145] 
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Die Internationale  

Jahrgang 3 ⁕ Ausgegeben am 20. September 1922 ⁕ Heft 6 

Die Vereinigung der sozialdemokratischen Parteien. 

◿ Berlin, den 16. September. 

Die kommende Woche wird im Zeichen der Vereinigung der beiden sozialdemokratischen Parteien 

stehen. An dem nötigen Tamtam und an den krachenden Phrasen wird es dabei sicherlich nicht fehlen. 

Auch für die nötige historische Staffage ist bereits vorgesorgt. Wie die sozialdemokratische Presse 

berichtet, werden dem Einigungskongreß ein paar jener schon legendär gewordener sozialdemokra-

tischen Parteiveteranen beiwohnen, die vor jetzt siebenundvierzig Jahren die Vereinigung der „Las-

salleaner“ und „Eisenacher“ auf dem Gothaer Kongreß mitgemacht haben. Aber bei all diesem Brim-

borium der Macher scheint dennoch einigen Köpfen der Sozialdemokratie zu dämmern, daß diese 

Vereinigung ihre bösen Haken hat, wenn sie auch weit davon entfernt sind, das wirkliche Wesen der 

Sache zu erfassen. 

Die Sorge der Cunow usw. ist, ob nicht mit dem Zutritt der Unabhängigen die im engeren sozialde-

mokratischen Familienkreise scheinbar bestehende Harmonie in der erweiterten Familie gestört 

werde. Diese Sorge der oberen Sphären der Sozialdemokratie ist sicherlich unbegründet, soweit die 

oberen Sphären der Unabhängigen in Betracht kommen. Zwar haben die Crispien, Breitscheid usw. 

allerlei geflunkert von der großen Wandlung, die sie in der Vereinigten Sozialdemokratischen Partei 

demnächst vollbringen werden. Indessen hat sich bereits an einer entscheidenden Probe gezeigt, wie 

wenig es mit dieser Flunkerei auf sich hat. Wir meinen damit das Aktionsprogramm, das in ein paar 

Stunden zwischen den Wels und Hilferding zusammengeschustert und am 6. September veröffent-

licht wurde. Die Schnelligkeit, mit der die Einigung der bürokratischen Spitzen erfolgte, und der 

Inhalt dieses Aktionsprogramms selbst müssen die alten sozialdemokratischen Führer vollkommen 

darüber beruhigen, daß sie von seiten der führenden Macher der Unabhängigen keinerlei ernste Wi-

derstände zu befürchten haben. Das Aktionsprogramm gibt nicht nur die proletarische Diktatur samt 

dem berühmten „Rätesystem“ glatt preis. Die „Diktatur“ samt dem „Rätesystem“ war selbst als 

Phrase – wozu sie bei den Unabhängigen geworden war – für die Sozialdemokratie unannehmbar, 

weil ihre demokratischen Koalitionsgenossen auf diesem Durchgang der Unabhängigen unter dem 

Kaudinischen Joch bestanden. Diese Tatsache bezeichnet sehr genau [146] den Klassencharakter der 

sozialdemokratische Einigung. Die Deutsche Volkspartei, in Preußen ein Bestandteil der sozialde-

mokratisch bürgerlichen Regierungskoalition, darf sich unbehelligt zum „monarchischen Prinzip“ 

bekennen. Die Unabhängigen müssen auf Verlangen der monarchistischen Republikaner selbst die 

Phrase der Rätediktatur abschwören. Es erweist sich hierin bereits, daß bei dieser Einigung die be-

stimmende und beherrschende Macht nicht die kleinen Wähler der beiden sozialdemokratischen Par-

teien sind, sondern die Herren der Industrie und der Banken, 

Was für die Phrase gilt, gilt auch für den sachlichen Inhalt. Das Aktionsprogramm räumt resolut auf 

mit dem alten Plunder, der etwa die Durchführung der „Erfüllungspolitik“ stören könnte, so wie die 

Bourgeoisie sie versteht und die Sozialdemokratie sie verwirklicht. Die bekannten Sätze des Erfurter 

Programms, die die Abschaffung der indirekten Steuern und anderer Maßregeln, die den Verbrauch 

und das Einkommen der Arbeiterklasse belasten, verlangen, und ihre Ersetzung ausschließlich durch 

direkte Steuern auf die kapitalistischen Einkommen und Vermögen – diese Sätze sind verschwunden. 

Statt dessen taucht in dem Aktionsprogramm etwas den Arbeitern bisher ganz Neues und Geheim-

nisvolles auf, das „Prinzip der Quellenbesteuerung“. Diese geheimnisvolle Unbekannte ist natürlich 

die alte Bekannte der bürgerlichen Steuertheorie, die „Quellen“, die dieses Prinzip meint, sind die 

bekannten drei: Kapitalprofit, Grundrente, Arbeitslohn. Es ist klar, daß die ungeheure Massen-

ausplünderung durch indirekte Steuern, Steuern auf den Arbeitslohn usw., die im Reichstag von bei-

ven Parteien mit aus der Taufe gehoben wurde, nunmehr auch den gemeinsamen programmatischen 

Segen erhalten hat. Auf der anderen Seite gibt das Aktionsprogramm dem Versailler Vertrag seine 

moralische Weihe, indem es den „Wiederaufbau der zerstörten Gebiete Nordfrankreichs und Belgi-

ens“ für eine „moralische Pflicht Deutschlands“ erklärt. Die angeführte ergebene Bitte an die Adresse 
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der Entente um Erleichterung der Reparationslasten ändert an dieser prinzipiellen Anerkennung der 

Ansprüche der Entente grundsätzlich nichts. 

Das sind die politisch und prinzipiell entscheidenden Punkte des Aktionsprogramms; die ganze übrige 

sozialdemokratische Leier, die in dem Aktionsprogramm aufgezählt ist, die „Sozialisierung der 

Schlüsselindustrien“, die „Kontrolle der privatwirtschaftlichen Monopole“, die „Beteiligung des Reichs 

an den kapitalistischen Unternehmen“ usw. wird damit zur unverbindlichen Phrase gestempelt. Denn 

die Sanktionierung einer tatsächlichen Finanz- und Wirtschaftspolitik im Sinne der Bourgeoisie 

schließt natürlich jede wirkliche Bedeutung der noch verbliebenen sozialistischen Phraseologie aus. 

Die deutsche Bourgeoisie und ihre Presse hat diesen Sachverhalt denn auch vollständig begriffen und 

ihm sofort ihr Placet erteilt. Sie versteht, daß der unabhängige Löwe bereit ist, das löchrige Löwenfell 

an den Nagel zu hängen und ganz manierlich-bürgerlich als Schnock der Schreiner aufzutreten. 

Und trotzdem diese sozialdemokratischen Stimmen die Gefahren ganz an der falschen Stelle wittern, 

besteht die Gefahr für die Sozial-[147]demokratie, weit mehr als wir wittern oder gar wissen. Diese 

Gefahr für die sozialdemokratische Führung und für die Fortsetzung ihrer bourgeoisiefrommen Poli-

tik, das sind die proletarischen Massen, die alten sozialdemokratischen sowohl wie die unabhängigen. 

Es sind gerade die großen Erwartungen, die diese Massen in ehrlichem Glauben an die Vereinigung 

knüpfen, und die von den kurzsichtig-überschlauen Mächlern der Einigung geflissentlich bestärkt 

werden. Diese Massen erwarten von der Vereinigung. zum mindesten einen verstärkten Druck auf 

die Bourgeoisie, der die schwere Lage der Arbeiterklasse erleichtert. Aber dieses bescheidene Wun-

der denkt die vereinigte sozialdemokratische Partei nicht im entferntesten zu erfüllen, und sie kann 

nicht daran denken. Um ganz zu schweigen davon, daß sie weiter gespannten Erwartungen Genüge 

tun könnte. Je höher gespannt, und je aufrichtiger die Erwartungen des proletarischen Massenele-

ments sind, die sie an die Vereinigung knüpfen, je lärmender andererseits das Tamtam, das die „Füh-

rer“ machen, um so wuchtiger wird der Rückschlag, um so tiefer die Enttäuschung sein, wenn die 

gehofften und versprochenen Wunder ausbleiben und wenn gar statt dessen neue Nackenschläge von 

der Bourgeoisie, neue Lasten und neue Kapitulationen der Sozialdemokratie kommen. Die Vereini-

gung der beiden sozialdemokratischen Parteien, die dem äußeren Scheine nach sie mächtiger aufrich-

tet als zuvor, die die Liquidation revolutionärer Hoffnungen durch einen Teil der deutschen Arbeiter-

klasse zu besiegeln scheint, wird daher in der Wirklichkeit ihren endgültigen politischen und am Ende 

auch organisatorischen Zusammenbruch und die Einreihung neuer proletarischer Massen in die 

Schlachtreihen des Kommunismus einreihen. 

Dieser Vorgang beginnt bereits, noch ehe die Vereinigung vollzogen ist. 

Der eine Vorgang, der Geist, in welcher Richtung die Dinge sich entwickeln, sind die Gemeindewah-

len in Thüringen. Sozialdemokraten und Unabhängige führten allermeist den Wahlkampf bereits ver-

eint. Sie erlitten beide starke Verluste, Gewinner waren einerseits die Kommunistische Partei, die 

ihre Stimmenzahl um 25 Prozent vermehrte, andererseits die bürgerlichen Parteien. Ein Teil der 

Kleinbürger, die mit der Sozialdemokratie gegangen waren, marschierte offen nach rechts ab, die 

Arbeiterschaft aber beginnt das Lager der Sozialdemokratie zu verlassen und wird zunächst teils par-

teilos oder kommt zur Kommunistischen Partei. 

Dabei zeigt sich auch eine andere wichtige Erscheinung. Die Vereinigung der Sozialdemokratie und 

ihr Versagen als proletarische Partei wirkt lockernd und auflösend auf die Organisiertheit der Arbei-

terklasse als Ganzes betrachtet, schwächt z u n ä c h s t  ihre Widerstandskraft gegenüber der Bour-

geoisie. Die scheinbar organisatorische Stärkung der Arbeiterklasse durch die Vereinigung wird in 

ihrem Verlauf ihrer Organisationskraft die schwersten Wunden schlagen, sowohl was die politische 

Organisation, als was die Gewerkschaften anlangt. Das ist auch gar nicht anders möglich. Die Orga-

nisation ist kein Ding an sich. Was sie zusammenhält, ist letzten Endes die Aktion, die Kampfleistung, 

der politische Inhalt. Wenn dieser Kern taub wird, so mag wohl die mechanische Disziplin und die 

Gewöhnung noch [148] eine Weile die Organisation zusammenhalten, aber der Zusammenbruch ist 

darum nicht minder unausbleiblich. 

Der zweite Vorgang, der auf die sozialdemokratische Vereinigung seine Schatten wirft, ist die stetig 

vorangehende Sammlung der Massen im Kampf gegen die Teuerung. Trotz der Bannfluche der 
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sozialdemokratischen Partei- und Gewerkschaftsführer schreitet die Bewegung vorwärts, gewinnt an 

Umfang und Kraft. Steigende Massen folgen dem Ruf der Kommunistischen Partei, gruppieren sich 

um ihre Betriebsräte und gehen über die Köpfe der sozialdemokratischen Führer hinweg. Die Ziele, 

die diese Bewegung sich setzt, sind noch beschränkt, aber sie sind nicht willkürlich, sie entspringen 

elementarer Not, und die Tatsache, daß die Sozialdemokratie und die Gewerkschaften völlig versa-

gen, ist für die Massen selbst um so bedeutsamer. 

Aber bei diesem Versagen allein bleibt es nicht. Während die Sozialdemokratie und die Gewerk-

schaftsbürokratie sich hilflos im Kreise dreht, hat Hugo Stinnes bereits gehandelt. Das Abkommen 

von Stinnes mit Lubersac sichert Stinnes nicht nur ungeheure Profite, es sichert ihm eine ungeheure 

Verstärkung seiner Macht über die deutsche Industrie – er teilt Kohlen und Aufträge zu – und über 

die Republik mit leerem Kopf und leeren Taschen. Die Sozialdemokratie und die Gewerkschaften 

folgen errötend Stinnes’ Spuren, sie versicherten ihm die „Mitarbeit“ des deutschen Arbeiters, d. h. 

die Mehrarbeit, die faktische Abwürgung des Achtstundentages. 

Bei alledem ist die „Reparationsfrage“ von ihrer Lösung, das heißt, die Erlösung der deutschen Volks-

massen von der Reparation noch weit im Feld. Die akute Zuspitzung der Orientkrise durch den tür-

kischen Sieg über Griechenland läßt es der Entente im Augenblick geraten sein, nicht gleichzeitig die 

Reparationsfrage akut zuzuspitzen, aber es ist mit Händen zu greifen, daß diese Schlappe der engli-

schen Politik im vorderen Orient den englisch-französischen Gegensatz verschärft – wenn er auch 

vorläufig noch nicht mit der Waffe ausgetragen werden wird – und daß der Kampf dieser beiden 

Mächte um die deutsche Industriekolonie sich nur um so mehr verschärfen wird. Der sich vertiefende 

englisch-französische Gegensatz macht jedes Abkommen der einen Macht mit Deutschland zum 

Kampfobjekt der anderen. 

Der Sieg der Türken hat dem Vertrag von Sèvres einen unverwindlichen Schlag versetzt und nicht 

nur das. Er ist der Ausgangspunkt einer neuen Welle der Erschütterung des englischen Weltreichs 

geworden. Sie würde der deutschen Arbeiterklasse erleichtern, ihrerseits die Liquidation des Versai-

ller Vertrages zu beschleunigen, unter der einen Voraussetzung, daß sie in Deutschland als selbstän-

dig aktive Kraft wirkte und gegenüber der steigenden Zerklüftung und Entgegensetzung der Entente 

die internationale Einheit des proletarischen Interesses inner- wie außenpolitisch zur Geltung brächte. 

Auch daran denkt die sich vereinigende Sozialdemokratie nicht und kann sie nicht denken. Wenn sie 

im Innern abwechselnd dem Druck der Stinnes- und der Krupp-Gruppe sich fügt und zum Lohn dafür 

von beiden in die Ecke gedrückt wird, so bezieht sie von außen abwechselnd und gemeinsam die 

Prügel von England und Frankreich. 

[149] Wenn Gotha der Anfang einer großen Entwicklung der deutschen Arbeiterbewegung war, die 

am Ende in schmählichen Zusammenbruch auslief, so bezeichnet Nürnberg nur die Konzentration 

und Beschleunigung des Zerfalls der Sozialdemokratie. 

In Nürnberg legt sich die Vergangenheit der deutschen Arbeiterbewegung aufs Paradebett, um zu 

sterben ... 

* 

Ueber „Goldmarklöhne“ und „Weltmarktlöhne“.  
Von W i l h e l m  D ü w e l l. 

Jeder Werktätige spürt die Folgen der fortgesetzten Preissteigerungen als Bedrohung seiner Existenz. 

Trotz Lohnerhöhungen und Gehaltszulagen sinkt die Kaufkraft des Geldes ununterbrochen. Selbst 

nominell starke Teuerungszuschläge hemmen nicht ein Vermindern des Reallohnes. Das sind Erfah-

rungen, die das Proletariat seit Jahren macht, ohne daß es bis jetzt daraus die notwendigen Konse-

quenzen gezogen hätte. 

Preissteigerungen gab es auch früher im normalen Lauf der kapitalistischen Wirtschaft. Zuweilen 

lieferten wirtschaftspolitische Maßnahmen, z. B. Zollerhöhungen, das Hinaufsetzen der Frachttarife 

von Verbrauchsabgaben usw. den unmittelbaren Anlaß zu Erhöhungen der Warenpreise. Gewöhnlich 
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war eine Periode wirtschaftlicher Hochkonjunktur mit forcierter Warenerzeugung und einer noch 

stärkeren Nachfrage begleitet von Preissteigerungen. Aber in allen solchen Fällen konnten die Ge-

werkschaften ohne sonderliche Kraftanstrengungen ein so starkes Aufbessern der Löhne verlangen, 

daß die Verteuerung nicht nur ausgeglichen wurde, sondern dabei gewöhnlich eine wenn auch nur 

mäßige Steigerung der Kaufkraft des Lohnes heraussprang. 

Schon diese Tatsache läßt erkennen, daß es sich bei der jetzigen Teuerung um Ursachen handelt, die 

sich dem Wesen nach von den frühesten Preisveränderungen unterscheiden. Früher handelte es sich 

um Reformen im kapitalistischen Wirtschaftsgetriebe, jetzt jedoch handelt es sich um kapitalistische 

Zusammenbruchserscheinungen. Waren früher Preissteigerungen der Ausdruck eines Erstarkens der 

kapitalistischen Wirtschaft, diesmal künden sie den Versuch an, die kapitalistische Wirtschaft durch 

maßlose Verschärfung der Ausbeutung des Proletariats vor dem Zusammenbruch zu retten. 

Die Masse des Proletariats hat jedoch die tiefere Bedeutung der jetzigen Preistreiberei noch nicht 

erkannt. Ihr Urteil erfaßt nur den für sie fühlbaren Auslaufspunkt der Erscheinungen, die Preissteige-

rungen und das nach ihrer Erfahrung wirksame Abhilfsmittel, die Erhöhung der Löhne, um dadurch 

die Verteuerung wieder auszugleichen. Aber die bisherige Lohnpolitik der Gewerkschaften hat in der 

Nachkriegszeit vollständig versagt. Man hinkt mit kleinen Sprüngen hinter den weit ausschreitenden 

Preissteigerungen her. Dabei erweitert sich unaufhörlich die Differenz zwischen dem Einkommen 

und den Kosten der Lebenshaltung. Aber der Masse ist es noch nicht klar geworden, daß die Ursachen 

im Produktionssystem liegen; man glaubt und hofft immer noch, dem Uebel der drohenden vollstän-

digen Verelendung mit Lohnforderungen begegnen zu können. Und da die bisherige Methode der 

Lohnregelung versagt hat, gedenkt man durch eine andere Form der Lohnpolitik das rettende Instru-

ment zu finden. Die [150] Gewerkschaftsbürokratie fördert derartige Illusionen, um die Arbeiter-

schaft in ihrer Gefolgschaft zu halten, sie von revolutionären Kämpfer abzuhalten. Und selbst poli-

tisch fortgeschrittene Arbeiter haben sich von den unklaren Vorstellungen, daß mit einer „verbesser-

ten“ Lohnpolitik die weitere Senkung des Reallohnes aufgehalten werden könne, hoch nicht gänzlich 

frei gemacht. Daher findet man zuweilen, vermengt mit Forderungen revolutionärer Tendenz, derar-

tige illusionäre reformistische Lohnforderungen. Sie treten auf unter dem Namen: „Gleitende 

Lohnskala“, „Goldmarklöhne“ oder „Weltmarktlöhne“. – So hat, nur um einen Fall herauszustellen, 

eine Betriebsräte-Vollversammlung in Halle u. a. folgende Forderung aufgestellt: 

„Sofortig Einleitung von Lohnkämpfen mit dem Ziel: Bezahlung der Arbeitskraft in Goldwährung nach dem 

Stande der Weltmarktpreise.“ 

Was steckt hinter allen derartigen Forderungen? 

Mit der sogenannten gleitenden Lohnskala will man die Löhne automatisch den Preisveränderungen 

anpassen. Zu diesem Zweck soll periodisch ein Durchschnitt der Preise ermittelt und nach der ge-

wonnenen Ziffer (Index) prozentual der Lohn hinaufgesetzt werden. Auf den ersten Blick ein brauch-

bares Instrument. Man könnte damit vielleicht auch in Perioden, in denen sich die Preise nur sehr 

langsam und nur sehr mäßig verändern, eine gewisse Regelung erreichen; allerdings, ein wirklich 

brauchbarer Index kann nicht gefunden werden. Die Verschiedenartigkeit der Preisveränderungen 

und die Ungleichheit der Preise nicht nur in den verschiedenen Landesteilen, sondern selbst in ver-

schiedenen Orten, ja selbst in verschiedenen Bezirken einer Stadt türmt da unüberwindliche techni-

sche Schwierigkeiten auf. Selbst wenn sie überwunden werden könnten, würde das Unternehmertum 

die Unterlagen fälschen. Was aber entscheidend ist, fast immer bestände die Möglichkeit, sofort nach 

der Regelung der Löhne auf Grund einer gefundenen Indexziffer die Preise erneut hinaufzurücken. 

Gilt das schon für kapitalistisch normale Verhältnisse, um so mehr jedoch jetzt. Die Preise ändern 

sich nicht von Vierteljahr zu Vierteljahr, nicht von Monat zu Monat, sie ändern sich von Tag zu Tag, 

ja oft mehrmals an einem Tage. Steigt der Dollar, setzt man die Preise hinauf; sinkt der Dollar, bleiben 

die Preise stabil oder sie steigen unverdrossen weiter. Wann soll nun der Index ermittelt werden? Am 

Monatsschluß? Jede Woche? Jeden Tag? Eine Unmöglichkeit. Aber angenommen, die technischen 

Schwierigkeiten ließen sich überwinden, der Lohn käme trotzdem an die Preissteigerung nicht heran. 

Wenn nachts um 12 Uhr der Index für den nächsten Tag festgestellt würde, am anderen Morgen wären 
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die Preise wieder so weiter voraus, daß die Spanne zwischen Lohn und Lebenshaltungskosten von 

vorgestern wieder größer geworden wäre. Die Warenverkäufer brauchten nicht mal mehr den Dollar-

kurs zum Vorwand täglicher Preissteigerung, sie hätten die Grundlage, den letzten Index, nach dem 

sie operieren könnten. 

E i n  S t a b i l i s i e r e n  d e r  K a u f k r a f t  d e s  L o h n e s  w i r d  e r s t  d a n n  m ö g l i c h, w e n n  

d i e  A r b e i t e r  a u c h  b e s t i m m e n d e n  E i n f l u ß  a u f  d i e  P r e i s g e s t a l t u n g  e r k ä m p f t  

h a b e n. 

Findet schließlich die Preissteigerung an den Weltmarktpreisen einen Wall, dann setzen die Unter-

nehmer die Betriebe still; die Arbeiter haben die Wahl, auf Lohnerhöhung zu verzichten und Lohn-

kürzung mit Arbeitsverlängerung anzunehmen, oder arbeitslos zu werden. 

Uebrigens hat die Arbeiterschaft in Oesterreich die Reform der Lohnberechnung mit dem Index 

gründlich ausgekostet, und sie ist dabei [151] immer tiefer in die Verelendung hinabgesunken. Mit 

jedem neuen Index gingen die Preise sprunghaft in die Höhe, die Valuta sank, die Kaufkraft ebenfalls, 

die Schulden des Staates schnellten rapid hinauf, die Steuerlasten schwollen an, und das Unterneh-

mertum machte, dank den niedrigen Löhnen und der schlechten Valuta, glänzende Geschäfte. Der 

Index ruinierte die Arbeiterschaft und die Staatsfinanzen, nur das Kapital gedieh dabei. 

Illusionär ist auch die Forderung nach G o l d m a r k e n t l o h n u n g. Ganz abgesehen von den techni-

schen Schwierigkeiten derartiger Lohnfestsetzungen, würde jene Lohnerhöhung auf der Grundlage 

der Goldmarkberechnung in dem gleichen Ausmaß wie bei der gleitenden Lohnskala die Preise hin-

aufklettern lassen, wieder mit dem Ergebnis, daß die Kaufkraft des Lohnes von Fall zu Fall weiter 

verschlechtert würde. 

Und ebenso illusionär ist die Forderung nach „Weltmarktlöhnen“. „Weltmarktlöhne“ gibt es über-

haupt nicht. Es gibt nicht einmal einen Lohnstandard auf nationaler Grundlage. Wie die Preise in den 

verschiedenen Länderteilen, Städten und Stadtteilen, so sind auch die Löhne verschieden; sie sind 

noch unterschiedlicher als die Warenpreise; sie differieren je nach Berufsgruppe, nach der Abstufung 

für qualifizierte und nichtqualifizierte Arbeit, nach Alter und Geschlecht usw. Es gibt keine zwei 

Länder, in denen die Löhne gleich wären; hier steigen sie etwas an, dort werden sie unter dem Druck 

der wirtschaftlichen Verhältnisse gesenkt. So ergibt sich eine Buntscheckigkeit, die das Ermitteln 

eines Weltmarktlohnes vollständig ausschließt. 

Die Dinge gestalten sich nicht anders, wenn man anstatt Weltmarktlöhne jagen wollte: Berechnung 

nach dem Weltmarktpreis. Auch den gibt es nicht in der konkreten Form, daß er überhaupt die Grund-

lage einer Lohnbewegung abgeben könnte. Hinzu kommt noch, daß in jedem Lande für eine Reihe 

von Monopalwaren, sowie für zollgeschützte Erzeugnisse der Weltmarktpreis im nationalen Rahmen 

überschritten werden kann. 

Wir haben im Vorstehenden die technischen Unmöglichkeiten herausgestellt, die es nicht erlauben, 

mit einer reformierten Lohnpolitik die ständige Verminderung der Kaufkraft des Lohnes aufzuhalten. 

Die technischen Schwierigkeiten haben jedoch letzten Endes ihre Ursache in den Existenzvorausset-

zungen des kapitalistischen Systems der Nachkriegszeit. Gewiß, die Reparationen verschärfen die 

wirtschaftliche Not in Deutschland, aber auch die Reparationen sind eine Auswirkung des Krieges. 

Ohne Reparationen könnte eine kleine Verschiebung der Wirtschaftslage in den verschiedenen Län-

dern eintreten. Die valutaschwachen Länder haben wenig oder keine Arbeitslosigkeit; ihr Proletariat 

macht mit den erbärmlichen Löhnen die nationalen Unternehmer zum Beherrscher des Weltmarktes. 

In den Ländern mit starker Valuta wird dafür das Proletariat mit Arbeitslosigkeit gegeißelt. Würde 

durch irgend welche Maßnahmen die deutsche Valuta gebessert, vielleicht durch Ermäßigung der 

Reparationsleistungen, die unmittelbare Folge würde sein, daß in Deutschland viele Arbeiter beschäf-

tigungslos würden, und dann der Druck auf die Löhne mit noch stärkerer Wucht einsetzte! In der 

Tschechoslowakei haben wir nun das unverkennbare Beispiel dafür. Infolge der rapiden Verschlech-

terung der deutschen Reichsmark, sowie der österreichischen Währung ist der Kurs der tschechischen 

Krone gestiegen. In dem Ausmaß der Steigerung verschlechtert sich die Lage am Arbeitsmarkt, 
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Fabriken werden stillgesetzt; das Heer der Arbeitslosen schwillt riesenhaft an. [152] Lohnkürzungen 

und Arbeitszeitverlängerungen sind die Maßnahmen, durch die das Kapital sich schadlos zu halten 

versucht. 

* 

Die Unternehmer allüberall erklären: Es muß mehr gearbeitet, mehr produziert werden; Lohnerhö-

hungen vermehren nicht die Güter. – Mit solchen Plattheiten versucht man die Arbeiter einzufangen, 

obwohl in den meisten Ländern Tausende von Händen beschäftigungslos sind und gerne arbeiten 

möchten. In Deutschland hat man sogar eine nur mäßig wieder aufgenommene Bautätigkeit wieder 

eingestellt. Warum läßt man nicht arbeiten? Man läßt überall dort nicht arbeiten, wo die Erzeugung 

von Waren sich kapitalistisch nicht lohnt. Am besten lohnt jetzt die Produktion der Ausfuhrwaren in 

valutaschwachen Ländern. Warum aber lohnt die Warenproduktion nicht? Weil der Grad des Aus-

beutens der Arbeitskraft sich den veränderten kapitalistischen Produktionsvoraussetzungen noch 

nicht angepaßt hat. 

Im Kriege, bei der Herstellung von Zerstörungsmaterial, und bei dem riesenhaften Vernichten von 

vorhandenen Gütern und Produktionskräften hat das Kapital viel größere Gewinne hereingeholt als 

in der Vorkriegszeit bei dem Hervorbringen von wirklichen Gebrauchs- und Verbrauchsgütern. Die 

gemachten Gewinne stellen aber noch kein wirkliches Kapital dar, sie sind vorläufig nur fiktiv vor-

handen, es steht hinter ihnen keine Mehrung von Gütern und Waren. Die Zunahme der Kriegsgewinne 

wurde noch gesteigert durch ausschweifenden Wucher während des Krieges und in der Nachkriegs-

zeit. Die neuen (fiktiven) Gewinne werden vornehmlich sichtbar in den unheimlich angeschwollenen 

Schulden der verschiedenen Länder. Das neue Kapital soll aber nun verzinst, soll amortisiert werden, 

Die schmaler gewordene Produktionsbasis ist mit einer vervielfachten Kapitalslast beschwert. Jeder 

Arbeiter muß für einen enorm gesteigerten Kapitalsanteil Zinsen und Abtragung erarbeiten. Das ist 

nicht anders möglich als durch verschärfte Ausbeutung – längere Arbeitszeit und verschlechterter 

Lebenshaltung. Daher auch in allen Ländern der Versuch der Unternehmer, die Arbeitszeit zu ver-

längern und die Löhne herabzusehen. In Ländern mit Reparationsverpflichtungen wird die Lage 

selbstverständlich am allerwuchtigsten fühlbar. 

* 

Dieser Alternative des kapitalistischen Existenzbedürfnisses kann sich das Proletariat durch keinerlei 

Reform in der Lohnpolitik entziehen. Will es sich mit dem kapitalistischen System abfinden, dann 

muß es auch die Konsequenzen tragen, es muß den Versuch, das kapitalistische System zu erhalten, 

mit seinem eigenen Untergang bezahlen. Das Proletariat kann sich selbst nur retten, wenn es den 

Kampf gegen die kapitalistische Wirtschaft aufnimmt, mit dem Ziel, die Anarchie zunächst durch 

eine planmäßige Bedarfswirtschaft zu ersetzen, unter Ausschaltung des Gewinnes, der die Existenz 

des Proletariats bedroht. 

Die Arbeiterschaft muß daher vorerst bestimmenden Einfluß auf den ganzen Wirtschaftsapparat er-

kämpfen. Es handelt sich darum, nicht nur eine Kontrolle der Produktion und Preisgestaltung auszu-

üben, sondern darum, die Erzeugung zu regeln, das Hervorbringen von Luxuswaren und solcher Pro-

dukte, die für die Existenz des Volkes nicht dringend erforderlich sind, zu verhindern. Und der Kampf 

muß die Arbeiterschaft in die Lage bringen, auch bei der Festsetzung der Preise bestimmend mitzu-

wirken, damit Preise und Einkommen im Einklang bleiben. Selbstverständlich gehört dazu auch die 

Fest-[153]setzung der Löhne. Lohnforderungen in diesem Augenblick sind schon darum erforderlich, 

um die weitere Verschlechterung der Kaufkraft des Proletariats jetzt und in der Uebergangszeit nach 

Möglichkeit zu verhindern. Aber man soll sich hüten vor illusionären Erwartungen auf neue Metho-

den der Lohnberechnung. Mit derartigen Methoden wird an der Tendenz des kapitalistischen Systems 

in dieser Zerfallsepoche gar nichts geändert. Versuche, neue Lohnformen einzuführen, halten nur von 

den unerläßlichen Kämpfen um die Mitbestimmung über die gesamte Wirtschaft ab; sie verweisen 

auf den Weg des weiteren Abwartens und versperren die wirklichen Rettungswege. 

* 
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Ede-Kautsky.  
Zu Kautskys Programmschrift.  

Von A. T h a l h e i m e r. 

(Fortsetzung.) 

Urkautsky, Kautskys letzte Fassung und Bernstein-Stampfer. 

Wenn auf der einen Seite die verbürgerlichten Teile der Arbeiterklasse ihrer großen Masse gegenüber-

gestellt werden, wenn also von den Kautskys usw. die Grenze zwischen Arbeiterklasse und Bour-

geoisie von der Seite der Arbeiterklasse her verwischt, ja eingerissen wird, so auch umgekehrt. Kautsky 

macht heute die Entdeckung, daß die Bourgeoisie „keine Klasse im ökonomischen Sinne ist“ (S. 88 

der Programmschrift). „Die Bourgeoisie ist, wie der ‚dritte Stand‘, ein Sammelname, der verschiedene 

Elemente umfaßt, neben den Kapitalisten auch Intellektuelle, also auch viele Schichten, die nicht von 

der Ausbeutung fremder Arbeit, sondern bloß von eigener Arbeit leben, oft sogar ausgebeutet sind. Die 

Intellektuellen sind unter den Bourgeois vielleicht zahlreicher als die Kapitalisten“. (ibid. S. 88.) 

Die Kapitalisten, die Ausbeuter, sind also innerhalb der Bourgeoisie nur eine Minderheit. Dies ist die 

neueste Entdeckung Kautskys. Diese funkelnagelneue Entdeckung ist aber bereits einmal gemacht 

worden, und zwar, wie alle Neuentdeckungen des neuesten Kautsky, von Bernstein. In seinen „Vo-

raussetzungen des Sozialismus“ usw. wandte sich bereits Bernstein gegen die „mißbräuchliche“ An-

wendung des Ausdrucks „bürgerlich“ oder „bourgeois“. Er sagt da: 

„Ich sage ausdrücklich Uebergang von der kapitalistischen zur sozialistischen Gesellschaft, und nicht 

von der ‚bürgerlichen Gesellschaft‘, wie das heute so häufig geschieht. Diese Anwendung des Wortes 

bürgerlich ist vielmehr ebenfalls ein Atavismus oder jedenfalls eine sprachliche Zweideutigkeit, die 

als ein Uebelstand der Phraseologie der deutschen Sozialdemokratie bezeichnet werden muß und eine 

vortreffliche Brücke zu Mißdeutungen bei Freund und Feind bildet ... Was heißt das namentlich in 

Deutschland, in dessen größtem und leitendem Staate Preußen es sich noch immer darum handelt, ein 

großes Stück Feudalismus erst los zu werden, das der bürgerlichen Entwicklung im Wege steht? Kein 

Mensch denkt daran, der bürgerlichen Gesellschaft als einem zivilistisch geordneten Gemeinwesen 

an den Leib zu wollen. Im Gegenteil. Die Sozialdemokratie will nicht die Gesellschaft auflösen und 

ihre Mitglieder allesamt proletarisieren, sie arbeitet vielmehr unablässig daran, den Arbeiter aus der 

sozialen Stellung eines Proletariers zu der eines Bürgers zu erheben und so das Bürgertum oder Bür-

gersein zu verallgemeinern. Sie will nicht an die Stelle der bürgerlichen eine proletarische Gesell-

schaft, sondern sie will an die Stelle der kapitalistischen eine sozialistische Gesellschaftsordnung 

setzen.“ (Bernstein „Voraussetzungen des Sozialismus usw.“ Stuttgart 1899, Seite 128) 

[154] Man sieht also, wie der Kautsky von 1922 selbst die Sprechweise des Sozialismus nach den 

von Bernstein gegebenen Vorschriften revidiert. Es liegt auf der Hand, daß das feindselige Wort 

„Bourgeois“ oder „Bürger“ aus dem sozialdemokratischen Sprachschatz verschwinden muß in dem 

Augenblick, wo die Sozialdemokratie selbst bürgerlich wird, wo sie sich direkt mit der Bourgeoisie 

verbindet. Wenn der Arbeiter sich verbürgerlicht, muß umgekehrt der Bürger, der Bourgeois, sein 

Klassenmerkmal verlieren. 

Nicht nur die Redeweise muß geändert werden, auch die Psychologie. Eine so tiefgehende Umwäl-

zung, wie es die proletarische Revolution ist, bedarf einer heroischen Anspannung, einer langandau-

ernden Begeisterung, eines Charakters, der himmelweit entfernt ist von dem des Spießbürgers oder 

des verspießbürgerten Arbeiters. Für die Kautsky, Bernstein usw. wird die Revolution eine spießbür-

gerlich langweilige Geschichte, für die die spießbürgerlich alltägliche Katzenjammerstimmung aus-

reicht. „Die proletarische Revolution“, sagt Kautsky, „ist daher sicherlich weniger dramatisch, bietet 

den nach neuen Sensationen lüsternen Literaten weniger Interesse und Befriedigung, sie ist trockener 

und weniger überschwenglich, als die bürgerliche. Wenn die jetzige russische Revolution so reich an 

dramatischen Wendungen und unerhörten Sensationen ist, so beweist sie auch damit wieder, daß sie 

ihrem wirklichen Inhalt, wenn auch nicht den Absichten der in ihr führenden Faktoren nach, eine 

bürgerliche Revolution ist.“ 

Ganz im selben Sinne Bernsteins, der in seiner Erläuterungsschrift zum Görlitzer Programm sagt: 
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„Das Görlitzer Programm ist mit Notwendigkeit Gegenwartsprogramm. Es wäre lächerlich, wenn es anders 

sein sollte. Die Gegenwart ist aber stets prosaischer als der Blick in die Zukunft.“ 

In der Tat, dramatisch und heroisch wird die Sozialdemokratie nur dann, wenn es gilt, im Dienste der 

Bourgeoisie das Proletariat niederzukartätschen. Sonst kennzeichnet sie die trockene Langeweile, die 

nüchterne Feigheit, die gedrückte und selbstzufriedene, kleinliche Stimmung der Spießbürger. Die 

Sozialdemokratie ist konsequent. Um die Grundsätze und Ziele des Sozialismus preisgeben zu kön-

nen, ist sie genötigt, auch die geschichtliche Sprache und die revolutionäre Psychologie des Sozialis-

mus aufzugeben, ja den Verzicht auf beide für einen Fortschritt zu erklären. In den Tagen, wo Kautsky 

noch Marxist war, wußte er ausgezeichnet die moralische Degradierung des verspießbürgerlichten 

Arbeiters zu brandmarken, die er heute als unübertreffliche Tugend, als die Blüten der prolearischen 

Entwicklung anpreist. In seiner Schrift über die soziale Revolution heißt es mit Bezug auf die engli-

sche Arbeiteraristokratie: 

„Auch da wieder zeigt uns England, wohin eine Arbeiterklasse gerät, die auf die Revolution verzichtet und nur 

Realpolitik treibt, ihre Ideale hohnlachend an den Nagel hängt und jedes Kampfziel von sich weist, das sich 

nicht in Pfunden und Schillingen ausdrücken läßt. Aus bürgerlichem Munde selbst wird über den moralischen 

und geistigen Verfall der Elite der englischen Arbeiter geklagt, die den Verfall der Bourgeoisie getreulich 

mitmachten und heute kaum noch etwas anderes seien als kleine Bourgeois, die sich von den anderen nur durch 

etwas größere Unkultur unterscheiden, und deren erhabenstes Ideal darin bestehe, ihre Herren nachzuäffen, 

ihre heuchlerische Respektabilität nachzuahmen, ihre Bewunderung für den Reichtum, wie immer er erworben 

sein mag, ihre geistlose Manie, die freie Zeit totzuschlagen ... Vergeblich suchte man den englischen Arbeitern 

durch ethische Predigten eine höhere Lebens-[155]anschauung und Sinn für edlere Bestrebungen einzuflößen. 

Die Ethik des Proletariats fließt aus seinem revolutionären Streben. Durch dieses wird es gekräftigt und vere-

delt. Die Idee der Revolution ist es, die jene wunderbare Erhebung des Proletariats aus seiner tiefsten Ernied-

rigung bewirkt hat, die das großartigste Ergebnis der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts darstellt.“ (Kautsky, 

l. c., Seite 63.) 

Kautsky schloß damals diese ausgezeichnete Charakteristik des verbürgerlichten Arbeiteraristokraten 

mit folgenden Worten: 

„An diesem revolutionären Idealismus vor allem wollen wir festhalten, dann mag kommen, was will. Wir 

werden das Schwerste tragen, das Höchste leisten und würdig sein der großen, historischen Aufgaben, die 

unserer harren.“ 

Man sieht, wie Kautsky an dieser Auffassung festgehalten hat und wie weit er gekommen ist. Im 

übrigen ist das Bild der verbürgerlichten deutschen Sozialdemokratie von heute, ihre geistige und 

moralische Degradierung um so abstoßender geworden, je tiefer ihr Vorbild, die heutige deutsche 

Bourgeoisie selbst gesunken ist. Die einzelnen Züge dieses Bildes bedürfen keiner Schilderung, sie 

sind bekannt. 

Am Schluß dieses Abschnittes wollen wir in aller Kürze den Ur-Kautsky dem verbernsteinten Kaut-

sky gegenüberstellen, und zwar beschränken wir uns in diesem Abschnitt auf die Punkte, die den 

grundsätzlichen Teil des Programms betreffen. Zunächst Kautskys Schrift gegen Bernsteins „Voraus-

setzungen des Sozialismus“ (Bernstein und das Sozialdemokratische Programm, eine Antikritik von 

Karl Kautsky, Stuttgart 1899). 

Was die Verelendungstheorie anlangt, so sagte Kautsky damals: 

„Also in dem Sinne einer Tendenz, einer auf dem Boden der kapitalistischen Gesellschaft unausrottbaren Ten-

denz, die stets mangelhafter sich geltend macht, ist das Wort von der Zunahme des Elends und der Knechtung, 

wie der Empörung vollkommen richtig.“ (l. c., S. 116.) 

Allerdings die physische Verelendung des Proletariats hat Kautsky damals schon gegenüber Bernstein 

aufgegeben, wie so viele andere Grundgedanken und Feststellungen des Marxismus. Die physische 

Hebung von Teilen der Arbeiterklasse war nur eine vorübergehende Erscheinung. In der Auflösungs-

periode des Kapitalismus ist nicht nur die soziale und psychologische, sondern auch die rein physi-

sche Verelendung der Arbeiterklasse eine allumfassende und charakteristische Tatsache geworden. 

In bezug auf die Krisentheorie, die Bernstein als abgetan betrachtete, und mit dem die ganze heutige 

Sozialdemokratie und Kautsky mit ihr, kam Kautsky damals zu dem richtigen Schluß: 
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„Es ist klar, die kapitalistische Produktionsweise wird von dem Moment an zur Unmöglichkeit, in dem es sich 

herausstellt, daß der Markt sich nicht mehr in demselben Tempo ausdehnen kann wie die Produktion, d. h. 

sobald Ueberproduktion chronisch wird ... Zu einem solchen Zustand muß es aber kommen, wenn die ökono-

mische Entwicklung in derselben Weise wie bisher vor sich geht, denn der äußere wie innere Markt hat seine 

Grenzen, indessen die Ausdehnung der Produktion praktisch grenzenlos ist. Es handelt sich dabei nicht um 

eine feste, starke Grenze, eine solche ist in der ökonomischen Entwicklung nie zu erreichen, sondern eine 

elastische, die immer beengender wird.“ (Kautsky l. c., S. 142.) 

An einer anderen Stelle: 

„Die unhaltbar chronische Ueberproduktion, sie bedeutet die letzte Grenze, bis zu der das kapitalistische Re-

gime sich überhaupt behaupten“ kann, sie braucht nicht notwendigerweise seine Todesursache zu bedeuten. 

[156] Wir haben gesehen, daß die materialistische Geschichtsauffassung neben dem ökonomischen Zwange 

noch andere Faktoren der sozialen Entwicklung kennt, die zwar ökonomisch motiviert, aber nichts desto we-

niger vielfach ideeller, ethischer Natur sind und die wir zusammenfassen in der Formel des Klassenkampfes. 

Der Klassenkampf des Proletariats kann zum Umsturz der kapitalistischen Produktionsweise führen, ehe noch 

diese in das Stadium ihrer Verwesung eingetreten. Wenn der Hinweis auf die chronische Ueberproduktion 

nicht gleichbedeutend ist mit der Prophezeiung der großen Weltkrisis, so überhaupt nicht mit der Prophezeiung 

einer besonderen Art des Untergangs der kapitalistischen Produktion. Seine Bedeutung besteht darin, daß er 

durch Festsetzung einer äußersten Grenze der Lebensfähigkeit der heutigen Gesellschaft den Sozialismus aus 

jenem nebelhaften Bereich, in das ihn heute so viele Sozialisten verweisen, uns näher rückt, so daß dieser aus 

einem Ziel, das vielleicht nach 500 Jahren verwirklicht werden dürfte – vielleicht auch nicht – ein absehbares 

und notwendiges Ziel praktischer Politik wird.“ (Kautsky l. c., Seite 145.) 

Inzwischen ist das Stadium der Verwesung des Kapitalismus eine abschreckende Wirklichkeit ge-

worden, aber gleichzeitig ist auch die alte Sozialdemokratie verwest, so daß sie den Grundcharakter 

der Krise des Kapitalismus leugnet, während sie sich mitten drin befindet. 

Weiter, Kautsky der alte, über den Charakter der Sozialdemokratie als proletarische Partei, oder als 

Volkspartei in kleinbürgerlichem Sinne: 

„Es ist klar“, sagt Kautsky im Jahre 1899, gegenüber dem Bernstein von 1899 und dem Kautsky von 1922, 

„daß eine Volkspartei, in der die Klasseninteressen der Bauernschaft und des Kleinbürgertums maßgebenden 

Einfluß haben, stets, und wenn sie noch so arbeiterfreundlich ist, auf dem Boden der gegebenen Gesellschafts-

ordnung, des Privateigentums an den Produktionsmitteln, der Freiheit der Privatproduktion stehen bleiben 

muß. Sie kann über die Konstitution von 1793, über das Prinzip des Liberalismus nicht hinaus, sie kann, und 

mag sie sich noch so rabiat gebärden, nie etwas anders sein als eine demokratisch-sozialistische Reformpartei, 

wobei das Wort sozialistisch nichts ist als Schall und Rauch, Erinnerungen an die schöne Zeit einer süßen 

Jugendeselei, oder der dämmernde Traum irgendeines Paradieses, dessen Kommen nach 500 Jahren zu wün-

schen jedem frei steht. 

Es ist aber in diesem Zusammenhang nichts, was irgendwie praktisch verpflichtet.“ (Kautsky l. c., Seite 179.) 

Heute kann eine kleinbürgerlich-sozialistische Partei, wie die Sozialdemokratie, nicht einmal mehr 

eine Partei sozialer Reformen sein. Der Kapitalismus in Deutschland ist auf einer Stufe angelangt, 

wo die kapitalistische Ordnung keine Konzessionen an die Arbeiterklasse, keine Reformen mehr er-

laubt. Die Voraussetzung zu solchen Konzessionen ist ein aussteigender Kapitalismus. Die Zeit ist 

für das deutsche Kapital vorbei. Eine kleinbürgerlich-sozialistische Partei kann das Bündnis mit der 

Bourgeoisie nur aufrecht erhalten unter der Bedingung, daß sie bereit ist, die Kosten und Lasten des 

kapitalistischen Niedergangs vorzugsweise auf die Arbeiterklasse abzuwälzen. Die Praxis der Par-

teien der 2. Internationale liefert dafür tägliche Illustrationen, in klassischer Weise die Sozialdemo-

kratische Partei Deutsch-Oesterreichs. 

Dann die Schrift Kautskys über die soziale Revolution, deren erste Auflage 1902 erschien. Die Ver-

elendung der Arbeiterklasse, die der heutige Kautsky in einem Phrasennebel auflöst, war ihm damals, 

[157] wo sie erst in den Anfängen war, noch sehr wohl sichtbar. Kautsky sagte damals: 

„In den letzten Jahren hat sich übrigens die Lage der Arbeiter so gewaltig absolut verbessert, daß sie keiner 

theoretischen Ueberlegung mehr bedürfe, um zu erkennen, wie ihre Ausbeutung steigt und alles Gerede von 

dem Mildern der Klassengegensätze leere Flause ist.“ (Karl Kautsky „Die soziale Revolution“, 3. Auslage, S. 

30.) 
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Von der Intelligenz, die nach dem heutigen Kautsky bereits die Mehrheit der Bourgeoisie ausmacht, 

schrieb der damalige Kautsky: 

„Die Intellektuellen sind an Zahl verschwindend und ohne jede Klassenorganisation. Ihre einzige Waffe ist die 

Ueberredung durch Wort und Schrift, der Kampf mit ‚geistigen Waffen‘, die ‚moralische Ueberlegenheit‘. 

Und durch diese Waffen möchten die Salonsozialisten auch die proletarischen Klassenkämpfe entschieden 

wissen. Sie erklären sich bereit, dem Proletariat ihre moralische Hilfe angedeihen zu lassen, aber unter der 

Bedingung, daß es auf die Anwendung von Gewalt nicht nur dort verzichtet, wo sie aussichtslos – sondern 

auch dort, wo sie aussichtsvoll. Daher suchen sie die Idee der Revolution in Mißkredit zu bringen, sie als 

untaugliches Mittel hinzustellen.“ (Kautsky, l. c. S. 33.) 

Heute hat die bürgerliche Intelligenz das nicht mehr nötig. Der zum Salonsozialismus bekehrte Kaut-

sky besorgt das ungefähr jährlich zweimal in mehr oder weniger dicken Wälzern. 

Diese wenigen Proben mögen genügen. Es ist kein Gedanke, den Kautsky heute ausspricht, den nicht 

bereits Bernstein ausgesprochen hätte, und den er nicht selbst, solange er noch Marxist war, widerlegt 

hätte. 

III. 

Der grundsätzliche Teil des Programms einer revolutionären Arbeiterpartei, wie er heute zu schreiben 

ist, unterscheidet sich vor allem darin von dem grundsätzlichen Teil, z. B. des Erfurter Programms, 

daß fast alles das, was damals als Tendenz der kapitalistischen Entwicklung gezeichnet worden ist, 

inzwischen Wirklichkeit geworden ist und konkrete Formen angenommen hat. Der Kapitalismus im 

Beginn der 90er Jahre, der Zeit der Abfassung des Erfurter Programms, trat damals eben in seinen 

letzten, in den imperialistischen Abschnitt ein. Die stürmische kapitalistische Entwicklung, die mit 

den 90er Jahren eintritt, leitet zugleich die Untergangsphase des Kapitalismus ein. Die kapitalistische 

Konzentration hat typische, ganz konkrete Formen angenommen. Es bildet sich in dieser Zeit die 

monopolistische Form des Kapitalismus aus, die in ihren konkreten Gestalten darzustellen ist. In dem 

Zeitraum 1890 bis 1914 vollendet sich die Aufteilung der Kolonialländer unter die kapitalistischen 

Mächtegruppen. Ein Teil dieser Zeit ist noch der kolonialen Eroberung gewidmet. Der Schlußpunkt 

dieses Abschnittes sieht die kolonialen Eroberungen vollendet und den Beginn der gewaltsamen Aus-

einandersetzung der verschiednen Kapitalistengruppen, und die Neuaufteilung der Erde. Der kapita-

listische Zusammenbruch im Weltmaßstab setzt ein mit dem Weltkrieg 1914 bis 1918. Die Krisen-

theorie hat sich erfüllt. Es ist heute nicht mehr nötig, die theoretische Prognose zu stellen, sondern 

die konkreten Formen der Weltkrise des Kapitalismus zu analysieren, nachzuweisen, daß sie entwe-

der in die Weltrevolution ausmündet, oder eine neue, noch verheerendere Krise, einen noch größeren 

Weltkrieg einleitet. Ob diese Krise die letzte Krise des Kapitalismus sein wird, ist nicht mehr eine 

Frage der Theorie, sondern des Kampfes. Auch die Verelendungstheorie ist im selben Sinne überholt, 

in dem Sinne nämlich, daß die absolute physische Ver-[158]elendung der Arbeiterklasse in einer 

großen Zahl kapitalistischer Länder eine Tatsache geworden ist, die dem Arbeiter nicht erst theore-

tisch bewiesen zu werden braucht. Die erste Voraussetzung des Sozialismus, die kapitalistische Kon-

zentration, ist im höchsten Grade vorhanden, die zweite Voraussetzung, der reale Widerspruch der 

kapitalistischen Ordnung zu den Bedürfnissen der Existenz der breiten Volksmassen, die kapitalisti-

sche Anarchie und die absolute Verelendung der Volksmassen, ist ebenfalls eine Tatsache geworden, 

die konkrete Formen angenommen hat. Die dritte Voraussetzung ist die wachsende Organisation und 

Klassenerkenntnis des Proletariats. Hierbei ist aufzuzeigen die Rolle des Proletariats als Führerin aller 

der Klassen, die der untergehende Kapitalismus zermalmt. Es ist weiter aufzuzeigen die Rolle der 

revolutionären Arbeiterpartei für die Eroberung der Macht und den Uebergang zu sozialistischer 

Wirtschaftsordnung. Dabei gilt es, die besonderen Erfahrungen der russischen Revolution in dieser 

Beziehung auf ihren allgemeinen Nenner zu bringen und aktzunehmen von der neuen Erscheinung, 

der Ausbildung der zwei Flügel des opportunistischen Sozialismus. Ferner ist es heute nicht mehr 

angängig, von der proletarischen Revolution, ihren Mitteln und Formen, und von der Form des pro-

letarischen Staates nur in abstrakter Weise zu reden, man muß die Erfahrungen der ersten proletari-

schen Revolution, soweit sie allgemein gültig sind, herausschälen und fixieren. Das scheinen uns die 

Elemente des grundsätzlichen Teils eines kommunistischen Programms in den westeuropäischen 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 645 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

Ländern von heute zu sein, d. h. für die Länder, in denen die Arbeiterklasse noch nicht im Besitze der 

politischen Macht ist. 

Mit Kautskys Anschauungen über die Formen und Mittel der Eroberung der Macht durch die Arbei-

terklasse und der Machtausübung werden wir uns im nächsten Abschnitt auseinandersetzen. 

* 

Kampfbedingungen und Taktik der KPÖ.  
Von V. S t e r n  (Wien). 

I. 

Die katastrophalen Formen, die der wirtschaftliche Zusammenbruch in Oesterreich bereits angenom-

men hat, und die Bedeutung der Folgen, die sich daraus für die gesamte kapitalistische Welt ergeben 

können, hat die allgemeine Aufmerksamkeit in erhöhtem Maße auf dieses kleine Land gelenkt. 

Deutschland und eine Reihe anderer Länder erkennen immer deutlicher in den österreichischen Zu-

ständen viel von ihrer eigenen Zukunft, der sie rascher oder langsamer entgegengehen. Dem ganzen, 

nur mühsam aufrecht erhaltenen Gleichgewicht in der kapitalistischen Welt droht von Oesterreich 

aus eine Strömung, die ihm leicht verhängnisvoll werden kann. So ist es leicht begreiflich, daß sowohl 

die ganze kapitalistische Welt, als auch das internationale Proletariat die Vorgänge in Oesterreich mit 

etwas größerer Aufmerksamkeit als bisher verfolgt. Auch der Kampf, den die kommunistische Partei 

dieses kleinen „demokratischen“ Kapitalistenstaates zu führen hat, gewinnt dadurch an allgemeiner 

Bedeutung. 

Die Tätigkeit unserer Partei hat bisher unter den Bruderparteien nicht gerade eine sehr verständnis-

volle und den Schwierigkeiten, mit denen sie zu kämpfen hat, gerecht werdende Beurteilung gefun-

den. Man begriff nicht recht, warum in Oesterreich, wo die Verelendung so [159] rasch und so furcht-

bar fortschreitet, die Revolutionierung der Arbeiter einen so schleppenden Verlauf nimmt und unsere 

Partei nicht rascher an Größe, Kraft und Einfluß zunimmt. Die Schuld dafür wurde in erster Linie bei 

unserer Partei gesucht. Man war fast überall der Meinung, daß in Oesterreich einer außerordentlich 

raffinierten sozialdemokratischen Führerschaft eine ihr in keiner Weise gewachsene kommunistische 

gegenüberstehe. Es ist deshalb notwendig, einmal die objektiven Hemmnisse und Schwierigkeiten 

unserer Entwicklung in Oesterreich wenigstens anzudeuten, um diesem Vorurteil ein Ende zu berei-

ten. Ohne Berücksichtigung dieser Tatsachen ist ein Verständnis der Taktik unserer Partei unmöglich. 

Die zwei entscheidendsten Tatsachen, die einer Revolutionierung der österreichischen Arbeiter und 

einem rascheren Erstarken der Kommunistischen Partei Oesterreichs entgegenwirken, sind d i e  

v ö l l i g e  A b h ä n g i g k e i t  d e s  k l e i n e n  L a n d e s  von seiner kapitalistischen Umgebung und 

der Umstand, daß der ö s t e r r e i c h i s c h e n  S o z i a l d e m o k r a t i e  j e d e  e r n s t l i c h e  S p a l -

t u n g  e r s p a r t  b l i e b. Es fällt den österreichischen Sozialdemokraten verhältnismäßig leicht, in 

den Arbeitern die Stimmung zu erzeugen, daß jeder ernstliche Kampf völlig aussichtslos sei, weil er 

zur Diktatur führen müßte und diese dem gemeinsamen Druck der reaktionären Bauern und der Bour-

geoisie im Innern, sowie der kapitalistischen Nachbarstaaten rasch erliegen und dem weißen Terror 

Platz machen würde. Die Tatsache, daß die Sozialdemokratie hier nur einmal eine kleine Absplitte-

rung, niemals aber eine Spaltung mitmachte, erscheint der Masse der sozialdemokratischen Arbeiter 

als die gelungene Aufrechterhaltung der Einheit der Arbeiterklasse und Arbeiterbewegung, die sie 

nun als kostbares, in der Welt einzig dastehendes Gut verteidigen zu müssen glauben, selbst wenn sie 

mit ihrer Führung noch so unzufrieden sind und gelegentlich gegen dieselbe sehr heftig rebellieren. 

Es gibt in Oesterreich sehr viele sozialdemokratische Arbeiter, die der Meinung sind, daß die Kom-

munisten recht haben und die sozialdemokratischen Führer versagen, die aber dennoch nicht ihre 

Partei verlassen wollen, weil sie meinen, daß dadurch eine Zersplitterung herbeigeführt wird, die die 

Arbeiterklasse den Kapitalisten gegenüber noch widerstandsunfähiger machen müßte. 

Diese beiden Tatsachen allein erleichtern unseren Sozialpatrioten und Sozialreformern schon sehr ihr 

Spiel. Dazu kommt aber noch eine ganze Reihe anderer Umstände. Die stetige Geldentwertung er-

möglichte im Zusammenwirken mit dem Indexsystem unserer Bourgeoisie, bisher wenigstens dem 
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Lohndruck eine solche Form zu geben und sein Tempo derart zu verteilen und auszugleichen, daß die 

Widerstandskraft der Arbeiterklasse geradezu automatisch zermürbt wurde. Der immer stärkere 

Lohndruck vollzog sich in der Form immer ausgiebigerer scheinbarer Lohnerhöhungen. Lange Zeit 

glaubten die Arbeiter durch den Index überhaupt vor den Folgen der Geldentwertung und Teuerung 

geschützt zu sein. „Merkten sie einige Zeit nach der Lohnerhöhung auf Grund des letzten Index den 

Betrug, so blieb der dadurch hervorgerufene Erregungszustand, selbst wenn er noch so heftig war, 

ohne Nachhaltigkeit. Die Bekanntgabe der neuen Indexziffer stellte ja den Arbeitern eine neue „Lohn-

erhöhung“ in Aussicht, die ihnen k a m p f l o s  zufiel. Das furchtbare Tempo der Geldentwertung der 

letzten Wochen hat diesem Betrug wohl ein Ende gemacht. Die Arbeiter sehen das, was vorgeht, jetzt 

gleichsam durch ein mächtiges Vergrößerungsglas, so daß jeder merkt, wie er betrogen wird. Die 

Unternehmer sehen [160] sich deshalb auch gezwungen, den Raub, der ihnen so mühelos in den 

Schoß fällt durch freiwillige, über ihre tariflichen Verpflichtungen hinausgehende Zulagen zu mil-

dern. Sie suchen also das echt österreichische System der a l l m ä h l i c h e n, s c h m i e g s a m e n  

V e r s c h l e c h t e r u n g  der Lebenslage der Arbeiter nach Möglichkeit zu erhalten. Auf die Dauer 

kann diese Täuschung natürlich nicht gelingen, aber sie hat ihre Dienste ausgiebig geleistet. Die Geld-

entwertung erleichtert auch der Regierung den Steuerraub, weil sich die Arbeiter noch immer einre-

den lassen, es sei ihre Sache, Opfer zu bringen, um den finanziellen Zusammenbruch aufzuhalten. 

Zu all dem kommen die Nachwirkungen des Rückschlags nach der Niederwerfung der Diktatur in 

Ungarn und Bayern. Infolge der geographischen Lage Oesterreichs zwischen diesen beiden Ländern 

war die Wirkung auf das österreichische Proletariat stark und nachhaltig. Dieser Umstand erleichterte 

und erleichtert es auch jetzt noch der österreichischen Sozialdemokratie, auch die Hungerkatastrophe 

in Rußland und die Opfer, die das russische Proletariat brachte und noch bringt, zur Einschüchterung 

des Proletariats auszunützen. Die Kommunistische Partei leidet hier auch noch immer unter den Fol-

gen der Umstände ihrer Entstehung. Die Kommunistische Partei mußte alles, was eine Partei braucht, 

erst aus dem Nichts schaffen. Sie erhielt nichts von all dem, was die Arbeiterbewegung sich geschaf-

fen, als Erbteil mit, keine Organisationen, keine geschulten Vertrauensmänner, keine erfahrenen und 

der Masse bekannten Führer, keine Zeitungen und Redakteure usw. Der Partei fehlen noch heute 

infolgedessen vielfach die primitivsten organisatorischen Hebel für eine wirksame Betätigung, und 

die so dringend notwendige organisatorische Festigung ist nur unter Ueberwindung größter Schwie-

rigkeiten möglich. Dazu kommen die größten finanziellen Schwierigkeiten infolge der Verelendung 

der Masse und der furchtbaren Geldentwertung. Selbst bürgerliche Blätter führen hier einen schweren 

Existenzkampf, um so mehr unsere Presse. Die Partei kann in den wichtigsten Augenblicken nur mit 

Mühe Flugblätter verbreiten. Die agitatorische Bearbeitung der Provinz wird durch den Geldmangel 

außerordentlich erschwert. Die finanziellen Sorgen verbrauchen auch einen großen Teil der Kraft, die 

sonst besser verwendet werden könnte. Die Partei leidet schließlich auch außerordentlich unter den 

Folgewirkungen vergangener schwerer Fehler. Die günstigsten Augenblicke für eine Gewinnung der 

Massen wurde verpaßt, statt dessen aber durch Unbesonnenheiten aller Art den Gegnern erleichtert, 

vor den Massen e i n e  w a h r e  M a u e r  d e s  M i ß t r a u e n s  aufzurichten, die niederzureißen auch 

jetzt noch die schwersten Anstrengungen kostet. 

Diese objektiven Schwierigkeiten sind es vor allem, die es der K. P. Oe. so außerordentlich erschwe-

ren, an die Massen heranzukommen und sie zu gewinnen. Daß die österreichische Sozialdemokratie 

an Schmiegsamkeit, Skrupellosigkeit und Festigkeit in der Anwendung aller Mittel des Massenbe-

trugs selbst unter ihren Bruderparteien nicht so leicht ihresgleichen findet, kommt wohl noch dazu, 

ist aber in keiner eise das Ausschlaggebende. Die K. P. Oe. würde heute unter sonst gleichen o b -

j e k t i v e n  Verhältnissen in ihrer politischen Führung der Sozialdemokratie mehr als gewachsen 

sein. Unsere Partei hat sich zu einer klaren, verständlichen und zielbewußten, entschlossenen Politik 

durchgerungen, die sie mit großer Konsequenz verfolgt. Die Politik der Sozialdemokratie aber zeigt 

schon seit einiger Zeit eine große Z e r f a h r e n h e i t, ein S c h w a n k e n, das sich nicht ganz verhül-

len läßt, eine gewisse H i l f- und R a t l o s i g k e i t, die in [161] einem sehr merkwürdigen Kontrast 

zu der Größe und der organisatorischen Machtfülle und Kraft dieser Partei steht. Die Ratlosigkeit der 

Bourgeoisie dieses unmöglichen Landes überträgt sich auch auf ihre allzeit getreue „sozialistische“ 
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Trabantin. Da nur eine p r o l e t a r i s c h e  Politik Auswege eröffne, so weiß sie eben keinen Ausweg 

und ist bereits bei dem offenen Geständnis, „daß man nichts machen kann“, angelangt. – 

II. 

Unter solchen Umständen ist der K. P. Oe, ihr Weg klar vorgezeichnet. Sie kann das österreichische 

Proletariat noch nicht selbständig in den Kampf führen, aber sie allein kann ihm den einzig möglichen 

Weg, die nächsten notwendigen Schritte und das weitere nicht weniger notwendige Ziel klar und 

deutlich a u f z e i g e n  und alle Kraft daran setzen, um das Proletariat dazu zu bewegen, sich von dem 

geschlossenen Vormarsch auf diesem Wege nicht länger zurückhalten zu lassen. In diesem Sinne 

wendet unsere Partei d i e  T a k t i k  d e r  E i n h e i t s f r o n t  an. Lange bevor die Exekutive in Moskau 

die Anwendung dieser Taktik für die ganze Internationale festsetzte, wurden wir mit innerer Notwen-

digkeit zu ihr gedrängt. In Oesterreich ist, solange die Macht des Kapitalismus in den Nachbarstaaten 

nicht gebrochen ist und die Massen unter reformistischem Einfluß stehen, eine Diktatur nicht mög-

lich. Daher mußten wir Uebergangsforderungen finden, mußten dem Proletariat zeigen, wie es we-

nigstens seiner Verelendung entgegenwirken und in den Kampf gegen seine Ausbeuter die Reife er-

langen kann, die es befähigt, in Gemeinschaft mit dem internationalen Proletariat den allein befrei-

enden Endsieg zu erringen. Die K. P. Oe. ist allein zu schwach, um das Proletariat in solche Kämpfe 

zu führen, darum mußten wir die Notwendigkeit des gemeinsamen geschlossenen Kampfes aller Ar-

beiter ohne Unterschied der Partei den Massen begreiflich zu machen suchen. Den Massen, die mit 

ihrer sozialdemokratischen Führung unzufrieden sind, sich aber noch nicht von ihr losreißen können, 

so sehr sie auch die Richtigkeit unserer Losungen einsehen, mußten wir sagen, daß sie einen entspre-

chenden Druck auf ihre Führer ausüben müssen. Und allen denen, die sich dadurch täuschen lassen, 

daß die Sozialdemokraten, wenn es nicht anders geht, Forderungen im Interesse des Proletariats a u f  

d e m  P a p i e r  aufstellen, mußten wir Gelegenheit geben, die wahre Natur ihrer Führer kennen zu 

lernen, indem wir uns zum gemeinsamen Kampf auch für solche Forderungen bereit zeigten, die noch 

lange nicht alles das enthielten, was wir für notwendig halten. 

Freilich verlangen die österreichischen Verhältnisse e i n e  b e s o n d e r e  A n w e n d u n g s a r t  dieser 

Taktik. In den übrigen Ländern empfindet das Proletariat sehr stark die innere Zerrissenheit gegen-

über dem Ansturm der Bourgeoisie. Dort liegt das Schwergewicht der Einheitsfronttaktik ebensosehr 

auf der Forderung des Z u s a m m e n s c h l u s s e s  zum Kampfe, wie auf der des K a m p f e s  selbst. 

In Oesterreich hat das Proletariat das Gefühl der Zerrissenheit in viel geringerem Maße. Die Größe 

der sozialdemokratischen Partei, die völlige Einheit der Gewerkschaften und bis in die letzte Zeit 

auch das Bestehen des Arbeiterrates wirkten dem entgegen. Darum mußte unsere Taktik das ganze 

Schwergewicht darauf verlegen, daß die Machtfülle dieser gewaltigen Organisationen im Interesse 

des Proletariats lebendig gemacht und eingesetzt werde. Wir sprachen weniger von E i n h e i t, aber 

desto mehr von der Notwendigkeit des wohlorganisierten geschlossenen K a m p f e s  der ganzen 

[162] Arbeiterklasse, für gemeinsame Interessen aller Arbeiter ohne Unterschied der Partei. Erst als 

sich die Zweieinhalbte Internationale, um ihre sehr zweifelhafte Existenzberechtigung in einem bes-

seren Lichte erscheinen zu lassen, den Anschein gab, die Losung der Einheitsfront international zu 

vertreten, da hatten wir etwas mehr Spielraum, die Dinge auch in Oesterreich beim richtigen Namen 

zu nennen. Dadurch kam unsere Sozialdemokratie, wie die Vorgänge am 20. April und 1. Mai zeigten, 

in schwere Verlegenheit. Ihre eigenen Mitglieder duldeten es nicht, in der Presse mit Einheitsfront-

phrasen gefüttert, in der Praxis aber von den Kommunisten isoliert zu werden. Das hielt freilich nicht 

lange vor, und die Zweieinhalbte propagiert bereits wieder offen die Taktik der Einheitsfront g e g e n  

die Kommunisten. 

Dadurch, daß wir das ganze Schwergewicht auf die Forderung des K a m p f e s  verlegen, ist die Tak-

tik der Einheitsfront unsere beste Waffe gegen die früher erwähnte, große Schwierigkeit, die uns die 

Tatsache bereitet, daß der sozialdemokratische Arbeiter die Einheitlichkeit und Größe seiner Partei 

wie ein Heiligtum hütet. Erst an der Hand unserer Forderungen sieht er, was diese Einheit alles n i c h t  

leistet. Wir machen ihm konkret die Wertlosigkeit einer äußerlichen toten Einheit begreiflich, die 

nicht im Kampfe wirksam wird, ja, die als Werkzeug der Niederhaltung der Massen im Dienste der 

Bourgeoisie mißbraucht wird. 
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Unsere Taktik der Einheitsfront gewinnt auch noch aus einem anderen Grunde eine besondere Eigen-

art. In der übrigen Internationale ist sie in der Hauptsache eine Folge der furchtbaren Rückschläge, 

die der revolutionäre Kampf erfahren hat. Sie stellt gleichsam das Operieren auf einer kürzeren Front 

nach einem Rückzuge dar. Das ist natürlich bis zu einem gewissen Grade auch in Oesterreich so, 

schon wegen der Abhängigkeit unseres Kampfes von dem des internationalen Proletariats. Hier ist 

aber für die Notwendigkeit dieser Taktik noch viel entscheidender die gegenwärtige Aussichtslosig-

keit eines unmittelbaren Kampfes um die Diktatur infolge der Abhängigkeit des kleinen Landes von 

seiner kapitalistischen Umgebung und infolge der Rückwirkungen dieses Umstandes auf die revolu-

tionäre Verfassung des österreichischen Proletariats. Unser wirtschaftliches Elend läßt hier den End-

kampf viel notwendiger erscheinen als anderswo, aber die Machverhältnisse erlauben ihn augenblick-

lich viel weniger. Diese Situation birgt die Gefahr in sich, daß den Massen der Wesensunterschied 

zwischen Kommunisten und Sozialdemokraten nicht klar genug wird. Daraus ergibt sich für unsere 

Partei eine mehrfache Aufgabe. Wir müssen den Massen die Augen dafür öffnen, daß die Sozialde-

mokratie selbst für die bescheidensten und notwendigsten Forderungen nicht kämpfen will und kann, 

daß nur die Kommunisten zu diesem Kampfe unaufhörlich drängen und an ihm teilzunehmen bereit 

sind, daß dieser Kampf nur eine notwendige Teilerscheinung des Kampfes um die Diktatur ist, den 

wir nicht aufgegeben, a u c h  n i c h t  a u f g e s c h o b e n  haben, sondern nur in der augenblicklich 

zweckmäßigsten Form führen, und daß endlich das österreichische Proletariat noch mehr als jedes 

andere, sich einzugliedern hat in den i n t e r n a t i o n a l e n  Kampf des Proletariats. Eine unserer 

Hauptaufgaben ist es, den österreichischen Arbeitern zu zeigen, daß wir nachgerade deshalb, weil uns 

erst eine Erschütterung des Kapitalismus anderer Länder die Bahn für unsere Rettung frei machen 

wird, die Hände nicht in den Schoß legen dürfen, sondern die internationale Bewegung zu fördern 

haben, vor allem natürlich durch den Kampf gegen die eigene Bourgeoisie. 

[163] So hat unsere Partei die Linie gefunden, die es ihr möglich macht, trotz der außergewöhnlichen 

Schwierigkeiten ihren Pflichten gegenüber dem Proletariat und der Revolution gerecht zu werden und 

vorwärts zu kommen. Diese Einstellung hat dazu geführt, daß die Politik unserer Partei seit einiger 

Zeit k l a r, v e r s t ä n d l i c h  u n d  k o n s e q u e n t  geblieben ist. Ein einziges Abweichen von dieser 

Linie scheint mir der A u s t r i t t  a u s  d e n  A r b e i t e r r ä t e n  gewesen zu sein. Wir hätten meiner 

Meinung nach in den Arbeiterräten noch immer eine Tribüne zur Verfügung gehabt, die es uns er-

leichterte, den Massen unsere Anschauungen und den Unterschied zwischen uns und den Sozialde-

mokraten begreiflich zu machen. Demgegenüber muß aber zugegeben werden, daß der sozialdemo-

kratische Mißbrauch die Arbeiterräte bereits derart diskreditiert und zu einer bloßen Komödie herab-

gewürdigt hatte, daß in ganz Oesterreich kein Arbeiter den Arbeiterräten auch nur eine Träne nach-

weint. Auch haben es die Sozialdemokraten sehr gut verstanden, die Arbeiterräte bei der Abwürgung 

von Arbeiterbewegungen auszunützen. Im übrigen aber hat sich die Partei in ihrer konsequenten Tak-

tik nie beirren lassen. Sie ist aktiv bis zur äußersten Anspannung aller ihrer Kräfte, trotz ihrer Klein-

heit zehnmal aktiver als die große Sozialdemokratie. Aber sie hütet sich vor solchen selbständigen 

Aktionen, zu denen ihre Kraft nicht ausreicht. Sie setzt alles daran, um zu den notwendigen Aktionen 

die gesamte Arbeiterklasse aufzurütteln. Sie knüpft an die täglichen Sorgen und Nöte des Proletariats 

an. Sie unterstützt jeden Kampf einer Arbeiterschicht, sucht ihn zu erweitern, drängt auf einheitliche 

Zusammenfassung der einzelnen Bewegungen, auf organisierte und konsequente Fortführung der 

spontanen Aktionen, zu denen die Not das österreichische Proletariat treibt. Sie ist schmiegsam ge-

nug, immer diejenigen Forderungen in den Vordergrund der Aufmerksamkeit zu rücken, die der au-

genblicklichen Lage am besten entsprechen und für welche das Verständnis am größten ist. Ihre For-

derungen sind klar, einfach, verständlich und vom proletarischen Standpunkt aus unanfechtbar. Im 

richtigen Augenblick zeigt sie dem Proletariat immer, wie der Kampf gegen die Unternehmeroffen-

sive, den Lohndruck, die Arbeitslosigkeit, die Teuerung, die Massensteuern, die Reaktion usw. zu 

führen ist. Und die Wirkungen bleiben nicht aus. Die Not macht die Masse für unsere Losungen 

empfänglich. Insbesondere, wenn es im Kampfe steht, sieht das Proletariat, wie sich unsere Partei im 

Gegensatze zur Sozialdemokratie bewährt. Die Sozialdemokraten wissen genau, warum sie selbst die 

notwendigsten Kämpfe zu verhindern trachten. Die Erfahrungen während der Eisenbahner- und Stra-

ßenbahnerstreiks, während des Metallarbeiterkampfes usw. haben sehr viel zur Ausklärung der 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 649 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

Massen beigetragen. Es geht Schritt für Schritt, aber unaufhaltsam und deutlich erkennbar auch in 

Oesterreich vorwärts. D a s  i s t  a u c h  f ü r  d a s  i n t e r n a t i o n a l e  P r o l e t a r i a t  v o n  g r o ß e r  

B e d e u t u n g. I n  O e s t e r r e i c h  h a t  d i e  s o z i a l d e m o k r a t i s c h e  S c h u t z g a r d e  d e s  

W e l t k a p i t a l i s m u s  e i n e n  i h r e r  s t ä r k s t e n  u n d  b e d e u t s a m s t e n  S t ü t z p u n k t e. 

Wankt diese Säule, dann wird der ganze internationale Menschewismus die Erschütterung spüren. 

Allerdings ist noch außerordentlich viel i n n e r e  o r g a n i s a t o r i s c h e  A r b e i t  in unserer Partei 

zu leisten, damit sie fähig wird, das zu leisten, was die Zeit immer mehr von ihr verlangt und wofür 

die Vorbedingungen immer günstiger werden. 

Vor ganz neue Aufgaben stellt unsere Partei die katastrophale Form, die der wirtschaftliche Zusam-

menbruch in Oesterreich annimmt. [164] Mehr noch als bisher müssen wir dem Proletariat begreiflich 

machen, daß n u r  e i n e  r e v o l u t i o n ä r e  L ö s u n g  Rettung bringt. Alle Illusionen über andere 

Auswege müssen wir gründlich zerstören. Mehr noch als bisher müssen wir aber auch dem Proletariat 

zeigen, w i e  e s  s i c h  b i s  z u m  Z e i t p u n k t  d i e s e r  L ö s u n g  g e g e n  s e i n e  w a c h s e n d e  

V e r e l e n d u n g  z u  w e h r e n  h a t. Wir haben dem Proletariat immer von neuem zu zeigen, wie die 

Bourgeoisie aus dem schwindenden Erträgnis des verarmenden Oesterreichs immer größere Profite 

herauszuholen trachtet. In aller Klarheit haben wir auch weiterhin als die gegenwärtige H a u p t a u f -

g a b e  des Proletariats den K a m p f  hinzustellen, der eine V e r r i n g e r u n g  d e r  O p f e r  d e s  

P r o l e t a r i a t s  u n d  d e s  R a u b e s  d e r  K a p i t a l i s t e n  erzwingt. Alle unsere Forderungen sind 

nur als Mittel zu diesem Zweck verständlich. Wir zeigen, wie die Lohnkämpfe entschieden und kon-

zentrisch zu führen sind, aber Lohnerhöhungen nicht genügen, wenn nicht die Teuerung bekämpft 

wird. Wir zeigen die unheilvolle Wirkung von Massensteuern, Tariferhöhungen usw., das Proletariat 

belasten, aber die Gesundung nicht herbeiführen, im Gegenteil, ebenso wie den Abbau der Lebensmit-

telzuschüsse, Defizit, Banknotendruck und Geldentwertung steigern, wir zeigen, daß die Stillegung 

der Banknotenpresse auf Kosten der Besitzenden erfolgen muß, wie nur Einstellung der Arbeitslosen 

die Arbeitsleistung vermehren muß, wie die Versorgung der Arbeitslosen nötig ist, um nicht die ganze 

Arbeiterklasse der Unternehmeroffensive auszuliefern. Wir zeigen die Notwendigkeit der Arbeiter-

kontrolle, um der Ernährungs- und Preisanarchie, dem Börsenwucher, dem Profitraubbau usw. entge-

genzuwirken. Wir fordern die Einheitsfront von unten, den Druck der Massen auf ihre Führer, um den 

K a m p f  für all dies herbeizuführen, vor allem den s o f o r t i g e n  Z u s a m m e n t r i t t  e i n e s  B e -

t r i e b s r ä t e k o n g r e s s e s, um es der Arbeiterklasse zu ermöglichen, ihre organisierte Kraft in die 

Waagschale zu werfen. Dies alles ist nichts anderes, als die F o r d e r u n g  d e s  K a m p f e s  u m  

e i n e  d e n  I n t e r e s s e n  d e s  P r o l e t a r i a t s  e n t s p r e c h e n d e r e  V e r t e i l u n g  d e s s e n, 

w a s  O e s t e r r e i c h  n o c h  s e i n e n  B e w o h n e r n  b i e t e n  k a n n. Dieser Kampf ist notwendig 

bis zur endgültigen revolutionären Lösung und zugleich ihre beste Vorbereitung. 

Heute droht Oesterreich, weil das Proletariat n i c h t  kämpft, alles das, durch dessen Ausmalung die 

Sozialdemokratie die Arbeiter vom Kampfe abschreckte und fernhielt. Darauf müssen wir hinweisen 

und den Kampf als letztes und einziges Mittel erweisen. Nur weil sie keine Opfer bringen will, ist 

unsere Bourgeoisie mit ihrer Sozialdemokratie so ratlos. Diese Opfer können ihr nicht abgeschmei-

chelt, sie müssen ihr aufgezwungen werden. Darüber hat unsere Partei Klarheit zu schaffen. Und 

sollte gar unsere Bourgeoisie, um sich zu halten, dem österreichischen Proletariat noch in höherem 

Grade als bisher zu der eigenen die Ausbeutung durch fremde Bourgeoisien zumuten, dann werden 

wir dem Proletariat die Notwendigkeit der Anwendung der allerschärfsten Kampfmittel begreiflich 

zu machen suchen müssen. Zugleich aber erfordert die Zeit mehr als je, daß unsere Partei sich selbst 

in jeder Hinsicht ausgestaltet zu einem tauglichen Werkzeug der proletarischen Revolution. [165] 

* 
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Allerhand Marxkritiker.  
Von K a r l  K o r s c h. 

I. 

Vorfeldgefechte. 

Wie die Sonne ihr Licht über Gerechte und Ungerechte leuchten läßt und wie der Vater Tod die Guten 

und die Bösen unterschiedslos heimsucht, so waltet auch der d i a l e k t i s c h e  W i d e r s p r u c h  aus-

nahmslos durch alle Vorgänge des geschichtlich-gesellschaftlichen Lebens, durch die größten und 

erhabensten und durch die albernsten und lächerlichsten. Auch durch die Geschichte der Marxkritik. 

Die erste und oberflächlichste Erscheinungsform, in der wir dem Widerspruch innerhalb dieses gro-

ßen, spärlich mit Unkraut durchsetzten Oedlandes des Geistes zunächst begegnen, besteht darin, daß 

heute, da Krieg und Novemberumsturz die „Geister“ einmal etwas kräftiger durchschüttelt haben, 

plötzlich die erstaunliche Tatsache offenbar wird, daß im Großen und Ganzen genommen die „bür-

gerlichen“ Gelehrten aller Fakultäten, die in den 55 Jahren seit dem Erscheinen des Kapitals den 

Marxismus mit allen Mitteln des Totschweigens, der Lüge, der Verleumdung und der Betriebsstatistik 

zu „überwinden“ und zu „vernichten“ versucht haben, diese ganze löbliche Tätigkeit in usum del-

phini1, des goldenen Kalbes tatsächlich mit dem allerschlechtesten Gewissen verrichtet haben und im 

Grunde ihres Herzens während dieser ganzen Zeit immerzu „im Banne des Marxismus“ gestanden 

haben. Untereinander konnten sie sich infolgedessen auch nur mit sehr geringem Erfolg von der Wi-

dersinnigkeit und Lasterhaftigkeit der Marxistischen Irrlehren überzeugen. Aber einen ganz anderen, 

und wahrhaft überraschenden Erfolg verlieh ihnen die gnädige Gottheit der Wissenschaft, die mit den 

übrigen Gottheiten der bürgerlichen Gesellschaft die Charakterähnlichkeit zu haben scheint, daß auch 

sie immer am liebsten mit den „stärksten Bataillonen“ marschierte. Welchen ungeahnten Erfolg diese 

gnädige und ihren Schützlingen fast ungebeten im Schlafe Wohltaten erweisende Göttin der bürger-

lichen Zunft der Marxvernichter heimlich in den Schoß geworfen hat, dafür möge als ein Beispiel 

unter vielen nur ein einziger Satz dienen, den wir der von dem famosen Dr. Striemer herausgegebenen 

„Betriebsrätezeitschrift“ des ADGB, die wir sonst nicht gern anfassen, eigens zu diesem Zweck ent-

nehmen. Er findet sich in der Rezension über das Buch eines neueren bürgerlichen „Marxüberwin-

ders“, in der dritte Nummer des Jahres 1922, S. 47, und lautet wörtlich wie folgt: „Ohne der Hoch-

achtung und Verehrung des genialen Meisters und Künstlers Marx und seiner Bedeutung Abbruch zu 

tun, steht die wissenschaftliche Nationalökonomie der Marxschen Theorie fast ausnahmslos ableh-

nend gegenüber m i t  d u r c h s c h l a g e n d e r  B e g r ü n d u n g.“ Der Autor dieses eigentlich viel 

mehr in einen früheren Jahrgang des „Wahren Jakob“ gehörigen Satzes unterzeichnet seinen Erguß 

mit „astr.“ (A. Striemer?), was vielleicht andeuten soll, daß der Verfasser mit dem Sternenhimmel 

besser vertraut ist als mit der dornenvollen irdischen Wirklichkeit der Wissenschaft, soweit sie nicht 

durch den feuilletonistischen [166] Schwung des Herrn Sombart einigermaßen verklärt wird, dessen 

bekannte und schon von Rosa Luxemburg gebührend gewürdigte „Marxüberwindung“ offenbar die 

speziellere Quelle für astr. gebildet hat. Wir raten aber Herrn astr. nun, zur Korrektur seiner durch 

Sombarts Autorität etwas einseitig geworbenen Meinung über die innerhalb der bürgerlichen Gelehr-

samkeit tatsächlich vorherrschende Marxbeurteilung einmal den Bericht über „Die Tagung der Ar-

beitgeberverbände in Köln“ vom März 1922 aufzuschlagen, den er laut Aufdruck für 40 M. (natürlich 

„freibleibend“!) vom Verlag „Offene Worte“ (!) in Charlottenburg beziehen kann. Dort findet er zwei 

Reden abgedruckt, mit denen zwei Leuchten der bürgerlichen Gelehrsamkeit, Herr Othmar Spann 

und Herr L. v. Wiese, zur jubelnden Ueberraschung und zur förmlichen „Erlösung“ ihrer willfährigen 

Hörer (die sich die Sache offenbar so schweineleicht gar nicht gedacht hatten!) den Marxismus aus-

drücklich „wissenschaftlich überwunden“ und dabei einige sonst etwas besser behütete Augurenweis-

heiten der bürgerlichen Gelehrsamkeit ausgeplaudert haben. Herr Spann, der im übrigen Behauptun-

gen von so krasser Unwissenheit oder bewußter Lügenhaftigkeit auskramt, wie sie früher wohl selbst 

einem bürgerlichen Nationalökonomen nicht leicht über die Lippen gekommen wären (z. B.: daß den 

Ausgangspunkt der Lehre Marxens die Theorie „eines den Dingen stofflich innewohnenden 

 
1 für die Jugend [bearbeitet]. KWF 
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Wertquantums“ bilde; vergl. dazu „Kapital“ Bd. I, Volksausg. S. 46/47, – und daß Marx nach anfäng-

licher Aufstellung einer anderen Lehre „dann später“ „selbst zugegeben“ habe, daß der Preis der Wa-

ren nur ausnahmsweise mit dem Arbeitswert übereinstimme; vergl. dazu schon die Bemerkungen auf 

S, 45/46 der „Kritik der politischen Oekonomie“ von 1859!), verrät uns an verschiedenen Stellen 

seines Vortrags die interessante Tatsache, daß „nicht nur die Arbeiter, auch die Arbeitgeber und viele 

Vertreter der sogenannten bürgerlichen Wissenschaft noch heute im Banne des Marxismus stehen“ 

(S. 17) und daß die Ideen des Kommunismus „noch unwiderlegt sind und selbst die bürgerliche Welt 

in ihrem Banne halten“ (S. 21); einige auf den engeren Kreis der theoretisch ausgebildeten Fachmän-

ner beschränkt gebliebenen „Siege des Fachgelehrtentums“ über die Marxsche Theorie hätten leider, 

schon wegen der Unvollständigkeit ihrer Untersuchungen, „für das politische Bewußtsein des deut-

schen Volkes wenig Nuten gestiftet“ (S. 21). Herr Spann möge sich trösten. Er lese die Betriebsräte-

zeitung des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes und besonders die Aufsätze der Herren 

Striemer alias „astr.“! Dort findet er einen nahrhaften Trost, als wenn er sich (S. 31/32) damit tröstet, 

daß er mit seinem „Ideal“ der Volkswirtschaft als eines „s i t t l i c h e n  Lebenskörpers“ (welcher sitt-

liche Lebenskörper übrigens laut Spanns Darlegung S. 22 „auf dem Nutzen und nicht auf der Arbeit“ 

beruht!) schon mit der „Sehnsucht der Jungsozialisten“ zusammentreffe, die ebenfalls „den Materia-

lismus der Lehre Marxens ablehnen“ und „dem Mechanisch-Quantitativen seiner Wirtschaftsauffas-

sung entfliehen wollen.“ Wir aber flüchten jetzt von diesem After- und Pseudogelehrten zu einem 

anderen, der im Vergleich zu Spann geradezu als ein guter Vertreter der „bürgerlichen Wissenschaft“ 

bezeichnet werden kann, und der vermutlich sogar auch in dem Augenblick subjektiv gutgläubig war, 

als er vor den versammelten Arbeitgebern in Köln die Lehre verkündete, daß eine „Ausbeutung des 

Arbeiters durch den Arbeitgeber bei der Produktion“ zwar „bisweilen vorkommen möge“, heute aber 

(März 1922!) „bei so veränderten Machtverhältnissen verhältnismäßig selten sei“ (S. 35). [167] Die-

ser, wie gesagt subjektiv unserer Ueberzeugung nach durchaus ehrliche bürgerliche Gelehrte, Profes-

sor L e o p o l d  v o n  W i e s e, setzte auf der Tagung der Arbeitgeber den von seinem Kollegen Spann 

begonnenen Verrat offenbarer Geheimnisse in der dem Vortrag folgenden Diskussion noch schöner 

fort. Er erklärte, daß „wir, wenn ich so sagen darf, eine G e s c h i c h t e  d e s  s c h l e c h t e n  G e w i s -

s e n s  schreiben müßten, wenn wir die Marxkritik der vergangenen letzten 60 Jahre zu schreiben 

hätten.“ „Gerade auch die wissenschaftliche Kritik hat sich von der Lehre Marxens zumeist unge-

heuer imponieren lassen. Ihre Kritik bestand zumeist entweder im Ignorieren, oder sie setzte an ver-

hältnismäßigen Nebensächlichkeiten, wie etwa bei der Verelendungstheorie, ein, oder schließlich be-

stand sie in einer mehr politisch oder ethisch als volkswirtschaftlich argumentierenden Ablehnung. 

Die großen wissenschaftlichen Fehler des Systems sind bisher mehr von Marxisten selbst oder von 

nichtmarxistischen Sozialisten als von Anhängern der Verkehrs- und Erwerbswirtschaft aufgewiesen 

worden“ (S. 33). Da hätten wir es also schwarz auf weiß, wer allein nach Ansicht der Bürger den 

Marxismus „wissenschaftlich widerlegt und überwunden“ haben soll. Und vortrefflich paßt hierzu 

eine ganz ernsthaft gemeinte Würdigung von C u n o w s  „Marxistischer Geschichts-, Gesellschafts- 

und Staatstheorie“, die wir in der soeben erschienenen Schrift eines anscheinend durchaus unbefan-

genen und Cunow gegenüber sehr wohlwollenden Gelehrten finden: „Was Bernsteins ‚Voraussetzun-

gen‘ begonnen haben, ist hier in umfassender und großzügiger Weise durchgeführt“ (vergl. Emil 

Kraus: Die geschichtlichen Grundlagen des Sozialismus, Karlsruhe 1922, S. 60). Ja, in der Tat, die 

Ersetzung der strengen marxistischen Lehre durch einen wertlosen Mischmasch pseudowissenschaft-

licher Gelehrsamkeit und reformistischer politischer Tendenz, die Bernstein einst in seinen von 

Cunow verketzerten „Voraussetzungen des Sozialismus“ begonnen hat, ist in Cunows zweibändigem 

Werk „in umfassender und großzügiger Weise durchgeführt“. 

II. 

Ein zweifach Toter. 

Eine Schicht tiefer, als die bisher besprochene, liegt nun eine andere Dialektik innerhalb der Ge-

schichte der Marxkritik, als deren typischster Vertreter vielleicht der kürzlich verstorbene Preiskämp-

fer des Antimarxismus, Professor R i c h a r d  E h r e n b e r g, angesprochen werden kann. Dieser 

Mann hat, möglicherweise sogar im besten Glauben, fast seine ganze Lebensarbeit als ein treuer 
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Kettenhund des Kapitalismus verrichtet. Seine Bücher behandeln größtenteils solche Themen wie 

„Große Vermögen“, „Sozialreformer und Unternehmer, Unparteiische (!) Betrachtungen“, „Die Un-

ternehmungen der Brüder Siemens“, „Die Familie in ihrer Bedeutung für das Volksleben“, „Krupp-

sche Arbeiterfamilien“ usw. usw. Das von ihm begründete und in Gemeinschaft mit solchen ausge-

sprochenen Arbeitgeberinteressenvertretern wie Syndikus Stegemann herausgegebene „Thünenar-

chiv“ war, wie er selbst erklärt, größtenteils „der Widerlegung marxistischer Irrtümer gewidmet“ 

(vergl. S. 30 der letzten von Ehrenberg geschriebenen und nach seinem Tode im 9. Bande des Archivs 

und außerdem selbständig bei Fischer in Jena 1922 erschienenen Abhandlung „Klassenkampf und 

Sozialfrieden, Weitere sozialphysikalische Klärung“). Er entbehrte auch nicht des Scharfsinns und 

einer gewissen produktiven wissenschaftlichen Fähigkeit. So nimmt er, wahrscheinlich mit Recht, 

[168] für sich in Anspruch, den heute so wichtig gewordenen Begriff der „Arbeitsgemeinschaft“ vor 

etwa 15 Jahren zuerst aufgestellt zu haben.*) Auch finden wir in allen seinen Schriften wahre Blitz-

lichter von einzelnen geistreichen Einfällen. Zum Beispiel die Betrachtung (S. 22/23), daß schon zur 

Zeit des Macchiavell die Frage der materialistischen Geschichtsauffassung in unentwickelter Form 

diskutiert worden sei in der damals höchst beliebten Erörterung des Ciceronianischen Satzes, der das 

Geld als den Nerv des Krieges“ (pecunia nervus belli) bezeichnet. Oder folgende eines Dramas von 

Bernard Shaw würdige Beobachtung: „Wir können uns jetzt recht gut vorstellen, daß künftige Kriege 

vielleicht schlechthin entschieden werden könnten durch Ueberlegenheit der Zerstörungstechnik, d. h. 

der bloßen z w e c k m ä ß i g e n  A n w e n d u n g  v o n  K a p i t a l  f ü r  Z e r s t ö r u n g“ (S. 23). Wir 

haben hier also einen ernsthaften Marxkritiker (und nicht so einen wie etwa Herrn Spann) vor uns. 

Bei diesem Gelehrten begegnet uns nun in besonders deutlicher Erscheinung ein wiederum für eine 

ganze Richtung von ganzen und halben Marxüberwindern typischer, höchst eigenartiger dialektischer 

Widerspruch: indem sie einen, von ihnen einseitig und falsch verstandenen Marxismus „widerlegen“ 

und „überwinden“ wollen, verfallen sie ihrerseits unversehens – ganz genau demselben Irrtum, den 

sie Karl Marx mit Unrecht vorwerfen. Hören wir Ehrenberg. Ihm, wie den meisten anderen bürgerli-

chen Marxkritikern, ist selbstverständlich Marx einer der nächsten Verwandten des Gottseibeiuns, 

grober „Materialist“, „Oekonomist“, beinahe schon „Mammonist“. Ehrenberg z. B. bezeichnet auf S. 

24 Karl Marx als einen „in deutscher Dialektik gebildeten polnischen Juden, der dann auf englischem 

Boden gewisse Mängel der klassischen Volkswirtschaftslehre in sich aufnahm“. Was aber stellt nun 

Ehrenberg dieser zersetzenden Irrlehre Marxens als eigene Wahrheit gegenüber? Er geht aus von 

einem wahrhaft kuriosen Begriff der „Wirtschaft“. „Wirtschaftliche Probleme“, welche entstehen 

durch das Wirken der menschlichen Selbstliebe auf die Sachgüterproduktion, durch die „Technik“. 

Schlucken wir diesen wahrhaft unverdaulichen Brocken von den meta-[169]physischen Wirkungen 

einer menschlichen Selbstliebe, die selbst die Schöpfungskraft der göttlichen Liebe der mittelalterli-

chen Theologie noch um ein erkleckliches zu überbieten scheint, tapfer hinunter und gehen gleich 

weiter zu der Definition seines „wirtschaftlichen Prinzips“. Dieses besteht – wie sollte es für einen 

„Sozialphysiker“ auch anders sein? – in nichts anderem als dem „in der ganzen Natur herrschenden 

G e s e t z  d e s  k l e i n s t e n  K r a f t a u f w a n d s  in seiner Anwendung auf das wirtschaftliche Leben 

der Menschheit. Schlucken wir auch dieses ohne Murren, obwohl uns zugemutet wird, auf Grundlage 

dieser Definition der „wirtschaftlich produktiven“ Kraftaufwendungen auch solche Schönheiten wie 

 
*) Da diese Herkunft des von so vielen „Sozialdemokraten“ noch heute verhätschelten. Begriffs der „Arbeitsgemeinschaft“ 

von einem ausgesprochenen Unternehmerknecht ein aktuelleres Interesse hat, zitieren wir hier aus S. 17/18 der im Text 

erwähnten Ehrenbergsehen Schrift folgende Aussage des unverdächtigen Zeugen: „Als ich vor etwa fünfzehn Jahren die 

Abstufungen im industriellen Arbeitsverhältnis vergleichend an den Quellen, d. h. in den Betrieben, selbst studierte, da 

suchte ich zunächst in der Wissenschaft nach Ausdrücken, welche die Bemühungen weitblickender Unternehmer, das 

Arbeitsverhältnis zu bessern, unparteiisch kennzeichneten. – Ich erkannte durch meine Beobachtungen, daß j e d e  Un-

ternehmung als solche notwendig eine „Arbeitsgemeinschaft“ ist, die zwar geschwächt, aber nicht vernichtet werden 

kann, solange die Unternehmung selbst besteht, daß diese Arbeitsgemeinschaft überhaupt der w i c h t i g s t e  i m m a -

n e n t e  Bestandteil des Arbeitsverhältnisses ist. So entstand meine Theorie ‚Das Arbeitsverhältnis als Arbeitsgemein-

schaft‘ (Thünen-Archiv II, 176 ff, 1907), der übrigens schon zwei Jahre vorher die gleichgerichtete Theorie „Selbstinte-

resse und Geschäftsinteresse“ (I, 279 ff.) vorhergegangen war, und der nach weiteren vier Jahren die Studie ‚Schwäche 

und Stärkung neuzeitlicher Arbeitsgemeinschaften‘ folgte (II, 401, ff.). Die Ergebnisse der Untersuchung ‚Das Arbeits-

verhältnis als Arbeitsgemeinschaft‘ fanden Beifall n i c h t  n u r  b e i  U n t e r n e h m e r n, sondern auch bei Sozialpoliti-

kern von Schmollers Richtung. Wort und Begriff der ‚Arbeitsgemeinschaft‘ begannen sich langsam einzubürgern.“ 
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Thünens „Produktivität der schlaflosen Nächte des Unternehmers“ passieren zu lassen. Worauf es 

uns hier allein ankommt, ist die überraschende Tatsache, daß nun der bürgerliche Professor Ehrenberg 

von diesem seinem „wirtschaftlichen Prinzip“ ausdrücklich behauptet, daß es „das Grundgesetz alles 

Geschehens“ sei (S. 26). „In der Tat ist jenes Weltgesetz nicht nur die Wurzel aller Selbsterhaltung, 

nein, auch die Wurzel aller Entwicklung: die kostbare Menschenkraft ist bei ausreichender, d o c h  

m ä ß i g e r  ‚ Ernährung‘ fähig zu den höchsten Leistungen; aber freilich bedarf sie auch des ‚Seelen-

brotes‘ (S. 34).“ Diese Zugabe zu der ausreichenden, doch mäßigen Ernährung der Menschenkraft ist 

nach Professor Ehrenberg zu schaffen durch die gerade jetzt wieder besonders notwendige Errichtung 

von gewissen „s o z i a l e n  Z w i s c h e n b a u t e n, welche die deutsche Seele erlösen aus den Klauen 

des ‚Klassenkampfes‘ und sie hinaufgeleiten können zu den Höhen des Gemeinschaftslebens“, z. B. 

zu jenem „Seelenfrieden“, der erzeugt wird durch – „d e n  k l e i n e n  G a r t e n!“ So wörtlich, und mit 

den gleichen Sperrdruckhervorhebungen, zu lesen auf S. 15 der „Sozialphysikalischen Klärung“ von 

Prof. Ehrenberg, die sich selbst das biblische Motto vorangestellt hat: An ihren Früchten sollt ihr sie 

erkennen! Sehen wir aber von diesen „Früchten“ des kleinen Gartens, den praktischen Nutzanwen-

dungen des Unternehmerknechtes, hier wiederum ab und konzentrieren uns auf den Hauptpunkt: Was 

in aller Welt vertritt denn der bürgerliche Professor Ehrenberg für eine andere Weltanschauung als 

jene „grob materialistische“ Lebensauffassung, die die Bürger aller Länder dem historischen Dialek-

tiker Karl Marx unablässig mit Unrecht zuschreiben, die aber Karl Marx selbst in einer Jugendschrift 

als „verworfenen Materialismus“ gebrandmarkt und auch in allen späteren Epochen seines langen 

Forscher- und Kämpferlebens weit von sich gewiesen hat. Denn offenbar sieht doch er, der bürgerli-

che Professor Ehrenberg, seinerseits den gesamten geschichtlich-gesellschaftlichen Lebensprozeß 

erstens als einen rein naturwissenschaftlich (physikalisch-biologistisch) aufzufassenden Prozeß an 

und glaubt zweitens zugleich (beide Irrtümer verbinden sich hier), daß dieser Prozeß in seinem Ver-

lauf rein ökonomisch bestimmt wäre. Der Marxüberwinder Ehrenberg verfällt also bei dem Versuch 

der Marxüberwindung in den Widerspruch, daß er die von ihm bei Marx zu widerlegen versuchte, 

bei Marx aber gar nicht vorhandene Lehre zuletzt in sich selbst rein darstellt. Er hat also im Endeffekt 

nicht nur, wie Engels dergleichen nennen würde, „reinen Blödsinn“ geredet, sondern damit auch 

überhaupt nichts und niemanden, als höchstens sich selber, „überwunden“. Wobei sogar noch zu be-

merken ist, daß er mit diesem Ergebnis seines Marxüberwindungsversuchs nicht einmal allein als 

originelles wissenschaftliches Individuum dasteht, sondern der Verlauf und Ausgang seines Versuchs 

nur ein Beispiel für den absolut typischen Verlauf und Ausgang einer ganzen Gruppe solcher Marx-

[170]überwindungsversuche darstellt. Z. B. beendigt auch der aus der „Sozialisierungsära“ bekannte 

bürgerliche Kathedersozialist R o b e r t  W i l b r a n d t  seine Widerlegung des Marxschon theoreti-

schen „Materialismus“ und „Oekonomismus“ in unfreiwilliger Dialektik ganz sinngemäß dadurch, 

daß er schließlich (besonders deutlich in seiner 1920 erschienenen „Oekonomie“) anstelle des abge-

setzten „kategorischen Imperativs“ des alten Idealisten Immanuel Kant das moderne „wirtschaftliche 

Prinzip“ als das praktische Sittengesetz der menschlichen Gemeinschaften proklamiert und damit also 

die „Oekonomie“ als die absolute „Norm der Gesellschaft“ auf den ideologischen Thron erhebt. Ganz 

entgegengesetzt diesem „praktischen Oekonomismus“ des modernen Marxüberwinders Wilbrandt 

hat bekanntlich der altmodische Karl Marx auch noch in seinen spätesten Werken an entscheidender 

Stelle die nicht mehr durch ökonomische Notwendigkeiten bedingte menschliche Kraftentwicklung, 

die sich als „Selbstzweck“ gilt, für das w a h r e  R e i c h  d e r  F r e i h e i t  erklärt, das freilich erst nach 

einer langen und qualvollen „Vorgeschichte“ auf jenem R e i c h  d e r  N o t w e n d i g k e i t  als seiner 

B a s i s  aufblühen kann. 

* 

Das Verhältnis der Sowjetmacht zu den sowjetfeindlichen Parteien.  
(Resolution der allrussischen Parteikonferenz der KP, Rußlands im August 1922,) 

1. Wenn eine Bilanz des ersten Jahres des Bestehens der Sowjetmacht unter den Bedingungen der 

neuen Wirtschaftspolitik gezogen wird, muß die KP Rußlands die schärfste Aufmerksamkeit darauf 

lenken, welche neue Gruppen und Umgruppierungen im Lager der Gegner der Sowjets entstehen, wie 

sich die Tätigkeit der antisowjetistischen Parteien, Strömungen usw. im neuen Abschnitt der Revo-

lution entwickelt und verändert. 
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2. Im großen und ganzen zeigte sich während des letzten Jahres im antisowjetischen Lager der Beginn 

einer ernsthaften Umschichtung. Die Spaltung der Kadettenpartei in einen rechten und einen linken 

Flügel und die darauffolgende Bildung von zwei besonderen kadettischen Zentren im Auslande, die 

Entstehung der Smjena-Wjech-Richtung bei einem bestimmten Teil der Bourgeoisie, die beginnende 

tiefgehende Spaltung der Kirche, die die ernsthaftesten Folgen nach sich ziehen kann, die Spaltung 

der Menschewiki und Sozialrevolutionäre in eine Reihe neuer Gruppen und Grüppchen, (die linken 

Sozialrevolutionäre spalteten sich in zwei Gruppen, im Lager der rechten Sozialrevolutionäre bildete 

sich neben den früheren Gruppen, die auf der äußersten Rechten stehende Gruppe um Awksentjew, 

Kerenski, Minor, Bunakow heraus; im Lager der Menschewiki schieden rechts die Gruppe „Sarja“ 

(Morgenröte) im Ausland und die „außerparteiliche sozialdemokratische Gruppe in Rußland“ aus, es 

bildet sich gleichfalls eine Gruppe heraus, die das menschewistische Zentrum von „links“ her kriti-

siert), die verstärkte Differenzierung innerhalb des Studententums in Rußland und sogar in der Emig-

ration, die verstärkte Differenzierung unter den Spitzen der früheren weißgardistischen Generalität – 

alles das stellt zusammengenommen ein [171] Symptom der Schwächung des antisowjetistischen 

Lagers und eine indirekte Verstärkung unserer eigenen Stellungen dar. 

3. Aber zu gleicher Zeit hat das erste Jahr des Bestehens der Sowjetmacht unter den Bedingungen der 

neuen Wirtschaftspolitik neue gefährliche Erscheinungen mit sich gebracht, die man beachten muß. 

Die antisowjetistischen Parteien und Strömungen ändern zum Teil ihre Taktik; sie versuchen die Le-

galität der Sowjetmacht zu ihren konterrevolutionären Zwecken auszunützen und stellen sich auf das 

„Hineinwachsen“ in das Sowjetregime ein, das sie allmählich im Geiste der bürgerlichen Demokratie 

zu verändern hoffen und das nach ihrer Ansicht selbst der unvermeidlichen Bürgerligen Umwandlung 

entgegengeht. 

Alle angeführten Zerfallsprozesse, Umschichtungen und Umgruppierungen im antisowjetistischen 

Lager entstehen nicht nur infolge der längst bekannten Loslösung einiger Gruppen der bürgerlichen 

Intelligenz vom alten Block der feudalen Generale und Großgrundbesitzer und der kapitalistischen 

Großbourgeoisie, sondern auch infolge der teilweisen Wiederherstellung des Kapitalismus im Rah-

men des Sowjetstaates, wodurch die Bildung der sogenannten „Neuen Bourgeoisie“ (Händler, private 

Pächter, verschiedene freie Berufe in Stadt und Land, Dorfwucherer usw.) vor sich geht. 

4. Das erste Jahr des Bestehens der Sowjetmacht unter den Bedingungen der „Neuen Wirtschaftspoli-

tik“ fiel mit einer schweren Hungersnot, mit der Verstärkung der kapitalistischen Reaktion, mit harten 

und restauratorischen Forderungen der Kapitalisten und Regierungen der Entente (Genua, Haag) an 

die Sowjetregierung zusammen; nicht nur die Menschewiki und die Sozialrevolutionäre, sondern 

auch die politisierenden Spitzen der angeblich parteilosen bürgerlichen Intelligenz schritten zu ver-

stärkter konterrevolutionärer Tätigkeit. Der Versuch des berüchtigten Allrussischen Komitees für 

Hungerhilfe, das bestrebt war, die legale Organisation der Hungerhilfe für konterrevolutionäre Zwecke 

auszunützen, war nur der erste Schritt. Auf dem allrussischen Aerztekongreß (Mai 1922), auf dem 

Kongreß der Agronomen, auf dem Kongreß der landwirtschaftlichen Genossenschaften sehen wir das-

selbe Bild. Die sozialrevolutionär-menschewistischen oder angeblich parteilosen bürgerlich-intellek-

tuellen Spitzen versuchen alle diese Kongresse zu konterrevolutionären Zwecken auszunützen. 

5. Der Beginn der Neuen Wirtschaftspolitik rief anfangs bei den Menschewiki und Sozialrevolutio-

nären die Hoffnung auf eine Kapitulation der KP Rußlands und die Bildung einer „demokratischen“ 

Koalitionsregierung hervor. Aber in demselben Maße, als sich diese Hoffnungen als illusorisch er-

wiesen, wandten und wenden die Menschewiki und Sozialrevolutionäre einer Abenteurerpolitik zu. 

Einerseits haben die Spitzen der Menschewiki und Sozialrevolutionäre sich auf den Standpunkt einer 

marktschreierischen „Unversöhnlichkeit“ gestellt, sie versuchen eine Bewegung gegen die Sowjet-

macht zu organisieren, indem sie diese vom Standpunkt der Losungen und Hoffnungen der Oktober-

revolution kritisieren, sie stellen in falscher Weise ihre Parteien als diejenigen Organisationen dar, 

die einzig und allein bereit find, im gegenwärtigen Augenblick für die wirkliche Durchführung der 

Forderungen, die die Massen in den Jahren des höchsten Aufschwungs der proletarischen Revolution 

erhoben hatten, zu kämpfen. Diese Art sozialrevolutionärer und menschewistischer Agitation bleibt 

erfolglos angesichts ihrer offenkundigen Verlogenheit und angesichts dessen, daß die breitesten 
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Massen der Werktätigen dank [172] der Erfahrung von einigen Jahren des Bürgerkrieges eine genü-

gend realistische Ansicht davon haben, was gegenwärtig durchführbar ist und was nicht. Diese Art 

sozialrevolutionärer und menschewistischer Agitation ist nur ein indirekter Tribut an die Ideen des 

Bolschewismus und bestätigt die ungeheure Werbekraft unserer Losungen bei der werktätigen Be-

völkerung. Diese Art von Agitation wird sich letzten Endes gegen die Sozialrevolutionäre und Men-

schewiki wenden. In demselben Maße, als die allgemeine Besserung der Lage uns gestatten wird, das 

positive Programm der Oktoberrevolution praktisch durchzuführen, wird den breitesten Massen die 

Verräterrolle der Sozialrevolutionäre und Menschewiki, die immer die Durchführung dieses Pro-

gramms verhindert haben, immer klarer werden. 

Aber andererseits versuchen dieselben Sozialrevolutionäre und Menschewiki die legalen Möglich-

keiten des Sowjetregimes auszunützen und stellen Teilforderungen an die Sowjetmacht. Die legalen 

Kongresse und die „öffentlichen“ Organisationen erwähnter Art dienen den Sozialrevolutionären und 

den Menschewiki, sowie den anderen konterrevolutionären Gruppen und Strömungen, bis zu den 

konstitutionell-monarchistischen, als Arena für die Durchführung dieser Taktik „der Ausnützung der 

legalen Möglichkeiten der Sowjets“. 

6. Insbesondere versuchen die antisowjetistischen Parteien und Strömungen die Genossenschaften 

auszunützen. 

Die KP Rußlands muß mit allen Kräften die Wiedergeburt der Genossenschaften und die Verstärkung 

ihrer wirtschaftlichen Macht unterstützen. Aber die KPR darf sich gleichzeitig der Tatsache nicht 

verschließen, daß die konterrevolutionären Parteien und Strömungen die ureigenen Interessen der 

Genossenschaften vernachlässigen und versuchen, diese Organisationen in einen Stützpunkt und eine 

organisatorische Basis der Konterrevolution zu verwandeln. Auf dem „Allrussischen Kongreß“ (von 

25 Gouvernements) der Spitzen der landwirtschaftlichen Genossenschaften, der im Sommer vorigen 

Jahres stattfand, kämpften nur zwei Gruppen um die Mehrheit: eine sozialrevolutionäre und eine kon-

stitutionell-monarchistische. Schließlich haben beide diese Gruppen einen einheitlichen Block gebil-

det. Ungefähr ebenso lagen die Dinge bis vor kurzem auch in den Genossenschaften der Heimarbeiter 

und Handwerker. 

Die antisowjetistischen Parteien und Strömungen versuchen die landwirtschaftlichen Genossenschaf-

ten in ein Werkzeug der großbäuerlichen Gegenrevolution, die Katheder der Hochschulen – in eine 

Tribüne unverhüllter bürgerlicher Propaganda, die legalen Verlagsanstalten – in ein Mittel der Agi-

tation gegen die Macht der Arbeiter und Bauern usw. zu verwandeln. 

Eine besondere Aufmerksamkeit muß in diesem Zusammenhang auf das Land gerichtet werden, wo 

auf dem Boden der Neuen Wirtschaftspolitik und der Entwicklung des Großbauerntums, das die 

Dorfintelligenz unter seinen Einfluß bringt, die antisowjetistischen Elemente nicht nur in den Genos-

senschaften, sondern auch in den örtlichen Vollzugsräten ihren Einfluß durchzusetzen versuchen. 

7. Die sogenannte „Smjena-Wjech“-Richtung hat bis jetzt eine objektiv fortschrittliche Rolle gespielt 

und kann sie auch weiterhin behalten. Sie hat diejenigen Gruppen der Emigration und der russischen 

Intellektuellen zusammengeschlossen, die sich mit der Sowjetmacht „versöhnt“ haben und die bereit 

sind, mit ihr für die Wiedergeburt des Landes zusammenzuarbeiten. Insofern verdient die „Smjena-

Wjech“-Richtung eine positive Stellungnahme zu ihr. Aber zugleich darf keinen Augenblick verges-

sen werden, daß auch in der [173] „Smjena-Wjech“-Richtung die bürgerlich-restauratorischen Ten-

denzen stark sind, daß die „Smjena-Wjech“-Leute mit den Menschewiki und Sozialrevolutionären 

das gemeinsam haben, daß sie nach den wirtschaftlichen Konzessionen auch politische in der Rich-

tung zur bürgerlichen Demokratie usw. erhoffen. 

Alles erwähnte stellt die KP Rußlands vor folgende Aufgaben: 

A) Die Partei muß sich dessen bewußt sein und muß die gesamte Arbeiterklasse und das Bauerntum 

stets daran erinnern, daß die Revolution im unmittelbaren Sinne dieses Wortes noch immer in Gefahr 

ist. Die Resultate von Haag haben das mit genügender Ueberzeugungskraft gezeigt. Es bleibt immer 

in der oder in einer anderen Form eine genügend enge Verbindung zwischen der internationalen 
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kapitalistischen Reaktion und den russischen antisowjetistischen Parteien und Strömungen bestehen. 

Der Gang des Prozesses gegen die Sozialrevolutionäre hat gezeigt, daß diese Verbindung zwischen 

der inneren Gegenrevolution und dem ausländischen Kapital genügend fest und ganz und gar nicht 

platonisch ist. Die antisowjetistischen Parteien und Strömungen sind noch nicht zermalmt. Sie ändern 

ihre Taktik, passen sich den neuen Bedingungen an und sind bestrebt, unterstützt von der europäi-

schen kapitalistischen Reaktion, der Sowjetmacht in den Rücken zu fallen. 

B) In der nächsten Zeit muß die Partei vor allem ihre Aufmerksamkeit richten auf diejenigen Formen 

der Organisation und des öffentlichen Lebens, die dem Einfluß der antisowjetistischen Parteien und 

Strömungen am meisten zugänglich sind. Das sind: alle Arten von Genossenschaften (besonders die 

landwirtschaftlichen Genossenschaften usw.), Hochschulen, höhere, Mittel- und Volksschulen, Ge-

werkschaften (besonders die, die keine Industrieverbände sind und keine rein proletarische Zusam-

mensetzung haben), die kulturelle Bildungsbewegung der Jugend, die Spilka – in der Ukraine, die 

Verlagsinstitute usw. Die Parteiorganisationen müssen ein Maximum von Aufmerksamkeit und Kräf-

ten an die erwähnte Arbeit wenden, um die antisowjetistischen Gruppen alles Einflusses zu berauben 

und sie jeder Aussicht auf diesen Stützpunkt zu berauben. Die Presse, die Hochschule, die Genossen-

schaften – das alles sind ebenfalls „Kommandopunkte“, die die Partei um jeden Preis behalten oder 

erobern muß. Die Fähigkeit der KP Rußlands, die Aufmerksamkeit auf die dringendste und nächste 

Aufgabe zu konzentrieren war immer die stärkste Seite unserer Partei. Mit einer richtigen Taktik kann 

die KP Rußlands in diesem Fall in relativ kurzer Zeit die Parteien der Sozialrevolutionäre und Men-

schewiki als politische Faktoren liquidieren. 

C) Unsere Parteiorganisationen müssen die beginnende Auflösung der antisowjetistischen Gruppen 

ausnutzen und es verstehen, in sachlicher Weise jeder Gruppe gegenüberzutreten, die früher der Sow-

jetmacht feindlich war und jetzt, wenn auch nur den geringsten Wunsch äußert, aufrichtig der Arbei-

terklasse und dem Bauerntum bei dem Wiederaufbau der Wirtschaft, der Hebung des kulturellen Ni-

veaus der Bevölkerung usw. zu helfen. Mehr als je ist es notwendig, daß die Parteiorganisationen jede 

einzelne Gruppe (und sogar jede einzelne Person) von Vertretern der Wissenschaft, Technik, Medi-

zin, Pädagogik usw. besonders behandeln. Was die wirklich parteilosen Elemente unter den Vertre-

tern der Wissenschaft und Technik, den Lehrern, Schriftstellern, Dichtern usw. anbetrifft, die, wenn 

auch nur in den Grundzügen, den wirklichen Sinn der vor sich gegangenen großen Umwälzung be-

griffen haben, so ist es notwendig, sie systematisch zu unterstützen und sachlich mit ihnen zusam-

menzuarbeiten. 

[174] Die Partei muß alles tun, was sie vermag, um jenen Strömungen und Gruppen, die es wirklich 

wünschen, den Arbeiter- und Bauernstaat zu unterstützen, zu helfen, sich herauszubilden und zu be-

festigen. Von der Hauptstadt bis zu den Kreisstädten, überall muß die Partei geduldig systematisch 

und nachdrücklich diese Linie einhalten, um den erwähnten Elementen den Uebergang zur Zusam-

menarbeit mit der Sowjetmacht zu erleichtern. 

Die Partei muß ihrerseits alles mögliche tun, um die schnell gewachsenen kulturellen Bedürfnisse 

und den ungeheuren Wissensdurst des Volkes zu befriedigen. Dieses Wachstum der kulturellen Be-

dürfnisse und der Wissensdurst sind neben dem Bestreben der breiten Kreise des Volkes die Erobe-

rungen der Revolution fest zu verankern, die revolutionäre Ordnung herzustellen und das reale Le-

bensniveau zu heben, das charakteristischste Merkmal der gegenwärtigen Etappe der Revolution. In 

demselben Maße, wie die Partei dem Sowjetstaat helfen wird, diese Bedürfnisse zu befriedigen, wer-

den die antisowjetistischen Parteien und Strömungen endgültig allen Boden unter den Füßen verlie-

ren. Darum sind die dringendsten Ausgaben der Partei: die beschleunigte und verstärkte Vorbereitung 

von frischen Kadern von Funktionären für alle Zweige des staatlichen Ausbaus aus den Kreisen der 

KP Rußlands und des kommunistischen Jugendverbandes, die Verbesserung der Bildungsarbeit der 

Partei unter ihren eigenen Mitgliedern. 

D) Dem Einfluß der Bourgeoisie muß ein ganzes System von Maßnahmen propagandistisch-agitato-

rischen Charakters entgegengestellt werden. Es ist notwendig, alle Anstrengungen an die Befestigung 

des proletarischen Kerns unserer Partei zu wenden, und die Bildungsarbeit der Partei in Zusammen-

hang mit den Betrieben zu bringen, sowie alle verantwortlichen Sowjet-, Wirtschafts- und 
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Gewerkschaftsfunktionäre heranzuziehen (Marxistische Zirkel, Klubs usw.). Ebenso ist es notwen-

dig, daß die Kommunisten auf dem Lande sich das richtige Verständnis der Beziehungen zwischen 

Stadt und Land unter den Bedingungen der proletarischen Revolution aneignen. 

Von den allernächsten politischen Aufgaben, sind folgende zu erwähnen: 

a) Es ist notwendig, die Arbeit auf dem Gebiet des wissenschaftlichen Kommunismus zu heben, um 

die Möglichkeit zu haben, die Linie des „kriegerischen Materialismus“ und der ganzen Ideologie des 

revolutionären Marxismus organisiert durchzuführen (Belebung der Arbeiten der Sozialistischen 

Akademie, der wissenschaftlichen Lehrstühle der kommunistischen Universitäten, die Eroberung der 

wissenschaftlichen Organe der Sowjet-Universitäten usw.). 

b) Insofern die Sowjet- und Parteijournalistik eine ungeheure Rolle beim Kampf mit den bürgerlichen 

Einflüssen spielen wird, ist es notwendig, das Zeitungswesen in gewissem Maße nach einem einheit-

lichen Plan zu organisieren und ihm Kräfte und Mittel zur Verfügung zu stellen 

c) Es müssen alle Maßnahmen ergriffen werden, um im laufenden Schuljahr den Lehrteil in den hö-

heren Parteischulen zu verbessern und ihre materielle Lage radikal zu heben. 

d) Es müssen alle Kräfte angestrengt werden, um das politische Niveau der einfachen Parteimitglieder 

zu heben. 

e) Zur Vereinheitlichung der Tätigkeit der marxistischen Zirkel ist es notwendig, bei den Gouverne-

mentskomitees propagandistische [175] Kollegien und ständige propagandistische Beratungen ein-

zurichten, in deren Wirkungskreis die Tätigkeit der Zirkel einzubeschließen wäre. 

f) Die Abteilung für Agitation und Propaganda beim Zentralkomitee ist auf die dringende Notwen-

digkeit der Ausarbeitung einer Reihe von Bildungsmaßnahmen auf dem Lande unter Berücksichti-

gung der gegenwärtigen Lage hinzuweisen.1 

E) Aber gleichzeitig darf man nicht auf Repressalien verzichten. Das gilt nicht nur gegen die Men-

schewiki und Sozialrevolutionäre, sondern auch gegen die politisierenden Spitzen der angeblich par-

teilosen, bürgerlich-demokratischen Intelligenz, die für ihre konterrevolutionären Ziele die ureigenen 

Interessen ganzer Körperschaften mißbraucht und für die wirklichen Interessen der Wissenschaft, 

Technik, Pädagogik, der Genossenschaften nur ein leeres Wort, nur einen politischen Deckmantel 

darstellen. 

Die Repressalien, die, wenn sie gegen eine aufsteigende Klasse gerichtet sind (so zum Beispiel sei-

nerzeit die Repressalien der Sozialrevolutionäre und Menschewiki gegen uns), ihr Ziel keinesfalls 

erreichen können, sind von revolutionärer Zweckmäßigkeit getragen, wenn es sich um die Unterdrü-

ckung von absterbenden Gruppen handelt, die versuchen, ihre alten, ihnen vom Proletariat abgenom-

menen Stellungen zu erlangen. Dennoch dürfen die Parteiorganisationen die Rolle der Repressalien 

nicht überschätzen und müssen dessen eingedenk sein, daß die Repressalien nur dann ihren Zweck 

erreichen werden, wenn sie im Einklang mit allen anderen obengenannten Maßnahmen vorgenom-

men werden. 

* 

Friedrich Engels über Opportunismus und Koalitionspolitik.  
(Aus Briefen von Friedrich Engels und Paul Lafargue.) 

(„Leipziger Volkszeitung“ 12, Januar 1901, „Neue Zeit“ Anfang 1901.) 

16. Februar 1886. 

Z. ... ließ mir keinen Zweifel darüber, daß Clemenceau und seine ganze Bande, nachdem sie sich 

einmal so in die Ministerintrigen verrannt haben, wie es der Fall ist, von der parlamentarischen 

 
1 Es ist zu vermuten, daß zu diesem Absatz noch folgender Text gehört: 

„Es ist notwendig, besondere Aufmerksamkeit auf die Versorgung der marxistischen Zirkel mit einschlägiger Literatur 

zu richten.“ 

Dieser Satz taucht mitten im Engels-Brief auf derselben Seite auf. KWF 
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Seuche befallen sind; daß sie nicht mehr klar sehen, was außerhalb des Palais Bourbon und des Lu-

xembourg vorgeht; daß dort für sie der Mittelpunkt der Bewegung liegt, und daß das außerparlamen-

tarische Frankreich für sie nur an zweiter Stelle in Betracht kommt. Das hat mir den Maßstab für 

diese Herren gegeben. 

Kurz, ich habe gesehen, daß das Flectere si nequeo superos Acheronta movebo (wenn ich die Götter 

nicht beugen kann, werde ich die Unterwelt in Bewegung setzen) nicht ihre Sache ist. Ihr Allerwer-

tester sitzt auf der nämlichen schiefen Ebene, auf der die Ranc, Gambetta u. Comp. hinabgerutscht 

sind. Sie haben Furcht vor dem proletarischen Acheron. 

Ich habe Z. ... gesagt: Solange die Radikalen sich, wie bei den Stichwahlen durch das Geschrei er-

schrecken lassen: „Die Republik ist in Gefahr“, solange werden sie nur die Diener der Opportunisten 

sein und ihnen die Kastanien aus dem Feuer holen. Aber gebt jedem [176] Arbeiter eine Flinte und 

fünfzig Patronen, und die Republik wird nie mehr in Gefahr sein! 

7. Mai 1886. 

Wie dumm doch diese Radikalen sind! Aber das ist die unvermeidliche Dummheit, welche sich jeder 

bürgerlichen Partei bemächtigt, sobald sie anfängt, regierungsfähig zu werden und daher ihren Cha-

rakter als Oppositionspartei verliert. Man ist ungeduldig, ins Ministerium zu gehen, obgleich man 

weiß, daß der richtige Moment noch nicht da ist, man spielt geheime Regierung, man wird gleichwohl 

für die Dummheiten und Fehler der Regierung des Tages verantwortlich. Andererseits stößt man mit 

der Arbeiterpartei zusammen, welche infolge der nämlichen Dummheiten der Regierung von Tag zu 

Tag wächst, Dummheiten, die man nur halb desavouieren kann. Die Arbeiterpartei läßt sich nicht 

mehr mit schönen Worten und Versprechungen abspeisen, sie fordert Taten, die man ihr nicht bieten 

kann. Man möchte sie zurückhalten, und man ist gezwungen, gegen sie vorzugehen. Und zwischen 

dem Ministerium, welches man noch nicht hat, und den Massen, welche man mehr und mehr verliert, 

wird man gezwungen, auf die konspirierenden Monarchisten hinzuweisen, sie als wirkliche Gefahr 

zu bezeichnen und zu rufen: Vereinigen wir uns, um die Republik zu retten! Mit einem Wort: man 

wird gezwungen, Opportunist zu werden. Jede Partei ist verloren, welche zur Regierung vor dem 

Augenblick gelangen will, wo die Umstände ihr erlauben, ihr eigenes Programm zu verwirklichen. 

Aber die Ungeduld der bürgerlichen Parteien, zur Regierung zu gelangen, ist so groß, daß sie alle an 

dieser Klippe scheitern, ehe ihre Stunde gekommen ist. Das kürzt uns um so viel die Dauer der Ent-

wicklung ab. 

3. April 1895. 

X ... hat mir einen hübschen Streich gespielt. Er hat aus meiner Einleitung zu den Artikeln von Marx 

über Frankreich von 1848 bis 1850 alles das entnommen, was ihm dazu dienen kann, die um jeden 

Preis friedliche und antigewalttätige Politik zu stützen, die zu predigen ihm seit etlicher Zeit beliebt, 

zumal in diesem Augenblick, wo man in Berlin Zwangsgesetze vorbereitet. Aber diese Taktik predige 

ich nur für das Deutschland von heute, und das obendrein noch unter allem Vorbehalt. In Frankreich, 

Belgien, Italien, Oesterreich kann diese Taktik in ihrer Gesamtheit nicht befolgt werden, und in 

Deutschland kann sie morgen schon undurchführbar werden. 

22. November 1887. 

Sie werden in L. ... die Rede von N. im Wahlkreis von K. gelesen haben. Mit Recht klagt er darüber, 

daß die Partei mehr und mehr verspießbürgert. 

Es ist das Unglück aller extremen Parteien, sobald die Stunde naht, wo sie „möglich“ werden. Aber 

unsere Partei kann in dieser Beziehung eine gewisse Grenze nicht überschreiten, ohne sich selbst 

aufzugeben, und es scheint mir, daß wir in Frankreich wie in Deutschland an dieser Grenze angelangt 

sind. Zum Glück ist es Zeit, dem noch Einhalt zu tun. 

[177] 
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Die Internationale  

Jahrgang 5 ⁕ Ausgegeben am 1. Oktober 1922 ⁕ Heft 7 

Die neue Parteigruppierung in Deutschland und ihr Klassenhintergrund. 

◿ Berlin, den 29. September 1922. 

Die Aufsaugung der Unabhängigen durch die Sozialdemokratische Partei ist in Augsburg, Gera und 

Nürnberg n i c h t  ganz programmgemäß gelungen. Der kunstvolle Köder der „proletarischen Eini-

gung“, mit dem die Hilferding-Stampfer und Konsorten das Gros der proletarischen Elemente der 

beiden Parteien für die in der letzten Zeit so erfolgreiche Firma Stinnes und für sein Schoßkind, die 

„Hoch und Tief“ einfingen – dieser Köder versagte bereits bei einem wenn auch nicht großen, so 

doch bedeutsamen Teil der Unabhängigen Partei, und der andere Teil, der auf diesen Köder anbiß, 

schnitt dabei ganz programmwidrige Grimassen und von dem parteioffiziellen Hochgefühl über die 

gelungene „Vereinigung“ war in Gera, auf dem Sterbeparteitag der Unabhängigen, wenig zu verspü-

ren. Jedennoch, bei allen peinlichen Resten, ist das Geschäft im großen ganzen perfekt geworden. 

Eine neue Buchseite mit neuer Titelüberschrift ist eröffnet. Es bleibt zu prüfen, unter welchem Konto. 

Dabei muß man verstehen, daß die Parteiverschiebung, die durch die Wiederherstellung der einen 

sozialdemokratischen Partei eingeleitet wird, nicht für sich dasteht. Wie sie bereits das Ergebnis einer 

Umgruppierung der rechts von der Sozialdemokratie stehenden bürgerlichen Parteien ist, so gibt sie 

ihrerseits den Anstoß zur weiteren Fortsetzung dieser Umgruppierung. Es handelt sich also um die 

Umgruppierung des ganzen deutschen Parteiwesens von der äußersten bürgerlichen Rechten bis tief 

ins proletarische Lager. Diese noch im Gang befindliche parteimäßige Umschichtung ist natürlich im 

letzten Grunde nicht zu verstehen aus den Vorwänden, Manövern und Schlagworten, unter denen sie 

von den Parteiführern „gemacht“ wird. Ihr Hintergrund, ihre bewegende Kraft ist eine ganz bestimmte 

Verschiebung der großen gesellschaftlichen Klassen in Deutschland gegeneinander, die vor unseren 

Augen vor sich geht. 

Was zunächst die Umgruppierung im sozialdemokratischen Parteilager anlangt, so haben die drei 

Parteitagungen, durch die sie bewerkstelligt wurde, über ihren politischen Sinn keinen Zweifel mehr 

gelassen. Indem der sozialdemokratische Parteitag in Augsburg die [178] Anträge gegen eine Koali-

tion mit der deutschen Volkspartei und für die sofortige Entfernung des famosen Kriegsministers der 

Republik ablehnte, enthüllte er in dieser negativen Weise ausgezeichnet den wirklichen politischen 

Sinn der „proletarischen Einigung“. Die Vereinigung, die nicht wider das beherrschende bürgerliche 

Machtzentrum, nicht wider Stinnes & Co. vor sich geht, kann nur zum Besten und unter der Hege-

monie von Stinnes & Co. stattfinden. Der politische Ausdruck dafür ist, daß die vereinigte Sozialde-

mokratie statt sich g e g e n  das Stinnes-Luberfacabkommen zu wenden, erklärt, daß sie sich in dieses 

Abkommen „einschalten“ will. Es handelt sich also in schlichten Worten um den Versuch bei dem 

„großen“ Geschäft des deutsch-französischen Finanzkapitals, das ein einziger Riesenraubzug gegen 

die breiten Volksmassen in Deutschland ist, für einzelne Kategorien der Arbeiterschaft einige Brosa-

men abzubekommen. Dieser große Raubzug soll diesen Massen durch einige milde Gaben schmack-

haft gemacht werden. Andererseits bringt die Ablehnung der Entfernung Geßlers zum Ausdruck, daß 

die „Verteidigung der Republik“, der vorgebliche „Boden“ der Vereinigung, bloßer Schein, hohle 

Phrase, falscher Vorwand ist. Die „Verteidigung der Republik“, die dem Schwer- und Finanzkapital 

hörig und untertan geworden ist, darf natürlich nicht soweit gehen, die zarten Bande zwischen dem 

Kapital und seinem Heer zu zerschneiden, und da der republikanische Geldsack die von kaiserlichen 

Offizieren kommandierten Maschinengewehre für bekömmlicher hält, als eine republikanische Ar-

mee, so muß logischerweise die Geldsackrepublik durch die kaiserlichen Offiziere geschützt werden. 

Dasselbe gilt für Polizei, Justiz, Verwaltung, kurz, für die ganze Staatsmaschine. 

In Gera machte C r i s p i e n  die an sich unanfechtbare Feststellung, daß die wirkliche Politik der Un-

abhängigen Partei sich zuletzt in nichts mehr unterschied von der der Sozialdemokratie, außer in der 

Phraseologie. Diese Phraseologie, das, was einst revolutionäre Parteigrundsätze waren, geriet dabei 

schonungslos unter die Räder. Aber es versteht sich von selbst, daß der platteste Phrasendrescher 

seiner Partei es nicht unter dem tut, daß er die neueste sozialdemokratische Politik und die 
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verwitterten Heiligtümer der Parteigrundsätze in einem widerlichen Phrasenschleim harmonisch ver-

einigt. Wenn dagegen die Gruppe um Dißmann unter stolzen Eidschwüren auf die Parteiheiligtümer 

überlief, um dann diese Heiligtümer sogleich schamhaft in die Lade zu verschließen, so war das si-

cherlich geschickter, ehrlicher war es nicht. Dagegen wird niemand der Gruppe um Ledebour, die sich 

weigert, zum Feind überzulaufen, den ehrlichen Willen und die wahre Empfindung für die Schmach 

der Kapitulation der Partei absprechen wollen; aber das kann uns nicht von der Feststellung abhalten, 

daß ihre Stellung an einem tiefen inneren Widerspruch leidet. Wenn diese Gruppe an der Fortexistenz 

der Unabhängigen Partei festhalten will, was will sie in der Tat festhalten? Die Grundsätze der Partei? 

Aber sie widersprechen geradezu ihrer wirklichen Politik. Um die in einem bestimmten Abschnitt der 

Parteientwicklung ausgebildeten revolutionären Prinzipien festzuhalten, muß [179] man ihre wirkli-

che Politik aufgeben. Das heißt aber, die Partei aufgeben zugunsten der Partei, bei der diese revolu-

tionären Prinzipien und die wirkliche Politik sich decken. Die unausweichliche Folgerung ist der Ue-

bergang zum Kommunismus. Die wirkliche Politik der Partei festhalten, heißt aber, ihre revolutionä-

ren Grundsätze aufgeben, dann ist die logische Folge das Aufgehen in der Sozialdemokratie! Dieses 

Dilemma ist unausweichlich. Die einfachste politische Logik läßt auf dem Standpunkt Ledebours 

kein Verweilen zu, stempelt den Versuch der Aufrechterhaltung der selbständigen Existenz der Un-

abhängigen Partei zu einer Episode. Zwischen der Sozialdemokratie und dem Kommunismus ist kein 

wirklicher Raum mehr. 

Wir sahen, die Bildung der Vereinigten Sozialdemokratischen Partei steht unter dem Gestirn von 

Stinnes u. Co. Ein Teil der Unabhängigen Partei stößt zur Sozialdemokratie, das Ganze aber bewegt 

sich zunächst nach rechts, dem schwerkapitalistischen Zentrum zu. Diese Bewegung wird von den 

nächsten Nachbarn der Sozialdemokratie im gleichen Sinne fortgesetzt. Die Demokraten und das 

Zentrum rücken mit der Partei der Schwerindustrie näher zusammen, sie sind am Werke, mit ihr eine 

parlamentarische Arbeitsgemeinschaft zu bilden. Von der parlamentarischen Froschperspektive ge-

sehen, erscheint diese Bewegung als Reaktion gegen die Verstärkung der Sozialdemokratie. In Wirk-

lichkeit rücken dabei beide Parteigruppen dem Attraktionszentrum, der schwerindustriellen Partei, 

näher, die Verschärfung ihres Gegensatzes ist nur parlamentarisch, nur scheinbar. Dem Heranrücken 

der Parteigruppen von links her an das volksparteiliche Zentrum entspricht das Heranrücken der 

Deutschnationalen von rechts her, wobei es innerhalb der Deutschnationalen zu einem Bruch zwi-

schen der „gemäßigten“ und den „radikalen“ Elementen, den Deutschvölkischen, kommt. 

So ist das ganze deutsche Parteiwesen in der Verschiebung und Umschichtung begriffen. Das beherr-

schende Gesetz dieser Verschiebung geht aus den einzelnen Bewegungen klar hervor. Von links und 

rechts her bewegen die Parteien sich der Partei der Schwerindustrie zu, von links kleinbürgerlich 

gestimmte Arbeiter und Angestellte, Kleinbürger, das Handelskapital, die Fertigindustrie, von rechts 

her Junker, Großbauern und Mittelbauern, die oberen Sphären der Bürokratie. Die Partei der Schwer-

industrie ist die Sonne, die die anderen bürgerlichen und kleinbürgerlichen Parteien in ihre Anzie-

hungssphäre zieht. Diese Parteiverschiebung ist der genaue Ausdruck der wirtschaftlich und politisch 

ungeheuer gesteigerten Macht der großen Industrie- und Finanzmächte in Deutschland, der gewalti-

gen Konzentration von Kapitalmacht und von ihr entsprechender politischer Macht in der Hand der 

Kapitalriesen, die mit der a l l g e m e i n e n  Verarmung des Landes Hand in Hand geht. Um den mas-

siven Kern der Kapitalriesen, die in dem allgemeinen Zerfall noch feststehen, die alle Kräfte der 

Wirtschaft und alle Elemente der Macht in sich aufsaugen, drängen sich zunächst die übrigen Gesell-

schaftsklassen bis weit in die Arbeiterklasse hinein. 

Aber aus diesem Klassenhintergrund der gegenwärtigen Parteiverschiebung folgt mit Sicherheit, daß 

diese Bewegung zu gegebener [180] Zeit notwendig in die entgegengesetzte umschlagen muß. Das 

Großkapital steht ja nur fest, wächst, stärkt sich auf Kosten aller übrigen Klassen der Gesellschaft. 

Es saugt die Lebenskraft der anderen Klassen an sich. Ihre Unterwerfung unter das Großkapital wird 

diese nicht stärken, sondern ihre Auszehrung beschleunigen. Das, was sie heute als Stütze betrachten, 

wird sich ihnen morgen als todbringender Parasit enthüllen. 

Die Hoffnung auf Stinnes u. Co. ist die letzte Massenillusion. Sie ist die natürliche, legitime Nach-

folgerin des bereits verblichenen Glaubens an die rettende Kraft der kleinbürgerlichen Demokratie. 
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In dem Maße, wie die Ernüchterung von dieser letzten Illusion erfolgt – sie wird vermutlich nicht so 

lange dauern wie die von der kleinbürgerlichen Demokratie –, wird die Parteiverschiebung und Um-

gruppierung nach der entgegengesetzten Richtung erfolgen. Das feste Attraktionszentrum in der an-

deren Richtung ist aber die Kommunistische Partei. 

Welche Formen diese entgegengesetzte Umschichtung annehmen wird, darüber lassen sich jetzt nur 

Mutmaßungen anstellen. Nur so viel ist sicher, daß es dabei nicht nur um die Anziehung der proleta-

rischen Massen geht, die heute in der VSPD sind, sondern daß proletarische und kleinbürgerliche 

Elemente auch aus den anderen Parteien in die Sphäre des Kommunismus gezogen werden. 

Auch die Umkehr der gegenwärtigen Partei- und Klassenbewegung, weg vom Großkapital, wird na-

turgemäß ebenfalls die Form einer a l l g e m e i n e n  Parteiverschiebung annehmen müssen. 

* 

Uebergangsforderungen.  
Zur Programmdebatte.  

Von E d w i n  H o e r n l e. 

In der Berliner Beilage der „Roten Fahne“ „Taktik und Organisation“ vom 23. September 1922 ver-

öffentlicht Genossin Ruth F i s c h e r einen Artikel „Zur Debatte um das Programm“. Die Eröffnung 

der Programmdebatte, noch ehe die Kommission den Entwurf des Programms endgültig beraten und 

mehr als eine kurze Disposition veröffentlicht hat, mag etwas sonderbar anmuten. Nicht länger son-

derbar jedoch, wenn man hört, daß der Bezirksparteitag von Rheinland-Westfalen-Nord nach Anhö-

rung eines Referats der extra zu diesem Zweck herbeigeeilten Genossin eine Resolution angenommen 

hat, der die „Ausnahme von Uebergangsforderungen in das Programm“ ablehnt und eine Gestaltung 

des Programms wünscht, „die den prinzipiellen und taktischen Unterschied zwischen den Kommu-

nisten und Reformisten klar und deutlich und auch den ungeschultesten Arbeitern verständlich auf-

zeigt.“ Die Resolution besagt also, daß „Uebergangsforderungen“ sich mit der prinzipiellen und tak-

tischen Klarheit eines Programms nicht vertragen. Holla! denkt der unbefangene Leser dieser Reso-

lution. [181] Was ist jetzt wieder in. der Zentrale los? Differenzen? KAG-Strömungen, Abirrungen 

nach rechts? Schon einmal wurde das Gespenst der Rechtsabirrung herausbeschworen, nach der 

Rathenau-Kampagne. Sollte doch was dran sein? Videant consules!1 

Diese Wirkung der vorbildlichen Regsamkeit unserer Genossin Fischer zwingt, die begonnene De-

batte fortzuspinnen, und zwar zu einer Zeit, in der die deutsche Partei offenbar Dringenderes zu tun 

hat, als ein Programm schriftlich zu formulieren. Es wird sich jedoch zeigen, daß die Programmfrage 

doch keine so rein theoretische Angelegenheit ist, wie mancher Genosse befürchtet, und daß uns diese 

Debatte, wenn richtig gelenkt, mitten hineinführt in die brennenden Aufgaben der Gegenwart. Die 

Aufrollung der Programmfrage bedeutet zugleich die Revision unserer ganzen bisherigen Taktik. 

Worin bestehen die Fürchte und Aengste der Genossin Fischer? Sie schreibt: „Schwieriger wird die 

Frage des zweiten, speziellen Teils werden. Hier sind bereits Stimmen laut geworden, die dafür spre-

chen, U e b e r g a n g s f o r d e r u n g e n  in das Programm aufzunehmen. So tritt besonders der Ge-

nosse Smeral dafür ein in einer Serie von Artikeln, in der er als solche Hauptübergangsforderungen 

bezeichnet die A r b e i t e r r e g i e r u n g  und die Frage des S t a a t s k a p i t a l i s m u s.“ – Es folgt nun 

ein längeres Zitat aus Smerals Artikeln, dessen Substanz kurz folgendes ist: Mit Rücksicht auf die 

„dem Kommunismus schon sehr nahen Massen“ wünscht Genosse Smeral, daß das Programm „die 

Etappen des kommunistischen Aufbaues nach der Machtergreifung theoretisch wenigstens andeute.“ 

Die sympathisierenden Massen stoßen sich an dem Gedanken des plötzlichen Uebergangs zum 

„Kriegskommunismus“, und es komme darauf an, diese ersten Maßnähmen der proletarischen Dik-

tatur in Rußland als „von außergewöhnlichen Verhältnissen erzwungen“ darzustellen, um schließlich 

anzudeuten, „in welchem Grade die von der proletarischen Diktatur verordneten Zwangsmaßnahmen 

es zulassen, eventuell in der ersten Phase es geradezu möglich zu machen, a u c h  d i e  P r i v a t i n -

t e r e s s e n  u n d  d i e  P r i v a t i n i t i a t i v e  d e r  e i n z e l n e n  a u s z u n ü t z e n.“ Smeral wirft dann 

 
1 Mögen die Konsuln zusehen. KWF 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 662 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

weiterhin die Frage auf, ob wir in Konsequenz unserer Taktik der Teilforderungen und Einheitsfront 

die Forderung der Arbeiterregierung nur als einen „methodischen Behelf“, d. h. als eine bloße Ent-

larvungsparole aufstellen wollen, oder ob wir mit der Arbeiterregierung als mit einer „Konstruktion“ 

rechnen, „die in der Uebergangsperiode zur Diktatur wenigstens in einigen Staaten eine bestimmte 

kürzere oder längere Zeit als eine Regierung existieren kann.“ In diesem Falle, meint Smeral, müßte 

in unserem Programm nicht nur die Forderung der Arbeiterregierung allgemein ausgesprochen wer-

den, sondern „es müßte gleichzeitig festgesetzt werden, wodurch nach unserer Vorstellung ihre Tä-

tigkeit ausgefüllt werden soll.“ 

Soweit Smeral, dessen Anschauung, wie wir gleich feststellen wollen, mit der Auffassung der übrigen 

am deutschen Entwurf beteiligten Genossen n i c h t  übereinstimmt. Die Aufgabe eines Programms 

besteht nicht darin, alle Möglichkeiten und Unmöglichkeiten der geschichtlichen Entwicklung vor 

oder nach Eroberung der Macht im voraus abzuwägen, sondern darin, die große, entscheidende Linie 

anzuzeigen, in der nach marxistischer Auffassung die revolutionäre Entwicklung verlaufen wird, und 

innerhalb derer die Kommunistische Partei als handelnder Faktor auftritt. Die Formulierung des Pro-

[182]gramms geht nicht aus von der Rücksicht auf die schwankenden Kleinbürgerschichten, sondern 

ist geschrieben als Wegzeiger für die Entscheidungstruppen der Revolution, für das industrielle Pro-

letariat. Und gerade im Gegensatz zu Smeral, mit dem eine ausführliche Debatte stattfand, hat Thal-

heimer im Einverständnis mit der Kommission in der veröffentlichten Disposition betont, daß wir die 

Uebergangsforderungen „ausschließlich im Sinne von Uebergangsforderungen“ formulieren wollen, 

d. h. als „mögliche Durchgangspunkte, nicht als Haltepunkte für absehbare Zeit“, im selben Sinne 

also wie die Uebergangsforderungen im Kommunistischen Manifest. 

Es gehört schon der ganze Scharfsinn der Genossin Ruth Fischer dazu, um ausgerechnet zu behaup-

ten, Thalheimers Programmentwurf sei „nicht so präzis, aber inhaltlich gleichlautend“ mit den Vor-

schlägen Smerals, eine Behauptung, der ein böswilliger Kritiker leicht die Absicht unterschieben 

könnte, man habe absichtlich den Unterschied nicht sehen wollen, um so wieder einmal als Zions-

wächter1 der Prinzipientreue in der Partei gegen die heimlichen Opportunisten in der Zentrale austre-

ten zu können. Wir werden also untersuchen müssen: 1. Sollen überhaupt Uebergangsforderungen in 

unser Programm? 2. Worin liegt das Wesen kommunistischer Uebergangsforderungen und vor allem 

der Arbeiterregierung? 

Zunächst eine Feststellung. Genossin Fischer betont ganz richtig, daß man unterscheiden müsse zwi-

schen Uebergangsforderungen, die als Maßnahmen n a c h  Ergreifung der Macht gedacht sind, und 

zwischen Uebergangssorderungen, die v o r  Ergreifung der Macht gestellt werden und dazu dienen, 

den Sturz der Bourgeoisregierung durch die revolutionierten Massen zu beschleunigen. Bei dieser 

Debatte handelt es sich nur um die zweite Gruppe. Und auch bei diesen Uebergangsforderungen vor 

der Ergreifung der Macht nicht um jene, die gestellt werden zur Organisierung des kämpfenden Pro-

letariats, z. B. Bildung von Fabrikkomitees, Arbeiterräte, proletarischer Kontrollorgane, sondern um 

jene, die an die demokratischen Illusionen der Arbeitermassen anknüpfen mit dem Zwecke, sie von 

diesen Illusionen zu befreien. 

Genossin Fischer formuliert so: „Liegen zwischen der bürgerlichen Demokratie und der proletari-

schen Diktatur Stadien, in denen das Proletariat zwar noch nicht die Macht, aber die Bourgeoisie 

nicht mehr die volle Macht besitzt? Ist dem Proletariat möglich, mit dem Mittel der bürgerlichen 

Demokratie, mit der Eroberung der demokratischen Regierungsgewalt die revolutionäre Umgestal-

tung der Wirtschaft im Rahmen eben dieser Demokratie zu beginnen?“ Auf die erste Frage gibt die 

Genossin Fischer in ihrem Artikel k e i n e  Antwort, und doch hängt die richtige Formulierung und 

Beantwortung der zweiten Frage von der klaren Verantwortung der ersten ab. 

Wir fragen also: Gibt es Stadien, in denen das Proletariat zwar noch nicht die Macht, aber die Bour-

geoisie nicht mehr die volle Macht besitzt? Die Geschichte der russischen Revolution antwortet mit 

 
1 Einer, welcher für seinen positiven Glauben allenthalben Gefahren sieht und gegen dieselben wächterhaft nach allen 

Seiten ausschauend andere von der einzigen Wahrheit seines Glaubens zu überzeugen sucht. KWF 
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einem klaren Ja. Auch in der deutschen Revolution hatten wir diese Periode; sie endete mit der Nie-

derschlagung des Spartakusaufstandes, mit der Entwaffnung des Proletariats und der Abwürgung der 

Arbeiterräte. Aus dieser Periode heraus ist das Spartakusprogramm entstanden, sind seine Ueber-

gangsforderungen zu verstehen. Nein begrifflich, vom Standpunkt des dialektischen Denkens aus be-

trachtet, ist auch kein anderer Weg möglich. Um die Macht zu ergreifen, braucht das Pro-[183]letariat 

ein ganz bestimmtes Machtbewußtsein und ganz bestimmte Machtorgane, die es beide nicht im luft-

leeren Raume neben und außerhalb der bürgerlichen Demokratie entwickeln kann, das hieße außer-

halb der Geschichte, sondern nur innerhalb dieser Demokratie, d. h. in erbittertem Kampfe mit dieser 

Demokratie. 

Damit kommen wir auf die Hauptsache, auf jenen Punkt, aus dessen unklarer Formulierung heraus 

alle Fehler der Fischerschen Beweisführung zwangsläufig hervorgehen, nämlich zu der Feststellung: 

auch die bürgerliche Demokratie ist kein starrer unabänderlicher Mechanismus, der vom ersten bis 

zum letzten Tage sich gleich bleibt, sondern wie alle geschichtlichen Erscheinungen ein aus den Pro-

duktionsverhältnissen hervorgewachsener Organismus, dessen Inhalt und Kräfte sich fortwährend mit 

den Aenderungen im Unterbau umwälzen, auch wenn die Hülle dem oberflächlichen Betrachter zu-

nächst gleich zu bleiben scheint. Die Demokratie eines kleinbürgerlichen oder Bauernstaates hat 

nichts Wesentliches gemein mit der welterobernden, imperialistischen Demokratie, und diese unter-

scheidet sich wiederum wesentlich von der Demokratie eines kapitalistischen Staates, der bereits von 

revolutionärer Gärung befallen ist. 

In den revolutionären Endkämpfen gerät die „Demokratie“ in immer größere innere Widersprüche. 

Um sich selbst zu schützen, muß sie diktatorische Mittel ergreifen, d. h. sich selbst aufheben, Aus 

den „außerordentlichen Mitteln in außerordentlichen Zeiten“ werden dauernde Mittel für dauernde 

Zeiten. Der weiße Terror stürzt nicht die Demokratie, sondern etabliert sich unter ihrer Fahne. Die 

demokratische Staatsmacht duldet nicht nur die illegalen Organisationen der Junker und Kapitalisten, 

sie flüchtet unter ihre Fittiche, sie stützt sie. Die kleinbürgerlich-sozialistische Politik der Mitte 

schlägt um in eine Politik gegen links. Der Begriff der Demokratie selbst wandelt sich. Diktatorische 

Maßnahmen, wie Ausnahmegesetze, polizeiliche und militärische Unterdrückungsmaßnahmen wer-

den zu ihren unerläßlichen, wesenhaften Bestandteilen. Gleichzeitig wird sie zwar gezwungen, Klas-

senorgane der revolutionären Arbeiterschaft in ihrem Rahmen zu dulden, die bestimmt sind, ihren 

Rahmen zu sprengen. Sie versucht sie einzuengen, in ihrer Wirkung zu beschränken, politisch zu 

neutralisieren, aber sie kann sie nicht hindern, daß sie in entscheidenden Momenten sich wieder auf 

ihre Klassenausgabe besinnen, über die gesetzlichen Dämme hinwegfluten und sich gegen die De-

mokratie kehren. Der ganze Körper der bürgerlichen Demokratie ist jetzt erfüllt mit der Gärung der 

gesellschaftlichen Kräfte, mit dem Ringen zwischen Bourgeoisie und Proletariat, mit dem wogenden 

Auf und Ab, den Vorstößen und Rückschlägen eines in den offenen Bürgerkrieg umschlagenden 

Klassenkampfes. 

Und im Nahmen d i e s e r  Demokratie, nicht irgendeiner absoluten und abstrakten, sondern dieser 

besonderen historischen Episode in der Demokratie, dieser Uebergangszeit, können Zeitpunkte ein-

treten, wo tatsächlich „das Proletariat zwar noch nicht die Macht, aber die Bourgeoisie nicht mehr 

die volle Macht besitzt.“ 

Betrachten wir also die Demokratie historisch und nicht abstrakt, so sehen wir sofort, daß schon die 

Formulierung der Frage durch Ruth Fischer falsch ist, wenn sie ausruft: „Ist es dem Proletariat mög-

lich, mit dem Mittel der bürgerlichen Demokratie, mit der Eroberung der demokratischen Regierungs-

gewalt die revolutionäre [184] Umgestaltung der Wirtschaft eben im Rahmen dieser Demokratie zu 

beginnen?“ An einer anderen Stelle spricht Ruth Fischer noch präziser von der Sicherung der Arbei-

terregierung „durch Gesetze“. Die Genossin sieht nicht, daß der „Rahmen“ längst durchlöchert und 

brüchig geworden ist, sie sieht nicht, daß die bürgerliche Demokratie in einer vorrevolutionären Epo-

che von der bürgerlichen Demokratie im revolutionären Endkampfe wesentlich verschieden ist. Da, 

wo das kämpfende Proletariat in scharfem Ansturm die illegalen Organisationen und diktatorischen 

Maßnahmen der zersetzten, sterbenden bürgerlichen Demokratie zu Boden schlägt, wo es sich in 

diesem Kampfe der staatlichen Machtmittel bemächtigt, da ist es selbstverständlich m ö g l i c h  – und 
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mehr sagt niemand – daß die jahrzehntelang mit reformsozialistischen Phrasen abgefütterten Massen 

zunächst noch einmal vor dem Endakt zurückschrecken, mit ihren einstweiligen Erfolgen zufrieden 

sind und sich der Hoffnung hingeben, es genüge, den bürgerlichen Staatsapparat einfach zu überneh-

men, die Weißgardisten hinauszuwerfen und Arbeiter an ihre Stelle zu setzen. 

Dies ist der Moment, wo eine Arbeiterregierung, an der auch Kommunisten teilnehmen, möglich ist, 

und zwar als ganz konkrete, geschichtliche Tatsache. Aber in diesem Moment beginnt auch schon 

der Kampf um die Ueberwindung dieser Arbeiterregierung, um ihre Reinigung von schwankenden 

Reformsozialisten, um ihre Stützung durch proletarische Klassenorgane außerhalb des Parlaments, 

ein Kampf, der uns aufgezwungen wird durch die Notwendigkeit, die illegalen Organisationen der 

Bourgeoisie zu zerstören, die Sabotage der Unternehmer und Bürokraten zu brechen und die wich-

tigsten jener Uebergangsforderungen durchzusetzen, von denen das Kommunistische Manifest sagt, 

daß sie an sich ökonomisch unzureichend und unhaltbar erscheinen, aber notwendig im Laufe der 

Bewegung über sich selbst hinaustreiben. Der Kampf um die Arbeiterregierung schlägt also um in 

den Kampf um den p r o l e t a r i s c h e n  S t a a t s k a p i t a l i s m u s. 

In diesem zweiten Teil des Kampfes, in dem Kampf um die funktionelle Betätigung der Arbeiterre-

gierung streifen die Arbeitermassen ihre letzten demokratischen und sozialpazifistischen Illusionen 

ab. Die Entwaffnung der Konterrevolution wird vollendet durch die organisierte Bewaffnung des 

Proletariats. Die proletarische Kontrolle der Verwaltung und Gesetzgebung ruft das Organ der Ar-

beiterräte ins Leben, treibt die schon bestehenden Keime zur raschen Entfaltung. Die Kontrolle der 

Produktion und der Versuch einer Erfassung der Sachwerte endet schließlich in der Enteignung der 

Kapitalisten, in der revolutionären Sozialisierung. 

Die Arbeiterregierung ist also weder, wie Smeral sagt, eine Konstruktion, die mit ihrer Existenz eine 

bestimmte kürzere oder längere Zeit als Regierung ausfüllt, noch wie Ruth Fischer meint, eine bloße 

„taktische Umhüllung“, ein „gutes taktisches Mittel“, also ein Gedankending ohne geschichtliche 

Realität. Sie ist keine Konstruktion, um überflüssige Zeit auszufüllen, einfach deshalb, weil sie nur 

denkbar ist als das gärende Produkt eines gesellschaftlichen Gärungsprozesses, als eine vorüberge-

hende Phase, ein vorwärtstreibendes Element im entscheidenden Ringen zwischen Proletariat und 

Bourgeoisie. Genau wie die sterbende Demokratie, an die sie anknüpft, kann auch sie nur existieren, 

indem sie sich selbst aufhebt, d. h. ihre demokratischen Hüllen abwirft, ihren Charakter als Diktatur 

immer schärfer ausprägt. Es [185] ist eine Illusion, sich die Arbeiterregierung vorzustellen als ein 

schiedlich-friedliches Nebeneinanderwirken von Kommunisten und Sozialdemokraten, und wäre es 

auch nur „in einigen Staaten“ und auf kürzere Zeit. Die Arbeiterregierung ist, so paradox das klingen 

mag, nichts anderes als der auf die Spitze getriebene Entscheidungskampf zwischen Reformismus 

und Kommunismus. Das Ringen der beiden Elemente draußen in den Massen wiederholt sich im 

Schoße der Arbeiterregierung selbst. Während aber in den Massen die Mehrheit sich zur revolutio-

nären Einheitsfront unter kommunistischer Führung zusammenballt, kann die Arbeiterregierung nur 

enden in ihrer eigenen Sprengung. Entweder die proletarische Revolution draußen in den Massen 

erleidet eine Niederlage, und die Sozialdemokraten innerhalb der Arbeiterregierung verkaufen diese 

wie im November 1918 an die erstarkende Konterrevolution, oder aber die empörten Massen schleu-

dern die Sozialdemokraten auf die Seite, reinigen die Arbeiterregierung von schwankenden Elemen-

ten, jagen das Parlament auseinander und proklamieren die Rätemacht. 

Ruth Fischers Fehler besteht also nicht in der Zurückweisung der Smeralschen Illusion, sondern in 

der mechanischen Problemstellung, die fragt: Ist eine Arbeiterregierung im Rahmen der Demokratie 

möglich? Gewiß sprengt die „Organisierung der politischen Kräfte des Proletariats schon den Rah-

men der wirklichen Demokratie“, aber eben eine Phase in dieser Organisierung und Sprengung ist ja 

die Arbeiterregierung, 

In der mechanischen Betrachtungsweise berührt sich Ruth Fischer unbewußt und mit umgekehrten 

Resultaten mit der Denkweise der einstigen KAG. Als damals die Losung der Arbeiterregierung zum 

ersten Male in Deutschland aktuell wurde, verlangten die Friesland & Co. ihre programmatische Fi-

xierung. Die Partei lehnte das geschlossen ab. Ruth Fischer macht uns nun indirekt den Vorwurf, 
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seither im Sinne Frieslands umgelernt zu haben. Gerade das Gegenteil ist der Fall. Was die Friesland, 

Däumig, Pelle usw. wollten, war nichts anderes als eine mechanische Zweiteilung zwischen Zielfor-

derungen und Gegenwartsforderungen; die einen für den Schaukasten am Feiertag, die anderen für 

die Praxis am Alltag. Hinter ihrer Forderung stand der Wille, aufs Ziel „vorläufig“ zu verzichten, was 

sie auch jetzt durch den Uebertritt zur SPD, und zu Stinnes ohne Scham dokumentieren. 

Wir haben seit damals den Begriff der Arbeiterregierung geklärt und vertieft. Wir kennen keine me-

chanische Gegenüberstellung von Theorie und Praxis, Zielforderung und Uebergangsforderung. Für 

uns sind die Aufgaben der Gegenwart nur Wege zum Ziel. Die Taktik der Einheitsfront, die Forderung 

nach Arbeiterregierung, Sachwerterfassung, Kontrolle der Produktion sind nicht Haltepunkte, sind 

nicht Konstruktionen, die mit ihrer Existenz eine bestimmte Zeit ausfüllen, sie sind aber ebensowenig 

nur taktische Umhüllungen ohne geschichtliche Realität. Sie sind Wellen im Fluß, Durchgangspunkte 

im Laufe der Bewegung. Als solche können sie von den Zielforderungen nicht getrennt werden, auch 

nicht in einem besonderen taktischen Teil des Programms, was Ruth Fischer allenfalls erlauben will. 

Gerade wenn unser Programm, wie in der Resolution des Bezirkstags Rheinland-Westfalen-Nord ge-

wünscht wird, „den prinzipiellen und taktischen Unterschied zwischen Kommunisten und Reformis-

ten klar und deutlich und auch den ungeschultesten Arbeitern verständlich“ aufzeigen soll, [186] ge-

rade dann müssen wir diese Uebergangsforderungen im Programm erwähnen, müssen wir dort den 

Charakter kommunistischer Uebergangsforderungen klar herausschälen. Ruth Fischer unterscheidet 

sich von der mechanischen Auffassung der einstigen KAG nur dadurch, daß sie umgekehrt wie jene 

nicht das Ziel, sondern die Taktik als leere Fiktion, als bloßes propagandistisches Lockmittel gelten 

lassen will. Sie unterscheidet letzten Endes genau wie die KAP eine Periode der bloßen Propaganda, 

wenn auch mit „taktischen Umhüllungen“, und einen revolutionären Endkampf. Das Problem des 

Uebergangs von der Agitation zur Aktion, das Kernproblem der proletarischen Revolution unter den 

gegenwärtigen Verhältnissen hat sie noch nicht begriffen. 

Für uns gibt es keine „taktische Umhüllung der Aufrollung der Frage der Diktatur des Proletariats 

oder Diktatur der Bourgeoisie“. Unsere Forderung der Arbeiterregierung hat zur Basis eine reale ge-

schichtliche Möglichkeit. Die Arbeiterregierung ist keine notwendige Uebergangsphase, wohl aber 

eine mögliche und als solche nichts anderes als der Auftakt zur Generalentscheidung, ein Mittel um 

die Machtfrage selbst in ihrer ganzen Breite und Tiefe aufzurollen. Die Frage lautet also nicht: „Sind 

durchgreifende Aenderungen der kapitalistischen Gesellschaft im Rahmen der Demokratie möglich?“ 

So gestellt, gibt es natürlich nur die eine Antwort: Nein. Die Frage lautet vielmehr: Sind auf dem 

Wege der revolutionären Zertrümmerung der bürgerlichen Demokratie Momente möglich, in denen 

Bourgeoisie und Proletariat, atemlos ringend, sich umklammert halten, Momente, in denen das Pro-

letariat noch nicht bereit ist zur offenen Diktatur, wohl aber schon fähig ist, den demokratischen 

Staatsapparat seinen bisherigen Trägern zu entreißen und den Kampf mit den illegalen Organisatio-

nen der Bourgeoisie aufzunehmen? Der praktische Versuch, den bürgerlichen Staatsapparat gegen 

die Bourgeoisie zu benützen, zerstört notwendig die letzten Illusionen, als ob es einen Staatsapparat 

gäbe jenseits der Klassen und Parteien, als ob man ihn nur zu übernehmen brauche, statt ihn zu zer-

trümmern. 

In diesem Prozeß fällt die letzte Hülle von allen jenen, die die revolutionäre Phrase im Munde führen, 

ohne den Willen zu den revolutionären Konsequenzen. Die Massen befreien sich in diesem Stadium 

ideologisch und organisatorisch von der reformistischen Führung und erwerben die Fähigkeiten, die 

es ihnen ermöglichen, die Diktatur des Proletariats nicht nur zu proklamieren, sondern auch auszu-

üben. 

Die Arbeiterregierung ist also nicht ein Waffenstillstand zwischen Bourgeoisie und Proletariat, nicht 

eine Einheitsfront von reformistischen und kommunistischen Führern, sondern umgekehrt das 

Sprungbrett zur gewaltsamen Entscheidungsschlacht. Sie kann nur übergehen entweder in eine tiefe 

Niederlage des Proletariats oder in die siegreiche Rätemacht. 

* 

[187]  
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Ede-Kautsky.  
Zu Kautsky’s Programmschrift.  

Von A. Thalheimer.  

(Fortsetzung.) 

IV. Die bürgerlich-sozialistische Koalitionsregierung als revolutionäre Etappe. 

Das allgemeine Bild der proletarischen Revolution, das Kautsky entwirft, ist ein getreuer Abklatsch 

des alten Bernstein und Jaurès. Seite um Seite bemüht er sich, die Revolution als einen „friedlichen 

Akt“ „ohne Blutvergießen, ohne Gewalt“ darzustellen: 

„An Stelle der Kämpfe von Ausständischen mit Regierungstruppen treten die Kämpfe der Parteien um die 

Gewinnung von Anhängern durch die Presse und Versammlungen; die Kämpfe der Parteien um die Mehrheit 

bei den Wahlen zu den Volksvertretungen und bei den Abstimmungen in den Volksvertretungen.“ (S. 80) 

Ja, nicht nur ist die proletarische Revolution friedlich-demokratisch, die gewaltsame Revolution ist 

von vornherein bürgerlich, ein Atavismus. Oder wie Stampfer in seinem Kommentar zum Görlitzer 

Programm das sagt: „Die Gewalt ist immer reaktionär.“ Dieses Thema ist bereits von Trotzki in seiner 

Streitschrift gegen Kautsky erschöpft. Eine Auseinandersetzung darüber kann nichts Neues bringen, 

Es bleibt mir nur der Nachweis, wie Kautsky auch hier die von ihm so grimmig befehdeten Origi-

nalentdeckungen Eduard Bernsteins fast Wort für Wort nachschreibt. 

Bereits bei Bernstein ist die „Theorie von der unermeßlichen schöpferischen Kraft der revolutionären 

politischen Gewalt und ihrer Aeußerung, der revolutionären Expropriation“, wie sie sich bei Blanqui 

findet und von Marx-Engels überwunden worden sei, eine falsche Verallgemeinerung aus den bür-

gerlichen Revolutionen des 17. und 18. Jahrhunderts: 

„Engels und Marx gingen auch wieder von der Voraussetzung einer Revolution aus, die bei aller Veränderung 

des Inhalts äußerlich einen ähnlichen Verlauf nehmen würde, wie die Revolutionen des 17. und 18 Jahrhun-

derts.“ (Bernstein, Voraussetzungen des Sozialismus, S. 33). 

Bereits 1899 erklärte Bernstein die „Diktatur des Proletariats“ für veraltet, für das Ueberbleibsel einer 

überwundenen Zeit: 

„Die ganze praktische Tätigkeit der Sozialdemokratie geht darauf hinaus, Zustände und Vorbedingungen zu 

schaffen, die eine von konvulsivischen Ausbrüchen freie Ueberführung, der modernen (?) Gesellschaftsord-

nung in eine höhere ermöglichen und verbürgen sollen ... D i e  K l a s s e n d i k t a t u r  a b e r  g e h ö r t  e i n e r  

t i e f e r e n  K u l t u r  an, und abgesehen von der Zweckmäßigkeit und Durchführbarkeit der Sache, ist es nur 

als ein Rückfall, als politischer Atavismus zu betrachten, wenn der Gedanke erweckt wird, der Uebergang von 

der kapitalistischen zur sozialistischen Gesellschaft müsse sich notwendigerweise unter den Entwicklungsfor-

men einer Zeit vollziehen, welche die heutige Methode der Propagierung und Erzielung von Gesehen noch gar 

nicht oder in ganz unvollkommener Gestalt kannte und der geeigneten Organe dazu entbehrte“ (Bernstein, 

Voraussetzungen usw. S. 127, 128). 

Bezeichnend für Kautsky ist, daß er in seiner Antwort an Bernstein der Frage der proletarischen Dik-

tatur in großem Bogen auswich: 

„Die Entscheidung über das Problem der proletarischen Diktatur können wir wohl ganz ruhig der Zukunft 

überlassen.“ (Kautsky, Bernstein und das Sozialdemokratische Programm, Stutrgart 1899, S. 172) 

[188] Hier liegt die theoretische Quelle des späteren Renegatentums von Kautsky. Kautsky entnahm 

dem Marxismus nur das, was zum Hausgebrauch für die parlamentarisch-gewerkschaftliche Methode 

nötig war. Die konkreten Formen der proletarischen Revolution, das Verhältnis zum Staat, die Lehren 

der Pariser Kommune, blieben außerhalb seines Gesichtskreises. An dieser Verflachung und Veren-

gung des Marxismus ist Kautsky zugrunde gegangen. Bernstein versuchte konkret und positiv den 

reformistisch-demokratischen Weg zum Sozialismus darzustellen. Kautsky beschränkte sich dem ge-

genüber auf die bloße Negation, er wußte dem Revisionismus nichts ebenso Konkretes entgegenzu-

stellen. Sobald die Fragen sich stellten, die Kautsky „ruhig der Zukunft“ überließ, mußte er unwider-

stehlich in die Arme des Revisionismus zurückrutschen, vor seinen Ideen und Argumenten kapitulie-

ren, ja selbst seine Sprache annehmen. Und all das, im Namen des Marxismus, Bernstein konnte den 
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Marxismus fallen lassen, Kautsky mußte ihn, nachdem er ihn vulgarisiert, verflacht, beschränkt hatte, 

schließlich systematisch, von Kopf bis zu Fuß, umfälschen, und er mußte dabei sich selber umfäl-

schen. In der ganzen Geschichte politischer Parteien gibt es da zu kein Gegenstück. 

Den Gipfel und die aktuelle Zuspitzung erreicht die Fälschung da, wo Kautsky mit einem Federzug 

die Marxsche „revolutionäre Diktatur“ ausstreicht und an deren Stelle die bürgerlich-sozialistische 

Koalitionsregierung setzt. 

Kautsky selbst führt die bekannte Stelle aus Marx’ Kritik des Gothaer Programmentwurfs an, in der 

es heißt: 

„Zwischen der kapitalistischen und der kommunistischen Gesellschaft liegt die Periode der revolutionären 

Umwandlung der einen in die andere. Dem entspricht auch eine politische Uebergangsperiode, deren Staat 

nichts anderes sein kann als die revolutionäre Diktatur des Proletariats.“ 

Die Kautskysche „Variation“ aber lautet: 

„Diesen Satz können wir heute auf Grund der Erfahrungen der letzten Jahre für die Frage der Regie-

rung dahin variieren (!), daß wir sagen: 

‚Zwischen der Zeit des rein bürgerlich und des rein proletarisch regierten Staates liegt eine Periode der Um-

wandlung des einen in den andern, Dem entspricht auch eine politische Uebergangsperiode, deren Regierung 

in der Regel eine Form der Koalitionsregierung bilden wird.‘“ 

Und Kautsky seht hinzu: 

„Das wird überall dort gelten, wo sich die Eroberung der politischen Macht durch das Proletariat auf dem 

Wege der Demokratie vollzieht, und das ist nach dem Zusammenbruch der großen Militärmonarchien der 

normale Weg dafür. Wer heute noch die Koalitionspolitik grundsätzlich verwirft, der ist blind für die Zeichen 

der Zeit. Der ist unfähig, ihrer Ausgaben gerecht zu werden.“ 

Das ist des Sängers Fluch! 

Trotzdem wollen wir uns die letzte Kautskysche „Variation“ des Marxismus näher besehen. 

Schlagen wir zunächst den Urtext nach. Da ergibt sich das Merkwürdige, daß Eduard Bernstein aus 

der sicheren Entfernung des Jahres 1899 die bürgerlich-sozialistische Koalitionsregierung, die heute 

von Kautsky „marxistisch“ begründet wird, im großen ganzen so sah, wie sie wirklich ist. Bernstein 

setzt sich auseinander mit dem Gedanken von Marx und Engels, der in dem bekannten Rundschreiben 

vom [189] März 1850 zum Ausdruck gebracht ist, und auch in dem Vorwort zu den Enthüllungen 

über den Kommunistenprozeß vom Jahre 1887 wiederkehrt, daß in Deutschland bei der nächsten 

europäischen Erschütterung die „kleinbürgerliche Demokratie“ zunächst ans Ruder kommen muß. 

Bernstein bemerkt dazu: 

„Alle Anzeichen deuten darauf hin, daß eine politische Revolution, die zunächst eine bürgerlich radikale Partei 

zur Herrschaft brächte, in den vorgeschrittenen Ländern Europas ein Ding der Vergangenheit ist ... Die mo-

dernen Revolutionen haben die Tendenz, die radikalsten der überhaupt möglichen Regierungskombinationen 

sofort am Anfang ans Ruder zu bringen ... Als dagegen im März 1871 unter dem Einfluß der blanquistischen 

Sozialrevolutionäre es in Paris zum Aufstand gegen die von der Nationalversammlung eingesetzte Regierung 

kam und die Kommune proklamiert wurde, da zeigte sich eine andere Erscheinung: Die kleinbürgerlichen 

Radikalen zogen sich zurück und überließen den Sozialisten und Revolutionären das Feld und damit auch die 

politische Verantwortung. 

Das spricht alles dafür, daß jede Erhebung in vorgeschrittenen Ländern in der nächsten Zeit diese Form an-

nehmen würde. Die bürgerlichen Klassen sind da überhaupt nicht mehr revolutionär und die Arbeiterklasse ist 

schon zu stark, um nach einer von ihr erkämpften siegreichen Erhebung in siegreicher Opposition verharren 

zu können. Vor allem in Deutschland wäre bei Fortgang der bisherigen Parteientwicklung eine andere als eine 

sozialdemokratische Regierung ein Ding der Unmöglichkeit. Eine rein bürgerlich-radikale Regierung hätte 

keinen Tag Bestand und eine aus bürgerlichen Demotraten und Sozialisten zusammengesetzte Kompromißre-

gierung würde praktisch nur bedeuten, daß entweder ein paar der ersteren als Dekoration in eine sozialistische 

Regierung eingetreten wären oder die Sozialdemokratie vor der bürgerlichen Demokratie die Segel gestrichen 

hätte. I n  e i n e r  r e v o l u t i o n ä r e n  E p o c h e  s i c h e r  e i n e  g a n z  u n w a h r s c h e i n l i c h e  K o m -

b i n a t i o n.“ 
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Welche Wendung von Gottes Fügung! Die „ganz unwahrscheinliche Kombination“ Bernsteins ist 

inzwischen zum wahren Marxismus geworden. Marx und Engels haben recht behalten gegen Bern-

stein, aber in anderer Weise, als sie alle sich träumen ließen. Wir haben eine sozialdemokratische 

Regierung bekommen, die selber kleinbürgerlich war, die als kleinbürgerliche Regierung dann ihre 

naturgemäße Ergänzung fand in der Koalition mit der bürgerlichen Demokratie und die nun, nachdem 

sie bankrottiert hat, bereit ist, auch die große Bourgeoisie, deren williges oder unwilliges Werkzeug 

sie war, in die Koalition mit aufzunehmen. Man bemerke überdies, daß selbst bei Bernstein im Jahre 

1899 die „bürgerliche Demokratie“ noch existierte, während bei dem Kautsky von 1922 es reiner 

Bolschewismus ist, von der bürgerlichen Demokratie überhaupt zu reden. 

Wir sehen davon ab, die zahllosen und eindeutigen Stellen aus den früheren Schriften Kautskys an-

zuführen, in denen er die Koalition mit dem Bürgertum als glatten Verrat am Sozialismus erklärt hat. 

Eine der markantesten dieser Stellen hat bereits unser Freund Paul Frölich in seiner Einleitung zu den 

gesammelten Aufsätzen Rosa Luxemburgs über den französischen Ministerialismus angeführt. (Rosa 

Luxemburg: Koalitionspolitik oder Klassenkampf? Einleitung S. 9 und 10.) Seinen jetzigen Umfall 

in dieser Grundfrage versucht Kautsky damit zu decken, daß er sagt: Ministerialismus, Koalitionsre-

gierung ist ein Verrat, solange die Sozialdemokratie noch schwach ist, sie ist ein revolutionärer Fort-

schritt, wenn das Proletariat bereits so stark geworden ist, daß die Bourgeoisie keine Kraft mehr hat, 

auf sich allein gestellt, zu regieren. 

[190] 

Kautsky sagt: 

„Wohl aber finden wir den Gleichgewichtszustand der Klassen, der die bürgerliche Revolution abschließt, in 

der einleitenden Phase der proletarischen. Dieser Zustand. tritt ein in dem Zeitpunkte, ehe das Proletariat so-

weit ist, daß es für sich allein die politische Herrschaft zu gewinnen vermag, aber doch schon zu stark, als daß 

irgendeine der bürgerlichen Klassen ihre Herrschaft im Gegensatz zum Proletariat behaupten könnte. 

In diesem Stadium würde durch das Streben einer reinen Klassenregierung jede geordnete Staatsverwaltung 

und damit auch ein gedeihliches, ökonomisches Leben ganz unmöglich. Staat und Gesellschaft und alle ihre 

Teile, das Proletariat mit inbegriffen, müßten in die äußerste Notlage geraten. Der Bürgerkrieg, der Versuch 

einer der Klassen, die ihr entgegenstehende durch Waffengewalt niederzuhalten, würde, wenn er in der entwi-

ckelten Demokratie, die wir voraussetzen, überhaupt möglich wäre, nichts erreichen, als den völligen ökono-

mischen Zusammenbruch zur Höhe des heutigen russischen zu erheben. 

Es bleiben unter diesen Umständen nur zwei Formen der Regierung möglich: Entweder bildet eine der Parteien 

die Regierung, unter stillschweigender Duldung oder Unterstützung mindestens einer der gegnerischen Par-

teien, auf die Rücksicht zu nehmen ist, oder die Sozialisten bilden mit einer aber mehreren der bürgerlichen 

Parteien zusammen eine Koalitionsregierung.“ (Kautsky: Die proletarische Revolution und ihr Programm. S. 

100, 101.) 

Was prinzipiell dazu zu sagen ist, hat Rosa Luxemburg in ihren Aufsätzen gegen den Millerandismus 

bereits mit vollendeter Klarheit gesagt. In ihrem ersten Artikel zum Eintritt Millerands in die Regie-

rung Waldeck-Rousseau, der in der „Leipziger Volkszeitung“ vom 6. Juli 1899 erschien, schrieb sie: 

„Es ist freilich Tatsache, daß die Sozialdemokratie, um praktisch zu wirken, alle erreichbaren Positionen im 

gegenwärtigen Staate einnehmen, überall vordringen muß. Allein als Voraussetzung gilt dabei, daß es Positi-

onen sind, auf denen man den Klassenkampf, den Kampf mit der Bourgeoisie und ihrem Staate führen kann. 

In dieser Beziehung besteht aber zwischen den gesetzgebenden Körpern und der Regierung eines bürgerlichen 

Staates ein wesentlicher Unterschied. In den Parlamenten können die Arbeitervertreter, wo sie mit ihren För-

derungen nicht durchdringen können, sie doch wenigstens in der Weise vertreten, daß sie in oppositioneller 

Stellung verharren. Die Regierung hingegen, die die Ausführung der Gesetze, die Aktion zur Ausgabe hat, hat 

keinen Raum in ihrem Rahmen für eine prinzipielle Opposition. Sie muß in allen ihren Gliedern und stets 

handeln. Sie muß deshalb, auch wenn sie, wie in Frankreich seit einigen Jahren, in den gemischten Ministerien 

aus verschiedenen Parteivertretungen besteht, doch stets einen grundsätzlich gemeinsamen Boden unter den 

Füßen haben, der ihr das Handeln ermöglicht, den Boden des Bestehenden, mit einem Wort den Boden des 

bürgerlichen Staates. Der äußerste Vertreter des bürgerlichen Radikalismus kann im großen und ganzen mit 

dem rückständigsten Konservativen Seite an Seite regieren. Ein prinzipieller Gegner des Bestehenden 
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hingegen steht vor der Alternative: Entweder auf Schritt und Tritt der bürgerlichen Mehrheit in der Regierung 

Opposition zu machen, d. h. tatsächlich kein aktives Mitglied der Regierung zu sein, – ein augenscheinlich 

unhaltbarer Zustand, der zur Entfernung des sozialistischen Mitgliedes aus der Regierung führen müßte – oder 

aber die Sache schließlich mitzumachen, die täglich zur Erhaltung und zum Fortlaufen der Staatsmaschine in 

jedem Regierungszweig notwendigen Funktionen zu verrichten, d. h. tatsächlich kein Sozialist, wenigstens 

nicht in den Grenzen des Regierungsamts zu sein ... Während daher das Vordringen der Sozialdemokraten in 

die Volksvertretung zur Stärkung [191] des Klassenkampfes also zur Förderung der Sache des Proletariats 

führt, kann ihr Vordringen in die Regierung nur die Korruption und Ver-irrungen in den Reihen der Sozialde-

mokratie zum Ergebnis haben. Die Vertreter der Arbeiterklasse können, ohne ihre Rolle zu verleugnen, nur in 

einem Falle in die bürgerliche Regierung treten; um sich ihrer gleichzeitig zu bemächtigen und sie in die Re-

gierung der herrschenden Arbeiterklasse zu verwandeln.“ (Rosa Luxemburg: Koalitionspolitik oder Klassen-

kampf, S. 14, 15.) 

Rosa Luxemburg spricht dann noch von Augenblicken während des Untergangs der kapitalistischen 

Gesellschaft, wo es notwendig sein könnte, noch vor der endgültigen Machtergreifung durch die Ver-

treter des Proletariats an der bürgerlichen Regierung Anteil zu nehmen „namentlich wo es sich um 

die Freiheit des Landes oder um die demokratischen Errungenschaften, wie die Republik, handelt, 

während die bürgerliche Regierung selbst bereits zu kompromittiert und zu desorganisiert ist, um 

ohne die Unterstützung der Arbeitervertreter das Volk zur Gefolgschaft zu veranlassen. In einem 

solchen Falle dürften sich die Vertreter des arbeitenden Volkes selbstverständlich einer abstrakten 

Prinzipienreiterei zuliebe von der Verteidigung der gemeinsamen Sache nicht drücken. Allein auch 

dann müßte die Teilnahme der Sozialdemokraten an der Regierung in Formen geschehen, die weder 

die Bourgeoisie, noch das Volk über den vorübergehenden Charakter und den ausschließlichen 

Zweck ihres Vorgehens im geringsten Zweifel lassen könnten. Mit anderen Worten, der Eintritt der 

Sozialisten in die Regierung dürfte auch dann nicht auf die Solidarität mit ihrer Tätigkeit und ihrem 

Bestand im ganzen hinauslaufen“. 

Es ist klar, daß auf diese Stelle die heutige sozialdemokratische Koalitionspolitik sich nicht stützen 

kann, denn erstens hat natürlich hier Rosa Luxemburg nicht die Sozialdemokratie im Auge, wie sie 

heute geworden ist, sondern die revolutionäre Arbeiterpartei, und zweitens nicht Maßregeln der ge-

wöhnlichsten bürgerlichen Unterdrückungspolitik, sondern Maßregeln einer bürgerlichen, aber noch 

revolutionären Demokratie. Die Frage, die hier gestellt ist, ist unter heutigen Verhältnissen die Frage 

der zeitweiligen und teilweisen Unterstützung einer kleinbürgerlich-revolutionären demokratischen 

Regierung durch eine kommunistische Partei, es ist in vagen Umrissen die Frage der Arbeiterregie-

rung, die hier von Rosa Luxemburg so angedeutet wird, wie es unter den damaligen Verhältnissen 

allein möglich war. Wenn wir nicht irren, besteht in Bulgarien gegenwärtig in gewissem Umfang eine 

Unterstützung der Bauernregierung durch die kommunistische Partei (aber ohne Eintritt der Kommu-

nisten in die Regierung), und in Deutschland haben wir in Sachsen die Möglichkeit des Eintritts von 

Kommunisten in eine Arbeiterregierung unter ganz bestimmten V o r a u s s e t z u n g e n  ins Auge ge-

faßt. Diese Voraussetzungen sind im Grunde die von Rosa Luxemburg formulierten: Nämlich die 

k o n k r e t e  M ö g l i c h k e i t  d e r  F ü h r u n g  u n d  W e i t e r f ü h r u n g  d e s  p r o l e t a r i s c h e n  

K l a s s e n k a m p f e s. 

Wenn Kautsky die niederschmetternden Resultate des Ministerialismus in Frankreich nicht mehr als 

beweiskräftig gelten lassen will, so sind inzwischen von der Arbeiterklasse Erfahrungen in ganz an-

derem Umfang und mit ganz anderer Beweiskraft gemacht worden. Die erste Erfahrung großen Stils 

einer bürgerlich-sozialistischen Koalitionsregierung ist die Kerenskiregierung in Sowjetrußland, die 

zweite sind die verschiedenen bürgerlich-sozialistischen Koalitionsregierungen in Deutschland. Der 

Grundcharakter ist überall derselbe: [192] die bürgerlich-sozialistische Koalition steht prinzipiell auf 

dem Boden der kapitalistischen Eigentumsordnung, sie muß infolgedessen eine ihrer Konsequenzen 

nach der anderen in Kauf nehmen und sich in ein Werkzeug der großen Bourgeoisie gegen das Pro-

letariat und selbst gegen die revolutionären Schichten des Kleinbürgertums verwandeln. Auf dem 

Boden der kapitalistischen Eigentumsordnung, wo sie die ganze ökonomische Macht ihrer Klasse 

spielen lassen können und der Staatsapparat im wesentlichen bürgerlich zusammengesetzt ist, haben 

natürlich die bürgerlichen Teilnehmer einer solchen Koalition von vornherein das gewaltige 
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Uebergewicht, die sozialistischen Teilnehmer verwandeln sich, ob sie wollen oder nicht, in ihre 

Handlanger und ihre Deckung gegenüber der Arbeiterklasse. Was die Sozialdemokratie zustande 

bringt, ist einzig und allein das, daß in die bürgerliche Staatsmaschine eine geringe Anzahl mehr oder 

weniger verbürgerlichter „Sozialisten“ hineindringt. 

Kautsky macht allerdings die wunderbare Entdeckung, daß die bürgerliche Staatsmaschine im Wes-

ten, mit Ausnahme von Frankreich, überall verschwunden ist und außerdem nur noch – im heutigen 

Sowjetrußland existiert. Es bleibt dann allerdings unverständlich, wie in der deutschen Ebertrepublik 

die Vereinigte Sozialdemokratische Partei die Demokratisierung des Staatsapparates sich, auf dem 

Papier wenigstens, zum Ziel setzen kann. Wie es damit in Wirklichkeit steht, dafür ist Thüringen mit 

seiner „rein sozialistischen“ Regierung ein klassisches Beispiel. Die rein sozialistische Regierung 

Thüringens hat es im ganzen Lande zu einem, sage Einem sozialistischen Landrat gebracht. Wie es 

im übrigen Deutschland aussieht, bedarf keiner näheren Beschreibung. Die alte kaiserliche bürokra-

tische Maschine ist noch so gut wie intakt, die bewaffnete Macht der Republik kaiserlich und selbst 

die Schupo hat die Ebert-Republik in die Hände kaiserlicher Offiziere zu spielen verstanden. 

Die konkrete Form der Machtentfaltung des Proletariats in einem Stadium, wo es noch nicht stark 

genug ist, allein die Regierung zu übernehmen, hat Sowjetrußland während der Kerenski-Periode 

gezeigt. Es ist die D o p p e l r e g i e r u n g, die Bildung zweier Machtzentren, einerseits die bürgerlich-

sozialistische Regierungskoalition, andererseits die Arbeiterräte. Auch in Deutschland lieferte die 

Novemberrevolution wenigstens den Ansatz zu einer solchen Doppelregierung. In Rußland nahmen 

schließlich die Arbeiterräte die ganze Macht in die Hand, in Deutschland wurden sie von der bürger-

lichen Demokratie unter aktiver Mithilfe der Sozialdemokratie vernichtet. Die Arbeiterregierung, die 

wir als eine Möglichkeit ins Auge fassen, ist nur eine spezielle Form der Doppelregierung, die letzte 

denkbare Etappe vor der Rätediktatur. Ob sie Wirklichkeit wird, das hängt nicht allein von der Ar-

beiterklasse ab, es hängt wesentlich ab zugleich von der Entwicklung, die die Sozialdemokratie in 

der bürgerlichen Koalition nimmt. 

Kautsky ist bereits so befangen in den Formen der bürgerlichen Demokratie, daß er die bürokratische 

Teilung der Gewalten im bürgerlichen Staat und damit die Bürokratie selbst für ein Naturgesetz er-

klärt. Die Teilung der Gewalten, die Bürokratie also, ist an sich ein Fortschritt, die revolutionäre 

Vereinigung der Gewalten in der Räterepublik ist ein Rückfall in die Barbarei. Das Humoristische 

dabei ist, daß Kautsky, der im Staatsapparat die Bürokratie übersieht, sie plötzlich in der Wirtschaft 

wieder entdeckt. Er entdeckt sie dort allerdings nur, um zu beweisen, daß die Bürokratie in der Wirt-

schaft [193] schädlich ist und er liefert so das handfertige Argument für die Stinnes und Kompagnie. 

Im politischen Teil beweist Kautsky des langen und breiten, mit sozusagen naturwissenschaftlichen 

Gründen, mit der berühmten Arbeitsteilung, die Notwendigkeit der Bürokratie, d. h. praktisch, der 

bürgerlichen Bürokratie: 

„Das große Gesetz des Fortschritts“, verkündet Kautsky, „ist das der Arbeitsteilung. Ein Organismus steht um 

so höher auf der Stufenleiter der Entwicklung, je weitergetrieben die Arbeitsteilung seiner Organe, allerdings 

bedeutet nicht jede Arbeitsteilung einen Fortschritt, sondern nur eine solche, bei der die Harmonie der Teile 

und ihr dem Ganzen dienendes Zusammenwirken erhalten bleibt. Eine Arbeitsteilung, bei der sich ein Teil auf 

Kosten des Ganzen vervollkommnet, ist diesem schädlich und kann nicht als Fortschritt betrachtet werden. 

Wo aber eine Arbeitsteilung erfolgreich funktioniert bedeutet ihre Aufhebung, also die Zuweisung der Funk-

tionen verschiedener Organe an ein einziges Organ, einen Rückschritt. 

Die Arbeitsteilung, die sich im Laufe einer Jahrtausende währenden Entwicklung zwischen vollziehenden, 

gesetzgebenden und richtenden Organen im Staate gebildet hat, ist kein Produkt der Willkür. Sie hat sich 

immer mehr durchgesetzt deshalb, weil jede dieser Funktionen zu ihrer zweckmäßigsten Ausführung andere 

Bedingungen erfordert.“ 

Hier sei nebenbei auf die originale Entdeckung Kautskys aufmerksam gemacht, daß er der verhält-

nismäßig sehr jungen Teilung der Gewalten im bürgerlichen Staat ein Alter von Jahrtausenden zu-

schreibt. Das Mittelalter mit seiner sehr eigenartigen Vereinigung der Gewalten hat offenbar nicht 

existiert, und der Kampf des aufkommenden Bürgertums gegen den Absolutismus, der sich formell 

gerade um diesen Punkt gedreht hat, war also ganz überflüssig. Aber dies nur nebenbei. Die 
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kaiserliche Bürokratie der Ebertrepublik bildet offenbar mit den darunter gemischten sozialdemokra-

tischen Konzessionsschulzen ein „harmonisches Ganze“. Der Beweis dafür ist erbracht worden. 

Diese Sache ist also ein „Fortschritt“. 

Im ökonomischen Teil sieht sich die Sache allerdings anders an. Hier entdeckt Kautsky folgendes: 

„Die staatliche Bürokratie dagegen ist schwerfällig, unökonomisch, ohne Mittel der Auslese der für einzelne 

spezielle Funktionen passendsten und dabei aufs Aeußerste konservativ. Diese Bürokratie hat sich in den letz-

ten zwei Jahrhunderten als das stärkste Hindernis jeden Fortschritts erwiesen. Sie hat zahlreiche Revolutionen 

überlebt und ist aus jeder gestärkt hervorgegangen, auch wenn sie Monarchien, Aristokratien, Staatskirchen 

hinwegsetzte. 

Wenn die moderne Staatsgewalt in den letzten zwei Jahrhunderten trotz der steten Fortschritte der Demokratie 

sich in ihrem Wesen so wenig geändert hat, daß man von ihr das Wort prägen konnte: ‚Plus ça change, plus 

c’est la même (Je mehr sich das ändert, desto mehr bleibt es dasselbe), so liegt das in der Hauptsache an der 

Bürokratie. 

Und das sollte“, ruft Kautsky (im ökonomischen Teil) „die Macht sein, durch die der Staatssozialismus die 

soziale Revolution durchführen und das Proletariat befreien sollte?“ (Kautsky: Die proletarische Revolution, 

S. 213.) 

Vorne im politischen Teil hatten wir bereits die reine Demokratie, die Bürokratie existierte nur noch 

in Frankreich (dem Kaisertum ohne Kaiser) und in Sowjetrußland (der orientalischen Despotie), im 

ökonomischen Teil scheint es, daß die Bürokratie noch in der Ebertrepublik den Fall der Monarchie 

überlebt hat und ein schwerfälliger, konservativer fortschrittsfeindlicher Apparat geblieben ist. 

[194] Das Geheimnis dieses Widerspruchs lösen wir vermittels der Kautskyschen naturwissenschaft-

lichen Methode. In der Politik fügen ich die Sozialdemokraten harmonisch in die Bürokratie ein: Also 

ein Fortschritt des Ganzen, in der Oekonomie denken jedoch die Stinnes und Kompagnie nicht im 

entferntesten daran, vor der Staatsbürokratie zu kapitulieren, also Disharmonie und Rückschritt. 

In der Wirklichkeit liegen die Dinge natürlich so, daß die Ueberwindung der Bürokratie erst b e -

g i n n t  nach Eroberung der politischen Macht durch die Arbeiterklasse, aber daß sie nicht mit einem 

Schlag erledigt wird. Die proletarische Staatsgewalt ist zunächst gezwungen, die bürokratische Ma-

schine im wörtlichsten Sinne zu zerbrechen und einen überwiegenden Teil der Funktionen, die früher 

die Bürokratie versah, direkt in die Hände von Proletariern zu legen. Sie geht dann dazu über, die 

gebrochene Bürokratie, die „Spezialisten“ gewaltsam in ihre Dienste und unter ihre strenge Kontrolle 

zu stellen, gleichzeitig aber schafft sie die Voraussetzung dafür, daß die im proletarischen Staate 

notwendigen Kenntnisse und Fähigkeiten für staatliche und wirtschaftliche Verwaltung und Macht-

ausübung aufhören, Spezialkenntnisse einer abgeschlossenen Kaste zu sein, sondern der gesamten 

Volksmasse zugänglich werden. So überwindet der proletarische Staat endgültig die Bürokratie. Das 

Tempo, in dem das geschieht, hängt von einer Reihe von Umständen ab, die in den verschiedenen 

Ländern verschieden sind: dem allgemeinen kulturellen Niveau der Volksmassen, dem Grad des von 

der Bürokratie geleisteten Widerstandes, Umfang und Dauer des Bürgerkrieges usw. Es ist jedoch 

klar, daß ein Stadium, wo auch proletarische „Nichtfachmänner“ Regierungs- und Verwaltungsfunk-

tionen übernehmen, unvermeidlich ist. Die Ueberleitung des bürgerlichen in das proletarische Staats-

wesen, der bürgerlichen Scheindemokratie in die proletarische Diktatur ohne „Störungen“ ist ein kin-

discher Traum des Kleinbürgers, der „seine Ruhe haben will“. 

* 

Der Nahe Orient und die Pariser Konferenz.  
Von I. S c h a f f i r. 

Sowohl Poincaré als auch Sforza und Lord Curzon sind nach den Mitteilungen der Blätter mit dem 

Ausgang der Pariser Konferenz über die Fragen des Nahen Orients außerordentlich zufrieden. We-

nigstens suchen sie die Welt davon zu überzeugen. Poincaré erklärte sogar, daß man in diesem Falle 

nicht von einem Erfolge Frankreichs, sondern nur von einem Erfolge der Sache des Friedens reden 

dürfe. Das ist die Sorte von Bescheidenheit, die den Hochmut übertrifft. 
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Was aber ist eigentlich geschehen? Warum jubeln die Entente-Diplomaten? Die Antwort auf diese 

Frage ist sehr kurz: Den Vertretern der alliierten Siegerstaaten ist es gelungen, eine gemeinsame Note 

zu verfassen, wodurch die Angora-Regierung eingeladen wird, an der Friedenskonferenz teilzuneh-

men. 

[195] Es ist unzweifelhaft ein großer Erfolg, wenn man die Ereignisse in der letzten Zeit ins Auge 

faßt. Das muß man anerkennen. Denn noch vor wenigen Tagen sprach man mit Bestimmtheit von der 

„Isolierung Englands“, von einem vollständigen Gegensatz der Auffassungen der Alliierten in den 

Fragen des Nahen Orients. Dieser Gegensatz war kein scheinbarer und kein erfundener. Frankreich 

berief seine Truppen aus der neutralen Zone zurück, da es nicht an der Abwehr des Ansturm der 

Kemalisten teilnehmen wollte. 

Die französische offiziöse Presse trat offen gegen die sogenannte Freiheit der Meerengen auf, im 

Namen derer England die Mobilisierung seiner See- und Landstreitkräfte vorbereitete. Der „Matin“ 

schrieb darüber folgendes: 

„Die Freiheit der Meerengen! Das ist ein Wort, das jeden Sinnes bar ist, das aber von der europäischen Presse 

nach dem Beispiel der englischen leider schon eine ganze Woche mißbraucht wird. Es gibt keine Freiheit der 

Meerengen und es wird sie nie geben. Es gibt Meerengen, die befestigt sind und sie gehören der Nation an, die 

sie befestigt hat. Und es gibt Meerengen, die entwaffnet sind, die der Nation angehören, die das Meer be-

herrscht ... Meerengen, die für Handelsschiffe offenstehen! Sehr schön. Aber Meerengen, die für Kriegsflotten 

offen stehen? Das ist schlecht, sehr schlecht, besonders für uns, die wir keine Kriegsflotte mehr haben ...“ 

Diesem Standpunkt Frankreichs schloß sich auch Italien an. Und Lord Curzon war nicht wenig über-

rascht, als er in Paris zu Beratungen mit Poincaré eingetroffen, genötigt war, auch mit Sforza zu 

konferieren, was die Stellung Poincarés verstärkte. 

Rumänien und Jugoslawien, die eingeladen wurden, am Kreuzzug gegen das Heer der türkischen 

Bauern teilzunehmen, gaben keine Antwort. Sie lehnten offenkundig die Verteidigung der Meeren-

gen, die Europa und Asien verbinden, ab. England schien diesmal den traditionellen Dummkopf, der 

für es die Kastanien aus dem Feuer holen sollte, nicht zu finden. Niemand wollte sich in ein militäri-

sches Abenteuer stürzen, um die englische Hegemonie aufrechtzuerhalten. 

Noch mehr. Sogar die englischen Dominions, außer Australien und Neuseeland, die plötzlich irgend-

welche sehr wichtige Interessen an den Dardanellen entdeckten, sogar die Dominions lehnten die 

Durchführung der Mobilisation ab. 

Und doch gelang es Curzon, Frankreich und Italien auf seine Seite zu ziehen. Denn in der Note, die 

im Namen der Entente an die Angora-Regierung gesandt wurde, sind die Konzessionen, die den Ke-

malisten gemacht werden, im Grunde genommen dieselben, wie in den Bedingungen, die ihnen im 

März d. J. vorgeschlagen wurden. Die Lage in den Meerengen bleibt der Sache nach in derselben 

Form wie bisher bestehen. 

Denn man kann doch nicht die Erklärung ernst nehmen, daß die Uebergabe der Aufsicht über die 

„Freiheit der Meerengen“ an den Völkerbund irgend etwas ändern wird, denn jedem Kind ist ja be-

kannt, daß der Völkerbund eine Entente-Organisation ist, die, schwach und machtlos, nur das tut, was 

die Hauptmacher der Entente ihr vorschreiben. 

Noch mehr. Die Stelle in der Entente-Note, wo von dem „Schutz der Rassen und religiösen Minder-

heiten durch den Völkerbund“ die Rede ist, läßt darauf schließen, daß auch die territoriellen Konzes-

sionen, die in unklarer Form in dieser Note gemacht werden, nicht die unbedingte Anerkennung der 

türkischen Souveränität in den abzu-[196]tretenden Gebieten bedeuten. Die Entente hat offenbar be-

schlossen, auch in der Zukunft nicht auf das Recht, sich in die Angelegenheiten der Türkei einzumi-

schen, zu verzichten. 

Der Beschluß des Völkerbundes vom 20. d. M. über die Schaffung eines „selbständigen Armeniens“ 

wirft ein Schlaglicht auf den Sinn des geplanten „Schutzes der Rassen und Religionen“. Aber der 

Sinn der Note wird noch klarer, wenn man folgende zwei Tatsachen ins Auge faßt. Erstens: Unter 
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den Staaten, die zur Konferenz über die Fragen des Nahen Ostens eingeladen werden, fehlt Bulgarien 

und fehlt Rußland, d. h. eben jene beiden Staaten, deren Stellung zur kemalistischen Türkei am un-

zweideutigsten ist. 

Die Uebergehung Sowjetrußlands, das sich in bestimmter Form für die Uebergabe der Meerengen an 

die Türkei und für die Ausarbeitung des Statuts über den Verkehr von Kriegsschiffen in den Meeren-

gen lediglich unter Teilnahme der Staaten, die am Schwarzen Meer liegen, ausgesprochen hat, läßt 

darauf schließen, daß die Entente nicht daran denkt, das Regime in den Dardanellen und am Bosporus 

irgendwie zu ändern. 

Zweitens: Noch bedeutsamer ist die fortgesetzte Verstärkung der englischen Flotte an den Meerengen 

und die Konzentrierung neuer Truppenteile in Konstantinopel und der neutralen Zone. 

Tatsächlich setzt England, das gegenwärtig in Konstantinopel und in der neutralen Zone nur unbe-

deutende Truppenteile zur Verfügung hat, seine Kriegsvorbereitungen fort und versucht durch allerlei 

Versprechungen den Ansturm der Kemalisten einstweilen aufzuhalten. 

So muß man die Note der Entente ungeachtet ihrer entgegenkommenden Sprache der Sache nach als 

einen Sieg der englischen Diplomatie betrachten. Es ist freilich unbekannt, mit welchem Preis dieser 

Sieg erkauft worden ist, welche Kompensationen an Frankreich und Italien gemacht worden sind. Die 

Tatsache des englischen Sieges aber bleibt bestehen. 

Wie ist das geschehen? Warum haben die Mächte, die in den Fragen des Nahen Ostens sich im schar-

fen Gegensatz zu England befanden, vor ihnen kapituliert? 

Wir wollen vor allem daran erinnern, daß Frankreich ungeachtet dessen, daß es im Oktober 1921 mit 

der kemalistischen Regierung den bekannten Vertrag Franklin Bouillons abgeschlossen hatte, in den 

für Angora kritischen Momenten sich immer für diese oder jene Kompensation auf die Seite Englands 

geschlagen hat. So war es im März d. J. bei der Ausarbeitung des bekannten Memorandums, das in 

ganz Anatolien mit Entrüstung aufgenommen wurde. So war es auch im April bei den Waffenstill-

standsverhandlungen, als Mustafa Kemal darauf bestand, daß die Griechen Kleinasien sofort nach 

Abschluß der Kriegshandlungen räumen sollten, damit sie den Waffenstillstand nicht zur Vorberei-

tung einer neuen Offensive ausnützen konnten. Frankreich und Italien schlossen sich damals dem 

Standpunkt Englands an. Die englische Regierung hoffte, trotzdem in dem im März von Curzon, 

Poincaré und Schanzer unterschriebenen Vertrag klar ausgesprochen war, daß die Griechen verpflich-

tet sind, Kleinasien zu räumen, darauf, daß der Erfolg einer neuen Offensive diese Konzessionen 

erübrigen würde. 

Frankreich, das gegenwärtig feinen Sieg an der türkischen Front feiert, unterstützt im entscheidenden 

Moment England. Das alles rührt nicht daher, daß die Gegensätzlichkeit der Interessen Frankreich 

und [197] England im Nahen Orient nicht besonders stark ist, sondern daher, daß die Gegensätzlich-

keit zwischen den Interessen des erwachenden Ostens und den Interessen der imperialistischen Sie-

gerstaaten viel schärfer, grundlegender und tiefer ist, als die Gegensätze zwischen den Interessen der 

Sieger. 

Frankreich strebt natürlich schon lange danach, eine Mittelmeermacht zu werden. Der Kampf um die 

Naphtaquellen Mesopotamiens, um die Herrschaft über Konstantinopel und die Meerengen, um die 

Bagdad-Bahn hat Frankreich längst genötigt, als ein offen antienglischer Faktor in den Fragen des 

Nahen Orients aufzutreten. 

Das erklärt die Haltung Frankreichs auf der Washingtoner Konferenz und den Abschluß des Franklin-

Bouillon-Vertrages. Dieser Vertrag sollte Frankreich für die Abtretung Ciliciens eine Reihe von Vor-

teilen für seine Kapitalisten in Kleinasien, eine Reihe von Konzessionen auf längere Zeit, eine Ver-

stärkung des politischen Einflusses Frankreichs im Orient, die Schlüssel zur Bagdad-Bahn im Bezirk 

von Alexandrette usw. verschaffen. 

Aber eben im Interesse seiner Herrschaft im Nahen Orient ist Frankreich ebenso wie England daran 

interessiert, daß die Türkei schwach bleibt, daß ihre Küsten immer der Drohung von Ueberfällen 

ausgesetzt sind, daß sie also die Meerengen nicht bekommt. 
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Eine Stärkung der Türkei, ihre vollkommene Wiedergeburt, würde vor allem der Möglichkeit ihrer 

kolonialen Ausbeutung, dem Regime der Kapitulationen ein Ende machen, würde die französischen 

Kapitalisten aller Aussichten auf die Beherrschung der politisch und wirtschaftlich wichtigen Be-

zirke, die sie den Engländern streitig machen, berauben. 

Nicht weniger wesentlich ist die Tatsache, daß Frankreich eine Reihe von Kolonien mit mohamme-

danischer Bevölkerung beherrscht, die es wie jeder ordentliche kapitalistische Staat schamlos aus-

beutet und unterdrückt. Unter diesen Umständen würde der Triumph der national-revolutionären Be-

wegung in der Türkei, die ein ungeheures Prestige in der ganzen mohammedanischen Welt besitzt, 

die Grundlagen der französischen kolonialen Herrschaft in Algier, Marokko, Tunis usw. erschüttern 

können. 

Die angeführten Ursachen veranlassen Frankreich, sich in dem entscheidenden Augenblick, wenn die 

Stellung der Türken sich verstärkt, daran zu erinnern, daß man im Kampfe mit England keine Ueber-

treibungen machen darf, daß man der besiegten Türkei keine Möglichkeit geben darf, die Ketten, die 

ihr durch den Vertrag von Sèvres usw. geschmiedet worden sind, abzuwerfen. 

Die entscheidende Tatsache der Orientpolitik Frankreichs und Italiens aber ist das Bestreben, im 

Schwarzen Meer eine Lage beizubehalten, bei der Rußland von Odessa bis Batum jedem Ueberfall 

ausgesetzt ist. 

Denikin und Wrangel im Süden und in der Krim, die armenischen Daschnaken und die georgischen 

Menschewiki konnten nur darum existieren, weil das Schwarze Meer von der Flotte der Entente be-

herrscht wurde, weil Konstantinopel, die Dardanellen und der Bosporus sich in den Händen der En-

tente befanden. 

Eine grundlegende Regelung der Meerengenfrage, ein endgültiger Triumph der demokratischen Tür-

kei, wird der Möglichkeit, Sowjetrußland vom Schwarzen Meer her zu überfallen, ein Ende machen. 

Die Lösung der Meerengenfrage im Sinne des Russisch-Türkischen [198] Vertrages von 1921 flößt 

der Entente gewaltigen Schrecken ein, denn sie würde dazu führen, daß Rußland und die Türkei für 

die Drohungen der Ententeflotten unerreichbar bleiben würden. 

Man kann deshalb davon überzeugt sein, daß das Totschweigen der Note Sowjetrußlands vom 14. 

September auf der Pariser Konferenz nur die Tatsache verhüllt, daß diese Note sehr stark dazu bei-

getragen hat, daß die Entente zu einem Einverständnis gekommen ist. 

Die Verständigung, die ungeachtet der Kompensationen, die Frankreich und Italien erhalten, so zum 

Siege Englands geführt hat, muß man als einen Akt betrachten, der gegen die erwachende Türkei und 

Sowjetrußland gerichtet ist, als einen Versuch, den Vertrag von Sèvres in seinem wesentlichsten 

Punkte, in der Frage der Meerengen, aufrechtzuerhalten. 

Wir wollen nicht prophezeien, und wir wollen nicht über das Schicksal des neuen Schachzuges der 

Entente-Diplomatie zu raten versuchen. Wir sind jedoch davon überzeugt, daß dem erneuerten und 

aufgefrischten Vertrag von Sèvres schließlich dasselbe Ende beschieden sein wird wie seinem Vor-

gänger. Beide sind ebensosehr gegen Sowjetrußland wie gegen die Türkei gerichtet. Das heldenmü-

tige Sowjetrußland und die Türkei werden alle Intrigen der Entente-Diplomaten zunichte machen. 

* 

Allerhand Marx-Kritiker.  
Von K a r l  K o r s c h.  

(Fortsetzung.) 

III. 

Ein Kerl, der spekuliert. 

Die u n f r e i w i l l i g e  i n n e r e  Dialektik der bürgerlichen Marx-Kritik, von der wir einige charak-

teristische Proben schon kennen gelernt haben, gewinnt ein besonderes Interesse da, wo die bürger-

lichen Marx-Kritiker ihrerseits den Versuch machen, sich mit der d i a l e k t i s c h e n  M e t h o d e  
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auseinanderzusetzen. Ein typisches Beispiel für diese Spezies der bürgerlichen Marx-Kritik stellt, wie 

schon ihr Titel zum Ausdruck bringt, die 1922 bei Baedeker in Essen erschienene Schrift „Spekula-

tion und Wirklichkeit im ökonomischen Marxismus“ des Münsterschen Privatdozenten E d u a r d  

L u k a s  dar. Der Verfasser bekennt sich zur Schule des bekannten Marx-Ueberwinders P l e n g e. 

Aber ohne durch solche Vergleiche den „absoluten“ Abstand zwischen den beiden Bezugssystemen 

Faust-Wagner und Plenge-Lukas irgendwie verringern zu wollen, müssen wir doch, um auch in un-

seren „relativen“ Größenangaben genau zu sein, gleich anfangs betonen, daß der Schüler Lukas dem 

Meister Plenge kaum näher kommt, als der hochgelehrte Famulus Wagner seinem unselig-seligen 

Meister Faust. Professor Johann Plenge aus Münster ist, mit all seinen Oberflächlichkeiten, Mißver-

ständnissen, Frechheiten und Geschmacklosigkeiten, doch innerhalb der bürgerlichen Fachgelehrten 

immer noch eine höchst respektable Größe. Ja, er fällt mit einer Seite seines Wesens aus dieser ganzen 

Gattung sogar schon heraus, und man könnte [199] ihn, im Guten und im Bösen, geradezu als einen 

spätgeborenen Sprossen vom Stamme des kritisch-utopistischen Sozialismus ansehen, d. h. also, er 

ist in seiner, beschränkt utopistischen Weise immerhin eine Art von Revolutionär, der nur leider die 

jüngste Phase der kapitalistischen Entwicklung, die Phase einer „a u c h  i m  B e r e i c h e  d e r  W i r t -

s c h a f t  i n  s t a a t s ä h n l i c h e n, d a u e r n d e n  F o r m e n  a u f g e b a u t e n  G e s e l l s c h a f t“ (zi-

tiert aus Plenges 1911 veröffentlichtem Hauptwerk „Marx und Hegel“ S. 178), echt utopistisch für 

eine „neue Welt“ des „aufbauenden“ oder „organisatorischen“ Sozialismus versehen hat. Aus dieser 

Einstellung heraus hat er dann bekanntlich auch im Jahre 1914 und noch geraume Zeit nachher die 

damals entstehende deutsche Kriegswirtschaft in Verbindung mit der vermeintlich gleichzeitig ent-

stehenden deutschen Weltwirtschaft mit der ganzen folgerichtigen Naivität eines Fourier als die so-

zialistische Weltrevolution begrüßt und infolge dieser merkwürdigen Verwechslung mehrere Jahre 

lang das seltene Glück einer Erfüllung seiner kühnsten Zukunftsträume gleichsam am Phantom ge-

nießen können. Er ist also zwar nichts weniger als ein „wissenschaftlicher“ Sozialist in der besonde-

ren Hegel-Marxschen Bedeutung dieses Begriffes, sondern vielmehr das genaue Gegenteil davon. 

Auch vermochte er eine „Revolutionierung der Revolutionäre“ (Titel eines zu Kriegsanfang veröf-

fentlichten Plengeschen Werkes) nur in demselben undialektischen Sinne hervorzubringen, wie etwa 

das Görlitzer Programm von 1921 eine „Revolutionierung“ des revolutionären Programms der deut-

schen Sozialdemokratie von 1891 darstellt, d. h. also im Sinne einer einfachen Rückkehr zu einem 

inzwischen geschichtlich wie begrifflich schon längst überholten Standpunkt. Er besitzt aber in seiner 

unerschütterlichen (anscheinend auch heute noch nicht ernstlich erschütterten!) Zukunftsvision und 

seinem starken Zukunftswillen immerhin geistige Kraftquellen, die ihn hoch über das Niveau der 

normalen bürgerlichen Gelehrsamkeit erheben. All dies aber gilt nur für Plenge persönlich. Für die 

Heranbildung revolutionärer Schüler reicht die revolutionäre Kraft dieses wie anderer Utopisten nicht 

aus. Und besonders Herr Eduard Lukas erscheint in seinem fleißigen Buche als ein durch keinerlei 

„Gesichte“ geplagter, in keinem Sinne faustisch zwiespältiger und sich durchaus nur des einen, d. h. 

des strikte „bürgerlichen“ Sinnes bewußter Famulus Wagner. Wir werden sehen, das Plenge das We-

sen der Hegel-Marxschen Dialektik, in das er durch ein leidenschaftliches und innerhalb der ihm 

durch seine spezifische Borniertheit gezogenen Grenzen auch durchaus fruchtbares Studium der He-

gel-Marxschen Originalwerke einzudringen versucht hat, an entscheidender Stelle verhängnisvoll 

mißversteht. Nicht so Lukas. Er kann die Hegel-Marxsche dialektische Methode nicht mißverstehen, 

weil er nichts von ihr versteht. Er kann sie nicht verstehen, weil er sie nicht kennt, und würde sie nicht 

verstehen, wenn er sie auch kannte, weil er ihr nicht gewachsen ist. Mit jener rein negativen „Be-

scheidenheit“, die nach Goethe schon Wagners „beschieden Teil“ gewesen ist, berichtet er uns im 

Vorwort seines Buches, das doch ganz wesentlich als Kritik der dialektischen Methode auftritt und 

in dem diese von Marx „eigentümlich angewandte“ dialektische Methode auch ganz zutreffend als 

eine „Hegelsche“ Methode bezeichnet wird, daß er sich das Verständnis dieser H e g e l s c h e n  D i -

a l e k t i k  nicht etwa durch eigenes Hegel-Studium erarbeitet hat, sondern daß ihm die „Erkenntnis 

des Wesens“ dieser Methode „als reife Frucht aufmerksamer Lektüre (!) des genannten Werkes (d. h. 

Plenges „Marx und Hegel“!) und per-[200]sönlicher Rücksprache mit dessen Verfasser i n  d e n  

S c h o ß  g e f a l l e n  (!!) sei“. Welche Mißgeburt aber aus diesem intimen persönlichen Verkehr eines 

leichtsinnigen Erzeugers mit einem so gänzlich unvorbereiteten Schoß entsprungen ist, das kann der 
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Leser, der auch nur die philosophische Terminologie Hegels und Marxens einigermaßen kennt, schon 

aus dem Namen erahnen, unter dem die in holder Bescheidenheit errötenden Mutter Lukas ihren 

munteren Blenge-Sprößling in die wissenschaftliche und sonstige Welt einführt, und aus den „tiefge-

fühlten“ Empfindungen und „innigen Hoffnungen“, mit denen sie seinen Eintritt in diese Welt be-

gleitet. „S p e k u l a t i o n  und W i r k l i c h k e i t  im ökonomischen Marxismus. Eine Untersuchung 

zum D o g m a  der kapitalistischen Ausbeutung.“ Das soll heißen: Durch eine „reinliche Trennung“ 

der durch Marx in die „natürliche Wirklichkeit“ hinein „gespiegelten“ Mehrwertidee von jener na-

türlichen Wirklichkeit soll das durch die unzulässige Verquickung beider entstandene „Dogma“ von 

der kapitalistischen Ausbeutung kritisch analysiert und widerlegt werden. Daß hier bei Lukas etwas 

nicht in Ordnung ist, zunächst einmal rein terminologisch, ist auch für einen oberflächlichen Kenner, 

sei es von Hegel, sei es von Marx, von vornherein klar. „Spekulation“, „Wirklichkeit“, „Dogma“ 

können auf d i e s e  Weise nicht zusammen, und also erst recht nicht auseinander gebracht werden. 

Wir brauchen jedoch auf die Gründe dieser ursprünglich wiederum von Plenge angerichteten, von 

Lukas selbst aber dann in die Breite gezogenen und dadurch erst recht eklatant gewordenen babylo-

nischen S p r a c h v e r w i r r u n g  hier vorerst nicht näher einzugehen. Sie ist, wie wir später sehen 

werden, nur der getreue Ausdruck einer zugrundeliegenden sachlich-methodologischen B e g r i f f s -

v e r w i r r u n g, durch welche Lukas seinem „bescheidenen“ Versuch zu einer „aufbauenden Ueber-

windung der nachteiligen Seiten des Marxismus“ jede Möglichkeit des Erfolges tatsächlich von vorn-

herein „verbaut“ hat. Lukas, der als echter „Schüler“ unter allen Lehren seines Meisters gerade die 

irrtümlichen am getreulichsten fortführt, meint, daß Karl Marx bei der Aufstellung seiner in den drei 

Bänden des „Kapital“ in die Wirklichkeit „hineingespiegelten“ Wert- und Mehrwertlehre von einer 

Anschauung der kapitalistischen Wirklichkeit „ausgegangen“ sei, die sich „drastisch“ etwa so aus-

drücken ließe: „Die Einen essen viel und gut und arbeiten wenig oder nur leicht. Die Anderen wieder 

essen weniger, zumindest bei weitem nicht so gut, und arbeiten viel und schwer, besonders wenn wir 

die Arbeitsleistung nach Gewichtseinheiten einschätzen wollen.“ (Wo der redliche Lukas die Unter-

streichung gerade dieser letzten Einschätzungsgrundlage bei M a r x  gefunden haben mag, bleibt sein 

moralisches Geheimnis!) Dies habe ihn auf den Gedanken gebracht, daß in dieser Wirklichkeit die 

kapitalbesitzende Klasse die arbeitende Klasse „ausbeute“, welche Ausbeutung sich die arbeitende 

Klasse gefallen lassen müßte, weil bei vorgeschrittener kapitalistischer Produktionstechnik zur Ver-

gegenständlichung der Arbeit Produktionsmittel gehören, deren hoher Kapitalwert nur dem Kapita-

listen erreichbar sei. (Und leider habe, immer nach Lukas, Marx sich mit der Tatsache begnügt, d a ß  

die hohen Kapitalwerte dem Arbeiter nicht zugänglich seien, aber niemals danach gefragt, w a r u m  

sie es nicht seien!)*) Auf dieser Grundlage [201] habe nun Marx seine besondere ökonomische Aus-

beutungstheorie in Form der „Mehrwertslehre“ aufgestellt. Das eigentümliche Wesen dieser Marx-

schen Mehrwertslehre sieht Lukas (an diesem Punkt etwas tiefer eindringend als manche andere bür-

gerliche Marx-Kritiker) darin, daß sie nicht als eine wesentlich m o r a l i s c h e  Lehre besagt, daß das 

sittliche Unrecht der Ausbeutung nicht sein „solle“, sondern ihre wesentliche Grundlage in einem 

ö k o n o m i s c h e n  Wertbegriff hat, der „ist“ und in einem Wertgesetz, das in der Wirklichkeit tat-

sächlich „existiert“ im Sinne einer „ursächlichen Wirkung“ (S. 18, 33). Diesen Nachweis einer wirk-

lichen Existenz des Wertbegriffs, einer wirklichen Geltung des Wertgesetzes habe Marx als „Hege-

lianer“ durch „eine Art von“ Hegelscher Dialektik (S. 4, 35) zu führen versucht, indem er von der 

wirklichen Geltung dieses Gesetzes ausgehe und diese „zunächst willkürliche und beliebige Speku-

lation", die „vorerst im Gegensatz zur Wirklichkeit“ stehe, da ja in der „äußerlich wahrnehmbaren 

Wirklichkeit“ die Wertbildung vielmehr durch das Produktionskostengesetz beherrscht werde, dia-

lektisch als den tieferen Sinn dieser Wirklichkeit entwickeln versuche. Diese „dialektische Hinein-

spiegelung“ des Werts und damit zugleich auch des „Mehrwerts“ in die Wirklichkeit sei ihm aber 

gänzlich vorbeigelungen (S. 37 ff.)**). Als ö k o n o m i s c h e  T h e o r i e  bleibt daher nach Lukas die 

 
*) Lukas offenbart durch diese, von ihm öfter unterstrichene und wiederholte Behauptung so nebenbei, daß er von dem 

für den Anfänger noch am leichtesten zugänglichen Kapitel des „Kapital“, dem Kapitel über die „Sogenannte ursprüng-

liche Akkumulation“ rein gar nichts verstanden hat! 
**) Der von Lukas S. 72 ff. versuchte „rechnungsmäßige“ Nachweis der „Willkürlichkeit“ des Marxschen Uebergangs 

von den Werten, zu den Produktionskosten ist weit gründlicher und exakter schon vor Jahren von dem bürgerlichen 
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Marxsche Wertlehre „abstrakt“ im Hegelschen Sinne, d. h. ohne Wahrheit und Notwendigkeit.*) So-

wohl in ihrer spezielleren Fassung, in der sie nur für die kapitalistische Wirtschaftsweise Geltung 

beansprucht, als auch in einer anderen, allgemeineren Fassung, in der sie von Marx angeblich auch 

für nicht kapitalistische Wirtschaftsformen aufgestellt worden sein soll. (Lukas spricht kurioserweise 

sogar von einer „absoluten Fassung“ vergl. S. 30 ff, 79 ff.) „M o r a l i s c h“ aber sei, da „die Produk-

tivität der Arbeit nur (!) dem Streben nach persönlichem Markterfolge [202] ihr Dasein verdankt“ (S. 

94), gegen die „Zurechnung“ des nach den Marktgesetzen dem „produktionsfördernden Tauschwert-

besitz“ zufallenden Anteils am gesellschaftlichen Gesamtprodukt durchaus nichts einzuwenden, und 

könnten, von gewissen „Härten“ abgesehen, sogar auch solche Einkommen, wie Zins- und Renten-

einkommen, durchaus gerechtfertigt“ sein.**) So hätte also Karl Marx nach Lukas, statt durch sein 

Ausbeutungsdogma den „tatsächlichen sozialistischen Werdegang“ auf eine „falsche Bahn anorgani-

scher Entwicklung“ zu treiben, es lieber der „Allgemeinheit, die souverän ist in der Gestaltung ihrer 

Wirtschaftsverfassung“ anheim geben sollen, in ihrer durch die „kapitalistischen Entwicklungsten-

denzen“ tatsächlich auf dem Wege zu „organisatorischer Beherrschung in gebundener Wirtschafts-

form“ fortschreitenden Entwicklung „in einer neuen Wirtschaftsverfassung die Härten der alten zu 

überwinden“. „Eine Kritik der s o z i a l e n  P o l i t i k  hätte daher aus dem ‚Kapital‘ werden müssen, 

und keine ‚K r i t i k  d e r  p o l i t i s c h e n  O e k o n o m i e‘“ (S. 100). 

Da wissen wir’s. Schade, daß Karl Marx es nicht mehr hören kann und der immerhin geistreiche 

Utopist Plenge (zum Unterschiede von solchen geistlosen Utopisten wie etwa Franz Oppenheimer) 

sich an eine solche Aufgabe, wie eine totale Haupt und Glieder ergreifende Reformation des „Kapi-

tal“ wohl selbst mit seinem im „Staatswissenschaftlichen Institut“ in Münster herangezogenen Schü-

lerstabe nicht recht herantrauen wird.***) Aber geschehen ist nun einmal geschehen, sagt Valentin, 

aus dem Marxschen „Kapital“ ist fälschlich eine „Kritik der politischen Oekonomie“ geworden. Wie 

hält nun diese „Kritik“, und besonders die in ihr von Marx „eigentümlich angewendete“ dialektische 

Methode den Plenge-Lukasschen Angriffen stand. Da ist denn zunächst und vor allem zu betonen, 

 
Oekonomen v. Bortkiewicz („Archiv für Sozialwissenschaft“, Bd. 23, 25; Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik, 

dritte Folge, Bd. 34) durchzuführen versucht worden. Gegen ihn, und nicht gegen Lukas, wird sich also in diesem Punkte 

die Antikritik richten müssen. – Das von Lukas wiederholt in seinen Darlegungen verwertete Aperçu, daß die Wertver-

hältnisse der Güter „an sich“ ebensogut (in quasi physiokratischer Weise) durch das in ihnen verkörperte Rohstoffquan-

tum, wie durch die in ihnen verkörperte Arbeitsmenge bestimmt gedacht werden könnten, ist schon von Schumpeter und 

anderen ausgesprochen worden. Vgl. darüber Schumpeters „Dogmen- und Methodengeschichte“ im 1. Bande des „Grund-

risses der Sozialökonomik“. – Lukas zitiert in seinem Buch weder v. Bortkiewicz noch, Schumpeter. 
*) Lukas sagt statt dessen „begriffslos“, meint aber mit diesem Ausdruck irrtümlich dasselbe, was Hegel „abstrakt“ nennt. 

„Begriffslos“ im Hegelschen Sinne ist vielmehr die nur vulgärökonomisch ausgefaßte, noch nicht vermittels des Wertbe-

griffs begriffene ökonomische Tatsächlichkeit. Wäre aber die Wertlehre untauglich, die empirisch-geschichtlich gegebene 

Wirklichkeit in eine begriffene und damit im Sinne der Philosophie erst wahrhaft konkrete Wirklichkeit zu verwandeln, 

so wäre sie im Hegelschen Sinne des Worts ein nur „abstrakter“ Gedanke. – Auf diesem Mißverstehen dessen, was Marx 

im Anschluß an Hegel als das „Konkrete“ oder „Wirkliche“ im Gegensatz zum „Unmittelbaren“ (abstrakt „für sich“ 

genommen) bezeichnet, beruht auch das übliche, von Lukas S. 38 (Fußnote) ausdrückliche auch akzeptierte Mißverständ-

nis des einleitenden Absatzes zum dritten Bande des „Kapital“. 
**) Für diese letztere „moralische Tatsache“ erbringt der „unparteiische“ Gelehrte Lukas (S. 97) einen Beweis von so 

köstlicher Naivität, daß dieser Absatz hier ausnahmsweise wörtlich zitiert werden soll, damit ihm eine möglichst weite 

Verbreitung in denjenigen Kreisen, auf deren Gewinnung es dem „tendenzlosen“ Forscher ankommt, soviel an uns liegt, 

gesichert werde: 

„Der Laie stelle sich nur einmal folgenden Fall vor, der ihm die e t h i s c h e  Berechtigung zu Gefühl bringen soll, die 

Renteneinkommen aus Kapitalbesitz zu mindest haben k a n n. Eine streng sozialistisch organisierte ist in der Lage, ihren 

Arbeitern, besonders der potenzierten Arbeit, Löhne zu zahlen, die mehr oder minder weit über den unmittelbaren Bedarf 

an Existenzmitteln hinausgehen. Sobald sich diese Gesellschaft von dem ersten kapitalistischen Schrecken erholt hat, 

wird sie daran gehen – und sie wäre wahnwitzig, wenn sie es nicht täte –, ihren Mitgliedern, soweit diese sparen, den 

ersparten Teil ihres Tauschwerteinkommens gegen eine z i n s ä h n l i c h e  Vergütung abzunehmen. Sie fährt dabei gut, 

weil sie mit diesen Tauschwerten den Produktionserfolg der von ihr angesetzten Arbeitsmenge über das Maß der zins-

ähnlichen Vergütung hinaus zu steigern vermag, und auch der Arbeiter wird sich als „sozialistischer Kapitalist“ sehr wohl 

fühlen und unter dies Umständen lieber und wehe sparen und arbeiten.“ 
***) Sollte diese negative Erwartung positiv enttäuscht werden, so empfehlen wir dem weltbekannten Verlage der Plenge-

schen Werke als Titel des zu schaffenden Werkes etwa den „N e u e n  B a e d e k e r  d e s  a u f b a u e n d e n  S o z i a -

l i s m u s“. 
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daß die Dialektik sowohl bei Hegel als auch bei Marx etwas gänzlich anderes ist, als was sich Herr 

Lukas darunter vorstellt. Legen wir die Lukassche Darstellung so wohlwollend und positiv aus wie 

nur irgend möglich, so ergibt sich, daß das, was er die echte Hegelsche dialektische Methode [203] 

nennt und von Marx angewendet zu sehen wünscht, gar nichts anderes ist, als die sogenannte empi-

rische Methode der sogenannten exakten Naturwissenschaften von heute, oder genauer gesagt von 

gestern und ehegestern, die auch in der bürgerlichen Vulgärökonomie schon längst gang und gäbe ist. 

Ganz wie bei dieser Methode eine zunächst scheinbar „willkürlich“ ausgestellte „Hypothese“ im wei-

teren Fortgang allmählich als tatsächlich gültig für eine ganz im Sinne des „naiven Realismus“ ge-

dachte „Wirklichkeit“ empirisch nachgewiesen wird, so soll nach Lukas auch die von ihm so genannte 

„dialektische Methode“ der Oekonomik zwar zunächst unbewiesene Hypothesen a priori aufstellen 

dürfen, diese aber dann a posteriori, „empirisch“ beweisen müssen. Am deutlichsten tritt diese Lukas-

sche Auffassung in den allgemeinen Ausführungen seines § 14, S. 51 ff, hervor, auf die der Leser 

zum Belege verwiesen sei. Und wenn Lukas gelegentlich von dieser Forderung in Worten scheinbar 

abgeht, indem er zugibt, daß „an sich“ die „spekulative Auslegung“ eines „empirischer Forschung 

nach anders gearteten“ Zustands- und Bewegungsbildes „möglich“ sei, „sofern nur der zurückliegende 

h ö h e r e  Gesichtspunkt aus seiner N o t w e n d i g k e i t  heraus die logische R e c h t f e r t i g u n g  ent-

halte“, so steckt binier diesen etwas verworrenen Worten bei Lukas tatsächlich gar nichts. Eine ge-

naue Analyse der in dieser Hinsicht entscheidenden Stellen des Lukasschen Buches ergibt, daß er 

nirgends in der Oekonomie einem nicht „empirisch“ erhärtbaren Begriff oder Satz irgendeine „logi-

sche“ Gültigkeit oder Rechtfertigung zuerkennt. Und die einzigen „metaphysischen“ „Ideen“, die er 

(auch hier in seiner Terminologie wie in seiner sachlichen Einstellung ein waschechter Anhänger der 

bis vor kurzem in den Naturwissenschaften vorherrschenden sogenannten empirischen Methode!) 

anerkennt, sind die von ihm als „moralisch “ bezeichneten Ideen, über deren Inhalt und Herkunft er 

am Ende seines Buches einige allgemeine Bemerkungen von nicht mehr zu überbietender Vagheit und 

Flachheit macht und von denen er schon vorher in einer Fußnote ausdrücklich erklärt hat, daß sie 

„außerökonomische und daher nicht exakt faßbare“ Gesichtspunkte zum Gegenstand hätten (S. 93). 

Alle die weitschweifigen „opportunen Erwägungen“ aber, die er unter diesem ausdrücklichen Vorbe-

halt über diese sogenannten „moralischen“ Fragen dann selber anstellt, laufen, wie noch näher zu 

zeigen sein wird, höchst charakteristischerweise am Ende ausnahmslos darauf hinaus, gewissen a n -

d e r e n  F a k t o r e n  des Produktionsprozesses das und den „Verdienst“ am Produktionserfolg in 

ebenso einseitiger Weise moralisch zuzurechnen“, wie ihn Karl Marx nach der üblichen, von Lukas 

einerseits zurückgewiesenen, andererseits doch aber wieder herangezogenen, oberflächlichen Miß-

deutung seiner Mehrwertlehre einseitig dem „unmittelbaren Arbeitsaufwand“ zurechnen soll. 

(Fortsetzung folgt.) [204] 

* 

Vom „Siegeszug“ der Thüringer Reaktion.  
Eine wahlstatistische Betrachtung zur Kreis- und Gemeindewahl.  

Von O t t o  G e i t h n er. 

Das Charakteristikum der am 10. September d. J. vorgenommenen Thüringer Wahl für die Kreistags- 

und Gemeindevertretungen ist neben einem „bescheidenen“ Erfolge der Kommunisten ein „riesen-

haftes Anwachsen der reaktionären Parteien“. In dieser Beurteilung der Wahl sind sich ziemlich alle 

Parteien und ihre Presseorgane einig, die Rechtsparteien „himmelhoch jauchzend“, die sozialdemo-

kratischen Parteien „zu Tode betrübt“. Nur über die Beurteilung der Ursachen dieses Wahlausfalles 

gehen die Ansichten erheblich auseinander. Die Rechtsparteien führen ihren „Sieg“ auf den „Bankrott 

des Sozialismus“ und auf die wachsende Einsicht der großen Bevölkerungsmassen zurück, daß nur 

die Erhaltung der kapitalistischen Gesellschaftsordnung“, ihr „Wiederaufbau“ die Menschheit vor der 

Vernichtung retten könne, die sozialdemokratischen Parteien sehen in der „Wahlmüdigkeit“ der Be-

völkerung und in der – Existenz der kommunistischen Partei die Ursache ihres mangelnden Erfolges. 

Das „führende“ Organ der Thüringer SPD, das Jenaer „Volk“, behauptete, daß die „skrupellose kom-

munistische Agitation“ gegen die Menschewisten beider Richtung und gegen die sozialistische Re-

gierung viele Wähler kopfscheu gemacht und von der Wahlurne ferngehalten habe, und neuerdings 
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hat der „geistige“ Leiter dieses Organs, der Thüringer Landtagsabgeordnete K i e ß, sogar auf der 

Augsburger Tagung seiner Partei das Experiment der Gothaer Kommunisten, ihre „vorübergehende 

Herrschaft“ (von 1918-19) für den Wahlausfall verantwortlich gemacht, da diese die Wahl entschei-

dend ungünstig beeinflußt habe. Herr Kieß sagt zwar nicht, welche H a n d l u n g e n  in jener Zeit 

diesen verhängnisvollen Einfluß gehabt haben sollen, er braucht aber einen Sündenbock, und wer 

außer den Kommunisten könnte den abgeben? Die S c h a u f e l p o l i t i k der Vertreter s e i n e r  Partei 

in Thüringen und die der „sozialistischen“ Thüringer Regierung, im besonderen die Stinnes-Koalition 

s e i n e r  Partei im Reiche und die Handlangerdienste, die s e i n e  Partei der Reaktion und der Gegen-

revolution geleistet (N o s k e s  „Ausbau“ der monarchistischen Reichswehr, Noskes und Severings 

Blutarbeit gegen das revolutionäre Proletariat, die Mitarbeit s e i n e r  Partei an der Schaffung der 

Streikbrechergarde „Technische Nothilfe“ und die tausend anderen Sünden und Verbrechen der SPD 

am kämpfenden revolutionären Proletariat), können doch nicht die Ursache sein, daß die Arbeiter-

klasse kopfscheu wird und am Erfolg der „ewigen fruchtlosen Wählerei“ verzweifelte! Auch die Halt- 

und Kraftlosigkeit der USP-Politik, der Hilferding-Breitscheidschen Wiederaufbauarbeit am Stinnes-

Kapitalismus dämpfte nicht etwa die „Begeisterung“ der Arbeitermassen für die vereinigten Hilfer-

ding- und Kaisersozialisten, nein, ausgerechnet die vorübergehende Herrschaft der Kommunisten in 

Gotha, deren „Herrschaft“ schon seit nunmehr bald drei Jahren beendet ist und von der heute in Thü-

ringen (außer in Gotha) kein Mensch mehr spricht und die im Wahlkampf nicht die geringste Rolle 

gespielt hat. Dabei scheut sich Herr Kieß nicht einmal, die geschichtliche Wahrheit auf den Kopf zu 

stellen. Nicht Kommunisten, sondern Kieß’ Bundesbrüder von Uebermorgen, die USP-V e r t r e t e r  

waren in Gotha „vorübergehend“ am Ruder, und daß deren Herrschaft nur eine „vorübergebende 

Erscheinung“ war, lag wiederum vielmehr an der Politik der Ebert-Noske-Partei und viel weniger an 

den „revolutionären Dummheiten“ der Gothaer USP. Aehnlich albern in bezug auf die Beurteilung 

der Situation, der die Wahlergebnisse entsprossen, und gleich „großzügig“ in bezug auf die Gehäs-

sigkeit, mit der die Kommunisten bedacht werden, benimmt sich die USP-Presse. Das Gothaer USP-

Blättchen schrieb: 

„Dadurch (daß die Kommunisten sich als Oppositionspartei gegen die sozialistische Thüringer Regierung auf-

spielen) sind ihnen die Stimmen [205] eines Teiles proletarischer Wähler zugeflossen, die ebenfalls sehr stark 

grundsatzlos hin und her wandeln. Ein ganzer Teil Arbeiter hat sich ihnen rein zum Protest gegen die Teuerung 

angeschlossen. Die Sozialisten sitzen in der Thüringer Regierung, also sind sie schuld – einfache, wenn auch 

etwas naive Rechnung. Hierzu kam eine systematische Hetze unter Anwendung ganz skrupelloser und dema-

gogischer Mittel. Keine Verleumdung war zu dumm, nicht ausgesprochen zu werden.“ 

Hier schließt das Blättchen doch etwas zu stark von sich auf andere, wenn Lesern und der Oeffent-

lichkeit vormachen will, die Kommunisten hätten eine skrupellose Hetze und Verleumdungskam-

pagne gegen die Menschewisten beider Richtung, die in Thüringen Regierungsparteien sind, getrie-

ben. Freilich haben wir Kommunisten den Wählern sagen müssen, daß das Verhalten der beiden 

Menschewistenparteien in Reichswirtschaftsfragen nicht einwandfrei, ja für die Arbeiterschaft schäd-

lich gewesen ist. Wir erinnern nur an das S t e u e r k o m p r o m i ß, an die Herabsetzung der G e t r e i -

d e u m l a g e  und die V e r t e u e r u n g  des Umlagegetreides (das alte Spiel wird auch heute wieder, 

trotz der großen Worte auf dem Augsburger Parteitage der SPD fortgesetzt), an den Umfall in bezug 

auf die E r f a s s u n g  d e r  S a c h w e r t e, an die Aufgabe und den V e r r a t  d e r  1 0  P u n k t e  usw. 

auf die Schwankung in Fragen der Koalitionspolitik mit der Stinnes-Partei (DVP), aber wir haben 

Kritik in der Form und dem Ausmaß geübt, daß die Kritisierten den Weg zu unserer proletarischen 

Klassenpolitik zurückfinden sollten und zurückfinden konnten. Daran denken aber die USP-„Revo-

lutionäre“ gar nicht. Ihr alter Haß und Kampf gegen die verräterische Koalitionspolitik mit dem Bür-

gertum, mit den Vertretern des Kapitalismus und den Ausbeutern des Proletariats, hat der Bereitwil-

ligkeit Platz gemacht, mit den Feinden der Arbeiterklasse kapitalistische Ausbau- und Arbeitsgemein-

schaftspolitik zu machen. Wie aus einer Wahlbetrachtung der „Ostthüringer Tribüne“, des führenden 

Thüringer USP-Blattes hervorgeht, verlangen sie Konzessionen von den Kommunisten für ihre bür-

gerliche Mischmaschpolitik, sie denken aber gar nicht daran, Rücksicht auf ihre Vergangenheit und 

auf unsere grundsätzliche proletarische Klassenkampfpolitik zu nehmen. Das Blatt schrieb einfach: 
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„Zeigen sie (die Kommunisten) sich bereit zur p o s i t i v e n  M i t a r b e i t  (im Sinne des Reformsozialismus. 

D. V.), dann wird es gelingen, trotz der Schwächen der Mehrheit (im Geraer Stadtparlament) die Reaktion 

niederzuhalten. Unsere Genossen sind, das dürfen wir heute schon aussprechen, nicht gewillt, der Taktik der 

Kommunisten Konzessionen zu machen.“ 

„Stolz lob ich mir den Spanier“, zumal wenn man bedenkt, daß die Taktik der Kommunisten die ist, 

die die USP immer im Munde geführt, nach der sie freilich nie gehandelt hat. Und was berechtigt die 

USP zu dieser anmaßenden Sprache? Etwa ihre Wahlerfolge? Sehen wir das Ergebnis der Wahlen 

daraufhin an. Es erhielten Stimmen: 

 KPD USPD SPD Vereinigte 

Sozialdem. 

Stadtkreise 23.492 25.815  26.093 16.870 

Landkreise 68.638 32.310  82.722 55.986 

  Summa: 92.130 58.125  108.815 72.856 

Bei der Landtagswahl am 11. September 1921 hatten erhalten: 

 KPD USPD SPD 

Stadtkreise 17.664  36.219  30.695 

Landkreise 56.036  74.771  123.881 

  Summa 73.700 110.990  154.576 

Die K o m m u n i s t i s c h e  P a r t e i  hat in Stadt und Land gleichmäßig zugenommen, ihr Gewinn 

beträgt 1 8.4 3 0  S t i m m e n. Unsere [206] Partei ist die einzige politische Partei Thüringens, die an 

Stimmenzahl nicht unerheblich, um fast genau 2 Prozent, gestiegen ist. Dabei muß besonders noch 

betrachtet werden, daß wir eine rein grundsätzliche Propaganda betrieben haben. Für alle Stadt- und 

Landkreise hatten wir allein von allen Parteien den Einheits-Stimmzettel, der nur die Parteibezeich-

nung ohne jeden Personennamen enthielt, während die anderen Parteien nur mit Zuhilfenahme ihrer 

Paradepferde als Listenführer ihre „Erfolge“ erzielten. Die reinen USP-Stimmen sanken von 110.990 

auf 38.125, um 52.685, die SPD von 151.556 auf 108.815, also um 45.761 Stimmen. Rechnet man 

die auf „vereinigte Listen“ abgegebenen sozialdemokratischen Stimmen gleichmäßig der USP und 

SPD zu, so würde der Verlust der USP immer noch 16.437 Stimmen (116.990 zu 94.553) und der der 

SPD 9383 Stimmen (154.576 zu 145.243) betragen. Beide sozialdemokratischen Parteien haben einen 

Stimmenverlust von 25.770 gehabt, durch den Gewinn der KPD von 18.439 Stimmen ist ein Aus-

gleich für die Linksparteien geschaffen, so daß der G e s a m t v e r l u s t  d e r  L i n k e n  gegenüber der 

Landtagswahl nur noch 7 3 4 0  S t i m m e n  beträgt. Zur Landtagswahl 1921 betrug die Stimmenzahl 

der Linksparteien 339.266, diesmal 331.926, der von der kapitalistischen Presse jubelnd begrüßte 

„Zusammenbruch der Linksparteien“ besteht also nur in der Phantasie unserer Reaktionäre; der 

Wunsch ist der Vater dieses trügerischen Gedankens. 

Prüfen wir aber nun einmal kurz den S i e g e s j u b e l  d e r  R e c h t s p a r t e i e n  und ihrer reaktionä-

ren Pressetrabanten und Klopffechter auf seine Berechtigung. 

Es erhielten bei den Kreis- und Gemeindewahlen am 10. d. M. Stimmen: 

Deutsch-Nat. Dt. Volksp. Demokraten Landbund Bürgerliche 

Wahlvereinigung 

16.585 21.963 23.132 128.105 131.703 

Davon entfielen auf: 

 Deutsch-Nat. Dt. Volksp. Demokraten Landbund Bürgerliche 

Wahlvereinigung 

Stadtkr.  3451  2294 12.538 – 61.257 

Landkr.  13.134  19.669 10.594 128.105 70.446 
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Dagegen erhielten bei den Landtagswahlen 1921 Wahlf 

 Deutsch-Nat. Dt. Volksp. Demokraten Landbund Bürgerliche 

Wahlvereinigung 

Stadtkr. 20.662  46.422 15.245 878 1.854 

Landkr. 30.027  62.892 22.516 127.337 5.500 

Summa 50.689  103.314 37.761 128.215 7.354 

Für die Deutschnationale Volkspartei und die Deutsche oder Stinnes-Partei bedeutet dieser Wahlaus-

fall eine Parteikatastrophe. Auch die Demokraten haben mehr als ein Drittel, das Zentrum weit mehr 

als die Hälfte ihrer Wähler verloren (1921 7354, diesmal 3064). Wenn also die Vertreter der monar-

chistischen Mordpropaganda und des Stinnesschen Ausbeutungs- bzw. des Milliardärzüchtungssys-

tems, wenn die Vertreter des nationalistisch-monarchistischen Kriegshetzsystems und des volksver-

nichtenden Groß- und Wucherkapitals Siegeshymnen anstimmen, so ist man berechtigt, a n  i h r e m  

V e r s t a n d e  z u  z w e i f e l n. 

Während wir bei den Arbeiterparteien zwar eine starke Verschiebung nach links, sonst aber eine ge-

wisse Stabilität beobachten können, sehen wir bei den bürgerlichen Parteien eine an Vernichtung 

grenzende Zersetzung. Nur der Landbund, der viel mehr eine Berufsorganisation denn eine Partei 

bildet, den nur die Führer und reaktionären Parteischieber aus Landbundskreisen noch immer zu ihren 

jungdo-monarchistischen politischen Schiebungen mißbrauchen können, infolge des Mangels an po-

litischer Aufklärung in den [207] Reihen seiner Mitglieder, ist mit einem geringen Verlust an Wählern 

davongekommen. 

Dagegen ist eine andere Erscheinung von Interesse und unserer Beachtung wert. Es ist nämlich ein 

Irrtum, wenn, besonders in menschewistischen Kreisen behauptet wird, der „schlechte“ Ausfall dieser 

Kreis- und Gemeindewahl hänge mit der „Wahlmüdigkeit“ der Bevölkerung zusammen. Bei der 

Landtagswahl haben 72,2 Prozent der Wahlberechtigten von ihrem Wahlrecht Gebrauch gemacht. 

Wir haben zwar noch keine Uebersicht über die Zahl der Wahlberechtigten bei dieser Wahl, da aber 

717.627 gültige Stimmzettel abgegeben wurden, die Zahl der ungültigen Zettel verhältnismäßig hoch 

sein soll, sicher aber nicht mehr als 1 Million Wähler vorhanden waren, so kann die Beteiligung an 

der Wahl diesmal nicht viel schlechter gewesen sein als bei der Landtagswahl. Nur die Stimmen sind 

viel mehr zersplittert worden als sonst. Schon die 131.703 Stimmen, die für die bürgerlichen Misch-

maschlisten abgegeben wurden, zeugen von der politischen Zersetzung der Mittelschichten, die mit 

der Zersetzung ihrer wirtschaftlichen Existenz Hand in Hand geht. Das Kleinbürgertum fühlt den 

wachsenden Druck des Großkapitals, es fühlt seine wachsende Abhängigkeit von ihm, die Ver-

schlechterung seiner wirtschaftlichen Lage, seine Auswucherung in einer Zeit einer geradezu wahn-

sinnigen Preis- und Teuerungskatastrophe, in die uns der am lebendigen Leibe verfaulende, jeder 

reorganisatorischen Gesundung unfähige Kapitalismus hineinstößt; es weiß aber keinen Ausweg. Die 

Vergiftung der öffentlichen Meinung durch die Presse des Großkapitals, das seine Schlammwelle der 

Verleumdung über den Kommunismus, über jeden Ansatz zur Sozialisierung ergießt, macht das 

Kleinbürgertum immer kopfscheuer und politisch wankelmütiger, ja direkt wirrer. Dieselben klein-

bürgerlichen Schichten (selbständige Handwerker und Gewerbetreibende, Kaufleute und Krämer) 

und die Schichten des sogenannten neuen Mittelstandes (Intelligenzproletariat) der Staats-, Kommu-

nal- und Privatbeamten, der Vertreter von Kunst und Wissenschaften usw., die früher noch an die 

Zukunft der Sozialdemokratie geglaubt, ihnen als den vermeintlichen Trägern der Zukunft ihre 

Stimme gegeben haben, sind von diesem Glauben kuriert. Sie sehen heute nur die Früchte der Koali-

tionspolitik, die die Sozialdemokraten an den Verfalt der kapitalistischen Gesellschaftsordnung 

schmiedet, und diese Früchte sind bitter und ungenießbar. Die Spartakistenhetze unserer Mensche-

wisten, die Verleumdungen, denen Rußland ausgesetzt ist, haben ihre Hoffnungen auf eine sozialis-

tische Zukunft zerstört. Da aber auch sie die Schläge fühlen die den Kapitalismus zertrümmern, da 

auch sie den Verwesungsgeruch nicht aus der Nase loswerden, der die Zersetzung der bürgerlichen 

Gesellschafts-Unordnung begleitet, aber keinen Ausweg im Sinne der sozialistischen Umwandlung 

der Gesellschaft sehen, so klammern sie sich an den ersten besten Strohhalm. Sie laufen nicht mehr 

den reaktionären Parteien nach, sondern bilden „unpolitische Gruppen“ und Grüppchen, stellen 
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Wirtschaftswünsche auf, wollen Mittelstandspolitik treiben. Sie haben zwar keine klaren Wirtschafts-

programme, sind aber doch wenigstens politisch „aktiv“, find der politischen Indifferenz, der Apathie 

entrissen. So haben bei der letzten Wahl Stimmen erhalten: 

Wirtschaftslisten, 

Wirtschaftsaufbau 

Mittelstands-Liste. Beamtenliste Vorort- und 

Nachbar-Liste 

Deutsche 

Gewerkschaftsliste 

47.761 10.932 1578 2383 485 

Waren schon die beinahe 132.000 Wähler, die ihre Stimme den Listen der vereinigten Bürgerlichen 

gaben, keine einheitliche auf den Bestand der kapitalistischen Gesellschaft und auf ihre Verteidigung 

gerichtete Wählermasse, so sind es die obigen 63.139 Wähler noch viel weniger. Wären sie mit der 

Stinnes-Partei oder den Deutschnationalen einverstanden, so würden sie keinen „eigenen Laden“ aus-

gemacht haben. Wenn die Stinnes- und sonstige kapitalistische und reaktionäre Presse sie für sich 

reklamiert, so zeigt sie nur, daß sie über Galgenhumor oder über eine bodenlose Verständnislosigkeit 

und Dummheit verfügt. Wenn die Reaktion ihre Wahlsiege weiter in diesem Zeichen feiert, mit der-

selben Stupidität die gesellschaftlichen und politischen Zersetzungserscheinungen der kapitalisti-

schen „Ordnung“ beurteilt, so wird sie [208] schon bei. der nächsten Wahl ausrufen können: N o c h  

e i n  s o l c h e r  S i e g  u n d  w i r  s i n d  v e r l o r e n! 

Eines Umstandes sei hier noch Erwähnung getan, der für die kommunistische propagandistische Ar-

beit der nächsten Wochen von ausschlaggebender Bedeutung werden kann und der verspricht, den 

Humor doch noch zum Worte kommen zu lassen, das ist die aus dem Siegestriumphgeschrei sich 

ergebende „p o s i t i v e  F o r d e r u n g“ der Rechtsparteien, besonders der unter der Führung der preu-

ßischen „Mitteldeutschen Zeitung“ (Erfurt) stehenden Deutschen Volkspartei, nach Auflösung des 

Landtags, weil die sozialistische Mehrheit gebrochen sei. Sie stützen sich dabei auf die 53.775 über-

schüssigen Wählerstimmen, die für die nichtsozialistischen Parteien und Wirtschaftsgruppen, für die 

Unpolitischen und Mischmaschisten abgegeben worden sind. Wir Kommunisten haben natürlich 

nichts dagegen, wenn die Vertreter der Reaktion und der kapitalistischen Ausbeutung die Organisa-

toren des Lebensmittelwuchers und der Teuerung, wenn die Schieber und Spekulanten in diesem Not-

Winter die Stimme des Volkes herausfordern. Wenn’s dem Esel zu wohl geht, geht er aufs Eis tanzen. 

Gelingt der Plan unserer Reaktionäre, um so besser: Bei Philippi sehen wir uns wieder!  

[209] 
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Die Internationale  

Jahrgang 5 ⁕ Ausgegeben am 20. Oktober 1922 ⁕ Heft 8 

Das italienische Beispiel und der deutsche Polizeisozialismus. 

 

= Berlin, 18. Oktober 1922. 

Das Resultat des Kongresses der Sozialistischen Partei Italiens in Rom war ein voller und unbestrit-

tener Sieg der Komm. Internationale, dessen Bedeutung weit über die Grenzen Italiens hinausreicht. 

Es liegt auf der Hand, eine Parallele zu ziehen zwischen der sozialdemokratischen Einigung in Nürn-

berg und der revolutionären Einigung, die in Italien vor der Tür steht, zumal es die Frage der Koali-

tionspolitik war die hier wie dort die Entscheidung brachte. 

All die Prunk- und Paradenummern der Nürnberger Einigung hat die italienische Arbeiterschaft schon 

längst und bis zur bittern Neige ausgekostet. Die schier unüberwindliche Stärke der einheitlichen 

Organisationen hat sich als eitel Schein und Trug erwiesen: der Ansturm der Faszisten hat die schein-

bar geschlossene Arbeiterbewegung zersprengt; und die Einheit mit den Reformisten, die als so kost-

bares Gut erschien, daß man um ihretwillen den Bruch mit Moskau mit in Kauf nahm, hat sich als 

lästiges Bleigewicht erwiesen, das die Arbeiterschaft an jedem energischen Auftreten gegen die Fas-

zistenbanden hinderte, sie wehrlos machte. So aber, wie nach Livorno Rom kam, so muß auch in 

Deutschland dem Nürnberger Theater die wirkliche revolutionäre Einigung der Arbeiterklasse folgen. 

Daß dem so ist, daß diese Einigung nur unter dem Banner der Komm. Internationale erfolgen kann, 

das ist die wichtige Lehre des italienischen Beispiels. Denn es sind die Illusionen, die die italienischen 

Arbeiter abgestreift haben, dieselben, wie sie die deutschen Arbeiter noch heute hegen. Es liegt nur 

an den deutschen Arbeitern, ob sie dasselbe teure und bittere Lehrgeld bezahlen wollen, wie ihre 

Klassengenossen in Italien. 

Es sind besondere Umstände, die die italienische Entwicklung in vielen Hinsichten zum Beispiel der 

anderen Länder machen. Einerseits ein Industrieproletariat in Großbetrieben zusammengeballt, aber 

numerisch verhältnismäßig schwach; mit einer guten Kampfestradition, gestählt noch im Kampfe 

gegen den Krieg, den es geführt wie kaum eines in Westeuropa, aber auch beschwert mit anarchisti-

schen, syndikalistischen und sonstigen kleinbürgerlichen Traditionen. Anderseits ein Kleinbauerntum 

und eine Masse von Landarbeitern, die [210] oft in halbfeudalen Formen lebend, leicht in Gärung 

geraten. Eine weite Kleinbürgermasse, die erzogen in der Ueberlieferung der nationalen Revolution, 

zwischen äußerstem Nationalismus und demokratischem Radikalismus hin und her schwankt und 

mitunter beides vereinigt. Eine Bourgeoisie, deren großkapitalistische Laufbahn noch sehr kurz ist, 

die sich aber alle Manieren des internationalen Finanzkapitals schnell angeeignet hat. Eine Volks-

wirtschaft, deren industrielles Leben in aller und jeder Hinsicht einen Ableger des Auslandes darstellt. 

Auf diesem Hintergrunde mußten die Klassenkämpfe in der revolutionären Situation der Nachkriegs-

zeit besonders krasse und schroffe Formen annehmen. Was wo anders nur angedeutet schien, spielte 

sich hier in äußerster Zuspitzung und in lebendigerem Tempo ab. Der Faszismus war der Höhepunkt 

dieser Entwicklung. Er verwandelte das ganze Land in eine Walstatt des Bürgerkrieges. Und im 

Kampfe, unter den rauchenden Trümmerhaufen der Volkshäuser und Gewerkschaftsgebäude schied 

sich Spreu vom Weizen in der italienischen Arbeiterbewegung. 

Wir sagten schon: es liegt lediglich an den deutschen Arbeitern, ob sie dasselbe teure Lehrgeld be-

zahlen wollen, wie die italienischen Arbeiter. Wir glauben es nicht. Dazu ist die deutsche Arbeiter-

klasse in ihren Wurzeln trotz allem zu mächtig und geschlossen. Dazu hat sie selbst allzuviel revolu-

tionäre Erfahrung. 

Aber ein deutscher Faszismus hat sich schon angekündigt. Wir meinen die Berliner Sonntagskund-

gebung am Zirkus Busch. Und die Vereinigten Sozialdemokraten haben gezeigt, was die Faszisten, 

oder wenn auch nicht deutscher, so doch populärer Orgeschleute genannt, an ihnen haben und was 

die Arbeiter von ihnen zu erwarten haben. 
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Mehr als sich die Sozialdemokraten bei dieser Gelegenheit blamiert haben, liegt nicht in Menschen-

kräften. Wir meinen nicht nur, daß die sozialdemokratischen Würdenträger sich erst von dem Leibor-

gan von Stinnes darüber belehren lassen müssen, daß es unstatthaft ist, monarchistische Kundgebun-

gen allzu öffentlich vor sich gehen zu lassen. Daß das Fortbestehen der Republik auf jeden Fall mehr 

dem Interesse von Stinnes, als dem Verdienst der Sozialdemokraten zu verdanken ist, das hat die 

ganze Erfahrung mit dem sogenannten „Schutz der Republik“ gezeigt. Dazu hätte es nicht einmal 

mehr der Komödie des Prozesses gegen die Rathenaumörder bedurft. Das wissen die Sozialdemokra-

ten selbst, wenn sie Eberts republikanische Präsidentenherrlichkeit von der Genehmigung der Deut-

schen Volkspartei abhängig machen. Aber auch nicht das macht die ganze Blamage der Sozialdemo-

kraten aus, daß sie sich mit den Greuelmärchen, mit den geheimnisvollen „Russen“ bös in die Nessel 

gesetzt haben. Vielleicht sieht sich Herr Richter einmal die alten Jahrgänge des „Simplizissimus“ an, 

und findet dort Reminiszenzen an die Moabiter Krawalle. 

Das Entscheidende aber bei alledem ist die politische Blamage der USPD vor der Arbeiterschaft, die 

früher gekommen ist, als man es gedacht hätte. Wir gönnen sie ihr von ganzem Herzen. 

[211] Die Sozialdemokraten haben nach ihrer Vereinigung schnell gezeigt, was sie wollen und was 

sie können. Erst die Heraufsetzung des Brotpreises. Dann eine „Währungsaktion“, die das Devisen-

hamstern durch Einführung der Goldschatzwechsel legalisiert und so den Marksturz verewigt. End-

lich wird, um Everts Posten zu erhalten, formell bestätigt, was tatsächlich schon längst bestand: das 

die Republik in Bausch und Bogen an Stinnes verkauft ist. Gleichzeitig sehen die Versuche ein, die 

wirtschaftliche und politische Organisation der Arbeiterschaft zu unterdrücken. Die Orgesch, die man 

unzählige Male verboten hatte, wird losgelassen, und obendrein unter polizeilichen Schutz gestellt. 

Eine wüste Kommunistenhetze wird angefacht. Massenverhaftungen erfolgen. Die Betriebsrätebewe-

gung und die Kommunistische Partei werden des Schutzes der Gesetze beraubt. Man will einem deut-

schen Faszismus Bahn brechen. 

Die Herren Sozialdemokraten merken selbst nicht, daß sie den Ast absägen, auf dem sie sitzen; daß, 

wenn einmal der revolutionäre Kern, der allein der deutschen Arbeiterbewegung geistigen Inhalt gibt 

und geben kann, getroffen wird, das übrige Gebäude der gewerkschaftlichen und sonstigen Arbeiter-

organisationen wie ein Schutthaufen zusammenfallen muß. Und auch Stinnes würde nicht verfehlen, 

den Partei- und Gewerkschaftsbürokraten, sobald er sie nicht mehr als Dekoration und Prellbock 

braucht, den verdienten Fußtritt zu geben. 

Doch wir wissen, daß die deutsche Arbeiterbewegung nicht abhängt von den traurigen Helden des 

Polizeisozialismus, sondern von der Kraft der Arbeitermassen selbst. 

Diese werden ihren Weg gehen, ebenso wie die Polizeisozialisten so oder so ihr verdientes Ende 

finden werden. 

* 

Lenin über Uebergangsforderungen.  
Aus einem Artikel über Programmdebatten.  

(Geschrieben Ende September und Anfang Oktober 1917.) 

... Von dem allgemeinen oder grundsätzlichen Teil des Programms gehen wir zum Minimalprogramm 

über. Hier finden wir gleich den äußerlich „sehr radikalen“ und ganz unzulänglichen Vorschlag der 

Genossen N. Bucharin und W. Smirnow vor, das Minimalprogramm gänzlich zu beseitigen. Die Tei-

lung in ein Maximal- und in ein Minimal-Programm sei „veraltet“, es sei unnütz, denn es handele 

sich um den Uebergang zum Sozialismus. Keinerlei Minimalprogramm, sondern einfach ein Pro-

gramm der Uebergangsmaßnahmen zum Sozialismus. 

Das ist der Vorschlag der beiden genannten Genossen, die sich dennoch aus irgend welchem Grunde 

nicht entschlossen haben, ein entsprechendes Projekt vorzulegen (obgleich die Aufgaben und die Ta-

gesordnung des nächsten Parteitages, die die Revision des Parteiprogramms vorsehen, diese Genos-

sen einfach verpflichteten, ein solches [212] Projekt zu verfassen). Es ist möglich, daß die Urheber 

des scheinbar „radikalen“ Vorschlages selbst unschlüssig geworden sind ... Wie dem auch sei, ihre 

Meinung muß geprüft werden. 
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Infolge des Krieges und der Zerrüttung der Wirtschaft sind alle Länder gezwungen, vom monopolis-

tischen Kapitalismus zum monopolistischen Staatskapitalismus überzugehen. Das ist die objektive 

Lage. Aber in einer revolutionären Situation, in einer Revolution geht der monopolistische Staatska-

pitalismus unmittelbar in den Sozialismus über. Man kann nicht in einer Revolution vorwärts gehen, 

ohne zum Sozialismus zu gehen. Das ist die objektive Lage, die durch Krieg und Revolution geschaf-

fen worden ist. Dies hat unsere Aprilkonferenz festgestellt, indem sie die Losungen der „Räterepub-

lik“ (politische Form der Diktatur des Proletariats) und der Nationalisation der Banken und Trusts 

(die grundlegende Maßnahme des Ueberganges zum Sozialismus) aufstellte. Bis hierher sind alle 

Bolschewiki miteinander einverstanden und einmütig. Aber die Genossen W. Smirnow und N. Buch-

arin wollen weiter gehen und das Minimalprogramm ganz hinauswerfen. Das würde heißen zuwider-

handeln dem weisen Rat des weisen Sprichworts, das da lautet: 

„Prahle nicht, wenn du in den Kampf ziehst, sondern prahle, wenn du vom Kampf kommst“ 

Wir ziehen in den Kampf, das heißt, wir kämpfen für die Eroberung der politischen Macht durch 

unsere Partei. Diese Macht würde eine Diktatur des Proletariats und der armen Bauern sein. Wenn 

wir diese Macht übernehmen, so fürchten wir uns nicht nur nicht davor, über den Rahmen der bür-

gerlichen Ordnung hinwegzuschreiten, sondern erklären im Gegenteil klar, geradeaus, präzis und 

überall, daß wir über diesen Rahmen hinausgehen werden, daß wir furchtlos zum Sozialismus gehen 

werden, und daß eben dahin unser Weg führt über die Räterepublik, die Nationalisation der Banken 

und Trusts, die Arbeiterkontrolle, die allgemeine Arbeitspflicht, die Nationalisation des Grund und 

Bodens, die Konfiskation des Inventars der Großgrundbesitzer usw. usw. In diesem Sinne haben wir 

ein Programm der Uebergangsmaßnahmen zum Sozialismus gegeben. 

Aber wir sollen nicht prahlen, wenn wir in den Kampf ziehen, wir sollen das Minimalprogramm nicht 

hinauswerfen, denn das würde der leeren Prahlerei gleich sein: „Wir wollen nichts von der Bourgeoi-

sie fordern, sondern es selbst verwirklichen, wir wollen keine Kleinarbeit im Rahmen der bürgerli-

chen Ordnung leisten.“ 

Das würde eine leere Prahlerei sein, denn erst muß man die Macht erobern, und wir haben sie noch 

nicht erobert. Erst muß man durch die Tat die Uebergangsmaßnahmen zum Sozialismus verwirkli-

chen, unsere Revolution bis zum Siege der internationalen sozialistischen Revolution führen und 

dann, „wenn man vom Kampf kommt“, kann und soll man das Minimalprogramm als unnötig hin-

auswerfen. 

Können wir jetzt dafür bürgen, daß es nicht mehr nötig ist? Gewiß ist es unmöglich, aus dem einfa-

chen Grunde, weil wir die Macht noch nicht erobert, den Sozialismus nicht durchgeführt und sogar 

den Anfang der sozialistischen Weltrevolution noch nicht erlebt haben. 

Man muß fest, kühn und ohne Schwanken zu diesem Ziel gehen, aber es ist lächerlich, es als erreicht 

zu erklären, wenn es bekannterweise noch nicht erreicht ist. Das Hinauswerfen des Minimal-

[213]programms ist der Erklärung, der Verkündung (der Prahlerei, einfacher gesagt) gleich, „das wir 

schon gesiegt haben“. 

Nein, werte Genossen, wir haben noch nicht gesiegt, 

Wir wissen nicht, ob wir morgen oder etwas später siegen werden. (Ich persönlich bin der Meinung 

zugeneigt, daß es morgen der Fall sein wird – ich schreibe das am 6. Oktober 1917 –, und daß wir 

uns mit der Uebernahme der Macht verspäten können, aber morgen ist immerhin morgen und nicht 

heute.) Wir wissen nicht, wie schnell nach unserem Siege die Revolution im Westen kommen wird. 

Wir wissen nicht, ob es nach unserem Siege nicht noch zeitweise Perioden der Reaktion und Siege 

der Gegenrevolution geben wird, darin liegt nichts Unmögliches, und darum werden wir, wenn wir 

gesiegt haben, eine dreifache Linie von Schützengräben“ gegen ein solche Möglichkeit bauen. 

Wir wissen das alles nicht und wir können es nicht wissen. Niemand kann das wissen. Und darum ist 

es lächerlich, das Minimalprogramm hinauszuwerfen, das notwendig ist, so lange wir noch im Rah-

men der bürgerliche Ordnung leben, so lange wir diesen Rahmen nicht zerstört, die Grundlagen für 
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den Uebergang zum Sozialismus mehr geschaffen, den Feind (die Bourgeoisie) nicht geschlagen, und 

wenn er geschlagen ist, nicht vernichtet haben. Das alles wird kommen und wird vielleicht viel 

schneller kommen, als es manchem scheint (ich persönlich glaube, daß es morgen beginnen wird), 

aber das ist noch nicht da. 

Nehmen wir das Minimalprogramm auf politischem Gebiet. Es ist auf die bürgerliche Republik be-

rechnet. Wir fügen hinzu, daß wir uns nicht auf ihren Rahmen beschränken, sondern sofort für den 

höheren Typus der Räterepublik kämpfen. Das müssen wir tun. Zur neuen Republik müssen wir mit 

grenzenloser Kühnheit und Entschlossenheit gehen, und ich bin sicher, daß wir so zu ihr vorwärtsge-

hen werden. Aber das Minimalprogramm darf man auf keinen Fall hinauswerfen, denn erstens haben 

wir noch keine Räterepublik, zweitens ist die Möglichkeit von „Restaurationsversuchen“ nicht aus-

geschlossen, man muß sie erst erleben und besiegen, drittens sind bei dem Uebergang vom Alten zum 

Neuen zeitweilige „kombinierte Typen“ möglich (worauf der „Rab. Putj“ vor einigen Tagen richtig 

hingewiesen hat), z. B. sowohl die Räterepublik, als auch die Konstituante. Das alles muß sich über-

leben und dann werden wir schon Zeit haben, das Minimalprogramm hinauszuwerfen. 

Dasselbe ist auf wirtschaftlichem Gebiet der Fall. Wir sind alle darin einverstanden, daß die Furcht, 

zum Sozialismus vorwärts zu gehen, die größte Gemeinheit und Verrat an der Sache des Proletariats 

ist. Wir sind alle darin einverstanden, daß die grundlegenden ersten Schritte auf diesem Wege solche 

Maßnahmen wie die Nationalisierung der Banken und Trusts sein müssen. Verwirklichen wir erst 

diese und ähnliche Maßnahmen, und dann werden wir sehen. Dann werden wir besser sehen, denn 

die praktische Erfahrung wird unseren Gesichtskreis unermeßlich erweitern, die praktische Erfah-

rung, die millionenmal mehr wert ist, als die besten Programme. Es ist möglich und sogar wahrschein-

lich und sogar unzweifelhaft, daß es auch hier ohne „kombinierte Typen“ für den Uebergang nicht 

gehen wird; z. B. können wir die kleinen Betriebe mit ein oder zwei Lohnarbeitern sofort weder 

nationalisieren, noch unter eine wirkliche Arbeiterkontrolle [214] stellen. Mag ihre Rolle verschwin-

dend klein sein, mögen sie durch die Nationalisierung der Banken und Trusts an Händen und Füßen 

gebunden sein, das ist alles wahr; aber wozu das Minimalprogramm hinauswerfen, so lange noch, 

wenn auch kleine Reste bürgerlicher Verhältnisse bleiben? Als Marxisten, die kühn in die größte 

Revolution der Welt gehen und zugleich die Tatsachen nüchtern beurteilen, haben wir kein Recht, 

das Minimalprogramm hinauszuwerfen. 

Wenn wir es jetzt hinauswerfen würden, so hätten wir dadurch bewiesen, daß wir den Kopf schon 

verloren haben, bevor wir noch siegen konnten. Aber wir dürfen ihn nicht verlieren, weder vor dem 

Siege, noch während des Sieges, noch nach dem Siege, denn wenn wir den Kopf verlieren, verlieren 

wir alles ... 

* 

Windmühlen und Irrtümer.  
Noch ein Wort zur Programmdebatte.  

Von E d w i n  H o e r n l e. 

Mein Artikel zu den Uebergangsforderungen im Programm hat zwei Entgegnungen hervorgerufen, 

von denen die erste sogar v o r  meinem Artikel, gleichhsam als Verhütungsmittel gegen Ansteckung 

abgedruckt wurde. Es ist nicht meine Absicht, mich mit den journalistischen Gepflogenheiten des 

Genossen Z. D. und der Redaktion der „Taktik und Organisation“ auseinanderzusetzen. Ich will nur 

sagen: J. D. schätzt die Berliner Genossen sehr tief ein, wenn er glaubt, sie werden sich durch einige 

billige Scherze von „Windmühlen“ und eine journalistische Unanständigkeit über das Problem der 

„Arbeiterregierung“ hinwegtäuschen lassen. Ich achte die Berliner Arbeiter höher. Aus dem Artikel 

des Genossen J. D. halte ich nur fest, daß er klugerweise die Theorie der „taktischen Umhüllungen“, 

die Genossin Ruth Fischer aufstellte, sofort hat fallen lassen. Das ist immerhin ein Fortschritt. 

Nun zum zweiten Artikel, dem des Genossen Rosenberg. Rosenberg weist aus der Geschichte der 

Arbeiterrevolutionen nach, daß verschiedene Formen von Arbeiterregierungen schon dagewesen 

sind. Ich konstatiere also zusammen mit Genossen Rosenberg: Arbeiterregierungen sind nicht nur 

möglich, sie sind in verschiedenen Formen schon dagewesen. (Pariser Kommune!) 
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Wenn aber Genosse Rosenberg meint, es sei noch eine dritte Form denkbar und zu diesem Zweck ein 

Engelszitat heranzieht, in dem es heißt, daß „die kämpfenden Klassen einander so nahe das Gleich-

gewicht halten, daß die Staatsgewalt als scheinbare Vermittlerin momentan eine gewisse Selbstän-

digkeit gegenüber beiden erhält“, so hat er Engels gründlich mißverstanden. Mit Recht hebt er doch 

gleich nachher das Wörtchen „scheinbar“ hervor und sagt: „Denn es gibt nie und nimmermehr, an 

nicht in der Uebergangsperiode, eine Staatsgewalt, die in dem Kampfe zwischen Bourgeoisie und 

Proletariat neutral sein könnte“. Ich betone: Dieses Engelszitat hat mit der „Arbeiterregierung“ nichts 

zu tun. Es kann vielmehr mit Recht bezogen werden auf jene Form demokratischer Regierungen, wie 

wir sie zum Beispiel in den sozialistischen Regierungen des Winters 1918-19 erlebt haben, und die, 

eben weil sie keine Arbeiterregierungen waren, zwangsläufig in der Niederwerfung des Proletariats 

und der erneuten Machtergreifung durch die Bourgeoisie endigten. 

Rosenberg sagt: „Und nun erkennen wir den Grundirrtum des Genossen Hoernle“. Der „Grundirrtum 

des Genossen Hoernle“ entpuppt sich aber sehr niedlich als ein Grundirrtum des Genossen Rosen-

berg, der offen-[215]bar noch nicht unterscheiden kann zwischen einer sozialistischen Regierung in 

der Art Scheidemann-Noske oder wie sie jetzt in Thüringen und Sachsen bestehen und zwischen 

„einer Arbeiterregierung“, die von den Massen getragen, ein Durchgangspunkt im Verlauf schärfster 

revolutionärer Endkämpfe ist. Wenn aber Genosse Rosenberg fortfährt: „Er (Hoernle) geht richtig 

aus von dem Nebeneinander einer bürgerlichen und einer proletarischen Nebenregierung in der Ue-

bergangszeit. Aber im nächsten Augenblick macht er aus diesen beiden Gewalten eine einzige, näm-

lich die Arbeiterregierung“, so bin ich gezwungen zu erklären: Dieser Satz des Genossen Rosenberg 

und alles was daraus gefolgert wir, ist eine runde, nette und klare, wenn auch ungewollte Fälschung 

dessen, was ich geschrieben habe. 

Die entscheidenden Sätze meines Artikels lauten: „Da wo das kämpfende Proletariat in scharfem 

Ansturm die illegalen Organisationen und diktatorischen Maßnahmen der zersetzten, sterbenden, bür-

gerlichen Demokratie zu Boden schlägt, wo es sich in diesem Kampfe der staatlichen Machtmittel 

bemächtigt, da ist es selbstverständlich möglich – und mehr sagt niemand, – daß die jahrzehntelang 

mit reformsozialistischen Phrasen gefütterten Massen zunächst noch einmal vor dem Endakt zurück-

schrecken und mit ihren einstweiligen Erfolgen zufrieden sind und sich der Hoffnung hingeben, es 

genüge, den bürgerlichen Staatsapparat einfach zu übernehmen, die Weißgardisten hinauszuwerfen 

und Arbeiter an ihre Stelle zu setzen. Dies ist der Moment, wo eine Arbeiterregierung, an der auch 

Kommunisten teilnehmen, möglich ist und zwar als ganz konkrete, geschichtliche Tatsache. Aber in 

diesem Moment beginnt auch schon der Kampf um die Ueberwindung dieser Arbeiterregierung.“ 

Es ist mir persönlich unverständlich, wie ein Historiker von Fach und ehrlicher Kommunist, wie Ge-

nösse Rosenberg, diesen klaren Wortlaut mißdeuten konnte. Wo ist hier die Rede von einer Ver-

schmelzung der beiden Gewalten, der proletarischen und der bürgerlichen? Wo ist hier die Rede da-

von, daß „die Bourgeoisie die Regierungsmacht an die sozialistischen Parteien abtritt“? 

Daß ich nicht von einer sozialistischen Regierung hier spreche, die den Klassenkampf überbrücken 

möchte und dabei das Proletariat tatsächlich an die Bourgeoisie verrät, das sieht wohl jeder Arbeiter 

ein, der Worte zu lesen vermag. Nochmals: ich sprach vom revolutionären Ansturm auf eine bankrotte 

Demokratie, setze also eine revolutionäre, zugespitzte, von breiten Massenbewegungen erschütterte 

Atmosphäre voraus. Ich sprach von einem Proletariat, das sich der staatlichen Machtmittel b e -

m ä c h t i g t, also die Bourgeoisie z w i n g t, abzutreten. Ich sprach schließlich von einem letzten Zau-

dern des bereits siegenden Massen, die glauben, durch einen bloßen Personenwechsel in der Regie-

rung und den Aemtern ihren Sieg befestigen zu können. Und in diesem Moment, so sagte ich, werden 

die Kommunisten sich an der Arbeiterregierung beteiligen und werden im selben Augenblick auch 

den Kampf aufnehmen um die Ueberwindung der Arbeiterregierung. Denn diese Arbeiterregierung 

kann sich ja nur halten, wenn sie die Massen fort und fort mobilisiert, wenn sie die bisher spontan 

und dezentralisierte Arbeiterkontrolle zentral organisiert, wenn sie die irreguläre Arbeiterbewaffnung 

regulär vollendet. Indem also die Arbeiterregierung notgedrungen ihre eigenen Machtgrundlagen aus-

baut, hebt sie sich selbst auf, d. h. wird von reformistischen Elementen gereinigt und verwandelt sich 

in die Exekutive der jetzt alle Macht endgültig an sich reißenden Räte. 
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Der Gedanke ist also vollkommen klar, und ich stimme mit dem Genossen Rosenberg bis auf ein 

Wörtchen überein, wenn er sagt: „Die Arbeiterregierung kann man sich real mit als eine Form denken, 

in der das Proletariat bereits die „volle Staatsmacht besitzt, aber noch nicht das Sowjetsystem anwen-

det.“ Ich trenne mich vom Genossen Rosenberg bei dem Wörtchen „volle“. Die Anwendung oder 

Nichtanwendung des Sowjetsystems steht nämlich nicht im Belieben des Proletariats, hängt auch 

nicht ab allein von dem guten Willen und der Einsicht des Proletariats. Das Proletariat kann gar nicht 

die „volle“ Macht in Händen haben, ohne Anwendung des Sowjetsystems, denn das Sowjetsystem 

selbst wächst und entfaltet sich mit dem Machtzuwachs des Proletariats, d. h. in und durch [216] den 

Prozeß der Machteroberung. Und darum sage ich, und mit mir die Programmkommission, gehört die 

Arbeiterregierung zu den „Uebergangsmaßnahmen“ und ist keine Staatsform der Diktaturperiode, 

Die Arbeiterregierung ist jener Durchgangspunkt, wo der Kampf um die Macht von unten her um-

schlägt in die Befestigung der Macht von oben her. Die Arbeiterregierung ist weder Demokratie noch 

Diktatur, sie ist Uebergang. Dieser Uebergang muß nicht immer eine Arbeiterregierung sein, die Ar-

beiterregierung ist aber möglich und in manchen Ländern sogar wahrscheinlich. 

Wo aber, wie in Deutschland, wir Kommunisten mit der Möglichkeit einer Arbeiterregierung zu rech-

nen haben und dies Wort tagtäglich in der Agitation gebrauchen, ist es wahrscheinlich höchste Zeit, 

daß wir wissen, was wir damit aussprechen. Man kann mit Phrasen wohl einen Augenblick berau-

schen, aber keinen zähen und erbitterten Kampf führen. Nicht wir sind „reaktionäre Kleinbürger“, 

wie Genosse Rosenberg das so hübsch andeutet, sondern jene, die glauben mit „taktischen Umhül-

lungen“ Massen zu revolutionieren und jene, die trotz ihrer Gelehrsamkeit nicht verstehen, geschicht-

liche Vorgänge als das zu sehen, was sie sind, dialektische Bewegung. 

* 

Der Zusammenbruch des Gandhismus in Indien.  
Von E. R o y. 

Der Gandhismus als politischer Machtfaktor erreichte seinen Höhepunkt in der letzten Dezemberwo-

che des Jahres 1921 auf der Ahmedabader Tagung des Indischen Nationalkongresses. Die 6000 De-

legierten als Vertreterschaft des durch die planmäßige Unterdrückungspolitik der indischen Regie-

rung beleidigten indischen Nationalgefühls übertrugen dem Arbeitsausschuß des Kongresses und 

Herrn G a n d h i  als dessen Oberhaupt die höchsten diktatorischen Vollmachten zur Leitung der na-

tionalen Geschichte während des kommenden Jahres. Friedliche Mitarbeitsverweigerung und Mas-

senzivilungehorsam einschließlich des Steuerstreiks wurden als Mittel festgelegt, mit denen man die 

Fessel einer überaus vagen „Swaraj“ (Selbstverwaltung) erringen wollte. 

Nur wenige Führer können jemals mehr als dieses verlangen: das Machtbewußtsein, das sich aus dem 

Mandat einer Nation, hinter dem der gesamte Volkswille steht, ergibt. Damit war für G a n d h i  der 

Weg frei zur Entfaltung seiner Führereigenschaften und zur Aufnahme des Kampfes gegen seinen 

mächtigen Gegner, den britischen Imperialismus. Wenn dies auf dem ersten Blick auch so aussah, 

wie der Kampf zwischen dem kleinen David und dem Riesen Goliath, so muß man sich dennoch 

vergegenwärtigen, daß die Vorteile nicht sämtlich auf der Seite des Letzteren waren, Ein Dreihun-

dertundzwanzigmillionenvolk, geeinigt unter dem einfachen Oberbefehl eines einzigen angebeteten 

Führers, der allgemeines Vertrauen genießt und seinen Gegner dadurch von vornherein geschickt in 

eine ungünstige Position drängte, daß er die Nichtgewaltanwendung zu seiner Hauptwaffe erhob, 

hätte leicht dahin gebracht werden können, seinem aufgeregten und in die Enge getriebenen Gegner, 

mit dessen moralischer Stellung es in den Augen der Welt schlecht bestellt ist und dessen feige Heu-

chelei ihm [217] unter dem Bewußtsein dieser Tatsache in die Seele brennt, mehr als eine Konzession 

abzutrotzen. 

Und G a n d h i  wollte doch schließlich weiter nichts als Konzessionen. Er ist und war nie ein ausge-

sprochener Revolutionär, der dem Feinde schroff die Alternative stellt: „Entweder Du oder ich!“ 

Seine wesenlose, wandelbare „Swaraj“ läuft nämlich, wenn man ihre widerstreitenden Definitionen 

zusammenstückelt, auf nichts anderes als auf eine „Selbstverwaltung im Rahmen des britischen Welt-

reichs“ hinaus, namentlich nachdem auf dem Kongreß in Ahmedabad die Resolution H a z r a t  
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M o h a n i s, die „die völlige Unabhängigkeit Indiens außerhalb des britischen Imperiums“ forderte, 

abgelehnt worden war. 

Wenn jetzt Gandhi, statt wenigstens für einen Bruchteil des indischen Volkes einige Konzessionen 

herauszuschlagen, sich aus den Händen der britischen Regierung eine sechsjährige Kerkerstrafe und 

eine Märtyrerkrone holte, so hat er sich dies ganz allein selbst zuzuschreiben. Hohe Stellungen ver-

langen auch große Verantwortungen, und der Diktator Gandhi, der seinem Gegner als alleiniger Spie-

ler gegenüberstand, dürfte nunmehr selbst erkennen, daß seine Taktik ihm eine katastrophale Nieder-

lage eingebracht hat. Die Lage nach der Schließung des Ahmedabader Kongresses war sehr kompli-

ziert; die Erfolgsmöglichkeiten für beide Seiten halten sich ungefähr die Waage. Es ist in solchen 

Augenblicken nun einmal so, daß die Führung schließlich die Waagschale beeinflußt, und nach dem 

Ausgang zu urteilen, mußte die Siegespalme L o r d  R e a d i n g, und nicht Gandhi zufallen. 

Ein kurzer Rückblick möge den damaligen Stand der Dinge veranschaulichen. Der Besuch des Prin-

zen von Wales in Indien kam der Sache Gandhis sehr zu statten, da er der indischen Regierung zeigte, 

daß hinter der Mitarbeitsverweigerung eine reale Macht, die der streikenden Massen stand. Gereizt 

durch diese Machtkundgebung, griff die Bürokratie nunmehr zu einer solch weitgesteckten Unterdrü-

ckungspolitik, daß heute neben all den hervorragenden indischen Führern einige 25.000 indische Pat-

rioten im Gefängnis sitzen wegen sogenannten, aber unbewiesenen „Aufruhrs“, wegen „Aufreizung“ 

und „Kriegführung gegen den König“. In ihrem Uebereifer, die Bewegung totzutreten, schoß die Re-

gierung weit übers Ziel hinaus. Die Gemäßigten, eine winzige Schicht von indischen Großbürgern, 

deren „Loyalität“ den ganzen Verhaftungen und Verurteilungen ihrer Landsleute bisher einen gewis-

sen Anschein von Gesetzlichkeit verlieh, rebellierten jetzt auf einmal gegen ihre Führer und forderten 

von ihnen eine andere Politik. Zahlreiche Mitglieder der neuen Vertretungskörper legten ihre Man-

date nieder, andere protestierten laut; Rechtsanwälte, Grundbesitzer und Kapitalisten schlossen sich 

zusammen und sagten der Regierung, daß sie mit ihrer gemeinen Unterdrückungspolitik Schluß ma-

chen müsse. Die Anregung P u n d i t  M a l a v i y a s, eine Tafelrunde-Besprechung aller politischen 

Richtungen mit der Regierung einzuberufen, um eine Lösung der Krisis zu suchen, fand bei allen 

politischen Parteien Anklang. Dies war ein kritischer Moment, und die tastende Taktik des Vizekö-

nigs in dieser Krisis beweist, daß er völlig im Dunkeln tappte. 

In einer Rede, die der Vizekönig am 21. Dezember 1921 unmittelbar vor dem Zusammentritt des 

Kongresses in Ahmedabad in Kalkutta hielt, hob er besonders hervor, er sei für jeden ehrlichen Ver-

such, die strittigen Fragen auf dem Wege der persönlichen Aussprache oder der Erörterung auf einer 

Konferenz zu lösen, aber in der Zwischenzeit müsse ein beiderseitiger Waffenstillstand zwischen den 

Mitarbeitsverweigerern und der Regierung eintreten. Er fügte hinzu, ein solcher [218] Waffenstill-

stand könnte von keinem der beiden Beteiligten weder als Vorteil noch als Sieg in Anspruch genom-

men werden. Der Grund für dieses Vermittlungsangebot lag klar zutage: Während des Besuches des 

britischen Thronfolgers sollte unter allen Umständen das Gesicht des englischen Prestiges gewahrt 

werden, und um dies zu erreichen, war L o r d  R e a d i n g  zu Verhandlungen bereit. Er bekam jedoch 

auf dieses sein Anerbieten keinen endgültigen Bescheid, und damit war sein wirkliches Ziel, die Reise 

des Prinzen zu einem äußerlichen Erfolg zu gestalten, verfehlt. Gleichwohl waren seine Worte nicht 

auf unfruchtbaren Boden gefallen, denn auf dem Kongreß in Ahmedabad spielte Gandhi deutlich mit 

dem Konferenzgedanken und sprach davon, daß „man die Tür zum Verhandlungszimmer weit offen 

halten müsse.“ Auch auf der Konferenz von Bombay vom 15. Januar, wo die Einzelheiten für die 

Einberufung der Tafelrunde-Besprechung festgelegt wurden, wurde unter Bezugnahme auf die Rede 

des Vizekönigs zum Ausdruck gebracht, daß, falls die Regierung mit ihren Verhaftungen aufhöre und 

alle politischen Gefangenen freilasse, auch die Mitarbeitsverweigerer jede Tätigkeit während der Ver-

handlungen einstellen würden. Inzwischen hatte Gandhi in seiner Eigenschaft als Kongreß-Diktator 

und zur Förderung der Vergleichsmöglichkeiten bereits die Zivilgehorsamsverweigerung bis Ende 

Januar suspendiert. 

In diesem Wunsche Gandhis, unter allen Umständen zu einem Vergleich zu kommen, liegt auch das 

Geheimnis seiner Niederlage. L o r d  R e a d i n g  erkannte bald, daß Gandhi ebensowenig wie er 

selbst zu einer Mobilisierung der Massenkräfte des indischen Volkes bereit und willens war. Dies 
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ging deutlich hervor aus der wiederholten nachdrücklichen Betonung seines Glaubens an den Erfolg 

der Nichtgewaltanwendung bei der Mitarbeitsverweigerung; ferner aus seiner schroffen Ablehnung 

jeder gewalttätigen Kundgebung der Massen wie z. B. in seinem „Aufruf gegen den Mob“ im An-

schluß an die Vorgänge vom 17. bis 20. November in Bombay und Madras, in dem er erklärte, „es 

sei bei weitem besser, überhaupt keinen ‚Hartal‘ (Proteststreit anläßlich des Besuches des Prinzen 

von Wales), als solche Mobausschreitungen zu haben“; vor allem aber aus seinem ständigen Zurück-

weichen vor dem letzten Schritt, der nach seinen eigenen früheren Worten direkt zur „Swaraj“ führen 

würde: vor den Massengehorsamsverweigerungen einschließlich des Steuerstreiks. Dieser letzte 

Schritt wurde nach seiner formellen Annahme auf dem Kongreß von Ahmedabad bereits nicht weni-

ger als dreimal vertagt, und zwar aus keinem anderen erkennbaren Grund, als wegen Gandhis Furcht 

und Abscheu vor den unvermeidlichen Konflikten zwischen Polizei und Volksmassen, die sich bei 

dessen Durchführung ergeben mußten. Es bedurfte somit gar keines besonderen Scharssinns von sei-

ten des Vizekönigs, diese Schwäche Gandhis zu durchschauen, zumal dieser selbst sie zu Nutz und 

Frommen sowohl der Regierung wie er Mitarbeitsverweigerer von allen Dächern pfiff. Am 25. Ja-

nuar, also zur selben Zeit, wo die Tafelrunde-Besprechung zusammentreten sollte und man von ihm 

die Proklamierung der Massengehorsamsverweigerung erwartete für den Fall, daß die Friedensver-

handlungen ergebnislos verlaufen sollten, schrieb er in „Y o u n g I n d i a“ (Jung-Indien): 

„Ich weiß nicht, welches der beste Kurs ist. In diesem Augenblick habe ich tatsächlich Angst. Sollte eine 

Vereinbarung zustandekommen, wo werden wir dann hingelangen? Nachdem ich die Macht Indiens kennen 

gelernt habe, fürchte ich mich vor einer Verständigung: Denn kommt diese zustande, bevor wir uns gründlich 

geprüft haben, dann [219] werden wir uns in der Lage eines zu früh geborenen Kindes befinden, das nach 

kurzer Zeit absterben muß.“ 

Angesichts dieses naiven Eingeständnisses seiner Unentschlossenheit, Hilflosigkeit und Furchtsam-

keit brauchte man sich durchaus nicht zu wundern, daß der Vizekönig, der keine solchen Gewissens-

zweifel kannte und sich seines Zieles klar bewußt war, die Verhandlungen wegen einer Tafelrunde-

Besprechung zum Scheitern brachte und, unbeschwert durch die Stimme seines eigenen oder Gandhis 

Gewissens, seinen ruhigen Kurs der „illegalen Unterdrückung“ ruhig fortsetzte. L o r d  R e a d i n g s  

Entschluß wurde Ende Januar P u n d i t  M a l a v i y a  und den 200 Delegierten der verschiedenen 

politischen Parteien durch ein Kanzlei-Telegramm des Inhalts bekanntgegeben, daß „Seine Exzellenz 

in den Vorschlägen, die die Bombayer Konferenz ihm unterbreitet habe, keine Grundlage für eine 

ersprießliche Tafelrunde-Besprechung zu erkennen vermöge, und daß es deshalb keinen Zweck habe, 

in eine eingehendere Prüfung der gestellten Bedingungen einzutreten“. 

Gandhis vielbesprochener Brief vom 4. Februar an den Vizekönig und das als Antwort darauf her-

ausgegebene Regierungscommuniqué vom 6. Februar waren nur noch bloße Nebenhandlungen der 

Hauptentscheidung, die bereits volle zehn Tage vorher gefallen war. Der Vizekönig machte seinen 

Vorstoß von dem ersten Rückzugschritt aus, den Gandhi durch die Vertagung der Anwendung der 

Massengehorsamsverweigerung bis nach Stattfinden der Tafelrunde-Besprechung gemacht hatte. 

Hätte statt dieser entgegenkommenden Vertagung Gandhi an die wartende Bauernschaft die Auffor-

derung gerichtet, sofort nach Schluß des Kongresses die Steuerzahlung einzustellen, so würde das 

Ergebnis bestimmt ein ganz anderes gewesen sein. An der Kampfbereitschaft der Bauern konnte nicht 

gezweifelt werden. Ueberall, wo der Steuerstreik versucht wurde, war seine Wirkung sofort großartig, 

ja geradezu überwältigend. Hätte sich Lord Reading einem kraftvollen, standhaften Willen, hinter 

dem eine großzügige Massenbewegung stand, gegenübergesehen, so würde er gewiß geschwankt und 

sich zu Verhandlungen mit den Mitarbeitsverweigerern bequemt haben. Doch Gandhi drohte immer 

bloß und vertagte dann gleichzeitig auf zwei Wochen die Anwendung der einzigen wirklichen Waffe, 

über die er verfügte. Erst am 4. Februar, nachdem der Vizekönig bereits den Verhandlungsweg für 

geschlossen erklärt hatte, schrieb ihm Gandhi den Brief, in dem die weitere Hinausschiebung der 

Anwendung der Massengehorsamsverweigerung in Aussicht gestellt wurde für den Fall, daß auch der 

Vizekönig seine gesetzwidrige Unterdrückungspolitik einer Revision unterziehen würde. 

Die Antwort hierauf war das Regierungscommuniqué vom 6. Februar, in dem erklärt wurde, daß „die 

Massengehorsamsverweigerung eine solch große Gefahr für den Fortbestand des Staates bedeute, daß 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 691 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

ihr unbedingt mit Strenge und Entschiedenheit entgegengetreten werden müsse“, während Gandhis 

Friedensschalmeien vollkommen ignoriert wurden. In der Sprache des großen amerikanischen Poker-

spieles waren die Trümpfe ausgespielt. Die Regierung hatte Gandhis Bluff aufgedeckt und legte nun 

ihre Karten offen auf den Tisch. 

Die bereits am 29. Januar in Bardoli beschlossene, aber für die Zeit der Verhandlungen zwischen 

Gandhi und Reading aufgehobene Massengehorsamsverweigerung wurde formell proklamiert durch 

eine [220] Massenversammlung in Bardoli und einen am 7. Februar von Gandhi erlassenen Aufruf, 

in dem es hieß: 

„Das Volk sieht mithin vor der Wahl der Massengehorsamsverweigerung mit all ihren unzweifelhaf-

ten Gefahren, insbesondere der illegalen Unterdrückung jeder legalen Betätigung des Volkes.“ 

Obwohl Gandhi die Massengehorsamsverweigerung so lange nicht formell sanktioniert hatte, bis jede 

Hoffnung, mit der Regierung zu einem Kompromiß zu gelangen, endgültig aufgegeben werden 

mußte, d. h. bis zur ersten Februarwoche, hatte sie in Wirklichkeit in verschiedenen Bezirken bereits 

im Januar in Form von Steuerverweigerungen eingesetzt und die volle Billigung der verschiedenen 

lokalen Kongreßkomitees gefunden. So hatten z. B. die Bauern im P a n c h m a h a l-Bezirk von G u -

j e r a t, in G u n t u r, A n d h a r a  und M a d r a s, sowie in Teilen von A s s a m  und B e n g a l e n  sich 

bereits Anfang Januar geweigert, die „C h o k i d a r i“ (Polizeiabgaben) und Pachtschillinge zu bezah-

len. Das Gerücht drang von Dorf zu Dorf, daß jetzt die Proklamation Gandhis ergangen sei und man 

deshalb keine Steuern und Abgaben mehr zu zahlen brauche. Daß die Bewegung sehr rasch um sich 

griff, ergib: sich u. a. aus der Tatsache, daß die Lokalbehörden wegen ihres Unvermögens, die Steuern 

hereinzubekommen, in großer Zahl zurückzutreten begannen. Ferner auch aus den amtlichen Berich-

ten, die daraus, daß gewaltige Summen von den Bauern nicht eingetrieben werden konnten. Die Be-

zirksbehörden klagten über Aufhetzung der Volksmassen zur Steuerverweigerung, über Widerstand 

gegen die Pachtrentämter, Beschimpfungen der Richter durch die Gefangenen bei den Gerichtsver-

handlungen, sowie über allgemeine Auflehnung gegen die Gefängnisdisziplin. 

Die raschen und energischen Maßnahmen der Regierung zur Eindämmung des Steuerstreiks sind 

ebenfalls ein Beweis dafür, wie ernst man auf jener Seite die Sache ansah. Schon am 10. Januar 

warnte ein amtliches Communiqué der Regierung von P u n j a b  die Bevölkerung vor den Folgen der 

Massengehorsamsverweigerung und drohte mit der Anwendung noch planmäßigerer und rücksichts-

loserer Unterdrückungsmaßnahmen. Am 20. Januar erließ die Regierung in M a d r a s  eine ähnliche 

Exklärung, in der es hieß, der Rücktritt der lokalen Beamten werde nicht angenommen werden, und 

die Beamten, die sich ihrer Pflicht entzögen, würden unter Verlust all ihrer gesetzlichen Ansprüche 

entlassen werden. Das Land der Personen, die die Steuerzahlung verweigerten, würde beschlagnahmt 

und zur Zwangsversteigerung gebracht werden. Ferner würde man Polizeiverstärkungen auf Kosten 

der Bevölkerung anwerben, wobei die Personen, die ihre Abgaben vor dem vorgeschriebenen Termin 

entrichteten, von der Sondersteuerlast verschont bleiben würden. In B e h a r  verfügte die Regierung 

die Schaffung einer neuen „T h a n a“ (Polizeistation), für die die Bevölkerung die Kosten aufbringen 

sollte. In Assam wurde die Militärpolizei zur Unterstützung der Steuereintreibung aufgeboten, stieß 

aber auf den Widerstand der Volksmassen. 

Zusammenstöße zwischen der Polizei und der Bevölkerung gehörten zu den alltäglichen Ereignissen, 

doch sorgte eine strenge Zensur dafür, daß die Ausdehnung der Unruhen möglichst verheimlicht 

wurde. Nur die Berichte der Steuerbeamten bieten einen Anhalt für die wirkliche Stärke der Bewe-

gung. Im Bezirk Guntur der Provinz Madras betrugen die Steuereinnahmen nur den hundertsten Teil 

des Steuersolls, so daß der Regierung mehrere Hunderttausend Rupien entgingen. Der Steueramt-

mann stellte fest, daß „nicht nur die ört-[221]lichen Beamten sich weigerten, ihre Pflicht zu tun, son-

dern sogar die Leute, die sich dem Gesetz fügen wollten, einschüchterten und bedrohten. Die Amts-

niederlegungen unter den Dorfbeamten, die ihre Macht und ihr Ansehen gegen dieselbe Regierung 

mißbrauchten, die zu schützen ihre Pflicht wäre, sind sehr zahlreich.“ 

Die Steuerverweigerung war jedoch nicht das einzige revolutionäre Merkmal der indischen Unruhen 

während der Monate Januar und Februar dieses Jahres. Es entstanden auch in ganz Indien von Punjab 
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bis Madras und von Bombay bis Burma tiefgehende Störungen aus den Versuchen, Zwangsmaßnah-

men gegen die Durchführung des Mitarbeitsverweigerungsprogramms u. a. gegen den Boykott der 

Kleider- und Likörgeschäfte anzuwenden. Es kam häufig zu Zusammenstößen zwischen der Polizei 

und der Bevölkerung, bei denen es auch Tote und Verwundete, sowie zahlreiche Verhaftungen gab, 

was aber die allgemeine Unruhe nur noch mehr steigerte. Der Korrespondent der „Morning Post“ in 

Indien schrieb seiner Zeitung Ende Januar: 

„In großen Gebietsteilen, namentlich in O b e r-A s s a m, grenzen die Zustände schon nahe an Anarchie, Pacht- 

und Steuerzahlungen werden verweigert, und wo dagegen zuverlässige Freiwillige und Gurkhas eingesetzt 

wurden, verhöhnen die Ghandisten ganzen offen dieses militärische Vorgehen. Bei einem Auflauf gegen die 

Polizei in S e r a j g u n g e  (Bengalen) feuerte diese in die Menge, wobei es fünf Tote und an zweihundert 

Verletzte gab. Die gegenwärtige Spannung muß, wenn die Regierung nicht bald scharf durchgreift, zu sehr 

ernsten Folgen führen.“ 

Aus einem Bericht in der Gesetzgebenden Versammlung ergab sich, daß bis Ende Januar allein in 

Assam bei Zusammenstößen zwischen der Polizei und der Bevölkerung 84 Personen getötet und über 

400 verwundet wurden. In Burma wurde ein Aufstandskomitee eingesetzt. In B i h a r  veranlaßte die 

gespannte Lage eine Debatte im Provinzialrat, in der Herr S i f t o n  in einer Budgetrede feststellte, 

daß in diesem Jahre nahezu 4.200.000 Rupien weniger Steuern eingegangen seien, als im Voran-

schlag vorgesehen, und daß dieser Fehlbetrag lediglich auf die Mitarbeitsverweigerungsbewegung, 

insbesondere auf den Boykott der Likörgeschäfte zurückzuführen sei. In Bengalen wurden allein An-

fang Januar 3000 Verhaftungen vorgenommen, und es liegen Meldungen über verschiedene Fälle von 

Pöbelangriffen auf die Polizei vor, bei denen es auf beiden Seiten Tote und Verletzte gab. Am 1. 

Februar brachte S i r  H e n r y  W h e e l e r  in der Bengaler Kammer einen Gesetzesantrag auf Erhö-

hung der Polizeiausgaben ein, in dem gesagt wurde, daß „die Mitarbeitsverweigerer in ihren Bestre-

bungen, die Regierung lahmzulegen und Unruhen heraufzubeschwören, sich zuerst die Freiwilligen, 

dann der Studenten, hierauf der Fabrikarbeiter und schließlich der Frauen als Werkzeuge bedienten.“ 

In der Zeit vom 23. bis 30. Januar wurden aus B e n g a l e n  38 Fälle von Raubanfällen berichtet, bei 

denen Feuerwaffen in Anwendung kamen und Eigentum geplündert wurde. In M a d r a s, wo der 

Steuerstreik bereits Anfang Januar im Guntur-Bezirk beschlossen worden war, quartierte man zur 

Erzwingung der Steuerzahlung und Aufrechterhaltung der Ordnung Gurkhas bei der Bevölkerung 

ein. Aus verschiedenen Teilen der Provinz liegen Meldungen über Angriffe auf die Polizei mit grö-

ßeren Menschenverlusten vor. In der Provinz Punjab waren die Mitarbeitsverweigererversammlun-

gen und die Absperrungen der Kleider- und Likörgeschäfte besonders zahlreich und endeten in der 

Regel mit Gewalttätigkeiten [222] gegen die Polizei. Der stellvertretende Minister in der Punjab-

Regierung, J o s e p h, führte in einer Rede vor dem dortigen Provinzialrat, der sich weigerte, die zwei 

Sonderunterdrückungsgesetze zu verabschieden, folgendes aus: 

„In den letzten 6 Monaten haben zahlreiche Redner die Bevölkerung offen zum Rassenhaß ausgefordert. Sie 

behaupteten, die Sikhs (eingeborene indische Soldaten) würden im Punjab ihren eigenen Raja (Fürsten) wieder 

einsetzen, und dasselbe würden auch die Mohammedaner tun. In L a h o r e  haben in einer einzigen Woche 52 

Versammlungen mit gewalttätigem Charakter stattgefunden. Freiwillige sperrten mit Erfolg Likör- und Klei-

dergeschäfte der Ausländer ab.“ 

Die Gurduara-Bewegung der Sikhs setzte die gewaltsame Erstürmung der Kapellen der korrupten 

Mayants (Mönche) fort, und die gesamte Bevölkerung billigte diese Gewaltanwendung. Am 8. Feb-

ruar wurden auf einen dringenden Hilferuf des Oberpolizeikommissars Regierungstruppen von Delhi 

nach F e r o s e p u r  I h i r k a  (Punjab) zur Unterdrückung der dortigen Aufständischen, die die Poli-

zeistation belagerten, entsandt. Das ernsteste Merkmal der Unruhen aber was das Meutern von meh-

reren Sikh-Regimentern, die sich weigerten, gegen ihre Brüder in den Kisau- und Gurduara-Bewe-

gungen vorzugehen. Sie meuterten sogar im Gefängnis, desertierten in großen Massen oder forderten 

ihre Entlassung. 

In B o m b a y  war die Bewegung weit friedlicher. Sie beschränkte sich in der Hauptsache auf die 

Boykottierung der Schulen und der Anwerbung von Freiwilligen, so daß in einer am 29. Januar in 

Bardoli abgehaltenen Massenversammlung der Mitarbeitsverweigerer Gandhi den Bezirk für gut 
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diszipliniert und geeignet zur Durchführung der Gehorsamsverweigerung erklären konnte. Doch auch 

diese Musteratmosphäre wurde jäh zerstört, als die Bombay-Regierung am 9. Februar ankündigte, 

daß die Stadtverwaltungen in Ahmedabad und Surat wegen des Beschlusses, ihre Schulen unabhängig 

von jeder Regierungsaufsicht zu führen und die staatlichen Erziehungsgrundsätze abzulehnen, auf 

zwei bzw. drei Jahre ihrer Aemter enthoben seien. Eine ähnliche Maßnahme wurde gegen die Stadt 

G u j e r a t  verfügt, weil sie sich weigerte, den Prinzen von Wales zu bewillkommnen. In K a r a c h i  

zwangen riesige Volksmassen die Gefängnisverwaltung, ihnen die Brüder Ali vorzuführen, damit sie 

sich durch  Augenschein davon überzeugen konnten, daß sie noch lebten und unverletzt seien. Zahl-

reiche Verhaftungen waren die Folge dieser Kundgebung. 

Alles in allem konnte man das ganze Land in dieser Situation am treffendsten mit einem brodelnden 

Vulkan von Volkserregung vergleichen, auf den Gandhis Beschwörungen zur Nichtgewaltanwen-

dung wie winzige Wassertropfen wirkungslos herniederträufelten, und der nur auf ein Stichwort war-

tete, um zu einem allgemeinen Ausbruch der Unzufriedenheit aufzuwallen, der leicht zum Aufstand, 

wenn nicht gar zur Revolution hätte führen können. Die Regierung war sich dieser Gefahr vollauf 

und weit mehr als Gandhi selbst bewußt, und als sie die Verhandlungen um die Tafelrunde-Bespre-

chungen abbrach, stellte sie gleichzeitig in aller Seelenruhe einen Haftbefehl gegen Gandhi aus für 

den Fall, daß der bei der Proklamierung der Massengehorsamsverweigerung der Vulkan der Massen-

energien zum Ausbruch kommen sollte. 

In diesem kritischen Augenblick brachte ein unvorhergesehener Nadelstich Gandhis schwankende 

Entschlußkraft vollends zum Bersten [223] und veranlaßte ihn eilends, zum Schutz von Gesetz und 

Ordnung zurückzukehren. Am 4. Februar kam es in C h a u r i  C h a u r a, einem Dorfe in den Verei-

nigten Provinzen, zu einem Aufstand, weil die Polizei auf einen Umzug der Freiwilligen gefeuert 

hatte. Die wütende Menge stürmte die Polizeistation, tötete 28 Polizisten, steckte das Polizeigebäude 

in Brand, durchschnitt die Telegraphenleitungen und unterbrach den Eisenbahnverkehr. Die Nach-

richten über dieses durchaus nicht ungewöhnliche Ereignis, dessen Gegenstücke vielmehr in ganz 

Indien und in jeder einzelnen Provinz zu verzeichnen waren, sickerten um den 6. Februar, also gerade 

in dem Augenblick, wo Gandhi und der Vizekönig ihre berühmten Noten austauschten, durch die 

amtliche Zensur durch, und die vollen Einzelheiten über die Vorgänge wurden dem Mahatma (Ar-

beitsausschuß des Nationalkongresses) an genau demselben Tage bekannt, wo er die formelle Einlei-

tung der Massengehorsamsverweigerung beschloß. 

Die Einzelmeldungen über verbrannte Polizeisoldaten und durchschnittene Telegraphendrähte waren 

aber mehr, als Gandhis feinfühliges Gewissen zu ertragen vermochte. Auf Grund irgend eines beson-

deren inneren Vorgangs hielt er sich und seine Aufforderung zur Massengehorsamsverweigerung für 

schuldig an den gesamten Geschehnissen und verkündete hierauf unter lauten Jammern und Furcht- 

und Verzweiflungsausbrüchen ein fünftägiges (und später auf das inständige Bitten seiner Anhänger 

hin auf zwei Tage herabgesetztes) Fasten als Buße und Strafe für die Tragödie in Chauri Chaura. In 

einem am 10. Februar in „Young India“ veröffentlichten Artikel schrieb er wörtlich: 

„Ich betrachte die Vorgänge in Chauri Chaura als eine dritte Warnung Gottes gegen die überhastete Durchfüh-

rung der Massengehorsamsverweigerung. Dies ist mein bitterster Leidenskelch. Aber ich ziehe diese Demüti-

gung, die Verbannung oder gar den Tod bei weitem jeder Begünstigung der Unwahrhaftigkeit oder der Gewalt 

vor.“ 

Ohne jeden Zeitverlust wurde zum 11. Februar eine Konferenz nach Bardoli einberufen, in der der 

Arbeitsausschuß des Kongresses nicht nur die Massengehorsamsverweigerung widerrief, sondern 

auch jedes Boykottpostenstehen und alle öffentlichen Aufzüge und Versammlungen untersagte. Die 

Bauern wurden aufgefordert, ihre Landpachtsumme sowie ihre übrigen Steuern an die Regierung zu 

zahlen und jede offensive Tätigkeit gegen den Staat einzustellen. Der bezeichnendste Zug dieser ra-

dikalen Schwenkungspolitik ergibt sich aus den Abschnitten 8 und 7 der in Bardoli angenommenen 

Resolution, in denen die lokalen Kongreßkomitees angewiesen werden, den Bauern mitzuteilen, daß 

die Vorenthaltung der Pachtzahlungen an die Zemindars (Großgrundbesitzer) unvereinbar sei mit den 

Kongreßbeschlüssen und mit den wahren Interessen des Landes. Weiter wurde darin den Zemindars 
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die ausdrückliche Zusicherung gegeben, daß die Kongreßbewegung ihre gesetzlichen Rechte in kei-

ner Weise antastet, sondern daß selbst in den Fällen, wo berechtigte Beschwerden der Pachtbauern 

vorliegen, diese durch gemeinsame Vereinbarungen und Schiedsgerichte zwischen den Parteien bei-

gelegt werden sollen. Zur gegenseitigen Hilfeleistung in Krankheits- und Unglücksfällen sollte eine 

besondere soziale Abteilung ins Leben gerufen werden. 

Gandhis Gewissensqualen hatten für ihn das eine Gute, daß sie zur Aussetzung der Vollstreckung des 

Haftbefehls gegen ihn führten, was er damals allerdings noch nicht wissen konnte. Die Regierung 

[224] in Simla, die über den temperamentvollen und jähen Meinungsumschwung Gandhis ein wenig 

verwundert war, wollte ihm noch Zeit und Gelegenheit geben, die Bewegung weiter zu verwirren und 

in den Sumpf zu führen. Der nationale Aufstand, den sie fürchtete, und gegen den sie die ganzen 

letzten drei Monate emsig gerüstet hatte, wurde gehemmt und desorganisiert durch die guten Dienste 

Gandhis selbst, auf dessen unverbesserlichen Pazifismus und Angst vor der Massenaktion man zur 

Verhinderung der Explosion sicher rechnen konnte. Was die Unterdrückungspolitik der Regierung in 

all ihren verschiedenen Abarten nicht vermocht hatte, das vollbrachte der gequälte Ausruf des Ma-

hatma. Der nationale Vulkan sah seine Gluten auf diesen dringlichen Befehl hin allmählich erkalten, 

er ging zu einem freundlichen Wollen über und unterwarf sich wieder gehorsam Recht und Gesetz. 

Wahrlich, als pazifistischer Reformer kann Gandhi sich sehr wohl beglückwünschen zu seinem Er-

folg, den berechtigten Zorn der Volksmassen gedämpft zu haben, wenn er auch damit den größten 

Fehler seines Lebens beging in dem Glauben, dadurch das Herz der Negierung rühren zu können. 

Was alle Verhaftungen, Folterqualen, Auspeitschungen, Geldstrafen, Polizeibrutalitäten und Blutbä-

der nicht aufzuhalten vermochten, nämlich die elementaren Kämpfe einer hungernden Nation, die 

sich vor der letzten Vernichtung schützen will, das brachte Gandhi fertig, der mit seinem einfachen 

Zauberstab der Liebe und Nichtgewaltanwendung die Volksmassen zur Untätigkeit und Ohnmacht 

zwang und so deren zeitweilige Niederlage herbeiführte. 

Die Beschlüsse von Bardoli wurden im Lande mit sehr gemischten Gefühlen aufgenommen: Tri-

umph, Erleichterung und Bestürzung war allerorts vorhanden. Der Triumph war aber ganz auf seiten 

der Regierung und ihrer Anhänger. Erleichterung empfanden die Gemäßigten und die, die heimlich 

mit den Opfern der Regierungsgewaltpolitik sympathisierten. Und Bestürzung herrschte in den Krei-

sen der Mitarbeitsverweigerer, deren strategische und taktische Auffassungen, mit denen Gandhis 

mehr oder minder weit auseinandergingen. Der Korrespondent der Londoner „T i m e s“ schrieb nach 

der Konferenz in Bardoli am 21. Februar aus Delhi: 

„Die Stellung der Regierung ist heute bedeutend stärker, als sie noch vor kurzem war. Wir wußten im voraus, 

daß Gandhi die Geister, die er gerufen hatte, nicht würde bannen können. Doch heute sind wir in der erfreuli-

chen Lage, die Dinge so bewerten zu können, wie sie in Wirklichkeit sind, nämlich als lokale Mobausschrei-

tungen, die entgegen dem Willen der Führer der politischen Bewegung begangen wurden. Wenn jetzt die Re-

gierung gegen diese Pöpelgewalttaten so vorgeht, wie sie es verdienen, so kann sie wenigsten auf die Sympa-

thien der gemäßigten Richtung rechnen. Auch hierin hat sich die Lage der Regierung weit leichter gestaltet. 

Wir befinden uns jetzt in einer völlig neuen Situation, bei der der taktische Vorteil ganz auf seiten der Regie-

rung ist. Es wurde immer schwerer, Gandhi wegen der bloßen Wiederholung solcher Vorgänge festzusetzen, 

wegen derer wir seine Verhaftung vor mehreren Monaten abgelehnt hatten. Jetzt hat aber die Regierung erklärt, 

daß sie ihn sofort verhaften werde, wenn er seine alte Taktik wiederholt! Gandhi und seine Kollegen haben 

diese Taktik jetzt mit den Beschlüssen von Bardoli suspendiert. Seine sofortige Verhaftung im Falle ihrer 

Wiederausnahme braucht mithin keinerlei besondere Rechtfertigung mehr. Die Regierung kann jetzt mit aller 

durch die Situation gebotenen Strenge und Entschiedenheit handeln.“ 

Während die nationalistische Presse insgesamt Gandhi bei seinem Frontwechsel unterstützte und die 

lokalen Kongreßkomitees sofort mit [225] der Ausführung der Bardoli-Resolution begannen, war ein 

Teil des radikalen Flügels empört über die plötzliche Aufhebung der Beschlüsse des Kongresses von 

Ahmedabad. Verschiedene Mahratta-Zeitungen griffen Gandhi scharf an, weil er vereinzelte Zwi-

schenfälle wie die von Chauri Chaura und Bombay in dieser Weise zum Schaden der Gesamtbewe-

gung verallgemeinerte. Zu einer Rede über die „Lehren von Bardoli“ erklärte S. R. R o m a n j i, daß 

das Volk aufgefordert worden sei, jedes Opfer zu bringen, und sich dieses auch dazu bereit erklärt 

hatte, in dem Glauben, Gandhi führe den Kampf um seine Befreiung. Wenn dieser auch der 
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angesehenste Mann in Indien sei, so schließt das doch keineswegs aus, daß jeder selbst selbständigen 

Denken verpflichtet sei, denn der üblichen Heldenverehrung gegenüber Gandhi verlöre man allmäh-

lich jede Individualität. (Fortsetzung folgt.) 

* 

Allerhand Marx-Kritiker.  
Von K a r l  K o r s c h.  

(Schluß.) 

So ist alfo das, was sich Lukas unter der „dialektischen Methode“ vorstellt, etwas ganz anderes als 

die wirkliche, von Hegel in der Philosophie, von Marx in der sozialökonomischen Wissenschaft an-

gewendete Methode. Diese letztere steht, wie sowohl Hegel als auch Marx und Engels sehr häufig 

betont haben, zu der sogenannten „empirischen Methode“ der vulgären Naturwissenschaft und Vul-

gärökonomie in einem eigenartigen Einerseits-Andererseits-Verhältnis. Einerseits wäre es falsch, 

wenn man die dialektische Methode Hegels oder gar die (im Gegensatz zu der vermeintlich noch 

„idealistisch“ verfahrenden Hegelschen Dialektik) ausgesprochen „materialistische“ Dialektik 

Marxens so verstehen wollte, als ob durch sie eine gründliche und exakte empirische Erforschung des 

Erfahrbaren in Natur und Gesellschaft überflüssig gemacht werden sollte. Bekanntlich hat schon He-

gel an vielen entscheidenden Stellen seines Werkes solche Aussprüche getan, wie daß man „das His-

torische getreu auffassen“ müsse, und ist deshalb bekanntlich von einem seiner bedeutendsten Schü-

ler (Ferdinand Lassalle) sogar als der „größte Empiriker“ bezeichnet worden. Und Karl Marx geht 

bei seiner „materialistischen“ Umbildung der Hegelschen Dialektik gerade nach dieser Richtung hin 

über Hegel selbst noch ein bedeutendes Stück hinaus. Es läßt sich aber andererseits auch ganz zwei-

felsfrei aufzeigen, daß trotz dieser bei ihm sehr stark hervortretenden Betonung der Notwendigkeit 

einer streng empirischen Erforschung des Erfahrbaren auch Karl Marx, ganz ebenso wie Hegel, jenen 

von aller Philosophie verlassenem „naiven Realismus“, der als erkenntniskritische Position der soge-

nannten empirischen Methode der vulgären Naturwissenschaft und vulgären Oekonomie à la Lukas-

Plenge zugrunde liegt, ganz ebenso weit von sich gewiesen hat, wie das rein apriorische Verfahren 

der abstrakten Metaphysiker. Es würde aber zu weit führen (und das Lukassche Buch, sogar summiert 

mit sämtlichen Werken Plenges und seiner Schüler, gibt dazu auch keine genügende Veranlassung!), 

an dieser Stelle den p o s i t i v e n  I n h a l t  [226] dessen, wodurch die dialektische Methode Hegels 

und Marxens über den sogenannten reinen Empirismus hinausgeht, nach allen Richtungen hin aus-

führlich darzulegen. Nur soviel davon soll mitgeteilt werden, daß dadurch das Plengesche Mißver-

ständnis, die Lukassche Verständnislosigkeit deutlich hervortritt. 

Wir haben schon des öfteren angedeutet, in einem wie gänzlich unhegelschen Sinne Lukas, auch 

hierin einen Irrtum seines Meisters Plenge wortgetreu kopierend, den Hegelschen Begriff des „Spe-

kulativen“ verwendet, indem er darunter nicht ein notwendiges Moment des dialektischen Prozesses, 

sondern vielmehr eine für die strenge wissenschaftliche Erfassung des Wirklichen im Guten und Bö-

sen eigentlich völlig belanglose „quasi-metaphysische“ Annahme versteht. In diesem Sinne ist es 

gemeint, wenn er die Marxsche Mehrwertlehre als eine reine „Spekulation“, die Marx in die natürli-

che „Wirklichkeit“ „hineingespiegelt“ hätte, bezeichnet, und sie im gleichen Atemzuge als ein bloßes 

„Dogma“ hinstellt. Und in genau dem gleichen Sinne erklärt schon Plenge an einer in diesem Zusam-

menhang von Lukas ausdrücklich in Bezug genommenen Stelle seines Buches, daß es ein „für Hegel 

selbst schiefer Gedanke“ Marxens gewesen sei, „den Kapitalismus als gegebenes Objekt der Erfah-

rungserkenntnis, statt nach seinen organischen Zusammenhängen in dialektischer Entwicklung zu 

schildern“ (Marx und Hegel, S. 165). Wie kraß sie aber beide, Lukas und Plenge, den wirklichen Sinn 

der Hegel-Marxschen Dialektik verkennen, wird erst dann ganz offenbar, wenn wir nun an sie auf 

Grund ihrer eigenen Ausführungen die Frage richten: Warum in aller Welt meßt denn ihr von eurem 

(naiv-) „realistischen“ Standpunkt dieser „spekulativen“ dialektischen Methode, die zu unserer wis-

senschaftlich-begrifflichen Erkenntnis der „gegebenen“ Erfahrungswelt und ihrer „organischen“ Zu-

sammenhänge gar nichts mehr beizutragen vermag, überhaupt noch irgendeine Bedeutung bei? Wel-

cher wissenschaftliche Zweck wird durch sie noch gefördert? Auf diese Frage gibt uns nun der 

„Schul“-Meister Plenge eine wahrhaft erschütternde Antwort, die wir nicht glauben würden, wenn er 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 696 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

sie uns nicht, in abstrakter Formulierung wie in konkreter Anwendung, ausdrücklich schwarz auf 

weiß präsentiert hätte. So aber ist kein Zweifel möglich: Die dialektische Methode hat für Plenge und 

seine Schüler wirklich nur noch den Zweck, die komplizierte Wirklichkeit der Erfahrungswelt schön 

einfach und übersichtlich begrifflich d a r z u s t e l l e n, fast so schön, wie es eine der berühmten, auch 

von Lukas S. 39 ausdrücklich angepriesenen „Anschauungstafeln“ Professor Plenges im Staatswis-

senschaftlichen Institut in Münster tut. Wenn Marx schon einmal auf den „schiefen Gedanken“ ver-

fiel, den Kapitalismus in dialektischer Entwicklung zu „schildern“, meint Plenge, so hätte er im Sinne 

dieser Hegelschen dialektischen Methode doch wenigstens „von einer Anfangsstellung von elemen-

tarer Selbstverständlichkeit“ durch den dialektischen Fortschritt zu den konkreten Gedanken ausstei-

gen müssen, die mit jenem einfachen Anfang tatsächlich (!) in untrennbarer Beziehung stehen.“ Er 

hätte nach „einer ganz einfachen, zunächst unmittelbar verständlichen (!) Anfangstatsache suchen 

müssen,“ und „a l s o  e t w a  s t a t t  m i t  d e m  k o n s t r u i e r t e n  M e h r w e r t  m i t  d e m  a l l t ä g -

l i c h e n  P r o f i t  d e n  A n f a n g  m a c h e n  m ü s s e n“! Da er dies nicht getan, vielmehr sich über 

das „von Hegel für den größten Vorzug der Dialektik gehaltene“ Prinzip, daß „der Anfang das Aller-

einfachste sein muß“, somit über „die einfachste Regel des dialektischen Verfahrens“ gröblich [227] 

hinweggesetzt und „das, was man erst am Ende des ganzen Buches verstanden haben könnte, bereits 

auf der ersten Seite vorausgesetzt“ habe, so sei nun er, Professor Plenge in Münster, es, „dem Anden-

ken Hegels schuldig“, das von einem geschickten „Spekulanten“ getäuschte Publikum vor einer sol-

chen „Denkprozesse grob äußerlich imitierenden“ Verfälschung des Hegelschen spekulativen Ver-

fahrens zu warnen (Marx und Hegel, S. 165-166). 

Der Leser, der von Hegels Geist jemals einen Hauch verspürt hat, faßt sich verwundert an den Kopf. 

Ist es denn glaublich, daß ein Gelehrter, der jemals Hegels „Rechtsphilosophie“ oder irgend ein an-

deres bedeutendes Hegel-Werk im Original gelesen hat, die von Hegel angewendete dialektische Me-

thode so auffaßt, daß bei ihr mit einer ganz einfachen, unmittelbar verständlichen, alltäglichen Tatsa-

che angefangen würde? Ist es nicht für diese Hegelsche Methode ein von Hegel selbst vielfach be-

tontes Charakteristikum, daß das, was erst in der letzten Synthese als „Ergebnis“ zum vollen Ver-

ständnis gebracht wird, in der ersten These schon „vorausgesetzt“ wird*)? In Wirklichkeit beginnt 

Hegel, und ganz ebenso auch Marx, die dialektische Entwicklung allerdings mit dem „Einfachen“, 

aber für beide bedeutet dieses „Einfache“ alles andere, als das „unmittelbar Verständliche“ und „All-

tägliche“. Hegel selbst vergleicht bekanntlich die „Einfachheit“ und „Alltäglichkeit“ der dem „natür-

lichen Bewußtsein“ beim Beginn des dialektischen Prozesses gestellten Zumutung mit dem ihm ge-

waltsam angemuteten Zwang, „auch einmal auf dem Kopf zu gehen“ (Vorrede zur „Phänomenologie 

des Geistes“). Und bei Marx besteht die vollbewußte und vielfach geäußerte Absicht seiner „Kritik 

der politischen Oekonomie darin, zur Vernichtung derjenigen oberflächlichen und schiefen Vorstel-

lungen, die die Menschen der kapitalistischen Gesellschaft, die praktischen Geschäftemacher und ihre 

Interpreten, die Vulgärökonomen, zunächst in ihren Köpfen haben, also z. B. solcher „einfacher“ und 

„alltäglicher“ Begriffe wie „Profit“, im Wege der dialektischen Entwicklung wirklich „wissenschaft-

liche“ Begriffe überhaupt erst einmal hervorzubringen. Welche „revolutionäre“ Wirkung hierdurch 

erreicht werden soll und tatsächlich erreicht wird, soll an dieser Stelle nicht näher dargelegt, sondern 

nur noch an unserem konkret vorliegenden Fall der Lukasschen Marxüberwindung illustriert werden. 

Betrachten wir nämlich dieses nach des Verfassers bescheidener Selbstberühmung methodisch „aus 

Marx selbst heraus angelegte Lukassche Werk jetzt einmal kritisch unter dem Gesichtspunkt der 

wirklichen Dialektik, so erkennen wir, daß der Verfasser, der eine „Spekulation“, ein „nachteiliges“, 

von Marx in die wirkliche Welt hineingespiegeltes „Dogma“ zu widerlegen ausgezogen ist, tatsäch-

lich seinerseits der von Marx o f f e n  auf der Grundlage des Wert- und Mehrwertbegriffes dialektisch 

entwickelten kapitalistischen Wirklichkeit an allen entscheidenden Stellen des Buches eine soge-

nannte „natürliche Wirklichkeit“ oder „Wirklichkeit in natürlichem Lichte“ entgegenstellt und 

 
*) Zum Belege für alles dies braucht der mit der Hegelschen Philosophie noch nicht vertraute Leser nur die ersten Seiten 

der überaus leicht verständlichen Vorlesungen Hegels über die „P h i l o s o p h i e  d e r  G e s c h i c h t e“ einzusehen. 

Ganz klar aber wird diese charakteristische Eigenschaft der Hegelschen Dialektik von F e u e r b a c h  in einem Aufsatz, 

den er noch als Hegelianer geschrieben hat, und in einigen späteren kritischen Aufsätzen herausgearbeitet; vgl. Feuer-

bachs Werke, Bd. 2, S. 18 ff., 185 ff, 288 f. (geschrieben 1835, 1839 und 1841). 
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darunter etwas versteht, was [228] Hegel eine gänzlich „unbegriffene“ Wirklichkeit nennen würde, 

und was weniger philosophisch ausgedrückt in der Tat nichts anderes ist als unsere ordinäre Wirklich-

keit in derjenigen Erscheinung, in der sie sich in den Köpfen ihrer ordinärsten Agenten gedankenlos 

widerspiegelt. So ist es denn z. B. auf ö k o n o m i s c h e m  Gebiet für Lukas eine schlechthin unbe-

streitbare „reale Tatsache“, daß „die Tauschwertbildung der W i r k l i c h k e i t“ ihren begrifflichen 

Ausgangspunkt von der subjektiven Wertschätzung der Tauschsubjekte bzw. von ihrem „Besitzinte-

resse“ nimmt (S. 55). Und ganz ebenso, wie hier mit Bezug auf die „realen Tatsachen“ der Oekono-

mie, erscheint der Ueberwinder des Marxschen „Ausbeutungsdogmas“ auch m o r a l i s c h  als ein im 

Sinne Hegels gänzlich „begriffsloser“ bloßer Exponent der von ihm ausdrücklich auch Marx als Er-

satz für sein angebliches „individuelles Werturteil“ zum Maßstab empfohlenen „h e r k ö m m l i -

c h e n  Begriffe der Gerechtigkeit“ (S. 99). Diese aber führen ihn natürlich ganz von selbst zu jenen 

„moralischen“ Zurechnungen des Produktionserfolges an das Unternehmerkapital, das Zinskapital, 

das Rentenkapital e tutti quanti1, über die wir schon weiter oben berichtet haben. So tritt denn auch 

auf diesem Gebiet, wo es sich um die grundsätzliche Auseinandersetzung über die anzuwendende 

philosophisch-wissenschaftliche Methode handelt, die bürgerliche Marx-Kritik am Ende mit sich 

selbst in einen vollkommen d i a l e k t i s c h e n  W i d e r s p r u c h: Der Marx-Kritiker, der es im 

Glanze seines „natürlichen Lichts“ beklagte, daß Marx vorgefaßte Begriffe, „Dogmen“, „Spekulati-

onen“, „quasi-Metaphysik“ und wer weiß was nicht alles in die ökonomische Wirklichkeit“ „hinein-

spiegele“ und sich hierbei auch noch von gewissen moralischen „individuellen Werturteilen“ im Hin-

tergrunde seiner Seele dirigieren lasse, entpuppt sich als ein ganz gewöhnlicher dogmatischer Anbeter 

der „im Werturteil der Menschen (lies Bürger) a n e r k a n n t e n  Begriffe (lies Ideologien)“. Er hat 

infolgedessen zwar gegen die „Grundrente“, gegen das uneingeschränkte Erbrecht in große Vermö-

gen, und gegen die gelegentlichen, „besonders auch durch den Krieg gezeitigten Ungerechtigkeiten“ 

innerhalb der kapitalistischen Gesellschaft von heute aus „Erwägungen ethischer, sozialphilosophi-

scher und dergleichen (!) Art“ auch seinerseits allerhand einzuwenden. Dagegen mit bezug auf alle 

ökonomischen Fragen, erscheint ihm die „Wirklichkeit“ von vornherein in einem „natürlichen“ 

Lichte, d. h. also so, wie sie ihren Agenten nach der unbewußt und ohne methodische Kontrolle von 

ihnen bereits vollzogenen „Hineinspiegelung“ ganz bestimmter geschichtlicher, heute vorherrschen-

der und von der Vulgärökonomie, der Vulgärjurisprudenz und der Vulgärethik für „natürlich“ gehal-

tener und durch allerlei abstrakte Allgemeinerwägungen notdürftig begründeter und gerechtfertigter 

Begriffe „zunächst“ vorkommt. Denn, wie wir mit einer leisen Variation eines bekannten Hegel-

Wortes sagen können: „Wer die Wirklichkeit kapitalistisch ansieht, den steht sie auch kapitalistisch 

an; beides ist in Wechselwirkung.“ [229] 

* 

Auf altem Wege vorwärts!  
Ein Beitrag zur Gewerkschaftsfrage.  

Von I. W a l c h e r. 

In den Reihen unserer Genossen machen sich in letzter Zeit wieder Zweifel an der Richtigkeit unserer 

Arbeit in den Gewerkschaften bemerkbar. Es ist gewiß erfreulich, daß – im großen und ganzen – 

unsere Genossen ungeachtet ihrer Bedenken die Linie der Partei auch in dieser Frage einhalten. Das 

ist vom Standpunkt der Disziplin sehr tröstlich, ändert aber nichts an der Tatsache, daß solche Ge-

nossen, die der Meinung sind, daß unsere Arbeit in den Gewerkschaften im Grunde falsch ist, bei 

allem Bemühen, sich der Linie der Partei anzupassen, unserer Sache mehr schaden als nützen. Was 

für alle anderen Gebiete gilt, gilt nämlich für die Gewerkschaften erst recht. Wer als Kommunist nicht 

völlig durchdrungen ist von der Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der Arbeit, die er in den Ge-

werkschaften zu leisten hat, der mag sich noch so mühen und plagen, die an und für sich möglichen 

Erfolge werden ihm versagt bleiben. Die Partei hat darum ein lebhaftes Interesse daran, daß die Ge-

nossen die maßgebenden Beschlüsse nicht nur in Befolgung der Parteidisziplin, sondern aus innerster 

Ueberzeugung ausführen. 

 
1 alle zusammen, ohne Ausnahme. KWF 
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Daß gerade gegenwärtig unsere Gewerkschaftsarbeit wieder in Zweifel gezogen wird, ist natürlich kein 

Zufall. Eine zeitlang schien es, als ob die Gewerkschaftsbürokratie in der Gewaltpolitik, die sie ver-

schiedentlich gegen die Kommunisten betrieb, ein Haar gefunden hätte. Man las nicht mehr so oft, 

daß Kommunisten ausgeschlossen wurden, man hütete sich auch vor einer allzu offenen Brüskierung 

des Willens lokaler Mitgliedschaften. Das ist nun wieder anders geworden. Wie es im Januar 1920 

der Vorstand des Deutschen Bauarbeiterverbandes war, der das Signal zu einer skrupellosen Kom-

munistenhetze gab, so ist es jetzt wieder P a e p l o w  und sein Anhang, der sich entschlossen zeigt, 

den Deutschen Bauarbeiterverband kommunistenrein zu machen und wenn dabei „alles drunter und 

drüber geht“. Dieselben Bürokraten, die so konziliant, so diplomatisch, so versöhnend sein können, 

wenn sie dem Unternehmertum, dem bürgerlichen Klassengegner gegenüberstehen, sind von ausrei-

zender Brutalität und Frechheit, wenn es sich um die Vergewaltigung der Mitglieder handelt. Wer den 

Dingen etwas ferner steht, ist geneigt, an maßlose Uebertreibungen zu glauben, wenn er hört, was 

sich der Berliner Zweigvereins-Vorstand gegen die Mitglieder erlaubt hat und noch erlaubt. In Be-

zirks- und Branchen-Versammlungen wurden die Leitungen, die sich des vollen Vertrauens der Mit-

glieder erfreuten, abgesetzt, obgleich sie in keiner Weise gegen die Beschlüsse des Verbandstages 

und Bestimmungen des Statuts verstießen. Wie die Mitglieder über diese Praktiken denken, zeigte 

sich bei den Neuwahlen, die geheim erfolgten und regelmäßig den Prätorianern der Zweigvereinslei-

tung ein vernichtendes Mißtrauen brachten. Die Zweigvereinsleitung ließ sich aber dadurch nicht im 

mindesten beirren. Wenn neun Zehntel der Mitglieder sich solche Kollegen in die Leitung wählten, 

die in Opposition zum Zweigvereinsvorstand standen, wurde diese Wahl einfach für ungültig erklärt 

und dieselben Kreaturen, denen die Mitglieder noch soeben ein scharfes Mißtrauen ausgesprochen 

hatten, mit der kommissarischen Leitung be-[230]traut, Der Unwille unter den Berliner Bauarbeitern 

war und ist begreiflicherweise sehr stark und allgemein. Bei den Neuwahlen der Delegierten zur Gene-

ralversammlung erhielt die Opposition eine erdrückende Mehrheit. Aber was verschlägt das den Bü-

rokraten, die entschlossen sind, unter allen Umständen ihre Position zu behaupten? Die Wahlen wur-

den einfach nicht anerkannt, wider alle statutarischen Bestimmungen wurden Neuwahlen anberaumt 

und überdies noch 147 langjährige erprobte Kollegen aus dem Berliner Zweigverein ausgeschlossen. 

Fast ebenso brutal gehen im Eisenbahnerverband die Scheffel und Genossen gegen die Opposition 

vor. Die Gefahr für den Bestand der Organisation ist hier deswegen größer, weil es sich um eine sehr 

junge Organisation handelt und weil sich die Eisenbahner noch viel mehr als die Bauarbeiter von 

Stimmungen leiten lassen statt von kühlen, nüchternen Erwägungen. Das eine ist absolut sicher: ohne 

die Arbeit der kommunistischen Fraktionen hätte das Würgen der Paeplow und Scheffel schon längst 

die Zertrümmerung des Bauarbeiterverbandes und der Eisenbahnerorganisation im Gefolge gehabt. 

Nur dem planmäßigen Wirken unserer Fraktionen, die das Vertrauen der Mitglieder besitzen und 

unablässig zum Ausharren ermahnten, ist es zuzuschreiben, daß beide Organisationen nach außen hin 

noch intakt erscheinen. 

Doch aus diesen beiden Organisationen kommen heute die Stimmen unserer Parteigenossen, die er-

klären: so wie bisher kann es nicht weitergehen. Die Genossen sagen: die Gewerkschaftstaktik der 

Partei ist falsch, die Spaltung der Gewerkschaften läßt sich nicht vermeiden, wir vertrödeln nur Zeit, 

machen die besten Arbeiter mißmutig, veranlassen sie, daß sie sich entweder abseits stellen oder den 

Syndikalisten oder gar noch den konfusen B. O.-Leuten (Allgemeine Arbeiter-Union) zulaufen. Die 

Schlußfolgerung, zu der diese Genossen kommen, ist fast stets diese: die Partei muß ihre bisherige 

Taktik in den Gewerkschaften verlassen, sie muß frank und frei die Parole herausgeben: gründet neue 

revolutionäre Gewerkschaften. 

Von diesen Argumenten verdient nur der Hinweis auf die ohnehin unvermeidliche Spaltung eine Prü-

fung. Alles andere ist unzählige Male vorgetragen und ebenso oft widerlegt worden, so daß wir es 

hier übergehen können. 

Wie steht es aber mit der drohenden Spaltung? Die Genossen, die mit überlegener Miene auf die 

Unvermeidlichkeit der Spaltung hinweisen, und darin ein Argument gegen unsere gewerkschaftliche 

Taktik erblicken, befinden sich im Irrtum. Die Kommunistische Internationale ist gegen die Spaltung 

der Gewerkschaften. Sie wird der Spaltung der Gewerkschaften mit aller Kraft entgegenwirken. Das 
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besagt aber nicht, daß d i e  G e w e r k s c h a f t s b ü r o k r a t i e  nicht doch entgegen dem Willen der 

Kommunisten d i e  G e w e r k s c h a f t e n  z e r t r ü m m e r n  wird. Schon im Mai 1921 schrieb der 

Verfasser dieses Artikels im „Kommunistischen Gewerkschafter“: 

„Die letzten Monate haben gezeigt, daß die Gewerkschaftsbürokratie den Mehrheitswillen der Mitglieder frech 

mißachtet, daß sie auf die Bürokratie in den Gewerkschaften p f e i f t, wenn es sich für s i e, für die Bürokratie, 

um Sein oder Nichtsein handelt. Unsere Genossen haben bisher die Provokationen verlacht und mit zäher 

Ausdauer ihre Revolutionierungsarbeit in den Gewerkschaften fortgesetzt. Der Erfolg ihres Wirkens ist überall 

wahrzunehmen. Bei der Naturgeschichte der Ge-[231]werkschaftsbürokratie ist damit zu rechnen, daß sie 

schließlich nicht mehr bloß einzelne oppositionelle Vertrauensleute und einzelne oppositionelle Mitgliedschaf-

ten, sondern die gesamte Opposition aus den Gewerkschaften hinauswirft. Das würde praktisch eine Spaltung 

der Gewerkschaften bedeuten.“ 

Wir führen dieses Zitat an, damit jenen Neunmalweisen der Mund gestopft wird, die unter Hinweis 

auf das Gefahren der Paeplow und Scheffel selbstgefällig an die Brust klopfen und stolz verkünden: 

„wir haben es ja immer gesagt, die Gewerkschaftstaktik der KPD ist falsch, die Spaltung der Gewerk-

schaften läßt sich nicht vermeiden.“ Es ist sehr möglich, daß sich die Spaltung auch der deutschen 

Gewerkschaften trotz aller unserer Anstrengungen nicht vermeiden läßt. 

Aber es ist doch kindisch, der Partei zu raten, sie solle für die Gründung neuer Gewerkschaften, also 

für die Spaltung eintreten, weil die Paeplow, Scheffel und Konsorten ja doch spalten werden. Weil 

also diese Genossen – und sicher nicht mit Unrecht – damit rechnen, daß die Paeplow und Scheffel 

skrupellos genug sind, ein Verbrechen an der deutschen Arbeiterklasse zu begehen, das zu verhindern 

wir nicht stark genug sind, deshalb muten sie uns zu, wir sollen selbst dem Verbrechen die Hand 

reichen. Nein, das wird die Partei nicht tun, denn die Spaltung der Gewerkschaften muß sich in der 

nachteiligsten Weise für die Arbeiterklasse auswirken. Der ganze Unmut, der ganze Zorn der Arbeiter 

wird den treffen, der im Bewußtsein der Massen an der Spaltung schuldig ist. Das ist so klar, daß wir 

bei aller begreiflichen Erregung, die unsere Genossen in den genannten Verbänden beseelt, hoffen 

dürfen, daß sie die Richtigkeit der Taktik der Partei verstehen und aus voller Ueberzeugung weiter 

für die Eroberung ihrer Organisationen wirken. 

Für die Eroberung der Gewerkschaften, d. h. dafür, daß die Masse der Gewerkschaftsmitglieder an-

statt zu den Paeplows, Scheffels, zu den Kommunisten Vertrauen hat und die Kommunisten mit der 

Wahrung ihrer Interessen betraut, dafür werden wir weiter mit aller Kraft wirken. Das Organ des 

Deutschen Bauarbeiterverbandes „D e r  G r u n d s t e i n“ macht uns in Nr. 38 zum Vorwurf: 

„Nicht um die Stärkung des Verbandes und seinen weiteren Ausbau zur Erfassung aller baugewerblichen Ar-

beiter ist es ihnen zu tun, sondern um die Beherrschung des Verbandes durch die Kommunistische Partei.“ 

Der erste Teil dieses Satzes ist Unsinn, im Sinne des zweiten Teiles bekennen wir uns schuldig. Wir 

wollen in der Tat erreichen, daß für das Verhältnis der Kommunistischen Partei zu den Gewerkschaf-

ten zutrifft, was B ö m e l b u r g  seinerzeit in die Worte kleidete: „P a r t e i  u n d  G e w e r k s c h a f -

t e n  s i n d  e i n s“. Es ist das gute Recht, eines sozialdemokratischen Gewerkschaftsführers, in diesem 

unserem Ziel einen Ausfluß von Größenwahn zu erblicken, aber zum Verbrechen kann er diese Ab-

sicht erst stempeln, wenn er beweist, daß die Kommunisten an die Spitze der Gewerkschaften kom-

men wollen nicht durch das Vertrauen der Mitglieder, sondern umgekehrt, indem sie den Willen der 

Mitglieder vergewaltigen. Dies allerdings wäre mit den Interessen der Gewerkschaftsmitglieder un-

vereinbar, dies würde eine schwere Schädigung der Gewerkschaften bedeuten und die Gewerk-

schaftsbürokratie würde im Recht sein, wenn sie unter diesen Voraussetzungen einen Kampf gegen 

die Kommunisten führen würde. Bekanntlich ist aber das Gegenteil der Fall. Die Gewerkschaften 

stehen [232] heute vollkommen unter dem Einfluß der Sozialdemokratie, aber vielfach nicht, weil es 

die Mitglieder so wollen, sondern einfach deswegen, weil die Bürokratie jeden anders gearteten Wil-

len rücksichtslos unterdrückt und auch nicht davor zurückschreckt, die Opposition in den Gewerk-

schaften kurzerhand hinauszuwerfen. 

Wir sehen, daß solche Gewaltakte besonders dort erreicht werden, wo die Bürokratie den Verlust 

ihrer Position befürchtet. Wir haben deswegen auch keine Ursache, nervös zu werden. ... Aber bei 
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aller Wertschätzung der Einigkeit, gibt es eine Grenze, über die die Opposition nicht zurückgehen 

kann, ohne sich selbst aufzugeben. Wo dieser Punkt jeweils ist, das muß in jedem konkreten Fall 

unter Berücksichtigung aller in Betracht kommenden Faktoren bestimmt werden. Soweit wir die 

Dinge überblicken, sind die Verhältnisse nur im Deutschen Bauarbeiterverband so zugespitzt, daß 

lokale Mitgliedschaften bis zur letzten Konsequenz und bis zur Erschöpfung aller Möglichkeiten – 

selbst auf die Gefahr hin, daß sie nebst aller ihrer Wortführer aus dem B.-V. hinausgeworfen werden 

– um ihr Selbstbestimmungsrecht kämpfen müssen, wenn sie nicht der Auflösung der betreffenden 

Zahlstellen Vorschub leisten wollen. Im Bauarbeiterverband muß die Führung der Opposition da und 

dort den Ausschluß von der Gesamtorganisation in Kauf nehmen, um die lokale Geschlossenheit zu 

retten. Denn so groß ist die Erbitterung unter den Bauarbeitern, so sehr haben sich die Verhältnisse 

durch Paeplows Gewaltmaßnahmen verschärft, daß sich in der Tat die oben erwähnten Folgen zeigen 

würden, wenn man den Mitgliedern noch einmal zumutete, sie sollen sich selbst verleugnen. 

Im Baugewerbe gibt es bereits einen Verband der Ausgeschlossenen. Diese wollen in den B.-A.-V. 

zurück. Paeplow verwehrt ihnen den Eintritt. Er will ein Exempel statuieren und der deutschen Ge-

werkschaftsbürokratie – die durchaus nicht einhellig Paeplows Methoden billigt – zeigen, wie man 

wirksam die Kommunisten bekämpft. Nun, wir haben begreiflicherweise das gegenteilige Bestreben 

und wollen an dem Paeplowschen Experiment den Gewerkschaftsbürokraten zeigen, wie sie die 

Kommunisten nicht bekämpfen dürfen, wenn sie sich nicht gehörig die Finger verbrennen wollen. 

Wer in diesem Fall den kürzeren zieht, wollen wir abwarten. Das eine ist aber freilich klar: gelingt 

das Experiment im Sinne Paeplows, so wird es die anderen Verbände anspannen, es dem Paeplow 

gleich zu tun. Sind wir dagegen imstande, Paeplows Pläne zuschanden zu machen, so wird dieser 

Ausgang zu einem warnenden Menetekel für die gesamte Gewerkschaftsbürokratie und damit zu ei-

nem Unterpfand für die Erhaltung der Einigkeit der deutschen Gewerkschaften werden. 

Diese wird ohnedies durch die Auflehnung der Gewerkschaftsmitglieder gegen die Koalitionspolitik 

der VSPD-Bürokratie in den nächsten Monaten einer harten Belastungsprobe ausgesetzt. Die Ge-

werkschaftsmaßnahmen gegen die Opposition werden sich häufen. Eine alles bisher übertreffende 

Kommunistenhetze ist zu erwarten. Diese Situation erfordert, daß die Opposition, daß besonders un-

sere Genossen begreifen, daß die Opposition jetzt nicht über die Richtigkeit der Gewerkschaftspolitik 

diskutieren, sondern daß es gilt, diese taktisch richtig anzuwenden. [233] 

* 

Die Eroberung der Masse.  
Von K a r l  B e c k e r. 

„Die Eroberung des ausschlaggebenden Einflusses auf die Mehrheit der Arbeiterklasse, das Hinein-

führen ihrer entscheidenden Teile in den Kampf ist gegenwärtig die wichtigste Frage der Kommunis-

tischen Internationale.“ So heißt es in den vom 3. Weltkongreß beschlossenen Thesen zur Taktik. Als 

Weg zur Lösung dieser Aufgabe empfahl der 3. Weltkongreß die Taktik der Einheitsfront, das „Heran 

an die Massen“, die Schaffung einer kampffähigen Massenfront zur Eroberung von Etappenzielen 

wie die Kontrolle der Produktion usw. 

Man sollte meinen, daß in der deutschen Partei heute, nachdem die Taktik der Einheitsfront über ein 

Jahr angewendet wurde, der Gedankengang, daß der Sinn und Zweck dieser Taktik die Eroberung 

der Masse für die proletarische Revolution ist, Allgemeingut sei. Das ist aber, so erfreuliche Fort-

schritte die Klärung über die Taktik der Partei macht, noch nicht überall der Fall. Viel Schulungsarbeit 

ist da noch zu leisten. Aber immerhin, die Praxis der Gesamtpartei entspricht der Aufgabe, der Er-

oberung des ausschlaggebenden Einflusses auf die Mehrheit der Arbeiterklasse. Eine in der Wirkung 

entgegengesetzte Tätigkeit wurde bisher nur in Einzelfällen festgestellt, an denen natürlich nicht acht-

los vorübergegangen werden darf. Da sind einmal noch immer verantwortliche Funktionäre und unter 

deren Einfluß stehende Teile der Mitgliedschaft in der Partei zu finden, die zwar erklären, auf dem 

Boden der Einheitsfronttaktik zu stehen, aber den Einzelheiten ihrer Durchführung – Verhandlungen 

mit den Spitzenorganisationen usw. – oder mit der Einheitsfronttaktik unzertrennlich verbundenen 

Uebergangsforderungen soviel Widerstand entgegensetzen, daß in der Praxis eine Sabotage der 
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Einheitsfronttaktik das Resultat ist. Die Genossen gebärden sich sehr radikal. Geht man jedoch diesen 

Wortführern an die Nieren, dann sind ihre letzten Argumente, die Masse ist ja doch nicht dafür zu 

gewinnen, der Einfluß der Bonzen ist zu stark; und die primitivsten sagen, die Kerle müssen erst gar 

nichts mehr zu fressen haben, dann wird es anders werden. Das hört sich sehr radikal an, ist aber nur 

ein Zurückschrecken vor der mühseligen, aufopfernden Revolutionierung der Massen, ein Opportu-

nismus, der in jeder Beziehung ebenso gefährlich und verbrecherisch ist wie der sozialdemokratische 

Opportunismus. Dann findet man leider nicht ganz selten mehr Genossen, die als Gewerkschaftsan-

gestellte, als Mitglieder gewerkschaftlicher Ortsverwaltungen, als Betriebsräte unter der Marke Ein-

heitsfront in Harmonieduselei mit ihren sozialdemokratischen Kollegen im Gewerkschaftsvorstand 

oder Betriebsrat machen. Das hat schon des öfteren so weit geführt, daß diese Genossen, selbst wenn 

sie in der Minderheit sind, die betreffende Körperschaft gegen berechtigte kommunistische Kritik 

verteidigen, weil ihre sozialdemokratischen Kollegen es von ihnen fordern. Diese Genossen haben 

absolut keinen Sinn dafür, daß das Ziel der Einheitsfronttaktik die Eroberung der Massen für den 

Kampf ist. Sie vergessen, daß die Einheitsfront und die Agitation für sie überhaupt nur einen Zweck 

hat, wenn sie politischen Inhalt hat. Sie tun denn auch gewöhnlich nichts zur Mobilisierung der Mas-

sen für Uebergangsziele wie die Kontrolle der Produktion – schon weil sie Angst haben, dabei mit 

ihren sozialdemokratischen Kollegen in Konflikt zu kommen. Das sind Erscheinungen, die die Partei 

mit [234] aller Energie, wo sie auftreten, schnell überwinden muß, will sie nicht, daß in wichtigen 

Positionen zum Schaden der Arbeiterbewegung und der Partei das Gegenteil einer Revolutionierung 

der Massen getan wird. 

Noch mehr aber als an Klarheit über Sinn und Einzelheiten der Einheitsfronttaktik mangelt es an Klar-

heit über die Perspektive in dem Prozeß der Eroberung der Massen für den Kampf. Nicht wenige 

Genossen fassen noch die Taktik der Einheitsfront als ein gelegentliches zeitweiliges Manöver der 

Partei auf! Große Teile der Parteigenossen machen sich über den Prozeß der Eroberung der Masse gar 

kein Bild. Sie sehen z. T. noch nicht einmal einen Prozeß, sondern hoffen noch auf den großen Tag, 

an dem mit einem Schlag die Massen sich hinter uns stellen sollen. Dabei träumen sie von einem 

Verlauf der russischen Revolution, wie er eben nur im Traum ist. In Wirklichkeit haben auch die Bol-

schewiki erst in Jahren und nach der Februarrevolution 1917 in Monaten voll zäher aufopfernder 

Arbeit die Massen für die proletarische Revolution erobert. Die Einheitsfront der Massen formierte 

und organisierte sich sowohl in der russischen Revolution von 1905 wie in der von 1917 sehr schnell 

in den und durch die Fabrikausschüsse, Soldaten- und Bauernkomitees. Ueber die Frage der Notwen-

digkeit dieser „Einheitsfront von unten“ bestanden zwischen den Menschewisten und Bolschewisten 

in Rußland damals nicht solche Gegensätze wie heute zwischen uns und den Sozialdemokraten. Der 

Kampf drehte sich allein um den politischen Inhalt dieser Einheitsfront, um den Weg und das Ziel 

der Revolution. Die Eroberung der Massen vollzog sich durch die Sammlung der Massen unter den 

politischen Tagesparolen der Bolschewisten. Ein Fabrikausschuß nach dem anderen wurde gewonnen. 

Auch in Deutschland werden die politischen Ziele, die Etappenziele vor der Uebernahme der Macht, 

in dem Prozeß der Eroberung der Masse die Hauptsache sein. Aber sie werden bis zu den entschei-

denden Kämpfen in Deutschland immer mit der Parole Einheitsfront mit der S c h a f f u n g  der Ein-

heitsfront der Massen eng verbunden sein. Bei der jahrzehntealten sozialdemokratischen Tradition, 

bei der Stärke des sozialdemokratischen Einflusses in Deutschland, fällt die Eroberung der Massen 

für den Kampf fast bis auf den letzten Arbeiter mit dem Losreißen der Massen von einem starken 

sozialdemokratischen Einfluß zusammen. Diese Eroberung der Masse wird nur geschehen im Ringen 

um die Einheitsfront zum Kampf um die Etappenziele. Auch in Deutschland wird sich die einzig 

kampffähige Einheitsfront formieren aus den Fabriken heraus als Betriebsrätekonferenzen, Fab-

rikausschüsse oder welche Form sonst im Laufe der Zeit noch entstehen mag. Aber auch nur die 

leisesten Versuche der F o r m i e r u n g  dieser Einheitsfront werden in Deutschland schon auf den 

schärfsten Widerstand der menschewistischen Führerschaft stoßen. Und je revolutionärer die politi-

sche Lage und je größer die Masse der kampfbereiten Proletarier wird, desto energischer wird die 

Gegenaktion der sozialdemokratischen Führer werden. So wird in Deutschland die organisatorische 

Formierung der Einheitsfront der Massen mit der politischen Führung durch die Kommunistische 

Partei zusammenfallen. 
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Erst wenn die sich in einer Einheitsfront formierten Massen stark genug sein werden, sich sowohl 

gegen die Maßnahmen der Regierung wie gegen die heuchlerischen Versprechungen und Gewalt-

maßnahmen sozialdemokratischer Führer zu behaupten, wird das deutsche Proletariat entscheidende 

Erfolge erringen. 

[235] Dieser Prozeß der Eroberung des ausschlaggebenden Einflusses auf die große Masse des Pro-

letariats wird in zugespitzten politischen Situationen außerordentlich beschleunigt werden. Aber er 

bleibt deshalb doch ein Prozeß, in dem die Taktik der Einheitsfront weiterhin eine ausschlaggebende 

Rolle spielen wird und in dem die Kommunisten eine zähe, aufopfernde Arbeit leisten müssen. 

* 

Goldmarklöhne, Index und dergl.  
Von V. S t e r n  (Wien). 

In Heft 6 der „Internationale“ bespricht Genosse Düwell das Problem der Goldmarklöhne. Er erwähnt 

dabei auch die Erfahrungen Oesterreichs mit dem Index in einer Weise, die zu den gefährlichsten 

Mißverständnissen führen kann. Die Entwicklung in Oesterreich ist für die Beurteilung dieser Prob-

leme außerordentlich lehrreich. Gerade darum ist es notwendig, daß sie richtig erfaßt wird. 

Genosse Düwell schreibt: 

„Uebrigens hat die Arbeiterschaft in Oesterreich die Reform der Lohnberechnung mit dem Index gründlich 

ausgekostet, und sie ist dabei immer tiefer in die Verelendung hinabgesunken. Mit jedem neuen Index gingen 

die Preise sprunghaft in die Höhe, die Valuta sank, die Kaufkraft ebenfalls, die Schulden des Staates schnellten 

rapid hinauf, die Steuerlasten schwollen an und das Unternehmertum machte, dank den niedrigen Löhnen und 

der schlechten Valuta, glänzende Geschäfte. Der Index ruinierte die Arbeiterschaft und die Staatsfinanzen, nur 

das Kapital gedieh dabei.“ 

Genosse Düwell wird sehr erstaunt sein, wenn er hört, daß man derartige Behauptungen, mit Aus-

nahme des letzten halben Satzes, bei uns n u r  i n  d e r  s c h l i m m s t e n  k a p i t a l i s t i s c h e n  

S c h a r f m a c h e r p r e s s e  lesen kann. Selbst die sozialdemokratische „Arbeiterzeitung“ würde es 

nicht wagen, solche Behauptungen ihren Lesern vorzusetzen. Natürlich hat Genosse Düwell gerade 

die entgegengesetzten Absichten im Sinne wie unsere kapitalistische Presse, wenn er solche Behaup-

tungen aufstellt, aber sie beruhen auf einer gänzlichen Verkennung dessen, was in Oesterreich vor 

sich geht. 

Zunächst sei aber, um Mißverständnisse zu beseitigen, folgendes festgestellt: Genosse Düwell will in 

seinem Artikel zeigen, daß alle Lohnerhöhungen die Kaufkraft des Lohnes nicht stabilisieren können, 

solange sich die Arbeiter nicht auch bestimmenden Einfluß auf die P r e i s g e s t a l t u n g  erkämpft 

haben. Das ist natürlich sicher richtig. S o w e i t  d i e  B e h a u p t u n g e n  ü b e r  O e s t e r r e i c h  d a s  

b e k r ä f t i g e n  s o l l e n, t r e f f e n  s i e  a u c h  z u. Genosse Düwell schießt aber dabei weit über das 

Ziel hinaus. Er begründet nicht nurdie Behauptung, daß Lohnerhöhungen n i c h t  g e n ü g e n, sondern 

er sagt, vielleicht ohne es zu bemerken, d a ß  L o h n e r h ö h u n g e n  d e n  A r b e i t e r n  s c h a d e n, 

und das ist sicher zu viel gesagt. 

Das Indexsystem in Oesterreich ist ein Betrug an den Arbeitern. Aber, wenn man Düwells Ausfüh-

rungen liest, so könnte man meinen, die Arbeiter seien dadurch geschädigt worden, daß sie „Lohner-

höhungen“ bekamen. Man braucht nur statt „Index“ das Wort „Lohnerhöhung“ einsetzen, um das 

Verkehrte des Düwellschen Satzes zu sehen. Valutasturz, Teuerung, Steuerlasten usw. haben viel 

tiefere [236] Ursachen als den „Index“, d. h. die Lohnerhöhung, die ja immer erst h i n t e r h e r  

kommt. Allerdings wird die Teuerung durch Abwälzung der „Lohnerhöhungen“ verschärft, aber 

diese wirkt eben nur verschärfend und nicht als Hauptursache. Hauptursache ist die O p f e r s c h e u  

d e r  B e s i t z e n d e n in jeder Hinsicht. Das Indexsystem in Oesterreich ist aus zwei Gründen für die 

Arbeiter schädlich. Erstens lähmt es die Kampfkraft und s c h w ä c h t  d e n  W i d e r s t a n d  g e g e n  

d i e  d a u e r n d e  S e n k u n g  d e s  R e a l l o h n e s. Der Index mildert und verteilt diesen Lohndruck 

besser, läßt ihn schwerer erkennbar werden, außer in Zeiten rapider Geldentwertung oder Stabilisie-

rung des Geldwertes. Der Arbeiter bildet sich ein, nicht kämpfen zu müssen, die Lohnerhöhung ohne 
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Kampf a u t o m a t i s c h  zu erhalten, erhält aber eine viel zu ungenügende Lohnerhöhung, deren Wir-

kung, wie die jeder Lohnerhöhung, in kurzer Zeit durch neue Preissteigerungen (deren Ursache nicht 

allein der Index ist) illusorisch gemacht wird. Der Index ist ein g e m ä ß i g t e r  und v e r h ü l l t e r  

Lohndruck, wobei das Maß des Lohndruckes allerdings v o m  T e m p o  d e r  T e u e r u n g  a b -

h ä n g t. Je rascher die Teuerung fortschreitet, desto weniger verlangsamt der Index den Lohndruck, 

d e s t o  s i c h t b a r e r  w i r d  a u c h  d e r  R a u b. Zweitens wurde durch den Index der L o h n r a u b  

in ein S y s t e m  gebracht. Der Index kommt erst etwa 10 Tage nach den vier Wochen zur Auswir-

kung, für die er berechnet wurde, und er wird betrügerisch berechnet. Diese Tatsache führte auch 

dazu, daß der Index für die Unternehmer in zwei Fällen seinen Wert verliert. Erstens, wenn die Geld-

entwertung stockt. In diesem Falle zahlten unsere Unternehmer das erste Mal im Februar, das zweite 

Mal jetzt einfach den Index nicht aus, im Februar sogar unter Vertragsbruch. In diesem Falle geht 

nämlich der Lohndruck auf Grund des Index zu langsam vor sich. Der zweite Fall ereignete sich im 

Juli und August. Da ging die Geldentwertung so rasch vor sich, daß der Lohnraub auf Grund des 

Index sogar den Unternehmern zu brutal erschien und sie außertarifliche Zuschüsse (36%) bewillig-

ten, um Verzweiflungsausbrüche zu vermeiden. 

Der Index ist eigentlich nur die Zahl, die angibt, wie die Teuerung zugenommen hat. Die österreichi-

schen Erfahrungen zeigen nun: es ist gefährlich, wenn sich die Arbeiterschaft einbildet, o h n e  

K a m p f  a u t o m a t i s c h  Lohnerhöhungen erhalten zu können, die der Teuerung entsprechen, aber 

es ist selbstverständlich, daß die Arbeiterschaft gegenüber der Teuerung i m  K a m p f e  e i n e  v o l l e  

A u s w i r k u n g  d e s  I n d e x  d u r c h s e t z e n  m u ß, nämlich eine wirkliche Steigerung der Löhne 

im Ausmaß der Teuerung, daß ferner diese Anpassung rechtzeitig (bei rascher Geldentwertung wö-

chentlich) vor sich gehen muß. Natürlich ist es ebenso selbstverständlich, daß dies nicht genügt, son-

dern ein Kampf für die p r o l e t a r i s c h e  P r e i s r e g e l u n g  hinzukommen muß, 

Etwas anders liegt der Fall bei G o l d l ö h n e n. Goldlöhne würden gerade das Entgegengesetzte von 

dem bewirken, was der Index bewirkt, nämlich ein E n t h ü l l e n  des Lohndrucks, den der Index 

v e r h ü l l t. Der Indexlohn wird scheinbar erhöbt, während der Reallohn in Wirklichkeit s i n k t. Das 

ist das Gefährliche am Index. Darum läßt sich dieser Lohndruck, wenn nicht die Geldentwertung zu 

rasch vor sich geht, so leicht kampflos durchsetzen. Goldlöhne wirken ähnlich, wie ein w ö c h e n t -

l i c h e r  Index, gegen den sich die Unternehmer mit aller Energie sträuben. Darum sind auch Gold-

[237]löhne ohne Kampf nicht durchzusetzen, während der monatliche Index kampflos erreicht wurde. 

Technisch sind Goldlöhne l e i c h t e r  durchzuführen als der Index, weil die Goldparität ohnedies 

wöchentlich festgestellt wird. Das Argument, Goldlöhne würden zu einer Preissteigerung führen, ist 

nicht stichhaltig, weil sich das gegen jede Lohnerhöhung sagen ließ. Die Festsetzung von Goldlöhnen 

besagt noch nichts über die H ö h e  des Lohnes, sie besagt nur, daß w i r k l i c h e  und nicht wie heute 

s c h e i n b a r e  Löhne gezahlt werden. Der Kampf um den Lohn wird dadurch zweifellos verschärft, 

der L o h n d r u c k  e r s c h w e r t. Die Erfahrungen in Oesterreich haben gezeigt, daß genau so wie 

Lohnerhöhungen bei zunehmender Teuerung überhaupt, e i n e  r a s c h e r e  A n p a s s u n g  a n  d i e  

T e u e r u n g  d a n n  e i n e  u n b e d i n g t  n o t w e n d i g e  A r b e i t e r f o r d e r u n g  w i r d, w e n n  

d i e  T e u e r u n g  b e s o n d e r s  r a s c h  f o r t s c h r e i t e t. Der Arbeiter kann sich nicht mit Löhnen 

zufrieden geben, die übermorgen ein Drittel dessen wert sind, was sie heute wert sind, er kann auch 

nicht wöchentlich oder gar täglich einen Lohnkampf führen, er kann schließlich auch nicht warten, 

bis die Bestrebungen, auf die Preise einzuwirken, einen wirklichen Erfolg haben. Er m u ß  also in 

irgendeiner Form eine m ö g l i c h s t  r a s c h e  Anpassung an die Teuerung verlangen. Ob man diese 

Anpassung nun wöchentlichen Index oder Goldlohnzahlung oder sonstwie nennt, ist gleich. In Zeiten 

rapider Teuerung muß sie gefordert werden, so unzureichend sie auch ist. 

Aber die A r b e i t s l o s i g k e i t  als Folge! Diese Gefahr besteht gewiß, und zwar b e i  j e d e r  

L o h n e r h ö h u n g. Aber k e i n  Kommunist wird für eine B e k ä m p f u n g  d e r  A r b e i t s l o s i g -

k e i t  d u r c h  L o h n d r u c k  s e i n. Es genügt eben nicht, entsprechende Löhne zu fordern, auch 

nicht, die Preise zu kontrollieren. Es müssen auch die Betriebe kontrolliert und Z w a n g s e i n s t e l -

l u n g e n  der Arbeitslosen durchgeführt werden. Das untergräbt wohl alles die Grundlage des kapi-

talistischen Systems, aber wir wollen ja nicht den Kapitalismus auf Kosten der Arbeiter gesund 
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machen, sondern die Arbeiterinteressen rücksichtslos vertreten und den Kapitalismus auch dadurch 

beseitigen helfen. Gegen die Arbeitslosigkeit als Folge von Lohnsteigerungen muß die Arbeiterschaft 

auch den Kampf i n t e r n a t i o n a l  führen, indem sie ü b e r a l l  für höhere Löhne kämpft. 

* 

Die Ausführungen des Genossen Stern lassen zwei Differenzen erkennen. Einmal hat Genosse Stern offenbar 

meine Darlegungen stark vorbei – verstanden. Wie könnte Stern sonst sagen, ich sei anscheinend überhaupt 

Gegner von Lohnerhöhungen, und wie könnte er behaupten, ich hätte gesagt, „daß Lohnerhöhungen den Ar-

beitern schaden“? Am Schluß meines Artikels heißt es wörtlich: 

„Lohnforderungen in diesem Augenblick sind schon darum erforderlich, um die weitere Verschlechterung der 

Kaufkraft des Proletariats jetzt und in der Uebergangszeit zu verhindern.“ 

Ich sage Lohnforderungen; Genosse Stern spricht von Lohnerhöhungen, von Lohnerhöhungen mit dem Index. 

Wo und wann hat das Proletariat mit dem Index eine Lohnerhöhung erlangt? Der Index ist ja das in ein System 

gebrachte stetige Herabdrücken des Reallohnes. Die von mir geschilderten Schäden des Indexsystems kann 

Genosse Stern nicht bestreiten, er bestätigt sie. Aber er steht doch Lohnerhöhungen, wo es in Wirklichkeit 

keine gibt. Daraus erklären sich schon manche seiner Irrtümer und sehr schiefen Urteile. Ein kaum glaubliches 

Mißverstehen enthält die Behauptung, in den kapitalistischen Blättern würde das Gleiche über den Index ge-

sagt, wie [238] es in meinem Artikel stehe. Mit Verlaub, Genosse Stern – Sie irren. Die Kapitalisten behaupten: 

die „Lohnerhöhungen“ des Index treiben die Preise hinauf, verursachen Teuerung und Not. – Das sagen die 

Kapitalisten allerorten, Ich glaube deutlich genug nachgewiesen zu haben, daß „Lohnerhöhungen“ den Grad 

der Ausbeutung nicht verringern, nicht einmal stabilisieren können, weil das Kapital durch immer neue und 

stärkere Preissteigerungen die Spannung zwischen Löhnen und Preisen erweitert. Darum sage ich – Lohnfor-

derungen und Mitbestimmung über die Preisgestaltung. 

Ich will nicht soviel Raum der „Internationale“ in Anspruch nehmen, als erforderlich wäre, um alle Irrtümer 

des Genossen Stern auszudecken. Anstatt die Dinge objektiv zu betrachten, wertet er sie ideologisch, aus einer 

falschen Einstellung heraus. Das ist die wesentliche Differenz zwischen uns. 

Genosse Stern schreibt: 

„Allerdings wird die Teuerung durch Abwälzung der ‚Lohnerhöhungen‘ verschärft, aber diese wirkt eben nur 

verschärfend, und nicht als Hauptursache. Hauptursache ist die O p f e r s c h e u  d e r  B e s i t z e n d e n  (vom 

Gen. Stern selbst im Druck ausgezeichnet) in jeder Hinsicht.“ 

Genosse Stern! Dazu möchte ich ausrufen: Unglaublich! – Nicht die Lohnerhöhungen – es gibt gar keine 

Lohnerhöhungen – werden abgewälzt, sondern die Kapitalisten vereiteln den Versuch der Arbeiter, Verkür-

zungen des Reallohnes wenigstens teilweise wieder auszugleichen durch neue Preissteigerungen, die den so-

genannten Lohnerhöhungen stets vorausgehen. Und dann: „O p f e r s c h e u  d e r  B e s i t z e n d e n“ soll die 

Hauptursache der Teuerung sein! Das ist etwas reichlich naiv ideologisch gedacht. Selbst Sozialdemokraten 

wissen, und sie leugnen es nicht, daß der Kapitalismus in der Nachkriegszeit verschärft ausbeuten muß, um 

sich durchzusetzen, um seine Herrschaft, um seine Existenz behaupten zu können. Darum auch fordern Sozi-

aldemokraten – ganz logisch sogar – Verlängerung der Arbeitszeit und Einschränkung des Verbrauchs, Ver-

schlechterung der Lebenshaltung, weil sie den Kapitalismus restaurieren wollen. Es wäre nach der Ausfassung 

des Gen. Stern nur notwendig, „die O p f e r s c h e u  d e r  B e s i t z e n d e n  in jeder Beziehung“ zu überwin-

den, und man hätte die Haupturfache der Teuerung beseitigt. Demnach stünde die Frage gar nicht so: Revolu-

tion oder verschärfte Lohnknechtschaft, sondern man könnte formulieren: Beseitigung, der Teuerung durch 

Opferbereitschaft vor Besitzenden! – So einfach hat sich wohl selbst noch kein Reformist die Reform der 

kapitalistischen Wirtschaft vorgestellt. 

Die Illusion der Sternschen Auffassung läßt die bewußten Reformisten hinter sich.  W i l h. D ü w e l l. 

* 

Warum haben die Kommunisten den sächsischen Landtag aufgelöst?  
Von Paul Böttcher. 

Der verflossene sächsische Landtag und seine Regierung sind eine lebendige Demonstration für die 

Unvereinbarkeit der Interessen der besitzenden und der besitzlosen Klasse. Die Vorgänge in Sachsen 

zeigen in lehrhafter Weise, daß bei fortgeschrittener Klassenscheidung die Ausübung der politischen 
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Macht durch das Proletariat nur mit den Methoden der Diktatur möglich ist. Die sozialdemokratische 

Regierung war bei ihrem Amtsantritt vor die Wahl gestellt, sich zu entscheiden für die radikale Phrase 

und die koalitionspolitische Praxis, oder für die positive Machterweiterung des Proletariats und des-

sen Mobilisierung gegen alle Positionen der Bourgeoisie. Die sozialdemokratische Regierung glaubte 

mit Pfiffigkeit und Bauernschlauheit zwischen den Klassen lavieren und ihre Existenz durch Kom-

promisse nach [239] beiden Seiten erhalten zu können. Sie ist an ihrem eigenen Widerspruch zu-

grunde gegangen. Die Kommunisten haben der Arbeiterschaft gegenüber nur eine notwendige Pflicht 

erfüllt, wenn sie dieser Negierung zur Diskreditierung des Sozialismus die weitere Unterstützung 

entzogen und sich für die Auflösung des Landtages die Unterstützung der bürgerlichen Parteien 

zunutze machten. 

Weder das Botokudengeheul der sozialdemokratischen Presse, noch die moralischen Krokodilstränen 

Crispiens können das sächsische Proletariat über die tatsächlichen politischen Vorgänge hinwegtäu-

schen, die die Auflösung des Landtages als eine Kampfmaßnahme der Arbeiter notwendig machten. 

Wer allerdings grundsätzlich jedem Kampf ausweicht, wer die Verständigung mit dem Kapitalismus 

will, wie die Stinnes-Sozialdemokraten, von dem erwarten wir nicht, daß er den Kommunisten Beifall 

spendet. Wir haben auch durchaus ein menschliches Verständnis für den Schmerz der Lipinski und 

Fellisch, die trotz aller Brandreden sich vollständig darüber im klaren sind, daß sie bei einer Koalition 

mit den Kommunisten gegenüber dem Proletariat eine weit stärkere Position haben als bei einer Re-

gierungsallianz mit der Bourgeoisie. Da die Frage der sozialdemokratischen Verwaltungsregierungen 

mit der Auslösung des sächsischen Landtages nicht aus der Welt geschafft wird, sondern dort, wo ein 

starkes Proletariat vorhanden ist, immer wieder akut werden wird, ist es notwendig, aus der Tätigkeit 

der sozialdemokratischen Regierung in Sachsen einige Lehren zu ziehen, zumal da diese Regierung 

und ihre Partei diese Lehren selbst nicht sehen wollen. Die sächsische Regierung begründete ihre 

Passivität im wesentlichen mit folgenden Argumenten: 

1. Die Landesregierungen sind durch die Reichsgesetzgebung und durch den Versailler Vertrag ge-

bunden. 

2. Der „Staat“ ist für die gesamte Bevölkerung da und darf keine einseitigen Maßnahmen gegen eine 

der beiden Klassen ergreifen. 

3. Die Regierung hat lediglich die Aufgabe, die erworbenen Rechte des Proletariats zu verteidigen 

und seinen Besitzstand zu erhalten. 

4. Die Kommunisten sind viel zu unzuverlässige Bundesgenossen, als daß man mit ihnen eine „ver-

nünftige Politik“ machen könnte. 

Die Tätigkeit der sozialdemokratischen Regierung in Sachsen hat jedoch bewiesen, daß die sozialde-

mokratischen Minister nicht einmal die Courage aufbrachten, die ihnen innerhalb der Reichsgesetz-

gebung möglichen Maßnahmen rücksichtslos durchzuführen. Die Sabotage der höheren Beamten-

schaft in der Verwaltung wurde stillschweigend geduldet oder mit völlig unzulänglichen Mitteln be-

kämpft. Dort, wo Versetzungen durchgeführt wurden, tauchten die „Gemaßregelten“ alsbald in einer 

höheren und einflußreicheren Position auf. Es ist für die sozialdemokratische Regierung besonders 

charakteristisch, daß sie den reaktionären Maßnahmen der Ressortminister der Reichsregierung und 

der Gesamtpolitik der Koalitionsregierung nie entgegengetreten ist. Dort wo es geschah, war es hohle 

Demonstration ohne Fleisch und Blut. Wir erinnern nur an die unter dem Massendruck nach der 

Rathenau-Ermordung von der sächsischen Regierung erhobene Forderung nach dem Rücktritt des 

Reichswehrministers Geßler. Die Regierung war heilfroh, daß sie von der Reichsregierung wegen 

dieser Forderung nicht nachträglich relegiert wurde. Sie hat nicht das mindeste getan, um ihrer For-

derung Nachdruck zu verleihen, oder gar die Arbeiterschaft und ihre Parteien im Kampfe um die 

Durchführung des Berliner Abkommens zu unterstützen. 

Zu Punkt 2 folgender Nachweis: Der sozialdemokratische Innenminister Lipinski kennt nicht mehr 

die Staatslehren Lassalles. In seiner Grundeinstellung sieht er im Staat die ordnende Gewalt über den 

Klassen. Für ihn ist die Demokratie abstrakt. Vier Tage vor dem Rathenau-Mord tat er den klassischen 
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Ausspruch: „Er könne in den Regimentsfeiern nichts Provokatorisches erblicken“. Für ihn gäbe es 

nicht die Freiheit, die ich meine, sondern Meinungsfreiheit für Jedermann, Schwarz-weiß-rote Fahnen 

[240] könne er nicht verbieten, denn dann müsse er auch die roten Fahnen der Sozialisten und die 

Sowjetsterne der Kommunisten verbieten. 

Zu Punkt 3: Da die Regierung sich nicht als Instrument der Arbeiterklasse betrachtete, sondern als 

der ehrliche Makler zwischen bürgerlichen und proletarischen Interessengegensätzen, konnte sie nach 

ihrer ganzen inneren politischen Einstellung nicht daran denken, die politische Macht der Bourgeoisie 

einzuschränken und den Kampf für die Erweiterung der politischen Macht des Proletariats aufzuneh-

men. Wollte die Regierung, so wie die Kommunisten unzählige Male vorgeschlagen haben, wirkliche 

Aktivposten zugunsten der Arbeiterklasse gegen den Willen der bürgerlichen Parteien durchsetzen, 

mußte sie die Arbeiter politisch mobilisieren. Sie mußte ihre parlamentarische Basis durch außerpar-

lamentarische Stützpunkte im Proletariat verstärken und erweitern. Die Betriebsräte sind die geeig-

neten Organe für diesen politischen Kampf. Es ist jedoch das Schicksal des Opportunismus und Re-

formismus, daß er vor jeder breiten Massenbewegung zurückschreckt, wenn er befürchtet, daß die 

Massen die Zwirnsfäden der Staatsverfassung zerreißen könnten. Der vierte Einwand, der Sozialde-

mokraten über die „Unzuverlässigkeit“ der Kommunisten als Bundesgenossen wird durch das Vor-

hergesagte genügend erklärt. Da die Sozialdemokraten und ihre Regierung nicht über die parlamen-

tarische Froschperspektive hinausblickten und im übrigen an die Koalitionspolitik ihrer Brüder im 

Reiche und in Preußen gebunden waren, mußten sie in allen Versuchen der Kommunisten, die Massen 

für weitergehende Forderungen zu mobilisieren, naturgemäß „Unzuverlässigkeiten“ erblickten. 

„Die 1¾jährige Wirksamkeit der sozialdemokratischen Regierung in Sachsen ist eine jammervolle 

Pleite der sozialdemokratischen Taktik. Die Regierung hat nichts zustande gebracht, außer der Un-

terbringung einiger sozialdemokratischer Verwaltungsbürokraten. Sie hat es aber meisterhaft verstan-

den, durch Aufnahme des Kampfes mit der Bourgeoisie auf falschem Boden (1. Mai und 9. Novem-

ber) durch völliges Versagen in der Ernährungs- und Preispolitik, breite Kreise der Arbeitermassen 

und vor allem die sehwankenden Mittelschichten gegen sich auszubringen. Es kann mit Fug und 

Recht behauptet werden, daß eine rein bürgerliche Regierung in Sachsen bei dem gleichen außerpar-

lamentarischen Kräfteverhältnis zwischen Proletariat und Bourgeoisie, auch nicht mehr gegen die 

Interessen der arbeitenden Klassen verstoßen hätte, wie die sozialdemokratische Regierung. 

Der aktive Kampf der Kommunisten und ihre positiven Vorschläge in Sachsen sind an dieser Stelle 

bereits eingehend besprochen worden. Es ist also jetzt nicht nötig, hier Wiederholungen zu machen. 

Der Wahlkampf in Sachsen ist im Gange, Stinnes wird versuchen, eine Schlacht zu gewinnen. Die 

Kommunistische Partei hat die schwere Ausgabe, die von der sozialdemokratischen Regierung ent-

täuschten Massen vom Indifferentismus fernzuhalten. Sie wird keinen Deserteur dulden. Die Lage ist 

klar: Hier Kommunisten – dort VSPD und Bourgeoisie. Die vereinigten Sozialdemokraten führen den 

Kampf nur gegen die Kommunisten und erleichtern damit der Bourgeoisie das Treffen. Sie haben im 

Wahlkampfe sehr viel zu verlieren. Die Kommunistische Partei hat den Kampf aufgenommen und 

benutzt die Neuwahlen, um im Sinne des revolutionären Klassenkampfes die Massen zu mobilisieren 

gegen die Teuerung, Koalitionspolitik, Arbeitsgemeinschaft und Stinnes-Koalition. Sie führt den 

Wahlkampf im Zeichen der Einigung aller revolutionären Arbeiter unter dem Banner des Kommu-

nismus, im Zeichen des Reichsbetriebsräte-Kongresses und der Arbeiterregierung. 

[241] 
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Die Internationale  

Jahrgang 5 ⁕ Ausgegeben am 1. November 1922 ⁕ Heft 9 

Die Oktober-Revolution und der 4. Kongreß der Kommunistischen Internationale.  
Von L e o  T r o t z k i.*) 

Der vierte Kongreß der Kommunistischen Internationale wird am 5. Jahrestage der Sowjetmacht zu-

sammentreten. 

Ein Jubiläum ist selbstverständlich eine rein formale Kalendertatsache, und die Ereignisse richten 

sich nicht nach dem Kalender. Der 5. Jahrestag der Sowjetmacht stellt keinen Grenzstein irgendeiner 

beendeten geschichtlichen Periode dar, um so weniger in unserer revolutionären Epoche, wo alles im 

Veränderungsprozesse, wo alles im Fließen begriffen ist und nicht so bald endgültige Formen anneh-

men kann. Nichtsdestoweniger ist das Streben eines jeden bewußten Menschen, um so mehr eines 

Kommunisten, begreiflich, sich über die jüngste Vergangenheit Rechenschaft zu geben und die aktu-

elle Situation anläßlich dieses formalen Kalenderdatums, des 5. Jahrestages der Sowjetmacht und des 

4. Kongresses der Kommunistischen Internationale einer Analyse zu unterziehen. 

Wenn wir über die Lehren der russischen Revolution sprechen wollen, müssen wir vor allem unsere 

Partei mit Stolz erwähnen, die den Proletariern aller Ländern das großartigste Beispiel gab, wie man 

um die Macht kämpfen und wie man die eroberte Macht mit Hilfe der allerstrengsten Maßnahmen – 

wo es notwendig ist, mit Hilfe der härtesten, schonungslosesten Diktatur – verteidigen soll, die vor 

keinem, die bürgerliche Scheinheiligkeit vernichtenden Schritte zurückweicht, wenn es sich darum 

handelt, die Staatsmacht in den Händen des revolutionären Proletariats festzuhalten. 

Aus dem Lehrbuche der russischen Revolution werden die Arbeiter aller Länder in den nächsten Jah-

ren lernen müssen. Ob wir nun im Bürgerkriege Fehler gemacht haben oder nicht (selbstverständlich 

kann man Fehler finden, wenn man sucht), wir haben den klassischen Teil unserer Revolutionstätig-

keit hinter uns. In unserer Wirtschaftstätigkeit sprachen wir nicht selten von Fehlern, die Rückzüge, 

darunter jenen großen Rückzug notwendig machten, der bei uns unter dem Namen der neuen Wirt-

schaftspolitik bekannt ist. Die Tatsache, daß wir anfangs auf unserem Wege fest vorwärtsschritten, 

uns dann aber zurückzogen und uns jetzt in bestimmten Stellungen fest eingraben, verdunkelt die 

Perspektive nicht nur unserer Feinde, sondern auch vieler unserer [242] Freunde. Uns wohlwollende 

Journalisten und viele europäische und amerikanische Kommunisten haben sowohl bei der Reise un-

serer Delegation nach Genua wie auch heute vor allem erwähnt, daß sich in Moskau vieles geändert 

hat, und daß es jetzt einer europäischen oder einer amerikanischen Stadt sehr ähnlich geworden ist 

und fragen, worin die Garantie dessen bestehe, daß wir Kommunisten auf dem Wege der Zugeständ-

nisse halt machen, und die Entwicklung in der Richtung des Kommunismus, und nicht in der des 

Kapitalismus lenken werden? Bei einem oberflächlichen Anblick scheint es, als ob die sozialistischen 

Errungenschaften der ersten Periode jetzt irgendwie automatisch verschwinden, sich zerstreuen wür-

den und als ob jene Kräfte nicht sichtbar wären, die sie festzuhalten fähig sind. 

Man kann aber die Frage umkehren: Vergessen wir auf eine Minute, daß wir früher den Weg des 

sogenannten Kriegskommunismus betraten und dann in unsere heutigen Positionen zurückehrten. 

Vergleichen wir die heutige Lage mit der Lage am 7. November oder vor dem Jahre 1917. Wenn uns 

unsere ausländischen Freunde und die europäischen und amerikanischen Genossen vor diese Frage 

stellen werden, dann können wir folgendes sagen: Die Eisenbahnen, Bergwerke, Fabriken, Betriebe 

und ein sehr großer Teil des Grund und Bodens befanden sich damals in den Händen der Privateigen-

tümer. Heute sind alle Eisenbahnen, die überwiegende Mehrheit oder jedenfalls alle wichtigen Fab-

riken und Betriebe, alle wertvollen Bodenschätze in den Händen des Staates, in dem die sich auf die 

Bauernmassen stützende Arbeiterschaft herrscht. Das ist das Resultat, das wir nach den fünf Jahren 

unserer Herrschaft vor uns sehen. Wir machten Fortschritte und Rückzüge, aber das Resultat ist, daß 

die wichtigsten Produktionsmittel der Industrie und ein bedeutender Teil der landwirtschaftlichen 

Produktionsmittel unter unmittelbarer Verwaltung des Arbeiterstaates stehen. 

 
*) Rede auf einer Sitzung der Moskauer Funktionäre der KPR. 
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Was waren aber die Ursachen des Rückzuges? Diese Frage ist sehr wesentlich, da schon die Tatsache 

des Rückzuges sehr geeignet ist, die Perspektive zu verschleiern. Wie habt Ihr Euch den Prozeß der 

Nationalisierung der Produktionsmittel und den Organisierungsprozeß des Sozialismus vorgestellt? 

In allen unseren alten Büchern unserer Lehrer und auch in unseren eigenen Büchern sagten und 

schrieben wir immer, daß die Arbeiterklasse nach der Uebernahme der Staatsmacht die Nationalisie-

rung von Schritt zu Schritt durchführen wird, angefangen bei den entwickelsten Produktionsmitteln. 

Blieb diese Regel bis heute noch in Kraft? Ohne Zweifel. Auf dem 4. Kongreß, der sich mit dem 

kommunistischen Programm beschäftigen wird, werden wir auf die Frage, ob die Arbeiterklasse, 

wenn sie die Macht in England oder Frankreich übernehmen wird, damit beginnen soll, daß sie den 

Organisationsapparat der technischen Mittel der Handelswirtschaft zerstört und ihn durch einen uni-

versalen Verrechnungsapparat erseht, mit Nein antworten müssen. Die Arbeiterklasse muß die bür-

gerlichen Zahlungsmethoden, die Methoden der Kalkulation, die Methoden des Börsenverkehrs, des 

Bankverkehrs anwenden und nur allmählich, im Maße ihrer technischen Kräfte und ihrer Fähigkeiten, 

zur Planwirtschaft übergehen. Darin besteht der größte Unterschied zwischen der russischen proleta-

rischen Revolution und der künftigen proletarischen Revolution zum Beispiel in Amerika. Dort wird 

die Arbeiterklasse bis zur Eroberung der Macht ungeheure [243] Schwierigkeiten überwinden müs-

sen, aber wenn sie die Macht bereits erobert haben wird, dann wird der Druck an allen jenen Fronten, 

an denen wir zu kämpfen hatten, viel geringer sein, weit in unserem Lande mit einem sehr starken 

Kleinbürgertum und einer sehr starken Bauernschaft für die Revolution ganz andere Voraussetzungen 

vorhanden waren und weil unsere Revolution die Bourgeoisie überraschte. Wir entwaffneten die 

Bourgeoisie nicht nur vor dem 7. November und in der Nacht vom 7. zum 8., sondern erst in drei 

Jahren nach dem 7. November. Die Bourgeoisie, die Gutsbesitzer und das Offizierstum sahen erst 

nach dem 7. November ein, worum es sich handelt, und begannen mit Hilfe des europäischen Kapitals 

einen Krieg gegen uns. In Europa verläuft dieser Prozeß ganz anders als bei uns. Dort geht die Vor-

bereitung und die Rüstung der gegenrevolutionären Banden schon jetzt – parallel mit der Vorberei-

tung der kommunistischen Parteien zu diesem Kampfe – vor sich, und ihr Kampf wird nicht nach, 

sondern vor ihrem 7. November viel schwerer sein. 

Der Sozialismus erhält selbstverständlich seine praktische und nicht nur theoretische Rechtfertigung 

erst dann, wenn er jeder Arbeitskraft eine größere Produktenmenge zur Befriedigung seiner gesell-

schaftlichen Bedürfnisse gewähren kann, als dies der Kapitalismus konnte. Und es ist eine Tatsache, 

daß Sowjetrußland eines der ärmsten Länder Europas ist. Die französischen Vertreter in Genua war-

fen uns in einer groben und frechen Form vor, daß Europa von uns nichts zu lernen hat, da Rußland 

sich im Zustande der völligen Zerstörung befinde, d. h. wir hätten Europa eine viel höhere Wirtschaft 

zeigen sollen, als die, die wir im Jahre 1917 übernahmen. Davon ist keine Rede. Aber darin bestehen 

eben die Kosten der Revolution. Keine einzige Revolution hat sich vollzogen ohne eine Senkung des 

wirtschaftlichen Niveaus des Landes, und der bürgerlich-konservative Geschichtsschreiber der fran-

zösischen Revolution, Taine, stellt fest, daß acht Jahre nach der großen französischen Revolution das 

französische Volk viel ärmer war, als vor der Revolution. Und das ist wahr. 

Deshalb sehen wir in unserem Lande vorläufig noch mehr kapitalistische Trümmer als sozialistischen 

Aufbau. Die zurückgelegte Zeit ist noch zu kurz. Das müssen wir auf dem 4. Kongreß der Kommu-

nistischen Internationale noch einmal hervorheben. Die fünf Jahre, die der Aufgabe der Ablösung des 

Kapitalismus durch den Sozialismus, der Aufgabe der größten geschichtlichen Umwälzung gewidmet 

waren, als wir den Sozialismus im rückständigsten Land aufzubauen begannen (während die große 

französische Revolution im vorgeschrittensten Lande des Kontinents ausbrach, das höher stand, als 

alle übrigen Staaten bis auf England), konnten nicht hinreichen, um die notwendigen Aenderungen 

des gesellschaftlichen Lebens herbeizuführen. 

Das sind in großen Linien jene Schlußfolgerungen, die wir im Namen unserer Partei dem 4. Kongreß 

vorlegen werden, und dort werden wir unsere europäischen und amerikanischen Genossen und auch 

uns selbst fragen müssen, wie die Lage und die Aussichten der Entwicklung der europäischen Welt-

revolution sind, da es vollkommen klar ist, daß das Tempo unseres weiteren Aufbaues im bedeuten-

den Grade von der Entwicklung der Revolution in Europa und Amerika abhängen wird! 
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Nun fragen wir, ob der europäische und der Weltkapitalismus zerfällt oder ob er noch lebensfähig 

ist? Im Jahre 1920 durchlebte die [244] Weltwirtschaft eine entsetzliche Krise. Eine solche Krise 

kannte die Geschichte des Kapitalismus nicht. Diese Krise begann im Frühjahr 1920, erstreckte sich 

auf ganz Europa und erreichte in der ersten Hälfte des Jahres 1921 eine unerhörte Tiefe und Schärfe. 

Der Dritte Kongreß trat eben in dem Moment zusammen, als die Krise sich auf die ganze Welt er-

streckte, als in Amerika ungefähr 5 bis 6 Millionen, in England ungefähr 2 Millionen Arbeitslose 

waren usw. Viele Genossen waren der Meinung, daß das die letzte endgültige Krise sei, die die kapi-

talistische Wirtschaft immer mehr und mehr zersetzen und zur proletarischen Revolution, zum Bür-

gerkriege und zur Eroberung der Macht führen wird. Aus einer solchen Psychologie entsprang auch 

die Taktik der Märztage in Deutschland. 

Um diese Frage entfalteten sich heftige Debatten nicht nur unter den europäischen Genossen, sondern 

auch in unseren eigenen Reihen. Und nun gibt die KI als offizielles Dokument für den 4, Kongreß, 

den Wirtschaftsbericht des Genossen Varga heraus, der darauf begründet ist, daß die Periode der 

Konjunktur in der zweiten Hälfte des Jahres 1921 begann und in der ersten Hälfte des Jahres 1922 

endete. 

Auf dem 3. Kongreß stand die deutsche Partei mit ihrer Märzpolitik im Mittelpunkt, die die Interna-

tionale zur Ausgabe neuer Parolen und zur Erklärung dessen zwang, daß die Aufgabe der europäi-

schen Kommunisten nicht darin besteht, die Macht heute oder morgen zu erobern, sondern die Mehr-

heit der Arbeiterklasse für sich zu gewinnen und dadurch die politische Voraussetzung der 

Machteroberung zu schaffen. Die deutsche Partei machte sich diese Lehre sehr gut zu nutze. 

In Frankreich sind wir politisch zweifelsohne in einem viel rückständigeren Zustande als in Deutsch-

land. Ich spreche von der Kommunistischen Partei selbst. Das zeigte sich darin, daß die französische 

Kommunistische Partei – wenn auch in kleinerem Maße – die Märzfehler der deutschen Partei wie-

derholte. Die Internationale ist im allgemeinen eine wunderschöne Sache, und die Belehrung der ei-

nen Partei durch die andere ist auch ein unschätzbares Ding. Aber wir müssen sagen, daß jede Arbei-

terklasse die Tendenz besitzt, alle Fehler auf dem eigenen Buckel zu erproben. Die Internationale 

kann nur in der Richtung helfen, daß auf diesem Buckel weniger Narben bleiben, aber ganz ohne 

Narben geht die Geschichte nicht. 

Das sahen wir unlängst in Frankreich in der Hafenstadt Le Havre, wo die C. G. T. U., der Verband 

der revolutionären Gewerkschaften, der mit der Kommunistischen Partei in enger Beziehung steht, 

die Arbeiterklasse nach der Erschießung von drei aufständischen Arbeitern zum Generalstreik auf-

forderte. Aber von einem Generalstreik war keine Rede. Wenn in Deutschland im März an dem Ge-

neralstreik ein Viertel, ein Fünftel oder ein Sechstel der Arbeiterklasse beteiligt war, so beteiligte sich 

in Frankreich an dem allgemeinen Streik ein noch kleineres Bruchstück des französischen Proletari-

ats. Und wenn wir in den französischen Zeitungen die Berichte darüber lesen, wie das veranstaltet 

wurde, so müssen wir uns an den Kopf fassen, wie jung und unerfahren die Kommunistischen Par-

teien Westeuropas sind. 

Auf dem 4. Kongreß wird die französische Partei noch als eine innerlich uneinige Partei erscheinen, 

ungefähr ebenso, wie die deutsche KP auf dem 3. Kongreß erschien. Damals, im vorigen Jahre, spielte 

die Komintern eine große Rolle, indem sie die Wiederherstellung der [245] Einheit der Partei be-

schleunigte und zu ihrer Leistungsfähigkeit sehr viel beitrug. Ich glaube, daß die französische Partei 

jetzt ungefähr fünf Vierteljahre später in demselben Stadium ist, wie die deutsche Kommunistische 

Partei im vorigen Frühjahr. 

In Italien ist die Lage noch zugespitzter. Im September 1920 spaltete sich von der alten sozialistischen 

Partei der kommunistische Flügel ab, ungefähr in der Stärke eines Drittels der alten sozialistischen 

Partei, und die alte sozialistische Partei, d. h. das damalige Zentrum und der rechte Flügel, blieb 

weiter bestehen. Unter dem Angriff der Bourgeoisie, die die Vollzugsmacht in die Hände der Faszis-

ten legte, gingen die Reformisten immer mehr nach rechts und versuchten in die Regierung einzutre-

ten, Das führte zu einem Bruch des sogenannten rechten Flügels der sozialistischen Partei mit der 

sogenannten Serrati-Gruppe. Die Serrati-Partei beschloß auf ihrem Kongreß den Anschluß an die 
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Komintern. Auf dem Kongreß werden wir also zwei Parteien haben: unsere italienische Kommunis-

tische Partei und die Serrati-Partei, die nach einem langen Umwege jetzt wieder in die KI eintreten 

will. Die Mehrheit dieser Partei strebt zweifelsohne zu einer wirklichen revolutionären Arbeit. 

Einige Worte noch über England. Dort ist die Kommunistische Partei noch immer eine erfolgreich 

arbeitende Agitations- und Propagandagesellschaft und keine Partei, die die Massen hinter sich un-

mittelbar zusammenfassen könnte. Aber in England werden die Zustände immer günstiger für uns, 

sowohl innerhalb der Grenzen der Kommunistischen Partei, wie auch für die ganze Arbeiterklasse. 

Heute erhielten wir das Telegramm über den Rücktritt Lloyd Georges. Das war die einzige Regierung, 

die älter war als wir. Es stellt sich heraus, daß wir von allen Regierungen die stabilste sind. Das ist 

ein liebenswürdiges Geschenk von Lloyd George zu unserem Jubiläum, um uns nicht zu kränken. 

Das bedeutet augenscheinlich die Ausschreibung von Neuwahlen in England. Die Neuwahlen bedeu-

ten den Kampf der drei Hauptgruppierungen, der Konservativen, der Unionisten und der Unabhängi-

gen Liberalen, wobei es nicht ausgeschlossen ist, daß die Macht in die Hände einer Koalition der 

Arbeiterpartei mit den Unabhängigen Liberalen übergeht. 

In Frankreich gleicht die Politik des Nationalblocks an der Spitze mit Poincaré der Politik Lloyd 

Georges und unterscheidet sich in nichts von dieser. In den zwei größten Ländern Europas, in England 

und Frankreich, geht die Aenderung des Regimes vor sich. In England vollzieht sie sich jetzt, in 

Frankreich wird die Liquidierung jenes Regimes erst vorbereitet, das aus dem Kriege und aus dem 

Siege hervorging, und der innere Zerfall, die Erschütterung der Festigkeit jener Staaten, die nach dem 

Kriege wieder hergestellt oder halb wieder hergestellt wurden, erfolgt erst jetzt und eröffnet für die 

kommunistischen Parteien viel weitere Perspektiven. 

Aber alle diese grundlegenden Tatsachen, über die ich sprach, entspringen daraus, daß wir in Europa 

noch in der Periode der Vorbereitung der inneren Organisation der Kommunistischen Parteien sind, 

in der Periode ihrer Stählung und des Kampfes um den Einfluß auf die Arbeitermassen. Das bedeutet, 

daß wir, die Sowjetrepublik, den Kommunistischen Parteien Europas noch 1, 2, 3 Jahre zur Vorbe-

reitungsarbeit geben müssen, und diese Vorbereitungsarbeit ist viel schwerer als bei uns, weil der 

Feind dort viel klüger und vernünftiger ist; wir sehen in allen europäischen Ländern die Schaffung 

gegenrevolutionärer faszistischer Banden, was bei uns nicht war. Der [246] Faszismus hört auf, eine 

rein italienische Erscheinung zu sein. Er verbreitete sich in allen Ländern. In Deutschland ist es die 

Orgesch und jene Banden, die nur das Aushängeschild wechseln. In Frankreich existiert der Faszis-

mus unter dem Aushängeschild des Royalismus. In Frankreich gibt es eine royalistische Partei, an 

deren Spitze Leon Daudet, der Sohn des Schriftstellers Alfons Daudet, steht. Dieser Daudet ist ein 

tückischer Gauner, ungefähr wie unser Purischkewitsch. 

Dasselbe sehen wir in allen Ländern. Das bisher Gesagte gibt uns allein schon ein Bild über jene un-

geheuren Schwierigkeiten, durch die sich die Kommunistischen Parteien durchschlagen müssen, auch 

nachdem sie die Mehrheit der Arbeiterklasse erobert haben. Sie haben sie aber noch nicht erobert. Sie 

müssen es erst tun. Wir stehen also vor einem absolut nicht hoffnungslosen, aber vor einem langwie-

rigen Prozeß. 

Parallel damit auch der großzügige Prozeß unserer sozialistischen Akkumulation, unseres sozialisti-

schen Aufbaues vor sich gehen, und aus diesem Grunde müssen wir auf allen Linien von der provi-

sorischen Lebensweise zu einer festen, auf die Dauer berechneten Lebensart übergehen und von der 

Arbeit aufs Geratewohl zu einer systematischen, methodischen Arbeit. Wir müssen von unserer ab-

soluten Universalität zur Spezialisierung übergehen, zur Vervollkommnung unserer Kenntnisse auf 

allen Gebieten. 

Auf dem 4. Kongreß der Komintern, wo wir die internationale Lage noch einmal einschätzen werden, 

werden wir sagen, daß wir fest auf unseren Füßen stehen; und das konnten wir erstens, weil wir es 

gelernt haben, mit der Sowjetmacht umzugehen und zu manövrieren, und zweitens, weil wir lernen, 

das Grundkapital unserer Partei zu beherrschen. Eine neue Regierungsmacht wird auf dem europäi-

schen Horizont nicht früher als nach einigen, vielen Monaten, oder nach einigen, wenigen Jahren 
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entstehen, und wir werden unter bedeutend besseren Verhältnissen arbeiten können, als in den letzten 

fünf Jahren; dennoch sind wir nicht versichert gegen neue Rückfälle der kapitalistischen Raserei, 

sogar gegen Erneuerung der Kriege. Heute kann die Verschärfung des revolutionären Druckes in 

Europa zum Signal eines neuen Ueberfalles auf Sowjetrußland werden. Die Praxis der Entstehung 

der proletarischen Macht in Deutschland – und die Geschichte wird sich aus diesem Knäuel augen-

scheinlich doch auf dem Wege von Rußland über Deutschland nach dem Westen entwirren – stellt 

uns vor Aufgaben, die weit über die Grenzen unseres inneren Aufbaues hinausgehen. Zur Lösung 

dieser Aufgaben ist die Auffrischung unserer Partei, die Schaffung einer mächtigen jugendlichen Re-

serve notwendig. Und wenn wir den kommunistischen Parteien wiederholen werden: „Ihr, europäi-

sche Kommunisten, müßt, bevor Ihr die Macht übernehmt, zu den Massen gehen, Ihr müßt Eure Feh-

ler zu korrigieren lernen, Ihr müßt die Massen zu beeinflussen lernen!“, dann müssen wir unserer 

eigenen Partei sagen: „Vor uns steht eine junge Partei, die wir in unseren Händen halten müssen zur 

Behauptung unserer Sowjetzitadelle, bis die proletarische Revolution sich auf Europa und dann auf 

die ganze Welt erstreckt.“ [247] 

* 

Marxismus und Aufstand.  
Von N. L e n i n. 

Die vorliegende Arbeit Lenins ist ein Brief, den er im September 1917, ungefähr einen Monat 

vor der Uebernahme der Macht, aus seinem illegalen Unterkunftsort, wo er sich infolge der Ver-

folgungen der sozialrevolutionär-menschewistischen Kerenski-Regierung, aufhielt, an das Zent-

ralkomitee der Bolschewiki schrieb. Der Aufsatz Lenins gibt außer rein theoretisch wertvollen 

Feststellungen ein klares Bild der Bedingungen der bolschewistischen Taktik, gerade in den Ta-

gen der Oktoberrevolution. Der Kompromißvorschlag der Bolschewiki an die Menschewiki und 

S. R., den Lenin erwähnt, war der Vorschlag, eine Regierung der Räteparteien mit Unterstützung 

der Bolschewiki zu bilden, also die Forderung des Bruches mit der Bourgeoisie, mit der Koali-

tionspolitik. Die Redaktion. 

Zu den böswilligsten und vielleicht meistverbreitetsten Verfälschungen des Marxismus durch die herr-

schenden „sozialistischen“ Parteien gehört die opportunistische Lüge, daß es „Blanquismus“ sei, wenn 

man einen Aufstand vorbereitet und überhaupt, wenn man den Aufstand als eine Kunst betrachtet. 

Der Führer des Opportunismus, Bernstein, hat schon dadurch, daß er den Marxismus des Blanquis-

mus bezichtigte, einen traurigen Ruhm erworben, und die heutigen Opportunisten erneuern und „be-

reichern“ die armseligen „Ideen“ Bernsteins eigentlich nicht um ein Jota, wenn sie über Blanquismus 

zetern. 

Die Marxisten dafür des Blanquismus zu bezichtigen, daß sie den Aufstand als eine Kunst betrachten! 

Kann es eine empörendere Verzerrung der Wahrheit geben, da doch kein einziger Marxist das ver-

leugnen wird, daß eben Marx sich in der bestimmtesten, präzisesten und nicht zu mißverstehenden 

Weise über diese Dinge ausgesprochen hat, indem er den Aufstand eben als K u n s t  bezeichnet hat, 

indem er sagte, daß man den Ausstand als eine Kunst betrachten müsse, daß man den ersten Erfolg 

e r o b e r n  und von Erfolg zu Erfolg schreiten müsse, ohne d i e  O f f e n s i v e  gegen den Feind ein-

zustellen, unter Ausnutzung seiner Verwirrung usw. 

Ein Aufstand muß, wenn er erfolgreich sein soll, sich nicht auf eine Verschwörung, nicht auf eine Partei, 

sondern auf die vorgeschrittenste Klasse stützen. Das zum ersten. Ein Aufstand muß sich auf den revo-

lutionären Aufschwung des Volkes stützen. Das zum zweiten. Ein Aufstand muß sich stützen auf einen 

solchen W e n d e p u n k t  in der Geschichte einer anwachsenden Revolution, wo die Aktivität der 

vordersten Reihen des Volkes am größten, wo die S c h w a n k u n g e n  in den Reihen der Feinde und 

i n  d e n  R e i h e n  d e r  s c h w ä c h l i c h e n, h a l b e n, u n e n t s c h l o s s e n e n  F r e u n d e  d e r  R e -

v o l u t i o n  am größten sind. Das zum dritten. Eben durch diese drei Bedingungen bei der Behandlung 

der Frage des Aufstandes unterscheidet sich der Marxismus vom Blanquismus. 

Aber wenn einmal diese Bedingungen vorhanden sind, so heißt es, den Marxismus verraten und die 

Revolution verraten, wenn man darauf verzichtet, den Ausstand als eine K u n s t  zu betrachten. 
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Um zu beweisen, warum man eben den gegenwärtigen Augenblick als einen solchen bezeichnen muß, 

wo die Partei v e r p f l i c h t e t  i s t, [248] den A u f s t a n d  als durch den Gang der objektiven Ereig-

nisse auf die Tagesordnung gestellt zu betrachten und den Aufstand als eine Kunst anzusehen, um 

das zu beweisen, ist es wohl am besten, die vergleichende Methode anzuwenden und den 3. und 4. 

Juli den Septembertagen entgegenzuhalten. 

Am 3. und 4. Juli konnte man, ohne die Wahrheit zu verletzen, die Frage so stellen: es wäre richtiger 

gewesen, die Macht zu übernehmen, denn im anderen Falle würden die Feinde uns ohnehin des Auf-

standes anklagen und uns als Rebellen unterdrücken. Aber daraus konnte man damals keine Begrün-

dung für die Uebernahme der Macht herleiten, denn damals waren die objektiven Bedingungen für 

den Sieg des Aufstandes nicht vorhanden. 

1. Hinter uns stand noch nicht die Klasse, die die Vorhut der Revolution darstellt. 

Wir hatten noch keine Mehrheit unter den Arbeitern und Soldaten der Hauptstädte. Jetzt haben wir 

sie in beiden Räten. Sie ist geschaffen n u r  durch die Geschichte des Juli und August, durch die 

Erfahrung mit der „Unterdrückung“ der Bolschewiki und der Erfahrung des Kornilow-Putsches. 

2. Ein allgemeiner revolutionärer Aufschwung des Volkes war noch nicht da. Jetzt ist er nach dem 

Kornilow-Putsch da. Die Provinz und die Uebernahme der Macht durch die Räte an vielen Orten 

beweisen das. 

3. S c h w a n k u n g e n  in einem ernsten und allgemeinpolitischen Umfange unter unseren Feinden 

und unter dem unentschlossenen Kleinbürgertum waren noch nicht da. Jetzt sind gigantische Schwan-

kungen da: unser Hauptfeind, der alliierte und der internationale Imperialismus, denn die „Alliierten“ 

stehen an der Spitze des internationalen Imperialismus, unter Hauptfeind s c h w a n k t  zwischen dem 

Krieg bis zum siegreichen Ende und dem Separatfrieden gegen Rußland. Unsere kleinbürgerlichen 

Demokraten, die offenkundig die Mehrheit im Volke verloren haben, fangen an gigantisch zu schwan-

ken, indem sie sich vom Block, d. h. von der Koalition mit den Kadetten lossagen. 

4. Darum wäre ein Ausstand am 3. und 4. Juli ein Fehler gewesen: wir hätten die Macht weder phy-

sisch noch politisch halten können. Physisch, obgleich Petersburg sich in manchen Augenblicken in 

unseren Händen befand, denn unsere Arbeiter und Soldaten würden damals nicht um den Besitz Pe-

tersburgs g e k ä m p f t  haben und dafür g e s t o r b e n  sein: eine solche „Verbiesterung“, ein solch 

überschäumender Haß gegen die Kerenski und gegen die Zeretelli und Tschernow war noch nicht 

vorhanden; unsere Leute waren noch nicht durch die Erfahrung der Verfolgungen der Bolschewiki 

unter Anteilnahme der Sozialrevolutionäre und Menschewiki gestählt worden. 

Politisch hätten wir die Macht am 3. und 4. Juli nicht gehalten, denn die Armee und die Provinz 

konnten b i s  z u m  K o r n i l o w-P u t s c h  gegen Petersburg marschieren und wären auch marschiert. 

Jetzt ist das Bild ein ganz anderes: 

Hinter uns steht die Mehrheit d e r  K l a s s e, die die Vorhut der Revolution und die Vorhut des Volkes 

ist fähig, die Massen mitzureißen. 

Hinter uns steht die M e h r h e i t  des Volkes, denn der Rücktritt Tschernows ist weitaus nicht das 

einzige, aber das sichtbarste und anschaulichste Anzeichen dessen, daß das Bauerntum vom Block 

der SR [249] (und von den SR selbst) k e i n  L a n d  b e k o m m e n  wird. Das ist der Zentralpunkt des 

Volkscharakters der Revolution. 

Für uns ist der Vorteil der Lage einer Partei, die ihren Weg genau kennt, während der g a n z e  I m -

p e r i a l i s m u s  und der ganze Block der Menschewiki und Sozialrevolutionäre unerhörte Schwan-

kungen durchmachen. 

D e r  S i e g  i s t  u n s  s i c h e r, denn das Volk ist der Verzweiflung schon ganz nahe, und wir zeigen 

dem ganzen Volke einen sicheren Ausweg, nachdem wir in den „Kornilow-Tagen“ dem ganzen 

Volke die Bedeutung unserer Führung gezeigt haben, weiter den Blockleuten ein Kompromiß vorge-

schlagen und von ihnen e i n e  A b s a g e  e r h a l t e n  h a b e n, wobei sie nicht aufhörten, zu schwan-

ken. 
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Der größte Fehler wäre es, zu glauben, daß unser Kompromißvorschlag n o c h  nicht abgeschlagen 

ist, daß die „Demokratische Konferenz“ ihn noch annehmen kann. Das Kompromiß war vorgeschla-

gen v o n  P a r t e i  z u  P a r t e i e n, anders konnte es nicht vorgeschlagen werden. Die Parteien haben 

es abgeschlagen. Die Demokratische Konferenz ist nur eine K o n f e r e n z, und nichts mehr. Man 

darf eines nicht vergessen: in ihr ist die M e h r h e i t  des revolutionären Volkes, das ärmste und ver-

bitterte Bauerntum nicht vertreten. Diese Konferenz ist eine Konferenz der M i n d e r h e i t  d e s  

V o l k e s  – man darf diese offenkundige Wahrheit nicht vergessen. Der größte Fehler, der größte 

parlamentarische Kretinismus wäre es unsererseits, die Demokratische Konferenz als ein Parlament 

zu betrachten, denn sogar w e n n  sie sich zum Parlament und zum souveränen Parlament der Revo-

lution erklären wollte, so e n t s c h e i d e t  sie noch n i c h t s: die Entscheidung liegt a u ß e r h a l b  

v o n  i h r, in den Arbeitervierteln Petersburgs und Moskaus. 

Wir haben alle objektiven Voraussetzungen eines erfolgreichen Aufstandes. Wir haben ausnahms-

weise Vorteile der Lage, wo n u r  unser Sieg im Aufstande den Schwankungen, deren das Volk müde 

ist, den Schwankungen, dieser qualvollsten Sache in der Welt, ein Ende machen wird: wo n u r  u n -

s e r  S i e g  im Aufstande das Spiel mit dem Separatfrieden gegen die Revolution beendigen wird, 

dadurch b e e n d i g e n  w i r d, daß wir offen einen vollständigeren, gerechteren, näheren Frieden 

z u m  N u t z e n  der Revolution vorschlagen werden. 

Nur unsere Partei endlich k a n n  nach dem Sieg im Aufstande Petersburg retten, denn wenn unser 

Friedensvorschlag abgeschlagen sein wird, und wir nicht einmal einen Waffenstillstand erhalten wer-

den, so sind auch wir für die „Landesverteidigung“, dann stellen wir uns a n  d i e  S p i t z e  d e r  

K r i e g s p a r t e i e n, dann werden wir die „a l l e r k r i e g e r i s c h s t e“ Partei sein; wir werden den 

Krieg wirklich revolutionär führen. Wir werden den Kapitalisten alles Brot und alle Stiefel abnehmen. 

Wir werden ihnen die Rinden lassen, wir werden sie mit Bastschuhen bekleiden. Wir werden alles 

Brot und alle Stiefel an die Front geben. 

Und wir werden dann Petersburg halten. 

Die Kraftquellen eines wirklich revolutionären Krieges, sowohl die materiellen, als auch die geisti-

gen, sind in Rußland noch unermeßlich groß: 99 Aussichten von 100 sind dafür, daß die Deutschen 

uns mindestens einen Waffenstillstand geben werden. Und einen Waffenstillstand jetzt zu bekom-

men, das heißt schon d i e  g a n z e  Welt besiegen. 

* 

[250] Wenn wir uns dessen bewußt sind, daß ein Aufstand der Arbeiter Petersburgs und Moskaus zur 

Rettung der Revolution und zur Rettung vor der „separaten“ Aufteilung Rußlands durch die Imperi-

alisten beider Koalitionen unbedingt notwendig ist, so müssen wir erstens unsere politische Taktik in 

der Konferenz den Bedingungen des anwachsenden Ausstandes anpassen; wir müssen, zweitens, be-

weisen, daß wir den Gedanken Marxens von der Notwendigkeit, den Aufstand als eine Kunst zu 

betrachten, nicht nur mit Worten anerkennen. 

Wir müssen in der Konferenz sofort eine Fraktion der Bolschewiki zusammenfassen, ohne nach der 

Zahl zu jagen, ohne zu fürchten, die Schwankenden im Lager der Schwankenden zu lassen; sie sind 

dort der Sache der Revolution nützlicher als im Lager der entschlossenen und opferbereiten Kämpfer. 

Wir müssen eine kurze Erklärung der Bolschewiki verfassen und in der entschiedensten Weise betonen, 

daß lange Reden nicht am Platze sind, daß „Reden“ überhaupt nicht am Platze sind, daß unmittelbare 

Taten zur Rettung der Revolution notwendig sind, daß der vollständige Bruch mit der Bourgeoisie, die 

vollständige Absetzung der ganzen jetzigen Regierung, der vollständige Bruch mit den englisch-fran-

zösischen Imperialisten, die eine „separate“ Aufteilung Rußlands vorbereiten, absolut notwendig sind, 

daß der unmittelbare Uebergang der ganzen Macht in die Hände der r e v o l u t i o n ä r e n  D e m o -

k r a t i e  m i t  d e m  r e v o l u t i o n ä r e n  P r o l e t a r i a t  a n  d e r  S p i t z e  notwendig ist. 

Unsere Erklärung muß diese Folgerung in der kürzesten und schärfsten Weise und in Verbindung mit 

folgenden Programmprojekten formulieren: Friede den Völkern, das Land den Bauern, Konfiskation 
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der skandalösen Profite und die Verhinderung der skandalösen Sabotage der Produktion durch die 

Kapitalisten. 

Je kürzer, je schärfer die Deklaration sein wird, desto besser. In ihr muß man noch klar auf zwei sehr 

wichtige Punkte hinweisen: 

Das Volk ist des Schwankens müde, das Volk ist durch die Unentschlossenheit der Sozialrevolutio-

näre und Menschewiki zermartert worden; wir brechen mit diesen P a r t e i e n  endgültig, denn sie 

haben die Revolution verraten. 

Und ein anderes: Wenn wir sofort den Frieden ohne Annexionen vorschlagen, sofort mit den alliierten 

Imperialisten und jeglichen Imperialisten brechen, so werden wir sofort bekommen: entweder den 

Waffenstillstand oder den Uebergang des revolutionären Proletariats auf die Seite der Landesvertei-

digung und einen wirklich gerechten, wirklich revolutionären Krieg, der unter seiner Leitung von der 

revolutionären Demokratie geführt werden wird. 

Wenn wir diese Erklärung vorgelesen haben, wenn wir aufgefordert haben, zu b e s c h l i e ß e n  und 

nicht zu reden, zu h a n d e l n  und nicht Resolutionen zu schreiben, müssen wir unsere ganze Fraktion 

i n  d i e  B e t r i e b e  u n d  i n  d i e  K a s e r n e n  s c h i c k e n: dort ist ihr Platz, dort ist der Nerv des 

Lebens, dort ist die Quelle der Rettung der Revolution, dort ist der Motor der Demokratischen Kon-

ferenz. 

Dort müssen wir in heißen, leidenschaftlichen Reden unser Programm erklären und die Frage so stel-

len: entweder seine v o l l s t ä n d i g e  Annahme durch die Konferenz oder der Aufstand. Ein Mittleres 

gibt es nicht. Warten ist unmöglich. Die Revolution geht verloren. 

[251] Wenn wir die Frage so stellen, wenn wir die ganze Fraktion in den Betrieben und den Kasernen 

konzentrieren, werden wir d e n  A u g e n b l i c k  f ü r  d e n  B e g i n n  d e s  A u f s t a n d e s  r i c h t i g  

a b s c h ä t z e n  k ö n n e n. 

Und um sich zum Aufstand marxistisch zu verhalten, d. h., wie zu einer Kunst, müssen wir zu gleicher 

Zeit, ohne eine Minute zu verlieren, einen S t a b  der aufständischen Truppen organisieren, die Kräfte 

verteilen, die zuverlässigen Regimenter nach den wichtigsten Punkten senden, das Alexandrinische 

Theater*) umzingeln, die Peter-Pauls-Festung besetzen, den Generalstab und die Regierung verhaften, 

gegen die Junker und die wilde Division solche Truppen schicken, die fähig sind, zu sterben, aber 

den Feind nicht nach den Zentren der Stadt zu lassen; wir müssen die bewaffneten Arbeiter mobili-

sieren, sie zum entscheidenden letzten Kampf aufrufen, sofort Telegraph und Telephon besetzen, 

u n s e r e n  Revolutionsstab in der Zentralen Telephonstation einrichten, alle Betriebe, alle Regimen-

ter, alle Punkte des bewaffneten Kampfes mit ihm telephonisch verbinden usw. 

Das ist alles natürlich nur beispielsweise, nur als I l l u s t r a t i o n  dessen, daß man im gegenwärtigen 

Augenblick nicht dem Marxismus treu bleiben kann, nicht der Revolution treu bleiben kann, w e n n  

m a n  d e n  A u f s t a n d  n i c h t  a l s  e i n e  K u n s t  b e t r a c h t e t. 

* 

Die Krise in der Tschechoslowakei und die Situation in der KPTsch.  
Von H e i n r i c h  B r a n d l e r. 

I. 

Der tschechoslowakische Staat ist das künstliche Produkt der Friedensmacher von Versailles. Er 

wurde geschaffen, um Frankreich einen Degen gegen Rußland und Deutschland in die Hand zu geben. 

Frankreich, das die Vorherrschaft in Europa anstrebt, setzte bei den Friedensschlüssen durch, daß die 

auseinanderstrebenden Elemente der alten österreich-ungarischen Monarchie unterstützt wurden, die 

durch die Politik der ehemaligen Machthaber zu ihnen in Gegensatz geraten waren und der Auflösung 

der Monarchie in ihre nationalen Gruppen zustrebten. Die Friedensmacher von Versailles verstanden 

 
*) Damals der Tagungsort der Demokratischen Konferenz. 
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es, an die nationalen Instinkte und Interessen der Bourgeoisie anzuknüpfen. Sie schlugen dadurch 

zwei Fliegen mit einer Klappe. Mit der „nationalen Befreiung“ drängten sie den sozialen Konflikt 

zurück. Durch Begünstigung der bürgerlich-nationalistischen Elemente bei der neuen Staatenbildung 

schufen sie sich positive Kräfte gegenüber den Restaurationsversuchen der Habsburgischen Haus-

macht, sowie den zentrifugalen Tendenzen des alten Wirtschaftsgebietes der Donaumonarchie. Unter 

Ausnützung dieser Kräfte gelang es, in Polen unter der scheinheiligen Maske der „Befreiung des 

unterdrückten Polen“ und in Böhmen durch die Grün-[252]dung, des tschechoslowakischen Staats 

mit der ebenso scheinheiligen Maske der „Befreiung der unterdrückten Tschechen“ zwei Vasallen-

staaten zu schaffen als Werkzeuge der französischen imperialistischen Machtpolitik. 

Die polnisch-nationalistische Bourgeoisie war im Kriege zum Teil mit den Hohenzollern und Habs-

burgern zusammengegangen im „Befreiungskrieg wider den russischen Zarismus“. Erst nach dem 

Sieg der proletarischen Revolution in Rußland schwenkte die polnische Bourgeoisie ins Lager der 

Entente. Anders die tschechische Bourgeoisie. Die führenden Nationaltschechen, die Kramarsch und 

Masarik, kämpften schon während des Weltkrieges im Lager der Entente. Nach der Oktoberrevolu-

tion in Rußland verbündeten sie sich mit der russischen Konterrevolution und kämpften hartnäckig 

im Dienste der ententistischen Gegenrevolution gegen die siegreiche Arbeiter- und Bauernmacht. Die 

tschechischen Legionen waren in der ersten Periode die gefährlichsten Feinde der Sowjetmacht. Für 

diese Dienste, die die tschechischen Nationalisten Frankreich während und nach dem Kriege geleistet 

haben, wurden sie bei der Zerstückelung der alten österreich-ungarischen Monarchie reichlich be-

lohnt. Der tschechoslowakische Staat bekam den größten Länderfetzen aus der Konkursmasse, der 

von der deutschen bis zur rumänischen Grenze reicht. 75 Prozent der alten österreichischen Industrie 

wurden dem tschechischen Staat einverleibt. Große nationale deutsche und magyarische Minderhei-

ten wurden unter die Herrschaft der tschechischen Bourgeoisie gestellt. Dadurch wurde der tschecho-

slowakische Staat schon in seinen Grundlagen so aufgebaut, daß er wirtschaftlich und politisch von 

der Entente und vor allem von Frankreich abhängig ist. 

Die starken nationalen Minderheiten zwingen die tschechische Bourgeoisie zur Aufrechterhaltung 

einer starken Heeresmacht. 70 Proz. des Kapitals sind in den Händen der ehemals herrschenden deut-

schen Bourgeoisie. Die tschechische Bourgeoisie, die jetzt über die Staatsgewalt verfügt, kämpft ei-

nen zähen, erbitterten Kampf zur Uebereignung des Eigentums der deutschen Bourgeoisie. Das 13-

Millionen-Volk verfügt über eine Industrie, die, wenn sie voll beschäftigt ist, ein 60-Millionen-Volk 

versorgen könnte. Sie ist also auf den Export angewiesen. Die im Kriege ruinierten mitteleuropäi-

schen Staaten sind kein profitables Absatzgebiet für die tschechische Industrie, ebensowenig die Bal-

kanländer. Den russischen Markt opferte die tschechische bourgeoise Staatspolitik, indem sie weiter-

hin im Schlepptau Frankreichs sowjetfeindliche Wirtschaftspolitik zu treiben gezwungen ist. Solange 

die tschechische Valuta noch stark unterwertig, der deutschen und österreichischen gleich stand, war 

die tschechische Industrie noch einigermaßen konkurrenzfähig. Die Hebung des Kronenkurses um 

das Vierfache im Verlaufe eines Jahres führte jedoch zu einer Krise, die das ganze Staatsgetriebe zu 

sprengen droht. 

Der tschechische Staat gehört mit zu jenen Staaten, die fast ohne Schulden dastehen. Die Staatsfinan-

zen waren in „bester Ordnung“. Die Finanzpolitik der Koalitionsregierung unter Benesch und Rasin 

begann jedoch Deflationspolitik zur Hebung des Kronenkurses zu treiben. Im Inland und Ausland 

wurden die tschechischen Banknoten eingezogen, die Staatsausgaben durch Kürzung der Arbeiter- 

und Angestelltenlöhne des Staates vermindert, was gestützt durch Spekulationen von Bankkonzernen 

der Entente tatsächlich zu einer Steigerung des [253] Kronenkurses führte. Diese erstrebte Wirkung 

hat aber Begleiterscheinungen gebracht, die den Staat von einer Krise in die andere werfen. Die Zahl 

der Arbeitslosen beträgt 700.000, die Zahl der Kurzarbeiter 1½ Millionen. Ueberall ist das Unterneh-

mertum bestrebt, die Lasten der Krise auf die Arbeiterschaft abzuwälzen. Der Kollektivvertrag der 

nordböhmischen Textilarbeiter ist gekündigt worden. In der Ostrauer chemischen Industrie wurden 

1200 Arbeiter entlassen. Im Kladnower Kohlenbergbau werden nur drei bis vier Schichten wöchent-

lich verfahren, Der Kollektivvertrag der nordböhmischen Glasindustrie wurde gekündigt, ebenso alle 

Kollektivverträge der Porzellanindustrie. Die Kollektivverträge der Bekleidungsindustrie in Nord- 
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und Westböhmen wurden gekündigt. Sämtliche Arbeiter (2500) des Freistädter Eisenwerkes, das 

stillgelegt wurde, wurden entlassen. Der Verband der Industriellen in Nordmähren und Schlesien 

kündigt sämtliche Kollektivverträge, wovon 40.000 Arbeiter betroffen werden. Das Eisenwerk in 

Korompa, das größte Werk der Slowakei, stellt den Betrieb ein. In der chemischen Industrie sind alle 

Lohnverträge zum 30, Oktober gekündigt. Sämtliche Glashütten im Haydaer Industriegebiet Nord-

böhmens werden gelöscht. In Zwickau wurde die Einstellung aller Betriebe der Textilindustrie ange-

kündigt. Die Wittkowitzer Eisenwerke führen eine Lohnreduktion von 30 Proz. durch. Die Bergbau-

unternehmer kündigten zum 1. Oktober die Entlassung von 10.000 Arbeitern an. Der Abwehrstreik 

ging verloren. 

Wir könnten die Liste der Betriebs-Einstellungen und -Einschränkungen, der Lohnkürzungen und 

Arbeitszeitverlängerungen noch fortsetzen. Wir haben nur die wichtigsten herausgesucht. Die brutale 

Offensive der Unternehmer zwingt die Arbeiter zum Abwehrkampf. Die Gewerkschaften versagen 

vollständig. Trotzdem flammen im ganzen Lande immer wieder Abwehrstreiks, Demonstrationen, 

Massenkundgebungen der Arbeiter auf, die jedoch wegen ihrer Zersplitterung und des Verharrens im 

reinen Lohnkampf nicht imstande sind, die Folgen der Unternehmeroffensive abzuwehren. Die deut-

sche und tschechische Sozialdemokratie tut gleichfalls nichts gegen diese unerträglichen Nöte der 

Arbeiter. Die tschechischen Sozialdemokraten und Nationalsozialisten sind die stärksten Stützen der 

alten und neuen Regierung. Die alte Regierung, die von Benesch und Rasin geführt wurde, ist ersetzt 

worden durch eine Regierung, an deren Spitze Svehla, ein Bauernbündler, steht. Benesch und Rasin 

gehören aber dem neuen Kabinett an. Die Außenpolitik wird weiter von Benesch, der den Beinamen 

des „tschechischen Bismarck“ erhalten hat, geführt. Rasin bleibt weiter Finanzminister, der schon im 

alten Kabinett die Politik der Steigerung des Kronenkurses führte und sie im neuen weiterführt, was 

eine weitere Zuspitzung der Lage bringen muß. Der Regierungswechsel bringt keinerlei Systemwech-

sel. Svehla, der „starke Mann“, steht Problemen gegenüber, an denen seine bauernschlaue skrupellose 

Opportunitätspolitik scheitern muß. 

Die außenpolitische Geschäftigkeit Beneschs war im September großen Schichten in ihrer ganzen 

Gefährlichkeit zum Bewußtsein gekommen. Der Orientkonflikt zeigte der Tschechei, daß die Ge-

schäftigkeit in der Außenpolitik durch ihren Liebling Benesch sie in kriegerische Abenteuer stürzen 

kann. Nach dem Marienbader Abkommen, das er mit Jugoslawien getroffen hat, ist die Tschechoslo-

wakei zur militärischen Unterstützung Jugoslawiens verpflichtet. Durch das Abschwenken Jugo-

[254]slawiens von der französischen Orientierung zur englischen geriet Benesch in Gegensatz zur 

französischen Machtpolitik. In der Javorinfrage flammte der nur schlecht verhüllte Gegensatz mit 

Polen auf. Die beschäftigungslose Industrie strebt nach dem russischen Markt, die Außenpolitik Be-

neschs ist aber sowjetfeindlich orientiert. Die Wrangelsoldaten werden immer noch auf Staatskosten 

verpflegt. Die russischen Konterrevolutionäre finden bei Benesch Asyl und Unterstützung. Die Ver-

öffentlichungen aus dem Archiv der Zentrale der S.-R. lieferten bündige Beweise. Die tschechoslo-

wakische Regierung hat eine so schmale Basis wie keine andere Regierung, weil die tschechische 

und deutsche Bourgeoisie national gespalten ist und weil die stärkste Regierungsstütze, die Sozialde-

mokratische Partei, nur noch eine Scheinmacht ist, die durch das Abwandern ihrer Mitglieder in die 

Kommunistische Partei nur noch Inhaber der Parlamentsmandate ist, denen die Kraft in der Bevölke-

rung fehlt. 

Auch die nationalsozialistische Partei ist aufs ernsteste erschüttert. Unter den Auswirkungen der Krise 

beginnt sich die nationalsozialistische Partei zu zersetzen. Der proletarische Teil besinnt sich immer 

mehr auf seine Klassenzugehörigkeit. Ein Teil der kleinbürgerlichen Intelligenz beginnt unter dem 

Druck der Auswirkungen der Krise die proletarischen Klassenforderungen zu unterstützen. Die Spal-

tung der nationalsozialistischen Partei droht auch diese Partei auszuschalten. 

II. 

Die Arbeiterschaft in der Tschechoslowakei steht unter dem schärfsten Druck der Unternehmeroffen-

sive. Ueberall werden ihnen die winzigen Errungenschaften der Nachkriegszeit entwunden. Diese 

Zeit der höchsten Bedrängnis der Arbeiterschaft benützen die der Amsterdamer Internationale 
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angehörigen Gewerkschaftsführer, um die tschechischen Gewerkschaften zu spalten und die Arbei-

terschaft dadurch noch widerstandsunfähiger zu machen gegenüber den Arbeiterentlassungen, Lohn-

reduzierungen und der Arbeitszeitverlängerung. 

Die Revolutionierung der Gewerkschaften vollzieht sich sehr rasch, ist aber nicht auf eine zähe orga-

nisierte Fraktionstätigkeit der Kommunisten zurückzuführen, sondern ist lediglich ein Ergebnis des 

Zusammenbruchs der Amsterdamer Gewerkschaftstaktik. Nicht nur Ortsgruppen, sondern die bedeu-

tendsten Zentralorganisationen haben sich auf Grund der Erfahrung von den Amsterdamern abge-

wandt und der RGI angeschlossen. Schon auf dem Gewerkschaftskongreß im Februar d. J. wäre es 

bei planmäßiger und zielklarer Arbeit der Kommunisten möglich gewesen, eine Mehrheit für die rote 

Gewerkschaftsarbeit zu erzielen. Die Disziplinlosigkeit des Landarbeiterverbandes unter Führung 

von Bolen schwächte die Anhänger der RGI um über 40 Mandate. Die Sabotage der Fraktionsbildung 

durch KAP-istische Elemente, die den Austritt aus den Gewerkschaften der zähen Eroberungsarbeit 

vorzogen, trug ein übriges dazu bei, daß die Amsterdamer noch einmal eine schwache Mehrheit er-

reichen konnten. Nach dem Gewerkschaftskongreß ging die Revolutionierung der Gewerkschaften 

fast automatisch weiter. Der Holzarbeiter-Verbandstag beschloß mit Vierfünftel-Majorität, sich von 

den Amsterdamern abzuwenden und der RGI anzuschließen. Diese Beschlüsse wurden alle unter 

strengster Beachtung der Arbeiterdemokratie durchgeführt. Die Minderheit, die sich nicht für den 

Anschluß an die RGI entschloß, dachte nicht daran, deshalb die [255] Gewerkschaften zu spalten. 

Den T a y e r l e  und Konsorten blieb es vorbehalten, die Spaltung planmäßig zu organisieren. Sie 

schloß den Holzarbeiterverband wegen seines Beschlusses, sich zu den Grundsätzen der RGI zu be-

kennen, aus der tschechischen Landeszentrale aus. Als die übrigen Verbände gegen diese Zerstörung 

der Gewerkschaften protestierten, wurden auch die Protestierenden ausgeschlossen, unter ihnen der 

Chemikerverband, der mit zu den größten Organisationen der Tschechoslowakei gehört. 

Die Gewerkschaftskommission begnügte sich jedoch nicht damit, die einzelnen protestierenden Zent-

ralverbände aus der Landesgewerkschaftszentrale auszuschließen, sondern forderte zur Spaltung der 

einzelnen Zentralverbände und Ortsgruppen auf. 

Die Anhänger der RGI hatten sich trotz ihrer Gegnerschaft zu den Amsterdamer Gewerkschaftsme-

thoden, solange sie die Minderheit waren, den Mehrheitsbeschlüssen gefügt, um die Einheit der Ge-

werkschaftsbewegung nicht zu zerstören. Die Amsterdamer fügten sich den Mehrheitsbeschlüssen 

nicht, sondern gingen sofort an die Zertrümmerung der Gewerkschaften in dem Augenblick, wo sie in 

die Minderheit gerieten und sie nicht mehr beherrschen konnten, um sie der Bourgeoisie auszuliefern. 

III. 

Die Arbeitslosigkeit, die wirtschaftliche Not und die Zerstörungstätigkeit der Amsterdamer, das sind 

die Probleme, vor die die Kommunistische Partei der Tschechoslowakei gestellt ist. 

Die Kommunistische Partei wurde erst vor einem Jahr gegründet. Es gelang, über alle nationalen 

Gegensäte hinweg die ungeheure Mehrheit der deutschen, tschechischen und magyarischen Mitglie-

der der Sozialdemokratischen Partei in die Kommunistische Partei hinüberzuführen. Die Entwicklung 

zum Kommunismus begann in dem deutschsprachigen Gebiet, das am meisten unter der Krise, dem 

politischen Druck und dem Verrat der sozialdemokratischen Führung zu leiden hatte. In dem tsche-

chischen Gebiet vollzog sich dieser Prozeß langsamer. Ein Teil der tschechischen Arbeitermassen 

blieb eine Zeitlang noch unter dem Bann der nationalistischen Phrase. Unter den Folgen der Wirt-

schaftskrise und unter der Auswirkung der Zusammenarbeit der tschechischen Sozialdemokraten mit 

der Bourgeoisie erwachten auch die tschechischen Arbeiter zum Klassenbewußtsein und fanden den 

Weg zur Kommunistischen Partei und zur Kommunistischen Internationale. 

Smeral, der zwanzig Jahre an führender Stelle in der tschechischen Sozialdemokratie tätig war und 

zu ihren klügsten Taktikern gehört, machte diesen Weg mit. Die Sorge, daß breitere Arbeitermassen 

national noch sehr empfindlich gestimmt seien, machte ihn zum Exponenten jener Zauderpolitik, die 

die Bildung der Kommunistischen Partei verzögerte. Smeral fand im Gegensatz zu den übrigen tsche-

chischen Führern der Sozialdemokratie den Weg zum Kommunismus, obgleich er ihn behutsam und 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 718 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

nicht ohne Widerstände ging, weil er schon im Kriege im Gegensatz zu den tschechisch-national 

orientierten Sozialdemokraten geriet. Im Kriege war Smeral Exponent jener Gruppe, die nicht tsche-

chisch-national und ententefreundlich orientiert war, sondern von der Bourgeoisie wegen Unterstüt-

zung der Mitteleuropapolitik der österreichischen Sozialdemokratie als groß-österreichisch und 

tschechisch-antinational bezeichnet wurde. 

[256] Dieser Gegensatz zur tschechischen Bourgeoisie und zu den tschechischen Nationalisten wäh-

rend des Krieges ließ ihn schon frühzeitig das Klassenverräterische der Burgfriedenspolitik mit der 

Bourgeoisie erkennen. Seine Zaudertaktik in bezug auf die Gründung der Kommunistischen Partei 

entsprang also nicht einem Opportunismus, der das Zusammenarbeiten mit der Bourgeoisie dem 

scharfen proletarischen Klassenkampf vorzieht, sondern neben den Traditionen der sozialdemokrati-

schen Vergangenheit einer falschen Einschätzung der Ueberwindung der nationalen Empfindlichkei-

ten in der tschechischen Arbeiterklasse. 

Smeral hat sich nach dem 3. Weltkongreß und nach der Gründung der KPTsch ehrlich den gefaßten 

Beschlüssen gefügt, und wenn ihn ein Vorwurf trifft, so der, einer zu großen Passivität. Dieser poli-

tische Fehler der Passivität ist jedoch nicht einem dem Kommunismus feindlichen Streben zuzu-

schreiben, sondern dem ehrlichen Bestreben in der Führung der Partei jenen Schichten die Bahn frei 

zu machen, die bei der Parteigründung in den Vordergrund geschoben wurden. 

In der ersten Zentrale der neu gegründeten Kommunistischen Partei war Smeral isoliert. Willig fügte 

er sich dem Beschluß, der ihm die leitende Redakteurstelle im „Rudo Pravo“ nahm, die er fünfzehn 

Jahre ausgeübt hatte. Die besten Köpfe der tschechischen Kommunisten, die gegen Smeral für die 

sofortige Gründung der Kommunistischen Partei gekämpft hatten, saßen in den Gefängnissen. Die 

Führung der Partei war, mit Ausnahme der deutschen Linken, der zweiten Führergarnitur überant-

wortet. Dieser Zentrale gelang es nicht, die an sie gestellten Aufgaben zu erfüllen. Bis zum Juni d. J. 

geschah nichts zur Durchorganisierung der Kommunistischen Partei. Es wurden nicht alle Kräfte an-

gespannt, um die Fraktionsarbeit in den Gewerkschaften zu leisten. Es wurde nicht alles getan, was 

nötig gewesen wäre, um die Umwandlung der durch Mehrheitsbeschluß zum Kommunismus überge-

gangenen Sozialdemokratischen Partei in eine kommunistische Kampforganisation umzubauen. Das 

führte zu einer großen Mißstimmung im Lande, und die Exekutive der KI mußte auf ihrer erweiterten 

Sitzung im Juli zu den Problemen der tschechoslowakischen Partei Stellung nehmen. 

Als Ankläger der Partei trat der ehemalige Generalsekretär Jilek auf, in dessen Händen der organisa-

torische Aufbau der Partei gelegen hatte. Politische Gegensätze konnte die Exekutive trotz sorgfälti-

ger Besprechung mit allen Genossen nicht feststellen. Sie forderte deshalb in ihrem Beschluß, wo sie 

die wichtigsten organisatorischen Mängel namhaft machte, die Gesamtpartei auf, gemeinsam an die 

Arbeit zu gehen. Im Verlaufe der dreivierteljährigen Arbeit wurden fast alle Gegensätze, die vor der 

Gründung der Partei bestanden hatten, überwunden. Die ehemalige Opposition, die geführt wurde 

von deutscher Seite von den Genossen Kreibich und Neurath, von der tschechischen Seite von den 

Genossen Muna, Zapotocky und Dobrovolnik, bei den Slowaken und Magyaren von Zeidler und 

Köcek, arbeiteten reibungslos mit Smeral zusammen, obgleich Meinungsunterschiede vorhanden wa-

ren, und empfand nur von Monat zu Monat mehr die politische und organisatorische Impotenz einer 

kleinen, nörgelnden Gruppe als parteischädigend. Die „Opposition“ dieser Genossen äußerte sich 

nicht in tatkräftigem Handeln in der Richtung der eigenen Wünsche und Aufträge der Exekutive, 

sondern in Verbitterung und persönlichen Kleinlichkeiten, die das Arbeiten in der Zentrale zeitweilig 

fast unmöglich machten. 

[257] Auf der Reichskonferenz im September rückte der ehemalige geistige Inspirator der Opposi-

tion, der Genosse Houser, energisch von dieser Sorte Opposition ab. Die erweiterte Zentrale gab der 

engeren eine Zusammensetzung, die das Arbeiten ermöglichen sollte. Die Opposition, die wegen ih-

rer Unfruchtbarkeit im Lande und in Prag ihre Anhänger scharenweise verlor, setzte ihre Quengelei 

bis zum Disziplinbruch fort, indem sie zwei Tage vor der Reichskonferenz ein Flugblatt verbreitete, 

worin sie keinerlei politische Gegensätze zum Inhalt eines Meinungskampfes in der Partei machte, 

sondern sich lang und breit darüber beschwerte, daß die Zentrale an Stelle des erkrankten Genossen 
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Sturc nicht einen von Sturc ernannten, sondern einen von der Zentrale gewählten Redakteur für das 

Diskussionsorgan „Komunista“ einsetzte. Am Schluß des langatmigen Flugblattes stellte die Oppo-

sition folgende neun Fragen: 

1. Soll unsere Partei kampffähig sein und die Initiative der Führung der proletarischen Massen haben? 

2. Soll der nächste Vollzugsausschuß der Partei in der Mehrheit aus Arbeitern bestehen? 

3. Kann in der Kommunistischen Partei gegen die Träger der oppositionellen Gedanken so vorgegangen wer-

den, wie das die Mehrheit des Vollzugsausschusses der Partei tut? 

Können die oppositionellen Gedanken diktatorisch totgeschwiegen werden? 

4. Soll es in der Kommunistischen Partei eine freie Diskussionstribüne geben? 

5. Kann für die freie Diskussionstribüne Genosse Kohn eine größere Garantie bieten als Genosse Sturc? 

6. Soll in der Kommunistischen Partei die Anhäufung bezahlter Funktionen bei den an der Spitze stehenden 

Einzelpersonen unmöglich gemacht werden, damit ihr Mitempfinden mit der kritischen Wirtschaftssituation 

der Massen nicht untergraben werde? 

7. Sollen die Träger der oppositionellen Gedanken auch im Vollzugsschuß der KPTsch vertreten sein? 

8. Kann ihnen mit dem Ausschluß aus der Partei gedroht werden? 

9. Können einzelne Genossen in der Kommunistischen Partei für ihre oppositionelle Gesinnung verfolgt wer-

den? 

Darüber entscheidet und sendet die Resultate Eurer Beratung an die Adresse von Wenzel Sturc, Kobylus bei 

Prag. 

Wegen der Versendung dieses Flugblattes, das auch an Mitglieder der Sozialdemokratischen und 

Nationalsozialistischen Partei gesandt worden war, sollten die oppositionellen Genossen auf der 

Reichskonferenz zur Verantwortung gezogen und gerügt werden. Was die Reichskonferenz billiger-

weise verlangen durfte, war eine Erklärung, daß sie sich künftig den Beschlüssen der Partei fügen 

müsse und ihr parteischädigendes Treiben zu unterlassen habe. 

Die Zentrale hatte zweimal die Veröffentlichung dieses Flugblattes untersagt mit dem Hinweis, daß 

über den Inhalt des Flugblattes auf der Reichskonferenz Zeit und Gelegenheit sei, zu beraten. Die 

Opposition fügte sich dem Beschluß der Parteizentrale nicht, sondern veröffentlichte zwei Tage vor 

der Reichskonferenz das Flugblatt und verweigerte auch die Abgabe einer Erklärung, worin sie ihren 

Disziplinbruch zurücknimmt und auf weiteres eigenes Vorgehen verzichtet. Statt dessen gab die Op-

position eine höhnische Erklärung ab, worin sie sich [258] als Sieger über die Parteimehrheit brüstete, 

die die Partei vor schweren Gefahren gerettet hätten. 

Trotz der Vermittlungsversuche der Vertreter der Exekutive und einer Reihe linker Genossen unter 

Führung des Brünner Gen. Burian, die alles versuchten, um den Ausschluß zu vermeiden, trieb es die 

Opposition zum Bruch. Daraufhin beschloß die Reichskonferenz mit 42 gegen 22 Stimmen den Aus-

schluß der sieben Unterzeichner des Flugblattes. Das Ausrechterhalten der Disziplin ist eben deshalb 

eine Lebensfrage, weil sonst „rechte Genossen“ sich ähnliche Streiche gestatten würden. 

In der KAG-Krise hat die deutsche Partei nicht den zehnten Teil der Geduld gegenüber den Flugblat-

tunterzeichnern geübt, wie die Parteimehrheit in der Tschechoslowakei. 

Der Ausschluß der sieben Genossen wurde auch in der gesamten Partei als unumgänglich gut gehei-

ßen, obgleich manche Genossen unberechtigte Furcht vor Spaltungsmöglichen hatten. Die Zentrale 

baute auch nach dem Ausschluß der Opposition goldene Brücken und verwies sie an die Exekutive. 

Nur im Proßnitzer Kreis, wo ein Ausgeschlossener, der Genosse Heß, Bezirkssekretär war, stellte 

sich der Kreis in seiner Mehrheit hinter sie und machte das Wochenorgan der Partei zum Sprachrohr 

der Opposition, Wäre die Partei einheitlich und energisch im Proßnitzer Kreis vorgegangen, hätte sie 

Zeit gehabt, die Arbeiter aufzuklären und zu unterrichten, worum es sich bei dem Ausschluß der 

Opposition handelt, dann wäre der Konflikt auch im Proßnitzer Kreis rasch liquidiert worden. 
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Die Exekutive der KI hat jedoch den Ausschluß der sieben Genossen rückgängig gemacht und die 

Ausgeschlossenen eingeladen, zum 4. Konßgreß, wo die Differenzen geschlichtet werden sollen, zu 

kommen. Wir sind der Meinung, daß dieser Beschluß hätte vermieden werden sollen, weil er die 

ohnehin schwache Autorität der Zentrale und der Reichskonferenz erschüttern kann. Es wäre immer 

noch möglich gewesen, und zwar ohne Erschütterung der Autorität der Zentrale, den Konflikt beizu-

legen, wenn eine Delegation der Ausgeschlossenen nach Moskau geladen und nach Abgabe einer 

Erklärung künftig die Disziplin zu wahren, wieder aufgenommen worden wäre. Hoffentlich hat der 

Beschluß der Exekutive nicht dazu beigetragen, die stärkste Seite der Opposition, ihr in keinem Ver-

hältnis zu ihren Leistungen stehendes Selbstbewußtsein so zu stärken, daß sie bockbeinig die Res-

pektierung der Parteidisziplin weiter verweigert. 

IV. 

Die Reichskonferenz hat trotz der unerquicklichen Auseinandersetzung mit der Opposition zu den 

Problemen und Aufgaben der Kommunistischen Partei geschickt und richtig Stellung genommen und 

die Taktik der Einheitsfront in geradezu mustergültiger Weise angewandt. Zum Kampf gegen die 

Folgen der wirtschaftlichen und politischen Krise wurde eine Kundgebung beschlossen, die zu allen 

wichtigen Fragen der nächsten Monate Stellung nimmt und die Partei mobilisiert. Als Forderungen 

wurden aufgestellt: 

1. Die Erhöhung der Arbeitslosenunterstützung um 100 Prozent und Ausdehnung derselben auf die 

ganze Zeit der Arbeitslosigkeit und die Kurzarbeiter. [259] 

2. Kampf gegen die Herabsetzung der Löhne, für die Kontrolle der Produktion und Kalkulation und 

das Mitbestimmungsrecht bei Betriebseinstellungen, Arbeiterentlassungen und Arbeitszeitverkürzun-

gen. 

3. Die Konferenz verpflichtet die Abgeordneten in den Parlamenten gegen jede Herabsetzung der 

Löhne und Gehälter den Kampf auszunehmen. 

4. Kampf für die Aushebung der Einfuhrzölle und Bildung von „Ausschüssen der proletarischen Ein-

heit“, die im ganzen Reich als Kontrolle und Abwehrorgane gebildet und in einem Reichskongreß 

durch Wahl eines Zentralausschusses zur Leitung gemeinsamer Aktionen des gesamten Proletariats 

zusammengefaßt werden soll. 

Als Perspektive und praktische Losung, die der Koalitionsregierung der Sozialdemokraten und Nati-

onalsozialisten mit der Bourgeoisie entgegengestellt werden sollen, wurde die Parole der A r b e i -

t e r r e g i e r u n g  aufgestellt. Als wichtigste konkrete Ausgabe dieser Arbeiterregierung, die das Par-

lament der Kontrolle durch die proletarischen Klassenorgane die „Ausschüsse der proletarischen Ein-

heit“ unterwirft, wurden ausgestellt: 

1. Vereinigung aller Banken in eine einzige und Unterstellung ihrer Operationen unter Staatskontrolle von 

Oben und Kontrolle der Arbeiterschaft von Unten. 

2. Vereinigung aller großen, bereits fast monopolistisch geführten Kartelle der Großkapitalisten und einheitli-

chen Produktionssyndikate und deren Unterstellung unter die Kontrolle des Staates von Oben und Kontrolle 

der Arbeiterschaft von Unten (Eisen, Kohle, Zucker, Textilprodukte usw.). 

3. Beseitigung des Geschäftsgeheimnisses. 

4. Die obligatorische Vereinigung der gesamten Bevölkerung in ganzstaatliche genossenschaftliche Organisa-

tionen zum Zweck einer planmäßigen Verteilung des notwendigen Lebensbedarfes. 

Grundlage dieser Organisationen sollen die bereits existierenden Genossenschaften sein, die vom 

Staat die notwendige Unterstützung erkämpfen müssen. 

Das Problem der Arbeiterregierung in der Tschechoslowakei bekommt ein eigenes Gesicht durch 

zwei charakteristische Merkmale, die sich aus den besonderen Verhältnissen der tschechoslowaki-

schen Republik ergeben. Die Kommunistische Partei ist die stärkste proletarische Partei im Lande. 

Ihr fällt von vornherein der ausschlaggebende Einfluß dieser Arbeiterregierung zu. Die 
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Kommunistische Partei ist im Rahmen der Tschechoslowakei eine internationale Partei, und sie wäre 

deshalb am besten imstande auch das komplizierte Problem der nationalen Fragen insoweit zu lösen, 

als es in diesem von starken nationalen Minderheiten bewohnten Staate lösbar ist, ehe die Revolution 

in Westeuropa die Nationalitätenfrage endgültig löst. 

Die alte zurückgetretene Regierung hat vor ihrem Rücktritt ein Manifest an die „Bürger der Republik“ 

erlassen, das zwar von niemand beachtet, aber der neuen Regierung Schwierigkeiten machen wird. 

In diesem Aufruf erklärte sie, daß sie gezwungen war, zur Heilung der Finanzen des Staates die Her-

ausgabe ungedeckter Banknoten einzustellen. Sie appelliert an die „s i t t l i c h e  K r a f t  d e s  B ü r -

g e r t u m s“ und interpretiert die Krise als eine D e f l a t i o n s k r i s e, die im Gegensatz zu den übrigen 

Krisen in der Welt sehr gesund sei. Sie fordert Arbeitgeber und Arbeitnehmer zur g r ö ß t e n  S p a r -

s a m k e i t  auf. Die Konsumenten sollen nur dort kaufen, „wo es am billigsten ist“. Sie richtet einen 

A p p e l l  an die Landwirtschaft, an [260] Handel und Industrie, d i e  P r e i s e  h e r a b z u s e t z e n, 

und an die Banken, d i e  D e v i s e n s p e k u l a t i o n  a u f z u g e b e n  u n d  d e n  Z i n s f u ß  h e r u n -

t e r z u s e t z e n. Den Arbeitern verspricht sie lediglich die Arbeitslosenunterstützung zu erhöhen, 

überläßt es aber der neuen Regierung. Die deutschen und tschechischen Agrarier reichen sich zum 

gemeinsamen Kampf für ihre Wucherinteressen indes die Hand und haben ihre Anhänger aufgefor-

dert, den Kauf „irgend welcher Erzeugnisse einzustellen“. Sie wollen damit einen Druck auf Industrie 

und Regierung ausüben, damit sie ihren Sonderinteressen willfährig sind. 

Auch die deutschen und tschechischen Sozialdemokraten haben Scheinforderungen aufgestellt, zu 

deren Verwirklichung sie n i c h t s  tun. 

Die wenigen Wochen seit der Reichskonferenz beweisen, daß die Beschlüsse von der Partei durch-

geführt und bei den breitesten Arbeitermassen Anklang finden. In Kladno demonstrierten 25.000 Ar-

beiter aller Parteien gegen Teuerung und Lohnherabsetzung. In Prag fanden gemeinsame Protestver-

sammlungen der Arbeiter aller Parteien gegen Teuerung und die wirtschaftliche Krise statt, gegen die 

Verelendung, für die proletarische Einheitsfront. Ueberall im Lande finden sich die Arbeiter aller 

Parteien zu gemeinsamen Kundgebungen und zur Organisierung der Einheitsausschüsse zusammen. 

Im deutschsprachigen nordböhmischen Gebiet ist es bereits zu einer bezirksweisen Zusammenfas-

sung der Einheitsausschüsse gekommen. In Prag demonstrierten 3000 Privatangestellte gegen die 

Kürzung der Gehälter und schlossen sich der Einheitsbewegung an. 

Zur Vereinigung der ausgeschlossenen Gewerkschaften findet am 26., 27. und 28. Oktober ein Lan-

deskongreß statt, der die Ausgeschlossenen zu einer einheitlichen Organisation zusammenfassen 

wird. Bei den breiten Massen hat der Gedanke der E i n h e i t s o r g a n i s a t i o n  um sich gegriffen. 

Die große Zersplitterung der Gewerkschaften in viele lebensunfähige, national und religiös gespal-

tene Fachverbände hat gefährliche Illusionen erzeugt, die an der Schaffung eines Einheitsverbandes 

arbeiten. Die alten Gewerkschaftler, die an der Spitze dieser Bewegung stehen, und eine zwanzig- bis 

dreißigjährige Gewerkschaftspraxis hinter sich haben, bieten jedoch eine Gewähr, daß aus der Bewe-

gung keine Big-Union-Spielerei entsteht. Trotz der straffen Zusammenfassung der zentralen Gewerk-

schaftsleitung wird den einzelnen Industrieverbänden und Fachorganisationen der genügende Spiel-

raum und die notwendige Selbständigkeit gewahrt werden, damit sie den schweren Kampf praktisch 

durchführen können. 

Die Zersetzungstendenzen in der Nationalsozialistischen Partei veranlaßten die Leitung derselben 

zwei demagogische Fragen an die Kommunistische Partei zu richten, die von der Reichskonferenz 

sehr geschickt beantwortet wurden. In der ersten wurde die Kommunistische Partei gefragt, „ob sie 

sich auf den Boden der tschechoslowakischen Republik stellen will, alle Befehle von Moskau und 

alle umstürzlerischen und antistaatlichen Aktionen einzustellen bereit sei“. Die zweite Frage fordert 

von der Kommunistischen Partei die „Anerkennung des demokratischen Prinzips und der parlamen-

tarischen Mehrheitsverhältnisse zur Bildung eines Blocks der tschechischen sozialistischen Parteien 

für positive Arbeit im Parlament“. 

Die Nationalsozialen möchten mit ihrem nationalen Verwirrungsmanöver die proletarische Einheits-

front stören. Diesen Versuch schlägt [261] die Antwort geschickt ab. Es wird erklärt, daß die 
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Kommunistische Internationale stets auf dem Boden des Selbstbestimmungsrechts, der nationalen 

Freiheit, und der Selbständigkeit der Nationen steht. Es wird verwiesen auf einen von der Kommu-

nistischen Internationale gebilligten Beschluß der deutschen Kommunisten in der Tschechoslowakei, 

worin erklärt wird, daß die Frage der Aenderung der Grenzen im gegenwärtigen Augenblick nur eine 

demagogische Gefährdung der Interessen der proletarischen Revolution ist. Weiter heißt es: „Nicht 

aus nationalen Gründen, sondern im Interesse des Kampfes der Arbeiterklasse aller Nationen und 

ihrer Befreiung vom Kapitalismus stehen die Kommunisten einig und geschlossen auf dem Boden 

der politischen Selbständigkeit des tschechoslowakischen Volkes und der Abwehr jeder irredentisti-

schen Politik und jeder diese Selbständigkeit gefährdenden Reaktion“. 

Zur zweiten Frage antwortet die Partei mit der Aufzählung des Sündenregisters der Sozialpatrioten. 

Weiter heißt es: „Nichtsdestoweniger ist die KPTsch bereit, auch alle Möglichkeiten innerhals dieser 

sogenannten Demokratie und der parlamentarischen Mehrheitsverhältnisse für das Proletariat auszu-

nützen. Wenn die tschechischen Nationalsozialisten auf dem Boden des demokratischen Parlamenta-

rismus den Kampf gegen die politische Bedrückung der revolutionären Proletarier und die ökonomische 

Ausbeutung und Verelendung des arbeitenden Volkes aufnehmen wolle, werden sie von den parla-

mentarischen Vertretern unserer Partei stets unterstützt werden.“ ... „Für uns als Kommunisten werden 

die parlamentarischen Mehrheitsverhältnisse und die ganze sogenannte bürgerliche Demokratie n i e -

m a l s  eine Zuflucht oder eine Schranke bilden, um die proletarischen Interessen preiszugeben.“ 

Die Zusammenarbeit mit der Bourgeoisie wird abgelehnt. 

Daß die Beschlüsse das richtige getroffen haben, beweist der Erfolg, den die KPTsch in den letzten 

Monaten in der Durchführung derselben bereits erreicht hat. 

* 

Ein neuer Sieg der Komm. Internationale.  
Zur Spaltung der sozialistischen Partei Italiens.  

Von P a u l  B ö t t c h e r. 

Die Spaltung von Rom ist eine wichtige Etappe im internationalen Zusammenbruch der Sozialdemo-

kratie seit dem Weltkrieg. In Rußland, Frankreich, Bulgarien, in der Tschechoslowakei und jetzt in 

Italien ist der sozialdemokratische Einfluß auf die Arbeiter entweder ganz ausgeschaltet oder auf ein 

Minimum herabgesunken. Das Kräfteverhältnis innerhalb der Arbeiterbewegung verschiebt sich nach 

der ersten sprunghaften Radikalisierung der Massen durch den europäischen Zusammenbruch wei-

terhin stetig und sicher fundiert nach links. Diese Tatsache gewinnt noch größere geschichtliche Be-

deutung, wenn man bedenkt, daß die Sozialdemokratie seit Jahren mit allen Mitteln an der Herabset-

zung Sowjetrußlands und der Kommunistischen Internationale arbeitet. In I t a l i e n  sind diese sozi-

aldemokratischen Tendenzen nicht schwächer als in den anderen europäischen Ländern. Sie [262] 

wurden aber noch unterstrichen durch den grausamsten weißen Terror, dessen politisches Ziel die end-

gültige Liquidierung der Gefahr der sozialen Revolution ist. Trotzdem vollzog der Oktober-Kongreß 

der SPI in Rom den Anschluß an die Kommunistische Internationale. So stark bewegt sich der Wille 

der italienischen Arbeiter zum Kommunismus, daß die weder ideologisch noch politisch einheitlichen 

und klaren Führer der Maximalisten gleichsam unter dem Rutenbündel der Faszisten den Weg nach 

Moskau gingen. Entscheidend für diesen neuen Sieg der Kommunistischen Internationale in dem 

Kampfe gegen die Weltreaktion ist, wie gesagt, nicht der Entschluß der maximalistischen Führer, son-

dern das Drängen der Massen nach klaren Prinzipien und einer festen Faust gegen die Konterrevolu-

tion. Die objektive Lage Italiens erklärt diesen Drang der Massen nach der Entscheidung. 

Genau wie alle übrigen Länder leidet I t a l i e n  heute noch in erheblichem Maße ökonomisch und 

politisch unter den Folgen des Weltkrieges. Das Desinteressement am Versailler Diktat (Italien hat 

nichts zu erhoffen!) wird durch eine starke Belastung der inneren und äußeren Politik infolge des 

dauernden Bürgerkrieges sowie der Zuspitzungen der jugoslawischen und Balkanfragen paralysiert. 

Die Umstellung der aufgeblühten Kriegsindustrie auf die Friedensproduktion ist nur unvollkommen 

gelungen. Die großen Industrieunternehmungen, besonders in Genua und Rom, sind nur teilweise 

beschäftigt. Der Ansaldo-Konzern (neben „Terni" der bedeutendste Italiens) nimmt jetzt auch in der 
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deutschen Handelspresse erörterte Umgruppierungen vor. Da dieser Konzern mit der zusammenge-

brochenen Banca Italiana Commerciale alliiert war, wird der Wiederausbau keineswegs rasch und 

ohne Schwierigkeiten durchgeführt werden. Die Krise in der Metallindustrie dauert fort. An den Fab-

riktoren findet man die auch in Deutschland üblichen Schilder: „Arbeiter werden nicht eingestellt!“ 

Nach der großen Krise in den bekannten Fiat-Autowerken ist die Beschäftigung jetzt etwas besser 

geworden. In der Textilindustrie (Hauptindustrie Italiens) und im Baugewerbe ist der Geschäftsgang 

lebhafter. Die Arbeitslosenziffer ist noch immer sehr hoch. Nach den letzten Feststellungen wurden 

in der Industrie allein über eine halbe Million Arbeitslose gezählt, für Italien eine bedeutende Zahl. 

Auf dem Lande leiden die Lohnarbeiter unter derselben großen Arbeitslosigkeit. 

Die nächsten Aussichten der italienischen Wirtschaft sind nicht gut. Nachdem das Land in den Jahren 

1880 bis 1900 eine große Krisenperiode durchlaufen hatte, erlebte es 1900 bis 1914 einen wirtschaft-

lichen Aufschwung, dessen Durchschnitt zu erreichen, dem italienischen Kapitalismus auf lange 

Jahre hinaus unmöglich sein wird. Italien ist ein rohstoffarmes Land. Es ist auf die Einfuhr von Kohle, 

Holz, Baumwolle, Petroleum angewiesen. Die Handelsbilanz ist passiv, da in der Nachkriegszeit die 

passive Handelsbilanz nicht ausgeglichen wird durch die Geldsendungen italienischer Wanderarbei-

ter aus dem Auslande. Die Geldentwertung hat auch die Lira angefressen. Sind für Zugrundelegung 

der Goldparität 5 Lire 1 Dollar, so sind jetzt 23 Lire 1 Dollar. Dieses Verhältnis entspricht einer 

Geldentwertung von 460 Prozent. 

Die p o l i t i s c h e  Lage Italiens erhält ihr Stigma durch den ungehemmten Triumph des Faszimus. 

Die Reaktion ist in Italien nicht nur nicht zum Stillstand gekommen, sondern steht vor der unverhüll-

ten Aufrichtung der Militärdiktatur. Die italienische [263] Bourgeoisie zahlt dem Proletariat den aus-

gestandenen Schrecken der revolutionären Gefahrenepoche mit Wucherzinsen heim. D i e  S c h u l d  

f ü r  d i e  j e t z i g e  f u r c h t b a r e  L a g e  d e r  i t a l i e n i s c h e n  A r b e i t e r k l a s s e  t r ä g t  i n  

v o l l e m  U m f a n g e  d i e  S o z i a l d e m o k r a t i e. Der revolutionäre Aufschwung des italienischen 

Proletariats in den Jahren 1919/20 fand eine kleinbürgerlich feige, pazifistische Führerschaft. Die 

Sozialdemokratie hatte Furcht vor der Konzentration der ausgelösten revolutionären Massenenergien 

auf das politische Ziel der Machtergreifung. Die Bourgeoisie glaubte zunächst, ihre Stunde sei ge-

kommen. Als sie jedoch die politische Direktionslosigkeit der Sozialdemokratie erkannte, organi-

sierte sie den Gegenangriff. So begann Ausgang 1920 der Aufstieg der reaktionären Gewalten. Die 

Stoßtruppen der Konterrevolution wurden, genau wie in Deutschland, die demoralisierten Offiziere, 

die Jugend der kleinen Bourgeoisie. Diess Schichten organisierten sich in dem militärischen Bund 

„Fasci di combattimento“. Die politische Tendenz dieses Bundes war der Kampf der siegreichen Sol-

daten gegen die Saboteure des Krieges, gegen die Kriegsgegner und Sozialisten. Aus diesem militä-

rischen Bund entwickelte sich die Nationalpartei der Faszisten: Partito nationale fascista. Ihr Führer 

wurde der betriebsame ehemalige Sozialist und bis Anfang 1915 Direktor des „Avanti“, M u s s o -

l i n i. Mussolini war Kriegsfreund und mußte deshalb aus der sozialistischen Partei ausscheiden. Er 

stand von Beginn des Krieges mit den Nationalisten in Fühlung und gründete sofort nach seinem 

Ausscheiden aus dem „Avanti“ – anscheinend mit französischem Geld – das jetzige Hauptorgan der 

Faszisten: „Popolo d’Italia“. 

Die Kapitalisten finanzieren den Faszismus, die Regierung stand ihm wohlwollend gegenüber, Poli-

zei und Militär kämpften aktiv an seiner Seite und wurden selbst zu Bestandteilen des Faszismus. 

Diesem Umstand und ihrer starken Bewaffnung und militärischen Organisation verdanken die Fas-

zisten ihre Siege über die Arbeiter. Die Sozialdemokraten gedachten den Faszismus mit „geistigen 

Waffen“, durch Rede und Schrift zu überwinden. Politisch bedeutete diese Taktik feiges Ausweichen. 

Sie endete, wie sie enden mußte: mit dem vollen Siege des Gegners. Das Resultat der sozialdemokra-

tischen Taktik ist die v ö l l i g e  A t o m i s i e r u n g  d e r  i t a l i e n i s c h e n  A r b e i t e r b e w e g u n g. 

Jeder Leitartikel gegen den Faszismus wurde mit der Zerstörung einer Arbeiterkammer, jede Rede 

gegen die reaktionäre Gewalt mit einer Strafexpedition beantwortet. Während die Kommunistische 

Partei versuchte, den bewaffneten Selbstschutz der Arbeiter zu organisieren, unterwarfen sich die 

Sozialdemokraten den faszistischen Bedingungen widerstandslos. Ein Teil der Gewerkschaftsführer 

ist offen faszistenfreundlich. Die Faszisten ernteten den zweiten Erfolg: die Arbeiterschaft verlor 
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jedes Vertrauen zu ihrer Führung. Innerhalb kurzer Zeit verließen die Arbeiter in Massen die Ge-

werkschaften. Von zwei Millionen Mitgliedern 1920 sind jetzt noch schätzungsweise 700.000 übrig. 

Der Landarbeiterverband, der in seiner besten Zeit 800.000 Mitglieder zählte, ist vom Erdboden ver-

schwunden. Die SPI ist von 200.000 Mitgliedern im Jahre 1919 auf 65.000 Mitglieder nach Angaben 

auf dem XIX. Kongreß in Rom zurückgegangen. 

Der von den Reformisten eingeleitete letzte G e n e r a l s t r e i k  war eine bewußte Aktion der Refor-

misten gegen die Arbeiter. Die [264] Turati, Treves e tutti quanti wollten eine Schwächung der Ar-

beiterklasse, ein Versagen des letzten Mittels, damit ihre Koalitionspolitik durch politische „Notwen-

digkeiten“ vor den Augen der Arbeiter gerechtfertigt würde. Die Reformisten haben jedoch durch ihr 

ebenso blödes wie perfides Manöver der Bourgeoisie mehr bewiesen, als ihnen lieb ist: ihre eigene 

Ueberflüssigkeit. Der dritte Erfolg der Faszisten folgt unmittelbar aus dem von den Reformisten ein-

geleiteten und bewußt verratenen Generalstreik: Neuwahlen zur Kammer und legale Uebernahme der 

Macht. Sollten die Faszisten Wert darauf legen, dann wird Giolitti der Mann sein, der eine Koalition 

von Mussolini bis Turati binden wird. Den ersten Königsbesuch haben die Kollaborationisten hinter 

sich. Und sie sind sehr stolz auf die königliche Gnadensonne, die ihre Häupter erwärmt. Der Nieder-

gang der Sozialdemokratie wird noch durch eine andere Tatsache drastisch enthüllt. Die theoretische 

Halbmonatsschrift der Reformisten, „Critica Sociale“ wird von der Banca comerciale finanziert. Tu-

rati hat diese Ungeheuerlichkeit in der Kammer offen zugegeben. Uebrigens läßt ein Blick in den 

Inseratenteil dieser „sozialistischen“ Zeitschrift über die Herkunft der Gelder keinen Zweifel. 

* 

Die organisatorische und parteipolitische Situation in der SPI entsprach vor dem XIX. Kongreß in 

Rom der Gesamtlage der italienischen Arbeiterbewegung. Die Desorganisation der Partei war natur-

notwendig die Folge der politischen Desorganisierung. Noch bis zuletzt haben die Reformisten ge-

schwankt, ob sie ihre Differenzen mit den Maximalisten auf einem Kongreß austragen oder ob sie 

sich ohne öffentliche Spaltung von den Maximalisten lösen sollen. Schließlich schied eine geheime 

Hoffnung auf den Besitz des Parteieigentums und vor allem des „Avanti“. Im Vergleich zum Spal-

tungsparteitag in L i v o r n o  war der Einfluß der Maximalisten beträchtlich zurückgegangen, wäh-

rend die Reformisten an Stimmenzahl durch die Unterstützung der Fraktion der Unitarier gewannen. 

Entscheidend für das Ergebnis des Kongresses war die Haltung der Fraktion der T e r z-I n t e r n a t i -

o n a l i s t e n  (M a f f i-L a z z a r i). Diese Gruppe, die von 3000 auf 7000 Anhänger gewachsen war, 

nahm eindeutig und entschieden Stellung für den sofortigen Anschluß der SPI an die Kommunistische 

Internationale. Die Fraktion der U n i t a r i e r  diente unter dem Vorwand der Erhaltung der Parteiein-

heit den Reformisten. Sie hat auch mit den Reformisten gemeinsam gestimmt. 

Die Fraktion der Maximalisten stand auf dem Kongreß unter der unbedingten Führung Serratis. Die-

ser focht den Kampf mit den Reformisten durch. Nicht restlos befriedigend und eindeutig im kom-

munistischen Sinne. Er mußte jedoch seinen politischen Irrtum, seine Schädigung der italienischen 

Arbeiterbewegung durch das Zusammengehen mit den Reformisten offen bekennen. Gegenüber dem 

Kollaborationismus der T u r a t i, M o d i g l i a n i, T r e v e s  trat Serrati für die „russische Revolution“, 

für den Anschluß der SPI an die III. Internationale und für den Ausschluß der Reformisten ein. Auf 

dem vierten Kongreßtag, nach dem Ausschluß der Reformisten, zeigte sich unverhüllt der destruktive 

Charakter der maximalistischen Fraktion. Es offenbarten sich gleichfalls die antikommunistischen 

Elemente unter den maximalistischen Führern. Trotzdem wurde der Anschluß an die Kommunisti-

sche Internationale einstimmig erneuert. Für die Bildung [265] einer selbständigen unabhängigen 

Partei zwischen Reformisten und Kommunisten war mur eine geringe Neigung. Der jammervolle 

Bankerott der deutschen USPD bot ein wenig lockendes Beispiel. 

* 

Nach den Statuten der KI gibt es in jedem Lande nur eine Sektion der KI. Das ist sowohl vom politi-

schen wie vom organisatorischen Standpunkt aus eine absolute Notwendigkeit. Wird die SPI vom IV. 

Weltkongreß in die Kommunistische Internationale aufgenommen, dann müssen sich die SPI und die 

KPI vereinigen. Selbst wenn man die Formulierung gebrauchen wollte, „die SPI muß in die Sektion 
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der Komintern eintreten“, so wäre dies dennoch eine Verschmelzung zweier großer Parteikörper. Die 

Schwierigkeiten einer solchen Verschmelzung dürfen nicht unterschätzt werden. Die Maximalisten 

haben den Kommunisten bisher fast ausnahmslos feindlich gegenübergestanden. Vor allem in den 

Gewerkschaften sind die Maximalisten in den meisten Fällen mit den Reformisten zusammen gegen 

die Kommunisten vorgegangen. Ein großer Teil der maximalistischen Führer hat den Anschluß ganz 

offenkundig nur aus persönlichen Gründen mitgemacht. Die Eliminierung dieser rechten Tendenzen 

ist möglich durch die strenge Forderung der unbedingten Annahme der Grundsätze und organisatori-

schen Disziplin der Kommunistischen Internationale durch die SPI. Was sich jetzt in die KI ein-

schleicht, ohne politisch zum Kommunismus zu gehören, muß im politischen Kampfe ausgeschieden 

werden. Ohne Kinderkrankheiten und Führerfieber ist noch keine Kommunistische Partei groß und 

mächtig geworden. Auch die junge VKPI wird diesen bitteren Kelch der Erfahrungen leeren müssen. 

In welcher Zeit, das hängt von der Reife und dem Willen ihrer Arbeiter ab. 

Widerstände gegen die Verschmelzung sind in der KPI selbst reichlich vorhanden. Sie treten zunächst 

im ehernen Gewand der Parteistatuten auf. Nach den Satzungen der KPI ist die Aufnahme von Grup-

pen in die Partei ausgeschlossen. Der Eintritt in die Partei kann nur individuell erfolgen. Ueber die 

endgültige Aufnahme entscheidet eine Bewährungsfrist des Reflektanten. Nach der Auffassung un-

serer italienischen Freunde müßte zunächst ein Nationalkongreß der KPI die Satzungen ändern, ehe 

die weiteren Schritte möglich sind. Die politischen Motive der Intransigenz der Leitung der italieni-

schen Sektion sind nicht neu. Wir finden sie wohlgeordnet und in ein System gebracht in den Thesen, 

die der zweite Kongreß der KPI im März dieses Jahres in Rom annahm. Die leitenden Genossen der 

KPI sehen in der Spaltung der SPI lediglich einen Vorgang in den Führerschichten der Partei, einen 

Versuch der maximalistischen Führer, sich vor der Isolierung von den Massen durch den Anschluß 

an die Kommunistische Internationale zu retten. Diese Theorie anerkennt die Tatsache, daß die ma-

ximalistischen Führer noch Einfluß auf ihre Arbeiter besitzen und auch in Zukunft besitzen werden. 

Sie vergißt aber, daß der Prozeß der Eroberung der Hirne und Fäuste der Arbeiter nicht in Gestalt von 

philosophischen Thesen oder im luftleeren Raum sich vollzieht, sondern auf dem steinigen Boden 

des täglichen politischen Kleinkrieges. Auf diesem Boden vollzieht sich auch die Lösung der Massen 

von den unzuverlässigen Führerelementen. Hat also die Kommunistische Internationale die Möglich-

keit, Massen und Führer unter ihre politische Leitung und Kontrolle zu bringen, dann muß sie diesen 

Weg zur Verbreiterung ihres Einflusses [266] beschreiten. Die Frage nach den moralischen Motiven 

der Handlungsweise der Führer darf nicht entscheidend sein. Entscheidend sind ihre politischen Be-

kenntnisse und Handlungen. 

Ein anderes Motiv unserer italienischen Genossen gegen die Verschmelzung finden wir auch schon 

in den italienischen Thesen: die Q u a l i t ä t s f r a g e; wenn die allgemeine Lage sich nach rechts ent-

wickelt, dann müsse die „Qualität der Partei der Quantität gegenübergestellt werden“. In dieser Mo-

tivierung tritt uns die Furcht vor der Massenpartei unverhüllt gegenüber. Die Verfechter der unbe-

fleckten Empfängnis der Kommunistischen Parteien vergessen, daß die Qualität einer Partei sich am 

allerwenigsten mit Hilfe von Paragraphen, Reglements und Quarantänestationen erzielen läßt. Sie ist 

ebenso wie das Wachstum einer Partei das Resultat des lebendigen politischen Kampfes, Erlebens 

und der politischen Erfahrung. Wachstum und Qualität einer Partei sind unlöslich miteinander ver-

knüpft und der Dialektik des Klassenkampfes unterworfen. Die Qualitätsphilosophen glauben die 

Partei mit einem Zaun aus Statuten und Gesetzen vor inneren Kämpfen, Richtungsstreit und Erbitte-

rungen bewahren zu können. Die reichen Erfahrungen aus der Geschichte der gesamten Arbeiterbe-

wegung lehren jedoch, daß Parteikrisen, Spaltungen und Verschmelzungen ein Ausdruck für den ele-

mentaren Fluß der Entwicklung sind, für die großen historischen und ideologischen Umwälzungen in 

der Gesellschaft. Gegen den Wellenschlag der Geschichte kann sich keine Partei mit papierenen 

Dämmen schützen. Es ist die erste Pflicht jeder revolutionären Partei, die Vorhut der Arbeiterklasse 

sein will, alle Probleme und neuen Fragen zuerst in ihrem eigenen Haus durchzukämpfen und zu 

klären. Je mehr sich eine Partei auch im inneren Kampfe erhärtet, um so größer muß notwendiger-

weise ihre Qualität sein. 

* 
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Der Verrat und Bankerott des Reformismus und die Halbheiten und Schwächen der Maximalisten 

haben die italienische Arbeiterbewegung aufs schwerste geschädigt. Die Reaktion ist bis an die Zähne 

bewaffnet und gewillt, selbst gegen eine schwache Regierungsgewalt ihre Herrschaft zu proklamie-

ren. Diese Herrschaft kann nur die offene Militärdiktatur und der weiße Schrecken gegen das Prole-

tariat sein. Angesichts dieser klaren Situation muß die Existenz der Arbeiterbewegung in Italien in 

letzter Stunde noch gerettet werden durch die schnelle und sichere Sammlung der italienischen In-

dustrie- und Landproletarier, sowie Kleinbauern unter kommunistischer Führung. Die Arbeiterklasse 

muß ihre Kräfte sammeln, ihre Schlachtreihen neu ordnen und die politische Stoßkraft konzentrieren. 

Dabei kann der Kampf gegen den Faszismus nicht auf das italienische Proletariat beschränkt bleiben. 

Nicht zuletzt in Deutschland haben die Besitzenden die faszistischen Methoden im politischen 

Kampfe angewandt. E i n e  i n t e r n a t i o n a l e  p r o l e t a r i s c h e  A k t i o n  g e g e n  d e n  F a s z i s -

m u s  i s t  d a s  G e b o t  d e r  S t u n d e. 

Inmitten des sozialdemokratischen Zusammenbruchs, inmitten des Verrats der Gewerkschaftsführer, 

ist es die Kommunistische Internationale, die dem italienischen Proletariat den einzig möglichen Aus-

weg aus dem Chaos zeigt: die Sammlung und Organisierung aller Kräfte der Revolution auf dem 

Boden des aktiven Klassenkampfes. Die selbständige revolutionäre Aktion der breiten Massen muß 

über [267] die Passivität und den Verrat der sozialdemokratischen Führer triumphieren, wenn die 

Spaltung von Rom einen historischen Sinn haben soll. Die Kommunistische Partei Italiens steht vor 

einer großen geschichtlichen Entscheidung. Mögen sich ihre Führer der Berufung würdig zeigen. 

* 

Der Pariser Kongreß und die gegenwärtige Situation in der französischen Partei.  
Von M a r c e l  O l l i v i e r  (Paris). 

Man macht sich im Ausland keine ganz klare Vorstellung darüber, was tatsächlich auf dem letzten 

Pariser Kongreß der Kommunistischen Partei Frankreichs vorgefallen ist, ebenso wie man nichts Ge-

naues über die gegenwärtige Lage nach dem Kongreß weiß. Man spricht von einer Krise der franzö-

sischen Partei, aber man legt sich nicht genau Rechenschaft darüber ab, worin diese Krise besteht, 

noch inwieweit sie durch den letzten Kongreß beeinflußt worden ist. 

In Wirklichkeit hat dieser die Krise in der französischen Partei nicht gelöst, einfach deshalb, weil er 

es sich nicht zur Aufgabe stellte, sie zu lösen. Die von der Kommunistischen Internationale verfolgte 

Politik hat es verstanden, ein Bündnis des Zentrums mit der Linken herzustellen, das zwar einerseits 

eine Grundlage für die Thesen der Linken gab, andererseits jedoch zu einer Kompromißpolitik mit 

Elementen führte, die noch nicht ganz für die kommunistischen Prinzipien und Methoden gewonnen. 

waren und welche dauernd zwischen rechts und links schwankten. Die von der Exekutive vorgeschla-

gene Abmachung zwischen den beiden Fraktionen der Linken und des Zentrums, die einzig das Ziel 

hatte, die Rechte auszuschalten und die französische Partei der Internationale näherzubringen, konnte 

doch nur den Weg zur Lösung der französischen Parteikrise vorbereiten, erreichte es aber nicht, sie 

direkt zu lösen. Diese Abmachung hätte zur Voraussetzung die Unterstützung von erwiesenen Op-

portunisten in der Parteileitung, die einzig und allein aus Sorge um ihre politischen Interessen dazu 

veranlaßt worden waren, an dieser Abmachung teilzunehmen, in Wirklichkeit aber sehr geneigt wa-

ren, nach Möglichkeit Klauseln und Einwände anzubringen. Ebenso richtig ist es, daß die von der 

Internationale geforderte Politik von außerordentlicher politischer Klugheit zeugte, indem sie ihre 

Feinde in der französischen Partei zwang, sich offen zu demaskieren und indem die Bildung einer 

starken Mehrheit auf der von der Linken empfohlenen Plattform ermöglicht wurde. 

Ungeach te t  d i e s e r  G e g e n s ä t z l i c h k e i t e n  h a t  d e r  P a r i s e r  K o n g r e ß  d i e s e n  T e i l  

d e s  P r o g r a m m s  d e r  I n t e r n a t i o n a l e  v e r w i r k l i c h t. Eine starke Mehrheit stimmte für die 

Resolutionen für die Einheitsfront, die von der Linken und dem Zentrum unterzeichnet waren, verur-

teilte die antikommunistischen Theorien, die sich in Parteikreisen bemerkbar machten und schloß 

diejenigen aus, welche diese Tendenzen verfochten. Das ist ein bemerkenswertes Ergebnis, das uns 

dessen versichert, daß der Pariser Kongreß ein sehr großer Schritt vorwärts auf dem Wege zur Bil-

dung einer wirklichen kommunistischen Partei in Frankreich war. 
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[268] Tatsächlich war dieses Resultat schon kurz vor dem Kongreß erreicht worden. Das stärkste 

Interesse konzentrierte sich auf dem Kongreß selbst auf die Frage, wie die leitenden Parteifunktionen 

besetzt werden sollten, und um diesen Punkt drehten sich die Debatten auf dem Kongreß. Dies war 

eine Frage von hervorragender Wichtigkeit. Man müßte ein Dummkopf oder Demagoge sein, um 

darin eine einfache „Personenfrage“ zu sehen. Die Art, wie die leitenden Posten in der Partei zwischen 

den beiden Fraktionen, die die Mehrheit des Kongresses ausmachten, verteilt würden, müssen be-

stimmend auf die politischen Methoden sein, die zur Anwendung gelangen. Man verstand das auf 

beiden Seiten. Nachdem man sich dem Prinzip nach über die paritätische Verteilung der leitenden 

Posten einig war, lieferte sich die Linke und das Zentrum eine Schlacht wegen des Direktionspostens 

in der „Humanité“. 

Man muß die KPF genau kennen, um die ganze Wichtigkeit dieses Kampfes zu begreifen. In der 

französischen Partei stellte die „Humanité“ eine unabhängige Macht dar, die dem Comité Directeur 

(dem Parteivorstand) nicht unterworfen ist. Theoretisch leitet dieses Zentralkomitee die Partei, prak-

tisch aber ist es die „Humanité“. Es ist klar, daß die beiden Mehrheitsfraktionen, zwischen denen die 

Uebereinstimmung nur eine scheinbare war, sich wegen der Frage der „Humanité“ heftig streiten 

mußten. Das Bündnis, welches die beiden Fraktionen auf dem Boden der gemeinsamen Grundsätze 

geschlossen hatten, wurden durch eine Organisationsfrage in heftigen Kampf umgewandelt. D a s  

w a r  d e r  h e r v o r r a g e n d s t e  P u n k t  d e s  K o n g r e s s e s. 

Wie begann dieser Kampf? Die Linke, die sich auf die durch Cachin gemachten formellen Vorbehalte 

bei den durch das Zentrum und die Linke eingebrachten Resolutionen stützte, forderte die Erhebung 

Cachins in der Direktion der „Humanité“ durch Amédée Dunois, Generalsekretär der Zeitung, der 

der Linken der Partei angehörte. Sie erklärte, daß Leute, welche Vorbehalte gegen die von der Mehr-

heit der Partei gebilligte Politik machten, keine Posten zu beanspruchen hätten. Außerdem forderte 

sie das Verbleiben Frossards im Generalsekretariat der Partei. Das Zentrum schlug im Gegensatz 

dazu vor, Cachin in der Direktion der „Humanité“ beizubehalten und der Linken die Verfügung über 

den Posten des Generalsekretärs der Partei zu überlassen. Da man zu keiner Einigung kommen 

konnte, rief man den Schiedsspruch des Vertreters der Exekutive an. Als dieser sich im Sinn der 

Linken aussprach und vorschlug, Cachin in der Direktion der „Humanité“ Rosmer zuzugesellen, 

lehnte es das Zentrum ab, sich diesem Schiedsspruch zu unterwerfen. Es blieb also nichts übrig, als 

diese Frage dem Kongreß selbst vorzulegen, der dann zwischen dem Zentrum und der Linken zu 

entscheiden hatte. Bei der Abstimmung erhielten die einen 1698, die anderen 1516 Stimmen. Die 

Linke erklärte sodann, daß das Zentrum die volle Verantwortlichkeit für die Leitung der Partei trage. 

Mittlerweile hatte der Vertreter der Exekutive der Linken ausdrücklich eingeschärft, alle Posten, wel-

che ihr durch den Kongreß anvertraut würden, anzunehmen; es wurden neue Verhandlungen mit dem 

Zentrum aufgenommen, Verhandlungen, die mit einem vollkommenen Mißerfolg endeten. Das Zent-

rum erklärte, daß es für sich allein die volle Verantwortlichkeit der Parteileitung übernehmen und ein 

provisorisches Comité Directeur bilden wolle, und daß der Weltkongreß den Konflikt zu regeln hätte. 

[269] So ist augenblicklich die Situation. Ein aus 24 Mitgliedern des Zentrums bestehendes Comité 

Directeur ist gebildet worden. Alle Mitglieder der Linken, die verantwortliche Posten in der Partei 

inne hatten, haben demissioniert. Amédée Dunois hat die „Humanité“ verlassen, Paul Louis ist mit 

der Nachfolge Souvarines in der Direktion des „Bulletin Communiste“ beauftragt. Treint, Barthon-

mer, Vernochet verlassen ihre Posten als Agitationssekretäre. Vaillant-Couturier, Lucie Colliard, 

Marthe Bigot, Louise Bodin ebenso wie alle anderen bekannten Mitglieder der Linken haben ihre 

Posten, die sie in der Partei inne hatten, aufgegeben. Diese Entscheidung der Linken hat die Krise in 

der französischen Partei außerordentlich verschlimmert. 

Man darf die Wichtigkeit dieser Ereignisse weder übertreiben noch unterschätzen. Unter dem Ein-

druck dieser Entschließung der Linken ist man geneigt zu glauben, daß der Kongreß eine Niederlage 

für sie bedeutet. Tatsächlich aber ist sie die wahre Siegerin. Erinnern wir uns doch daran, daß es die 

Politik der Linken ist, die sie in Uebereinstimmung mit der Internationale immer verkündete, die der 

Kongreß angenommen hat, daß es ihre Thesen sind, denen das Zentrum zugestimmt hat, daß die 

energische Verurteilung der antikommunistischen Theorien, die das Zentrum solange geduldet hat, 
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ganz besonders ein Werk der Linken ist. Die Linke ist es auch, die die Initiative in der Kampagne 

übernahm, die der Kongreß wegen der Ausschließung der Verfeuil, Sellier, Marie Mayoux, Barabaul 

und ihrer Parteigänger geführt hat, sie ist es, die die gewerkschaftliche Politik, die von der gewaltigen 

Mehrheit des Kongresses gebilligt wurde, empfohlen hat und der Partei einschärfte, in den Gewerk-

schaften zu arbeiten, um sie für den Kommunismus zu gewinnen, sie ist es, die von Anfang an die 

Taktik der Einheitsfront verteidigt hat, die von der ungeheuren Mehrheit der Partei verworfen wurde 

und der der Pariser Kongreß soeben zugestimmt hat. Es wäre durchaus irrig, die Abstimmung über 

die Anträge des Zentrums und der Linken so zu betrachten, als spiegelten sie das tatsächliche Kräf-

teverhältnis in der Partei wieder. Wir haben gesehen, daß der Kampf in der Partei wegen der Thesen 

der Linken geführt wurde, andererseits sind die Delegierten auf dem Kongreß für einen gemeinsamen 

Antrag des Zentrums und der Linken gewesen. Sie konnten logischerweise nicht einer der beiden 

Fraktionen ihre Stimme geben, wie es etwa ihren persönlichen Sympathien entsprach, da sie sich 

gegenüber den Massen der Partei, welche sie delegiert hatten, verantwortlich fühlten. Drittens kam 

die Abstimmung unter derartigen Bedingungen zustande, daß es unmöglich ist, daraus irgend einen 

Schluß zu ziehen, durch den die entsprechenden Kräfteverhältnisse der zwei Fraktionen genügend 

gekennzeichnet werden. So entfielen auf die Anträge Frossard-Souvarine über die wichtigsten politi-

schen Grundsätze und über die Einheitsfronttaktik im ganzen 2600 bis 2800 Stimmen; es folgt daraus, 

daß ein Teil von den 3200 Stimmen, die das Zentrum und die Linken bei der folgenden Abstimmung, 

wo sie getrennt auftraten, erhalten haben, von anderen Fraktionen gekommen waren. Nun konnte man 

aber mit einer gewissen Sicherheit annehmen, daß diese Stimmen vom Zentrum gegen die Linke 

getragen sind, die also die Ehre für sich in Anspruch nehmen darf, daß sich gegen sie die Anstren-

gungen des Zentrums und der Rechten konzentrierten. D e r  S i e g, d e n  d a s  Z e n t r u m  d a v o n -

g e t r a g e n  h a t t e, i s t  a l s o  m i t  H i l f e  d e r  r e c h t e n  u n d  d e r  ä u ß e r s t e n  r e c h t e n  E l e -

m e n t e  z u s t a n d e  g e-[270]k o m m e n, d i e  v o m  K o n g r e ß  n i c h t  a u s g e s c h l o s s e n  

w u r d e n. D a s  m u ß  h i e r  g a n z  b e s o n d e r s  b e t o n t  w e r d e n. Wenn man hinzusetzt, daß die 

Fraktion Renoult-Dondicol eine große Anzahl unbestreitbar revolutionärer Elemente umfaßt, die mit 

Daniel Renoult nur durch die Opposition gegen die Einheitsfronttaktik vereinigt sind, die sich aber 

unzweifelhaft nach dem 4. Weltkongreß wieder mit der Linken verbinden werden, so kommt der 

Linken in Wirklichkeit die Mehrheit in der französischen Partei zu. 

Man würde also im Unrecht sein, wenn man die Ergebnisse des Pariser Kongresses pessimistisch 

betrachten würde. Die Linke befindet sich in einer sehr günstigen Lage. Man darf gleichfalls behaup-

ten, daß es ihr leicht sein würde, auf einem nächsten Kongreß, der damit beauftragt ist, den bestehen-

den Parteikonflikt zu lösen, die Mehrheit zu erhalten. U n g l ü c k l i c h e r w e i s e  h a t  d i e  L i n k e, 

i n d e m  s i e  a l l e  v e r a n t w o r t l i c h e n  P o s t e n  i n  d e r  P a r t e i  a u f g a b, e i n e n  e r n s t e n  

t a k t i s c h e n  F e h l e r  b e g a n g e n, d e s s e n  K o n s e q u e n z e n  s c h w e r  a b z u s e h e n  s i n d. 

Indem sie die Leitung der Partei dem Zentrum überließ, hat sie sich jeder Möglichkeit beraubt, ihren 

Einfluß in der Partei zu erweitern. Das Zentrum, welches im Besitz aller leitenden Posten ist, sowie 

der Parteikasse, der „Humanité“ und des „Bulletin Communiste“, hat zunächst den weitesten Spiel-

raum, auf seine Art den Parteimitgliedern die Krise zu erklären und sie zu überzeugen, daß die Fehler 

ausschließlich von der Linken gemacht wurden, um so mehr, als die ungeschickte Politik der Linken 

ihnen die besten Argumente dafür liefert. Nachdem die Abstimmung ein Sieg für das Zentrum war, 

erklärte die Linke sich zunächst aller Abstimmungen auf dem Kongreß zu enthalten. Diesen Beschluß 

setzte sie in die Tat um, indem sie sich bei der Abstimmung über die Ausschlüsse der Stimme enthielt, 

was dem Zentrum mit einem gewissen Anschein von Recht zu sagen erlaubte, daß die Linke die 

Arbeit des Kongresses sabotiert hätte. Ein Gleiches konnte es von dem Rücktritt der Redakteure der 

„Humanité“ und anderer zentraler Organe der Partei sowie der Agitationssekretäre behaupten. 

N i c h t s  r e c h t f e r t i g t  e i n e n  ä h n l i c h e n  B e s c h l u ß. Es ist richtig, daß die Linke denjenigen 

ihrer Mitglieder, welche „Arbeitsposten“ in der Partei einnahmen, diese zu behalten anbefohlen hat. 

Aber in einer kommunistischen Partei gibt es keinen Unterschied zwischen „verantwortlichen“ und 

„Arbeitsposten“. Alle Posten in der Partei sind Arbeitsposten. Sie zu verlassen, heißt die Partei schä-

digen. Man wird vielleicht sagen, daß die französische Partei keine wirkliche kommunistische Partei 

sei und daß es augenscheinlich für alle anderen kommunistischen Parteien wäre, daß man in diesem 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 729 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

Fall zu gehen hätte. Aber das heißt erklären, daß die augenblickliche Lage der Linken in Frankreich 

die einer kommunistischen Fraktion innerhalb einer sozialdemokratischen Partei ist. Mit einem 

Schlage würde die ganze Arbeit aufgegeben, die in der französischen Partei vor und seit dem Kongreß 

von Tours geleistet wurde, mit einem Federstrich würden zwei Jahre Entwicklung der französischen 

Partei ausgestrichen. Das bedeutet die Verleugnung der ganzen Politik, die seit zwei Jahren von der 

Kommunistischen Internationale mit Rücksicht auf die französische Partei verfolgt wurde und beson-

ders die der letzten Monate, in denen das Bündnis zwischen Zentrum und Linken durchgeführt wurde. 

Das wäre eine derartige Absurdität, daß niemand sie ernsthaft verteidigen kann. 

[271] Der Beschluß der Linken, dem Zentrum allein die Verantwortung für die Leitung der Partei zu 

überlassen, eine Entscheidung, die sich zunächst durch die Weigerung, in das Comité Directeur ein-

zutreten, offenbarte ferner durch die Stimmenthaltung bei den Abstimmungen auf dem Kongreß und 

schließlich durch den Rücktritt der Genossen, die als Redakteure oder Agitationssekretäre Posten 

bekleideten, zeigt sich also als ein schwerer politischer Fehler. Es bedeutet ein Verlassen der Politik, 

die bisher von der Linken in Uebereinstimmung mit der Internationale getrieben wurde, und führt 

unvermeidlich zur Bildung eines Blocks des Zentrums und der Rechten an Stelle des Blockes zwi-

schen Zentrum und Linken, auf dessen Bildung alle Anstrengungen der Linken und der Internationale 

während der letzten Monate gerichtet waren. Das direkte Ergebnis wird sein, daß das Zentrum in die 

Arme der Rechten getrieben wird. Was das Zentrum charakterisiert, ist der Mangel einer klaren Po-

litik, seine Tendenz, dauernd zwischen der Rechten und der Linken hin und her zu schwanken. Ueb-

rigens ist es durch seine Stellung dazu genötigt; gezwungen, sich gegen die Angriffe der Linken zu 

verteidigen, kann es sie nur abwenden, indem es bei der Rechten Zuflucht sucht und dieser immer 

mehr Konzessionen gewährt. Die ersten Manifeste des neuen Comité Directeur, der Artikel, den 

Marcel Cachin in der „Humanité“ vom 24. Oktober veröffentlichte, sind Beweise dafür. Zunächst ist 

das nur ein Anfang. Aber es ist zu befürchten, daß das Zentrum, um sich im Kampf gegen die Linke 

zu verteidigen, sich bald in einer Lage befinden wird, durch die es zu einem tatsächlichen Bruch mit 

der Kommunistischen Internationale gezwungen wird. 

Das sind die Schlüsse, die sich bei einem ausmerksamen Betrachten der Lage in der französischen 

Partei am Tage nach dem Pariser Kongreß ergeben. Was wird aus der so geschaffenen Situation her-

auskommen? Soll man einen außerordentlichen Kongreß der französischen Partei in den drei Wochen 

bis zum Weltkongreß zusammenberufen? Aber wie soll man diesen Kongreß vorbereiten, da die Lin-

ken alle Positionen, durch die sie ihren Einfluß in der Partei hätten ausdehnen können, aufgegeben 

haben? Und würde man selbst dann die Krise in der Partei lösen können? Oder soll man Frossard die 

folgenden Worte unterbreiten: „Wird uns der IV. Weltkongreß verdammen, aber wird man uns am 

V. Weltkongreß wieder aufnehmen?“ Wird das französische Proletariat seine Affaire Serrati erken-

nen? Wir sind noch nicht soweit, aber gewisse Anzeichen deuten daraufhin, daß wir uns in Frankreich 

auf dem Weg befinden. Es ist zu befürchten, daß die Internationale für die Nachsicht, die sie jederzeit 

der französischen Partei gegenüber offenbart hat, teuer bezahlen muß. [272] 

* 

Der Zusammenbruch des Gandhismus in Indien.  
Von E. R o y.  

(Fortsetzung und Schluß.) 

Die regelmäßige Sitzung des Allindischen Kongreßausschusses tagte am 24. Februar in Delhi. Ihr 

wurden die Beschlüsse von Bardoli zur Bestätigung unterbreitet. Das wirkliche Maß der über den 

Umfall in Bardoli vorhandenen Unzufriedenheit läßt aus den hitzigen Auseinandersetzungen erken-

nen, die zwei Tage hindurch hinter verschlossenen Türen geführt wurden. P u n d i t  M a l a v i y a, 

Gandhis a l t e r  e g o  in Pazifismus und Mäßigung, plädierte für die Ratifizierung der Bardoli-Be-

schlüsse, sowie für die restlose Aufgabe der Mitarbeitsverweigerung in jeder Form. Gandhi, noch 

immer bestürzt und kopflos über das Blutvergießen in Chauri Chaura, das auf Revolution hinzudeuten 

schien, verteidigte die Beschlüsse von Bardoli, ohne sich voll zu Pundit Malaviyas Kapitulationspo-

litik zu bekennen. Doch ein erregter Flügel der ernsthaften Radikalen, die die verhängnisvollen 
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Wirkungen der Preisgabe jeder aggressiven Taktik auf die Bewegung klar erkannten und empört wa-

ren über den schlecht verhehlten Triumph, den man der Regierung verschafft hatte, forderten die 

Ablehnung der Beschlüsse von Bardoli und eine erneute Bestätigung der Mitarbeitsverweigerung 

einschließlich des Massenungehorsams. Gandhi, der sich das unfreundliche Kompliment sagen lassen 

mußte, daß er von der Regierung wegen seines guten Betragens geschont werde, fühlte sich genötigt, 

sich dadurch zu verteidigen, daß er bis zu einem gewissen Grade zu seiner bereits aufgegebenen 

Position zurückehrte. Dementsprechend kam es zu einem Kompromiß, und die Delhier Tagung des 

Kongreßausschusses bestätigte schließlich alle Formen der Mitarbeitsverweigerung einschließlich 

des individuellen zivilen Ungehorsams in defensiver und aggressiver Gestalt, sowie des Boykottpos-

tenstehens. Die zur Annahme gelangte Resolution brachte zum Ausdruck, daß „die zivile Gehorsams-

verweigerung das gute Recht und die Pflicht eines Volkes sei, sobald ein Staat sich dem ausgespro-

chenen Willen dieses Volkes widersetze.“ 

So bedeutete das Kompromiß von Delhi eine völlige Umstülpung der Beschlüsse von Bardoli und 

damit zugleich auch eine direkte Herausforderung an die Adresse der Regierung. Darüber ließ sich 

der Korrespondent der „Times“ in einer vom 5. März aus Bombay datierten Zuschrift wie folgt ver-

nehmen: 

„Delhi setzte das Siegel unter die Absetzung Gandhis als nomineller Diktator des Nationalkongresses, denn 

nunmehr haben sämtliche provinzialen Kongreßkomitees die Freiheit, den zivilen Ungehorsam zu proklamie-

ren, wann und wo sie es für gut befinden.“ 

Die schon einmal vertagte Verhaftung Gandhis war von diesem Augenblick an nur noch eine Frage 

der Zeit und der Umstände. Die tieferliegenden Pläne der britischen Politik wie der indischen Regie-

rung machten sie in gleichem Maße notwendig. In England [273] schrien die Die-hards nach seinem 

Blute wie übrigens auch nach dem Kopf M o n t a g u e s, des Staatssekretärs für Indien, den sie mit 

der liberalen Politik der Montford-Reformen identifizierten. L l o y d  G e o r g e  drohte im Falle des 

Zerfalles seiner Koalition mit allgemeinen Wahlen, rannte von einer Ecke in die andere und suchte 

nach Parolen zur Rettung seines Postens. Nach Schaffung eines irischen Freistaates und eines „unab-

hängigen“ Aegyptens zur Beschwichtigung der Liberalen wurde es notwendig, die Konservativen 

durch Inaussichtstellung einiger Gewalttaten zu beruhigen, und dies sollte erreicht werden, durch die 

Hinopferung der indischen Hoffnungen und Bestrebungen. 

Diese Hinopferung Indiens für die Zwecke Lloyd Georges und des britischen Imperialismus kam 

durch drei äußerlich sichtbare Kundgebungen zum Ausdruck. Zunächst durch den Versuch, die Mo-

hammedaner durch einige Konzessionen an ihre Kalifatsforderungen von der nationalistischen Be-

wegung abzusplittern; ferner durch die Entlassung M o n t a g u e s  aus dem Staatssekretariat für In-

dien und dessen Ersetzung durch einen Konservativen und endlich durch die Verhaftung Gandhis mit 

dem Ziele, dadurch der Mitarbeitsverweigerungsbewegung den Todesstoß zu versetzen. Lloyd 

George ist gewiß ein geriebener Politiker, allein die Ereignisse haben die Weisheit keiner der drei 

Maßnahmen irgendwie gerechtfertigt. 

Die Revision des Friedensvertrages von Sèvres war von allem Anfang an eine der Hauptforderungen 

der Mitarbeitsverweigerer, die darin ein Mittel sahen, enge Verbindung zwischen den Hindus und 

Mohammedanern als Vorbedingung für den Erfolg des indischen Nationalismus zu schaffen. Doch 

war Gandhi keineswegs der alleinige Angler nach der Unterstützung der Mohammedaner. Die ge-

schichtliche Teile-und-herrsche-Politik der britischen Regierung, die sich in Indien durch die Tren-

nung der Mohammedaner von den Indiern so glänzend bewährt hatte, konnte nicht durch das einfache 

Manöver der Parteiergreifung für das Kalifat durchkreuzt werden. Es war daher klar, daß, wenn die 

Unterstützung des Moslems durch Konzessionen an den religiösen Fanatismus erkauft werden 

konnte, die britische Regierung, sofern sie ein wirkliches Interesse hatte, alsbald alle anderen Kon-

zessionen weit überbieten werde. Es kam dann auch die Zeit, wo der Londoner Regierung diese Po-

litik angebracht erschien. Ende Januar veröffentlichte Lord N o r t h c l i f f e  während seiner Reise 

durch Indien jenen sensationellen Brief, der zu Konzessionen an den mohammedanischen Geist anriet 

und der alsbald in der gesamten konservativen Presse in England einen mächtigen Widerhall fand. 
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Der Vizekönig von Indien benutzte den Anlaß der bevorstehenden Pariser Konferenz, um an die eng-

lische Regierung erneut seine bereits oft wiederholte Forderung einer Revision des Vertrages von 

Sèvres zugunsten des Kalifats zu telegraphieren. Es war augenscheinlich, daß die Die-hards, beein-

flußt durch ihren traditionellen Glauben an die aktive Kampfeslust der Muselmänner, geneigt waren, 

diese Elemente auf Kosten der Gemeinschaft der Hindus zu bevorzugen. Mit einem Worte: die briti-

schen Imperialisten stahlen Gandhis Donnerblitze und hofften, damit gleichzeitig auch die Stärke der 

indischen Radikalen zersplittern zu können. 

Die Pariser Konferenz, die geziemend von L o r d  C u r z o n, der seine Instruktionen hatte, präsidiert 

wurde, gestand den Mohammedanern die Erfüllung der meisten ihrer Forderungen zu. Doch [274] das 

Ergebnis war nichtsdestoweniger ziemlich enttäuschend. S e t h  C h o t a n i, der Präsident des indi-

schen Zentralkalifatskomitees, veröffentlichte namens seiner Organisation eine Erklärung über die Vor-

schläge betreffend des Nahen Ostens, die er als „progriechisch“ und als gänzlich unannehmbar für 

die Mohammedaner brandmarkte. „Die indischen Mohammedaner und ihre Landsleute fordern, daß 

England endlich seine Versprechungen dem Wortlaute wie dem Geiste nach voll erfüllt.“ Es ist dies 

der alte Zug in der menschlichen Natur, einen Zoll zu geben, wenn eine Elle gefordert wird. Mit Rück-

sicht auf die internationalen Verwicklungen kann England kaum mehr zugestehen, so daß man sagen 

kann, daß die List, sich auf diesem Wege die Unterstützung der Moslems zu erkaufen, verpufft ist. 

 

Was nun die Entlassung M o n t a g u e s  anlangt, so war sie zwar nur eine Konzession an die Die-

hards, aber was sie in der öffentlichen Meinung Indiens für Unheil angerichtet hat, darüber kann am 

besten L o r d  R e a d i n g  Auskunft geben, der die Dinge an Ort und Stelle selbst miterlebte. Monta-

gue erfreute sich in den Kreisen der indischen Gemäßigten einer weitgehenden Beliebtheit, die auf der 

irrigen Annahme beruhte, daß er ein Freund der indischen Verfassungsreform sei. Und diese Popula-

rität steigerte sich bis zur wahnwitzigen Vergötterung, seitdem er auf dem Altar des britischen Libe-

ralismus in Indien als Schlachtopfer liegt. Diese Vergötterungssucht wird besonders genährt durch die 

zunehmende Furcht, daß sein Nachfolger L o r d  P e e l, die Umkehrung der im Jahre 1919 inaugu-

rierte Reformpolitik verkörpern könnte. Der geringste Versuch einer Abänderung der Gesetze durch 

das Staatssekretariat für Indien wird im ganzen Lande sofort als die Einleitung einer neuen reaktionä-

ren Unterdrückungsära denunziert werden. Was Lloyd George daheim gewonnen hat, hat er doppelt 

und dreifach in Indien eingebüßt durch diese überaus inopportune Hinopferung des Pseudoliberalis-

mus, der jedoch in Wirklichkeit nichts anderes war als eine zuckerversüßte imperialistische Pille. 

Und nun die Verhaftung von Indiens Mahatma! Lloyd George sollte, wie einst Julius Cäsar, sich vor 

den Iden des März in acht nehmen. Kaum zwölf Tage nach den Beschlüssen in Delhi und gleichzeitig 

mit der Entlassung M o n t a g u e s  wurde G a n d h i  unter der Beschuldigung der „Erregung von Miß-

vergnügen gegen das bestehende Regierungssystem“, begangen durch gewisse Reden und Artikel, 

verhaftet und nach wenigen Tagen bereits prozessiert. Getreu seinem Evangelium der Mitarbeitsver-

weigerung, erklärte er sich für schuldig, verteidigte sich in keiner Weise und forderte die Richter auf, 

ihn ebenfalls schuldig zu sprechen und zur Höchststrafe zu verurteilen. Er verlas vor Gericht eine lange 

schriftliche Erklärung, in der er seine Lehre der gewaltlosen Mitarbeitsverweigerung gegenüber dem 

bestehenden Regierungssystem in ehrlichen beredten Worten erneut unterstrich. In solchen entschei-

denden Augenblicken, wenn Gandhi als Mann und Patriot spricht, unterscheidet er sich so gewaltig 

von dem politischen Führer Gandhi, daß wir ihn dadurch am besten kennen lernen. Er sagte u. a.: 

„Ich bekenne mich schuldig der Anklage, Mißvergnügen gegen die durch Gesetz in Indien ausgerichtete Regie-

rung erregt zu haben. ... Ich kam, wenn auch mit Widerstreben, zu dem Schluß, daß die Verknüpfung mit Groß-

britannien Indien sowohl politisch wie wirtschaftlich weit hilfloser gemacht hat, als es je zuvor war ... Wie 

wenig wissen [275] die Stadtbewohner davon, wie die halbverhungerten Massen in Indien langsam in die volle 

Lebensunmöglichkeit hinabsinken! Wie wenig wissen sie davon, daß alle Profite und Provisionen direkt aus 

dem Blut der Massen gesogen werden! Wie wenig erkennen sie, daß die derzeitige gesetzliche Regierung in 

Indien nur dazu da ist, die Ausbeutung der Massen sicherzustellen! Keine Sophistereien noch Zahlenkunststü-

cke vermögen in zahllosen Dörfern die bis aufs Skelett abgemagerten Massen vor den Blicken des fremden 

Besuchers zu verbergen. Ich bin mir durchaus nicht im Zweifel darüber, was sowohl die Engländer wie die 
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indischen Stadtherren, falls es überhaupt einen Gott im Himmel gibt, wegen dieses Verbrechens gegen die 

Menschheit, das vielleicht seinesgleichen in der ganzen Geschichte sucht, einst zu verantworten haben werden.“ 

Der Richter, der im Prozeß gegen Gandhi die britische Gerechtigkeit und Ehrlichkeit zu personifizie-

ren hatte, dürfte angesichts dieser furchtbaren Anklage, die im Gerichtssaal wie die Stimme des lei-

denden Indiens selbst erscholl, gewiß so etwas wie Gewissenspein empfunden haben. Mit kurzen, 

halb erklärenden, fast apologetischen Worten verkündete er das auf sechs Jahre Gefängnis lautende 

Urteil, und die Komödie war vorüber. M o h a n d a s  K a r a m e h a n d  G a n d h i, der Apostel der 

Nichtwiderstandsleistung, der Führer der Mitarbeitsverweigerung, der hochverehrte Mahatma der 

kämpfenden Millionenmassen von Indien, wurde ins Gefängnis abgeführt! 

* 

Aber weder L l o y d  G e o r g e, noch L o r d  R e a d i n g , noch die denkende Oeffentlichkeit, möge 

sich irreführen lassen durch die erschreckende Ruhe, mit der die Millionen in Indien die Nachricht 

von Gandhis Einkerkerung entgegennahmen. Die Mitarbeitsverweigerer, die sich selbst mit dem 

Opium der Gewaltablehnung betäubten, mögen diese Ruhe als Seelenstärke auffassen; die Regierung 

möge darin ihrerseits meinetwegen eine Rechtfertigung ihrer Unterdrückungspolitik erblicken. Aber 

für alle die, die das heutige Indien genauer kennen, weissagt diese Ruhe einen Sturm von einer Hef-

tigkeit, wie bisher noch keiner den politischen Horizont Indiens erschüttert hat. Was der derzeitigen 

indischen Bewegung noch fehlt, ist eine gute, energische Führung. Wir scheuen uns gleichwohl nicht, 

es hier offen auszusprechen, daß das jetzige zeitweilige gänzliche Fehlen einer Führung der bisheri-

gen Gandhischen Verführertätigkeit noch bei weitem vorzuziehen ist. Wohl leistete Gandhi der nati-

onalen Sache in den letzten drei Jahren insofern herrliche Dienste, als er das indische Volk aus seiner 

langjährigen Hoffnungslosigkeit und Stagnation herausriß und auf die Bahn der Agitation und Orga-

nisation führte, die sich bald das ganze Land eroberte. Seine eigene geistige Konfusion war dagegen 

nur ein Widerschein des verworrenen und chaotischen Zustandes der ganzen Bewegung selbst, die 

erst jetzt dabei ist, sich auf eigene Füße zu stellen und ihre ersten Gehversuche zu machen. 

Gandhi gebührt zweifellos der Ruhm, für sein Volk einen Ausweg aus der stacheldrahtumwehrten 

Zensur und Unterdrückung durch die Regierung gefunden und durch seine Parolen der gewaltlosen 

Mitarbeitsverweigerung, des Boykotts und des Zivilungehorsams die großen Volksmassen in das Ge-

hege der Kongreßpartei gezogen und so als erster die indische Bewegung zu einer wahrhaft nationalen 

Bewegung umgestaltet zu haben. Doch jetzt ist diese Bewegung bereits über ihren einstigen Führer 

hinausgewachsen. Die Zeit war da, wo [276] die Massen bereit waren, den Kampf aufzunehmen und 

durchzuführen. Gandhi suchte sie vergeblich von diesem Kampfe zurückzuhalten. Sie zogen und ris-

sen wild an dem Gängelband der Seelenstärke und der transzendentalen Liebe und Gewaltlosigkeit, 

innerlich zerrissen durch ihre himmelschreienden irdischen Nöte und ihre gleichzeitige wirkliche 

Verehrung für den heiligen Mann, dessen Reinheit ihre Einbildungskraft fesselte und sie zur Treue 

verpflichtete. Aber inzwischen war Gandhi ein unbewußter Agent der Reaktion gegen die wachsende 

revolutionäre Lage geworden. Die wenigen Führer der Kongreßpartei, die dies erkannten und nach 

einem Ausweg suchten, waren ratlos und standen verzweifelt vor dem Dilemma. Gandhi war für seine 

eigene Bewegung zu einem Problem geworden, und auf einmal kam nun die britische Regierung in 

ihrer unendlichen Weisheit und befreite sie davon. Der freie Gandhi bedeutete eine anerkannte Kraft 

für die Erhaltung des sozialen Friedens und gegen die Gewaltanwendung in jeder Gestalt. Der im 

Gefängnis schmachtende Gandhi aber ist und bleibt ein mächtiger Faktor der Unruhe, ein Symbol des 

nationalen Märtyrertums und ein ständiger Anreiz für die nationale Sache, sich ihren Weg zur Freiheit 

zu erkämpfen. 

Seit Gandhis Verhaftung haben sich innerhalb der Kongreßpartei zwei deutlich erkennbare Strömun-

gen herausgebildet. Die eine unter der Führung P u n d i t  M a l a v i y a s  tendiert nach rechts und sucht 

Anschluß bei den Gemäßigten. Sie ist für die völlige Preisgabe der Mitarbeitsverweigerung und für 

die Annahme eines bürgerlichen Programms für verfassungsmäßige Reform im Rahmen des briti-

schen Reiches. Die andere jagt vergeblich den verblassenden Parolen des Gandhismus – Nichtge-

waltanwendung, Boykott ausländischer Waren und Rückeroberung Indiens durch die „Charka“ 
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(Spinnrad) – nach. In diesem Lager, das alles, was an Radikalismus verblieben ist, umfaßt, herrscht 

noch Bestürzung und Verwirrung, obgleich sich bereits ein paar Stimmen scharf und klar aus dem 

Lärm herausheben. Dazu gehört die Stimme von C. R. D a s, dem Vorsitzenden der letzten Provinzi-

alkonferenz in Bengalen, der die Eroberung der durch die Reform geschaffenen neuen parlamentari-

schen Körperschaften und die Bildung von Bauern- und Arbeitergewerkschaften empfiehlt. Ferner 

auch die Stimme Dr. M u n j i s  in der Konferenz von Maharashtra, der erklärte, daß „das Ziel des 

Kongresses durch und durch weltlich und auf die Erringung irdischen Glückes gerichtet sei, und daß 

es nur durch die Anwendung irdischer Mittel, die leichtverständlich und ausführbar sein müssen, 

erreicht werden könne.“ Und endlich auch die Stimmen der nationalistischen Zeitungen, die uner-

müdlich predigen, daß die Nation für den Kampf organisiert werden müsse, und daß der Schwerpunkt 

der ganzen Arbeit bei den Massen liege. 

An der Kampffront tauchen bereits neue Führer auf, die bereit sind, aus den Irrungen der Vergangen-

heit zu lernen und ein neues Zukunftsprogramm zu schaffen. Von ihrer Erkenntnis der gegenwärtigen 

Lage Indiens wird ihr demnächstiger Erfolg oder Mißerfolg abhängen. Die Massenbewegung unter 

den Arbeitern ist bereits stark und mächtig. Die Bauernbewegung von A i k a  in den Vereinigten Pro-

vinzen, der Ausbruch von Unruhen unter den Bhils in Zentralindien und der dreimonatige Streik der 

Arbeiter der ostindischen Eisenbahner sind sprechende Zeugnisse dafür, wo die Stärke der indischen 

Bewegung in Wirklichkeit liegt. Reformistische Gewerkschafts- [277] und Genossenschaftsführer 

sich bereits am Werke, sich die Gefolgschaft der indischen Massen zu erringen. Es ist Aufgabe der 

Kongreßführer, ihnen zuvorzukommen durch Aufstellung eines Programms, das die indischen Arbei-

ter und Bauern auf ihre Seite bringt. In dem dynamischen Kampfe der Massenaktionen unter einer 

weisen politischen Führung liegt auch die einzige wahre Lösung des indischen Freiheitskampfes. 

* 

Die Sache hat geklappt!  
Das Tribunal der Republik und der monarchistische Mord.  

Von Ericus, 

„Ich werde nach Ihnen den E h r e n p l a t z  einnehmen“, so sagte der Angeklagte Dr. Stein zu dem 

ihm den Platz räumenden Herrn Goethe vor dem Leipziger Staatsgerichtshof, als dieser wegen Aus-

forderung zum Abschießen von Ministern zu ein paar Monaten Gefängnis verurteilt war und ihm den 

Platz räumte. Herr Goethe erwiderte mit vernehmlicher Stimme: „Ja, da kommen nur anständige 

Leute hin“ und die deutschnationale Zuversicht des Herrn Dr. Stein trog nicht. Er wurde auf Grund 

der faulsten Ausrede freigesprochen, auch die anderen, die nach ihm den Ehrenplatz der nationalen 

Helden einnahmen, kamen mit lächerlich geringen Strafen davon. 

Kern und Fischer haben sich voreilig getötet, sie haben den Staatsgerichtshof „zum Schutze der Re-

publik“ noch nicht gekannt. 

Oder die Kugel des Geheimpolizisten, die sie im Turm der Burg Saaleck niederstreckte, war ein 

schärferes Femgericht, das sie zu tödlichem Schweigen verurteilte, als der Wahrspruch einer höchsten 

Instanz, die die Angeklagten, teils schon vor dem höchst seltsamen Prozeß laufen ließ und es auch an 

ehrenden Anerkennungen für die „e d l e n  M o t i v e“ der Mitverschworenen nicht fehlen ließ. 

Aus der Anklagerede des Oberreichsanwalts gegen die Rathenau-Mörder haftet ein Wort: „D i e  

g a n z e  G e s e l l s c h a f t  h ä n g t  w i e  d i e  K l e t t e n  z u s a m m e n“. Man erfuhr es ja auch aus der 

Drohung Kerns zu einem der Angeklagten: „Verräter gehen bei uns um die Ecke“. Und der nicht ganz 

sichere Günther, der auch von Ludendorff vielleicht hätte ausplaudert können, bekam sogar noch ins 

Untersuchungsgefängnis seine mit Arsen vergifteten Pralinen. Soweit reicht der Arm der Feme, wenn 

man von Ludendorff ein Dutzend handschriftliche Briefe erhielt, die so vertraulich waren, daß der 

Staatsgerichtshof nicht einmal ihre Verlesung beschloß. 

Es war mit Mühe und Not gelungen, für den Staatsgerichtshof überhaupt ein paar Reichsgerichtsräte 

herauszufinden, die sich wenigstens als Republikaner bekannten; dafür wurden sie aber von ihren 

eigenen hohen Kollegen, deren Söhne mit Hakenkreuz geschmückter Brust im Reichsgericht 
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herumlaufen und den Schutz der Hohenzollernbilder übernommen haben, sehr über die Achsel ange-

sehen. Sie wurden zur Strafe auch von den deutschnationalen Verteidigern abgelehnt, die damit nicht 

nur eine politische Demonstration beabsichtigten, wes Geistes Kind diese Verteidiger der deutsch-

völkischen Organisation sind, geht schon, daraus hervor, daß der eine von ihnen, Dr. Lüttgenbrune, 

der übrigens auch den Dr. Stein verteidigte, der Anwalt der Marburger Mordstudenten war und neben 

ihm Dr. Sack saß, der einer der Beteiligten bei den nationalistischen Exzessen im Hotel Adlon war. 

Die feigen Mordbuben, die vor dem Staatsgerichtshof sich als Hüter höherer Ideen aufspielten, haben 

ihren „E d e l s i n n“ dadurch bewiesen, daß sie sich auf das roheste und beinahe berufsmäßig mit dem 

Abknallen von [278] Menschenleben beschäftigten. Man muß diese, teils blöden und teils frechen 

Weißgesichter gesehen haben, um die ganze Verkommenheit zu ermessen. „Das ist mein Brüderchen, 

der hat das erste Schwein gekillt“, sagte der Angeklagte Tillessen zu dem Gärtner Brüdigam, den er 

in Austrage der Organisation Konsul dingen wollte, indem er ihm das Bild des Erzberger-Mörders 

vorlegte. Der Staatsgerichtshof hatte vermieden, die Hintergründe des Mordes aufzuhellen und die 

Geldgeber und Drahtzieher der Organisation C, für die ja auch Tillessen und Techow nur Mitglieder 

und Zwischenträger waren, an den Pranger zu stellen. Der ganze Prozeß blieb ja an der Oberfläche 

haften: man hatte nicht nur die Vernehmung Ludendorffs, dessen Schatten wie im Jagow-Prozeß über 

der ganzen Verhandlung lag, unterlassen, sondern auch den Gymnasialdirektor Dr. Kremmer ausge-

schaltet, der über den Charakter der beiden Techows und ihre Beziehungen allerhand hätte aussagen 

können. Auch die Nichtverhaftung der an der Kofferschiebung des Angeklagten Ilsemann beteiligten 

deutschnationalen Zeugen Funke und Baade gehört in dieses Kapitel. Hier hatte sich eine mitschul-

dige Clique versammelt, in die mit derber Faust hineinzugreifen Pflicht eines republikanischen Staats-

gerichtshofes gewesen wäre. 

Sie spielten sich alle als harmlose Ehrenmänner auf, die bei der „nationalen Sache“ an eine Waffen-

schiebung oder Gefangenenbefreiung gebracht hätten. Solche Tätigkeit verleiht ja den Verschwore-

nen eine vaterländische Gloriole, und der freigesprochene Ilsemann, der nur wegen verbotenen Waf-

fenbesitzes ein paar Wochen Gefängnis erhielt, die durch die Untersuchungshaft als verbüßt gilt, 

konnte sich als ganz besonderer Biedermann aufspielen. Obwohl er aus der Brigade Ehrhardt stammt, 

bei der O. C. Beschäftigung auf „nationalem Boden“ suchte und vom Oberreichsanwalt selbst für die 

Beihilfe und Begünstigung, ebenso wie die nachher freigesprochenen Angeklagten Warnecke und 

Steinbeck für zuchthauswürdig erkannt wurden. 

Gerade so wie der Freispruch Killingers im Offenburger Erzberger-Prozeß freie Bahn den Rathenau-

Mördern geschaffen hatte, so hat das milde Urteil gegen Techow und Genossen bereits die Attentats-

pläne gegen den Reichskanzler Dr. W i r t h  schneller reifen lassen. Der Generalssohn und Mordbube 

von S t u b e n t a u c h  genoß als Primaner des Steglitzer Gymnasiums erhöhtes Ansehen, weil er sich 

mit vaterländischen Mordplänen brüstete. Wenn man die Pädagogen, die in dem Deutschnationalen 

Jugendbund nach Art des als Zeuge geladenen Studienassessor Retsch ihr Wesen treiben, kennt, wun-

dert man sich nicht über das mordbegeisterte Hallo ihrer Zöglinge und über ein Lehrerkollegium, das 

sich noch heute gegen die Verweisung von Stubenrauchs von dem Gymnasium ausspricht. Das sind die 

auf republikanische Kosten erzogenen höheren Schüler und Mordstudenten, die die deutschnationale 

Gegenrevolution als blinde und fanatische Werkzeuge für ihre Zwecke braucht. Corpsgeist der Mörder! 

Es sollte ein Lob sein, daß der Mörder Kern seinen Mittäter Techow, der aber, um ihm die Todestrafe 

zu ersparen, nur wegen Beihilfe mit Zuchthaus bestraft wurde, einen „schicken Bengel“ nannte, der 

„wie auf Draht gezogen“ sei. Dieses zerlumpte Gesindel erstarb in sklavische Demut vor den Ach-

selstücken und den militärischen Vorgesetzten. Ihre Verschwörertätigkeit war durchaus keine ideale 

Sache, sondern ein gut bezahltes Geschäft. Die Ermordung Erzbergers und Rathenaus in Sektdielen 

und Likörstuben zu feiern, dafür langte, nach einem Ausspruch Kerns zu seinen Mordkomplizen, das 

Geld immer noch. Wenn jedoch von Bayern, den Geldgebern, die Rede war, dann lag über dem 

Staatsgerichtshof peinliches Stillschweigen. Die Mordbuben aber wurden noch bei ihrer Abfahrt im 

„grünen Wagen“ vor dem Staatsgerichtshof mit jubelnden Hochrufen gefeiert. 

Wie im Erzberger-Prozeß, so hatte man auch im Rathenau-Prozeß mit denselben Machinationen der 

Mörderzentrale zu tun, die mit außerordentlicher Präzision auch in der Verschleierung ihrer Taten 
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arbeitet. Der Staatsgerichtshof zeigte sich diesen Rankünen nicht entfernt gewachsen. Er unterließ es, 

in das Wespennest hineinzugreifen, und zeigte sich unerhört leichtgläubig milde vom ersten bis zum 

letzten Prozeß, der bisher vor diesem [279] Forum geführt wurde. Wir haben der Institution des 

Staatsgerichtshofes von vornherein nicht getraut und vorausgesehen, daß er als eine Ausgeburt des 

herrschenden Systems seine volle Schärfe nur gegen links wenden würde. Die Gegnerschaft und 

Furcht der Deutschnationalen ist denn auch im Schwinden begriffen, und sie werden ihn bald mit 

voller Anerkennung als ein Bollwerk gegen links betrachten, wenn er erst in vollem Maße sich nach 

Art des B a y e r i s c h e n  V o l k s g e r i c h t s  auswirken wird, das ein paar unbequeme Journalisten 

ohne viel Federlesens zu der gleichen Strafe von 33 Jahren Zuchthaus verurteilte, die die ganze Ko-

rona der Rathenau-Mörder erhielt. 

Als Rathenau umgebracht war, äußerte Techow zu seinen Kumpanen: „Die Sache hat geklappt, 

Rathenau liegt.“ Ebenso können die Nationalisten sich jetzt angesichts der Urteile des Staatsgerichts-

hofs zuraunen: „Die Sache hat geflappt, die wahren Mörder sind frei“. 

* 

Bücherschau. 

Manabendra Nath Roy: Indien*). 

Wenn man sich von den sentimental-nationalistischen Erzeugnissen der indischen Literatur zu M a n -

a b e n d r a  N a t h  R o y s  „Indien“ wendet, so geschieht es mit dem angenehmen Gefühl, wieder fes-

teren Boden unter den Füßen zu haben. An Stelle des idealistischen Gefühlsüberschwangs dort, hier 

ein ernster Versuch, hinter das Wesen der Geschehnisse zu kommen, eine Analyse der Situation im 

Lichte des historischen Prozesses zu geben. Die Aufgabe, die der Autor sich gestellt hat, war, den 

Charakter der materiellen Kräfte zu enthüllen, die den verschiedenen Klassen der indischen Gesell-

schaf im gegenwärtigen Kampf ihre Stellung zuweisen, und zu zeigen, wie diese tiefwurzelnden so-

zialen Kräfte, die die Ursache der gegenwärtigen Unrast sind, sich in der wachsenden Massenbewe-

gung auswirken. 

Das Resultat ist eine hervorragende Leistung und eine glänzende Rechtfertigung der marxistischen 

Methode auf einem bisher wenig erforschten Gebiet. Von dem ersten sofort fesselnden Satz an, „die 

allgemeine Ausfassung, daß in Indien noch immer der Feudalismus herrscht, ist falsch“, hört der 

Verfasser nicht auf, bekannte Dinge in neuem Lichte erscheinen zu lassen, und errichtet einen histo-

rischen Hintergrund, auf dem in wunderbarer Klarheit die wirklichen Zusammenhänge zwischen den 

verschiedenen Faktoren erscheinen, die zurzeit die Entwicklung des Kampfes in Indien beeinflussen. 

Es ist eine Art der Behandlung, der es darum zu tun ist, die sorgfältigste Aufmerksamkeit auf Tatsa-

chen zu lenken, vor allem auf die Tatsachen der ökonomischen Zustände, der Besitzverhältnisse und 

der Klassengegensätze, über die gewöhnlich leicht hinweggeglitten wird oder die überhaupt nicht 

berücksichtigt werden. Die mit ausführlichem statistischen Material erhärtete Darstellung der Ent-

wicklung einer einheimischen Bourgeoisie, der Bodenpachtsysteme und der Existenzbedingungen 

der ländlichen Bevölkerung, endlich des Aufstiegs eines industriellen Proletariats und dessen gegen-

wärtiger Lage nimmt mehr als die Hälfte des Buches in Anspruch. Nur diese Kenntnis der E n t -

w i c k l u n g  d e r  g e g e n w ä r t i g e n  ö k o n o m i s c h e n  S t r u k t u r  m a c h t  e s  m ö g l i c h, d a s  

W a c h s e n  u n d  s c h l i e ß l i c h e  V e r s a g e n  d e r  p o l i t i s c h-n a t i o n a l i s t i s c h e n  B e w e -

g u n g  z u  v e r s t e h e n. 

Die Phasen, die der Indische Nationalkongreß durchlaufen hat, stehen in inniger Wechselbeziehung 

zu den Entwicklungsstufen des indischen Kapi-[280]talismus. Die nationalistische Bewegung ist im 

wesentlichen eine bürgerliche Bewegung, das Resultat des lang hintenangehaltenen Austauchens ei-

ner einheimischen Mittelklasse, die sofort daran geht, dem imperialistischen Kapital das ökonomi-

sche und politische Monopol streitig zu machen. So gelangen wir zu dem scheinbaren Widerspruch, 

 
*) Manabendra Nath Roy: Indien. 206 Seiten. Verlag der Kommunistischen Internationale. (Auslieferung Carl Hoym, 

Nachf. Louis Cahnbley. Hamburg 8). 
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daß der indische Nationalismus bei all seiner Verehrung für den Liberalismus und die Demokratie 

entschieden schutzzöllnerisch ist; und noch auffälliger ist, daß selbst die Anhänger Gandhis, die ihren 

Nationalismus auf die angebliche Ueberlegenheit der spirituellen Zivilisation Indiens basieren, sich 

politisch als eifrige Versechter der materiellen Interessen des indischen Kapitals erweisen. 

Die bürgerlich-nationalistische Bewegung ist indessen zur Erfolglosigkeit verurteilt. Sie ist nicht der 

Kampf einer jugendstarken Bourgeoisie gegen einen zerfallenden Feudalismus. Die Dazwischenkunft 

der Engländer hat die indische Bourgeoisie vor langem um ihre historische Rolle gebracht, die schaf-

fenden Klassen aus den Fesseln des Feudalismus zu befreien. Darum besteht für die indische Bour-

geoisie ein Zwang zu revolutionärem Vorgehen nicht, solange sie die Möglichkeiten ökonomischer 

Entwicklung auf dem Wege des Kompromisses mit dem britischen Kapital erhalten kann. „Der kapi-

talistische Imperialismus wird seine Methoden stets zu modifizieren bereit sein, indem er seinem 

einheimischen Partner lieber Konzessionen macht, als daß er es zum Konflikt kommen läßt.“ Eine 

solche Modifizierung bedeuteten die Montagu-Chelmsford-Reformen vom Jahre 1919, deren Aner-

kennung durch den indischen Kapitalismus den Aufschwung des reaktionären Nationalismus der nie-

deren Mittelklassenintelligenz zur Folge hatte. Der Gandhismus ist jedoch, wie der Verfasser bündig 

nachweist, trotz seiner der Bourgeoisie unfreiwillig geleisteten Dienste eine reaktionäre Kraft, die 

nicht siegen kann, ohne ihre eigene Grundlage zu zerstören. Er stützt sich auf das unter dem Stachel 

der gesteigerten ökonomischen Ausbeutung seit kurzem einsetzende Erwachen der Massen; aber sein 

Versuch, die Massenenergie für die Wiederbelebung einer „spirituellen Zivilisation“ zu nützen – wo 

doch die Bedingung ihrer Betätigung die Zerstörung der alten Ueberlieferungen ist – erweist sich als 

offen unmöglich. 

Ein neuer Widerspruch von wachsender Schärfe hat seinen Ursprung in den Hand in Hand mit dem 

nationalen Kampf sich entwickelnden Klassengegensätzen. Weder die Gemäßigten, noch die „Nicht-

mitwirkenden“ könne das Risiko der Entfesselung einer wirklichen Massenbewegung auf sich neh-

men. Bei dem ersten schwachen Anzeichen einer solchen flüchteten sich die Gemäßigten in die schüt-

zenden Arme des britischen Kapitalismus, und auch die Nichmitwirkenden ließen ihr Programm im 

Stich, als sie die Unmöglichkeit erkannten, die Aktivität der Massen in die Kanäle einer religiösen 

Bewegung zu lenken. 

Der Versuch, die Macht der schnell wachsenden Massenbewegung für die Zwecke des indischen 

Kapitalismus oder des reaktionären Nationalismus nützen, erleidet jetzt eine offene Niederlage. Das 

ist die Erklärung für die den Beobachter in Indien zurzeit verwirrende Stille. Der Kampf ist im Be-

griff, einen neuen Charakter anzunehmen. Das Programm des politischen Nationalismus befriedigt 

immer weniger. Streiks, die Organisierung der Arbeiter und der ökonomische Kampf sind es, die 

immer mehr in den Mittelpunkt der allgemeinen Aufmerksamkeit treten. Und so ist, wie Roy schließt: 

„d i e  u n v e r m e i d l i c h e  F o l g e  d i e s e r  T e n d e n z e n  d i e  s c h l i e ß l i c h e  L o s l ö s u n g  

d e r  B e w e g u n g  v o n  d e r  b ü r g e r l i c h e n  F ü h r e r s c h a f t. I s t  e s  a b e r  s o w e i t, s o  w i r d  

d e r  b ü r g e r l i c h e  N a t i o n a l i s m u s  e n d e n  i n  e i n e m  K o m p r o m i ß  m i t  d e r  i m p e r i -

a l i s t i s c h e n  V o r h e r r s c h a f t, u n d  d i e  B e f r e i u n g  I n d i e n s  w i r d  d i e  A u f g a b e  d e r  

b e w u ß t  a u f  d e m  B o d e n  d e s  K l a s s e n k a m p f e s  o r g a n i s i e r t e n  u n d  k ä m p f e n d e n  

A r b e i t e r  u n d  B a u e r n  s e i n“. C. P. D. 

[281] 
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Die Internationale  

Jahrgang 5 ⁕ Ausgegeben am 15. November 1922 ⁕ Heft 10 

Zum 9. November 1922. 

E. H. B e r l i n, 8. November 1922. 

Auf dem Gründungsparteitag der Kommunistischen Partei, Silvester 1918, zog Rosa Luxemburg die 

Bilanz aus der ersten, damals eben abgeschlossenen Phase der November-Revolution mit den Wor-

ten: „Es ist nichts als negatives Konto, lauter Fetzen von vernichteten Illusionen. Aber gerade, daß 

nur solche zerrissenen Fetzen nach der ersten Phase der Revolution zurückbleiben, ist für das Prole-

tariat der größte Gewinn; denn es gibt nichts, was der Revolution so schädlich ist, wie Illusionen, es 

gibt nichts, was ihr so nützlich ist, wie die klare, offene Wahrheit.“ In diesen Worten ist nicht nur die 

Bilanz der ersten Phase, sondern auch die der ganzen vier Jahre gezogen, die seit dem 9. November 

1918 verflossen sind. 

Wenn Rosa Luxemburg damals die Zukunft der „sozialistischen Regierung“ Ebert-Scheidemann auf-

zeigte, wenn sie darauf hinwies, daß die Revolution all ihrer Errungenschaften verlustig gehen werde, 

wenn das Proletariat nicht dazu schreite, aus der halben Revolution eine ganze zu machen, so hat die 

wirkliche Entwicklung dieser Befürchtung in einem Ausmaß Recht gegeben, wie sie es selbst nicht 

ahnte. Die deutsche Revolution verlor ihre Positionen eine nach der anderen. Heute, an ihrem vierten 

Jahrestag, steht sie im Begriff, noch ihre letzte Errungenschaft, den Achtstundentag, über Bord zu 

werfen. 

Als beim Verlust des Weltkrieges der deutsche Imperialismus zusammenbrach, als die deutsche Bour-

geoisie in ihrer Verwirrung und ihrer Furcht vor der Gärung in den Arbeiter- und Soldatenmassen die 

monarchische Staatsform opferte und die Zügel der Staatsmacht der Arbeiterschaft überließ, da stan-

den dem deutschen Proletariat zwei Wege offen. Es konnte, vertrauend auf die eigene Kraft und auf 

die Unterstützung der ersten Arbeitermacht der Welt, Sowjetrußland, den Kampf gegen die Bour-

geoisie auf der ganzen Linie aufnehmen, die bürgerliche Staatsmaschine von unten und oben her 

zerstören, die politische Machtergreifung benutzen, um mit der wirtschaftlichen Expropriation der 

Bourgeoisie zu beginnen, den Ansprüchen der imperialistischen Sieger die Spitze bieten, indem es 

durch kühnes Fortschreiten auf der revolutionären Bahn gegen den Imperialismus der Westmächte 

den Feind im eigenen Laude entfesselte. Es konnte aber auch, vor der Größe [282] dieser Aufgabe, 

vor den unvermeidlichen Blutopfern zurückschreckend, der Bourgeoisie und den Sozialdemokraten 

überlassen, wie sie mit dem politischen Bankrott und dem wirtschaftlichen Verfall und der Rechnung 

aus dem verlorenen Kriege fertig werden wollten. Das deutsche Proletariat hat in seiner Mehrheit, 

durch die Erniedrigung und Knebelung der Arbeiterbewegung während des Krieges geschwächt, 

durch den Verrat der sozialdemokratischen Führer verwirrt, zu seinem und des gesamten Weltprole-

tariats unermeßlichen Schaden den zweiten Weg gewählt. 

Die eine, wichtigste Illusion war noch nicht zerstört: daß es unter dem Regime der bürgerlichen De-

mokratie, unter der wirtschaftlichen Führung der Kapitalistenklasse, allmählich gelingen könnte, er-

trägliche Zustände für die Arbeiterschaft zu schaffen, ihre politische Macht zu heben und zu dem zu 

gelangen, was die Arbeiterschaft sich vor dem Kriege etwas nebelhaft unter dem sozialistischen End-

ziel vorstellte – ohne die Opfer an Menschenleben, ohne die Entbehrungen, ohne den Bürgerkrieg, 

den die russische Revolution über die russischen Arbeiter gebracht hat. Diese Illusion ist auch heute 

noch nicht in ihrem ganzen Umfang zerstört. Aber vier Jahre Niederlagen und Enttäuschungen auf 

allen Gebieten, vier Jahre, die den kapitalistischen Verfall aus einer kommunistischen Verleumdung 

zur Binsenwahrheit gemacht haben, haben ihr unerbittliches, bitteres und heilsames Zerstörungswerk 

an dieser Illusion geleistet. 

Der gute Wille des Proletariats, im Dienste des kapitalistischen Wiederaufbaues immer neue Lasten 

auf sich zu nehmen, dieser Wille, in dessen Erhaltung sich die Politik der Sozialdemokraten erschöpft, 

wie sich ihre ganze Hoffnung auf ihn aufbaut, er hat dem kapitalistischen Wiederaufbau nicht zur 

Verwirklichung geholfen. Denn der Wille des Proletariats oder auch der Wille der Bourgeoisie ist 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 738 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

dafür nicht allein entscheidend. Die ökonomischen Gesetzmäßigkeiten, die der kapitalistischen Ent-

wicklung ihre unübersteigbaren Schranken setzen, die den Kapitalismus an seinen eigenen inneren 

Widersprüchen scheitern lassen, sie erweisen ihre Kraft, indem sie alle Wiederaufbauversuche der 

Bourgeoisie (und alle Opfer des Proletariats) in treibende Kräfte des kapitalistischen Verfalls ver-

wandeln, indem sie das Proletariat selbst wider seinen Willen zwingen, in den Gang der Entwicklung 

einzugreifen, will es nicht vor und mitsamt der Bourgeoisie zugrunde gehen. 

Das deutsche Kapital, durch den Verlust des Krieges und den Frieden von Versailles zu Boden ge-

schmettert, hat versucht, durch direkte und indirekte Besteuerung des Arbeitslohns und vor allem 

durch den von ihm selbst immer von neuem in Gang gesetzten Mechanismus der Papiergeldentwer-

tung den Arbeitslohn so sehr herabzudrücken, daß es seine Existenz vermittels des Schleuderexports 

weiter fristen kann. Aber dieses Mittel wendet sich auf die Dauer gegen das deutsche Kapital selbst. 

Nicht nur sieht es sich gezwungen, sich immer mehr unter die Herrschaft ausländischen Kapitals zu 

stellen, sich selbst in ausländisches Kapital zu verpuppen, um an der imperia-[283]listischen Konkur-

renz teilzunehmen, es vernichtet seine eigene Waffe, die Papiergeldentwertung, indem es die Mark-

währung selbst vernichtet, und geht so noch sicherer der Krise entgegen, der es zu entrinnen dachte. 

Auf politischem Gebiete war die bürgerliche Demokratie genötigt, ihren konterrevolutionären Charak-

ter bloßzulegen durch die blutige Niederwerfung rebellierender Arbeiter, durch Hilfeleistung jeglicher 

Art für die Kapitalistenklasse bei der Befestigung und Verschärfung der Ausbeutung, durch die Feind-

seligkeit gegen Sowjetrußland und die Liebedienerei gegenüber den imperialistischen Großmächten, 

durch die Aufzüchtung und Duldung der monarchistischen Konterrevolution, durch den offenen Ver-

fassungsbruch zugunsten des reaktionären Bayerns und des der Großbourgeoisie genehmen Reichsprä-

sidenten, durch die faktische Uebernahme der Macht durch die Parteien des Großkapitals. Die bürger-

liche Demokratie, die ihren revolutionären Geburtstag verleugnet, um ihn durch den Geburtstag der 

konterrevolutionären Weimarer Verfassung zu ersetzen, wird von der Konterrevolution halb friedlich, 

hab gewaltsam gedrosselt, wird von der Großbourgeoisie in aller Form mit Beschlag belegt. 

Hand in Hand mit der Bloßlegung der bürgerlichen Demokratie ging die Bloßlegung ihrer Verfech-

terin und Trägerin, der Sozialdemokratie. Die Bourgeoisie hat es bisher im großen und ganzen vor-

gezogen, die „sozialistische“ Maske ihrer politischen Herrschaft nicht abzulegen. Aber dadurch ist 

der Sozialreformismus umgekehrt zum Kennzeichen der bürgerlichen Unterdrückungspolitik, zu ih-

rer untrennbaren Begleiterscheinung, ja zu ihrer aktivsten Kraft geworden. Es gibt heute keine 

Schändlichkeit, kein Verbrechen am Proletariat mehr, das die Sozialdemokratie nicht begangen hätte, 

von den blutigen Expeditionen Noskes bis zur Abwürgung der Massenbewegung nach dem Rathenau-

Mord, der Brotverteuerung, der Preisgabe des Achtstundentags. 

Aber dieses negative Konto der deutschen Revolution, diese gründliche Zerfetzung der Illusionen 

von der bürgerlichen Demokratie, vom kapitalistischen Wiederaufbau, vom Weltfrieden, diese Opfe-

rung aller realen Errungenschaften mit dem einzigen Erfolg des immer rascheren Hinabgleitens in 

den Abgrund, beginnt endlich auch seine positive Seite zu entwickeln. Das deutsche Proletariat be-

ginnt mit langsamen Schritten, aber weit gründlicher, umfassender und nachhaltiger als im November 

1918 den Kampf gegen die Bourgeoisie aufzunehmen. Es beginnt, durch die Betriebsräte seinen or-

ganisatorischen Zusammenschluß zum Kampfe zu vollziehen. Es schafft sich in der Kommunisti-

schen Partei eine immer klarere, gefestigtere und erfahrene Führung. Wenn das deutsche Proletariat 

sich aufraffen wird, um seinerseits die Bilanz so vieler Jahre Konterrevolution und kapitalistischen 

Zerfalls zu ziehen, dann wird sich zeigen, daß die Niederlagen und die Verluste dieser Jahre nichts 

vergebens gewesen sind. [284] 

* 

Das Ergebnis der sächsischen Landtagswahlen.  
Von P a u l  B ö t t c h e r. 

Das Ergebnis der Wahlen zum sächsischen Landtag am 5. November 1922 läßt sich nicht ohne wei-

teres nach einem bestimmten Schema erklären. Die bisherigen Resultate aller Wahlen: Zunahme auf 

den rechten und linken Flügeln zugleich sind bei diesen Wahlen nicht zu verzeichnen. 
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Um ein übersichtliches Bild über die Wandlungen der ideologischen und parteipolitischen Gliederung 

der sächsischen Bevölkerung zu erhalten, muß man sich erinnern, daß bereits bei den letzten Vor-

kriegs-Reichstagswahlen (1912) 55 Prozent der Gesamtstimmen sozialdemokratisch waren. (Damals 

gab es allerdings noch kein Frauenwahlrecht.) 

Die fünf Wahlen nach der Revolution zeigen folgendes Bild: 

Wahlergebnisse in Sachsen seit der Revolution.*) **) 
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1. National-Ver-

flg. 

19.6.19 

2.866.810 2.417.349 – – 
341.381 

1.111.63

3 

534.133 23.114 97.257 309.831 

zusammen 

1.453.014 

2. Volkskammer 

2.2.19 

2.866.810 2.145.695 – – 350.069 891.804 490.666 21.823 84.615 306.718 

zusammen 

1241.873 

3. Reichstag 

6.6.20 

2.940.404 2.404.792 105.222 – 609.462 581.778 218.385 19.562 448.272 412.832 

zusammen 

1.191.240 

4. Landtag 

14.11.20 

2.946.642 2.073.339 117.359 60.111 286.984 587.526 159.801 22.731 385.810 434.293 

zusammen 

177.470 

zusammen 

874.470 

5. Landtag 

5.11.22***) 
 2.544.791 266.755 – 

V. S. P. D. 

1.059.126 
214.190 22.288 474.470 482.337 

In Prozenten ausgedrückt erhielt die S o z i a l d e m o k r a t i e  (SPD und USP rechts) von den insge-

samt abgegebenen Stimmen: 

National-Versammlung 19.1.19 60,01 Prozent 

Volkskammer 2.2.19 57,87 " 

Reichstag 6.6.20 49,54 " 

Landtag 14.11.20 42,18 " 

Landtag 5.11.22 etwa 41,00 " 

[285] Für die K o m m u n i s t i s c h e  P a r t e i  brachten die einzelnen Wahlen prozentual folgenden 

Stimmenzuwachs: 

National-Versammlung 19.1.19 – Prozent 

Volkskammer 2.2.19 – " 

Reichstag 6.6.20 4 " 

Landtag 14.11.20 9 " 

Landtag 5.11.22 etwa 11 " 

Da die KPD zur Nationalversammlung Abstinenz übte, muß man die für die SPD und USPD damals 

abgegebenen Stimmen als Vertretung der gesamten Arbeiterklasse annehmen. Es wurden damals, wie 

oben nachgewiesen, für die Arbeiterschaft 60,01 Prozent aller Stimmen abgegeben. Rechnet man bei 

den Landtagswahlen vom 5. November 1922 die Stimmen der VSPD und KPD zusammen, so ergibt 

sich auf Arbeiterseite etwa 52 Prozent aller Stimmen. Am 19. Januar 1919 betrug die Wahlbeteiligung 

84,57 Prozent, am 5. November 1922 etwa 80 Prozent. Bei den letzten Landtagswahlen am 14. No-

vember 1920 wählten von 100 Wahlberechtigten 70,12. In dem alten Landtag waren die Parteien in 

folgender Stärke vertreten: 

 
*) Die Statistik ist angefertigt nach den Veröffentlichungen der „Zeitschrift des Sächsischen Stat. Landesamtes“, 66. und 

67. Jahrgang. 
**) 43.565 Stimmen sind in dieser Tabelle nicht aufgeführt. Diese Stimmen sind zersplittert auf drei bürgerliche Sonder-

gruppen, die sich wechselweise an einzelnen Wahlen beteiligten. 
***) Vorläufiges amtliches Wahlergebnis. 
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KPD 9 Abgeordnete  

SPD 27 " 
zus. 40 

USPD 13 " 

Demokraten 8 "  

D. V. 18 "  

Dtn. P. 20 "  

Zentrum 1 "  

 96 Abgeordnete  

Die Mehrheit der Arbeiterparteien gegenüber den Bürgerlichen betrug 49, gegenüber 47 Sitzen. 

Im n e u g e w ä h l t e n  L a n d t a g  sind die Parteien in folgender Stärke vertreten: 

KPD 10 Abgeordnete 

VSPD 41 " 

Demokraten 8 " 

D. V. 18 " 

Dtn. P. 19 " 

Zentrum 0 " 

 96 Abgeordnete 

Das Verhältnis der Arbeiterparteien zu den Bürgerlichen Parteien beträgt jetzt 51 : 45. 

Wie bei allen früheren Wahlen hat es sich auch am 5. November gezeigt, daß die F r a u e n  die Re-

serven der Reaktion bilden. Ohne Teilnahme der Frauen an der Wahl wäre das Resultat für die Ar-

beiterschaft noch weit günstiger ausgefallen. Für die bürgerlichen Parteien stimmten z. B. im Leipzi-

ger Wahlkreis rund 105.000 Frauen und für die Arbeiterparteien nur rund 94.000 Frauen. Diese Zah-

len sprechen sehr deutlich für eine intensive und systematische Aufklärungs- und Werbearbeit unter 

den Frauen. 

* 

Die Wahlen zum sächsischen Landtag fanden statt mitten im Vormarsch der europäischen Reaktion. 

In Italien die Diktatur Mussolini, hemmungsloser Poincarismus in Frankreich, Sturz des Kabinetts 

Lloyd George in England, weißer Terror in Polen und Ungarn, Rücktritt Lerchenfelds und scharfe 

Rechtsschwenkung in Bayern, allgemeine Hilflosigkeit und Unterwerfung der deutschen Regierung 

unter die Befehle der Hochfinanz und Trustmagnaten. Die Sozialdemokratie im [286] Schlepptau von 

Stinnes, der ADGB. vor der Preisgabe des Achtstundentags. Die Auswirkungen der Abwälzung aller 

Lasten auf die Besitzlosen spürt das Proletariat in einer ungeheuren Teuerung und Untergrabung sei-

ner Existenz. Der Dollar wurde am Vortage der Wahl mit 6100 notiert und stand zwei Tage nach der 

Wahl bereits auf 7500. Die Sozialdemokratie suchte in der Frage der „Produktionssteigerung“ nach 

einem Kompromiß mit Stinnes, und der ADGB stellte sich der kapitalistischen Regierung hilfsbereit 

zu einer „Stützungsaktion der Mark“ zur Verfügung. 

Staatsbankerott, Inflation, alle Errungenschaften der glorreichen Koalitionspolitik lasteten mit voller 

Wucht auf den einzelstaatlichen Verwaltungsregierungen. Während jedoch Bayern mit brutaler Ener-

gie in jeder Frage seine „Hoheitsrechte“ gegenüber dem Reiche geltend machte und mit dieser Taktik 

in allen Fragen über die Reichsregierung zum Herren ward, begnügte sich die sächsische Regierung 

günstigsten Falles mit papiernen Denkschriften und inhaltleeren Warnungen an die Reichsregierung. 

Da die sächsische Regierung dem Auftrumpfen der Reaktion nicht mit der Faust, sondern nur mit 

dem Maule begegnete, mußte sie selbst die Faust der Reaktion spüren. Die Auflösung des alten Land-

tags war die jämmerlichste Komödie, die sich denken läßt. Mit den abgegriffensten parlamentarischen 

Tricks versuchten die Regierung und ihre sozialdemokratischen Parteien die Auflösung immer wieder 

von neuem hinauszuschieben. Der politische Kretinismus der Sozialdemokraten in der Frage der 

Landtagsauflösung offenbarte sich in dem Schmerzensschrei des unabhängigen Abgeordneten 

M e n k e  auf dem Dresdner Bezirks-Parteitag der USPD: „Die Zentrale soll um Himmels willen die 

Verschmelzung durchführen, ehe in Sachsen der Landtag ausgelöst wird!“ Ruhmlos, wie er gelebt 

hatte, verendete der alte Landtag. Die Bürgerlichen hatten nach dem kläglichen Versagen der Sozial-

demokraten alle Ursache, mit der Hoffnung auf Beseitigung der Arbeitermehrheit in den Wahlkampf 

zu ziehen. 
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Das Z i e l  des Wahlkampfes war durch die voraufgegangenen politischen Kämpfe im sächsischen 

Landtag und unter der gesamten Bevölkerung gegeben: die bürgerlichen Parteien erstrebten eine bür-

gerliche Mehrheit, die Sozialdemokratie trug sich mit dem Gedanken, eine s o z i a l d e m o k r a t i -

s c h e  M e h r h e i t  gegen Bürgerliche und Kommunisten zu erreichen. Ihr Ziel war eine s o z i a l -

d e m o k r a t i s c h e  P a r t e i r e g i e r u n g. Die Kommunistische Partei führte den Kampf unter der 

Losung: A r b e i t e r r e g i e r u n g. Es ist selbstverständlich, daß angesichts der großen Bedeutung der 

Wahl alle Parteien ihre besten Kräfte mobilisiert und aufs äußerste angespannt hatten. 

Der Kampf i n n e r h a l b  der Arbeiterklasse wurde mit aller politischen Schärfe geführt. Die Sozial-

demokraten waren sich über die Mißstimmung breiter Schichten des Kleinbürgertums und der Arbei-

terklasse über die sozialdemokratische Politik absolut im klaren. Sie arbeitete verzweifelt, um ihren 

Besitzstand zu wahren. Die Kommunistische Partei kam als die einzige Partei, die die revolutionären 

Arbeiter und die Unzufriedenen auffangen konnte, in Frage. Die sozialdemokratische Presse führte 

deshalb systematisch den Wahlkampf mit allen Mitteln der Verleumdung und persönlicher Anpöbe-

lung gegen die Kommunisten. Der Grundzug dieser Wahlpropaganda war der Antibolschewismus. 

Es ist wohl von sozialistischer Seite noch nie soviel [287] über Sowjetrußland zusammengelogen 

worden, wie in dem verflossenen sächsischen Wahlkampf. 

Die Sozialdemokratie hat bei den Wahlen zwar ihre Stimmenzahl gegenüber der Landtagswahl vom 

14. November 1920 vermehrt, sie hat aber ihren alten Besitzstand nicht wieder eingeholt. Es bleibt 

eine dauernde Verschiebung innerhalb der Arbeiterklasse nach links zur Kommunistischen Partei. 

Trotzdem geben die Wahlen von der Verschiebung des Kräfteverhältnisses im Proletariat kein ge-

treues Spiegelbild. Eine sehr große Anzahl Arbeiter, die auf dem sächsischen Betriebsrätekongreß 

am 29. Oktober sich den kommunistischen Vorschlägen im Kampfe gegen die Teuerung anschlossen, 

haben noch nicht kommunistisch, sondern noch einmal sozialdemokratisch gewählt. Das Wahlergeb-

nis läßt sich p o l i t i s c h  allein nicht erklären. Wahlen zum bürgerlichen Parlament hängen von po-

litischen Ueberzeugungen ebenso gut ab wie von organisatorischer und ökonomischer Macht. Wenn 

die Sozialdemokratie im neuen Landtag ihre Stellung behauptet, so deshalb, weil sie festgefügte ein-

gewurzelte O r g a n i s a t i o n e n  in Sachsen besitzt. Die VSPD ist ganz und gar die große W a h l -

p a r t e i  der Vorkriegszeit, Presse und Propaganda trugen deutlich das Gepräge dieser Wahlma-

schine. Zu der Organisation der VSPD gesellte sich während der Wahl der organisatorische Apparat 

und die finanzielle Unterstützung des ADGB. In Deutschland war die sächsische Landtagswahl die 

erste Wahl, in der der ADGB ohne Verschleierung sich offen an die Seite der Sozialdemokratischen 

Partei stellte. Bei früheren Wahlen forderten die Gewerkschaften lediglich zur Wahl einer Arbeiter-

partei auf. Diesmal wurde auf Plakaten, in Aufrufen und Flugblättern des ADGB fett gedruckt: 

„Wählt sozialdemokratisch!“ Die kommunistischen und parteilosen Arbeiter verlangen vom ADGB 

für dieses, sowohl formal wie politisch provozierende Vorgehen Rechenschaft. Eine schnelle und 

gründliche Auseinandersetzung der Arbeiterschaft mit dem ADGB ist um so notwendiger, da kein 

Zweifel besteht, daß bei der nächsten Reichstagswahl der ADGB dieselbe Taktik über das ganze 

Reich anwenden wird. Es ergibt sich aus diesen Tatsachen die Feststellung, daß es der Sozialdemo-

kratie gelang, innerhalb der Arbeiterschaft ihre schwachen politischen Positionen durch organisato-

rische Machtmittel zu erhalten. Andererseits hat sich herausgestellt, daß die Kommunistische Partei 

noch immer nicht imstande ist, ihren politischen Einfluß auch o r g a n i s a t o r i s c h  auszuwerten. Die 

kommunistischen Organisationen auf dem Lande und in kleinen Städten sind erst im Aufbau. In wich-

tigen Orten hat die Partei weder Zeitungsleser noch Mitglieder. Für die KPD gilt es jetzt ernsthaft 

und systematisch, neben der politischen die o r g a n i s a t o r i s c h e  Arbeit weiterzuführen und Fehler 

zu beseitigen. 

Als Gesamtbild nach den Wahlen ergibt sich im Bürgertum eine kleine Verschiebung nach der Mitte, 

im Proletariat eine größere Verschiebung nach links. Der Abmarsch der Arbeiterschaft zur Kommu-

nistischen Partei widerlegt am besten das Gerede der sozialdemokratischen Presse über den „S i e g  

d e s  E i n i g u n g s g e d a n k e n s“. Die vereinigten Helden waren ausgezogen, eine sozialdemokrati-

sche Mehrheit zu erobern, und mußten schließlich froh sein, daß ihnen gelassen wurde, was sie hatten. 
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Die Verschmelzung hat sich weder als ein politischer, noch als ein organisatorischer Erfolg für die 

VSPD herausgestellt. 

Die L e d e b o u r-G r u p p e  gefiel sich während der Wahl in der Rolle von Buridans Esel. Die Führer 

dieser Gruppe waren zu [288] feig, offen für die Unterstützung der KPD einzutreten, und hatten zu 

viel Furcht vor ihren proletarischen Anhängern, um sich offen zur VSPD zu schlagen. Sie hatten 

überhaupt keine politische Meinung. Schließlich haben die politisch klaren Arbeiterelemente in der 

Ledebour-Gruppe kurzen Prozeß gemacht und zur Wahl von Kommunisten, sowie zur Verrichtung 

von Wahlarbeit bei der KPD aufgefordert. Es wird höchste Zeit, daß sich die Arbeiter der Ledebour-

Gruppe politisch entscheiden. Die KPD muß alles tun, um diese Entscheidung zu beschleunigen. 

Der neugewählte sächsische Landtag muß nach der sächsischen Verfassung bis zum 30. Tage nach 

seiner Wahl, mittags 12 Uhr, zusammentreten. Der neue Landtag wählt mit vielfacher Stimmenmehr-

heit den Ministerpräsidenten. Dieser ernennt das neue Gesamtministerium. Die E n t s c h e i d u n g  

über die R e g i e r u n g s b i l d u n g  i n  S a c h s e n  fällt voraussichtlich Ende November. In der VSPD 

ringen in dieser Frage zwei Richtungen. Die eine will unter allen Umständen zur Koalition mit der 

Bourgeoisie, die andere ist für Beibehaltung einer sozialdemokratischen Regierung mit Unterstützung 

der Kommunisten. In der „Neuen Zeit“, Nr. 4, 41. Jahrgang, 1. Band, hat sich R i c h. I l l g e-Leipzig 

bereits vor den Wahlen gegen eine Wiederholung des kommunistischen „Experiments“ gewandt. 

Welche Richtung in der VSPD siegen wird, ist nicht ohne weiteres vorauszusagen. Immerhin scheint 

unter einem großen Teil der sächsischen Sozialdemokraten Neigung für eine Wiederholung des kom-

munistischen „Experiments“ zu sein, zumal da die Chemnitzer „Volksstimme“ immer der VSPD aus 

der Koalition im Reiche drängt. Andererseits wurden schon im alten Landtag Versuche unternom-

men, in irgend einer Form die Demokraten in die Regierung einzubeziehen. Nach den Neuwahlen 

verfügen Sozialdemokraten und Demokraten gegenüber allen anderen Parteien über eine Mehrheit 

von zwei Stimmen (41 + 8 = 49). Eine Koalitionsregierung auf dieser parlamentarischen Basis ist 

also möglich. Da die VSPD unter ihren sächsischen Anhängern jedoch viele Gegner der Koalitions-

politik zählt, werden die sozialdemokratischen Führer durch allerlei Manöver versuchen, die Kom-

munistische Partei vor den Arbeitern ins Unrecht zu setzen, um dann um so leichter die Koalition 

bilden zu können. 

Die K o m m u n i s t i s c h e  P a r t e i  hat den Wahlkampf für die A r b e i t e r r e g i e r u n g  geführt. Die 

Kommunistische Partei wird alles tun, um eine Arbeiterregierung zustande zu bringen. Sie wird aber 

auch alles tun, um die sozialdemokratische Regierung, die im Kielwasser der reaktionären Reichsko-

alition schwimmt, zu verhindern. Ohne solide politische G a r a n t i e n  zu haben, kann die Kommu-

nistische Partei in keiner Form die Verantwortung für die Regierungsgeschäfte in Sachsen auf sich 

nehmen. Die erste dieser Garantien ist die A u s ü b u n g  d e r  R e g i e r u n g s g e w a l t  i n  u n m i t -

t e l b a r e r  V e r b i n d u n g  m i t  d e n  K l a s s e n o r g a n e n  d e s  P r o l e t a r i a t s, d i e  M i t w i r -

k u n g  d e r  B e t r i e b s r ä t e  a n  d e r  G e s e t z g e b u n g. Die zweite Garantie ist der A u s t r i t t  

d e r  V S P D a u s  d e r  K o a l i t i o n s r e g i e r u n g  i m  R e i c h e. Ein wesentlicher Teil des sächsi-

schen Proletariats hat auf dem sächsischen Betriebsrätekongreß am 29. Oktober bereits in diesem 

Sinne seine Forderungen an die sächsische Regierung aufgestellt. In der gegenwärtigen Situation 

kann eine Landesregierung das Vertrauen der arbeitenden Massen nur erkämpfen, wenn sie sich mit 

Energie b i s  z u m  A e u ß e r s t e n  der skrupellosen Erfüllungspolitik der Reichsregierung und dem 

[289] planmäßigen Vormarsch der Reaktion widersetzt und zu diesem Zweck die Massen in Bewe-

gung bringt. Mit parlamentarischem Geschwätz und geheimrätlichen Denkschriften ist da nichts zu 

machen. Da müssen sich die Fäuste regen. Erfolge können nur errungen werden, wenn die Regierung 

gewillt ist, mit den proletarischen K o n t r o l l a u s s c h ü s s e n  und den B e t r i e b s r ä t e n, den 

Kampf gemeinsam zu führen. Entweder die Sozialdemokraten marschieren mit den Kommunisten 

gemeinsam auf dieser Linie, oder sie verbinden sich mit der Bourgeoisie und kämpfen gegen die 

Arbeiter. Die Kommunisten werden immer an der Seite der gegen Not und Verelendung kämpfenden 

Proletarier stehen und ihr Schwert gegen die Bourgeoisie führen. Dieser Grundsatz ist bestimmend 

für die KPD, auch bei der Bildung der sächsischen Regierung. 

* 
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Zur Programmdebatte.  
Von H e r m a n n  D u n c k e r. 

Nicht bei dem Wust kleinlicher und fast böswilliger Kritiken wollen wir uns aufhalten, unter denen 

man den von der Zentrale der KPD vorgelegten Programmentwurf zu vergraben versucht hat. Die 

sachlich gehaltenen und ernst zu nehmenden Einwände konzentrieren sich um zwei Pole oppositio-

neller Einstellung, einen theoretischen und einen taktischen. Da ist die eine Behauptung, daß der 

ö k o n o m i s c h e  Hauptteil des Programms wesentliche Grundlinien marxistischer Einsicht vermis-

sen lasse. Die meisten Ausstände gruppieren sich dagegen um das p r a k t i s c h-p o l i t i s c h e  Prob-

lem der „Uebergangsforderungen“. 

Die prinzipielle Grundlage des Programms wurzelt in einer ausführlichen Darstellung der i m p e r i -

a l i s t i s c h e n  P e r i o d e  d e s  K a p i t a l i s m u s. Mit Recht, denn es ist ja einer der wichtigsten 

Gegensätze des Kommunismus zum Reformismus, daß wir den Imperialismus mit seinen Begleiter-

scheinungen von Krieg, Krise und Revolution nicht als eine bedauerliche Abirrung des sonst so fried-

lichen Kapitalismus ansehen, als eine Periode, deren Ueberwindung uns wieder zum „gesunden ka-

pitalistischen Dauerzustand“ zurückbringen wird, sondern als eine sich ökonomisch-organisch her-

ausbildende Erscheinungsform hochkapitalistischer Entwicklung. Eigentlich ist die imperialistische 

Stufe des Kapitalismus nur in der quantitativen Steigerung ihrer Charakterzüge als besondere Periode 

anzusehen. Die Expansionstendenz, die das Wesen des Imperialismus ausmacht, ist der kapitalisti-

schen Produktionsweise immanent. Nur tritt sie, so lange der Kapitalismus noch in die vorgefundene 

Staatshaut hineinwächst, weniger auffällig in Erscheinung. Erst wenn die Expansion über die Staats-

grenzen hinwegstürmt, pflegte man herkömmlicher Weise von Imperialismus zu reden. 

Das ist ja überhaupt eines der wesentlichsten Merkmale der kapitalistischen Produktionsweise, daß 

wir es in ihr mit einem ökonomischen Gebilde zu tun haben, dessen L e b e n s f ä h i g k e i t  a n  e i n e  

r a p i d e  W a c h s t u m s m ö g l i c h k e i t  g e b u n d e n  ist. Die Eigenproduktion ungezählter Jahrtau-

sende der Menschheitsgeschichte e r-[290]s c h e i n t  demgegenüber als ein Dauertypus von fast ent-

wicklungslosem Bestande. Und auch die einfache Warenproduktion, z. B. der mittelalterlichen Stadt-

wirtschaft mit ihren festen Austauschbeziehungen zwischen Bürger und Bauer s c h i e n  in einem 

Gleichgewichtszustand zu verharren, der nur durch historische Zufälligkeiten beendet wurde. Natür-

lich trügt solcher Schein! Eigenproduktion – einfache Warenproduktion – Kapitalismus bilden eine 

organische, in sich notwendige Entwicklungsperiode. Marx lehrte ja in unübertrefflicher Weise, wie 

z. B. mit der Tauschwertproduktion die Entfaltung zum Kapitalismus gegeben ist. Aber wie unendlich 

langsam schraubt sich die Bedarfswirtschaft zur Tauschwirtschaft empor, intensifiziert sich die letz-

tere allmählich zur Profitwirtschaft! Rechnet die Eigenproduktion mit Jahrtausenden, die einfache 

Warenproduktion mit Jahrhunderten, so der Kapitalismus mit Jahrzehnten, um wesentliche Wachs-

tumsmerkmale zur Offenbarung zu bringen. Die kapitalistische Produktionsweise hat wie die Uhr die 

„Unruhe“ in sich selbst, sie muß laufen, muß expandieren. Stillstand ist für sie nicht nur Rückschritt 

sondern Tod. Das Streben nach Mehrwert kennt kein Genüge, keine natürliche Hemmung. Der „Spei-

seschrank“ der Bedarfswirtschaft konnte mit Gütern gefüllt sein, dem profithungrigen Kapitalisten 

ist der „Geldschrank“ bekanntlich niemals voll genug. So ist der Mehrwertproduktion das Streben 

nach steter Vergrößerung des Profits, also auch des Kapitals (Akkumulation) innewohnend. Der Ka-

pitalist muß sich überlegen zeigen, um sich in der Konkurrenz behaupten zu können. Nur wer da hat, 

dem wird gegeben! Steigen der Technik, d. h. der Produktivität, ist ein Mittel zum Zweck, Monopo-

lisierung des Marktes ein anderes. 

Rosa Luxemburg war es, die in Weiterführung Marxscher Gedanken die A k k u m u l a t i o n s t e n -

d e n z  des Kapitals als die Sprungfeder der kapitalistischen Entwicklung nachwies. Sie zeigte mit 

größter Klarheit, wie diese Tendenz den Kapitalismus zur steten Erweiterung zwingt oder wie es im 

Programmentwurf nicht in wissenschaftlicher Terminologie aber in populärer Ausmalung heißt: 

„Das Kapitalwachstum ist in allen seinen Stadien unlösbar gebunden an die Notwendigkeit, die Marktschran-

ken zu erweitern, nicht kapitalistische Gebilde sich einzuverleiben. Unabhängig wird es durch innere Notwen-

digkeit getrieben, neue Absatzgebiete zu erobern, neue Rohstoffquellen zu erschließen, neue Arbeitskräfte aus 

allen Zonen des Erdballes sich einzuverleiben.“ 
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Ebenso ist auch die Schlußfolgerung von Rosas Akkumulationsuntersuchung in das Programm klar 

hineingestellt: 

„Indem die kapitalistische Wirtschaftsweise sich ausbreitet, verengert sie ihren ferneren Lebensspielraum, ver-

schärft sich die Konkurrenz durch die im Verhältnis zu den wachsenden Produktionskräften immer mehr zu-

sammenschrumpfenden nichtkapitalistischen Absatzgebiete.“ 

Hier ist nun bemängelt worden, daß im Programm nicht zum Angelpunkt der Betrachtung gemacht 

worden sei, 

„daß die Zirkulation des Gesamtkapitals nur noch möglich ist durch Ausstoßung ehemals kapitalistischer Län-

der.“ (Ausführungen des Genossen Heinrich auf dem Zentralausschuß. Siehe „Rote Fahne“ vom 20. Oktober.) 

Das wäre nun freilich eine Modifikation der Rosaschen Akkumulationstheorie. Rosa betonte, daß der 

Kapitalismus zur Unterbringung der erzeugten Mehrwertportion nichtkapitalistischer Käufer bedarf. 

Die [291] Arbeiterklasse des kapitalistischen Staates kann zwar den Tauschwert der von ihre verkauf-

ten Ware Arbeitskraft wieder in den Verkehr werfen, aber das von ihr erzeugte Mehrprodukt vermag 

sie mit dem Lohn nimmer zurückzukaufen. Ebensowenig kann normaler Weise die Kapitalistenklasse 

das Mehrprodukt sich selbst abnehmen. Wohin mit der Freud’? Nichtkapitalistische Schichten, Ei-

genproduzenten mit ursprünglicher Schatzbildung usw. greifen in den Beutel ihres naturalen Reich-

tums, werden Abnehmer, aber werden damit auch in die kapitalistische Produktionsphase hineinge-

rissen. „Das Bedürfnis nach einem stets ausgedehnten Absatz für ihre Produkte jagt die Bourgeoisie 

über die ganze Erdkugel.“ (Kom. Manifest.) So verengert sich aber die Lebensbasis des Kapitalismus. 

Und das ist das bedeutsame theoretische Ergebnis: der Kapitalismus kann unter keinen Umständen 

von ewiger Dauer sein. Zwangsläufig entwickelt er immer höhere, raffiniertere Formen der Produk-

tivität aber auch der Monopolisierung und wiederum der Konkurrenz auf höherer Stufenleiter. Unter 

dem Stachel des Sinkens der Profitrate stürmt der Kapitalismus weiter und weiter. Schließlich ist die 

Erde mit Brettern vernagelt. Freilich lange bevor diese automatische Selbsterdrosselung des Kapita-

lismus erfolgen würde, hat er schon die von ihm ausgebeuteten Klassen und Völker durch unerträg-

liche Leiden zum leidenschaftlichen Kampfe aufgepeitscht und sie zur revolutionären Selbstbefreiung 

aus dem sonst ausweglosen Golgothapfad gezwungen. Ein Warten auf das zwangsläufige Ende des 

Kapitalismus hieße ja gemeinsamer Untergang der Kapitalisten- und der Proletarierklasse. 

In diese absolut schlüssige Beweiskette der Akkumulationstheorie soll nun nach Genossen Heinrich 

ein neues Glied eingefügt werden: „ehemals kapitalistische Länder werden ausgestoßen“, d. h. also 

wieder zu nichtkapitalistischen Staaten gemacht. Wenn das alsdann „der Zirkulation des Gesamtka-

pitals“ aushelfen soll, so versteckt sich dahinter die merkwürdige Vorstellung, kapitalistisch völlig 

deformierte und ruinierte Länder könnten originale Kaufkraft für das Mehrprodukt ihrer kapitalisti-

schen Unterdrückerstaaten entwickeln. Da wäre dann aus den Gliedern der Akkumulationskette ein 

circulus vitiosus, aus dem Kapitalismus ein perpetuum mobile geworden. Oder soll nur gesagt sein, 

daß diese „ausgestoßenen“ kapitalistischen Länder ihrerseits aus der Konkurrenz um den Mehr-

wertabnehmer ausscheiden? Dann bedeutete das nur ein geringes Hinausschieben des zwangsläufigen 

Endes. Grundsätzlich wäre nichts geändert. 

Was zeigt nun die W i r k l i c h k e i t? Sicherlich kein Ausstoßen kapitalistischer Länder im ökonomi-

schen Sinne. Die politische Ausrangierung aus der Reihe der Großstaaten, die Tributzahlungen an die 

Siegerstaaten schwächen natürlich die Expansionskraft des betreffenden nationalen Kapitals. Aber 

dafür hat ja das ausländische Siegerkapital leichtere Einnistung gewonnen. Es verändert sich die ka-

pitalistische Firma, der deutsche Michel bekommt fremdländische Compagnons und Profitmitesser. 

Das mag den Titel des Hauptbuches im Comptoir ändern, die Fabrik speit weiter ihre Produkte in die 

Welt, und von Profit raucht der Schornstein. Solche Verfilzung deutschen und ausländischen Kapitals 

bedarf in der Aera Stinnes-Lubersac und des Ueberfremdungsgespenstes deutscher Aktiengesell-

schaften keiner besonderen Beweisführung. Gewiß wird nicht alles „übernommen“, eine starke Aus-

lese tritt dabei ein, das heißt aber [292] doch nur: die Kapitalisierung steigert sich noch mehr! Soweit 

nicht der Weltkapitalismus selbst schon sich in krisenhafter Zersetzung befindet. Politische Aussto-

ßung und ökonomische Aufzüchtung können so Hand in Hand gehen. 
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Wir sehen, eine Notwendigkeit, das Programm hier grundsätzlich zu ändern liegt nicht vor. Nur sollte 

das Wesen des Kapitalismus selbst noch eine Kennzeichnung im Programm erfahren, die dann die 

imperialistische Tendenz um so verständlicher machen würde. 

* 

Nun zu dem Schmerzenskinde der Programmdiskussion, den „U e b e r g a n g s m a ß r e g e l n  v o r  

E r o b e r u n g  d e r  p o l i t i s c h e n  M a c h t.“ 

Die Kommunistische Partei kann sich nicht auf ein M i n i m a l p r o g r a m m  im Sinne reformisti-

scher Programme festlegen. Grade weil sie jeden Schritt nach vorwärts nur aus Furcht schwerer Klas-

senkämpfe voraussieht, sie aber auch weiß und will, daß diese Kämpfe über sich hinaustreiben, wäre 

es eben so unklug wie unmöglich, eine fest umrissene Speisekarte von Reformzielen auszustellen, 

hinter denen das Endziel schließlich ganz verschwände. Das heißt nicht, daß wir keine Etappenstati-

onen und Uebergangsforderungen kennen. Selbstverständlich. Das Programm darf dem auch nicht 

ausweichen. Es muß ein Bild von dem wahrscheinlichen Entwicklungsgang geben, es muß die Ue-

bergangserscheinungen andeuten, wie sie sich nicht aus dem Wunsch der K. P. D. – wir wollen den 

Kommunismus lieber heute als morgen! –, sondern als Produkt des Ringens mit unseren Klassenfein-

den ergeben können. 

Ausgehend von dem unversöhnbaren Widerspruch zwischen bürgerlicher Demokratie und proletari-

scher Diktatur folgt naturgemäß ein Zwischenstadium, wo die bürgerliche Demokratie noch ein 

Scheinregiment führt, Arbeiterräte aber nach Alleinherrschaft drängen – vergleichbar den acht Mo-

naten der politischen Entwicklung von der Märzrevolution zur Novemberrevolution 1917 in Rußland. 

„Die D o p p e l r e g i e r u n g  bedeutet nur ein Uebergangsstadium in der Entwicklung der Revolution, einen 

Moment, der dadurch zu erklären ist, daß die Revolution über die gewöhnliche bürgerlich-demokratische Re-

volution hinausgegangen und bis zur ausgesprochenen ‚reinen‘ Diktatur des Proletariats und des Bauerntums 

noch nicht gekommen ist.“ (L e n i n, Aufgaben des Proletariats in unserer Rev. 19. April 1917.) 

Also die Doppelregierung ist eine Uebergangs e r s c h e i n u n g, aber sicherlich niemals eine Ueber-

gangs f o r d e r u n g  der Kommunistischen Partei. Das wird wohl von niemanden bestritten werden. 

Aber sieht es eigentlich anders mit der „A r b e i t e r r e g i e r u n g“, worunter gemeinhin verstanden 

wird eine parlamentarische Koalitionsregierung nur aus Arbeiterparteien kommunistischer wie refor-

mistischer Kulör. Bei dem Bestehen breiter Arbeiterschichten mit kleinbürgerlicher Ideologie kann 

eine solche „Arbeiterregierung“ ebenfalls Uebergangsetappe sein. Und wenn schließlich der Ruf dazu 

aus der Masse jener noch politisch unklaren und reformistisch verseuchten Proletarierschichten resp. 

ihrer Parteigruppierung selbst kommt, werden wir Kommunisten uns nicht widersehen. Soll die Ar-

beiterregierung zeigen, was sie kann – (wir wissen, was sie nicht kann, wir wissen wie sie diese über 

sich hinausführen muß und die kleinbürgerlichen Arbeiter ebenfalls über sich hinausführt). Dann 

wäre uns ein Kompromiß durch [293] die Verhältnisse aufgezwungen, das wir nicht aus doktrinärer 

Verbohrtheit ablehnen würden.*) Kompromisse ist man unter Umständen genötigt zu machen, aber 

man f o r d e r t  sie nicht grundsätzlich. 

Die Arbeiterregierung, d. h. die F o r d e r u n g  nach einer Arbeiterregierung, würde als Uebergangs -

e r s c h e i n u n g  zu kennzeichnen sein, woraus aber noch nicht eine kommunistische U e b e r -

g a n g s f o r d e r u n g  gemacht zu werden brauchte. Etwas anderes ist es, ob das kommunistische Pro-

gramm besagt, daß auch uns Kommunisten eine Arbeiterregierung erwünscht sei, und wir also die 

Forderung einer Arbeiterregierung selbst aufstellen, oder ob das Programm darlegt, wie die Forderung 

einer Arbeiterregierung in der Proletariermasse aufsteigen wird, und daß wir uns dann nicht hindernd 

in den Weg stellen werden, trotzdem wir nicht ablassen, unsere Forderung in die Welt zu schreien: 

 
*) Uebrigens sah im September 1917 auch Lenin für einen Augenblick einen Kompromiß mit den Menschewisten und 

Sozialrevolutionären, also auch jenen Pseudoarbeiterparteien, für möglich an. Freilich wollte er nur so weit gehen, daß 

die reformistischen Arbeiterparteien „a l l e i n  d e n  R e g i e r u n g s b l o c k  bilden sollten und die Bolschewiki, o h n e  

a u f  d i e  B e t e i l i g u n g  a n  d e r  R e g i e r u n g  A n s p r u c h  z u  e r h e b e n  (für einen Internationalisten ohne die 

sichtliche Verwirklichung der Bedingungen für die Diktatur des Proletariats und der armen Bauern u n m ö g l i c h)“, auf 

die revolutionären Kampfmethoden für die proletarische Diktatur hierbei insoweit verzichten würden. 
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alle Macht den Räten! Andererseits ist z. B. die E i n h e i t s f r o n t  eine Uebergangsforderung, die 

wir o h n e  G e f a h r  a u c h  p r o g r a m m a t i s c h  aufstellen können. Denn die Einheitsfront des Pro-

letariats bleibt ja stets unser Endziel. Wir wollen innerhalb dieser Einheitsfront das Proletariat zum 

revolutionären Klassenbewußtsein bringen. Die parlamentarische Arbeiterregierung ist dagegen eine 

Pseudoeinheitsfront, an deren innerer Zersetzung und U e b e r w i n d u n g  uns immer gelegen sein 

muß. Die Arbeiterregierung ist niemals ein Gefäß, das unseren kommunistischen Inhalt auszunehmen 

vermag. Die vorwärtstreibende Kritik würde aber durch eine programmatische Festlegung des zu kri-

tisierenden Zustandes als unserer ursprünglich eigenen Forderung wesentlich erschwert. 

Uebergangserscheinungen kommen zustande als Resultate der beiden entgegenwirkenden Kräfte des 

bürgerlichen kapitalistischen Staates und des die proletarische Diktatur fordernden revolutionären 

kommunistischen Proletariats. Bei solchem Parallelogramm der Kräfte wird es unsere taktische Haupt-

aufgabe bleiben müssen, das stärkste Gegengewicht, den energischsten Widerpart zu bilden. Die mitt-

lere Linie der Ereignisse ergibt sich dann schon von selbst. Sie wird aber um so mehr „nach rechts“ 

verschoben werden, je mehr wir selbst uns bereits g r u n d s ä t z l i c h  auf die mittlere Linie einstellen. 

In diesem Sinne muß das Programm schärfer unterscheiden zwischen der mittleren Linie der wahr-

scheinlichen „U e b e r g a n g s e r s c h e i n u n g e n“, den dabei auftauchenden a l l g e m e i n e n  U e -

b e r g a n g s f o r d e r u n g e n  und andererseits den auch v o n  d e r  K. P. D. p r o g r a m m a t i s c h  z u  

s t e l l e n d e n  U e b e r g a n g s f o r d e r u n g e n  und Uebergangsmaßregeln. Dadurch würde vielem 

Wortstreit und vielem Aneinandervorbeireden bei der Programmdiskussion die Tür versperrt.  

[294]In der P r a x i s  selbst gibt es ja erfreulicherweise keinen Gegensatz in diesen Fragen. Die 

K. P. D. ist grundsätzlich bereit, alle notwendigen Uebergangsforderungen zur Erringung der prole-

tarischen Diktatur vollauf zu akzeptieren. 

Die Bedenken des Gen. Dunckr dagegen, die Forderung der Arbeiterregierung u. a. als Uebergangsforde-

rungen auch programmatisch festzulegen, scheinen uns nicht begründet. Gen. Duncker erkennt selbst an, 

daß in der Praxis keine Gegensätze in dieser Frage bestehen. Nun, in der Praxis hat die K. P. D. bei der Frage 

der Arbeiterregierung keinen Unterschied dazwischen gemacht, ob die Arbeiterregierung auch uns, oder nur 

den Massen erwünscht sei; sie hat sie zum Angelpunkt der Agitation gemacht, in der richtigen Erkenntnis, daß 

die Arbeiterregierung zwar k e i n e  n o t w e n d i g e  U e b e r g a n g s s t u f e  sei, aber die sich aus der jetzigen 

Lage ergebende Lösung, um den n o t w e n d i g e n  E n t s c h e i d u n g s k a m p f  zwischen bürgerlicher und 

proletarischer Demokratie, der in der Aufrichtung der proletarischen Diktatur gipfeln muß, vorzubereiten. Es 

ist in hohem Maße wahrscheinlich, daß dieser Entscheidungskampf sich auch unter der Form der Arbeiterre-

gierung abspielen wird. Jedenfalls braucht sich die K. P. D. nicht davor zu schämen, das, was sie in der Praxis 

tut, auch im Programm festzulegen. Sie hat keinen Grund dazu, hier die Sozialdemokraten nachzuahmen. Bei 

den Kommunisten sind Grundsätze und Handeln eins. D i e  R e d. 

* 

Die Betriebsrätebewegung in Deutschland.*)  
Von K a r l  B r o s e. 

I. 

Die Bewegung, die innerhalb der deutschen Arbeiterschaft aus Anlaß der Teuerung dieses Herbstes 

entstand, verdient in mancherlei Hinsicht die ernsthafteste Beachtung seitens unserer Partei. Sie gibt 

uns, bereits heute, wo sie wahrscheinlich erst im Anfangsstadium sich befindet, mancherlei Lehren 

t a k t i s c h e r  Natur, und sie zeigt uns Entwicklungstendenzen, die wir zu begreifen und auszunützen 

haben. 

Was diese Bewegung von den übrigen größeren Bewegungen des letzten Jahres (Erzberger-Mord; 

Lichtenburger Hungerstreik; Berliner Konferenz der drei Internationalen; Rathenaumord) unterschei-

det, das ist: erstens die Art ihrer Entstehung, ihre Spontaneität; zweitens ihr Umfang und ihre Tiefe, 

die alle genannten Bewegungen der letzten Zeit übertreffen; drittens ihre Ausbreitung g e g e n  den 

 
*) Wir behalten uns eine Stellungnahme zu manchen Ansichten des Gen. B. vor. Die Red. 
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Willen der „Instanzen“, die bisher noch nicht einmal Teile dieser Bewegung haben niederschlagen 

können. 

Was die E n t s t e h u n g  betrifft, so ist der Begriff der „Spontaneität“ natürlich r e l a t i v  zu fassen. 

Ebenso wie etwa beim Eisenbahnerstreik dieses Winters eine Initiativgruppe das auslösende Signal 

gab, ebenso setzte auch die Betriebsrätebewegung ein auf Initiative bestimmter Gruppen. Aber w e -

s e n t l i c h  ist hier die B e r e i t s c h a f t  breiter Schichten der Arbeiterschaft, sich der Be-[295]we-

gung anzuschließen: es genügte eben das auslösende Signal, um die Bewegung auszubreiten. Cha-

rakteristisch für diese Bewegung der Betriebsräte nun, daß dieses Signal n i c h t  ausging von einer 

G e w e r k s c h a f t s g r u p p e  als Initiativgruppe (wie im Falle des Eisenbahnersteiks) oder gar von 

Parteispitzen (wie bei den beiden Bewegungen nach den politischen Morden), sondern von Initiativ-

gruppen aus den B e t r i e b e n  heraus (Berliner Ambiwerke, Berliner Betriebsräte, 15er-Ausschuß). 

Dadurch unterscheidet sich die Betriebsrätebewegung w e s e n t l i c h  von allen vorhergenannten; 

auch von der – an sich unbedeutenden – Bewegung des Vorjahres, die aus Anlaß des Hungerstreiks 

der politischen Gefangenen in Lichtenburg entstand, und bei dem von Spontaneität kaum die Rede 

sein konnte. Doch hier kommen wir sofort auf den U m f a n g  und die T i e f e  der jetzigen Bewegung. 

Aeußerlich genommen setzten die Bewegungen nach der Ermordung Erzbergers und Rathenaus „im-

posanter“ ein. Die Erregung der Arbeitermassen war in beiden Fällen zweifellos g e s t e i g e r t e r  als 

beim Einsetzen der Betriebsrätebewegung. Aber dem „imposanten“ Anfang entsprach der Fortgang 

nicht im geringsten. Die Gründe sind leicht zu begreifen. Ein Teil der „imponierenden“ äußeren und 

äußerlichen Wirkung ist nämlich zu setzen auf Konto des kombinierten A p p a r a t e s  der drei poli-

tischen Parteien und der Gewerkschaften, die sich an diesen – doch nur demonstrativen – Bewegun-

gen beteiligten. Den, zweifellos stark erregten, Massen zeigte niemand ein klares Ziel der „Bewegun-

gen“ – das ist ja bekanntlich ein Vorwurf, der nicht einmal unserer Partei ganz erspart werden kann 

– und die „Bewegungen“ wurden deshalb zu bloßen Paraden (was die reformistischen Führer der 

Menschewisten auch wollten). Schließlich aber, und das ist das wichtigste, begriffen die Massen 

nicht, daß der p o l i t i s c h e  Anlaß der Bewegung auch ein ökonomisches Fundament besaß; der 

„Kampf“ wurde geführt „gegen die Reaktion“ – und mußte deshalb, weil „die Reaktion“ nicht hand-

greiflich zur Stelle war, leere Parade bleiben. Um noch deutlicher zu werden: die bisherige Erfahrung 

in Deutschland lehrt, daß schnell entstehende, wuchtige M a s s e n bewegungen nur durch einen gro-

ben p o l i t i s c h e n  Anstoß (Kapp-Putsch, die beiden politischen Morde, vorher die Entsetzung Eich-

horns) erzeugt werden, daß aber diese Bewegungen, wenn sie nicht allgemeinverständliche w i r t -

s c h a f t l i c h e  und p o l i t i s c h e  Ziele haben, in sich zusammenbrechen und als Resultat eine tat-

sächliche Stärkung „der Reaktion“ bringen. 

„Von den anderen oben aufgezählten Bewegungen haben wir nicht gesprochen. Es sei nur mit einigen 

Worten angedeutet, weshalb die Bewegung aus Anlaß der Berliner Konferenz unter keinen der hier 

gekennzeichneten Typen fällt. (Während die Eisenbahnerbewegung b e i d e  Kennzeichen besaß, be-

stimmte „ö k o n o m i s c h e“ Ziele, nämlich Sicherung des Streikrechts wie auch den groben p o l i -

t i s c h e n  Anstoß, nämlich die Ebertsche Verordnung und die Angriffe der Polizei; die Bewegung 

war noch nicht stark genug, breitere Arbeiterschichten zu ergreifen, aber sie hinterließ auch keine 

besondere r e a k t i o n ä r e  Nachwirkung). Die Bewegung, die aus Anlaß der Berliner Konferenz g e -

s c h a f f e n  wurde, hatte u. E. weder Tiefe noch Umfang. Es war eine künstlich erzeugte „Bewe-

gung“, die sich l e d i g l i c h  in einer Demonstration und, zwar vielen, aber nicht von Massen getra-

genen Resolutionen äußerte. Sie hatte kein Ziel, weder ein politisches noch gar ein wirtschaftliches. 

Ihre Zentralparole, die des [296] „Weltarbeiterkongresses“, war nicht im geringsten geeignet, Arbei-

termassen zu ergreifen. Unsere Partei war zwar geneigt, Erfolge zu sehen, wo keine waren; aber der 

Ausgang der „Bewegung“ hat zur Genüge gezeigt, wie wenig die Parole des „Weltarbeiterkongres-

ses“ selbst die kommunistischen Arbeiter interessierte: am Tage des Abbruchs der Verhandlungen in 

Berlin war die „Bewegung“ tot und hinterließ nicht die geringsten Spuren. 

II. 

Wenn wir diesen Umstand hier anführen, so deshalb, weil ä u ß e r l i c h, oberflächlich gesehen, die 

Betriebsrätebewegung ja zunächst dieselben Erscheinungsformen zeigt, wie jene „Bewegung“ aus 
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Anlaß der Berliner Konferenz: das „Aufmarsch“stadium ist das Stadium der Zustimmungsresolutio-

nen. Aber sofort springt auch die V e r s c h i e d e n h e i t  der Resolutionen in die Augen: das wesent-

liche ist nicht mehr die Zustimmung zur Einberufung eines abstrakten „Kongresses“ – obwohl es sich 

hier wie dort um einen Kongreß handelt – das wesentliche sind die A u f g a b e n, die dem Kongreß 

zugewiesen werden, und die A u f g a b e n, die d e r  A r b e i t e r s c h a f t  nicht nur zugewiesen wer-

den, d a m i t  der Reichsbetriebsrätekongreß zustandekomme, sondern damit er etwas l e i s t e n  

k ö n n e. 

Hier kehren wir nochmals zurück zum Umfang und zur Tiefe der Bewegung. Sie entstand nicht stür-

misch und plötzlich, und schon gar nicht aus einem „besonderen“ äußeren Anlaß. Sie reifte vielmehr 

langsam heran: die katastrophale Teuerung und Verelendung d r ä n g t e n  die Arbeiterklasse in eine 

Bewegung hinein. Es galt nur, dem Drang einen gangbaren Weg zu bahnen. 

Diesen Weg haben am klarsten die B e r l i n e r  B e t r i e b s r ä t e  gezeigt. Vor dem ersten Offenen 

Briefe der Berliner Betriebsräte hatten andere Kundgebungen stattgefunden: wir erinnern an den 

wichtigen Appell des Remscheider ADGB-Ortsausschusses und eines Chemnitzer Großbetriebs 

(Zimmermann). Aber als auslösendes Signal wurde erst die Berliner Kundgebung aufgefaßt, zu wel-

cher wiederum ein Aufruf des Berliner Ambiwerkes den organisatorischen Anstoß gab. 

Dieser erste offene Brief schlug überall ein. Seine Grundgedanken sind sehr einfach und lassen sich 

mit wenigen Worten wiedergeben: der Arbeiter kommt mit seinen Lohn nicht aus; aber eine bloße 

Lohnerhöhung hilft ihm nicht; er muß auch die Preise festsetzen, zum mindesten kontrollieren kön-

nen; das ist unmöglich, wenn er nicht die Produktion selbst kontrolliert; deshalb muß die Arbeiter-

schaft, wenn sie den Weg der Selbsthilfe beschreitet, sich i h r e  Organe, Kontrollausschüsse, schaf-

fen, die in den Produktionsprozeß eindringen sollen; diese Organe sollen auch Lebensmittel, Kohle, 

Wohnungen beschlagnahmen und rationieren; und damit ihre Tätigkeit nicht zersplittert und verein-

zelt bleibe, müssen die Kontrollausschüsse wie auch deren ausführende Organe, die Betriebsräte, in 

einem R e i c h s b e t r i e b s r ä t e k o n g r e ß  zusammengefaßt werden. 

Das ist der sachliche Inhalt des Offenen Brieses der Berliner Betriebsräte, dessen „Forderungen“ also 

sich in e i n e  e i n z i g e  zusammenziehen lassen: Kontrolle der Produktion durch Arbeiterorgane. 

Es bleibt zu untersuchen, welche Möglichkeiten der Realisierung diese Forderung besitzt, welches 

die Methoden und Aussichten der Bewegung, welches die Rolle der KP in ihr ist und sein muß. [297] 

III. 

Weshalb diese Betriebsrätebewegung breitere Schichten der Arbeiterschaft ergriffen hat und ergrei-

fen muß, als alle Bewegungen der letzten Jahre, geht eigentlich aus dem Gesagten schon klar hervor: 

die Arbeiter sehen das Gespenst des Hungers, der Kälte, sogar der Arbeitslosigkeit vor sich; sie sind 

gewarnt durch das österreichische Beispiel – und sie sehen keinen einzigen Schritt der „Instanzen“, 

der auch nur die geringste Abwehrmaßnahme gegen Teuerung und Verelendung bedeuten würde. Die 

Basis der Bewegung ist solid: Hunger, Frost, Wohnungs- und Arbeitslosigkeit und physische Ver-

elendung z w i n g e n  zur Selbsthilfe und treiben die Arbeiter selbst zum „Disziplinbruch“ den Instan-

zen gegenüber. Und so erleben wir, daß in derselben Zeit, in der die Sozialdemokratie eine Einigungs-

komödie aufführt, um die unruhigen Massen zu zähmen und vom Tageskampf abzulenken, die Mas-

sen sich v o n  u n t e n  h e r  zusammenschließen zum Kampf gegen die Teuerung (und das heißt auch: 

gegen die sozialdemokratische Führung), und daß häufig dieselben Arbeiter, welche die Einigung der 

Menschewistenparteien lobpreisen, gegen den ausgesprochenen Willen ihrer „Führer“ im B e t r i e b e  

sich mit den Kollegen zusammenschließen zum Abwehrkampf gegen die Teuerung und Verelendung. 

Die Bewegung entwickelt sich also in zweierlei Richtung, und das gibt uns den Aufschluß über die 

Langsamkeit und Stetigkeit ihrer Ausbreitung wie auch über die Aussichten ihrer Entwicklung. Zu-

nächst nämlich ist sie eine elementare Abwehrbewegung, ein Zusammenschluß der Arbeiter, der sich 

zwar auch erst in Zustimmungsresolutionen äußert, der aber die Arbeiter ganz anders berührt, als der 

Zusammenschluß etwa in e i n e r  Partei. Dabei soll nicht geleugnet werden, daß viele, alle ehrlichen 

Arbeiter, die noch bei den Menschewisten stehen, von dem parteimäßigen Zusammenschluß eine 
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t a t s ä c h l i c h e  Besserung der Lage des Proletariats erwarten. Aber diese ihre Erwartung stützt sich 

lediglich auf Sentimente. Noch mehr: in demselben Augenblick, in dem die neue Riesenpartei ent-

steht, muß ihre Leitung ihre eigenen Mitglieder mit zweierlei Futter füttern: mit der rechten Hand 

streut sie freigiebig die Hymnen der „Einigkeit“, und aus der anderen schüttet sie die Warnungs- und 

Mahntafeln: es muß halt mehr gearbeitet werden, die „objektive“ Lage, die „Feinde“ fordern das, 

„Opfer“ sind nötig und was der Sprüchlein mehr sind. Damit wird die Wirkung der Einigungspsy-

chose von vornherein abgekürzt. Hinzu kommt, daß die Koalitionspartei VSPD eine ganz andere 

Sprache spricht als die „proletarische“ Einigkeitspartei. In diesem Milieu spielt sich die Bewegung 

der Betriebsräte ab; und es ist klar, daß diese Bewegung nicht nur eine äußerlich reisbare Abwehrbe-

wegung ist, sondern, was vielleicht noch wichtiger ist, eine Bewegung der i d e o l o g i s c h e n  K l ä -

r u n g  und der Loslösung von allerlei Illusionen und von der menschewistischen Führung. 

Daß das keine Uebertreibung ist, zeigen die Tatsachen. Die Drohungen der Gewerkschaftsbürokratie, 

jeden, der sich an der Betriebsrätebewegung beteiligt, auszuschließen, verlangsamen zunächst natür-

lich das Tempo der Bewegung wie auch ihren Umfang. Aber da die Gewerkschaftsführer nichts Po-

sitives vorzuschlagen haben als das Pfaffensprüchlein „Bete und arbeite und vertraue auf Leipart und 

Konsorten“, so fördern sie durch ihre Drohungen, zumal sie selbst vor Spaltungen nicht zurückschre-

cken, den Prozeß der Ablösung von den [298] Führern, fördern sie die Einheitsbestrebungen im Pro-

letariat, fördern sie die Einsicht, daß die „Einheit“ der Menschewisten Schwindel ist, fördern sie die 

ideologische Selbstverständigung der Arbeiterschaft und damit wiederum u n m i t t e l b a r  d i e  B e -

t r i e b s r ä t e b e w e g u n g  s e l b s t, die sie zu hindern s c h e i n e n. 

IV. 

Das ist nämlich klar und muß von der Partei begriffen sein: daß auch die „engen“ Forderungen der 

Betriebsräte nur dann in Wirklichkeit umgesetzt werden können, wenn der Kampf um deren Erzwin-

gung in wirklicher E i n h e i t s f r o n t  d e s  P r o l e t a r i a t s  aufgenommen wird. 

Heute sind erst die allerersten Ansätze dazu da. Aber schon aus diesen Ansätzen läßt sich mancherlei 

lernen. 

Zunächst ist ein Fortschritt festzustellen gegenüber den früheren Bewegungen: die R ä t e werden wie-

der lebendig. Die Partei hat, glauben wir, allzulange und allzusehr die Betriebsräte v e r n a c h l ä s -

s i g t. Wir haben den Gewerkschaften es allzu leicht gemacht, die Betriebsräte in bloße Anhängsel 

der Gewerkschafts i n s t a n z e n  zu verwandeln. Diese e i n z i g e  wirkliche Errungenschaft der Re-

volution muß von der Partei jetzt mit aller Sorgfalt behandelt werden: die Betriebsräte müssen das 

lebendige Gewissen der G e w e r k s c h a f t e n  sein. An ihnen muß sich der Sabotagewillen der Ge-

werkschaftsinstanzen brechen. Die Verbindung zwischen Gewerkschaft und Betrieb muß inniger als 

bisher werden; das Bindeglied und die Betriebsräte, und diese müssen hauptsächlich den Willen der 

Partei im Betrieb und in der Gewerkschaft verkörpern. Die Gewerkschaftsbürokratie wird jetzt einen 

Generalsturm gegen die Betriebsräte und deren Rechte eröffnen. Die KPD muß mit einem Gegenan-

griff zur Erweiterung der Rechte der Betriebsräte antworten. 

Diesen Gegenangriff haben die Betriebsräte selbst eröffnet, und hier hat die Partei zwei weitere Leh-

ren zu ziehen. Die eine ist die, daß der Gedanke der p o l i t i s c h e n  A r b e i t e r r ä t e  mehr als es in 

letzter Zeit geschah, von der Partei beachtet werden muß: die Kontrollausschüsse, die sich hier und 

da bilden, sind mehr oder weniger Ansätze zu Arbeiterräten. Ihre Funktionen müssen von der Partei 

propagandistisch und agitatorisch, aber auch organisatorisch, besser beachtet werden als bisher. 

Hieran schließt sich aber sofort eine dritte Lehre: während der Rathenaukampagne wird auch jetzt, 

während der Teuerungskampagne, waren manche, vielleicht sogar viele, Genossen allzuleicht ge-

neigt, die bloße K o n s t i t u i e r u n g  von Kontrollausschüssen für einen „Erfolg“ anzusehen. Die 

o r g a n i s a t o r i s c h e  Existenz solcher Gebilde ist a n  u n d  f ü r  s i c h  nicht nur kein „Erfolg“, son-

dern leicht ein Schaden: wenn sich ein Dutzend Arbeiter als „Kontrollausschuß“ konstituiert und dann 

zur Untätigkeit verdammt ist, so kann das Resultat eine Diskreditierung des Gedankens der Räte sein. 

Wir haben uns deshalb seiner Zeit sehr energisch gegen die Kateridee der „Komitees zur 
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Organisierung des Weltarbeiterkongresses“ gewendet. Aber schon während der Rathenau-Kampagne 

hat es u. E. die Partei nicht genügend verstanden, die w i r k l i c h e n  Kontrollausschüsse von den 

p a p i e r e n e n  zu scheiden. Es darf im Verlauf der Teuerungsbewegung kein Unfug mit der Anprei-

sung von Organen platzgreifen, [299] die untätig sind: deshalb ist auf die T ä t i g k e i t  der Kontroll-

ausschüsse der Hauptnachdruck zu legen, nicht auf ihre Existenz. 

Freilich kommen wir hier auf die eigentlichen Schwierigkeiten, über die sich die Partei ebenfalls 

völlig klar sein muß. 

Diese Schwierigkeit ist zu einem Teil von den Wortführern der Betriebsräte selbst gesehen und aus-

gesprochen worden. Der Reichsbetriebsrätekongreß „an sich“ kann und wird nichts leisten, wenn 

seine Beschlüsse nicht durchgeführt werden durch Organe der Arbeiterschaft. Solche Organe, deren 

e i n h e i t l i c h e  Aktion eben der Reichsbetriebsrätekongreß einleiten soll, sind örtliche Organe 

(Kontrollausschüsse, Betriebsräte). Aber diese wiederum müssen, soll sich der Reichsbetriebsräte-

kongreß auf sie s t ü t z e n  können, zunächst auf eigene Faust vorgegangen sein und sich soviel Gel-

tung erzwingen, als nur örtlich möglich ist. Also: Vorbedingung für die Vereinheitlichung und Zent-

ralisation des Kampfes um die Kontrolle der Produktion ist z u n ä c h s t  eine lokale Zersplitterung 

der Kämpfe – und hierin liegt natürlich eine große Gefahr. Nicht nur deshalb, weil die lokalen Bewe-

gungen mehr von Provokateuren bedroht werden, als große, zentral geführte, sondern auch deshalb, 

weil es den Gegnern leichter fällt, lokale, zersplitterte Bewegungen niederzuringen (selbst wenn es 

so harmlose Bewegungen sind, wie die um Herabsetzung des Kartoffelpreises) und weil örtlich, je 

nach der Situation, durchaus verschieden vorgegangen werden muß, schließlich auch deshalb, weil 

bei Mißerfolgen – die nicht ausbleiben k ö n n e n  – Niedergeschlagenheit eintreten kann, die der Ge-

samtbewegung schadet. 

Hier hat also die Partei eine gewaltige Ausgabe zu lösen: s i e  muß allen Teilen der Gesamtbewegung, 

trotz aller örtlichen Verschiedenheit, einen inneren Halt zu geben suchen. Diese ihre Tätigkeit wird 

nicht nur darin zu bestehen haben, daß sie örtlich den Arbeitermassen Ziel und Weg weist, sondern 

vor allem in der Ueberwindung der z w e i t e n  Schwierigkeit, die wir oben andeuteten, und die die 

Betriebsräte selbst noch nicht mit genügender Schärfe gekennzeichnet haben: der scheinbar w i r t -

s c h a f t l i c h e n  Betriebsrätebewegung muß ein p o l i t i s c h e s  Etappenziel gesetzt werden; wir 

meinen die A r b e i t e r r e g i e r u n g. 

V. 

Diese Parole wurde im vergangenen Winter von der KPD aufgestellt, nach heftigen Diskussionen um 

sie. Ohne ausführlich auf jene Kämpfe einzugehen, möchten wir feststellen, daß die Parole der Ar-

beiterregierung als politische Ergänzung der Parole „Erfassung der Sachwerte“ von solchen Genossen 

aufgestellt wurde, die man zum linken Flügel der Partei zählt und daß solche Genossen, die aus dieser 

Parole heute beinahe einen Programmpunkt machen möchten, damals sich mit den windigsten Grün-

den g e g e n  diese – unserer Meinung nach – z e n t r a l e  P a r o l e  der Einheitsfronttaktik sträubten. 

Es sei noch nebenbei bemerkt, daß damals diese Parole als Korrektiv zu sehr merkwürdigen staats-

kapitalistischen Schwärmereien aufgestellt wurde und als solches sich auch bewährt hat. Wenn wir 

diese Dinge in dem jetzigen Zusammenbang erwähnen, so hat das den folgenden Grund: die Sach-

werteerfassung machten die linksstehenden Genossen abhängig von der Erkämpfung einer auf Or-

gane der Arbeiterschaft gestützten „Arbeiterregierung“, sahen in dieser ein zwar durchaus m ö g l i -

c h e s, aber keineswegs theoretisch wie praktisch n o t w e n d i g e s  Durchgangsstadium zwischen 

bürgerlicher „Demokratie“ und proletarischer Diktatur und benutzten diese Parole als ausgezeichne-

ten [300] t a k t i s c h e n  Hebel zur Anknüpfung an gemeinsame Nöte der ganzen Arbeiterklasse und 

zur Einleitung von Steuerkämpfen in „Einheitsfront“. 

Wenn heute als „wirtschaftliche“ Zentralforderung spontan die Forderung der P r o d u k t i o n s k o n -

t r o l l e  auftaucht, so muß sich die Partei klar darüber werden, daß das m e h r  ist, als die bloße For-

derung der Sachwerterfassung. Freilich scheint es auf dem ersten Blick w e n i g e r  zu sein, weil ja 

die Forderung der P r e i s r e g u l i e r u n g, die den Ausgangspunkt bildet, durchaus „im Rahmen der 

bürgerlichen Demokratie“ gestellt werden kann. Daß die Produktionskontrolle dagegen r e a l  im 
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Rahmen der bürgerlichen Demokratie nicht durchführbar ist, wissen wir Kommunisten sehr wohl. 

Eben deshalb muß wieder zu dieser Forderung eine p o l i t i s c h e  Ergänzung gegeben werden. Diese 

ist wiederum: die Forderung der Arbeiterregierung. Aber die Partei wird dieses Mal die Agitation 

anders zu führen haben. Denn die Verhältnisse sind heute, nach der Verschmelzung der beiden Men-

schewistenparteien, verändert. War früher „Arbeiterregierung“ eine Regierung, in die wesentlich 

SPD- und USP-Vertreter hineinzuzwingen waren, an der die KPD teilnehmen konnte, wenn sie im 

Kampfe aufstand und sich auf Organe der Arbeiter stützte, so ist heute „Arbeiterregierung“ schon 

deshalb auch agitatorisch ein schwierigerer Begriff, weil nur noch zwei Arbeiterparteien übriggeblie-

ben sind. Vor der Vereinigung der beiden Sozialdemokraten war die t a k t i s c h e  Parole der Arbei-

terregierung eine Losung, an der die USP sich zerreiben konnte; n a c h  der Verschmelzung wird die 

KPD zu betonen haben, daß sie zwar nach wie vor bereit sein wird, an einer Regierung der Arbeiter, 

gestützt durch Arbeiterorgane, teilzunehmen, daß aber die Möglichkeit einer solchen Regierung in-

folge der Rolle der g e e i n t e n  Sozialdemokratie, geringer geworden ist. Um ganz deutlich zu sein: 

wir werden in der Agitation den sozialdemokratischen Arbeitern, zumal bei steigender Not, immer 

wieder zu sagen haben, daß wir s t e t s  eine Arbeiterregierung mit allen Kräften unterstützen werden. 

Wir werden ihnen aber gleichzeitig zu sagen haben, daß wir zwar den Druck der sozialdemokrati-

schen auf ihre Führer, zur Bildung einer solchen Regierung, also zur Aufgabe der Koalition und zur 

Bekämpfung der bisherigen Koalitionsgenossen, nicht nur unterstützen, sondern von den Arbeitern 

f o r d e r n, daß wir aber, da wir die soziale und geschichtliche Rolle der VSPD kennen, voraussagen 

können, daß die Führerschaft dem Druck der Massen n i c h t  folgen wird, sondern im Gegenteil sich 

immer enger an die Bourgeoisie anlehnen wird. Hieraus aber ergibt sich für die Partei, so glauben 

wir, die Pflicht, wieder mehr als bisher über alle taktischen Anknüpfungen hinaus die g r u n d s ä t z -

l i c h e n  Endziele (proletarische Diktatur, Räterepublik) und die spezifischen Methoden des proleta-

rischen, revolutionären Klassenkampfes (Kontrolle der Produktion, Bildung von Räten, örtliches 

Vorgehen, zentrale Zusammenfassung) in den Vordergrund der Propaganda und Agitation zu rücken. 

VI. 

Die Aussichten der jetzigen Betriebsrätebewegung abzuschätzen ist natürlich nicht leicht. Sicher ist, 

daß sie so breite Schichten erfaßt hat, wie noch keine Bewegung der letzten Jahre. Sicher ist auch, 

daß durch die richtige, gesunde Einheitsfronttaktik die KPD an Arbeiterschichten herangekommen 

ist, die ihr bisher fremd gegenüberstanden. Aber sicher ist auch, und darüber soll sich die Partei keine 

Illusionen machen, daß [301] die Betriebsrätebewegung, wenn sie f ü r  d a s  P r o l e t a r i a t  greifbare 

R e s u l t a t e  geben soll, eine Bewegung auf lange Sicht ist. 

Unter der überaus wahrscheinlichen Voraussetzung, daß die Teuerung, vielleicht sogar sehr schnell, 

wachsen wird, wird die Bewegung um sich greifen, Teilerfolge (und auch Teil-Mißerfolge) bringen. 

Der Reichsbetriebsrätekongreß wird schon durch sein bloßes Zustandekommen ein ungeheurer Erfolg 

der Arbeiterbewegung sein. Er wird sich eine Exekutive schaffen, die die angefangene Arbeit weiter-

zuführen haben wird. Das Tempo wird abhängen von der wirtschaftlichen Entwicklung Deutschlands. 

Es wird beschleunigt werden, wenn jene äußeren groben politischen Anstöße kommen, von denen 

wir oben sprachen. Die Gegner betrachten bisher die Betriebsrätebewegung mit mißtrauischem Un-

behagen. Die Bourgeoisie kann die Stärke der Bewegung nicht abschätzen, die Gewerkschaftsbüro-

kraten dagegen halten sie für stark und wissen nur eines noch nicht: ob sie sie durch Drohungen und 

Ausschlüsse entzweischlagen können oder ob es nicht vorteilhafter wäre, sich d o c h  noch „an ihre 

Spitze“ zu stellen, um sie so wirksam zu paralysieren. Beides muß die Partei zu verhindern verstehen. 

Die Gewerkschaften als Massenorganisationen der Arbeiterschaft müssen der Arbeiterschaft erhalten 

bleiben und als g e s c h l o s s e n e  Organisationen in den Kampf geführt werden. Wenn die Gewerk-

schaftsbürokraten noch im letzten Augenblick (Dißmann hat ja in Gera schon einen Versuchsballon 

steigen lassen), sich der Bewegung „führend“ anschließen, wird es Aufgabe der Betriebsräte sein, sie 

auf Schritt und Tritt zu kontrollieren. Auch hierfür zu sorgen hat die Partei, deren führende Rolle in 

der Bewegung kein Mensch leugnen kann. Die Sozialdemokraten bemühen sich natürlich, die Be-

triebsrätebewegung als „kommunistische Mache“ hinzustellen. Das ist verlogen und lächerlich. Ver-

logen, weil es sich um keine M a c h e  handelt, sondern um eine große spontane Bewegung; lächerlich, 
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weil von der Bewegung Massen ergriffen sind, die ja die Menschewisten sonst der „toten“ KPD nicht 

zugestehen wollen. 

Aber daß die KPD die einzige Partei ist, die dieser Bewegung nicht nur fördernd zur Seite steht, 

sondern auch Richtung zu geben weiß – das ist weder ein Geheimnis noch ein Wunder: die Partei des 

Klassenkampfes – versteht und führt die Bewegung des Klassenkampfes. Das ist ihre Rolle in der 

Revolution. (Geschrieben Mitte Oktober.) 

* 

Der Faszismus.  
Von A. J a c o b s e n. 

I. 

Die augenblicklichen Vorgänge in Italien, das lawinenartige Anwachsen und Aufflammen einer na-

tionalistischen Bewegung, die von breiten Volksmassen getragen wird, lenken die Blicke nach dem 

Süden. Die internationale Arbeiterschaft, insbesondere die deutsche, muß sich über das Fundament 

und die Ursachen des Faszismus, der keineswegs eine national-italienische, sondern eine internatio-

nale Erscheinung ist, klar werden, um den auch in Deutschland drohenden Gefahren recht-[302]zeitig 

begegnen zu können. Bei der Schilderung der Entwicklung des F. könnte man vielfach ähnliche deut-

sche Vorgänge heranziehen. Wenn bisher in Deutschland der National-Sozialismus, der deutsche F., 

nicht eine ähnliche Bedeutung wie in Italien errungen hat, so liegt dieses einesteils an der Borniertheit 

und Unfähigkeit der nationalistischen Kreise innerhalb Deutschlands, ihrer Unfähigkeit, sich dem 

Denken sozial tieferstehender Kreise anzupassen, andernteils wohl an der höheren sozialistischen 

Durchbildung des deutschen Proletariers, sowie auch an den Entwaffnungsbestimmungen des Ver-

sailler Friedens, die eine im Interesse des Kapitalismus liegende Bewaffnung nationalistischer Volks-

massen gegen den Bolschewismus nicht zuließen. 

Es muß ausgesprochen werden, was ist. Der Faszismus ist heute keineswegs eine Bewegung, die nur 

von bürgerlichen Elementen und vom Lumpenproletariat getragen wird, sondern hat ihr Fundament 

in breiten Bauern- und Kleinbürgermassen, ja auch Arbeitern, deren Ideologie kleinbürgerlich-syn-

dikalistisch ist. Vergegenwärtigen wir uns die wirtschaftliche Lage Italiens und den Werdegang des 

Faszismus! – Ein Proletariat, dessen Ansänge bereits von anarchistischen und syndikalistischen Ten-

denzen durchsetzt sind, ein Kapitalismus, dessen imperialistischer Ausdehnungsdrang erst im letzten 

Jahrzehnt eingesetzt und breite Schichten Landproletarier industrialisiert hat, deren kleinbürgerliche 

Anschauungsweise sich vermischt und durchsetzt mit dem anarchistischen Revolutionismus des äl-

teren bodenständigen Proletariats. Auf dem Lande eine kulturell tiefstehende, in manchen Provinzen 

in einer beinahe an Hörigkeitsverhältnis grenzenden Abhängigkeit befindliche Bauernmasse. In den 

Hauptstädten eine starkes traditionelles Lumpenproletariat, welches vor dem Kriege seinen Lebens-

unterhalt in der Fremdenindustrie fand, dessen Erwerbsmöglichkeiten aber durch den Krieg abge-

schnitten sind. Eine Bourgeoisie, deren ältere Teile im Nichtstun erschlafft und degeneriert sind, de-

ren jüngere Generation aber, mit der Entwicklung des italienischen Imperialismus, einen dem Natu-

rell des Südländers entsprechenden, überschwenglichen Individualismus predigt, und nach dem Siege 

im Weltkrieg eine dem Sieg entsprechende Stellung Italiens in der Welt fordert. – 

Aber mit dem Siege kam auch die internationale Krise des Kapitals nach Italien. Die Schwerindustrie, 

vom Staat unterstützt, hat sich während des Krieges für das Land unverhältnismäßig vergrößert. Die 

Umstellung von der Kriegs- auf die Friedensindustrie machte Schwierigkeiten; für die ausgedehnte 

Industrie war kein Absatzmarkt vorhanden, und so war gerade die kapitalistische Krise 1920 für Ita-

lien von äußerster Tiefe und Schwere. In einer solchen Situation wurde der Sozialismus und Kom-

munismus von dem schwer leidenden Proletariat begeistert begrüßt. Ganze Städte, ganze Provinzen 

schlossen sich der SPI an, und mit einem bewunderungswürdigen Elan ging die italienische Arbei-

terschaft in den Frühjahrstagen 1920 zur Fabrik- und in den süd- und mittelitalienischen Bauernmas-

sen zur Landgüterbesetzung über. Und gerade in jenen Tagen, da der Kommunismus vor seinem Sieg 

auch in Italien stand, als der Proletarier mit der Spitze des Bajonetts seine Fabriken sicherte, da wurde 
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durch den Verrat eines Turati und das Zaudern Serratis das Proletariat um seinen Sieg geprellt, und 

der Faszismus begann zur Macht zu werden. Er sammelte in schnellem Lauf immer breitere Massen 

um seine Fahne, die ihn heute zur Beherrschung Italiens geführt haben. 

[303] Der Faszismus war in jenen Tagen nicht mehr neu, aber ohnmächtig. Aus den Kaders entlasse-

ner und arbeitsloser Soldaten sammelte im Jahre 1919 d’Annunzio seine Legionäre; es bildeten sich 

die bekannten Frontkämpfer-Vereinigungen. Mit diesen in den langen Kriegsjahren zu Landsknech-

ten gewordenen Horden unternahm d’Annunzio seinen bekannten Zug nach Fiume. Und hier in Fi-

ume begannen bereits die Strömungen innerhalb des Faszismus, die seine heutige Volkstümlichkeit 

bedingen. Auch dieser nationalistische Fiumezug war von sozialen Forderungen der Soldaten beglei-

tet. D’Annunzio, der spezifisch kleinbürgerliche Politiker und Literat, sicherte den Bauern unter sei-

nen Legionären Land, und den Arbeitern den Besitz der Fabriken zu. 

Das Aufflammen der sozialen Revolution ließ die italienische Bourgeoisie nach Hilfstruppen um-

sehen. Und als solche boten sich ihnen die nationalistischen Scharen und Verbände an, welche, ge-

führt von früheren Offizieren und Intellektuellen, die gegebenen Formationen zur Bekämpfung des 

Bolschewismus mit Feuer, Mord und Schwert waren. Aber unbekümmert um diese Nadelstiche der 

noch schwachen Faszisten, ging die kommunistische Bewegung ihren Weg, bis zu jener Stunde, da 

der Sieg auf des Messers Schneide stand. Jene Stunden, die den russischen vom 7. November ähnlich 

sind, und es nur der Energie und Zielbewußtsein der damaligen vereinigten Sozialistischen Partei 

bedurfte, um der sozialen Revolution zum Sieg zu verhelfen. Niedergeschlagen, enttäuscht, verließen 

auf Befehl der Gewerkschaftsführer die Proletarier die besetzten Fabriken und Landgüter, legten ihre 

Waffen nieder, um nun dem Terror einer siegesbewußten Bourgeoisie ausgesetzt zu sein. 

Aber der Wille der Arbeiterschaft zum Leben läßt sich nicht unterdrücken. Die nicht kommunistisch 

geschulten Arbeiter- und Bauernmassen suchen einen Ausweg, um aus ihren elenden Verhältnissen 

herauszukommen. Zum Sozialismus und Kommunismus haben sie das Vertrauen verloren. Die Ein-

kapselung unserer italienischen Bruderpartei, welche sie zeitweise die Propagierung der Massenpartei 

verwerfen läßt, trennt sie von den breiten Massen, läßt der faszistischen Bewegung allzu breiten 

Spielraum. Dem Faszismus ist seine Arbeit leicht gemacht. Er knüpft an eine Ideologie an, die jahr-

zehntelang durch Schule, Kirche und Staat in die Köpfe der Massen gepflanzt worden ist: Einheit und 

Größe der Nation. Er predigt sittliche Erneuerung des Volkes und Staates, verachtet das Gezänke in 

den Parlamenten, die Besten der Nation sollen regieren. Dem Schieber- und Wuchertum, dem Parasit 

am Körper der Nation, wird Kampf angesagt. Alles Ziele, die den Kleinbürgern und Halbproletariern 

einleuchten. Und so kam es, wie es kommen mußte. – Der Faszismus war so zugleich Reaktion des 

von seinen Führern betrogenen und verratenen Proletariats. 

II. 

Aber der Faszismus ist heute nicht mehr das, was er in jenen Frühlingstagen 1920 war, als ihn das 

Kapital zur Hilfe gegen den Bolschewismus rief. Wachsend und sich ausdehnend ist er eine Macht 

geworden, welche sich nicht mehr vom Kapital diktieren läßt, sondern auf Grund seiner Macht die 

von großbürgerlich-kapitalistischen Interessen gelenkte Regierung absetzt und die faszistische Re-

gierung bildet. Aber mit dem Augenblick, da Mussolini dem König die Ministerliste [304] überreicht, 

hat der Krampf, der die italienische Halbinsel erschüttert, nicht sein Ende erreicht, sondern die Zer-

setzung beginnt jetzt erst. Das Großkapital, welches zu spät erkannte, daß der Faszismus aus einem 

willfährigen Diener zu seinem Herrn wurde, suchte noch durch Bildung der sogenannten Blauhem-

den-Formationen der faszistischen Welle einen Damm entgegenzusetzen. Aber es war bereits zu spät. 

Die italienische Großbourgeoisie, augenblicklich selbst nicht klar über die weitere Entwicklung der 

Dinge, verhält sich abwartend, vertrauend auch darauf, daß die faszistischen Führer von ihr abhängig 

sind. – Beginnen wird aber nunmehr in den eigenen Reihen des Faszismus der Kampf um die Aus-

wirkung des Sieges. Symptomatisch sind jene faszistischen Arbeiterbataillone, die revolutionäre Lie-

der singend, durch Mailand zogen. Die Führer Intellektuelle, dem Bürgertum verschrieben, die Mas-

sen der Anhänger im Lande proletarisierte Kleinbürger, Arbeiter und Bauern, die nun vom Faszismus 

eine Besserung ihrer sozialen Lage erwarten. Der unüberbrückbare Klassengegensatz erhebt in der 
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Stunde der Machtergreifung sein Haupt. D e r  K l a s s e n k a m p f  w i r d  d e n  F a s z i s m u s  

s p r e n g e n. Von dem geistigen Einfluß eines Mussolini, von seiner Fähigkeit, die Massen hinzuhal-

ten und teilweise zu befriedigen, wird es abhängen, ob der Faszismus sich längere Zeit an der Macht 

behauptet. Sein Zusammenbruch in der jetzigen Form ist aber nur eine Frage absehbarer Zeit. Und an 

unseren italienischen Genossen liegt es, den Sprengstoff zu bilden, der im Feuer des Klassenkampfes 

das so stolz emporgestiegene Gebäude des Faszismus in die Luft sprengt. 

III. 

Nun die Lehren für Deutschland. Trotzdem der Faszismus viele spezifisch italienische Züge ausweist, 

ist sein Wesen international. Anknüpfend an den bürgerlichen Nationalismus, an den sozialen Nie-

dergang kleinbürgerlicher Schichten und Arbeitermassen, findet er überall dort Boden, wo die Mas-

sen, enttäuscht von den sozialistischen Führern, die Zusammenhänge nicht erkennend, im nationalen 

Rahmen ihre Lage zu verändern suchen und in einer sittlich-disziplinierten Erneuerung einen Weg 

gefunden zu haben vermeinen. Daß ein solcher Boden gerade Deutschland ist, wo die Korruptheit der 

Bourgeoisie zum Himmel stinkt, wo aber trotzdem Arbeiterführer zaudernd das Proletariat immer 

tiefer ins Elend führen, wo ihr offenkundiger Verrat, ihre Feigheit, ihre unselbständige Politik gegen-

über der Entente, dem Arbeiter mit jedem Tage deutlicher wird, daß Deutschland ein solcher Boden 

ist, kann niemand leugnen. Hier findet der Faszismus Lebensbedingungen. Verkennen wir nicht die 

Gefahr. Es ist ein warnendes Fanal, daß der National-Sozialist Hitler in Oberbayern-München tau-

sende Arbeiter unter seiner Fahne sammeln und durch den Druck der hinter ihm stehenden Massen 

den Rücktritt Lerchenfelds erzwingen kann. Und symptomatisch ist die Programmrede des Deutsch-

nationalen Hergt auf dem Parteitag in Görlitz, in welcher er die Verlegung der Parteitätigkeit aus dem 

Reichstag hinaus ins Volk empfiehlt. – 

Beachte die KPD diese Anzeichen einer ideologischen Umstellung innerhalb weiter Kleinbürger- und 

Arbeiterschichten, sonst wird sie sich plötzlich unvorbereitet einer Bewegung gegenüber sehen, deren 

Gefährlichkeit man heute noch nicht abschätzen kann. 

[305] 
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Die Internationale  

Jahrgang 5 ⁕ Ausgegeben am 1. Dezember 1922 ⁕ Heft 11 

Regierungsbildung und Betriebsrätekongreß. 

h. b. Am Donnerstag stellte sich die neue Regierung Cuno dem Reichstag vor und entwickelte ihr 

Programm. Das Programm der neuen Regierung ist ein vollkommener Sieg der Schwerindustrie und 

der Agrarier über die Arbeiter. Es geht aus von der Reparationsnote der gestürzten Wirth-Regierung, 

die, obgleich sie sich dem Diktat von Stinnes fügte, gestürzt wurde, weil man ihr nicht die Kraft 

zutraute, mit der nötigen Rücksichtslosigkeit das akzeptierte Stinnes-Programm in der Praxis durch-

zusetzen. Cuno verschärft dieses Programm zu einer offenen Kriegserklärung an die gesamte besitz-

lose werktätige Bevölkerung. Alle platten Geheimratsphrasen, in welche diese Kriegsansage geklei-

det ist, können nicht darüber hinwegtäuschen, daß das Barometer auf Sturm steht. Die personelle 

Zusammensetzung des neuen Kabinetts bürgt dafür, aß wir es mit einer bourgeoisen Scharfmacher-

regierung ersten Ranges zu tun haben. Die Schwankungen bei der Regierungsbildung, die Schwan-

kungen und weiteren möglichen personellen Veränderungen in der neuen Regierung ändern nichts 

daran, daß die deutsche Großbourgeoisie und das Agrariertum fest entschlossen sind, die kapitalisti-

sche Wiederaufbaupolitik mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln fortzusetzen. Die Differenzen, 

die zwischen den kleinbürgerlichen Parteien und der Schwerindustrie noch bestehen, sind keine Dif-

ferenzen über das Ziel, sondern über den Weg. 

Das neue Kabinett hat die Zustimmung der Parteien, von den Deutschnationalen bis zur VSPD ge-

funden. Die Einheitsfront gegen das Proletariat von Helfferich bis Crispien ist perfekt. Die Verklau-

sulierung der Zustimmung und die Begründung der Scheinopposition durch die Redner der VSPD 

werden den breitesten deutschen Arbeitermassen enthüllen, daß die Sozialdemokratie nur der linke 

Flügel der Bürgerlichen ist, die kapitalistische Koalitionspolitik auch dann treibt, wenn sie nicht in 

der Regierung sitzt. Hermann Müller als Sprecher der VSPD hat ausdrücklich erklärt, daß die VSPD 

nicht gewillt ist, über die Schranken einer loyalen Parlamentsopposition hinauszugehen. Er hat die 

Besorgnisse der Bourgeoisie über den Kampf der Arbeiterklasse durch folgende Erklärung be-

schwichtigt: 

„Wir betrachten die Regierung Cuno als eine verfassungsmäßige, wir sehen zu unserer Freude in ihr auch eine 

ganze Reihe von Herren, die – um mit Herrn Stinnes zu reden – diskontofähige Unterschriften haben. Wir 

haben die Hoffnung, daß es d i e s e r  Regierung gelingt, bei der Durchsetzung der Note dasjenige für die Stüt-

zung der Mark zu tun, was unserer Auffassung nach im Mittelpunkt der deutschen Politik stehen [306] muß ... 

W i r  w e r d e n  d e s h a l b  a l l e  S c h r i t t e  d e r  R e g i e r u n g, d i e  i n  d e r  R i c h t u n g  d e r  S t a b i l i -

s i e r u n g  d e r  M a r k  g e h e n, u n t e r s t ü t z e n, w i r  w e r d e n  ü b e r a l l  d o r t, w o  w i r  d i e  I n i t i a -

t i v e  d e r  R e g i e r u n g  v e r m i s s e n, s i e  d a r a u f  a u f m e r k s a m  m a c h e n, d a ß  u n s e r e r  A u f -

f a s s u n g  n a c h  m e h r  g e t a n  w e r d e n  m u ß. W i r  w e r d e n  d o r t, w o  w i r  a n d e r e  W e g e  e i n -

g e s c h l a g e n  w i s s e n  w o l l e n, d i e s e  W e g e  a n z e i g e n. Aber wir werden den Boden der sachlichen 

Opposition nicht verlassen.“ 

Dieser Pakt der Sozialdemokratie mit der Bourgeoisie übergipfelt noch den Verrat der Arbeiter von 

1914 und 1918. Die letzten Hoffnungen, daß die Sozialdemokratie nach der Vereinigung dem prole-

tarischen Klassenkampf zurückgewonnen werden könnte, werden angesichts dieser Politik rasch aus-

gelöscht werden. 

In der Vereinigten Sozialdemokratischen Partei hat die ideologische Spaltung bereits begonnen. Zu 

Hunderten sind beim Vorstand der VSPD. Anträge eingelaufen, die den Austritt aus der Koalition 

und den Kampf gegen Arbeitszeitverlängerung und Teuerung forderten. Ohne diese zweifellos orga-

nisierte Beeinflussungsarbeit durch ehemalige USPD-Mitglieder wäre es wahrscheinlich unmittelbar 

zur Großen Koalition gekommen. Unter dem Druck dieses Massenunwillens über die bisherige Koa-

litionspolitik entschlossen sich die Drahtzieher der VSPD zum zeitweiligen Rücktritt aus der Regie-

rung. Sie glauben, durch eine Scheinopposition die Arbeitermassen weiter irreführen zu können. An-

gesichts der steigenden Not wird jedoch dieses Schlank-sein-wollen in großen Dingen gründlich vor-

beigelingen. 
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Wie bei der Regierungsbildung im Reich, so steht auch die VSPD bei der Regierungsbildung in Sach-

sen unter verschärftem Massendruck ihrer eigenen Mitglieder. Die VSPD in Sachsen hat wider eige-

nes Erwarten ihren alten Besitzstand bei den Landtagswahlen in Sachsen behauptet. Sie hatten mit 

einer bürgerlichen Mehrheit gerechnet und ihre Wahlagitation ganz darauf eingestellt. Weil die Kom-

munisten für die Landtagsauflösung gestimmt hatten, beschuldigten sie die Kommunisten des Zu-

sammengehens mit den bürgerlichen Parteien. Sie stellten den Wahlkampf ganz gegen die Kommu-

nisten ein, benützten den Apparat und die Gelder der Gewerkschaften zur Propaganda gegen die 

Kommunisten für die VSPD, und erreichten durch diesen großen Auswand, daß sie ihre 49 Mandate 

behaupten konnten. Der übrigen Tätigkeit der Kommunistischen Partei in Sachsen gelang es, die Ar-

beitermassen zu mobilisieren, einen beträchtlichen Stimmenzuwachs und ein Mandat mehr zu gewin-

nen. Dieser Ausgang der Wahl, der von den Kommunisten unter der Parole A r b e i t e r m e h r h e i t  

und A r b e i t e r r e g i e r u n g  geführt wurde, stellt zum erstenmal in der Geschichte der Arbeiterbe-

wegung die Frage der A r b e i t e r r e g i e r u n g  praktisch. 

Die intensive Propaganda der Kommunisten für die Arbeiterregierung hat den Sieg der Bourgeoisie 

in Sachsen verhindert und mittelbar dazu beigetragen, daß die VSPD ihren alten Besitzstand behaup-

ten konnte. Der größte Teil der Arbeitermassen, die diesmal noch in Sachsen sozialdemokratisch 

wählten, taten dies unter der Voraussetzung des Zustandekommens einer Arbeiterregierung. Die So-

zialdemokraten nützten diese durch die kommunistische Propaganda ge-[307]schaffene Massenstim-

mung zu ihren Gunsten aus, indem sie sich bereit erklärten, eine „Arbeiterregierung“ zu bilden. Aber 

Arbeiterregierung, wie sie sie auffassen. Sie fälschten den Begriff der Arbeiterregierung um in eine 

sozialdemokratische Koalitionsregierung mit den Kommunisten. 

Den Kommunisten gelang es bis jetzt nicht, überall in den s o z i a l d e m o k r a t i s c h e n  Arbeiter-

massen das Wesen der Arbeiterregierung, den Unterschied zur sozialdemokratischen Regierung, klar 

und scharf herauszuarbeiten. Es besteht jedoch nicht die geringste Gefahr, da die Aufklärung weiter 

geht und dies durch die Praxis in kürzester Frist klargestellt werden wird. Unter der Voraussetzung, 

daß den breiten Arbeitermassen der Begriff der Koalitionsregierung zwischen Sozialdemokraten und 

Kommunisten und Arbeiterregierung noch n i c h t  klar ist, erklären die Sozialdemokraten sich für 

den Eintritt von Kommunisten in eine Arbeiterregierung, erklärten neun von den zehn aufgestellten 

Forderungen des sächsischen Landesausschusses für annehmbar und forderten die Kommunisten zum 

Eintritt in die Regierung auf. 

Der abgelehnte Punkt 9 der Forderungen ist aber gerade der springende Punkt, auf den es ankommt. 

Er lautet: 

„Den Vollversammlungen der Betriebsräte und dem periodisch zusammentretenden Landesbetriebsrätekon-

greß sind von der Regierung alle für die proletarischen Interessen wichtigen Gesetzesvorlagen zu unterbrei-

ten.“ 

Was bedeutet eine Arbeiterregierung, auf Grund einer Wahl, die den Sozialdemokraten und Kommu-

nisten zusammen eine Mehrheit in einem Landesparlament gibt? 

Sie bedeutet, daß die Machtverhältnisse im Land zwischen Arbeitern und Bourgeoisie so verteilt sind, 

daß die Bourgeoisie keine legale Möglichkeit mehr besitzt, g e g e n  die Arbeiterschaft zu regieren. 

Sie bedeutet aber auch, solange die Arbeiterschaft noch nicht aktiv im Kampf die Bourgeoisie nie-

dergeworfen hat, sondern lediglich im Wahlkampf eine Mehrheit über die Bourgeoisie erreicht hat, 

daß die Kräfte noch n i c h t  a u s r e i c h e n, k o m m u n i s t i s c h e  P o l i t i k  z u  t r e i b e n. Die Sozi-

aldemokraten haben 40 Mandate. Die Kommunisten 10. Die Sozialdemokraten haben bei der Wahl 

versprochen, Arbeiterpolitik unter Ausnützung der gegebenen, durch die Reichs- und Landesverfas-

sung begrenzten Machtmittel des Staates im Interesse des Proletariats zu treiben. Die Kommunisten, 

die innerhalb der sächsischen Arbeiter eine Minderheit sind, können in einer Arbeiterregierung mit 

diesen Sozialdemokraten lediglich verlangen, daß sie ihr Versprechen bei der Wahl einhalten. 

Die Kommunisten können sich mit bloßen Versprechungen der Sozialdemokraten aber unter keinen 

Umständen begnügen. Die Erfahrung hat gelehrt, daß die Sozialdemokratie in jedem entschiedenen 
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Kampfe gegen die Bourgeoisie versagt hat. Die sächsische sozialistische Regierung hat als sozialis-

tische Regierung durch den Mund ihres Ministerpräsidenten und der einzelnen Minister wiederholt 

erklärt, daß sie keine Klassenregierung, sondern eine V o l k s r e g i e r u n g  sei. S i e  h a t  e s  b e -

w u ß t  a b g e l e h n t, p r o l e t a r i s c h e  I n t e r e s s e n p o l i t i k  z u  t r e i b e n, und erklärt, daß sie 

[308] alle Volksteile in gleicher Weise beschützen müsse. Sie hat durch die Behauptung, daß prole-

tarische Interessenpolitik im Gegensatz zum Volksganzen stünde, lediglich unterstrichen, daß sie bür-

gerlich-kapitalistische Wiederaufbaupolitik treibt, die aber nur g e g e n  d i e  I n t e r e s s e n  d e s  

w e r k t ä t i g e n  T e i l e s  d e r  B e v ö l k e r u n g  im weitesten Sinne, der gesamten Arbeiterklasse, 

getrieben werden kann. Würden Kommunisten in eine s o l c h e  Regierung eintreten, ohne wesentli-

che und grundsätzliche Aenderungen zu schaffen, so würde weiter Politik nicht im Interesse des „Volks-

ganzen“, sondern im Interesse der Bourgeoisie getrieben werden. Durch den Eintritt von einigen Kom-

munisten, die in der Praxis nichts anderes tun könnten, weil sie in diesem Kabinett ja in der Minderheit 

sind, würde lediglich erreicht, daß die Kommunisten ihren Standpunkt, daß proletarische Interessenpo-

litik die einzige Rettung vor dem Untergang ist, einiger Ministersessel wegen aufgeben würden. 

Die Absicht der Sozialdemokraten, einige Kommunisten als Konzessionsschulzen in die Regierung 

hineinzunehmen, um in diesem Hungerwinter besser die Arbeiter in Schach halten zu können, ist zu 

dumm, als daß ernstlich darüber geredet werden könnte. 

D i e  E r k l ä r u n g  d e r  S o z i a l d e m o k r a t e n, d a ß  s i e  n e u n  F o r d e r u n g e n  d e r  K o m -

m u n i s t e n  z u s t i m m e n, i s t  k e i n e  G a r a n t i e  d a f ü r, d a ß  a u c h  n u r  e i n e  e i n z i g e  

v e r w i r k l i c h t  w i r d. Beim besten Willen einer solchen Regierung ließe sich keine einzige der 

zehn Forderungen durchführen, wenn nicht grundlegende Aenderungen in der bisherigen Praxis und 

Politik vorgenommen und Garantien geschaffen werden, die einen Kampf um die aufgestellten For-

derungen möglich machen. 

Sind wir auf Grund des gegebenen Kräfteverhältnisses zu schwach, kommunistische Politik zu trei-

ben, d. h. die Bourgeoisie rücksichtslos niederzuwerfen, um den Weg für den sozialistischen Aufbau 

frei zu machen, so ist es doch möglich, die Machtmittel des bestehenden Staates in den Dienst des 

proletarischen Klassenkampfes zu stellen. Um diese Politik in einer Arbeiterregierung mit den Sozi-

aldemokraten in die Wege zu leiten, ist die erste Voraussetzung die vorbehaltlose Erklärung der So-

zialdemokraten, daß sie bereit sind, an Stelle der bankrotten kapitalistischen Wiederaufbaupolitik ei-

nes in der blauen Luft konstruierten „ganzen Volkes“ sich von den Interessen der Arbeiterklasse und 

nur der Arbeiterklasse leiten zu lassen. D a s  b e d e u t e t  d i e  d i r e k t e  U m k e h r  v o n  d e r  b i s -

h e r i g e n  P o l i t i k. S o  r ü c k s i c h t s l o s, w i e  b i s h e r  d i e  M a c h t m i t t e l  d e s  S t a a t e s  i m  

I n t e r e s s e  d e r  B o u r g e o i s i e  g e g e n  d i e  A r b e i t e r  a n g e w a n d t  w u r d e n, s o  r ü c k -

s i c h t s l o s  m ü s s e n  i n  e i n e r  A r b e i t e r r e g i e r u n g  d i e  M a c h t m i t t e l  d e s  S t a a t e s  

i m  I n t e r e s s e  d e r  A r b e i t e r k l a s s e  g e g e n  d i e  B o u r g e o i s i e  a n g e w a n d t  w e r d e n. 

Alle zehn Forderungen, die der Landesvorstand der Kommunistischen Partei in Sachsen aufgestellt 

hat, gehen grundsätzlich von diesem Standpunkt aus. Sie fordern die Versorgung der arbeitenden 

Bevölkerung mit Lebensmitteln und Gegenständen des täglichen Be-[309]darfs zu herabgesetzten 

Preisen. Die bereits vorhandenen staatlichen Betriebe, wie landwirtschaftliche Güter, Berg- und 

Kraftwerke, sollen dazu benützt werden. Zur Beschaffung der dazu erforderlichen Mittel, um über 

die ungenügende Menge von Lebensmitteln und Bedarfsgegenständen aus den staatlichen Werken 

Brot, Kartoffeln, Kohle usw. zu herabgesetzten Preisen an die Bevölkerung abgeben zu können, soll 

bei den Besitzenden eine Zwangsanleihe von 30 Prozent des Vermögens erhoben werden. Die Lu-

xuswohnungen und die nicht voll ausgenützten Wohnräume sollen beschlagnahmt und den Woh-

nungslosen zur Verfügung gestellt werden. Die Gesetzesbestimmungen, die das verhindern, sollen 

durch solche ersetzt werden, die das möglich machen. Bei Betriebsstillegungen und -einschränkungen 

soll die Arbeiterregierung die Betriebe beschlagnahmen und von der Arbeiterschaft der Betrieb wei-

tergeführt werden. Der Achtstundentag soll durch verschärfte gesetzliche Bestimmungen gegenüber 

den Angriffen des Unternehmertums gesichert werden. Um die Produktion zu steigern, soll die allge-

meine Arbeitspflicht aller Arbeitsfähigen eingeführt werden, und durch gesetzliche Einführung der 

Produktionskontrolle durch Staatsorgane von oben und Arbeiterorgane von unten die 
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Produktionssabotage und wucherische Preispolitik der Unternehmer verhindert werden. Das Einset-

zen der Streikbrecherorganisation, der Technischen Nothilfe, bei Kämpfen der Arbeiter gegen das 

Unternehmertum soll in Sachsen verboten werden. Eine Amnestie für politische und aus Not began-

gener Verbrechen soll die Arbeiterregierung sofort erlassen. Den Kampf gegen die Konterrevolution 

soll die Arbeiterregierung durch Bildung einer Polizei und deren Verwaltung aus freigewerkschaft-

lich organisierten Arbeitern und Angestellten, Verbot und strenge Bestrafung jeder monarchischen 

und antirepublikanischen Agitation sowie deren Organisation begonnen werden durch rücksichtslose 

Entfernung aller jener Beamten in Justiz, Polizei und Verwaltung, die nicht vorbehaltlos die Arbei-

terregierung unterstützen. Durch Bildung von Arbeiterwehren sollen die Machtmittel des Staates, der 

von der Arbeiterregierung verwaltet wird, im Interesse der Arbeiterklasse angewandt und in deren 

Dienst gestellt werden. 

Dieser grundsätzliche Bruch mit der bisherigen sozialdemokratischen Politik als linker Flügel der 

Bourgeoisie kann gar nicht anders durchgeführt werden, als wenn, entsprechend den bestehenden 

Kräfteverhältnissen, in den Betriebsräten die Organe des Proletariats als Klasse zur Seite gestellt wer-

den. Das ist notwendig in bezug auf die gesetzgeberische Tätigkeit des sächsischen Landtages, wie 

in bezug auf die Durchführung der notwendigen Maßnahmen. 

Die Sozialdemokraten stellten an die Kommunisten die naive Gretchenfrage: Wie haltet Ihr Kommu-

nisten es mit der Verfassung? Nun, diese Forderungen sind eine klipp und klare Antwort. E s  i s t  

k e i n e  e i n z i g e  F o r d e r u n g  e n t h a l t e n, d i e  b e i  e r n s t e m  W i l l e n  d e r  S o z i a l d e m o -

k r a t i e  d u r c h  d i e  R e i c h s- o d e r  s ä c h s i s c h e  L a n d e s v e r f a s s u n g  a n  d e r  D u r c h -

f ü h r u n g  b e h i n d e r t  w ü r d e. 

Wir Kommunisten verlangen von den Sozialdemokraten nicht, daß sie kommunistische Politik trei-

ben. Wir gehen bei der Bildung [310] der Arbeiterregierung nicht von unseren Grundsähen, sondern 

von den ihren, von der Ausnützung der bürgerlichen Demokratie im Interesse des Proletariats aus. 

Wir verlangen nicht von den Sozialdemokraten, daß sie sich auf u n s e r e n  grundsätzlichen Stand-

punkt, auf den Boden der proletarischen Diktatur stellen. Was wir von ihnen verlangen, ist lediglich, 

daß sie Ernst machen mit ihren e i g e n e n  W a h l v e r s p r e c h u n g e n, daß sie die bestehenden staat-

lichen Machtmittel, ausgehend von den bestehenden Verfassungszuständen, in den Dienst des prole-

tarischen Klassenkampfes stellen. 

Wenn sie die Kommunisten durch die Erklärung, daß sie mit unseren Forderungen einverstanden 

sind, nicht irreführen wollen, sondern ehrlich bestrebt sind, Arbeiterpolitik zu treiben, dann können 

sie am wenigsten die Forderung 9 ablehnen, die nichts anderes enthält, als wie den Ausbau jener 

Organe der Arbeiterklasse, die die Gewähr dafür bieten, daß die Forderungen in die Praxis umgesetzt 

werden können. 

Der sächsische Landesparteitag, der am Sonntag, den 26. November, in Dresden tagte, hat sich für 

den Eintritt von Kommunisten in eine zu bildende sächsische Arbeiterregierung bereit erklärt und 

bereits zwei Genossen für den Eintritt in die Regierung bestimmt, falls die Sozialdemokraten diese 

Bedingungen akzeptieren und dadurch beweisen, daß sie vom linken Flügel der Bourgeoisie, auf dem 

sie bisher kämpften, übergehen in das Lager der Arbeiterklasse, um dort den rechten Flügel der Ar-

beiterparteien zu bilden. 

So steht konkret die Frage der Regierungsbildung in Sachsen. 

Die Arbeiterschaft im Reich verfolgt mit gespanntestem Interesse den Kampf um die Arbeiterregie-

rung in Sachsen. Der Reichsbetriebskongreß, der zur selben Zeit, als Cuno im Reichstag das kapita-

listische Programm proklamierte, tagte, hat seinerseits das Programm einer Arbeiterregierung für das 

Reich beraten und beschlossen. Er hat zur Frage der Regierungsbildung in Sachsen in einer Entschlie-

ßung Stellung genommen und von den Arbeiterparteien die Bildung einer Arbeiterregierung in Sachsen 

kategorisch gefordert. Das Programm der Arbeiterregierung, das der Betriebsrätekongreß aufgestellt 

hatte, ist umfassender als das der Arbeiterregierung für Sachsen. Das ergibt sich aus dem erweiterten 

Arbeitsgebiet, wie aus den größeren Aufgaben des Reiches. Das Programm der Arbeiterregierung des 
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Reichsbetriebsrätekongresses nimmt außer zu den innerpolitischen Fragen auch zum außenpoliti-

schen und zum Reparationsproblem Stellung. 

Der ganze Teuerungskampf, wie er durch die Betriebsräte organisiert wurde, gipfelt darin, daß die 

Organe des Proletariats geschaffen werden zum Kampfe gegen die Teuerung. Die Kontrollausschüsse 

zur Kontrolle der Preise, der Produktion, des Transportes und der Politik der Bourgeoisie werden für 

die innen- und außenpolitischen Aufgaben zusammengefaßt in der Einheit einer Arbeiterregierung. 

Auch der Betriebsrätekongreß geht aus von den bestehenden Machtverhältnissen und nimmt zum 

Ausgangspunkt die bürgerliche Demokratie. Er nimmt den Boden dieser bürgerlichen Republik, um 

durch eine Arbeiterregierung die Machtmittel des Staates, so wie [311] sie heute sind, aus den Händen 

der Bourgeoisie in den Dienst des Proletariats zu stellen. Das Arbeiterregierungsprogramm des 

Reichsbetriebsrätekongresses fordert Eingriffe in das Privateigentum lediglich als Strafmaßnahmen, 

setzt nicht voraus die Beseitigung des Parlamentarismus, sondern stellt diesen bürgerlichen Kampf- 

und Machtorganen in den über das ganze Reich zusammengefaßten Betriebsräten und Kontrollaus-

schüssen lediglich die Kampf- und Machtorgane der Arbeiterklasse e n t g e g e n. Der Betriebsräte-

kongreß hat fruchtbringende Arbeit geleistet, um diese Organe des Proletariats im Schoße der beste-

henden Machtverhältnisse zu schaffen und zweckentsprechend durchzuorganisieren. 

Indem so der Betriebsrätekongreß zu den Lebensfragen des deutschen Proletariats klar Stellung nahm 

und, anknüpfend an die bestehenden Verhältnisse, die Kaders schuf zum Kampf, um diese Verhält-

nisse zu ändern, tat er das, was er den gegebenen Kräfteverhältnissen entsprechend tun konnte. 

Mit Ausnahme einer ganz kleinen Gruppe, die in Verkennung der gegenwärtigen Lage die Propa-

ganda des Generalstreiks in den Vordergrund stellen wollte, herrschte auf dem Kongreß volle Ein-

mütigkeit. Es war ein Zeichen der Reife und der Kraft des ersten Betriebsrätekongresses, daß er es 

verstand, seine Aufgaben zu begrenzen. 

Die Fraktion der VSPD erklärte sich freiwillig bereit, zu ihrer Parlamentsfraktion und zu ihrem Par-

teigenossen Fritz Ebert zu gehen, um sie aufzufordern, Schluß zu machen mit der offenen oder heim-

lichen Koalitionspolitik und sich einzureihen in die Kampfkaders des Proletariats. Die Herrschaften 

waren mit ihren bürgerlichen Koalitionsgenossen zu stark beschäftigt, als daß sie ihre eigenen Partei-

genossen auch nur hätten anhören können. 

Der Reichsbetriebsrätekongreß, der Kampf um die Arbeiterregierung in Sachsen und die Regierungs-

bildung im Reich beweisen, daß sich trotz aller Sabotage der VSPD und der Gewerkschaftsbürokratie 

nicht nur im Lager der Gewerkschaften, sondern bereits im Lager der VSPD die Kräfte wachsen, die 

bereit sind, die proletarische Einheitsfront gegen die Bourgeoisie aufzurichten. Diese Ereignisse be-

weisen jedoch, daß wir erst am Anfang der Bildung einer wirklichen Einheitsfront stehen. Aber sie 

beginnt, zu werden. 

Die neue Regierung der Schwerindustrie, die nur lebt, so lange sie die Sozialdemokraten offen stüt-

zen, steht innen- und außenpolitisch vor Problemen, die sie nicht lösen kann. Das Moratorium der 

Reparationszahlungen läuft ab am 1. Januar. Bonar Law, Poincaré und Mussolini haben sich in 

Lausanne nicht nur verständigt über ein gemeinsames Vorgehen gegen die Türken; die Engländer 

haben den Franzosen Zugeständnisse gemacht in der Richtung der Durchführung der Pfänderpolitik 

der Franzosen. Mussolini bringt die offizielle Unterstützung Italiens. Schon an dieser Frage werden 

alle bürgerlichen Regierungskünste scheitern. Die Bourgeoisie arbeitet auf die Spaltung Deutschlands 

hin. Im Rheinland, in Ostpreußen, in Bayern nehmen die Kräfte zu, die offen und heimlich auf eine 

Loslösung vom Reich hinarbeiten. Der Betriebsrätekongreß hat auch [312] darauf die einzig mögliche 

Antwort zur Lösung gegeben. Der Friedensvertrag von Versailles, der in Deutschland gestützt wird 

von der chauvinistischen Revanchepolitik der Deutschnationalen, der Geschäftspolitik der Schwer-

industrie der Deutschen Volkspartei und der fatalistischen Feigheit der VSPD, wird durch diese Po-

litik noch grauenhafte Auswirkungen für die gesamte werktätige Bevölkerung Deutschlands und eine 

Reihe anderer Länder bringen. Das Programm des Reichsbetriebsrätekongresses stellt dem gegenüber 

die Schaffung eines Abwehrblocks der am meisten darunter leidenden Länder, Deutschlands, Oester-

reichs und Rußlands und der Türkei, den beiden Mächten, die als einzige bisher siegreich den 
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Friedensmachern von Versailles gegenüber sich behauptet haben. Der Betriebsrätekongreß fordert 

eine Weltkonferenz der revolutionären Arbeiter zum Kampf gegen den Versailler Friedensvertrag, 

und er zeigt die Mittel und Wege zur Abwälzung der Lasten vom Proletariat auf die Bourgeoisie für 

die Zwischenzeit. 

So traten zwei Welten einander gegenüber. Die alte, absterbende Welt, die sich in der Regierung 

Cuno in Deutschland und auf der Lausanner Friedenskonferenz ihr Arbeitsprogramm gaben, um ihr 

Leben auf Kosten von Millionen Werktätiger zu verlängern. Auf dem Reichsbetriebsrätekongreß or-

ganisierte sich die proletarische Kraft in Deutschland, baute die bereits bestehenden Organe systema-

tisch aus und schafft feste Schützengräben und Unterstände für den Kampf, über den der Generalstab 

des revolutionären Proletariats in Moskau auf dem 4. Kongreß der III. Internationale Rat pflegt und 

Beschlüsse faßt. 

Die kapitalistische Wirtschaft und Macht ist im Verfall. Der Sozialismus und die Revolution am Auf-

bau. Die Helfershelfer der Bourgeoisie, die deutsche VSPD, ist trotz eben vollzogener Vereinigung 

bereits ideologisch gespalten. So zeigt sich uns die Perspektive, wenn wir die deutsche Regierungs-

bildung und den Reichsbetriebsrätekongreß analysieren. 

* 

Der Sinn des englischen Wahlergebnisses.  
Von A r t h u r  R o s e n b e r g. 

Am 15. November haben in Großbritannien 4.350.000 Wähler ihre Stimmen der Arbeiterpartei gege-

ben. Die siegreiche konservative Partei musterte 5.750.000. Bei den Mandaten ist freilich die Ueber-

legenheit der Konservativen viel größer. Sie verfügen über 343 Sitze gegenüber 145 Mandaten der 

Arbeiterpartei. Die restlichen 4 Millionen Stimmen, die beiden Wahlen abgegeben wurden, verteilen 

sich ziemlich gleichmäßig auf die Nationalliberalen Lloyd Georges und auf die unabhängigen Libe-

ralen unter Asquith. Was die Mandate betrifft, so hat die liberale Partei 60 Sitze erhalten und die 

Anhänger Lloyd Georges 54. Dazu kommen dann einige Parteilose, 3 nationale Iren, die in Ulster 

gewählt wurden, ferner unser Genosse Newbold, den der schottische Wahlkreis Motherwell ins Un-

terhaus schickt. Der [313] zweite Kommunist, der in London gewählte Genosse Sakeatvala, wird 

offiziell als Kandidat der Arbeiterpartei gezählt. Auch Newbold dürfte sich der Arbeiterfraktion an-

schließen. Das rückständige englische Wahlrecht gibt der Partei den Vorrang, die relativ am stärksten 

ist, denn Großbritannien zerfällt in kleine Wahlkreise, die in der Regel nur einen Abgeordneten schi-

cken und gewählt ist derjenige, der verhältnismäßig die meisten Stimmen erhält. Es gibt in England 

weder Proportionalwahlrecht noch irgendwelche Stichwahlen. So geben die britischen Wahlresultate, 

selbst nach dem Maßstab der formalen Demokratie nur ein Zerrbild des Volkswillens. Man hat be-

rechnet, daß unter der Herrschaft des Proportionalsystems die Konservativen nicht viel mehr als 200 

Mandate hätten erhalten dürfen. 

Im ganzen genommen, ist der Erfolg der englischen Arbeiterpartei ein historisches Ereignis allerers-

ten Ranges. Verglichen mit den Unterhauswahlen von 1918, hat sich die Mandatsziffer der Arbeiter-

partei fast verdreifacht. Beinahe ein Drittel aller englischen Wähler hat diesmal für sozialistische 

Kandidaten gestimmt. Die englische Arbeiterpartei ist also heute in ihrem Land ebenso stark, wie es 

die deutsche Sozialdemokratie 1912, bei ihrem größten Wahlerfolg der Vorkriegszeit, war. 1918 hatte 

die Arbeiterpartei zahlenmäßig innerhalb der englischen Politik ungefähr dieselbe Bedeutung, wie 

die deutsche Sozialdemokratie 1890. Den vielgerühmten Fortschritt an Wählerstimmen, den die alte 

deutsche Sozialdemokratie in den 22 Jahren der wilhelminischen Regierung erzielte, hat die englische 

Arbeiterpartei in 4 Jahren erreicht. Wenn sie in dem Tempo weiter wächst, ist die Frage der Macht-

übernahme durch die Partei sehr bald aktuell. 

Die Arbeiterpartei als selbständige politische Größe ist in England außerordentlich jung. In der Vor-

kriegszeit gab es zwar auch schon einige Dutzend Abgeordnete im Unterhaus, die sich als Arbeiter 

bezeichneten, aber sie waren weiter nichts als ein Anhängsel der großen Liberalen Partei, die damals 

noch die Opposition der mittleren und ärmeren Volksschichten gegen die imperialistische Schwerin-

dustrie und gegen das Bankkapital verkörperte. Erst die sozialen und geistigen Veränderungen 
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während des Krieges haben breite Schichten des englischen Proletariats die Ueberzeugung aufge-

drängt, daß sie sich politisch von den großen, alten bürgerlichen Parteien loslösen müßten. Erst die 

Neuorganisation der Arbeiterpartei im letzten Kriegsjahr bedeutet die Geburt einer sozialistischen 

Massenpartei in England. 

Auch heute noch kann man die englische Arbeiterpartei organisatorisch mit den politischen Parteien 

des Festlandes nicht vergleichen. Die Arbeiterpartei ist viel mehr ein Kartell aller möglichen proleta-

rischer Organisationen, als eine Vereinigung von Männern, die politisch einen ganz bestimmten Wil-

len haben. Die englischen Gewerkschaften sind als solche Mitglieder der Arbeiterpartei. Und dazu 

kommen, immer im gleichen großen Rahmen, die winzigen politischen Vereine, die in England sozi-

alistische Ideen vertreten, wie die Unabhängige Arbeiterpartei und andere mehr. Die Kommunistische 

Partei Englands hat ja bekanntlich versucht, als solche in die Arbeiterpartei aufgenommen zu werden. 

Dies wurde abgewiesen. Aber der einzelne Kommunist gehört durch seine Gewerkschaft der Arbei-

terpartei an. Auf diese Weise wurde es möglich, daß bei den letzten Wahlen zum Beispiel in London 

die Arbeiterpartei drei Kommunisten als offizielle Kandidaten hatte. Und auch in der Provinz wurden 

an einigen Orten Kommunisten von der Arbeiterpartei aufgestellt. 

Die englische Arbeiterpartei ist politisch gar nichts Einheitliches. Bis vor kurzem saßen in der Arbei-

terpartei Vertreter aller drei Inter-[314]nationalen friedlich nebeneinander. Die offizielle Parteileitung 

gehörte der II. Internationale an. Die Unabhängige Arbeiterpartei bekannte sich zur Internationale 2½ 

und die kommunistischen Gewerkschaftsmitglieder vertraten die Gedanken der 3. Internationale. Nie-

mand nahm an diesem Durcheinander Anstoß. Die Partei hat heute eine Anzahl ganz ausgesprochen 

rechter Führer, Männer wie Thomas und Clynes, die in erster Linie englische Patrioten sind und die 

Arbeiterinteressen nur im Rahmen der bestehenden britischen Gesellschaft und des bestehenden bri-

tischen Reichs vertreten wollen. Dem rechten Flügel der Partei muß man auch durchaus die Intellek-

tuellen und Literaten der Unabhängigen Arbeiterpartei zuzählen: Pazifisten und Antibolschewisten 

vom Schlage der Morel, Pensonby, Snowden usw. Den linken Flügel, der den Klassenkampf und die 

Revolution vertritt, stellen die Kommunisten und die in manchen Teilen Englands recht zahlreichen 

Anhänger der Roten Gewerkschaftsinternationale dar. Aber auch sonst gibt es in der englischen Ar-

beiterpartei ausgesprochene Linkssozialisten, die den Klassenkampf führen wollen, auch wenn sie 

sich noch nicht zur Rätediktatur durchgerungen haben. Hierher gehört der in Poplar gewählte frühere 

Chefredakteur des „Daily Herald“, Lansbury, der durch seinen Kampf für die Londoner Arbeitslosen 

bekannt geworden ist. Ein zweiter Vertreter desselben Typus ist David Kirkwood, den der schottische 

Wahlkreis Dumbarton mit einer Zweidrittelmehrheit ins Unterbaus schickte. Kirkwood trat schon 

während des Krieges als Führer der revolutionären schottischen Metallarbeiter hervor. Er war einer 

der Betriebsräte (shop-stewards), die in Glasgow die Munitionsarbeiterstreiks organisierten. Männer 

wie Kirkwood und Lansbury haben mit Thomas und Clynes kaum mehr als den Parteinamen gemein-

sam. Zwischen dem rechten und linken Flügel haben wir das breite Zentrum der Arbeiterpartei. Es 

besteht aus solchen Proletariern, die zwar immer noch an den Traditionen der Demokratie und des 

Parlamentarismus festhalten, die aber doch ein starkes Klassengefühl besitzen. Dem Einfluß dieser 

breiten Zentrumsschichten der Partei ist es zuzuschreiben, daß das offizielle Parteiprogramm auf der 

einen Seite die Revolution ablehnt und die Macht durch Erringung der parlamentarischen Majorität 

erobern will, daß man aber auf der anderen Seite jede Koalition mit den bürgerlichen Parteien abweist. 

Es hätte sehr nahe gelegen, z. B. für diese Wahlen ein Abkommen zwischen den Arbeitern und den 

Liberalen herzustellen, so daß die konservativen Kandidaten in jedem Kreis nur einen linken Oppo-

sitionskandidaten gegen sich gehabt hätten. Ein solches Uebereinkommen hätte genügt, um die kon-

servative Unterhausmehrheit zu verhindern. Die Arbeiterpartei hat aber offiziell jeden Vorschlag die-

ser Art von sich gewiesen und erklärt, daß sie ganz selbständig in den Wahlkampf gehen und auch 

nur allein eine Regierung bilden werde. Der Einfluß Hendersons in der Arbeiterpartei beruht darauf, 

daß er als Wortführer dieses Zentrums auftritt, obwohl seine eigenen Neigungen und Stimmungen 

ihn vielmehr zum äußersten rechten Flügel treiben. 

Das Programm, mit dem die Arbeiterpartei den Wahlkampf aufnahm, war mindestens in seinem inner- 

und wirtschaftspolitischen Teil bestrebt, den Gegensatz gegen das Kapital scharf herauszuarbeiten. Im 
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Mittelpunkt stand die Forderung einer großen Vermögensabgabe. Alle Parteien des Landes hatten 

ihre Rezepte, wie man die furchtbare Steuerlast Englands vermindern könne. Die Konservativen hat-

ten die allgemeine Parole der Sparsamkeit. Die Arbeiterpartei erwiderte darauf, daß solche allgemei-

nen Redensarien den breiten Massen nichts helfen können. Man müsse vielmehr die riesige Staats-

[315]schuld Englands, die besonders eine Kriegsfolge ist, beseitigen; denn der Löwenanteil des Steu-

erertrages wird ja von den Zinsen der Staatsschuld verschlungen. Also müsse man durch eine radikale 

Vermögensabgabe Mittel zur Beseitigung der Staatsschuld beschaffen. Ferner verlangte die Arbei-

terpartei die Verstaatlichung aller Eisenbahnen und Bergwerke, und das staatlich garantierte Exis-

tenzminimum für jeden Arbeitslosen. Die Konservative Partei pries demgegenüber die Segnungen 

der freien Wirtschaft und vertröstete die Erwerbslosen mit dem Ausbau einer Arbeitslosenversiche-

rung, deren Hauptlast tatsächlich die Arbeiter selbst tragen müßten. 

Traurig waren freilich die außenpolitischen Parolen der Arbeiterpartei. Man will zwar gnädigst 

Aegypten die Unabhängigkeit gewähren, aber Indien und Irland sollen Teile des britischen Reichs 

bleiben, nur mit einer sogenannten „Selbstverwaltung“ versehen. Man will zwar den Frieden von 

Versailles „revidieren“, aber Deutschland soll doch Reparation leisten, soweit es dazu in der Lage ist. 

Das außenpolitische Programm der Arbeiterpartei ist – wenn man die flaue pazifistische Hülle ab-

streift –, identisch mit dem Programm des britischen Imperialismus. Und wenn man weltpolitisch die 

Existenz des britischen Reichs verteidigen will, kann man nicht daheim die Grundlage des britischen 

Imperialismus, nämlich die englischen Kapitalistenklasse, aufheben. Eine Vermögenssteuer in dem 

Umfang, wie die Arbeiterpartei sie verlangt, sowie die Sozialisierung des Bergbaues und die völlige 

Aufbürdung der Kosten der Arbeitslosigkeit auf das Unternehmertum – all dies würde die englische 

Bourgeoisie niemals gutwillig hinnehmen. Das innerpolitische Programm der Arbeiterpartei wäre nur 

zu verwirklichen, wenn die Massen außerhalb des Parlaments den englischen Kapitalismus nieder-

ringen. Was hätte es aber dann für Sinn, das britische Reich für diesen selben Kapitalismus zu vertei-

digen? Es ist bezeichnend für das Unfertige und Verworrene der ganzen englischen Arbeiterpartei, 

daß ihre Führer sich über diesen Gegensatz gar nicht klar geworden sind. 

Immerhin hat unter dem Druck der Wirtschaftskrise die englische Arbeiterschaft in wenigen Jahren 

eine Menge sozialistisches Gift in sich aufgenommen. Wenn Bonar Law jetzt an die Spitze der kon-

servativen Regierung daran gehen wird, seine Versprechungen zu verwirklichen, so werden schnell 

auch jene Arbeiterschichten aufgeklärt werden, die bisher noch den bürgerlichen Parteien nachlaufen. 

Positiv findet man in sämtlichen Wahlreden Bonar Laws keinen einzigen Vorschlag zur Lösung der 

Wirtschaftskrise, außer der ewigen Litanei von der Sparsamkeit, die angeblich einen Steuerabbau 

ermöglichen soll. Wie Bonar Law auf der einen Seite sparen will und auf der anderen Seite die große 

Flotte und die große Luftflotte aufrecht erhalten, sowie in allen 5 Weltteilen die Interessen des engli-

schen Imperialismus vertreten – das ist sein Geheimnis. Bonar Law hat freilich auch einen praktischen 

Plan, mit dem er glaubt, Wunder wirken zu können. Es soll demnächst eine britische Reichskonferenz 

zusammentreten, um die Handelsbeziehungen zwischen England und den sogenannten Dominions, 

das sind Kanada, Australien, Neuseeland und Südafrika, sowie mit Italien zu erörtern. Bonar Law hat 

in seinen Reden immer wieder hervorgehoben, daß England mit diesen großen überseeischen Reichs-

gliedern den stärksten Handel habe. Man müsse diesen Handel noch weiter fördern, man müsse ge-

wisse Pläne erörtern, um die englische Ausfuhr in die erwähnten Gebiete zu steigern, das wäre das 

beste Mittel, um die Arbeitslosigkeit im Mutterlande zu bekämpfen. Man sieht, daß Bonar Law sich 

an die Gedanken des großen konservativen [316] Propheten der Vorkriegszeit, nämlich Chamber-

lains, anlehnt. Josef Chamberlain hat ja unermüdlich für den Gedanken gekämpft, die zerstreuten 

Glieder des britischen Weltreiches zu einer wirtschaftlichen Einheit zusammenzufassen. Eine ge-

meinsame Schutzzollkette sollte alle Länder des britischen Reiches umschließen und gedeckt durch 

diese Schutzmauer, über die keine fremde Konkurrenz hinüberkommen würde, sollte der Warenaus-

tausch zwischen England und den überseeischen Reichsgebieten sich vollziehen. In der Vorkriegszeit 

hatte Chamberlains Idee ihren guten Sinn. Sie war das Kernstück des englischen imperialistischen 

Programms. Damals handelte es sich vor allem darum, den deutschen Konkurrenten auszuschalten, 

der mit seinen billigen Fertigwaren die englischen Märkte überschwemmt. Der Schutzzoll sollte dem 
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englischen Kapitalismus den deutschen Konkurrenten vom Leibe halten, und ihm gleichzeitig die 

überseeischen Reichsgebiete als Ausbeutungsfelder sichern. 

An der Schutzzollfrage schieden sich in England in der Vorkriegszeit die Geister. Auf der einen Seite 

standen die Konservativen, die Schwerindustriellen, die mit ihnen verbündeten Großagrarier und 

Bankleute; nebst ihrem Anhang aus dem Proletariat; denn man hatte vielen tausenden englischen 

Arbeitern eingeredet, daß sie im Interesse des Gedeihens der britischen Industrie für den Schutzzoll 

und für die Konservativen stimmen müßten. Auf der anderen Seite standen die, die meinten, daß eine 

Zollpolitik im Weltwirtschaftsleben schädigen würde; und durch eine seltsame Kombination von 

Umständen die Textilindustrie von Lancashire. Die Tuchfabrikanten von Manchester setzten den 

größten Teil ihrer Waren an die armen Bevölkerungsmassen Asiens ab. Der Kattun aus Manchester 

mußte so billig sein, daß der Kuli ihn erschwingen konnte. Jede Verteuerung der englischen Produk-

tion konnte für den Absatz der Textilwaren katastrophal werden. Darum war Manchester für den 

Freihandel und gegen den Schutzzoll. Lloyd George ist ja vor dem Kriege groß geworden, als Haupt 

dieser liberalen Opposition, gegen den Schutzzoll und gegen den Imperialismus. 

Wie die Schatten längst Verstorbener sind in diesem Wahlkampf die Ideen des Freihandels und der 

wirtschaftlichen Reichseinheit aufgetaucht. Die Liberale Partei mußte diesmal zugeben, daß sie in 

allen Dingen dasselbe wollte wie die Konservativen, aber man verlangte die unbedingte Aufrechter-

haltung des Freihandels. Diese Forderung ist heute gegenstandslos geworden, denn der deutsche Kon-

kurrent, den der Schutzzollplan Chamberlains abwehren sollte, ist im Weltkrieg erschlagen worden. 

Die Liberale Partei unter Asquith, Lloyd George und Grey wollte zwar die Waffe des Schutzzolles 

nicht gegen Deutschland richten, aber sie war 1914 damit einverstanden, den deutschen Konkurrenten 

mit Kanonen und Maschinengewehren aus der Welt zu schaffen. Heute liegt das englische Wirt-

schaftsproblem nicht darin, fremde Konkurrenten vom heimischen Markt zurückzuhalten, sondern es 

liegt darin, daß der größte Teil der Welt zu arm ist, um englische Waren zu kaufen. Aus diesem 

Grunde war die liberale Parole des Freihandels so unzeitgemäß wie mur möglich. 

Aber eben so sinnlos ist der Versuch Bonar Laws, die Ideen Chamberlains in neuem Gewande wieder 

auftauchen zu lassen, denn die britischen Dominions haben sich im Laufe des Weltkrieges selbst 

industrialisiert. Sie kommen immer weniger als Abnehmer für die [317] englischen Fertigwaren in 

Frage, und was Indien betrifft, so ist es im besten Zuge, einen eigenen Schutzzoll gegen englische 

Textilwaren einzuführen. Manchester wird erschlagen werden nicht durch den englischen Schutzzoll, 

sondern durch den kommenden indischen Zolltarif, den die junge indische Bourgeoisie der schwan-

kenden Regierung aufzwingt. Unter diesen Umständen wird Bonar Laws Reichskonferenz auf eine 

leere Rederei hinauslaufen. Sie wird keinem von den 1.300.000 britischen Arbeitslosen Brot ver-

schaffen. 

Der Gegensatz zwischen der konservativen und liberalen Partei Englands ist durch den Weltkrieg 

beseitigt worden. Durch ihre Beteiligung am Krieg haben die Liberalen gezeigt, daß die kleinbürger-

lich-kaufmännische Opposition gegen den Imperialismus tot war. Daraus hat Lloyd George die Kon-

sequenz gezogen, daß die beiden alten Parteien nicht mehr lebensfähig seien, die Zukunft gehöre ihrer 

Vereinigung in der Form der Koalition. Lloyd George hat so aus den veränderten Tatsachen heraus 

die Einheitsfront der englischen Bourgeoisie gebildet. Seine Koalition war die Einheitsfront des eng-

lischen Kapitalismus. Als solche hat sie, bei den Wahlen von 1918, neun Zehntel aller bürgerlichen 

Wähler in sich vereinigt. Das kleine Häuflein der abseits stehenden Liberalen unter Asquith erlitt 

damals eine vollkommene Niederlage. Die Wahlen vom 15. November 1922 standen ebenfalls im 

Zeichen der bürgerlichen Einheitsfront, nur verkörperte sich diese Einheitsfront nicht mehr in der 

Koalition, sondern in der konservativen Partei. Industrie- und Bankkapital, Handel- und Großgrund-

besitz schlossen sich zusammen, um der konservativen Regierung die Mehrheit zu erkämpfen. Die 

liberale Partei blieb zwar selbständig, aber sie hat sachlich nichts getan, um der Regierung irgendwie 

das Leben zu erschweren und sie wird es auch im neuen Parlament nicht tun. Der wirkliche Stören-

fried der bürgerlichen Einheitsfront war diesmal der Mann, der sie selbst im Kriege begründet hatte, 

nämlich Lloyd George. Die Partei der Lloyd George-Anhänger, die sogenannten Nationalliberalen, 

standen im heftigsten Konflikt mit den Konservativen so gut wie mit den Liberalen. Die Niederlage 
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Lloyd Georges bedeutet, daß der bürgerliche englische Wähler die bürgerliche Einheit will und den 

Außenseiter verwirft. 

Der Erfolg der konservativen Partei erklärt sich daraus, daß sie es verstand, gewisse Hoffnungen der 

Bourgeoisie am besten zu formulieren. Das englische Bürgertum hat die Empfindung, daß die Wirt-

schaftskrise ihm über den Kopf wächst. Man will um alles in der Welt die englische Industrie wieder 

konkurrenz- und absatzfähig machen. Das geht aber nur, wenn die Produktion billiger wird. Sie kann 

aber billiger werden, sobald man die Steuern vermindert. Die Steuern lassen sich aber nur vermindern, 

wenn man spart. Die Parole der Sparsamkeit an Staatsausgaben im Innern und Aeußern gewann in 

England eine unerhörte Popularität. Wenn man sparen will, muß man aber nicht nur die überflüssigen 

Beamten fortjagen, sondern man darf auch keine außenpolitischen militärischen Abenteuer versu-

chen. Lloyd George hat sich die Sympathien der Bourgeoisie dadurch verscherzt, daß er dieser For-

derung des Sparens und der Friedfertigkeit nicht genug entsprach. Lloyd George erkannte das Illusi-

onäre dieser Parole. Er erkannte die Unmöglichkeit, einen riesigen Raubstaat, wie das britische Reich, 

nach dem Grundsatz: „Sparsamkeit und Frieden“ zu regieren. Aber da rebellierten die Wähler. Bei 

einer Anzahl von Nachwahlen des letzten Jahres traten Kandidaten auf, die als Programm nur das 

eine Wort hatten: Anti-Waste (gegen die Verschwendung) [318] und sie schlugen damit den Regie-

rungskandidaten aus dem Felde. Auch der verstorbene Lord Northcliffe hatte mit der feinen Witte-

rung für den Massenwillen, der ihm eigen war, seine Blätter völlig in den Dienst der Sparsamkeits-

propaganda gestellt. Die Rebellion im konservativen Flügel der Koalition wurde von Woche zu Wo-

che stärker. Man wollte von Lloyd Georges Abenteuerpolitik nichts mehr wissen, und als er England 

an den Rand eines neuen Orientkrieges gebracht hatte, gab man ihm den Laufpaß: die Konservativen 

proklamierten ihre Selbständigkeit, und das nationalliberale Häuflein mit Lloyd George blieb allein. 

Die Einheitsfront des englischen Bürgertums, die heute eine feststehende Tatsache ist, richtet sich 

selbstverständlich gegen das klassenbewußte Proletariat. Die Entwicklung der Dinge bringt es mit 

sich, daß die englische Arbeiterpartei ebenfalls eine Einheitsfront, nämlich die proletarische, darstellt. 

So sind die beiden Klassen gegeneinander aufmarschiert. Der Kampf muß sich immer mehr zuspit-

zen, je klarer es sich herausstellt, daß die bürgerliche Regierung mit ihren Mittelchen die Wirtschafts-

krise nicht lösen kann. Je klarer der Klassengegensatz wird, um so mehr wird aber das Kampffeld aus 

dem Unterhaus verlegt, und um so stärker wird der Einfluß der Kommunisten innerhalb der britischen 

Arbeiterbewegung werden. 

* 

Ede Kautsky  
Zu Kautsky’s Programmschrift.  

Von A. T h a l h e i m e r. 

(Schluß.) 

V. 

Die ökonomische Revolution. 

Der ständige Refrain Kautskys, der sein ganzes Buch über die proletarische Revolution durchzieht, 

ist die Inanspruchnahme der „Nüchternheit“, der „Wissenschaft“ für sich und seinesgleichen, wäh-

rend die „bolschewistischen Methoden“ als barbarisch, kindisch, unwissenschaftlich, nicht geprüft, 

sondern einfach verdonnert werden. In Wirklichkeit ist die „ökonomische Revolution“, wie Kautsky 

sie konstruiert, das Musterbild einer P h a n t a s t i k, die oft an das komische grenzt. Es ist aber eine 

Phantastik eigener Art. Nicht die kühne schöpferische Phantasie der großen Utopisten, die mittelst 

der Einbildungskraft aus den vorgefundenen Elementen der alten Gesellschaft sich zu neue konstru-

ieren. Wenn diese Phantasien übersahen, daß die neue sozialistische Gesellschaft nicht die Ausgeburt 

der noch so genialen Einbildungskraft eines Einzelyen sein kann, sondern Resultat Massenaktion, der 

Masseneinsicht, der Massenerfahrung, so haben ihre kühnen Flüge über die kapitalistische Gesell-

schaft hinaus doch manche neue Aussichten zutage gefördert. Kautskys Phantastik ist die nüchterne 

Phantastik oder die phantastische Nüchternheit des Philisters, der vor dem werden-[319]den Neuen 

beharrlich die Augen verschließt und an seine Stelle das vergangene Alte hinphantasiert. Kautsky ist, 
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am Ende seiner Lauf-bahn, der rückwärts gewandte, reaktionäre, philisterhafte Utopist. Das was 

schon einer seiner Mängel war, als er noch Marxist war, die Konstruktion der fernen Zukunft aus 

ungenügenden Daten, während die gewissenhafte Zergliederung des Nächstliegenden vernachlässigt 

wird, das verzerrt sich jetzt bei ihm ins Grotesk-Phantastische. Wir erwähnten bereits, wie Kautsky 

die konkrete Untersuchung der Grundfrage der proletarischen Revolution, der proletarischen Diktatur 

an der Hand der vorliegenden geschichtlichen Erfahrung der Kommune gänzlich unterlassen hat, um 

sich in Phantasien über den „Tag nach der Revolution“ zu ergehen. Jetzt nimmt er seinen Ausgangs-

punkt nicht von dem Kapitalismus, wie er wirklich in seiner Zerfallsperiode ist, sondern von dem i n  

d e r  P h a n t a s i e  wiederhergestellten, „normalen“ Kapitalismus. Ueber die einzig vorliegende ge-

schichtliche Erfahrung ökonomischer Revolution, die russische, die zusammen mit der Untersuchung 

des gegenwärtigen, zerfallenden Kapitalismus für jeden Marxisten den unvermeidlichen Ausgangs-

punkt der Untersuchung bildet, geht dieser Ex-Marxist, der selbst die Elemente der marxistischen 

Methode „vergessen“ hat, mit souveräner Verachtung hinweg. 

Aber nicht nur philisterhafte Blindheit ist hier am Werke, sondern auch die philisterhafte Bosheit, die 

Tatsachen fälscht. 

So beginnt Kautsky mit einer höchst gelehrten, pedantischen „Untersuchung“ darüber, „ob die prole-

tarische Staatsmacht als Macht der Konsumenten oder der Produzenten zu organisieren sei“. Er „ent-

deckt“, daß „das Produzenteninteresse in einer sozialistischen Gesellschaft nichts anderes als das 

Sonderinteresse der einzelnen Berufe“ sei. Und er schließt daraus, daß wir „nicht die geringste Ursa-

che“ haben, „diese Gefahr dadurch zu steigern, daß wir die höchste Autorität im Staate, die Vertretung 

des Volkes zu einer Produzenten- und nicht zu einer Konsumentenvertretung machen, das heißt, sie 

nicht nach einem allgemeinen und gleichen Wahlrecht wählen lassen, sondern nach einem Berufs-

wahlrecht, als Produzentenvertretung, wie er das Rätesystem oder den Gildensozialismus fordert“. 

Kautsky „übersieht“ hier, was Millionen Arbeiter und Bauern nicht nur in Rußland, sondern auch in 

Deutschland, Oesterreich, Ungarn usw. bereits vollkommen begriffen haben, daß das Rätesystem et-

was ganz anderes ist als die Vertretung nach Berufen, Industrien oder Industriezweigen, wie die rei-

nen Syndikalisten oder die Gildesozialisten das wollen. Die Räte werden bekanntlich nicht nach Be-

rufen oder Industrien gewählt, sondern nach Betrieben. Das Rätewahlrecht ist zugleich territorial und 

betriebsweise. Es ist keine theoretische Konstruktion, sondern die aus dem Leben herausgewachsene 

geniale Verbindung des territorialen mit dem Betriebsprinzip. „Entdeckt“ haben diese Verbindung 

die in revolutionärer Bewegung befindlichen Massen selbst, nur so können solche Formen gefunden 

werden. Die Aufgabe des Theoretikers ist, ihren Inhalt, ihre Tragweite zu verehren, das instinktmäßig 

von den Massen gefundene, ihnen verstandesmäßig zum Bewußtsein zu bringen. Das haben die Bol-

schewiki bereits im April 1917 verstanden, Kautsky hat es nicht nur bis heute noch nicht begriffen, er 

versucht überhaupt nicht, es zu begreifen, er f ä l s c h t  die bekanntesten Tatsachen der Räteordnung. 

Es ist einfach eine lächerliche Verfälschung, zu behaupten, der Räteordnung liege die Unterscheidung 

zwischen Produzenten und [320] Konsumenten zugrunde. Das wirkliche Unterscheidungsprinzip der 

Räteordnung ist das K l a s s e n p r i n z i p. Das Rätewahlrecht ist an die Zugehörigkeit zu den arbei-

tenden, nicht ausbeutenden Klassen gebunden. Diese Unterscheidung muß naturgemäß nach der 

Rolle des Einzelnen in der Produktion getroffen werden, aber die Räte vertreten sowohl das „Konsu-

menten“- wie das „Produzenten“-Interesse der sie bildenden Klassen. Aber Kautsky beschränkt sich 

nicht nur auf die Fälschung des Neuen, der Räte, sondern auch des alten, der bürgerlichen Parlamente. 

Die bürgerlichen Parlamente als „Konsumentenvertretungen“ hinstellen, heißt ihren Grundcharakter 

verfälschen. Die tatsächliche Rolle, die die einzelnen Klassen im bürgerlichen Parlament spielen, 

leitet sich nicht ab aus ihrer Stellung als Konsumenten, sondern aus ihrer Rolle in der kapitalistischen 

Produktion, sowohl bei den Kapitalisten, als den Besitzern der Produktions- und Bildungsmitteln, wie 

bei den Arbeitern, als den vom Besitz der Produktions- und Bildungsmitteln A u s g e s c h l o s s e n e n, 

den ökonomisch und ideell von der Kapitalistenklasse in verschiedenen und wechselnden Graden 

A b h ä n g i g e n. 

Kautsky gelangt sogar dazu, den Grundcharakter des Kapitalismus selbst umzufälschen, die elemen-

tarste, grundlegende Einsicht in sein Wesen über Bord zu werfen. Er sagt (S. 154): 
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„Diese (die Produktion) dient stets, unter allen Verhältnissen, der Konsumtion, der Deckung der Bedürfnisse. 

Wenn man darauf hinweist, daß die kapitalistische Produktion nicht der Bedarfsdeckung dient, sondern dem 

Profit, so übersieht man dabei, daß das Streben nach Profit dem des Kapitalisten entspricht, zu konsumieren – 

und heutzutage oft sehr reichlich zu konsumieren. Wenn er nicht den ganzen Profit konsumiert, sondern einen 

Teil davon zurücklegt, „akkumuliert“, um sein Kapital zu vermehren, so geschieht das auch (!) nur (!) zu dem 

Zweck, um später wieder seinen Profit und damit seinen Konsum zu vergrößern. Andererseits produziert der 

Kapitalist Waren, die er selbst nicht konsumiert, sondern verkauft. Aber er wäre übel daran, wenn sich gar 

kein Konsument für sie fände. 

Also jede Produktion ist Produktion für den Konsum, was eine Binsenwahrheit sein sollte, wenn nicht einige 

Kritiker des Kapitalismus Verwirrung in diesen klaren Tatbestand gebracht hätten. D e r  K o n s u m  d i r i -

g i e r t  d i e  P r o d u k t i o n  (!)“ 

So wörtlich zu lesen! Damit ist nicht nur Marx, sondern auch die ganze klassische bürgerliche Oeko-

nomie über Bord geworfen. Schon bei Adam Smith zeigt sich mehr oder weniger klar die M e h r -

w e r t p r o d u k t i o n  als das treibende Motiv, das sich um das beherrschende Gesetz der kapitalisti-

schen Wirtschaft dreht. Für Marr ist es bekanntlich der spezifische, geschichtliche G r u n d c h a r a k -

t e r  der kapitalistischen Produktion. Der Widerspruch zwischen dem schrankenlosen, grenzenlosen 

V e r w e r t u n g s b e d ü r f n i s  des Kapitals und seiner beschränkten Konsumtionsgrundlage ist einer 

der G r u n d w i d e r s p r ü c h e  des Systems, der die periodischen Krisen hervorruft und schließlich 

das ganze System sprengen muß. Eine „Binsenwahrheit“ ist, daß jede Produktionsform, wenn sie 

Bestand haben soll, schlecht oder recht die Bedürfnisse der Gesellschaft befriedigen muß, aber es ist 

die älteste, platteste und vulgärste kapitalistische Klopffechterei, den Arbeitern weis zu machen, daß 

nicht die Mehrwerterzeugung, sondern die Bedürfnisbefriedigung das bewußte Motiv und das beherr-

schende Gesetz des Kapitalismus sei. Und diese unglaubliche Preisgabe der marxistischen Grundein-

sicht in das Wesen des Kapitalismus geschieht in einer Zeit, wo der Widerspruch zwischen dem ka-

pitalistischen Ver-[321]wertungsbedürfnis und der Befriedigung des gesellschaftlichen Bedarfs in ei-

ner Reihe der größten kapitalistischen Länder zum grellsten Ausdruck kommt, wo er in die breiteste, 

massenhafteste Erscheinung tritt, wo er der Zeit geradezu ihren Stempel aufdrückt. Und er geschieht 

von jemand, der in 1000 Artikeln, Broschüren, Büchern gerade diese „Binsenwahrheit“ den Arbeitern 

eingeprägt hat. Wahrlich, eine solche Tiefe, Schamlosigkeit und Blindheit des Renegatentums ist 

beispiellos. Derselbe Kautsky wagt es, von der „fabelhaften Unwissenheit“ des Bolschewismus zu 

reden und für sich die „wissenschaftliche Gründlichkeit“ in Anspruch zu nehmen! 

Das Grundmotiv, das Kautsky leitet, ist die Furcht vor der Störung des Produktionsfortgangs durch 

die politische und ökonomische Revolution, „wo, fragt er, sollen wir bleiben in der Zwischenzeit, 

nachdem das alte Haus abgebrochen wurde und bevor das neue aufgebaut ist?“ (S. 181). Er ist auf 

der Suche nach der politischen Revolution ohne Bürgerkrieg und nach der ökonomischen Revolution 

ohne Krise. Und er gelangt folgerichtig dazu, die politische Revolution bei der bürgerlichen Demo-

kratie halt machen zu lassen, d. h. sie preiszugeben und die ökonomische Revolution ohne Störung 

des Kapitalismus zu vollbringen, d. h. p r a k t i s c h  sie ebenfalls preiszugeben und den Wiederaufbau 

des Kapitalismus zu predigen. Die entscheidenden Stellen sind folgende: 

„Darüber sind alle Sozialisten einig, die sich in den letzten Jahren mit den Problemen der Sozialisierung be-

schäftigt haben, daß sie nur schrittweise vor sich gehen kann, daß noch auf Jahrzehnte hinaus ein erheblicher 

Teil unserer Produktion kapitalistisch zu betreiben ist. 

Daraus entsteht das große und schwierige Problem: sozialistische Produktion und gesellschaftlicher 

Eigentum an den Produktionsmitteln herbeizuführen und g l e i c h z e i t i g  d i e  k a p i t a l i s t i s c h e  

P r o d u k t i o n  f o r t b e s t e h e n, z u  g e d e i h e n  z u  l a s s e n. 

Denn nichts irriger als der Glaube, es sei die Ausgabe des siegreichen Proletariats, sobald es zur Macht komme, 

sofort den Kapitalismus nach Möglichkeit zum Stillstand zu bringen. Damit schädigt das Proletariat nicht nur 

die Kapitalisten, sondern auch sich selbst. Denn ohne Fortgang der Produktion geht die ganze Gesellschaft 

zugrunde, die Proletarier inbegriffen. Wo und solange nicht sozialistisch produziert werden kann, ist der Fort-

gang der kapitalistischen Produktion ein dringendes Bedürfnis auch für das Proletariat ... Das siegreiche Pro-

letariat hat daher alle Ursache, nicht nur den Fortbestand kapitalistischer Produktion auf allen Gebieten zu 

ermöglichen, sondern es muß auch verhüten, daß die Sozialisierung ökonomische Krisen auslöst. Es muß 

trachten, daß nach wie vor in den kapitalistischen. Betrieben die Produktion flott weiter geht.“ (S. 182, 183.) 
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Eine „Störung“ der Produktion ist bereits jeder Einzelstreik, die kleinste Lohnbewegung. Eine noch 

größere „Störung“ ist der Massenstreik in seinen verschiedenen Formen. Die größte „Störung“ ist der 

revolutionäre Aufstand und der Bürgerkrieg. Daraus folgt, daß im Interesse des störungslosen Fort-

gangs der kapitalistischen Produktion nicht nur alle Formen des Klassenkampfes verpönt sind, die 

die Entscheidung der Machtfrage vorbereiten und herbeiführen, der Massenstreik und der revolutio-

näre Aufstand – erlaubt ist höchstens der Gebrauch des Stimmzettels –, sondern daß auch die B e -

h a u p t u n g  der proletarischen Macht mit der Waffe in der Hand „unwissenschaftlich“ ist. Mehr 

noch. Selbst die Versuche der Arbeiter, ihre Verelendung durch Lohnbewegungen aufzuhalten, sind 

bereits Sünden wider den „Fortgang der kapitalistischen Produktion“ ... 

[322] Hier haben wir den sozusagen theoretischen Schlüssel zur tatsächlichen Aufgabe des Klassen-

kampfes durch die Sozialdemokratie und die reformistischen Gewerkschaften und zu ihrem prakti-

schen Uebergang in das kapitalistische Lager. 

Dieselben Klopffechter des Kapitalismus sehen nicht nur nicht, daß sie durch die theoretische Ver-

dammung und die praktische Lähmung des proletarischen Klassenkampfes den zerstörenden, den 

Krisentendenzen des absterbenden Kapitalismus freien Spielraum lassen, sie verstehen nicht einmal, 

daß das Auslöschen des Klassenkampfes dem Kapitalismus die stärkste Hemmung aus dem Wege 

räumt zur Erneuerung der ungeheuersten „Störung“ der Produktion, ja ihrer Vernichtung – zum im-

perialistischen Weltkrieg, im Vergleich zu dem die Vernichtung von Menschenkräften und Produk-

tionsmitteln durch die Revolution unbedeutend ist. 

Die Vorstellung der „störungsfreien“ Durchführung der sozialistischen Revolution läuft letzten Endes 

einfach hinaus auf die alberne Vorstellung der proletarischen Revolution – ohne Klassenkampf, der 

„Sozialisierung“ durch die „Sozialisierungskommissionen“ seligen Angedenkens, während gleich-

zeitig Noske mit seinen Banditen dafür sorgt, daß der unwissende Pöbel mit seinem unwissenschaft-

lichen Klassenkampf draußen in den Fabriken, in den Gruben, in den Straßen, die hochwohlweisen, 

hochwissenschaftlichen, echt marxistischen Doktoren der Sozialisierung nicht stört. 

Fürwahr, es ist schwer, bei solchem anmaßlichem Trotteltum ernst zu bleiben. 

Es ist selbstverständlich im Interesse des Proletariats, die ökonomischen Opfer und Kosten der Re-

volution auf ein Minimum zu reduzieren. Worin bestehen diese Opfer und Kosten? Es sind erstens 

die unmittelbaren Opfer und Zerstörungen des Bürgerkrieges und eventuellen Revolutionskriege, 

zweitens die Opfer und Kosten der bürgerlichen und kleinbürgerlichen Sabotage und der Zerreißung 

der bisherigen Klassenbeziehungen in allen Teilen der Wirtschaft. Das zweite hängt mit dem ersten 

sehr eng zusammen. Kraft und Dauer der bürgerlichen Sabotage hängt wesentlich ab von der Kraft 

und Dauer des offenen konterrevolutionären Widerstands. Daraus folgt: D i e  O p f e r  u n d  d e r  R e -

v o l u t i o n  w e r d e n  u m  s o  g e r i n g e r  s e i n, j e  g r ö ß e r  d i e  S c h n e l l i g k e i t, G r ü n d -

l i c h k e i t, E r b a r m u n g s l o s i g k e i t, m i t  d e r  d a s  s i e g r e i c h e  P r o l e t a r i a t  d i e  K o n -

t e r r e v o l u t i o n  n i e d e r s c h l ä g t, u m  j e  g r ö ß e r  d a s  G e s c h i c k  d e s  P r o l e t a r i a t s, d i e  

z w i s c h e n  R e v o l u t i o n  u n d  K o n t e r r e v o l u t i o n  s c h w a n k e n d e n  k l e i n b ü r g e r l i -

c h e n  S c h i c h t e n  z u  s i c h  h e r ü b e r z u z i e h e n. D e r  r e v o l u t i o n ä r e  T e r r o r  – das ist ein 

Hauptmittel, um die Opfer zu verkürzen, um die ökonomische Revolution zu beschleunigen. Der 

revolutionäre Terror ist nicht nur eine politische Waffe – er ist zugleich in der Uebergangsperiode ein 

ökonomischer Faktor ersten Ranges. Ueber diese Rolle des revolutionären Terrors war bereits Marx 

sich vollkommen im Klaren. „Die resultatlosen Metzeleien seit den Juni- und Oktobertagen“, schrieb 

Marx unterm 6. November 1848 in der „Neuen Rheinischen Zeitung“, „das langweilige Opferfest seit 

dem Februar und März, der Kannibalismus der Konterrevolution selbst wird die Völker überzeugen, 

daß es nur ein Mittel gibt, die mörderischen Todeswehen der alten Gesellschaft, die blutigen Geburts-

wehen der neuen Gesellschaft abzukürzen, [323] zu vereinfachen, zu konzentrieren, nur ein Mittel – 

der revolutionäre Terrorismus“. 

Umgekehrt, alle die sanften Dummheiten, die Kautsky ausspintisiert, um der Bourgeoisie das Sterben 

angenehm zu machen, alle die weisen Ratschläge an das Proletariat, auf seinen Klassenkampf zu 
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verzichten, sie alle laufen objektiv auf das eine Ergebnis hinaus, die „Todeswehen“ der alten, die 

„Geburtswehen“ der neuen Gesellschaft zu verlängern, qualvollen und opferreicher zu machen. 

Die sanften Mittel, die Kompromisse mit der Bourgeoisie und Kleinbourgeoisie sind erst dann mög-

lich, wenn die Bourgeoisie durch rasche und vernichtende Schläge so gebrochen ist, daß ihr die Rück-

kehr zur Macht aussichtslos erscheint. 

Was die Kautsky und Konsorten nicht begriffen haben und nie begreifen werden, ist die V e r -

s c h l i n g u n g  der revolutionären Aufbauarbeit mit dem politischen Kampf gegen die Konterrevo-

lution, ist die Tatsache, daß die Bourgeoisie nach Eroberung der politischen Macht durch das Prole-

tariat jeden Fußbreit ökonomischer Macht bis aufs äußerste zum Kampf gegen das proletarische Re-

giment ausnützt, daß also die Behandlung des sozialistischen Ausbaus als eine rein ökonomische 

Aufgabe, das reine Hirngespinst ist. Welche konkreten Formen diese Verschlingung annehmen wird, 

welche konkreten Abweichungen vom rein wirtschaftlich Notwendigen erforderlich sein werden, das 

hängt nicht nur ab vom ökonomischen Stand und der Klassenschichtung des betreffenden Landes zur 

Zeit der Machtergreifung und nach ihr, sondern auch vom ökonomischen Stand, der Klassenschich-

tung, der Entwicklung des Klassenkampfes und den internationalen Machtverhältnissen der kapita-

listischen Umgebung. Hier etwas voraussagen zu wollen, außer einigen Allgemeinheiten, ist pure 

Spekulation. Verschlingung aber der politischen und ökonomischen Momente im Uebergang von der 

alten in die neue Gesellschaft ist eine grundlegende E r f a h r u n g s t a t s a c h e, eine der wichtigsten 

ö k o n o m i s c h e n  Lehren der russischen Revolution, die man nicht aus dem Auge lassen darf, ohne 

in die schwersten theoretischen Irrtümer und praktischen Fehlgriffe zu verfallen. Das Wenige, das 

sich mit einiger Wahrscheinlichkeit voraussehen läßt, beschränkt sich darauf, daß das Uebergreifen 

der proletarischen Revolution von Rußland in ein großes Industrieland die Niederkämpfung der Bour-

geoisie abkürzen und den sozialistischen Aufbau beschleunigen wird. 

Das erste sanfte Mittelchen, das Kautsky den Arbeitern vorschlägt, die die politische Macht erobert 

haben, um den Kapitalismus ohne „Störung“ in den Sozialismus überzuführen, ist neben der Enteig-

nung nur eines Teils der Kapitalisten die Enteignung mit E n t s c h ä d i g u n g. Entschädigt man nicht 

die noch im Besitz ihrer Betriebe gelassenen Kapitalisten, so werden sie sabotieren und es ist unmög-

lich, sie durch Terror zu zwingen, „ihre“ Betriebe weiterzuführen. 

Welch wunderschöne Idylle! Und man kann sich dabei sogar auf Marx berufen, der einmal von der 

M ö g l i c h k e i t  gesprochen hat, die englischen Großgrundbesitzer „aufzukaufen“, wenn man das 

englische Proletariat an der Macht ist, versteht sich. Kautsky vergißt nur zwei Kleinigkeiten. Erstens, 

daß die Kapitalisten eine wirkliche Klasse sind, die nicht nur ideologisch und politisch miteinander 

verbunden sind, sondern durch das solide Band der D u r c h s c h n i t t s p r o f i t r a t e, die die Verkür-

zung des kapitalistischen Gesamtprofits sofort jedem einzelnen Kapitalisten fühlbar macht. Man kann 

nicht einen Teil der Kapitalisten expropriieren, ohne die nicht expropriierten Kapitalisten an der öko-

nomischen Wurzel zu treffen. Kautsky kommt [324] sich ungeheuer schlau vor, indem er vorschlägt, 

die Zinsen für die Entschädigung der nicht enteigneten Kapitalisten „durch Besteuerung der Gesamt-

heit der Kapitalistenklasse“ aufzubringen. 

Das heißt, die Kapitalisten beträchtlich dümmer einschätzen als sie sind. Solange noch irgend eine 

Aussicht für sie besteht oder zu bestehen scheint, die Expropriation g a n z  rückgängig zu machen, 

werden sie sich f r e i w i l l i g  keiner T e i l k o n f i s k a t i o n  beugen, welchen Titel auch diese Teil-

konfiskation trägt. Diese scheinbar rein ökonomische Frage der Entschädigung wird sofort eine Frage 

des Machtkampfes. Die Teilkonfiskation und die teilweise Entschädigung statt ein Mittel zu sein, den 

Bürgerkrieg zu mildern oder zu vermeiden, sie ist, wie wiederum die russische Erfahrung beweist, 

umgekehrt erst möglich, nachdem der Bürgerkrieg einen bestimmten Höhepunkt erreicht hat, nach-

dem die ökonomischen Positionen der Kapitalisten geschleift sind. Ob und in welchem Umfang sie 

dann noch notwendig sein wird, das kann nur die Erfahrung lehren. 

Zweitens: man muß schon eine wahrhaft monströse Fähigkeit besitzen, von den realen Umständen 

der sozialistischen Umwandlung in den europäischen Industrieländern abzusehen, um anzunehmen, 

daß sie die Kapitalisten in irgend einem erheblichen Umfang entschädigen k ö n n t e n. Die finanzielle 
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Zerrüttung in Deutschland, Oesterreich, Polen usw. erlaubt das offensichtlich nicht und man kann 

voraussehen, daß auch in Frankreich, England im Zeitpunkte der proletarischen Machtergreifung der 

Zustand der Finanzen diese Möglichkeit ausschließt. Umgekehrt: die Beseitigung der toten Lasten 

der Entschädigung der Kapitalisten, in Form der Verzinsung und Tilgung der Kriegsanleihen und der 

Reparationszahlungen in bar und in Natura: sie ist bereits so offenkundig eine Vorbedingung des 

k a p i t a l i s t i s c h e n  A u f b a u e s, daß die bürgerlichen Oekonomen Keynes, Nitti usw. sie vor-

schlagen: Für den sozialistischen Aufbau, nicht in der blauen Luft einer zusammenphantasierten künf-

tigen kapitalistischen Welt, deren Finanzen blühen, sondern in der realen Welt des finanziellen Bank-

rotts und des wirtschaftlichen Zerfalls, ist die Beseitigung dieser bereits bestehenden ungeheuren to-

ten Lasten eine unbedingte Vorbedingung, geschweige denn, daß der proletarische Staat noch neue 

tote Lasten auf sich nehmen könnte. 

Daß die Philister-Phantasie des wiederhergestellten Kapitalismus der Ausgangspunkt Kautskys ist, 

während er die reale finanzielle Bankrotte und wirtschaftlich zerfallende kapitalistische Welt der Ge-

genwart als „schlechte Existenz“, um mit Hegel zu reden, aus der Wirklichkeit ausstreicht, das bestä-

tigt Kautsky zu allem Ueberfluß in seinem Kapitel über die „Planwirtschaft“. „Nicht aus dem ver-

kommenden, stagnierenden, sondern aus dem zur höchsten Produktivität entfalteten Kapitalismus“, 

spricht Karl Kautsky, „kann der Sozialismus hervorgehen.“ (S. 193.) Und Kautsky verkündet: 

„Erst wenn die durch die Revolution den kapitalistischen Parteien neu zugetriebenen, politisch noch analpha-

betischen Massen sich eine höhere Schulung und Disziplin angepaßt haben: wenn die Illusionen und der Ge-

waltkultus des Kommunismus durch ökonomische Einsicht ersetzt sind (etwa von dem Kaliber, daß im K a -

p i t a l i s m u s  „der Konsum die Produktion dirigiert“ A. Th.); wenn die Sozialisten wieder in einer geschlos-

senen Partei vereinigt sind und die schlimmsten Folgen des Krieges und die schlimmsten Folgen des Krieges 

und des Friedensvertrags überwunden und der Produktionsprozeß wieder flott im Gang ist, erst dann die Zeit 

zu erfolgreicher Sozialisierung da sein. Ich nehme an, daß sie für England früher kommt, als für Deutschland.“ 

(S. 193, 194.) 

[325] Inzwischen werden die „den sozialistischen Parteien neu zugetriebenen“ Massen die erforder-

liche Schulung und Disziplin sich in der Arbeitsgemeinschaft mit Stinnes und unter der Fuchtel von 

Noske und Paeplow erwerben. 

Die Wissellsche Planwirtschaft findet keine Gnade vor Kautskys Augen. Wir gehen daher nicht da-

rauf ein. Kautsky hat seine eigenen „Pläne“. 

Kautsky wendet sich dann zu der Frage, wer die Sozialisierung organisatorisch durchführt. Er entdeckt 

dabei, wie schon erwähnt, die staatliche Bürokratie, die er weiter vorn, bei dem Lobgesang auf die 

herrliche bürgerliche Demokratie ganz „vergessen“ hat, und er fürchtet, daß sie als Leiter der soziali-

sierten Betriebe taugt, wie der Esel zum Lautenschlagen. Also, kein bürokratischer Staatssozialismus. 

Sie staatliche Bürokratie ist „bloß ein Herrschaftsapparat, kein ökonomischer Apparat.“ (S. 214.) Ei, 

ei! Wir hörten doch weiter vorne, daß außer in Sowjetrußland und Frankreich, die „Demokratie“ mit 

der staatlichen Bürokratie bereits fertig geworden ist, sie zum Verschwinden gebracht hat. In der Oe-

konomie der bürgerlichen Demokratie taucht sie plötzlich wieder auf, freilich, um sofort ein ökonomi-

sches Armutszeugnis ausgestellt zu erhalten. Die arme Staatsbürokratie! Kautsky verrät uns mit keiner 

Silbe, was aus ihr werden soll. Soll sie als „Herrschaftsapparat“ bleiben, wenn nicht, wohin mit ihr, und 

was soll an ihre Stelle treten? Da die Räte auch nichts taugen, so muß es im demokratischen Staat doch 

wohl bei der Bürokratie bleiben. – Allerdings, man verschweigt besser ihre Existenz. Zu solchen Al-

bernheiten führt es, wenn man das größte Kapitel der Erfahrung proletarischer Revolutionen nach der 

Pariser Kommune als „Fehler“ rot anstreicht und ausstreicht, statt zu versuchen, es zu verstehen. 

Also keine Staatsbürokratie für die Leitung der sozialistischen Betriebe, sondern „die Beamten des 

Kapitals“. Ob die „Beamten des Kapitals“ sich so ohne weiteres in den Dienst der sozialistischen 

Betriebe stellen, dabei hält sich Kautsky nicht auf, er erwähnt mit keinem Wort die erbitterten 

Kämpfe, die es in Rußland gekostet hat, ihre Sabotage zu brechen und sie der Leitung des Arbeiter-

staates zu unterwerfen, ja, er unterschlägt einfach die Tatsache, daß es in Rußland nicht die alte 

Staatsbürokratie ist, die die Industrie leitet, sondern Sowjetbeamte zusammen mit den alten aber ge-

bändigten „Beamten des Kapitals“, geschulte Arbeiter usw. 
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In Deutschland ist die Proletarisierung der technischen und kaufmännischen „Beamten des Kapitals“ 

viel weiter gediehen wie in Rußland vor der Revolution. Deutschland litt bereits vor dem Krieg an 

einem Ueberschuß technischer und kaufmännischer Intelligenz, ein Umstand, der sie der imperialis-

tischen Ideologie überaus zugänglich machte. Ihre Zukunftsperspektive war die kapitalistische Ex-

pansion, die ihnen neue Tätigkeitsfelder eröffnen sollte. Und jetzt sind nicht nur die Spitzen dieser 

kapitalistischen Bürokratie fast durchweg reaktionär, breite Teile ihrer mittleren und unteren Schich-

ten blicken nicht vorwärts zum Sozialismus, sondern rückwärts zur Wiederherstellung des imperia-

listischen Deutschlands. Das nicht sehen, hieße blind sein. Der Kreis technischer und kaufmännischer 

Intelligenz, der einem proletarischen Regiment in Deutschland sofort zur Verfügung steht, wird sicher 

absolut und v i e l l e i c h t  auch relativ größer sein – als dies in Rußland der Fall war. Aber sicher wird 

ein beträchtlicher Teil die proletarische Diktatur wütend bekämpfen und nur durch den schärfsten 

Terror gezwungen sich einfügen. Aber diese „Beamten des Kapitals“ können nicht a n  d i e  S t e l l e  

der Organe des proletarischen [326] Staates treten. Sie werden u n t e r  d e r  L e i t u n g  der Räteor-

gane zu arbeiten haben. 

Im Vorbeigehen notieren wir noch, daß Kautsky den Staatsbeamten (des bürgerlichen Staates!) das 

Streikrecht abspricht: 

„Man mag darüber streiten, ob es angängig ist, den Staatsbeamten, also den Vertretern der Staatsautorität, das 

Streikrecht zu gewähren. Es steht sicher in vollstem Widerspruch zur Geschichte und zum Wesen der staatli-

chen Bürokratie.“ (S. 215.) 

Abgesehen von der reaktionären Einstellung, so heißt das den unteren und mittleren Beamten gera-

dezu – den Weg abschneiden, um sich mit der Arbeiterschaft zu verbinden, um ihre Aufhebung als 

B ü r o k r a t i e, als dem arbeitenden Volk fremd und feindselig gegenüber stehende Kaste, als Herr-

schaftsapparat, v o r z u b e r e i t e n. 

Am freiesten ergebt sich Kautskys Philisterphantasie bei der Besprechung der F o r m e n  d e r  S o -

z i a l i s i e r u n g. 

Als „A u s g a n g s p u n k t e“ der Sozialisierung empfiehlt Kautsky die Eisenbahnen und den Kohlen-

bergbau, wobei er weise bemerkt, daß man in der Schweiz nicht mit dem Kohlenbergbau beginnen 

könne, „weil es dort keinen gibt!“ (S. 229). Diese Reihenfolge ist sicher ökonomisch sehr weise, aber 

da der Kapitalismus sich schwerlich darauf einlassen wird, sich nach dieser oder jener Reihenfolge 

verspeisen zu lassen, so ist diese Speisekarte ein müßiges Spiel der Phantasie. 

In der geliebten schrittweisen Sozialisierung weist Kautsky den Kommunen eine bedeutende Rolle zu, 

wohlverstanden nicht n a c h  Eroberung der Macht, sondern schon jetzt. Sicherlich wird die Kommu-

nalisierung der lokalen Monopole eine bedeutende Rolle zu spielen haben. Um sie aber zu einem der 

Ausgangspunkte der Sozialisierung noch v o r  Eroberung der Macht, zu einer Etappe der friedlichen 

„störungslosen“ Sozialisierung zu machen, muß man wiederum völlig die Augen verschließen vor der 

Tatsache der finanziellen Bedrängnis oder des finanziellen Bankerotts der Gemeinden. Der wirkliche 

Stand der Dinge in Deutschland ist bekanntlich der, daß die Gemeinden nicht nur nicht in der Lage sind, 

die Kommunalisierung der Betriebe auszudehnen, sondern daß umgekehrt die bereits kommunalisierten 

Betriebe vom Privatkapital aufs schwerste bedrängt werden. P r i n z i p i e l l  i s t  d i e  p o l i t i s c h e  

R e v o l u t i o n  i m  S t a a t s u m f a n g  d i e  n o t w e n d i g e  V o r b e d i n g u n g, u m  d e n  b e r e i t s  

e r r u n g e n e n  S t a n d  d e r  K o m m u n a l i s i e r u n g  z u  e r h a l t e n  u n d  s i e  a u s z u b r e i t e n. 

Das hindert natürlich nicht die revolutionären Arbeitervertreter, für die Erhaltung der kommunalen Be-

triebe und die Hinzufügung neuer zu kämpfen, aber der Erfolg wird zunächst nur ein politischer sein, 

die Beschleunigung der politischen Vorbedingungen, unter denen kommunalisiert werden kann. 

Aehnlich stets mit den K o n s u m g e n o s s e n s c h a f t e n  als Trägerin der schrittweisen Sozialisie-

rung, der Ausbreitung von konsumgenossenschaftlichen Eigenproduktion. Es ist die reine Phantasie, in 

Deutschland – und Deutschland ist hier nur das Musterbeispiel für die künftige Entwicklung der ande-

ren Staaten –, von der schrittweisen Ausbreitung der konsumgenossenschaftlichen Eigenproduktion als 

einem wesentlichen Faktor der „Sozialisierung“ zu reden. In Wirklichkeit haben die Konsumvereine 

unter dem Druck der Geldentwertung, die ständige und rapide Erweiterung des Betriebskapitals 
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erfordert, und dem gleichzeitigen Druck der Kreditnot, die größte Mühe, sich nur als Konsumgenos-

senschaften auf den Beinen zu halten. Es ist wieder die reine Philisterphantasie, unter diesen Umstän-

den sie als Pioniere der [327] schrittweisen Sozialisierung zu betrachten, solange die politische Ent-

scheidung nicht gefallen ist, die ihnen erst wieder den Boden unter die Füße gibt. 

Nach einer kurzen Abschweifung auf das Gebiet der Produktiv-Genossenschaften reitet Kautsky das 

neueste sozialreformerische Steckenpferd englischer Rasse, den sogenannten „G i l d e n s o z i a l i s -

m u s“. Der Grundgedanke dabei ist die Uebernahme der einzelnen Industrien durch die Gewerkschaf-

ten. Das Betriebskapital soll den Gewerkschaften „der Staat“, d. i. der bürgerliche, zur Verfügung 

stellen. Wozu kurz zu sagen ist: es ist eine kindische Utopie, anzunehmen, der bürgerliche Staat werde 

den Gewerkschaften die Mittel in die Hand geben, um die einzelnen Industrien zu übernehmen. Der 

proletarische Staat seinerseits muß notwendig die Uebernahme der einzelnen Industrien durch die 

Gewerkschaften für zweckwidrig erachten, weil sie weder die nötige Zentralisation noch die Anpas-

sung an den Bedarf der Staatsbevölkerung verbürgt. So bleibt den Gewerkschaften nur entweder rein 

die Verwendung ihrer Kampffonds für die Zwecke der „Gilde“, was sowohl die Kampfkraft 

schwächt, wie ökonomisch völlig unzureichend ist. Oder die Gilde beschafft sich privates Kapital, 

Sie ist ihm dann ausgeliefert. Sie wird, wenn sie versucht, auf schmaler finanzieller Basis mit dem 

Privatkapital zu konkurrieren, zum schlimmsten Schweißvogt gegenüber ihren Mitgliedern. Die 

Gilde ist im Grunde nur der alte kindliche, kleinbürgerliche Versuch, die bürgerliche Gesellschaft 

und die kapitalistische Wirtschaft „hinter ihrem Rücken“ aufzuheben. Selbst bei der vermittelst der 

Phantasie hergestellten rekonstruierten kapitalistischen Wirtschaft müßte der Weg der Gilden bald 

nach den ersten Schritten stoppen. Bei der gegenwärtigen Verfassung kapitalistischer Wirtschaft und 

Finanzen reicht es nur zu vereinzelten krüppelhaften Versuchen. 

Das Hauptsteckenpferd führt Kautsky, wie sich gebührt, zuletzt aus dem Stall. Es ist, wie er stolz ver-

sichert, austromarxistischen Geblüts und benamset sich „G e m e i n w i r t s c h a f t“. Die Grundform der 

„Gemeinwirtschaft“ ist der Staatstrust, dessen Verwaltungsrat sich zusammensetzt aus Angehörigen 

der Arbeitergewerkschaften und Angestelltenorganisationen, den Vertretern der „Konsumenten“ – un-

ter diesem Titel treten die I n d u s t r i e o r g a n i s a t i o n e n  auf, und schließlich die Vertreter des 

Staates, des bürgerlich-demokratischen Staates. Die Zusammensetzung kann man beliebig variieren. 

Der schlaue Plan läuft immer auf dasselbe hinaus: die Kapitalisten hübsch sachte zivilisiert und stück-

weise parlamentarisch-demokratisch zu „überstimmen“. Der Stimmzettel hebt sie im Staat aus dem 

Sattel, wie es sie in der Fabrik und im Kontor aus dem Sattel hebt. Die Vorstellung, die wir andern 

aus der Erfahrung schöpfen, daß nur der breiteste und wütendste Klassenkampf dem Kapital die po-

litischen und ökonomischen Machtmittel entreißen wird, diese Vorstellung ist natürlich eine ganz 

unwissenschaftliche, barbarische, analphabetische und reaktionäre Phantasie. 

Aus dem Kapitel über „Sozialismus und Profit“ sei als bezeichnend erwähnt, daß für Kautsky die 

sozialistische Wirtschaft ebenso einen „Profit“ erzeugt, wie die kapitalistische, „Profit“ setzt bekannt-

lich kapitalistische Wirtschaft oder zu mindesten einfach Warenwirtschaft voraus. Sobald die Ar-

beitsprodukte unmittelbar gesellschaftliches Erzeugnis sind, also nicht die Form der Ware annehmen, 

verschwindet natürlich nicht das Mehrprodukt – der Ueberschuß des Arbeitsprodukts über die in ge-

sellschaftlicher Arbeit gemessenen Kosten – aber der „Profit“ hat aufgehört, selbst dann, wenn das 

Geld, sei es als wirk-[328]liches, sei es nur als ideelles Rechengeld, noch die Rolle des Wertmessers 

spielt. Diese elementare Konfusion ist bei Kautsky nicht zufällig. Hat er vorher die kapitalistische 

Wirtschaft in eine sozialistische verwandelt, indem er sie durch die Konsumtion „dirigieren“ läßt, so 

verwandelt er jetzt umgekehrt die sozialistische Wirtschaft in die kapitalistische, indem er ihr Mehr-

produkt in Mehrwert oder Profit (beim gesellschaftlichen Gesamtkapital fällt beides zusammen) und 

damit ihre P r o d u k t e  in W a r e n  verwandelt. Diese theoretischen „Verwechslungen“ sind nur das 

Spiegelbild der praktischen „Verwechslung“ der proletarischen Diktatur mit der Diktatur des Hugo 

Stinnes, des Klassenkampfes mit dem Burgfrieden und der Arbeitsgemeinschaft. 

Damit können wir diese Uebersicht schließen. Vergleicht man mit dem Kautsky von 1922 den Bern-

stein von 1899, so findet sich, daß Kautsky teilweise noch weit hinter Bernstein zurückgeschritten 

ist, ja noch weit hinter die klassische bürgerliche Oekonomie. Bernsteinisch ist der Satz, daß „nicht 
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vom Rückgang, sondern von der Zunahme des gesellschaftlichen Reichtums die Aussichten des So-

zialismus abhängen“ (Bernstein, Voraussetzungen. S. 51). Bernstein sprach von einer Milderung der 

kapitalistischen Krisen, von der Anpassung des Kapitalismus an den Markt durch die Ausbildung der 

kapitalistischen Monopole und des Kredits. Bernstein faßte seine Anschauungen über die Krise zu-

sammen in den Worten: 

„Wir können nur feststellen, welche Elemente der modernen Wirtschaft auf Krisen hinwirken, und welche 

Kräfte ihnen entgegenwirken. Ueber das schließliche Verhältnis dieser Kräfte gegeneinander oder seine (?) 

Entwicklung aprioristisch abzuurteilen, ist unmöglich. Wenn nicht unvorhergesehene ä u ß e r e  Ereignisse 

eine allgemeine Krise herbeiführen – und das kann, wie gesagt, jeden Tag geschehen, so ist kein zwingender 

Grund vorhanden, auf ein baldiges Eintreten eines solchen aus rein wirtschaftlichen Gründen zu folgern. Lokale 

und partielle Depressionen sind unvermeidlich, allgemeiner Stillstand ist es bei der heutigen Organisation und 

Ausdehnung des Weltmarkts und insbesondere der großen Ausdehnung der Lebensmittelproduktion nicht.“ 

Bernstein erklärte, allgemeine Krisen sind „nicht unvermeidlich“. Er erklärte das in einer Zeit stür-

mischen kapitalistischen Aufschwungs. Kautsky übertrumpfte bei weitem Bernstein. Er erklärte a 

priori: die jetzige Krise des Kapitalismus wird, ja m u ß, im Interesse des Sozialismus, überwunden 

werden. Das sagt Kautsky mitten in der tiefen, chronischen Depression des Kapitalismus, die er früher 

als die wahrscheinlichste Form der kapitalistischen Endkrise angekündigt. Im übrigen sind es be-

kanntlich bei Bernstein bereits die Genossenschaften und die Gewerkschaften, die n o c h  i m  R a h -

m e n  d e s  b ü r g e r l i c h e n  S t a a t e s  u n d  d e r  k a p i t a l i s t i s c h e n  E i g e n t u m s o r d n u n g  

b e r e i t s  schrittweise den Sozialismus verwirklichen. 

Die kapitalistische Wirtschaft „durch den Konsum dirigieren“ und die sozialistische Wirtschaft „Pro-

fit“ machen zu lassen – das hat Bernstein nicht fertig gebracht, wenigstens 1899 nicht. Dies ist das 

Vorrecht des schwachsinnig gewordenen ehemaligen Hüters der marxistischen Orthodoxie, Vulgari-

sators der Marxschen Oekonomie und jetzigen Koalitionsgenossen der Stinnes, Thyssen, Krupp usw. 

„Sic transit gloria mundi“1 – oder so geht der sozialistische Ruhm zugrunde. [329] 

* 

Ein Nachwort zur Hauptmannfeier.  
Von G. G. L. 

„Laßt uns nichts wegwerfen, denn wir können einmal einen solchen 

Vers gebrauchen.“ (Troilus und Cressida) 

Wahrlich, wenn die Weltgeschichte ihre Ironie hat, so macht die Literaturgeschichte noch ihren Reim 

darauf und bewahrt ihn auf für den rechten Augenblick. So war der Hauptmann-Festschrift der Re-

publik ihr Leitgedicht schon von ihrem Dichter vorgedichtet und auch das Motto zu diesen Reimen 

lag sorglich im Kasten bereit. 

Diese Verse sind zum Teil so schön, sie geben so charakteristisch die Stimmung der Republik wieder, 

daß wir sie oder wenigstens ihre Blüten unseren Lesern nicht vorenthalten möchten; man ist versucht, 

zu denken, ob denn diese Festschrift als Witzblatt gemeint sei. Aber höret: 

Gebet des Mönches Martin. 

O Dreifaltiger, alleinig Gewaltiger! 

– – – – – – – – 

Ich schweige. Hab’ Erbarmen, wenn ich schweige 

Du hörst ja dennoch, was ich schweigend spreche – 

Und darum schweig’ ich nicht, dieweil ich feige, 

Nur daß mich Scham vor dir nicht ganz zerbreche 

Denn meines Geistes Wirrnis, wie ein Knäuel, 

Sie ist mir selbst ein Grauen und ein Gräuel 

– – – – – – – – 

 
1 So vergeht der Ruhm der Welt. KWF 
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Und hat die Wirrnis irgend eine Stätte, 

Wo sie nicht Wirrnis ist, so wär’s bei dir. 

O schenk ein Fünkchen Klarheit mir, 

Damit ich mich vom Wahnsinn rette. 

– – – – – – – – 

Und wenn ich noch so sehr ergrimme, 

Zu schwach ist meine eigne Stimme. 

– – – – – – – – 

O Gott, ich bin ein Mönch, ein Christ, 

Von deinem Heiligtum umschlossen, 

Von dem, was meines Vaters ist. 

Und sieh: Wen hab ich zum Genossen? 

– – – – – – – – 

Wie kommt es, daß du solche Macht 

Dem Feinde deines Reiches gegeben? 

Wie sollen wir dem widerstreben, 

Den du zum Herrn der Welt gemacht? 

– – – – – – – – 

Unendlich reichen Zauber mächtig, 

Anfälliger List und Bosheit trächtig, 

Dem es gelang, dich zu betrügen, 

Wie sollte den ein schwacher Mensch besiegen? 

Wahrlich, ahnungsvoller Gerhart Hauptmann, du hast recht getan, nichts wegzuwerfen und einen 

treffenderen Vers hättest du nicht aufbewahren können, um den Katzenjammer deiner dir heute zu-

jubelnden deutschen Republik zu besingen! 

Diese Verse werden deine Festschrift zu einem Dokument der Weltgeschichte machen und ihrer wun-

derbaren Weisheit und Ironie. Wir könnten noch manches von dieser Festschrift erzählen. Alles, was 

einen Namen hat, ehrt d e n  Dichter in schöner einmütiger Erkenntnis, daß es nur den Einen gibt, 

mindestens seit Goethe. Und wer so glücklich ist, ihn Du nennen zu dürfen, tut es ausgiebig ... „Jeder 

sonnt sich heute so gern ...“ Denn es gibt verflucht wenig Gelegenheiten, heute sich zu sonnen, ein 

Stern in Sonnennähe zu fein! Und „Ger-[330]hart der Große“, wie ihn Mehring schon 1913 beschei-

dentlich neben „Wolfgang dem Kleinen“ nannte, darf hier wirklich ein Olympierlächeln riskieren. 

Gerhart der Große ... Wir vergessen ihm gewiß seine „Weber“ nicht, die er schrieb, da er noch klein 

war, aber auch seine Jahrhundertfeier von 1913, jene Apotheose an Wilhelm, die Wilhelm freilich 

noch nicht Apotheose genug war, sei ihm unvergessen, ja noch viel weniger vergessen. 

Die „Weber“ waren ein Anfang und ein Versprechen, die Jahrhundertfeier – die ihn heute feiern, 

sprechen nicht gern davon –, war das Ende eines Wegs. „Florian Geyer“ und „Hannele“ liegen in der 

Mitte, und von dem was später kommt, ist besser zu schweigen. 

Wir ehren gern den Dichter, um so mehr, als in Deutschland es unter den Modernen nicht allzuviel 

zu ehren gibt – aber wir können nicht umhin, auch den Politiker in ihm auf Herz und Nieren zu prüfen. 

Den Politiker gewiß nicht in dem engen Sinne eines kleinbürgerlich Meinungsstreites, sondern in 

dem weiten Ausmaß, in dem es die Großen unter den Dichtern gewesen sind, als Bekenner einer 

weltbewegenden, über das Persönliche hinausgreifenden Anschauung, zu der es in Treue zu stehen 

und für die es zu kämpfen gilt, so wie es Dante, Hutten, Lessing, Heine und Freiligrath etwa, auch 

Zola und manche andere noch gewesen sind. 

In der Tirade, die Konrad Haenisch in der besagten Festzeitung dem Politiker Hauptmann singt, hören 

wir: „Was Hauptmann an die Seite der Mühseligen und Beladenen getrieben hat ... das ist nicht 
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politische Doktrin ... nicht wissenschaftliche Einsicht in die Gesetze der wirtschaftlichen und sozialen 

Entwicklung – das ist ganz überwiegend sein t i e f t i n n e r l i c h e s  M i t l e i d e n ...“ 

Wenn das richtig ist, so ist das Rezept, was Haenisch den Politikern auf diese Erkenntnis hin gibt, für 

Hauptmann und Haenisch nicht nur, sondern für die ganze Republik, für die Politik der SPD bezeich-

nend: Hauptmanns Mitleid soll den Politiker ... „zumal den sozialistischen Politiker lehren, wo auch 

die tiefsten Wurzeln s e i n e r  Kraft, s e i n e s  Wirkens liegen. Der Dichter soll dem Politiker den Weg 

weisen, auf dem er hinuntersteigen muß zu den Quellen ... O, beuge nieder zum Herzen der Armen 

dich mitleidig und milde ... Der Dichter lehre den Politiker jenes immer wieder neue einfach mensch-

liche Mitleid, usw.“ Das also war Hauptmanns Mission in der Politik. Ein würdiges Programm für 

eine Partei des Klassenkampfes. 

Die Werke seiner Frühzeit versprachen doch etwas mehr. Er gehörte damals überhaupt, nicht nur 

literarisch, zu den Rebellen und wurde als solcher behandelt, da er in den Breslauer Sozialistenprozeß 

verwickelt war. Schon sein Naturalismus, den er als erster in Deutschland wagte, genügte, ihn als 

Umstürzler gelten zu lassen. Das deutsche Bürgertum hat nach einigem Protest gegen „Der Sonnen-

aufgang“ diesen Naturalismus verhältnismäßig schnell geschluckt – schließlich fand es ja nur sich 

selbst in allen seinen Nöten dort auf der Bühne wieder. – Warum sich da lange zieren und entsetzen. 

So war Hauptmann bald der berühmte Mann. Die „soziale Frage“ stieg am bürgerlichen Himmel auf 

und wurde immer brennender, je prächtiger sich der Kleinbürger zum vollbäuchigen Bourgeois und 

Imperialisten durcharbeitete und der Proletarier in demselben Maße im Elend versank. Die „soziale 

Frage“, das war für den Bürger die Frage nicht: Wie schaffen wir radikal dies Elend aus der Welt? 

(so gestellt vom Arbeiter), sondern die Frage, die der Kleinbürger tränenden Auges an die „Mensch-

heit“ richtete: Wie können wir es lindern, wie die [331] Armen trösten, ihnen Gutes tun, wie sie 

erlösen? Der konsequente, auf der Höhe des Profits schon angelangte Bourgeois ging dieser Frage 

mit Gesetzen und Paragraphen zu Leibe, saß über sie zu Gericht mit Ausnahmegesetzen und Um-

sturzparagraphen, mit Sozialistenverfolgungen und Hochverratsprozessen. Das war der versteckte 

oder legale und offene Kampf, in dem sich einmal die kleinbürgerliche sentimentale Idealität in die 

imperialistische Uebermenschen-Ideologie verwandelte und andererseits eine neue revolutionäre 

anti-bürgerliche Energie und Ideologie entwickelte im Bewußtsein der Masse. Hauptmann, der an-

fänglich diesen Enterbten und Verelendeten (in den „Webern“), dann aber überhaupt allen, auch den 

bürgerlichen Opfern der kapitalistischen Gesellschaft und Wirtschaft („Vor Sonnenaufgang“, „Fuhr-

mann Henschel“) nahegestanden hatte, blieb bei den Kleinbürgern. Er war der Erbe der alten „idealen 

deutschen Dichter“, der Erbe jenes humanitär-sentimentalen Idealismus der kleinbürgerlichen Blüte-

zeit. Zwar hatte er in seinen naturalistischen Dramen, mit denen er als erster deutscher Dichter nach 

einem schwachen Versuch der Arno Holtz und Johannes Schlaf in die Reihe der großen europäischen 

Naturalisten und Gesellschaftskritiker (Ibsen, Zola) trat, deren Werke für die Bourgeoisie das Be-

wußtmachen und Bewußtwerden ihres Auflösungsprozesses bedeuten, („Einsame Menschen“, „Rose 

Bernd“, „Biberpelz“) scheinbar die ideale Sphäre verlassen. Ihre Probleme und Stoffe sind die Nöte 

und Schäden der kapitalistischen Gesellschaft in ihren intimsten Institutionen, der Familie und Ehe. 

Ibsens „Gespenster“ und Hauptmanns „Vor Sonnenausgang“, Zolas „Germinal“ und Hauptmanns 

„Weber“ sind verwandt: „Gespenster“ und „Vor Sonnenaufgang“ als Familiendramen, die in die 

ganze Zerrissenheit der menschlichen Beziehung, ihre Verdorbenheit und feige Verlogenheit, in die 

ganze schauerliche Zerrüttung von Familie und Ehe hineinleuchten, und die die Enge des kleinbür-

gerlichen Horizonts zu sprengen versuchen. „Germinal“ und die „Weber“ beschäftigen sich nicht mit 

den individuellen Nöten der bürgerlichen Familie, sondern mit dem Elend als Klassenerscheinung: 

Die Not der darbenden unteren Klassen wird mit aller Realistik ergreifend geschildert und zugleich 

als ihre Ursache die schamlose Ausbeutung der Arbeitenden durch das aufblühende, auf Kosten dieser 

Armen sich bereichernde Bürgertum. Diese Anklage an das Bürgertum, an die Ausbeuter, ist in den 

„Webern“ besonders stark und in der ergreifenden wirklichkeitsnahen Darstellung dieser Ausbeutung 

und der durch sie verursachten Leiden und als Folge davon die Auflehnung der hungernden Weber 

liegt das stark Revolutionäre des Weberdramas. Sein Schluß aber ist ganz kleinbürgerlich schwach 

und zeigt, wie schon hier der Dichter in der kleinbürgerlichen Ideologie stecken bleibt, in der klein-

bürgerlichen Sentimentalität. Der Schluß der „Weber“: der Tod des alten konservativen Webers Hilfe, 
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der pflichtgetreu den Aufstand nicht mitmachte und nun gerade er, der Unschuldige, von einer Kugel 

getroffen wird! Muß der Kleinbürger da nicht vor Mitleid vergehen und zugleich vor seiner eigenen 

Kurage erschrecken bei solchen Möglichkeiten der revolutionären Praxis? Der deutsche Bürger 

konnte weder politisch noch sozial noch ideologisch über die Schranken seines Wesens, seiner engen 

Welt hinauskommen. 1843 verhinderte ihn in seiner Ideologie seine angestammte sentimentale Fürs-

tentreue schließlich, die Revolution radikal durchzukämpfen. Er bleibt ewig Untertan. Der Schluß der 

Weber, das ist das Gesicht der deutschen Revolution von 1848, in der das feige Kleinbürgertum das 

Proletariat verraten hat, das Kleinbürgertum, das dann auch als Element der späteren proletarischen 

Bewegung [332] „des Kaisers gehorsame Sozialdemokratie“ geworden und als solche abermals die 

Sache der breiten Massen verriet, und es ist heute die feige SPD, die mit Stinnes Koalitionspolitik 

gegen die Arbeiterklasse treibt. Es ist immer das gleiche Gesicht, die gleiche Ideologie, die typisch 

kleinbürgerliche Unklarheit und Sentimentalität. Der deutsche Bürger konnte keine Revolution ma-

chen, 1918 so wenig wie 1848. 1918 rettete sich der bürgerliche Intellektuelle in seine „geistige“ 

Revolution, wie er sich von je und überall an irgend einen Idealismus geklammert hatte. 

Dieses Schwanken, diese Unmöglichkeit klarer Einsicht spiegelt sich getreu in allen Gattungen der 

bürgerlichen Kunst, und gerade Hauptmann ist ein sicherer Barometer für alle Stimmungen und klein-

bürgerlichen Zeitensprünge der besitzenden, die kleinbürgerliche Enge sprengenden Klasse, die in 

den Imperialismus einwächst. Immer wieder kommt er vom Naturalismus zur symbolischen Traum- 

und Märchendichtung wie in „Hanneles Himmelfahrt“, „Versunkene Glocke“. Er behält wohl den 

Zusammenbang mit der Wirklichkeit, er ist der Anwalt der Aermsten, die er aber mit seinem klein-

bürgerlichen Mitleid schildert und ganz kleinbürgerlich zeitgemäß ist es, daß er in „Hanneles Himmel-

fahrt“ die Gestalt Christus braucht, um das gemarterte Kind aus seinem Elend zu erlösen. Einen re-

volutionären Ausweg konnte die Bourgeoisie damals so wenig wollen, wie heute die Bourgeoisie der 

Republik. Das ist der gleiche Zug, der in der deutschen Malerei jener Jahre auch erscheint: Christus, 

der zu den armen Leuten in die ärmliche Stube tritt, mit ihnen ißt, sie tröstet. Das sehen wir bei den 

Malern Fritz v. Uhde, Gabriel Max, Israel und Gebhardt. Auch Hauptmanns großer Roman „Emanuel 

Quint“ gehört in diese Phase kleinbürgerlicher Ideologie, die man Erlösungssentimentalität nennen 

kann. Man könnte so seitenlang weiter an Gerhart Hauptmanns Werken nachweisen, wie er jeder 

neuen Stimmung der Bourgeoisie unterliegt. Er war immer schwankend und unklar, ohne sichere 

einheitlich kritische Linie, wie sie zum Beispiel Strindberg in seinem Verhältnis zur bürgerlichen Ge-

sellschaft immer stärker herausgearbeitet hat. Hauptmann ist, wie die deutsche Intelligenz, der den-

kende Bourgeois völlig hilflos, ohne Ziel und Ausweg. Der Proletarier, der Sozialist erwartete vom 

Dichter der „Weber“ immer wieder etwas Revolutionäres, etwas wirklich Befreiendes. Aber Haupt-

mann war und blieb der Dichter des Kleinbürgertums, sein echter Dichter. Darum kann ihn heute das 

Bürgertum der Republik nicht nur zu seinem Dichter, sondern sogar zu seinem Propheten machen. 

Siegfried Jacobsohn unternimmt das in der Festschrift. Er rettet 1922 den Mißerfolg des „Florian 

Geyer“ von 1896 und 1904. Heute ist „Florian Geyer“ das Drama der Republik. „Damals spürte nie-

mand den Zusammenhang mit der Gegenwart ... Hauptmann wurde niedergepfiffen ... von einem 

satten, zufriedenen pompösen Kaiser-Deutschland ... 1921 ist die Welt aus den Fugen ... Unbewußt 

aber hat Hauptmann damals in Deutschlands glücklicher Zeit diese Zukunft und ihren Zusammen-

bruch gewittert: „Florian Geyer“ ist das Spiegelbild der Revolution von 1918/19. Die meisten Sätze 

fordern förmlich dazu heraus, zu vergleichen. Es folgt eine lange eingebende Parallele, die das Antlitz 

der deutschen Republik in der Florian Geyer-Zeit wiedererkennen will: Von „viehischem Saufen und 

Fressen“ ist die Rede, von den „Blutsaugern und den verfluchten Praktiken der Weißen“ ... Das alles 

stimmt in der Tat und gereicht der Ebertrepublik zur Ehre. Sie ehrt sich in diesem Schuldbekenntnis 

in bitterer Ironie bis zu dem Satze, der der SPD selbst von der [333] Literaturgeschichte durch vie 

Hand Siegfried Jacobsohns hier ins Album geschrieben wird: „Der beste Handel, die edelste Sache, 

die heiligste Sache, eine Sache, einmal in ihre Hände gegeben und vielleicht nimmer ... in ihren Hän-

den ist sie gewest wie ein Kleinod im Saustall.“ 
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So findet die sozialistische Republik sich selbst wieder in Hauptmanns „Florian Geyer“. Sie wählt 

ihn zu ihrem Festspiel mit der Bornierheit und naiven Einfältigkeit des Kleinbürgers und sorgt für 

den Witz der Weltgeschichte. 

* 

Berichtigung. 

In dem Aufsatz „Das Ergebnis der sächsischen Landtagswahlen“ in Het 10 der „Internationale“ heißt 

es auf Seite 285, daß die Stimmenzunahme der Kommunistischen Partei von den Reichstagswahlen 

1920 bis zu den Landtagswahlen 1922 0,04, 0,09, 0,11 Prozent betrugen. Es muß sinngemäß heißen 

4, 9 und 11 Prozent.* 

Im dem gleichen Artikel ist auf Seite 284 das vorläufige amtliche Wahlergebnis der sächsischen 

Landtagswahlen vom 5. November 1922 mitgeteilt. Inzwischen ist das endgültige amtliche Wahler-

gebnis veröffentlicht worden. Nach dem Ergebnis der Feststellungen des Landeswahlausschusses 

sind bei der Landtagswahl insgesamt 2.537.266 gültige Stimmen abgegeben worden. Davon haben 

erhalten: 

Deutschnationale Volkspartei 482.056 

Wirtschaftspartei 5137 

Deutsche Volkspartei 474.267 

Vereinigte Sozialdemokratie 1.000.249 

Zentrum 22632 

Kommunisten  267.700 

Deutschsoziale Partei 11.358 

Demokratische Partei 214.190 

Nach diesem endgültigen amtlichen Ergebnis tritt in der Verteilung der Abgeordneten eine Verschie-

bung ein. Die VSPD erhält nicht, wie ursprünglich gemeldet, 41, sondern nur 40 Mandate. Die Deut-

sche Volkspartei gewinnt ein Mandat und erhält 19 statt 18 Abgeordnete. Danach stehen in dem neuen 

Landtag nunmehr 50 Abgeordnete der Arbeiterparteien 46 Abgeordneten der Bürgerlichen gegen-

über. P a u l  B ö t t c h e r. 

Bücherschau. 

Arbeitsrecht, Betriebsräte und Klassenkampf.*) 

„Es ist angenehmer und nützlicher, die Erfahrungen der Revolution mitzumachen, als über sie zu 

schreiben!“ Diesen Satz schrieb Genosse Lenin nach der siegreichen Oktober-Revolution als Nach-

wort in seinem Buche „Staat und Revolution.“ Das gilt natürlich in erster Reihe für Rußland, in 

Deutschland jedoch nur in übertragener Weise. Denn wir machen hier alle Erfahrungen des Novem-

berumsturzes nur in rückläufiger Form. Die bürgerlichen Soldschreiber und die im Dienste des Ka-

pitalismus stehenden Gelehrten machen sich ein einträgliches Gewerbe daraus, die wenigen Errun-

genschaften der deutschen Re-[334]volution rückwärts zu revidieren, sie im Sinne der herrschenden 

Klasse zu kommentieren und auf anscheinend objektivem oder theoretischem Wege für die Arbeiter 

in der Praxis der Machthaber unwirksam zu machen. 

Das gilt vor allem auch auf dem zwiespältigen Gebiet des „neuen Arbeitsrechtes“. Leider fehlt es uns 

hier noch sehr an gründlichen Arbeiten vom Standpunkt des Klassenkampfes aus. Es ist daher außer-

ordentlich zu begrüßen, daß unser Genosse Dr. Karl Korsch (Dozent an der trotz Abbe und Zeiß mit 

einer besonders reaktionären Studentenschaft „gesegneten“ Universität Jena) sich der dankenswerten 

Ausgabe unterzogen hat, Rechtsfragen des proletarischen Klassenkampfes in gemeinverständlicher 

Darstellung zu entwickeln. Nicht als wissenschaftliche „Voraussetzungslosigkeit“ heuchelnder The-

oretiker oder – um ein gerade die Juristen treffendes Wort von Marx zu gebrauchen – als „Ideologe 

des Privateigentums“, sondern als Kommunist in bewußter Absicht, die exakt wissenschaftliche For-

schung des geltenden Rechts im Gegensatz zum Unternehmertum mit einer Fortentwicklung 

 
* Die Berichtigung dieses Details wurde vorgenommen; die unten genannten Zahlen wurden nicht geändert. KWF 
*) K a r l  K o r s c h, A r b e i t s r e c h t  f ü r  B e t r i e b s r ä t e. Viva-Verlag. 
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zugunsten der arbeitenden Klasse zu zerlegen, schrieb er jetzt sein Buch „A r b e i t s r e c h t  f ü r  B e -

t r i e b s r ä t e“ (Vereinigung Internationaler Verlags-Anstalten [Frankes Verlag], Berlin SW. 61). 

Wenn es in der Hauptsache auch nur einen Teil des Arbeitsrechtes, d a s  R e c h t  d e r  A r b e i t s -

v e r f a s s u n g, vollständig zur Darstellung bringt, so wuchs es über dieses Grundproblem des ge-

samten Arbeitsrechtes zu einem Werke aus, das dem B e t r i e b s r a t  i m  K l a s s e n k a m p f  die beste 

wissenschaftliche und praktische Waise in die Hand drückt. Alles Recht ist Klassenrecht. Ohne for-

mal-juristische Haarspaltereien finden wir bei Korsch in Verwirklichung der ausgesprochenen Ab-

sicht des Verfassers zum ersten Male ein ganzes Rechtsgebiet bis in seine konkreten Einzelheiten 

unter dem methodisch streng durchgeführten Gesichtspunkt des Klassenkampfes dargestellt. In der 

gegenwärtigen Uebergangsperiode muß uns eine derartige Behandlung des Arbeitsrechtes für Be-

triebsräte besonders willkommen sein. 

Bei den gegenwärtig sich so ungeheuer zuspitzenden Gegensätzen im Kampfe zwischen Kapital und 

Arbeit rückt mit der Handhabung des Betriebsrätegesetzes das ganze B e t r i e b s r ä t e s y s t e m  für 

das Proletariat in den Vordergrund brennenden Interesses. Der nach den Landes- und Provinzialver-

sammlungen kommende Reichsbetriebsrätekongreß legt dafür Zeugnis ab. Die Kontrolle der Produk-

tion ist trotz allen Sträubens der Gewerkschaften zum Losungswort der breitesten Schichten des Pro-

letariats geworden. Bisher aber ist die „Verankerung der Betriebsräte in der Verfassung“ ebenso eine 

Farce geblieben, wie in der Mehrzahl der Fälle ihre arbeitsgemeinschaftlich orientierte Betätigung. 

Man hat auf Grund der wirtschaftlichen, politischen und juristischen Praxis an der Hand bürgerlicher 

Kommentare das Wesen der Betriebsräte nach den ersten sozialrevolutionären Anflügen einge-

schränkt und unterminiert. So wie man sehr bald die Arbeiter- und Soldatenräte mit Hilfe der Frei-

korps und der Gewerkschaften aushöhlte und kastrierte, sie zu einer Art Küchenkommission degra-

dierte und ihnen schließlich das Lebenslicht gänzlich ausblies, so sucht man auch die Arbeiter und 

ihre Betriebsräte immer mehr in die bescheidene Rolle der vorrevolutionären „paritätischen“ Arbeits-

kammern, der Schlichtungskommissionen und der Arbeiter- und Angestelltenausschüsse, lediglich 

unter verändertem Namen, zurückzudrängen. Und doch sind, auch nach Korschs völlig zutreffende: 

Ausfassung, gerade die Betriebsräte unter allen Organisationen des kämpfenden Proletariats ihrer 

ganzen revolutionären Geschichte und ihrem spezifisch revolutionären Wesenskern nach diejenigen, 

die vor anderen dazu berufen sind, in jenen langen und hartnäckigen Kämpfen, die die Arbeiter in 

engster Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften und den politischen Parteien der proletarischen 

Klasse und mit allen sonstigen proletarischen Klassenorganisationen in den kommenden Monaten 

und Jahren um unmittelbare Gegenwartsziele, um die Abwehr überlanger Arbeitszeiten, unerträgli-

cher Steuerlasten und um ein Stück Brot durchzukämpfen [335] haben, in der gegenwärtigen Bewe-

gung zugleich die Zukunft der Bewegung zu vertreten. Sie haben sich als der am weitesten vorge-

schobene Posten der proletarischen Armee, als wirkliche Kämpfer in einem wirtschaftlichen und ge-

sellschaftlichen Kampfe, der in seiner äußersten Zuspitzung, notwendigerweise zugleich einen poli-

tischen Kampf bedeutet, gezeigt. 

Von diesem o f f e n s i v e n  Standpunkt aus ist das Buch von Korsch für Betriebsräte und alle gewerk-

schaftlich und sozialpolitisch Interessierten nicht nur in seinem ersten allgemeinen, sondern auch in 

seinem zweiten, besonderen Teil über die Betriebsverfassung, die Aufgaben und Befugnisse nach 

dem Betriebsrätegesetz geschrieben. Wenn auch die übrigen Kommentare und Hilfsbücher  zum Be-

triebsrätegesetz dadurch nicht überflüssig gemacht werden sollen, so gibt es doch allen Beteiligten 

eine unumgängliche Grundlage durch die schärfere Betonung des revolutionären Klassenkampfge-

dankens, der in den meisten einschlägigen Werken, auch wenn sie von Sozialisten geschrieben sind, 

nur sehr schwach angedeutet zu sein pflegt. 

Die Auslegung der einzelnen Paragraphen und die Interpretation der „Mitwirkungsrechte“ und „Mit-

bestimmungsrechte“ an der Produktion, die ja trotz starken Drucks der Arbeiterklasse beschämend 

dürftig ausgefallen sind, lassen sich immerhin auch ohne Rechtsbeugung zugunsten des Proletariats 

erweitern. Freilich merkt man es schon der Sprache des Gesetzgebers an, wie willfährig er den kapi-

talistischen Geschäftskreisen und ihren reformistischen Helfershelfern gewesen ist, und wie sie nur 

dann eindeutig und klar auftrumpft, wenn es gilt, Ansprüche der Arbeiterschaft in die Schranken 
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zurückzuverweisen. Es kommt dabei sehr auf die Deutung an, die man den im Gesetz aufgestellten 

Begriffen gibt. So wird man die „Wirtschaftlichkeit“ der Betriebsleistungen nicht nach der möglichst 

großen Rentabilität, nach möglichst hohen Profiten auszulegen haben, sondern sie vom Standpunkt 

der Arbeiterklasse aus ohne Rücksicht auf den kapitalistischen Profit nach einem sozialrechtlichen 

Gemeinsinne bemessen müssen. Ueberhaupt muß statt der bürgerlichen die sozialrechtliche Auffas-

sung des Arbeitsverhältnisses maßgebend sein. In diesem Sinne werden die Aufgaben und Befugnisse, 

die den Betriebsvertretungen zur Wahrnehmung der wirtschaftlichen Interessen der Arbeitnehmer ge-

genüber den Arbeitgebern zugewiesen sind, ausführlich erörtert. Was zu den wichtigen §§ 65 und 75 

bis 78 des BRG gesagt wird, verdient besondere Beachtung, auch wenn gerade hier noch manche 

Ergänzung im einzelnen wünschenswert wäre. Selbst ein Kritiker wie N ö r p e l  (dessen Büchlein 

„Aus der Betriebsrätepraxis“ trotz anders gearteter Einstellung brauchbares Material enthält) empfiehlt 

in der arbeitsgemeinschaftlichen „Betriebsräte-Zeitung“ Nr. 11, Jahrgang 1922, des Dr. Striemer das 

Studium des Buches, ungeachtet seiner kommunistischen Grundtendenz, allen Gewerkschaftsfunktio-

nären. Lächerliche Ueberhebung ist es dabei doch, wenn Nörpel dem hervorragenden Arbeitsrechtler 

Dr. Korsch handelsrechtliche und wirtschaftliche Fachkenntnisse abspricht und ihm, zwar nicht direkt 

den Marxismus, aber dafür einige Druckfehler der ersten Auflage neben einigen abweichenden Mei-

nungen aufmutzt. Sein Rat, die k o m m u n i s t i s c h e  P r e s s e  würde gut daran tun, wenn sie das 

Buch von Korsch abschnittweise ihren Lesern unterbreiten würde, verdient durchaus befolgt zu wer-

ben. Freilich würden dabei leider die g r a p h i s c h e n  D a r s t e l l u n g e n  und T a b e l l e n  fortfallen, 

die in gemeinverständlicher und ungewöhnlich übersichtlicher Weise die Entwicklungstendenzen in-

nerhalb der gesamten Arbeitsverfassung der Einzelbetriebe der Sozialpolitik usw. veranschaulichen. 

Niemand von uns wird sich der Illusion hingeben, die neue Epoche des Arbeitsrechts, die Epoche der 

Teilnahme der Arbeiter an der wirtschaftlichen Leitung, werde sich auf dem Wege einer Harmonie 

der Interessen erringen lassen. N u r  d u r c h  d i e  s o z i a l e  R e v o l u t i o n  werden wir das neue 

Arbeitsrecht schaffen, denn der arbeitsrechtliche Ueberbau der Produktionsverhältnisse wird sich erst 

mit der Veränderung der ökonomischen Grundlagen vollziehen. So stellt denn auch Korsch immer 

wieder in den Vorder-[336]grund unsere geschichtliche Aufgabe, durch die Beseitigung der Unsi-

cherheit des arbeitenden Menschen in der Produktion, das ökonomische Fundament der kapitalisti-

schen Klassenherrschaft zu zerschlagen. 

Auch das neue Arbeitsrecht wird uns nicht von selbst in den Schoß fallen. Die Einheit des Arbeits-

rechts und die einheitliche Arbeitsbehörde innerhalb der kapitalistischen Produktionsweise sind zwar 

in der Weimarer Verfassung versprochen worden, aber sie sind, da sie den Interessen der Bourgeoisie 

zuwiderlaufen und das Klassenbewußtsein des Proletariats stärken würden, im heutigen Staat nichts 

als Lüge und Heuchelei. Tatsächlich hat man ja auch im Laufe dreier Jahre an ihre Verwirklichung 

noch gar nicht ernsthaft gedacht. Auf dem Leipziger Gewerkschaftskongreß konnte zwar Dr. Sinz-

heimer über das „autonome Recht als Springquell urwüchsigen Lebens“ und über die neue Epoche 

des einheitlichen Arbeitsrechts mancherlei schöne professorale Redensarten zum Besten geben. Wie 

es aber in der rauhen Wirklichkeit damit bestellt ist, das hat uns in einer, im Viva-Verlag jüngst 

erschienenen Streitschrift gegen Professor Dr. Hugo Sinzheimer Genosse Z. L e d e r  gezeigt, der in 

seiner lesenswerten Broschüre über das zukünftige Arbeitsrecht in Deutschland vom Standpunkt des 

Kommunismus alles Nötige sagt. 

Die Durchführung der p r o l e t a r i s c h e n  A r b e i t s v e r f a s s u n g  mit ihrem wirtlichen R ä t e -

s y s t e m  wird die revolutionäre Aufgabe des im Klassenkampf geschulten Proletariats und seiner 

Betriebsräte sein. In der Tat: nicht nur der Streik, sondern auch die Betriebsrätebewegung ist inner-

halb der kapitalistischen Gesellschaftsordnung schon ein Teil der sozialen Revolution.  E. B a r o n. 

Eingelaufene Schriften 

K l a r a  Z e t k i n: Wir klagen an! (Ueber den Prozeß der Sozialrevolutionäre.) Verlag der Komm. 

Internationale. 

K a r l  R a d e k: Die Liquidation des Versailler Vertrags. Verlag der Komm. Internationale. 

* 
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Zeitschriftenschau. 

„Kommunistische Internationale“ Nr. 23. Verlag der Komm. Internationale. 

Die neue Nummer enthält außer Artikeln von S i n o w j e w  und R a d e k  über den 5. Jahrestag der 

russischen Revolution einige überaus wertvolle Originalarbeiten. 

So besonders der Aufsatz von R. C o n o l l y  über den Bürgerkrieg in Irland. Man erfährt hier wohl 

zum erstenmal die Stellung der irischen Kommunisten zu den Kämpfen, die zwischen den Freistaat-

lern, die ihren Frieden mit dem britischen Imperialismus geschlossen und ihm dafür die Blutarbeit 

der Unterwerfung der nationalen Befreiungsbewegung Irlands abgenommen haben, und den Repub-

likanern vor sich gehen. Die K. P. Irlands kritisiert die Illusionen der kleinbürgerlichen Republikaner 

und treibt sie vorwärts, um den Kampf sozial zu fundieren, nicht für die Mischmasch-Republik, son-

dern für die Arbeiterrepublik. 

T h. R o t h s t e i n  gibt eine Charakteristik Sydney Webbs, des Vorsitzenden und Theoretikers der 

englischen Arbeiterpartei. Die Ausfassungen Webbs sind typisch für die Schicht der Intellektuellen 

und verbürgerlichten Arbeiter, die die Politik der Labour Party bestimmen. 

Ein Aufsatz über den Faszismus kennzeichnet den Klassencharakter dieser Bewegung und zeigt so 

die Kräfte auf, die den Faszismus überwinden werden. 

Einige wichtige Dokumente, wie ein Entwurf von Thesen zur Agrarfrage, verfaßt von der polnischen 

Genossin Kostrzewa, die ausführlich die Politik dem Bauerntum gegenüber begründen sowie eine 

Antwort der Exekutive auf die Thesen der KP Italiens vervollständigen diese Nummer. 

[337] 

  



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 780 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

Die Internationale  

Jahrgang 5 ⁕ Ausgegeben am 15. Dezember 1922 ⁕ Heft 12 

Die Hauptlinie des 4. Weltkongresses der Kommunistischen Internationale. 

◿ B e r l i n, den 8. November. 

Zwischen dem 2. und 3. Kongreß der Kommunistischen Internationale lag eine grundlegende Wen-

dung in der Weltauseinandersetzung zwischen Bourgeoisie und Proletariat. Der 2. Kongreß verfolgte 

an der Hand der Karte den Vormarsch der Sowjettruppen gegen Warschau. Dieser Vormarsch war 

keine isolierte Tatsache der Politik der russischen Sowjetrepublik. Er fußte auf dem allgemeinen Vor-

marsch des westeuropäischen Proletariats, auf der noch laufenden ersten großen revolutionären 

Welle, die im Herbst 1918 eingesetzt hatte. Das Schicksal dieses Vorstoßes hing l e t z t e n  E n d e s  

ab von der Stärke der revolutionären Welle im Westen. Er war die objektive Probe auf den Reifegrad 

der proletarischen Revolution und das Maß der Erschütterung der Bourgeoisie im Westen. Um Miß-

verständnisse zu vermeiden, sei ausdrücklich hinzugefügt, daß es nicht die Politik Sowjetrußlands 

war, die diese Probe provozierte, sondern die der Entente, die sich Polens bediente. Dieser Sachver-

halt ist längst aktenmäßig bewiesen. 

Die Probe erwies, daß die revolutionäre Welle im Westen im Erlahmen war. Der Rückmarsch der 

Sowjettruppen vor Warschau war der denkbar genaueste Anzeiger der Erschöpfung der Angriffskraft 

des Weltproletariats überhaupt, er war der weithin sichtbare Ausdruck einer beginnenden Wendung 

im internationalen Klassenkampf. Noch nicht mehr. So wie Sowjetrußland vermochte, im G r o ß e n  

G a n z e n  seine Stellungen gegenüber der Weltbourgeoisie zu behaupten und ein schwebendes 

Gleichgewicht herzustellen, so trat zunächst im Verhältnis der Weltbourgeoisie zum Proletariat ein 

gewisser Schwebezustand ein. Der Angriff des Proletariats stockte, die Bourgeoisie kam aus ihren 

Rückzügen zum Stehen und sammelte und gruppierte sich erst zum Vorstoß. 

Der Hintergrund dieser Wendung war der im Frühjahr 20 einsetzende Umschwung der Weltkonjunk-

tur, das Ende der Nachkriegsprosperität. Die Krise brachte die erste allgemeine Welle der proletari-

schen Revolution zum Stehen und leitete den Kräfteumschwung [338] ein, der im weiteren Verlauf 

zum allgemeinen Angriff des Kapitals auf die seit 1918 eroberten Positionen der Arbeiterklasse 

führte. 

Der 3. Kongreß stand a m  B e g i n n  dieser strategischen Wendung. Das bestimmte seine strategische 

und taktische Hauptaufgabe. Es galt, die Strategie und Taktik der kommunistischen Vorhut in dem 

Kampfabschnitt des zum Stehen gekommenen Vormarsches und des beginnenden Rückzugs des Gros 

des Proletariats zu bestimmen. 

Aus diesem a l l g e m e i n e n  Grunde stand die Märzaktion in Deutschland im Mittelpunkte des 3. 

Kongresses. In diesem einzelnen Beispiel konzentrierten sich die allgemeinen Probleme der Lage. 

Die Kritik der Märzaktion ermöglichte in konkreter Form die in der gegebenen Lage und für den 

nächsten übersehbaren Zeitabschnitt richtige Strategie und Taktik scharf abzugrenzen. Die Märzak-

tion offenbarte zwei Gefahren entgegengesetzter Art. Die erste, die Gefahr der Isolierung der kom-

munistischen Vorhut von dem Gros der proletarischen Klassen durch Vorstöße, die der Kampfkraft 

des Gros nicht entsprachen, nicht auf sie zugeschnitten waren. Die zweite, entgegengesetzter Art, die 

Gefahr, den allgemeinen Rückzug hemmungslos und passiv mitzumachen, die eigenen Ziele der Par-

tei herabzuschrauben und sie schließlich samt ihren Grundsätzen als lästigen Ballast über Bord zu 

werfen, statt die in der gegebenen Kampflage möglichen Wege zu suchen, um die breiten Massen an 

sie heranzuführen. Die opportunistische Gefahr war durch einen Teil der Gruppe Levi verkörpert. 

Die Lösung, die der 3. Kongreß fand, war: die Herstellung und ständige Erweiterung der Verbindung 

der kommunistischen Vorhut mit dem proletarischen Gros durch die Taktik der Teilkämpfe und Teil-

forderungen. Die Hauptlosung war demgemäß: die Gewinnung der Sympathien der Mehrheit der Ar-

beiterklasse für die Ziele und Grundsätze des Kommunismus, ihre Gewinnung durch die Führerrolle 

der Kommunistischen Partei in diesen Teilkämpfen, auch in den noch so kleinen und schwachen 
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Verteidigungskämpfen. Die revolutionäre Offensive ist durch die kommunistische Vorhut allein nicht 

durchzuführen – bei Gefahr schwerer Niederlagen, schwerer Kräfteverluste und der Isolierung von 

der breiten proletarischen Masse. Sie erfordert die tatsächliche Verbindung mit dem proletarischen 

Gros, sie setzt d i e  e r f o l g r e i c h e  O r g a n i s a t i o n  d e r  A b w e h r  vo r a u s. 

Dem 3. Kongreß erschien angesichts des allgemeinen Standes des internationalen proletarischen 

Klassenkampfes die Gefahr der Isolierung und Dezimierung der kommunistischen Vorhut durch zu 

weite Vorstöße als die dringlichste, und er legte deshalb den Hauptnachdruck auf das Auszeigen die-

ser Gefahr. Aber der Ausschluß Levis pflanzte gleichzeitig auf der rechten Seite des Wegs das War-

nungszeichen auf. Heute, wo wir einen guten Teil des Weges zurückgelegt haben, an dessen B e g i n n  

der 3. Kongreß stand, springt die Notwendigkeit der starken Betonung der beginnenden A e n d e -

r u n g  der strategischen Gesamtlage und der ihr angepaßten Kampfweise um so schärfer in die Au-

gen. Der 3. Kongreß, eben weil er am Wendepunkt stand, hatte die Wendung, das Neue besonders 

hervorzuheben. 

[339] Es ist noch festzustellen, daß die deutsche Sektion der Kommunistischen Internationale die 

Anpassung der Kampfweise an die veränderte Kampflage ihrerseits bereits praktisch und auch theo-

retisch begonnen hatte. Der 3. Kongreß hat diese Anpassung vollendet und verallgemeinert. Was die 

Kampfmethode anlangt, so konnte er bereits an den durch den ersten „Offenen Brief“ gegebenen 

A n s a t z  der Taktik der Einheitsfront anknüpfen. 

Zwischen dem 3. und 4. Kongreß liegt keine solche einschneidende Wendung im internationalen 

Stand des Klassenkampfes, wie zwischen dem 2. und 3. Vielmehr hat sich in diesem Zeitraum die 

eingetretene Wendung erst in die Breite und in die Tiefe auszuwirken begonnen. Die Bourgeoisie ist 

in breiter Front planmäßig zum Angriff übergegangen. Ihr Angriff hat sich systematisch verbreitert 

und verschärft, vom Angriff auf die Löhne zum Angriff auf den Achtstundentag, und schließlich auf 

die Organisationen der Arbeiterklasse. Dieser Angriff ist noch voll im Gange und hat höchst wahr-

scheinlich seinen Höhepunkt noch nicht erreicht. Die vorgeschobenste Position ist augenblicklich der 

Sieg des Faszismus in Italien. Mit dem Versuch der Bourgeoisie der übrigen kapitalistischen Länder, 

an diesen vorgeschobenen Punkt planmäßig heranzurücken, muß man rechnen. Die Vorbereitungen 

dazu sind offensichtlich im Gange. 

Andererseits zeigt sich in Amerika und England eine leichte Wendung der wirtschaftlichen Konjunk-

tur. In ihrem Gefolge vermochten die amerikanischen Eisenbahner und Kohlenbergleute bereits dem 

Angriff des Kapitals Halt zu gebieten, einen Abwehrsieg zu erfechten. Aber im G a n z e n  g e n o m -

m e n  beherrscht noch die Offensive des Kapitals das Feld, und hat die Arbeiterklasse noch nicht die 

Kraft aufgebracht, die Abwehr in internationalem Maßstab zu organisieren. Dabei zeigte sich das 

Kapital nicht im geringsten fähig, die grundlegende Krisis im Kapitalismus zu überwinden. 

Das hervorstechendste Ergebnis dieser Kampflage im Lager der Arbeiterklasse ist eine Vereinfa-

chung der Kampffronten. Der Zentrismus ist in der Auflösung begriffen. Die hervorstechendsten Bei-

spiele sind Deutschland und Italien. Obwohl die Vorgänge äußerlich verschieden, ja entgegengesetzt 

sind, in Deutschland der Uebergang der großen Mehrheit der Unabhängigen Partei zu den Scheide-

männern, in Italien umgekehrt der Uebergang der Mehrheit der Sozialistischen Partei zum Kommu-

nismus, so liegt doch dieselbe Tendenz zugrunde: das Abstreifen der Unterscheidungsmerkmale zwi-

schen Zentrismus und Sozialreformismus, der Untergang des Zentrismus im Sozialreformismus, ihr 

gemeinsamer Rückzug, ja ihr Anschluß an die Kapitalsoffensive. Die zusammenschrumpfende Ar-

beiteraristokratie, die jedoch auch in der Krise des Kapitalismus nicht verschwunden ist, wenn sie 

auch vielfach umgeschichtet worden ist, betritt die letzte morsche Rettungsplanke; sie versucht, auf 

Kosten der Mehrheit ihrer Klasse sich mit der Bourgeoisie zusammen zu retten. 

D i e  H a u p t l i n i e  d e s  4. K o n g r e s s e s  s t i m m t  d a h e r  ü b e r e i n  m i t  d e r  d e s  3. K o n -

g r e s s e s. A b e r  e n t s p r e c h e n d  d e r  w e i t e r e n  E n t f a l t u n g  d e r  L a g e, w i e  s i e  v o r  

d e m  3. K o n g r e ß  s t a n d, g a l t  e s  j e t z t, [340] d i e s e  s t r a t e g i s c h e  u n d  t a k t i s c h e  L i -

n i e  m e h r  i m  E i n z e l n e n  a u s z u a r b e i t e n, z u  k o n k r e t i s i e r e n. 
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In dieser Beziehung bestand die wesentliche Ausgabe des 4. Kongresses darin, die zwischen dem 3. 

und 4. Kongreß gemachten Erfahrungen in der Anwendung der Taktik der Teilaktionen und Teilfor-

derungen kritisch zu sichten, zusammenzufassen und zu verallgemeinern. Der Ausdruck dieser Kon-

kretisierung ist die Taktik der Einheitsfront und in enger Verbindung mit ihr die Losung der „Arbei-

terregierung“. Die Taktik der Einheitsfront, der sich in einer Reihe von Sektionen Widerstände ent-

gegensetzten, hat sich inzwischen auch diesen Sektionen als notwendig aufgedrungen in einer Lage, 

wo die Arbeiterklasse im internationalen Maßstab noch nicht die Machtfrage aufrollt und noch nicht 

einmal zu einheitlichem Abwehrkampf gegen unerhörte Verschlechterung ihrer Lebenshaltung und 

Arbeitsbedingungen gelangt ist. Derselben Haltung der Arbeiterklasse entspricht die Losung der Ar-

beiterregierung. Die Losung der Arbeiterregierung ist so wenig dasselbe wie die proletarische Dikta-

tur, so wenig etwa die Losung der Produktionskontrolle dasselbe ist wie die des Sozialismus. Die 

Losung der Arbeiterregierung wird von uns aufgestellt als eine m ö g l i c h e  E t a p p e  oder Vorstufe 

auf dem Wege der proletarischen Diktatur. Nicht mehr, nicht weniger. Wenn der 4. Kongreß den 

Hauptakzent auf die positiv-revolutionäre Seite der Losung der Arbeiterregierung legte, auf den 

Schritt vorwärts gegenüber der bürgerlich-sozialistischen Koalitionsregierung – selbstverständlich 

ohne zu vergessen, daß sie hinter der Rätediktatur ein oder zwei Schritte zurückbleibt, und daß man 

von der Arbeiterregierung unbedingt zur Rätediktatur fortschreiten muß –, so war das notwendig an-

gesichts der Tatsache, daß selbst die Arbeiterregierung bisher in seinem Lande v e r w i r k l i c h t  ist. 

Wird die Losung der Arbeiterregierung in einem oder mehreren Ländern die Mehrheit der Arbeiter-

schaft gewonnen haben und Wirklichkeit geworden sein, so wird umgekehrt die andere Seite der 

Medaille – ihre Unzulänglichkeit selbst zur Durchsetzung der anfänglichen Ziele, die sie sich setzte 

– in den Vordergrund zu rücken sein. Aber soweit sind wir noch nirgends. Die Arbeiterregierung ist 

noch nicht da. Die Mehrheit der Arbeiterschaft ist für diese Lösung noch nirgends gewonnen. 

Die Tatsache, daß der 4. Kongreß sich nüchtern davon Rechenschaft gibt, daß die Arbeiterklasse noch 

nicht verstanden hat, den Angriff der Bourgeoisie zum Stehen zu bringen, daß infolgedessen die 

n ä c h s t e  A u f g a b e  die Organisation der proletarischen Abwehr ist, kann von keinem denkenden 

Menschen etwa als prinzipieller Verzicht auf die Offensive gedeutet werden. Man geht zum Angriff 

über, wenn man stark genug dazu ist. Die e r f o l g r e i c h e  Organisation der Abwehr ist aber bereits 

die Vorbereitung des Angriffs. 

Prüft man die allgemeine Kampflage und die ihr entsprechende Strategie und Taktik, wie der 4. Kon-

greß sie bestimmt, darauf hin, nach welcher Seite die Gefahren der A b w e i c h u n g e n, objektiv ge-

sehen, die größeren sind, nach der anarchistischen oder der opportunistischen hin, so ergibt sich ohne 

weiteres, daß die Gefahren opportunistischer Abweichungen die größeren und realeren sind, nachdem 

einmal [341] die taktische Linie der Einheitsfront mit ihren zunächst niedriger gesteckten Zielen be-

zogen und eine geraume Zeit des Verweilens in diesem Kampfabschnitt wahrscheinlich ist. 

Jedoch diese objektiven Gefahren werden nicht überwunden, indem man eine saure Miene macht zu 

den Aufgaben, die die Lage stellt, sondern nur, indem man mit voller Kraft diese Aufgaben anfaßt 

und in jedem Falle die konkrete Lösung mit aller Sorgfalt bestimmt. 

Wenn heute im Weltproletariat die Bourgeoisie im Vordringen ist, und die Arbeiterklasse erst für die 

primitivsten Abwehrmaßregeln zu sammeln ist, so müssen wirkliche Kommunisten sich klar bewußt 

sein, daß diese mühselige Arbeit die unerläßliche Vorbedingung und Garantie dafür ist, daß die kom-

mende zweite Welle der proletarischen Weltrevolution nicht wieder mitten im Laufe versandet, son-

dern neues Terrain erobert und das Eroberte gegen alle Angriffe f e s t h ä l t. 

* 

Neue Kampferfahrungen.  
Die gescheiterte Arbeiterregierung in Sachsen.  

Von P a u l  B ö t t c h e r. 

In der Anwendung der E i nhe i t s f r on t  sammelte die KPD eine Summe von Erfahrungen. Die Be r -

l i ne r  Konf e r enz  der drei Internationalen stellte die Einheitsfronttaktik zum ersten Male praktisch 

in den Mittelpunkt der internationalen Diskussion und Agitation. In der Ra t henaubewegung  
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wurde die KPD vor taktische Entscheidungen von weittragender Bedeutung gestellt. Sowohl aus der 

Berliner Konferenz, wie aus der Rathenaubewegung schöpfte die deutsche Partei wertvolle Lehren. 

Diese Erfahrungen und Lehren haben bewirkt, daß die Einheitsfronttaktik in der deutschen Partei 

nicht mehr Gegenstand philosophischer Abhandlungen, wie zum Teil in Italien und Frankreich, ist. 

Die Einheitsfront ist in Deutschland die praktische politische Ausdrucksform für die steigenden Ab-

wehrkämpfe des Proletariats. Die Arbeiterklasse ist jedoch noch nicht über die ersten Versuche der 

Bildung der Einheitsfront hinausgelangt. Es war noch nicht möglich, im Kampfe um die Einheitsfront 

ausführende Organe zu schaffen, die den Willen der arbeitenden Massen vollstrecken. (Die Neuner-

kommission und die Verhandlungskommission während der Rathenaubewegung können als solche 

Organe nicht angesprochen werden.) Der Reichsbetriebsrätekongreß, die Landesbetriebsrätekon-

gresse und die Kontrollausschüsse sind nur erste Ansätze zur Bildung von Machtorganen. Das unter 

dem kapitalistischen System mögliche Maximum an Einheitsfront, die A r b e i t e r r e g i e r u n g, ist 

bisher Propaganda geblieben, ohne an einer Stelle verwirklicht zu werden. Da keinerlei Erfahrungen 

mit der Arbeiterregierung vorlagen, waren die Vorstellungen über die konkrete Form der Arbeiterre-

gierung in der Kommunistischen Internationale unklar. Dort, wo die Losung Arbeiterregierung aus 

dem Abstrakten ins Konkrete übertragen wurde, stellten sich sofort verschiedene Auffassungen über 

die Form und den Inhalt der Arbeiterregierung ein. 

[342] In dem soeben erschienenen Bericht über die Tätigkeit der Exekutive der Komintern*) steht auf 

Seite 123 folgende Erklärung der Arbeiterregierung zu lesen: 

„D i e  A r b e i t e r r e g i e r u n g  i s t  d a s s e l b e, w a s  d i e  D i k t a t u r  d e s  P r o l e t a r i a t s  i s t. Sie ist 

ein Pseudonym der Sowjetregierung, sie ist bequemer für die einfachen Arbeiter, und darum wollen wir diese 

Formel gebrauchen.“ 

Die Sozialdemokraten ihrerseits behaupten, daß bereits die s o z i a l d e m o k r a t i s c h e  Regierung 

die Arbeiterregierung sei, und daß die Kommunisten sich nur an der sozialdemokratischen Regierung 

zu beteiligen brauchten, um der Arbeiterregierung eine breitere Basis zu geben. 

Setzt man diese beiden Erklärungen der Arbeiterregierung nebeneinander, so bleibt zwischen der 

Diktatur des Proletariats und der sozialdemokratischen Regierung nichts übrig, als ein Pseudonym. 

Mit diesem Pseudonym ging jedermann wie mit einem Perlenkranz unter die Arbeiter, in die Ver-

sammlungen und Betriebe, und zupfte sich je nach Laune die Perle, die ihm die verlockendste Wir-

kung versprach. Die einen forderten von der KPD solche Bedingungen, die das Zustandekommen der 

Arbeiterregierung von vornherein ausschließen sollten, andere wollten der Partei eine Arbeiterregie-

rung auf drei Stunden, höchstens 14 Tage, gestatten, und wieder andere sagten, Arbeiterregierung 

bedeutet etwa 50 Prozent Sozialismus. Es gibt auch Genossen, die für die Arbeiterregierung in den 

Einzelstaaten dieselben Bedingungen verlangen, wie für eine Arbeiterregierung im Reiche. Zusam-

menfassend kann man sagen, daß die mangelhafte praktische Erfahrung in der Frage der Arbeiterre-

gierung zu einer starren Mechanik der Auffassung geführt hat, die sowohl linke, wie rechte Ab-

schwenkungen unvermeidlich im Gefolge haben mußte. 

Wir glauben, an der Hand der neuen Erfahrungen bei der letzten Regierungsbildung in Sachsen ein 

wesentliches Stück zur Klärung der Frage der Arbeiterregierung beitragen zu können. 

* 

Die Wahlen zum sächsischen Landtag ergaben eine unzweideutige Mehrheit der Arbeiterklasse ge-

genüber der Bourgeoisie. Die aus parlamentarischen Wahlen hervorgegangene Arbeitermehrheit bil-

dete den Ausgangspunkt für die Verhandlungen zwischen den Sozialdemokraten und Kommunisten 

über die Bildung einer Arbeiterregierung in Sachsen. Die KPD führte den Wahlkampf unter der Lo-

sung Arbeiterregierung und behielt die politische Führung in dieser Frage auch nach den Wahlen. 

Der Landesvorstand Sachsen der KPD trat sofort mit einem Aufruf vor die Arbeiterschaft und führte 

systematisch den Kampf um das Zustandekommen der Arbeiterregierung. Bereits 8 Tage vor den 

 
*) Bericht über die Tätigkeit des Präsidiums und der Exekutive der Kommunistischen Internationale für die Zeit vom 6. 

März bis 11. Juni 1922. Verlag der Kommunistischen Internationale 1922. 
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Wahlen, am 29. Oktober, hatte sich ein sächsischer Betriebsrätekongreß für die Arbeiterregierung 

erklärt. In der Resolution dieses Kongresses hieß es zur Regierungsbildung in Sachsen: 

„Der Betriebsrätekongreß sieht es als einen o f f e n e n  V e r r a t  an, wenn eine der Arbeiterparteien mit dem 

Bürgertum eine K o a l i t i o n s r e g i e r u n g  bilden wird. Er fordert die Arbeiterparteien auf, gemeinsam eine 

Arbeiterregierung der geschlossenen Front der Bourgeoisie gegenüberzustellen.“ 

[343] Die Kommunistische Partei sagte der Arbeiterschaft, daß sie nie die Diktatur des Proletariats als 

Losung des Tages ausgegeben habe, weil der sofortigen Verwirklichung dieser Forderung die Lage 

innerhalb des Proletariats nicht entspricht. Der Kampf um die Verteilung der Kriegslasten ist mit Hilfe 

der Sozialdemokraten zuungunsten des Proletariats geführt worden. Die kapitalistische Offensive kon-

zentriert ihre Kräfte auf die E i n f ü h r u n g  d e s  Z e h n s t u n d e n t a g s, die Beseitigung der letzten 

L e b e n s m i t t e l z u s c h ü s s e  und die S t ä r k u n g  d e s  F a s z i s m u s. Die Angriffe des Kapitals 

pariert das Proletariat am schlechtesten durch isolierte Teilkämpfe, und am erfolgreichsten mit d e n  

K a m p f o r g a n e n, h i n t e r  d e n e n  d i e  M e h r h e i t  d e r  A r b e i t e r k l a s s e  s t e h t. Die säch-

sischen Wahlen bieten die Möglichkeit, ein solches Organ, das den Kampf gegen die Unternehmer 

und alle anderen Feinde der Arbeiterklasse führt, zu bilden: d i e  A r b e i t e r r e g i e r u n g. D i e  A r -

b e i t e r r e g i e r u n g  i s t  n i c h t  d i e  D i k t a t u r  d e s  P r o l e t a r i a t s. S i e  i s t  d i e  s o f o r t  z u  

v e r w i r k l i c h e n d e  a u s g e p r ä g t e s t e  F o r m  d e r  p r o l e t a r i s c h e n  E i n h e i t s f r o n t. I h r  

Z u s t a n d e k o m m e n  i s t  d a s  S i g n a l  d a f ü r, d a ß  d i e  M a s s e n  i n  g r o ß e m  U m f a n g  i n  

B e w e g u n g  s i n d, d i e  Z e r s e t z u n g  d e r  V S P D  s e h r  t i e f  i s t  u n d  e i n  T e i l  d e r  s o z i -

a l d e m o k r a t i s c h e n  F ü h r e r  d e m  M a s s e n d r u c k  n a c h g i b t. Die Arbeiterregierung ist die 

Einleitung einer Phase des äußerst zugespitzten Klassenkampfes. Deshalb ist Arbeiterregierung mehr 

identisch mit Massenbewegungen und Massenkämpfen, als Parlamentsreden und Ministererklärun-

gen. D a s  S c h w e r g e w i c h t  d e r  A r b e i t e r r e g i e r u n g, i h r e  K r a f t q u e l l e n  u n d  i h r  

H a l t  l i e g e n  a u ß e r h a l b  d e s  P a r l a m e n t s  b e i  d e n  K l a s s e n o r g a n e n  d e s  P r o l e t a -

r i a t s. Die Arbeiterregierung vereinigt in sich alle jene Elemente, die die Hülle der bürgerlichen 

Verfassung sprengen und den Kampf um die Diktatur in seiner höchsten Phase zur Entfaltung bringen 

müssen. (Was nicht ausschließt, daß eine Arbeiterregierung vorübergehend von einer bürgerlichen 

oder einer Koalitions-Regierung abgelöst werden kann.) Diesen p o s i t i v e n  Kampfinhalt der Ar-

beiterregierung hat die Kommunistische Partei mit aller Deutlichkeit zum Ausdruck gebracht. Sie hat 

aber auch negativ gesagt, was die Arbeiterregierung n i c h t  ist: ein listiges Manöver, um mit Schlau-

heit, ohne Kampf und Opfer, die Herrschaft der Arbeiterklasse zu erschleichen. 

Das alles hat die KPD in Sachsen der Arbeiterschaft gesagt. Die Partei hat aber gleichzeitig ein festes 

Programm vorgelegt, das als Basis der zu bildenden Arbeiterregierung die wichtigsten bisher uner-

füllten Forderungen der Arbeiterschaft enthielt und den unmittelbarsten Bedürfnissen der Massen 

entsprach. Dieses Programm lautet: 

1. Versorgung der arbeitenden Bevölkerung mit Lebensmitteln und Gegenständen des täglichen Be-

darfs. Vor allem B r o t, K a r t o f f e l n  u n d  K o h l e  z u  h e r a b g e s e t z t e n  P r e i s e n. Heranzie-

hung der staatlichen Betriebe (Güter- Berg- und Kraftwerke) zur Bekämpfung der Not der arbeiten-

den Bevölkerung. 

2. Zur Beschaffung der erforderlichen Mittel: Sofortige Einziehung der Steuern bei den Besitzenden 

und Ausschreibung einer Z w a n g s a n l e i h e  in Höhe von 30 Prozent der Vermögen. 

3. Beschaffung von ausreichender Wohngelegenheit: Beschlagnahme der Luxuswohnungen und der 

nicht voll ausgenützten Wohnräume. 

Beseitigung derjenigen Gesetzesbestimmungen, die dies verhindern. 

[344] V e r b o t  der Betriebseinschränkungen durch die Syndikate in der Bau-Rohstoffindustrie und 

B e s c h l a g n a h m e  der nicht voll ausgenützten Betriebe zur Beschaffung billiger Baumaterialien 

für den Wohnungsbau. 

4. Verschärfte gesetzliche Bestimmungen zur Sicherung des Achtstundentages. 
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Produktionssteigerung durch Einführung der a l l g e m e i n e n  A r b e i t s p f l i c h t  aller Arbeitsfähi-

gen im Alter von 18 bis 58 Jahren. 

Gesetzliche Einführung der P r o d u k t i o n s k o n t r o l l e  durch die Organe des Staates von oben und 

der Arbeiterschaft von unten zur Verhinderung der Produktionssabotage und wucherischen Preispo-

litik, sowie der Einschränkung und Stillegung der Betriebe. 

5. Sofortiger E r l a ß  einer A m n e s t i e  für politische und aus Not begangene Verbrechen und solcher 

gegen die Paragraphen 218 und 219 des StGB, unter A u s s c h l u ß  d e r  K o n t e r r e v o l u t i o n ä r e. 

6. Verbot des Einsetzens der T e n o  in Sachsen. 

7. Zusammensetzung der Polizei und ihrer Verwaltung aus freigewerkschaftlich organisierten Arbei-

tern und Angestellten. B i l d u n g  v o n  A r b e i t e r w e h r e n. 

8. Sofortiges V e r b o t  und strenge Bestrafung jeder monarchistischen oder antirepublikanischen 

Agitation in Wort, Bild und Schrift. Sofortige A u f l ö s u n g  aller monarchistischen oder antirepub-

likanischen Verbindungen. 

Rücksichtslose Entfernung aller Beamten in Justiz, Polizei und Verwaltung, die nicht v o r b e h a l t -

l o s  d i e  r e p u b l i k a n i s c h e  R e g i e r u n g  u n t e r s t ü t z e n. 

9. Den Vollversammlungen der Betriebsräte und dem periodisch zusammentretenden Landesbetriebs-

rätekongreß sind von der Regierung alle für die proletarischen Interessen wichtigen Gesetzesvorlagen 

zu unterbreiten. 

10. Die wichtigste Aufgabe der Arbeiterregierung Sachsens ist, die Massen zu mobilisieren gegen die 

verhängnisvolle und bankrotte K o a l i t i o n s p o l i t i k  und den Kampf aufzunehmen für eine A r -

b e i t e r r e g i e r u n g  im Reiche mit einem klaren Programm über die gesamte innere und auswärtige 

Politik der deutschen Republik. 

Unter diesen Voraussetzungen ist die Kommunistische Partei bereit, mit der VSPD eine A r b e i t e r -

r e g i e r u n g  in Sachsen zu bilden. 

Die VSPD ging zunächst sachlich nicht ein auf dieses Programm, sondern frug bei der KPD an, ob 

sie bereit sei, „unter A n e r k e n n u n g  d e r  R e i c h s- u n d  L a n d e s v e r f a s s u n g“ mit der VSPD 

gemeinsam die Regierung zu bilden. Die Taktik der VSPD war von vornherein darauf angelegt, die 

Arbeiterregierung zu verhindern. Der rechte Flügel der Sozialdemokraten agitierte für die Koalition 

mit den Bürgerlichen. Die Gretchenfrage über die Stellung der Kommunisten zur Verfassung, solle 

nach dem Wunsch der kleinbürgerlichen Schlaumeier in der VSPD zum Trudenfuß werden, der die 

Kommunisten von der Schwelle der Arbeiterregierung bannt. Die Partei parierte nicht nach dem 

Wunsch der VSPD. Sie erklärte vielmehr, daß Verfassungsfragen Machtfragen sind, mit der Verän-

derung der tatsächlichen Machtverhältnisse entschieden werden. Die KPD erkennt die Verfassung 

an, soweit sie nicht die Kraft hat, sie umzuwälzen. Bei dieser Gelegenheit wiesen unsere Genossen 

die sozialdemokratischen Verfassungsmänner auf die Art hin, wie neben L a s s a l l e  auch B e b e l  

und L i e b k n e c h t  Verfassungsfragen behandelten. In der alten Sozialdemokratie gab es über diesen 

Punkt [345] bereits taktische Auseinandersetzungen. Die Treuhänder der Verfassung waren damals 

allerdings nicht die Ballonmützigen, sondern Krautjunker, Pfaffen und Schlotbarone. Als die Sozial-

demokratie in S a c h s e n  das erste Mal in die Wahl eintrat, gab es in der Partei taktische Kämpfe 

über den T r e u e i d, den die Abgeordneten schwören mußten, wenn sie in den Landtag eintraten. 

Dieser Treueid hatte folgenden Wortlaut: 

„Ich schwöre zu Gott, die Staatsverfassung treu zu bewahren und in der Ständeverfassung des unzertrennbare 

Wohl des Königs und des Vaterlandes nach meinem besten Wissen und Gewissen bei meinen Anträgen und 

Abstimmungen zu beobachten. So wahr mir Gott helfe.“ 

Der alte Liebknecht war ein so hartgesottener Sünder, daß er diesen mittelalterlichen Mumpitz als 

„papierenes Hindernis“ entsprechend behandelte. Andere Tatsachen. Noch ehe das imperialistische 

Abenteuer der größenwahnsinnigen und verbrecherischen Generäle und Despoten zusammenbrach, 
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leistete Herr S c h e i d e m a n n  seinem Kaiser den Eid auf die Verfassung, und in Sachsen beschwor 

Herr H e l d t  seinem Landesvater Friedrich August dasselbe Stück Papier, das vom sächsischen Pro-

letariat am 8. November 1918 in Fetzen gerissen wurde. 

Nachdem sich die Sozialdemokraten solcherart vor den sächsischen Arbeitern blamiert hatten, kam 

es zu mündlichen Verhandlungen zwischen ihnen und den Kommunisten über die Regierungsbildung. 

Die beiden Parteien entsandten Kommissionen von je 6 Mann zu den Verhandlungen. Noch bevor 

die Verhandlungen zwischen den beiden Parteien einsetzten, bestätigte der L a n d e s p a r t e i t a g  

S a c h s e n  d e r  K P D  die Maßnahmen des Landesvorstandes und erklärte sich einstimmig mit dem 

aufgestellten Programm einverstanden. 

Die Lage war weder für die VSPD noch für die KPD leicht. Die VSPD hatte 1.249.000 Stimmen 

erhalten, die KPD 267.700; die VSPD erhielt 40 Mandate und die KPD 10. Die vereinigten Sozial-

demokraten hatten dank ihrer organisatorischen Stärke und Tradition, sowie der offenen Hilfe der 

Gewerkschaften, ihren Besitzstand gewahrt, trotz zweijähriger „erfolgloser sozialdemokratischer Re-

gierungspolitik“. (Breuer in der „Glocke“.) Die Mehrheit der sächsischen Arbeiterschaft steht nach 

diesem Ergebnis unzweifelhaft hinter der VSPD. Das war das Plus der VSPD bei den Verhandlungen. 

Die politische Stärke der KPD lag in ihrer Stellung zur Krise des Kapitalismus in Deutschland, war 

ihre Rücksichtslosigkeit, mit der sie gegenüber der Bourgeoisie auftreten kann, ferner die Tatsache, 

daß sie nur an die Interessen der arbeitenden Massen gebunden und weder mit Koalitions- noch Ar-

beitsgemeinschaftssünden behaftet ist. Der Bankrott der Erfüllungspolitik, der Zusammenbruch der 

Staatsfinanzen, die Katastrophe der Teuerung und die Passivität der VSPD gegenüber diesen Erschei-

nungen, bewirken eine stetige Verschiebung des Kräfteverhältnisses innerhalb der Arbeiterbewegung 

nach links. Die VSPD hatte zudem, trotz Opposition der Provinz, dem Kabinett Cuno das Vertrauen 

ausgesprochen und suchte einen möglichst dornenlosen Weg zur Großen Koalition. So standen die 

Dinge bei Eintritt in die Verhandlungen. 

Die VSPD-Führer stellten sich die Verhandlungen mit den Kommunisten vor als ein Handelsgeschäft 

um Punkte und Ministerposten. Die KPD wollte ein K a m p f o r g a n  zustande bringen, in dem un-

zweideutig die nächsten Schritte und Handlungen der Arbeiterregierung [346] vor der gesamten Ar-

beiterschaft aufgezeichnet waren. Ein solches positives Abwehrprogramm bedeutete für die VSPD 

zweierlei: entweder Konflikt mit der Stinnesregierung und zugleich mit der VSPD-Zentrale, oder 

zeitweiliges Zusammengehen mit den Kommunisten mit späteren Verrat der kämpfenden Kommu-

nisten und der hinter ihnen stehenden Arbeiter. Die KPD erklärte zu Beginn der Verhandlungen, d a ß  

f ü r  s i e  d e r  E i n t r i t t  i n  e i n  s o z i a l d e m o k r a t i s c h e s  K a b i n e t t  n i c h t  i n  F r a g e  

k o m m t. Trotzdem war die KPD ernstlich bestrebt, das Zustandekommen der Arbeiterregierung 

nicht scheitern zu lassen an Fragen zweiten Ranges. In den Grundfragen mußte jedoch Klarheit sein. 

Aber gerade den Grundfragen versuchte die VSPD auszuweichen und den Kampf abzulenken auf 

Nebenfragen. Die Vertreter der KPD durchkreuzten diese Manöver. Sie entwickelten die unvermeid-

lichen Schwierigkeiten einer Arbeiterregierung in Sachsen, die bei der gegenwärtigen Lage einen 

Faustschlag ins Gesicht der Bourgeoisie bedeute. Von allen Seiten wird der Arbeiterregierung Fehde 

angesagt werden, wenn sie nur im mindesten Ernst macht mit ihrem proletarischen Programm. Von 

der Reichsregierung, den bayerischen Separatisten, den Faszisten und vor allem von der Bourgeoisie 

und Bürokratie im eigenen Lande, wird der Kampf gegen die sächsische Arbeiterregierung organisiert 

werden. Wie will die VSPD die Sabotage der hohen Bürokratie, der Polizeiverwaltung, die offene 

Feindschaft der Justiz brechen? Was soll geschehen, wenn die Unternehmer ihre Betriebe stillegen, 

um der Regierung durch Steuerausfall und Arbeitslosigkeit Schwierigkeiten zu bereiten? Welche Mit-

tel will die Regierung anwenden, um billige Lebensmittel und ausreichende Wohngelegenheit für die 

arme Bevölkerung herbeizuschaffen? Wie soll der Kampf gegen die Reaktion geführt werden? Un-

sere Genossen ließen keinen Zweifel, daß das Schwergewicht des Kampfes gegen diese Gefahren in 

den breiten Massen außerhalb des Parlaments liegt. In welche Formen diese Kämpfe sich abspielen 

werden, hängt von der gegebenen Situation ab. Jedoch müssen sich die Parteien, die die Arbeiterre-

gierung bilden, grundsätzlich darüber einig sein, daß sie auch vor dem Massenstreik und dem bewaff-

neten Aufstand als Mittel zur Erreichung ihres Zieles nicht zurückschrecken wollen. Gesetze und 
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Verfassungsartikel, die geeignet sind, die Position der Arbeiterklasse zu stärken, müssen von der Ar-

beiterregierung im ausweitenden und nicht im einengenden Sinne ausgelegt und durchgeführt wer-

den. Verfassungskonflikte mit der Reichsregierung werden die Arbeiterschaft schneller als alle Pro-

paganda es vermag, an die Seite der Arbeiterregierung bringen. 

Diese Aufgaben kann die Arbeiterregierung mit ihren parlamentarischen Institutionen nicht lösen. 

Die Garanten für die Durchführung proletarischer Klassenpolitik sind weder sozialdemokratische 

noch kommunistische Minister. Nur die Massen selbst können diese Garanten sein. D i e  A r b e i -

t e r r e g i e r u n g  m u ß  a l s o  i n  g e e i g n e t e r  F o r m  e i n e  p o l i t i s c h e  u n d  o r g a n i s c h e  

V e r b i n d u n g  z w i s c h e n  s i c h  u n d  d e n  M a s s e n  h e r s t e l l e n. Als diese Verbindungsor-

gane reichen weder die Parteien noch die Gewerkschaften aus. Es können dies in der gegenwärtigen 

Situation nur die B e t r i e b s r ä t e  sein. Die Säuberung der Verwaltung und Justiz, der Kampf gegen 

Unternehmerprofite, Produktionssabotage, Steuerhinterziehung, Lebensmittelwucher und für die 

Transportkontrolle können nur mit Erfolg durch Zusammenwirken der Staatsorgane oben und der 

proletarischen Kontrollorgane unten, durchgesetzt [347] werden. Da die sozialdemokratische Regie-

rung bisher die Arbeiter an der Ausübung dieser politischen Ausgaben gehindert hat, muß jetzt die 

Arbeiterregierung mit der alten sozialdemokratischen Regierungstaktik brechen und den Betriebsrä-

ten die geforderten Rechte einräumen. Der Punkt 9 des kommunistischen Regierungsprogramms steht 

also nicht i s o l i e r t  als Mitwirkung der Betriebsräte an der Gesetzgebung, sondern er ist politisch 

aufs engste mit jedem der anderen Programmpunkte verknüpft. 

Die Sozialdemokraten wurden in der Verhandlungen gezwungen, darzulegen, wie sie sich das Wirken 

einer Arbeiterregierung vorstellen. Die Sozialdemokraten erklärten, daß für sie zwischen sozialde-

mokratischer Regierung und Arbeiterregierung kein Unterschied besteht, und daß sie die Politik der 

sozialdemokratischen Regierung fortzusetzen gedenken. Sie wollen Auslegung und Anwendung der 

Gesetze und Verfassung im einengenden buchstäblichen Sinne, keine Konflikte mit der Reichsregie-

rung, keine Mitwirkung der Betriebsräte und vor allem keine Mobilisierung der Massen in irgend-

welcher Form. Praktisch bedeutet dieses sozialdemokratische Programm Maskierung der Stinnespo-

litik, Unterstützung der Großen Koalition im Reiche und versteckte Koalition in Sachsen. Dem klaren 

Kampfprogramm der Kommunisten stellten die Sozialdemokraten folgendes menschewistische Kaut-

schukprogramm gegenüber: 

1. Schutz der Republik mit allen gesetzlichen Mitteln. Schaffung eines Gesetzes über die Rechte und 

Pflichten der Beamten unter Sicherung der völligen staatsbürgerlichen Freiheit der Beamten. Ausbau 

der Polizei zu einem zuverlässigen Organ zum Schutze der republikanischen Verfassung. 

2. Beschleunigte Neugestaltung der Gemeindegesetze auf der Grundlage freiester Selbstverwaltung 

und Reform der staatlichen Verwaltung. 

3. Erlaß eines Amnestiegesetzes für politische Delikte und aus Not begangene Vergehen. 

4. Ausbau und Erweiterung der Rechte des arbeitenden Volkes durch Schaffung von Arbeitnehmer-

kammern. Heranziehung von organisierten Arbeitnehmern zur Handels- und Gewerbeaussicht, 

Berginspektion und Bautenkontrolle, Schutz des Achtstundentags. Maßnahmen zur Regelung des 

Ueberstunden- und Heimarbeiterwesens. Schutz der Arbeitskraft. Entschiedene Einwirkung auf die 

Reichsregierung zum Ausbau der Erwerbslosen und der sozialen Fürsorge; Ausbau der gesamten 

Wohlfahrtspflege. 

5. Energische Einwirkung auf die Steuerpolitik des Reiches zur Entlastung der arbeitenden Bevölke-

rung, durch Ausbau der Vermögens- und Besitzsteuern und Heranziehung der Sachwerte. 

6. Entschiedene Einwirkung auf das Reich in der Richtung der Vergesellschaftung der Produktions-

mittel und des Warenaustausches. 

7. Förderung des Wohnungsbaues auf gemeinwirtschaftlicher Grundlage. 

8. Bekämpfung des Wuchers, Maßnahmen zur Sicherung der Ernährung. 

9. Einwirkung auf das Reich zur beschleunigten Schaffung des in der Reichsverfassung vorgesehenen 

Ausführungsgesetze zur Trennung von Kirche und Staat. 
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10. Reform des gesamten Schulwesens nach einheitlichen Grundsätzen. 

Für die Kommunisten war dieses „entschiedene Reformprogramm“ unannehmbar. Der Arbeiterschaft 

wäre mit diesen „Richtlinien“ nicht im geringsten geholfen gewesen. Der „Bruch“ mit der VSPD 

erfolgte [348] also nicht bei einer einzelnen Forderung, etwa bei der Bewaffnungs-, Achtstundentag- 

oder Ernährungsfrage, sondern die Arbeiterregierung scheiterte, w e i l  d i e  S o z i a l d e m o k r a t e n  

j e d e  M a s s e n b e w e g u n g  u n d  j e d e n  M a s s e n k a m p f  f ü r c h t e n. Die politische Feigheit 

der VSPD, ihre Grundeinstellung zum Wiederaufbau der kapitalistischen Wirtschaft und die Koaliti-

onspolitik haben in Sachsen die Arbeiterregierung verhindert. 

Die Kommunisten haben mit dem Scheitern des ersten Versuchs der Bildung einer Arbeiterregierung 

den Kampf um diese nicht aufgegeben. Dieser Kampf geht unter den arbeitenden Massen mit unver-

minderter Heftigkeit fort. Sein Erfolg hängt ab von der Sammlung aller proletarischen Kräfte und von 

der Steigerung des Kampfwillens der arbeitenden Massen. Dabei ist nicht ausgeschlossen, daß der 

nächste Versuch zur Bildung einer Arbeiterregierung seinen äußeren Anlaß erhält durch a u ß e r -

p a r l a m e n t a r i s c h e  Kämpfe, so wie der erste Versuch zum äußeren Anlaß bürgerliche Parla-

mentswahlen hatte. Aus dieser Erfahrung allein geht schon hervor, wie falsch die in der Partei bisher 

verbreitete Ausfassung gewesen ist, daß die Arbeiterregierung n u r  das Resultat starker außerparla-

mentarischer Massenkämpfe sein dürfe. Diese Auffassung sieht zu wenig die Wechselwirkung zwi-

schen Parlament und Masse, zwischen Gesetzgebung und Arbeiterklasse. Das schwankende Gleich-

gewicht der Klassen in Deutschland, die starke Einwirkung der herrschenden Klassen der Entente-

staaten auf die politischen Faktoren in Deutschland, die starke Bindung der Arbeiterschaft an die 

konterrevolutionäre Ideologie der sozialdemokratischen Führer sind wichtige Anzeichen dafür, daß 

das deutsche Proletariat die Phase der Arbeiterregierung durchlaufen muß, ehe es in Besitz der vollen 

Macht gelangt. Rechnet man mit dieser Entwicklung, dann ist es für die Arbeiterklasse von Nutzen, 

wenn sie die Erfahrungen der Arbeiterregierung im breitesten Maße durchmacht. Diese Erfahrungen 

werden bei der proletarischen Diktatur für das gesamte Proletariat vom größten Nutzen sein. Sind 

aber die realen Möglichkeiten für die Bildung der Arbeiterregierung vorhanden, dann erscheinen die 

von vielen gefürchteten opportunistischen Gefahren, in die sich die Kommunistische Partei begibt, 

nicht größer als die Windmühlen des seligen Don Quichotte. Dann ist es auch müßig, die kommunis-

tische Qualifikation einer Arbeiterregierung davon abzuleiten, ob sie am „Anfang“ oder am „Ende“ 

einer Massenbewegung steht. Der breite lebendige Strom des proletarischen Klassenkampfes wird 

den Fels der Arbeiterregierung bloßlegen, wenn er mit wuchtigem Wellenschlag Geröll, Schlamm 

und Sumpfpflanzen der kapitalistischen Gesellschaft ausspeit. [349] 

* 

Das Lehrbuch des historischen Materialismus.  
Von H e r m a n n  D u n c k e r. 

Seit dem Erscheinen der Werke von Marx und Engels sind ganze Bibliotheken vollgeschrieben zur 

Widerlegung der „verwerflichen, unwissenschaftlichen, einseitigen“ materialistischen Geschichts-

auffassung, ist eine kleine Reihe von Schriften veröffentlicht worden, worin die Methode des histo-

rischen Materialismus bewußt angewandt wurde, ist aber kein Werk geschrieben, das als grundlegen-

des Lehrbuch dieser marxistischen Soziologie hatte dienen können. Die zumeist verschollenen popu-

lären Agitationsbroschüren über diesen Gegenstand von Lafargue, Stern, Gorter u. a. vermögen da 

keinen Ersatz zu liefern; sie sind zu einseitig, unsystematisch, flüchtig, zudem mit allerhand „Setz-

fehlern“ behaftet. 

F r a n z  M e h r i n g  hatte in den letzten Jahren seines Lebens mehrfach die Absicht ausgesprochen, 

ein Handbuch des historischen Materialismus zu verfassen – er wäre unter den Schriftstellern deut-

scher Zunge sicherlich der dafür Berufenste gewesen! Diese Pläne kamen jedoch nie zur Ausführung. 

Immer wieder drängten sich ihm andere Arbeiten in den Vordergrund. Vielleicht glaubte er auch die 

marxistische Methode schon sicher genug in seinen Schriften selbst verankert zu haben. 

Es kam anders! Die revisionistischen Rückzugsgelüste und die austromarxistische Stubengelehrsamkeit 

lieferten in den Renner, Adler u. a. mehr oder weniger geschickte Unterminierer, – dem Marxismus ist 
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überhaupt aus dem Lager seiner quasi-Freunde wie übler mitgespielt worden als von der Legion sei-

ner offenen Feinde! – und der politische Zusammenbruch der Klassenkampfpartei der SPD 1914 er-

forderte die geistige Kastrierung, die Cunows Meisterhand in seiner zweibändigen gelehrten. Verfäl-

schung der „Marxschen Geschichts-, Gesellschafts- und Staatstheorie“ gründlich besorgte. 

Nun ist uns auch hier das „Licht aus dem Osten“ gekommen. Aus der Feder B u c h a r i n s  stammt 

die langersehnte „Theorie des historischen Materialismus“, die jetzt in guter deutscher Übersetzung 

vorliegt (Verlag der Kommunistischen Internationale 1922). Die geistige Aufbauarbeit in Rußland 

hat den Anstoß dazu geliefert. Die Unzahl proletarischer Marx-Studenten da drüben brauchte nicht 

nur ein ABC des Kommunismus, sondern auch eine gründliche Darlegung der materialistischen Ge-

schichts-Auffassung. So bringt die kommunistische Bewegung Rußlands praktisch wie theoretisch 

für die Internationale außerordentlich wertvolle Früchte. Es bleibt aber auch ein Zeichen fast beispiel-

loser geistiger Lebendigkeit und Energie, daß Genosse Bucharin inmitten andrängender Tagesaufga-

ben und politischer Schriftstellerei Kraft und Zeit finden konnte zur Fertigstellung eines so umfang-

reichen, kenntnisreichen und gemeinverständlichen Lehrbuches. 

Es ist kurz gesagt d a s  L e h r b u c h  d e s  h i s t o r i s c h e n  M a t e r i a l i s m u s  geworden, das beru-

fen ist, gerade dem deutschen marxistischen Denken wieder auf die Beine zu helfen, das unter der 

Belastung mit Kant und Kantianismus, Mach und Empiriokritizismus, mit Stammler, Freud und vie-

len anderen gelahrten professoralen Häusern und ihren verschiedenen – „Ismen“ müde in die Knie 

gesunken war. 

E i n  B u c h  f ü r  A r b e i t e r, für ungelehrte Proleten! Es protzt nicht mit allen möglichen, in wissen-

schaftlicher Geheimsprache geraunten Weisheiten, kennt aber doch die bürgerliche Wissenschaft ge-

nug, um sowohl [350] ihre tollsten Kapriolen mit Humor festzuhalten, wie auch die seltenen Licht-

punkte einer über den bürgerlichen Horizont hinausstrahlenden tieferen Ahnung vorsichtig aufzufan-

gen. Bucharin überrascht auch in diesem Werke durch seine Belesenheit in den bürgerlichen Autoren 

Deutschlands. Er weiß sie alle zu verwerten, sie zu schlachten oder sie auszuschlachten, die Wundt, 

Simmel, Lamprecht, Bücher, die Delbrück, Weber, Stammler, Meyer, die Keyserling und Spengler. 

Von der Fülle der verarbeiteten russischen Autoren ganz zu schweigen. 

Das Wichtigste aber: Bucharin hat den Mut, sich rückhaltlos zur m a t e r i a l i s t i s c h e n  W e l t a n -

s c h a u u n g  zu bekennen, wie es übrigens ein Plechanoff und ein Mehring auch stets getan haben – 

allen sozialistischen flügellahmen „Adlern“ und allen bürgerlichen „Stammlern“ zum Trotz. 

M a r x  und E n g e l s  haben sich immer philosophisch als „Materialisten“ bezeichnet. Das kann nicht 

weggewischt werden! Der Feuerbachsche Materialismus war ihnen der lebendige Ausgangspunkt ge-

wesen. Aber dessen starre Allgemeinbegriffe „Mensch“, „Gesellschaft“, „Sein“ u. a. löste Marx in 

dialektische Beweglichkeit auf und wuchs so über den bloß anschauenden Materialismus Feuerbachs 

hinaus, ohne jedoch im geringsten die grundlegenden materialistische Einstellung aufzugeben. Marx 

und Engels erweiterten nur den philosophischen naturwissenschaftlichen Materialismus zum histori-

schen. Ähnlich drückte sich auch M e h r i n g  im Anhang zu seiner Lessinglegende (S. 442) aus: 

„D e r  h i s t o r i s c h e  M a t e r i a l i s m u s  s c h l i e ß t  z w a r  d e n  n a t u r w i s s e n s c h a f t l i c h e n  e i n, 

nicht aber der naturwissenschaftliche den historischen. Der naturwissenschaftliche Materialismus sieht in dem 

Menschen ein mit Bewußtsein handelndes Geschöpf der Natur, aber er untersucht nicht, wodurch das Bewußt-

sein der Menschen innerhalb der menschlichen Gesellschaft bestimmt wird.“ (Vgl. auch Mehrings Kritik von 

Haeckels „Welträtseln“ in der Neuen Zeit, Bd. XVII, S. 419.) 

Mit solcher Kennzeichnung des philosophischen Materialismus als Bestandteils des historischen Ma-

terialismus sollen Marx und Engels gewiß nicht unter den bornierten Horizont naturwissenschaftlich-

materialistischer oder monistischer Reiseprediger von Vogt bis Haeckel gebannt werden. Marx und 

Engels haben keine naturwissenschaftlichen Dogmen konstruiert, so sehr sie sich auch für die natur-

wissenschaftliche Forschung interessierten. Materialismus war ihnen vor allem die atheistische, die 

natürliche Weltanschauung: 

„Die wirkliche Welt – Natur und Geschichte – so auffassen, wie sie sich selbst einem jeden gibt, der ohne 

vorgefaßte idealistischer Schrullen an sie herantritt, weiter heißt Materialismus überhaupt nichts.“ (Engels, 

Feuerbach S. 37.) 
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Aber das genügte, um alle Frommen im Lande und alle Besitzer idealistischer Schrullen mobilzuma-

chen. Bucharin sagt mit Recht (S. 58): 

„Es ist selbstverständlich, daß die altersschwache Bourgeoisie, die wie ein verblödeter Greis von Gott lallt, 

dem Materialismus mit Haß gegenübersteht. Und ebenso begreiflich ist es, daß der Materialismus zur revolu-

tionären Theorie der jungen revolutionären Klasse, der Klasse des Proletariats wird.“ 

Das muß hervorgehoben werden, weil in der allgemeinen geistigen Zersetzung sich heutzutage wie-

der ein blöder Eklektizismus eine Ver-[351]mischungswut breitmacht, die Marx mit Kant, oder an-

deren bürgerlichen Leuchten, am liebsten gar mit dem lieben Gott verkuppeln sucht.*) 

Gerade die neukantische Bewegung in Deutschland hat nicht zum wenigsten dem Materialismus 

gegenüber höhnende Überhebung und im Materialismus Zerfahrenheit verbreitet. Dafür wurde der 

Neukantianer Vorländer der philosophische Dezernent der VSPD. Die Lehre von der Subjektivität 

aller Erkenntnis legte sich wie ein Alp auf manchen naiven Möchte-gern- (oder auch „Möchte-nicht-

gern-)Marxisten. Man fühlte sich unsicher, wurde grüblerisch und gar metaphysisch, mindestens 

empfand man es als peinlich, sich zum Materialismus zu bekennen. Der Sozialdemokrat David hat 

einst in seinem Referentenführer diese Ausflucht in die Metaphysik als aller Weisheit Schluß geprie-

sen. Ihren metaphysischen Zopf flechten noch heute die meisten der deutschen menschewistischen 

Marxtheoretiker. Und doch hatte Marx schon ein für allemal in seinen Feuerbachthesen die Lösung 

des Problems gegeben: 

„Die Frage, ob dem menschlichen Denken gegenständliche Wahrheit komme, ist keine Frage der Theorie, 

sondern eine praktische Frage. In der Praxis muß der Mensch die Wahrheit, d. h. die Wirklichkeit und Macht, 

die Diesseitigkeit seines Denkens beweisen. Der Streit über die Wirklichkeit oder Nichtwirklichkeit eines Den-

kens, das sich von der Praxis isoliert, ist eine rein scholastische Frage.“ 

Engels kleidete das später einmal humoristisch in das Sprichwort: „Die Probe des Puddings besteht 

im Essen.“ 

Bucharin hat – es wird ihm übel vermerkt werden! – dieses kant-scholastische Erkenntnisproblem 

überhaupt nicht besonders erörtert. Mit Recht! Gerade darin, daß er so bewußt und selbstsicher ge-

wisse Fragen beiseite stellt oder beiseite liegen läßt, kennzeichnet sich am besten der aufs Positive 

gerichtete, von philosophischer Sophisterei nicht angekränkelte Sinn des Verfassers. Mögen die To-

ten ihre Toten begraben! 

Doch weicht B. philosophischen Erörterungen keineswegs aus. Seine beiden ersten Kapitel behandeln 

mit grundsätzlicher Schärfe die Fragen: K a u s a l i t ä t  o d e r  T e l e o l o g i e, D e t e r m i n i s m u s  

o d e r  I n d e t e r m i n i s m u s. Auch hier zeigt B. die übernatürliche Auffassung als Wurzel aller ide-

ologischen Phantasterei. Die Gesetzmäßigkeit aller Erscheinungen stellt sich dagegen als objektive 

und als u r s ä c h l i c h e  Gesetzmäßigkeit dar. Ebenso ist „die Lehre von der Willensfreiheit in Wirk-

lichkeit eine verfeinerte Form der halbreligiösen Anschauungen“ (S. 30). Das ganze 2. Kapitel: De-

terminismus und Indeterminismus (Notwendigkeit und Willensfreiheit) ist übrigens geradezu ein 

Muster, wie man die schwierigsten philosophischen Probleme in gemeinverständlichster Form be-

handeln kann. Alle wichtigeren vulgären Einwände werden dabei berücksichtigt. So widerlegt B. 

jenen Versuch, den ökonomischen Determinismus zu einem automatischen Mechanismus zu stem-

peln, kurz und schlagend: „Der Marxismus verneint den Willen nicht, sondern erklärt ihn.“ (S. 47.) 

Und ergötzlich weist B. die fatale Entartung des SPD-Marxismus zum passiven Fatalismus in der 

literarischen Entwicklung des Herrn Cunow nach. Vielleicht hätte B. auch noch den Gegensatz zwi-

schen bürgerlich-[352]utopischem Heroenkultus und unserer kommunistischen Heldenehrung strei-

fen können. Der historische Materialismus schließt ja eine heroische Lebensauffassung keineswegs 

aus. 

 
*) Ein eifrig werbender „Volksbund für Kantische Weltanschauung“ z. B. sucht in seinem Programm (wörtlich aufgezählt) 

Materialismus, Idealismus, Dynamismus, Voluntarismus, Ästhetizismus und Theismus harmonisch zu vereinigen. „Die 

Religion wächst dann mit Notwendigkeit hervor als der Wissenschaften höchste Krönung.“ Und das empfiehlt sich zum 

Weltanschauungsunterricht in der Einheitsschule! 
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Das dritte Kapitel erörtert den Gegensatz zwischen M a t e r i a l i s m u s  u n d  I d e a l i s m u s. B. geht 

da völlig auf die Engelssche Formulierung im „Feuerbach“ zurück, auf die auch Mehring sich mit 

Vorliebe berief. Und' wir wüßten – mögen Vorländer und Adler verzeihen! – auch keine bessere. Das 

allgemeine B e w e g u n g s- u n d  E n t w i c k l u n g s g e s e t z  wird anschaulich als Entwicklung der 

inneren Widersprüche, als dauerndes Streben, zu neuem Gleichgewicht zu kommen, dargestellt. Zwi-

schen jedem „System und seinen Milieu“ (Gesellschaft und Natur, Mensch und Gesellschaft usw.) 

und in jedem System zwischen seinen Elementen kann 1. ein stabiles Gleichgewicht bestehen, 2. ein 

bewegliches Gleichgewicht mit positivem Vorzeichen („Entwicklung“) oder 3. mit negativem Vor-

zeichen (Zerstörung des Systems). Vorstellungsreihen, die sich im weiteren Verlauf des Werkes noch 

außerordentlich fruchtbar erweisen. 

Im Anschluß daran erläutert B. die sprunghafte Veränderung, die Verwandlung der Quantität in die 

Qualität, die „R e v o l u t i o n“. Er bezeichnet demgegenüber die stetige Entwicklung als „Evolution“. 

Damit wären dann Evolution und Revolution als Gegensätze behandelt, wie es ja freilich auch zumeist 

geschieht. Zweckmäßiger scheint uns, unter Evolution den Gesamtprozeß der Entwicklung zusam-

menzufassen. Revolution ist dann eine besondere Phase dieser Entwicklung. Wir Kommunisten sind 

Revolutionäre und lehnen doch nicht ab, auf dem Boden des Entwicklungsgedankens, d. h. eben der 

Evolution, zu stehen. 

Mit dem vierten Kapitel tritt B. an das eigentliche Objekt des historischen Materialismus, an die 

G e s e l l s c h a f t, heran. Ihre Lebensgrundlage, d. h, die absolut notwendige Gleichgewichtsbedin-

gung, ist die Arbeitsbindung der Menschen, ihre gesellschaftliche Arbeit. „Durch die Arbeit fließt aus 

der Natur in die Gesellschaft Energie über, auf Kosten deren die Gesellschaft lebt.“ (S. 94.) Das 

System der materiellen Beziehungen der Menschen im Arbeitsprozeß sind aber die „Produktionsver-

hältnisse“. Die Rolle der P e r s ö n l i c h k e i t  in der Gesellschaft faßt B. in die Sätze zusammen: „Die 

Einzelperson selbst ist gewissermaßen ein Geronnenes der zusammengepreßten und engverknoteten 

gesellschaftlichen Einflüsse.“ (S. 104.) „Die gesellschaftlichen Bindungen selbst verleihen der ein-

zelnen Person die Macht.“ (S. 106.) B. hätte hinzufügen können: Und je größer die Persönlichkeit 

wirklich ist, um so mehr ist sie sich ihrer gesellschaftlichen Bedingtheit bewußt. Daher denn auch der 

wirklich Große seine Größe ignoriert – („Das Moralische versteht sich immer von selbst!“) – worauf 

denn der Chorus der Kleinen – Gernegroßen – schreit: „Seht, Marx (oder in diesem Fall Bucharin) 

verkennt das Genie!“ 

Getreu der obenerwähnten Gleichgewichtsformulierung wird im fünften Kapitel das G l e i c h g e -

w i c h t  z w i s c h e n  G e s e l l s c h a f t  u n d  N a t u r  und im folgenden Kapitel das G l e i c h g e -

w i c h t  z w i s c h e n  d e n  E l e m e n t e n  d e r  G e s e l l s c ha f t  zum Ausgangspunkt genommen. 

Der Stoffwechsel zwischen Gesellschaft und Natur ist die Produktion und Reproduktion, das „Aus-

pumpen der materiellen Energie aus der Außennatur in die Gesellschaft“ vermittels der menschlichen 

Arbeitsenergie, der Technik. Bei der Betrachtung der sozialen Entwicklung widerlegt B. sowohl die 

Einwände der Bevölkerungs- wie der Rassentheoretiker, die in der Volksvermehrung oder im Ras-

sencharakter das geschichtliche Urmotiv sehen. Die Gesellschaft ist aber nicht nur eine Gesamtheit 

von Menschen, sondern auch eine entsprechende Ordnung von Sachen und Ideen. Das führt B. zu 

dem Hauptteil seines Werkes, zu der aus tiefgründigen [353] Detailstudien aufgebauten Darstellung 

der technischen Kultur und des „gesellschaftlichen Überbaues“ in seiner Bedingtheit. (S. 148-239.) 

Zuerst deckt da B. die ökonomischen Wurzeln des politischen Überbaues, des S t a a t e s, auf. Er 

„spielt die Rolle eines Reifens, der die Klassen zusammenhält“. (S. 168.) Natürlich im Interesse der 

Ausbeutung durch die herrschende Klasse. B. streift auch kurz die ökonomische Grundlage der Fa-

milienentwicklung. Aber warum ist anzunehmen, daß in einer kommunistischen Gesellschaft „auch 

die Familie verschwinden wird“? (S. 175.) Formänderungen gewiß! Jedoch so wenig wie der Kom-

munismus die „Arbeitsbindung“ innerhalb der Gesellschaft absolut aufheben kann, wird er auch die 

Sexualbindung nicht völlig beseitigen. 

Die s o z i a l e n  V e r h a l t u n g s n o r m e n  (Sitte, Recht usw.) sind „Gleichgewichtsbedingungen, 

die die inneren Widersprüche der menschlichen Systeme zusammenhalten“. (S. 177.) Daher sind sie 
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auch durch die Ökonomie des Systems bedingt. Doch hüte man sich, das Kind mit dem Bade auszu-

schütten. So ist z. B. die Norm: Du sollst nicht stehlen! auch eine Klassennorm für das Proletariat, 

wichtig „als Mittel, die Klasse ganz zu erhalten, sie vor Demoralisation und Zerfall zu schützen, sie 

vor falschen Wegen zu bewahren“. (S. 178.) Etwas anderes ist natürlich die kollektive Expropriierung 

der Bourgeoisie, die Nationalisierung der Betriebe usw. 

Wie B. den Wandel der Moralbegriffe mit interessantem ethnographischen Material belegt, so zeigt 

er anschaulich die Abhängigkeit der Entfaltung der Wissenschaften vom sozialen Kampf ums Dasein. 

„Die Praxis erzeugte die Theorie und stieß sie vorwärts.“ (S. 182.) Gerade an der anscheinend welt-

fremden Mathematik weist B. die sozialen und ökonomischen Bedingungen für ihre geschichtliche 

Entwicklung ausführlich nach. Doch werden auch fast alle übrigen Wissenschaften berücksichtigt. 

Eine weitere Form des Überbaues ist die R e l i g i o n. „Die Religion erklärt die ganze Welt nach dem-

selben Vorbild, wie das Leben innerhalb der Gesellschaft erklärt wurde.“ (S. 193.) Ein reichhaltiges 

Material illustriert diese These. Erfreulicherweise mündet die Betrachtung der Religion in die Forde-

rung einer aktiven Bekämpfung der Religion aus. Der Satz des Erfurter Programms: „Religion ist 

Privatsache“ hat genugsam unheilvolle Lethargie verbreitet. 

Fast zu einer Geschichte der Philosophie hat sich der Abschnitt über die ökonomische Bedingtheit 

der P h i l o s o p h i e  ausgewachsen. Nur möchten wir da für Plato eine Lanze einlegen. Ihn „als Mann 

von einer ausgesprochenen Schwarzen-Hundert-Richtung zu bezeichnen“ geht doch viel zu weit. Ge-

wiß, er war Aristokrat, philosophischer Idealist, und hat doch der antiken Kultur die tiefsten Gedan-

ken über die Bedingtheit des Staates von der Ökonomie und über die Notwendigkeit einer kommu-

nistischen Umwälzung gegeben. 

Auf nicht weniger als 18 Seiten behandelt B. in lebendiger Weise die wirtschaftliche Basis der 

K u n s t. Er verwertet dabei wirkungsvoll die Ergebnisse, die auf dem Gebiet der Musik Karl Bücher 

in seinem ausgezeichneten Werk „Arbeit und Rhythmus“ und für die bildende Kunst Haufensteins 

Forschungen erbracht haben. Ob freilich die Aussteller der Berliner russischen Kunstausstellung mit 

Bucharins Kennzeichnung der modernsten Kunst als Kunst der sterbenden Bourgeoisie einverstanden 

werden sein, wagen wir zu bezweifeln. Uns scheint jedoch B. den Nagel auf den Kopf zu treffen. 

Schließlich betrachtet B. auch noch S p r a c h e  u n d  D e n k e n  als soziale Funktionen. Neben die 

ausgeprägten ideologischen Formen der Wissenschaft und Kunst stellt B. dann noch die „g e s e l l -

s c h a f t l i c h e  [354] P s y c h o l o g i e“, den Zeitgeist, den Lebensstil oder wie man es nennen will, 

und weist auch hier die sozialökonomische Wurzel nach. „Die gesellschaftliche Psychologie kann 

man mit einer Salzlösung vergleichen, aus der sich nach und nach die Ideologie auskristallisiert.“ (S. 

247.) Natürlich besteht eine gewisse Proportionalität zwischen der materiellen Produktion und der 

geistigen Produktion der Ideologien im Überbau. Am Schlusse dieses breit ausgesponnenen Kapitels 

korrigiert B. noch einige linke Dummheiten bei der Auswertung des historischen Materialismus. Daß 

man z. B. die Ideologie so als Kinderei oder Illusion betrachtet neben dem allein wichtigen Faktor 

der Ökonomie. Oder daß man einen Rangstreit über die verschiedenen Faktoren entfacht. Der primäre 

Faktor ist doch nicht immer der beherrschende. Schließlich besteht zwischen Überbau auch eine ge-

wisse Wechselwirkung. 

Das siebente Kapitel gibt eine eingehende Soziologie der R e v o l u t i o n, wie sie aus der Gleichge-

wichtsstörung zwischen den Produktivkräften und den Produktions- (speziell Eigentums-) verhältnis-

sen hervorgeht. „Die Politik ist der konzentrierte Ausdruck der Ökonomie.“ (S. 288) Herr Cunow, 

der als Chorführer der „opportunistischen Minnesänger der Sozialdemokratie“ an vielen Stellen des 

Buches für seine Verfälschungen des Marxismus gestraft wird, bekommt hier auch einige derbe 

Wahrheiten zu hören. Im übrigen gibt dieses Kapitel wichtige Ergänzungen zu Bucharins Werk über 

die Transformationsperiode. Ein warnendes Menetekel erhebt sich vor dem deutschen Leser in dem 

Abschnitt über die Ursachen des sozialen Verfalls, der nicht zur siegreichen Revolution, sondern zu 

einer „unblutigen“ Zersetzung und zu einem hoffnungslosen Niedergang führt. Andererseits bedeutet 

eine Entfaltung der Produktivkräfte eine „steigende Materialisierung der gesellschaftlichen Erschei-

nungen“. Dem relativen Wachstum des konstanten Kapitals (im Vergleich zum variablen Kapital) 
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entspricht eine steigende Materialisierung der gesellschaftlichen Ideologie, was B. mit glücklichem 

Ausdruck unter die „Akkumulation der Kultur“ rechnet. 

Das Schlußkapitel (acht) analysiert den Begriff der K l a s s e, grenzt sie ab gegenüber Stand und Be-

rufsschicht und bestimmt die Merkmale einer proletarisch-revolutionären Klasse. Das Wesen des 

K l a s s e n k a m p f e s  wird erörtert. Nach Marx ist „jeder Klassenkampf ein politischer Kampf“. 

Schließlich behandelt B. noch das Verhältnis von K l a s s e, P a r t e i  u n d  F ü h r e r. Als letztes Prob-

lem des so ideenreichen Werkes wirft B. noch die Frage auf: ist eine klassenlose Gesellschaft möglich? 

Man sieht, es ist ein gewaltiger Schatz marxistischer Erkenntnis von B. zusammengetragen und in 

meisterhafter Form dem Leser mundgerecht gemacht. Wir kennen in der zeitgenössischen kommu-

nistischen Literatur kein Werk von so populärem und zugleich so geistreichem und humorvollem Stil. 

Das klassenbewußte Proletariat Deutschlands ist Bucharin für dieses Lehrbuch zu größtem Danke 

verpflichtet. Der Dank aber muß sein: W a c hs ende  E i ns i c h t  und  wa c hsende  Ak t i o n ! [355] 

* 

Das Eindringen auswärtigen Kapitals in Deutschland.  
Von L e o n i d  A. F r i e d r i c h. 

Als die Regierung Cuno zustandegekommen war, schrieb die „Rote Fahne“ mit Recht, eine Regie-

rung des Großkapitals sei ans Ruder gekommen. Aber sie hat übersehen, daß durch diese Regierung 

nicht nur inländischem, sondern vor allem bestimmten ausländischen Kapitalgruppen Einfluß auf Po-

litik und Wirtschaft Deutschlands eingeräumt worden ist. Wird diese Tatsache übersehen, so müssen 

notwendigerweise auch die Aufgaben verkannt werden, die diese Situation der Partei auferlegt. Ein 

führender Genosse der Komintern erklärte im Oktober 1922 in Moskau, „die KPD müsse noch mehr 

lernen, eine deutsche Partei zu sein“. Ohne zu wissen, in welchem Zusammenhang er zu dieser Mei-

nung gelangt ist, erinnern wir uns dieses Wortes eben heute, wo die Tatsache der Regierung Cuno als 

eine neue Etappe der Beherrschung Deutschlands durch ausländisches Kapital die Partei vor Aufga-

ben stellt, die zwar keineswegs neu, aber doch nicht allen Genossen geläufig sind. 

Seit Versailles geht Deutschland Schritt für Schritt in die Hände ausländischer Kapitalgruppen über. 

Keineswegs nur französischen. Es gibt nicht viel Kapitalkräfte in Frankreich, die fähig wären, von 

sich allein aus die deutsche Wirtschaft zu erobern und dem heutigen französischen Imperialismus 

dienstbar zu machen. Aber die Franzosen sind die besten Schrittmacher dieser Entwicklung. Es ist 

die unausbleibliche Folge der Politik der Entente, insbesondere Frankreichs, daß das kapitalistische 

Deutschland, die deutsche Bourgeoisie ebenso wie ihre Regierung, um nur am Leben zu bleiben, 

Anschluß an starke ausländische Kapitalgruppen sucht. Freilich sind es nicht die Franzosen, die von 

diesem Prozeß profitieren. Noch streiten sich Finanzmagnaten verschiedener Länder um die Beute. 

Aber mit der Regierung Cuno ist es schon deutlicher geworden, wer die Herren des Deutschen Rei-

ches von morgen sein werden. Die augenblickliche Situation kann durch nichts besser beleuchtet 

werden als durch die Feststellung, wer Cuno ist und was er will. 

Um seine Funktion als Reichskanzler ausfüllen zu können, hat Cuno soeben aufgehört, Generaldirek-

tor der Hapag zu sein. Bekanntlich war die Hapag in der Vorkriegszeit die größte Reederei der Welt. 

Der Zusammenbruch des deutschen Imperialismus 1918, die Ablieferung aller Schiffe über 1600 

Tonnen, die Verpflichtung zu weiterem Bau von Schiffsraum für die Entente ließen die Hapag zu 

einem international vollkommen bedeutungslosen Unternehmen zusammenschrumpfen. Aber Gene-

raldirektor Cuno wußte Rat. Er ging eine Verbindung mit dem amerikanischen Harriman-Konzern 

ein, und die Hapag betrieb auf Grund dieser Abmachungen, die zunächst für 20 Jahre abgeschlossen 

wurden, ein gemeinsames Geschäft mit der United-American-Lines. Die Amerikaner stellten vor al-

lem Kapital zur Verfügung, vorläufig auch Schiffsraum, die Deutschen dagegen lieferten insbeson-

dere ihre organisatorischen und technischen Erfahrungen. Dieser Vertrag war für die weitere Ent-

wicklung der Hapag von viel größerer Wichtigkeit als 12 Milliarden Papiermark, die sie als Entschä-

digung vom „Reich“ erhielt. Eben der Harriman-Vertrag erlaubte der Hapag, international wieder zur 

Geltung zu kommen, Linien [356] nach allen Weltteilen zu betreiben, u. a. auch zusammen mit der 

Sowjet-Regierung eine deutsch-russische Schiffahrtsgesellschaft zu begründen. 
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Es ist bekannt, daß die Hapag in enger Verbindung mit verschiedenen Gruppen des deutschen 

Schwerkapitals steht. Durch den Harriman-Vertrag gewann sie aber zugleich noch Anschluß an an-

dere amerikanische Reederei-Gesellschaften, an große Handelsgesellschaften, auch an Gruppen des 

amerikanischen Bankkapitals. 

Wenn wir diese Einstellung Cunos auf bestimmte amerikanische Kapitalgruppen kennen und dies in 

Verbindung bringen mit seiner Erklärung im Reichstag vom 24. November, daß er seine guten ge-

schäftlichen Beziehungen mit Amerika in den Dienst des deutschen Reiches stellen will, so ist die 

Linie, die die deutsche Politik unter der Leitung Cunos zu gehen hat, klar vorgezeichnet. 

* 

Die Verbindung der Hapag mit amerikanischem Kapital ist kein Einzelfall in der deutschen Wirt-

schaft mehr. Einen ähnlichen Vertrag hat z. B. der Norddeutsche Lloyd abgeschlossen (mit der United 

States Mail S. S. Co.). Es ist das nur eine der Formen, in denen ausländisches Kapital sich der deut-

schen Produktionsmittel bemächtigt. Eine andere Form ist der Verkauf wichtiger Patente, die das 

deutsche Kapital außerstande ist, auszunutzen. Eine weitere Form ist die Beteiligung deutscher Fir-

men mit ausländischem Kapital zur Ermöglichung des Rohstoffbezugs. Die bekannteste Form aber 

ist der Ankauf von Aktien, Hypotheken usw. durch ausländische Kapitalisten, der dazu führt, daß in 

fortschreitendem Maße deutsche Betriebe, Banken, Grundstücke, Hotels, Warenhäuser usw. unter die 

unmittelbare Kontrolle oder in den unmittelbaren Besitz ausländischer Kapitalisten geraten. So ist 

bekannt, daß die F r a n z o s e n  heute einen guten Teil des Bankwesens des Rheinlandes und einen 

bedeutenden Teil der Montanindustrie im westlichen Deutschland beherrschen, daß z. B. französi-

sches Kapital, z. B. in Phönix, Deutsch-Luxemburg, Mannesmann, einige der größten deutschen 

Berg- und Hüttenwerke, eingedrungen ist. Grund und Boden geht rasch in Hände spekulierender Aus-

länder über, in Köln z. B. sind mehr als 25 Prozent sämtlicher Wohn- und Geschäftshäuser Eigentum 

von Ausländern, vor allem von Franzosen, geworden. Die a m e r i k a n i s c h e n  B e t e i l i g u n g e n  

an der deutschen Industrie spielen in der letzten Zeit eine immer größere Rolle, so sind sie vor allem 

in die größten deutschen elektrotechnischen Unternehmungen, wie AEG und Siemens, eingedrungen, 

die Standard-Oil-Co. beherrscht die Deutsche Petroleum-Aktiengesellschaft, das größte deutsche Pet-

roleum-Unternehmen. 

Verläuft nun dieser Prozeß der „Ueberfremdung“ gegen den Willen der deutschen Kapitalisten oder 

sind sie damit einverstanden? Zweifellos gibt es zahlreiche deutsche Firmen, in denen sich die Akti-

onäre aus nationaler Begeisterung, d. h. aus Konkurrenzneid sehr stark gegen das Eindringen auslän-

dischen Kapitals zur Wehr setzen und besondere Schuhmaßnahmen dafür ergreifen. Aber dieses Be-

streben, mag es zuweilen auch ernst gemeint sein, liegt ganz entgegen der Entwicklung, die die deut-

sche Wirtschaft unter kapitalistischen Verhältnissen notwendigerweise nehmen muß. Solche Schutz-

maßnahmen sind lediglich Hemmungen, keine Hindernisse. 

Das Entscheidende ist, daß es vielen deutschen Unternehmen an den Barmitteln für die notwendigsten 

Neuerungen und Erweiterungen, ja oft sogar für den Bezug von Rohstoffen zur Fortsetzung der Pro-

duk-[357]tion (also zur erweiterten wie sogar zur einfachen Reproduktion) fehlt. In den meisten Ge-

schäfts- und Handelskammerberichten kann man das nachlesen. Der ununterbrochene Marksturz hat 

zwar den Export deutscher Waren ins Ausland stark gefördert, aber dieser Export und die dabei her-

eingebrachten Valutagewinne, so enorm sie auch scheinen möchten, haben den meisten Unterneh-

mern keinen Segen gebracht. Es sind nur einzelne, die sich an der Geldentwertung bereichern konn-

ten: diejenigen, die in der Lage waren, namhafte deutsche Sachwerte im rechten Augenblick aufzu-

kaufen und sich damit eine Basis zu schaffen, die sie vor den Folgen der Geldentwertung schützt. 

Aber dies ist lediglich eine Verschiebung innerhalb des deutschen Kapitals, eine immer stärkere Kon-

zentration von Kapitalkräften in Händen einzelner. Die Gesamtheit der deutschen Wirtschaft hat an 

diesem Prozeß nichts gewonnen, sondern nur verloren. Der Mangel an Kapital wird im Durchschnitt 

immer größer, so daß schließlich Auslandskapitalisten, die in deutsche Unternehmungen Kapital hin-

einstecken, als Retter erscheinen. 
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Daß Auslandskapitalisten aber solche Anlagen sehr gerne machen, liegt auf der Hand. Heute, wo der 

Dollar mehr als 2000fachen Friedenswert hat, sind die Aktien zahlreicher großer deutscher Unterneh-

mungen für den ausländischen Kapitalisten weit billiger als zur Friedenszeit. Sie sind spottbillig zu 

erwerben. Dazu kommt, daß in Deutschland Löhne gezahlt werden, die, im internationalen Wertmaß-

stab gemessen, nur ein Bruchteil, ein Achtel bis ein Sechzehntel der Löhne ausmachen, die in Ame-

rika und in England gezahlt werden, daß die Produktionskosten in Deutschland somit ungeheuer billig 

sind. Natürlich spekuliert der Ausländer zumeist derart, daß diese billigen Bewerbungen über kurz 

oder lang nicht mehr Papier-, sondern Golddividenden abwerfen werden. 

Ein Beispiel dafür, wozu diese Entwicklung führen kann, zeigt der Versuch des amerikanischen Au-

tomagnaten Ford, in Deutschland Betriebe der Ford-Motor Co. zu errichten. Bekanntlich hat Ford 

durch seine ausgezeichnete Organisation und Verwaltung, durch seine Arbeitsmethoden, durch seine 

Rohstoffanlagen, durch seine „Arbeitererziehung“ usw. es erreicht, daß er in Amerika trotz höchster 

Löhne seine sämtlichen Konkurrenten im Preis unterbietet. Ein solcher Kapitalist nach Deutschland 

versetzt, bedeutet, daß er mit Hilfe der billigen Produktionskosten und seiner eigenen vervollkomm-

neten technischen und organisatorischen Methoden seine sämtlichen deutschen Konkurrenten mit ei-

nem Schlage erledigt. Wenn die deutsche Regierung 1921 nach diesem Plan Henry Fords im Interesse 

der deutschen Automobilindustrie Widerstand entgegensetzte, so bedeutet das nicht, daß sie morgen 

noch zu diesem Widerstand fähig sein wird – und es war wohl auch 1921 weniger der Widerstand der 

deutschen Regierung als vielmehr die unsichere politische Situation in Mitteleuropa, die Ford von 

einer Niederlassung in Deutschland abgehalten hat. 

Es ist klar, daß dieser gesamte Prozeß nicht nur eine wirtschaftliche, sondern eine eminent politische 

Erscheinung ist. Das wird noch verstärkt dadurch, daß er sich nicht nur im einzelnen Privatbetrieb, 

nicht nur bei den Stadtgemeinden – man denke an die dänische Anleihe der Stadt Berlin –, sondern 

in krassester Form beim Deutschen Reich abspielt. 

Dem Deutschen Reiche fehlt es am notwendigsten Betriebskapital, geschweige denn an Mitteln, seine 

Gläubiger zu befriedigen. Das Deutsche Reich schreit seit Monaten nach dem Auslandskapital, es 

sucht [358] Verbindung mit der Bank of England, d. h. dem britischen, und mit Morgan, d. h. dem 

amerikanischen Finanzkapital. Eine Anleihe von amerikanischen Finanzgrößen soll Deutschland ret-

ten, anders ausgedrückt: W a l l  S t r e e t  soll Deutschland kaufen, genau so wie internationale, haupt-

sächlich englische, Bankkapitalisten Oesterreich gekauft haben. 

Bisher ist das Geschäft noch nicht abgeschlossen worden. Morgan verknüpfte mit seinem Anleihe-

plan zur Ermöglichung eines besseren Gewinnes die Forderung eines fünfjährigen Zahlungsaufschu-

bes für Deutschland. Er weiß genau, daß eine Anleihe, die lediglich für Reparationen verwandt wird, 

vollkommen unrentabel ist. Ebenso weiß er aber auch, daß Frankreich Bankrott machen muß, wenn 

es für 5 Jahre auf deutsche Reparationszahlungen verzichten soll. Es bleiben also für Morgan, wenn 

er an seine Moratoriumsforderung festhalten will – und das will er – nur zwei Wege: entweder gibt 

er nichts und läßt Deutschland und Frankreich fallen, oder er gewährt außer an Deutschland auch an 

Frankreich eine besondere Anleihe. 

Die erste Möglichkeit ist durchaus unwahrscheinlich. Erstens haben die Amerikaner in Frankreich 

von Staats wegen und privatim 5 bis 6 Milliarden investiert, die verloren sind, wenn Frankreich Kon-

kurs ansagt, zweitens stellt der französische Imperialismus für die Vereinigten Staaten einen ausge-

zeichneten Sturmbock gegen den britischen dar, insbesondere in den Orient-Fragen. Bleibt also der 

zweite Weg. Wahrscheinlich war die Bewilligung weiteren Zinserlasses und weiterer Geldmittel 

durch Morgan für Frankreich mit Bedingungen verknüpft, die Poincaré, d. h. dem Frankreich von 

heute, unannehmbar erschienen. 

Fassen wir alles dies zusammen, so gewinnt der amerikanische Einschlag der Regierung Cuno eine 

ungeheure Bedeutung. Zwar bedeutet sie – das sei ausdrücklich gesagt – noch keine definitive Ent-

scheidung, welcher von den verschiedenen imperialistischen Mächten die Hauptbeute in Deutschland 

zufällt und welche von ihnen dadurch in die Lage versetzt wird, die Beherrschung der deutschen 

Wirtschaft politisch sich dienstbar zu machen. Die amerikanische Einstellung der Regierung Cuno 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 3 – 796 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 05.05.2023 

bedeutet auch nicht, daß etwa die gesamte Kapitalsmacht der Vereinigten Staaten geschlossen hinter 

ihr stände. Sondern sie dokumentiert lediglich die Abhängigkeit der deutschen Bourgeoisie samt ihrer 

Regierung vom Auslandskapital, und zwar untersteht der deutsche Staatsapparat zur Zeit der Kon-

trolle einiger Gruppen des amerikanischen Handels, Reeder und Finanzkapitals. 

Es ist möglich, daß die Regierung Cuno einer anderen Regierung Platz machen muß, die vielleicht 

dem englischen Bankkapital ergeben ist. Die Zukunft im kapitalistischen Deutschland freilich wird 

derjenigen Kapitalsmacht gehören, die über die größten Kräfte verfügt und die zugleich am meisten 

Interesse an Europa – politisch und auch wirtschaftlich – hat: dem amerikanischen Finanzkapital. Es 

ist für diese Entwicklung vollkommen gleichgültig, ob die Regierung Cuno direkt zu diesem Endziel 

überleitet oder ob sie fürs erste nur eine Episode darstellt. 

Es gibt bekanntlich Kapitalisten in Deutschland, die kein Hehl daraus machen, daß sie sich erst dann 

recht wohl fühlen werden, wenn die Eroberung Deutschlands durch ausländische Kapitalisten einen 

weit höheren Grad erreicht hat als etwa heute. So z. B. der Großindustrielle Rechberg, der die Ueber-

fremdung deutscher Unternehmen en détail zu einer Ueberfremdung der gesamten Wirtschaft en gros 

erweitern will, der vorschlägt – nicht nur in der Presse und in Büchern, sondern auch [359] in unmit-

telbaren Unterredungen mit der Reparationskommission – die Engländer und Franzosen zu 30 Pro-

zent an allen deutschen Unternehmungen zu beteiligen, also die Reparationslast umzuwandeln in eine 

ausländische Beteiligung an der gesamten deutschen Industrie. Bei diesem Vorschlag ist sicher ers-

tens, daß 30 Prozent noch nicht ausreichen für diese Umwandlung, zweitens, daß entsprechend des 

Anteils Frankreichs an den Reparationsforderungen, der Löwenanteil an Frankreich fallen wird, daß 

also letzten Endes die Amerikaner, bei denen die Franzosen bis über die Öhren verschuldet sind, das 

Fett dabei abschöpfen werden. 

Daß derartige Unternehmer, die Deutschland mit Haut und Haaren ans Ausland verkauft sehen wol-

len, die Nation Deutschlands, d. h. ihre wirtschaftliche Lebensinteressen, nicht vertreten, ist ganz 

offenbar. 

Anders bei S t i n n e s. Er ist der prominenteste Vertreter des „nationalen Kapitals“ in Deutschland. 

Bedeutet nicht seine Kapitalsmacht den Versuch zu einer eigenen wirtschaftlichen Selbständigkeit, 

zu einer selbständigen Politik, ist sie nicht der Anlauf sogar zu neuen selbständigen imperialistischen 

Bestrebungen? Es muß festgestellt werden, daß auch die gigantisch anmutende Kapitalsmacht von 

Stinnes, musterhaft organisiert, noch längst keine Garantie ist für die Entwicklung eines selbständigen 

deutschen Kapitalismus. Auch der größte Kapitalist kommt nicht aus, ohne daß hinter ihm ein starkes 

Finanzkapital und vor allem ein starker imperialistischer Machtapparat steht. Deutschland hat weder 

das Eine noch das Andere. E n g l a n d  aber wird Stinnes, der zusammen mit Frankreich arbeiten will 

und für die englische Industrie den stärksten K o n k u r r e n t e n  des europäischen Kontinents dar-

stellt, nicht unterstützen. 

Aber F r a n k r e i c h? Wir sehen davon ab, daß Frankreich über seine nennenswerten Finanzkapitalien 

verfügt. Daß Stinnes die französischen E r z e  ebenso notwendig braucht wie Frankreich die deutsche 

K o h l e, liegt auf der Hand. Das Stinnes-Lubersac-Abkommen stellt erst einen ersten Schritt zu einer 

engen Zusammenarbeit deutscher und französischer Kapitalisten dar, die Stinnes heute mit dem 

F r a n k r e i c h  P o i n c a r é s  nur noch nicht erreichen kann. Aber mit dem F r a n k r e i c h  

L o u c h e u r s, also dem Frankreich von morgen, ist der Verschmelzung der lothringischen Erze mit 

der Ruhrkohle sehr wahrscheinlich. 

Was aber bedeutet sie? Etwa die Schaffung eines deutschen Imperialismus ? Sie bedeutet, daß diese 

Verschmelzung, die Stinnes während des Krieges unter dem Schutz der deutschen Bajonette herstellen 

wollte, nunmehr un t e r  dem  Schu t z  de s  f r anzös i s chen  Mi l i t a r i sm us  vor sich gehen soll. 

Da aber wiederum Frankreich von Amerika abhängig ist, so würde a u c h  S t i nne s’ W e g  l e t z t en  

Ende s, ebenso  wi e  a l l e  ande r en  Wege  deu t s che r  Kap i t a l i s t en  nach  New Yor k  f üh -

r en  – und  n i ch t  nach  Be r l i n. Es kommt dabei nicht darauf an, festzustellen, ob Stinnes heute 

bereits amerikanisch orientiert ist oder erst morgen sein wird: das Entscheidende ist, daß das S t in -

ne skap i t a l  ke i nen  S t u r m bo ck  gegen  da s  He r e i n f l u t en  de s  Aus l andskap i t a l s  
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darstellt, sondern daß auch er früher oder später bei einer starken ausländischen Kapitalsgruppe Halt 

suchen wird. 

Selbst ein Stinnes kann also nicht verhindern, daß das deutsche Proletariat nicht nur an der einheimi-

schen, sondern in immer rascherem Tempo auch an eine ausländische Bourgeoisie versklavt ist. Dieser 

Zustand erinnert an die K o l o n i a l l ä n d e r  d e s  O r i e n t s, wo [360] gleichfalls eine ausländische 

und eine eingeborene Bourgeoisie existieren. In diesen Ländern ist heute die einheimische Bourgeoi-

sie, die mit allen Mitteln (Boykottbewegungen, Zollmaßnahmen, politischer Kampf usw.) die Aus-

landskapitalisten bekämpft, die ausgesprochene V e r t r e t e r i n  d e r  n a t i o n a l e n  I n t e r e s s e n. 

Sie versteht es, die gesamte Bevölkerung – die nicht kapitalistischen Schichten und auch das Prole-

tariat – unter dem Banner des nationalen Befreiungskampfes zu sammeln. Es liegt dort auch durchaus 

im Interesse des Proletariats, diesen Kampf mitzumachen, denn mit der einheimischen Bourgeoisie ist 

alsdann leichter fertig zu werden als mit dem britischen Imperialismus. In Uebereinstimmung mit den 

Komintern wird diese Taktik von allen kommunistischen Parteien der Orientländer befolgt. 

In Deutschland aber ist es gerade die Bourgeoisie, die in steigendem Maße zur Erhaltung ihrer Exis-

tenz Anschluß an das Auslandskapital notwendig hat. 

Wer also vertritt in Deutschland die Interessen der Nation? Wer wird am schwersten betroffen von 

der doppelten Ausbeutung und dem Verkauf der deutschen Produktionsmittel an das Auslandskapi-

tal? Wer ist allein fähig, den Kampf gegen die Eroberung Deutschlands durch Lubersac, englische 

und amerikanische Finanzmagnaten aufzunehmen? Das deutsche Proletariat. 

* 

Die industrielle Konzentration als Grundlage der kapitalistischen Diktatur.  
Von W i l h e l m  D ü w e l l. 

Riesenhaft ballt sich das Kapital zusammen. Im Sturmlauf-Tempo vollzieht sich die industrielle Kon-

zentration. Sie macht eine kleine Gruppe von Industriellen und Kapitalsgrößen zu den Trägern unge-

heurer wirtschaftlicher und politischer Macht. Die republikanische Regierung ist nur eine Kulisse für 

die kapitalistische Diktatur. 

Das Zusammenballen des Kapitals, die beispiellose Machterweiterung einiger Industriegrößen, voll-

zieht sich nicht in einer Periode fieberhafter Produktionssteigerung und der Bereicherung der Welt 

mit großen Mengen Gebrauchs- und Verbrauchsgütern. Die lebhafte Beschäftigung in valutaschwa-

chen Ländern bedingt bei der kapitalistischen Verfassung der Nachkriegszeit Produktionsstörung und 

Arbeitslosigkeit in anderen Ländern. 

Ist nicht vermehrte Warenerzeugung die Quelle neuen Reichtums, dann hat sie zur Voraussetzung eine 

Verarmung der gesamten nichtkapitalistischen Bevölkerung. Sie verarmt unmittelbar: sie muß die 

Ernährung, überhaupt die ganze Lebenshaltung einschränken; Hausrat, Kleidung usw. kann nicht er-

gänzt, nicht neu beschafft werden; mangelnde Kaufkraft zwingt zu einer Begrenzung in der Befrie-

digung des Wohnbedürfnisses; einfache Kulturbedürfnisse werden für den größten Teil der Bevölke-

rung zu einem unerschwinglichen Luxus. Zu der unmittelbaren Verarmung tritt die mittelbare, die 

ungeheure Zunahme der öffentlichen Schulden. In der kapitalistischen Gesellschaftsordnung [361] 

bedeutet das Anwachsen der Schulden gesteigerte Steuerlast der Werktätigen, bedeutet zunehmende 

Abhängigkeit der Nichtbesitzenden von den Gläubigern des Staates, den Kapitalisten. Die Schulden-

vermehrung belastet die lebende arbeitende Generation und sie belastet die kommenden Geschlechter. 

Bereits in der Vorkriegszeit vollzog sich eine so starke industrielle Konzentration, daß schon vor 25 

Jahren bürgerliche Volkswirtschaftler zu der Meinung kamen, die Eisen-Großindustrie sei technisch 

reif für die – Sozialisierung. (Guido Heymann in seiner Untersuchung über die gemischten Werke.) 

Die gemischten Werke, eine Zusammenfassung von Gruben, Hüttenwerken und Eisenverarbeitung 

(Halbzeug) war damals der hervorstechende Typ der industriellen Konzentration. Produktionstechni-

sche und wirtschaftliche Gründe waren dabei bestimmend. Einen starken Anreiz für die Angliederung 

von Kohlengruben an die Hüttenwerke und umgekehrt gab eine Bestimmung des Kohlensyndikats, 

nach der die Hüttenzechen eine bestimmte Quote ihrer Förderung dem sogenannten Selbstverbrauch 
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zuführen durften. Der Selbstverbrauch war von Syndikatsabgaben befreit, und er erhöhte indirekt die 

Beteiligungsziffer, d. h. er gestattete eine stärkere Ausnutzung der Anlagen. Die Bevorzugung der 

Hüttenzechen förderte die Kombination zwischen Kohlen- und Eisenerzeugung in starkem Maße, 

gleichzeitig aber auch das bekannte Zechenlegen. Die charakteristische Wirkung des Kohlensyndi-

kats war ein zwar nicht überstürztes, aber ein sicheres Hochtreiben und ein Krisen überdauerndes 

Stabilisieren der Preise. Das Kohlensyndikat machte den Bergbau lukrativ. Bei der Preiskalkulation 

wurden die rückständigsten Produktionsverhältnisse und schlechten Abbaumöglichkeiten zugrunde-

gelegt. Die modernen Gruben mit der vorgeschrittensten Förder- und Aufbereitungstechnik erzielten 

daher auch die größten Gewinnquoten. Darum wurde es lohnend, die weniger rentablen Gruben auf-

zukaufen, sie stillzulegen und die Beteiligungsziffer auf die leistungsfähigen Gruben zu übernehmen. 

Für die Eisenwerke lag noch ein besonderer Anreiz zur Angliederung von Kohlengruben in dem Um-

stand, daß sie sich dadurch in ihrer Versorgung mit Koks vom Syndikat unabhängig machen konnten. 

So vollzog sich vorwiegend eine horizontale Konzentration: Rohstoffe, Erze und Kohlen wurden 

kombiniert mit der Eisen- und Stahlgewinnung, sowie mit dem Hervorbringen von Halbzeug 

(Walzprodukten und Gießerei-Erzeugnissen). Dieser Rahmen wurde wenig übersprungen; man griff 

nur vereinzelt in die eigentliche Fertigerzeugung hinein. Das Monopol über das Halbzeug sicherte 

den kombinierten Betrieben ihre eigene Rentabilität sichernde Preisdiktatur. Dagegen versuchten 

große Werke, z. B. Stinnes, schon Ende vorigen Jahrhunderts, durch eigene Handelsorganisationen 

und Transportunternehmen, sich auch in dieser Hinsicht unabhängig zu machen. 

In der Nachkriegszeit vollzog sich die industrielle Konzentration in einem beschleunigten Tempo und 

sie beschritt dabei auch neue Wege, die vertikale Zusammenfassung von Betrieben, die sich zum Teil 

als Weiterverarbeiter in das kontinuierliche Arbeitsprogramm der kombinierten Betriebe einfügten, 

zum Teil jedoch ganz anders geartete Produktionsstätten darstellten, mit anderen Erzeugungsvoraus-

setzungen als die Montanindustrie. Wenn z. B. Stinnes Wälder und Zementwerke, Ziegeleien und 

Schneidemühlen erwirbt, um die hier gewonnenen Materialien und Erzeugnisse als Baumaterial zu 

verkaufen, oder um seine Zeitungsunternehmen mit Papier zu versorgen, so hat solche [362] indust-

rielle Tätigkeit mit der Montan- und Stahlindustrie nichts mehr zu tun. 

Das gleiche gilt von der Konzernbildung zwischen bestehenden Montanunternehmungen oder dem 

verwaltungstechnischen und wirtschaftlichen Zusammenfassen von kombinierten Werken, oder dem 

Abschluß von Interessengemeinschaften zwischen gleichen Industrieunternehmen oder solchen ver-

schiedener Produktion, wie z. B. Montanwerke in Verbindung mit der Elektrizitätsindustrie. Auch 

das Eindringen der Großindustrie in den Herrschbereich der großen Banken (Stinnes in der Handels-

gesellschaft) und schließlich das Einflußnehmen in die meerbeherrschenden Schiffahrtsunternehmen, 

das alles geschieht nicht aus Gründen der Produktionstechnik oder der Ersparung von Erzeugungs-

kosten. Und wenn man hört, daß Stinnes nun auch die Margarineindustrie erfaßt, dann kann niemand 

annehmen, daß Erfordernisse der Produktionstechnik derartige Konzentrationsbestrebungen diktie-

ren, ebensowenig das Herausgeben Hunderter von Zeitungen. Es sind auch keinerlei produktions-

technischen Erwägungen, die Stinnes, Krupp und andere Großunternehmer veranlassen, Industrieun-

ternehmungen im Auslande zu erwerben, wie das in den letzten Jahren in umfangreicher Weise ge-

schehen ist und noch fortgesetzt geschieht. Teilweise sind bei solchen Erwerbungen unmittelbare 

Gewinnmöglichkeiten entscheidend. Man spart an Transportkosten, wenn die Erzeugung möglichst 

in das Konsumland verlegt wird. Es sind daher direkte Gewinninteressen, die Krupp und andere ver-

anlassen, in Rußland Konzessionen zu erwerben. Sie können hier nicht nur Kapital anlegen, sie öffnen 

sich auch einen Kanal zum Bezug von Rohprodukten und zum Abfluß von Erzeugnissen aus ihrem 

Stammunternehmen. Stinnes kauft österreichische Eisenwerke, die vom Koks abgesperrt sind, um 

seine günstige Position als Koksproduzent auszunützen. Zuweilen lohnt auch das Verlegen der Pro-

duktion ins Ausland, weil dabei an Lohnkosten gespart werden kann. Aber die treibende Kraft bei der 

gesamten Konzentration, die sich in verschiedenen Formen vollzieht und die über die nationalen 

Grenzen weit hinausgreift, schöpft aus anderen Erwägungen als solchen der Produktionstechnik und 

des Ersparens von Erzeugungskosten. Großzügige, für das Proletariat und die gesamte Bevölkerung 

verhängnisvolle finanzpolitische Spekulation ist das treibende Motiv. 
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Die Formen der vertikalen und weiterbetriebenen horizontalen Konzentration sind sehr mannigfaltig 

und vielfach undurchsichtig. Die finanzielle Verflechtung, das Zusammenwirken und Ineinandergrei-

fen der Interessen wird nur wenig sichtbar. Die einfachste und sichtbarste Form ist die Angliederung 

bestehender Werke durch Kauf. Auch dabei wählt man verschiedene Wege. Vielfach erwirbt der füh-

rende Mann der interessierten Kapitalsgruppe ein Paket der Aktien des Unternehmens, das man an-

gliedern oder in eine Interessengemeinschaft hineinbringen will. Hat der führende Mann die Majorität 

der Aktien als Besitz oder in Verbindung mit anderen Interessenten hinter sich, dann kann er durch 

Generalversammlungsbeschlüsse einen Verkauf des Unternehmens oder den Abschluß einer Interes-

sengemeinschaft herbeiführen. Oft geschieht das zum Nachteil der übrigen Aktionäre des überfalle-

nen Unternehmens. Zuweilen begnügt man sich mit dem Austausch von Aktien nach einem festge-

legten Schlüssel. Das erwerbende Werk erhöht sein Aktienkapital; die Aktionäre des Unternehmens, 

das angegliedert wird, können ihre Papiere zu einem bestimmten Kurse in Zahlung geben und even-

tuell bare Zuzahlungen leisten, oder aber, [363] wenn das Werk besonders lukrativ arbeitete, erhalten 

sie zu Aktien des erwerbenden Unternehmens noch eine Barausschüttung. Bei dem Abschluß von 

Interessengemeinschaften werden verschiedene Zwecke verfolgt. Entweder man verpflichtet sich ge-

genseitig zur Belieferung von Material und Erzeugnissen, läßt dabei die Unternehmen verwaltungs-

technisch und wirtschaftlich selbständig wie bisher weiterarbeiten, oder auf der Grundlage der bishe-

rigen Rentabilität der verbundenen Werke wird ein Modus für die Verteilung der erwirtschafteten 

Ueberschüsse festgelegt. So ist z. B. bei der Interessengemeinschaft zwischen den Mannesmann-

Röhrenwerken und der Bergwerksgesellschaft Konsolidation, die in der Form eines Pachtvertrages 

abgeschlossen worden ist, festgelegt worden, daß die Aktionäre von Konsolidation 150 Prozent der 

Summe als Ausschüttung bekommen, die den Aktionären der Mannesmann-Werke gezahlt wird. Die 

Verwaltung des gepachteten Unternehmens untersteht selbstverständlich dem Pächter. 

Wie fast alle Finanzoperationen der Industrie, so dienen auch die Angliederungen und die Abschlüsse 

von Interessengemeinschaften vielfach dazu, Gewinne und Ausschüttungen zu verschleiern. Ein Teil 

der Ueberschüsse hochrentierender Unternehmen wird auf bisher schlecht arbeitende und billig er-

standene Unternehmen übertragen; bei der Ausgabe neuer Aktien zu niedrigem Kurse oder ohne Ent-

gelt lassen sich Kursgewinne herausholen; das Kapital wird verwässert, Aktienpakete bleiben in den 

Schränken der Gesellschaft, Ausschüttungen fließen auf sie zurück und werden zu Erweiterungsan-

lagen oder Neu-Erwerbungen benutzt. 

Die industrielle Konzentration in Verbindung auch mit der Geldentwertung ließ den Kapitalbedarf 

gewaltig anschwellen. Zur Illustration einige Zahlen: während das Anlagekapital der deutschen Er-

werbsgesellschaften im Jahre 1913 rund 13 Milliarden darstellte, belief sich allein die Kapitalszu-

nahme in den ersten 10 Monaten 1921 auf rund 19 Milliarden Mark und in den ersten 10 Monaten 

des laufenden Jahres auf rund 30 Milliarden Mark. 

Die Kriegsindustrie benutzte ihre Monopolstellung im Kriege zu dem Erpressen riesenhafter Ge-

winne. Diese Gewinne unterzubringen, sie auch möglichst dem Steuerfiskus zu entziehen, lockte zu 

Neuinvestitionen im In- und Auslande. Die industrielle Konzentration bot dabei eine Gelegenheit, 

mit der man jedoch noch grundstürzende Ziele verband. Zunächst sicherten sich die industriellen 

Kapitalkräfte die schon fast vollständig eroberte Preisdiktatur, die wiederum die Konzentrationsbe-

strebungen förderte. Den verarbeitenden Werken wurden so hohe Preise diktiert, daß sie schon darum 

sehr oft in der Angliederung an die Montanindustrie oder in dem Aufgehen in eine Interessengemein-

schaft den einzigen Weg sahen, einem Zusammenbruch oder einer Zubußenwirtschaft zu entgehen. 

Die planmäßige Preistreiberei, die in der Arbeitsgemeinschaft der Unternehmer mit den Gewerk-

schaftsleitungen ihren festen Stützpunkt hatte, wirkte allgemein verteuernd. Je höher die Preise für 

Kohlen, Eisen und Stahl, besonders auch für Eisenbahn- und Baumaterial hinaufgetrieben wurden, 

um so gründlicher brachte man die Staatsfinanzen in Unordnung, machte man die Reichsbetriebe 

unrentabel und zwang die Regierung, durch eine fortgesetzt anschwellende Flut von neuen Noten den 

Finanzbedarf zu decken. Das Anschwellen der Notenflut trieb den Kurs der Reichsmark nach unten, 

immer tiefer, katastrophal. Mit dem Sinken der Reichsmark und den immer weiter hinaufspringenden 

Preisen verminderte das Stinnes-Kapital bewußt die Kaufkraft des Lohnes, der Sozial-[364]renten, 
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entwertete das in Hypotheken und sonstigen fest verzinslichen Werten angelegte Spargeld. Arbeiter, 

Beamte, Angestellte, Sozial- und Kleinrentner gerieten in Ernährungsnöte, verarmten, die ganze Be-

völkerung als Warenkäufer wurde ausgeplündert. Die Fonds der Sparkassen und sozialen Anstalten, 

die hypothekarisch angelegt waren, schrumpften mit der Verschlechterung der deutschen Valuta auf 

den Bruchteil des Wertes der Papiermark zusammen. Der Auswucherung infolge der Geldentwertung 

konnten sich nur Devisenschieber, Wucherer und jene Schichten entziehen, die an dem Raubzuge 

direkt beteiligt waren. Zu der direkten Verarmung der Massen kam die riesenhafte Verschuldung des 

Reichs, der Einzelstaaten und Gemeinden. Obwohl die Steuerlasten gewaltig anschwollen, wurde die 

Summe der öffentlichen Schulden ständig größer; die Tributpflicht der verarmten Bevölkerung an 

das Großkapital wird drückender und schwerer. 

Die schwer in Bedrängnis geratenen Schichten des Mittelstandes, auch weite Kreise der Arbeiter-

schaft, haben noch nicht erkannt, daß die Geldentwertung eine Folge der planmäßigen, im ausbeute-

rischen Sinne großzügigen Preispolitik des Großkapitals ist. 

Erlaubten schon die hohen Inlandspreise in Verbindung mit den niedrigen Lohnkosten große Gewinn-

ausschüttungen, noch viel lukrativer wurde das Exportgeschäft, die Hereinnahmen von Valutagewin-

nen. Aber das Glück der großindustriellen Exporteure bedeutete eine Verschärfung der Notlage der 

Waren kaufenden Masse. Je tiefer der Kurs der Reichsmark sank und die Valutagewinne anschwellen, 

um so größer die Summe der Reichsmark, die für die gleiche importierte Warenmenge hingegeben 

werden mußte. Und mit dem Hinaufsteigen der Preise für Auslandswaren trieben auch die Preise für 

inländische Erzeugnisse in die Höhe. Die Schraube war und blieb in Bewegung, unter der das Volk 

in fortgesetzt verstärktem Maße ausgebeutet wurde. Die durch solche Politik erzielten Gewinne be-

nutzten die Großkapitalisten, die Stinnes-Gruppe voran, Sachwerte in gewaltigem Ausmaße für sich 

zu erfassen und gleichzeitig den Staat in stets wachsendende Abhängigkeit vom dominierenden Ka-

pital zu bringen. Der relativ niedrige Kursstand der Industriewerte gestattet es, mit verhältnismäßig 

geringem Aufwand Fabriken und sonstige industrielle Unternehmen zu erwerben. 

So baute sich, dank der von der Gewerkschaftsbürokratie in den Arbeitsgemeinschaften gestützten 

Preispolitik – bei jeder Lohnerhöhung bewilligte man eine die Lohnkosten übersteigende Preiserhö-

hung –, eine gewaltige Kapitalmacht auf, deren Voraussetzung die allgemeine Verarmung und ver-

schärfte Ausbeutung des Proletariats und der ganzen nichtkapitalistischen Bevölkerung ist. Einige 

statistischen Angaben sollen das einwandfrei erhärten. Nach den Indexberechnungen der „Frankfurter 

Zeitung“, wobei der Warenpreis Mitte 1914 gleich 10 gesetzt wird, ergibt sich im Vergleich mit den 

Preisen für Stabeisen (Vorkriegspreis 98,50 Mark für die Tonne) folgendes Bild: 

 Preisgruppe Lebensmittel Gesamtindex für 

98 verschiedene Waren 

Stabeisen 

1914  109  100  109 

1922 Febr.  4300  4599  5630 

1922 Mai  6649  7384  9640 

1922 Novbr.  88.980  94.492  221.300 

1922 Dezbr.  144.753  166.495  300.000 

[365] Zur Begründung der letzten Eisenbahntariferhöhung wird amtlich folgende Berechnung aufge-

stellt; es betrugen das Vielfache der Friedenssätze: 

 Gütertarife Eisenpreise 

25: Oktober 448 1000 

4. November 673 1857 

18. " 673 2235 

Auch diese Tabelle zeigt, daß die Eisenpreise der allgemeinen Verteuerung weit vorauseilten und den 

Abstand fortgesetzt erweiterten. Erwähnen wir noch, daß gegenüber der Preissteigerung im allgemei-

nen (das fast 1000fache der Vorkriegspreise) und den Eisenpreisen (das 3000fache) die Löhne und 

Gehälter im Durchschnitt nur um das 150- bis 200fache gestiegen sind (für Metallarbeiter betrug die 

Steigerung nach den Tariflöhnen nicht ganz das 150fache), so liegt klar zutage, daß die von der Groß-

industrie mit Hilfe der Arbeitsgemeinschaften betriebene Preispolitik als das wirksamste Instrument 

zur Ausraubung der Bevölkerung funktioniert hat. 
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Vor dem Tribunal der Geschichte stehen als Hauptschuldige der jammervollen Verfassung des deut-

schen Volkes und der Staatsfinanzen die Herren Sozialdemokraten in den Arbeitsgemeinschaften und 

in der Regierung. Nur weil sie dem Großkapital bei ihrer volksfeindlichen Politik die Unterstützung 

liehen und sie ihre eigene Politik als sozialistische Aufbauarbeit deklarierten, konnte das Ausrauben 

mit so gewaltigen Erfolgen für das Kapital durchgeführt werden. [366] 

* 

Bücherschau. 

E. V a r g a: Die Niedergangsperiode des Kapitalismus. (Verlag der Kommunistischen Internationale 

1922). 

Als Beitrag zur Programmdiskussion auf dem IV. Weltkongreß der Kommunistischen Internationale 

hat Genosse Varga, der ja gewissermaßen kommunistischer Spezialist für Weltwirtschaft und Welt-

krise ist, soeben sein Büchlein erscheinen lassen, das „auf der Grandlage des Marxismus eine einge-

hende Analyse der Veränderungen im ökonomischen Unterbau“ erbringen will. Im Gegensatz zu 

früheren Veröffentlichungen des Verfassers ist daher das statistische Beweismaterial zugunsten einer 

breiteren theoretischen Darlegung etwas zurückgestellt worden. 

Varga untersucht zunächst die Hauptformen der Krisen und unterscheidet dabei sowohl zwischen den 

„vorübergehenden gewöhnlichen Krisen innerhalb des aufsteigenden Kapitalismus“ und „der bestän-

digen Krise“, d. h. dem Verfallsstadium des Kapitalismus, wie auch zwischen akuten Krisen und 

Krisenperioden. Während die Menschewisten bekanntlich die jetzige Krise allen früheren gleichset-

zen und noch einen unbegrenzten Ausschwung des Kapitalismus vor sich sehen, formuliert Varga die 

kommunistische Auffassung, daß wir uns in der ständigen Krisenperiode des niedergebenden Kapi-

talismus befinden, aber dabei freilich zur Zeit in einer Einzelphase der sich bessernden Konjunktur. 

Denn auch die absteigende Kurve der Wirtschaft verläuft wie die aussteigende in einer Wellenlinie. 

Zur Kennzeichnung des Verfallskapitalismus werden 10 Hauptmerkmale aufgeführt: Verkleinerung 

des kapitalistischen Gesamtgebietes und der Produktion – Rückbildungen zu vorkapitalistischen 

Wirtschaftsformen – Verlust des weltwirtschaftlichen Gleichgewichts – Desakkumulation – Proleta-

risierung – Verschärfung des Klassenkampfes usw. Diese Punkte sind geschickt mit Tatsachenmate-

rial aus der Weltwirtschaft belegt. Ales sehr anschaulich und einleuchtend, wie auch die Gegenüber-

stellung der typen der kapitalistischen Länder der Gegenwart. 

Das „theoretische Gesamtbild“ entwirft Varga in engster Anlehnung an Marx, der aber ja gerade die 

Darstellung der A k k u m u l a t i o n  nicht zu völligem Abschluß zu bringen vermocht hatte. Wir müs-

sen da schon der Genossin Rosa Luxemburg recht geben, daß Marx das Schema eines Gleichge-

wichtszustandes des Kapitalismus bei sich erweiternder Reproduktion auf die Dauer nicht hätte fest-

halten können – wie es schließlich auch Genosse Varga nicht kann! Denn wenn Varga auch von 

einem kapitalistischen Gleichgewichtszustand ausgeht, der erst durch den Weltkrieg zerstört sei, 

wodurch alsdann der Weltkapitalismus in Ueberproduktions- und Unterproduktionsländer auseinan-

dergerissen und der Verfall des Kapitalismus eingeleitet worden sei, so tritt doch Varga selbst der 

menschewistischen Auffassung entgegen, als wäre der Krieg eine leidige Schicksalslaune und der 

alleinige Störenfried der kapitalistischen Idylle gewesen. Ist dagegen der Krieg aus dem Wesen des 

Imperialismus hervorgegangen, dann lag schon in letzterem die Tendenz des Kapitalismus, aus dem 

Gleichgewicht zu fallen. Und bei der Weiterführung der Untersuchungen, wie sie eben von Rosa 

Luxemburg vorgenommen worden ist, zeigt sich, daß der Kapitalismus, um eben zu seinem er-

wünschten Gleichgewicht zu gelangen, unausgesetzt um sich greifen, d. h. eben in ständiger Bewe-

gung sich erweitern muß und das Gleichgewicht doch nie erreicht. Wenn ihm hier Schranken gesetzt 

werden, ist der Kapitalismus selbst in seinem Lebensnerv getroffen. Varga gibt die Tatsache der im-

perialistischen Expansion zu, lehnt aber die begründende Theorie Rosas kurzerhand ab. Warum? das 

ist nirgends gesagt! Die einzige Stelle, der Varga im Text auf Rosas Werk Bezug nimmt, läßt noch 

nicht darauf schließen, daß Varga die Akkumulation des Kapitals eingehender studiert hätte. In der 
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„Rückverwandlung früherer kapitalistischer Länder in nichtkapitalistische“ ersah Rosa sicherlich 

nicht einen Aus-[367]weg des Kapitalismus zur Weiterführung seiner Akkumulation*). 

Man kann eine marxistische Grundlage des Verfallskapitalismus nicht ohne eingehende Würdigung 

der Akkumulationstheorie Rosa Luxemburgs, durch die allein die Vorstellung einer ökonomisch 

möglichen Verewigung des Kapitalismus widerlegt wird, vornehmen. Wir erwarten gewiß nicht ein 

mechanisches Umschlagen des Kapitalismus in den Kommunismus. Wir sehen mit Varga im Kamp-

feswillen in der revolutionären Aktivität des Proletariats einen entscheidenden Machtfaktor im Ver-

lauf des sozialen Geschehens. Aber andererseits ist doch „die Rebellion der Arbeiter, ihr Klassen-

kampf – und darin liegt gerade die Bürgschaft seiner siegreichen Kraft – bloß ideologischer Reflex 

der objektiven geschichtlichen Notwendigkeit des Sozialismus, die sich aus der objektiven wirtschaft-

lichen Unmöglichkeit des Kapitalismus auf einer gewissen Höhe seiner Entwicklung ergibt“. (Rosa 

Luxemburgs Akkumulation des Kapitals II, S. 37). Damit wäre freilich das verzweifelte Zukunftsbild 

einer „internationalen Vertrustung“, eines Kapitalismus von einiger Dauer nicht zu vereinigen. 

Es ist klar, daß wir mit dieser Hervorhebung den agitatorischen Wert der Vargaschen Broschüre nicht 

im geringsten herabsetzen wollen. Die Schrift ist alles in allem eine anregende und wertvolle Berei-

cherung unserer kommunistischen Literatur. H. D. 

„Das politische Ergebnis des Rathenau-Prozesses“ sucht K a r l  B r a m m e r  in einer auf Grund 

des amtlichen Stenogramms bearbeiteten und im Verlag für Sozialwissenschaft soeben erschienenen 

Broschüre zu ziehen. Auf den 8 Seiten der Einleitung ist freilich das Ergebnis des Rathenau-Prozesses 

keineswegs gründlich oder erschöpfend aus den politischen Erfahrungen und Tatsachen gezogen. Es 

handelt sich nur um eine matte Wiederholung des auch in der sozialdemokratischen Presse vor und 

nach Abschluß des Prozesses „getätigten“ Leitartikel. Die Broschüre enthält aber wertvolles Material 

in der Auswahl des überreichlichen Prozeßstoffes und der sehr übersichtlich gegliederten Darstellung. 

Die Beziehungen der Angeklagten zu den deutsch-völkischen Organisationen, die deutschnationale 

Jugenderziehung, die Organisation C, die Mordatmosphäre und die Geldgeber werden aus den nur 

andeutungsweise im Prozeß zur Sprache gekommenen Tatsachen prägnant aneinander gereiht. In die-

sem Sinne enthält die Broschüre eine knappe und kurze Materialsammlung, die man politisch und 

agitatorisch den Mordbrüdern und ihren deutschnationalen Hintermännern um die Ohren schlagen 

kann, besonders wenn sie sich aufs Leugnen verlegen. Das politische Ergebnis des Mordprozesses 

wird freilich erst durch die Diktatur des Proletariats gezogen werden. 

„Spitzel“. Mit dieser sauberen Gilde rechnet eine Broschüre ab, die jüngst im Viva-Verlag erschienen 

ist und in den Sumpf der politischen Polizei gründlich hineinleuchtet. Die Leser der sozialdemokra-

tischen und kommunistischen Presse kennen vielfach den Roman von Upton Sinclair: „100 Prozent“, 

der die Schändlichkeiten des amerikanischen Spitzelsystems an der Hand nackter Tatsachen darstellt. 

Kenner der deutschen politischen Atmosphäre wissen, daß wir in Deutschland keinen Grund haben, 

bei uns die Luft für reiner zu halten. Selbst die Phantasieprodukte eines Kriminalromanschreibers 

verblassen vor den schändlichen Niederträchtigkeiten der Spitzel und Lockspitzel, die die Geschichte 

der deutschen Arbeiterbewegung auf Schritt und Tritt begleitet haben. Mag nun ein Polizeirat Stieber 

mit gefälschten und gestohlenen Dokumenten den Kölner Kommunistenprozeß des Jahres 1851 ar-

rangiert haben, oder mag heute als oberster Spitzelchef Herr Weismann die Kommunistenhetze be-

treiben, es bleibt immer die gleiche Geschichte. In unserer neuen Broschüre marschiert eine ganze 

Galerie dieser Ehrenmänner auf, und mit ihrem Bilde verknüpft sich eine Rekapitulation aller gegen-

revolutionären Vorgänge seit dem Dezember 1918. Der Verrat der Sozialdemokratie an der Revolu-

tion findet in dem mit den Freikorps und der Garde-Kavallerie-Schützendivision großgezüchteten 

amtlichen Spitzelapparat ihren drastischen Ausdruck. [368] Auch die Betriebsspitzel neben allen an-

deren Schattierungen dieses schmutzigsten aller Gewerbe werden von dem Verfasser ins Licht der 

öffentlichen Betrachtung und Verachtung gezogen. Das Proletariat hat alle Ursache, bei einem revo-

lutionären Gesundungsprozeß mit diesen üblen Zersetzungserscheinungen einer innerlich faulen 

Staatsordnung säubernd aufzuräumen, ohne dabei Karbol zu sparen. 

 
*) Vergl. auch Internationale Nr. 10, S. 291. 
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Ein offenes Wort der Kommunistischen Internationale an die klassenbewußten Arbeiter Deutsch-

lands richtet die im Viva-Verlag erschienene Broschüre „W a c h t  a u f, V e r d a m m t e  d i e s e r  

E r d e“. Es ist nicht nur ein lebhafter Appell an die bisherigen Mitglieder der USPD, zur Partei des 

Klassenkampfes, nämlich zur Kommunistischen Partei hinüberzukommen. Es ist gleichzeitig eine 

Aufrüttelung, aus der O f f e n s i v e  d e s  K a p i t a l s  und der maßlosen Teuerungs- und Verelen-

dungstendenz die richtigen Schlüsse zu ziehen und an Stelle der bourgeoisiefreundlichen Koalitions-

politik und der Arbeitsgemeinschaft den p r o l e t a r i s c h e n  K l a s s e n k a m p f  zu setzen. Wer sich 

nicht elend zugrunde richten lassen will, hem gibt diese Schrift die Waffe in die Hand, sich auf dem 

Weg der Befreiung durchzukämpfen. 

„Vier Jahre politischer Mord“ heißt jetzt in ihrer erweiterten 5. Auflage die bekannte Broschüre 

von E. J. G u m b e l, die zuerst unter dem Titel „Zwei Jahre Mord“ im Verlag der „Neuen Gesellschaft, 

Berlin-Friedenau“ erschien und allgemeine Beachtung fand. Gumbels Schrift ist nicht nur eine, wenn 

auch noch keineswegs lückenlose Aufzählung aller politischen Mordtaten, sondern auch eine Brand-

markung der Justiz, die als Exponent des herrschenden Systems im Klassenstaat bisher keinen einzi-

gen Mord von rechts voll gesühnt hat. Das Buch enthält 354 Rechtsmorde, die durchschnittlich mit 

zwei Monaten Einsperrung „gesühnt“ wurden, und enthält zahlreiche Tabellen mit genauen Angaben 

der Opfer der Tötung, und der rechtlichen Folgen der Morde. Noch kein Mörder von Rechts ist hin-

gerichtet worden, dafür laufen aber von ihnen um so mehr frei herum und rüsten zu neuen Taten. Und 

alles das unter den Augen der Justiz und des gewesenen sozialdemokratischen Reichsjustizministers 

Dr. Radbruch. EB 

Zeitschriftenschau. 

Russische Korrespondenz Nr. 7-10. Verlag der KI. 

Besonders wertvoll ist an dieser Nummer eine Sammlung der Resolutionen der Allrussischen Kon-

ferenz und des Parteitags der bolschewistischen Partei vor der Uebernahme der Macht. Zusammen 

mit zwei Artikeln von Lenin aus derselben Zeit gewinnt man ein klares Bild über die folgerichtige 

Entwicklung der Taktik der Partei bis zum bewaffneten Aufstand. 

Weiter wäre hervorzuheben eine Geschichte des polnisch-russischen Krieges von dem Oberbefehls-

haber der Roten Armee Kamenew, Aufsätze von Radek über Genua und Haag und das neueste Pro-

gramm der menschewistischen Partei, die jetzt unverblümt die unbeschränkte Wiederherstellung des 

kapitalistischen Privateigentums fordert. 

Cahiers Communistes Nr. 5. 

Auch die 5. Nummer der Zeitschrift des linken Flügels der Kommunistischen Partei Frankreichs stellt 

es sich zur Aufgabe, nachdrücklich und rückhaltslos Grundsätze und Politik der Komm. Internatio-

nale zu verfechten. A. Dunois behandelt die Lage in der Partei. Treint schreibt gegen die Freimaurerei. 

Kleinere Notizen wenden sich gegen den Jaurès-Fetischismus, der in der französischen Partei nur das 

Festhalten an der sozialdemokratischen Tradition verhüllen soll. 
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